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Das  Becbt  der  UebersetzuBg  in  fremde  Sprachen  bebalt  sieb  der  Verfasser  vor, 
Deponirt  gegen  Nacbdruck. 


yfrV.   JiL/^//.  /o,/^(T^, 


Vorwort 


Wie  der  Verfasser  es  bereits  im  Vorwort  zu  Band  III  aus- 
gedrückt hat,  so  empfindet  er  jetzt  in  noch  gesteigertem  Masse, 
analog  dem  progressiven  Wachstbum  seines  Werkes,  die  Schwierig- 
keiten, welche  nur  mit  höchster  Anspannung  der  Geistes-  und 
Korperkraft  des  Einzehien  zu  bewältigen  sind.  Er  muss  seiner 
Arbeit  die  vollste  Energie  und  aufopferndste  personliche  Hin- 
gebung widmen,  soll  die  Durchfuhrung  eines  solchen  Planes,  zu 
dessen  Verwirklichung  ein  schnelles  Zeitmass  eo  ipso  geboten  ist, 
nicht  überhaupt  in  Frage  gestellt  werden.  Bei  langsamem  Schaffen 
wird  das  Material  obsolet;  hat  der  Verfasser  dies  doch  trotz 
emsigster  Förderung  bei  dem  vorliegenden  Bande  wieder  erfethren 
müssen.  Das  umfEingreiche  Manuscript  des  Handelsgesetzbuches  von 
Salvador  war  bereits  druckfertig,  als  die  unerwartete  Publikation 
eines  neuen  Cödigo  die  ganze  Arbeit  vernichtete. 

Soll  in  absehbarer  Zeit  eine  Synopse  der  aktuellen  Gesetz- 
gebung ermöglicht  werden,  so  gilt  es,  rasch  zu  arbeiten.  Wohl 
ist  sich  der  Verfasser  der  Kühnheit  seines  Unternehmens  bewusst 
und  weiss  auch,  dass  seine  Arbeit  di  pianta  nicht  in  allen  Details 
vollendet  sein  kann.  Zum  Fortbau  im  Einzelnen  aber  ruft  er  die 
Fachgenossen  auf,  indem  er  ihnen  das  Ergebniss  seiner  Bemühungen 
unterbreitet  und  jede  ihm  übersandte  Berichtigung  mit  verbind- 
lichstem Danke  entgegennehmen  wii'd.  Mag  die  Zukunft  bessern 
und  vollenden,  zunächst  aber  erstehe  das  Werk  als  Ganzes  und 
werde  als  solches  gewürdigt. 


VI  Vorwort 

Was  den  gegenwärtigen  Theil  anbetrifft,  so  dürfte  das  Fehlen 
des  Russischen  Handelsgesetzbuches  dabei  auffallen.  Da  jedoch 
in  Russland  seit  längerer  Zeit  ein  neues  Handelsgesetzbuch  pro- 
jektirt  ist,  so  erschien  es  angezeigt,  erst  die  Neugestaltung  abzu- 
warten. 

Unter  den  zur  Darstellung  gebrachten  Gesetzbüchern  nimmt 
das  Portugiesische  einen  hervorragenden  Platz  ein.  Dasselbe 
bietet  aber  auch  bei  der  Uebertragung  die  meisten  Schwierigkeiten, 
da  es  in  der  Fassung  nicht  besonders  glücklich  ist  und  inhaltlich 
zuweilen  —  wie  z.  B.  bei  der  Gesellschaflslehre  —  der  wünschens- 
werthen  Klarheit  entbehrt. 

Nicht  unwesentlich  haben  in  diesem  Bande  die  Not^n  an 
Umfang  gewonnen,  wie  ein  Blick  auf  die  Seiten  245,  253,  292, 
300  etc.  zeigt,  denn  es  empfahl  sich  im  Allgemeinen,  mehr  auf 
die  bereits  edirten,  als  auf  die  noch  ausstehenden  Gesetzbücher 
zu  verweisen. 

Wie  sich  die  Erkenntniss  von  der  Nothwendigkeit  einer 
Legislation  sowohl,  als  einer  Rechtswissenschaft  auf  comparativer 
Basis  gegenwärtig  mehr  und  mehr  vollzieht,  dafür  ist  ein  be- 
merkenswerthes  Zeichen  in  der  Thatsache  wahrzunehmen,  dass  die 
Französische  Regierung  seit  einiger  Zeit  die  Uebertragung 
wichtiger  Godifikationen  aus  den  verschiedensten  Rechtsdisciplinen 
durch  eine  Kommission  der  namhaftesten  Gelehrten  auf  Staats- 
kosten herstellen  lässt.  Von  Handelsgesetzbüchern  sind  allerdings 
bisher  nur  das  Deutsche  bezw.  Oesterreichische,  sowie 
das  Ungarische  in  den  Kreis  der  Berücksichtigung  gezogen 
worden.  Vielleicht  gewährt  das  vorliegende  Werk  Anregung  zu 
Weiterem  in  dieser  Beziehung. 

Aber  noch  höhere  Erwartungen  knüpfen  sich  an  einen  Akt 
aus  der  jüngsten  Vergangenheit. 

Als  der  Verfasser  vor  nunmehr  drei  Jahren  die  Einleitung 
zu  Band  I  schrieb,  glaubte  er  <^fl|^  gewissermassen  rechtfertigen 
zu  müssen,  wenn  er  an  sein  Wert  die  Hoffnung  und  den  Wunsch 
knüpfte,   dass   es   zu  einer  Ajssimilation   auf  einem  eminent  inter- 


Vorwort.  Vn 

nationalen  Gebiete  des  Rechts  beitragen  möge.  Es  durfte  ihn 
daher  mit  freudiger  Genugthuung  erfüllen,  dass  im  Herbst  dieses 
Jahres  von  der  Konigl.  Belgischen  Regierung  ein  Kongress 
zur  Herbeiführung  der  damals  von  ihm  „für  eine  Reihe  von 
Institutionen  als  praktisch  weder  undurchführbar  noch  un- 
erreichbar" bezeichneten  Rechtsausgleichung  berufen  worden  ist. 

Inwieweit  die  so  begonnenen  Arbeiten  der  Kommission  erfolg- 
gekrönt sein  werden,  wird  die  Zukunft  erweisen.  Wie  dem  aber 
auch  sein  mag:  ein  bedeutsamer  Schritt  in  der  Richtung  auf  das 
grosse  Ziel  ist  nunmehr  gethan.  — 

Möge  dieser  Band  von  dem  nämlichen  Wohlwollen  getragen 
werden,  welches  seinen  Vorgängern  so  vielseitig  in  reichem  Masse 
beschieden  gewesen  ist. 

Berlin,  den  26.  Dezember  1885. 


Oscar  Borchardt. 
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XXV.  PERU. 


±Jas  für  die  Republik  Peru  in  Gemässheit  der  Präsidialverordnung 
vom  30.  April  1853  unterm  15  Mai  1853  —  mit  Gesetzeskraft  „nach  Ablauf 
eines  Monats"  —  publicirte,  auf  dem  Spanischen  Recht  beruhende 

Handelsgesetzbuch 

lautet: 

Buch  I. 

Von   den  Kaufleuten   und   Handelsagenten. 

TITEL  I. 
Von  der  Fähigkeit,  Handel  zu  treiben. 

Art.  1.  Eanfleute  sind  diejenigen,  welche  Handelsgeschäfte  betreiben, 
indem  sie  aus  dem  Handelsbetriebe  ihren  gewerbemässigen  und  gewohnlichen 
Beruf  machen. 

2.  Die  Ausübung  des  Handelsbetriebes  ist  unabhängig  von  der  Eigen- 
schaft als  Bürger. 

3«  Die  Ausländer  geniessen  die  Wohlthat  der  Handelsgesetze  und 
sind  ebenso  wie  die  Peruaner  den  Einschränkungen  in  denselben  unterworfen. 

4.  Als  Eaufleute  werden  Behufs  der  Beneficien  und  Prärogativen,  welche 
denselben  gewährt  werden,  nicht  erachtet: 

1.  diejenigen,    welche  nur  gelegentlich  irgend  ein   Geschäft  des  Land- 
handels ausfahren; 

2.  diejenigen ,  welche  es  unterlassen,  sich  in  die  Matrikel  der  Eaufleute 
eintragen  zu  lassen. 

5.  Diejenigen ,  welche  sich  in  dem  einen  oder  anderen  Falle  des 
vorhergehenden  Artikels  befinden,  sind  in  Ansehung  der  Streitigkeiten, 
welche  bezüglich  der  von  ihnen  eingegangenen  Handelsverpflichtungen  ein- 
treten, den  Handelsgesetzen  und  der  Handelsgerichtsbarkeit  unterworfen. 
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6.  Es  haben  die  Fähigkeit,  Handel  zu  treiben,  alle  diejenigen,  welche 
nach  den  allgemeinen  Gesetzen  die  Fähigkeit  haben ,  zu  kontrahiren,  vor- 
behaltlich der  in  diesem  Gesetzhuche  festgesetzten  Beschränkungen. 

7.  Damit  diejenigen,  welche  jünger  als  21  Jahre  sind,  Handel  treiben 
können,  ist  es  erforderlich: 

1.  dass  sie  gesetzlich  emancipirt  worden  sind; 

2.  dass  sie  eigenes  Vermögen  besitzen. 

8*  Die  Ehefrau  kann  mit  Ermächtigung  ihres  Ehemannes  Handel 
treiben,  oder  ohne  dieselbe,  wenn  sie  gesetzlich  von  Tisch  und  Bett  geschieden 
worden  ist. 

9.  In  dem  ersten  Falle  des  vorhergehenden  Artikels  ist  das  ganze 
Vermögen  der  Ehefrau  und  dasjenige,  welches  beiden  Ehegatten  gemein- 
schaftlich gehört,  für  die  Ergebnisse  des  Handelsbetriebes  verhaftet.  Im 
zweiten  Falle  haftet  nur  das  eigene  Vermögen  der  Ehefrau. 

10.  Sowohl  der  Minderjährige  als  die  Ehefrau  können,  wenn  sie  Kauf- 
leute sind,  die  ihnen  gehörenden  Immobilien  als  Sicherheit  für  die  kontra- 
hirten  Verpflichtungen  verhypotheciren.  Ebenso  können  sie  diesell>en  unter 
Befolgung  der  in  dem  Civilgesetzbuche  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten 
veräussern. 

11.  Die  Ehefrau,  welche  von  ihrepi  Ehemanne  zum  Handelsbetriebe 
ermächtigt  worden  ist,  darf  weder  die  Immobilien  des  Ehemannes,  noch 
diejenigen,  welche  beiden  Ehegatten  gemeinschaftlich  gehören,  belasten  oder 
verhypotheciren,  wenn  ihr  niclit  in  der  Ermächtigungsurkunde  ausdrucklich 
diese  Befugniss  ertheilt  worden  ist. 

Die  minderjährigen  Kaufleute  geniessen  bei  den  Handelsgeschäften, 
welche  sie  ausführen,  die  Rechtswohlthat  der  Restitution  nicht. 

12.  Die  Ausübung  des  Handelsbetriebes  ist  wegen  Unverträglichkeit 
mit  dem  Stande  untersagt: 

1.  den  geistlichen  Koi'porationen ; 

2.  den  Geistlichen,  wenn  sie  auch  nur  erst  die  Tonsur  haben,  während 
sie  die  geistliche  Tracht  tragen  und  die  geistlichen  Rechte  geniessen ; 

3.  den  Civilobrigkeiten  und  Richtern  in  dem  Bezirke,  wo  sie  ihr 
Amt  oder  ihre  Gerichtsbarkeit  ausüben; 

4.  den  Beamten  bei  der  Erhebung  und  Verwaltung  der  Nation alrenten 
in  den  Ortschaften,  aufweiche  sich  ihre  Amtsverrichtungen  erstrecken. 

13*    Es  dürfen  wegen  gesetzlicher  Makel  keinen  Handel  treiben  : 

1.  diejenigen,  welche  durch  ein  vollstreckbares  Erkenntniss  zu  einer 
Körper-  und  infamirenden  Strafe  verurtheilt  worden  sind; 

2.  die  Falliten,  welche  nicht  Rehabilitation  erhalten  haben; 

3.  diejenigen,  welche  in  Civilsachen  in  Gemässheit  des  Gesetz- 
buches, betreffend  das  Gerichtsverfahren,  als  zahlungsunfähig  erklärt 
worden  sind. 

14.  Die  Handelsverträge,  welche  von  zum  Handelsbetriebe  unfähigen 
Personen,  deren  Unfähigkeit  wegen  ihrer  Qualität  oder  wegen  ihres  Amtes 
notorisch  ist,  abgeschlossen  sind,  sollen  für  alle  Kontrahenten  ungültig  sein. 

15.  Wenn  ein  unfähiger  Kontrahent  seine  Unfähigkeit  einem  andern 
Kontrahenten  verheimlicht  und  dieselbe  auch  nicht  notorisch  ist,  so  soll  er 
zu  Gunsten  des  letzteren  verpflichtet  bleiben,  ohne  dass  er  ein  Recht  erlangt, 
ihn  zur  Erfüllung  der  Verpflichtungen,  die  dieser  eingegangen  ist,  vor 
Gericht  zwingen  zu  können. 

16.  Die  gewerbemässige  Ausübung  des  Handels  wird  Behufs  der 
gesetzlichen  Wirkungen  angenommen,  wenn  Jemand,  nachdem  er  sich  in  die 
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Matrikel  der  Eaufleute  hat  eintragen  lassen,  dem  Publikum  durch  Cirkulajre 
oder  durch  die  Zeitungen,  durch  Plakate  oder  durch  an  einem  öffentlichen  Orte 
angebrachte  feste  Schilder  ein  Etablissement  anzeigt,  welches  irgend  ^ne 
derjenigen  Operationen  zum  Zweck  bat,  die  in  diesem  Gesetzbuche  als 
wirkliche  Handelsakte  erklärt  werden,  und  wenn  diesen  Ankündigungen 
folgt,  dass  die  eingetragene  Person  sich  mit  Handlungen  dieser  nämlichen 
Art  beschäftigt 


TITEL  n. 

Von  den  Verpflichtungen,  welche  allen  gemeinsam  sind, 
die  Handel  treiben. 

17.  Alle  diejenigen,  welche  Handel  treiben,  gehen  durch  die  That- 
sache  selbst  die  Verpflichtung  ein,  sich  den  Massnahmen  zu  unterwerfen, 
die  von  dem  Gesetz  als  Garantie  aufgestellt  sind  gegen  den  Yertrauens- 
missbrauch,  der  bei  Handelsbeziehungen  gemacht  werden  kann. 

Diese  Massnahmen  bestehen: 

1.  in  der  Eintragung  derjenigen  Urkunden  in  ein  förmliches  Register, 
deren  Inhalt  und  Authenticität  zur  öffentlichen  Eenntniss  gebracht 
werden  müssen; 

2.  in  einer  gleichförmigen  und  strengen  Rechnungs-  und  Buchführung; 

3.  in  der  Aufbewahrung  der  Korrespondenz,  welcne  auf  den  Geschäfts- 
betrieb des  Kaufmanns  Bezug  hat. 

Abschnitt  I. 
Vom    öffentlichen    Handelsregister. 

18.  In  jeder  Hauptstadt  einer  Provinz  ist  ein  öffentliches  und  allgemeines 
Handelsregister  einzurichten,  welches  in  zwei  Abschnitte  einzutheilen  ist. 

Der  erste  Abschnitt  bildet  die  Generalmatrikel  der  Kaufleute,  in  welche 
alle  Eintragungen  zu  machen  sind,  die  denjenigeo,  welche  sich  dem  Handel 
widmeu,  ausgefertigt  werden. 

In  den  zweiten  sind  in  der  Ordnung  der  Nummern  und  Daten  ein- 
zutragen : 

1.  alle  Dotalbriefe  und  Ehekontrakte,  welche  von  den  Eaufleuten 
ausgestellt  werden,  oder  welche  sie  zur  Zeit,  zu  welcher  sie  sich  dem 
Handel  widmen,  schon  ausgestellt  haben,  sowie  die  Urkunden,  welche 
im  Falle  der  Restitution  der  Dos  ausgefertigt  werden; 

2.  die  Urkunden,  in  denen  eine  Handelsgesellschaft  kontrahirt  wird, 
mögen  ihre  Zwecke  und  ihre  Benennung  sein,  welche  sie  wollen; 

3.  die  Vollmachten,  welche  von  den  Kaufleuten  an  ihre  Faktoren  und 
Handlungsgehülfen  Behufs  Leitung  und  Verwaltung  ihrer  Handels- 
geschäfte ausgestellt  werden. 

19.  Dem  Sekretair  des  Konsulatsgerichtes  (Tribunal  del  Consulado) 
jedes  Departements  liegt  es  ob,  das  allgemeine  Register  zu  führen  und,  wo 
kein  Konsulatsgericht  vorhanden  ist,  dem  Schreiber  des  Handelsgerichtes 
erster  Instanz. 

20.  Die  Dotalurkunden  zwischen  handeltreibenden  Eheleuten,  welche 
in  das  Genoralregister  der  Provinz  nicht  eingetragen  worden  sind,  sind  zur 
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Erlan^ng  des  Vorzugsrechtes  der  DotÄlforderung  bei  Konkurrenz  mit  andern 
Gläubigern  geringeren  Grades  wirkungslos. 

21.  Die  Gesellschaftsurkunden,  welche  nicht  in  das  allgemeine  Handels- 
register eingetragen  werden,  erzeugen  kein  Klagerecht  zwischen  den  Ausstellern, 
um  die  in  denselben  anerkannten  Rechte  vor  Gericht  geltend  zu  machen, 
dagegen  sollen  sie  deshalb  dritten  Betheiligten  gegenüber,  welche  mit  der 
Gesellschaft  kontrahirt  haben,  Wirkung  haben. 

22.  Ebensowenig  erzeugen  die  den  Faktoren  und  Handlungsgehulfen  zur 
Verwaltung  der  Handelsgeschäfte  ihrer  Prinzipale  übertragenen  Vollmachten 
eine  Klagerecht  zwischen  dem  Mandanten  und  dem  Mandatare,  wenn  sie  nicht 
Behufs  ihrer  Eintragung  in  das  Generalregister  eingereicht  werden. 

Abschnitt  11. 

Von    der   kaufmännischen    Buchführung 
(Rechnungspflicht). 

23*  Jeder  Elaufmann  ist  verpflichtet,  über  seine  Handelsgeschäfte  Buch 
(Rechnung)  zu  führen,  und  zwar  wenigstens  in  drei  Büchern,  welche  sind: 
das  Tagebuch  (Diarium),  das  Haupt-  oder  Kontokorrentbuch  und  das  Inven- 
tarienbuch. 

24.  In  das  Tagebuch  sind  Tag  für  Tag  und  nach  der  Ordnung,  in 
welcher  sie  stattfinden,  alle  Geschäfte  einzutragen,  welche  der  Kaufmann  in 
seinem  Handelsbetriebe  macht,  mit  Angabe  des  Charakters  oder  der  Um- 
stände jedes  derselben  und  dem  Ergebnisse^  welches  dasselbe  zu  seinen 
Lasten  oder  Gunsten  erzeugt,  dergestalt,  dass  jeder  Posten  deutlich  angiebt, 
wer  Gläubiger  und  wer  Schuldner  bei  dem  Geschäfte  ist,  auf  welches  derselbe 
sich  bezieht. 

25.  Die  laufenden  Konten  über  jeden  Gegenstand  oder  jede  Person 
besonders  sind  mit  „Soll"  und  „Haben"  (Debet  und  Credit)  im  Hauptbuche  zu 
ero£Pnen  und  in  jedes  derselben  die  Eintragungen  des  Tagebuches  in  strenger 
Reihenfolge  der  Daten  zu  übertragen. 

26.  Sowohl  in  d^m  Tagebuch  als  auf  einem  besonderen  Konto,  welches 
zu  diesem  Zwecke  im  Hauptbuche  anzulegen  ist,  müssen  alle  Posten,  die  der 
Kaufmann  zu  seinem  Haushalt  verbraucht,  vermerkt  werden,  indem  er  die 
Eintragungen  unter  denjenigen  Daten  bewirkt,  an  welchen  er  diese  Gelder 
zu  obigem  Zwecke  aus  seiner  Kasse  entnimmt. 

27.  Das  Inventarienbuch  hat  mit  einer  genauen  Beschreibung  des 
Geldes,  der  Mobilien  und  Immobilien,  der  Forderungen  und  jeder  anderen 
Art  von  Werthen,  welche  das  Kapital  des  Kaufmannes  bei  Beginn  seines 
Geschäftsbetriebes  bilden,  anzufemgen. 

Hierauf  hat  jeder  Kaufmann  jährlich  die  Generalbilanz  seines  Geschäfts- 
umsatzes, welche  in  dasselbe  Buch  eingetragen  werden  muss,  aufzustellen. 
In  diese  Bilanz  muss  er  alle  seine  Vermögensstücke,  Forderungen  und  Klage- 
rechte, sowie  alle  seine  Schulden  und  Verpflichtungen,  welche  bei  Datirung 
der  Bilanz  schweben,  ohne  irgend  einen  Vorbehalt,  noch  irgend  welche 
Auslassung  unter  der  Verantwortlichkeit,  welche  in  dem  Buche  „Von  dem 
Falliment*'  festgesetzt  ist,  aufnehmen. 

Alle  Inventarien  und  Generalbilanzen  sind  von  allen  bei  der  Anfertigung 
gegenwärtigen  Interessenten  des  Handelsetablissements  zu  unterzeichnen. 

28.  Bei  den  Inventarien  und  Generalbilanzen  der  Handelsgesell- 
schaften   soll    es    genügen,    dass    die   gemeinschaftlichen    Rechte    und    Ver- 
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pflichtoDgen  des  Gesellscbaftsyerinögens  angegeben  sind,  ohne  dass  es  erforder- 
lich ist,  die  jedem  Gesellschafter  besonders  gehörenden  Vermögen stheile  an- 
zogeben. 

29.  Bezüglich  der  Krämer  oder  Kleinkauf leute ,  als  welche  die- 
jenigen angesehen  werden,  welche  von  Sachen,  die  gemessen  werden,  nach 
der  Elle,  bei  denjenigen,  die  gewogen  werden,  nach  dem  Gewichte  von 
weniger  als  einer  Arroba'),  und  von  solchen,  die  gezählt  werden,  in  einzelnen 
Ballen  verkaufen,  wird  die  Verpflichtung,  die  Generalbilanz  aufzustellen,  nur 
alle  drei  Jahr  angenommen. 

30.  Die  Kleinkauf  leute  sind  auch  nicht  verpflichtet,  ihre  Verkäufe 
einzeln  in  das  Tagebuch  einzutragen,  vielmehr  genügt  es,  dass  sie 
taglich  die  Eintragung  des  Ergebnisses  aller  Verkäufe,  welche  sie  während 
des  ^nzen  Tages  gegen  baare  Kasse  gemacht  haben,  stattfinden  lassen 
und  m  das  Kontokorrentbuch   die  auf  Kredit  gegebenen  Sachen  übertragen. 

31.  Die  drei  Bücher,  welche  bei  der  kauänännisclien  Buchführung 
als  durchaus  nothwendig  vorgeschrieben  sind,  müssen  gebunden,  gefüttert 
und  foliirt  sein;  in  dieser  Form  muss  sie  jeder  Kaufmann  bei  dem  Handels- 
gerichte seines  Wohnortes  einreichen,  damit  von  einem  der  Mitglieder  und 
dem  Schreiber  desselben  Gerichtes  jedes  Blatt  rubricirt  werde,  ohne  dass 
Gebühren  dafür  zu  fordern  sind,  und  damit  auf  das  erste  Blatt  ein  datirter 
und  von  Beiden  unterzeichneter  Vermerk  über  die  Zahl  der  Blätter  gesetzt 
werde,  welche  das  Buch  enthält. 

In  den  Ortschaften,  wo  kein  Handelsgericht  vorhanden  ist,  müssen 
diese  Förmlichkeiten  von  einem  Mitgliede  des  Civilgerichtes  und  dessen 
Sekretair  erfüllt  werden. 

32.  Bei  der  Führung  der  Handelsbücher  ist  es  verboten: 

1.  bei  den  Eintragungen  die  fortschreitende  Reihenfolge  der  Daten  und 
Geschäfte,  wie  dieselben  nach  der  Vorschrift  des  Art.  24  geschehen 
müssen,  zu  ändern; 

2.  leere  Räume  oder  Zwischenräume  zu  lassen,  da  alle  Posten  einer 
auf  den  andern  folgen  müssen,  ohne  dass  zwischen  ihnen  Platz  für 
Einschaltungen  oder  Hinzufügungen  bleibt; 

3.  Zwischenschreibungen,  Radirungen  oder  Verbesserungen  zu  machen, 
vielmehr  ist  allen  etwa  vorgekobimenen  Irrthümern  und  Auslassungen 
vermittelst  einer  neuen  Eintragung  unter  dem  Datum,  an  welchem 
die  Auslassung  oder  der  Irrthum  bemerkt  wurde,  abzuhelfen; 

4.  irgend  eine  Buchung  zu  durchstreichen; 

5.  irgend  einen  Theil  des  Buches  zu  verstümmeln  oder  irgend  ein 
Blatt  auszureissen  und  den  Einband  und  die  Foliirung  zu  ver- 
ändern. 

33.  Die  Handelsbücher,  welche  irgend  eine  der  im  Art.  31  vor- 
geschriebenen Förmlichkeiten  entbehren  oder  irgend  welche  der  im  vorher- 
gehenden Artikel  erwähnten  Fehler  und  Mängel  aufweisen,  haben  vor  Gericht 
bezüglich  des  Kaufinannes,  dem  sie  gehören,  Keinen  Werth,  und  bei  etwa  vor- 
kommenden Streitigkeiten  mit  einem  anderen  Kaufmanne,  dessen  Bücher 
ordnungsmässig  geführt  und  ohne  Makel  sind,  ist  nach  demjenigen  zu  ent- 
scheiden, was  sich  aus  letzteren  ergiebt. 

34.  Die  in  den  Bestimmungen  dieses  Titels  vorgeschriebenen  Förmlich- 
keiten Betre&  der  Bücher,  welche  als  für  die  E^auf  leute  im  Allgemeinen  noth- 
wendig erklärt  sind,    sind  auch  auf  alle  übrigen  entsprechenden  Bücher  an- 


*)  Eine  Arroba  ist  =  25V2  Französische  l'fand  =  12V2  Kilogramm. 
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wendbar,  welche  irgend  ein  Etablissement  oder  besonderes  Unternehmen  auf 
Grand  seiner  Statuten  und  Verordnungen  zu  f&hren  verpflichtet  ist. 

35.  Wenn  irgend  ein  Kaufmann  zur  Führung  seiner  Bucher  und 
Unterschreibung  der  Dokumente  seines  Handelsbetriebes  nicht  die  nöthige 
Fähigkeit  hat,  muss  er  nothwendiger  Weise  eine  Person  ernennen  und  mit 
der  hinreichenden  Vollmacht  ermächtigen,  welche  mit  seiner  Buchführung 
und  der  Unterzeichnung  in  seinem  Namen  beauftragt  ist.  Diese  Vollmacht 
ist  nach  der  Bestimmung  im  Art  18  in  das  allgemeine  Handelsregister 
der  Provinz  einzutragen. 

36.  Die  Eaufleute  können  ausser  den  als  nothwendig  festgesetzten 
Büchern  alle  Hülfebücher  fuhren,  welche  sie  zur  grösseren  Ordnung  und 
Klarheit  ihrer  Handelsgeschäfte  für  erforderlich  erachten;  damit  sie  die- 
selben jedoch  vor  Gericht  benutzen  können,  müssen  dieselben  alle  Er- 
fordernisse in  sich  vereinigen,  welche  bezüglich  der  noth wendigen  Bücher 
vorgeschrieben  sind. 

37.  Es  kann  weder  von  dem  Gerichte  noch  irgend  einer  Behörde  von 
Amtswegen  eine  Untersuchung  stattfinden,  um  zu  enorschen,  ob  die  Kauf- 
leute  ihre  Bücher  ordnungsmässig  fuhren  oder  nicht. 

38.  Ebensowenig  kann  auch  die  Mittheilung,  Auslieferung  oder  all- 
gemeine Prüfung  der  Bücher  der  Kaufleute  auf  Ansuchen  einer  Partei  ver- 
nigt  werden,  es  sei  denn  bei  dem  Gerichtsverfahren  Betreffs  Universalsuc- 
cession,  Liquidation  einer  Gesellschaft  oder  eines  Falliments. 

39.  Ausser  den  im  vorhergehenden  Artikel  festgesetzten  drei  Fällen  kann 
nur  auf  Antrag  einer  Partei  oder  von  Amtswegen  die  Vorlegung;  der  Bücher 
der  Kauf  leute  verfügt  werden ;  hierzu  ist  nothwendig,  dass  derjenige,  welchem 
die  Bücher  gehören,  in  der  Rechtssache,  welche  die  Vorlegung  veranlasst, 
Interesse  oder  Verantwortlichkeit  habe. 

40.  Die  Prüfung  der  vorgelegten  Bücher  hat  in  Gegenwart  des 
Eigenthümers  derselben  oder  desjenigen,  welchen  er  beauftragt  hat,  stattzu- 
finden und  muss  sich  ausschliesslich  auf  diejenigen  Artikel  beschränken, 
welche  sich  auf  die  zu  erörternde  Streitfrage  beziehen,  welche  auch  die  ein- 
zigen sein  sollen,  von  denen  Abschrift  genommen  werden  kann,  in  dem 
Falle,  dass  dies  so  verfugt  worden  ist. 

41.  Wenn  die  Bücher  sich  ausserhalb  des  Sitzes  des  Gei*ichtes,  welches 
ihre  Vorlegung  verfugte,  befinden,  so  hat  diese  am  Orte,  wo  die  genannten 
Bücher  sind,  zu  erfolgen,  ohne  dass  ihre  Versendung  an  den  Ort  des  Ge- 
richts nöthig  ist. 

42.  Die  Handelsbücher,^  welche  alle  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten 
erfüllen  und  keinen  gesetzlichen  Fehler  aufweisen,  sind  vor  Gericht  als 
Beweismittel  in  den  Streitfragen,  die  unter  Kauf  leuten  bei  Handelsangelegen- 
heiten vorkommen,  zuzulassen. 

43.  Ihre  Vermerke  sollen  beweisen  gegen  die  Kaufleute,  denen  sie 
gehören,  ohne  letzteren  den  Gegenbeweis  zu  gestatten;  die  Gegenpartei  kann 
jedoch  nicht  die  ihr  etwa  günstigen  Buchungen  anerkennen  und  die  ihr 
etwa  nachtheiligen  ablehnen,  sie  ist  vielmehr,  wenn  sie  einmal  dieses  Beweis- 
mittel acceptirt  hat^  den  kombinirten  Ergebnissen  zu  unterwerfen,  die  aus 
allen  auf  den  fraglichen  Punkt  bezüglichen  Eintragungen  hervorgehen. 

44.  Gleichfalls  sollen  die  Handelsbücher  zu  Gunsten  ihrer  Eigenthümer 
Beweis  machen,  wenn  die  Gegenpartei  keine  entgegenstehenden  Eintragungen, 
welche  in  rechtlich  ordnungsmässig  geführten  Büchern  erfolgt  sind,  oder 
einen  anderen  vollständigen  und  konkludenten  Beweis  vorlegt. 
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45.  Wenn  ein  sich  widersprechender  Beweis  aus  den  Büchern  der 
streitenden  Parteien  resnltirt  und  die  beiderseiti|?en  Bücher  mit  allen  er- 
forderlichen Förmlichkeiten  versehen  und  fehlerlos  sind,  so  muss  das  Gericht 
von  diesem  Beweismittel  absehen  und  nach  dem  Werthe  der  sonst  vor- 
gebrachten Beweise  erkennen,  indem  es  dieselben  nach  den  Bestimmungen 
des  gemeinen  Rechtes  qualificirt. 

46.  Die  Kaufleute,  welche  ihre  Bücher  in  einer  anderen  Sprache  als 
der  Spanischen  führen,  müssen  die  Uebersetzungskosten  in  den  Fällen  der 
Prüfung  oder  Abschrift  derselben  tragen. 

47.  Die  Eaufleute  sind  verantwortlich  für  die  Aufbewahrung  ihrer 
Geschäftsbücher  und  Papiere  während  der  ganzen  Dauer  ihres  Geschäftes  und 
bis  die  Liquidation  ihrer  sämmtlichen  Handelsgeschäfte,  und  was  damit  zu- 
sammenhängt, beendigt  ist.^) 

Wenn  ein  Kaufmann  gestorben  ist,  haben  seine  Erben  dieselbe  Ver- 
pflichtung und  Verantwortlichkeit,  bis  die  Liquidation  beendigt  ist. 


Abschnitt  IIL 

Von  der  Korrespondenz. 

48.  Die  Kanfleute  sind  verpflichtet,  alle  Briefe^  welche  sie  bezüglich 
ihres  Geschäftes  und  ihres  Umsatzes  erhalten,  in  Bündeln  und  in  guter  Ord- 
nung aufzubewahren,  indem  sie  auf  ihrer  Rückseite  das  Datum,  an  welchem 
sie  dieselben  beantwortet,  oder  ob  sie  dieselbon  nicht  beantwortet,  vermerken. 

48.  Es  ist  gleichfalls  Verpflichtung  der  Kaufleute,  alle  Briefe,  welche 
sie  selbst  über  ihr  Handelsgeschäft  schreiben,  vollständig  und  buchstäblich 
in  ein  „Kopirbuch"  genanntes  Buch,  welches  sie  zu  diesem  Zwecke  ge- 
bunden   und  foliirt  halten  müssen,  zu  übertragen. 

50.  Die  Briefe  sind  in  der  Ordnung  ihrer  Daten,  und  ohne  Zwischen- 
räume oder  unansgefüllte  Stellen  zu  lassen,  in  das  Kopirbuch  abzuschreiben. 
Die  Versehen,  die  beim  Abschreiben  vorkommen  mögen,  sind  genau  in 
Fortsetzung  des  Briefes  selbst  2)  vermittelst  eines  besonderen,  schriftlichen 
Vermerks  zu  verbessern,  und  zwar  innerhalb  des  Randes  des  Buches  und 
nicht  ausserhalb  desselben ;  die  Nachschriften  oder  Zusätze,  welche  etwa 
nach  üebertragung  der  Briefe  gemacht  werden,  sind  dicht  hinter  dem  zu- 
letzt kopirten  Briefe  mit  entsprechender  Bezugnahme  einzuschreiben. 

51.  Es  ist  verboten,  die  Briefe  in  Uebersetzung  in  das  Kopirbuch  zu 
übertragen,  es  muss  dies  vielmehr  in  derselben  Sprache  geschehen,  in  welcher 
die  Originalbriefe  geschrieben  wurden. 

52*  Die  Gerichte  können  von  Amts  wegen  oder  auf  Ansuchen  einer 
legitimirten  Partei  verfügen,  dass  die  Briefe,  welche  sich  auf  die  Streitfrage 
beziehen,  bei  dem  Verfanren  vorgelegt  werden,  sowie  dass  eine  Kopie  der 
Briefe  von  gleicher  Art  3),  die  von  den  streitenden  Parteieien  geschrieben 
worden  sind,  aus  dem  Kopirbuch  ausgezogen  werde,  indem  von  vorn- 
herein diejenigen  Briefe  bestimmt  zu  bezeichnen  sind,  welche  von  der  bean- 
tragenden Partei  kopirt  werden  sollen. 


^)  Ueber  die  abweicheuden  Bestimmungen  anderer  Länder  vergl. unter  Portugal» 

^)  Dicht  hinter  demselben. 

^)  Briefe,  die  auf  den  Streitgegenstand  Bezug  haben. 
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TITEL  ni. 

Von  den  Hülfspersonen  des  Handels  und  ihren 
betreffenden  Pflichten. 

53.  Als  Hülfsagenten  des  Handels  und  bezüglich  der  Verrichtungen, 
welche  ihnen  als  solche  zustehen,  sind  den  Handelsgesetzen  unterworfen: 

1.  die  Handelsmäkler; 

2.  die  Kommissionäre; 
S.  die  Faktoren; 

4.  die  Handlungsgehülfen; 

5.  die  Frachtfahrer. 

Abschnitt  I. 
Von   den    Handelsmäklern. 

54.  Das  Amt  eines  Mäklers  ist  nur  von  Männern  zu  bekleiden  und 
ist  öffentlich.  Diejenigen,  welchen  die  Ausübung  zusteht,  und  Niemand 
anders,  können  Geschäfte  und  Negociationen  rechtmässigerweise  vermitteln, 
um  die  Vorschläge  zu  machen,  die  Parteien  ins  Kinvernehmen  zu  bringen, 
die  Verabredungen  zu  treffen,  und  die  Bedingungen,  unter  welchen  besagte 
Verträge  abgeschlossen  wurden,  zu  bescheinigen. 

55-  Die  Eaufleute  können  direkt  unter  einander  und  ohne  Vermittelung 
eines  Mäklers  Verträge  kontrahiren,  und  ihre  Verträge  sind  gültig  und  wirk- 
sam, wenn  deren  gesetzliche  Form  bewiesen  wird;  sie  können  sich  jedoch  zu 
der  Vornahme  der  eigentlichen  Mäklerfunktionen  nur  desjenigen  bedienen, 
welcher  sich  im  Besitz  und  Ausübung  dieses  Amtes  durcn  gesetzliche  Er- 
nennung befindet. 

56*  Hierdurch  aber  wird  es  den  Eaufleuten  nicht  als  untersagt 
angesehen,  vermittelst  ihrer  besoldeten  Handlungsgehülfen  oder  Faktoren, 
welche  ihre  Vollmacht  haben,  Geschäfte  abzuschliessen. 

Ebensowenig  ist  es  ihnen  verboten,  sich  aus  Freundschaft  und  Wohl- 
wollen bei  dem  Verlaufe  und  Abschlüsse  einer  Negociation  gegenseitig  zu 
unterstützen,  indem  sie  zwischen  denjenigen,  welche  aas  Geschäft  abschliessen 
wollen,  vermitteln,  voraus^setzt,  dass  sie  dafür  keine  Entschädigung  irgend 
welcher  Art  erhalten  und  in  der  öffentlichen  Meinung  nicht  als  Eindringlinge 
in  die,  eigentlichen  Handelsmäklern  zustehenden  Verrichtungen  angesehen 
werden  können. 

57.  Die  Handelsmäkler  werden  auf  Vorschlag  der  Handelsgerichte 
von  der  Regierung  ernannt. 

58-  Die  Bedingungen  über  die  Eigenschaften  der  Mäkler,  die  Plätze, 
an  welchen  sie  zu  ernennen  sind,  ihre  Anzahl,  ihre  Klassen  und  die 
sonstigen  Umstände,  Behufs  einer  rechtmässigen  Ausübung  ihres  Amtes, 
werden  in  einem  besonderen  Reglement  festgesetzt  werden. 

Abschnitt  11. 

Von   den   Kommissionären. 

59.  Jeder,  welcher  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  fähig 
ist,  für  seine  Rechnung  Handel  zu  treiben,  kann  auch  für  fremde  Rechnung 
Handelsgeschäfte  ausfähren. 
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00.  Um  als  EommiesioDär  für  Rechnung  eines  Andern  Handels- 
YerrichtuDgen  zu  vollziehen,  bedarf  es  keiner  in  einer  solennen  Urkunde 
ausgestellten  Vollmacht;  es  genügt  vielmehr,  den  Auftrag  schriftlich  oder 
mündlich  zu  empfangen;  ist  derselbe  jedoch  mündlich  gegeben,  so  muss  er 
nachher  schriftlich  bestätigt  werden,  und  zwar  bevor  das  Geschäft  zur  Be- 
endigung gebracht  ist. 

Ol*  Der  Kommissionär  kann,  wenn  er  auch  für  fremde  Rechnung 
handelt,  im  eigenen  Namen  wirken. 

Demgemäss  hat  er  keine  Verpflichtung,  kundzugeben,  wer  derjenige 
sei,  für  dessen  Rechnung  er  kontrahirt,  aber  er  ist  demjenigen  gegenüber, 
mit  welchem  er  kontrahirt,  direkt  haftbar,  als  ob  das  Geschäft  sein 
eigenes  wäre. 

02-  Wenn  der  Kommissionär  in  seinem  Namen  handelt,  hat  der 
Kommittent  kein  Klagerecht  gegen  diejenigen,  mit  denen  jener  die  Geschäfte, 
welche  er  ihm  auftrug,  abschloss,  wenn  nicht  von  dem  Kommissionär  selbst 
eine  zu  Gunsten  des  Kommittenten  bewirkte  Cession  vorhergegangen  ist. 

Ebensowenig  erlangen  diejenigen,  welche  mit  dem  Kommissionär  ab- 
geschlossen haben,  irgend  ein  Klagerecht  gegen  den  Kommittenten  bezüglich 
der  Verpflichtungen,  welche  dieser  kontranirte. 

63.  Es  steht  dem  Kommissionär  frei,  den  Auftrag,  welcher  ihm  vom 
Kommittenten  ertheilt  wird,  anzunehmen  oder  abzulehnen,  aber  in  letzterem 
Falle  muss  er  mit  der  nächsten  Briefpost  seit  dem  Tage,  an  welchem  er 
den  Auftrag  erhielt,  demselben  davon  Anzeige  machen,  und,  falls  er  dies 
unterlässt,  soll  er  dem  Kommittenten  gegenüber  für  die  Verluste  und 
Nachtheile  haften,  welche  diesem  dadurch  etwa  direkt  entstehen,  dass  er 
ihm  die  betreffende  Anzeige  nicht  gemacht  hat 

04.  Auch  wenn  der  Kommissionär  den  Auftrag,  welcher  ihm  ertheilt 
wird,  ablehnen  sollte,  ist  er  nicht  davon  befreit,  alle  zur  Erhaltung  der 
ihm  vom  Kommittenten  übersandten  Güter  durchaus  nöthigen  Massregeln 
zu  treffen,  bis  dass  dieser  für  einen  anderen  Beauftragten  gesorgt  hat;  und 
sollte  der  Kommittent  es  nicht  thun,  nachdem  er  die  Anzeige  von  dem 
Kommissionär  emp&ngen  hat,  dass  dieser  den  Auftrag  ablehnt,  so  muss 
letzterer  sich  an  dasjenige  Handelsgericht  wenden,  in  dessen  Gerichtsbarkeit 
sich  die  empfangenen  Güter  befinden,  welches  sogleich  ihre  Niederleg ung 
bei  einer  Vertrauensperson  des  Gerichts  zu  verordnen  und  zu  befehlen  hat, 
dass  die  Güter,  welche  zur  Deckung  der  von  dem  Kommissionär  für  den 
Empfang  und  die  Aufbewahrung  derselben  verauslagten  Spesen  genügen, 
verkauft  werden. 

05.  Ein  gleiches  Verfahren  muss  der  Kommissionär  beobachten,  wenn 
der  muthmassliche  Werth  der  Güter,  die  an  ihn  konsignirt  worden  sind, 
zur  Deckung  der  Spesen,  welche  er  für  den  Transport  und  die  Empfang- 
nahme derselben  verauslagen  musste,  nicht  hinreichen  sollte,  una  das 
Gericht  hat  in  diesem  Falle  die  Niederlegung  ohne  Weiteres  zu  bewilligen, 
so  lange  als  im  Instruktionsverfahren  und  unter  Anhörung  der  Gläubiger 
besagter  Spesen  und  des  etwa  gegenwärtigen  Bevollmächtigten  des  Eigen- 
thümers  der  Güter  deren  Verkauf  verfügt  ist, 

00.  Der  Kommissionär,  welcher  zur  Ausfuhrung  des  Auftrages,  der 
ihm  von  dem  Kommittenten  gegeben  worden  ist,  irgend  welche  Schritte 
gethan  hat,  ist  gehalten,  den  Auftrag  bis  zu  seiner  vollständigen  Erledigung 
fortzuführen,  indem  angenommen  wird,  dass  er  die  ihm  ertheilte  Kommission 
stillschweigend  acceptirt. 
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67.  Jedoch  bei  solchen  Kommissionen,  deren  Ausführung  Anschaffung 
von  Geldmitteln  erfordert,  ist  der  Kommissionär,  auch  wenn  er  den  Auftrag 
angenommen  hat,  nicht  verpflichtet,  ihn  auszuführen,  so  lange  bis  der  Kom- 
mittent ihm  die  Deckung  derselben  nicht  in  hinreichendem  Betrage  übergeben 
halt.  Der  Kommissionär  kann  die  Ausführung  auch  suspendiren,  wenn  die 
empfangenen  Gelder  verbraucht  worden  sind,  ohne  dem  Gegenstande  zu 
genügen,  den  der  Kommittent  sich  vorgenommen  hatte. 

68.  Der  Kommissionär,  welcher  sich  damit  einverstanden  erklärt  hat, 
die  zur  Ausführuug  der  ihm  übertragenen  Kommissionen  nöthigen  Geld- 
mittel vorzustrecken,  indem  dabei  die  Art  der  Rückzahlung  bestimmt  ist, 
ist  verpflichtet,  dies  zu  beobachten  und  die  Kommission  auszuführen,  ohne 
den  Mangel  an  Geldmitteln  vorschützen  zu  können,  um  dieselbe  nicht  zu 
erledigen,  es  sei  denn,  dass  ein  notorischer  Misskredit  des  Kommittenten 
einträte,  welcher  durch  positive  Akte  von  Zerrüttung  in  dem  Geschäft  und 
dem  Betriebe  desselben  bewiesen  werden  könne. 

69.  Wenn  der  Komimissionär  ohne  gesetzlichen  Grund  die  Ausführung 
einer  angenommenen  oder  in  der  Erledigung  begonnenen  Kommission 
unterlassen  sollte,  ist  er  dem  Kommittenten  für  alle  Schäden,  welche  letzteren 
dadurch  etwa  treffen,  verantwortlich. 

70.  Der  Konunissionär  muss  sich  bei  der  Ausführung  seines  Auf- 
trages, welcher  Art  derselbe  auch  sei,  an  die  Vorschriften  halten,  welche  er 
von  seinem  Kommittenten  erhalten  hat;  wenn  er  dies  thut,  ist  er  jeder  Ver- 
antwortlichkeit bezüglich  der  Zufalle  und  Ergebnisse  irgend  welcher  Art, 
welche  bei  der  Erledigung  eintreten  sollten,  enthoben. 

71.  Ueber  das,  was  von  dem  Kommittenten  nicht  vorgesehen  und 
ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  muss  der  Kommissionär  denselben  um  Rath 
fragen,  sobald  die  Art  des  Geschäfts  und  dessen  Stand  dies  gestatten;  und 
wenn  es  nicht  möglich  ist,  seinen  Rath  einzuholen  oder  neue  Instruktionen 
abzuwarten  oder,  &lls  der  Kommittent  ihn  bevollmächtigt  hat,  nach  seinem 
eigenen  Ermessen  zu  verfahren,  so  hat  er  das  zu  thun,  was  die  Klugheit 
erheischt  und  mit  dem  allgemeinen  Handelsgebrauche  am  meisten  überein- 
stimmt, indem  er  immer  für  das  Prosperiren  der  Interessen  des  Kommit- 
tenten mit  gleichem  Eifer  sorgt,  als  wenn  es  sich  um  sein  eigenes  Geschäft 
bandelte. 

72.  Wenn  wegen  eines  Ereignisses,  welches  der  Kommittent  als  wahr- 
scheinlich nicht  hat  voraussehen  können,  der  Kommissionär  dafürhält,  dass 
er  die  erhaltenen  Instruktionen  nicht  buchstäblich  auszuführen  habe,  weil 
dadurch  den  Kommittenten  ein  schwerer  Verlust  treffen  könnte,  kann  er 
stets  die  Ausführung  des  Auftrages  suspendiren,  sobald  der  JSchaden  evident 
ist,  indem  er  mit  der  nächsten  Briefpost  dem  Kommittenten  von  den  Grün- 
den Rechenschaft  legt,  welche  ihn  bestimmt  haben,  seine  Befehle  zu  suspen- 
diren. Jedoch  in  keinem  Falle  darf  der  Kommissionär  gegen  die  aus- 
drückliche Bestimmung  des  Kommittenten  verfahren. 

73.  Alle  Nachtheile,  welche  der  Kommittent  bei  dem  dem  Kom- 
missionär aufgetragenen  Geschäfte  dadurch  erleidet,  dass  dieser  gegen  seine 
ausdrückliche  Vorschrift  gehandelt  hat,  müssen  ihm  von  dem  Kommissionär 
ersetzt  werden. 

Die  gleiche  Entschädigung  muss  der  letztere  leisten,  sobald  er  dolose 
verfährt  oder  irgend  ein  Versenen  begeht,  aus  welchem  den  Interessen  des 
Kommittenten  ein  Schaden  erwächst. 

74.  Bezüglich  des  haaren  Goldes,  welches  der  Kommissionär  als  dem 
Kommittenten  gehörig  in  Händen  hat,  ist  ersterer  für  jeden  Vertust  und  jede 
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EDtw«n4aiig  verantwortlich;  welche  dabei  eintreten  mögen,  selbst  wenn  dies 
auch  durch  Zufall  oder  in  Folge  von  Gewalt  geschehen  sein  sollte,  es  sei 
denn,  dass  eine  ausdrückliche  entgegenstehende  Abrede  getro£Pen  worden  ist. 

75.  Der  Kommissionär,  welcher  ohne  ausdrückliche  Ermächtigung 
Seitens  seines  Kommittenten  ein  Geschäft  zu  Preisen  und  Bedingungen  ab- 
schliesst,  die  nachtheiliger  sind,  als  diejenigen,  welche  am  Platze  zur  Zeit 
des  Abschlusses  Bmuch  waren,  ist  dem  Kommittenten  gegenüber  verant- 
wortlich für  den  Nachtheil,  welchen  dieser  dadurch  davonträgt,  ohne  dass 
ihm  dabei  die  Entschuldigung  zu  statten  käme,  dass  er  zu  derselben  Zeit 
Geschäfte  gleicher  Art  für  seine  eigene  Rechnung  zu  gleichen  Bedingungen 
abgeschlossen  habe. 

76-  B^  liegt  dem  Kommissionär  ob,  die  durch  die  Gesetze  und  durch 
die  von  der  Regienirig  erlassenen  Handelsreglements  vorgeschriebenen  Ver- 
pflichtungen mit  Bezug  auf  die  Geschäfte,  welche  ihm  aufgetragen  worden 
sind,  zu  erfüllen,  und,  wenn  er  dieselben  übertreten  oder  ihre  Erfüllung 
unterlassen  sollte,  so  wird  er  verantwortlich  und  nicht  der  Kommittent,  es 
sei  denn,  dass  er  bei  der  Uebertretung  oder  Unterlassung  im  ausdrücklichen 
Auftrage  letzteres  gehandelt  hätte. 

77.  Der  Kommissionär  muss  pünktlich  seinem  Kommittenten  alle 
nöthigen  Nachrichten  über  die  Geschäfte,  welche  letzterer  ihm  auftnig,  zu- 
kommen lassen,  damit  dieser  mit  der  nöthigen  Kenntnissnahme  seine  Ordres 
bestätigen,  abändern  oder  modificiren  kann.  Falls  der  Kommissionär  ein 
Geschäft  zu  Ende  geführt  hat,  muss  er  den  Kommittenten  unverzüglich 
durch  die  nächste  abgehende  Briefpost  seit  dem  Tage  des  Vertragsabschlusses 
davon  benachrichtigen;  denn  wenn  er  dies  nicht  mit  dieser  Pünktlichkeit 
thut,  sind  alle  Nachtheile  zu  seinen  Lasten,  welche  aus  irgend  einer  Alteration 
und  Veränderung  entstehen  könnten,  die  der  Kommittent  inzwischen 
beeüglich  der  ihm  (dem  Kommissionär)  über  das  Geschäft  schon  ertheilten 
Instruktionen  treffen  sollte. 

78«  Alle  nachtheiligen  Folgen  eines  von  einem  Kommissionär  gegen 
die  Instruktion  seines  Kommittenten  oder  unter  Missbrauch  seiner  Befug- 
nisse gemachten  Vertrages  sind  für  Rechnung  des  Kommissionärs  selbst, 
unbeschadet,  dass  der  Vertrag  die  Wirkungen  erzeugt,  welche  ihm  nach 
dem  Recht  zustehen.  In  Folge  dieser  Verfügung  muss  der  Kommissionär, 
welcher  eine  Veräusserung  für  fremde  Rechnung  zu  geringerem  Preise,  als 
ihm  vorgeschrieben  war^  macht,  seinem  Kommittenten  den  Schaden  ver- 
gütigen, welchen  dieser  durch  den  Preisunterschied  gehabt  hat,  indem  dessen- 
ungeachtet der  Verkauf  bestehen  bleibt. 

Was  den  Kommissionär  anbetrifft,  welcher,  beauftragt  einen  Einkauf  zu 
machen,  den  von  dem  Kommittenten  angegebenen  Preis  überschritten  hat, 
so  steht  es  in  dem  Ermessen  des  letzteren,  den  Vertrag  in  der  abge- 
schlossenen Weise  anzunehmen  oder  denselben  für  Rechnung  des  Kom- 
missionärs zu  lassen,  es  sei  denn,  dass  dieser  darin  willigt,  nur  den  ihm 
anfgegebenen  Preis  zu  erhalten,  in  welchem  Falle  der  Kommittent  den  auf 
seine  Ordre  gemachten  Kauf  nicht  verwerfen  kann. 

Wenn  die  Ueberschreitung  des  Kommissionärs  darin  bestehen  sollte, 
dass  die  gekaufte  Sache  nicht  von  der  ihm  aufgegebenen  Qualität  ist,  hat 
der  Kommittent  keine  Verpflichtung,  dieselbe  anzunehmen. 

79.  Der  Kommissionär  muss  die  Aufträge,  die  er  empfängt,  selbst 
ausfuhren  und  kann  sie  ohne  vorgängige  Nachricht  und  Kenntniss  des 
Kommittenten  nicht  einem  Anderen  übertragen,  es  sei  denn,  dass  er  im 
Voraus  hierzu  ermächtigt  worden  wäre,  jedoch  kann    er  unter   seiner  Ver- 
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antwortlichkeit  seine  Gehälfen  mit  jenen  untergeordneten  Geschäften  betrauen, 
welche  nach  dem  allgemeinen  Handelsbrauche  diesen  anvertraut  werden. 

80.  Jeder  Kommissionär  hat  das  Recht,  von  seinem  Kommittenten 
eine  Geldbelohnung  für  die  Arbeit,  seinen  Auftrag  erledigt  zu  haben,  zu 
verlangen.  Sobald  zwischen  dem  Kommissionär  und  dem  Kommittenten 
keine  ausdrückliche  Abrede  getroflFen  worden  ist,  welche  die  Quote  dieser 
Belohnung  festsetzt,  ist  dieselbe  nach  dem  allgemeinen  Handelsbrauche  an 
dem  Platze,  wo  die  Kommission  zur  Ausfuhrung  kommt,  zu  bestimmen. 

81.  Der  Kommittent  ist  ausserdem  verpflichtet,  dem  Kommissionär, 
falls  keine  ausdrückliche  Abrede  vorhergegangen  ist,  welche  ihm  eine  festge- 
setzte Frist  gewährt,  den  Betrag  aller  Kosten  und  Auslagen,  die  der  Kom- 
missionär zur  Erledigung  des  Auftrages  gebraucht  hat,  gegen  eine  detaillirte 
und  belegte  Rechnung  per  Kassa  zu  vergüten;  und,  wenn  irgend  eine  Ver- 
zögerung zwischen  der  Verauslagung  und  der  Rückerstattung  stattfinden 
soUte,  kann  der  Kommissionär  verlangen,  dass  ihm  die  gesetzlichen  Zinsen 
des  von  ihm  verauslagten  Betrages  vergütigt  werden,  unter  der  Bedingung, 
dass  er  selbst  bei  der  Rechnungslegung  nicht  säumig  gewesen  ist. 

82.  Der  Kommissionär  ist  seinerseits  verpflichtet,  sobald  er  den  Auf- 
trag erledigt  hat,  dem  Kommittenten  eine  detaillirte  und  belegte  Rechnung 
über  die  Summe  zu  geben,  die  er  zu  diesem  Behufe  empfangen  hat, 
indem  er  ihm  in  der  Weise,  welche  dieser  ihm  vorschreibt,  den  zu 
seinen  Gunsten  resultirenden  Saldo  übermittelt.  Falls  er  diese  Zahlung 
verzögert,  ist  er  verantwortlich  für  die  gesetzlichen  Zinsen  des  zurückbehaltenen 
Betrages  von  dem  Datum  an,  an  welchem  er  nach  der  Rechnung  zum 
Schuldner  dafür  wird. 

83.  Die  Rechnungen,  welche  die  Kommissionäre  ihren  Kommittenten 
geben,  müssen  genau  mit  den  Büchern  und  Eintragungen  in  denselben  über- 
einstimmen. Jeder  Kommissionär,  dem  nachgewiesen  wird,  dass  eine  Korn* 
missionsrechnung  mit  den  Bachern  nicht  übereinstimmt,  ist  als  des  Diebstahls 
schuldig  anzusehen  und  demgemäss  zu  verurtheilen. 

Dasselbe  soll  dem  Kommissionär  widerfahren,  welcher  bei  der  Rech- 
nungslegung nicht  mit  Redlichkeit  verfahrt,  indem  er  die  Preise  und 
Vereinbarungen,  unter  welchen  das  Geschäft,  auf  das  sich  die  Rechnung 
bezieht,  abgeschlossen  wurde,  verändert  oder  irgend  welche  Art  von  darin 
einbegriffenen  Spesen  supponirt  oder  erhöht. 

84.  Der  Kommissionär,  welcher  die  zur  Erledigung  eines  Auftrages 
erhaltenen  Gelder  zum  Behufe  eines  eigenen  Geschäftes  verwendet,  hat  dem 
Kommittenten  die  gesetzlichen  Zinsen  dieses  Geldes  von  dem  Tage  an,  an 
welchem  dasselbe  in  seine  Hände  kam,  sowie  alle  Nachtheile,  welche 
aus  der  unterlassenen  Erfüllung  seines  Auftrages  dem  Kommittenten  ent- 
stehen mögen,  zu  vergüten. 

85.  Die  Risikos,  welche  die  in  Händen  des  Kommissionärs  über- 
schüssigen Gelder  nach  Erledigung  seines  Auftrages  bei  ihrer  Rücksendung 
an  den  Kommittenten  laufen,  sind  zu  Lasten  des  letzteren,  es  sei  denn,  dass 
in  der  Art,  dieselbe  auszufuhren,  der  Kommissionär  von  den  Befehlen  und 
Instruktionen,  welche  er  vom  Kommittenten  empfing,  abgewichen  sein  sollte. 

86.  Der  Kommittent  hat  die  Befugniss,  bei  jedem  Stande  des  Ge- 
schäftes den  Auftrag  zu  widerrufen,  abzuändern  oder  zu  modificiren,  aber  die 
Ergebnisse  von  Allem,  was  bis  dahin  seinen  Instruktionen  gemäss  ausge* 
fQhrt  sein  mag,  sind  zu  seinen  Lasten. 

Er  muss  auch  in  diesem  Falle  dem  Kommissionär  die  Belohnung  ver- 

füten,  die  zu  den  verwendeten  Beträgen    im  Verhältniss  steht,    bis   zu  dem 
age,  an  welchem  jener  die  Kommission  ertheilt  hat. 
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87.  Falls  der  Kommissionär  stirbt  oder  aas  irgend  einem  andern 
Gmnde  zu  der  Ausfuhrung  des  Auftrages  unfähig  wird,  so  wird  dieser  als 
widerrufen  angesehen,  und  es  muss  dem  Kommittenten  davon  Nachricht  ge- 
geben werden,  damit  er  diejenigen  Vorkehrungen  treffe,  welche  er  seinen 
Interessen  am  angemessensten  hält. 

88-  Bezüglich  des  Kommittenten  wird  der  Auftrag  durch  seinen  Tod 
Dicht  als  widerrufen  angesehen,  so  lange  die  gesetzlichen  Nachfolger  seines 
Vermögens  den  Widerruf  nicht  bewirkt  haben;  es  werden  vielmehr  auf 
diese  alle  die  Rechte  und  Verpflichtungen,  welche  der  von  ihrem  Erblasser 
ertheilte  Auftrag  erzeugte,  übertragen. 

89.  Der  Kommissionär,  welcher  Güter  für  fremde  Rechnung  empfangen 
hat,  sei  es,  dass  er  sie  selbst  für  seinen  Kommittenten  gekauft  habe,  oder 
dass  dieser  sie  an  ihn  konsignirt  habe  zum  Zweck  des  Verkaufs,  oder  damit 
er  sie  bei  sich  aufbewahre  oder  an  einen  andern  Ort  sende,  ist  verantwort- 
lich für  die  Erhaltung  der  Güter  in  dem  Zustande,  in  welchem  er  sie  empfing; 
jedoch  cessirt  diese  Verantwortlichkeit,  wenn  die  Vernichtung  oder  die  Ver- 
schlechterung, welche  den  besagten  Gütern  zustossen  mag,  von  irgend  einer 
unvermeidlichen  zufalligen  Begebenheit  herrührt. 

90.  Der  Kommissionär  ist  auch  nicht  verantwortlich  für  die  in  seinen 
Händen  befindlichen  Güter,  wenn  sie  durch  den  Verlauf  der  Zeit  oder  in 
Folge  eines  andern  der  Katur  der  Güter  selbst  anhaftenden  Fehlers  deterioriren. 

91.  Welches  auch  die  Ursache  sei,  die  irgend  eine  schädliche  Ver- 
änderung der  für  Rechnung  seines  Kommittenten  in  Händen  eines  Kom- 
missionärs befindlichen  Güter  hervorbringt,  so  muss  letzterer  dieselbe  ohne 
Zeitverlust  in  gesetzlicher  Form  feststellen  lassen  und  sie  zur  Kenntniss 
des  Eigenthümers  bringen. 

92.  Dieselben  Massnahmen  muss  der  Kommissionär  ergreifen,  so  oft 
er  bei  der  Uebergabe  der  an  ihn  konsi^irten  Waaren  wahrnimmt,  dass 
dieselben  beschädigt,  deteriorirt  und  sich  ui  andeinn  Zustande  befinden ,  als 
aas  dem  Lade-  oder  dem  Frachtbriefe  oder  aus  den  an  ihn  ergangenen  In- 
struktionen des  Eigenthümers  konstirt,  und,  falls  er  dies  unterlässt,  kann  der 
Kommittent  verlangen,  dass  der  Kommissionär  hafte,  dass  die  empSemgenen 
Waaren  in  dem  Zustande  sich  befinden,  in  welchem  ihre  Zusendung  an- 
gezeigt wurde,  und  der  aus  den  Ladescheinen  oder  aus  dem  Konnossemente 
sich  ergiebt. 

93.  Wenn  durch  Schuld  des  Kommissionärs  die  ihm  anvertrauten 
Waaren  zu  Grunde  gehen  oder  deteriorirt  werden  sollten,  muss  er  dem 
Eigen thümer  den  erlittenen  Schaden  ersetzen,  wobei  der  Werth  derselben 
nach  dem  wahren  Preise  zu  schätzen  ist,  welchen  sie  am  Platze  an  dem 
Tage,  an  welchem  der  Verlust  sich  ereignete,  haben  würden. 

94.  Wenn  bei  den  einem  Kommissionär  anvertrauten  Waaren  irgend 
eine  Veränderung  vorkommt,  welche  den  Verkauf  zur  Rettung  eines  Theiles 
ihres  Werthes  nothwendig  macht,  und  dieses  so  dringend  ist,  dass  keine 
Zeit  vorhanden  ist,  um  dem  Eigenthümer  Nachricht  zu  geben  und  seine 
Befehle  zu  erwarten,  so  hat  der  Kommissionär  sich  an  das  Handelsgericht 
des  Ortes  zu  wenden,  welches  zu  dem  Verkauf,  unter  Beobachtung  der 
nöthigen  Solennitäten  und  Vorsichtsmassregeln,  die  es  zum  Vortheil  des 
Eigenthümers  fiir  das  Zweckmässigste  hält,  die  Ermächtigung  zu  ertheilen  hat. 

95.  Der  Kommissionär  kann  die  Marken  der  Waaren,  welche  er  für 
fremde  Rechnung  gekauft  oder  verkauft  hat,  nicht  verändern,  sofern  der 
Eigenthümer  ihm  nicht  eine  ausdrückliche  Ordre  giebt,  das  Gegentheil 
2a  thun. 


14  XXV.    Penu 

96.  Alle  Ersparnisse  und  Vortheile,  welche  der  Kommissionär  bei  den 
Verträgen  erlangt^  die  er  für  fremde  Rechnung  abschliesst,  sind  zu  Gunsten 
des  Kommittenten. 

97.  Der  Kommissionär,  welcher  ohne  Ermächtigung  seines  Kommit- 
tenten Darlehne  gewährt,  Vorausbezahlungen  macht  oder  Verkäufe  auf  Kredit 
sckliesst,  übernimmt  zu  seinen  Lasten  alle  Risikos  der  Deckung  und  Wieder- 
erlangung der  geliehenen,  vorausbezahlten  oder  kreditirten  Beträge,  deren 
Belauf  der  Kommittent  per  Kasse  fordern  kann,  indem  er  zu  Gunsten  des 
Kommissionärs  alle  Zinsen,  jeden  Nutzen  oder  Vortheil  lässt,  welche  aas 
dem  von  diesem   bewilligten  Kredite  entstehen  mögen. 

98.  Selbst  wenn  der  Kommissionär  ermächtigt  ist,  auf  Zeit  zu  ver- 
kaufen, kann  er  dies  nicht  an  Personen  von  bekannter  Zahlungsunfähigkeit 
thun,  noch  auch  die  Interessen  seines  Kommittenten  einer  offenbaren  und 
notorischen  Gefahr  aussetzen. 

99.  So  oft  der  Kommissionär  auf  Zeit  verkauft,  muss  er  in  den  Rech- 
nungen und  Avisen  an  den  Kommittenten  die  Namen  der  Käufer  angeben^ 
und  wenn  er  dies  nicht  thut,  so  sind  die  Verkäufe  als  per  Kasse  ab- 
geschlossen anzusehen. 

Dieselben  Angaben  miiss  der  Kommissionär  bei  allen  Verträgen,  welche 
er  für  fremde  Rechnung  abschliesst,  machen,  wenn  die  Betheiligten  es 
verlangen. 

100.  Die  im  Art.  97  enthaltene  Bestimmung  erstreckt  sich  nicht  auf 
die  Zahlungsfristen,  welche  in  einigen  Handelsplätzen  bei  Verkäufen  aller 
oder  gewisser  Waaren  allgemein  Brauch  sind;  der  Kommissionär  hat  sich 
vielmehr  an  die  Gebräuche,  welche  bezüglich  dieses  Gegenstandes  an  dem 
Platze  adoptirt  sind,  wo  der  Verkauf  stattfindet,  zu  halten,  es  sei  denn,  dass 
er  von  seinem  Kommittenten  eine  ausdrückliche  Ordre  für  das  Gegentheil 
erhalten  habe,  in  welchem  Falle  er  sich  nach  den  Vorschriften  derselben  zu 
richten  hat, 

101.  Wenn  der  Kommissionär  auf  einen  Kauf  ausser  der  gewöhnlichen 
Kommission  eine  andere  empfängt,  welche  Garantie-  (del  credere)  Kommission 
genannt  wird,  laufen  die  Risikos  der  Deckung  für  seine  Rechnung,  indem 
ihm  die  direkte  Verpflichtung  obliegt,  das  Ergebniss  des  Verkaufes  zu 
den  mit  dem  Käufer  abgemachten  Verfallzeiten  zuzustellen. 

102.  Der  Kommissionär,  welcher  die  Einziehung  der  Gelder  seines 
Kommittenten  zu  den  Zeitpunkten  nicht  bewirkt,  in  welchen  nach  dem 
Wesen  und  den  Bedingungen  eines  jeden  Geschäftes  dieselben  exigibel  sind, 
macht  sich  verantwortlich  für  die  Folgen,  welche  seine  Unterlassung  zum 
Nachtheile  seines  Kommittenten  erzeugen  könnte,  falls  er  nicht  glaubhaft 
nachweist,  dass  er  mit  der  nöthigen  Pünktlichkeit  alle  gesetzlichen  Mittel 
angewendet  habe,  um  die  Zahlung  zu  erlangen. 

103.  Bei  Kommissionen  von  Wechseln  oder  indossirten  Zahlungs- 
versprechen wird  stets  angenommen,  dass  der  Kommissionär  die  Garantie 
übernimmt  für  diejenigen,  welche  er  für  fremde  Rechnung  erwirbt  oder 
negociirt,  wenn  er  sein  Indossament  auf  dieselben  setzt,  und  er  kann  nur 
dann  begründeterweise  sich  weigern,  es  darauf  zu  setzen,  wenn  eine  aus- 
drückliche Abrede  zwischen  ihm  und  dem  Kommittenten  vorhergeht, 
welche  ihn  dieser  Verantwortlichkeit  enthebt,  in  welchem  Falle  der  Wechsel 
oder  das  Indossament  an  die  Ordre  des  Kommittenten  gestellt  werden  muss. 

104.  Die  Kommissionäre  können  weder  persönlich,  noch  vermittelst 
einer  anderen  Person  Waaren  erwerben,  deren  Veräusserung  ihnen  an- 
vertraut worden  ist,  ohne  ausdrückliche  Einwilligung  des  Eigen thümers. 
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105.  Auch  ißt  die  Einwillifirim^  des  Kommittenten  unumgänfi^lich,  da- 
mit der  Kommissionär  einen  Ankauf  ausführen  kann  durch  Güter,  welche 
sich  ia  seinen  Händen  belinden,  sei  es,  dass  sie  ihm  selbst  gehören,  oder 
dass  er  sie  für  fremde  Rechnung  bewahre. 

106.  In  den  Fällen,  welche  die  beiden  vorhergehenden  Artikel  vor- 
sehen, hat  der  Kommissionär  kein  Recht,  die  gewöhnliche  Kommissions- 
gebühr für  seinen  Auftrag  zu  verlangen;  dieselbe  muss  vielmehr  berechnet 
werden,  wie  es  duix^h  eine  besondere  Vereinbarung  festgesetzt  worden  ist; 
und  sollte  dies  nicht  geschehen  sein  und  die  Parteien  sich  Ober  diesen 
Punkt  nicht  einigen  können,  so  ist  die  Kommissionsgebühr  auf  die  Hälfte 
der  Summe,  welche  die  gewöhnliche  betragen  würde,  herabzusetzen. 

107.  Die  Kommissionäre  dürfen  keine  Waaren  derselben  Art,  welche 
verschiedenen  Eigen thümern  gehören,  mit  der  nämlichen  Marke  auf  Lager 
haben,  ohne  sie  durch  eine  Kontremarke  zu  bezeichnen,  welche  Verwirrung 
vermeidet  und  das  betreffende  Eigenthum  jedes  Kommittenten  angiebt. 

108.  Wenn  in  dem  nämlichen  Geschäft  Waaren  von  verschiedenen 
Kommittenten  oder  solche  vom  Kommissionär  selbst  mit  dem  irgend  eines 
Kommittenten  zusammen  mit  begriffen  sind,  muss  in  den  Fakturen  die 
nöthige  Unterscheidung  gemacht  werden,  durch  Angabe  der  Marken  und 
Kontremarken,  welche  den  Ursprung  jedes  Kollis  bezeichnen,  und  es  muss 
in  den  Büchern  mit  getrennter  Eintragung  das  auf  jeden  Eigenthümer  Bezüg- 
liche vermerkt  werden. 

109.  Der  Kommissionär,  welcher  gegen  die  nämliche  Person  Forde- 
rungen hat,  die  von,  für  Rechnung  verschiedener  Kommittenten  ausgeführten 
Geschäftsoperationen  herrühren,  oder  von  solchen  für  eigene  und  fremde 
Rechnung,  hat  bei  allen  Lieferungen,  die  der  Schuldner  bewirkt,  den  Namen 
des  Interessenten,  für  dessen  Rechnung  er  jede  einzelne  derselben  empfängt, 
anzugeben  und  dies  in  der  Quittung,  welche  er  dem  Schuldner  giebt,  aus- 
zudrücken. 

110.  Wenn  in  den  Empfiingsscheinen  und  in  den  Büchern  die  Zu- 
theilung  der  Lieferung,  welche  vom  Schuldner  für  verschiedene  Geschäfte 
und  Eigenthümer  bewirkt  ist,  unterlassen  sein  sollte,  wie  es  im  vorhergehenden 
Artikel  vorgeschrieben  ist,  muss  diese  Zutheilung  nach  Verhältniss  dessen, 
was  jede  Forderung  beträgt,  gemacht  werden. 

111.  Der  Kommissionär,  der  mit  der  Versendung  von  Gütern  betraut 
ist,  welche  er  Ordre  hat,  zu  versichern,  haftet,  falls  er  dies  nicht  ausführt, 
für  die  Schäden,  welche  jene  erleiden  mögen,  vorausgesetzt,  dass  ihm  die 
nöthigen  Gelder  für  die  Zahlung  der  Versicherungsprämie  vorher  zugestellt 
worden  sind;  er  haftet  ferner,  wenn  er  es  unt^erlässt,  dem  Kommittenten 
rechtzeitig  davon  Nachricht  zu  geben,  dass  er  seinen  Auftrag  nicht  habe 
erfüllen  können,  gemäss  den  ihm  ertheilten  Instruktionen. 

Wenn  während  des  Risikos  der  Versicherer  fallirt,  so  liegt  dem  Kom- 
missionär die  Verpflichtung  ob,  die  Versicherung  zu  erneuern,  wenn  etwas 
Anderes  ihm  nicht  vorgeschrieben  worden  war. 

112.  Die  Waaren,  welche  von  einem  Platze  zum  anderen  in  Kon- 
signation gesandt  werden,  werden  als  speciell  verhaftet  angesehen  für  die 
Zahlungen  der  Vorschüsse,  welche  der  Konsignatar  auf  Rechnung  ihres 
Werthes  und  Ertrages  geleistet  haben  sollte,  und  ebenso  für  die  Spesen  des 
Transportes,  der  Empfangnahme,  Erhaltung  und  sonstiger  rechtmässiger 
Ausgaben,  einschliesshch  der  Kommissionsgebühreo. 

113*     Folgen  dieser  Verpflichtung  sollen  sein: 

1.  dass  kein  Kommissionär  aus  dem  Besitz  der  Waaren,   welche  er  in 
Konsignation  empfing,   gesetzt  werden  kann,  ohne  dass  ihm  vorher 
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seine  Vorschasse,   Spesen  und  Kommissionsgeb&hren    auf  dieselben 
vergütet  werden; 
2.  dass  er  aus  dem  Ertrag  dieser  Waaren  mit  Vorzug   vor   allen    an- 
deren Gläubigern  des  Kommittenten  bezahlt  werde,  für  das,  was  die 
erwähnten  Vorschüsse,  Spesen  und  Gebuhren  betragen. 
114.     Um  das  Vorzugsrecht,  welches  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnt 
ist,  geniessen  zu  können,  ist  es  nöthig,  dass  die  Waaren  in  Händen  des  Kon- 
signatars sind,  oder  dass  sie  sich  zu  seiner  Verfügung  in  einem  öffentlichen 
Depot  oder  Magazin  befinden,    oder    dass  wenigstens   die  Äbsendung  an  die 
Adresse  des  Konsignatars  verificirt  ist,    und    dass    dieser   ein    beglaubigtes 
Duplikat  des  Konnossements  oder  Frachtbriefes  empfangen  hat,  welches  von 
dem  beauftragten  Frachtführer  oder  Spediteur  unterzeichnet  ist. 

HS.  Die  Vorschüsse,  welche  auf  konsiguirte  Waaren  von  einer  Person 
geleistet  werden,  'die  in  demselben  Orte  wie  der  Kommissionär  wohnt,  werden 
als  Darlehn  auf  Pfand  angesehen  und  sind  in  der  Verfügung  der  Art.  112 
und  113  nicht  mit  einbegriffen. 

116.  Insoweit  es  nicht  gegen  die  Bestimmungen  verstösst,  welche  vom 
Art.  59  u.  flg.  vorgeschrieben  sind,  oder  es  in  denselben  nicht  bestimmt 
ist,  müssen  sich  die  Kommittenten  und  Kommissionäre  an  die  allgemeine 
Vorschrift  des  gemeinen  Rechtes  über  das  Mandat  halten. 

Abschnitt  III. 
Von    den    Faktoren    und    üandlungsgehülfen. 

117.  Niemand  kann  Faktor  sein,  wenn  er  nicht  die  nach  dem  Civil- 
gesetze  nöthige  Fähigkeit  hat,  einen  Anderen  zu  vertreten  und  sich  für  ihn 
zu  verpflichten, 

118.  Die  Faktoren  müssen  eine  specielle  Vollmacht  von  demjenigen,  für 
dessen  Rechnung  sie  den  Handel  betreiben,  haben,  welche  in  das  allgemeine 
Handelsregister  der  Provinz  eingetragen  und  von  welcher  ein  Auszug  in 
dem  Audienzsaal  des  Handelsgerichtes  des  Platzes,  wo  der  Faktor  etablirt 
ist,  oder  des  gewöhnlichen  Gerichts,  wenn  kein  Handelsgericht  vorhanden 
ist,  angeschlagen  werden  muss. 

119.  Die  mit  allgemeinen  Ausdrücken  bestellten  Faktoren  werden  als 
für  alle  Akte,  welche  die  Leitung  des  Geschäfts  Unternehmens  erfordern,  er- 
mächtigt angesehen.  Der  Eigenthümer  (Principal),  welcher  beabsichtigt, 
diese  Befugnisse  zu  beschränken,  muss  in  der  Vollmacht  die  Beschränkungen, 
denen  sich  der  Faktor  zu  Anterwerfen  hat,  ausdrücken. 

120.  Die  Faktoren  haben  im  Namen  ihres  Kommittenten  zu  handeln 
und  Geschäfte  zu  betreiben;  in  allen  Urkunden,  welche  sie  bezüglich  Ge- 
schäft« dieser  unterzeichnen,  müssen  sie  ausdrücken,  dass  sie  mit  Vollmacht 
der  Person  oder  Gesellschaft,  welche  sie  vertreten,  unterzeichnen. 

121.  Wenn  die  Faktoren  nach  Massgabe  des  vorhergehenden  Artikels 
handeln,  fallen  auf  die  Auftraggeber  alle  Verpflichtungen,  welche  ihre  Faktoren 
eingehen,  zurück.  Jede  Klage,  welche  angestellt  wird,  um  sie  zur  Erfüllung 
zu  zwingen,  ist  gegen  das  Vermögen  des  Etablissements  und  nicht  gegen 
dasjenige  des  Faktors  zur  Ausführung  zu  bringen,  es  sei  denn,  dass  dieses 
mit  jenem  in  dem  nämlichen  Lokal  vermengt  sei. 

122.  Die  von  dem  Faktor  eines  Handels-  oder  Fabriketablissements, 
welches  notorisch  einer  bekannten  Person  oder  Gesellschaft  gehört,  ge- 
schlossenen Verti'äge  werden  als   für  Kechnuug  des  Eigenthümers  des  Eta- 
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blissements  geschlossen  angesehen,  wenn  auch  der  Faktor  dies  zur  Zeit  des 
Abschlusses  nicht  erwähnt  haben  sollte,  sobald  diese  Vertrage  sich  auf 
Gegenstände  beziehen,  welche  in  den  Geschäftskreis  und  Betrieb  des  Eta- 
blissements einbegriffen  sind,  oder  wenn,  obgleich  sie  von  anderer  Natur 
sind,  es  sich  ergiebt,  dass  der  Faktor  auf  Befehl  seines  Auftraggebers  han- 
delte, oder  dass  dieser  seine  Verrichtung  in  bestimmten  Ausdrücken  oder 
durch  positive  Thatsachen,  welche  zu  einer  gesetzlichen  Vermuthung  in- 
duciren,  billigte. 

123.  Ausser  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fällen  ver- 
pflichtet jeder  von  einem  Faktor  im  eigenen  Namen  geschlossene  Vertrag  diesen 
direkt  gegenüber  der  Person,  mit  welcher  er  ihn  geschlossen  hat,  unbe- 
schadet dass,  wenn  das  Geschäft  für  Rechnung  des  Auftraggebers  (Prin- 
cipals)  des  Faktors  geschlossen  worden  ist  und  die  andere  kontrahirende  Partei 
dies  beweisen  sollte,  letztere  die  Wahl  hat,  ihre  Klage  ^egen  den  Faktor 
oder  gegen  dessen  Principal,  aber  nicht  gegen  beide,  zu  richten. 

124.  Die  Faktoren  dürfen  nicht  für  ihre  eigene  Rechnung  Handel 
treiben,  noch  Antheil  unter  eigenem  oder  fremdem  Namen  an  Geschäften 
nehmen,  welche  gleicher  Art  mit  denen  sind,  die  sie  für  Rechnung  ihrer 
Auftraggeber  machen,  es  sei  denn,  dass  diese  sie  ausdrücklich  dazu  er- 
mäch tigen,  und,  falls  sie  es  thun,  kommen  die  Vortheile,  welche  besagte  Ge- 
schäfte mit  sich  bringen  können,  auf  Rechnung  jener,  ohne  dass  die  Verluste 
zu  ihren  Lasten  sind. 

125*  Die  Auftraggeber  sind  derjenigen  Verpflichtungen  nicht  enthoben, 
welche  in  ihrem  (der  Principale)  Namen  ihre  Faktore  eingegangen  sind, 
selbst  wenn  jene  beweisen,  dass  diese  bei  einem  bestimmten  Geschäfte  ohne 
ihren  Befehl  gehandelt  haben,  sobald  der  Faktor  durch  die  Vollmacht,  welche 
ihm  übertragen  war,  dazu  ermächtigt  war,  dies  zu  thun. 

126.  Ebensowenig  können  sich  die  Principale  der  Erfüllung  der  von 
ihren  Faktoren  eingegangenen  Verpflichtungen  unter  dem  Verwände  ent- 
ziehen, dass  diese  ihr  Vertrauen  missbrauchten  und  die  ihnen  übertragenen 
Befugnisse  überschritten,  oder  dass  sie  zu  ihrem  eigenen  Vortheile  die  Waaren, 
welche  sie  für  ihren  Principal  erworben,  verbrauchten. 

127.  Die  Geldstrafen,  in  welche  die  Faktoren  wegen  Uebertretung  der 
Gesetze  oder  Verordnungen  der  öflFentlichen  Verwaltung  bei  den  Verrich- 
tungen ihrer  Faktorie  verfallen  können,  sind  ohne  Weiteres  gegen  das  Ver- 
mögen, welches  er  verwaltet,  in  Ausführung  zu  bringen,  unbeschadet  des 
Rechtes  des  Eigenthümers  gegen  den  Faktor  wegen  der  Schuldbarkeit  des 
letzteren  bei  den  Handlungen,  welche  zu  der  Geldstrafe  Veranlassung  geben. 

128.  Das  Vertretungsrecht  eines  Faktors,  um  das  ihm  anvertraute 
Etablissement  zu  verwalten,  wird  durch  den  Tod  des  Eigenthümers  nicht 
unterbrochen,  so  lange  ihm  die  Vollmacht  nicht  entzogen  wird,  jedoch  wohl 
durch  die  Veräusserung,  welche  der  Eigen thümer  des  Etablissements  vor- 
nimmt. 

129.  Auch  wenn  die  Vollmachten  eines  Faktors  widerrufen  sind,  oder 
dieser  wegen  der  Veräusserung  des  von  ihm  verwalteten  Etablissements 
seine  Funktionen  einzustellen  hat,  sollen  die  Verträge,  welche  er  nach  Aus- 
stellung der  seine  Vollmachten  aufhebenden  Akte  bis  dahin,  dass  sie  auf 
gesetzlichem  Wege  zu  seiner  Kenntniss  gelangt  ist,  geschlossen  hat, 
gültig  sein. 

130.  Die  Faktoren  haben  bezüglich  des  Etablissements,  welches  sie 
verwalten,  dieselben  Vorschriften  uhev  die  Buchführung  (Rechnungspflicht) 
zu  befolgen,  welche  im  Allgemeinen  für  die  Kauf  leute  fest^^esetzt  worden  sind. 

Borehardt,    üandelsreoht.  IV.  2 


18  XXV.    Pera. 

131.  Der  Leiter  von  einem  HaDdelsetablissement  oder  einer  Fabrik  für 
fremde  Rechnung,  welcher  ermächtigt  ist,  dasselbe  bez.  dieselbe  zu  verwalten,  zu 
leiten  und  über  Angelegenheiten,  welche  auf  dasselbe  Bezug  haben,  zu  kon- 
trahiren,  wie  auch  die  Befugnisse  seien,  welche  der  EigenthQmer  ihm  ein- 
geräumt hat,  hat  bezüglich  der  in  diesem  Titel  vorgeschriebenen  Bestim- 
mungen nur  den  gesetzlichen  Charakter  eines  Faktors. 

132.  Alle  übrigen  Angestellten,  welche  die  Kaufleute  mit  festem 
Salair  als  Gehülfen  ihres  Geschäftskreises  und  -Betriebes  anzustellen  pflegen, 
entbehren  die  Befugniss,  zu  kontrahiren  und  sich  für  ihi-e  Principale  zu 
verpflichten,  es  sei  denn,  dass  letztere  ihnen  dieselbe  ausdrücklich  für  die 
ihnen  bestimmt  aufgetragenen  Verrichtungen  ertheilt  hätten,  wodurch  die- 
jenigen, welche  solche  erhalten,  die  nöthige  gesetzliche  Fähigkeit  haben, 
gültig  kontrahiren  zu  können. 

133.  Der  Kaufmann,  welcher  einen  Handlungsgehülfen  seines  Hauses 
mit  der  ausschliesslichen  Besorgung  eines  Theiles  der  Verwaltung  betraut, 
wie  z.  B.  mit  dem  Ausstellen  von  Wechseln,  der  Einziehung  und  Empfang- 
nahme von  Geldern  unter  eigener  Unterschrift  oder  anderem  Aebnlichen, 
wobei  es  nöthig  ist,  Dokumente  zu  unterschreiben,  welche  eine  Verpflich- 
tung oder  ein  Klagerecht  erzeugen,  hat  ihm  eine  besondere  Vollmacht  zu 
ertheilen  für  alle  Verrichtungen,  welche  besagter  Auftrag  umfasst,  und  diese 
Vollmacht  muss,  wie  es  im  Art.  118  bezüglich  der  Faktoren  bestimmt  ist, 
registrirt  und  vermerkt  werden. 

Demgemäss  ist  es  den  Handlungsgehülfen  nicht  zu  gestatten,  Wechsel 
auszustellen,  zu  acceptiren  oder  zu  indossiren,  eine  Quittung  auf  dieselben 
zu  setzen  oder  irgend  ein  anderes  Dokument  über  die  Handelsgeschäfte 
ihrer  Principale,  weder  die  Eingehung  noch  die  Erfüllung  von  Verbindlich- 
keiten betreffend,  zu  unterschreiben,  ohne  dass  sie  dazu  durch  genügende 
Vollmacht  ermächtigt  sind. 

134.  Wenn  ein  Kaufmann  vei-mittelst  eines  Cirkulärs,  welches  an 
seine  Korrespondenten  gerichtet  ist,  bekannt  macht,  dass  er  einen  Handlungs- 
gehülfen seines  Hauses  zur  Ausführung  einiger  Handelsgeschäfte  ermächtigt 
hat,  sollen  die  Verträge,  welche  dieser  mit  den  Personen  schliesst,  denen  das 
Cirkulär  mitgetheilt  wurde,  gültig  und  bindend  sein,  sobald  diese  Verträge 
sich  auf  den  Theil  der,  Verwaltung  beziehen,  welcher  dem  erwähnten  Hand- 
lungsgehülfen anvertraut  wurde. 

Sine  gleiche  Mittheilung  ist  nöthig,  damit  die  Korrespondenz  der  Kauf- 
leute, welche  von  ihrem  Handlungsgehülfen  unterzeichnet  ist,  bezüglich  der 
Verpflichtungen,  welche  durch  sie  kontrahirt  worden  sein  sollten,  bindend  sei. 

135.  Die  Bestimmungen  der  Art.  120,  121,  123,  125,  126,  127,  128 
und  129  sind  ebenfalls  auf  diejenigen  Handlungsgehülfen  anwendbar,  welche 
ermächtigt  sind,  ein  Handelsgeschäft  oder  irgend  einen  Theil  des  Ge- 
schäffcskreises  und  -Betriebes  ihres  Principals  zu  leiten. 

136.  Die  Handlungsgehülfen,  welche  damit  betraut  sind,  im  Kleinen 
(en  detail)  in  einem  öfientlichen  Waarenlager  zu  verkaufen,  werden  als  er- 
mächtigt angesehen,  den  Erlös  der  bewirkten  Verkäufe  einzuziehen,  und 
ihre  Quittungen  sind  gültig,  wenn  sie  dieselben  im  Namen  ihres  Principals 
ausstellen. 

Gleiche  Befugniss  haben  die  Handlungsgehülfen,  welche  in  Waaren- 
lagern  im  Grossen  (en  gros)  verkaufen,  sobald  die  Verkäufe  per  Kasse  ge- 
macht wurden  und  die  Zahlung  im  Waarenlager  selbst  stattfindet;  wenn 
jedoch  die  Einkassirungen  ausserhalb  desselben  bewirkt  werden  oder  von 
auf  Zeit  geschlossenen  Verkäufen    herrühren,    müssen  die  Quittungen  noth- 
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weodigerweise    von    dem  Principal,    seinem  Faktor   oder   irgend    einem  zur 
Einkassirung  Befugten  unterschrieben  werden. 

137.  Die  Eintragungen,  welche  die  mit  der  Buchführung  betrauten 
Handlungsgehülfen  in  die  Bücher  und  Register  ihrer  Principale  machen, 
erzeugen  dieselben  Wirkungen  und  bereiten  dieselben  Nachtheile,  als  wenn 
sie  von  letzteren  selbst  gemacht  worden  wären. 

138.  Wenn  ein  Kaufmann  seinen  Handlungsgehülfen  mit  der  Empfang- 
nahme von  Waaren  betraut,  welche  er  gekauft  hat,  oder  die  unter  einem 
anderen  Titel  in  seine  Hände  kommen  sollen,  und  dieser  sie  ohne  Weigerung 
oder  Einwendung  Betreffs  ihrer  Qualität  und  Menge  annimmt,  wird  zum 
Nachtheile  des  Principals  selbst  die  Uebergabe  als  ordnungsmässig  bewirkt 
angesehen,  und  es  werden  keine  weiteren  Reklamationen  Betreffs  derselben 
zugelassen,  als  diejenigen,  welche  stattfinden  könnten,  wenn  jener  in  Person 
die  Waaren  empfangen  hätte. 

139.  Weder  die  Faktoren  noch  die  Handlungsgehülfen  können  an  Andere 
die  Aufträge,  welche  sie  von  ihren  Principalen  empfangen  haben,  ohne 
Eenntniss  und  Zustimmung  dieser  übertragen,  und,  falls  sie  diese  lieber- 
tragung  in  anderer  Weise  vornehmen  sollten,  haften  sie  direkt  für  die  Hand- 
lungen ihrer  Substituten  und  für  die  von  diesen  eingegangenen  Verpflichtungen. 

140.  Wenn  die  Zeit  des  zwischen  den  Faktoren  und  Handlungs- 
gehülfen und  ihren  Principalen  vereinbarten  Engagements  nicht  bestimmt 
ist,  so  kann  jeder  der  Kontrahenten  dasselbe  aufheben,  wenn  er  der  anderen 
Partei  einen  Monat  im  Voraus  von  seinem  Entschlüsse  Anzeige  macht. 

Der  von  seinem  Principal  entlassene  Faktor  oder  Handlungsgehülfe 
hat  Anspruch  auf  das  Salair,  welches  der  Dauer  des  laufenden  Monats 
entspricht,  aber  sie  können  den  Principal  nicht  verpflichten,  dass  dieser  sie  in 
seinem  Etablissement  behalte  oder  in  der  Ausübung  ihrer  Funktionen  belasse. 

141.  Wenn  der  Vertrag,  welcher  zwischen  dem  Faktor  oder  Handlungs- 
gehülfen und  seinem  Principal  geschlossen  worden  ist,  den  Termin  festsetzt, 
bis  zu  welchem  er  zu  dauern  hat,  können  die  Parteien  sich  nicht  willkürlich 
der  Erfüllung  desselben  entziehen,  und  sollten  sie  es  thun,  so  ist  die  betreffende 
Partei  verpflichtet,  die  andere  für  die  ihr  etwa  dadurch  entstehenden  Nach- 
tbeile schaidlos  zu  halten. 

142-  Die  Nichterfüllung  des  Vertrages  zwischen  dem  Kaufmann  und 
seinem  Faktor  oder  Gehülfen  wird  für  eine  willkürliche  gehalten,  sobald 
sie  sich  nicht  auf  eine  Verletzung  stützt,  welche  der  eine  der  Sicherheit, 
der  Ehre  oder  den  Interessen  des  anderen  zugefugt  hat.  Diese  Qualificirung 
ist  von  dem  Gerichte  oder  dem  kompetenten  Richter  sorgfältig  festzu- 
stellen unter  Berücksichtigung  des  gegenseitigen  Verhältnisses  zwischen  dem 
Principale  und  seinem  Untergebenen. 

143*  In  Betreff  der  Kaufleute  werden  als  besondere  Gründe  zur 
Entlassung  ihrer  Faktoren  oder  Gehülfen,  ungeachtet  irgend  welches  für 
eine  bestimmte  Zeit  abgeschlossenen  Vertrages,  angesehen: 

1.  jeder  Akt  von  Betrug  und  Vertrauensmissbrauch  bei  den  Ver- 
richtungen, mit  welchen  die  Faktoren  betraut  sind; 

2.  wenn  diese  irgend  ein  Handelsgeschäft  für  eigene  Rechnung  oder 
für  die  eines  Anderen,  welcher  nicht  ihr  Principal  ist,  ohne  Kenntniss 
und  ausdrückliche  Erlaubniss  von  Seiten  des  letzteren  macheu. 

144.  Die  Handlung|sfaktoren  und  Handlungsgehülfen  sind  ihren 
Principalen  gegenüber  für  jeden  Schaden  verantwortlich,  welchen  sie  seinen 
Interessen  dadurch  zufügen,  dass  sie  bei  der  Ausübung  ihrer  Funktionen 
mit  Böswilligkeit  oder    scbuldbarer    Nachlässigkeit  ver&hren    8<uul,    oder  die 
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Befehle   und   InstruktioDen,    welche  jene    ihnen   ertheilt   haben,   nicht   be- 
folgt haben. 

145.  Die  unvorhergesehenen  und  unverschuldeten  Ereignisse,  welche 
die  Faktoren  und  besoldeten  Gehülfen  verhindern,  ihren  Dienst  zu  erfüllen, 
sollen  nicht  den  Fortgang  des  ihnen  zukommenden  Gehaltes  unterbrechen, 
wenn  nicht  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  vorliegt,  und  unter  der 
Bedingung,  dass  die  Dienstunfahigkeit  nicht  über  drei  Monate  dauert. 

146.  Wenn  einen  Handlungsgehülfen  in  unmittelbarer  und  direkter 
Folge  des  Dienstes,  welchen  derselbe  leistet,  irgend  welche  ausserordentliche 
Ausgabe  oder  Verlust  triflFt,  worüber  keine  ausdrückliche  Abrede  zwischen 
ihm  und  seinem  Principal  vorliegt,  so  ist  letzterer  gehalten,  ihm  diese 
Ausgabe  oder  diesen  Verlust  zu  ersetzen. 

Abschnitt  IV. 
Von    den    Frachtführern. 

147.  Die  Qualität  als  Handelsfi-achtführer  erstreckt  sich  nicht  allein 
auf  diejenigen,  welche  sich  mit  der  Beförderung  von  Waaren  zu  Lande 
befassen,  sondern  auch  auf  die,  welche  den  Transport  auf  schiflFbaren  Flüssen 
und  Kanälen  ausführen,  aber  es  sind  in  diese  Benennung  die  Agenten  des 
Seetransports  nicht  einbegriffen. 

148.  Sowohl  der  Ablader  der  Waaren,  als  der  Frachtführer  derselben 
können  gegenseitig  verlangen,  dass  ein  Frachtbrief  ausgefertigt  werde,  in 
welchem  anzugeben  ist: 

1.  der  Vor-  und  Zuname  und  der  Wohnort  des  Abladers; 

2.  der  Vor-  und  Zuname    und  der  Wohnort  des  Frachtführers; 

3.  der  Vor-  und  Zuname  und  der  Wohnort  desjenigen,  an  den  die 
Waare  gerichtet  ist; 

4.  das  Datum,  an  welchem  die  Beförderung  stattfindet; 

5.  der  Ort,  wo  die  Ablieferung  bewirkt  werden  soll; 

6.  die  Bezeichnung  der  Waaren  mit  Angabe  ihrer  örtlichen  Qualität, 
ihres  Gewichtes  und  der  Marken  oder  äusseren  Zeichen  der  Kollis, 
in  welchen  sie  enthalten  sind; 

7.  der  Preis,  welcher  für  die  Fracht  zu  zahlen  ist; 

8.  die  Zeit,  bis  zu  welcher  die  Ablieferung  an  den  Konsignatar  ge- 
schehen muss; 

9.  die  Entschädigung,  welche  der  Frachtführer  im  Falle  der  Ver- 
zögerung zu  vergütigen  hat,  wenn  über  diesen  Punkt  irgend  eine 
Vereinbarung  getroflfen  ist. 

1^.  Der  Frachtbrief  ist  der  gesetzliche  Titel  des  zwischen  dem 
Ablader  und  Frachtführer  geschlossenen  Vertrages,  und  nach  seinem  Inhalte 
sind  die  Streitigkeiten,  welche  bezüglich  seiner  Ausführung  und  Erfüllung 
vorkommen,  zu  entscheiden,  ohne  dass  andere  Einwendungen  dagegen  zu- 
lässig sind,  als  diejenigen  der  Falschheit  und  des  unfreiwilligen  Irrthums 
bei  der  Redaktion. 

150.  In  Ermangelung  eines  Frachtbriefes  ist  nach  dem  Resultat  der 
juristischen  Beweise  zu  entscheiden,  welche  jede  Partei  zur  Unterstützung 
ihrer  betreffenden  Behauptungen  vorbringt,  und  der  Ablader  ist  vor  Allem 
verpflichtet,  zu  beweisen,  dass  er  dem  Frachtführer  die  Waaren  eingehändigt 
hat,  wenn  dieser  es  leugnen  sollte. 

151.  Der  Frachtführer  muss  das  Original  des  Frachtbriefes  bebalten, 
und   der  Ablader   kann  von   ihm   ein  Duplikat  desselben,  von  dem  Fracht- 
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fthrer  anterschrieben,  verlangen,  welches  ihm  als  Beweismittel  zu  dienen 
hat,  um  nothigenfalls  die  Auslieferung  der  dem  Frachtführer  übergebenen 
Waaren  in  der  Frist  und  nach  den  Bedingungen,  welche  vereinbart  sind, 
reklamiren  zu  können. 

Nach  Erfüllung  des  Vertrages  von  beiden  Seiten  sind  beide  Exemplare 
auszuwechseln,  und  in  Folge  dieses  gegenseitigen  Austausches  sind  die  be- 
treffenden Verpflichtungen  und  Klagerechte  als  erloschen  zu  betrachten. 

Im  Falle,  dass  wegen  Abhandenkommens  oder  wegen  einer  andern 
Ursache  der  Ronsignatar  dem  Frachtführer  im  Momente  der  Empfangnahme 
der  Waaren  das  Duplikat  des  Frachtbriefes  nicht  übergeben  kann,  muss  er 
ihm  einen  Empfangsschein  über  die  abgelieferten  Waaren  einhändigen. 

152.  Die  Waaren  werden  auf  Gefahr  des  Eigenthümers  und  nicht  des 
Frachtführers  befordert,  wenn  das  Gegentheil  nicht  ausdrücklich  vereinbart 
worden  ist. 

Demzufolge  gehen  alle  Schäden  und  Verluste,  welche  die  Waaren  während 
ihrer  Beförderung  durch  unvorhergesehenen  Zufall,  durch  unüberwindliche 
Gewalt  oder  in  Folge  ihrer  Natur  und  eigenen  Fehler  treffen  sollten,  für 
Rechnung  des  Eigenthümers,  wobei  es  Sache  des  Frachtführers  ist,  die  Vor- 
falle in  gesetzlicher  und  erschöpfender  Weise  zu  beweisen. 

153-  Ausser  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fällen  ist  der 
Frachtführer  verpflichtet,  die  verladenen  Waaren  in  demselben  Zustande  ab- 
zuliefern, in  welchem  er  sie  nach  dem  Frachtbrief  erhalten  hat,  d.  h.  ohne 
irgend  welche  Verletzung  oder  Manko;  wenn  er  dies  nicht  thun  sollte,  muss 
er  den  Wertb,  welchen  die  Waaren  am  Orte  der  Ablieferung  und  zur  Zeit 
derselben  gehabt  hätten,  bezahlen. 

154.  Die  Abschätzung  der  Waaren,  welche  der  Frachtführer  im  Falle 
des  Verlustes  oder  Abhandenkommens  zu  bezahlen  hat,  ist  nach  der  Be- 
zeichnung, welche  ihnen  im  Frachtbriefe  gegeben  worden  ist,  zu  bewirken, 
ohne  dass  dem  Ablader  der  Beweis  gestattet  ist,  dass  unter  den  Waaren, 
welche  im  Frachtbriefe  deklarirt  worden  sind,  andere  von  grösserem  Werthe 
oder  baares  Geld  enthalten  waren. 

155-  Die  Thiere,  Wagen,  Barken,  das  Takelwerk  und  alle  übrigen 
zum  Transport  nöthigen  Geräthschaften  und  Zubehör  haften  besonders  zu 
Guusten  des  Abladers  als  Pfandobjekte  für  die  dem  Frachtführer  überlieferten 
Waaren. 

156.  Alle  Beschädigungen,  welche  die  Waaren  während  ihrer  Be- 
förderung treffen,  und  die  nicht  von  einem  der  drei  im  Artikel  152  an- 
geführten Ursachen  herrühren,  sind  zu  Lasten  des  Frachtführers. 

157.  In  gleicher  Weise  haftet  der  Frachtführer  für  die  Beschädigungen, 
welche  von  einer  zufalligen  Begebenheit  oder  aus  der  Natur  der  beforderten 
Waaren  selbst  herrühren,  wenn  bewiesen  wird,  dass  dieselben  durch  seine 
Nachlässigkeit  oder  dadurch  entstanden  sind,  dass  er  es  unterlassen  hat, 
jene  Vorsichtsmassregeln  zu  treffen,  welche  der  Brauch,  bei  vorsichtigen 
Personen  eingeführt  hat. 

158.  Die  Verantwortlichkeit  des  Frachtführers  bei  den  Beschädigungen 
hört  auf,  wenn  im  Frachtbrief  ein  Betrug  verübt  worden  ist,  indem  den 
Waaren  eine  andere  generische  Qualität  beigelegt  wurde,  als  sie  wirklich 
haben. 

159-  Wenn  in  Folge  der  Beschädigungen  die  Waaren  zu  dem  Vorkaufe 
und  Verbrauche,  der  ihrer  Qualität  entspricht,  unbrauchbar  geworden  sind, 
ist  der  Konsignatar  nicht  verpflichtet,  sie  in  Empfang  zu  nehmen,  und  er 
kann  sie  für  Rechnung  des  Frachtführers  lassen,  indem  er  von  demselben 
ihren  Werth  zum  laufenden  Tagespreise  fordert. 
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WeDn  unter  den  beschädigten  Waaren  sich  einige  Stücke  in  gutem 
Zustande  und  ohne  irgend  welchen  Mangel  belinden,  greift  die  erwähnte  Ver- 
fögung  Platz  bezüglich  der  beschädigten,  und  der  Konsignatar  muss  die 
unverletzten  in  Empfang  nehmen,  wobei  er  die  Trennung  nach  bestimmten 
einzelnen  Stücken  zu  machen  hat,  ohne  dass  dabei  derselbe  Gegenstand  in 
Theile  zerlegt  werden  darf. 

160.  Wenn  der  Gegenstand  durch  die  Beschädigungen  nur  eine  Ver- 
minderung des  Werthes  erlitten  hat,  ist  die  Verpflichtung  des  Frachtführers 
darauf  zu  beschränken,  den  Betrag  dieser  Verminderung  nach  dem  Urtheile 
Sachverständiger  zu  vergütigen. 

161.  Die  Verantwortlichkeit  des  Frachtführers  fängt  von  dem  Momente 
an,  in  welchem  er  die  Waaren  entweder  selbst  oder  durch  eine  Person  in 
EmpÜEmg  nimmt,  welche  den  Auftrag  hat,  dieselben  an  dem  bezeichneten 
Orte  zu  laden. 

162.  Wenn  Zweifel  und  Streitigkeiten  zwischen  dem,  Konsignatar  und 
dem  Frachtführer  über  den  Zustand  der  Waaren  zur  Zeit  der  Ablieferung 
vorkommen  sollten,  sind  solche  von  Sachverständigen  zu  schlichten,  welche 
von  den  Parteien  gütlich  oder,  in  Ermangelung,  von  der  Gerichtsbehörde 
ernannt  sind,  unter  schriftlicher  Feststellung  der  Resultate;  und,  wenn  nach 
diesem  die  Betheiligten  sich  über  die  streitigen  Punkte  nicht  geeinigt  haben 
sollten,  muss  zur  Niederlegung  der  Waaren  in  ein  sicheres  Waarenlager  ge- 
schritten werden,  und  jene  haben  alsdann  ihr  Recht  auf  gehörige  Weise 
zu  suchen. 

163*  Innerhalb  24  Stunden  nach  dem  Empfang  der  Waaren  hat  die 
Reklamation  gegen  den  Frachtführer  wegen  Verlust  oder  Beschädigung, 
die  beim  OeflFnen  der  Kollis  an  denselben  entdeckt  worden  sind,  stattzufinden, 
vorausgesetzt,  dass  von  Aussen  an  den  Kollis  keine  Anzeichen  des  Schadens, 
welcher  reklamirt  wird,  zu  erkennen  waren. 

Nach  Ablauf  der  erwähnten  Frist  von  24  Stunden  oder  nach  Zahlung 
der  Fracht  ist  jede  Klage  gegen  den  Frachtführer  wegen  des  Zustandes,  in 
welchem  die  Auslieferung  der  von  ihm  beförderten  Waaren  geschah,  un- 
zulässig. 

164.  Der  Frachtführer  haftet  für  alle  Folgen,  welche  dadurch  ent- 
stehen können,  dass  er  während  der  ganzen  Reise  und  bei  seinem  Eingange 
in  den  Bestimmungsort  der  Waaren  unterlassen  hat,  die  von  den  fiskalischen 
Gesetzen  vorgeschriebenen  Formalitäten  zu  erfüllen. 

Wenn  jedoch  der  Frachtführer  dabei  auf  Grund  eines  formellen  Be- 
fehles des  Abladers  oder  des  Konsignatars  der  Waaren  gehandelt  haben  sollte, 
ist  er  besagter  Verantwortlichkeit  enthoben,  unbeschadet  der  körperlichen 
und  Geldstrafen,  welchen  beide  nach  den  Gesetzen  verfallen  sein  sollten. 

165.  Der  Frachtführer  hat  keine  Befugniss,  nach  dem  Rechte  zu 
forschen,  mit  welchem  der  Konsignatar  die  von  ihm  beforderten  Waaren  in 
Empfang  zu  nehmen  hat,  und  er  muss  dieselben  ohne  Verzug  oder  irgend 
welche  Schwierigkeit  wegen  der  einfachen  Thatsache  ablieiem,  dass  der 
Konsignatar  auf  dem  Frachtbriefe  als  Empfänger  bezeichnet  ist.  Falls  er 
dies  unterlässt,  wird  er  für  alle  Nachtheile,  welche  durch  die  Verzögerung 
dem  Eigenthümer  verursacht  werden  könnten,  verantwortlich. 

166.  Wenn  an  dem  im  Frachtbriefe  bezeichneten  Domicil  der  Kon- 
signatar der  von  dem  Frachtführer  beförderten  Waaren  nicht  zu  finden  ist 
oder  die  Empfangnahme  derselben  verweigert,  ist  von  dem  Ortsrichter  ihre 
Niederlegung  zur  Verfügung  des  Abladers  oder  Absenders  derselben,  unbe- 
schadet des  näheren  Anrechtes  eines  Dritten  auf  dieselben,  zu  verordnen. 
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167.  Der  Ablader  kann  die  Konsignation  der  Waaren,  welche  er  dem 
Frachtfährer  übergab,  ändern,  so  lange  sie  unterwegs  sind,  und  dieser  muss 
seinen  Befehl  erfüllen,  sobald  jener  ihm  bei  der  ihm  vorgeschriebenen 
Aenderung  des  Bestimmungsortes  gleichzeitig  das  Duplikat  des  von  dem 
Frachtführer  unterschriebenen  Frachtbriefes  zurückschickt. 

168*  Wenn  die  von  dem  Ablader  verfügte  Veränderung  des  Be- 
stimmungsortes erfordern  würde,  dass  der  Frachtführer  einen  andern  Weg 
einschlagen  oder  über  den  im  Frachtbriefe  zur  Ablieferung  bezeichneten  Punkt 
hinausfahren  muss,  so  ist  nach  gemeinschaftlichem  Üebereinkommen  der 
dadurch  sich  verändernde  Frachtsatz  festzusetzen,  andernfalls  ist  der  Fracht- 
föfarer  nur  verpflichtet,  die  Ablieferung  an  dem  im  ersten  Vertrage  bezeich- 
neten Orte  zu  bewirken. 

168-  Wenn  zwischen  dem  Ablader  und  Frachtführer  über  den  einzu- 
schlagenden Weg  eine  ausdrückliche  Abrede  vorliegt,  kann  letzterer 
denselben  nicht  ändern,  und,  falls  er  es  thut,  wird  er  haftbar  für  alle  Schäden, 
welche  die  beforderten  Waaren  aus  irgend  einem  Grunde  erleiden,  wobei 
er  ausserdem  die  etwa  in  der  Abrede  festgesetzte  Konventionalstrafe  zu 
bezahlen  hat. 

Wenn  besagte  Abrede  nicht  getroflen  worden  ist,  bleibt  es  dem  Er- 
messen des  Frachtführers  überlassen,  den  ihm  am  besten  zusagenden 
Weg  zu  wählen,  vorausgesetzt,  dass  er  sich  in  gerader  Linie  auf  den  Punkt 
hin  bewegt,  wo  er  die  Waaren  abliefern  muss. 

170.  Wenn  die  Frist  für  die  Ablieferung  der  Waaren  vorher  festge- 
setzt worden  ist,  muss  solche  innerhalb  derselben  stattfinden,  und,  wenn  dies 
nicht  der  Fall  ist,  hat  der  Frachtführer  die  im  Frachtbriefe  vereinbarte 
Entschädigung  zu  zahlen,  ohne  dass  der  Ablader  oder  der  Konsignatar  irgend 
etwas  Anderes  beanspruchen  kann. 

Wenn  jedoch  die  Verzögerung  das  Doppelte  der  im  Frachtbriefe  vorher 
festgesetzten  Zeit  dauert,  haftet  der  Frachtführer  noch  ausserdem,  dass  er 
die  Entschädigung  für  die  Nachtheile  zahlen  muss,  welche  den  Eigenthümer 
haben  treffen  können. 

171.  Wenn  keine  Lieferungsfrist  für  die  Waaren  vorher  festgesetzt 
worden  ist,  hat  der  Frachtführer  die  Verpflichtung,  dieselben  bei  der  ersten 
Reise,  welche  er  nach  dem  Ablieferungsorte  derselben  macht,  zu  befördern; 
ihut  er  dies  nicht,  so  sind  die  durch  den  Verzug  verursachten  Nachtheile 
zu  seinen  Lasten. 

172.  Die  beförderten  Waaren  haften  bevorrechtigt  für  den  Preis  der 
Fracht  und  für  die  durch  ihren  Transport  entstandenen  Spesen  und  Ge- 
bühren. Dieses  Recht  geht  nach  einander  von  einem  Frachtführer  auf  den 
andern  über  bis  zum  letzten,  welcher  die  Waaren  abliefert,  der  in  sich  die 
Klagerechte  derjenigen,  welche  seine  Vorgänger  bei  der  Beförderung  der 
Waaren  gewesen  sind,  vereinigt. 

173.  Das  im  vorhergehenden  Artikel  zu  Gunsten  des  Frachtführers  fest- 
gestellte Vorzugsrecht  bezüglich  der  Waaren,  welche  er  beförderte,  Qßssirt, 
wenn  dieselben  nach  Verlauf  von  drei  Tagen  nach  ihrer  Ablieferung  an 
einen  dritten  Besitzer  übergehen,  oder  wenn  binnen  einem  Monate  nach 
derselben  der  Frachtführer  von  seinem  Rechte  keinen  Gebrauch  machen 
sollte.  In  beiden  Fällen  hat  letzterer  keine  andere  Eigenschaft  als  die 
eines  gewöhnlichen  Gläubigers  mit  persönlichem  Klagerechte  gegen  den, 
welcher  die  Waaren  empfing. 

174  Die  Konsignatäre  können  die  Zahlung  der  Fracht  für  die  em- 
pfangenen   Waaren    nicht    länger    als    vierundzwanzig    Stunden    nach    ge- 
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scheheDer  AblieferaDg  aufschieben,  und,  ialls  sie  es  thun,  ohne  irgend 
welche  Reklamation  wegen  Verminderung  oder  Beschädigung  an  denselben 
zu  erheben,  kann  der  Frachtführer  den  gerichtlichen  Verkauf  der  von  ihm 
beförderten  Waaren  in  genügender  Menge  verlangen,  um  den  Preis  der 
Fracht  und  die  von  ihm  verauslagten  Spesen  zu  decken. 

175.  Das  Recht  des  Frachtfülirei-s  auf  Zahlung  des  Betrages,  welcher 
ihm  für  die  Befbiderung  und  Spesen  der  dem  Konsignatar  abgelieferten 
Waaren  geschuldet  wird,  wird  durch  das  Falliment  letzteres  nicht  unter- 
brochen, sobald  er  dasselbe  innerhalb  des  auf  die  Ablieferung  folgenden 
Monats  reklamirt 

176.  Die  Bestimmungen  vom  Art.  148  flg.  ab  sind  in  derselben  Weise 
auf  diejenigen  Personen  anwendbar,  welche,  wenn  sie  auch  nicht  selbst  die 
Beförderung  der  Waaren  vornehmen,  sich  verpflichten,  sie  durch  Andere  zu 
bewirken,  sei  es  als  Betheiligte  bei  einem  besonderen  und  bestimmten  Geschäfts- 
unternehmen  oder  als  Spediteure. 

In  beiden  Fällen  treten  sie  in  die  Stelle  der  Fi-achtfiihrer  selbst  ein, 
sowohl  bezüglich  der  Verpflichtungen  und  Verantwortlichkeit  dieser  als  be- 
züglich ihrer  Rechte. 

177.  Die  Spediteure  sind  verpflichtet,  abgesehen  davon,  dass  sie  allen 
denjenigen  Verpflichtungen  unterworfen  sind,  welche  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzbuches  allen  denen  auferlegen,  die  Kommissionshandel  treiben,  ein 
besonderes  Register  mit  den  im  Art.  31  vorgeschriebenen  Formalitäten  zu 
fuhren,  in  welches  in  fortschreitender  Reihenfolge  der  Nummern  und  Daten 
alle  Waaren  eingetragen  werden,  deren  Beförderung  sie  übernommen  haben  mit 
Bezeichnung  ihrer  Qualität,  der  Person,  welche  sie  verladet,  des  Bestim- 
mungsortes, der  Vor-  und  Zunamen  und  der  Wohnorte  des  Konsignatars  und 
Frachtführers  und  des  Frachtpreises. 


Buch  n. 

Von  den  Handelsverträgen  im  Allgemeinen,  ihrer 
Form   und  ihren  Wirkungen, 

TITEL  L 

Einleitende  Bestimmungen  über  die  Absohliessung  von 
Handelsverpflichtungen. 

178.  Die  gewöhnlichen  Handelsverträge  sind  allen  allgemeinen  Vor- 
schriften unterworfen,  welche  das  gemeine  Recht  bezüglich  der  Fähigkeit 
der  Kontrahenten  und  der  übrigen  Erfordernisse,  die  bei  der  Äbschliessung 
von  Verträgen  im  Allgemeinen  zusammentreffen  müssen,  sowie  bezüglich  der 
Einreden,  welche  ihre  Ausführung  verhindern,  und  der  Ursachen,  welche  sie 
aufbeben  und  ungültig  machen,  vorschreibt  unter  den  Modifikationen  und 
den  Einschränkungen,  welche  die  besonderen  Handelsgesetze  feststellen. 

179.  Die  Kaufleute  können  kontrahiren  und  sich  verpflichten  durch 
öffentliche  Urkunden,  durch  Kreditbriefe  oder  einfache  Urkunden,  durch  Briefe 
mündlich,  selbst,  und  vermittelst  formlich  ermächtigter  Agenten. 
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180.  Ein  mÜDdlicber  Vertmg,  welcher  mehr  als  200  Pesos*)  betrifft, 
soll  vor  Gericht  keine  Kraft  haben,  noch  soll  seine  Erfulluog  erzwungen 
werden  können. 

181.  Vor  Gericht  soll  keine  öffentliche  oder  private  Urkunde  zu- 
lässig sein,  welche  in  einer  anderen  Sprache  als  der  Spanischen  ausgestellt 
worden  ist. 

182.  Auch  soll  keine  Urkunde  über  einen  Handelsvertrag  wirksam 
sein,  in  welcher  irgend  ein  leerer  Raum,  eine  Kadirung  oder  eine  Verbesserung 
vorkommt,  die  von  den  Kontrahenten  nicht  mit  ihrer  Unterschrift  salvirt 
worden  sind, 

183*  Schliessen  die  Parteien  ein  Geschäft  mündlich  ab,  so  ist  der 
sich  hieraus  ergebende  Vertrag  als  perfekt  anzusehen,  und  die  Parteien  sind 
an  die  Erfüllung  desselben  gebunden,  sobald  sie  in  ausdrücklichen  und  deut- 
lichen Worten  über  die  Sache,  die  den  Gegenstand  des  Vertrages  bildet, 
und  über  die  Leistungen,  zu  welchen  resp.  jeder  Kontrahent  verpflichtet  ist, 
übereinkommen,  indem  sie  alle  Umstände  feststellen,  welche' bei  dem  Modus 
ihrer  Erfüllung  berücksichtigt  werden  müssen. 

184.  Wenn  ein  Mäkler  bei  dem  Geschäfte  vermittelt,  ist  der  Vertrag 
als  geschlossen  und  perfekt  anzusehen,  sobald  die  kontrahirenden  Parteien  die 
Propositionen  des  Mäklers  bestimmt  und  ohne  irgend  welchen  Vorbehalt  ange- 
nommen haben;  bis  dahin  haben  sie  die  Freiheit,  zurückzutreten  und  die 
dem  Mäkler  ertheilten  Instruktionen  unwirksam  zu  lassen. 

185.  Bei  den  Geschäften,  welche  durch  Korrespondenz  geschlössen 
werden,  sind  die  Verträge  als  geschlossen  anzusehen  und  sollen  bindende 
Kraft  haben,  sobald  derjenige,  welcher  die  Offerte  erhielt,  das  Antwort- 
schreiben absendet,  in  welchem  er  die  Offerte  pure  und  einfach,  ohne  Be- 
dingung oder  Vorbehalt  acceptirt,  und  bis  dahin  steht  es  dem  Proponenten 
frei,  seine  Offerte  zurückzuziehen,  es  sei  denn,  dass  er,  als  er  sie  machte, 
sich  verpflichtet  hatte,  eine  Antwort  abzuwarten  und  über  den  Gegenstand 
des  Vertrages  nicht  eher  zu  disponiren,  als  nachdem  seine  Offerte  abgelehnt 
worden  oder  bis  eine  bestimmte  Frist  abgelaufen  wäre. 

Die  bedingten  Annahmen  sind  nicht  bindend,  bis  der  erste  Proponent 
Anzeige  macht,  dass  er  mit  der  Bedingung,  ein  verstanden  ist. 

186.  Damit  der  Handelsvertrag  ein  Klagerecht  erzeuge,  ist  es  unum- 
gänglich, dass  er  sich  auf  einen  effektiven,  wirklichen  und  bestimmten  Handels- 
gegenstand bezieht. 

187.  Wenn  in  dem  Handelsvertrage  eine  Strafe  als  Entschädigung 
festgesetzt  worden  ist,  welche  von  demjenigen  zu  zahlen  ist,  der  ihn  nicht 
erfüllt,  kann  die  geschädigte  Partei  entweder  die  Erfüllung  des  Vertrages 
mit  den  Mitteln  des  Rechts  oder  die  festgesetzte  Strafe  fordern;  macht  sie 
jedoch  von  einem  dieser  Klagerechte  Gehrauch,  so  ist  das  andere  dadurch 
erloschen. 

188.  Die  verbotenen  Vereinbarungen  erzeugen  weder  Verpflichtung 
noch  Elagerecht,  auch  wenn  sie  sich  auf  Handelsgeschäfte  beziehen. 

189.  Die  Handelsverträge  müssen  bona  flde  ausgeführt  und  erfüllt 
werden  nach  den  Ausdrücken,  in  welchen  sie  abgeschlossen  und  abgefasst 
wurden,  ohne  durch  willkürliche  Auslegungen  den  eigentlichen  und  wahren 
Sinn  der  gesagten  oder  geschriebenen  Worte  zu  verdrehen  oder  die  Wir- 
kungen   zu   beschränken,    welche  sich    aus    der   Art,    in  welcher  die  Kon- 


')  Der  Werth  eines  Peruanischen  Peso  beträgt  ca.  Rmk.  4,05—4,10. 
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trahenten    ihren    Willen    ausgedrückt  oder  ihre  Verpflichtungen  geschlossen 
haben,  von  selbst  ergeben. 

190.  Wenn  die  Absicht  der  Kontrahenten  deutlich  durch  die  Ausdrücke 
des  Vertrages  selbst  oder  durch  ihm  vorhergehende  oder  folgende  That- 
sachen  sich  kundgiebt,  so  ist  dieser  Absicht  gemäss  zur  Ausführung  des 
Vertrages  zu  schreiten,  ohne  dass  Einwendungen  zulässig  sind,  welche  sich 
auf  zufällige  Mängel  in  den  von  den  Parteien  gebrauchten  Worten  oder 
Ausdrücken  oder  auf  irgend  welche  andere  Subtilitäten  gründen,  die  die  Sub- 
stanz der  Vereinbarung  nicht  ändern. 

191.  Wenn  es  nöthig  ist,  die  Bedingungen  eines  Vertrages  auszulegen, 
und  die  Kontrahenten  über  den  entstandenen  Zweifel  sich  nicht  durch  ge- 
meinschaftliches Uebereinkommen  vereinigen,  so  sollen  als  Grundlagen  ihrer 
Interpretation  dienen: 

1.  die  bestätigten  und  genehmigten  Klauseln  des  Vertrages  selbst,  durch 
welche  die  zweifelhirften  erklärt  werden  können; 

2.  die    auf   den  Vertrag   folgenden    Handlungen   der    Parteien,  welche 
mit  dem  streitigen  Punkte  in  Beziehung  stehen; 

3.  der   gewöhnliche  Gebrauch   und  die  Praxis,  welche  im  Allgemeinen 
in  Fällen  gleicher  Art  beobachtet  wird; 

4.  die  Ansicht   von  Personen,  welche  in  dem  Handelszweige,  zu  dem 
das  streitige  Geschäft  gehört,  erfahren  sind. 

192.  Sind  bei  der  Abfassung  eines  Vertrages  zu  seiner  Ausführung 
durchaus  erforderliche  Klauseln  fortgelassen  worden,  so  wird  vermuthet, 
dass  die  Parteien  sich  demjenigen  unterwerfen  wollten,  was  in  Fällen  gleicher 
Art  an  dem  Orte  geübt  wird,  wo  der  Vertrag  erfüllt  werden  soll;  in  diesem 
Sinne  ist  zu  verfahren,  wenn  die  Interessenten  sich  nicht  vereinigen  sollten, 
ihren  Willen  nach  gemeinschaftlicher  Uebereinstimmung  auszulegen. 

193.  Besteht  eine  Divergenz  zwischen  den  Exemplaren  des  nämlichen 
Vertrages,  die  die  Parteien  zur  Unterstützung  ihrer  betreffenden  Behaup- 
tungen vorlegen,  und  ist  der  Vertrag  durch  Vermittlung  eines  Mäklers  ge- 
schlossen worden,  so  ist  der  Zweifel  zu  erklären  oder  der  Widerspruch  zu 
lösen  durch  dasjenige,  was  sich  aus  den  in  den  Büchern  des  Mäklers  be- 
wirkten Eintragungen  ergiebt,  vorausgesetzt,  dass  dieselben  nach  den  Vor- 
schriften des  Rechtes  geführt  sind. 

194.  In  dem  Falle  eines  schweren  Zweifels,  der  nicht  durch  die  im 
Art.  191  angegebenen  Mittel  gelöst  werden  kann,  ist  zu  Gunsten  des 
Schuldners  zu  entscheiden. 

195.  Jede  Abrede,  welche  in  einer  Münzsorte,  einem  Gewichte  oder 
einem  Maasse  getroffen  ist,  die  nicht  in  dem  Lande,  wo  jene  zur  Ausführung 
kommen  soll,  Taufend  sind,  muss  nach  Vereinbarung  der  Parteien  oder,  in  dem 
Falle  der  Uneinigkeit,  nach  dem  Urtheile  von  Sachverständigen  auf  die 
Münzen,  Gewichte  und  Maasse,  welche  am  Orte  der  Vertragserfüllung 
Brauch  sind,  reducirt  werden. 

196.  Ist  in  dem  Vertrage  zur  Bezeichnung  der  Münzsorte,  des  Gre- 
wichtes  oder  Maasses  ein  allgemeiner  Ausdruck  angewendet  worden,  welcher 
auch  für  andere  Werthe  oder  Mengen  passt,  so  ist  die  Verpflichtung  als  in 
derjenigen  Münzsorte,  demjenigen  Gewichte  oder  Maasse  eingegangen  zu 
betrachten,  welche  bei  Verträgen  gleicher  Art  gebräuchlich  sind. 

197.  Sobald  in  den  Verträgen  von  Entfernung  die  Rede  ist  und  im 
Allgemeinen  der  Ausdruck  „Meilen  oder  Stunden"  (leguas  ü  horaa)  ge- 
braucht wird,  sind  diejenigen  darunter  zu  verstehen,  welche  in  dem  Lande, 
auf  das  sich  der  Vertrag  bezieht,  gebräuchlich  sind. 
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19B.  Bei  alleD  BerechnungeD  von  Tagen,  Monaten  und  Jahren  sind  der 
Tag  zu  vierundzwanzig  Stunden,  die  Monate  nach  der  Angabe  im  Kalender 
und  das  Jahr  zu  dreihundertfunfundsechszig  Tagen  anzunehmen. 

199.  Bei  den  Handelsverpflichtungen ,  welche  mit  festem  Termin, 
bestehend  in  einer  bestimmten  Anzahl  Tage,  kontrahirt  worden  sind,  wird 
der  Tag  des  Datums  des  Vertrages,  falls  keine  ausdrückliche  Vereinbarung 
Torliegt,  in   keinem  Falle  mitgerechnet,  wohl  aber  der  letzte  Tag  der  Frist. 

200.  Keine  gerichtliche  Reklamation  ist  bezüglich  der  Ausführung 
von  Verpflichtungen  mit  festem  Termin  bis  zum  Verfalltage  zulässig. 

201.  Die  Verpflichtungen,  BetreflFs  deren  von  den  Parteien  vorher  kein 
Termin  festgesetzt  ist,  sind  exigibel  zehn  Tage  nach  ihrer  Kontrahirung, 
wenn  sie  nur  ein  gewohnliches  Klagerecht  erzeugen,  und  am  folgenden  Tage, 
wenn  sie  schleunige  Vollstreckung  begründen. 

202.  Die  Wirkungen  der  Säumigkeit  bei  der  Erfüllung  der  Handels- 
verpflichtungen beginnen  erst  dann,  wenn  der  Gläubiger  den  Schuldner 
gerichtlich  mahnt  oder  ihm  den  vor  einem  Richter  oder  öffentlichen  Notar 
wegen  der  Verluste  und  Schäden  erhobenen  Protest  insinuirt. 

203.  Die  Handelsverpflichtungen  werden  bewiesen: 

1.  durch  öffentliche  Urkunde; 

2.  durch  Bescheinigung  oder  Noten,  die  von  den  Mäklern  unterzeichnet 
sind,  welche  die  Verpflichtungen  vermittelten; 

3.  durch  Privat  vertrage; 

4.  durch  die  Fakturen  und  Koncepte  (Urschriften)  über  das  Geschäft, 
welche  von  der  Partei,  gegen  die  sie  vorgebracht  werden,  an- 
genommen worden  sind; 

5.  durch  die  Korrespondenz; 

6.  durch  die  dem  Recht  gemäss  geführten  Handelsbücher; 

7.  durch  Zeugen  beweis. 

Die  Präsumtionen  sind  ebenfEills  zulässig,  indem  nach  den  Bestimmungen 
des  gemeinen  Rechtes  der  ihnen  zukommende  Grad  des  Beweises  quali- 
ficirt  wird. 

204  Die  Handelsverpflichtungen  erlöschen  in  der  im  gemeinen  Rechte 
bezüglich  der  Verti'äge  im  Allgemeinen  vorgeschriebenen  Weise,  vorbehalt- 
lich der  besonderen  Bestimmungen,  welche  für  bestimmte  Fälle  in  diesem 
Geeetzbache  enthalten  sind. 


TITEL  IL 
Von  den  Handelsgesellschaften. 

Abschnitt  I. 

Von  denverschiedenenArten  vonGesellschaften, ihren 

betreffenden  Wirkungen    und  den  Formalitäten,   unter 

denen   sie  zu  bilden  sind. 

205-  Handelskompagnie  oder  -Gesellschaft  ist  ein  Vertrag,  durch 
welchen  zwei  oder  mehrere  Personen  sich  mit  Interessenantheilen  vereinigen 
zu  jeder  Art  von  Handelsunternehmungen,  mit  dem  Zwecke,  den  Gewinn 
anter  sich  zu  theilen  oder  die  Verluste  zu  tragen. 


28  XXV.    Peru. 

206.  Die  Gesellschaften  sind  Kollektiv-,  Eommandit-,  anonyme  nnd 
unbekannte  (inc6gnitas)  *)  Gesellschaften. 

207.  OfiFene  Gesellschaft  ist  diejenige,  die  unter  einem  Kollektivnamen 
gebildet  wird,  mit  gemeinsamen  Bedingungen  für  alle  Gesellschafter,  wobei 
letztere  an  denselben  Rechten  und  Verpflichtungen  in  dem  als  Basis  des  Ver- 
trages festgestellten  Verhältnisse  participiren. 

208.  Kommanditgesellschaft  ist  diejenige,  welche  zwischen  mehreren 
Personen  kontrahirt  worden  ist,  von  denen  einige  die  Geschäfte  der  Gesell- 
schaft verwalten  und  mit  ihrem  gesammten  Vermögen  für  die  Verluste  sich 
verpflichten  und  andere  ein  gewisses  und  festgesetztes  Kapital  einlegen,  ohne 
für  eine  grössere  Summe  zu  haften,  als  die,  welche  sie  eingelegt  haben  oder 
einlegen  mussten. 

Die  ersteren  Gesellschafter  heissen  thätige  (activos),  letztere  Kom- 
manditisten. 

209'  Anonyme  Gesellschaft  ist  diejenige,  welche  gebildet  wird,  indem 
ein  Fonds  kreirt  wird  durch  Aktien,  bestimmt,  um  denselben  für  einen  oder 
mehrere  Handelszwecke,  welche  dem  Unternehmen  ihren  Namen  geben, 
anzulegen,  und  dessen  Verwaltung  Mandataren  oder  Verwaltern,  welche 
nach  dem  Willen  der  Gesellschafter  absetzbar  sind,  übertragen  wird. 

210.  Unbekannte  oder  Gelegenheitsgesellschaft  ist  diejenige,  welche 
zwei  oder  mehrere  Personen  eingehen,  damit  der  Gegenstand,  welchen  eine 
derselben  kauft,  in  Posten  unter  die  übrigen  vertheilt  werde,  oder  damit  jede 
derselben  den  ihrigen  für  ihre  eigene  Rechnung  habe,  oder  damit  er  durch 
denjenigen,  der  ihn  empfängt,  verkauft  werde,  und  sie  sich  später  Rechnung 
legen  und  den  Nutzen  oder  den  Verlust  theilen. 

211.  Die  Kollektivgesellschaft  muss  unter  dem  Namen  aller  oder  eines 
der  Gesellschafter  geführt  werden,  ohne  dass  in  ihre  Handelsfirma  der 
Name  einer  Person,  welche  zur  Zeit  nicht  zur  Gesellschaft  gehört,  auf- 
genommen werden  kann. 

212.  Alle,  welche  eine  Kollektivhandelsgesellschaft  bilden,  mögen  sie 
Verwalter  des  Gesellschaftskapitals  sein  oder  nicht,  haften  solidarisch  für 
die  Folgen  der  Handelsoperationen,  welche  im  Namen  und  für  Rechnung 
der  Gesellschaft  unter  der  Firma,  welche  diese  angenommen  hat,  und  von 
einer  zur  Leitung  und  Verwaltung  ihrer  Geschäfte  ermächtigten  Person  aus- 
geführt werden* 

213.  Die  Gesellschafter,  welche  durch  eine  ausdrückliche  Klausel  des 
Gesellschaftsvertrages  davon  ausgeschlossen  sind,  im  Namen  der  Gesellschaft 
Verträge  einzugehen  und  sich  ihrer  Firma  zu  bedienen,  verpflichten  dieselbe 
nicht  durch  ihre  Privatakte,  auch  wenn  sie  zu  denselben  den  Namen  der 
Gesellschaft  benutzen,  falls  ihre  Namen  in  der  Gesellschaftsfirma  nicht  mit 
enthalten  sind. 

214.  Wenn  dies  der  Fall  ist,  so  hat  die  Gesellschaft  die  Folgen  dieser 
Handlungen  zu  tragen,  vorbehaltlich  ihres  Entschädigungsrechtes  gegen 
das  Privatmögen  desjenigen  Gesellschafters,  welcher  ohne  Ermächtigung  ge- 
handelt hat. 

215.  Als  Gesellschafter  sind  Behufs  irgend  einer  Wirkung  des  Ge- 
schäftsbetriebes nicht  anzusehen  die  Handlungsgehülfen,  denen  als  Remune- 
ration für  ihre  Arbeiten  ein  Theil  am  Gewinne  gewährt  wird,  welchen  sie 
für  sich  erwerben,  ohne  dass  in  irgend  welchem  Falle  eine  Rückwirkung 
stattfindet,  sobald  sie  ihn  zu  den  iu  ihren  Verträgen  festgasetzten  Zeit- 
punkten erhalten  und  nicht  früher  eingenommen  haben. 

1)  Das  .incognita"  wird  hier  für  „s.  momentänea'*  (Gelegenheitsgesellschaft)  ge- 
braucht, cfr.  Art.  210. 
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216-  Bei  den  Kommandi^esellschaften  sind  der  Gesellachafter  oder 
die  Gesellschafter,  welche  die  Verwaltung  und  Leitung  der  Gesellschaft 
haben  oder  in  dem  Namen  oder  der  Handelsfirma  derselben  mit  einbegriflfen 
sind,  ebenfalls  solidarisch  für  die  Folgen  aller  ihrer  Handelsgeschäfte  ver- 
antwortlich. 

217.  Die  Kommanditisten  dürfen  ihre  Namen  nicht  in  die  Gesell- 
schaftsfirma aufnehmen,  und,  wenn  sie  es  thun,  haften  sie  für  alle  Hand- 
lungen der  Gesellschaft  in  der  gleichen  Weise,  wip  die  geschäftsführenden 
Gesellschafter. 

218«  Ebensowenig  dürfen  die  Kommanditisten  irgend  einen  Akt  der 
Verwaltung  der  Interessen  der  Gesellschaft  vornehmen,  nicht  einmal  als 
Bevollmächtigte  der  geschäftsführenden  Gesellschafter. 

219.  Die  Verantwortlichkeit  der  Kommanditisten  in  den  Verpflich- 
tungen und  Verlusten  der  Gesellschaft  beschränkt  sich  auf  die  Gelder 
welche  sie  in  die  Kommandite  einzahlten  oder  sich  verpflichteten,  einzu- 
zahlen, ausgenommen  im  Falle  der  Uebertretung  des  Art.  217^),  wodurch 
sie  dieselbe  Verantwortlichkeit  auf  sich  nehmen,  welche  die  geschäftsfuhreuden 
Gesellschafter  bei  allen  Akten  der  Gesellschaft  haben. 

220.  Die  Kollektivgesellschaften  können  einen  Kommanditisten  auf- 
nehmen, bezüglich  welches  die  über  die  Kommanditgesellschaftien  fest- 
gesetzten Bestimmungen  anzuwenden  sind,  während  die  übrigen  Gesell- 
schafter den  gewöhnlichen  Bestimmungen  für  die  Kollektivgesellschaffceu 
unterworfen  bleiben. 

221.  Das  Kapital  der  Kommanditgesellschaften  kann  in  Aktien  und 
diese  wieder  in  Aktienantheile  (Antheilsscheine)  eingetheilt  werden  ohne 
dass  desshalb  dieselben  aufhören,  den  für  diese  Art  von  Gesellschaften  fest- 
gesetzten Bestimmungen  unterworfen  zu  sein. 

Falls  Kreditscheine  emittirt  werden,  welche  diese  Aktien  oder  ihre  An- 
theilsscheine vorstellen,  so  sind  die  in  den  Art.  227  und  228  vorgesehenen 
Bestimmungen  zu  beobachten. 

222.  Die  anonymen  Gesellschaften  haben  keine  Gesellschaftsfirma, 
noch  werden  sie  nach  dem  Flamen  ihrer  Gesellschafter  benannt,  sondern  nach 
dem  Zweck  oder  den  Zwecken,  zu  welchen  sie  gebildet  worden  sind. 

223.  Die  Verwalter  der  anonymen  Gesellschaften  sind  in  der  in  ihren 
Reglements  vorgeschriebenen  Weise  zu  ernennen,  und  sind  persönlich  nur 
für  die  gute  Ausführung  derjenigen  Funktionen  verantwortlich,  welche  ihnen 
nach  denselben  Reglements  übertragen  worden  sind. 

224.  Die  Gesellschafter  der  anonymen  Gesellschaft  haften  auch  nur 
für  die  Verpflichtungen  derselben  bis  zu  dem  Betrage  des  Antheils,  welchen 
sie  an  ihr  haben. 

225.  Der  aus  dem  Kapital  und  dem  hinzu  gekommenen  Gewinne  ge- 
bildete Gesellschafisfonds  haftet  bei  den  anonymen  Gesellschaften  nur  für 
diejenigen  Verpflichtungen,  welche  bei  der  Leitung  und  Verwaltung  der- 
selben von  einer  rechimässif4en  Person  und  in  der  in  ihren  Reglements 
vorgeschriebenen  Weise  eingegangen  sind. 

226.  Die  Aktien  der  Gesellschafter  bei  den  anonymen  Gesellschaften 
können  für  die  Cirkulation  im  Handel  durch  beglaubigte,  mit  den  Förm- 
lichkeiten, die  die  Reglements  bestimmen,  versehene  Kreditscheine  repräsentirt 
und  in  Theile  von  gleichem  Werthe  eingetheilt  werden. 


*)  (L  h.  wenn  sie  ihre  Namen  in  die  Gesellschaftstirma  anfnehmen. 
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227.  Die  Scheine  dürfen  nicht  far  versprochene  Werthe,  sondern  nur 
für  solche  enaittirt  werden,  welche  vor  ihrer  Emission  in  die  Gesellschafts- 
kasse wirklich  eingezahlt  worden  sind. 

228.  Die  Konsignatare  derjenigen  Scheine,  welche  ausgegeben  werden, 
ohne  dass  aus  den  Büchern  der  Gesellschaft  die  Einzahlung  des  Werthes, 
den  sie  reprasentiren,  hervorgeht,  haften  für  ihren  Betrag  dem  Vermögen 
der  Gesellschaft  und  allen  dabei  Betheiligten. 

229.  Es  können  die  in  dieser  Weise  eingetragenen  Aktien  vermittelst 
einer  Deklaration  cedirt  werden,  welche  im  Verfolg  der  Eintragung  auf- 
zusetzen ist  und  von  dem  Cedenten  oder  seinem  Bevollmächtigten  unter- 
schrieben werden  muss,  ohne  welches  Erforderniss  die  Cession  in  Bezug  auf 
die  Gesellschaft  wirkungslos  ist. 

230.  Die  Cedenten  der  bei  der  anonymen  Gesellschaft  eingetragenen 
Aktien,  welche  die  Einzahlung  des  Betrages  einer  jeden  Aktie  nicht  voll 
geleistet  haben,  bleiben  Bürgen  für  die  Zahlung,  welche  die  Cessionare 
leisten  müssen,  sobald  die  V,erwaltung  ein  Recht  hat,  es  zu  verlangen. 

231.  Jeder  Gesellschaftsvertrag  muss  vermittelst  öffentlicher,  mit  allen 
Solennitäten  des  Rechts  ausgefertigter  Urkunde  aufgesetzt  werden,  aus- 
genommen die  unbekannte  oder  Gelegenheitsgesellschaft. 

232.  Wenn  diejenigen,  welche  die  Absicht  haben,  eine  Gesellschaft  zu 
bilden,  ihre  Vereinbarungen  in  einem  Privatdokumente  festsetzen,  so  soll 
dieses  die  W^irkung  haben,  sie  zur  Ausfertigung  des  Vertrages  in  der  im 
vorhergehenden  Artikel  angegebenen  Form  zu  verpflichten,  was  unumgäng- 
lich  geschehen  muss,    bevor  die  Gesellschaft  ihre  Handelsgeschäfte  beginnt. 

233.  Die  Uebertretung  des  vorhergehenden  Artikels  soll  ein  hinreichender 
Einwand  sein  gegen  jede  Klage,  welche  die  Gesellschaft  wegen  ihrer  Rechte 
oder  aber  irgend  einer  der  Gesellschafter  wegen  der  ihm  zustehenden  Rechte 
anstellt,  und  es  soll  der  klagenden  Gesellschaft  oder  dem  klagenden  Gesell- 
schafter obliegen,  nachzuweisen,  dass  die  Gesellschaft  mit  allen  so  eben 
vorgeschriebenen  Formalitäten  gebildet  worden  sei,  sobald  der  Verklagte  es 
fordern  sollte. 

^      234.     Die  Urkunde  muss  nothwendigerweise  enthalten: 

1.  die  Vor-  und  Zunamen  und  den  Wohnort  der  Aussteller; 

2.  die  Gesellschaftsfirma  oder  die  Benennung  der  Gesellschaft; 

3.  die  Gesellschafter,  welchen  die  Verwaltung  der  Giesellschaft  und  die 
Zeichnung  ihrer  Firma  obliegt; 

4.  das  Kapital,  welches  jeder  Gesellschafter  einlegt  in  baarem  Gelde, 
Forderungen  oder  Waaren,  unter  Angabe  des  Werthes,  welcher 
letzteren  beigelegt  wird,  oder  der  Normen,  nach  welchen  dieselben  zu 
schätzet!  sind ; 

5.  den  Antheil  an  Gewinn  und  Verlust,  welcher  jedem  Kapitalisten*), 
sowie  den  industriellen  Gesellschaftern*),  falls  Gesellschafter  dieser 
Art  vorhanden  sind,  zusteht. 

6.  die  Dauer  der  Gesellschaft,  welche  nothwendigerweise  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  oder  für  einen  bestimmten  Zweck  zu  schliessen  ist; 

7.  den  Handelszweig,  welchen  die  Gesellschaft  betreiben  soll,  falls  diese 
ihre  Thätigkeit  auf  eine  oder  einige  Geschäftsbranchen  beschrankt 
werden  soll; 

8.  die  Beträge,  welche  jedem  Gesellschafter  jährlich  für  seine  Privat- 
ausgaben anzuweisen  sind,  und  die  Entschädigungssummen,  welche 
im  Falle  det  Ueberschreitung  die  übrigen  zu  empfangen  haben; 


*)  Der  Kapital  em^elefi;t  hat 

■^)  Die  nur  ihre  ThätigKeit  eiDlegen. 
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9.  die  Art,  in  welcher  das  Gesellschaftsvermögen  nach  Auflösung  der- 
selben zu  vertheilen  ist. 
Ausserdem   sind  alle  übiigen  Gegenstände  zu  erwähnen,   über  welche 
die  Gesellschafter  besondere  Vereinbarungen  festzusetzen  wünschen. 

235.  Die  Gesellschafter  dürfen  keine  besondere  Vereinbarung  eingehen, 
die  nicht  aus  der  Gesellschaftsurkunde  hervorgeht,  noch  deren  Inhalt  eine 
Privaturkunde  oder  den  Zeugen  beweis  entgegenstellen. 

236.  Jede  Veränderung  oder  Erweiterung  des  Gcsellschaftsvertrages 
muss  unter  denselben  Solennitäten  stattfinden,  welche  für  seine  Ausstellung 
vorgeschrieben  sind. 

237.  Die  Eintragung  der  Gesellschaftsurkunde,  welche  nach'  den  Vor- 
schriften des  Art.  18  in  das  allgemeine  Register  jeder  Provinz  bewirkt 
werden  muss,  mögen  die  Gesellschaften  Kollektiv-  oder  Kommanditgesell- 
schaften sein,  hat  folgende  Umstände  zu  enthalten: 

1.  das  Datum  der  Urkundö  und  den  Wohnsitz  des  Notars,  von  welchem 
sie  ausgestellt  worden  ist; 

2.  die  Namen,  Wohnorte  und  Berufsklassen  der  Gesellschafter,  welche 
nicht  Kommanditisten  sind; 

3.  die  Handelsfirma  oder  den  Titel  der  Gesellschaft; 

4.  die  Namen  der  zur  Verwaltung  der  Gesellschaft  und  zur  Zeichnung 
ihrer  Firma  ermächtigten  Gesellschafter; 

5.  die  Beträge,  welche  in  Aktien  oder    in  Kommandite  eingezahlt  sind 
oder  eingezahlt  werden  sollen; 

6.  die  Dauer  der  Gesellschaft. 

238.  Wenn  die  Gesellschaft  mehrere  Handelshäuser  hat,  welche  an 
verschiedenen  Orten  belegen  sind,  so  ist  bei  allen  die  Förmlichkeit  zu  er- 
füllen, welche  bezuglich  der  Eintragung  in  das  Register  der  Provinz  und 
über  ihre  Veröffentlichung  an  dem  betreffenden  Platze  eines  jeden  Handels- 
hauses in  dem  Art.  19  vorgeschrieben  ist. 

239.  Die  Zusatzurkunden,  welche  die  Gesellschafter  zum  Zwecke  der 
Veränderung,  Erweiterung  oder  Verlängerung  des  ursprünglichen  Gesell- 
schaftsvertrages errichten,  sowie  diejenigen  über  deren  Auflösung  vor  Ablauf 
der  festgesetzt  gewesenen  Zeit  und  jede  Vereinbarung  oder  Entscheidung, 
welche  die  Trennung  irgend  eines  Gesellschafters  und  die  Aufhebung  oder 
Modifikation  des  Gesellschafts  Vertrages  bewirkt,  sind  der  gleichen  im  Art.  18 
erlasseneu  Vorschrift  über  Eintragung  und  Veröffentlichung  unterworfen, 

240-  Wenn  durch  diese  Urkunden  keine  Abänderung  irgend  eines 
der  im  Art.  234  vorgesehenen  Umstände  bewirkt  worden  ist,  soll  es  ge- 
nügen, dass  dies  in  dem  Dokument  a'usgedrückt  werde,  welches  Behufs  aer 
Eintragung  derselben  in  das  Register  ausgefertigt  wird. 

241.  Die  Privatgläubiger  eines  Gesellschafters  können,  Behufs  Deckung 
ihrer  Forderungen,  aus  dem  Gesellschafts  vermögen  die  Gelder,  welche  ihrem 
Schuldner  gehören,  nicht  herausziehen,  und  es  ist  ihnen  nur  gestattet,  den- 

i'enigen  Interessenantheil  mit  Beschlag  zu  belegen,  welcher  diesem  bei  der 
Liquidation  der  Gesellschaft  zustehen  mag,  um  diesen  Theil  zu  der  Zeit 
zu  empfangen,  zu  welcher  der  Schuldner  ihn  hätte  erheben  können. 

242.  Im  Falle  des  Falliments  der  Gesellschaft  treten  die  Privat- 
gläubiger  der  Gesellschafter  nicht  in  die  Masse  der  Gesellschaftsgläubiger 
ein,  sondern,  nachdem  letztere  befriedigt  sind,  haben  sie  ihr  Recht  gegen 
den  Rest,  welcher  dem  Gesellschafter  ziiommt,  der  ihr  Schuldner  ist,  geltend 
zu  machen. 

Diese  Bestimmung  entzieht  den  Gläubigern  nicht  ein  Vorrecht,  welches 
dieselben  gegen  das  Vermögen  ihres  Schuldners  haben   mögen,    sie    können 
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dasselbe  darthun,  um  den  ihnen  etwa  zustehenden  Vorzug  zu  erlangen,  in 
Konkurrenz  mit  der  Gesammtheit  der  Gesellschaftsgläubiger,  welche  die- 
selben Vermögensobjekte  auf  Grund  der  Solidarität  der  G^sellschafts Ver- 
pflichtungen beanspruchen. 

243.  Bei  den  auf  Aktien  errichteten  Gesellschaften,  den  Kommandit- 
oder  den  anonymen  Gesellschaften,  kann  die  Beschlagnahme,  von  der  im 
Art.  241  die  Kede  ist,  nur  stattfinden,  wenn  die  Aktieuabschätzung  des 
Schuldners  nur  durch  Eintragung  konstirt  und  ihm  kein  Kreditschein  aus- 
gefertigt worden  ist,  welcher  seinen  Antheil  an  der  Gesellschaft  repräsentirt. 

244.*  Die  Kaufleute  können,  ohne  eine  förmliche  Gesellschaft  zu 
bilden,  unter  Befolgung  der  betreffenden  vorgeschriebenen  Bestimmungen, 
sich  an  den  Handelsoperationen  Anderer  untereinander  betheiligen,  indem 
sie  mit  dem  unter  ihnen  vereinbarten  Kapitalantheile  zu  denselben  beitragen 
und  an  den  günstigen  oder  ungunstigen  Ergebnissen  in  dem  festgesetzten 
Verhältnisse  participiren. 

245'  Diese  unbekannten  und  privaten  Gesellschaften,  welche  unter 
dem  Namen  „Gesellschaften  in  Theilhaberschaft**,  („Gesellschaften  für  ge- 
meinschaftliche Rechnung'*)  bekannt  sind,  sind  keiner  gesetzlichen  Formalitat 
unterworfen  und  können  schriftlich  oder  mündlich  kontrahirt  werden. 

246.  In  welcher  Art  auch  diese  Klasse  von  Gesellschaften  gebildet  sein 
mögen,  so  haben  die  Gesellschafter  nur  ein  Recht  unter  einander,  wenn 
der  Vertrag  bewiesen  worden  ist.  Die  dritten  Käufer  oder  Verkäufer  haben 
ein  direktes  und  ausschliessliches  Recht  gegen  diejenige  Person,  welche 
kaufte  oder  verkaufte  oder  mit  welcher  sie  das  Geschäft  geschlossen  haben. 

Abschnitt  IL 

Von  den  gegenseitigen  Verpflichtungen  unter  den 
Gesellschaftern    und    der    Art,    ihre    Streitigkeiten    zu 

schlichten. 

247.  Die  Gesellschafter  müssen  in  den  gemeinschaftlichen  Fonds 
innerhalb  der  vereinbarten  Zeit  die  Kapitalantheile,  zu  welchen  sie  sich 
respektive  verpflichtet  haben,  einlegen,  und  wenn  irgend  einer  nachlässig 
ist,  so  kann  die  Gesellschaft  entweder  exekutivisch  gegen  sein  Vermögen 
vorgehen,  um  seinen  Antheil  zu  einem  effektiven  zu  machen,  oder  den  Ver- 
trag bezüglich  des  genannten  Gesellschafters  aufheben. 

248.  Wenn  das  Kapital  oder  des  Theil  desselben,  welchen  ein  Gesell- 
schafter einzulegen  hat,  in  Waaren  besteht,  muss  seine  Schätzung  in  der 
im  Gesellschafts  vertrag  festgesetzten  Weise  oder,  in  Ermangelung  einer  be- 
sonderen Vereinbarung  hierüber,  von  Sachverständigen,  welche  beide  Parteien 
ernennen,  nach  den  Platzpreisen  bewirkt  werden,  indem  die  späteren  Er- 
höhungen oder  Verminderungen  für  Rechnung  der  Gesellschaft  gehen. 

^tS.  Wenn  ein  Gesellschafter  der  Gesellschaft  irgend  welche 
Forderungen  zur  Deckung  des  Kapitals,  welches  er  einzahlen  muss,  übergiebt, 
so  sind  diese  ihm  erst  nach  Eingang  gut  zu  schreiben  und,  falls  sie  nicht 
realisirt  sind,  nachdem  die  Exekution  in  das  Vermögen  des  Schuldners  statt- 
gefunden hat;  und  wenn  der  Gesellschafter  nicht  darin  willigt,  diese  aus- 
zuführen, soll  er  verpflichtet  sein,  ohne  Verzug  für  den  Betrag  besagter 
Forderungen  zu  haften,  bis  er  den  ihm  obliegenden  Kapitalantheil  ge- 
deckt hat. 

250.  Jeder  Gesellschafter,  welcher  aus  irgend  einem  Grunde  die  voll- 
ständige Einzahlung  seines  Kapitalantheiles  über  die  im  Gesellschaftsvertrage 
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▼orber  festgesetzte  Frist  hinaus  yerzögert  oder,  &lls  eine  solche  nicht  fest- 
gestellt worden  ist,  nicht  leistet,  sobald  die  Kasse  errichtet  worden  ist,  mnss 
dem  gemeinschaftlichen  Fonds  die  laufenden  Zinsen  des  Betrages  vergäten, 
welchen  er  rechtzeitig  einzuzahlen  unterlassen  hat. 

251*  Wenn  bei  den  Eollekti^esellschaften  die  Verwaltung  der  Gesell- 
schaft nicht  durch  eine  besondere  Vereinbarung  auf  nur  einige  der  Qesell- 
schafter  unter  Ausschluss  der  übrigen  Yon  derselben  beschränict  worden  ist, 
so  sollen  alle  dieselben  Befugnisse  bei  der  Leitung  und  dem  Betriebe  der 
gemeinsK^aftlichen  Geschäfte  haben,  und  die  gegenwärtigen  Gesellschafter 
müssen  zu  jedem  Vertrage  und  jeder  Verpflichtung,  welche  die  Gesellschaft 
angehen,  sich  ins  Einvernehmen  setzen. 

ffi2.  Ge^n  den  Willen  eines  der  verwaltenden  Gesellschafter,  welcher 
ansdrflcklich  widerspricht,  darf  keine  neue  Verpflichtung  eingegangen  werden; 
wenn  sie  iedoch  dessen  ungeachtet  eingegangen  ist,  ist  sie  deshalb  nicht 
za  annuluren  und  soll  Wirkung  ha^,  unbeschadet  dass  der  Gesell- 
schafter, der  sie  kontrahirte,  dem  Gesellschaftsfonds  ftLr  den  etwa  ent- 
stehenden Nachtheil  haftet 

253.  Wenn  Gesellschafter  vorhanden  sind,  welche  mit  der  Verwaltung 
besonders  betraut  worden  sind,  können  diejenigen,  welche  diese  Ermächtigung 
nicht  haben,  gegen  die  Geschäftsakte  jener  Widerspruch  nicht  erheben,  noch 
sie  entkräften  oder  ihre  Wirkungen  verhindern. 

2Si.  Wenn  die  besondere  Beftigniss  zur  Verwaltung  und  zur  Zeichnung 
der  Firma  der  Gesellschaft  als  ausdrückliche  Bedingung  im  Vertrage  über- 
tragen worden  ist,  kann  sie  demjenigen,  welcher  sie  erhielt,  nicht  entzogen 
wenlen;  wenn  derselbe  jedoch  von  dieser  Beftigniss  einen  schlechten  G«- 
braoch  macht  und  durch  seine  Handlungen  dem  gemeinschaftlichen  Fonds 
einen  offenbaren  Nachtheil  zufügt,  können  die  übrigen  Gesellschafter  entweder 
einen  Mitverwalter  ernennen,  welcher  bei  allen  Geschäften  mitwirkt,  oder 
die  Aufliebung  des  Vertrages  vor  dem  kompetenten  Gerichte  beantragen. 

255.  Jeder  Gesellschafter,  ob  Verwalter  oder  nicht,  hat  bei  Eollektiv- 
gesellschaften  das  Recht,  den  Stand  ihrer  Verwaltung  und  Buchfährung  zu 
prüfen  und  diejenigen  Reklamationen  zu  erheben,  welche  er  im  gemeinschaft- 
lichen Interesse  für  angemessen  hält,  nach  Massgabe  der  Vereinbarungen 
der  Gesellschaftsurkuude  oder  der  allgemeinen  Rechtsbestimmungen. 

256.  Bei  den  Eommandit-  und  anonymen  Gesellschaften  können 
weder  die  Kommanditisten,  noch  die  Aktionäre  irgend  welche  Prüfung  oder 
Untersuchung  bezüglich  der  gesellschaftlichen  Verwaltung  vornehmen,  ausser 
zu  den  Zeitpunkten  und  in  der  Weise,  welche  die  Gesellschaftsverträge  und 
Statuten  vorschreiben. 

257.  Bei  keiner  Art  von  Handelsgesellschaften  kann  den  Gesell- 
schaftern die  Prüfting  aller  Beweisdokumente  der  angestellten  Bilanzen  Behufs 
Darlegung  des  Standes  der  Verwaltung  verweigert  werden.  Bei  den  auf 
Aktien  errichteten  Gesellschaften  kann  diese  lulgemeine  Vorschrift  durch 
eine  besondere  im  Gesellschafiisvertrage  getroffene  Vereinbarung  oder  durch 
eine  Bestimmung  ihrer  genehmigten  Geschäftsordnung  abgeändert  werden, 
welche  die  besondere  Art,  diese  Prüfung  stattfinden  zu  lassen,  festsetzt, 
bdem  sie  die  Gesammtheit  der  Aktionäre  dem  Ergebniss  derselben 
unterwirft 

25&  Die  von  den  Gesellschaftern  in  eigenem  Namen  und  mit  ihrem 
Privatvermögen  gemachten  Geschäfte  berühren  die  Gesellschaft  nicht,  noch 
machen  sie  dieselbe  in  irgend  einer  Weise  dafür  haftbar,  wenn  sie  zu  der- 
jenigen Art  gehören,  welche  die  Gesellschafter  gesetzmässig  für  ihre 
besondere  Rechnung  abschliessen  können. 

B  or  e  b mr dl,  Hiiadfltreelit.  IV,  8 
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259.  Die  Gesellschafter  dürfen  die  Fonds  der  Gesellschaft  odei*  die 
Firma  derselben  bei  Geschäften  für  eigene  Rechnung  nicht  verwenden ;  fedls 
sie  es  thun,  verlieren  sie  zn  Gunsten  der  Gesellschaft  den  Gewinnantheil, 
welcher  ihnen  bei  derselben  zusteht,  und  es  kann  die  Aufhebung  des 
Gesellschafts  Vertrages  bezüglich  ihrer  stattfinden,  unbeschadet  der  Wieder- 
erstattung der  Fonds,  welche  sie  benutzt  haben,  und  ausserdem  des  Er- 
satzes aller  der  Gesellschaft  etwa  dadurch  entstandenen  Nachtheile. 

260.  Bei  den  EoUektivgesellschaften,  welche  keinen  bestimmten 
Handelszweig  betreiben,  dürfen  die  Gesellschafter  keine  Gesch&fle  für  ihi*e 
eigene  Rechnung  machen,  ohne  dass  die  Einwilligung  der  Gesellschaft 
vorhergeht;  diese  kann  sie  ihnen  nur  verweigern,  wenn  sie  nachweist,  dass 
sie  dadurch  einen  wirklichen  und  offenbaren  Nachtheil  bat. 

Die  Gesellschafter,  welche  dieser  Verfügung  zuwiderhandeln,  sind  ver- 
pflichtet, den  aus  diesen  Geschäften  erhaltenen  Gewinn  in  den  gemein- 
schaftlichen Fonds  abzuliefern,  und  sollen  persönlich  die  etwaigen  Verluste 
zu  tragen  haben. 

261.  Wenn  die  Gesellschaft  in  ihrem  Errichtungs vertrage  den  Handels- 
artikel festgesetzt  hat,  in  welchem  sie  handeln  will,  cessirt  die  Bestim- 
mung des  vorhergehenden  Ai*tikels,  und  die  Gesellschafter  können  nach 
Belieben  für  ihre  eigene  Rechnung  jedes  ihnen  convenirende  Handelsgeschäft 
machen,  unter  der  Bedingung,  dass  dasselbe  nicht  zu  denjenigen  gehört, 
mit  welchen  sich  die  Gesellschaft,  deren  Mitglieder  sie  sind,  befasst,  und 
dass  keine  besondere  Vereiübarung  vorliegt,  welche  es  verhindert. 

262.  Der  industrielle  Gesellschafter  darf  sich  mit  keinem  Geschäfte 
irgend  welcher  Art  befassen,  es  sei  denn,  dass  die  Gesellschaft  dies  aus- 
drücklich gestattet;  falls  er  es  thut,  steht  es  im  Ermessen  der  Kapitalisten- 
gesellschatter  *),  ihn  entweder  von  der  Gesellschaft  auszuschliessen,  indem 
sie  ihm  die  ihm  an  derselben  zukommenden  Vortheile  entziehen,  oder  sich 
diejenigen  Vortheile  anzueignen,  welche  er  durch  die  Geschäfte  erlangt  hat, 
die  er  mit  Uebertretung  dieser  Bestimmung  schloss. 

263.  Kein  Gesellschafter  darf  von  dem  gemeinschaftlichen  Fonds  einen 
grösseren  Betrag  entnehmen  oder  demselben  entziehen,  als  derjenige  ist, 
welcher  bei  den  Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaften  jedem  einzelnen 
Gesellschafter  iür  seine  Privatausgaben  angewiesen  worden  ist,  und,  wenn 
er  es  thut,  kann  er  zur  Rückerstattung  gezwungen  werden,  ebenso  als  wenn  er 
den  Kapitalantheil,  welchen  er  sich  verpflichtete  bei  der  Gesellschaft  ein- 
zuzahlen, nicht  voll  eingezahlt  hätte,  oder  es  ist,  in  Ermangelung,  den  übrigen 
Gesellschaftern  auch  erlaubt,  einen  entsprechenden  Betrag,  gemäss  dem 
Antheile,  welchen  sie  an  dem  gemeinschaftlichen  Fonds  haben,  für  sich 
zu  nehmen. 

264  Wenn  im  Gesellschaftsvertrage  der  Antheil,  welchen  ein  jeder 
Gesellschafter  am  Gewinn  haben  soll,  nicht  festgesetzt  worden  ist,  ist 
derselbe  im  Verhältnisse  des  Antheiles,  welchen  jeder  Gesellschafter  an 
der  Gesellschaft  hat,  zu  vertheilen,  indem  die  etwa  vorhandenen  industriellen 
Gesellschafter  bei  der  Vertheilung  in  die  Klasse  der  Kapitalistengesellschafter 
treten,  welche  den  geringsten  Antheil  hat» 

265.  Die  Verluste  sind  in  demselben  Verhältniss  unter  die  Kapitalisten- 
gesellschafier  zu  vertheilen,  ohne  die  industriellen  Gesellschafter  ein- 
zuschliessen,  es  sei  denn,  dass  letztere  durch  eine  ausdrückliche  Vereinbarung 
verpflichtet  wären,  an  den  Verlusten  zu  participiren. 

266.  Jeder  Schaden,  welchen  die  Gesellschaftsinteressen  durch  Dolus, 
Missbrauch  der  Befugnisse  oder  grobe  Nachlässigkeit  eines  der  Gesellschafter 

^)  d.  h.  derjenigen,  welche  Geld  eingelegt  haben 
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erleiden,  1^  seinem  Urheber  die  Verpflichtung  auf,  ihn  zu  ersetzen,  wenn 
die  übrigen  Gesellschafter  es  verlangen,  dass  sofern  aus  keinem  Akt  die  aus- 
drückliche oder  virtuelle  Billigung  oder  Ratifikation  der  Handlung  hergeleitet 
werden  kann,  auf  welche  sich  die  Reklamation  stützt. 

267.  Die  Gesellschaft  muss  den  Gesellschaftern  die  Ausgaben,  welche 
sie  zur  Erledigung  der  Geschäfte  derselben  machen,  ersetzen  und  sie  für 
die  Nachtheile,  welche  sie  in  unmittelbarer  und  direkter  Folge  dieser 
Geschäfte  haben,  entschädigen;  jedoch  nicht  f&r  diejenigen,  welche  sie  bei 
der  Ausführung  derselben  durch  eigene  Schuld  oder  zufälliges  Ereigniss 
oder  irgend  eine  andere  Ursache,  die  von  den  Geschäften  unabhängig^)  ist, 
erlitten  haben. 

268.  Kein  Gesellschafter  darf  einer  anderen  Person  den  Antheil, 
welchen  er  an  der  Gesellschaft  hat,  übertragen,  noch  dieselbe  zur  Ausübung 
der  Verrichtungen,  welche  ihm  bei  der  Gesellschaftsverwaltung  zukommen, 
in  seine  Stelle  substituiren,  ohne  dass  er  sowohl  fdr  das  Eine  als  für  das 
Andere  die  vorhergehende  Einwilligung  der  Gesellschafter  erhalten  hat 

268.  Jede  Streitigkeit  zwischen  den  Gesellschaftern  ist  durch  sach- 
verständige Schiedsrichter  zu  entscheiden,  möge  dies  im  Gesellschaftsvertrage 
festgesetzt  worden  sein  oder  nicht. 

Abschnitt  TTT. 
Yen  dem  Ende  und  der  Liquidation  der  Handelsgesellschaften. 

270.  Der  Vertrag  einer  Handelsgesellschaft  kann  partiell  ange- 
hoben werden: 

1.  wenn  ein  Gesellschafter  die  gemeinschaftlichen  Kapitalien  und  die 
Geschäftsfirma  zu  Geschäften  für  eigene  Rechnung  benutzt; 

2.  wenn  ein  Gesellschafter  sich  in  die  Ausübung  von  Verwaltungs- 
verrichtungen der  Gesellschaft  einmischt,  welche  ihm  nach  den 
ausdrücklichen  Vereinbarungen  des  Gesellschaftsvertrages  nicht 
zukommen; 

3.  wenn  irgend  ein  verwaltender  Gesellschafter  in  der  Verwaltung  oder 
der  Rechnungspflicht  der  Gesellschaft  Betrug  b^eht; 

4.  wenn  irgend  ein  Gesellschafter  es  nnterlässt,  in  die  gemeinschafÜiche 
Kasse  das  Kapital  einzuschiessen,  welches  jeder  Gesellschafter  in 
dem  Gesellschaftis vertrage  stipulirt  hat,  nachdem  er  aufgefordert 
worden  ist,  dies  zu  thun; 

5.  wenn  ein  Gesellschafter  f&r  seine  Rechnung  Handelsgeschäft;e  aus- 
führt, die  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der  Art.  269,  260, 
261  und  262  nicht  erlaubt  sind; 

6.  wenn  ein  Gesellschafter,  der  zur  Ausübung  persönlicher  Verrichtungen 
bei  dei'  Gesellschaft  verpflichtet  ist,  sich  entfernt  hat  und,  nachdem 
er  zur  Ruckkehr  und  ifrfiillung  seiner  Pflichten  angefordert  worden 
ist,  nicht  Folge  leistet  oder,  in  Ermangelung,  einen  triftigen  Grund 
beweist,  welcher  ihn  zeitweise  daran  verhinderte. 

271.  Die  Wirkung  der  theilweisen  Aufhebung  der  Gesellschaft  ist  die 
Unwirksamkeit  des  Vertrages  bezüglich  des  schuldbaren  Gesellschafters, 
welcher   als   von  derselben  ausgescluossen  zu  betrachten  ist,  wobei  der  ihm 
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etwa   zukommende  Antheil  am  Verlust,  wenn   ein    solcher   stattgehabt,    von 
ihm  eingefordert  werden  kann. 

272.  Die  Qesellschaft  ist  ermächtigt,  denjenigen  Antheil,  welcher  jenem 
an  dem  Gesellschafibsvermögen  zusteht,  zurückzuhalten,  bis  alle  Geschäfte, 
welche  zur  Zeit  der  Aufhebung  schweben,  erledigt  und  liquidirt  worden 
sind,  ohne  ihn  an  dem  Gewinn  oder  der  Entschädigung  irgend  participiren 
zu  lassen. 

273.  Die  Handelsgesellschaften  werden  durch  folgende  Ursachen  gänz- 
lich aufgelöst: 

1.  durch  Ablauf  der  im  Gesellschafts  vertrage  vorher  festgesetzten  Zeit 
oder  durch  Beendigung  des  Unternehmens,  welches  der  besondere 
Zweck  ihrer  Bildung  war; 

2.  durch  den  vollständigen  Verlust  des  Gesellschaftskapitals; 

3.  durch  den  Tod  eines  der  Gesellschafter,  falls  die  Gesellschaftsurkunde 
keine  ausdrückliche  Vereinbarung  enthält,  dass  die  Erben  des  vei^ 
storbenen  Gesellschafters  in  der  Gesellschaft  verbleiben,  oder  dass 
diese  unter  den  Ueberlebenden  weiter  fortbesteht; 

4.  durch  Geisteskrankheit  oder  eine  andere  Ursache,  welche  die  Un- 
fähigkeit eines  Gesellschafters  zur  Verwaltung  seines  Vermögens 
bewirkt,  vorbehaltlich  einer  ausdrücklichen  entgegenstehenden  Ver- 
einbarung, nach  welcher  Hie  Verwaltung  einem  andern  Gesellschafter 
übertragen  werden  soll; 

5.  durch  das  Falliment  der  Gesellschaft  oder  irgend  eines  ihrer  Mit- 
glieder; 

6.  durch  den  einfachen  Willen  eines  der  Gesellschafter,  wenn  die  Ge- 
sellschaft keine  feste  Zeitdauer  oder  keinen   bestimmten  Zweck    hat. 

274.  Bei  den  auf  Aktien  errichteten  Gesellschaften  kann  die  Auf- 
lösung nur  aus  den  Gründen  stattfinden,  welche  in  den  Nos.  1  und  2  des 
vorhergehenden  Artikels  erwähnt  sind. 

275.  Die  Handelsgesellschaften  werden  nach  Ablauf  der  Zeit,  für 
welche  sie  gebildet  worden  sind,  durch  präsumirten  Willen  der  Gesellschafter 
nicht  als  verlängert  angesehen  und,  wenn  die  Gesellschafter  die  Gesellschaft 
fortzusetzen  beabsichtigen,  müssen  sie  sie  vermittelst  eines  anderen  Vertrages 
erneuern,  welcher  allen  für  die  Bildung  von  Gesellschaften  vorgeschriebenen 
Formalitäten  unterworfen^)  ist. 

276.  Wenn  ein  Vertrag  nach  dem  Inhalte  der  im  Gesellschaftsver- 
trage  festgesetzten  Vereinbarungen  durch  den  Tod  eines  der  Gesellschafter 
nicht  aufgelöst  ist,  sondern  unter  den  überlebenden  Gesellschaftern  weiter 
fortbesteht^  haben  die  Erben  des  Verstorbenen  nicht  allein  einen  Antheil  an 
den  Ergebnissen  der  Geschäfte,  welche  zur  Zeit  des  Todes  ihres  Erblassers 
schwebten,  sondern  auch  an  den  Geschäften  die  jene  ergänzen,  sowie  an 
denjenigen,  welche  eine  unmittelbare  und  noth wendige  Folge  ersterer  bilden. 

2i7.  Die  Auflösung  der  illimitirten  Gesellschaft  findet  durch  den 
Willen  eines  ihrer  Mitglieder  nicht  eher  statt,  als  bis  die  übrigen  Gesell- 
schafter sie  acceptirt  haben,  und  diese  können  sie  verweigern,  sobald  sich 
mala  fides  auf  Seiten  des  Gesellschafters,  welcher  sie  vorschlägt,  kundgiebt. 

278.  Es  ist  anzunehmen,  dass  dieser  mit  mala  fides  verfahrt,  wenn  er 
vermittelst  der  Auflösung  der  Gesellschaft  einen  besonderen  Gewinn  für 
sich  zu  erzielen  beabsichtigt,  der  nicht  zu  erlangen  gewesen  wäre,  wenn  die 
Gesellschaft  fortbestanden  hätte. 

279.  Der  Gesellschafter,  welcher  durch  seinen  Willen  sich  von  der 
Gesellschaft  trennt  oder  ihre  Auflösung  veranlasst,   kann    nicht  verhindern, 

1)  „Sngetos'^  im  Text  wohl  ein  Druckfehler  statt  „sugeto.** 
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dass  die  schwebenden  Geschäfte  in  der  angemessensten  Weise  für  die  ge- 
meiDScbafüichen  Interessen  erledigt  werden,  nnd,  bis  dies  geschehen  ist,  cUrf 
die  Yertheilung  des  Gesellschaftsyermögens  nicht  stattfinden. 

280.  Von  dem  Momente  ab,  in  welchem  die  Gesellschaft  von  Rechts- 
wegen aufgelöst  ist,  soll  die  Vertretungsbefngniss  der  verwaltenden  Ge- 
sellschafter, neue  Verträge  und  Verpflichtungen  eingeben  zu  können,  cessiren, 
ond  ihre  Befugnisse  in  Eigenschaft  als  Liquidatoren  sind  darauf  beschränkt, 
die  Forderungen  der  Gesellschaft  einzuziehen,  die  vorher  eingegangenen 
Verpflichtungen  zu  tilgen,  je  nachdem  sie  fällig  werden,  und  die  schwebenden 
Geschäfte  zu  realisiren. 

28L  Wenn  kein  Widerspruch  von  Seiten  irgend  eines  Gesellschafters 
vorliegt,  sind  diejenigen,  welche  die  Verwaltung  des  Gesellschafisvermögens 
gehabt  haben,  mit  der  Liquidation  zu  beauft]*agen;  sollte  es  jedoch  irgend 
ein  Gesellschafter  verlangen,  so  müssen  durch  Stimmenmehrheit  zwei  oder 
mehrere  Liquidatoren  aus  den  Gesellschaftern  oder  anderen  Personen 
ernannt  werden,  zu  welchem  Zwecke  ohne  Verzug  eine  Versammlung  aller 
Gesellschafter  stattzufinden  hat,  unter  Einberufung  der  Abwesenden  mit  einer 
dazu  ausreichenden  Frist,  dass  dieselben  entweder  persönlich  oder  durch 
eine  rechtmässig  bevollmächtigte  Person  vertreten  Theil  nehmen  können. 

282.  Die  verwaltenden  Gesellschafter  haben  in  den  15  (14)  Tagen 
onmittelbar  nach  der  Auflösung  der  Gesellschaft  das  Inventar  und  die  Bilanz 
aber  das  gemeinschaftliche  Vermögen  aufzustellen,  deren  Ergebniss  sie  zur 
Kenntniss  der  Gesellschafter  bringen  müssen. 

Wenn  sie  dies  unterlassen,  kann  auf  Ansuchenjedes  Gesellschafters 
eine  Mitwirkung  bezüglich  der  Geschäftsführung  der  Verwalter  stattfinden, 
aaf  deren  Kosten  die  Eintretenden  alsdann  die  Bilanz  aufstellen. 

283.  Falls  andere  Liquidatoren  ernannt  werden,  welche  nicht  die 
Gesellschafter  sind,  die  die  Gesellschaft  verwaltet  haben,  so  haben  die 
Ernannten  das  Gesellschaftsvermögen  nach  dem  angestellten  Liventar  und 
der  Bilanz  zu  übernehmen,  indem  sie  vorher  angemessene  Bürgschaft 
stellen,  welche  das  zu  ihrer  Verfugung  gestellte  Vermögen  deckt. 

2B4.  Wer  auch  immer  die  Liquidatoren  seien,  so  sind  sie  verpflichtet, 
jedem  einzelnen  der  Gesellschafter  monatlich  den  Stand  der  Liquidation  bei 
Strafe  ihrer  Absetzung  mitzutheilen. 

285.  Sobald  der  Stand  der  Geschäfte  die  Vertheilung  des  Gesell- 
schaftsvermögens zulässt,  gemäss  der  Feststellung,  welche  die  Liquidatoren 
oder  die  Versammlung  der  Gesellschafter,  deren  Einberufung  jeder  der- 
selben zu  diesem  Zweck  verlangen  kann,  machen,  ist  zur  Ausführung  derselben 
ZQ  schreiten,  und  zwar  durch  die  Liquidatoren  selbst,  innerhalb  der  von  der 
Versammlung  vorher  festgesetzten  Frist. 

286.  Nachdem  die  Eintheilung  bewirkt  worden  ist,  ist  sie  den  Gesell- 
schaftern mitzutheilen,  welche  sie  binnen  15  (14)  Tagen  zu  genehmigen 
oder  die  nöthigen  Beschwerden  zu  erheben  haben,  wenn  sie  sich  für  ge- 
schädigt halten. 

287.  Diese  Reklamationen  sind  durch  sachverständige  Schiedsrichter 
zu  entscheiden,  welche  die  Partelen  acht  Tage  nach  Ueberreichung  der 
Reklamation  zu  ernennen  haben,  und,  falls  sie  diese  Ernennung  nicht  vor- 
nehmen, hat  das  zuständige  Gericht  diese  Entscheidung  von  Amtswegen 
zu  treffen. 

288.  Bei  den  Liouidationen  von  Handelsgesellschaften,  bei  denen 
Minderjährige  Interesse  nahen,  sollen  deren  Vormünder  und  Kuratoren  mit 
vollständiger  Befugniss    auftreten,   als  wenn  es    sich    um   ihre  eigenen  Ge- 
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Schäfte  handelte,  und  es  sollen  alle  Akte,  welche  sie  im  Namen  ihrer  Mündel 
vollziehen  und  bewilligen,  gültig  und  unwiderruflich  sein,    ohne  der  Wohl- 
that  der  Restitution    unterworfen  zu  sein,    unbeschadet  der  Verantwortlich- 
keit,  welche  sie  bezüglich  ihrer  Mündel  eingehen,    wenn  sie  mit  dolus  oder  ' 
strafbarer  Nachlässigkeit  yerfehren  sind. 

289.  Kein  Gesellschafter  kann  die  Aushändigung  des  ihm  bei  der 
Vertheilung  des  Gesellschaftsfonds  zukommenden  Guthabens  verlangen, 
bevor  nicht  alle  Schulden  der  Gesellschaft  getilgt  worden  sind,  noch  fordern, 
dass  ihr  Betrag  hinterlegt  werde,  wenn  die  Auszahlung  nicht  per  Kasse  be- 
wirkt werden  kann. 

290.  Diejenigen  Gesellschafter,  welche,  nachdem  sie  das  Kapital,  für 
welches  sie  sich  nach  der  Gesellschaftsurkunde  verpflichteten,  eingelegt 
haben,  dem  gemeinschaftlichen  Fonds  Darlehne  gewährt  haben,  müssen  wie 
Gläubiger  desselben  befriedigt  werden,  bevor  die  wirkliche  Vertheilung  des 
liquiden  Vermögens  stattfindet. 

291.  Die  Kommanditisten  müssen,  sobald  die  Liquidation  erfolgt  ist, 
ihren  Kapitalantheil  bei  der  Gesellschaift  zurücknehmen,  sobald  sich,  auf 
Grund  der  Bilanz,  eine  genügende  Summe  ergiebt,  um,  nach  Abzug  des 
erwähnten  Kapitals,  den  Verpflichtungen  der  Gesellschaft  nachkommen  zu 
können. 

292.  Von  den  ersten  Vertheilungen,  welche  an  die  Gesellschafter  er- 
folgen, sind  die  Beträge  in  Abzug  zu  bringen,  welche  sie  für  ihre  Privat- 
ausgaben erhalten  haben,  oder  welche  ihnen  die  Gesellschaft  aus  irgend 
einer  andern  Veranlassung  vorgeschossen  hat. 

293.  Jeder  Gesellschafter  hat  das  Recht,  die  Liquidation  und  Ver- 
theilung des  Gesellschaftskapitals  nach  den  früher  festgesetzten  Bestim- 
mungen zu  beantragen  und  von  den  Liquidatoren  alle  diejenigen  Mit- 
theilungen zu  verlangen,  welche  ihn  bezüglich  des  Standes  der  Liquidation 
und  der  schwebenden  Geschäfte  der  Gesellschaft  interessiren  können. 

294.  Gegen  das  Privatvermögen  der  Gesellschafter,  welches  bei  der 
Bildung  der  Gesellschaft  nicht  miteingeschlossen  wurde,  kann  erst  dann  zur 
Zahlung  der  von  der  Gesellschaft  gemeinschaftlich  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen Exekution  vollstreckt  werden,  wenn  vorher  die  Verweisung  an 
das  Vermögen  dieser  erfolgt  war. 

295.  Die  Bücher  und  Papiere  der  Gesellschaft  sind  unter  Verantwort- 
lichkeit der  Liquidatoren  bis  zur  vollständigen  Liquidation  derselben  und 
Befriedigung  aller  derjenigen,  welche  unter  irgend  einem  Rechtstitel  bei 
ihrem  Vonnögen  betheiligt  sind,  aufzubewahren. 

296.  Die  Liquidation  der  gelegentlichen  Gesellschaften  ist  von  dem- 
selben Gesellschafter  vorzunehmen,  welcher  das  Geschäft  geleitet  hat,  und 
welcher,  sobald  es  beendigt  worden  ist,  über  die  Ergebnisse  Rechnung  legen 
muss,  indem  er  den  Interessenten  die  Beweisdokumente  kundgiebt. 

TITEL  IIL 
Von  den  kaufmännisohen  Käufen  und  Verkäufen. 

Abschnitt  I. 

Von  der  Qualifikation  der  kauf  man  ni  sehen  Käufe   und 

Verkäufe. 

297.  Zur  Klasse  der  kaufmännischen  Käufe  gehören  die  Ankäufe, 
welche  bezüglich  beweglicher  Sachen  geschlossen  werden,  mit   der  Absicht, 
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luDSichtlich  ihrer  durch  den  Wiederverkauf,  sei  es  in  derselben  Form,  in 
welcher  sie  gekauft  wurden,  oder  In  einer  anderen,  irgend  einen  Grewinn  zu 
emelen. 

298.     Nicht  als  kaufmännisch  sind  anzusehen: 

1.  die  Ankäufe  von  Immobilien  und  deren  Accessorien,  wenn  diese  auch 
Mobiiien  sind; 

2.  die  Ankäufe  von  Sachen,  die  für  den  Konsum  des  Käufers  oder 
desjenigen,  in  dessen  Auftrage  der  Erwerb  stattfindet,  bestimmt  sind; 

3.  die  Verkäufe,  welche  die  Acker-  und  Heerdenbesitzer  von  dem 
Ertrage  ihrer  Ernten  oder  Heerden  vornehmen; 

4.  die  Verkäufe,  welche  die  Eigenthümer  und  jede  andere  Klasse  von 
Personen  von  den  Erträgen  oder  Waaren  vornehmen,  welche  sie  auf 
Grund  von  Rente,  Schenkung,  Salair,  Emolumenten  oder  irgend  eines 
anderen  remuneratorischen  oder  unentgeltlichen  Titels  emp&ugen; 

5.  der  Wiederverkauf,  welchen  irgend  eine  Person,  die  den  Handel 
nicht  gewerbemassig  betreibt,  vornimmt,  bezüglich  des  Restes  der 
Vorräthe,  welche  sie  für  ihren  eigenen  Gebraudi  kaufte.  Wenn  die 
Menge,  welche  solche  Personen  zum  Verkauf  bringen,  grösser  ist, 
als  die,  welche  sie  verbraucht  haben,  wird  vermuthet,  dass  sie  den 
Ankauf  mit  der  Absicht,  wieder  zu  verkaufen,  bewirkt  haben,  und 
der  Kauf  und  Verkauf  sind  als  kaufmännische  anzusehen. 

Abschnitt  IL 

Von  den  Rechten  und  Verpflichtungen,,  welche  sich  aus 
den  Handelskäufen  und  -Verkäufen  ergeben. 

299«  Bei  allen  Ankäufen,  welche  bezüglich  Waaren  gemacht  werden,  die 
nicht  zur  Ansicht  vorliegen,  und  die  nicht  nach  einer  bestimmten  und  im 
Handel  bekannten  Qualität  ^)  klassificirt  werden  können,  wird  der  Vorbehalt 
vermuthet,  sie  zu  prüfen  und  den  Vertrag  frei  aufzuheben,  falls  die  Waaren 
dem  Käufer  nicht  conveniren  sollten. 

Dieselbe  Befugniss  soll  deijenige  haben,  welcher  sich  durch  ausdrück- 
liche Bedingungen  vorbehalten  hat,  die  Waaren,  über  die  kontrahirt  ist,  zu 
probiren. 

300.  Wenn  der  Verkauf  nach  Muster  (Probe)  geschlossen  ist,  oder 
wenn  eine  in  den  Handelsgebräuchen  bekannte  Qualität  bestimmt  ist,  kann 
der  Käufer  den  Empfang  der  Waaren,  bezüglich  welcher  kontrahirt  ist,  nicht 
verweigern,  sobald  sie  denselben  Mustern  oder  der  im  Vertrage  festgesetzten 
Qualität  entsprechen. 

301.  Falls  der  Käufer  sich  weigern  sollte,  wegen  Mangel  dieser  üeber- 
einstimmung,  die  Waaren  in  Empfang  zu  nehmen,  so  sind  dieselben  von 
Sachverständigen  zu  prüfen,  welche  unter  Berücksichtigung  der  Ausdrücke 
des  Vertrages  und  unter  Vergleich ung  mit  den  Mustern,  wenn  solche  bei 
Abschlnss  des  Vertrages  zur  Ansicht  vorlagen,  zu  bestimmen  haben,  ob 
die  Waaren  anzunehmen  sind  oder  nicht. 

302*  Im  ersten  Falle  ist  der  Verkauf  als  vollzogen  zu  erklären,  in- 
dem die  Waaren  sofort  für  Rechnung  des  Käufers  bleiben,  und  im  zweiten 
ist  der  Vertrag  aufzuheben,  vorbehaltlich  der  Entschädigungen,  auf  welche 
der  Käufer,  auf  Grund  etwaiger  mit  dem  Verkäufer  geschloßsenen  Verein- 
barungen oder  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  ein  Recht  hat. 


^)  „Oantidad'*,  im  Text  wohl  ein  Druckfehler  statt  „calidad'^ 


XX.y.    Pcnra« 

40 

908.  Wenn  der  Verkäufer  die  verkauften  Waaren  zu  der  mit  dem 
Käufer  yereinbarten  Frist  nicht  liefert,  kann  letzterer  die  Aufhebung  des 
Vertrages  verlangen  oder  den  Ersatz  der  Nachtheile,  welche  aus  der 
Verzögerung  etwa  entstehen,  fordern,  selbst  wenn  diese  aus  unvorher- 
gesehenen Ereignissen  herrührt 

304.  Der  Käufer,  welcher  über  eine  bestimmte  Menge  von  Waaren 
zusammen  kontrahirt  hat,  ohne  sie  nach  Abtheilungen  oder  Posten  zu  unter- 
scheiden, unter  Bestimmung  verschiedener  Lieferungszeiten,  kann  nicht 
gezwungen  werden,  einen  Theil  unter  dem  Versprechen,  dass  der  Rest  nach- 
geliefert werden  werde,  in  Empfang  zu  nehmen. 

305*  Wenn  er  aus  freien  Stücken  damit  einverstanden  ist,  ist  der 
Verkauf,  soweit  er  diese  Waaren  erhalten  hat,  unwiderruflich  und  vollzogen, 
wenn  der  Verkäufer  auch  ermangelt,  den  Rest  zu  liefern,  wobei  dem  Käufer 
das  Recht  gegen  diesen  vorbehalten  bleibt,  ihn  zu  zwingen,  entweder  den 
Vertrag  vollständig  zu  erfüllen  oder  ihn  wegen  der  Nacbtbeile,  welche  aus 
der  Nichterfüllung  entstehen  mögen,  zu  entschädigen. 

906.  Wenn  der  Mangel  der  Lieferung  der  verkauften  Waaren  davon 
herrührt,  dass  diese  ohne  Schuld  des  Verkäufers,  in  Folge  unvorhergesehener 
Ereignisse,  zu  Grunde  gegangen  oder  deteriorirt  sind,  so  cessirt  jede  Verant- 
wortlichkeit des  Verkäufers,  und  der  Vertrag  ist  von  Rechtswegen  aufgehoben. 

307.  Wenn  der  Käufer  die  Annahme  der  gekauften  Waaren  ohne 
rechtmässigen  Grund  verweigert,  hat  auch  der  Verkäufer  die  Befugniss,  die 
Aufhebung  des  Vertrages  zu  verlangen  oder  den  Preis  von  ihm  zu  fordern, 
indem  er  die  Waaren  zur  Verfügung  der  gerichtlichen  Behörde  stellt,  damit 
diese  die  Niederlegung  für  Rechnung  und  Gefahr  des  E^ufers  verfüge. 

308.  Die  gleiche  Niederlegung  kann  der  Verkäufer  beantragen,  sobald 
von  Seiten  des  Käufers  Verzögerung  in  der  Abnahme  der  Waaren,  über  die 
kontrahirt  ist,  vorliegt;  und  die  Spesen  des  Transports  in  das  Depositum 
und  diejenigen  der  Aufbewahrung  darin  gehen  ebenfalls  für  Rechnung  des 
Käufers. 

309.  Die  Schäden  und  die  Deterioratidnen,  welche  den  verkauften 
Sachen  zustossen,  nachdem  der  Verkauf  in  gesetzlicher  Weise  unwiderruflich 
geschlossen  worden  ist,  und  der  Verkäufer  sie  zur  Vertagung  des  Käufers 
hält,  bis  dahin,  dass  die  Uebergabe  erfolgt  zu  der  Zeit  und  an  dem  Ort, 
wo  dieselbe  nach  den  Bedingungen  des  Vertrages  oder  nach  dem  Recht  zu 
bewirken  ist,  gehen  für  Rechnung  des  Käufers,  es  sei  denn,  dass  sie  durch 
Betrug  oder  Nachlässigkeit  des  Verkäufers  selbst  verursacht  worden  sind. 

310.  Es  ist  Sache  des  Verkäufers,  die  Schäden,  auch  wenn  sie  aus 
einem  zufalligen  Ereigniss  herrühren,  bei  den  verkauften  und  dem  Käufer 
noch  nicht  übergebenen  Sachen  zu  tragen: 

1.  wenn  die  verkaufte  Sache  nicht  ein  Gegenstand  ist,  der  bestimmt  und 
durch  unterscheidende  Marken  und  Zeichen  seiner  Identität,  welche 
eine  Verwechselung  mit  derselben  Gattung  verhinderUi  bezeichnet  ist; 

2.  wenn  nach  ausdrücklicher  Vereinbarung  des  Vertrages  oder  nach 
Handelsbrauch,  gemäss  dem  Wesen  der  verkauften  Sache  oder  nach 
Bestimmung  des  Gesetzes,  dem  Käufer  die  Befugniss  zusteht,  dieselbe 
zu  prüfen  und  sich  zufrieden  zu  erklären,  bevor  der  Verkauf  als 
geschlossen  und  unwiderruflich  anzusehen  ist; 

3.  wenn  die  verkauften  Waaren  nach  Anzahl,  Gewicht  oder  Maass  zu 
liefern  sind; 

4.  wenn  der  Verkauf  unter  der  Bedingung  geschlossen  worden  ist,  die 
Lieferung  bis  zu  einer  bestimmten  Frist  oder  erst  dann  stattfinden 
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ZQ  las&ec,  bis  die  Sache  sich  in  demjenigen  Zustande  befindet, 
welchen  sie  nach  den  Yerkaufsstipalationen  zur  Ablieferang  haben 
mass. 

311.  Sobald  die  verkauften  Waaren  zu  Grande  gehen  oder  deteriorirt 
werdeD,  zu  Lasten  des  Yerkäufers,  gemäss  den  Bestimmungen  des  vorher- 
gehenden Artikels,  hat  dieser  dem  Käufer  den  etwa  vorausbezahlton  Theil 
des  Preises  zurückzuerstatten. 

312.  Der  Verkäufer,  welcher  nach  geschlossenem  Verkaufe  die  ver- 
kaufte Sache  verändern  oder  veräussem  und  einem  Andern  übergeben  sollte, 
obDe  dass  der  Vertrag  vorher  aufgehoben  wurde,  muss  dem  Käufer,  sobald 
dieser  sie  verlangt,  sogleich  eine  andere  gleichwerthige  in  Art,  Qualität 
and  Quantität  liefern  oder,  in  Ermanglung  derselben,  ihm  den  vollen  Werth 
derselben  ersetzen,  der  nach  dem  Urtheile  von  Schiedsrichtern  dem  ver- 
kauften Gegenstande,  mit  Berücksichtigung  des  Gebrauches,  welchen  der 
Käufer  davon  zu  machen  beabsichtigte,  und  des  Gewinnes,  welcher  ihm 
derselbe  gewähren  konnte,  beizumessen  ist,  wobei  der  Verkaufspreis  in 
Abzug  zu  bringen  ist,  wenn  der  Verkäufer  ihn  noch  nicht  erhalten  hat. 

313.  Nachdem  der  Käufer  die  an  ihn  verkauften  Waaren  empfangen 
bat,  ist  er  nicht  mehr  wegen  Fehler  oder  Defekt  in  der  Qualität,  noch  wegen 
Mangel  in  der  Quantität  zu  hören,  sobald  er  dieselben  geprüft  und  zu  seiner 
Zufriedenheit  befunden  hat 

314.  Wenn  die  Waaren  in  Paketen  oder  unter  Verhüllungen  geliefert 
worden  sind,  welche  es  verhinderten,  sie  zu  prüfen,  so  kann  der  Käufer  in 
den  auf  die  Ablieferung  folgenden  acht  Tagen  jeden  Nachtheil,  welchen  er 
wegen  Mangel  in  der  Quantität  oder  Fehler  in  der  Qualität  erlitten  hat, 
reklamiren. 

315.  Im  ersteren  Falle  muss  der  Käufer  nachweisen,  dass  die  Enden 
unversehrt  sind;  im  zweiten,  dass  die  Beschädigungen  oaer  Defekte  nicht 
nach  geschehenem  Verkaufe  haben  stattfinden,  noch  betrügerischer  Weise 
haben  verursacht  werden  können. 

316.  Wenn  der  Verkäufer  bei  dem  Akt  der  Ablieferung  fordert,  dass 
eine  vollständige  Prüfung  der  verkauften  Waaren  nach  Qualität  und  Quantität 
stattfinde,  so  ist  besagte  Reklamation  nach  der  Ablieferung  nicht  mehr  zu- 
lässig, obwohl  der  Räufer  es  abgelehnt  hat,  die  Waaren  zu  prüfen. 

317.  Die  Verkäufe  von  Waaren,  welche  nach  Zahl  oder  nach  Gewicht 
oder  nach  Maass  geliefert  worden  sind,  sind  einer  Reklamation  nicht 
unterworfen. 

318.  Werden  Waaren,  die  in  Zollniederlagen  deponirt  sind,  nach  Mustern 
auf  Besicht  oder  unter  Bestimmung  einer  bekannten  Qualität  verkauft,  so  ist 
die  vorher  festgesetzte  Frist  von  dem  Tage  an  zu  rechnen,  an  welchem  der 
Käufer  die  Waaren  ganz  oder  zum  Theile  herausnimmt. 

319.  Wenn  der  Käufer  in  dem  Falle  des  vorhergehenden  Artikels 
die  Abfertigung  der  verkauften  Waaren,  bis  nach  Verlauf  von  15  (14)  Tagen, 
Ton  dem  Tage  des  geschlossenen  Verkaufes  an,  nicht  beantragt,  so  ist 
er  nicht  mehr  wegen  eines  Mangels  oder  Defekts  in  der  Qualität,  noch 
wegen  eines  Mankos  in  der  Quantität  zu  hören. 

320.  Für  die  Folgen  innerer  Fehler  der  verkauften  Sache,  welche  bei 
der  Prüfung  zur  Zeit  der  Ablieferung  nicht  haben  erkannt  werden  können, 
haftet  während  der  darauf  folgenden  sechs  Monate  der  Verkäufer.  Nach 
Verlauf  dieses  Termins  ist  er  von  jeder  Verantwortlichkeit  frei. 

321.  Wenn  die  Kontrahenten  für  die  Ablieferung  der  verkauften 
Waaren»   sowie  für  die  Zahlung  des  Preises,   keine  Frist  vereinbart  haben, 
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ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  dieselben  innerhalb  der  auf  den  Abschluss 
des  Vertrages  folgenden  vierundzwanzig  Stunden  zur  Verfugung  des  Käufers 
zu  halten. 

Der  Käufer  soll  die  Frist  von  zehn  Tagen  geniessen,  um  den  Preis 
der  Waaren  zu  bezahlen,  aber  er  soll  die  Ablieferung  nicht  verlangen 
können,  ohne  dem  Verkäufer  in  demselben  Akt  den  Preis  zu  zahlen. 

322.  Die  Kosten  der  Ablieferung  der  Waaren  bis  dahin,  dass  diese 
gewogen  oder  gemessen  zur  Verfügung  des*  Käufers  gestellt  werden,  gehen 
bei  Handelsverkäufen  fär  Rechnung  des  Verkäufers. 

Die  Kosten  der  Empfangnahme  und  der  Fortschaffung  von  dem  Orte  der 
Ablieferung  sind  für  Rechnung  des  Käufers,  vorbehaltlich  der  in  dem  einen  und 
anderen  Falle  ausdrücklich  von  den  Kontrahenten  getroffenen  Vereinbarungen. 

323.  Sobald  der  Verkäufer  die  verkaufte  Sache  zur  Verfügung  des 
Käufers  stellt,  und  dieser  sich  mit  der  Qualität  derselben  zufrieden  erklärt 
hat,  hat  er  die  Verpflichtung,  den  Preis  baar  oder  zur  verabredeten  Zeit  zu 
bezahlen,  und  der  Verkäufer  wird  zum  Depositar  der  Waaren,  welche  er 
verkaufte,  und  ist  zu  ihrer  Aufbewahrung  und  Erhältung  nach  den  Gesetzen 
von  der  Niederlegung  verpflichtet. 

324.  Die  Verzögerung  in  der  Zahlung  des  Preises  der  verkauften 
Sache  legt  von  dem  Momente  ab,  in  welchem  dieselbe  nach  den  Bestimmungen 
des  Vertrages  bewirkt  werden  musste,  dem  Käufer  die  Verpflichtung  auf, 
die  gesetzlichen  Zinsen  des  Betrages,  welchen  er  schuldet,  dem  Verkäufer 
zu  zahlen. 

325.  So  lange  die  verkauften  Waaren  in  Händen  des  Verkäufers  sind, 
wenn  auch  als  niedergelegte,  hat  er  auf  dieselben  das  Vorzugsrecht  vor 
jedem  andern  Gläubiger  des  Käufers  für  den  Betrag  ihres  Preises  und  der 
durch  die  Verzögerung  der  Zahlung  entstandenen  Zinsen. 

326.  Kein  Verkäufer  kann  dem  Käufer  eine  Faktura  über  die  Waaren, 
welche  er  an  ihn  verkauft  und  abgeliefert  hat,  verweigern,  wenn  unter  dieser 
Faktura  die  Quittung  über  den  ganzen  Preis  oder  denjenigen  Theil  des- 
selben, welchen  er  erhalten  hat,  sich  befindet. 

327.  Die  Handelsverkäufe  werden  wegen  laesio  enormis  oder  noch 
grösserer  Läsion  nicht  aufgehoben,  und  es  findet  nur  eine  Klage  wegen  Ver- 
luste und  Schäden  gegen  denjenigen  Kontrahenten  statt,  welcher  mit  Dolus 
bei  Abschluss  oder  Erfüllung  des  Vertrages  verfahren  ist. 

328.  Die  Beträge,  welche  unter  dem  Namen  von  Angeld  oder  Arrha 
bei  Handelsverkäufen  gegeben  zu  werden  pflegen,  werden  immer  als  eine 
Zahlung  auf  Rechnung  des  Preises  zum  Zeichen  der  Ratifikation  des 
Vertrages  angesehen  und  nicht  als  eine  Suspensivbedingung,  Kraft  welcher 
die  Kontrahenten  mit  Verlust  der  Arrha  vom  Vertrage  wieder  zurücktreten 
können. 

329.  Wenn  der  Verkäufer  und  Käufer  übereinkommen,  dass  es  ihnen 
freisteht)  g^en  Verlust  der  Arrha  den  Vertrag  unerfüllt  zu  lassen,  müssen 
sie  dies  durch  besondere  Bedingung  des  Vertrages  erwähnen. 

330.  Bei  jedem  Handelsverkaufe  bleibt  der  Verkäufer  zu  Gunsten  des 
Käufers  für  Eviktion,  auch  wenn  diese  Verpflichtung  im  Vertrage  nicht 
ausgedrückt,  verhaftet,  ausser  wenn  das  Gegentheil  ausdrücklich  vereinbart 
worden  ist. 

331.  Auf  Grund  dieser  Verpflichtung  hat  der  Verkäufer,  wenn  der 
Käufer  bezüglich  des  Eigenthums  und  des  Besitzes  der  verkauften  Sache 
beunruhigt  wird,  för  den  Verkauf  aufzukommen,  indem  er  auf  seine  Kosten 
die   Rechtmässigkeit   desselben    vertheidigt,    und,  falls    er  dabei  unterliegen 
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sollte^    mass   er   dem  Käufer  den  empfangenen   Preis  zurückzahlen  und  die 
TOD  diesem  etwa  verauslagten  Kosten  vergüten. 

332.  Auch  soll  eine  Klage  wegen  Verluste  und  Schäden  stattfinden,  wenn 
bewiesen  wird,  dass  der  Verkäufer  bei  dem  Verkauf  mit  mala  fides  verfuhr. 

333.  Der  Käufer,  welcher  im  Falle,  dass  gegen  ihn  ein  Rechtsstreit 
bezüglich  der  ihm  verkauften  Sachen  angestellt  wird,  seine  Verkäufer  nicht 
wegen  Eviktion  vorladen  lässt,  verliert  alle  Wirkungen  obiger  Garantie. 

Abschnitt  III. 
Vom  Verkaufe   nichtindossabler   Forderungen. 

334.  Die  Verkäufe  nichtindossabler  Forderungen  sind  bezüglich  des 
Schuldners  unwirksam,  bis  sie  ihm  förmlicb  notificirt  worden  sind  oder  der- 
selbe aussergerichtlich  darin  gewilligt  hat,  indem  er  seine  Verpflichtung  zu 
Gunsten  des  Cessionars  erneuert. 

335.  Jeder  dieser  beiden  Akte  verpflichtet  den  Schuldner  dem  neuen 
Gläubiger  gegenüber  und  verhindert  ihn,  dass  er  gesetzmässig  irgend  einen 
Betrag  der  Forderung  an  eine  andere  Person,  als  diese,  zahlt. 

336.  Bei  dem  Verkaufe  nichtindossabler  Werthe  hafbet  nur  der  Cedent 
für  die  Keehtmässigkeit  der  Forderung  und  die  Berechtigung,  gemäss  welcher 
er  die  Cession  vornahm,  aber  nicht  für  die  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners, 
es  sei  denn,  dass  eine  ausdrückliche  entgegenstehende  Vereinbarung  ge- 
troffen sei. 

337.  Jeder  Schuldner  einer  streitigen  Forderung  kann  in  die  Cession 
fär  denselben  Preis  und  unter  denselben  Bedingungen  eintreten,  unter  welchen 
die  Cession  vorgenommen  wurde,  binnen  einem  Monate  nach  der  an  ihn 
geschehenen  Notifikation  der  Cession. 

Diese  Befugniss  greift  nicht  Platz,  wenn  die  Cession  an  einen  Mit- 
erben oder  einen  Miteigenthümer  der  Sache  oder  an  einen  Gläubiger  des 
Cedenten  zur  Zahlung  seiner  Forderung  erfolgt. 


TITEL  IV. 
Von  den  Tauschgeschäften. 

338.  Die  kaufmännischen  Tauschgeschäfte  werden  qualificirt  und  ge- 
regelt nach  denselben  Vorschriften,  welcne  für  den  Kauf  und  Verkauf  vor- 
geschrieben sind,  so  weit  sie  nach  den  besonderen  Umständen  auf  diese  Art 
von  Verträgen  anwendbar  sind. 

TITEL  V. 

Von  den  Darlehnen  und  den  Zinsen  der  dargeliehenen  Sachen. 

339.  Damit  die  Darlehne  als  kaufmännische  angesehen  werden,  ist  es 
nötfaig: 

1.  dass  sie  zwischen  Kaufleuten    stattfinden,    oder  dass  wenigstens  der 
Schuldner  diese  Eigenschaft  besitzt; 

2.  dass  die  dargeliehenen  Sachen  zu  Handelsakten  und  nicht  za,  dem 
Handel  fremden,  Bedürfnissen  bestimmt  sind. 
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340>  Die  Darlehne,  bei  welchen  diese  beiden  Bedingangen  nicht  sa- 
summen  treffen,  sind  nach  den  gewöhnlichen  Gesetzen  zu  regeln. 

341.  Die  Kaafleate,  welche  die  Zahlung  ihrer  Schulden,  nachdem  die 
mit  ihren  Darlehnen  stipulirten  Fristen  verstrichen  sind,  verzögern,  sind 
verpflichtet,  den  laufenden  Zins  der  betreffenden  Schuldbeträge  zu  zahlen,  von 
dem  Tage  ab,  an  welchem  es  in  authentischer  Form  feststeht,  dass  sie 
zur  Zahlung  angefordert  (interpellirt)  sind,  entweder  durch  eine  gerichtliche 
Verf&gung  oder  einfach  durch  eine  aussergerichtliche  Mahnung,  welche  der 
Gläubiger  ihnen  durch  einen  öffentlichen  Notar  hat  zu^hen  lassen. 

34S.     Wenn    das    Darlehn    in  Waaren    besteht,    ist   deren   Werth  ab- 
zuschätzen,   zur  Berechnung   des    Zinses,    welchen  der    Schuldner,   in    dem 
durch  diese  Verfügung  vorgesehenen  Falle  nach  demjenigen  laufenden  Preis 
zu  zahlen  hat,    welchen  die  geliehenen  Waaren  am  Tage  der  Fälligkeit  des 
Darlehns  am  Orte,  wo  die  Erledigung  erfolgen  musste,  haben. 

343.  Die  auf  unbestimmte  Zeit  gegebenen  Darlehne  können  nur  nach 
vorhergegangener  dreissigtägiger  Kündigung  an  den  Schuldner  eingefordert 
werden. 

344.  Wenn  die  Darlehnsfrist  sich  zwischen  den  Parteien  nicht  als 
wohl  bestimmt  ergiebt,  hat  das  Gericht  nach  Massgabe  der  Verhältnisse 
des  Darlehnsempf&ngers  und  nach  den  Bedingungen,  unter  welchen  der 
Darlehnsv ertrag  geschlossen  wurde,  dieselbe  festzusetzen. 

345.  Bei  den  in  Geld  geleisteten  Dnrlehnen  von  einer  bestimmten 
Summe  erf&Ut  der  Schuldner  seine  Verpflichtung,  wenn  er  einen  gleich 
grossen  Betrag,  nach  Massgabe  des  Nominalwerthes,  welchen  die  Münze 
am  Tage  der  Rückgabe  hat,  zurückerstattet. 

Sollte  das  Darlehn  jedoch  bezüglich  einer  besonders  bestimmten  Münz- 
sorte mit  der  Bedingung  hingegeben  sein,  es  in  derselben  Münzsorte  zurück- 
zuerstatten, so  ist  dies  so  von  dem  Schuldner  zu  erfüllen,  auch  wenn  der 
Nominalwerth  der  Münzsorte,  welche  er  erhielt,  inzwischen  ein  anderer  ge- 
worden ist. 

346.  Die  Zinsen  der  Darlehne  zynischen  Eaufleuten  sind  immer  in 
bestimmten  Geldbeträgen  festzusetzen,  wenn  das  Darlehn  auch  in  Handels- 
Effecten  oder  -Waaren  besteht. 

347.  Die  Darlehne  erzeugen  an  und  für  sich  für  den  Schuldner  keine 
Verpflichtung,  Zinsen  von  den  dargeliehenen  Gegenständen  zu  zahlen,  wenn 
dieselben  nicht  ausdrücklich  schriftlich  vereinbart  worden  sind. 

Jede  mündliche  Vei*einbarung  über  Zinsen  soll  vor  Gericht  unwirksam  sein. 

348-  Wenn  der  Schuldner  freiwillig  Zinsen  von  dem  Darlehn  zahlt, 
ohne  dass  dies  abgemacht  worden  ist,  so  ist  diese  Zahlung  als  eine  Remu- 
neration aus  Dankbarkeit  anzusehen,  und  ihre  Rückzahlung  kann  nur  für 
den  Betrag  verlangt  werden,  der  über  den  gesetzlichen  Zinsfuss  geht. 

349.  Die  Vereinbarung,  welche  Betreffs  der  Zahlung  von  Zmsen  eines 
Darlehns  für  die  vorher  festgesetzte  Zeit,  in  welcher  der  Schuldner  die  ge- 
liehene Sache  benutzt,  getroffen  wird,  wird  nach  Ablauf  jener  Zeit  als 
prolongirt  so  lange  angesehen,  als  die  Rückgabe  des  Kapitals  sich  verzögert. 

&0.  In  den  Fällen,  in  welchen  nadi  der  gesetzlichen  Bestimmung 
der  Schuldner  verpflichtet  ist,  dem  Gläubiger  Zinsen  von  den  Werthen, 
welche  er  von  diesem  in  Händen  hat,  zu  zahlen,  sollen  dieselben  6  Prozent 
jährlich  vom  geschuldeten  Kapital  betragen. 

351.  Keine  Zinsen  von  fälligen  Zinsen  werden  geschuldet  bei  Handels- 
darlehnen, noch  bei  irgend  einer  anderen  Art  von  Handelsschulden,  so  lange 
nicht  die  Zinsen  nach  geschehener  Abrechnung  in  einen  neuen  Vertrag  als 
Zuwachs  des  Kapitals  mit  eingeschlossen  werden;  oder  auch  durch  gemein- 
sames Uebereinkommen    oder   aber  durch   eine  gerichtliche  Erklärung   der 
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Rechnungssaldo  festgesetzt  wird,  und  in  denselben  die  bis  dahin  fälligen 
Zinsen  mit  eingeschlossen  werden;  dies  kann  aber  nur  erst  dann  stattfinden, 
wenn  die  Verpflichtungen,  aus  denen  die  Zinsen  herrQhren,  föllig  und  sofort 
baar  exigibel  sind. 

352.  Nachdem  die  gerichtliche  Klage  g^en  den  Schuldner  wegen 
Kapital  und  Zinsen  angestellt  ist,  darf  von  den  Zinsen,  welche  fällig  werden, 
kein  Zuschlag  zum  Kapital  gemacht  werden,  welcher  Zinsen  trägt 
bald  ein  Gläubiger  seinem  Schuldner  über  den  vollen 


Sobald  ein  Gläubiger  seinem  Schuldner  über  den  vollen  Betrag 
der  Kapitalsschuld  ein  Empfangsdokument  ausgestellt  hat,  ohne  ausdrücklich 
die  Forderung  von  Zinsen  vorzubehalten,  so  sollen  diese  als  erlassen  an- 
gesehen werden. 


TITEL  VI. 
Von  den  kanfmänniBChen  Depositen. 

354.  Das  Depositum  wird  nicht  als  kaufmännisches  angesehen,  noch 
ist  es  den  besonderen  Vorschriften  hierfür  unterworfen,  wenn  nicht  folgende 
Umstände  bei  ihm  zutreffen: 

1.  dass  der  Deponent  und  der  Depositar  Kaufleute  sind; 

2.  dass  die  deponirten  Sachen  Gegenstände  des  Handels  sind; 

3.  dass  die  Niederlegung  in  Fol^  eines  Handelsgeschäftes  geschieht. 

355.  Das  kaufmännische  Depositum  giebt  dem  Depositar  das  Recht, 
eine  Vergütung  zu  fordern,  deren  Höhe  aiejenige  ist,  welche  die  Parteien 
vereinbart  haben,  oder,  in  Ermangelung  einer  Vereinbarung,  diejenige,  welche 
die  Tarife  oder  der  Gebrauch  eines  jeden  Platzes  festsetzen. 

356.  Das  Depositum  wird  unter  denselben  Bedingungen  wie  die 
gewöhnliche  Handeiskommission  aufgetragen  und  angenommen. 

357.  Die  gegenseitigen  Verpflichtungen  des  Deponenten  und  des 
Depositars  in  Handelsgegenständen  sind  dieselben,  weiche  bezüglich  der 
Kommittenten  und  Kommissionäre  im  2.  Abschnitt  des  3.  Titels  I.  Buch 
dieses  Handelsgesetzbuches  vorgeschriebeu  werden. 

358.  Der  Depositar  einer  Summe  Geldes  darf  dieselbe  nicht  gebrauchen, 
und  wenn  er  es  thut,  so  sind  alle  Nachtheile^  welche  den  niedergelegten 
Geldbetrag  treffen  mögen,  zu  seinen  Lasten,  und  er  hat  dem  Deponenten 
den  gesetzlichen  Zins  von  dem  Betrage  zu  vergüten. 

358.  Wenn  das  Geld -Depositum  mit  Angabe  der  Münzen  bewirkt 
wurde,  welche  dem  Depositar  üoergeben  worden  sind,  so  gehen  für  Rech- 
nung des  Deponenten  die  Steigerungen  oder  Rückgänge,  welche  bei  ihrem 
Nominalwerthe  eintreten  mögen. 

386.  Wenn  das  Depositum  in  Dokumenten  über  Forderungen  be- 
steht, welche  Zinsen  tragen,  so  soll  es  Sache  des  Depositars  sein,  dieselben 
einzuziehen,  sowie  auch  alle  Massregeln  zu  ergreifen,  welche  nothwendig 
sind,  um  ihren  Werth  und  ihre  gesetzlichen  Wirkungen  zu  erhalten. 


TITEL  Vn. 
Von  den  kaufmännischen  Bürgschaften. 

361-     Damit  eine  Bürgschaft  als  eine  kaufmännische  angesehen  werde, 
ist   es   nicht   nöthig,    dass   der   Bürge  ein  Kaufmann  sei,  wenn  es  nur  die 
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Hauptkootrahenteii  sind  and  die  Bürgschaft  die  Sicherang  der  Erfüllung  eines 
Handelsvertrages  zam  Zweck  hat 

362.  Die  kaufmännische  Bürgschaft  muss  nothwendiger  Weise  schrift- 
lich geschlossen  werden,    sonst  soll  sie  weder  Werth  noch  Wirkung  haben. 

363.  Wenn  eine  ausdruckliche  Vereinbarung  zwischen  dem  Haupt- 
verpflichteten  und  seinem  Bürgen  vorliegt,  kann  letzterer  eine  Vergütung  fer 
die  Verantwortlichkeit,  welche  er  bei  der  Burgschaft  eingeht,  fordern. 

364.  Wenn  fftr  die  Bürgschaftsleistung  eine  Vergütung  genommen 
wird,  geniesst  der  Bürge  nicht  die  Wohlthat  der  Befreiung  von  der  Bürg- 
schaftsverbindlichkeit, welche  der  Absatz  3  Art  2096  des  Civilgesetzbuchs 
denjenigen  Bürgen  gewährt,  deren  Bürgschaft  länger  als  zehn  Jahre  dauert. 

365.  Die  Vorschriften  des  gemeinen  Rechtes  über  gewohnliche  Bürg- 
schaften sind  auf  die  kaufmännischen  anwendbar,  so  weit  dieselben  nicht 
durch  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  modificirt  sind. 


TITEL  Vm. 
Von  den  Versicherungen  von  Landtransporten. 

366«  Versichert  werden  können  alle  Sachen,  welche  im  Handel  sind 
und  Werth  haben,  sei  es,  dass  sie  sich  fest  an  einem  Orte  befinden,  oder 
dass  sie  zu  Lande  von  einem  Orte  nach   einem   anderen    befördert  werden. 

367.  Der  Vertrat  über  Landversicherungen  wird  in  öffentlicher  oder 
privater  Urkunde  zwischen  den  Kontrahenten  festgesetzt. 

368-  Im  Falle,  dass  es  eine  Privaturkunde  ist,  sind  zwei  Abschriften 
auszufertigen,  die  eine  far  den  Versicherten  und  die  andere  für  den  Versicherer. 

369.  Wenn  Sachen  versichert  werden,  welche  sich  an  einem  be- 
stimmten Orte  befinden  und  nicht  befördert  werden,  so  muss  die  öffentliche 
oder  Privaturkunde,  durch  welche  der  Vertrag  geschlossen   wird,  enthalten: 

1.  die  Namen  und  Wohnorte  des  Versicherers  und  des  Versicherten; 

2.  die  specifischen  Qualitäten  der  versicherten  Sache,  ihren  Werth  und 
den  Betrag,  welcher  bezüglich  ihrer  versichert  wird; 

3.  die  Risikos,  für  welche  die  Versicherer  haften  sollen; 

4.  die  zu  zahlende  Prämie; 

5.  wann  das  Risiko  zu  laufen  anfangt,  und  wann  es  endigt; 

6.  die  Zeit,   den  Ort   und   die  Form,   in   welchen   die  Versicherungs- 

Srämien  oder  Versicherungssummen  gegebenen  Falles  zu  zahlen  sind ; 
as  Datum   des  Vertrages  mit  Angabe  der  Stunde,   in   welcher   er 
unterschrieben  wird. 

370.  Wenn  Sachen  versichert  werden,  welche  zu  Lande  transportirt 
werden  sollen,  wobei  der  Frachtführer  selbst  oder  ein  Dritter  die  etwa  ein- 
tretenden Schäden  für  seine  Rechnung  übernimmt,  muss  die  Urkunde  oder 
Police  noch  folgende  Umstände  enthalten: 

1.  die  Anzahl  der  Kollis,  ihre  Marken,  ihren  Inhalt  und  ihren  Werth; 

2.  die  Bezeichnung  des  Ortes,  wo  die  versicherten  Gegenstände  in 
Empfang  genommen  werden  sollen,  und  desjenigen,  wo  die  Ab- 
lieferung stattfinden  soll; 

3.  den  Weg,  den  die  Frachtführer  zu  nehmen  haben; 

4.  die  Frist,  innerhalb  welcher  die  Risikos  zu  tragen  sind,  wenn  die 
Versicherung  eine  bestimmte  Zeit  dauert,  oder  die  Angabe,  dass  die 
Haftbarkeit  so  lange  läuft,  bis  dass  die  Ablieferung  der  versicherten 
Gegenstände  an  dem  Orte  ihrer  Bestimmung  stattgefunden  bat 
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371*  Die  Versicherung  kann  nur  zu  Gunsten  des  rechtmässigen  Eigen- 
thumers  der  zu  versichernden  Waaren  oder  der  Person,  welche  ein  Anrecht 
aaf  dieselben  hat,  abgeschlossen  werden. 

372-  Der  Wertn,  für  den  die  Waaren  bei  ihrer  Versicherung  abge- 
gescLätzt  werden,  darf  denjenigen  nicht  übersteigen,  welchen  sie  nach  den 
laufenden  Preisen  am  Bestimmungsorte  haben,  und  fär  den  Ueberschuss  soll 
die  Versicherung  bezüglich  des  Versicherten  unwirksam  sein. 

373.  Wenn  in  der  Versicherungspolice  nicht  besonders  angegebene 
Risikos  ausgenommen  wurden,  sind  in  dem  Vertrage  alle  Schäden,  welcher 
Art  sie  auch  sein  mögen,  die  die  versicherten  Waaren  erleiden  können,  als 
mit  eingeschlossen  anzusehen. 

374.  Wenn  die  versicherten  Waaren  durch  zufälliges  Ereigniss  eine 
Verschlecht-erung  erleiden,  kann  der  Versicherer  diese  Waaren  för  sich  über- 
Dehmen,  indem  er  dem  Eigeuthümer  den  vollen  versicherten  Werth  zahlt, 
oder  wenn  sie  ihm  zu  einem  bestimmten  Preis  übergeben  werden,  indem  er 
die  Differenz  bis  zur  vollen,  zwischen  den  Interessenten  vereinbarten  Höhe, 
vergfitigt. 

375.  Wenn  bei  den  versicherten  Waaren  ein  Schaden  vorkommt,  der 
bei  der  Versicherung  ausgenommen  warde,  soll  es  Sache  des  Versicherers  sein, 
denselben  in  gehöriger  Form  vor  der  gerichtlichen  Behörde  der  Provinz, 
welche  dem  Orte,  wo  besagter  Schaden  entstand,  am  nächsten  liegt,  fest- 
zustellen und  zu  beweisen,  und  zwar  binnen  vierundzwanzig  Stunden  nach- 
dem er  geschehen  war;  ohne  diesen  Nachweis  soll  ihm  der  Einwand, 
welchen  er  zu  seiner  Entlastung  von  der  Verantwortlichkeit  bei  den  ver- 
sicherten Waaren  vorbringt,  nicht  gestattet  sein. 

376.  Der  Versicherer  tritt  in  die  Rechte  des  Versicherten  ein,  um 
von  den  Frachtführern  den  Ersatz  der  Schäden,  welche  die  versicherten 
Waaren  erlitten  haben  mögen,  zu  fordern,  für  welche  letztere  nach  den  Be- 
stimmangen  des 4.  Abschnittes,  3,  Titel,  I.  Buch  dieses  Gesetzbuches  haften. 

TITEL  IX. 
Vom  Wechselvertrage  und  von  den  Wechseln. 

TITEL  X. 

Von  den  Anweisungen  und  den  Outscheinen  oder 

Zahlungsversprechen  an  Ordre. 

TITEL  XL 
Von  den  Kreditbriefen 

und 

TITEL  XII. 
Allgemeine  Bestimmungen  über  die  Veijährung  der 
kaufmännischen  Verträge  (Art.  377—546), 

sind  bereits  in  der  „  Vollständigen  Sammlnng  der  Wechselgesetze^'O  übersetzt  und  hier 
nicht  nochmals  tum  Abdmok  gelangt 

>)  nVoUstfindige  Sammhmg  der  geltenden  Wechselgesetze  aller  L&nder"  von 
Dr.  a  Borchardt    Berlin,  1871. 
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Buch  m. 

Vom    Seehandel. 

TITEL  I. 
Von  den  Sohiffen« 

547*  Das  Eigenthum  der  Handelsschiffe  kann  jeder  Person  ohne  Unter- 
schied zu  Theil  werden,  welche  nach  den  allgemeinen  Gesetzen  die  Fähigkeit 
hat,  etwas  zu  erwerben. 

548.  Um  dieselben  aber  aufgetakelt,  ausgerüstet  and  armirt  zur  See 
zu  senden,  ist  es  nothwendi^,  dass  dies  unter  dem  Namen  und  der  direkten 
Verantwortlichkeit  eines  Schiffsrheders  geschieht. 

549.  Die  Schiffe  werden  durch  dieselben  Mittel  erworben,  welche 
im  Recht  zur  Erlangung  des  Eigenthums  von  Hahdeisgegenständen  vor- 
geschrieben sind. 

550.  Jede  Eigenthumsübertragung  eines  Schiffes,  in  welcher  Weise 
auch  immer  sie  stattgefunden  haben  mag,  muss  durch  öffentliche  Urkunde 
erwiesen  werden. 

551*  Um  ein  Schiff  durch  Verjährung  zu  erwerben,  sind  fönfzehn 
Jahre  dauernden  Besitzes  erforderlich. 

552.  Der  Eapitain  kann  das  Eigenthum  des  Schiffes  durch  Ver- 
jährung nicht  erwerben. 

Bei  der  Erbauung  von  Schiffen  steht  den  Erbauern  frei,  diejenige  Form 
zu  nehmen,  welche  sie  för  ihre  Interessen  am  angemessensten  halten ;  jedoch 
dürfen  die  Schiffe  nicht  aufgetakelt  werden,  ohne  dass  durch  eine  Besichti- 
gung von,  durch  die  kompetente  Behörde  ernannten  Sachverständigen,  er- 
wiesen ist,  dass  sie  sich  in  gutem  Zustande  Behufs  der  Schifffifthrt  befinden. 

553.  Die  Eapitaine  oder  Schiffer  sind  auf  Grund  ihres  Amts  nicht 
ermächtigt,  die  Schiffe  zu  verkaufen  und,  um  es  gültig  zu  thun,  muss  ihnen 
zu  diesem  Behuf  vorher  von  dem  Eigenthümer  eine  besondere  und  hin- 
reichende Vollmacht  übertragen  worden  sein. 

554  Wenn  das  Schiff  auf  der  Reise  zur  Schifffahrt  untauglich  wird, 
hat  der  Eapitain  oder  Schiffer  sich  an  das  Handelsgericht  oder,  falls  ein 
solches  nicht  vorhanden  ist,  an  den  gewöhnlichen  Richter  des  Hafens,  wo 
er  seine  erste  Anlandung  vornimmt,  zu  wenden. 

555.  Das  Gericht  hat  alsdann,  wenn  in  genügender  Weise  der  Schaden 
an  dem  Schiffe  sowie  feststeht,  dass  dasselbe  nicht  wieder  in  den  Stand 
gesetzt  werden  kann,  um  seine  Reise  fortzusetzen,  den  Verkauf  desselben 
in  öffentlicher  Versteigerung  und  mit  allen  Förmlichkeiten ,  welche  iu  den 
Art.  571  bis  574  aufgestellt  sind,  zu  verfugen. 
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556.  Bei  dem  Verkaufe  des  Schiffes  wird  immer  das  ganze  ihm  zuge- 
hörige Takelwerk,  welches  zur  Zeit  sich  im  Eigenthum  des  Verkäufers  befindet, 
als  mit  einbegriffen  angesehen,  wenn  dies  auch  nicht  ausdrücklich  erwähnt 
worden  ist,  es  sei  denn,  dass  eine  ausdruckliche  entgegenstehende  Vereinbarung 
vorli^^ 

557.  Wenn  ein  Schiff  veraussert  wird,  welches  sich  zur  Zeit  auf  der 
Reise  befindet,  stehen  dem  Käufer  die  vollen  Frachtgelder  zu,  welche  es 
auf  dieser  Reise,  seitdem  es  seine  letzte  Ladung  nahm,  verdient. 

558.  Wenn  zur  2ieit,  in  welcher  die  Veräusserung ')  stattfand,  das 
Schiff  den  Bestimmungshafen  schon  erreicht  hat,  gehören  die  Frachtgelder 
dem  Verkäufer,  unbeschadet  dass  die  Betheiligten,  sowohl  in  dem  einen  als 
in  dem  andern  Falle,  hierüber  jede  ihnen  angemessen  erscheinende  Verein- 
barungen treffen  können. 

550.  Wenn  Schiffe  zur  Exekution  gestellt  und  ^gerichtlich  zur  Be- 
firiedigung  der  Gläubigei*  verkauft  worden  sind,  so  sollen  die  folgenden 
Forderungen  in  der  Remenfolge,  in  welcher  sie  angegeben  sind,  mit  Vorzug 
privil^irt  sein: 

1.  die  Forderungen  der  Nationalschatzkammer,  wenn  solche  gegen 
das  Schiff  vorhanden  sind; 

2.  die  Gerichtskosten  des  Exekutionsver&hrens  und  des  Verkaufes  des 
Schiffes; 

3.  die  Gebühren  f&r  Lootsen-,  Tonnen-,  Anker-  und  sonstige  Hafen- 
gelder; 

4.  die  Salaire  der  Depositare  und  Wächter  des  Fahrzeuges  und  jede 
andere  bei  seiner  Erhaltung  verursachte  Ausgabe,  von  seinem 
Eintritt  in  den  Hafen  bis  zu  seinem  Verkaufe; 

5.  die  Miethe  für  das  Lagerhaus,  wo  das  Takelwerk  und  sonstige  Ge- 
räthschaften  des  Schiffes  aufbewahrt  worden  sind; 

6.  das  Gehalt  und  die  Besoldung,  welche  dem  Eapitain  und  der  Schiffs- 
mannschaft; bei  der  letzten  Keise  geschuldet  werden; 

7.  die  unabweisbaren  Schulden,  welche  der  Eapitain  bei  der  letzten 
Reise  zum  Nutzen  des  Schiffes  koutrahirt  hat,  in  welche  E^se  die 
Erstattung  der  Güter  seiner  Ladung,  welche  er  zu  demselben  Zwecke 
verkauft  hat,  mit  einbegriffen  ist; 

8.  was  für  Materialien  und  Arbeitslohn  bei  der  firbauung  des  Schiffes 
geschuldet  wird,  wenn  letzteres  noch  keine  Reise  gemacht  hat;  und, 
wenn  es  schon  gefahren  ist,  der  Theil  des  Preises,  welcher  noch 
nicht  an  seinen  letzten  Verkäufer  l^zahlt  worden  ist,  und  die  Schulden, 
welche  zu  seiner  Ausbesserung,  Auftakelung  und  Verproviantirung 
für  die  letzte  Reise  kontrahirt  worden  sind; 

9.  die  Beträge,  welche  auf  den  Rumpf,  den  Kiel,  das  Takelwerk,  die 
Geräthschaften,  die  Armirungen  und  die  Vorräthe  vor  der  letzten 
Abfahrt  des  Schiffes  auf  Bodmerei  genommen  worden  sind; 

10.  die  Prämie  der  für  die  letzte  Reise  auf  den  Rumpf,  den  Eiel,  das 
Takelwerk,  die  Geräthschaften,  die  Armirung  und  Zurüstung  des 
Schiffes  geschlossenen  Versicherung; 

11.  die  Entschädigung,  welche  den  Abladern  für  den  Werth  der  in  das 
Schiff  geladenen  und  den  Eonsignataren  nicht  ausgelieferten  Waaren 


0  „Navigacion"  im  Originaltext  dürfte  ein  Druckfehler  sein,  statt  «enajenacion" 
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geschuldet  wird,  und  die  Eotschädigung,    weiche   ihnen    wegen  Be- 
schädigungen, för  die  das  Schiff  haftet,  sukoromt. 

560.  Im  Ftdle,  dass  der  Yerkaufsertrag  des  Schiffes  zur  Bezahlung 
aller  Gläubiger  derselben  Rangstufe  nicht  hinreicht,  ist  der  Betrag,  welcher 
der  Gesammtheit  derselben  zusteht,  pro  rata  ihrer  betreffenden  Forderungen 
untw  sie  zu  vertheilen,  nachdem  zuvor  die  Forderungen  der  yorhergehenden 
Klassen  nach  der  angegebenen  Ordnung  voll  befriedigt  worden  sind. 

561.  Um  den  vorzog,  welchen  die  im  Art.  559  erwähnten  Forderungen 
nach  ihrer  betreffenden  Ran^tufe  haben,  ^eniessen  zu  können,  müssen  diese 
Forderungen  in  folgender  Weise  nachgewiesen  werden: 

1.  die  Forderungen  der  Staatsachatzkaminer  durch  Gertifikate  der  Ver- 
walter der  Nationalrenten; 

2.  die  Gerichtskosten  durch,  dem  Rechte  gemäss  angestellte  und  von 
dem  kompetenten  Gerichte  gebilligte  Ansätze; 

3.  die  Gebühren  fftr  Tonnengeld,  Ankergeld  und  sonstige  Hafenabgaben 
durch  detaillirte  Gertifikate  der  betreffenden  Chefs  der  Erhebungs- 
stelle einer  jeden  derselben; 

4.  die  Salaire  und  Ausgaben  fär  Erhaltung  des  Schiffes  und  seiner 
Geräthschaften  durch  förmlichen  Besohluss  des  Handelsgerichtes, 
welches  die  genannten  Ausgaben  genehnigt  oder  später  ge- 
billigt hat; 

5.  das  Gehalt  und  die  Besoldungen  des  Eapitains  und  der  Schiffs- 
mannschaft durch  eine  Liquidation,  welche  auf  Grund  dei-  Muster- 
rollen und  der  Rechnungsbücher  des  Schiffes  angestellt  und  von 
dem  Hafenkapitain  als  richtig  genehmigt  worden  ist; 

6.  die  zur  Deckung  der  dringendsten  Beduitnisse  des  Schiffes  und  seiner 
Mannschaft  während  der  letzten  Reise  kontrahirten  Schulden  und  die- 

1'enigen,  welche  sich  zu  Lasten  des  Schiffes  aus  dem  Verkaufe  von 
jadungsgütem  ergeben,  sind  von  dem  Handelsgerichte  im  Instruk- 
tions-  und  summarischen  Verfahren,  auf  Grund  der  Beweise,  welche 
der  Eapitain  vorlegt,  bezfiglich  der  Nothwendigkeit,  die  zu  der  Ein- 
gehung jener  Verpflichtungen  Anlass  gab,  zu  untersuchen  und  zu 
entscheiden; 

7.  die  von  der  Erbauung  oder  von  dem  Verkaufe  des  Schiffes  herrührenden 
Forderungen  durch  die  zur  gehörigen  Zeit  mit  den  in  der  Verordnung 
über  die  Matrikel  vorgeschriebenen  Keouisiten  ausgestellten  Dokumente; 

8.  die  Lieferungen  für  die  Zurüstung,  Takelage  und  Verproviantirung 
des  Schiffes  durch  Fakturen  der  Lieferanten  mit  der  darunter  be- 
findlichen Empfangsbescheinigung  des  Eapitains  und  dem  Visum  des 
Rheders,  unter  der  Bedingung,  dass  genaue  Duplikate  derselben 
Fakturen  in  der  Kanzlei  der  Marinebehörde  des  Hafens,  von  dem 
das  Schiff  ausläuft,  vor  Abfahrt  desselben  oder  spätestens  an  den 
darauf  unmittelbar  folgenden  acht  Tagen  protokolhrt  worden  sind; 

9.  die  Bodmereidarlehne  durch  rechtsgült^  ausgestellte  Verträge; 

10.  die  Versicherungsprämien  durch  die  Policen  und  Gertifikate  der 
Handelsmäkler,  welche  sie  vermittelt  haben; 

11.  die  Forderungen  der  Ablader,  wegen  mangelnder  Ablieferung  der 
Ladung  oder  wegen  der  an  derselben  vorgekommenen  Beschäoigung 
durch  richterliches  oder  schiedsrichterliches  Urtheil. 

562.  Die  Gläubiger  aus  ii^end  einem  der  im  Art  559  erwähnten 
Titel  bewahren  ihr  Vorzugsrecht  gegen  das  Schiff,  auch  wenn  letzteres  ver- 
kauft ist,  während  der  ganzen  i^it,  in  der  es  im  Hafen,  wo  der  Verkauf 
stattfand,  verbleibt,  und  sechzig  Tage,  nachdem  es,  im  Namen  und  für  Rech- 
nung des  neuen  Eigenthümers  expedirt,  unter  Segel  ging. 
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183.  Wenn  der  Verkauf  in  öffentlicher  Versteigening  und  nnier  ICit- 
wirkuDg  der  Gerichtsbehörde  nach  den  im  Art  571  vorgeschriebenen  Formen 
stattgefbnden  hat,  erlischt  jede  Haftung  des  Schiffes  zu  Gunsten  der 
Gläubiger  von  dem  Momente  ab^  in  welcnem  das  Yerkaufsdokument  aus- 
gefertigt ward. 

564.  Wenn  ein  Schiff  während  der  Reise  verkauft  wird,  bewahren 
die  erwähnten  Gläubiger  ihre  vollen  Rechte  gegen  dasselbe,  bis  es  an  den 
Hafen  seiner  Matrikel  zurückgekehrt  ist,  und  noch  sechs  Monate  nachher* 

565.  So  lange  die  Haftung  des  Schiffes  bezüglich  der  im  Art  569 
ao^ef&hrten  Verbindlichkeiten  dauert,  kann  dasselbe  adf  Antraff  der  Gläubiger, 
welehe  ihre  Titel,  in  gehöriger  Form  vcMrlegen,  in  jedem  Hafon,  wo  es  sich 
befindet,  mit  Beschlaj^  bel^  werden,  und  es  ist  unter  Anhörung  und 
Vorladung  des  Eapitams,  fiuls  der  lUieder  abwesend  ist,  su  seinem  ge- 
richtlichen Verkaufe  zu  schreiten. 

566.  Wegen  jeder  anderen  Schuld,  welche  der  Eigenthümer  des 
Schiffes  haben  mag,  kann  dasselbe  nur  im  Hafen  seiner  Matrikel  detinirt 
oder  beschlagnahmt  werden,  und  das  Rechtsverfahrea  ist  gegen  den  Ei^sn- 
tkfimer  selbst  anzustellen,  indem  seine  erste  Vorladung  wenigstens  am  Orte 
seines  Wohnsitzes  erfolgen  muss. 

567.  Kein  befrachtetes  und  zum  Antritt  der  Reise  expedirtes  Schiff 
kann  w^^en  Schulden  des  Eigenthümers,  welcher  Natur  dieselDen  auch  sein 
mögen,  beschlagnahmt  oder  detinirt  werden,  sondern  nur  wegip  solcher 
Schulden,  welche  zum  Zwecke  der  Zurüstung  und  Verproviantining  des 
Schiffes  für  jene  nämliche  Reise  und  nicht  früher  kontramrt  worden  sind; 
and  selbst  in  diesem  Falle  sollen  die  Wirkungen  der  Beschlagnahme 
cessiren,  wenn  irgend  ein  an  der  Reise  Interessirter  genügende  Bürgschiift 
leistet,  dass  das  Schiff  in  der  im  Seepass  festgesetzten  Zeit  zum  Hafen 
zurückkehren,  oder  dass,  wenn  dies  in  Folge  irgend  eines  Ereigpisses,  selbst 
eines  zufalligen,  nicht  geschehen  sollte,  er  die  Schuld,  soweit  sie  eine  recht- 
mässige ist,  bezahlen  werde. 

568.  Die  in  Häfen  der  Republik  vor  Anker  liegenden  ausländischen 
Schiffe  können  wegen  Schulden,  die  nicht  auf  Peruanischem  G(ebiete  und 
zum  Nutzen  der  Schiffe  selbst  kontrahirt  worden  sind,  nicht  mit  Beschlag 
belegt  werden. 

569.  Wegen  der  Privatschulden  eines  Mittheilhabers  an  dem  Schiffe 
soll  dieses  im  Ganzen  weder  detinirt,  noch  beschlagnahmt  oder  ezekutirt  werden 
können;  das  Rechtsverfahren  muss  sich  vielmehr  auf  den  Antheil  be- 
schränken, welchen  der  Schuldner  an  demselben  hat,  und  eine  Storni^  in 
der  Fahrt  des  Schiffes  darf  nicht  verursacht  werden. 

S[70.  Sobald  die  Beschhignahme  eines  Schiffes  erfcdgt,  muss  ein 
detaillirtes  Inventar  der  gesammten  Takelage  und  Ausrüstungsgegenstände 
ao^nommen  werden,  fsJls  dieselben  dem  Eigenthümer  des  nämlichen 
Scmffes  gehören. 

571.  Kein  Schiff  kann  bei  gerichtlichem  Verkaufe  zugeschlagen  wer- 
den, ohne  dass  dasselbe  nicht  dreissig  Tage  öffentlich  zur  Subhastation 
gestellt  gewesen  ist,  indem  alle  zehn  Tage  die  Anschlagzettel,  in  welchen 
aer  Verkauf  angekündigt  wird,  zu  erneuern  sind,  und  der^  Verkauf  während 
drei  Stunden  am  ersten,  zehnten,  zwanzigsten  und  dreissigsten  Tage  der 
Versteigerung  öffentlich  ausgerufen  wird. 

572.  Die  Anschlagzettel  sind  an  denjenigen  Orten  zu  befestigen,  wo 
die  sonstigen  Anzeigen  in  dem  Sslkn,  wo  der  Verkauf  stattfindet,  ausgehängt 
»I  werden  pflegen,  und  ausserdem  in  der  Hauptstadt  des  Marmeaepartements, 
zu  welchem  dieser  Hafen  gehört,  und  sowohl  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen 
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Orte  ist  80   ein  Anschlagzettel   am  Eingange   des  Amtslokales   des  Ebtfen- 
kapitains  anzubringen. 

573.  Der  Verkauf  ist  auch  in  allen  Zeitungen,  welche  in  der  Provinz 
veröffentlicht  werden,  anzuzeigen,  und  die  Erfüllung  dieses  sowie  aller  übrigen 
vorgeschriebenen  Formalitäten  muss  im  Versteigerungsprotokolle  festgestellt 
werden. 

574.  Beim  Zuschlage  ist  mit  denjenigen  Solennitäten  und  in  der  Form 
zu  ver&hren,  welche  in  dem  gemeinen  Rechte  für  die  gerichtlichen  Verkäufe 
bestimmt  sind. 

575.  Die  Zweifel  oder  Streitfragen,  die  unter  den  Mittheilhabcrn  eines 
Schiffes  über  die  Gregenstände  von  gemeinschatllichem  Interesse  vorkommen 
mögen,  sind  von  der  Majorität  zu  entscheiden,  welche  durch  die  Eigenthums- 
ant£eile  am  Schiffe,  die  mehr  als  die  Hälfte  seines  Werthes  betragen,  ge- 
bildet wird. 

Dieselbe  Vorschrift  ist  zu  beobachten,  um  den  Verkauf  des  Schiffes  za 
bestimmen,  wenn  auch  irgend  welche  der  Theilhaber  sich  dem  widersetzen. 

576.  Die  Eigenthümer  des  Schiffes  haben  bezüglich  der  Befrachtunfr 
desselben  bei  gleichen  Frachtpreisen  und  gleichen  Bedingungen  den  Vorzug 
vor  denjenigen,  die  nicht  Eigenthümer  sind,  und  wenn  zwei  oder  mehr 
Theilhaber  gleichzeitig  dieses  Recht  für  dieselbe  Reise  beanspruchen,  hat  der- 
jenige den  Vorzug,  welcher  den  (^sseren  Antheil  am  ochiffe  hat;  unter 
Theilhabem,  welche  gleichen  Anthäl  am  Schiffe  haben,  ist  zu  loosen,  wer 
von  ihnen  vorgezogen  werden  soll. 

577.  Der  im  vorhergehenden  Artikel  den  Theilhaborn  eines  Schiffes  zu- 
gestandene Vorzug  ermächtigt  sie  nicht,  zu  fordern,  dass  die  Bestimmung, 
welche  durch  Entscheidung  der  Majorität  vorher  festgesetzt  worden  isf, 
geändert  werde. 

578.  GleichfEdls  haben  die  Theilhaber  bei  dem  Verkaufe,  welchen 
irgend  einer  von  ihnen  von  seinem  betreffenden  Antheil  zu  machen  be- 
absichtigt, das  Recht  des  Eintritts  in  den  Kauf,  wenn  sie  es  innerhalb  der 
genauen  Frist  der  drei,  dem  Abschluss  des  Verkaufes  folgenden  Tage  geltend 
machen  und  den  Preis  dafür  sogleich  konsigniren. 

579.  Der  Verkäufer  kann  sich  gegen  dieses  Recht  des  Eintrittes 
sichern,  wenn  er  jedem  seiner  Mittheilhaber  von  dem  beabsichtigten  Verkaufe 
Mittheilung  macht,  und,  wenn  sie  nach  drei  Tagen  von  demselben  keinen 
Gebrauch  gemacht  haben,  so  haben  sie  später,  nach  abgeschlossenem  Ver- 
kaufe, kein  Recht  mehr  dazu. 

580.  Wenn  das  Schiff  der  Reparatur  bedarf,  genügt  es,  dass  ein 
einziger  der  Theilhaber  die  Vornahme  derselben  verlangt,  damit  alle  zur 
Anschaffung  der  hinreichenden  Geldmittel,  um  dieselbe  zu  bewirken,  ver- 
pflichtet sind. 

581.  V^Tenn  irgend  einer  dies  nicht  binnen  15  (14)  Tagen,  nachdem 
er  gerichtlich  dazu  aufgefordert  worden  ist,  thut  und  alle  oder  irgend  einer 
von   ihnen  die  Deckung  ergänzen,    so  hat  deijenige,  welcher  diese  Auslage 

femacht  hat,  das  Recht,  dass  ihm  das  Eigenthum  des  Antheiles  desjenigen 
'heilhabers  übertragen  werde,  welcher  die  erwähnte  Deckung  nicht  feistete, 
indem  er  ihm  den  Werth  dessen  zahlt,  was  sein  Antheil  vor  der  erfolgten  Aus- 
besserung nach  Schätzung  betrug. 

582.  Die  Schätzung  muss  vor  Anfang  der  Ausbesserung  durch  Sach- 
verständige eriblgen,  welche  von  beiden  Parteien  oder  von  Amtswegen  von 
dem  Richter,  im  Falle,  dass  eine  Partei  sich  weigern  sollte,  dies  zu  thnn, 
ernannt  sind. 
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Behufs  aller  Wirkungen  des  gemeinen  Rechtes,  so  weit  dasselbe 
durch  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  keine  Modifikation  oder  Be- 
schränkung erlitten  hat,  sind  die  Schiffe  nach  den  Grundsätzen  der  Mobilien 
zu  behandeln. 


TITEL  II. 
Von  den  Personen,  welche  den  Seehandel  vermitteln. 

Abschnitt  I. 
Von   den   Rhedern. 

584.  Niemand  kann  Rheder  sein,  der  nicht  die  zur  Betreibung  des 
Handeis  nöthige  gesetzliche  Fähigkeit  besitzt. 

585-  Alle  Rheder  mQssen  sich  in  die  Handelsmatrikel  ihres  Departe- 
ments eintragen  lassen,  und  ohne  dieses  Requisit  können  ihre  Schiffe  zur 
Schifflfahrt  nicht  fertig  gestellt  werden. 

586.  Dem  Rheder  steht  es  ausschliesslich  zu,  alle  auf  das  Schiff, 
dessen  Verwaltung,  Befrachtung  und  Reisen  bezüglichen  Verträge  abzuschliessen, 
apd  der  Eapitain  oder  Schiffer  muss  sich  nach  den  Instruktionen  und  Befehlen 
richten,  die  er  von  demselben  erhält,  indem  er  verantwortlich  ist,  so  weit  er  mit 
Uebertretung  derselben  handelt. 

587.  Dem  Rheder  steht  es.  ebenfalls  zu,  den  Eapitain  zu  ernennen 
und  mit  ihm  abzuschliessen ;  sollte  er  jedoch  Mittheilhaber  am  Schiffe  haben, 
so  muss  die  erwähnte  Ernennung  durch  die  Majorität  aller  Theilhaber  statt- 
finden. 

588.  Der  Rheder  kann  die  Verrichtungen  des  Eapitains  oder  Schiffers 
selbst  ausüben,  ohne  dass  der  Widerspruch  eines  Miteigenthümers  ihn 
daran  hindern  kann;  es  sei  denn,  dass  dieser  immatrikulirt  sei,  welche 
Eigenschaft  ihm  den  Vorzug  geben  würde.  Im  Falle  des  Zusammentreffens 
der  Bewerbung  von  zwei  immatrikulirten  MiteigenthQmem  ist  derjenige,  welcher 
den  grösseren  Antheil  am  Schiffe  hat,  vorzuziehen,  und  wenn  beide  einen 
gleichen  Antheil  daran  haben,  so  ist  zu  loosen,  wer  es  sein  soll. 

589.  Der  Rheder  haftet  für  die  Schulden  und  Verpflichtun^n,  welche 
der  Eapitain  seines  Schiffes  zur  Reparatur,  Instandsetzung  und  Verprovian- 
tirang  desselben  eingeht,  und  er  kann  sich  dieser  Verantwortlichkeit  nicht 
entziehen,  indem  er  anfahrt,  dass  der  Eapitain  seine  Befugnisse  überschritten 
oder  gegen  seine  Befehle  und  Instruktionen  gehandelt  halte,  sobald  der 
Gläubiger  nachweist,  dass  der  von  ihm  beanspruchte  Betrag  zum  Vortheil 
des  Schiffes  verwendet  wurde. 

590-  Den  Rheder  trifft  auch  die  Haftung  für  die  Entschädigungen  zu 
Gunsten  eines  Dritten,  zu  welchen  das  Verhalten  des  Eapitains  Anlass 
gegeben  hat,  bei  der  Aufbewahrung  der  Güter,  welche  er  in  sein  Schiff  ver- 
laden hat;  aber  er  kann  sich  von  derselben  befreien,  wenn  er  das  Schiff 
mit  allem  Zubehör  und  den  auf  der  Reise  verdienten  Frachtgeldern  aban- 
donnirt 

591.  Der  Rheder  haftet  f&r  keinen  Vertrag,  welchen  der  Eapitain  zu 
seinem  eigenen  Nutzen  abschliesst.  wenn  er  sich  auch  zur  Erfüllung  der- 
selben des  Schiffes  bedient,  noch  haftet  er  für  die  Verpflichtungen,  welche 
der  Eapitain  ausserhalb  der  Grenzen  seiner  Attribute  ohne  besondere  Er- 
mächtigung eingegangen  ist,  noch  für  solche  Verpflichtungen,  welche  nicht 
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mit  den,  von  den  Oesetsen  als  essentielle  Bedinpingen  zu  ihrer  Gültigkeit 
Torgeschriebenen  Förmlichkeiten  kontrahirt  worden  sind. 

502.  Ebensowenig  ist  der  Rheder  fär  die  Ezcesse,  welche  der  Eapitain 
und  die  Mannschsit  während  der  Reise  begehen,  verantwortlich ;  und  be- 
züglich derselben  kann  nur  gegen  dieienigen  Personen  oder  das  Vermögen 
derjenigen  vorgegangen  werden,  welche  dieser  Excesse  schuldig  befunden 
werden  sollten. 

50S.  Der  Rheder  hat  den  Eapitain  für  alle  Auslagen,  welche  er  zum 
Nutzen  des  Sc^ififee  mit  eigenen  oder  fremden  GMdmittdn  gemacht  hat,  zu 
entschädigen,  sobald  derselbe  hierbei  nach  Massgabe  seiner  Instruktionen 
oder  in  Anwendung  seiner  ihm  rechtmässig  zustehenden  Befugnisse  ge- 
handelt hat. 

504.  Bevor  das  Schiff  unter  Segel  geht  kann  der  Rheder  nach  seinem 
Ermessen  den  Ka{)itain  und  die  Leute  oer  Schiffsmannschaft,  die  nicht  fär 
eine  bestimmte  Zeit  oder  Reise  engagirt  worden  sind,  entlassen,  wenn  er 
ihnen  die  nach  den  Verträgen  verdienten  Besoldungen  auszahlt,  und  zwar  ohne 
andere  Entschädigung  ausser  derjenigen,  welche  sich  auf  einen  ausdrück- 
lichen und  bestimmten  Vertrag  gründet. 

505.  Wenn  der  Kapitain  oder  eine  andere  Person  der  Mannschaft 
währeüd  der  Rmse  entlassen  wird,  ist  ihm  sein  Sold  bis  er  zum  Hafen,  wo 
er  das  Engagement  eingegangen  ist,  zurückgekehrt  ist,  zu  vergüten,  es  sei 
denn,  dass  er  ein  Ver(^hen  begangen  hätte,  welches  gerechten  Grund  giebt, 
ihn  zu  entlassen  oder  ihn  zu  der  Ausübung  seines  Dienstes  unfähig  macht. 

506.  Wenn  die  Anwerbung  des  Kapitains  und  der  Leute  der  Schiffs- 
mannschaft von  dem  Rheder  für  eine  bestimmte  Zeit  oder  Reise  stattge- 
funden hat,  können  sie  vor  Ablauf  ihrer  Verträge  nur  wegen  Insubordination 
in  gewichtiger  Sache,  Diebstahl,  |^wohnheitsmässiger  Trunkenheit  oder  eines 
Hitththeils,  welchen  sie  dem  Schiffe  oder  dessen  Ladung  aus  Dolus  oder  aus 
oSMhAPer  oder  bewiesener  Nachlässigkeit  zugefügt  haben,  entlassen  werden. 

507.  Wenn  der  Eapitain  Miteigenthümer  des  Schifies  ist,  kann  er, 
ohne  dass  ihm  der  Rheaer  den  Werth  seines  Gesellschaftsantheils  aus- 
zahlt, nicht  entlassen  werden.  Dieser  Werth  ist  in  Ermangelung  eines 
Ueb^inkommens  der  Parteien  durch  von  diesen  oder  eventuell  von 
Amtswegen  ernannte  Sachverständige  zu  schätzen. 

508.  Wenn  der  Kapitain,  welcher  Miteigenthümer  ist,  auf  Grund  einer 
besonderen  Abrede  der  Gesellschaftsurkunde  den  Oberbefehl  über  das  Schiff 
erhalten  hat,  kann  er  ohne  eine  gewichtige  Ursache  seines  Amtes  nicht  ent- 
hoben werden. 

500.  Der  Rheder  kann  nicht  über  mehr  Ladung  kontrahiren  oder 
mehr  Ladung  annehmen,  als  dem  Rauminhalte  entspricht,  welcher  in  der  Schiffs- 
matrikel angegeben  ist,  und,  wenn  er  es  that,  haftet  er  für  die  Nachtheile, 
welche  die  Ablader  dadurch  haben  mögen. 

000.  Wenn  ein  Rheder  über  mehr  Ladung  kontrahiren  sollte,  als  das 
Schiff  nach  seinem  Rauminhalte  &ssen  kann,  muss  er  die  Ablader,  deren 
Verträge  er  nicht  erfüllen  kann,  für  alle  ihnen  durch  die  Nichterfüllung 
erwachsenen  Nachtheile  entschädigen. 

001..  Jeder  Vertrag  zwischen  dem  Rheder  und  dem  Kapitain  wird 
hinfällig,  felis  das  Schiff  verkauft  wird,  wobei  dem  letzteren  seio  Recht  auf 
entsprechende  Entschädigung,  gemäss  den  mit  dem  Rheder  getroffenen  Ver- 
einbarungen, vorbehalten  bleibt. 

Das  vterkaufte  Schiff  bleibt  verhaftet  für  die  Sicherheit  der  Zahlung 
dieser  Entschädigung,  wenn  sich  ergeben  sollte,  dass  der  Verkäufer,  nachdem 
die  Klage  gegen  ihn  angestellt  worden  ist,  zahlungsun&hig  ist. 
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Abschnitt  11. 
Von   den    Eapitaineo. 

602.  Der  EapitaiD  des  Schiffes  muss  eine  PersoD  sein,  welche  fähig 
ist,  zu  kontrahiren  und  sich  zu  verpflichten. 

603.  Bezüglich  der  EenDtnisse,  welche  der  Eapitain  in  der  Schifffi^ihrts- 
konde  besitzen  muss,  seines  Examens  and  der  übrigen  Erfordernisse,  um 
dies  Amt  zu  verwalten,  ist  dasjenige  zu  beobachten,  was  die  Verordnungen 
über  die  Matrikel  von  Seeleuten  vorschreiben. 

604.  Der  Rheder,  welcher  es  sich  vorbehält,  als  Eapitain  seines 
Schiffes  zu  fnngiren  und  nicht  das  Eapitainspatent  nach  Massgabe  der  ge- 
dachten Verordnungen  besitzt,  muss  sich  aut  die  ökonomische  Verwaltung 
desselben  beschränken,  indem  er  sich  in  Allem,  was  auf  die  Leitung  der 
Schifffahrt  Bezug  hat,  eines  geprüften  und  nach  den  Vorschriften  jener  Ver- 
ordnungen ermächtigten  Eapitains  zu  bedienen  hat. 

605-  Der  Eapitain  ist  verpflichtet,  Bürgschaft  zu  stellen,  wenn  der 
Rheder  sie  bei  Abschluss  des  Vertrages  von  ihm  fordert.  Wenn  letzterer 
ihn  von  der  Stellung  derselben  entbunden  hat,  kann  dieselbe  von  keiner 
anderen  Person  von  ihm  verlangt  werden. 

606.  Der  Eapitain  ist  der  Oberbefehlshaber  des  3cbiffes,  dem  die 
ganze  Schiffsmannschaft  gehorchen  muss,  unter  Beobachtung  und  Erfüllung 
alles  dessen,  was  er  zum  Schiffsdienste  befiehlt. 

607.  Dem  Eapitain  steht  es  zu,  dem  Rheder  die  Leute  der  Mann- 
schaft für  das  Schiff  vorzuschlagen,  und  dieser  hat  das  Recht,  diejenigen 
endgültig  auszuwählen,  welche  die  Mannschaft  bilden  sollen;  aber  er  kann 
den  Kapitain  nicht  zwingen,  unter  die  Schiffsmannschaft  irgend  Jemand 
aafzanehmen,  der  ihm  nicht  zusagt  und  genehm  ist.^) 

60B.  Bezüglich  der  Befugniss,  welche  dem  Kapitain  zusteht,  Eor- 
rektionalstrafen  denjenigen  au&uerl^en,  welche  die  Schiffsordnung  stören, 
gegen  die  Disciplin  fehlen  oder  es  unterlassen,  den  ihnen  obliegenden  Dienst 
zu  verrichten,  sind  die  Vorschriften  der  Marineverordnungen  zu  befolgen. 

606.  Wenn  weder  der  Rheder,  noch  der  Eonsignatar  des  Schiffes^) 
anwesend  sind,  ist  der  Eapitain  ermächtigt,  selbst  die  Befrachtungen  nach 
den  Instruktionen,  die  er  aarüber  empfangen  hat,  abzuschliessen,  wobei  er 
mit  der  grössten  Gewissenhaftigkeit  und  Sorgfalt  für  die  Wohlfahrt  und 
den  Nutzen  der  Interessen  des  Rheders  zu  sorgen  hat 

610.  Der  Eapitain  hat  selbst  die  angemessenen  Massregeln  zu  treffen, 
um  das  Schiff  stets  ausgerüstet,  verproviantirt  und  mit  Munition  versehen  zu 
halten,  indem  er  zu  diesem  Behuf  das,  was  er  für  durchaus  nothwendig 
hält,  einkauft,  falls  die  Umstände  es  ihm  nicht  gestatten,  die  Instruktionen 
hierüber  von  dem  Rheder  vorher  einzuholen. 

611.  In  dringenden  Fällen  kann  der  Eapitain  während  der  Reise  die- 
jenigen Reparaturen  des  Schiffes  und  der  Geräthschaften  anordnen,  die  zur 
Fortsetzung  und  Beendigung  der  Reise  absolut  erforderlich  sind,  mit  der 
Massgabe,  dass  er  nach  seiner  Ankunft  in  einem  Hafen,  wo  ein  Eonsignatar 
desselben  Schiffes  sich  befindet,    in  Uebereinstimmung   mit  diesem  handelt. 

Abgesehen  von  diesem  Fall,  hat  er  keine  Befugniss,  selbstständig  Re- 
paraturen anzuordnen,  noch  irgend  welche  Ausgabe  zur  Instandsetzung  des 
Schiffes  zu  machen,  ohne  dass  der  Rheder  dies  ausdrücklich  gestattet  und 
den  Eostenanschlag  genehmigt 

61SL  Wenn  der  Eapitain  sich  ohne  dem  Schiffe  oder  dessen  Eigen- 
thümern  zugehörende  Geldmittel  befindet,    um  die  Reparaturen,  die  Instand- 

1)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmonffen  anderer  Länder  cf.  unten  Portagal. 
';  d.  h.  derjenige,  an  den  das  Schiff  aoressirt  ist 
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setzoDg  and  VerproYiantirung,  die  im  Falle  einer  Anlandang  (im  Nothhafen) 
nöthig  geworden  sein  sollten,  zu  bestreiten,  muss  er  sich  an  die  Korrespon- 
denten des  Rheders,  falls  solche  in  demselben  Hafen  sich  befinden  oder,  in 
deren  Ermangelung,  an  die  Ladungsinteressenteu  wenden. 

613.  Sollte  der  Kapitain  sich  durch  keines  dieser  Mittel  die  nöthigen 
Gelder  verschaffen  können,  so  ist  er  ermächtigt,  dieselben  auf  Seerisiko 
oder  Bodmerei  auf  den  Rumpf,  den  Kiel  und  die  Ausrüstung  des  Schiffes, 
welches  er  befehligt,  zu  nehmen. 

614.  In  dem  Falle  des  vorhergehenden  Artikels  ist  die  Erlaubniss  des 
Handelsgerichts  des  Hafens,  wo  sich  das  Schiff  befindet,  wenn  dies  Peruani- 
sches Gebiet  ist,  nachzusuchen,  und  im  Auslande  diejenige  des  Konsuls,  wenn 
ein  solcher  dort  vorhanden  ist,  oder,  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  der  Behörde, 
welche  in  Handelssachen  erkennt. 

615*  Hat  diese  Massnahme  keinen  Erfolg,  so  kann  er  einen  solchen 
Theil  der  Ladung  nehmen,  der  zur  Deckung  der  dringend  nöthigsten  Be- 
dürfnisse hinreicht,  indem  er  denselben  mit  der  erwähnten  gerichtlichcD 
Ermächtigung  und  in  öffentlicher  Versteigerung  verkauft. 

616.  Wenn  das  Schiff  schon  expedirt  ist,  um  unter  Segel  zu  gehen, 
so  kann  es  wegen  Schulden  des  Kapitains  nicht  detinirt  werden,  es  sei  denn, 
dass  dieselben  von  Gegenständen  herrühren,  welche  für  diese  nämliche  Reise 
geliefert  worden  sind,  in  welchem  Falle  auch  ihm  die  im  Art.  567  vor- 
gesehene Burgschaftsleistung  zu  gestatten  ist. 

Diese  B^timmung  greift  auch  bezüglich  aller  übrigen  Leute  der  Schiffs- 
mannschaft Platz. 

617.  Die  Kapitaine  haben  die  Verpflichtung,  über  Alles,  was  sich  auf 
die  Verwaltung  des  Schiffes  bezieht,  sowie  über  Begebenheiten  bei  der  Fahrt 
förmlich  Eintragungen  in  die  gebundenen  und  foliirten  Bücher  zu  machen, 
deren  Blätter  von  dem  Kapitain  des  Hafens  der  Matrikel  seines  Fahrzeuges 
zu  rubriciren  sind. 

Im  ersten,  welches  Ladungsbuch  zu  nennen  ist,  muss  der  Eingang 
und  Ausgang  aller  in  das  Schiff  geladenen  Waaren,  mit  Angabe  der  Marken 
und  Nummern  der  Kollis,  die  Namen  der  Ablader  und  Konsignatare,  der  Ein- 
und  Ausladungshäfen,    sowie  die  vereinbarten  Fi-achtsätze  vermerkt  werden. 

In  das  nämliche  Buch  sind  auch  die  Namen,  die  Herkunft  und  der  Bestim- 
mungsort aller  mit  dem  Schiffe  reisenden  Passagiere  einzutragen. 

Im  zweiten,  mit  dem  Titel  Rechnungsbuch,  ist  über  das,  was  die 
Interessen  des  Schiffes  betrifft.  Buch  zu  führen,  indem  Artikel  für  Artikel  alles 
das  zu  vermerken  ist,  was  der  Kapitain  empföngt,  und  dasjenige,  was  er  für  Re- 
paraturen, Zurüstung,  Lebensmittel,  Salair  und  sonstige  etwa  vorkommende 
Ausgaben,  welcher  Art  dieselben  auch  seien,  ausgiebt,  indem  auch  in  das 
nämliche  Buch  die  Vor-  und  Zunamen  und  Wohnorte  aller  Leute  der  Mann- 
schaft, ihre  betreffenden  Besoldungen,  die  Beträge,  welche  sie  auf  Rechnung 
dieser  erhalten,  und  die  Sendungen,  welche  an  ihre  Familien  gemacht 
werden,  einzutragen  sind. 

Im  dritten,  welches  Schifffahrtstagebuch  foderLogbucb)  heisst,  sind 
Tag  förTag  alle  Vorkommnisse  der  Reise  und  die  Beschlüsse  über  das  Schiff  oder 
die  Ladung,  welche  der  Zustimmung  der  Schiffsoffiziere  bedürfen,  zu  vermerken. 

618.  Wenn  während  der  Fahrt  ein  Passagier  oder  ein  Mann  der 
Schiffsbesatzung  sterben  sollte,  muss  der  Kapitain  alle  Papiere  und  was 
dem  Verstorbenen  gehört  in  sichere  Verwahrung  nehmen,  indem  er  von 
allem  diesen  ein  genaues  Inventar  aufnimmt,  unter  Assistenz  Yon  zwei 
Zeugen,  welche  Passagiere,  wenn  solche  vorhanden  sind,  oder,  in  deren  Er- 
mangelung, Leute  der  Schiffsmannschaft  sein  können. 

619*  Bevor  das  Schiff  mit  Ladung  belegt  wird,  muss  eine  sorgfaltige 
Untersuchung  seines  Zustandes  durch  den  Kapitain  und  die  Schiffsofifiziere 
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und  zwei  Zimmer-  udcI  Kal&termeister  vorgenommen  werden,  und  wenn  es 
sicher  befanden  wird,  die  Reise,  für  die  es  bestimmt  ist,  zu  unternehmen, 
so  ist  dies  als  Beweis  in  dem  Buch  der  „Beschlüsse^  zn  beurkunden,  andern- 
falls muss  die  Reise  so  lange  aufgeschoben  werden,  bis  die  nöthigen  Aus- 
besserungen gemacht  worden  sind. 

620.  In  keinem  Falle  darf  der  Kapitain  das  Schiff  bei  der  Ein-  und 
Ausfahrt  der  Hafen  oder  Flüsse  verlassen. 

621.  Auf  der  Reise  darf  er  ausserhalb  desselben  nicht  die  Nacht 
zubringen,  es  sei  denn  wegen  wichtiger  Beschäftigung,  die  aus  seinem  Amt 
und  nicht  aus  seinen  eigenen  Angelegenheiten  herrührt. 

622.  Der  Kapitain,  welcher  an  einen  ausländischen  Hafen  ankommt, 
hat  sich  binnen  vierundzwanzig  Stunden,  nachdem  er  Praktik  erhalten  hat, 
beim  Peruanischen  Konsul  zu  gestellen,  um  vor  ihm  Deklaration  abzulegen 
über  den  Namen,  die  Matrikel,  den  Ort  der  Abfahrt  und  der  Bestimmung 
seines  Schiffes,  die  Waaren,  welche  seine  Ladung  bilden,  und  über  die 
Ursachen  seiner  Anlaodung,  indem  er  ein  Certifikat  entgegennimmt,  welches 
nachweist,  dass  er  dies  so  erfüllt  habe,  sowie  die  Zeit  seiner  Ankunft  und 
Abfahrt. 

623.  Wenn  ein  Kapitain  zur  Anlandung  einen  Hafen  in  Peruanischem 
Gebiete  nimmt,  so  hat  er  sich  unmittelbar,  nachdem  er  ans  Lnnd  gestiegen 
ist,  bei  dem  Hafenkapitain  zu  gestellen  und  ihm  die  Gründe  seiner  An- 
landung zu  erklären.  Die  nämliche  Behörde  hat  ihm,  wenn  sie  die  Gründe 
für  zuverlässig  und  hinreichend  hält,  ein  Certifikat  zur  Wahrung  seines 
Rechtes  zu  ertheilen. 

624.  Der  Kapitain,  welcher  sich  nach  Schiffbruch  seines  Schiffes 
allein  oder  mit  einem  Theile  der  Mannschaft  gerettet  hat,  muss  sich  der 
nächsten  Behörde  gestellen  und  einen  eidlichen  Bericht  des  Ereignisses 
erstatten. 

625.  Dieser  Bericht  ist  durch  die  Erklärungen,  welche  die  Personen 
der  Schiffsmannschaft  und  der  Passagiere,  welche  sich  gerettet  haben,  eidlich 
abzugeben  haben,  zu  bestätigen,  und  das  OriginalprotokoU  muss  dem 
Kapitain  zur  Wahrung  seines  Rechtes  übergeben  werden. 

626.  Wenn  die  Erklärungen  der  Schiffsmannschaft  und  der  Passagiere 
mit  derjenigen  des  Kapitains  nicht  übereinstimmen,  so  soll  die  Erklärung 
des  letzteren  vor  Gericht  keine  Beweiskraft  haben,  wobei  in  beiden  Fällen 
den  BetheiUgten  der  Gegenbeweis  vorbehalten  bleibt. 

627.  Wenn  der  gemeinschaftliche  Proviant  des  Schiffes  verbraucht 
worden  ist,  bevor  ein  Hafen  erreicht  ist,  kann  der  Kapitain  in  Ueberein- 
stimmung  mit  den  übrigen  Schiffsoffizieren  diejenigen,  welche  Lebensmittel 
für  ihre  Privatrechnung  besitzen,  zwingen,  sie  zum  Gebrauche  für  alle  an 
Bord  befindlichen  Personen  auszuliefern,  indem  ihnen  der  Betrag  dafür 
sogleich  oder  spätestens  im  ersten  Hafen,    wo  er  anlandet,    zu  vergüten  ist. 

628.  Der  Kapitain  kann  ohne  Erlaubniss  des  Rheders  keine  Waaren 
irgend  welcher  Art   für   seine   eigene  Rechnung   in  das  Schiff  laden,    noch 

gestatten,  dass  irgend  jemand  von  der  Schiffsmannschaft  ohne  die  nämliche 
inwillignng  dies  thue. 

6^.  Ebensowenig  darf  der  Kapitain  weder  einen  öffentlichen  noch 
geheimen  Vertrag  mit  den  Abladern  abschliessen,  welcher  ihm  persönlichen 
Vortheil  bringt,  es  muss  vielmehr  Alles,  was  das  Schiff  unter  irgend  welchem 
Titel  bringt,  in  die  gemeinschaftliche  Masse  der  Mittheilhaber  an  den  Er- 
gebnissen fliessen. 

630.  Der  Kapitain,  welcher  auf  gemeinschaftlichen  oder  auf  Drittel- 
antheil  an  der  Fracht  fahrt,  darf  kein  besonderes  Geschäft  für  seine  eigene 
Rechnung  machen,   und,  wenn  er  es  thut,    gehört  der  Nutzen,  welcher  etwa 
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resultirty  den  übrigen  Betbeiligten,  und  die  Verluste  gehen  Ar  seine  Pri^at- 
rechnang. 

631.  Der  Eapitain,  welcher  sich  für  eine  Reise  hat  anwerben  lassen 
und  seinen  Verpflichtongen  nicht  nachkommt,  indem  er  entweder  die  Reise 
nicht  antritt  oder  das  Schi£F  während  derselben  verlasst,  muss  nicht  nur 
den  Rheder  und  die  Ablader  für  alle  durch  ihn  entstehenden  Nachtheile 
entschädigen,  sondern  ist  dauernd  unfähig,  Kapitain  irgend  eines  Schiffes 
zu  sein. 

Er  ist  nur  dann  zu  entschuldigen,  wenn  ihn  irgend  ein  physisches  oder 
moralisches  Hindemiss  trifft,  welches  ihn  hindert,  seine  Verpflichtung  zu 
erfüllen. 

632*  Es  ist  dem  Eapitain  nicht  gestattet,  ohne  Einwilligung  des 
Rheders  sich  in  der  Ausübung  seines  Amtes  durch  andere  Personen  ver- 
treten zu  lassen ;  und,  wenn  er  es  thut,  haftet  er  für  alle  Akte  der  Geschäfts- 
führung des  Stellvertreters,  und  der  Rheder  kann  sowohl  diesen,  als  denjenigen, 
welchen  er  ernannt  bat,  absetzen,  indem  er  von  letzterem  die  Entschädigung 
fordert,  für  welche  dieser  sich  nach  Massgabe  des  vorhergehenden  Artikels 
verantwortlich  gemacht  hat 

633.  Von  jedem  Hafen,  wo  der  Eapitain  das  Schiff  beladet,  muss  er 
dem  Rheder  eine  genaue  Aufstellung  der  geladenen  Waaren  mit  Angabe  der 
Namen  und  Wohnorte  der  Ablader,  der  abgemachten  Frachtsätze  und  der 
auf  Bodmerei  entnommenen  Betrage  zustellen.  Falls  er  in  dem  Hafen,  an 
welchem  er  die  Ladung  einnimmt,  keine  Mittel  findet,  diese  Nachricht  zu 
geben,  muss  er  sie  von  dem  ersten  Hafen,  wo  er  landet,  and  in  welchem  er 
dazu  Gelegenheit  hat,  senden. 

634.  Der  Eapitain  hat  dem  Rheder  eben&lls  pünktliche  Nachricht 
von  seiner  Ankunft  am  Bestimmungshafen  zu  geben,  indem  er  dazu  die  erste 
Post  oder  eine  andere  schnellere  Gelegenheit,  wenn  eine  solche  vorhanden, 
benutzt. 

635.  Wenn  in  Folge  irgend  eines  Seeun&Ues  der  Eapitain  jede  Hoff- 
nung verliert,  das  Schiff  zu  retten,  und  sich  in  dem  Falle  glaubt,  daisselbe 
verlassen  zu  müssen,  so  hat  er  hierüber  die  übrigen  Schiffsoffiziore  zu 
hören  und  sich  an  das  zu  halten,  was  die  Majorität  entscheidet,  wobei  der 
Eapitain  die  entscheidende  Stimme  bat.^) 

636.  Wenn  er  sich  in  dem  Boote  retten  kann,  muss  er  sich  bemühen, 
das  Werthvollste  der  Ladung  mitzunehmen,  indem  er  unerlässlicherweise, 
wenn  es  irgend  möglich  ist,  die  Schiffsbücher  an  sich  nimmt  Wejin  die 
geretteten  Sachen  vor  Ankunft  an  einem  sicheren  Hafen  zu  Grunde  gehen, 
ist  ihm  deswegen  Nichts  zur  Last  zu  legen,  sofern  er  im  ersten  Hafen,  wo 
er  anlangt,  nachweist,  dass  der  Verlust  aus  einem  unvermeidlichen  zu- 
fölligen  Ereigniss  herrührt. 

637.  Der  Kapitain  kann  für  seine  eigenen  Angelegenheiten  weder 
Bodmereigelder  auf  das  Schiff  nehmen,  noch  dasselbe  verhvpotheciren. 

Wenn  er  Mittheilhaber  am  Rumpfe  und  Takelwerke  ist,  kann  er 
seinen  persönlichen  Theil  verpfiLnden,  vorausgesetzt,  dass  er  nicht  vorher 
irgend  eine  Bodmerei  auf  das  Ganze  des  Schiffes  genommen  hat  oder  eine 
andere  Art  von  Verpfandung  oder  Hypothek  zu  Lasten  desselben  schon 
bestand. 

638.  In  der  Police  (dem  Bodmereibrief)  über  das  Geld,  welches  der 
miteignerische  Eapitain  in  der  oben  angegeben  Form  aufnimmt,  muss  er 
noth wendigerweise  ausdrücken,  wie  gross  sein  Antheil  ist,  auf  den  die  er- 
wähnte Hypothek  sich  stützt 


1)  üeber  die  abweichenden  Bestimmoiigen  anderer  Länder  cf.  unten  Portugal. 
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Im  Falle  der  Eontravention  der  Yorstehenden  Artikel  fidlt  dem 
KapitaiD  die  Zahlunfi;  der  HaoptscJuild  und  der  Kosten  aasschliesslich  zur 
Laßt,  und  der  Rheder  kann  ihn  seines  Amtes  entsetzen. 

640.  Sobald  der  Kapitain  das  Schiff  verfrachtet  hat,  mass  er  es  mit 
fireiem  Kiele  nnd  Seiten  zur  Fahrt  geeignet  stellen,  and  die  Ladung  in  der 
mit  dem  Uefiuchter  festgesetzten  Frist  aufiiehmen. 

6tii.  Wenn  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet  worden  ist,  darf  der 
Kapitain,  ohne  ausdrückliche  Genehmigung  des  Verfrachters,  keine  Ladung 
einer  andern  Person  annehmen,  und,  wenn  er  es  thut,  kann  dieser  ihn 
zwingen,  dieselbe  wieder  auszuladen,  und  ist  befugt,  von  ihm  die  Entschädi- 
gung der  etwa  herbeigeführten  Nachtheile  zu  verbngen. 

642.  Der  Kapitain  darf  nicht  gestatten,  dass  ohne  Einwilligung  dazu 
von  Seiten  aller  Ablader,  des  Rheders  und  der  SchiffsofiBziere  Ladung  auf 
das  Deck  geladen  werde,  und  es  genfigt,  dass  irgend  einer  von  diesen  es 
verweigere,  damit  es  nicht  geschehen  darf,  auch  wenn  die  andern  es  ge- 
statten. 

643.  Die  den  Rhedern  in  den  Art.  599  und  600  auferlegten  Ver- 
pflichtungen erstrecken  sich  auf  die  Kapitaine  bezüglich  der  Frachtvertrage, 
welche  sie  abschliessen. 

644.  Es  ist  Pflicht  des  Kapitains,  sich  mit  seiner  ganzen  Mann- 
schaft auf  dem  Schiffe  aufzuhalten,  während  es  Ladung  einnimmt. 

645.  Nachdem  das  Schiff  nach  einem  bestimmten  Hafen  verfrachtet 
ist,  kann  der  Kapitain  es  nicht  unterlassen,  die  Ladung  einzunehmen  und 
die  verabredete  Reise  zu  machen,  wenn  nicht  die  Pest  oder  ein  Krieg  aus- 
brechen oder  Gewaltthaügkeit  in  dem  Schiffe  selbst  eintritt,  welche  recht- 
mässig hindert,  die  Reise  zu  machen. 

646.  Wenn  irgend  ein  Seeräuber  mit  Gewalt  Gegenstände  des  Schiffes 
oder  der  Ladung  fortnimmt  oder  der  Kapitain  sich  in  der  Nothwendigkeit 
sieht,  sie  ihm  auszuliefern,  so  muss  er  hiervon  Eintragung  in  sein  Buch 
machen  und  die  Thatsache  im  ersten  Hafen,    wo  er  anlandet,    rechtfertigen. 

647.  Es  liegt  dem  ELapitain  ob,  der  Auslieferung  der  Gfiter,  die  von 
ihm  gefordert  wird,  sich  zu  widersetzen  oder  dieselbe  in  Quantität  und 
Qualität  auf  das  geringste  Mass  zu  reduciren,  indem  er  zu  diesem  Behufe  alle 
Mittel,  welche  die  Klugheit  gestattet,  anwendet. 

648.  Der  Kapitam,  welcher  einen  Sturm  bestanden  hat  oder  glaubt, 
dass  bei  der  Ladung  Verlust  oder  Beschädigung  vorgekommen  ist,  bat  seinen 
Protest  (Verklarung)  im  ersten  Hafen,  wo  er  anlandet,  binnen  vierundzwanzig 
Stunden  nach  seiner  Anlandung  zu  erheben  und  denselben  in  der  nämlichen 
Frist,  sobald  er  den  Bestimmungsort  erreicht  hat,  zu  bestätigen,  indem 
er  sogleich  zum  Beweis  der  That^hen  schreitet;  bis  dieses  Verfanren  er- 
ledigt ist,  darf  er  die  Schiffsluken  nicht  öffnen. 

640.  Der  Kapitain  darf  kein  Bodmereigeld  auf  die  Ladung  aufnehmen, 
und,  falls  er  es  thut,  ist  der  Vertrag  bezüglich  derselben  unwirksam. 

650.  Sobald  der  Kapitain  den  Bestimmungshafen  erreicht  und  die 
nothige  Erlaubniss  der  Marinebehörden  und  des  Zollamtes  dazu  erhalten 
hat,  muss  er  die  Ablieferung  seiner  Ladung  ohne  jeden  Ausiall  an  die  be- 
treffenden Konsignatare  unter  seiner  persönlichen  Haftbarkeit  und  der- 
jenigen des  Sdiifies  mit  dessen  Takelwerk  und  Frachten  bewirken. 

651.  Der  Zuwachs  und  die  Vermehrung,  welche  die  Ladung  während 
ihrer  Lagerung  im  Schiffe  gehabt  haben,  gehören  dem  Eigenthümer. 

652.  Wenn  wegen  Abwesenheit  des  Konsignatars  oder  wegen  Nichter- 
scheinens eines  rechtmässigen  Inhabers  der  an  Ordre  gestellten  Konnossemente 
der  Kapitain  nicht  weiss,  an  wen  die  Ablieferung  der  Ladung  rechtmässig  zu 
bewirken  ist,  hat  er  sie  zur  Verfügung  des  Handelsgerichtes  oder,  wenn  ein 
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solches  Dicht  vorbanden  ist,  der  gerichtlichen  Ortsbehörde  zu  stellen,  damit 
diese  das  Geeignete  zu  ihrer  Hinterlegung,  Erhaltung  und  Sicherheit  verfüge* 

653.  Der  Kapitain  hat  ein  förmliches  Verzeichniss  der  Waaren, 
welche  er  abliefert,  zu  fuhren,  mit  ihren  Marken  und  Nummern  und 
Angabe  der  Quantität,  ob  sie  gewogen  oder  gemessen  werden,  und  sie  in  das 
Ladungsbuch  zu  übertragen. 

CS4.  Der  Kapitain  ist  civilrechtlich  verantwortlich  für  alle  Schäden, 
welche  das  Schiff  und  seine  Ladung  aus  Unerfahrenheit  oder  Nachlässigkeit 
seinerseits  erleiden. 

655.  Wenn  diese  Schäden  davon  herrühren,  dass  er  dolose  zu  Werke 
gegangen  ist,  so  ist,  abgesehen  von  dieser  Verantwortlichkeit,  strafrechtlich 
gegen  ihn  zu  verfahren,  und  er  ist  mit  den  Strafen,  welche  die  Strafgesetze 
vorschreiben,  zu  belegen. 

656.  Der  Kapitain,  welcher  verurtheilt  worden  ist,  weil  er  mit  Dolus 
in  seinen  Funktionen  zu  Werke  gegangen  ist,  ist  unfähig,  irgend  einen 
Posten  auf  Schiffen  zu  erlangen. 

657.  Dem  Kapitain  ist  kein  Einwand  zur  Entlastung  von  seiner 
Verantwortlichkeit  zu  gestatten,  wenn  er  eine  andere  Route,  als  er  nehmen 
musste,  eingeschlagen  oder,  wenn  er  nach  dem  Urtheil  der  Versammlung 
der  Schiffsoffiziere  unter  Assistenz  der  Ablader  oder  der  Superkargos, 
welche  etwa  an  Bord  sein  sollten,  den  Kurs  ohne  gerechten  Grund  ver- 
ändert hat. 

658.  Der  Kapitain  haftet  ebenfalls  civilrechtlich  für  die  Unterschlagung 
und  die  Diebstähle,  welche  von  der  Schiffsmannschaft  begangen  werden 
sollten,  vorbehaltlich  seines  gerichtlichen  Anspruches  gegen  die  Schuldigen. 

659.  Ebenso  haftet  er  für  die  Verluste,  Geldstrafen  und  Konfiskationen, 
welche  durch  Kontraventionen  der  Gesetze  und  Zoll-  oder  Hafenpolizei- 
verordnunffen  entstehen  und  für  diejenigen,  welche  verursacht  werden  durch 
auf  dem  Schiffe  entstandene  Streitigkeiten  oder  durch  die  Fehler,  welche  die 
Schiffsmannschaft  im  Dienste  und  bei  der  Vertheidigung  des  Schiffes  begeht, 
wenn  er  nicht  beweist,  dass  er  rechtzeitig  von  dem  ganzen  Umfange«  seiner 
Autorität  Gebrauch  machte,  um  dieselben  zu  verhüten,  zu  verhindern  und  zu 
verbessern. 

660.  Gleichfalls  zu  Lasten  des  Kapitains  sind  auch  diejenigen  Nach- 
theile, welche  aus  der  Nichtbeobachtung  der  Artikel  610,  616,  617,  625, 
639  und  641  sich  ergeben. 

661.  Die  Haftung  des  Kapitains  bezüglich  der  Ladung  beginnt  von 
dem  Momente,  in  welchem  ihm  diese  am  Ufer  oder  am  Hafenquai,  wo 
verladen  wird,  übergeben  wird,  bis  er  dieselbe  auf  das  Ufer  oder  den  Quai 
des  Löschungshafens  gelegt,  wenn  nicht  etwas  anderes  ausdrücklich  ab- 
gemacht worden  ist,  oder  wenn  es  nicht  dem  Ablader  obliegt,  die  Waaren 
an  Bord  zu  liefem  oder  aber  zu  empfangen. 

662.  Den  Kapitain  trifft  keine  Verantwortlichkeit,  irgend  welcher 
Art  für  die  Schäden,  welche  das  Schiff  oder  die  Ladung  in  Folge  höherer, 
unüberwindlicher^)  Gewalt  oder  durch  zufalliges  Ereigniss,  welches  nicht 
vermieden  werden  kann,  erleiden  sollte. 

663  Kein  Kapitain  darf  willkürlich  in  einen  andern  Hafen  einlaufen, 
als  denjenigen  seiner  Bestimmung,  ausser  in  den  Fällen  und  unter  Be- 
obachtung der  Formalitäten,  welche  in  den  Art.  1010,  1011  und  1012  vor- 
gesehen sind. 

Wenn  er  gegen  diese  Artikel  verstösst  oder  die  Anlandung  durch  seine 
Schuld,    Nachlässigkeit   oder    Unerfahrenheit   erfolgt,    so    haftet   er  für  die 

^)  Abweichend  von  dem  sonstigen  Sprachgebrauch  sind  im  Originaltext  die  Aus- 
drücke „major  insuperable"  cumnlirt 
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Kosten  und  Schäden,    welche  hierdorcb  dem  Rheder  nnd  den  Abladern  er- 
wachsen mögen. 

664.  Der  Kapitain,  welcher  Qeld  auf  den  Rumpf  und  das  Takelwerk 
des  Schi£Fes  aufnimmt,  welcher  Waaren  oder  Lebensmittel,  ausser  in  den 
Fällen  und  unter  den  Förmlichkeiten,  die  vorgesehen  sind,  verpfändet  oder 
verkauft,  und  deijenige,  welcher  in  seinen  Rechnungen  einen  Betrug  begeht, 
ist,  abgesehen  davon,  dass  er  die  unterschlagene  Summe  zu  vergutigen  hat, 
als  des  Diebstahls  schuldig  zu  bestrafen. 

665.  Die  Eapitaine  haben,  ausser  den  in  diesem  Gesetzbuche  vorge- 
schriebenen Verpflichtungen,  die  durch  die  Verordnungen  der  Marine  und 
Zollbehörde  auferlegten  zu  erfüllen. 

666.  Die  Verpflichtungen,  welche  der  Kapitain  kontrahirt,  um  die 
Reparatur,  Instandsetzung  und  Verproviantirung  des  Schifi'es  zu  bewirken, 
fiallen  auf  den  Rheder  zurück,  und  der  Kapitain  macht  sich  also  nicht  per- 
sönlich verantwortlich  für  irgend  eine  derselben,  es  sei  denn,  dass  er  aus- 
drücklich eine  persönliche  Haftbarkeit  eingegan^^en  sei  oder  Wechsel  oder 
Znhlungsversprechen  mit  seinem  Namen  onterschrieben  haben  sollte. 


Abschnitt  HE. 
Von   den  Offizieren   und  der  Mannschaft  des  Schiffes. 

667.  Niemand  kann  Steuermann,  Hochbootsmann  oder  Offizier  eines 
Raofiiahrteischiffes,  unter  welcher  Benennung  dies  auch  sei,  sein,  ohne  die 
Befähigung  und  Ermächtigung  erlangt  zu  haben,  welche  die  Verordnungen 
für  die  Seematrikeln  vorsehen,  und  jeder  von  einem  Rheder  oder  Kapitain 
bezüglich  der  Anstellung  von  Offizieren  mit  einer  Person  abgeschlossene 
Vertrag,  welche  besagter  Befugniss  ermangelt,  ist  bezüglich  beider  Parteien 
nichtig  und  unwirksam. 

668.  Unter  den  Personen,  welche  die  entsprechende  Ermächtigung 
besitzen,  um  die  im  vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Posten  zu  bekleiden, 
hat  der  Rheder  diejenige,  welche  ihm  am  meisten  zusagt,  auszuwählen,  ohne 
dass  irgend  eine  Behörde  ihn  zu  der  Wahl  einer  bestimmten  Person 
zwingen  kann,  vorbehaltlich  dessen,  was  im  Art.  607  bezüglich  der  Mit- 
wirkung, welche  dem  Schi£Fskapitain  bei  diesen  Ernennungen  zustehen  muss, 
vorgesehen  worden  ist. 

669.  Durch  Tod,  Abwesenheit  oder  Krankheit  des  Kapitains  &llt  der 
Oberbefehl  und  die  Führung  des  Schiffes  auf  den  Steuermann,  so  lange  bis 
der  Rheder  eine  Person  ernennt,  welche  ihn  ersetzt;  und  er  (der  Steuermann) 
hat  dieselbe  Verantwortlichkeit,  wie  der  Kapitain,  bei  der  Erfüllung  der 
diesem  obli^enden  Verpflichtungen. 

670«  Der  Steuermann  muss  zur  Ausübung  seines  Amtes  mit  den 
nöthigen  Seekarten  und  Instrumenten  versehen  seu.  und  er  haftet  für  die 
Ereignisse,  zu  welche  seine  Unterlassung  hierin  Anlass  geben  könnte. 

671.  Um  den  Kurs  zu  ändern,  muss  der  Steuermann  im  Einver- 
ständnisse mit  dem  Kapitain  handeln ;  und,  wenn  dieser  sich  dem  widersetzen 
sollte,  dass  der  Steuermann  den  Kurs  nimmt,  welcher  für  die  Fahrt  des 
Schiffes  aufmessen  ist,  so  bat  er  ihm  (dem  Kapitain)  in  Gegenwart  der 
übrigen  Schiffsoffiziere  die  angemessenen  Auseinandersetzungen  zu  machen, 
und,  falls  der  Kapitain  bei  seinem  Entschlüsse  verharren  sollte,  muss  der 
Steuermann  den  geeigneten  Protest  in  das  Schifffahrtsbuch  eintragen,  ohne 
es  jedoch  zu  unterlassen,  dem  Elapitain  zu  gehorchen,  zu  dessen  Lasten  die 
Folgen  seiner  schlechten  Disposition  sind. 
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672.  Die  Steaennänner  haben  fiir  sich  besonders  ein  Bach  zu  f&hren, 
in  welches  sie  die  Höhe  der  Sonne,  den  Kars,  die  Distance,  die  Ijängen- 
und  Breitengrade,  unter  welchen  sie  sich  zu  befinden  meinen,  täglich  ein- 
tragen müssen,  sowie  die  etwaigen  Begegnungen  mit  andern  Schiffen  und  alle 
nützlichen  Einzelheiten,  welche  sie  während  der  Fahrt  bemerken  mögen. 

673.  Wenn  das  Schiff  wegen  Ungeschicklichkeit  oder  Nachlässigkeit 
des  Steuermanns  strandet  oder  Schiffbruch  erleidet^  hat  derselbe  f&r  alle 
Nachtheile,  welche  dieses  und  die  Ladung  treffen  sollten,  zu  haften. 

674  Wenn  der  Schaden  dadurch  entstanden  sein  sollte,  dass  er 
dolose  gehandelt  hat,  ist  strafrechtlich  gegen  ihn  zu  verCEthren,  und  er  ist 
nach  dem  Rechte  zu  bestrafen;  er  wird  unfähig,  die  Funktion  eines  Steuer- 
manns auf  irgend  einem  andern  Schiffe  wieder  auszuüben. 

675.  Die  besondere  Verantwortlichkeit  des  Steuermanns  schliesst  die- 
jenige, welche  der  Eapitain  in  denselben  Fällen  nach  den  Art  654  und  655 
hat,  nicht  aus. 

676.  Auf  Grund  der  eingetretenen  Unmöglichkeit  oder  Unfähigkeit 
des  Eapitains  und  des  Steuermanns  folgt  der  Hochbootsmann  denselben  in 
dem  Oberbefehl  und  der  Verantwortlichkeit  Betreffs  des  Schiffes. 

677.  Es  ist  Sache  des  Hochbootsmannes,  die  Erhaltung  des  Takel- 
werks des  Schiffes  zu  überwachen  und  dem  Eapitain  die  Reparaturen, 
welche  er  für  nöthig  hält,  vorzuschlagen. 

678.  Ebenfalls  liegt  dem  Hocnbootsmann  die  Pflicht  ob,  dass  die 
Ladung  in  guter  Ordnung  ^legt  wird,  er  hat  das  Schiff  zu  den  Manövern, 
welche  die  Fahrt  erfordert,  in  Bereitschaft  zu  halten,  und  die  Ordnung,  die 
Disciplin  und  die  gute  Dienstleistung  der  Schiffsmannschaft  aufrecht  zu  er- 
halten, indem  er  von  dem  Eapitain  die  Befehle  und  Instruktionen  einholt, 
welche  er  bezüglich  alles  dieses  für  nöthig  hält,  und  diesem  eine  schnelle 
und  pünktliche  Anzeige  über  jeden  VorfiEÜl  macht,  bei  welchem  der  Eintritt 
von  dessen  Autorität  erforderlich  ist. 

679.  Nach  Massgabe  der  nämlichen  Instruktionen  hat  er  jedem  See- 
manne die  Arbeit  genau  zu  bezeichnen,  welche  derselbe  verrichten  soll,  und 
darüber  zu  wachen,  dass  er  sie  pflichtschuldigst  erledige. 

680.  Wenn  das  Schiff  abgerüstet  wird,  hat  er  auf  Grund  des  In- 
ventars das  ganze  Takelwerk  und  die  Zurüstung  zu  übernehmen  und  für 
deren  Erhaltung  und  Aufbewahrung  zu  sorgen,  es  sei  denn,  dass  er  durch 
Befehl  des  Rh^ers  dieses  Auftrages  enthol^n  worden  sei. 

681.  Bezüglich  der  Eigenschaften,  welche  die  Leute  der  Schiffsmann- 
schaft der  ElaufCahrteischiffe  haben  müssen,  sind  die  Vorschriften  der  Ver- 
ordnungen über  die  Matrikel  der  Seeleute  zu  beobachten. 

BSSL  Die  Verträge  zwischen  dem  Kapitain  und  den  Leuten  der  Schiffs- 
mannschaft müssen  sdiriftlich  in  das  Schiffsrechnungsbnch  eingetragen  und 
von  den  Leuten,  welche  schreiben  können,  unterzeichnet  werden.  Diejenigen, 
welche  es  nicht  verstehen,  können  einen  andern  ermächtigen,  für  sie  zu 
unterzeichnen. 

683.  Wenn  dieses  Buch  mit  den  im  Art  617  vorgesehenen  Erforder- 
nissen geftihrt  worden  ist  und  in  seinen  Eintragungen  keine  Anzeichen  von 
Veränderungen  sich  ergeben,  so  hat  es  bei  etwaigen  Streitigkeiten  zwischen 
dem  Kapitain  und  den  Leuten  der  Schiffsmannschaft  auf  Grund  der  in 
demselben  enthaltenen  Verträge  und  der  auf  Rechnung  derselben  ausgezahlten 
Beträge  volle  Beweiskraft. 

684.  Jeder  Mann  der  Schiffsbesatzung  kaxm  von  dem  Eiipitain  ver- 
langen, dass  er  ihm  eine  eigenhändig  unterschriebene  Note  (Auszug)  über 
den  in  das  Buch  eingetragenen  Vertrag  übergebe. 


685.  Der  fftr  den  Scbiffsdienst  an^worbene  Seemann  darf  seine 
Funktion  nicht  aufheben,  noch  unerfiOlt  lassen,  ausser  wenn  ^n  recfat- 
mässi^i^  Hindemiss  eintritt,  welches  ihn  abhält. 

686.  Wenn  ein  Seemann,  welcher  för  ein  bestimmtes  Schi£F  geheuert 
ist,  sich  für  ein  anderes  heuern  lässt,  ist  der  Vertrag  nichtig,  und  der 
Kapitain  kann  ihn  entweder  zwingen,  den  Dienst,  welchen  er  nicht  erf&Ilt 
hat,  zu  leisten,  oder  auf  seine  Kosten  einen  Stellvertreter  suchen. 

Ausserdem  verliert  er  (der  Seemann)  zu  Gunsten  des  Schiffes,  auf  dem 
er  angeworben  war,  die  Heuer,  die  er  etwa  in  seinem  ersten  Engagement 
verdient  hat,  unbeschadet  der  Korrektionalstrafen,  zu  welchen  ihn  die  Militär- 
behörde der  Marine  verurtheilen  kann. 

6B7.  Damit  ein  Seemann  von  dem  Dienste  auf  einem  Schiffe  ohne 
gesetzliches  Hindemiss  in  den  eines  anderen  übei^hen  kann,  bedarf  er  der 
schriftlichen  Erlaubniss  des  Kapitains  des  Schiffes,  auf  dem  er  diente. 

688>  Wenn  die  Zeit,  für  welche  ein  Seemann  geheuert  wurde,  nicht 
festgesetzt  worden  ist,  wird  angenommen,  dass  er  fQr  die  Hin-  und  Rück- 
reise, bis  das  Schiff  zu  dem  Hafen  seiner  Matrikel  zurückgekehrt  ist,  en- 
gagiit  ist. 

689.  Ein  Seemann  darf  ohne  rechtmässigen  Grund  während  der  Zeit 
seines  Vertrages  nicht  entlassen  werden. 

660.    Itechtmässige  Gründe  zu  seiner  Entlassung  sind: 

1.  die   Begehung  irgend  eines  Vergehens,    welches  die   Ordnung  des 
Schiffes  stört; 

2.  der  Rückfall  in  Vergehen  der  Insubordination  gegen  die  Disciplin 
oder  die  Erfüllung  des  ihm  obliegenden  Dienstes; 

3.  die  gewohnheitsmässige  Trunkenheit; 

4.  jeder  Vorfall,  welcher  den  Seemann  unfUhig  macht,   die  Arbeit,  die 
ihm  übertragen  ist,  auszuführen. 

681.  Wenn  der  Kapitain  sich  willkürlich  weigern  sollte,  einen  See- 
mann, den  er  geheuert  hat,  an  Bord  zu  nehmen,  mnss  er  ihm  seine  Heuer 
auszahlen,  als  ob  er  seinen  Dienst  verrichtet  hätte,  und,  wenn  er  diese 
Entschädigung  bezahlt  hat,  kann  er  nicht  gezwungen  werden,  ihn  an  Bord 
nehmen  zu  müssen,  unter  der  Bedingung,  &ss  er  ihn  vor  Antritt  der  Reise 
am  Land  zurücklässt. 

682.  Diese  Entschädigung  ist  aus  dem  Schiffsfonds  zu  saldiren,  wenn 
der  Kapitain  nach  vorsichtigen  und  triftigen  Gründen,  die  im  Interesse  der 
Sicherheit  des  Schiffes  und  dessen  Dienstes  liegen,   verföhrt. 

Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  geht  die  Entschädigung  auf  besondere  Rech- 
nung des  Kapitains. 

688«  Nach  Beginn  der  Reise  und  während  derselben  bis  zur  Beendigung 
der  Reise,  darf  der  Kapitain  Niemand  von  seiner  Schiffsmannschaft  weder 
am  Lande,  noch  zur  See  zurücklass^i,  es  sei  denn,  da^s  er  ihn  als  eines 
Vergehens  schuldig  gefangen  setze  und  im  ersten  Anlandungshafen  der 
betreffenden  Behörae  in  den  Fällen  und  in  der  Weise,  welche  die  Ver- 
ordnungen der  Marine  vorschreiben,  überliefere. 

6h.  Wenn  nach  Heuerung  der  Schiffsmannschaft  die  Reise  des 
Schiffes  nach  dem  Willen  des  Rheders  oder  aus  Gründen  seines  personlichen 
Vortheils  widerrufen  werden  sollte,  ist  allen  geheuerten  Seeleuten  eine  volle 
Monatsheu^  als  Entschädigung  zu  vergüten,  abgesehen  davon,  was  ihnen 
nach  Massgabe  ihrer  Verträge  für  die  Zeit,  in  welcher  sie  schon  im  Schiffs- 
dienstegestanden  haben,  zusteht 

66i.  Falls  die  Schiffsmannschaft  g^en  eine  bestimmte  Summe  für 
die  ganze  Reise  geheuert  worden  war,  muss  der  Betn4^  bemessen  werden^ 
welcher   dem   erwähnten  Monatssold  und  dem  Tagelohn  entspricht,    indem 
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dies  im  Verhältniss  der  Tage,  welche  die  Reise  unfire&hr  annähernd  haben 
würde,  zu  berechnen  ist.  Diese  Berechnung  muss  durch  zwei  von  den 
Parteien  oder,  falls  die  Parteien  keine  ernennen,  von  Amtswegen  durch  das 
Handelsgericht  ernannte  Sachverständige  gemacht  werden. 

606.  Wenn  die  Reise,  welche  b^bsichti^^t  war,  von  so  kurzer  Dauer 
erachtet  wird,  dass  dieselbe  einen  Monat  nicht  übersteigt,  ist  die  Ent- 
schädigungssumme fiir  jeden  Mann  der  Besatzung  auf  die  ELeuer  von  15  (14) 
Tagen  zu  reduciren. 

697.  Von  der  Entschädigungssumme  und  dem  Tagelohn  sind  die  etwa 
schon  gemachten  Vorschüsse  in  Abzug  zu  bringen. 

698.  Wenn  der  Widerruf  der  Reise  stattfindet,  nachdem  das  Schiff  in 
See  gegangen  ist, .  verdienen  die  Seeleute,  welche  gegen  einen  bestimmten 
Betrag  für  die  ganze  Reise  geheuert  worden  sind,  alles  das,  was  ihnen  zu- 
kommen würde,  wenn  die  Reise  beendigt  worden  wäre,  und  diejenigen,  welche 
monatweise  geheuert  worden  sind,  erhalten  die  Heuer  für  die  entsprechende 
Zeit,  während  der  sie  an  Bord  gewesen  sind,  und  für  die  Zeit,  welche  für 
sie  nöthig  ist,  um  den  Hafen  zu  erreichen,  wo  die  Reise  endigen  sollte. 

699.  Es  liegt  ebenfalls  dem  Rheder  und  dem  Eapitain  ob,  der  Schiffs- 
mannschaft Transportgelegenheit  nach  dem  nämlichen  Hafen  oder  aber  nach 
dem  Abgangshafen  des  Schiffes,  wie  es  ihnen  konvenirt,  zu  verschaffen. 

700.  Wenn  der  Rheder  dem  Schiffe  eine  andere  Bestimmung  giebt, 
als  in  den  Heuerverträgen  der  Mannschaft  festgesetzt  worden  war,  und  die 
Leute  derselben  sich  weigern,  sich  diese  Aenoerung  gefedlen  zu  lassen,  ist 
er  nur  verpflichtet,  ihnen  die  Besoldungen  für  die  Tage,  welche  seit  ihrer  An- 
werbung verflossen  sind,  zu  zahlen;  wenn  sie  jedoch  darin  willigen  sollten, 
die  durch  den  Rheder  neu  bestimmte  Reise  zu  machen,  und  die  grössere  Ent- 
fernung oder  andere  Umstände  Anlass  zu  einer  Solderhöhung  gäben,  ist 
diese  gütlich  oder  im  Falle  des  Streits   durch  Schiedsrichter   zu   reguliren. 

701.  Die  in  den  vorhergehenden  sechs  Artikeln  gegebenen  Vorschriften 
sind  auch  dann  zu  beobachten,  wenn  der  Widerruf  oder  die  Aenderung  der 
Reise  von  den  Abladern  des  Schiffes  herrührt,  wobei  dem  Rheder  das  Recht 
vorbehalten  bleibt,  von  diesen  diejenige  Entschädigung  zu  reklamiren,  welche 
ihm  von  Rechtswegen  zusteht. 

702.  Wenn  die  Reise  aus  einer  rechtmässigen,  vom  Willen  des  Rhe- 
ders  und  der  Ablader  unabhängigen  Ursache  widerrufen  worden  ist,  so 
cessirt.  das  Recht  der  Schiffsmannschaft  auf  ii^end  welche  Entschädigung, 
und  dieselbe  kann  nur  die  bis  zum  Tage  des  Widerrufs  der  Reise  ver- 
dienten Löhne  fordern,  sofern  sich  das  Schiff  noch  im  Hafen  befindet. 

703«    Rechtmässige  Gründe  zum  Widerruf  der  Reise  sind: 

1.  die  Kriegserklärung  oder  das  Handelsverbot  mit  derjenigen  Macht, 
nach  deren  Gebiet  das  Schiff  die  Reise  machen  sollte; 

2.  der  Blokadezustand  des  Bestimmungshafens  oder  der  Ausbruch  der 
Pest  in  demselben; 

3.  das  Einfuhrverbot  in  den  nämlichen  Hafen  von  den  in  das  Schiff 
verladenen  Waaren; 

4.  die  Detinirung  oder  Beschlagnahme  des  Schiffes  auf  Befehl  der 
Regierung  oder  eine  andere  von  dem  Willen  des  Rheders  unab- 
hängige Ursache; 

5.  jede  !^schädigiing  des  Schiffes,  welche  es  zur  Fahrt  untauglich  macht. 
704.     Ereignet  sich  nach  angefismgener  Reise  irgend  einer  der  ersten 

drei  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Fälle,  so  sind  die  Seeleute  im  Hafen, 
wo  der  Eapitain  es  zum  Nutzen  des  Schiffes  und  der  Ladung  am  ange- 
messensten hält  anzulanden,  im  Verhältniss  der  Zeit  zu  bezahlen,  welche 
sie  auf  dem  Schiffe  gedient  haben,  und  ihre  Heuerverträge  sind  au%ehoben; 
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wenn  jedoch  das  Schiff  seine  Reise  fortsetzen  müsste,  können  der  Eapitain 
and  die  Schiffsmannschaft  gegenseitig  die  Erfüllung  dieser  Verträge  für  die 
abgemachte  Zeit  fordern. 

705.  Im  vierten  Falle  mnss  der  Schiffsmannschaft  die  Hälfte  ihres 
Guthabens  weiter  ausgezahlt  werden ,  wenn  sie  monatweise  geheuert  wurde, 
und,  wenn  die  Detinirung  oder  Beschlagnahme  drei  Monate  überschreitet,  ist 
ihr  Vertrag  und  ihr  Anspruch  auf  ir^nd  welche  Entschädigung  au%ehoben. 

706.  Diejenigen,  welche  für  die  Reise  geheuert  waren,  müssen  ihre 
Vertrage  bis  zur  Beendigung  derselben  unter  den  vereinbarten  Bestimmungen 
erfüllen. 

707.  Im  fünften  Falle  hat  die  Schiffsmannschaft  gegenüber  dem  Rheder 
nur  das  Recht  auf  die  verdienten  Löhne;  wenn  die  Untanglichkeit  des 
Schiffes  jedoch  ans  Dolus  des  Kapitains  oder  Steuermannes  entstanden  ist, 
80  gehört  die  Entschädigung  der  etwa  der  Mannschaft  zugefügten  Nachtheile 
zur  Verantwortlichkeit  des  Schuldigen. 

708.  Wenn  zum  Vortheile  des  Schiffes  oder  der  Ladung  sich  die 
Reise  nach  Orten  hin  ausgedehnt  hat,  welche  entfernter  sind,  als  die  mit  der 
Mannschaft  vereinbarten,  so  hat  dieselbe  eine  nach  ihren  Verträgen  ver- 
hältnissmässige  Solderhöhung  zu  erhalten. 

Wenn  im  Gegentheil  aus  denselben  Gründen,  des  Vortheiles  des 
Rheders  oder  der  Ablader,  die  Reise  auf  einen  näheren  Ort  reducirt  wird, 
80  kann  aus  diesem  Grunde  kein  Abzug  an  den  Löhnen  der  Schiffsmann- 
schaft gemacht  werden. 

7w.  Wenn  die  Schiffsmannschaft  auf  AntheiP)  fahrt,  hat  sie  wegien 
Widerrufs,  Verzögerung  oder  grösserer  Ausdehnung  der  Reise  keinen  An- 
sprach auf  eine  andere  Entschädigung,  als  auf  den  verhältnissmässig  zu- 
stehenden Antheil  an  dem,  was  die  Personen,  welche  für  jene  Ereignisse 
etwa  verantwortlich  sein  mögen,  in  den  gemeinschaftlichen  Schiffsfonds  ein- 
gezahlt haben. 

710.  Wenn  das  Schiff  durch  Wegnahme  oder  Schiffbruch  gänzlich 
verloren  gegangen  ist,  hat  die  Schiffsmannschaft  kein  Recht,  iri^end  welche 
Heuer  zu  b^nspruchen,  noch  darf  ebensowenig  der  Rheder  die  Rückzahlung 
der  etwa  an  sie  gezahlten  Vorschüsse  fordern. 

711.  Wenn  irgend  ein  Theil  des  Schiffes  geborgen  wird,  so  sind 
daraus  die  der  Mannschaft  schuldigen  Löhne  bis  zum  Betrage  des  ganzen 
Erlöses  zu  zahlen,  und,  wenn  nur  ein  Theil  der  Ladung  geborgen  worden 
ist,  hat  die  Mannschaft  das  gleiche  Recht  auf  die  Fracht,  welche  für  den 
Transport  bezahlt  werden  muss. 

712.  In  beiden  Fällen  ist  der  Eapitain  für  den  verhältnissmässi^n 
Antheil  seines  ihm  zukommenden  Gehaltes  in  die  Vertheilung  mit  em- 
znbegreifen. 

718.  Die  Seeleute,  welche  auf  Antheil  fahren,  haben  keinen  An- 
spruch in^end  welcher  Art  auf  die  geborgenen  Schiffstheile,  sondern  nur 
auf  die  Iracht  des  Theils  der  Ladung,  welcher  geborgen  werden  konnte. 

714.  Im  Falle  sie  bemüht  gewesen  sind,  die  Reste  des  gescheiterten 
Schiffes  zu  bergen,  muss  ihnen  im  Verhältniss  zum  geretteten  Werthe  eine 
ihren  Bemühungen  und  der  Gefahr,  welcher  sie  sich  bei  der  Bergung  aus- 
gesetzt haben,  entsprechende  Vergütigung  gegeben  werden. 

715.  Der  Seemann,  welcher  während  der  Reise  erkranken  sollte,  hört 
nicht  auf,  seine  Heuer  weiter  zu  verdienen,  es  sei  denn,  dass  die  Krankheit 
die  Folge  einer  schuldbaren  Handlung  seinerseits  ist. 
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716.  Wenn  das  Leiden  von  einer  Wunde  herrührt,  welche  der  Seemann 
im  Dienste  oder  bei  der  Yertheidigung  des  Schiffes  davongetragen  hat,  ist 
er  auf  Kosten  aller,  welche  bei  dem  Ergebnisse  desselben  betheiligt  sind, 
zu  pflegen  und  zu  heilen,  indem  vor  allem  von  der  Fracht  die  Kosten  für 
die  rflege  und  Heilung  in  Abzug  zu  bringen  sind. 

71?.  Wenn  ein  Seemann  während  der  Fahrt  stirbt,  muss  die  Heuer, 
welche  ihm  während  der  Zeit,  die  er  an  Bord  des  Schiffes  gewesen  ist, 
zujkommt,  an  die  Erben  ausgezahlt  werden ,  wenn  die  Heuerung  auf  den 
Monat  war. 

718.  Wenn  er  fOr  die  Reise  geheuert  worden  war,  ist  anzunehmen, 
dass  er  die  Hälfte  seiner  Heuer  verdient  hat,  wenn  er  auf  der  Hinreise 
gestorben  ist,  und  die  ganze,  wenn  er  auf  der  Rückreise  gestorben  ist 

719-  Wenn  der  Seemann  auf  Antheil  gefahren  ist,  muss  seinen  Erben 
die  volle  ihm  zukommende  Summe  vergütet  werden,  wenn  der  Tod  nach 
angefangener  Reise  eintrat;  sie  haben  jedoch  kein  Recht  irgend  welcher  Art, 
wenn  er  vor  Beginn  der  Reise  gestorben  ist. 

720.  Wie  auch  der  Anwerbnngsvertrag  eines  bei  der  Yertheidigung 
des  Schiffes  verstorbenen  Seemannes  sein  mi^,  so  ist  er  als  lebend  aozuseheD, 
um  die  Heuer  zu  verdienen  und  an  allen  Vortheilen,  welche  den  übrigen 
Leuten  seiner  Klasse  zukommen,  bis  zur  Beendigung  der  Reise  theil- 
zunehmen. 

721.  In  gleicher  Weise  ist,  um  die  nämlichen  Vortheile  zu  geniessen, 
derjenige  Seemann  als  noch  anwesend  zu  betrachten,  welcher  bei  der  Yer- 
theidigung des  Schiffes  ge&ngen  genommen  worden  sein  sollte;  wenn  es 
jedoch  aus  Nachlässigkeit  oder  durch  einen  andern  Zu&ll  geschehen  ist, 
welcher  mit  dem  Schiffsdienste  nicht  in  Zusammenhang  steht,  hat  er  nur  die 
bis  zum  Tage  seiner  Gefangennehmung  verdiente  Heuer  zu  erhalten. 

722.  Das  Schiff,  das  Takelwerk  und  die  Frachten  haften  iiir  die  Löhne, 
welche  den  auf  den  Monat  oder  fQr  die  Reise  geheuerten  Seeleuten  ge- 
schuldet werden. 

Abschnitt  IV. 
Yen   den   Superkargos. 

723.  Die  Superkargos  haben  bezüglich  des  Schiffes  und  der  Ladung 
denjenigen  Theil  der  ökonomischen  Verwaltung  zu  verriditen,  der  ihnen 
ausdrücklich  und  bestimmt  von  ihren  Kommittenten  übertragen  worden  ist, 
ohne  sich  in  die  Attributionen  zu  mischen,  welche  den  Kapitainen  zur  fach- 
männischen Leitung  und  dem  Oberbefehl  des  Schiffes  ausschliesslich  zu- 
stehen. 

724*  Die  Befugnisse  und  die  Verantwortlichkeit  des  Kapitains  cessiren 
bei  Anwesenheit  des  Superkargos  bezüglich  desjenigen  Theiles  an  der  Ver- 
waltung, welcher  diesem  rechtmässig  übertragen  worden  ist,  bestehen  jedoch 
fort  zu  allen  Yerwaltungsakten,  welche  von  seiner  Autorität  und  seinem 
Amte  unzertrennlich  sind. 

725.  Der  Superkargo  muss  über  alle  seine  Geschäfte  in  einem  folürten 
und  in  der  im  Art.  617  vorgeschriebenen  Weise  rubricirten  Buche  genaue 
Rechnung  führen. 

726.  Die  Bestimmungen  der  Artikel  des  3.  Abschnittes,  H.  Titel,  L  Buch, 
welche  die  Fähigkeit,  die  Art  zu  kontrabiren  und  die  Verantwortlichkeit  der 
Faktoren  regeln,  sind  auch  in  gleicher  Weise  auf  die  Superkargos  anwendbar. 

727.  Es  ist  den  Supensargos  verboten,  während  der  Reise  irgend 
welches   Geschäft   für    eigene   Rechnung   zu   machen,  ausser  der  Pacotille; 
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welche  Urnen  Badi  ansdricklicher  Tbrembartuig  mit  ibreti  Kommittenten  oder 
Bach  dem  Branche  des  Hafens,  von  dem  das  Schiff  abgesendet  wnrde,  ge- 
stattet ist. 

788.  Bei  Retouren  f&r  die  Facotille  darf  er,  ohne  besondere  Er- 
mächtignng  derselben  Eornmittenten,  keinen  grösseren  Betrag  anlegen,  als 
den  Erlös,  den  dieselbe  ergeben  hat. 

Abschnitt  V. 
Von  den  Schiffsmäkler-Dolmetschern. 

729.  Die  Anzahl  der  Schiffsmäkler-Dolmetscher  muss  im  Verh&ltniss 
zar  Ausdehnung  der  Handelsbeziehungen  an  denjenigen  Häfen  stehen,  an 
welchen  sie  sich  etabliren. 

730.  Für  diese  Aemter  sind  die  gewöhnlichen  Mäkler,  die  die  gesetz- 
lichen Eigenschaften  in  sich  vereinigen,  vorzuziehen. 

781.     Niemand    kann    Schiffsmäkler  •  Dolmetscher    sein,    der    nicht 
wenigstens  zwei  lebende  Europäische  Sprachen  spricht. 
Attributionen  der  Schiffsmäkler-Dolmetscher  sind: 

1.  die  {Frachtverträge  zu  vermitteln,  welche  die  Eapitaine  oder  Eonsig- 
natare von  Schiffen  nicht  direkt  mit   den  BefinEichtem    abschliessen ; 

2.  den  Eapitainen  und  Superkargos  ausländischer  Schiffe  Beistand  zu 
leisten  und  ihnen  bei  den  Deklarationen,  Protesten  und  sonstigen 
Massnahmen,  welche  bei  den  Gerichten  und  in  den  Staatsbüreaus 
vorkommen,  als  Dolmetscher  zu  dienen. 

788.  Die  Pflichten,  die  El*nennung,  die  Häfen^  in  welchen  sie  sich 
etabliren  sollen,  und  die  sonstigen  Erfordernisse,  damit  die  Schiffsmäkler- 
Dolmetscher  ihre  Aemter  antreten  können,  werden  den  Q^enstand  des 
besonderen  Reglements  bilden,  von  dem  im  Art.  54  die  Rede  ist. 


TITEL  in. 
Von  den  besonderen  Verträgen  des  Seehandels. 

Abschnitt  I. 

Vom  Seetransport. 

§  1.    Von  der  Befrachtung  und  ihren  Wirkungen. 

788.    In  jedem   Frachtvertrage   sind   alle    folgenden   Umstände   aus-- 
dTüoklieh  zu  erwähnen: 

1.  die  Klasse,  der  Nante  und  die  Tragfähigkeit  des  Schiffes; 

2.  seine  Flagge  und  der  Hafen  seiner  Matnkel; 

3.  der  Yor-  und  Zuname  und  Wohnort  des  Eapitains; 

4«  der  Yoi*-  und  Zuname  und  Wohnort  des  Rheders,  wenn  dieser  die 
Befrachtung  kontrahirt  hat; 

5.  der  Vor'*  und  Zuname  und  Wohnort  des  Befrachters  und,  wenn 
dieser  in  Kommission  handdt,  derjenigen  Person,  f&r  deren  Rech- 
nung der  Vertrag  abgeschlossen  wird; 

6.  der  liafen  der  Ladung  und  derjenige  der  Löschung; 
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7.  der  Baaminhalt,  die  Zahl  der  Tonnen  oder  die  Qaantität  des  Ge- 
wichts oder  der  Maasse,  hinsichts  welcher  respektive  die  Ver- 
pflichtung eingegangen  wird,  zu  laden  und  einzunehmen; 

8.  die  zu  zahlenae  Fracht,  regulirt  entweder  in  einer  festen  Summe 
für  die  Reise,  oder  in  einem  gewissen  Betrage  für  den  Monat  oder 
für  den  einzunehmenden  Raum  oder  nach  dem  Gewichte  oder 
Maasse  der  Waaren,  aus  denen  die  Ladung  bestehen  soll; 

9.  der  Betrag,  der  dem  Eapitain  als  Eaplaken  zu  zahlen  ist; 

10.  die  f&r  die  Ladung  und  Löschung  vereinbarten  Ta^; 

11.  die  I^egetage  und  Ueberliegetage,  welche  nach  Ablauf  der  ersteren 
noch  zu  redmen  sind,  und  was  ftlr  jeden  derselben  gezahlt  wer- 
den soll. 

Ausserdem  sind  in  den  Vertrag  alle  besonderen  Vereinbarungen,  die 
die  Parteien  treffen  mögen,  au£sunehmen. 

734.  Damit  die  Frachtverträge  vor  Gericht  bindend  sind,  müssen 
sie  schriftlich  in  einer  Frachtpolice  abge£ASSt  sein,  von  welcher  jeder 
der  Kontrahenten  je  ein  von  allen  unterschriebenes  Exemplar  an  sich  nehmen 
muss;  wenn  einer  von  ihnen  nicht  zu  unterzeichnen  versteht,  müssen  dies 
zwei  Zeugen  in  seinem  Namen  thun. 

735*  Wenn  die  Ladung  eingenommen  wird,  ohne  dass  der  Fracht- 
vertrag in  der  ordnungsm&ssigen  Weise  ausgefertigt  worden  ist,  wird  dieser 
als  nach  dem  Inhalte  des  Konnossemente  abgeschlossen  angesehen,  welches 
Dokument  der  einzige  Titel  ist,  nach  welchem  die  Rechte  und  Verpflich- 
tungen des  Rheders,  des  Kapitains  und  des  Befrachters  bezüglich  der  Ladung 
festzustellen  sind. 

736-  Wenn  aus  der  Police  die  Frist  nicht  hervorgeht,  bis  zu  welcher 
die  Ein-  und  Ausladung  des  Schiffes  beendigt  sein  muss,  so  soll  diejenige 
massgebend  sein,  welche  an  den  Häfen  Brauch  ist,  wo  respective  jede 
dieser  Verrichtungen  stattfindet. 

737.  Wenn  die  Frist  zur  Ein-  und  Ausladung  verstrichen  und 
keine  besondere  Klausel  vorhanden  ist,  welche  die  Entschädigung  für  die 
Verzögerung  festsetzt^  hat  der  Kapitain  das  Recht,  die  Liege-  und  Ueber- 
liegetage,  welche  ohne  Ein-  und  Ausladung  verflossen  sind,  zu  berechnen. 

ras.  Wenn  nach  Ablauf  der  Frist  für  die  Ueberlie^tage  die  Ver- 
zögerung darin  besteht,  dass  die  Ladung  nicht  an  die  Säte  des  Schiffes 
febracht  worden  ist,  kann  er  den  Frachtvertrag  aufheben,  indem  er  die 
[älfte  der  vereinbarten  Fracht  fordert. 

739.  Wenn  die  Verzögerung  darin  besteht,  dass  ihm  die  Ladung  nicht 
abgenommen  wird,  so  muss  er  sich  an  das  Handelsgericht  des  Platzes  und, 
falls  ein  solches  dort  nicht  vorhanden,  an  den  gewöhnlichen  Richter  wenden, 
damit  dieser  die  Niederlegung  verfüge. 

740.  Wenn  in  dem  mr  das  Schiff  angegebenen  Rauminhalte  eine 
Täuschung  oder  ein  Lrrthum  vorliegt,  hat  der  Befrachter  die  Wahl,  entweder 
die  Befrachtung  aufzuheben  oder  zu  fordern,  dass  in  der  vereinbarten 
Fracht  im  Verhältniss  des  Theiles  der  Ladung,  welchen  das  Schiff  nicht 
eingenommen  hat,  eine  Reduktion  stattfinde;  und  ausserdem  hat  der  Ver- 
frachter ihm  die  etwa  entstendenen  Schäden  zu  vergüten. 

741.  Es  ist  nicht  zu  erachten,  dass  ein  Irrthum  oder  eine  Täuschung 
stettgefunden  hat,  um  die  Verfügung  des  vorher^henden  Artikels  zur  An- 
wendung zu  bringen,  wenn  der  Unterschied  zwischen  dem  dem  Befrachter 
angegebenen  Rauminhalte  des  Schiffes  und  seiner  wirklichen  Tragfähigkeit 
ni(3it  ein  fünfzigste^)  Theil  überschreitet;  ebensowenig  wenn  die  angegeoene 


^)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmmigen  anderer  Länder  et  nuten  Portugal 
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Traj^:fidiigkeit  die  nämliche  ist ,  die  aas  der  Schiffsmatrikel  hervorgeht,  ob- 
gleich der  Befrachter  nie  gezwan^n  werden  kann,  mehr  Fracht  zu  zahlen, 
ab  der  wirklichen  Tragfähigkeit  des  Schiffes  entspricht. 

742.  Der  Befrachter  kann  ebenfiftUs  den  Frachtvertrag  aufheben,  wenn 
ihm  die  richtige  Flagge  des  Schiffes  verheimlicht  worden  ist,  and  wenn 
in  Folge  dieser  Täuschung  Konfiskation,  Erhöhung  der  Gebühren  oder  sonst 
ein  anderer  Nachtheil  für  seine  Ladung  eintritt,  so  ist  der  Verfrachter  ver- 
pflichtet, ihn  zu  entschädigen. 

743.  Wenn  das  Schiff  verkauft  wird,  nachdem  es  befrachtet  ist,  so 
kann  es  der  neue  Eigenthümer  für  seine  Rechnung  beladen,  wenn  der  Be- 
frachter nicht  vor  erfolgtem  Verkaufe  angefangen  hatte,  es  zu  beladen,  wobei 
es  dem  Verkäufer  obliegt,  ihn  für  alle  daraus  entstehenden  Nachth^le, 
dass  der  Frachtvertrag  nicht  erfüllt  worden  ist,  zu  entschädigen. 

744.  Wenn  der  neue  Eigenthümer  das  Schiff  nicht  f&r  seine  Rechnung 
ladet,  muss  der  schwebende  Vertrag  zur  Ausführung  gebracht  werden,  indem 
jener  stets  von  dem  Verkäufer  Ersatz  des  Nachthens  fordern  kann,  den  er 
dadurch  erleidet,  dass  dieser  ihm  zur  Zeit  des  Verkaufes  den  schwebenden 
Frachtvertr^  nicht  mitgetheilt  hat. 

745.  Wenn  einmal  damit  angefangen  worden  ist,  das  Schiff  für  Rech- 
nung des  Befrachters  zu  beladen,  muss  der  mit  dem  Verkäufer  geschlossene 
Frachtvertrag  in  allen  Punkten  zur  Ausführung  kommen,  vorbenaltUch  der 
Entschädigung,  zu  welcher  der  Verkäufer  dem  Säufer  verpflichtet  sein  mag. 

746.  Auch  wenn  der  Eapitain  seine  Befugnisse  überschritten  hat, 
indem  er  in  Kontravention  gegen  die  ihm  vom  Rheder  ertheilten  Befehle 
eine  Befrachtung  kontrahirt  hat,  muss  diese  mit  den  abgemachten  Bestim- 
mungen ausgeführt  werden,  vorbehaltlich  des  Rechtes  des  Rheders  gegen 
den  Eiipitain  wegen  des  Nachtheiles,  welcher  ihm  durch  den  Missbrauch 
der  Funktionen  dieses  erwachsen  sein  mag. 

747.  Wenn  die  Tragfähigkeit  des  Schiffes  nicht  hinreicht,  um  die  mit 
verschiedenen  Abladern  abgeschlossenen  Frachtverträge  zu  erfüllen,  ist  dem- 
jenigen der  Vorzug  zu  gewähren ,  welcher  seine  Ladung  schon  auf  das 
Schiff  gebracht  hat,  und  die  andern  haben  den  Ort  auf  demselben  zu  erhalten, 
der  ihnen  nach  der  Reihenfolge  der  Daten  ihrer  Verträge  zukommt. 

748.  Wenn  bei  den  Daten  keine  Priorität  stattfindet,  so  haben  sie  im 
Verhältniss  der  Quantität,  des  Gewichts  oder  des  Raumes,  der  in  den  Verträgen 
eines  jeden  bezeichnet  ist,  zu  verladen,  indem  in  beiden  Fällen  der  Ver- 
frachter verpflichtet  ist^  die  Befrachter  für  die  durch  die  Nichterfüllung  der 
Verträge  etwa  erlittenen  Nacbtheile  zu  entschädigen. 

749.  Wenn  das  Schiff  im  Ganzen  gefirachtet  worden  ist,  kann  der 
Befrachter  den  Eapitain  zwingen,  dass  er  unter  Segel  geht,  sobald  er  die 
Ladung  an  Bord  hat,  sofern  das  Wetter  günstig  ist  und  Kein  Ereigniss  von 
höherer  Gewalt  vorliej^  das  es  verhindert 

750.  Bei  theil weisen  Befrachtungen  kann  der  Eapitain  sich  nicht  weigern, 
die  Reise  acht  Tage  später  anzutreten,  nachdem  er  drei  Vierteltheile  der  der 
ganzen  Tragfähigkeit  des  Schiffes  entsprechenden  Ladung  an  Bord  hat.^) 

751.  Nachdem  der  Verfrachter  einen  Theil  seiner  Ladung  eingenommen 
hat  kann  er  sich  nicht  weigern,  für  Rechnung  desselben  Eigenthümers  oder 
anaerer  Ablader  zu  denselben  Preisen  und  Bedingungen  oder')  zu  solchen, 
die  im  Verhältniss  stehen  zu  denen,  welche  er  für  die  schon  erhaltene 
Ladung  abgemacht  hat,  weiter  fort  zu  laden,  wenn  er  keine  vortheilhaftere 
erhält;  sofern  er  nicht  darin  willigt,  kann  ihn  der  Ablader  zwingen,  dass 
&r  mit  der  Ladung,  die  er  schon  an  Bord  hat,  unter  Segel  geht 

1)  üeber  die  abweichenden  Bestimmungen  anderer  Länder  ol  nnten  Portugal. 
^)  ^  im  Originaltext  dürfte  ein  Druckfehler  sein  statt  n6^ 
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782*  Der  Eapitain,  welcher,  nachdem  er  einen  Theil  Ladnnfi:  ein«- 
eenommen  hat,  nicht  so  viel  erhalten  kann,  um  drei  Fünftel  der  Tragftldg- 
keit  seines  Schiffes  zu  kompletiren,  kann  ein  anderes,  nntersnchtee  ond  za 
derselben  Reise  fähig  erkl&rtes  Schiff  anstatt  des  seinigen  zom  Transport 
snbrogiren,  wobei  die  durch  Ueberföhrung  der  Ladong  verorsachten  Eostea 
und  die  etwa  zu  zahlende  Erhöhung  zur  abgemachten  Fracht  fär  saiae 
Rechnung  gehen. 

753.  Wenn  er  keine  Gelegenheit  haben  sollte,  diese  Subrogation  zu 
bewirken,  muss  er  die  Reise  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  antreten  und, 
M\s  er  hierüber  keine  ausdrückliche  Abmachung  eingegangen  ist,  30  TSftge 
nachdem  er  die  Verladung  ange&ngen  hat. 

754.  Die  Nachtheile,  welche  den  Befrachter  treffen  in  Folge  will- 
kürlicher Verzögerung  v^on  Seiten  des  Eapitains,  die  Reise  zur  festgesetzten 
Zeit  und  nach  den  vorgeschriebenen  Bestimmungen  anzutreten,  sind  zu 
Lasten  des  Verfrachters,  möge  die  Ursache,  wodurch  sie  entstanden  sind, 
sein,  welche  sie  wolle,  sofern  er  gerichtlich  angefordert  ist,  zu  der  Zeit  in 
See  zu  gehen,  zu  welcher  er  dies  thun  musste. 

755.  Weder  in  dem  Falle,  in  welchem  das  Schiff  im  Ganzen  ge- 
frachtet  worden  ist,  noch  dann,  wenn  bei  theilweisen  Befrachtungen  noeh 
nicht  drei  Fünfiel  der  dem  Schiffe  entsprechenden  Tragfähigkeit  erreicht 
worden  sind,  kann  der  Verfrachter  ein  anaei*es  Schiff,  statt  d^  im  Fracht^ 
vertrage  bezeichneten,  subrogiren,  es  müssten  denn  alle  Ablader  darin  willigen ; 
und,  wenn  er  es  ohne  dieses  Requisit  thut,  haftet  er  für  alle  SchMan, 
welche  die  Ladung  während  der  Eleise  erleiden  mag. 

756.  Wer  ein  Schiff  im  Ganzen  befrachtet  hat,  kann  sein  Recht  an 
einen  Andern  abtreten,  damit  dieser  es  im  Ganzen  oder  zum  Theil  tofracbte, 
ohne  dass  es  der  Kapitain  verhindem  kann. 

757.  Wenn  die  Befrachtung  gegen  eine  feste  Summe  abgemacht  worden 
ist,  kann  der  Befrachter  wieder  zu  den  günstigsten  Bedingungen,  welche  er 
erhalten  kann,  weiter  verfirachten,  wobei  j^och  seine  Verantwortlichkeit 
seinem  Verfrachter  gegenüber  vollst&ndig  fortbesteht  und  die  Bedingungen, 
unter  welchen  die  Befrachtung  geschlossen  wurde,  keine  Aenderung  erleiden. 

758.  Der  Befrachter,  welcher  die  Gesammtheit  der  Ladung,  die  er 
einzuschiffen  vereinbart  hat,  nicht  vollständig  an  Bord  schafft,  muss  auch  die 
Fracht  für  das,  was  er  zu  laden  unterliess,  bezahlen,  es  sei  denn,  dass  der 
Kapitain  andere  Ladung  angenommen  hätte,  um  aiejenige  seines  Schiffes 
zu  vervollständigen. 

759.  Wenn  der  Befrachter  mehr  Ladung  einführt,  als  er  deklarirt 
und  kontrahirt  hat,  so  hat  er  nach  Massgabe  des  Vertrages  die  Fracht- 
erhöhung zu  zahlen,  welche  der  Mehrladung  entspricht,  und  wenn  der  Kapitain 
diese  Mehrladung  nicht  unter  das  Verdeck  und  in  guter  Stauung  unter- 
bringen kann,  ohne  gegen  die  übrigen  Verträge,  welche  er  abgeschlossen 
hat,  zu  fehlen,  so  hat  er  dieselbe  auf  Kosten  des  Eigenthümers  wieder 
auszuladen. 

760.  Der  Kapitain  kann  vor  seiner  Abfahrt  aus  dem  Hafen  alle  heimlich 
und  ohne  seine  Einwilligung  in  das  Schiff  eingeführten  Waaren  ans  Land 
setzen  oder  sie  mitndimen,  indem  er  die  Fracnt  zu  dem  höchsten  Preise, 
zu  welchem  er  fSür  jene  Reise  geladen  hat,  berechnet 

761*  Jeder  Nachtheil  durch  Konfiskation,  Beschlagnahme  oder  De- 
tinirung,  welche  das  Schiff  treffen,  weil  der  Befrachter  andere  Gegenstände  in 
dasselbe  eingeführt  hat,  als  er  dem  Verfrachter  angegeben  hatte,  fällt  anf 
den  Befrachter  selbst,  seine  Ladung  und  auf  sein  übriges  Vermöge^  zurück. 
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7B2.  Wenn  sich  diese  Napchtheile  auch  auf  die  Ladung  der  übrigen 
liitbefrachter  erstrecken,  geht  gleicherweise  auch  die  volle  Entschädigung 
derselben  für  Rechnung  des  Befrachters,  welcher  den  Betrug  beging. 

763.  Wenn  der  Verfrachter  wissentlidi  darin  gewilligt  hat,  Waaren, 
die  im  Handel  verboten  sind,  an  Bord  seines  Schiffes  aufzunehmen,  so  wird 
er  solidarisch  mit  dem  Eigenthümer  derselben  für  alle  Nachtheile,  welche 
die  übrigen  Ablader  dadurch  haben  mögen,  haftbar  und  kann  von  diesem 
keine  Entschädigung  irgend  welcher  Art  f&r  den  Schaden  fordern,  welchen 
das  Schiff  dadurch  erleiden  mag,  selbst  wenn  dies  vereinbart  worden  wäre. 

764.  Wenn  der  Befrachter  die  Befrachtung  au%iebt,  ohne  irgend  etwas 
verladen  zu  haben,  muss  er  die  Hälfte  der  abgemachten  Fracht  bezahlen, 
und  der  Yerfirachter  ist  aller  seiner  im  Frachtvertrage  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen enthoben. 

765.  Bei  Befrachtungen  auf  Stückg&ter  kann  jeder  Ablader  die  geladenen 
Waaren  wieder  ausladen,  wenn  er  die  halbe  Fracht  und  die  Spesen  ffir  An- 
Bord- und  Von-Bordschaffung  (Verstattung)  und  jeden  Schaden  bezahlt,  den 
die  übrigen  Ablader  dadurch  erleiden  mögen.  Letztere  haben  die  Befugniss, 
sieh  der  Ausladung  zu  widersetzen,  wenn  sie  die  Waaren,  die  ausgeladen 
werden  sollen,  übernehmen  und  den  Betrag  nach  dem  Preise  der  Eon- 
signationsfaktura  bezahlen. 

766.  Wenn  ein  Schiff  gefrachtet  worden  ist,  um  die  Ladung  an  einem 
andern  Hafen  einzunehmen,  so  hat  der  Kapitain  sich  dem  im  Vertrage 
bezeichneten  Eonsignatar  zu  gestellen,  und,  wenn  dieser  ihm  die  Ladung  nicht 
giebt,  muss  er  dem  Befrachter  davon  Anzeige  machen  und  seine  Listruktionen 
abwarten,  wobei  inzwischen  die  vereinbarten  Liegetage  oder  diejenigen,  welche 
im  Hafen  gebräuchlich  sind,  falls  keine  ausdrückliäe  Abmachung  über  die- 
selben getroffen  worden  ist,  fortlaufen. 

Wenn  der  Eapitain  keine  Antwort  zur  regelmässigen  Zeit  erhält,  so 
hat  er  sich  zu  bemühen,  Fracht  zu  bekommen,  und,  wenn  er  dies  nach 
Ablauf  der  Liege-  und  Ueberliegetage  nicht  erreicht,  muss  er  seinen 
Protest  erheben  und  zum  Hafen,  wo  die  Befrachtung  kontrahirt  wurde, 
zurückkehren. 

Der  Befrachter  muss  ihm  .die  Fracht  voll  auszahlen,  unter  Abzug 
desjenigen  Frachtbetrages,  der  durch  die  etwa  für  Bechnung  eines  Dritten 
verladenen  Waaren  verdient  sein  sollte. 

767.  Die  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  ist  auf  das  Schiff 
anwendbar,  welches,  fär  die  Hin-  and  Rückreise  gefrachtet,  keine  Rück- 
ladung bekommen  hat. 

768.  Wenn,  bevor  das  Schiff  unter  Segel  geht,  eine  Eriegserklärung 
zwischen  der  Nation,  unter  deren  Flagge  es  rahrt,  und  irgend  einer  anderen 
Seemacht  erfolgt  oderwenn  die  Handelsverbindungen  mit  dem  im  Frachtvertrage 
bezeichneten  Lande,  nach  welchem  das  Schiff  die  Reise  zu  machen  hat,  aiu- 
hören,  sind  aUe  Frachtverträge  durch  diese  Thatsache  selbst  aufgehoben, 
und  alle  Elagerechte,  zu  denen  sie  Anlass  geben  könnten,  erloschen. 

769.  Sollte  das  Schiff  die  Ladung  eingenommen  haben,  so  muss  die- 
selbe auf  Eosten  des  Befrachters  wieder  ausgeladen  werden,  welcher  auch 
die  Eosten  und  die  Heuer  für  die  Schiffsmannschaft  fiir  die  Zeit,  seit 
welcher  begonnen  wurde,  das  Schiff  zu  beladen,  zu  tragen  hat. 

770.  Wenn  durch  Schliessung  des  Hafens  oder  durch  ein  anderes  Ereig- 
niss  unüberwindlicher  Gewalt  die  Ab&hrt  des  Schiffes  hinausgeschoben  ist, 
besteht  der  Frachtvertrag  weiter  fort,  ohne  dass  ein  Recht  vorüegt,  von  der 
einen  oder  der  anderen  Partei  Entschädigung  zu  verlangen.  Die  Unterhaltungs- 
kosten und  die  Heuer  der  Mannscht^  weraen  als  gemeinschaftliche  Havarien 
angesehen. 
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771.  Im  Falle  des  vorhergehenden  Artikels  bleibt  es  dem  Ermessen  des 
Abladers  überlassen,  seine  Waaren  auszuladen  und  dieselben  seiner  Zeit  wieder 
einzuladen,  indem  er  Liegetage  bezahlt,  falls  er  mit  der  Wiedereinladung 
zögej*t,  nachdem  die  Ursache,  welche  die  Reise  aufhielt,  aufgehört  hat. 

772.  Wenn  das  Schiff,  nachdem  es  in  See  gegangen  ist,  wegen  un- 
günstigen Wetters  oder  Gefahr  vor  Seeräubern  oder  Feinden  an  den  Ab- 
fahrtshafen zurückkehren  muss  und  die  Ablader  seine  vollständige  Aus- 
ladung bescbliessen,  kann  der  Verfrachter  dieselbe  nicht  verweigern,  wenn 
ihm  die  volle  Fracht  für  die  Hinreise  gezahlt  wird. 

773.  Wenn  die  Befrachtung  auf  den  Monat  abgeschlossen  worden  ist, 
ist  der  Betrag  für  einen  Monat  hei  einer  Reise  nach  einem  Hafen  desselben 
Meeres,  und  für  zwei  nach  einem  solchen  in  einem  anderen  Meere  zu 
zahlen. 

Von  einem  Hafen  der  Republik  zu  einem  andern  Hafen  derselben  und 
der  naheliegenden  Inseln  ist  nie  mehr  als  für  einen  Monat  zu  zahlen. 

774.  Wenn  eine  Kriegserklärung,  Schliessung  des  Hafens  oder  ünter- 
s^ung  der  Handelsverbindungen  während  der  Reise  erfolgen,  muss  der 
Kapitain  die  Instruktion,  welche  er  vorher  von  dem  Verfrachter  erhalten 
hat,  befolgen  und  hat,  sei  es  nun,  dass  er  in  den  ihm  für  solche  Fälle  be- 
zeichneten Hafen  einläuft,  oder  sei  es,  dass  er  an  den  der  Abfahrt  zurück- 
kehrt, nur  die  Fracht  für  die  Hinreise  zu  empfangen,  wenn  das  Schiff 
auch  für  die  Hin-  und  Rückreise  gefrachtet  sein  sollte. 

775.  Wenn  dem  Kapitain  Instruktionen  des  Verfrachters  mangeln  und 
die  Kriegserklärung  erfolgt,  muss  er  seine  Reise  nach  dem  Bestimmungs- 
hafen fortsetzen,  wenn  dieser  nicht  derselben  Macht  gehört,  g^en  welche 
die  Feindseligkeiten  erö£fnet  worden  sind;  in  diesem  Falle  hat  er  sich  nach 
dem  nächsten  neutralen  und  sicheren  Hafen  zu  wenden,  um  dort  die  Be- 
fehle des  Abladers  abzuwarten,  indem  die  bei  der  Detinirung  verursachten 
Kosten  und  die  verdiente  Heuer  als  gemeinschaftliche  Havarie  bezahlt 
werden  müssen. 

776.  Wenn  die  Löschung  im  Hafen  der  Anlandung  stattfindet,  ist 
die  Fracht  für  die  ganze  Hinreise  verdient,  wenn  derselbe  auf  mehr  als 
halbe  Distance  zwischen  dem  Hafen  der  Abfahrt  und  dem  der  Konsignation 
liegt.     Ist  die  Distance  kürzer,  so  wird  nur  die  halbe  Fracht  verdient. 

777.  Die  durch  die  Aus-  und  Wiedereinladung  der  Waaren  in  irgend 
einem  Nothhafen  verursachten  Kosten  gehen  für  Rechnung  der  Ablader, 
wenn  dabei  auf  Grund  ihrer  Verfügung  gehandelt  worden  ist  oder  mit  Er- 
mächtigung des  Gerichts,  welches  diese  Massnahme  für  angemessen  erachtet 
hat,  um  Schaden  und  Havarie  bei  den  Waaren  zu  vermeiden. 

778.  Dem  Verfrachter  wird  keine  Entschädigung  geschuldet,  wenn 
das  Schiff  wegen  einer  dringenden  und  nothwendigen  Reparatur  an  seinem 
Rumpfe,  Takeiwerk  und  seinen  Geräth Schäften  hat  anlanden  müssen. 

779.  Wenn  in  diesem  Falle  die  Ablader  es  vorziehen,  ihre  Waaren 
auszuladen ,  haben  sie  die  volle  Fracht  zu  zahlen ,  als  ob  das  Schiff 
seinen  Bestimmungsort  erreicht  hätte,  sofern  die  Verzögerung  nicht  dreissig 
Tage  überschreitet;  wenn  sie  diese  Frist  überschreitet,  haben  sie  nur  die 
Fracht  zu  zahlen,  nach  Verhältniss  der  Distance,  welche  das  Schiff  mit 
der  Ladung  zurückgelegt  hat. 

780.  Wenn  das  Schiff  zur  Fahrt  untüchtig  wird,  so  ist  der  Kapitain 
verpflichtet,  ein  anderes  auf  seine  Kosten  zu  frachten,  welches  die  Ladung 
aufnimmt  und  sie  an  ihren  Bestimmungsort  bringt,  indem  er  die  Ladung 
begleitet,  bis  er  die  Ablieferung  derselben  bewirkt. 

781.  Wenn  durchaus  in  den  in  einer  Distance  bis  zu  dreissig  Meilen 
belegenen  Häfen  ein  anderes  Schiff  nicht  gefunden  wird,    muss  die  Ladung 
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för  Rechaang  der  Eigenthumer  im  ÄDlanduDgshafeD  niedergelegt  werden, 
wobei  die  Fracht  des  unbrauchbar  gewordenen  Schiffes  nach  Verhältniss 
der  Entfernung,  welche  es  mit  der  Ladung  zurückgelegt  hatte,  zu  regeln 
ist,  und  es  kann  keine  Entschädigung  irgend  welcher  Art  beansprucht 
werden. 

782.  Wenn  der  Eapitain  aus  Bosheit  oder  Nachlässigkeit  es  unter- 
lässt,  für  ein  Fahrzeug  zur  Beförderung  der  Waaren  in  dem  im  vorhergehenden 
Artikel  vorgesehenen  Falle  zu  sorgen,  so  können  die  Ablader  auf  Kosten  des 
früheren  Verfrachters  ein  solches  suchen  und  frachten.  nachdem  sie  den 
Kapitain  zweimal  gerichtlich  dazu  haben  auffordern  lassen,  und  dieser  kann 
die  Ratifikation  des  von  den  Abladern  abgeschlossenen  Vertrages  nicht 
verweigern,  welcher  für  seine  Rechnung  und  unter  seiner  Verantwortlichkeit 
zur  Ausf&hrung  gebracht  wird. 

783.  Wenn  die  Ablader  nachweisen,  dass  das  untüchtig  befundene 
Schiff  schon  zur  Zeit,  als  es  die  Ladung  aufnahm,  nicht  im  Zustande  war, 
die  Fahrt  zu  unternehmen,  kann  die  Fracht  nicht  von  ihnen  verlangt  werden, 
und  der  Verfrachter  haftet  für  alle  Schäden  und  Nachtheile. 

784.  Dieser  Nachweis  soll  zulässig  und  wirksam  sein  vor  Gericht, 
ungeachtet  des  Besieh tigungs-  und  Prüfungsattestes  des  Schiffes,  demzufolge 
es  als  zum  Antritt  der  Reise  seetüchtig  bezeichnet  worden  ist. 

785.  Wenn  wegen  Blokade  oder  einer  anderen  Ursache,  welche  die 
Handelsverbindungen  unterbricht,  das  Schiff  den  Bestimmungshafen  nicht 
erreichen  kann  und  in  den  Instruktionen  des  Abladers  dieser  Fall  nicht  vor- 
gesehen ist,  muss  der  Eapitain  im  nächsten  geeigneten  Hafen  landen  und, 
wenn  sich  an  demselben  eine  mit  der  Empfangnahme  der  Ladung  beauf- 
tragte Person  befindet,  ihr  dieselbe  ausliefern,  und,  in  deren  Ermangelung, 
muss  er  die  Instruktionen  des  Abladers  oder  aber  des  Eonsignatars,  an  den 
er  adressirt  war,  abwarten  und  nach  denselben  verfahren,  indem  die 
durch  diese  Verzögerung  verursachten  Kosten  als  gemeinschaftliche  Havarie 
vergütet  werden  und  er  die  volle  Fracht  für  die  Hinreise  erhält. 

786*  Wenn  nach  Ermessen  des  Handelsgerichtes  oder  der  gericht- 
lichen Behörde  des  Ortes,  wo  die  Anlandung  erfolgte,  eine  genügende  Frist 
verstrichen  ist,  damit  der  Ablader  oder  der  Eonsignatar  dort  Jemand  zur 
Empfangnahme  der  Ladung  ernenne,  so  ist  ihre  Niederlegung  von  demselben 
Gerichte  zu  verfügen,  indem  die  Fracht  mit  dem  Erlöse  desjenigen  Theiles 
der  Ladung  selbst  bezahlt  wird,  welcher  Behufs  Deckung  derselben  verkauft 
werden  muss. 

787.  Wenn  das  Schiff  auf  den  Monat  oder  den  Xftg  gefrachtet  worden 
ist,  sind  die  Frachten  von  dem  Tage  an,  an  welchem  es  zur  Aufnahme  der 
Ladung  bereit  ist^),  zu  bezahlen,  es  sei  denn,  dass  eine  ausdrückliche  Ab- 
machung hiergegen  getroffen  worden  wäre. 

78B  Bei  dem  für  eine  bestimmte  Zeit  geschlossenen  Frachtvertrag 
fängt  die,  Fracht  von  dem  Tage  an  zu  laufen,  an  welchem  derselbe  ab- 
geschlossen wurde,  vorbehaltlich  immer  der  von  den  Parteien  abgemachten 
Bedingungen. 

789.  Wenn  die  Fracht  nach  dem  Gewicht  vereinbart  worden  ist, 
muss  die  Zahlung  nach  dem  Bruttogewicht,  einschliesslich  der  Emballage, 
der  Gebinde  oder  irgend  welcher  Art  von  Behältnissen,  in  welchen  die 
Ladung  befindlich  ist,  erfolgen,  wenn  etwas  anderes  nicht  ausdrücklich  ver- 
einbart worden  ist. 

790.  Fracht  zahlen  die  Waaren,  welche  der  Kapitain  im  Falle  der 
Dringlichkeit  verkauft  hat,  um  die  Kosten  des  Ealmterns,  der  Takelage 
und  anderer  nothwendiger  Bedürfhisse  für  das  Schiff  zu  bestreiten. 

1)  Im  Originaltext  fehlt  ,^*'  vor  Ja  carga". 
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791.  Die  Fracht  ftr  die  Waaren,  die  ins  Meer  geworfen  sind,  um 
sich  aus  einer  Gefifthr  zu  retten,  wird  als  fj^emeinschaftliche  Havarie  au- 
sgesehen und  ihr  Betrag  dem  Verfrachter  vergütet. 

792.  Keine  Fracht  wird  f&r  die  Waaren  geschuldet,  welche  durch 
SchifiFbruch  oder  Strandung  verloren  sind,  noch  fiir  diejenigen,  welche  eifae 
Beute  von  Seeräubern  oder  Feinden  geworden  sind. 

Wenn  die  Fracht  im  voraus  bezahlt  wurde,  muss  sie  zurückerstattet 
werden,  es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  abgemacht  worden  wäre. 

793.  Wenn  das  Schiff  oder  seine  Ladung  ausgelöst  wird  oder  die 
Waaren  aus  dem  Schiffbruch  gerettet  werden,  ist  die  Fracht  zu  zahlen, 
welche  der  Distance  entspricht,  die  das  Schiff  mit  der  Ladung  an  Bord 
zurückgelegt  hat;  und  wenn  das  Schiff,  reparirt,  dieselbe  an  den  Bestimmungs- 
hafen bringt,  muss  die  volle  Fracht  gezahlt  werden,  unbeschadet  dessen,  was 
bezüglich  der  Havarie  zu  entscheiden  ist. 

794  Die  volle  Fracht  nach  dem  Frachtvertrage  bezahlen  die  Waaren^ 
welche  durch  zufölliges  Ereigniss,  durch  eigene  innere  Fehler  der  Sache 
oder  wegen  schlechter  Qualität  und  Beschaffenheit  der  Emballage  Ver- 
schlechterung oder  Verminderung  erleiden. 

795.  Der  Verfrachter  kann  nicht  gezwungen  werden,  in  Zahlung  der 
Fracht  die  Waaren  der  Ladung,  mögen  sie  beschädigt  sein  oder  nicht,  anzu- 
nehmen, aber  die  Ablader  können  ihm  wohl  für  die  Fracht  diejenigen  Flüssig- 
keiten abtreten,  deren  Gebinde  mehr  als  die  Hälfte  ihres  Inhaltes  ver- 
loren haben. 

796.  Wenn  die  auf  dem  Schiffe  verladenen  Waaren  eine  natürliche 
Zunahme  dem  Gewicht  oder  der  Masse  nach  erfahren,  muss  von  dem  Eigen- 
thömer  die  entsprechende  Fracht  für  diese  Zunahme  gezahlt  werden. 

797.  Der  Befrachter,  der  freiwillig  und  abgesehen  von  den  Fällen  unüber- 
windlicher Gewalt,  von  denen  in  Art.  772  und  773  die  Rede  ist,  seine  Waaren 
vor  Ankunft  am  Bestimmungshafen  ausladen  lässt,  hat  die  volle  Fracht  zu 
zahlen  und  die  Kosten  der  Anladung,  welche  auf  sein  Ansuchen  zum 
Zwecke  der  Ausladung  stattfinden  musste,  zu  tragen. 

798.  Die  Fracht  wird  von  dem  Momente  an  geschuldet,  in  welchem 
die  Waaren  ausgeladen  und  zur  Verfügung  des  Konsignatars  gestellt 
worden  sind. 

799.  Die  Ladung  darf  unter  dem  Verwände,  dass  die  Unterlassung 
der  Zahlung  der  Fracht  befürchtet  werde,  nicht  an  Bord  zurückgehalten 
werden ;  wenn  jedoch  gerechte  Gründe  zu  dieser  Befürchtung  vorliegen,  kann 
das  Handelsgericht  auf  Ansuchen  des  Kapitains  die  Niederlegung  der  aus- 
zuladenden Waaren  bei  einem  Dritten,  bis  die  Zahlung  der  Fracht  erfolgt 
ist,  verfügen. 

800.  Die  Kaplaken  müssen  in  gleichem  Verhältnisse  wie  die  Frachten 
gezahlt  werden,  indem  bezüglich  derselben  alle  Veränderungen  und  Modi- 
fikationen, denen  letztere  unterworfen  sind,  gelten. 

801.  Die  Ladung  haftet  speciell  für  die  Zahlung  der  durch  ihren 
Transport  verdienten  Frachtgelder. 

802.  Bis  nach  Verlauf  eines  Monats,  nachdem  der  Konsignatar  die 
Ladung  in  Empfang  genommen  hat,  behält  der  Verfrachter  das  Recht,  den 
gerichtlichen  Verkauf  desjenigen  Theiles  derselben  zu  verlangen,  der  zur 
Deckung  der  Frachtgelder  erforderlich  ist,  was  auch  dann  gesdiehen  muss, 
selbst  wenn  der  Konsignatar  sich  fallit  erklärt  hat. 

808.  Nachdem  diese  Frist  verstrichen  ist,  werden  die  Frachten  zur 
Klasse  der  gewöhnlichen  Forderungen  gerechnet,  ohne  irgend  welches  Vor- 
zugsrecht. 
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804  Die  Waaren,  iirelohe  naeh  Verlauf  von  acht  Tagen  nach  ihrer 
Empfknffnahme  in  den  Besitz  eines  Dritten  übergegangen  sind,  hören  auf, 
dieser  Haftung  unterworfen  zu  sein. 

§  2.    Vom  Konnossemente. 

80B.  Der  Ablader  und  der  Eapitain  des  Schiffes^  welcher  die  Ladung 
in  Bmp&ng  nimmt,  können  sich  nicht  weigern ,  sich  gegenseitig  als  Titel 
ihrer  bezüglichen  Verpflichtungen  und  Rechte  ein  Konnossement  zuzu- 
stellen, in  welchem  anzugeben  ist: 

1)  der  Name,  die  MiEitrikel  und  die  Tragfähigkeit  des  Schiffes;  ' 

2)  der  Name  des  Kapitains  und  der  Ort  seines  Wohnsitzes; 
3^  der  Hafen  der  Einladung  und  der  der  Ausladung; 

4t)  die  Namen  des  Abladers  und  des  Konsignatars; 

5)  die   Qualität,   Quantität,    Anzahl  der  Kollis   und  die   Marken  der 
Waaren; 

6^  die  kontrahirte  Fracht  und  die  Kaplaken. 

Die  Bezeichnung  des  Eonsignatars  kann  weggelassen  und  das  Kon- 
nossement „an  Ordre^  gestellt  werden. 

806.  Der  Ablader  hat  ein  Konnossement  zu  unterschreiben  und  dem 
Eapitain  einzuhändigen,  und  dieser  muss .  so  viel  Exemplare  davon  unter- 
schreiben, als  der  Ablader  fordert. 

Alle  Konnossemente,  sowohl  das,  welches  der  Ablader,  als  die,  welche 
der  Kapitain  unterzeichnet,  müssen  denselben  Inhalt  haben,  das  gleiche 
Datum  fähren  und  die  Zahl  ausdrücken,  wie  viele  unterschrieben  sind. 

807*.  Wenn  zwischen  den  Konnossementen  derselben  Ladung  Ab- 
weichungen stattfinden,  ist  der  Kontext  des  von  dem  Kapitain  vorgelegten 
massgebend,  wenn  dasselbe  ganz  oder  wenigstens  in  dem  Theile,  der  nicht 
gedruckt'  ist,  mit  der  Handschrift  des  Abladers  oder  des  der  Abfertigung 
der  Sendungen  vorstehenden  Handlungsgehülfen  geschrieben  ist,  ohne 
Verbesserungen  und  Radirungen,  und  das  von  dem  Ablader  producirte 
Exemplar,  wenn  es  eigenhändig  von  dem  Kapitain  selbst  unterschrieben  ist. 

80B.  Wenn  die  beiden  abweichenden  Konnossemente  obiges  Erforderniss 
gegenseitig  besitzen,  so  sind  die  Beweise,  welche  die  Parteien  erbringen, 
massgebend. 

*  800.    Die   „an   Ordre^^   gestellten   Konnossemente   können   vermittelst 
Indossament  cedirt  und  negociirt  werden. 

Auf  Grund  des  Indossaments  werden  alle  Rechte  und  Ansprüche  des 
Indossanten  bezüglich  der  Ladung  auf  denjenigen  übertragen,  zu  dessen 
Grünsten  es  gestellt  wird. 

810.  Der  rechtmässige  Inhaber  eines  Konnossementes  „an  Ordre^^ 
muss  es  dem  Schiffskapitain,  ehe  mit  der  Ausladung  begonnen  worden  ist, 
Torlegen,  damit  ihm  die  Waaren  direkt  ausgeliefert  werden;  und,  wenn  er 
dies  unterlässt,  gehen  die  Spesen  für  Lagerung  derselben  und  die  Kom- 
missionsgebühr von  Vs  Prozent,  welche  der  Depositar  beanspruchen  darf^  für 
seine  Rechnung. 

811.  Wenn  das  Konnossement  an  Ordre  oder  zu  Gunsten  einer  be- 
stimmten Person  ausgestellt  worden  sein  sollte,  so  kann  der  Bestimmungsort 
für  die  Waaren  doch  nie  geändert  werden,  ohne  dass  der  Ablader  vorher 
dem  Euipitain  alle  von  diesem  unterschriebenen  Exemplare  des  Konnosse- 
mentes zurückgiebt;  und,  wenn  der  Kapitain  damit  einverstanden  ist,  haftet 
er  für  die  Ladung  dem  rechtmässigen  Inhaber  der  Konnossemente. 

812.  Sollte  die  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehene  Rückgabe  der 
Konnossemente  nicht   erfolgen  können^  weil  dieselben  abhanden  gekomnieQ 
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sind,  so  muss  zur  B^edigung  des  Eapitains  för  den  Werth  der  Waaren 
Bürfi^schafib  geleistet  werden ,  ohne  welche  Erfordemiss  er  nicht  verpflichtet 
werden  kann,  andere  Konnossemente  an  eine  neue  Konsignation  zn  unter* 
zeichnen. 

813.  Sollte  der  Kapitain  eines  Schiffes  sterben  oder  aus  irgend  einer 
anderen  Ursache  sein  Amt  niederlegen,  bevor  das  Schiff  unter  Segel  gegangen 
ist,  so  müssen  die  Ablader  von  seinem  Nachfolger  fordern,  dass  er  die  durch 
den  (früheren)  Kapitain,  welcher  die  Ladung  empfing,  unterschriebenen  Konnos- 
semente revalidire;  ohne  dies  hat  er  nur  für  dasjenige  zu  haften,  bezüglich 
dessen  der  Ablader  nachweist,  dass  es  sich  bereits  auf  dem  Schiffe  befand, 
als  er  sein  Amt  antrat 

814«  Die  Kosten,  welche  bei  der  Recognoscirung  der  verschifften 
Waaren  entstehen,  sind  für  Rechnung  des  Rheders,  unbeschadet  dass  er 
sie  von  dem  abge^ngenen  Kapitain  wieder  verlangt,  wenn  dieser  in  Folge 
eigener  Schuld  seines  Amtes  entsetzt  werden  musste. 

815.  Die  Konnossemente,  deren  Unterschrift  von  dem  Unterzeichneten 
selbst  als  rechtmässig  anerkannt  worden  ist,  haben  vor  Gericht  exekutive 
Kraft. 

818.  Den  Kapitainen  ist  der  Einwand  nicht  zu  gestatten,  dass  sie  die 
Recognitionen  im  Vertrauen  und  unter  dem  Versprechen  unterschrieben, 
dass  ihnen  die  in  denselben  verzeichnete  Ladung  ausgeliefert  werden  würde. 

817.  Alle  Klagen  zwischen  dem  Ablader  und  dem  Kapitain  müssen 
sich  nothwendiger  Weise  auf  das  Konnossement  über  die  diesem  übergebene 
Ladung  stützen,  und  ohne  dessen  Vorlegung  ist  denselben  nicht  statt  zu 
geben. 

818.  Auf  Grund  des  Konnossementes  der  Ladung  werden  alle  provi- 
sorischen Empfangsscheine  früheren  Datums,  welche  von  dem  Kapitain  oder 
seinen  Untergebenen  über  die  theil weise,  nach  und  nach  zur  Vervoll- 
ständigung der  Ladung  bewirkten  Ablieferungen  gegeben  wurden,  als  kassirt 
angesehen. 

819.  Bei  der  Ablieferung  der  Ladung  sind  dem  Kapitain  die  von 
ihm  unterschriebenen  Konnossemente  oder  wenigstens  ein  Exemplar  der- 
selben, worin  die  von  ihm  bewirkte  Ablieferung  bescheinigt  ist,  zurückzu- 
geben. Der  Konsignatar,  der  in  der  Uebergabe  dieses  Dokumentes  sich 
säumig  zeigen  sollte,  haftet  dem  Kapitain  für  alle  diesem  dadurch  etwa  ent- 
stehenden Nachtheile. 

Abschnitt  II. 
Von  dem  Bodmereiverträge  oder  Darlehn  auf  Seerisiko. 


Die  Bodmereiverträge  können  durch  öffentliche  oder  private 
Urkunde  geschlossen  werden. 

821.  Ist  es  eine  Privaturkunde,  so  müssen  zwei  Zeugen  hinzugezogen, 
indem  eine  oder  mehr  Abschriften  für  den  Darleiher,  sowie  eine  oder 
mehr  für  den  Darlehnsempfänger  angefertigt  werden. 

822«  Die  mündlich  kontrahirten  Bodmereidarlehne  sind  unwirksam 
und  erzeugen  kein  civiles  Klagerecht. 

823.  Das  Schiff  und  die  Gegenstände,  welche  für  das  Bodmereidarlehn 
verhaftet  sind,  bleiben  gesetzlich  zu  Gunsten  des  Darleihers  verpföndet. 

824.  Damit  die  Bodmereiurkunden  oder  Policen  ein  Privileg  vor  allen 
übrigen  Gläubigem  haben,  ist  es  nöthig,  dass  davon  Eintragung  bei  dem 
Hjpothekenamt  genommen  werde. 
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Werden  sie  im  Auslände  aasgefertigt,  so  genügt  die  Mitwirkung 
des  Peruanischen  Konsuls,  wenn  ein  solcher  Yorhanden  ist;  und  andem&lls 
muss  eine  Abschrift  nach  irgend  einem  Orte  Perus  gesandt  werden,  damit 
die  Eintragung  bei  dem  Hypothekenamt  erfolge. 

826.  Bei  der  Abfassung  des  Bodmereivertrages  ist  auszudrücken: 

1.  die  Klasse,  der  Name  und  die  Matrikel  des  Schi£Pes; 

2.  der  Vor-  und  Zuname  und  Wohnort  des  Kapitains; 

3.  die  Vor-    und     Zunamen    und    Wohnorte    des   Darlehngebers    und 
-Empfangers; 

4.  das  dargeliehene  Kapital  und  die  vereinbarte  Prämie; 

5.  die  Frist  der  Rückzahlung; 

6.  die  verpfändeten  Gegenstände; 

7.  die  Reise,  für  welche  das  Risiko  laufen  wird. 

827.  Die  Policen  der  Bodmereiverträge  können  cedirt  und  n^ociirt 
werden  durch  Indossament,  wenn  sie  an  Ordre  gestellt  sind;  und  auf  &rund 
des  Indossaments  werden  alle  Rechte  und  Risikos  des  Darlehngebers  auf 
die  Cessionare  übertragen. 

828.  Das  Bodmereidarlehn  kann  nicht  nur  in  baarem  Gelde,  sondern 
auch  in  Gegenständen  gegeben  werden,  welche  zum  Dienste  und  Verbrauche 
des  Schiffes  oder  auch  zum  Handel  geeignet  sind,  wobei  in  letzterem  Falle 
von  den  Parteien  ein  fester  Werth  zu  vereinbaren  ist. 

829.  Die  Bodmereidarlehne  können  genommen  werden ,  zusammen 
oder  getrennt  auf  den  Rumpf  und  den  Kiel  des  Schiffes,  die  Segel  und  das 
Takelwerk,  die  Armirung  und  den  Proviant  und  die  verladenen  Waaren. 

830.  Wenn  das  Bodmereidarlehn  auf  den  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes 
genommen  worden  ist,  werden  für  das  Kapital  und  die  Prämie  verpfändet 
angesehen:  das  Schiff,  die  Segel,  das  Takelwerk,  die  Armirung,  der  Proviant 
und  die  Frachten,  die  etwa  auf  der  Reise  verdient  werden  mögen. 

831.  Wenn  auf  die  Ladung  im  Allgemeinen,  sind  die  Waaren  und 
Gegenstände,  aus  welchen  sie  besteht,  in  die  Hypothek  mit  einbegriffen. 

832.  Wenn  auf  einen  besonderen  oder  bestimmten  Gegenstand  des 
Schiffes  oder  der  Ladung,  so  haftet  nur  dieser  und  nicht  der  Rest  als 
Hypothek  für  das  Darlehn. 

833.  Auf  die  noch  nicht  verdienten  Frachten  des  Schiffes  oder  auf 
den  erhofften  Gewinn  aus  der  Ladung  dürfen  keine  Gelder  auf  Bodmerei 
genommen  werden,  und  der  Darleiher,  welcher  es  gewährt,  hat  nur  ein 
Recht  auf  die  RücKzahlung  des  Kapitals  ohne  irgend  welche  Prämie« 

834.  Nachdem  die  Frachten  r^sirt  worden  sind,  können  sowohl  diese, 
als  der  aus  der  Ladung  erhaltene  Gewinn  zur  Zahlung  der  Bodmereidar* 
lehne  exequirt  werden,  und  zwar  in  folgender  Weise:  die  Frachten  für  das 
auf  den  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes,  und  der  Gewinn  aus  der  Ladung  für 
das  auf  letztere  gegebene  Darlehn. 

835.  Ebensowenig  darf  der  Schiffsmannschaft  ein  Bodmereidarlehn 
auf  ihre  Heuer  gegeben  werden. 

836.  Auf  den  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes  darf  kein  höherer  Betrag 
auf  Bodmerei  genommen  werden,  als  drei  Viertel  ihres  Werthes. 

837.  Auf  die  geladenen  Waaren  kann  der  ganze  Betrag  desjenigen 
Werthes  genommen  werden,  welchen  sie  in  dem  Hafen  haben,  wo  das 
Risiko  zu  laufen  anfing,  und  kein  höherer  Betrag. 

838.  Die  Beträge,  um  welche  das  Bodmereidarlehn  die  im  vorher- 
gehenden Artikel  angegebenen  Verhältnisse  überschreitet,  sind  dem  Darleiher 
mit  den  Zinsen  für  die  Zeit,  in  welcher  er  für  dieselben  in  Vorschuss  ge- 
wesen ist,  zurückzuzahlen. 
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uoa«  Wenn  bewiesen  wird,  dass  der  (Dariebns-)  Nefamer  »ch  be- 
tr6fi|erjscher  Mittel  bediente,  um  den  Ge|2;enständen  des  Darlehns  einen  über- 
triebenen Werth  zu  geben^  so  bat  er  auch  die  bei  demselben  vereinbarte  Prämie, 
welche  den  zurückgegebenen  Beträgen  entspricht,  zu  zahlen. 

*84D«  Wenn  derjeni^,  welcher  ein  Darlehn  auf  Bodmerei  entnahm, 
um  das  Schifif  zu  laden,  nicht  den  ganzen  Betrag  auf  die  Ladung  verwenden 
kann,  muss  er  vor  der  Abfahrt  des  S<^iffes  dem  Darleiher  den  ITeberschuss 
zurückgeben. 

Hl.  Dasselbe  muss  er  mit  den  Waaren,  welche  er  als  Bodmerei- 
darlehn  empfangen  hat,  thun,  wenn  er  sie  nicht  hat  verlad^i  können. 

842.  Es  haften  weder  das  Schiff,  sein  Takelwerk,  die  Ärmirung,  noch  die 
Lebensmittel  für  das  Bodmereidarlehn,  welches  der  Eapitain  am  Orte,  wo 
der  Rheder  oder  seine  Konsignatare  wohnen,  entnommen  hat,  wenn  die- 
selben nicht  bei  dem  Vertrage  mitwirk^i  oder  denselben  schriftlich  genehmigt 
habeO;  und  die  Haftung  des  Eapitains  bezüglich  des  Schiffes  soll  nur  wirk- 
sam sein  für  den  Eig€^thumsantheil,  welchen  er  an  denselben  hat. 

843.  Ausserhalb  des  Platzes,  wo  der  Rheder  oder  der  Eonsignatar 
des  Schiffes  wohnt,  kann  der  Eapitain,  wenn  er  sich  genöthigt  sieht,  ein 
Bodmereidarlehn  aufzunehmen,  von  der  ihm  nach  den  Art  612,  613  und 
<  15  zustehenden  Befugniss  Gebrauch  machen,  wenn  er  die  Dringlichkeit 
7  ichweist,  und  mit  vorhergehender  gerichtlicher  Ermächtigung  in  der  in 
j   len  Artikeln  vorgesehenen  Weise. 

844*  Der  Bodmereivertrag,  welcher  bezüglich  Gegenstände  abgeschlossen 
worden  ist,    die  zur  Zeit  des  Abschlusses  schon  Risikos   liefen,    ist    nichtig. 

845.  Wenn  die  Gegenstände,  auf  welche  Bodmereigeld  entnonmien  ist, 
nicht  in  den  Fall  kommen,  einem  Risiko  ausgesetzt  zu  werden,  bleibt  der 
Vertrag  ohne  Wirkung. 

846.  Die  für  die  letzte  Reise  auf  Bodmerei  entnommenen  Beträge  sind 
mit  Vorzug  vor  den  Darlehnen  der  früheren  Reisen  zu  zahlen,  selbst  wenn 
diese   letzteren  durch  eine  besondere  Vereinbarung  prorogirt  worden  wären. 

847.  Die  während  der  Reise  aufgenommenen  Darlehne  haben  einen 
Vorzug  vor  denen,  welche  vor  Ab&hrt  des  Schiffes  kontrahirt  worden, 
indem  unter  einander  der  Vorzug  derselben,  fsdls  es  mehrere  sind,  nach  der 
umgekehrten  Reihenfolge  ihrer  Daten^)  zu  bestimmen  ist 

848.  Die  Elagerechte  des  Bodmereidarleihers  erlöschen  vollständig  mit 
dem  absoluten  Verluste  der  G^nstände,  auf  welche  das  Darlehn  gewährt 
wurde,  wenn  der  Verlust  zur  Z^t  und  am  Orte,  wo  das  Risiko  der  Verein- 
barung gemäss  gelaufen  werden  sollte,  sich  ereignete,  und  wenn  er  a«6 
einer  Ursache  herrührte,  welche  nicht  entweder  nach  oesonderer  Vereinbarnng 
zwischen  den  Eontrahenten  oder  nach  gesetzlicher  Bestimmung  zn  den  aus- 
^nommenen  gehören. 

84B«  Dem  Darlehnsnehmer  liegt  es  ob,  den  Vertust  zu  beweisen  und 
l*^  den  Darlehnen  auf  die  Ladung  in  gleicher  Weise  darzuthun,  dass  die 
dtt  Darleiher  als  Objekte  des  Darlehns  angegebenen  Waaren  wirklich  auf 
den  Schiffe  und  auf  seine  Rechnung  verladen  waren  und  die  Risikos  liefen« 
^  860.  Das  Elageredit  des  Darleihers  erlischt  nicht,  selbst  wenn  die 
für  *^ie  Zahlung  des  Darlehns  verhafteten  Sachen  verloren  gehen,  sofern  der 
bf^;r\hnen   eingetretene   Schaden  aus  irgend  einer  der  folgenden  Ursachen 

^^l,  aus  eigenem  Fehler  der  Sache  selbst; 
aus  Dolus  oder  Culpa  des  Nehmers; 
aus  Baraterie  des  Eapitains  oder  der  Schiffismannschaft; 

» 

')  Die  Darlehne  späteren  Datums  haben  den  Vorzug  vor  den  firttheren. 
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4.  weon  die  Waaren  in  einem  andern  Schiffe,  als  dem  im  Vertrage  an- 
gegebenen, verladen  wurden,  es  sei  denn^  dass  in  Folge  unüberwind- 
ü(£er  Gewalt  es  nothig  gewesen  ist,  die  Ladung  von  dem  Schiffe 
auf  ein  anderes  zu  überfuiren. 

851.  In  jedem  dieser  Fälle  hat  der  Bodmereidarleiher  Anspruch  auf 
die  Erstattung  seines  Kapitals  und  der  Zinsen,  wenn  das  Gegentheil  nicht 
ausdrücklich  abgemacht  worden  ist 

852.  Ebensowenig  trifft  den  Darleiher  derjenige  Schaden^  welchen  das 
Schiff  erleidet,  weil  es  zum  SchmuggelhaDdel  verwendet  worden  ist. 

853.  Die  Bodmereidarleiher  haben  pro  rata  ihres  Antheils  die  gemein- 
schaftlichen Havarien  zu  tragen^  welche  die  Sachen,  auf  die  das  Darlehn 
gewährt  wurde,  treffen. 

854.  Bei  den  einfachen  Havarien  muss,  Mangels  einer  auadrikcklichen 
Vereinbarung  der  Kontrahenten,  der  Bodmereidarleiher  auch  für  seinen  be- 
treffenden Antheil  beitragen. 

855.  Wenn  die  Zeit,  zu  welcher  der  Darleiher  das  Risiko  zu  laufen 
hat,  nicht  besonders  festgesetzt  worden  sein  sollte,  wird  angenommen,  dass 
sie  bezüglich  des  Schiffes  und  seines  Zubehörs  in  dem  Momente  anfangt, 
in  welchem  das  Schiff  unter  Segel  ging,  und  dauert,  bis  es  im  Hafen  des 
Bestimmun^rtes  Anker  warf. 

856*  Bezüglich  der  Waaren  föngt  das  Risiko  an,  wenn  sie  am  Ufer 
des  Hafens  verladen  werden,  von  dem  aus  die  Absend  ung  erfolgen  soll,  und 
dauert,  bis  sie  im  Konsignationshafen  wieder  ausgeladen  werden. 

857.  Im  Fall  von  Schiffbruch  erhält  der  Bodmereidarleiher  den  Betrag, 
welchen  die  geretteten  Gegenstände,  bezüglich  welcher  das  Darlehn  koatrahirt 
wurde,  bringen,  nach  Abzug  der  zu  ihrer  Rettung  verwandten  Kosten. 

858.  Wenn  im  Falle  eines  Schiffbruches  mit  dem  Bodmereidarleiher 
die  Versicherer  der  Gegenstände  konkurriren,  muss  zunächst  der  Bodmerei- 
darleiher befriedigt  werden  und  mit  dem  Reste  die  Versicherer  pro  rata. 

850.  Wenn  eine  Verzögerung  bei  der  Rückzahlung  des  geliehenen 
Kapitals  und  seiner  Prämie  stattfindet,  hat  der  Darleiher  ein  Anrecht  auf 
den  entsprechenden  kaufmännischen  Zins  für  das  Eotpital,  ohne  den  der 
Prämien  hierin  einzuschliessen. 

Abschnitt  IIL 

Von   den    Seeversicherungen. 

§  1.    Form  dieses  Vertrages. 

860.  Die  Verträge  über  Seeversicherungen  werden,  wie  die  über  die 
Versicherungen  zu  Lande,  vermittelst  öffentucher  oder  privater  Urkunde 
geschlossen. 

861.  Aaf  welche  dieser  Arten  der  Vertrag  auch  geschlossen  worden 
sein  mag,  so  muss  die  Versicherungspolice  ausser  den  Bestimmungen  in  den 
Art.  366  bis  369  enthalten: 

1.  den  Namen,  die  Tri^fahi^keit,  Flagge,  Matrikel,  Armirung  und 
Mannschaft  des  Schiffes,  m  welchem  die  versicherten  Sachen  be- 
fördert werden  sollen; 

2.  den  Namen  und  Wohnort  des  Eapitains; 

3.  den  Hafen  oder  die  Rhede,  in  welchen  die  Waaren  schon  verladen 
worden  sind  oder  verladen  werden  sollen; 

4.  den  Hetfen,  von  welchem  aus  das  Schiff  abgefahren  ist  oder  ab- 
fahren 9oU; 
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5.  die  Häfen  oder  Rheden,   wo  geladen  oder  geloscht  oder  aus  irgend 
einem  Grunde  Skala  gemacht  werden  soll; 

6.  den  Betrag  der  Prämien,  welcher  den  der  Hinfahrt,  und  denjenigen, 
welcher  den  der  Rückreise  entspricht,  wenn  die  Versicherung  für  die 

Sanze  Reise  vereinbart  worden  ist; 
ie  Unterwerfung  der  Kontrahenten  unter  das  Urtheil  von  Schieds- 
richtern im  Falle  von  Streitigkeiten; 
y'"  'ede  erlaubte  Bedingung,  wekhe  sie  im  Vertrage  abgemacht  haben. 
Wenn  mehrere  Versicherer  sind  und  nicht  alle  in  demselben 
Akte  die  Police  unterschreiben,  muss  jeder  vor  seiner  Unterschrift  das  Datom 
und  die  Stunde,  in  welcher  er  sie  darauf  setzt,  angeben.  Ist  dies  unter- 
lassen worden,  so  wird  angenommen,  dass  alle  Versicherer  denselben  Akt 
unterschrieben  haben,  ohne  dass  Seitens  der  Versicherer  der  Gegenbeweis 
gestattet  ist. 

863-  Dieselbe  Police  kann  verschiedene  Versicherungen  und  Prämien 
enthalten. 

864.  Es  können  in  derselben  Police  das  Schiff  und  die  Ladung  ver- 
sichert werden,  aber  es  müssen  die  versicherten  Beträge  für  beide  Objekte 
von  einander  getrennt  sein,  weil  sonst  die  Versicherung  wirkungslos  ist: 

865.  Bei  den  Versicherungen  der  Waaren  kann  die  specificirte  An- 
gabe derselben  und  des  Schiffes ,  mit  welchem  sie  befördert  werden  sollen, 
unterlassen  werden,  wenn  diese  Umstände  nicht  demjenigen  bekannt  sein 
sollten,  welcher  den  Vertrag  schliesst,  indem  er  dies  in  der  Police  an- 
geben muss. 

866.  Wenn  in  diesem  Falle  Unglück  eintritt,  muss  der  Versicherte 
ausser  dem  Verlust  das  Schiff  und  dessen  Abfahrt  vom  Hafen  der  Ver- 
ladung, die  für  seine  Rechnung  stattgefundene  Einschiffung  der  verloren 
gegangenen  Waaren  und  den  Werth,  den  sie  hatten,  beweisen. 

oB7.  Wenn  sich  die  Verpflichtung  des  Versicherers  nicht  allein  zu 
Gunsten  der  Person  erstreckt,  in  deren  I^men  die  Versicherung  geschlossen 
wurde,  sondern  auch  auf  deren  Ordre,  ist  die  Police  indossirbar. 

868.  Die  versicherten  Sachen  sind  gesetzlich  verpfändet  zu  Gunsten 
des  Versicherers  für  die  Prämie,  welche  ihm  geschuldet  wird,  und  er  hat 
bezüglich  derselben  ein  Vorzugsrecht  vor  den  andern  Gläubigern. 

§  2.    Von  den  Sachen,  welche  versichert  werden  können,  und  deren 

Schätzung. 


Gegenstand  der  Seeversicherung  können  sein: 

1.  der  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes; 

2.  die  Segel  und  das  Takelwerk; 

3.  die  Armirung; 

4.  die  Lebensmittel  oder  der  Proviant; 

5.  die  auf  Bodmerei  gegebenen  Beträge  und  alle  Handelsgegenstände, 
welche  dem  Risiko  der  Schiff&hrt  unterworfen  sind,  und  deren 
Werth  in  einer  bestimmten  Summe  ausgedrückt  werden  kann. 

870.  Die  Versicherung  kann  auf  das  Ganze  oder  einen  Theil  der 
erwähnten  Gegenstände  geschlossen  werden,  zusammen  oder  geti^ennt,  zu 
Friedens-  oder  Kriegszeiten,  vor  Antritt  der  Reise  oder  während  derselben, 
für  die  Hin-  und  Rückreise  oder  für  eine  von  beiden  und  für  die  ganze 
Dauer  der  Reise  oder  für  eine  bestimmte  Frist. 

871.  Wenn  im  Allgemeinen  ausgedrückt  ist,  dass  das  Schiff  ver- 
sichert ist,  ist  in  der  Versicherung  dessen  ganzes  Zubehör  als  mit  einbe- 
griffen zu  verstehen,  aber  nicht  seme  Ladung,  wenn  auch  demselben  Rheder 
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gehörig,  sofern  nicht  im  Vertrage  der  Ladung  ausdrücklich  Erwähnung  ge- 
schehen ist 

872.  Der  Versicherer  kann  die  Gegenstände,  welche  er  selbst  ver- 
sichert hat,  durch  andere  wieder  versichern  lassen,  gegen  eine  höhere  oder 
geringere  Prämie,  als  er  selbst  abgemacht  hat,  und  der  Versicherte  kann 
ebenfalls  die  Kosten  der  Versicherung  und  das  Risiko,  welches  bei  der  Zahlung 
des  Geldes  der  ersten  Versicherer  stattfinden  mag,  wieder  versichern. 

873.  Die  auf  das  Schiff  genommenen  Bodmereidarlehne  müssen 
von  dessen  Werth  abgezogen  werden,  um  die  drei  Viertheile  desselben, 
welche  zu  versichern  gestattet  ist,  zu  berechnen. 

874.  Der  Werth  der  versicherten  Waaren  muss  gemäss  demjenigen 
festgesetzt  werden^  welchen  dieselben  am  Platze  der  Einladung  haben. 

875.  Die  Unterzeichnung  der  Police  inducirt  zu  der  gesetzlichen 
Yermuthnng,  dass  die  Versicherer  die  in  derselben  enthaltene  Schätzung 
als  richtig  anerkannt  haben. 

876.  Wenn  jedoch  ein  Betrug  von  Seiten  des  Versicherten  bei  der 
Schätzung  der  versicherten  Gegenstände  stattgefunden  hat,  so  soll  es  den 
Versicherem  erlaubt  sein,  denselben  durch  Untersuchung  und  Taxirung 
der  Waaren  oder  aus  den  Fakturen  oder  durch  andere  gesetzliche  Mittd 
zu  beweisen. 

Wenn  der  Betrug  festgestellt  wird,  ist  die  Verantwortlichkeit  auf  den 
rechtmässigen  Werth  der  Waaren  zu  reduciren,  indem  ausserdem  12  Prozent 
abzuziehen  sind. 

877.  Wenn  aus  Irrthum  und  nicht  aus  Dolus  des  Versicherten 
den  versicherten  Waaren  übertriebener  Werth  beigelegt  worden  ist,  so  sind 
dieselben  auf  den  Betrag  ihres  rechtmässigen  Werthes,  nach  üeberein- 
kommen  der  Parteien  oder,  in  Ermangelung  desselben,  nach  schiedsrichter- 
lichem Urtheil  zu  reduciren. 

878.  Nach  Massgabe  des  Werthes,  welcher  den  versicherten  Waaren 
beigelegt  wird,  ist  die  Prämie  festzustellen,  und  ausserdem  ist  den  Ver- 
sicherem 3  Prozent  auf  das  Uebermaass  des  Werthes  zu  vergüten. 

879.  Diese  Reklamation  darf  weder  von  Seiten  des  Versicherers, 
noch  der  Versicherten  stattfinden,  nachdem  sie  von  der  Ankunft  und  dem 
Schicksal  des  Schiffes  Eenntniss  erhalten  haben. 

880.  Die  in  ausländischer  Münze  gemachten  Abschätzungen  sind  in 
die  gleichwerthigen  nach  der  Münze  des  Landes  umzuwandeln,  nach  dem 
Course  des  Tages,  an  welchem  die  Police  unterschrieben  wurde. 

881.  Wenn  der  Werth  der  versicherten  Waaren  zur  Zeit  des  Ver- 
tragsabschlusses nicht  festgesetzt  wird,  ist  er  nach  den  Eonsignationsfak- 
tnren  zu  bestimmen  oder,  in  Ermangelung  derselben,  nach  dem  Urtheile 
von  Schiedsrichtern,  welche  als  Grundlage  zu  dieser  Feststellung  den  Preis, 
welchen  dieselben  im  Ladungshafen  gehabt  haben,  annehmen  und  die 
Gebühren  und  Kosten  bis  sie  an  Bord  gebracht  wurden  hinzufugen. 

882.  Wenn  die  Versicherung  sich  auf  die  Rückladung  eines  Landes 
bezieht,  in  welchem  nur  ein  Tauschhandel  betrieben  wird,  und  in  der 
Police  der  Werth  der  versicherten  Sachen  nicht  festgesetzt  worden  ist, 
muss  derselbe  nach  demjenigen  Werthe  bestimmt  werden,  welchen  die  ver- 
tauschten Waaren  im  Haien  ihrer  Absendung  hatten,  zusätzlich  aller 
späteren  Kosten. 

§  3.   Von  den  Verpflichtungen  zwischen  dem  Versicherer  und  Versicherten. 

883.  Für  Rechnung  und  Qefahr  des  Versicherers  laufen: 

1.  alle  Verluste  und  Schäden,  welche  den  versicherten  Sachen  durch  Stran- 
dung oder  Pestgerathen  des  Schiffes  mit  oder  ohne  Bruch  zustossen; 
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2.  durch  Stnrm; 

3.  Schiffbruch: 

4.  zufälligen  Zusammenstoss; 

5.  gezwungenen  Wechsel  des  Kurses; 

6.  der  Reise  oder  des  Schiffes; 

7.  durch  Seewurf; 

8.  Feuer; 

9.  Wegnahme; 

10.  Plünderung; 

11.  Kriegserklärung; 

12.  Embargo  auf  Befehl  der  Regierung; 

13.  Retention  auf  Befehl  einer  Hemden  Macht; 

14.  Repressalien; 

und  im  Allgemeinen  durch  alle  Ereignisse  und  Qefahren  zur  See« 

884-     Die  Kontrahenten  können  die  ihnen  angemessen  erscheinenden 

Ausnahmen  stipuliren,  indem  sie  dieselben  in  der  Police  erwähnen  müssen, 

da  sie  ohne  dies  Erfordemiss  keine  Wirkung  haben. 

885«    Nicht  für  Rechnung  des  Versicherers  sind  die  Schäden,  welche 

aus  irgend  einer  der  folgenden  Ursachen  zustossen: 

1.  freiwilliger  Wechsel  des  Kurses,  der  Reise  oder  des  Schiffes  ohne 
Einwilligung  der  Versicherer; 

2.  freiwillige  Entfernung  von  einem  Konvoi,  wenn  abgemacht  worden 
ist,  unter  Bedeckung  desselben  zu  fahren; 

3.  Verlängerung  der  Reise  nach  einem  entfernteren  Hafen,  als  dem  in 
der  Versicherung  bezeichneten; 

4.  willkürliche  und  der  Frachtpolice  oder  dem  Konnossemente  ent- 
gegenstehende Verfügungen  der  Rheder,  Ablader  und  Befrachter  und 
Baratterien  des  Kapitains  oder  der  Schiffsmannschaft,  wenn  keine 
ausdrückliche  Verembarung  dagegen  getroffen  ist; 

5.  Leckage,  Verringerungen  und  Verluste,  welche  aus  eigenen  Fehlem 
der  versicherten  Sachen  entstehen,  wenn  dieselben  nicht  in  einer 
besonderen  Klausel  in  der  Police  mit  eingeschlossen  worden  sein 
sollten. 

888*  In  jedem  der  Fälle,  von  welchen  der  vorhergehende  Artikel  handelt, 
verdienen  die  Versicherer  die  Prämie,  sofern  die  versicherten  Gegenstände 
das  Risiko  zu  laufen  angefangen  haben. 

887.  Die  Versicherer  haften  nicht  für  die  Schäden,  welche  das  Schiff 
treffen,  weil  etwa  der  Kapitain  die  Dokumente,  welche  die  Seeordnungen 
vorschreiben,  nicht  ordnungsmässig  mit  sich  führt. 

888.  Die  Versicherer  haften  für  die  Schäden,  welche  die  versicherte 
Ladung  durch  den  Mangel  der  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten 
Dokumente  erleiden  kann. 

889.  Die  Versicherer  sind  nicht  verpflichtet,  die  Kosten  für  Lootsen- 
und  Bugsirgeld,  noch  die  bezüglich  des  Schiffes  oder  dessen  Ladung  auf- 
erlegten Gebühren  zu  tragen. 

890.  Wenn  die  Ladung  für  die  Hin-  und  Rückreise  versichert  wird 
und  das  Schiff  keine  Rückfracht  mitbringt  oder  weniger  als  zwei  Drittel 
seiner  Ladung,  so  haben  die  Versicherer  nur  zwei  Drittel  der  entsprechen- 
den Prämie  für  die  Rückreise  zu  empfangen,  es  sei  denn,  dass  das  Gegen- 
theil  vereinbart  worden  wäre. 

891.  Wenn  die  Ladung  des  Schiffes  in  getrennten  Posten  und  von  ver- 
schiedenen Versicherem  versichert  worden  ist,  ohne  dass  die  zu  jeder  Ver- 
sicherung gehörigen   Gegenstände   bestimmt   angegeben    wurden,   sind  die 
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Verluste,  welche  bei  der  Ladung  oder  irgend  einem  Theil  derselben  eintreten 
mögen,  von  allen  Versicherem  pro  rata  zu  decken. 

892.  VTenn  bei  der  Versicherung  verschiedene  Fahrzeuge  zur  Ver- 
ladung der  versicherten  Sachen  bezeichnet  worden  sind,  soll  es  im  Er- 
messen des  Versicherten  stehen,  sie  entweder  unter  diese,  wie  es  ihm 
beliebt,  zu  vertheilen  oder  sie  auch  auf  ein  einziges  Fahrzeug  zu  verladen, 
ohne  dass^  desshalb  eine  Aenderung  in  der  Verantwortliclieit  der  Ver- 
sicherer eintritt. 

893.  ^enn  die  Versicherung  einer  Ladung  mit  Bezeichnung  der 
Schiffe  und  besonderer  Erwähnung  der  versicherten  Beträge  für  jedes  der- 
selben geschlossen  worden  ist  und  die  Ladung  auf  eine  geringere  Anzahl 
Schiffe,  als  die  bezeichnete,  beschränkt  wird,  so  beschränkt  sich  auch  die 
Verantwortlichkeit  der  Versicherer  auf  die  versicherten  Beträge  für  die 
Schiffe,  welche  die  Ladung  vereinigt  eingenommen  haben,  und  die  Verluste, 
welche  auf  den  übrigen  sich  ereignen,  sind  nicht  zu  ihren  Lasten;  jedoch 
haben  sie  auch  alsdann  kein  Recht  auf  die  Prämien  bezüglich  der  ver- 
sicherten Beträge  auf  den  übrigen  Schiffen,  deren  Verträge  fiir  nichtig 
anzusehen  sind,  indem  den  Versicmerem  einhidb  Prozent  von  ihren  Beträgen 
«u  vergüten  ist 

894  Wenn  die  Ladung  nach  Antritt  der  Reise  auf  ein  anderes  Schiff 
überfuhrt  wird,  weil  das  in  den  Policen  angegebene  unbrauchbar  geworden 
ist,  laufen  die  Risikos  für  Rechnung  des  Versicherers  weiter,  selbst  wenn 
das  Schiff,  auf  welches  die  Ladung  überführt  wurde,  von  verschiedener 
Tragflihigkeit  und  Flagge  wäre. 

Wenn  die  Unbrauchbarkeit  des  Schiffes  vor  dem  Auslaufen  aus  dem 
Abgangshafen  eingetreten  ist,  haben  die  Versicherer  die  Wahl,  die  Ver- 
sicherung fortdauern  zu  lassen  oder  nicht,  wenn  sie  die  etwa  vorgekom- 
menen Havarien  vergüten. 

895.  Wenn  in  der  Police  die  Zeit,  während  welcher  die  Risikos  für 
Rechnung  der  Versicherer  zu  laufen  haben,  nicht  festgesetzt  worden  ist, 
müssen  die  in  den  Art  865  imd  856  vorgesehenen  Bestimmungen  bezüglich 
der  Darleiher  auf  Seerisikos  beobachtet  werden. 

896.  Wenn  in  der  Police  eine  bestimmte  Zeit  für  die  Versicherung 
vorher  festgesetzt  worden  ist,  so  endigt  die  Verantwortlichkeit  der  Ver- 
sicherer nach  Ablauf  dieser  Frist,  selbst  wenn  die  Risikos  bezüglich  der 
versicherten  Sachen  noch  schweben;  der  Versicherte  kann  alsdann  wegen 
derselben  neue  Verträge  abschliessen. 

897.  Der  unfreiwillige  Aufenthalt  des  Schiffes  im  Abgangshafen 
gereicht  dem  Versicherten  nicht  zum  Nachtheil,  und  es  ist  die  in  der  Police 
angegebene  Frist  für  die  versicherten  Waaren  als  um  die  ganze  Zeit, 
welche  jener  dauert,  verlängert  anzusehen. 

898>  Keine  Reduktion  der  Prämie  kann  gefordert  werden,  selbst 
wenn  das  Schiff  in  einem  weniger  entfernten,  als  dem  im  Vertrage  be- 
zeichneten, Hafen  seine  Reise  endigt  oder  die  Ladung  löscht 

899.  Die  Aenderung,  welche  im  Kurse  oder  in  der  Reise  des  Schiffes 
wegen  eines  Ereignisses  unüberwidlicher  Gewalt  vorgenommen  wird,  um 
das  Schiff  selbst  oder  seine  Ladung  zu  retten,  entledigt  die  Versicherer 
mcht  ihrer  Verantwortlichkeit. 

900.  Die  Skalas,  welche  zur  Erhaltung  des  Schiffes  und  seiner 
Ladung  gemacht  werden  müssen,  sind,  wenn  davon  im^  Vertrage  auch 
nicht  Erwähnung  geschehen  ist,  als  in  die  Versicherung  mit  eingeschlossen 
anzusehen,  falls  sie  nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen  worden  smd. 
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901.  Der  Versicherte  hat  die  Yerpflichtung,  den  Yersicherem  alle 
Nachrichten  mitzutheilen,  welche  er  über  die  bei  den  versicherten  Sachen 
etwa  vorgekommenen  Schäden  und  Verluste  erhält. 

902.  Der  Kapitain,  welcher  die  fiir  seine  Rechnung  oder  in  Kom- 
mission verladenen  Waaren  versichern  lässt,  hat  im  Falle  eines  Un&rlücks 
den  Versicherern  den  Ankauf  der  Waaren  durch  die  Fakturen  der  Verkäufer, 
und  ihre  Einschiffung  und  Beförderung  im  Schiffe  durch  Certifikat  des 
Peruanischen  Konsuls  oder,  wo  ein  solcher  nicht  vorhanden  ist,  der  Civil- 
behörde  des  Hafens  der  Einladung  derselben  und  durch  die  Expeditions- 
und Klarirungsdokumente  der  Zollbehörde  daselbst  zu  beweisen. 

903.  Diese  Verpflichtung  erstreckt  sich  auf  jeden  Versicherten,  welcher 
mit  seinen  eigenen  Waaren  über  See  fahrt. 

904.  Wenn  abgemacht  worden  ist,  dass  bei  Eintritt  eines  Krieges 
die  Versicherungsprämie  zu  erhöhen  ist,  und  die  Quote  dieser  Erhöhung 
nicht  festgestellt  worden  ist,  muss  die  Regulirung  derselben  durch  von 
beiden  Parteien  ernannte  Sachverständige  erfolgen ,  indem  die  bestandenen 
Risikos  und  die  Vereinbarungen  in  der  Versicnerungspolice  in  Erwägung 
zu  ziehen  sind. 

905.  Die  Seitens  der  Erbeuter  des  Schiffes  oder  seiner  Ladung  an 
den  Kapitain  desselben  erfolgte  unentgeltliche  Restitution  kommt  den  be- 
treffenden Eigenthümem  zu  Gute,  ohne  dass  eine  Verpflichtung  von  Seiten 
der  Versicherer  vorliegt,  die  versicherten  Summen  zu  zahlen. 

906*  Wenn  in  der  Police  der  Zeitpunkt  nicht  vorher  festgesetzt 
worden  ist,  an  dem  der  Versicherer  die  Zahlung  für  die  versicherten 
Sachen  oder  für  die  Schäden,  die  auf  seine  Rechnung  gehen,  leisten  muss, 
ist  er  verpflichtet,  dies  in  zehn  Tagen  nach  der  rechtmässigen  Reklamation 
des  Versicherten  zu  thun. 

907.  Jede  auf  einem  Frachtvertrag  beruhende  Reklamation  muss 
von  den  Dokumenten  begleitet  sein,  welche  beweisen: 

1.  die  Reise  des  Schiffes; 

2.  die  Einschiffung  der  versicherten  Waaren; 

3.  den  Versicherungsvertrag; 

4.  den  Verlust  der  versicherten  Sachen. 

906.  Diese  Dokumente  sind  im  Falle  eines  Rechtsstreites  den  Ver- 
sicherern  mitzutheilen,  damit  sie  auf  Grund  derselben  beschliessen,  ob  sie 
die  Versicherung  zahlen  oder  einen  Einwand  erheben. 

909.  Die  V  ersicherer  können  die  Thatsachen  bestreiten,  auf  welche 
sich  die  Klage  des  Versicherten  stützt,  und  es  ist  ihnen  der  Gegenbeweis 
zu  gestatten,  unbeschadet  der  Zahlung  des  versicherten  Betrages.  Letztere 
muss  ohne  Verzug  stattfinden,  sofern  die  Versicherungspolice  exekutiv  ist 
und  von  den  Klägern  genügende  Bürgschaft  geleistet  wird,  welche  gegebenen- 
falls für  die  Rückzahlung  des  empmngenen  Betrages  haftet. 

910.  Wenn  der  Versicherer  die  versicherte  Summe  zahlt,  tritt  er  in 
die  Stelle  des  Versicherten,  bezüglich  aller  diesem  zustehenden  Rechte  und 
Klagansprüche  g^en  diejenigen,  welche  aus  Dolus  oder  Culpa  den  Verlust 
der  versicherten  Sachen  veranlasst  haben. 

§  4.    Von  den  Fällen,  in  welchen  der  Versicherungsvertrag  annullirt, 
aufgehoben  oder  modificirt  wird. 

911.  Die  Versicherung  soll  nichtig  sein,  welche  geschlossen  wird: 

1.  auf  die  Fracht  der  an  Bord  befindlichen  Ladung; 

2.  auf  den  kalkulirten   und   noch   nicht  realisii1;en  Gewinn  bezüglich 
derselben  Ladung; 
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3.  auf  die  Heuer  der  Schiffsmannschaft: 

4.  auf  die  auf  Bodmerei  entnommenen  Beträge; 

5.  auf  die  Prämien  der  kontrahirten  Bodmereidarlehne ; 

6.  auf  das  Leben  der  Passagiere  oder  der  Leute  der  Schiffsmannschaft; 

7.  auf  die  Waaren,  deren  Handel  nicht  erlaubt  ist. 

912.  Sollte  der  Versicherer  fallit  erklärt  worden  sein,  während 
das  Risiko  schwebt,  so  kann  der  Versicherte  Bürgschaft  von  ihlm  fordern, 
und  wenn  der  Fallit  oder  der  Fallimentsverwalter  sie  nicht  binnen  acht 
Tagen  nach  der  an  ihn  erlassenen  Aufforderung  gewährt,  wird  der  Vertrag 
für  aufgehoben  erachtet. 

913.  Sofern  aus  dem  Konnossemente  der  versicherten  Sachen  hervor- 
geht, dass  der  Versicherte  wissentlich  bei  inrend  einer  Klausel  der  Police 
eine  falsche  Angabe  gemacht  hat,  ist  die  Versicherung  als  nichtig  an- 
zusehen, indem  bezüglich  der  unrichtigen  Schätzung  der  Waaren  die  Vor- 
schriften der  Art.  875  und  876  zu  beobachten  sind. 

914.  Der  Versicherer  ist  in  folgenden  Fällen  nicht  verpflichtet,  die 
Versicherung  zu  zahlen: 

L  wenn  der  Eigenthümer  der  versicherten  Sachen  einer  feindlichen 
Nation  angehört; 

2.  wenn  die  Versicherung  ein  Schiff  betriff^  welches  gewohnheits- 
massig  zur  Kontrebande  benutzt  wird,  und  der  Fidl  der  Ver- 
sicherung deshalb  eintritt,  weil  es  zur  Kontrebande  benutzt  istj 

3.  wenn  das  Schiff,  nachdem  die  Police  unterschrieben  worden  ist, 
ein  Jahr  hindurch  die  Reise  nicht  antritt 

915.  In  den  Fällen  2  und  3  des  vorhergehenden  Artikels  haben  die 
Versicherer,  sofern  der  Vertrag  nicht  zur  Ausführung  kommt,  Anspruch 
auf  Vj  Prozent  von  der  versicherten  Summe. 

916-  Wenn  ohne  Betrug  verschiedene  Versicherungsverträge  auf  die 
nämUche  Ladung  abgeschlossen  worden  sind,  so  soll  nur  der  erste  bestehen 
mit  der  Bedingung,  dass  derselbe  den  ganzen  Werth  deckt. 

917.  Die  Versicherer  aus  den  späteren  Verträgen  sind  von  ihren 
Verpflichtungen  befreit  und  empfangen  72  Prozent  der  versicherten  Summe. 

918.  Wenn  durch  den  ersten  Vertrag  der  volle  Werth  der  Ladung 
nicht  gedeckt  ist,  so  haben  die  Versicherer,  welche  später  kontrahirten, 
für  den  Mehrbetrag  in  der  Reihenfolge  der  Daten  dieser  Verträge  zu  haften. 

919.  Der  Versicherte  ist  der  Zahlung  aller  Prämien  der  verschiedenen 
Versicherungen,  welche  er  geschlossen  haoen  mag,  nur  dann  zu  entheben, 
wenn  er  den  späteren  Versicherem  die  Ungültigkeit  ihrer  Verträge, 
bevor  das  Schiff  und  die  Ladung  den  Bestimmungshafen  erreicht  haben, 
anzeigt. 

920.  Jede  Versicherung  soll  nichtig  sein,  welche  zu  einem  späteren 
Datum  abgeschlossen  worden  ist,  als  dem  der  Ankunft  der  versicherten 
Sachen  am  Hafen  ihrer  Konsignation,  gleichwie  diejenige  von  dem  Tage, 
an  welchem  die  Sachen  verloren  gegangen  sind,  sobald  in  gesetzmässiger 
Weise  vermuthet  werden  kann,  dass  die  betheiligte  Partei  von  oem  Ereignisse 
Nachricht  hatte,  bevor  sie  den  Vertr^  abschloss. 

921.  Diese  Vermuthung  greift  Platz,  unbeschadet  anderen  Beweises, 
wenn  in  der  Zeit,  seit  welcher  die  Ankunft  oder  der  Verlust  des  Schiffes 
sich  zugetragen  hat,  die  in  dem  Gesetzbuch  über  das  Gerichtsverfahren 
vorgeschriel^ne  Frist  bezüglich  der  Entfernung  verflossen  ist 

922.  Wenn  die  Versicherungspolice  die  Klausel  enthält/  dass  die 
Versicherung  auf  gute  oder  schlechte  Nachrichten  hin  geschlossen  wurde, 
ist  die  Vermuthung,  von  welcher  im  vorhergehenden  Artikel  die  Hede  ist,  nicht 
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zulässig,  und  die  Versicherung  besteht  fort,  wenn  nicht  vollständig  be- 
wiesen wird,  dass  der  Versicherte  den  Verlust  des  Schiffes  oder  der  Ver- 
sicherer seine  Ankunft  wusste,  bevor  der  Vertrag  unterzeichnet  wurde. 

923.  Der  Versicherer,  welcher  die  Versicherung  mit  Kenntniss  der 
Rettung  der  versicherten  Sachen  schliesst,  verliert  das  Recht  auf  die  Ver- 
sicherungsprämie und  ist  mit  dem  fünften  Theil  des  Betrages,  welcher  ver- 
sichert worden  ist,  zu  bestrafen. 

924.  Wenn  der  Betrug  Seitens  des  Versicherten  begangen  ist,  kommt 
ihm  die  Versicheiiing  nicht  zu  Oute,  und  er  muss  amsserdem  dem  Ver- 
sicherer die  in  dem  Vertrage  vereinbarte  Prämie  zahlen  und  ist  mit  dem 
fünften  Theil  des  Betrages,  den  er  versicherte,  zu  strafen. 

925.  Der  Versicherte  sowohl  wie  der  Versicherer  sind  ausserdem  den 
Strafen  unterworfen,  welche  Platz  greifen  nach  den  Strafgesetzen  bezüglich 
der  Betrügereien. 

926.  Wenn  bei  einer  Versicherung,  in  welcher  betrügerisch  verfahren 
ist,  mehrere  Versicherer  betheiligt  sind,  unter  denen  einige  bona  fide  kon- 
trahirt  haben,  müssen  letztere  ihre  Prämien  von  dem  betrügerischen  Ver- 
sicherer voll  erhalten,  ohne  dass  der  Versicherte  ihnen  etwas  zu  zahlen  hat. 

927.  Der  Kommissionär,  welcher  für  Rechnung  eines  Anderen  Sachen 
versichern  lässt,  mit  der  Eennniss,  dass  sie  zu  Grunde  gegangen  sind, 
hat  dieselbe  Verantwortlichkeit,  als  wenn  er  die  Versicherung  für  seine 
eigene  Rechnung  genommen  bäte. 

928*  Wenn  der  Eommissonär  an  dem  Betrüge  des  Eigenthümers 
unschuldig  ist,  treffen  diesen  alleStrafen,  indem  es  ihm  immer  ooliegt,  den 
Veraicherem  die  vereinbarte  Prämie  zu  vergüten. 

§  5.    Vom  Abandon  der  versicherten  Sachen. 

929.  Der  Versicherte  kann  in  vom  Gesetze  ausdrücklich  bestimmten 
Fällen  die  versicherten  Sachen  abandonniren,  indem  er  sie  für  Rechnung 
der  Versicherer  lässt  und  von  diesem  die  Betrage,  welche  sie  darauf  ver- 
sicherten, fordert 

990.    Der  Abandon  findet  statt  in  folgenden  Fällen: 

1.  wegen  Wegnahme; 

2.  wegen  Schiffbruch; 

3.  wegen  Bruch  oder  Strandung   des  Schiffes,    welche   es   zur  Schiff- 
fahrt imtauglich  machen; 

4.  w^en  Bescnla^ahme  oder  Detinirimg  auf  Befehl  der  eigenen  oder 
einer  fremden  Kegierung; 

5.  wegen  vollständigen  Verlustes  der  versicherten  Sachen; 

6.  wegen  Deterioration  dieser  Sachen  derart,  dass  deren  Werth  wenig- 
stens um  drei  Viertel  ihres  Gesammtwerthes  vermindert  wird. 

931-  Alle  übrigen  Schäden  sind  als  Havarien  zu  erachten  und  von 
demjenigen,  welchem  es  obliegt,  nach  den  Bedingungen  des  Versicherungs- 
vertrages zu  tragen. 

932.  Der  Abandonanspruch  steht  nui'  zu  wegen  Verlusten,  welche 
nach  B^nn  der  Reise  eingetreten  sind. 

933.  Der  Abandon  darf  weder  partiell  noch  bedingt  sein,  sondern 
muss  vielmehr  alle  versicherten  Sachen  umfassen. 

934.  In  den  Versicherimgspolicen  müssen  die  Interessenten  die  Frist 
angeben,  innerhalb  welcher  der  Abandon  stattfinden  kann,  sowie  die  Frist, 
innerhalb  welcher  die  Verpflichtung  anfangt,  die  Anzeige  zu  machen. 

935.  Bezügh'ch  der  Wegnahme  läuft  die  in  der  Police  bezeichnete 
Frist  von  dem  Tage  ab,  an  welchem  die  Nachricht  empfangen  worden  ist, 
dass  das  Schiff  weggenommen  und  in  einen  feindlichen  Hafen  gefUhrt  ist. 
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Die  Nachricht  ist  bezüglich  der  Verjährung  der  vorher  festge- 
setzten Fristen  als  empfangen  anzusehen,  sobald  sie  unter  den  Kauf leuten 
des  Wohnortes,  an  welchem  der  Versicherte  residirt,  notorisch  ist,  oder 
letzterem  auf  irgend  eine  gesetzliche  Weise  bewiesen  wird,  dass  entweder 
der  Eapitain  oder  der  Eonsignatar  oder  irgend  einer  seiner  Korrespondenten 
ihn  von  dem  Ereignisse  Anzeige  gemacht  hatte. 

937.  Dem  Ermessen  des  Versicherten  bleibt  überlassen,  entweder 
auf  den  Ablauf  dieser  Fristen  zu  verzichten  und  zu  abandonniren  oder  die 
versicherten  Beträge  zu  fordern,  sobald  er  den  Verlust  der  Gegenstände, 
welche  er  versichern  liess,  darthun  kann. 


Nachdem  die  in  der  Police  ang^ebenen  Fristen  verstrichen 
sind,  kann  ^äer  Versicherte  den  Abandon  vornehmen  und  von  den  Ver- 
sicherem die  Zahlung  der  versicherten  Gegenstände  fordern,  ohne  dass  er 
Döthig  hat,  ihren  Venust  zu  beweisen. 

939.  Zur  Zeit,  wenn  der  Versicherte  abandonnirt,  muss  er  alle  auf 
die  abandonnirten  Sachen  geschlossenen  Versicherungen,  sowie  die  auf  die- 
selben entnommenen  Bodmereidarlehne  angeben,  und  bis,  dass  er  diese  De- 
klaration £|;emacht  hat.  fängt  die  Frist  nicht  an  zu  laufen,  innerhalb  welcher 
ihm  der  Werth  der  Sachen  ersetzt  werden  muss. 

940.  Wenn  der  Versicherte  bei  der  Deklaration,  welche  der  vorher- 
gehende Artikel  vorschreibt,  einen  Betrug  begeht,  verliert  er  alle  aus  der 
Versicherung  ihm  zustehenden  Kechte,  ohne  dass  seine  Haftpflicht  aufhört, 
des  Verlustes  der  versicherten  Sachen  ungeachtet,  die  etwa  darauf  ent- 
nommenen Darlehne  bezahlen  zu  müssen. 

941.  Ist  der  Abandon  angenommen  oder  vor  Gericht  als  gültig  er- 
klärt worden,  so  geht  das  Eigenthum  der  abandonnirten  Sachen  an  den 
Versicherer  über,  wobei  ihn  die  Verbesserungen  oder  Nachtheile,  welche 
bei  denselben  vorkommen  mögen,  von  dem  Augenblicke  ab,  an  welchem 
der  Abandon  vorgeschlagen  wurde,  treffen. 

942.  Die  Rückkehr  des  Schiffes,  nachdem  der  Abandon  angenommen 
worden  ist,  befreit  die  Versicherer  nicht  von  der  Zahlung  der  abandonnirten 
Gregenstände. 

943.  In  den  Abandon  des  Schiffes  ist  die  Fracht  fär  die  etwa  ge- 
retteten Waaren  mit  einbegriffen,  selbst  wenn  sie  im  voraus  bezahlt  worden 
Sern  sollte,  und  sie  wird  als  den  Versicherem  zugehörig  angesehen,  vor- 
behaltlich des  Rechtes,  welches  den  Bodmereidarleinem,  ferner  der  Schiffs- 
mannschaft bezüglich  ihrer  Heuer  und  demjenigen  Gläubiger  zusteht, 
welcher  zur  Instandhaltung  des  Schiffes  oder  zur  Deckung  irgend  welcher 
bei  der  letzten  Reise  verursachten  Ausgaben  Vorschüsse  gezahlt  hat. 

944.  Der  Abandon  der  versicherten  Sachen  kann  nur  entweder  von 
dem  Eigenthümer  selbst  oder  durch  den  Kommissionär,  welcher  die  Ver- 
sicherung abschloss,  oder  durch  eine  andere  Person  vorgenommen  werden, 
welche  vom  dem  Eigenthümer  selbst  ausdrücklich  dazu  ermächtigt 
worden  ist 

945.  Im  Falle  der  Wegnahme  des  Schiffes  können  der  Versicherte 
und  in  seiner  Abwesenheit  aer  Kapitain  für  sich  die  Auslösung  der  in 
der  Versicherung  einbegriffenen  Sachen  betreiben,  ohne  Mitwirkung  des 
Versicherers,  oder,  wenn  keine  Zeit  dazu  vorhanden  ist,  ohne  seine  In- 
struktionen abzuwarten,  wobei  sie  jedoch  verpflichtet  sind,  ihn  von  der 
getroffenen  Vereinbarung  in  Kenntmss  zu  setzen,  sobald  sich  ihnen  Ge- 
legenheit, dies  zu  thun,  l)ietet. 
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946.  Der  Versicherer  kann  die  von  dem  Eapitain  oder  dem  Ver- 
sicherten geschlossene  Vereinbarung  annehmen  oder  ablehnen,  indem  er 
letzteren  in  den  auf  die  Benachrichtigung  über  die  Vereinbarung  folgenden 
24  Stunden  seinen  Entschluss  mittheilt. 

947.  Nimmt  er  sie  an,  so  muss  er  zu  gleicher  Zeit  die  für  die  Aus- 
lösung vereinbarte  Summe  übei^eben,  und  die  späteren  Risikos  der  Reise 
gehen  gemäss  den  Vereinbarungen  in  der  Versicherungspolice  für  seine 
Kechnung  weiter. 

948.  Genehmigt  er  die  Vereinbarung  nicht,  so  muss  er  die  Zahlung 
des  versicherten  Betrages  leisten  und  behält  kein  Recht  irgend  welcher  Art 
auf  die  ausgelösten  Sachen. 

949.  Giebt  er  seinen  Entschluss  nicht  in  der  vorher  festgesetzten 
Frist  kund,  so  wird  angenommen,  dass  er  die  Vereinbarung  ablehnt. 

950.  Wenn  in  Folge  der  Zurückeroberung  des  Schiffes  der  Versicherte 
wieder  zu  dem  Eigenthum  seiner  Sachen  gelangt  ist,  sind  alle  Nachtheile 
und  die  durch  den  Verlust  entstandenen  Ausgaben  als  Havarie  anzusehen, 
und  die  Deckung  derselben  geht  für  Rechnung  des  Versicherers. 

951.  Wenn  in  Folge  der  Zurückeroberung  die  versicherten  Gegen- 
stände in  den  Besitz  eines  Dritten  gelangen,  kann  der  Versicherte  vom 
Abandonrechte  Gebrauch  machen. 

952.  In  den  Fällen  von  Schiffbruch  und  Wegnahme  hat  der  Ver- 
sicherte die  Verpflichtung,  alle  Massregeln  zu  ergreifen,  welche  die  Verhält- 
nisse zulassen,  um  die  verlorenen  Gegenstände  zu  retten  oder  wieder  zu 
erlangen,  unbeschadet  des  Abandons,  dessen  Vornahme  ihm  seiner  Zeit 
zustehen  mag. 

953.  Die  zur  Wiedererlangung  rechtmässig  gemachten  Ausgaben 
gehen  für  Rechnung  der  Versicherer,  bis  zur  Höhe  des  Werthes  der  ge- 
retteten Gegenstände. 

954.  Der  Abandon  auf  Grund  der  Untauglichkeit  zur  Schiffiahrt  ist 
nicht  zulässig,  sobald  der  dem  Schiffe  zugestossene  Schaden  ein  solcher  ist, 
dass    das   Schiff  wieder  für  die   Reise  brauchbar  gemacht  werden  kann.') 

955.  Wenn  das  Schiff  wieder  in  Stand  gesetzt  worden  ist,  haften 
die  Versicherer  nur  für  die  durch  die  Strandung  verui'sachten  Kosten  oder 
einen  andern  Schaden,  den  das  Schiff  erlitten  haben  mag. 

956.  Wenn  das  Schiff  für  die  Schifflfahrt  durchaus  unbrauchbar  ge- 
worden ist,  sind  von  den  etwa  anwesenden  Ladungsinteressenten  oder,  in 
Abwesenheit  derselben,  von  dem  Eapitain  alle  möglichen  Massregeln  zu 
treffen,  um  die  Ladung  an  den  Bestimmungshafen  zu  bringen. 

957.  Es  laufen  für  Rechnung  des  Versicherers  die  Risikos  der 
Ueberführung  von  einem  Schiffe  auf  das  andere  und  die  der  neuen  Reise, 
bis  die  Waaren  an  dem  in  der  Versicherungspolice  bezeichneten  Orte  aus- 
geladen worden  sind. 

958.  Ebenso  haften  die  Versicherer  für  die  Havarien,  Ausladungs- 
kosten, Lagermiethe  und  Wiederverladungskosten,  Mehrbetrag  der  Fracht 
und  alle  übrigen  durch  die  üeberführung  der  Ladung  verursaditen  Kosten. 

959.  Sollte  kein  Schiff  gefunden  werden,  welches  die  versicherten  Waaren 
an  ihren  Bestimmungsort  bringt,  so  kann  der  Eigenthümer  abandonniren. 

960.  Die  Frist,  welche  die  Versicherer  zur  üeberführung  an  Bord 
eines  anderen  Schiffes  haben,  ist  die,  welche  hierzu  in  der  Versicherungs- 
police festgesetzt  worden  ist. 

961.  Falls  die  Reise  des  Schiffes  durch  Embargo  oder  gezwungene 
Detinirung  unterbrochen  werden  soUte,   so  muss  der  Versicherte  dies  den 

^)  „No"  im  Originaltext  dürfte  wohl  ein  Dmckfehler  sein. 
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Versicherem  mittheilen,  sobald  er  es  selbst  er&hrt,  und  er  darf  von  seinem 
Abandonrechte  nicht  eher  Gebrauch  machen,  als  bis  die  gleichen,  in  der  Ver- 
sicherungspolice festgesetzten  Fristen  verstrichen  sind. 

962.  Die  Versicherten  sind  verpflichtet,  die  Versicherer  mit  allen 
ihnen  zu  Gebote  stehenden  Hilfsmitteln  zu  unterstatzen,  um  die  Aufhebung 
der  Beschlagnahme  zu  erlangen,  und  sie  selbst  müssen  alle  zu  diesem 
Zweck  angemessenen  Massnahmen  hierzu  trefifen,  falls  sie  nicht  von  vorn- 
herein im  Einverständniss  mit  den  Versicherem  vorgehen  können,  weil  diese 
in  einem  entfernten  Lande  wohnen. 


TITEL  IV. 
Von  den  Risikos  und  Schäden  des  Seehandels. 

Abschnitt  I. 

Von   den   Havarien. 

963.  Havarien  im  gesetzlichen  Sinne  sind: 

1.  jede  ausserordentliche  und  zufallige  Aufwendung,  welche  während 
der  Reise  des  Schiffes  zur  Erhaltung  desselben,  seiner  Ladung 
oder  beider  zusammen  stattfindet; 

2.  die  Schäden,  welche  das  Fahrzeug  von  dem  Zeitpunkte  ab,  an 
welchem  es  im  Abgangshafen  unter  Segel  geht,  bis  es  in  denjenigen 
seiner  Bestimmung  Anker  wirft,  erleidet,  und  diejenigen,  welche 
seine  Ladung  von  dem  Momente,  in  welchem  sie  eingeladen  wird  ,*) 
bis  zu  demjenigen,  in  welchem  sie  ausgeladen  wird,  im  Kon- 
signationshaien treffen. 

964.  Die  Haftung  bezüglich  dieser  Ausgaben  und  Schäden  wird  nach 
verschiedenen  Vorschriften  bestimmt,  gemäss  dem  Charakter,  welchen  die 
Havarien  als  gewöhnliche  (kleine),  einfache  oder  besondere  und  als  grosse 
oder  gemeinschaftliche  haben. 

965.  Zur  Klasse  der  kleinen  Havarien  gehören  die  Ausgaben,  welche 
in  der  Schifffahrt  unter  dem  Namen  der  kleinen  Unkosten  bekannt  sind; 
sie  gehen  fQr  Rechnung  des  verfrachtenden  Rheders  und  müssen  von  dem 
Eapitain  gedeckt  werden,  indem  ihm  die  Entschädigung,  welche  in  der 
Frachtpolice  oder  in  den  Konnossementen  abgemacht  worden  sein  sollte, 
vergütigt  wird. 

Wenn  bezüglich  dieser  Havarien  keine  besondere  und  bestimmte 
Entschädigung  abgemacht  worden  ist,  werden  sie  als  in  den  Preis  der 
Frachten  mit  eingeschlossen  angesehen,  und  der  Rheder  hat  kein  Recht, 
irgend  welchen  Betrag  ihretwegen  zu  beanspruchen. 

966.  Als  kleine  Unkosten  oder  als  gewöhnliche  Havarie,  in  der 
Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  einbegriffen,  werden  angesehen: 

1.  die  Küsten-  und  Hafenlootsengelder; 

2.  die  Ausgaben  für  Kähne  und  Schlepper; 

3.  die  Tonnen-  und  Baken-,  Lootsenmeister-,  Anker-,  Visitations- 
und sonstige,  Hafenabgaben  genannte,  Gebühren; 

4.  die  Schutengelder  und  Löschungskosten,  bis  die  Waaren  auf  den 
Hafenquai   gebracht   sind,  und   alle   anderen    bei    der    Schifffahrt 

1)  Im  Onginaltext  sind  die  Worte  ^se  cargue  hasta  qne^  wohl  ansgefoUen. 
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gewöhnlich  Torkommenden  Ausgaben,    die   nicht    zu   den   ausser- 
ordentlichen und  zufalligen  gehören. 

967.  Die  Ausgaben  und  Schäden,  welche  unter  der  Bezeichnung  von 
einfachen  oder  besonderen  Havarien  begriffen  werden,  müssen  von  dem 
Ei^enthümer  der  Sache,  welche  die  Ausgabe  verursachte  oder  den  Schaden 
erhtt,  getragen  werden. 

968.  Zur  Klasse  der  einfachen  oder  besonderen  Havarie  gehören: 

1.  die  Schäden,  welche  der  Ladung  von  ihrer  Einladung  bis  zu  ihrer 
Ausladung  durch  eigene  Fehler  der  Sachen  selbst,  durch  Seeunfalle 
oder  in  Folge  unüberwindlicher  Gewalt  zustossen,  und  die  Ausgaben, 
welche  gemacht  sind,  um  dieselben  zu  vermeiden  und  zu  repariren ; 

2.  der  Schaden,  welcher  dem  Rumpf  des  Schiffes,  dessen  Takelage, 
Zubehör  und  Kriegsgeräthschaften  aus  irgend  einem  der  drei  er^ 
wähnten  Ursachen  zustösst,  und  die  Ausgaben,  welche  veran- 
lasst sind,  um  diese  Gegenstände  zu  retten  und  wieder  in  Stand 
zu  setzen; 

3.  die  Löhne  und  Alimente  der  Mannschaft  eines  Schiffes,  welches 
auf  rechtmässigen  Befehl  oder  durch  unüberwindliche  Gewalt  detinii^t 
oder  mit  Embargo  belegt  worden  ist,  wenn  die  Befrachtung  zu 
einer  gewissen  Summe  für  die  Reise  kontrahirt  worden  ist; 

4.  die  Ausgaben,  welche  das  Schiff  hat,  um  in  einem  Hafen  zu  landen 
mit  dem  Zweck,  seinen  Rumpf  oder  sein  Zubehör  auszubessern 
oder  sich  zu  verproviantiren; 

5.  den  Minderwerth,  welchen  die  Waaren  ergeben  haben,  die  von 
dem  Eapitain  bei  einer  gezwungenen  Anlandung  zur  Zahlung  von 
Nahiningsmitteln  und  Rettung  der  Mannschaft  oder  zur  Deckung 
anderer  dem  Schiffe  etwa  nöthigen  Bedürfnisse  verkauft  sind; 

6.  der  Unterhalt  und  die  Heuer  der  Mannschaft,  so  lange  sich  das 
Schiff  in  Quarantäne  befindet; 

7.  der  Schaden,  welchen  dass  Schiff  und  die  Ladung  durch  den 
Zusammenstoss  oder  -Prall  mit  einem  anderen  erleiden,  sofern  dieser 
zufallig  und  unvermeidlich  ist  Wenn  irgend  einer  der  Kapitaine 
an  diesem  Ereignisse  schuld  ist,  liegt  es  ihm  ob,  den  ganzen  von 
ihm  etwa  verursachten  Schaden  zu  ersetzen; 

8.  jeder  Nachtheil,  den  die  Ladung  durch  Nachlässigkeit,  Fehler  oder 
Baratterien  des  Eapitains  oder  der  Schiffsmannschaft  erleidet, 
unbeschadet  des  Rechtes  des  Eigen thümers  auf  die  gebührende 
Entschädigung  gegen  den  Eapitain,  das  Schiff  und  die  Fracht; 

9.  alle  Ausgaben  und  Nachtheile,  welche  dem  Schiffe  oder  der 
Ladung  erwachsen  sind,  und  die  nicht  zum  Wohl  und  zum  Nutzen 
aller  an  demselben  Schiffe  und  seiner  Ladung  Betheiligten  gereicht 
haben. 

969.  Grosse  oder  gemeinschaftliche  Havarien  sind  im  Allgemeinen 
alle  Schäden  und  Ausgaben,  welche  absichtlich  verursacht  werden,  um  das 
Schiff,  dessen  Ladung  oder  irgend  welche  Gegenstände  derselben  aus 
einer  bekannten  und  wirklichen  Gefahr  zu  retten. 

970.  Vorbehaltlich  der  Anwendung  dieser  Vorschrift  auf  etwa  vor- 
kommende Fälle  werden  besonders  als  zu  dieser  Art  der  Havarien  gehörig 
gerechnet: 

1.  die  Waaren  oder  das  Geld,  welche  in  Folge  eines  Vergleichs  hin- 
gegeben werden,  um  das  Schiff  und  dessen  Ladung,  die  in  die 
Hände  von  Feinden  oder  Seeräubern  gefallen  sind,  auszulösen; 
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2.  die  Sachen,  welche  ins  Meer  geworfen  werden,  tun  das  Schiff  zu 
erleichtem,  mögen  sie  der  Ladung  oder  dem  Schiffe  und  dessen 
Mannschaft  angehören,  und  der  Schaden,  welcher  aus  dieser  Mass- 
regel  den  Sachen  erwächst,  die  auf  dem  Schiffe  verbleiben; 

3.  die  Mäste,  welche  absichtlich  zerbrochen  oder  unbrauchbar  ge- 
macht werden; 

4.  die  Taue,  welche  gekappt,  und  die  Anker,  welche  im  Stich  ge- 
lassen werden ,  um  das  Scniff  im  Falle  eines  Sturmes  oder  aus  der 
Gefehr  vor  Feinden  zu  retten; 

5.  die  Ausgaben  der  Lichterung  oder  Ueberf&hrung  eines  Theiles  der 
Ladung^,  um  das  Schiff  zu  erleichtern  und  es  in  den  Stand  zu  setzen, 
einen  Hafen  oder  eine  Rhede  zu  erreichen,  mit  dem  Zwecke,  es 
aus  der  See-  oder  Feindesgefahr  zu  retten,  und  der  Nachtheil, 
welcher  dadurch  den  gelichterten  oder  Überfahrten  Waaren  erwächst; 

6.  der  Schaden,  welcher  irgend  welchen  Gegenständen  der  Ladung 
dadurch  verursacht  wird,  dass  absichtlich  irgend  eine  Oeffnung  in 
das  Schiff  gemacht  worden  ist,  um  das  Wasser  aus  demselben  ab- 
laufen zu  lassen  und  es  vor  dem  Sinken  zu  bewahren; 

7.  die  Kosten,  welche  aufgewendet  werden,  am  ein  Schiff  wieder  flott 
zu  machen,  welches  der  Eapitain  absichtlich  auf  den  Strand  hat 
laufen  lassen,  um  es  aus  gleichen  Gefahren  zu  retten; 

8.  der  dem  Schiff  dadurch  verursachte  Schaden,  dass  es  nothwendig 
war,  dasselbe  zu  öffnen,  zu  erbrechen  oder  aufzutreiben  zu  dem 
Zweck  um  dieWaaren  seiner  Ladung  herauszuholen  und  zu  retten; 

9.  die  Heilung  der  Leute  der  Schiffsmannschaft,  welche  bei  der  Ver- 
theidi^ng  des  Schiffes  verwundet  oder  verstümmelt  worden  sind,  und 
die  Alimente  für  diese,  so  lange  sie  aus  diesen  Gründen  leidend  sind; 

10.  die  Heuer,  welche  irgend  ein  Mann  der  Schiffsbesatzung  verdient, 
der  als  Geissei  von  Feinden  oder  Seeräubern  detinirt  worden  ist, 
und  die  nöthigen  Ausgaben,  welche  in  seiner  Gefangenschaft  ver- 
ursacht werden,  bis  er  in  das  Schiff  oder  in  seinen  Wohnort 
zurückkehrt,  sofern  er  nicht  wieder  in  die  Mannschaft  aufgenommen 
werden  kann; 

11.  die  Heuer  und  der  Unterhalt  der  Mannschaft  des  Schiffes, 
welches  monatweise  gefrachtet  worden  ist,  während  dasselbe  auf 
Befehl  oder  in  Folge  unüberwindlicher  Gewalt  beschlagnahmt  oder 
detinirt  worden  ist,  oder  um  die  Schäden  auszubessern,  denen 
es  absichtlich  zum  gemeinschaftlichen  Vortheile  aller  Betheiligten 
ausgesetzt  worden  ist; 

12.  die  Verminderung,  welche  bei  dem  Werth  der  Waaren  eintritt,  die 
nothwendigerweise  bei  einer  gezwungenen  Anlandung  *)  zu  niedrigen 
Preisen  verkauft  wurden,  um  das  Schiff  von  einem  Schaden  zu 
repariren,  welcher  durch  irgend  ein  Ereigniss,  das  zur  Klasse  der 

fossen  Havarie  gehört,  zugefügt  worden  ist. 
Zum    Betrage    der    gemeinschaftlichen    oder   gössen   Havarie 
tra^n   alle   an  dem  Schiffe    und  an  derjenigen  Ladung  Betheiligten    bei, 
welche  sich  zur  Zeit  der  Gefiahr,  aus  der  die  Havarie  herrührte,   auf  dem 
Schiffe  befunden  hat. 

972.  Der  Eapitain  kann  fiir  sich  allein  bezüglich  der  Schäden  und 
Ausgaben,  welche  zur  Klasse  der  gemeinschaftlichen  Havarien  gehören, 
nichts  beschliessen,  ohne  die  Schiffsoraziere  und  die  etwa  gegenwärtigen 
Ablader  oder  deren  SupeAargos  um  Rath  zu  fragen. 

^)  sc.  auf  ein  anderes  Schiff. 
^  Im  NotUiafiBn. 
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973.  Sollten  diese  sich  den  Massnahmen,  welche  der  Eapitain  und 
dessen  Unterbefehlshaber,  wenn  ein  solcher  vorhanden  ist,  und  der  Lootse 
für  nöthig  halten,  um  das  SchiflF  zu  retten,  widersetzen,  so  kann  der  Kapitain, 
ungeachtet  des  Widerspruches  zur  Ausführung  derselben  unter  seiner 
Verantwortlichkeit  schreiten,  wobei  den  Geschädigten  vorbehalten  bleibt, 
ihr  Recht  seiner  Zeit  vor  dem  kompetenten  Gerichte  gegen  den  Eapitain 
geltend  zu  machen,  welcher  in  diesen  Fällen  mit  Dolus,  Unkenntniss  oder 
Nachlässigkeit  verfahren  ist. 

974.  Sofern  die  Ablader  gegenwärtig  und  nicht  um  Rath  gefragt 
worden  sind,  bezüglich  des  Beschlusses,  von  dem  im  vorhergehenden  Artikel 
die  Rede  ist,  sind  sie  der  Pflicht  enthoben,  zur  gemeinschaftlichen  Havarie 
beizutragen,  indem  der  Antheil,  dessen  Vergütung  ihnen  obliegen  würde, 
dem  Eapitain  zur  Last  fallt,  es  sei  denn,  dass  durch  die  Dringlichkeit 
des  Falles  dem  Eapitain  die  Zeit  und  Gelegenheit  gemangelt  hätten,  den 
Willen  der  Ablader  zu  erforschen,  bevor  er  allein  irgend  eine  Verfügung  traf. 

975.  Der  gefesste  Beschluss,  sich  den  Schäden  oder  Ausgaben  der 
gemeinschaftlichen  Havarien  zu  unterziehen,  ist  im  Schiflfsbuche  zu  be- 
urkunden, mit  Angabe  der  Gründe,  welche  ihn  veranlassten,  der  Voten, 
welche  dagegen  abgegeben  sein  mögen,  und  der  Gründe,  welche  die 
Votirenden  angegeben  nahen. 

976.  Diese  Akte  ist  von  allen,  welche  daran  Theil  genommen  haben 
und  zu  schreiben  wissen,  zu  unterzeichnen,  und  sie  ist  zu  beurkunden,  bevor 
zur  Ausführung  des  Beschlusses  geschritten  wird,  wenn  Zeit  dazu  vor- 
handen ist,  und,  sofern  dies  nicht  der  Fall  ist,  im  ersten  Momente,  zu 
welchem  es  geschehen  kann. 

977.  Der  Eapitain  hat  eine  Eopie  der  Verhandlung  an  die  Gerichts- 
behörde in  Handelssachen  des  ersten  Hafens,  wo  er  anlandet,  einzui-eichen, 
indem  er  eidlich  bekräftigt,  dass  die  darin  enthaltenen  Thatsachen  wahr- 
heitsgemäas  sind. 

978.  Wenn  ein  Theil  der  Ladung  ins  Meer  geworfen  werden  mass, 
ist  mit  den  meistwiegenden  und  mindestwerthigen  Gegenständen  zu  be- 
ginnen, und  bei  denen  gleicher  Art  sind  zuei-st  die  auf  dem  ersten  Deck 
befindlichen  zu  werfen,  indem  die  Ordnung,  welche  der  Eapitain  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Schiffsoffizieren  bestimmt,  zu  befolgen  ist. 

979.  Wenn  irgend  ein  Theil  der  Ladung  sich  auf  der  Euhl 
des  Schiffes  befindet,  muss  dieser  der  erste  sein,  welcher  ins  Meer  ge- 
worfen wird. 

980.  In  Fortsetzung  der  Akte,  welche  den  Beschluss  enthält,  den 
dazu  für  nothwendig  erachteten  Theil  der  Ladung  ins  Meer  zu  werfen, 
ist  anzugeben,  welche  Gegenstände  geworfen  wurden,  und,  wenn  irgend 
welche  (Ter  an  Bord  gebliebenen  in  Folge  des  Seewurfes  direkt  Schaden 
erlitten  haben,  muss  oerselben  ebenfalls  Erwähnung  geschehen. 

981.  Wenn  das  Schiff  ungeachtet  des  Seewurfes  eines  Theils  der 
Ladung  zu  Grunde  geht,  so  cessirt  die  Verpflichtung,  zum  Betrage  der 
grossen  Havarie  beitragen  zu  müssen,  und  die  entstandenen  Schäden  und 
Verluste  werden  als  einfache  oder  besondere  Havarien  zu  Lasten  der 
Betheiligten  an  den  Gegenständen,  welche  sie  erlitten  haben,  angesehen. 

982.  Wenn  das  Schiff,  nachdem  es  aus  der  Gefahr,  welche  zur  grossen 
Havarie  Veranlassung  gab,  gerettet  worden  war,  durch  ein  anderes  im 
Verlaufe  der  Reise  eingetretenes  Ereigniss  zu  Grunde  geht,  besteht  die 
Verpflichtung,  zur  gememschaftlichen  Havarie  beizutragen,  fort,  bezüglich 
der  aus  der  ersten  Gefahr  geretteten  Waaren,  welche  nach  dem  Untergänge 
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des  Schiffes  erhalten  sind,  gemäss  dem  Werthe,  den  sie  ihrem  Zustande 
entsprechend  haben,  und  abzüglich  der  Kosten,  welche  aufgewendet  sind, 
um  sie  zu  retten. 

983.  Der  Nachweis  der  Verluste  und  Ausgaben,  welche  die  gemein- 
schaftliche Havarie  bilden,  muss  im  Löschungshafen  auf  Ansuchen  des 
Kapitains  und  unter  Vorladung  aller  gegenwärtigen  Betheiligten  oder 
ihrer  Konsignatare  geschehen. 

984.  Die  Untersuchung  und  Auimachung  der  Havarie  und  ihres 
Betrages  müssen  durch  Sachverständige  bewirkt  werden,  welche  auf  Vor- 
schlag der  Betheiligten  oder  deren  Vertreter  oder  von  Amtswegen,  wenn 
diese  ^  nicht  thun,  das  Handelsgericht  im  Hafen  der  Ausladung  zu  ernennen 
sind,  sofern  die  Ausladung  auf  Peruanischem  Gebiete  erfolgt 

985.  Wenn  dieselbe  im  Auslande  erfolgt,  so  steht  diese  Ernennung 
dem  Peruanischen  Konsul  zu  und,  falls  ein  solcher  fehlt,  der  gerichtlichen 
Behörde,  welche  in  Handelssachen  erkennt 

986.  Die  verlorenen  Waaren  sind  nach  dem  laufenden  Preise,  welchen 
sie  am  Löschungsorte  haben  würden,  unter  der  Bedingung,  dass  aus  den 
Konnossementen  ihre  Art  und  betreffende  Qualität  hervorgehen,  abzuschätzen. 

987.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  ist  das  massgebend,  was  aus  der 
Einkaufsfaktura,  welche  im  Hafen  der  Absendung  eingehändigt  wurde, 
sich  ergiebt,  indem  zum  Betrage  derselben  die  Kosten  und  später  oezahlten 
Frachten  hinzugefugt  werden. 

988.  Die  gekappten  Mäste,  Segel,  Taue  und  die  übrige  Takelage, 
welche  zur  Rettung  des  Schiffes  zerstört  werden  mussten,  sind  nach  dem 
Werthe,  welchen  sie  zur  Zeit  der  Havarie  ihrem  damaligen  Zustande  ent- 
sprechend gehabt  haben,  zu  schätzen. 

989.  Damit  die  Gegenstände  der  Ladung,  welche  verloren  oder  de- 
teriorirt  sind,  bei  der  Aufmachung  der  gemeinschaftlichen  Havarie  mit 
au^enommen  werden  können,  ist  es  nothwendig,  dass  sie  mit  den  fi^ehörigen 
Konnossementen  aufgenommen  werden,  da  andernfalls  ihr  Verlust  oder 
ihre  Verschlechterung  für  Rechnung  der  Betheiligten  geht,  ohne  dass  sie 
deshalb,  falls  sie  gerettet  werden,  befreit  sind,  wie  die  ganze  übrige  Ladung 
zu  der  Havarie  beizuti*agen. 

990.  Ebensowenig  sind  in  die  Berechnung  der  zur  gemeinschaftlichen 
Havarie  die  auf  dem  obersten  Deck  des  Schiffes  verladenen  Gegenstände 
aufzunehmen,  welche  ins  Meer  geworfen  oder  beschädigt  wurden,  ungeachtet 
dass  sie,  falls  sie  gerettet  würden,  ebenfalls  zur  Havarie  beitragen  müssen. 

991.  Der  Verfrachter  und  der  Kapitain  haften  für  die  Nachtheile 
des  Seewurfes  gegenüber  den  Abladern  der  über  Bord  geworfenen  Gegen- 
stände, wenn  deren  Lagerimg  auf  dem  obersten  Deck  willkürlich  und  ohne 
Einwilligung  dieser  geschehen  ist. 

992.  Die  in  das  Meer  geworfenen  Waaren,  welche  später  wieder 
erlangt  worden  sind,  werden  in  der  Aufmachung  der  gemeinschaftlichen 
Havarie  nur  für  den  Theil  aufgenonmien,  welchen  sie  an  Werth  verloren 
haben,  und  für  das,  was  die  zu  ihrer  Wiedererlangung  aufgewendeten  Kosten 
betragen,  und  sollten  sie,  bevor  sie  wiedererlangt  wurden,  schon  ganz  in 
die  gemeinschaftliche  Masse  der  Havarie  aufgenommen  und  ihr  Betrag  den 
£igenthümem  eingehändigt  worden  sein,  so  müssen  diese  das  empfangene 
Geld  zurückerstatten,  indem  sie  nur  soviel  davon  zurückbehalten,  als  ihnen 
in  Folge  des  schlechten  Zustandes    der  Waaren  und    für  Kosten    zusteht. 


»wv.     Falls  die  Gegenstände  der  Ladung,   welche,   um  das  Schiff  bei 
einem  Sturm    zu   erleichtern   oder  um  seine  Einfahrt  in  einen  Hafen  oder 
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eine  Rhede  zn  ermöglichen,  an  Bord  von  Barken  oder  Schaluppen  über- 
führt worden  waren,  zu  Grunde  gehen,  ist  ihr  Werth  in  die  Masse,  welche 
zur  gemeinschaftlichen  Havarie  beizutragen  hat^  nach  der  Bestimmung  im 
Art.  974  mit  einzuschliessen. 

994.  Der  Betrag,  welchen  nach  der  Regulirung  der  Sachverständigen 
die  grossen  Havarien  ausmachen,  ist  im  Verhältniss  unter  alle  Beitragenaen 
durch  die  Person,  welche  zu  diesem  Zwecke  das  Handelsgericht,  das  über 
die  Liquidation  der  Havarie  entscheidet,  ernennt,  zu  vertheilen. 

995.  Um  das  Verhältniss,  in  welchem  diese  Vertheilung  stattfinden 
muss,  festzusetzen,  sind  der  Werth  des  Theiles  der  aus  der  Gefahr  ge- 
retteten Ladung  und  derjenige,  welcher  dem  Schiffe  zukommt,  abzuschätzen. 

996.  Die  Gegenstände  der  Ladung  sind  nach  dem  Preise,  welchen 
sie  im  Löschungshafen  haben,  abzuschätzen. 

Die  verlorenen  Waaren  tragen  für  denselben  Werth  bei,  zu  welchem 
sie  bei  der  Regulirung  berücksichtigt  worden  sind. 

997.  Das  Schiff  mit  seiner  Takelage  ist  in  gleicher  Weise  nach  dem 
Zustande,  in  welchem  es  sich  befindet,  ^zuschätzen. 

Sowohl  die  Abschätzung  des  Schiffes  als  diejenige  der  Gegenstände 
seiner  Ladung  muss  von  Sachverständigen,  welche  in  aer  in  den  Art.  984 
und  985  angegebenen  Weise  ernannt  worden  sind,  geschehen. 

998.  Als  accessorischer  Werth  des  Schiffes  ist  Behufs  der  Vertheilung 
der  Havarie  der  Betrag  der  auf  der  Reise  verdienten  Frachten,  nach  Ab- 
zug der  Salaire  für  den  Kapitain  und  die  Schiffsmannschaft,  anzusehen. 

999.  Bezüglich  der  Abschätzung  der  geretteten  Waaren  ist  die 
wirkliche  Prüfung  derselben  massgebend,  und  nicht  dasjenige,  was  aus  den 
Konnossementen  hervorgeht,  es  sei  denn,  dass  die  Parteien  übereinkommen, 
sich  nur  nach  letzteren  zu  richten. 

1000*  Zur  grossen  Havarie  tragen  die  Kriegsmunitionen  und  Mund- 
vorräthe  des  Schiffes,  die  Wäsche  und  die  Kleidungsstücke  des  Kapitains, 
der  Offiziere  und  der  Schiffsmannschaft,  welche  schon  gebraucht  worden 
sind,  nicht  bei. 

1001.  Es  sind  auch  von  dem  Beitrag  zur  Havarie  die  Wäsche  und  die 
Kleidungsstücke  gleicher  Art,  welche  den  an  Bord  befindlichen  Abladern, 
Superkargos  und  rassagieren  gehören,  ausgenommen,  insoweit  der  Werth  der 
Gegenstände  dieser  Art,  welche  jedem  zukommen,  nicht  denjenigen  über- 
schreitet, welcher  den  Gegenständen  derselben  Klasse  gegeben  wird,  be- 
züglich deren  der  Kapitain  von  dem  Beitrage  befreit  ist. 

1002*  Die  ins  Meer,  geworfenen  Gegenstände  tragen  zur  Zahlung  der 
gemeinschaftlichen  Havarie,  welche  bei  den  geretteten  Waaren  in  Folge 
einer  andern  und  spätem  Gefehr  vorkommen,  nicht  bei. 

1003.  Die  Vertheilung  der  grossen  Havarie  tritt  nicht  eher  in  Kraft, 
als  bis  das  mit  ihrer  Liquidation  betraute  Gericht  sie  genehmigt,  und 
dieses  hat,  um  die  Genehmigung  zu  ertheilen,  die  gegenwärtigen  Betheiligten 
oder  ihre  gesetzmässigen  Vertreter  darüber  zu  vernehmen. 

1004.  Der  Kapitain  muss  die  Vertheilung  zur  Ausführung  bringen 
und  haftet  den  Eigenthümem  der  havarirten  Sachen  gegenüber  für  die 
etwaigen  Folgen  der  Säumigkeit  oder  Nachlässigkeit. 

1005*  Sollten  die  Beitragenden  die  bezüglichen  Quoten  binnen  drei 
Tagen  nach  Genehmigung  der  Vertheilung  nicht  einzahlen,  so  sind  auf  An- 
suchen des  Kapitains  so  viel  der  geretteten  Waaren  dafür  zu  verkaufen,  dass 
aus  deren  Erlös  diese  Quoten  bezahlt  werden. 

1006.  Der  Kapitain  kann  die  Ablieferung  der  geretteten  Gegenstände 
aufschieben,  bis  der  Betrag  gezahlt  worden  ist,  wenn  derjenige,  welcher 
sie  in  Empfang   zu  nehmen  hat,   nicht  für  ihren  Werth  Bürgschaft  stellt. 
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1007.  Damit  die  Silage  bezüglich  der  Havarie  zulässig  ist,  muss  der 
Werth  derselben  mehr  als  den  hundertsten  Theil  des  gemeinschaftlichen 
Werthes  des  Schiffes  imd  der  Ladung  ausmachen. 

1006.  Die  Bestimmungen  dieses  Titels  stehen  dem  nicht  entgegen, 
dass  die  Parteien  bezüglich  der  Verantwortlichkeit,  Liquidation  und  Zahlung 
der  Havarien  besondere  Vereinbarungen,  die  ihnen  angemessen  erscheinen, 
schliessen,  in  welchem  Falle  letztere  genau  zu  befolgen  sind,  selbst  wenn 
sie  sich  von  den  eben  festgesetzten  Vorschriften  entfernen. 

1009.  Wenn,  um  emer  Feuersbrunst  in  irgend  einem  Hafen  oder 
einer  Rhode  Einhalt  zu  thun,  befohlen  wird,  irgend  ein  Schiff  in  den 
Ghrond  zu  bohren,  als  nothwendige  Massnahme,  um  die  übrigen  ^i  retten, 
80  ist  dieser  Verlust  als  gemeinschaftliche  Havarie  anzusehen,  zu  welcher 
die  übrigen  geretteten  Schiffe  beitragen  müssen. 

Abschnitt  II. 

Von  den  gezwungenen  Anlan  düngen  (Anlandungen  im 

No  thh  af  en). 

1010.  Rechtmässige  Gründe  zur  Anlandung  an  einem  andern  Punkte, 
als  dem  für  die  Reise  des  Schiffes  festgesetzten,  sind: 

1.  der  Mangel  an  Lebensmitteln; 

2.  die  begründete  Furcht  vor  Feinden  und  Seeräubern; 

3.  jedes  Ereigniss  auf  dem  Schiffe,  welches  dasselbe  zur  Fortsetzung 
der  Schifftahrt  untauglich  macht 

1011.  Wenn  irgend  einer  dieser  Gründe  eintritt,  welcher  die  An- 
landung  nothwendig  macht,  so  ist  derselbe  in  einer  Versammlung  der 
Schiffsoffiziere  zu  prüfen  und  zu  erwägen,  wobei  das,  was  durch  Stimmen- 
mehrheit beschlossen  worden  ist,  zur  Ausführung  kommt,  und  wovon  in 
der  Akte,  welche  in  das  betreffende  Register  einzutragen  ist,  mit  Unter- 
schrift aller,  die  zu  schreiben  verstehen,  ausdrückliche  und  persönliche 
Erwähnung  zu  thun  ist. 

1012.  Der  Eapitain  hat  die  entscheidende  Stimme;  die  etwa  an- 
wesenden Ladungsbetheiligten  müssen  ebenfalls  an  der  Yersiimmlung  theil- 
nehmen,  jedoch  ohne  Stimme  in  derselben  zu  haben,  und  nur  um  von  der 
Berathung  Eenntniss  zu  nehmen  und  die  für  ihre  Interessen  nothwendigen 
Reklamationen  und  Proteste  zu  erheben,  welche  ebenfalls  wörtlich  in  die- 
selbe Akte  aufzunehmen  sind. 

1013.  Die  Kosten  der  gezwungenen  Anlaudung  gehen  immer  für 
Rechnung  des  Rheders  oder  Verfrachter. 

1014.  Weder  der  Rheder  noch  der  Eapitain  haften  in  irgend  welcher 
Weise  för  die  Nachtheile,  welche  die  Ablader  in  Folge  der  Anlandung 
treffen,  sobald  diese  eine  rechtmässige  ist;  jedoch  haften  sie  stets  solidarisch 
dafür,  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist. 

1015.  Jede  gezwungene  Anlandung,  welche  nicht  aus  Dolus,  Nach- 
lässigkeit und  schuldbarem  Mangel  an  Voraussicht  des  Rheders  oder  des 
Kapitains  herrührt,  ist  rechtmässig. 

1016.  Die  Anlandung  wird  in  folgenden  Fällen  nicht  als  eine  recht- 
mässige angesehen: 

1.  wenn  der  Mangel  an  Lebensmitteln  davon  herrührt,  dass  nicht  der 
nach  Sitte  und  Brauch  in  der  Schiflffahrt  nöthige  Vorrath  fQr  die 
Reise  angeschafft  worden  ist,  oder  dass  dieselben  in  Folge  einer 
schlechten  Placirung  oder  Vernachlässigung  bei  ihrer  Aufbewahrung 
und  Erhaltung  verloren  gegangen  oder  verdorben  sind; 
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2.  wenn  die  Gefahr  vor  Feinden  oder  Seeräubern  nicht  zuveiiässig 
erkannt  worden,  offenbar  und  auf  wirkliche  und  nachweisbare 
Thatsachen  gestützt  ist; 

3.  wenn  die  Schadhaftigkeit^  welche  das  Schiff  erlitten  haben  mag, 
ihren  Ursprung  darin  hat,  dass  es  für  die  zu  unternehmende  Reise 
nicht  gehörig  reparirt,  ausgerüstet,  bemannt  und  fertig  gestellt 
worden  ist ; 

4.  wenn  die  Schadhaftigkeit  aus  einer  verkehrten  Betimmung  des 
Kapitains  oder  davon  herrührt,  dass  er  nicht  die  nöthigen  Mass- 
regeln zur  Yermeidimg  derselben  getroffen  hat 

1017.  Zur  Ausladung  im  Hafen  der  Anlandung  ist  nur  dann  zu 
schreiten,  wenn  es  durchaus  nöthig  ist,  um  die  Reparaturen,  deren  das 
Schiff  bedarf,  vorzunehmen  oder  um  bei  der  Ladung  Verlust  und  Be- 
schädigung zu  vermeiden. 

In  beiden  Fällen  muss  der  Ausladung  die  Ermächtigung  des  Gerichtes 
oder  der  Behörde,  welche  in  Handelssachen  erkennt,  vorhergehen. 

1018.  In  einem  ausländischen  Hafen,  wo  ein  Peruanischer  Konsul 
ist,  liegt  es  diesem  ob,  die  Ermächtigung  zu  ertheilen. 

1019.  Dem  Kapitain  liegt  die  Aufbewahrung  der  Ladung  ob, 
welche  ausgeschifft  wird,  und  er  haftet  für  ihre  Erhaltung,  abgesehen  von 
den  Ereignissen  unüberwindlicher  Gewalt. 

1020.  Wenn  es  sich  im  Hafen  der  Anlandung  ergiebt,  dass  irgend 
ein  Theil  der  Waare  Beschädigiing  gelitten  hat,  so  muss  der  Kapitain 
seine  Erklärung  vor  der  Behörde,  welche  in  Handelsgeschäften  erkennt, 
binnen  vierundzwanzig  Stunden  abgeben,  und  er  hat  sich  nach  den  Be- 
stimmungen zu  richten,  welche  bezüglich  der  beschädigten  Waaren  der 
Ablader  oder  irgend  einer  seiner  gegenwärtigen  Vertreter  treffen  mag. 

1021.  Wenn  sich  in  dem  Hafen  weder  der  Ablader,  noch  eine  Person, 
welche  ihn  vertritt,  befinden  sollte,  sind  die  Waaren  durch  von  dem 
Handelsgerichte  oder  gegebenenfalls  von  dem  Konsularagenten  zu  er- 
nennende Sachverständige  zu  prüfen,  welche  die  Art  des  Schadens,  den 
die  geprüften  Waaren  erlitten  haben,  die  Mittel,  denselben  wieder  zu 
repariren  oder  wenigstens  dessen  Vermehrung  oder  Verbreitung  zu  ver- 
meiden, anzugeben  und  zu  bezeichnen  haben,  ob  deren  Wiedereinschiffung 
und  Transportirung  nach  dem  Hafen  ihrer  Konsignation  angemessen  sei 
oder  nicht 

1022.  Auf  Grund  der  Erklärung  der  Sachverständigen  hat  das 
Gericht  dasjenige  zu  verfugen,  was  es  für  die  Interessen  des  Abladers  am 
nützlichsten  hält,  und  der  Kapitain  muss  das  Verfugte  zur  Ausführung 
bringen,  indem  er  für  jede  Verletzung  oder  jeden  Missbrauch,  den  er 
begeht,  haftet. 

1023.  Unter  gerichtlicher  Mitwirkung  und  in  öffentlicher  Versteigerung 
kann  derjenige  Theil  der  beschädigten  Waaren  verkauft  werden,  welcher 
zur  Deckung  der  Erhaltungskosten  für  die  übrigen  Waaren  eilorderlich 
ist,  falls  der  Kapitain  dieselben  nicht  aus  der  Schiffskasse  vorstrecken 
kann,  noch  sich  Jemand  findet,  der  sie  auf  Bodmerei  leiht. 

1024.  Sowohl  der  Kapitain  als  jeder,  welcher  den  Vorschuss  gewährt, 
hat  Anspruch  auf  die  gesetzlichen  Zinsen  des  Betrages,  welchen  er  vor- 
schiesst,  imd  auf  Rückzahlung  desselben  aus  dem  Erlöse  der  Waaren  selbst 
mit  Vorzugsrecht  vor  allen  übrigen  Gläubigem,  welcher  Art  ihre  For- 
derungen auch  sein  mögen. 

1025.  Wenn  die  beschädigten  Waaren,  ohne  Gefahr  gänzlich  zu  ver- 
derben, nicht   aufbewahrt   werden    können,  oder  ihr  Zustand  es  nicht  er- 
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habt,  die  am  angemessensten  erscheinenden  Verfügungen  des  Abladers 
oder  seines  Konsignatars  abzuwarten,  so  ist  zu  ihrem  Verkaufe  mit  den 
nämlichen  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebenen  Förmlichkeilen  zu 
schreiten,  indem  ihr  betrag  nach  Abzug  der  Kosten  und  Frachten  zur 
Verfugung  der  Ablader  deponirt  wird. 

1026.  Wenn  der  Beweggrund  cessirt,  welcher  zu  der  Anlandung  im 
Nothhafen  zwang,  darf  der  Kapitain  die  Fortsetzung  seiner  Reise  nicht 
länger  aufschieben,  und  er  haftet  für  die  Nachtheile,  welche  durch  seine 
willkürUche  Verzögerung  entstehen  mögen. 

1027.  Wenn  die  Anlandung  aus  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern 
erfolgt  ist,  muss  die  Abfahrt  des  Bchiffes  in  einer  Versammlung  der  Offiziere 
in  Gegenwart  der  etwa  am  Orte  befindlichen  Ladungsinteressenten  berathen 
werden,  unter  denselben  Formen,  welche  die  Art.  1011  und  1012  bezüglich 
des  Beschlusses  zu  den  Anlandiuigen  vorschreiben. 

Abschnitt  HI. 
Von   den    Schiffbrüchen. 

1028.  Wenn  das  Schi£F  strandet  oder  Schififbruch  erleidet,  haben 
seine  Eigenthümer  und  die  Ladungsinteressenten,  die  etwa  vorkommenden 
Verluste  und  Schäden,  jeder  persönlich  für  seinen  Antheil,  zu  tragen,  indem 
ihnen  die  Beste  davon,  welche  gerettet  werden  konnten,  gehören. 

1029.  Wenn  der  Schiffbruch  aus  böswilliger  Absicht,  Nachlässigkeit 
oder  Unwissenheit  des  Eapitains  oder  seines  Steuermanns  entsteht,  können 
die  Rheder  und  die  Ablaaer  von  dem  Rechte  auf  Entschädigung,  welches 
ihnen  nach  den  Bestimmungen  der  Art.  654,  655,  673,  674  und  675 
zusteht,  Gebrauch  machen. 

1030.  Wenn  die  Ablader  beweisen,  dass  der  Schiffbruch  dadurch 
entstanden  ist,  dass  das  Schiff  nicht  gehörig  zur  Schifffahrt  reparirt  und 
ausgerüstet  war,  bevor  es  die  Reise  antrat,  ist  die  Entschädigung  der 
durch  den  Schiffbruch  der  Ladung  zugefügten  Nachtheile  zu  Lasten  des 
Rheders. 

1031.  Die  aus  dem  Schiffbruch  geretteten  Gegenstände  haften  be- 
sonders für  die  zu  ihrer  Rettung  aufgewendeten  Kosten;  den  Betrag  dieser 
Kosten  haben  die  Eigenthümer  zu  zahlen,  bevor  die  Auslieferung  an  sie 
erfolgt,  oder  derselbe  (der  Betrag)  ist  mit  Vorzug  vor  jeder  anderen  Ver- 
pflichtung von  dem  Verkaufserlöse  abzuziehen. 

1032.  Wenn  ein  Schiff  Schiffbruch  erleidet,  welches  imter  Konvoi 
oder  unter  Admiralschaft  fahrt,  ist  der  Theil  seiner  Ladung  und 
Ausrüstungsgegenstände,  welcher  gerettet  werden  konnte,  auf  die  übrigen 
Schiffe  zu  vertheilen,  wenn  dieselben  Raum  haben,  sie  aufzunehmen,  und 
zwar  im  Verhältnisse  des  Raumes,  den  ein  jedes  von  ihnen  hat. 

1033.  Wenn  ein  Kapitain  ohne  rechtmässigen  Grund  dieses  ver- 
weigern sollte,  muss  der  Kapitain,  dessen  Schiff  Schiffbruch  erlitten  hat, 
vor  zwei  Seeoffizieren  einen  Protest  bezüglich  der  Schäden  und  Nachtheile, 
die  daraus  entstehen,  gegen  ihn  auftiehmen  und  im  ersten  Hafen  diesen 
Protest  binnen  24  Stunden  ratificiren,  indem  er  ihn  der  Rechtfertigungsakte, 
welche  er  gemäss  der  Bestimmung  der  Art.  621,  625  und  626  gerichtlich 
veranlassen  muss,  beifügt. 

1034.  Wenn  es  nicht  möglich  ist,  die  ganze  schiffbrüchige  Ladung 
an  Bord  der  Hülfsschiffe  überzuladen,  so  sind  vorzugsweise  die  Gegen- 
stände von  grösstem  Werth    und   geringstem  Volumen   zu   beiden,   wegen 
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deren  Auswahl  der  Eapitain  in  Uebereinstimmung  mit  den  Schiffsoffizieren 
zu  verfahren  hat. 

1035.  Der  Kapitain,  welcher  die  schiffbrüchigen  Gegenstände  aui- 
genommen,  hat  seinen  Kurs  fortzusetzen,  indem,  er  sie  nach  dem  Hafen, 
wohin  sein  Schiff  bestimmt  war,  befördert,  wo  sie  mit  gerichtlicher  Er- 
mächtigung für  Rechnung  der  rechtmässigen  Interessenten  niedergelegt 
werden. 

1036.  In  dem  FaUe,  dass,  ohne  den  Kurs  zu  ändern  und  unter  Ver- 
folgung derselben  Reise,  die  Gegenstände  im  Hafen,  nach  welchem  sie  konsig- 
nirt  sind,  ausgeladen  werden  können,  darf  der  Eapitain  denselben  anlaufen, 
vorausgesetzt,  dass  die  Ablader  oder  Superkargos,  welche  etwa  an  Bord 
sind,  die  Passagiere  und  Schiffsoffizire  darin  wUligen,  und  keine  offenbare 
Gefahr  eines  Seeunfalles  oder  von  Feinden  vorhanden  ist;  aber  er  darf  es 
nicht  ausführen  gegen  den  Bescbluss  jener,  noch  zu  Eriegszeiten,  oder 
wenn  das  Einlaufen  in  den  Hafen  ge&hrlich  ist. 

1037.  Alle  Ausgaben  der  Anlandung,  welche  zu  dem  im  vorher- 
gehenden Artikel  angegebenen  Zwecke  aufgewendet  werden,  sind  für 
Rechnung  der  Eigen thümer  der  schiffbrüchigen  Waaren. 

1038.  Für  Rechnung  derselben  gehen  auch  die  entsprechenden 
Frachten,  die  in  Ermangelung  der  Uebereinkunft  zwischen  den  Parteien 
nach  dem  ürtheile  von  Schiedsrichtern  im  Hafen  der  Löschung  zu  reguliren 
sind,  unter  Berücksichtigung  der  Entfernung,  in  welcher  die  Waaren  durch 
das  Schiff,  das  sie  aufgenommen  hat,  transportirt  sind,  der  Verzögerung, 
welche  es  dadurch  erfuhr,  der  Schwierigkeiten,  die  es  bei  der  Aimiahnae 
derselben  zu  überwinden  hatte,  und  der  Risikos,  welche  es  dabei  lie£ 

1039:  Wenn  die  aufgenommenen  Waaren,  weil  sie  beschädigt  ge- 
funden wurden,  nicht  aufbewahrt,  oder  wenn  binnen  einem  Jahre  ihre 
rechtmässigen  Eigen  thümer  nicht  entdeckt  werden  können,  um  diesen  von 
deren  Vorhandensein  Nachricht  zu  geben,  hat  das  Gericht,  auf  dessen  Ver- 
fügung sie  niedergelegt  wurden,  zu  ihrem  Verkaufe  in  Öffentlicher  Ver- 
steigerung zu  schreiten,  indem  es  ihren  Erlös  nach  Abzug  der  Eosten  de- 
ponirt,  um  ihn  demjenigen,  welchem  er  zukömmt,  auszuhändigen. 

1040.  Es  kann  auch  ausser  in  den  Fällen,  welche  der  vorhergehende 
Artikel  vorschreibt,  und  unter  den  gleichen  Förmlichkeiten  derjenige  Theil 
der  geretteten  Waaren  verkauft  weraen,  welcher  zur  Deckung  der  Frachten 
und  Kosten,  auf  die  der  Eapitain,  der  sie  aufnahm,  einen  Anspruch  macht, 
erforderlich  ist,  wenn  der  Eapitain  des  schiffbrüchigen  Schiffes  oder  irgend 
ein  Eorrespondent  der  Ablader  oder  Eonsignatare  sich  nicht  dazu  ver- 
stehen sollte,  dieselben  vorzuschiessen. 

1041.  Jeder,  der  diesen  Vorschuss  gewährt,  geniesst  das  gleiche 
Hypothekenrecht,  welches  im  Artikel  1019  testgesetzt  ist. 

TITEL  V. 

Von  der  Verjährung  der  dem  Seehandel  eigenthümlichen 

Verpflichtungen. 

1042.  Das  Elagerecht  auf  Erlangung  des  Betrages  der  zur  Erbauung, 
Reparatur  und  Ausrüstung  der  Schiffe  gelieferten  Ge^nstände  veijährt 
in  fünf  Jahren,  von  der  Zeit  an  gerechnet,  seit  die  Ablieferung  derselben 
erfolgte. 

1043.  Das  Elagerecht,  welches  aus  der  Lieferung  von  Lebensmitteln 
zur  Verproviantirung  des  Schiffes  oder  aus  dem  den  ^eleuten  auf  Befehl 
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des  Eapitains  gewährten  Unterhalt  entsteht,  verjährt  ein  Jahr  nach  der 
LieferuDg,  voransgesetzt,  dass  in  demselben  das  Schiff  wenigstens  15  (14) 
Tage  lang  in  dem  Hafen,  wo  die  Schuld  kontrahirt  wurde^  vor  Anker 
gelegen  hat. 

1044.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  behält  der  Gläubiger  sein  Klage- 
recht, so^ar  nach  Ablauf  des  Jahres,  bis  das  Schiff  in  demselben  wieaer 
Anker  wirft,  und  noch  15  (14)  Tage  nachher. 

1045.  Binnen  derselben  Frist  und  mit  gleicher  Einschränkung  ver- 
jährt das  Klagerecht  der  Handwerker,  welche  Arbeiten  auf  dem  Schiffe 
Yerrichtet  haben. 

1046.  Das  Klagerecht  der  Offiziere  und  der  Mannschaft  auf  Zahlung 
ilu^r  Besoldungen  und  Gagen  verjährt  ein  Jahr,  nachdem  die  Reise  be- 
endigt ist,  bei  welcher  sie  dieselben  verdient  haben. 

1047.  Das  Klagerecht  auf  die  Zahlung  der  Frachten  und  auf  den 
Beitrag  zu  der  gemeinschaftlichen  Havarie  verjährt,  nachdem  6  Monate 
nach  erfolgter  Ablieferung  der  Gegenstände,  auf  welchen  die  Verpflichtungen 
haften,  verflossen  sind. 

1048.  Das  Klagerecbt  auf  Ablieferung  der  Ladung  oder  wegen  ao 
derselben  verursachten  Schäden,  verjährt  ein  Jahr  nach  Ankunft  des 
Schiffes. 

1048.  Es  verjährt  in  fünf  Jahren,  vom  Datmn  des  Vertrages  an  ge- 
rechnet, das  Klagerecht,  welches  aus  einem  Bodmereidarlehn  und  einer 
Versicherungspolice  herrührt. 

1050.  Es  erlischt  das  Klagerecht  gegen  den  Kapitain,  welcher  die 
Ladung  befördert,  und  gegen  die  Versicherer  bezüglich  des  Schadens, 
welchen  jene  erlitten  hat,  wenn  nicht  24  Stunden  nach  ihrer  Ablieferung 
der  gehörige  Protest  in  beglaubigter  Form  aufgenommen  und  dem  E^pitain 
in  den  folgenden  3  Tagen  persönlich  oder  durch  Behändigungsschein  noti- 
ficirt  worden  ist. 

1051.  Es  erlischt  ebenfalls  jedes  ELlagerecht  g^en  den  Befrachter 
wegen  Zahlxms  von  Havarien  oder  Anlandungskosten,  welche  die  Ladung 
belasten,  sobald  der  Kapitain  die  Frachtgelder  fOr  die  Gegenstände,  welche 
er  abgeliefert  hat,  in  Empfang  genommen  hat,  ohne  in  der  Frist,  welche 
der  vorhergehende  Artikel  festsetzt,  seinen  Protest  erhoben  zu  haben. 

1052.  Die  Wirkungen,  sowohl  der  einen  als  der  andern  Proteste, 
cessiren,  und  letztere  werden  als  nicht  erhoben  angesehen,  wenn  die 
betreffende  gerichtliche  Kla^e  nicht  vor  Ablauf  zweier  Monate  nach  Da- 
tirung  derselben  gegen  die  Personen,  gegen  welche  sie  angenommen 
wurden,  angestellt  worden  ist. 
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Buch  IV. 

Vom   Falliment. 

TITEL  L 

Vom  Zustande  des  Falliments  und  dessen  verschiedenen 

Arten. 

1053.  Als  im  Zustande  des  Falliments  befindlich  wird  jeder  Eaufinann 
angesehen,  welcher  die  laufende  Zahlung  seiner  VerbindlicliKeiten  einstellt. 

1054.  Behufs  der  gesetzlichen  Wirkungen  werden  f&nf  Klassen  von 
Fallimenten  unterschieden: 

1.  Zablungssuspension; 

2.  zufällige  Insolvenz; 

3.  schnldbare  Insolvenz; 

4.  betrügerische  Insolvenz; 

5.  böswilliger  Bankrott  unter  gleichzeitiger  Flucht  (Alzamiento). 

1055*  Als  Fallit  der  ersten  Klasse  wird  derjenige  Kaufimann  an- 
gesehen, welcher  unter  Nachweis  eines  genügenden  Yermö^ns,  um  alle 
seine  Schulden  zu  decken,  die  Zahlungen  zeitweise  suspenoirt  und  seine 
Gläubiger  um  eine  Frist  bittet,  innenialb  derer  er  seine  Waaren  oder 
Forderungen  zum  Zwecke  ihrer  Befriedigung  realisiren  kann. 

1056.  Ein  Falliment  der  zweiten  Klasse  ist  dasjenige  eines  Kauf- 
mannes, welchem  zufällige  und  auch  bei  ordnungsmässiger  und  vorsichtie^er 
Verwaltung  seines  Geschäftes  unvermeidliche  Unglücksfälle  tremn, 
welche  sein  Kapital  in  einer  Weise  verringern,  dass  er  nicht  im  Stand 
ist,  seine  Schulden  ganz  oder  zum  Theil  zu  decken. 

1057.  Als  Fallit  dritter  Klasse  werden  diejenigen  Falliten  erachtet, 
welche  sich  in  einem  der  folgenden  Fälle  befinden: 

1.  wenn  die  häuslichen  und  persönlichen  Ausgaben  des  Falliten  über- 
mässige waren  und  nicht  im  Verhältniss  zu  seinem  liquiden 
Vermögen,  unter  Berücksichtigung  der  Umstände  seines  Banges  und 
seiner  Familie,  standen; 

2.  wenn  er  Verluste  in  ir^nd  einer  Art  von  Spiel  erlitten  hat,  welche 
den  Betrag  überschreiten,  den  ein  ordentlicher  Familienvater  f&r 
Erholungen  bei  Vergnügungen  solcher  Art  ausgiebt; 

3.  wenn  die  Verluste  durch  hohe  Wetten,  fingirte  Käufe  und  Verkäufe 
oder  andere  Spekulationen,  deren  Ausgang  ausschliesslich  vom 
Zufalle  abhängt,  entstanden  sind; 

4.  wenn  er  Waaren,  welche  er  auf  Kredit  sechs  Monate  vor  der 
FaUimentserklärung  gekauft  hatte,  und  deren  Betrag  er  noch 
schuldet,  mit  Verlust  oder  zu  einem  niedrigeren  Preise  als  dem 
laufenden  wieder  verkauft  hat; 

5.  wenn  es  sich  ergiebt.  dass  in  der  Zeit  zwischen  dem  letzten 
Inventar  und  der  FallimentserkJärun^  ein  Zeitpunkt  gewesen  ist, 
zu  welchem  der  Fallit  für  seine  direkten  Verpflichtungen  das 
Doppelte  desjenigen  Betrages  schuldete,  welcher  nach  jenem  In- 
ventar sein  reines  Vermögen  ausmachte. 


XXV.   Fmu  101 

1058.  Auch  vor  Oerioht  sind  als  Fallite  der  dritten  Klasse  zu 
behandeln,  vorbehaltlicli  der  Einwendui^n,  welche  sie  vorbringen  and 
beweisen  mögen,  um  diese  Annahme  2u  beseitigen  und  die  Schuldlosigkeit 
des  Falliments  darzuthun: 

1.  diejenigen,  welche  die  Bücher  der  Rechnungspflichtigkeit  nicht  in 
der  Form  und  mit  allen  den  Erfordernissen,  weiche  im  Abschnitt  n, 
Titel  n,  Buch  I  dieses  Gesetzbuches  vorgeschrieben  sind,  geführt 
haben,  wenn  auch  aus  ihren  Mängeln  und  Auslassungen  einem 
Dritten  kein  Nachtheil  erwachsen  ist; 

2.  diejenigen,  welche  ihre  Fallimentsanzeige  nicht  in  der  Frist  und 
der  Form,  welche  der  Artikel  1069  Titel  11  dieses  Buches  vor- 
schreibt, gemacht  haben; 

3.  diejenigen,  welche,  nachdem  sie  sich  zur  Zeit  der  Fallimentserklärung 
oder  während  des  gerichtlichen  Verfahrens  entfernt  haben,  es  unter- 
lassen, sich  persönlich  in  den  Fällen,  bei  welchen  das  Gesetz 
diese  Yerpflicntung  auferlegt,  zu  gesteilen,  es  sei  denn,  dass  sie 
einen  gesetzlichen  Blinderungsgrund  haben,  es  nicht  zu  thun. 

1059.  Zur  vierten  Klasse  der  Falliten  gehören  die,  bei  denen 
folgende  Umstände  zutreffen: 

1.  wenn  der  Fallit  in  der  Bilanz,  den  Rechnungen,  Büchern  oder 
anderen  auf  seinen  Handelsbetrieb  und  seine  Handelsgeschäfte  be- 
züglichen Dokumenten  erdichtete  Ausgaben,  Verluste  oder  Schulden 
aumimmt; 

2.  wenn  er  keine  Bücher  geführt  hat,  oder  falls  er  solche  geführt 
hat,  dieselben  verbirgt  oder  Posten  in  sie  einträgt,  welche  nicht 
an  rechter  Stelle  und  zur  rechten  Zeit  gebucht  sind; 

3.  wenn  er  vorsätzlich  etwas  aas  den  Büchern  gerissen,  ausgelöscht 
oder  in  irgend  einer  Weise  deren  Inhalt  verändert  hat; 

4.  wenn  aus  seiner  Buchführung  der  Bestand  oder  das  Vorhandensein 
des  Aktivvermögens  seiner  letzten  Inventaraufnahme  und  derjenige 
des  Geldes,  der  Werthe,  Mobilien  oder  Waaren  irgend  \Velcher  Art, 
von  denen  es  feststeht  oder  bewiesen  wird,  dass  sie  später  in  den 
Besitz  des  Falliten  gekommen  sind,  nicht  hervorgeht; 

5.  wenn  er  bei  der  Bilanz  irgend  einen  Geldbetrag,  Forderungen, 
Waaren  oder  irgend  eine  andere  Art  von  Vermögensobjekten  oder 
Bechten  verheimlicht  hat; 

6.  wenn  er  fremde  Gelder  oder  Waaren,  die  ihm  als  Depot  zur 
Verwaltung  oder  in  Kommission  anvertraut  worden  sind,  zu  seinen 
eigenen  Geschäften  verwandt  und  verbraucht  hat; 

7.  wenn  er  ohne  Ermächtigung  des  Eigenthümers  Andern  ^hörige 
Wechsel  negociirt  hat,  welche  zu  ihrer  Einkassirung,  Remittirung 
oder  zu  einem  anderen  Gebrauche  als  dem  der  Negociation  in 
seinem  Besitze  waren,  und  er  für  ihren  Betrag  keine  Rimesse  an 
den  Eigen thümer  gemacht  hat; 

8.  wenn  er,  mit  dem  Verkaufe  irgend  welcher  Waaren   oder  der  Ne- 

Sociirung  von  Forderungen  oder  anderen  Handelswerthen  beauftragt, 
ie  Veräusserung  dem  Eigenthümer  während  irgend  eines  Zeitraums 
verheimlicht  hat; 

9.  wenn  er   simulirte  Veräusserungen  irgend  welcher  Art  erdichtet; 
10.  wenn   er   über  erdichtete   Schulden  Scheine   ausgestellt,   sie   ein- 
geräumt   unterzeichnet    oder    anerkannt    hat,    wobei    als    solche 
vorbehaltlich  des  Gegenbeweises  alle  diejenigen  angesehen  werden, 
welche  nicht  auf  eine  bestimmte  Schuld  oder  Valuta  Degründet  sind; 
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11.  wenn  er  Immobilien,  Waaren  oder  Forderungen  im  Namen  einer 
dritten  Person  gekauft  hat; 

12.  wenn  er  zum  Nachtheile  der  Gläubiger  Zahlungen,  welche  erst 
nach  der  Zeit  der  Fallimentserklärung  filllig  waren,  im  voraus 
geleistet  hat: 

13.  wenn  nach  der  letzten  Bilanz  der  Fallit  Wechsel  in  seinem  eigenen 
Geschäftsbetriebe  negocirt  hat,  die  von  ihm  selbst  ausgestellt  sind 
auf  eine  Person,  in  deren  Händen  sich  weder  Fonds  von  ihm 
befinden,  und  welche  ihm  weder  einen  Kredit  eröffnet,  noch  ihn 
ermächtigt  hat,  es  zu  thun; 

14.  wenn  er  nach  geschehener  Fallimentserklärung  Geld,  Waaren  oder 
Forderungen  der  Masse  eingezogen  und  zu  seinem  persönlichen 
Gebrauch  verwandt  hat,  oder  wenn  er  durch  irgend  ein  Mittel  der 
Masse  gehörige  Objekte  entzogen  hat. 

1060.  Von  Rechtswegen  wird  als  ein  betrügerischer  Bankrott  oder 
zur  vierten  Klasse  gehörig  vermuthet,  unbeschMet  der  Einwendungen, 
welche  dagegen  bewiesen  werden  mö^en,  das  Falliment  des  Kaufmannes, 
aus  dessen  Büchern  wegen  unordentlicher  Führung  derselben  der  wirk- 
liche Stand  seiner  Aktiva  und  Passiva  nicht  ersehen  werden  kann,  und 
in  gleicher  Weise  das  Falliment  desjenigen  Kauftnannes,  welcher,  im  Genuss 
eines  Geleitbriefes,  sich  nicht,  sobald  ihm  befohlen  ist,  dies  zu  thun,  vor 
dem  Gericht  gestellt,  welches  über  das  Falliment  erkennt. 

1081.  Die  Bankrotte  der  Handelsmäkler  werden  immer  als  betrüge- 
rische angesehen,  ohne  dass  dem  falliten  Mäkler  der  Gegenbeweis  gestattet 
wird,  dem  bewiesen  wird,  dass  er  für  seine  Rechnung  im  eigeaen  oder 
fremden  Namen  irgend  welche  Handels-  oder  Wechseloperationen  unter- 
nommen hat,  oder  dass  er  für  Geschäfte,  welche  er  als  Mäkler  vermittelte, 
sich  verbürgt  hat,  selbst  wenn  diese  Thatsachen  nicht  die  Ursachen  des 
Bankrottes  sind. 

1082.  Mitschuldige  am  betrügerischen  Bankrotte  sind: 

1.  diejenigen,  welche,  nachdem  sie  sich  mit  dem  Falliten  verständigt 
haben,  um  falsche  Forderungen  gegen  ihn  anzugeben  oder  den 
Werth  derjenigen,  welche  sie  wirklich  gegen  sein  Vermögen  haben, 
höher  anzugeben,  diese  Angabe  bei  der  gerichtlichen  Prüfung  und 
Feststellung  der  Forderungen  oder  bei  irgend  einer  Versammlung 
der  Fallimentsgläubiger  aufrecht  erhalten; 

2.  diejenigen,  welche  in  Einverständniss  mit  dem  Falliten  die  Natur 
oder  das  Datum  der  Forderungen  verändern,  um  bei  der  Ab- 
schätzung derselben  zum  Nachtheile  der  übrigen  Gläubiger  zuerst 
berücksichtigt  zu  werden,  wenn  dies  auch  vor  der  Erklärung  des 
Falliments  geschehen  sein  sollte; 

3.  diejenigen,  welche  vorsätzlich  dem  Falliten  geholfen  haben,  irgend 
einen  Theil  seines  Vermögens  oder  seiner  Forderungen  zu  ver- 
heimlichen oder  bei  Seite  zu  schaffen,  nachdem  er  seine  Zahlungen 
eingestellt  hat: 

4.  diejenigen,  welche  als  Inhaber  irgend  eines  dem  Falliten  gehörenden 
Gegenstandes  denselben  zur  Zeit,  als  die  Fallimentserklärung  von 
dem  das  Falliment  leitenden  Gerichte  bekannt  gemacht  wurde,  ihm 
und  nicht  den  rechtmässigen  Verwaltern  der  Masse  übergeben  haben, 
es  sei  denn,  dass  sie,  in  einem  andern  Lande  oder  einer  andern 
Provinz  als  der  Fallit  wohnhaft,  beweisen,  dass  sie  in  ihrem  Orte 
keine  Nachricht  vom  Falliment  hatten; 

Dieser  Einwand  ist  nicht  bezüglich  derjenigen  zuzulassen,  welche 
in  derselben  Provinz  wie  der  Fallit  wohnen; 
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5.  alle  diejenigen,  welche  den  Falliinentsverwaltem  gegenüber  das  Vor- 
handensein von  in  ihren  Händen  befindlichen  Gegenständen,  welche 
dem  Falliten  gehören,  bestreiten; 

6.  diejenigen,  wdche  nach  Bekanntmachung  der  Fallimentserklärung 
Indossamente  des  Falliten  annehmen-, 

7.  die  rechtmässigen  Gläubiger,  welche  zum  Nachtheile  und  Betrüge 
der  Masse  mit  dem  Falliten  heimliche  Privatvereinbarungen  treflFen ; 

8.  die  Mäkler,  welche  irgend  ein  Handels-  oder  Wechselgeschäft  ver- 
mitteln, das  der  FalRt  nach  geschehener  Fallimentserklärung  ab- 
schliesst. 

1063.  Die  Mitschuldigen  der  betrügerischen  Falliten  sind,  unbeschadet 
der  Strafen,  in  welche  sie  nach  Massgabe  der  Strafgesetze  verifallen  mögen, 
zu  verurtheilen: 

1.  jedes  Recht  zu  verlieren,  welches  sie  an  die  Masse  des  Falliments 
haben,  bei  welchem  sie  als  Mitschuldige  erklärt  worden  sind; 

2.  dieser  nämlicJien  Masse  alle  Vermögensstücke,  Rechte  und  Klage  ^ 
rechte,  in  deren  Entziehung  ihre  Mitschuld  besteht,  zurück- 
zustellen; 

3.  zur  Strafe  des  doppelten  Betrages  der  entzogenen  Summe,  wenn 
die  Entziehung  auch  nicht  wirklich  stattgefunden  hat,  von  welcher 
eine  Hälfte  dem  Fiskus  und  die  andere  der  Konkursmasse  zu&Ut 

1064.  Die  Bestimmungen  der  Artikel  1062  und  1063  bezüglich  der 
Thatsachen,  welche  eine  Mitschuld  bei  den  betrügerischen  Fallimenten  und 
der  daraus  entstehenden  Verantwortlichkeit  begründen,  sind  auf  die  Mit- 
schuldigen der  böswillig-flüchtigen  Falliten  (alzados)  anwendbar,  welche 
ausserdem  denjenigen  Strafen  unterworfen  sind,  die  die  Stra%esetze  gegen 
die  Personen  vorschmben,  die  wissentlich  bei  der  Entziehung  des  Ver- 
mögens des  böswilligen  Falliten  helfen. 

1065.  Diejenigen,  welche  einfach  und  ohne  einen  Betrug  irgend  welcher 
Art  zum  Naehtheile  der  Gläubiger  des  böswillig-flüchtigen  Falliten  zu  be- 
gehen, ihm  die  Mittel  zur  Flucht  erleichtem,  sind  keine  Mitschuldigen  am 
böswilligen  Falliment,  noch  gehen  sie  eine  civilrechtliche  Verantwortung 
ein,  sie  verfallen  jedoch  in  die  Strafen,  welche  das  gemeine  Recht  den- 
jenigen auferlegt,  die  wissentlich  die  Flucht  von  Verbrechern  bcjgünstigen. 

1066.  Wer  nicht  die  Eigenschaft  eines  Kaufmannes  besitzt,  kann 
sich  weder  als  Fallit  erklären,  noch  als  solcher  erklärt  werden. 

1067.  Jedes  Fallimentsverfahren  muss  sich  auf  Verpflichtungen  und 
Schulden  beziehen,  die  in  der  Handlung  kontrahirt  sind,  deren  Zahlung 
eingestellt  oder  suspendirt  ist,  unbeschadet  der  Hinzuziehung  derjenigen 
Scoulden,  welche  der  Fallit  auf  eine  andere  Weise  gemacht  hat. 


TITEL  n. 
Von  der  Erklärung  des  Falliments. 

1068.  Die  förmliche  Erklärung  des  Fallimentszustandes  erfolgt  durch 
gerichtliche  Verfügung,  auf  Ansuchen  des  Falliten  selbst  oder  auf  Antrag 
eines  rechtmässigen  Gläubigers,  dessen  Recht  aus  Handelsverpflichtungen 
herrührt 

1069.  Jeder  Kaufmann,  welcher  sich  im  Fallimentszustande  befindet, 
hat  die  Verpflichtung,  denselben  binnen  di*ei  Tagen,  nachdem  er  die 
laufende  Zahlung  seiner  Vei*bindlichkeiten  eingestellt  hat,  zur  Eenntniss  des 
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GerichteB  oder  Handelsrichters  seines  Wohnortes  zu  bringen ,  indem  er  zu 
diesem  Zwecke  auf  der  Kanzlei  des  nämlichen  Gerichtes  ein  Exnosi  ein- 
reicht, in  welchem  er  sich  fallit  erklärt  und  seine  Wohnung,  alle  seine 
Komptoire,  Waarenlager  und  alle  sonstigen  Handelsetablissements  angiebt 

1070.  Dem  Exposi,  in  welchem  er  sich  fallit  erklärt,  hat  der  Fallit 
beizufügen: 

1.  die  allgemeine  Geschäftsbilanz; 

2.  ein  Memoire  oder  einen  Bericht,  welcher  die  direkten  und  unmittel- 
baren Ursachen  seines  Falliments  angiebt 

1071.  In  der  allgemeinen  Bilanz  hat  der  Fallit  unter  Angabe  des 
Werthes  eine  Aufstellung  seines  ganzen  Vermögens  an  Mobilien  und  Immo- 
bilien, Haiidelseffekten  und  Waaren,  Forderungen  und  Rechten  irgend  welcher 
Art,  sowie  in  gleicher  Weise  aller  seiner  Scnulden  und  schwebenden  Ver- 
pflichtungen zu  machen. 

1072.  Dem  Bericht  über  die  Ursachen  des  Falliments  kann  der  Fallit 
alle  ihm  angemessen  erscheinenden  Beweisdokumente  beifügen. 

1073.  Sowohl  das  £xpos6  der  Fallimeutserklärung  als  die  Bilanz 
und  der  im  Art.  1070  erwännte  Bericht  müssen  die  Unterschrift  des  Fal- 
liten oder  .Jemandes  tragen,  der  unter  seiner  Verantwortlichkeit  zur  Unter- 
zeichnung dieser  Dokumente  durch  Specialvollmacht  autorisirt  ist,  von 
welcher  eine  beglaubigte  Abschrift  beizufügen  ist,  ohne  welches  Erforder- 
niss  diese  Papiere  nicht  zu  berücksichtigen  sind. 

1074.  Wenn  es  sich  um  das  Falliment  einer  Gesellschaft  handelt,  bei 
welcher  Kollektivgesellschafter  sind,  muss  in  dem  Expose  der  Falliments- 
erklärung der  Name  und  Wohnort  jedes  einzelnen  Gesellschafters  ent- 
halten sein,  indem  dieses  Dokument  von  allen  Gesellschaftern,  welche  in 
dem  Orte  zur  Zeit  der  Fallimentserklärung  wohnen,  unterschrieben  werden 
muss;  sie  haben  auch  alle  übrigen  beizufügenden  Dokumente  zu  unter- 
schreiben. 

1075.  Der  Gerichtsschreiber,  welcher  die  Fallimentserklärung  ent- 
gegennimmt, hat  darunter  den  Tag  und  die  Stunde  ihrer  Vorlegung  zu 
bescheinigen,  indem  er  dem  Ueberbringer,  falls  dieser  es  verlangen  sollte, 
gleichzeitig  eine  Bescheinigung  darüber  einhändigt. 

1076.  In  der  ersten  Audienz  hat  das  Handelsgericht  den  Falliments- 
zustand zu  erklären,  indem  es  in  derselben  Verfügung  einstweilen  und 
ohne  Präjudiz  für  einen  Dritten  den  ZeitpunRt  testsetzt,  auf  den  die 
Wirkungen  der  Erklärung  zurück  zu  beziehen  sind,  und  zwar  auf  den 
Tag,  an  welchem  der  Fallit  die  laufende  Zahlung  seiner  Verpflichtungen 
eingestellt  hat. 

1077.  Um  die  Fallimentserklärung  auf  Ansuchen  eines  rechtmässigen 
Gläubigers,  ohne  dass  eine  freiwillige  Kundgebung  von  Seiten  des  Falliten 
vorhergeht,  gerichtlich  zu  verfügen,  ist  es  nothwendig,  dass  vorher  in  ge- 
höriger Form  die  Zahlungseinstellung  des  Schuldners  konstirt,  entweder 
dadurch,  dass  er  im  Allgemeinen  sich  geweigert  hat,  seinen  fälligen  Ve^ 
pflichtungen  zu  genügen,  oder  dass  er,  unter  Schliessung  seiner  Komntoire 
und  Waarenlager,  geflohen  ist  oder  sich  verborgen  hat,  ohne  Jemand  zu- 
rückgelassen zu  haben,  der  statt  seiner  seine  Geschäfte  leitet  und  der  Erfül- 
lung seiner  Verpflichtungen  nachkommt 

1078.  Nicht  genügend  ist  es,  um  auf  Ansuchen  seiner  Gläubiger 
einen  Kaufmann  fallit  zu  erklären,  dass  schwebende  Exekutionen  gegen 
sein  Vermögen  vjorliegen,  so  lange  er  Vermögensobjekte  angiebt  oder  solche 
auch  wirklich  vorhanden  sind,  bezüglich  welcher  die  Exekutionen  voll- 
streckt werden  können. 
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1079.  Im  Falle  der  notorischen  Flacht  eines  Kauftnannes  unter  den 
Umständen,  welche  der  Art.  1077  feststellt,  hat  das  Handelsgericht  von 
Ämtswegen  zur  Beschlagnahme  der  Geschäftslokalitäten  des  Flüchtigen 
zu  schreiten  und  die  Massregeln,  welche  deren  Erhaltung  erfordert,  zu 
verf&gen,  während  inzwischen  die  Gläubiger  von  ihrem  Rechte  bezüglich 
der  Fallimentserklärung  Gebrauch  machen. 

1080*  Dem  Kaufmann,  der,  ohne  dass  seine  Angabe  vorhergegangen 
ist,  falUt  erklärt  worden  ist,  ist  gestattet,  die  Aufhelmng  jener  Erklärung 
binnen  acht  Tagen  nach  ihrer  VeröflFentlichung  zu  beantragen,  unbeschadet 
dass  vorläufig  die  bezüglich  der  Person  und  des  Vermögens  des  Falliten 
beschlossenen  Massregein  zur  Ausführung  kommen. 

1061.  Damit  die  Zurücknahme  des  Aktes  der  Fallimentserklärung 
stattfinde,  muss  der  Fallit  die  Unrichtigkeit  oder  die  gesetzliche  Unzu- 
länglichkeit der  Thatsachen  beweisen,  welche  das  Fundament  derselben 
bilden,  sowie  dass  er  seinen  laufenden  Zahlungen  nachkommt. 

1082.  Die  Akte  der  Zurücknahme  ist  unter  Vernehmung  des  Gläubigers, 
welcher  das  Falliment  beantragte,  und  irgend  eines  andern  Gläubigers 
des  Falliten,  welcher  sich  seinem  Ansuchen  widersetzt,  zu  instruiren. 

1063.  Die  Instruirung  des  besagten  Artikels  darf  zwanzig  Tage  nicht 
fiberschreiten,  innerhalb  welcher  Zeit  die  Beweise,  welche  von  beiden 
Parteien  zur  Rechtfertigung  ihrer  Behauptungen  beigebracht  werden,  in 
Empfang  zu  nehmen  sind,  und  nach  Ablauf  dieser  Zeit  ist  nach  dem  Werth 
des  Beigebrachten  zu  beschliessen,  indem  die  Berufungen,  welche  gegen 
die  beschlossene  Massregel  eingelegt  werden,  nur  mit  DevolutiveflFekt  zu- 
lässig sind. 

1064.  Die  Zurücknahme  kann  auch  vor  Ablauf  der  erwähnten  Frist 
von  zwanzig  Tagen  verfugt  werden,  wenn  der  Glaubiger,  welcher  das 
Falliment  beantragte,  damit  übereinstimmt,  oder  wenn  von  Seiten  desselben 
oder  eines  andern  rechtmässigen  Gläubigers  binnen  acht  Tagen  nach  der 
an  ihn  ei-folgten  Notifikation  der  Abschrift  des  Gesuchs  des  Falliten  kein 
Widerspruch  erhoben  worden  ist. 

1085.  Die  Reklamation  des  Falliten  gegen  das  Urtheil  der  Falliments- 
erklärung kann  die  Vollstreckung  der  im  Titel  IV.  dieses  Buches  vorge- 
sehenen Massregeln  weder  verhindern  noch  suspendiren,  bis  der  Widerruf 
feststeht. 

1086.  Nachdem  die  Fallimentserkläiiing  durch  den  Akt  der  Zurück- 
nahme aufgehoben  worden  ist,  wird  sie  als  nicht  geschehen  angesehen  und 
erzeugt  keine  gesetzliche  Wirkung  irgend  welcher  Art.  Der  Kaufmann, 
gegen  welchen  sie  erlassen  war,  kann  sein  Hecht  auf  Entschädigung 
von  Schäden  und  Nachtheilen  geltend  machen,  wenn  dabei  mit  Dolus, 
Arglist  oder  offenbarer  Ungerechtigkeit  verfahren  ist. 


TITEL  in. 

Von  den  Wirkungen  und  der  Rückwirkung  der  Falliments- 
erklärung. 

1067.  Dem  Falliten  wird  von  Rechtswegen  die  Verwaltung  seines 
ganzen  Vermögens  genommen  und  ihm  dieselbe  verboten,  sobald  er  sich 
als  im  Fallimentszustande  befindlich  erklärt. 

1068.  Jeder  Eigenthums-  und  Verwaltungsakt,  welchen  der  Fallit 
nach  der  Fallimentse^lärung  bezüglich   irgend   einer  Species  und  irgend 
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eines  Theils  seines  Vermögens  vornimmt,  und  diejenif^en  Akte,  welche  er 
nach  dem  Zeitpunkte  vornimmt,  auf  welchen  die  Wirkungen  besagter  Er- 
klärung zurückbezogen  werden,  sind  nichtig. 

10B9-  In  die  Bestimmungen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel 
werden  diejenigen  Vermögensst&cke  mit  eingeschlossen,  welche  der  Fallit 
unter  irgend  einem  Titel  erwirbt,  bis  dahin,  wo  das  Falliment  durch  Be- 
friedigung der  Gläubiger  oder  Uebereinkommen  mit  denselben  beendigt  ist. 

1090.  Die  Beträge  in  Geld,  Waaren  oder  Kredit werthen,  welche  der 
Fallit  innerhalb  der  der  Fallimentserklärung  vorangegangenen  dreissig  Tagen 
zur  Deckung  von  Schulden  und  Verpflichtungen  von  späterer  Fälligkeit 
bezahlt  hat,  sind  von  denjenigen,  welche  sie  empfangen  haben,  an  die 
Masse  zurückzuzahlen. 

1091.  Nichtig  sind,  wenn  sie  innerhalb  der  der  Fallimentserklärung 
vorangegangenen  sechzig^)  Tage  stattgefunden  haben: 

1.  die  Uebertragungen  und  Gessionen  von  Immobilien  zur  Zahlung 
noch  nicht  falliger  Schulden-, 

2.  die  ausgestellten  Urkunden  und  Hypotheken,  welche  bestellt  sind, 
auf  Grund  von  Verpflichtungen  früheren  Datums,  die  diese  Eigen- 
schaften nicht  hatten. 

1092.  Ebenfalls  nichtig  sind  alle  Lasten,  die  auf  Vermögensobjekte 
des  Falliten  aufj^elegt  sind,  und  alle  von  ihm  vorgenommenen  Veräusse- 
rungen,  wenn  sie  innerhalb  der  sechs  Monate  vor  der  Fallimentserklärung 
unter  unentgeltlichem  Titel  stattgefunden  haben. 

1093.  Auf  Ansuchen  der  Gläubiger  können  in  dem  Falle  eines 
bewiesenen  Betruges  annuUirt  werden: 

1.  die  Veräusserungen  von  Immobilien  und  die  darauf  gelegten  Lasten , 
welche  innerhalb  sechs  Monaten  vor  der  Fallimentserklärung  unter 
onerosem  Titel  stattgefunden  haben; 

2.  alle  Handelsoperationen,  welche  von  dem  Falliten  in  den  fünfzehn 
(vierzehn)  Tagen  vor  der  Fallimentserklärung  vorgenommen  sind. 

1094.  Jeder  von  dem  Falliten  vier  Jahre  vor  dem  Fallimente  ab- 
geschlossene Vertrag,  in  welchem  irgend  eine  Ali;  von  Erdichtung  oder 
oimulation  unter  Betrug  seiner  Gläubiger  bewiesen  wird,  kann  auf  An- 
suchen der  letzteren  widerrufen  werden. 

1095.  In  Folge  der  Fallimentserklärung  werden  alle  schwebenden 
Schulden  des  Falliten  als  fällig  angesehen,  unter  Abzug  der  kaufmännischen 
Zinsen  für  die  anticipirte  Zahlung,  wenn  dieselbe  vor  der  bei  der  Ver- 
pflichtung festgesetzten  Zeit  stattfinden  sollte. 


TITEL  IV. 
Von  den  der  Fallimentserklärung  folgenden  Verfügungen« 

1096.    Zur  gleichen  Zeit,  in  welcher  durch  das  Gericht  die  Falliments- 
erklärung erfolgt,  sind  auch   die   nachstehenden  Verfügungen  zu  erlassen: 

1.  die  Festnahme  des  Falliten  in  seinem  Hause,  wenn  er  sogleich 
Bürgschaft  leistet,  sich  nicht  zu  entfernen,  und,  wenn  er  dies  nicht 
thut,  seine  Detinirung  in  dem  Ge&ngniss; 

2.  die  gerichtliche  Beschlagnahme  des  ganzen  Vermögens  des  Falliten, 
sowie  der  Geschäftsbücner,  Papiere  und  Dokumente  seines  Ge- 
schäftsbetriebes ; 

')  Ueber  die  abweichenden  Bestimmungen  anderer  Länder  cfr.  unten  Portngal. 
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3.  die  Eniennung  eines  Depositars  in  einer  Yertrauensperson  des 
Gerichtes,  welcher  die  Erhaltung  des  ganzen  Vermögens  des 
Schuldners  obliegt,  bis  die  Verwalter  ernannt  sind; 

4.  die  Publikation  des  Falliments  durch  Edikte  in  dem  Wohnorte  des 
Falliten  und  in  den  übrigen  Orten,  wo  derselbe  Handelsnieder- 
lassungen hat,  und  deren  Einrückung  in  die  Zeitung  des  Platzes 
oder  der  Provinz,  wenn  eine  solche  Zeitung  vorhanden  ist; 

5.  die  Beschlagnahme  der  Korrespondenz  des  Falliten  zu  den  Zwecken 
und  in  der  Weise,  welche  im  Art  1110  angegeben  sind; 

6.  die  Einberufung  der  Gläubiger  des  Falliten  zur  ersten  General- 
versammlung. 

1097.    Die  Besitznahme  des  Vermögens   und  der  Handolspapiere  des 
Falliten  ist  in  folgender  Weise  auszuführen: 

1.  alle  Waarenlager,  Niederlagen  und  Effekten  des  Falliten 
bleiben  unter  Verschluss,  indem  der  Richter  einen  Schlüssel  an 
sich  zu  nehmen  und  den  anderen  dem  Depositar  zu  übergeben  hat ; 

2.  dieselbe  Massnahme  ist  bei  dem  Komptoir  und  dem  Geschäfts- 
bureau des  Falliten  zu  ergreifen,  indem  zugleich  die  Anzahl,  die 
Art  und  der  Zustand  der  vorgefundenen  Handelsbücher  festgestellt 
wird,  indem  in  jedes  derseiDen  hinter  den  letzten  Eintrag  ein 
Vermerk  über  die  Anzahl  der  beschriebenen  Seiten  desselben  gesetzt 
wird,  welcher  von  dem  Richter  und  Gerichtsschreiber  zu  unter- 
zeichnen ist.  Wenn  die  Bücher  nicht  mit  den  durch  dieses  Handels- 
gesetzbuch vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  geführt  worden  sind, 
sind  auch  von  jenen  alle  ihre  Blätter  zu  rubriciren. 

Der  Fallit  oder  Jemand  anders,  in  seinem  Namen  und  mit 
seiner  Vollmacht,  können  bei  diesen  Massnahmen  zugegen  sein 
und,'  falls  er  es  beantragt,  ist  ihm  ein  dritter  Schlüssel  zu  über- 
geben; in  diesem  Falle  hat  er  mit  dem  Richter  und  Gerichtsschreiber 
zusammen  zu  imterzeichnen; 

3.  zugleich  mit  der  Besitznahme  des  Komptoirs  ist  ein  Inventar  des 
Geldes,  der  Wechsel,  Zahlungs versprechen  und  sonstiger  Kredit- 
dokumente, welche  zur  Masse  gehören,  aufzustellen,  und  diese  Gegen- 
stände sind  in  einen  Kasten  mit  zwei  Schlüsseln  zu  legen,  wobei 
zur  Sicherung  und  guten  Aufbewahrung  desselben  alle  nöthigen  Vor- 
sichtsmassregeln getroffen  werden; 

4.  die  Mobilien,  welche  sich  nicht  in  Magazinen  befinden,  vor  welche 
Vorlegeschlösser  gelegt  werden  können,  und  die  Moventien  sind  an 
den  Depositar  unter  Inventaraufnahme  derselben  zu  übergeben, 
indem  aem  Falliten  selbst  derjenige  Theil  von  Hausgeräthen  und 
Kleidungsstücken  gelassen  wird,  welchen  der  Richter  als  für  den- 
selben noth wendig  erachtet; 

5.  die  Immobilien  sind  unter  die  vorläufige  Verwaltung  des  Depositars 
«u  stellen,  welcher  ihre  Früchte  und  Erzeugnisse  zu  erheben  und 
die  nöthigen  Massregeln  zu  treffen  hat,  um  jeder  Malversation  vor- 
zubeugen; 

6.  bezüglich  der  Vermögensobjekte,  welche  sich  ausserhalb  des  Wohn- 
ortes des  Falliten  befinden,  sind  dieselben  Massnahmen  in  den 
Ortschaften,  wo  sie  sich  befinden,  auszuführen,  indem  zu  diesem 
Zwecke  die  entsprechenden  Requisitionsschreiben  an  die  betreffen- 
den Richter  zu  erlassen  sind. 

Wenn  die  Inhaber  dieser  Vermögensobjekte  bemittelte  Personen  sind 
und  von  notorischer  H^tungsfähigkeit  für  einen  solchen  Betrag,  so  sind  sie 
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als  Depositare  zu  bestellen,  indem  dadurch  die  Kosten  der  Uebertragang  an 
Jemand  anders  erspart  werden. 

1098.  Wenn  das  Falliment  eine  Kollektivgesellschaft  betrifiFt.  ist  die 
Besitznahme  des  Vermögens  nach  den  im  vorhergehenden  Artikel  vor- 
geschriebenen Bestimmungen  auf  alle  diejenigen  Gesellschafter  auszudehnen, 
welche  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  fiir  die  Resultate  ihrer  Negociationen 
haften. 

1009.  Der  Richter  kann  in  Gegenwart  des  Depositars  nach  seinem 
Willen  alle  Bücher  und  Papiere  des  Falliments  prüfen,  ohne  sie  aus  dena 
Komptoir  zu  nehmen,  um  aus  denselben  alle  zur  Ausübung  der  ihm  zu- 
stehenden Attributionen  nöthigen  Kenntnisse  und  die  Auszüge,  die  nöthig 
sind,  zu  erlangen. 

Der  Fallit  kann  entweder  persönlich  oder  durch  seinen  Bevollmächtigten 
vertreten  bei  diesen  Massnahmen  zugegen  sein,  zu  welchem  Zwecke  er  vorher 
unter  Angabe  des  Tages  und  der  otunde  zu  laden  ist. 

1100.  Die  Ernennung  des  Depositars  muss  auf  einen  Kaufmann  von 
notorischer  Wohlhabenheit  und  gutem  Kredite  fallen,  mag  er  Falliments- 
gläubiger sein  oder  nicht,  welcher,  bevor  er  seine  Amtsverrichtungen  an- 
tritt, einen  Eid  zu  leisten  hat,  dass  er  dieselben  gut  und  getreu  aasüben 
werde. 

HOL  Die  Wechsel,  Zahlungsscheine  oder  jedes  andere  Dokument 
einer  fälligen  Forderung  sind  von  dem  Depositar  einzuziehen  und  diejenigen, 
welche  in  einem  anderen  Orte  zahlbar  sind,  sind  Behufs  ihrer  Einkassirung 
nach  vorgängiger  Ermächtigimg  des  Richters  dazu  an  eine  Yertrauens- 
person  zu  senden. 

1102.  Es  gehört  zum  Amte  and  zur  Verantwortlichkeit  des  De- 
positars, bezüglich  der  Wechsel,  welche  zum  Accept  vorzulegen  sind  oder 
Mangels  dieses  oder  der  Zahlung  protestirt  werden  müssen,  die  nöthigen 
Massnahmen  zu  treffen. 

1103-  Um  die  in  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln  vorgesehenen 
Massnahmen  rechtzeitig  zu  treffen,  sind  aus  dem  Depotkasten  die  Dokumente 
der  Schuldforderungen,  welche  zur  Zahlung  oder  zum  Accept  vorgelegt 
werden  müssen,  frühzeitig  genug  herauszunehmen. 

1104.  Alle  Goldbeträge,  welche  als  zum  Falliment  gehörig  eingezogen 
werden,  müssen  in  den  betreffenden  Depotkasten  des  Geldes  imd  and^i'er 
Werthe  gelegt  werden. 

1105.  Die  Indossamente,  Quittungen  und  alle  anderen  Verj^flichtungs- 
oder  Entlastungsdokumente,  welche  der  Fallimentsdepositar  ausfertigt,  müssen 
durch  das  Visum  des  Richters  autorisirt  sein. 

1106.  Der  Depositar  darf  keine  Verkäufe  der  Fallimentsgegenstände 
vornehmen,  ausgenommen  von  solchen,  welche  sich  nicht,  olme  zu  ver- 
derben oder  deteriorirt  zu  werden,  aufbewahren  lassen. 

1107.  Ebensowenig  darf  er  andere  Ausgaben  machen  als  die,  welche 
für  die  Aufbewahrung  und  Erhaltung  der  in  seinem  Depot  befindlichen 
Gegenstände  durchaus  nöthig  sind.  • 

1108.  Der  Fallimentsdepositar  hat  Anspruch  auf  Diäten,  welche  ihm 
das  Gericht  unter  Berücksichtigung  des  Betrages  der  Vermögensobjekte,  I 
welche  das  Depot  bilden,  anzuweisen  hat,  welche  aber  zweiunddreissig  Realen 
täglich  nicht  überschreiten  dürfen.  Ausserdem  ist  ihm  ein  halb  Prozent  auf 
alle  Beträge,  welche  er  einkassirt,  sowie  femer  der  Betrag  der  nöthigen 
Ausgaben,  welche  er  bei  der  Ausübung  seines  Amtes  macht,  zu  vergütigen» 

1109.  In  denselben  Edikten,  in  welchen  das  Falliment  bekannt  ge- 
macht wird^  muss  das  Verbot  enthalten  sein,  dass  Niemand  an  den  Falliten, 
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sondern  nur  an  den  ernannten  Depositar  Geldzahlungen  oder  Ablieferungen 
von  Waaren  bewirken  darf^  bei  Strafe^  dass  er  auf  Grund  besagter 
Zahlungen  oder  Waarenablieferungen  von  seinen  zu  Gunsten  der  Masse 
schwebenden  Verpflichtungen  nicht  entlastet  wird. 

In  gleicher  Weise  sind  alle  Personen,  in  deren  Händen  sich  Besitz- 
obj^te  des  Falliten  befinden  können,  davon  zu  verständigen,  dass  sie  eine 
schrifidiche  Aufstellung  derselben,  welche  sie  an  den  Richter  abUefem, 
machen,  bei  Strafe,  als  Hehler  der  Vermögensobjekte  und  Mitschuldige  am 
Falliment  angesehen  zu  werden. 

Schliesslich  ist  der  Tag  und  die  Stunde  der  ersten  Generalver- 
sammlung der  Gläubiger  anzuzeigen,  indem  sie  zu  derselben  mit  der 
Verwarnung  einberufen  werden,  dass  sie  sich  den  etwa  entstehenden  Nach- 
thdl  beizumessen  haben. 

UIO.  Die  Korrespondenz  des  Falliten  ist  in  die  Hände  des  Richters 
SU  ^^^^  welcher  sie  in  Gegenwart  des  Falliten  oder  seines  Bevollmächtigten 
zu  ömien  hat,  indem  er  dem  Depositar  diejenigen  Briefe  übergiebt,  welche 
auf  die  Geschäfte  des  Falliments  Bezug  haben,  und  dem  Falliten  diejenigen, 
welche  andere  Angelegenheiten  betreffen. 

Nachd^n  die  Ernennung  der  Verwalter  erfolgt  ist,  sind  sie  es, 
welche  die  Korrespondenz  in  Emp&ng  zu  nehmen  haben,  indem  sie 
zur  Oeffiinn^  der  Briefe,  die  an  den  Falliten  gerichtet  sind,  ihn  oder  seinen 
Bevollmächtigten  stets  hinzuzuziehen  und  ihm  diejenigen.einzuhändigen  haben, 
welche  das  Interesse  der  Masse  nicht  berühren. 

IUI.  Wenn  nicht  aus  der  von  dem  Richter  angestellten  Prdfung 
der  Bilanz  und  des  Memoire,  die  ihm  von  dem  Falliten  vorgelegt  worden 
sind,  noch  aus  dem  Zustande  seiner  Bücher  und  seines  sonstigen  Geschäftes 
sich  Gründe  ergeben,  um  den  Bankrott  als  einen  schuldbaren  anzusehen, 
so  kann  das  Gericht  befehlen,  auf  Ansuchen  des  Falliten  selbst  und  nach 
vorgängigem  motivirten  Berichte  des  Richters,  dass  ihm  ein  sicheres 
Geleit  ausgefertigt,  oder  dass  er  aus  dem  Arrest,  wenn  er  sich  in  solchem 
befindet,  entlassen  werde,  unter  eidlicher  Versicherung,  sich  zu  gestellen, 
sobald  er  dazu  aufgefordert  wird. 

1112.  Wenn  der  Fallit,  als  er  sich  fallit  erklärte,  die  allgemeine 
Bilanz  seiner  Geschäfte,  wie  es  im  Art.  1070  vorgeschrieben  ist,  nicht  vor- 
gelegt hat,  oder  wenn  die  Fallimentserklärnng  auf  Ansuchen  seiner  Gläubiger 
geschehen  ist,  so  ist  ihm  zu  befehlen,  dass  er  sie  in  der  kürzesten  Frist, 
welche  dazu  fQr  hinreichend  gehalten  wird  und  welche  zehn  Tage  nicht 
überschreiten  darf,  aufstelle,  indem  ihm  in  Gegenwart  des  Richters  die- 
jenigen Bücher  und  Papiere  des  Falliments,  welche  er  dazu  braucht, 
ohne  sie   aus   dem  Komptoir  zu  nehmen,   zur  Verfügung  gestellt  werden. 

1113.  Falls  wegen  Abwesenheit,  Ün&higkeit  oder  Nachlässigkeit 
des  Falliten  die  Generalbilanz  seiner  Geschäfte  nicht  von  ihm  selbst  auf- 

E teilt  worden  ist,  ist  unverzüglich  durch  das  Gericht  ein  erfahrener 
ofinann  zur  Aufstellung  derselben  zu  ernennen,  unter  Festsetzung  einer 
kurzen  und  peremtorischen  Frist,  welche  15  (14)  Tage  nicht  übersdireiten 
darf,  und  dazu  sind  demselben  die  Bücher  und  Papiere  des  Falliten  in 
Gegenwart  des  Richters  und  im  Komptoir  selbst  zuzustellen. 

1114.  In  keinem  Falle  darf  die  Frist  für  die  Vorladung  der  Gläubiger, 
damit  dieselben  sich  mit  ihren  Dokumenten  bei  der  ersten  Generalver- 
Bammlong  einfinden,  30  Tage  überschreiten. 

1115.  Die  Gläubiger,  welche  sich  ausserhalb  des  Ortes  befinden, 
gemessen  die  Frist  der  Distance  in  Gemässheit  der  Prozessordnung. 

1116.  Die  Gläubiger,  welche,  ohne  dass  ihre  Eigenschaft  als  solche 
AUS  der  Bilanz   und    den  Büchern   des   Falliten   konstiit,   dem   Richter 
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Dokumente  vorlegen,  wdche  liquide  Forderungen  gegen  den  Fallitan 
beweisen,  sind  zur  Versammlung  zuzulassen,  wenn  sie  dies  vor  Abhaltung 
derselben  thun,  unter  der  Verantwortlichkeit,  welche  der  Art  1062  für 
den  Fall  einer  betrügerischen  Erdichtung  Ton  Forderungen  vorsieht. 

1117.  Der  nicht  böswillig-flüchtige  (alzado)  Fallit  ist  zu  dieser  ersten 
Versammlung  der  Gläubiger  und  zu  den  Qbrigen,  welche  im  weiteren  Laufe 
des  Verfahrens  abgehalten  werden,  zu  laden,  damit  er,  wenn  es  ihm  pasBt, 
persönlich,  sofern  er  sich  in  Freiheit  befindet,  oder  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten vertreten  Theil  nehme. 

1118.  Bei  der  Versammlung  ist  Niemand  in  Vertretung  eines  Andern 
zuzulassen,  der  nicht  durch  eine  genügende  Vollmacht  dazu  autorisirt  ist, 
welche  er  verpflichtet  ist,  dem  Ricnter  sogleich  vorzulegen. 

Ebensowenig  können  die  Bevollmächtigten  mehr  als  eine  Vertretung 
fahren. 

1119.  Ist  die  Versammlung  an  dem  zu  ihrer  Abhaltung  bestimmten 
Tage  und  Orte  konstituirt,  so  ist  den  Gläubigem  von  der  durch  den 
Falliten  vorgelegten  Bilanz  und  dem  Memoire  Kenntniss  zu  geben,  wobei 
gleichzjBitig  von  dem  Richter  von  Amtswegen  oder  auf  Ansuchen  irgend 
eines  der  Mitglieder  der  Versammlung  alle  von  ihm  für  nothwendig  er- 
achteten Vergieichungen  mit  den  Böchem  und  Dokumenten  des  FallimentB, 
die  zur  Hand  sind,  vorzunehmen  sind. 

1120.  Der  Depositar  hat  ebenfalls  einen  umständlichen  Bericht  über 
den  Stand  der  Verhältnisse  des  Falliments  der  Versammlung  vorzulegen  und 
sein  Urtheil,  welches  er  sich  über  die  Ergebnisse  bilden  kann.  Ebenso 
hat  er  eine  Aufstellung  der  bis  zu  jenem  Tage  eingegangenen  Gelder  und 
gemachten  Ausgaben  zu  bewirken  und  vorzulegen. 

1121.  Wenn  in  der  Versammlung  der  Fallit  oder  sein  Bevoll- 
mächtigter bezuglich  der  Deckung  der  Gläubiger  Vorschläge  macht,  ist  in 
Gemässheit  der  Bestimmungen  der  Art.  1209,  1210  und  1211  zu  verfahren. 

1122.  Falls  sie  keine  Vorschläge  machen  oder  nach  denselben  kein 
Akkord  zwischen  dem  Falliten  und  seinen  Gläubigem  zu  Stande  kommt, 
muss  sofort  zur  Ernennung  der  Verwalter  geschritten  werden. 


TITEL  V. 

Von  der  Emennung  der  Fallimentsverwalter  und  ihren 

Funktionen. 

1123.  Die  Zahl  der  Verwalter  ist  im  Voraus  auf  Vorschlag  dos 
Richters  nach  der  Ausdehnung  der  Fallimentsgeschäfte  von  dem  Handels- 
gerichte festzusetzen  und  darf  drei  nicht  überschreiten. 

1124.  Die  Emennung  eines  jeden  Verwalters  muss  durch  Stimmen- 
mehrheit der  in  der  Generalversammlung  anwesenden  Gläubiger  stattfinden. 

1125.  Die  Majorität  wird  durch  das  conforme  Votum  von  zwei 
Dritteln  des  Werthes  der  Forderungen  gebildet. 

1126*  Wenn  keine  Gonformität  der  erwähnten  Majorität  vorhanden 
ist,  muss  die  Emennung  am  folgenden  Tage  nach  der  absoluten  Majorität 
der  Forderungen  stattfinden. 

1127.  In  dem  Falle  der  Stimmengleichheit  muss  die  Ejuennung  durch 
den  Fallimentsrichter  geschehen. 

1128.  Die  Emennimg  zum  Verwalter  kann  auf  jeden  Gläubiffer 
des  Falliten  fallen,  welcher  dies  aus  eigenem  Bechte  und  nicht  in  freoraer 
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Vertretimg  ist,  und  der  aasserdem  die  Eigenschaften  eines  einfretragenen 
Eanfinannes  hat,  der  sein  Geschäft  im  Qange  hat,  älter  als  25  Jahre  und 
an  dem  Platze  dauerad  wohnhaft  ist. 

Die  Ernennung  zum  Verwalter  muss  auf  eine  bestimmte  Person 
fallen  und  nicht  kollektiv  auf  irgend  eine  Handelsgesellschaft. 

1129.  Wenn  die  ernannten  Verwalter  dieses  Amt  annehmen,  müssen 
sie,  bevor  sie  das  Amt  antreten,  schwören,  dass  sie  es  gut  und  getreu 
nach  den  Gesetzen  verwalten  werden. 

1130.  Allen  Gläubigern,  welche  bei  der  Versammlung,  in  der  die 
Ernennung  der  Verwalter  erfolgt  ist,  keinen  Theil  genommen  haben,  ist 
dieselbe  vermittelst  eines  von  dem  Richter  abzusendenden  Girkulars  mit- 
ZQtbeilen. 

1131.  Attributionen  der  Verwalter  sind: 

1.  die  Verwaltung  des  ganzen  Vermögens  und  Zubehörs  des  Falliments 
nach  Brauch  eines  guten  Kaufmanns; 

2.  die  Einziehung  und  Einkassirung  aller  Forderungen  der  Masse 
und  die  Zahlung  aller  Verwaltungskosten,  welche  zur  Erhaltung 
und  zum  Vortneile  des  Vermögens  der  Masse  durchaus  noth- 
wendig  sind; 

3.  die  Untersuchung  und  Berichtigung  der  zuvor  über  den  Status 
des  Falliten  aufgestellten  Generalbilanz,  woraus  diejenige  zu  bilden 
ist,  welche  als  genaues  El'gebniss  der  wirklichen  Lage  der  Ge- 
schäfte und   der  Verhältnisse  des  Falliments  massgebend  sein  soll; 

4.  die  Prüfung  der  Beweisdokumente  aller  Fallimentsgläubiger,  um  be- 
züglich iedes  einzelnen  derselben  den  Bericht  aufzusetzen,  welchen 
sie  der  Versammlung  der  Gläubiger  vorlegen  müssen; 

6.  die  Vertheidigung  aller  Rechte  des  Falliments  und  die  Geltend- 
machung aller  ihm  zustehenden  E lagerechte  und  Einwendungen; 

6.  die  Einberufung  und  Abhaltung  der  Gläubiger  Versammlung  zu 
beantragen,  in  den  Fällen  und  für  diejenigen  Zwecke,  welche  in 
diesem  Gesetzbuche  bestinmit  worden  sind,  und  wegen  ausser- 
ordentlicher Veranlassungen,  welche  hierzu  für  hinreichend  ge- 
halten werden; 

7.  den  Verkauf  der  Gegenstände  des  Falliments  zu  besorgen,  wenn 
derselbe  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Förmlichkeiten  statt- 
finden muss. 

1132.  Die  Ernennung  der  Verwalter  ist  von  den  Gläubigem  zu  be- 
stätigen, welche  in  der  Versammlung  zur  Feststellung  der  Forderungen  als 
solche  anerkannt  worden  sind,  oder  es  muss  eine  neue  Ernennung 
stattfinden,  wenn  diese  Bestätigung  nicht  erfolgen  sollte. 

1133.  Auf  begründeten  und  gerechtfertigten  Antrag  jedes  Gläubigers 
oder  auf  Grund  eines  Berichtes  des  Richters  über  Missbräuche  der 
Verwalter  in  der  Ausübung  ihrer  Verrichtungen,  kann  das  Gericht  ihre 
Absetzung  verfugen,  sowie  dass  die  Versammlung  der  Gläubiger  eine 
neue  Ernennung  trifFt. 

Es  kann  dies  auch  immer  stattfinden,  wenn  die  Versammlung  der 
Gläubiger  es  für  angemessen  hält,  wenn  auch  kein  Grund  vorliegt,  um  die 
früheren  Verwalter  abzusetzen. 

1134.  Der  Verwalter,  dessen  Forderung  von  der  Versanunlung  der 
Gläubiger  in  der  zur  Feststellung  derselben  abgehaltenen  Sitzung  nicht 
ab  recntmässig   anerkannt  worden   ist,   oder    welcher   aus   irgend  einem 
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Ghronde  ein  Elagerecht  gegen   die  Masse   geltend   macht,   ist  von  Rechts- 
wegen von  der  Verwaltung  ausgeschlossen. 

1135.  Die  Verwalter  haften  der  Masse  für  alle  Schäden  und  Nach- 
theile, welche  sie  ihr  durch  Missbräuche  bei  der  Ausübung  ihrer  Ver- 
richtungen oder  durch  mangelnde  Sorgfalt  und  Thätigkeit,  we^he  ein  voi^ 
sichtiger  Kaufmann  bei  der  Handhabung  seiner  Geschäfte  anwendet, 
verursachen. 

1136.  Die  Ausübung  des  Amtes  des  Verwalters  giebt  denjenigen, 
welche  dazu  ernannt  sind,  das  Recht  auf  eine  Entschädigung  von  einhalb 
Prozent  bezügUch  aller  Einkassirungen,  welche  sie  von  Foraerun^en  und 
Ansprüchen  des  FallimcDts  bewirken,  von  zwei  Prozent  von  den  Erträgen 
der  zum  Falliment  gehörigen  Waarenverkäufe  und  von  einem  Prozent  bei 
den  Verkäufen  und  Adjudikationen  von  Immobilien  oder  Besitzthümem 
anderer  Art,  welche  nicht  zum  Umsätze  oder  Geschäfte  des  Falliten  gehören. 


TITEL  VI. 
Von  der  Fallimentsverwältuiig. 

1137.  Nachdem  die  Verwalter  ernannt  und  in  ihr  Amt  eingesetzt 
sind,  müssen  sie  zur  Aufstellung  de?  förmlichen  und  Generalinventars 
aller  Güter,  Waaren,  Effekten,  Bücher,  Dokumente  und  Papiere  des 
Falliments,  bei  welcher  der  Richter  gegenwärtig  sein  und  es  autorisiren 
muss,  schreiten. 

1138.  Die  Güter  und  Waaren.  welche  sich  in  Händen  der  Konsig- 
natäre oder  aus  irgend  einem  Grunde  an  einem  andern  Orte,  als  dem  des 
Falliments,  befinden,  sind  nach  dem  Ergebnisse  der  Bilanz,  der  Bücher  und 
Papiere  des  Falliten  in  das  Inventar  mit  aufzunehmen,  mit  den  betreffenden 
Notizen,  welche  sich  auf  die  von  den  Inhabern  oder  Depositaren  derselben 
empfangenen  Antworten  beziehen. 

1139.  Der  FalUt  ist  zur  Aufstellung  des  Inventars  vorzuladen,  und 
er  kann  dabei  selbst  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  zu- 
gegen sein. 

1140.  Nach  Aufstellung  des  Inventars  ist  die  Uebergabe  aller  Ver- 
mögensobjekte, Waaren  und  Papiere,  welche  im  Inventar  mit  eingeschlossen 
sind,  gegen  Quittung  an  die  Verwalter  zu  bewirken,  indem  von  dem  Richter 
die  nöthigen  Requisitionsschreiben  abzusenden  sina,  damit  die  Vermögens- 
objekte und  Waaren,  welche  etwa  in  anderen  Ortschaften  sich  befinden, 
zur   Verfügung  derselben  Verwalter  gestellt  werden. 

1141.  Der  Depositar  des  Falliments  hat  eine  förmliche  und  mit 
Beweisdokumenten  unterstützte  Rechnung  seiner  Verwaltung  den  Ver- 
waltern binnen  drei  Tagen  nach  der  Ernennung  derselben  abzulegen, 
und  nach  Vernehmung  letzterer  und  dem  Berichte  des  Richters  hat  das 
Gericht  das  Entsprechende  zu  verfügen,  bezüglich  der  Genehmigung  oder 
des  Ersatzes  des  dem  Depositar  zur  Last  Fallenden. 

1142.  Ausser  den  Ausgaben  zu  der  Erhaltung  und  zum  Besten  der 
Waaren  und  Güter  des  Falliments  darf  keine  andere  Ausgabe  irgend 
welcher  Art  gemacht  werden,  es  sei  denn  Kraft  gerichtlicher  Verfügung. 

1143*  Die  Verwalter  haben  unter  Berücksichtigung  der  Art  der 
Handelswaaren  des  Falliments  und  des  grösstmöglichen  Vortheiles  seiner 
Interessen  dem  Richter  den  Verkauf  vorzuschlagen,  welcher  von  ihnen 
zu  günstiger  Zeit  für  gut  gehalten  wird,  und  der  Richter  hat  das  Nöthige 
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zu  bedtimmen,  indem  er  die  niedrigsten  Preise,  zu  welchen  der  Verkauf 
stattfinden  kann,  festsetzt,  welche  ohne  triftigen  Qrund  nach  dem  Urtheile 
des  Richters  nicht  geändert  werden  dürfen. 

1144.  Der  Verkauf  der  Immobilien  und  der  Mobilien,  mit  Ausnahme 
derjenigen  für  den  Handel  des  Falliten,  ist  in  öffentlicher  Auktion  zu  be- 
wirken, mit  allen  Förmlichkeiten  des  Rechts ;  und  in  anderer  Weise  soll  er 
keine  Gültigkeit  haben. 

1145.  Die  Verwalter  dürfen  weder  für  sich,  noch  für  jemand  anders 
Vermögensobjekte  des  Falliments,  welcher  Art  sie  auch  seien,  kaufen,  und 
wenn  sie  es  in  ihrem  Namen  oder  unter  irgend  einem  andern  thim,  so  sind 
zu  Gunsten  des  Falliments  selbst  die  Gegenstände  zu  konfisciren,  wobei  sie 
verpflichtet  sind,  ihren  Preis  zu  zahlen,  talls  sie  es  noch  nicht  gethan  haben. 

1146.  Die  Giyilklagen  gegen  den  Falliten,  welche  zur  Zeit  der 
Fallimentserklärung  schweben,  und  diejenigen,  welche  später  gegen  sein 
Vermögen  angesteUt  werden,  sind  gegen  die  Verwalter  fortzusetzen  imd  zu 
instmiren. 

.  1147.  Ebenso  haben  die  Verwalter  die  Civilklagen,  welche  der  Fallit, 
beyor  er  in  Falliment  gerieth,  anhängig  gemacht  hat,  fortzusetzen  und  die 
Exekutivklagen,  welche  gegen  die  Schuldner  des  Falliments  zulässig  sind, 
zu  betreiben,  jedoch  können  sie  keine  andere  Art  von  gerichtlichem  Ver- 
fahren bezüglich  der  Konkursgeschäfte  oder  -Interessen  anstellen,  ohne  vor- 
gängige  Eenntniss  und  Ermächtigung  des  Richters. 

1148.  Der  Fallit  hat  den  Verwaltern  alle  Nachrichten  und  Mittheilungen 
zu  geb^  welche  sie  von  ihm  verlangen  und  die  sich  auf  die  Geschäfte 
des  Falliments  beziehen,  und,  wenn  er  sich  in  Freiheit  befindet,  können  ihn 
die  Verwalter  zu  den  Arbeiten  der  Verwaltung  und  Liquidation  unter 
ihrer  Aufsicht  und  Verantwortlichkeit  verwenden. 

1148.  Der  Fallit  hat  das  Recht,  von  den  Verwaltern  durch  Ver- 
mittehmg  des  Richters  diejenigen  Nachrichten  über  den  Stand  der  Falliments- 
angeleffenheiten  zu  verlangen,  welche  ihm  von  Nutzen  sein  könnten ;  auch  hat 
er  in  derselben  Vermittelung  ihnen  die  Bemerkungen  zu  machen,  welche 
er  selbst  zur  B^elung  und  Verbesserung  der  Verwaltung  und  zur  Liqui- 
dation der  Aktiva  und  Passiva  des  Falliments  ftu*  geeignet  hält 

1150.  Die  Verwalter  haben  monatlich  einen  genauen  Status  der 
Fallimentsverwaltung  vorzulegen,  welchen  der  Richter  mit  seinem  Berichte 
ftn  das  Gericht  zu  befördern  hat,  damit  dieses  die  etwa  nöthigen  Mass- 
nahmen zu  Gunsten  der  bei  dem  Falliment  Betheiligten  treffe. 

1151.  Alle  Gläubiger,  welche  es  beantragen,  können  auf  ihre  Kosten 
Abschriften  von  dem  Status,  welchen  die  Verwalter  vorlegen,  erhalten,  und 
es  ist  ihnen  gestattet,  alle  Vorstellungen  zu  machen,  welche  sie  im  Interesse 
der  Masse  für  gut  befinden. 

1152.  Die  Verwalter  haben  unter  ihrer  Verantwortlichkeit  dafür  zu 
sorgen,  dass  alle  Formalitäten,  welche  zur  Erhaltung  der  Rechte  der  Masse 
bei  Wechselbriefen,  öffentlichen  Urkunden,  Krediteffekten  und  allen  andern 
zum  Falliment  gehörigen  Dokumenten  zu  erfüllen  sind,  auch  beobachtet 
werden. 

1153.  Jeder  Fallit,  welcher  die  Bestimmungen  der  Art  1069  und  1070 
erfSllt  hat,  erhält  eine  bestimmte  Summe  zu  seinem  Lebensunterhalte;  die 
Quote  derselben  ist  von  dem  Gerichte  festzusetzen  nach  Vernehmung  des 
äcbters  und  unter  Berücksichtigung  der  Klasse,  zu  welcher  der  Bankrott 
gehört,  der  Ang^hl  von  Personen,  welche  seine  Familie  bilden,  des  Ver- 
mögens, welches  sich  aus  der  Generalbilanz  ergiebt,  und  der  Merkmale, 
wetohe  sich  Behufs  der  Qualifikation  des  Falliments  darstellen. 

BoreIkftrdil,Huidel8r«eht.    IV.  8 
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Sollten  die  Verwalter  die  dem  Falliten  bewilligte  Anweisnngssumme 
für  zu  hoch  halten,  so  können  sie  dem  Gerichte  gegenüber  alle  Rekla- 
mationen erheben,  welche  sie  den  Interessen  der  Masse  entsprechend  erachten. 

1154  Die  böswillig-flüchtigen  Falliten  können  za  keiner  Zeit  AlimenteD- 
Unterstützungen  beanspruchen,  und  die  den  betrügerischen  Falliten  anpfe- 
wiesenen  Betrage  cessiren  von  Rechtswegen,  sobald  die  Falliten  als  zu  dipser 
Klasse  gehörig  qualificirt  worden  sind. 


TITEL  Vn. 

Von  der  Prüfung  und  Anerkennung  der  Forderungen  an 

das  Falliment. 

1155.  Die  Prüfung  und  Anerkennung  der  Forderungen  an  das 
Falliment  müssen  in  einer  allgemeinen  Versammlung  der  Gläubiger  unter 
Einsicht  der  Originaldokumente  der  Forderungen,  der  Bücher  und  Papiere 
des  Falliten  bewirkt  werden. 

1156.  Nach  Ernennung  der  Verwalter  hat  das  Gericht  oder  der 
Richter,  welcher  in  dem  Falliment  entscheidet,  anzuordnen,  dass  ersteren 
die  Belagstitel  oder  Forderungen  Behufs  ihrer  BLlassifikation  zugestellt 
werden. 

1157.  In  derselben  Verfügung  ist  der  Tag  zu  bezeichnen,  an  welchem 
die  Versammlung  zur  Prüfung  und  Anerkennung  der  Forderungen  ab- 
gehalten werden  soll. 

1158.  Die  Abhaltung  derselben  darf  nicht  länger  als  zehn  Tage  nach 
der  Ernennung  der  Verwalter  hinausgeschoben  werden. 

1159.  Diese  Bestimmungen  sind  durch  Anschlag  bekannt  zu  machen 
und  in  die  Zeitungen  einzurücken. 

1160.  Die  Gläubiger  sind  verpflichtet,  an  die  Verwalter  die  Beweis- 
dokumente  ihrer  Forderungen  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  zu  über- 

feben,  indem  sie  wörtliche  Abschriften  derselben  beifugen,  damit,  nachdem 
ie  Abschriften  von  den  Verwaltern  mit  den  Originalen  verglichen  und 
mit  diesen  übereinstimmend  befunden  worden  sind,  die  Verwalter  am  Fusse 
derselben  einen  unterschriebenen  Vermerk  setzen,  dass  die  Originale  in  ihr^ 
Händen  zurückbleiben,  und  nach  Beobachtung  dieser  FörmUchkeit  geben 
sie  die  Kopien  an  die  Betheiligten  zur  Wahrung  ihrer  Rechte  zurück. 

1161;  Die  Verwalter  haben,  sobald  sie  die  Dokumente  der  Gläubiger 
erhalten,  dieselben  mit  den  Büchern  und  Papieren  des  Fallim^its  zu  ver* 
gleichen  und  ihren  individuellen  Bericht  auf  jedes  Dokument  zu  setzeB; 
nach  Mas8gabe  dessen,  was  aus  besagter  Vergleichung  und  den  übrigen 
Notizen,  die  zu  ihrer  Kenntniss  gelangen,  sich  ergiebt 

1162.  Nachdem  sich  die  Gläubiger  an  dem  zur  Versammlung  fär 
die  Prüfling  und  Anerkennung  der  Forderungen  bezeichneten  Tage  ver- 
einigt haben,  hat  die  Verlesung  des  allgemeinen  Status  der  Forderungen, 
der  betreffenden  Beweisdokumente  und  des  Berichts  der  Verwalter  über 
jede  einzelne  derselben  stattzufinden. 

Alle  anwesenden  Gläubiger  und  der  Fallit  selbst  oder  sein  Bevollmäch- 
tigter können  über  ieden  einzemen  Posten  die  ihnen  angemessen  erscheinenden 
Bemerkungen  machen.  Der  bei  der  Forderung  Betheiligte  oder  sein  Ver- 
treter muss  dieselbe  in  der  ihm  geeignet  erscheinenden  Weise  beweisen, 
und   es   ist   durch   Stimmenmajoritat    über    die   Anerkennung   oder  Aus- 
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schliessuDg  von  jeder  Fordenmg  Beschluss  zu  fassen,  wobei  die  Majorität 
Dach  den  Bestimmungen  der  Art.  1124  und  1125  zu  bilden  ist 

1163.  Im  Falle  der  Reklamation  irgend  eines  Gläubigers  gegen  den 
Beschluss  der  Versammlung,  in  welcher  eme  Forderung  anerkannt  worden 
ist,  fallen  ihm  die  Kosten  des  Verfahrens  zur  Last,  es  sei  denn,  dass 
die  Forderung  von  dem  Gerichte  als  ausgeschlossen  erklärt  worden  ist,  in 
welchem  Falle  ihm  von  der  Masse  die  Kosten  gegen  seine  belegte  Rechnung 
za  vergüten  sind. 

1164.  Gegen  den  Beschluss  der  Versammlung  ist  keine  Reklamation 
zulässig,  wienn  sie  nicht  innerhalb  der  Frist  von  sechs  Tagen,  gerechnet 
von  der  Abhaltung,  eingjelegt  worden  ist 

1165.  Kein  Gläubiger  ist  vor  Gericht  zu  hören  gegen  den  seinem 
Votum  konformen  Beschluss. 

1166.  Dem  Gläubiger,  dessen  Forderung  ausgeschlossen  worden  ist, 
sind  seine  Titel  zu  der  ihm  angemessen  erscheinenden  Verfügung  über 
dieselben  zurückzugeben. 

1167.  Die  Verwalter  haben  für  Rechnung  der  Masse  den  Beschluss 
der  Versammlung  zu  vertheidigen,  falls  derseloe  vor  Gericht  angegriffen 
w^en  sollte. 

1168.  Den  Gläubigem,  deren  Forderungen  anerkannt  worden  sind, 
sind  ihre  Titel  ebenfalls  zurückzugeben  mit  einem  Vermerk  am  Fusse, 
welcher  dies  ausdrückt,  mit  genauer  Angabe  der  anerkannten  Summe. 
Dieser  Vermerk  ist  von  den  Verwaltern  zu  unterzeichnen. 

1169.  Zur  Prüfung  der  Titel  derjenigen  Gläubiger,  welche  eine 
längere  Frist  gemessen,  als  zur  Abhaltung  der  Versammlung  festgesetzt 
worden  ist,  sind  nach  dieser  die  etwa  nöäigen  Versammlungen  einzube- 
rufen, ohne  dass  diese  Verzögerung  ihren  Reckten  nachtheilig  wird. 

1170.  Die  Gläubiger,  welche  die  Beweisdokumente  ihrer  Forderungen 
in  den  vorgeschriebenen  Fristen  nicht  vorgelegt  haben,  verlieren  ihr 
etwaiges  Vorzugsrecht  und  sind  zur  Klasse  der  allgemeinen  Gläubiger 
herabzusetzen,  am  den  ihnen  in  dieser  Eigenschaft  zuJkommenden  Antheil 
der  Dividenden  zu  erhalten,  welche  etwa  noch  zu  der  Zeit  zu  vertheilen 
sind,  in  der  sie  ihre  Reklamationen  erheben;  es  muss  jedoch  die  Anerken- 
nung der  Rechtmässigkeit  ihrer  Forderungen  vorhergehen,  welche  gerichtlich 
unter  Zuziehung  und  Vernehmung  der  Verwalter  auf  Kosten  der  säumigen 
Gläubiger  zu  geschehen  hat. 

1171.  Wenn  zur  Zeit,  in  welcher  die  säumigen  Gläubiger  ihre  Rechte 
reklamiren,  der  ganze  Bestand  des  Falliments  schon  vertheilt  ist,  so  sind 
sie  nicht  weiter  zu  hören. 


TITEL  Vin. 

Von  der  Bangordming  iind  Befriedigtmg  der  Gläubiger. 

1172.  Die  Waaren,  Effekten  und  jede  andere  Art  von  Vermögens- 
objekten, welche  in  der  Masse  des  Falliments  vorhanden  sind^  ohne  dass 
das  Eigenthum  derselben  durch  einen  gesetzlichen  und  unwiderruflichen 
Titel  dem  Falliten  übertragen  worden  ist,  sind  als  fremdes  Eigenthum  an- 
zusehen und  zur  Verfügung  ihrer  rechtmässigen  Herren  zu  stellen;  es  muss 
aber  der  Beweis  und  die  Anerkennung  ihres  Rechtes  in  der  Versammlung 
der  Gläubiger  oder  durch  ein  vollstreckbares  ürtheil  vorhergehen. 
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1173.  Als  zu  den  Gegenständen^)  gehörig,  deren  Eigenthams- 
recht  bei  Fallimenten  von  Kaufleuten  geltend  gemacht  werden  k^n, 
werden  speciell  erklärt: 

1.  das  Dotalvermögen,  welches  in  den  Händen  des  Ehemannes  sich 
befindet,  wenn  dessen  Empfang  durch  öffentliche  Urkunde,  von 
welcher  in  der  im  Art  18  vorgeschriebenen  Form  Eintragung 
erfolgt  ist,  konstirt; 

2.  das  raraphemalTermögen,  welches  die  Ehefrau  durch  Erbschaft, 
Legat  oder  Schenkimg  erlangt  hat,  mag  es  in  derselben  Form  er- 
halten worden  sein,  in  welcher  sie  es  empfing,  oder  mag  es  durch 
eine  andere  ersetzt  oder  anders  angelegt  worden  sein,  unter  der  Be- 
dingung, dass  dieselbe  Formalität  bei  den  Urkunden,  aus  denen 
seine  Erwerbung  hervorgeht,  erfüllt  worden  ist; 

3.  jede  Art  von  Gütern  und  Effekten,  welche  dem  Falliten  zur 
Niederlegung,  Verwaltung,  in  Pacht,  Miethe  oder  zum  Niessbraudie 
übergeben  worden  sind; 

4.  die  Waaren,  welche  der  Fallit  in  Einkaufs-  und  Yerkaufskom- 
mission  und  im  Auftrage  als  Transit-  oder  Ablieferungsgut  in 
Händen  hat: 

5.  die  Wechseibriefe  oder  Zahlungsscheine,  welche  dem  Falliten  Be- 
hufs ihrer  Einkassirung  ohne  Indossament  oder  Ausdruck  des 
Werthes  übersandt  worden  sind,  wodurch  deren  Eigenthum  über- 
tragen wäre,  und  diejenigen,  welche  er  als  direkt  zu  Gunsten  des 
Kommittenten  ausgestellt  oder  indossirt,  für  Rechnung  eines  Anderen 
erworben  hat; 

6.  die  ausserhalb  des  Kontokorrentes  dem  Falliten  übersandten  Beträge, 
um  sie  an  eine  bestimmte  Person  im  Namen  und  für  Rechnung 
des  Kommittenten  abzuliefern  oder  um  Verpflichtungen  nachzu- 
konmien,  deren  Erfüllung  im  Wohnorte  des  Faulten  ange- 
wiesen ist; 

7.  die  Beträge,  welche  dem  Falliten  aus  Verkäufen  geschuldet  werden, 
welche  er  fEb*  fremde  Rechnung  bewirkt  hat,  und  die  Wechsel  und 
Zahlungsscheine  gleichen  Ursprunges,  welche  sich  in  seinen  Händen 
befinden,  wenn  sie  auch  nicht  zu  Gunsten  des  Eigenthümers  der 
verkauften  Waaren  ausgestellt  sind,  sobald  bewiesen  wird,  dass 
die  Verpflichtung  von  denselben  herrührt,  und  dass  sie  schon  in 
Händen  des  FaUiten  für  Rechnung  des  Eigenthümers  waren,  um 
sie  flüssig  zu  machen  und  ihm  die  Gelder  seiner  Zeit  zu  schicken, 
was  von  Rechtswegen  zu  vermuthen  ist,  wenn  der  Posten  nicht  in 
die  laufende  Rechnung  zwischen  Beiden  aufgenommen  worden  ist; 

8.  die  dem  Falliten  gegen  Baarzahlung  verkauften  Waaren,  deren 
Preis  er  ^anz  oder  zum  Theil  nicht  beglichen  hat,  so  lange  sie 
in  den  Magazinen  des  Falliten  verpackt  oder  in  derselben  Be- 
scha£fenheit  vorhanden  sind,  in  welcher  sie  übergeben  wurden, 
und  in  dem  Zustande,  dass  sie  speciell  durch  die  Marken  und 
Nummern  der  Bündel  oder  der  Emballage  unterschieden  werden 
können; 

9.  die  Waaren,  welche  der  Fallit  auf  Elredit  gekauft  hat,  so  lange 
die  wirkliche  Ueberlieferung  derselben  an  seine  Magazine  odw 
an  den  dazu  bestimmten  Ort  noch  nicht  stattgefunden  hat,  oder 
über  welche,   nachdem   sie   im  Auftrage   und   für  Rechnung  und 

1)  Nach  dem  Text  heisst  es  wörtUch:  „Als  zur  Klasse  der  Gläubiger  mit 
Eigenthumsrecht  gehSrig  werden  erklärt:'' 
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Ge&hr  des   Käufers  verladen  wurden,    ihm  die   Frachtbriefe   oder 

Konnossemente  zugeschickt  worden  sind. 
In  den  Fällen  dieses  Paragraphen  und   des    vorhergehenden    können 
die  Verwalter  die  gekauften  Waaren   retiniren    oder   dieselben    zur  Masse 
reklamiren,  indem  sie  dem  Verkäufer  ihren  Preis  zahlen. 

1174.  Aus  dem  Ertrage  der  übrigen  Vermögensobjekte  des  Falliments 
sind,  nachdem  die  den  Gläubigem  mit  Eigenthumsrecht  zukommenden 
Werthe  in  Abzug  gekommen  sind,  mit  Vorzug  die  privilegirten  Gläubiger 
mit  gesetzlichen  oder  vertragsmässigen  Hypolfieken  zu  befriedigen,  indem 
die  Stelle  ihres  entsprechenden  Vorzugsrechts  durch  das  Datum  jeder  pri- 
vilegirten Urkunde  zu  bestimmen  ist,  unbeschadet  der  Bestimmung  bezüglich 
der  Schiffe  im  Art.  559  dieses  Gesetzbuches  und  dessen,  was  die  ge- 
memen  Gesetze  bezüglich  der  Forderungen  auf  Alimentirung  und  Unter- 
halt, die  nicht  aus  Handelsgeschäften  herrtlhren,  bestimmen. 

1175.  In  die  Klasse  der  Hypothekengläubiger  tritt  in  ihre  be- 
treffende Stelle  und  den  betreffenden  Rang  ein  die  Frau  des  Falliten 
bezfiglich  des  zur  Zeit  des  Falliments  verzehrten  oder  veräusserten  Dotal- 
vermögens  und  der  in  der  Dotalurkunde  versprochenen  Morgengabe,  welche 
die  gesetzliche  Taxe  nicht  überschreiten. 

1176.  Im  Falle  eines  zweiten  Falliments  während  derselben  Ehe 
hat  die  Frau  des  Falliten  kein  Recht,  von  Neuem  mit  oder  ohne  Vorzug 
die  zu  ihren  Gunsten  bei  dem  ersten  Falliment  als  verbrauchte  Mitgift 
oder  als  Morgengabe  herausgezogene  Summe  zu  beanspruchen;  aber  sie 
ist  Gläubigerin  mit  Eigenthumsrecht  auf  die  unbeweglichen  Güter  oder  die 
Belastungen  auf  denselben,  wozu  jener  Betrag  verwendet  worden  ist,  vor- 
ausgesetzt, dass  die  Erwerbung  im  eigenen  Namen  geschehen  ist,  und  dass 
die  Verkaufs-  oder  Belastungsurkunde  zur  gehörigen  Zeit  in  das  Handels- 
register der  Dokumente  eingetragen  worden  ist. 

1177.  Die  Gläubiger  mit  Faustpfand  treten  in  die  Klasse  der 
Hypothekengläiibiger  ein  in  die  Stelle,  welche  ihnen  nach  dem  Datum 
ihres  Vertrages  zusteht,  indem  sie  die  Pfänder,  welche  sie  in  ihren  Händen 
haben,  an  die  Masse  zurückgeben. 

1178.  Wenn  auf  dem  nämlichen  Grundstück  zwei  oder  mehr  Hypo- 
theken bestehen,  welche  in  einem  Akte  oder  unter  gleichem  Datum  kontra- 
hirt  worden  sind,  so  ist  der  Werth  oder  der  Erlös  der  Hypothek  unter 
die  Gläubiger,  welche  sie  erworben  haben,  verhältnissmässig  zu  vertheilen. 

1179.  Werden  die  Hypothekendäubiger  für  ihre  Forderungen  mit 
den  Gütern,  welche  ihnen  entsprechend  verhjrpothecirt  worden  sind,  nicht 
gedeckt,  so  sind  sie  bezüglicn  des  üeberschasses  als  chirographarische 
Gläubiger  anzusehen. 

1180.  Nach  den  Hypothekengläubigem  folgen  in  der  Rangordnung 
des  Vorrechts  diejenigen,  welche  Gläubiger  durch  öffentliche  Urkunden 
sind,  nach  der  Reihenfolge  ihrer  Daten. 

1181.  Nachdem  die  Ansprüche  der  drei  vorhergehenden  Klassen 
befriedigt  worden  sind,  wird  aer  verbleibende  Betrag  der  Masse  nach 
Verhältniss  (sueldo  k  libra)  ihrer  Forderungen  ohne  Unterschied  der 
Datcfn  unter  die  Gläubiger  aus  Wechselbriefen,  kaufmännischen  oder 
gewöhnlichen  Zahlungsscheinen,  Anweisungen,  einfSachen  Refus,  laufenden 
Rechnungen  oder  aus  irgend  einem  andern  Titel,  dem  kein  Vorzugsrecht 
zuerkannt  worden  ist,  zu  vertheilen. 

1182.  Behufs  der  respektiven  Wiedereinsetzung  in  den  Besitz  und 
Befriedigung  der  Gläubiger,   gemäss  der  in  diesem  'ntel  vorgeschriebenen 


118  XXV.  Peru. 

Rangordnung,  haben  die  Verwalter,  nachdem  die  Versammlung  zur  Prüfung 
und  Anerkennung  der  zur  Fallimentsmasse  angemeldeten  Forderungen  ab- 
gehalten worden  ist,  zur  Klassifikation  derjenigen  Forderungen  zu  schreiten, 
welche  anerkannt  imd  genehmigt  worden  sind,  indem  sie  dieselben  in  vier 
Klassen  eintheilen: 

zur  ersten  gehören  die  Gläubiger  mit  Eigenthumsrecht; 

zur   zweiten   die   Hypothekengläubiger,  die  es  durch   das  Gresetz 
oder  Vertrag  sind,  nach  der  Reihenfolge  ihres  Vorzugsrechtes ; 

zur  dritten  die  chirographarischen  Gläubiger; 

zur  vierten  die  gewöhnlichen. 
Diese  Listen    sind  dem  Richter  einzuhändigen,    welcher   sie   sogleich 
an  das  Gericht,  welches   in  dem  Falliment  entscheidet,  zu   befördern    hat, 
nachdem  er  sie  geprüft    und  konform    befunden   hat   mit   dem  Beschlüsse 
der  Versammlung  zur  Anerkennung  der  Forderungen. 

1183*  Bezüglich  der  Gläubiger  mit  Eigenthumsrecht  ist  unverzüglich 
die  Auslieferung  der  ihnen  gehörigen  Beträge,  Effekten  oder  Güter  zu 
verfügen,  indem  von  dem  Gerichte  zu  diesem  Zwecke  die  nöthigen  Befehle, 
Requisitionsschreiben  und  entsprechende  Geldanweisungen  ausgefertigt 
werden;  nnd  auf  Grund  derselben  sind  die  von  ihnen  in  dem  Falliment  ver- 
tretenen Ansprüche  als  erloschen  anzusehen. 

1184.  Behufs  Prüfung  und  Genehmigung  der  übrigen  Aufstellungen 
der  Rangordnung  der  Forderungen  ist  eine  Generalversammlung  der 
Gläubiger  der  zweiten,  dritten  und  vierten  Klasse,  deren  Rechte  anerkannt 
worden  sind,  einzuberufen. 

Diese  Einberufung  muss  vermittelst  Schreiben  geschehen,  welche  die 
Verwalter  an  die  im  Orte  befindlichen  Gläubiger  und  an  die  Bevoll- 
mächtigten der  abwesenden,  die  persönlich  als  solche  anerkannt  worden 
sind,  zu  senden  haben.  Ausserdem  ist  dieselbe  vermittelst  Anschlags* 
Zettel  und  durch  die  Zeitung,  falls  eine  solche  in  dem  Orte  vorhanden  ist, 
bekannt  zu  machen. 

1185.  Die  Frist  zur  Einberufung  soll  höchstens  drei  Tage  betragen, 
und  die  Zeit,  welche  zwischen  der  Versammlung  zur  Prüfung  der  Forde- 
rungen und  der  zur  Bestimmung  ihrer  Rangordnung  liegt,  darf  15  (14)  Tage 
nicht  überschreiten. 

1186.  Nachdem  die  Sitzung  eröflFnet  worden  ist,  sind  die  Aufstellungen 
der  Rangordnung  vollständig  zu  verlesen,  indem  die  Reklamationen,  welche 
die  gegenwärtigen  Gläubiger  oder  die  rechtmässigen  Bevollmächtigten 
der  abwesenden  erheben,  entgegen  zu  nehmen  und  von  den  Verwaltern 
zu  beantworten  sind;  falls  sich  die  Reklamirenden  mit  den  Kontestationen 
dieser  nicht  beruhigen,  hat  die  Versammlung  bezuglich  des  Unrechtes, 
welches  jeder  einzelne  der  Gläubiger  erlitten  zu  haben  angiebt,  nach  den 
in    den  Art.  1124  und  1125   festgesetzten  Grundsätzen   zu    beschliessen. 

Der  Beschluss  der  Versammlung  kann  von  den  Betheiligten,  denen 
derselbe  nachtheilig  erscheint,  vor  Gericht  angefochten  werden,  wobei  nichts- 
destoweniger die  späteren  Massnahmen  der  Liquidation  des  Falliments  ihren 
Fortgang  nehmen,  vorbehaltlich  der  Resultate  der  etwa  eingeleiteten  Klagen. 

1187.  Nachdem  die  Versammlung  zui*  Rangordnung  der  Forderungen 
geschlossen  worden,  ist  kein  Einwand  irgend  welcher  Art  gegen  die  Auf- 
stellungen der  Klassifikation  und  die  Rangordnung  der  Vorzugsrechte, 
welche  von  den  Verwaltern  vorgeschlagen  worden  sind,  mehr  zulässig,  und 
es  müssen  alle  bei  der  Versammlung  gegenwärtigen  Gläubiger,  welche  die- 
selben nicht  anfechten  oder  welche  mi*e  Reklamationen  zurückzogen,  sowie 
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anch  diejenigen,  welche  der  Versammlung   nicht   beiwohnten,  mit  der  Ab- 
fassung derselben  einverstanden  sein. 

1188.  Auf  Grund  der  Akte  der  Versammlung  zur  Klassifikation  ist 
zur  Vertheilung  aller  verfugbaren  Geldmittel  des  Falliments  in  der  Rang- 
ordnung der  Klassen  und  des  Vorzugsrechtes,  welches  sich  aus  jener  er- 
giebt,  zu  schreiten. 

1189.  Die  Beträge,  welche  solchen  Gläubigem  zukommen  können,  die 
eine  schwebende  Klage  gegen  die  Masse  wegen  eines  Unrechtes  bei  der  An- 
erkennong  oder  bei  der  Rangordnung  ihrer  Forderungen  haben,  sind  in 
die  betreffenden  Klassen  der  zu  vertheilenden  Beträge  mit  aufzunehmen, 
indem  sie  in  der  Kasse  des  Falliments  so  lange  niedergelegt  werden,  bis 
der  Prozess  zum  Erlass  einer  vollstreckbaren  Entscheidung  gekommen  ist. 

1190.  Denjenigen  Gläubigern,  welchen,  nachdem  ihre  Forderungen 
durch  die  Beschlüsse  der  Versammlung  anerkannt  und  klassificirt  worden 
sind,  gerichtlich  ein  Einwand  von  einem  Privatgläubiger  entgegengestellt 
worden  ist,  sind  ungeachtet  desselben  die  ihnen  zukommenden  Beträge 
aoszuhändigen,  wenn  sie  zur  Zufriedenheit  der  Verwalter,  die  andern- 
falls fiir  die  Folgen  der  Insufficienz  haften  müssen,  eine  geeignete  Bürg- 
BchsSt  leisten. 

1191.  Kein  Gläubiger  kann  irgend  welchen  Betrag  auf  Rechnung 
seiner  Forderung  erheben,  ohne  dass  ^r  den  Titel,  auf  dem  dieselbe  beruht, 
vorlegt,  auf  welchen  der  Vermerk  über  die  ihm  geleistete  Zahlung  zu 
setzen  ist,  indem  derselbe  bei  diesem  Akte  von  dem  Gläubiger  oder  seinem 
rechtmässigen  Bevollmächtigten  zusammen  nut  den  Verwaltern  unterzeichnet 
wird,  und  ausserdem  der  Gläubiger  zu  Gunsten  letzterer  eine  besondere 
Quittung  giebt. 

1192.  Nachdem  die  Liquidation  des  Falliments  beendigt  ist,  haben 
die  Verwalter  ihre  Rechnung  zu  legen,  zu  deren  Prüfung  das  Gericht 
eine  Generalversamndung  der  Gläubiger,  welche  noch  Antheu  und  Stimme 
bei  dem  Falliment  haben,  einberuft.  In  derselben  ist  in  Gegenwart  des 
Falliten  über  ihre  Genehmigung  zu  beschliessen,  indem  vorher,  wenn  es 
für  nöthig  befunden  wird,  der  Bericht  einer  Kommission  entgegen  genommen 
wird,  welche  die  Rechnung  geprüft  und  anerkannt  hat;  sollten  Gründe 
zu  Aasstellungen  an  derselben  vorliegen,  so  müssen  sie  in  formlicher 
Weise  den  Fallimentsrichtem  vorgelegt  werden. 

Ungeachtet  der  Genehmigung  der  Versammlung  kann  der  Fallit  oder 
jeder  Gläubiger  auf  seine  Kosten  und  unter  seiner  persönlichen  Verant- 
wortlichkeit die  Rechnungen  der  Verwalter  gerichtlich  anfechten,  wenn  er 
dies  innerhalb  der  Frist  von  8  Tagen  thut.  Nach  Ablauf  derselben  soll 
der  Beschluss  der  Versammlung,  wenn  keine  Reklamation  irgend  welcher 
Art  erhoben  worden  ist,  fest  und  unwiderruflich  sein. 

1193.  Wenn  die  Verwalter,  alle  oder  einer  derselben,  vor  Schluss  der 
Liquidation  des  Falliments  ihr  Amt  niederlegen,  müssen  sie  in  gleicher 
Weise  in  einer  kurzen  Frist,  die  15  (14)  Tage  nicht  überschreiten  darf, 
ihre  Rechnungen  legen,  welche  bei  der  ersten  stattfindenden  Versammlung 
der  Gläubiger  nach  vorhergehendem  Berichte  der  neuen  Verwalter  zu 
prüfen  sind. 

1194.  Die  Gläubiger,  deren  Rechte  gegen  den  Falliten  mit  dem, 
was  sie  aus  dem  Bestände  des  Falliments  bis  zur  Beendigung  der  Liqui- 
dation desselben  empfangen  haben,  nicht  befriedigt  worden  sind,  bewahren 
ein  Klagerecht  bezüglich  dessen,  was  ihnen  noch  geschuldet  wird,  gegen 
das  Vermögen,  welches  der  Falht  später  noch  erwerben  mag. 
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TITEL  IX. 
Von  der  Qualifikation  des  Falliments. 

1195.  In  jedem  Falliments  verfahren  soll  die  Qualifikation  der  Klasse,  zn 
welcher  dasselbe  gehört,  in  einer  besonderen  Akte  geschehen,  welche 
unter  Anhörung  der  Verwalter  und  des  Falliten  selbst  zu  instruiren  ist 

1196.  Behufs  Vornahme  der  Qualifikation  des  Falliments  sind  zu 
berücksichtigen: 

1.  das  Verhalten  des  Falliten  bei  der  Erfüllung  der  Verpflichtungen, 
welche  ihm  in  den  Art.  1069  und  1070  auferlegt  werden; 

2.  das  Ereebniss  der  Bilanzen,  welche  über  die  kaufinännische  Lage 
des  Falliten  aufgestellt  sind; 

3.  der  Zustand,  in  welchem  sich  seine  Handelsbücher  befinden; 

4.  der  Bericht,  welchen  der  Fallit  über  die  unmittelbaren  und  direkten 
Ursachen,  die  das  Falliment  veranlassten,  geben  muss,  und  das  E^ 
gebniss  der  Bücher,  Dokumente  und  Papiere  über  den  wahren 
Ursprung  des  Falliments; 

5.  die  Thatsachen,  welche  aus  den  Reklamationen  erhellen,  die  im 
Verlaufe  des  Verfahrens  gegen  den  Falliten  und  sein  Vermögen 
vorgebracht  werden. 

1197.  Die  Verwalter  ihrerseits  müssen  binnen  15  (14)  Tagen  nach 
ihrer  Ernennung  dem  Gerichte  oder  Gerichtshofe  ein  umständliches  Expose 
über  den  Charäter,  welchen  das  Falliment  trägt,  vorlegen,  indem  sie  b^ 
stimmt  die  Klasse  festsetzen,  zu  welcher  dasselbe  ihrer  Ansicht  nach  qoali- 
ficirt  werden  muss. 

1198.  Der  Bericht  des  Richters  und  das  Expos6  der  Verwalter  sind 
dem  Falliten  mitzutheilen,  welcher  die  vorgeschlagene  Fallimentsqualifikation 
anfechten  darf,  wie  es  seinem  Rechte  entspricht. 

1199.  Im  Falle  eines  Widerspruchs  können  sowohl  die  Verwalter  als 
auch  der  Fallit  von  den  gesetzlichen  Beweismitteln  Gebrauch  machen,  um 
die  Thatsachen,  welche  sie  resp.  angeführt  haben,  zu  bescheinigen.  Die 
Frist,  um  diesen  Beweis  zu  fuhren,  darf  40  Tage  nicht  überschreiten. 

1200.  Auf  Grund  der  Anführungen  und  Beweise  von  Seiten  der 
Verwalter  und  des  Falliten  hat  das  Gericht  die  endgültige  Qualifikation 
des  Falliments  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der  Art.  IC^  bis  1061 
festzustellen. 

Wenn  das  Gericht  erachtet,  dass  das  Falliment  zu  der  ersten  oder 
zweiten  Klasse  gehört,  hat  es  die  Freilassung  des  Falliten  zu  verfügen, 
falls  er  sich  noch  in  Haft  befindet;  und,  wenn  es  denselben  als  zur  dritten 
Klasse  gehörig  qualificirt,  muss  es  ihm  eine  korrektioneile  Geßlngnissstrafe, 
welche  nicht  unter  zwei  Monaten  und  nicht  mehr  als  ein  Jahr  betragen 
darf,  auferlegen. 

Der  Fallit  wie  die  Verwalter  können  gegen  diese  Verfügung  Appel* 
lation  einlegen,  welche  mit  beiden  Wirkungen  zuzulassen  ist,  indem  jedoch 
bezüglich  der  Freilassung  des  Falliten  dasjenige,  was  etwa  verfügt  sein 
mag,  auszuföhren  ist 

1201.  Wenn  nach  erfolgter  Instruirung  der  Qualifikationsakte  sich 
Umstände  ergeben,  um  das  Falliment  als  einen  betrügerischen  oder  bös- 
willigen Bankrott  (alzamiento)  zu  qualificiren,  so  hat  das  Handelsgericht 
sich  seiner  Entscheidung  zu  enthalten  und  die  Akten  an  die  gewöhnliche 
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Gerichtsbarkeit  zu  übersenden,  damit  dieselbe  den  Gesetzen  gemäss  ver- 
fahre; gegen  diese  Yerfugimg  ist  keine  Appellation,  noch  irgend  welches 
andere  Kechtsmittel  zulässig. 

1202.  Wenn  in  der  ersten  Generalversammlung  der  Gläubiger 
zwischen  diesen  und  dem  Falliten  ein  Akkord  erfolgt,  dessen  Vereinbarungen 
keinen  Erlass  bei  den  Schulden  bewirken,  ist  ohne  Weiteres  von  dem  Ver- 
fahren zur  Qualifikation  des  Falliments  Abstand  zu  nehmen. 

Wenn  die  Gläubiger  jedoch  nach  den  Bedingungen  des  Akkordes 
irgend  einen  Theil  ihrer  Forderungen  erlassen  haben,  so  ist  das  Verfahren 
von  Amtswegen  bis  zur  entsprechenden  Entscheidung,  was  Rechtens  sei, 
fortzusetzen. 

1203.  Derjenige  Fallit,  welcher  als  zur  ersten  und  zweiten  Klasse 
gehörig  qualificirt  worden  ist,  und  derjenige  der  dritten,  welcher  seine 
Eorrektionsstrafe  verbüsst  hat,  können  sich  für  fremde  Rechnung  unter 
der  Verantwortlichkeit  ihres  Kommittenten  mit  Handelsgeschäften  befassen, 
indem  sie  das  Gehalt,  die  Emolumente  oder  den  Gewinnantheil,  welcher 
ihnen  für  diese  Dienste  gegeben  wird,  für  sich  beziehen,  unbeschadet  des 
Rechtes  der  Gläubiger  auf  das  Vermögen,  welches  der  Fallit  auf  diese  oder 
eine  andere  Weise  erwerben  mag,  im  Falle  die  Gelder  der  Masse  zur 
vollen  Deckung  nicht  hinreichen. 

Die  Falliten,  bei  denen  der  Fall  dieser  Bestimmung  zutri£Ft,  hören 
auf^  die  Unterstützungen  an  Alimenten  zu  erhalten,  welche  ihnen  im  Falli- 
mentsverfahren  zugewiesen  worden  sind. 


TITEL  X. 
Von  dem  Akkord  zwisehen  den  Olänbigem  und  dem  Falliten. 

1204.  Von  der  ersten  Generalversammlung  der  Gläubiger  ab,  kann 
der  Fallit  in  jedem  Stadium  des  Fallimentsverfanrens  die  Akkordvorschläge 
machen,  welche  er  bezüglich  der  Bezahlung  seiner  Schulden  f&r  zweck- 
mässig erachtet. 

1205.  Es  geniessen  die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Be- 
fugniss  nicht: 

1.  die  böswillig-flüchtigen  Falliten  (alzados); 

2.  die  betrügerischen  Falliten,  sobald  die  Handelsrichter  sich  enthalten, 
über  die  Auffassung  dieser  Qualifikation  des  Falliments  zu  er* 
kennen  und  die  Akten  dem  gewöhnlichen  Gericht  übersenden; 

3.  diejenigen,  welche,  nachdem  sie  einen  sicheren  Geleitsbrief  för  ihre 
Personen  erhalten  haben,  flüchtig  geworden  sind  und  sich  nicht  ge- 
stellen,  wenn  sie  von  dem  Gerichte  oder  dem  gewöhnlichen  Richter 
vorgeladen  werden. 

1206.  Jeder  förmliche  Vorschlag  zu  einem  Akkorde  muss  in  der 
Versammlung  der  Gläubiger  und  nicht  ausserhalb  derselben,  noch  in 
privaten  Zusammenkünften  gemacht  und  berathen  werden. 

1207.  Der  Richter  hat  in  jede  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Versammlung  zu  willigen,  welche  der  Fallit  zur  Verhandlung  über  einen 
Akkord  nachsucht,  wenn  irgend  Jemand  sich  erbietet,  die  Kosten  für  ihn 
zn  tragen. 

1208.  Kein  Gläubiger  darf  mit  dem  Falliten  ein  privates  Ueberein- 
kommen  treffen,  und,  wenn  er  es  thut,  soll  es  nichtig  sein,  und  der  Gläubiger 
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die   Rechte  jeder  Art,    weldie   er   an  der   Masse  hat,    verlieren,  und  der 
Fallit  ist  wegen  dieser  Thatsache  allein  als  schuldbar  zu  qualificiren. 
»  1209.     Die  Vorschläge  des  Falliten  sind  zu   diskutiren    und  zur  Ab- 

stimmung^) zu  stellen,  indem  das  übereinstimmende  Votum  der  Hälfte  der 
Gläubiger  einen  Beschluss  bildet. 

1210.  Die  Ehefrau  des  Falliten  hat  keine  Stimme  bei  den  Beschlüssen 
bezüglich  des  Akkordes. 

121 1*  Die  Fallimentsgläubiger  mit  Eigen thumsrecht  und  die  Hypotheken- 
gläubiger können  sich  enthalten,  Theil  an  dem  Beschlüsse  der  Versammlung 
wegen  des  Akkordes  zu  nehmen,  und  wenn  sie  dies  thun,  so  sollen  ihren 
betreffenden  Rechten  aus  diesem  Beschluss  keine  Nachtheile  erwachsen. 

Sollten  sie  dagegen  vorziehen,  sich  Stimme  und  Votum  über  den 
Akkord,  welchen  der  Fallit  vorgeschlagen  hat,  zu  wahren,  so  sollen  sie  in 
die  Fristen  oder  Schulderlasse,  welche  die  Versammlung  bewilligen  ma^, 
mit  einbegriffen  sein,  unbeschadet  der  Stelle  und  der  Klasse,  welche  dem 
Titel  ihrer  Forderung  zukommen. 

1212.  Der  Akkord  zwischen  dem  Falliten  und  den  Gläubigern  ist  in 
derselben  Versammlung,  in  welcher  er  geschlossen  wurde,  zu  unterzeichnen, 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit  und  Verantwortlichkeit  von  Seiten  des  Notars, 
welcher  ihn  ausfertigte,  und  ist  binnen  den  folgenden  vierundzwanzig 
Stunden  Behufs  seiner  Genehmigung  dem  über  das  Falliment  erkennenden 
Gerichte  einzureichen. 

1213.  Die  Genehmigung  des  Akkordes  darf  erst  nach  Ablauf  von 
acht  Tagen  nach  dem  Abschluss  verfügt  werden,  binnen  welcher  Zeit  so- 
wohl die  dissentirenden  Gläubiger  als  diejenigen,  welche  bei  der  Ver- 
sammlung nicht  zugegen  waren,  sich  der  Genehmigung  aus  irgend  einem 
der  folgenden  vier  Gründe  widersetzen  können: 

1.  Fehler  in  den  für  die  Einberufung,  Abhaltung  und  Beschlass- 
fassung  der  Versammlung  vorgeschriebenen  Formen; 

2.  Kollusion  von  Seiten  des  Schuldners  mit  irgend  einem  bei  der 
Versammlung  anwesenden  Gläubiger,  um  zu  Gunsten  des  Akkordes 
zu  stimmen; 

3.  Mängel  im  gesetzlichen  Vertretungsrecht  bei  irgend  jemand  von  denen, 
welche  ihre  Stimme  zur  Bildung  der  Majorität  abgegeben  haben; 

4.  betrügerische  Mehrangabe  einer  Forderung,  um  den  Antheil  zu 
formiren,  welchen  diejenigen,  die  den  Beschluss  fassen,  bei  der 
Masse  haben  müssen. 

1214.  Wenn  Seitens  irgend  eines  Gläubigers  ein  Widerspruch 
gegen  den  Akkord  erhoben  werden  sollte,  so  ist  darüber  unter*  An- 
hörung des  Falliten  und  der  Verwalter,  wenn  sie  in  Funktion  sind,  zu  in- 
struiren,  in  der  peremtorischen  und  nicht  zu  verlängernden  Frist  von 
dreissig  Tagen,  welche  beiden  Parteien  gemeinsam  sind,  um  das,  was  sie 
für  nöthig  halten,  vorzubringen  und  zu  beweisen;  und  nach  Ablauf  der- 
selben hat  das  Gericht  zu  entscheiden,  was  Rechtens  ist,  indem  nur  die 
Appellationen  mit  Devolutiveffekt  gegen  diese  Entscheidung  zulässig  sind. 

1215.  Wenn  kein  Widerspruch  gegen  den  Akkord  zur  festgesetzten 
Zeit  erhoben  worden  ist,  hat  der  Richter  seine  Genehmigung  zu  ertheilen, 
es  sei  denn,  dass  eine  offenbare  Uebertretung  gegen  die  Bedingungen, 
unter  welchen  derselbe  vereinbart  worden  ist,  sich    ergiebt,   oder  dass  der 


1}  lieber  die  abweichenden  Bestimmungen  anderer  Länder  ctr.  unten  Portugal. 
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Fallit  sich  in  irgend  einem  der  durch   den  Art.  1205  vorgesehenen  Fälle 
befindet 

1216.  Nachdem  der  Akkord  genehmigt  worden  ist,  soll  er  bindend 
sein  fiij'  alle  Oläubiger ;  und  die  Verwalter  ooer  der  Depositar  an  ihrer  Stelle 
müssen  im  Beisein  des  Richters  zur  üebergabe  aller  Vermögensobjekte, 
Effekten,  Bücher  und  Papiere  an  den  Falliten  schreiten,  indem  sie  die 
Rechnung  ihrer  Verwaltung  in  den  folgenden  15  (14)  Tagen  vorlegen. 

Im  Falle  einer  Kontestation  bezüglich  der  Rechnungen  der  Verwalter 
haben  die  Parteien  vor  dem  über  das  Falliment  entscheidenden  Gerichte 
oder  Richterstuhle  ihre  Rechte  wahrzunehmen. 

1217.  Sollte  der  Akkord  geschlossen  werden,  bevor  das  Verfahren 
über  die  Qualifikation  des  Falliments  entschieden  worden  ist,  und  sollten 
die  Verwalter  beantragt  haben,  dass  das  Falliment  als  zur  vierten  oder 
fünften  Klasse  gehörig  zu  erklären  wäre,  so  hat  das  Gericht  das  Ur- 
theil  über  die  Genehmigung  des  Akkordes  so  lange  zu  suspendiren,  bis  bei 
dem  Handelsgerichte  das  Verfahren  zur  Qualifikation  des  Falliments  ent- 
schieden ist,  und  wenn  diese  Entscheidung  nach  Massgabe  der  in  dem 
Art.  1173  vorgesehenen  Bestimmung  ausfallt,  so  soll  der  Akkord  von 
Rechtswegen  nichtig  sein. 

1218.  Wenn  keine  ausdrückliche  entgegenstehende  Vereinbarung 
zwischen  den  Gläubigem  und  dem  Falliten  vorliegt,  ist  dieser  bei  der 
Verwaltung  der  Handelsgeschäfte  so  lange  der  Mitwirkung^)  eines  der 
Gläubiger  nach  Wahl  der  Versammlung  unterworfen,  bis  er  die  Bedingungen 
des  Uebereinkommens  ganz  erfüllt  hat,  und  es  ist  ihm  eine  monatliche 
Quote  festzusetzen,  über  die  er  inzwischen  für  seine  häuslichen  Ausgaben 
verfugen  kann. 

1219*  Die  Funktionen  des  mitwirkenden  Gläubigers  haben  sich 
darauf  zu  beschränken,  über  die  Ein-  und  Ausgänge  bei  der  Kasse  des 
Falliten,  von  welcher  er  einen  besonderen  Schlüssel  haben  muss,  Rechnung 
zu  fahren.  Es  soll  ihm  gleichfalls  obliegen,  zu  verhindern,  dass  der  Fallit 
aus  seinem  Handelsfonds  für  seine  Privatausgaben  einen  grösseren  Betrag 
entnehme,  als  ihm  dazu  angewiesen  worden  ist,  oder  irgend  welche  Gelder 
für  Zwecke  verwende,  die  seiner  Handlung  und  seinem  Handelsbetriebe 
fem  liegen;  aber  er  darf  sich  nicht  in  die  Ordnung  und  Leitung  der  Ge- 
schäfte des  beaufsichtigten  Falliten  selbst  einmischen,  bei  welchen  dieser 
ganz  nach  eigenem  besten  Ermessen  verfahren  kann. 

1220.  Der  wieder  eingesetzte  Fallit,  welcher  die  Wirkungen  der 
Beaufsichtigung  vereitelt,  indem  er  über  irgend  einen  Theil  seiner  Fonds 
oder  Waaren  ohne  Benachrichtigung  des  Aufsehers  verfügt,  ist  durch  diese 
Thatsache  allein,  im  Fall  eines  neuen  Falliments,  als  betrügerischer  Fallit 
zu  erklären  und  als  solcher  von  der  Zeit  an,  in  welcher  er  die  Zahlung 
seiner  Verpflichtungen  einstellt,  zu  behandeln. 

1221.  Kraft  des  Akkordes  sind  die  Klagerechte  der  Gläubiger  be- 
züglich des  Theiles  ihrer  Forderungen,  wegen  dessen  sie  dem  Falliten 
Remission  gewährt  haben,  erloschen,  selbst  wenn  dieser  später  ein  grösseres 
Vermögen  erlangt  oder  ihm  irgend  ein  Ueberschuss  aus  dem  Bestände  des 
Falliments  verbleibt,  es  sei  denn,  dass  eine  ausdrückliche  entgegenstehende 
Vereinbarung  getroffen  worden  ist. 


*)  bezw.  Aufsicht. 
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1222.  Im  Falle  einer  b^ründeten  Klage  des  mitwirkenden  Gläubigers 
über  Missbräuche  des  in  die  Verwaltung  seiner  Fonds  wieder  eingesetzten 
Falliten,  hat  das  Gericht  oder  der  Gerichtshof  die  Vorlegung  seiner  Handels- 
bücher ZQ  verfugen  und  auf  Grund  derselben  die  Massnanmen,  welche  er 
zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  in  der  kaufmännischen  Verwaltung  des 
Falliten  und  zur  Vermeidung  jeder  Malversation  für  gut  hält,  zu  bewilligen. 

1223.  Die  Vergütung  des  Aufsehers  geht  fttr  Rechnung  des  wieder- 
eingesetzten Falliten  und  soll  2V8  P^'o  Mille  der  Gelder,  bei  deren  Eingang 
er  mitwirkt,  betragen. 


TITEL  XI. 
Von  der  Behabilitation. 

1224.  Die  Rehabilitation  des  Falliten  steht  dem  Gerichte  oder  Richter- 
stuhl zu,  welcher  über  das  Falliment  erkannt  hat. 

1225.  Bis  zur  definitiven  Beendigung  des  Qualifikationsverfahrens 
des  Falliments  ist  das  Ansuchen  des  Falliten  Behufs  seiner  Rehabilitation  nicht 
zulässig. 

1226.  Die  als  böswillig -flüchtigen  und  die  als  betrügerisch  quali- 
ficirten  Falliten  können  nicht  rehabilitirt  werden. 

1227.  Die  schuldbaren  Falliten  können  rehabilitirt  werden,  wenn  sie 
die  volle  Bezahlung  aller  im  Fallimentsverfahren  liquidirten  Schulden  und 
die  Verbüssung   der   ihnen  etwa  auferlegten  Korrektionsstrafe  nachweisen. 

1228.  Bei  den  Falliten  erster  und  zweiter  Klasse  genügt  es,  um 
rehabilitirt  zu  werden,  dass  sie  die  genaue  Erfüllung  des  genehmi^^n 
Akkords,  der  mit  ihren  Gläubigern  etwa  getroffen  sein  mag,  nachweisen. 
Sollte  kein  Akkord  vermittelt  worden  sein,  so  sind  sie  verpflichtet,  zu  be- 
weisen, dass  mit  dem  Bestände  des  Falliments  oder  durch  spätere 
Zahlungen,  wenn  ersterer  nicht  hinreicht,  alle  in  dem  Fallimentsvertahren 
anerkannten  Verpflichtungen  erfüllt  worden  sind. 

1229.  Dem  Rehabilitirungsgesuche  sind  die  Originalquittungen  oder 
Empfangsscheine  beizufügen,  aus  welchen  die  Befriedigung  der  Gläubiger 
hervorgeht. 

1230.  Durch  die  Rehabilitirung  des  Falliten  cessiren  alle  gesetzlichen 
Interdictionen,  welche  die  Falliterklärung  erzeugt. 

1231.  Die  Kaufleute,  welche  eine  Aufhebung  der  Verfügung  der 
Falliterklärung  in  der  in  den  Art.  1080  bis  1084  vorgeschriebenen  Weise 
erlangt  haben,  bedürfen  der  Rehabilitirung  nicht. 


TITEL  Xn. 
Von  der  Cessio  bonorum. 

1232.    Die  Cessio  bonorum  der  Kaufleute  wird   immer   als  Falliment 

angesehen  und  ist  vollständig  nach  den  Gesetzen  dieses  Buches  zu  regeln. 

Ausgenommen  sind  nur  die  auf  den  Akkord   und   die  Rehabilitation 
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bezüglichen  Verordnangen,   welche  bei  den  Eaofleaten,   die  ihr  Yennögen 
cediren,  nicht  Platz  greifen  sollen. 

1233.  Die  Immuaität  bezüglich  der  Person,  welche  nach  dem  ge- 
memen  Rechte  denjenigen  gewährt  wird,  die  ihr  Vermögen  cediren,  findet, 
sobald  diese  Eaofleute  sind,  nur  in  dem  Fall  statt,  wenn  sie  in  dem  Qualifi- 
kationsverfiEthren  des  Falliments  als  schuldlos  erklärt  worden  sind. 


Buch  IV. 

Von    der  J  ustiz  Verwaltung   (Rechtspflege)   in 
Handelssachen. 

TITEL  L 
Von  den  Handelstribimalen  und  Einseigerichten. 

1234.    Die  Rechtspflege  in  Handelssachen  und  -Geschäften  üben  aus: 

1.  der  Oberste  Gerichtshof  (La  Corte  Suprema); 

2.  die  Alkadengerichte  (Ober^erichte,  Los  Tribunales  de  Alzadas); 

3.  das  Handelsgericht  (El  Tnounal  del  Consulado); 

4.  die  ELandelsbezirksdeputationen   (Las  Diputationes  territoriales  de 
comercio). 

1285.    Es  erkennen   in   erster   Listanz  das   Handelsgericht   und   die 
Handelsdeputationen,  in  ihren  bezüglichen  Bezirken. 

1236.  Die   Obergerichtshöfe    erkennen    über    die    Berufungen    und 
Suppliken  gegen  die  &kenntnisse  erster  und  zweiter  Listanz. 

1237.  Der  Oberste  Gerichtshof  entscheidet  bezüglich  der  Nichtigkeits- 
rekurse gegen  diejenigen  Urtheile,  welche  in  letzter  Instanz  geMlt  sind. 


TITEL  n. 

Von  der  Organisation  der  HandelBtribnnale  und  Einsel- 

gerichte. 

1238.  Die  Obergerichte  zweiter  und  dritter  Instanz  werden  gebildet: 
aus  einem  Vorsitzenden  (Yocal)  des  Obergerichts  des  betreffenden  Distriktes 
und  zwei  von  ihm  aus  den  Kaufleuten  des  Ortes  ernannten  Beisitzem 
(Conjueces). 

1239.  Das  Amt  eines  Oberrichters  ist  unentgeltlich  und  altemirend 
unter  den  Beamten,  die  das  Gesetz  dazu  beruft. 

1240.  Im  Gerichtsbezirke  von  Lima  werden  die  Oberrichter  in  der- 
selben Form  von  der  Re^erung  ernannt,  welche  durch  die  Verfassung  f&r 
die  Ernennung  der  Vorsitzenden  der  Obergerichte  vorgeschrieben  ist 
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1241.  Das  Handelsgericht  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  (Prior) 
und  zwei  Beisitzern  (Consules);  alle  müssen  Grosskaufleute  sein.  Das  Amt 
des  ersteren  dauert  zwei  Jahre  und  das  der  beiden  letzten  vier. 

1242.  Die  Bezirksdeputationen  bestehen  aus  drei  Deputirten,  von 
denen  der  Präsident  der  älteste  ist. 

1243.  Die  Handelsdeputirten  üben  ihre  Funktionen  drei  Jahre  hin- 
durch aus,  wobei  einer  von  ihnen  jedes  Jahr  zu  erneuem  ist,  so  dass  der 
später  ernannte  in  die  Stelle  des  abgehenden  einrückt  und  der  neu  ernannte 
in  diejenige  des  ersteren. 

1244.  Die  rechtsgelehrten  Richter  (Jueces  de  Derecho)  sind  eo  ipso 
rechtsgelehrte  Beisitzer  (Asesores)  der  Handelsbezirksgerichte. 

1245.  Die  Ernennung  zum  rechtsgelehrten  Beisitzer  eines  Handels- 
gerichtes steht  der  Regierung  zu. 

1246.  Um  Richter  bei  den  Handelstribunalen  und  Einzelgerichten  zu 
werden,  ist  es  erforderlich: 

1.  Bürger  im  Vollbesitze  seiner  Rechte  zu  sein; 

2.  30  Jahre  alt  zu  sein; 

3.  den   Handel  wenigstens  fünf  Jahre  mit  gutem   Rufe  imd  eigenem 
Vermögen  betrieben  zu  haben; 

4.  keinen   schuldbaren    oder    betrügerischen.  Bankrott    gemacht   zu 
haben; 

5.  in    dem    Falle    eines    nicht    schuldbaren    Falliments    rechtmassig 
rehabilitirt  worden  zu  sein; 

6.  kein     Schuldner     einer    liquiden    Forderung    des     Staatsschatzes 
zu  sein; 

7.  zu  keiner  körperlichen  oder  entehrenden  Strafe  verjirtheilt  worden  zu 
sein  und  keinem  schwebenden  Strafverfahren  zu  unterliegen. 

1247.  Die  Mitglieder  einer  Kollektiv-  oder  Eonmiandi^esellschafl 
können  gemeinsam  nicht  als  Richter  bei  demselben  Handelstribun&l  oder 
Gerichtshof  fungiren. 

1248.  Diejenigen,  welche  Handelsrichter  gewesen  sind,  dürfen  vor 
Ablauf  zweier  Jahre,  nachdem  ihr  Amt  angehört  hat,  nicht  wieder  ge- 
wählt werden. 

1249.  Die  Handelsgerichtsschreiber  (Escribanos  de  comercio)  sind 
Registratoren  und  Aktuare  und  üben  die  Funktionen  von  Amtssekretairen 
(Secretarios  de  Cämara)  bei  den  Obergerichten  aus. 


TITEL  m. 

Von  der  Zuständigkeit  der  HandelBtribunale  und 
Einzelgerichte. 

1250.  Die  Gerichtsbarkeit  der  Handelstribunale  und  -Gerichte  ist  eine 
ausschliessliche  für  jede  Kontestation  bezüglich  Akte,  welche  einen  Handels- 
charakter tragen,  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches, 
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1251.  Nicht  zu  ihrer  Kompetenz  gehören  die  von  den  Kaufleaten 
oder  gegen  dieselben  angestellten  Klagen,  welche  Verpflichtungen  oder 
Uechte  der  gewöhnlichen  Gerichtsbarkeit  betreffen. 

1252.  Sie  haben  keine  Strafgerichtsbarkeit,  noch  dürfen  sie  eine 
andere  Strafe  als  die  Korrektionalstrafe  auferlegen,  nach  der  Bestimmung 
des  Art.  1200  in  dem  Falle  eines  schuldbaren  Bankrottes. 

1253.  Ihre  Gerichtsbarkeit  ist  nicht  prorogirbar  bezüglich  Personen 
oder  Sachen^  welche  nicht  zu  derselben  gehören,  wenn  auch  die  Parteien 
Prorogation  vereinbaren. 


TITEL  IV. 
Von  dem  OerichtBverfaliren  in  Handelssachen. 

1254.  Es  kann  keine  schriftliche  ELlage  in  Handelssachen  angestellt 
werden,  ohne  dass  das  Vergleichsvei'fahren  vorangegangen  ist. 

1255.  Das  Vergleichsverfahren  muss  vor  dem  Handelsgerichte  in 
dem  Bezirke  von  Lima  und  vor  dem  Präsidenten  der  betreffenden  Handels- 
depatation  in  den  übrigen  Gerichtsbezh*ken  stattfinden. 

1256.  Das  Verfahren  ist  ein  mündliches  in  jeder  Klagesache,  deren 
Gegenstand  300  Pesos  ^)  nicht  überschreitet. 

1257.  Das  im  mündlichen  Verfahren  gefällte  Erkenntniss  ist  voll- 
streckbar ohne  jedes  Rechtsmittel. 

1258.  Bei  dem  schriftlichen  Verfahren  über  Beträge,  die  1000  Pesos 
nicht  überschreiten,  ist  der  Rechtsweg  zu  beobachten,  der  nach  dem  Gesetz- 
bache über  das  Gerichtsverfahren  in  Civilsachen  von  geringem  Werth 
vorgeschrieben  ist. 

1258.  Die  Kauf lente  sind  bei  ihren  Prozessen  nur  im  Falle  der  vor 
dem  Obersten  Gerichtshofe  eingelegten  Nichtigkeitsbeschwerden  verpflichtet, 
sich  eines  Vertreters  (Anwalts^  za  bedienen. 

1260.  Bei  den  Handelstribunalen  und  -Gerichten  ist  den  Gesuchen 
und  Anföhrungen  der  Parteien  Raum  zu  geben,  mögen  dieselben  von  einem 
Rechtsanwalt  unterzeichnet  sein  oder  nicht. 

1261.  Bei  dem  Obersten  Gerichtshofe  und  den  Obergerichten  können 
die  Advokaten  über  den  Gegenstand  plaidiren,  und  es  müssen  ihnen  gegen- 
über eventuell  alle  diejenigen  Rücksichten  und  Prärogativen  beobachtet 
werden,  welche  die  Gesetze  ihrem  Amte  zuerkannt  haben. 

1262.  Bei  den  Verfahren  in  Handelssachen  kann  nur  eine  einmalige 
Prorogation  derjenigen  Fristen  bewilligt  werden,  welche  für  die  gewöhn- 
lichen Prozesse  im  Titel  IV,  Abschnitt  U  des  Gesetzbuches  über  das 
Gerichtsverfiahren  angegeben  sind. 

1263.  Die  Prorogation  darf  in  keinem  Falle  die  gewöhnliche  Frist 
überschreiten. 

1264.  Bei  den  Obergericbten  muss  der  Gerichtsschreiber  eine  voll- 
ständige Relation  aller  endgültigen  Akte  aufstellen. 

1265.  Die  Richter  müssen  selbst  von  den  Akten  in  erster  Instanz 
Einsicht  nehmen. 


^)  Ueber  den  Werth  eines  Pemanischen  Peso  vgl  oben  Note  1  S.  26. 
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126&  Der  Vorsitzende  des  Handelsgerichtes  nnd  die  Präsidenten 
der  Bezirksdepntationen  müssen  selbst  die  Instruimngsverfiigangen  er- 
lassen. 

1267.  Die  Richter  und  Beisitzer  der  Handelstribunale  und  -Ge- 
richte können  nur  aus  den  Gründen,  welche  im  Art.  95  des  Gesetz- 
buches über  das  Gerichtsverfahren  enthalten  sind,  perhorrescirt  werden. 

1268.  Die  im  besagten  Gesetzbuche  festgestellten  gerichtlichen  Formen 
sind  von  den  Handelstribunalen  und  -Gerichten  zu  beobachten,  so  weit  sie 
in  dem  gegenwärtigen  fehlen  und  den  Bestimmungen  in  letzterem  nicht 
widersprechen* 

1269.  Die  sonstigen  Handelsverordnnngen  und  Gesetze,  welche  mit 
diesem  Gesetzbuche  in  Widerspruch  stehen,  sind  aufgehoben. 


Inlialts-Yerzeicliiiiss. 
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_L/a.s  in  dem  EöDigreich  Portugal  nebst  Kolonien  am  18.  September  1833*) 
publicirte,  am  14.  Januar  1834  in  Kraft')  geti*etene 

Handelsgesetzbuch 

lautet: 

THEIL  I. 
Ton  dem  Landhandel. 

Buch  I. 

Von  den   Handelspersonen. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

1.  (Arti  I.)  Das  bürgerliche  Recht,  sofern  es  dem  vorliegenden  Ge- 
eetzbuche  nicht  entgegensteht  oder  durch  dasselbe  besonders  aufgehoben 
ist|  findet  auf  die  Handelsgeschäfte  und  -Gegenstände  Anwendung. 

2.  (II.)  Jeder  hat  das  Recht,  in  allen  Theilen  dieses  Reiches  und 
de^BLB  Besitzungen  Handel  zu  treiben,  vorbehaltlich  der  Ausnahmen  des 
V öl  liegenden  Gesetzbuches. 

3.  (HI*)  Die  Ausübung  dieses  Rechtes  ist  durch  besondere  Ver- 
tuf^ungen  geregelt  und  gewährleistet. 

4.  (IV.)  Damit  jedoch  die  Geschäfte,  Handlungen,  Forderungen  und 
Schulden  des  Handeltreibenden  vom  Handelsgesetze  geregelt  und  geschützt 
wi^i-den,  muss  derjenige,  welcher  Handel  treiben  will,  sich  auf  dem  Handels- 
gt^richte  seines  Wohnortes  immatrikuliren  lassen. 


1]  Art.  2  des  Dekrets  vom  18.  September  1838  lautet: 

Art.  2.  Aufgehoben  ist  die  ganze  streitige  Gerichtsbarkeit,  welche  nach  den  be- 
fitehenden  Gesetzen  dem  Gericht  der  Junta  für  Handel,  Ackerbau,  Fabriken  nnd  Schiff- 
fahrt zugehört;  ebenso  auch  diejenige,  welche  dem  Admiralschaftsrathe,  dem  Gerichte 
iiir  Indien  und  Mina,  sowie  den  Stenergerichten  (ouvidorias  da  alüeuidega)  gehörte. 

Art  8.  Es  werden  alle  Gesetze,  Gebräuche  nnd  Gewohnheiten  aiS^ehobeni  welche 
dem  Buchstaben  und  dem  Geiste  des  genannten  Gesetzbuches  entgegenstehen. 

^}  Gemäss  der  Verordnung  vom  24.  Januar  1834,  durch  welche  das  Handelseesetx- 
lu<'b,  als  seit  dem  14.  Januar  1834,  wie  oben  angegeben,  in  Geltung  befindhch  er- 
kllin  wurde. 
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5-  (V.)  Der  Mindeijährige^  welcher  jünger  als  25  Jahre  ist,  kann 
keine  Matriknlirung  erlangen,  ausgenommen,  nachdem  er  aus  der  väter- 
lichen Gewalt  entlassen  (emancipirt)  ist.  Und  er  kann  nur  emancipirt 
werden,  wenn  er  volle  18  Jahre  alt  ist.  » 

6.  (VI.)  Die  Matriknlirung  des  Handeltreibenden  im  Handelsregister 
erfolgt,  wenn  der  Antragsteller  ein  Gesuch  einreicht,  welches  enthalten  muss : 

1.  seinen  Vor-  und  Zunamen;  und  ist  es  eine  Gesellschaft:  die  Vor- 
und  Zunamen  eines  jeden  Einzelnen  der  Gesellschafter,  sowie  die 
angenommene  Firma; 

2.  die  Bezeichnung  der  Art  des  Handels  oder  Geschäfi;es; 

3.  den  Ort  oder  Sitz  des  Geschäftshauses  oder  Komptoirs; 

4.  den  Namen  des  Vorstehers,  Faktors  oder  Bediensteten,  welchen  er 
an  die  Spitze  des  Hauses  stellt; 

5.  die  Abschrift  des  zu  versendenaen  Cirkulars. 

7.  (Vn.)  Die  Eintragung  in  die  Matrikel  wird  von  dem  Handels- 
gericht ohne  Emolumente  angeordnet,  sobald  es  bei  summarischer  Information 
findet,  dass  der  Antragsteller  im  Besitz  desjenigen  Kredits,  derjenigen 
B«chtschaffenheit  und  Erfahrung  ist^),  welche  für  einen  Haodelti*eiDenaen 
seiner  Klasse  erforderlich  sind;  und  das  Gericht  hat  dann  seinen  Namen  in 
der  Liste  der  Matrikulh*ten  veröffentlichen  zu  lassen;  diese  ist  der  obersten 
Handelsbehörde  (supremo  magistrado  do  commercio)  zuzustellen  und  von 
dieser  allen  übrigen  Handelsgerichten  des  Reiches  mitzutheilen. 

8.  (VIU.)  Das  Gericht  hat  die  Matrikulirung  zu  verweigern,  wenn  es 
findet,  dass  der  Antragsteller  entweder  dazu  gesetzlich  unfähig  oder  un- 
würdig ist,  vorbehaltlicn  des  Rekurses  des  Bittstellers  an  das  höhere 
Gericht. 

9.  (IX.)  Von  jeder  Aenderung,  welche  der  Handeltreibende  in  den 
im  VI.  Artikel  specificirten  Angaben  vornimmt,  muss  das  Gericht  von 
Neuem  unter  denselben  Förmlichkeiten  und  Folgen  in  Kenntniss  gesetzt 
werden. 

10.  (X.)  Die  gewerbemässige  Ausübung  des  Handels  wird  hinsicht- 
lich der  gesetzlichen  Wirkungen  jgerechnet  vom  Tage  der  Eintragung  der 
in  der  Liste  des  Gerichts  veröffentlichten  Matrikel  und  der  versandten 
Cirkulare. 

TITEL  I. 

Von  den  Handelsleuten  und  deren  Arten. 

Abschnitt  I. 
Von  den  Handelsleuten  im  Allgemeinen. 

11.  (I.)  Jeder,  welcher  die  Fähigkeit  besitzt,  zu  kontrahiren,  in  die 
Handelsmatrikel  eingetragen  ist  und  aus  dem  Handel  einen  gewerbemässigen 
Beruf  macht,  ist  Handelsmann  (commerciante). 

0  J^ie  Nothwendigkeit  der  Eintrafironfi;  in  die  Matrikel  findet  sich  auch  im 
Spanischen  Recht  Art  1  n.  11  H.  G.  B.  (cf.  unten),  ebenso  im  Brasilianischen 
Becht,  nach  welchem  die  Eintragung  Seitens  des  Gerichts  verfügt  wird,  sobald  der  An- 
tragsteller die  gesetaliche  Fähigkeit  zum  Handelsbetriebe  besitzt  und  öffentliches  Yer- 
tiranen  geniesst  Art  6  H.  G.  B.  (cf.  Bd.  I,  2.  AniL,  S.  585);  femer  im  Argentinischen 
Aechte,  nach  welchem  die  Eintragung  dadurch  bedingt  ist  dass  der  Antragsteller  sich 
^es  guten  Rufes  und  Kredites  er&eut  welche  einen  Eaufknann  seiner  Klasse  aus- 
leidmen  mtoen  Art  86  H.  G.  B.  (cL  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  6). 
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12.  (n.)  Derjenige,  welcher  gelegentlichen  Handelsgeschäft  macht,  ist 
hinsichtlich  des  Genusses  der  dem  Handel  bewilligten  Vorrechte  kein 
Handelsmann.  Die  Streitigkeiten  jedoch,  welche  aus  solchen  gelegentlichen 
Geschäften  entsteh^^  unterliegen  den  Gesetzen  und  der  HandeTsgerichts- 
barkeity  wenn  es  Handelsgeschäfte  sind,  mag  auch  einer  der  Kontrahenten 
minder-  oder  grossjährig  sein. 

13.  (in.)  Jeder,  welcher  nach  dem  bürgerlichen  Rechte  die  Fähigkeit  hat, 
Verträge  abzuschliessen  und  sich  zu  verpflichten,  ist  auch  fähig,  Handel  zu 
treiben.  Wer  nach  demselben  Rechte  sich  durch  seine  Verträge  und  Kontrakte 
nicht  verpflichtet,  darf  auch  keine  Handelsgeschäfte  in  verbindlicher 
Weise  eingehen,  mit  Ausnahme  der  folgenden  Modifikationen. 

14.  (IV.)  Der  Majorenne  über  25  Jahren,  welcher  mit  Wissen  und 
ohne  Widerspuch  seines  V  aters  ein  Geschäft  oder  ein  Handelshaus  errichtet, 
wird  dadurch  als  aus  der  väterlichen  Gewalt  entlassen  angesehen. 

15.  (V.)  Jede  unverheirathete  Person  über  18  Jahre  kann  in  verbind- 
licher Weise  Handel  treiben,  wenn  sie: 

1.  in  gesetzlicher  Weise  emancipirt  ist; 

2.  wenn  sie  eigenes  Vermögen  besitzt; 

3.  wenn  sie  gesetzlich  befähigt  ist  zur  eigenen  Verwaltung  ihrer  Güter; 

4.  wenn  sie  ausdrücklich  und  in  aller  Form  auf  die  Woblthat  der 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  (Restitution)  verzichtet 

16.  (VI.)    Die  Emancipation  ist  gesetzmässig: 

1.  wenn  sie  die  ausdrückliche  Ermächtigung  des  Vaters  oder  der 
Mutter  oder,  in  deren  Ermangelung,  des  Vormundes  zum  Handel- 
treiben  enthält; 

2.  wenn  sie  in  einzelnen  Fällen  von  dem  Richter  gewährt  ist; 

3.  wenn  sie  von  dem  Handelstribunal  des  Distriktes  eingetragen  und 
veröffentlicht  ist 

17.  (VII.)  Sind  die  Bedingungen  des  vorhergehenden  Artikels  er- 
füllt, so  wird  der  Emancipirte  als  grossjährig  und  „sui  juris^  in  allen 
kaufmännischen  Handlungen  und  Verbindlichkeiten  erachtet. 

18.  (Vin.)  Eine  Frau,  welche  auf  eigene  Rechnung  Handel  treibt,  kann 
keine  den  Personen  ihres  Geschlechtes  zugestandene  Rechtswohlthat  gegen 
die  Folgen  der  von  ihr  kontrahirten  kaufmännischen  Handlungen  und  Ver- 
bindlichkeiten in  Anspruch  nehmen. 

19.  (IX.)  Im  Falle  des  Zweifels  werden  die  von  der  handeltreibenden 
Frau  kontrahirten  Verbindlichkeiten  als  kaufinännische  vermuthet,  mit 
Ausnahme  des  im  Art  XV  dieses  Titels  vorgesehenen  Falles  der  Ve^ 
pfandung  und  Hypothek  auf  die  liegenden  Güter. 

20.  (X.)  Die  Frau,  welche  Eigenthümerin  eines  Handelshauses  ist,  wird 
als  dessen  Leiter  vermuthet,  bis  die  Ernennung  und  BevoUmächti&^ung  eines 
Geschäftsführers  oder  Faktors  gültig  eingetragen  ist  Von  dem  Zeit- 
punkte ab  hören  alle  den  Kauf  leuten  gewährten  Vorrechte,  Rechte  und 
Verpflichtungen  für  sie  auf;  und  alle  ihre  eigenen  Güter,  sowie  diejenigen 
ihres  Handels,  haften  {%r  die  Handlungen  des  Geschäftsführers  in  Gemäss- 
heit  der  eingetragenen  Procura. 

21.  (XI.)  Durch  die  Verheirathung  einer  Frau,  welche  Eigenthümerin 
eines  Handelshauses  ist,  werden  ihre  Rechte  und  Pflichten  bezüglich  des 
Handels  und  seiner  Leitung,  die  von  ihr  abhängen,  nicht  geändert 

22.  (XU.)  Tritt  eine  Frau  in  eine  Handelsgesellschaft  mit  ihrem  Manne 
oder  mit  einem  Dritten,  so  geniesst  sie  nicht  die  Vorrechte,  Rechte  und 
Pflichten    einer    Handelsfirau,    falls    nicht    ausdrücklich    abgemacht    und 
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öffentlich   bekannt  gemacht   wird,    dass   sie   an  dem  Betrieb  der  Gesell- 
schaftsgeschäfte theimehmen  soll. 

23.  (Xm.)  Die  Ehefrau  eines  Handelsmannes,  welche  ihrem  Ehe 
manne  in  seinem  Geschäfte  nur  Hülfe  leistet^  gilt  nicht  als  Handelsfrau 
wenn  sie  auch  in  Gütergemeinschaft  lebt 

24.  (XIV.)  Eine  Ehefrau  von  mehr  als  18  Jahren  kann  Handel 
treiben,  wenn  sie  dazu  die  Ermächtigung  ihres  Ehemannes  erhldt»  näA  diese 
m  das  öffentliche  Handelsregister  eingetragen  ist,  —  oder  wenn  sie  recht- 
mässig von  Tisch  und  Bett  von  ihm  gescmeden  ist.  Im  ersten  Fidle  haften 
für  die  Verbindlichkeiten,  welche  sie  hei  ihren  Geschäften  eingegangen  ist, 
alle  Dotalgüter  und  alle  Rechte,  an  welchen  sie  Gemeinschsit  nat  Und 
im  zweiten  Falle  nur  die  Güter,  welche  die  Frau  etwa  zum  Eigenthumi 
zum  Niessbrauch  und  zur  Verwaltung  besass,  als  sie  sich  dem  Handel  widmete, 
and  zwar  die  Dotalgüter,  welche  ihr  durch  Erkenntniss  restituirt  sind, 
und  die  später  erworbenen. 

25*  (XV.)  Sowohl  der  Minderjährige  wie  die  Ehefrau,  welche 
Handel  treiben,  können  ihre  Liegenschaften  Behufs  Sicherstellung  der 
von  ihnen  als  Handelsleuten  eingegangenen  Verbindlichkeiten  verpfönden 
und  verhypotheciren.  Der  Beweis,  dass  das  Abkommen  hinsichtlich  eines 
Handelsfaktums  stattfand,  liegt  dem  Gläubiger  ob. 

26.  (XVI.)  Eine  Ehefrau,  welche  von  ihrem  Ehemanne  zum  Handel- 
treiben gehörig  ermächtigt  ist,  kann  weder  die  dem  Ehemanne  gehörigen 
Liegenschaften,  noch  die  neiden  Ehegatten  gemeinsam  gehörenden  belasten 
oder  verhypotheciren,  vorbehaltlich  entgegenstehender  Vereinbarung. 

27.  (XVn.)  EinWiderruf  dervomEhemanne  der  Ehefrau  gemäss  Art.X£V 
dieses  Titels  ertheilten  Ermächtigung  hat  nur  dann  Wirkung,  wenn  der- 
selbe in  öffentlicher  Urkunde  erfolgt,  begründet  und  diese  Gründe  unter 
Anhörung  und  Ueberzeugung  (convencimento)  der  Frau  gebilligt,  und  wenn 
der  Gerichtsbeschluss  endlich  in  das  Handelsregister  durch  rrotokoU  auf- 
genommen und  veröffentlicht  worden  ist. 

28.  (XVIU.)  Der  Betrieb  des  Handels  ist  wegen  Inhompatibilität 
mit  dem  Stande  untersagt: 

1.  den  geistlichen  Körperschaften; 

2.  den  rriestem  jedes  Ordens; 

3.  den    obrigkeitlichen    Personen    und    Richtern   an  den  Orten  ihrer 
Thätigkeit  oder  Gerichtsbarkeit; 

4.  den  Finanzbeamten  in  ihren  Amtsbezirken. 

29.  (XIX.)    Der  Handel  ist  wegen  gesetzlicher  Unfähigkeit  untersagt: 

1.  den  durch  Erkenntniss  interdicirten  Personen; 

2.  den  nicht  rehabilitirten  Falliten. 

30.  (XX.)  Nichtig  sind  bezüglich  aller  Kontrahenten  die  Handels- 
verträge, welche  von  notorisch  hierzu  unfähigen  Personen  abgeschlossen 
werden.  Ist  die  Unfähigkeit  nicht  notorisch,  so  bleibt  der  Kontrahent, 
welcher  dieselbe  verheimlicht  hat,  verpflichtet,  der  andere  Kontrahent 
jedoch  ihm  gegenüber  nicht 

31.  (XXI.)  Die  naturalisirten  Fremden  dürfen  in  diesem  Reiche 
mit  denselben  Rechten  und  Pflichten  wie  die  Einheimischen  unbehindert 
Handel  treiben. 

fö  (XXn.)  Die  nichtnaturalisirten  Fremden  dürfen  in  diesem  Reich 
^mäss  den  mit  den  betreffenden  Regierungen  geschlossenen  Verträgen 
Handd  treiben;  best^en  keine  Verträge,  so  dürfen  sie  es  in  der  Art,  wie 
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es  in  den  Staaten,  welchen  sie  angehören,  den  Portugiesen  gestattet  ist, 
Handel  zu  treiben. 

88.  (XXm.)  Jeder  Fremde,  welcher  auf  Portugiesischem  Gebiete 
Handelsakte  vornimmt,  unterli^  durch  diese  Thatsache  selbst  den  Portu- 
giesischen Gerichten  und  den  Gesetzen,  welche  diese  Akte,  deren  Ergeb- 
nisse und  Incidentien  regelt 

84.  (XXIV.)  Die  Unternehmer  von  Fabriken  geniessen  hinsichtlich 
deren  Leitung  und  des  Verkaufes  der  angefertigten  Artikel  die  Vorrechte 
der  Handelsleute. 

85*  (XXV.)  Handelsmann  (Commerciantes)  ist  ein  generelles  Wort, 
welches  umfasst  die  Banquiers.  die  Versicherer,  die  Kommissionäre,  die 
Gross-  und  Kleinhändler  und  oie  Fabrikanten  und  Fabrikuntemehmer  in 
der  gegebenen  Bedeutung. 

Abschnitt  H. 
Von   den    Kommis  sionsneeocianten 


(Kommissionä 


neg< 

ren). 


86.  (XXVL)  Geschäftsmann  (negociante)  im  Allgemeinen  ist  gleich- 
bedeutend mit  Handelsmann  (commerciante) ;  jedoch  bezeichnet  es  einge- 
schränkt denjenigen,  welcher  auswärtigen  Handel  treibt.  Befasst  sich  sein 
Handelsbetrieb  vorwi^end  mit  Kommissionen,  so  heisst  er  Negociant  von 
Kommissionsgeschäften  oder  Kommissionär  (commissario)  im  eigentlichen 
Sinne. 

87.  (XXV 11.)  Der  Handel  kennt  Einkaufskommissionäre,  Verkaufs- 
kommissionäre, Kommissionäre  für  Freihäfen  oder  ftlr  vermittelnde  Handels- 
plätze, Bankkommissionäre  und  Transportkommissionäre;  aber  alle  oder  der 
grösste  Theil  von  diesen  Geschäften  können  in  einem  einzigen  Handel- 
treibenden oder  kaufmännischen  Kommissionär  vereinigt  werden. 

88-  (XXVIII.)  Der  Negociant  von  Kommissionsgeschäften  ist  Kom- 
missionär nur  in  Beziehung  zu  dem  betreffenden  Auftraggeber  (Kommit- 
tenten), aber  er  ist  Negociant  im  eigentlichen  Sinne  in  Beziehung  auf  die 
kaufmännische  Welt  (Mundo  mercantil). 

89.  (XXIX.)  Kommissionär  im  eigentlichen  Sinne  ist  jeder,  der  in 
seinem  eigenen  Namen  oder  unter  einer  gesellschaftlichen  Firma  ohne  Er- 
wähnung des  Auftraggebers  (Kommittenten)  auf  Ordre  und  Rechnung  eines 
Auftraggebers  Handelsgeschäfte  ausfahi*t,  indem  er  dafür  eine  Kommissions- 
gebühr  uquidirt 

40*  (XXX.)  Handelskommissionär  kann  nur  ein  Kaufmann  oder 
eine  Qesellschaft  mit  Firma  sein.  Die  Vorschriften  dieses  Abschnittes,  be- 
treffend die  Kommissionäre  und  die  Kommission,  können  nur  auf  Ge- 
schäftsleute, welche  Kommissionen  betreibeu,  Anwendung  finden. 

41-  (XXXI.)  Wenn  der  Kommissionär  mündlich  bestellt  ist,  moss 
die  Kommission  vor  Schluss  des  Geschäftes  schriftlich  ratificirt  werden. 

42.  (XXXII.)  Der  Kommissionär  ist  den  Personen,  mit  welchen 
er  kontrahirt,  direkt  verpflichtet;  er  hat  jedoch  keine  Verpflichtung,  die 
Person  des  Kommittenten  anzugeben,  ausgenommen  bei  Versicherungen. 

43*  (XXXin.)  Der  Kommittent^)  kann  gegen  die  Personen,  welche 
mit  dem  Kommissionär  abschliessen   nur  auf  Grund   der  Cession   des  letz- 


1)  „Commerciante*'  im  Text  dürfte  ein  Dmckfelüer  sein  statt  „oommittente*^ 
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ter^  klugen.  Ebenso  können  diese  Personen  nicht  direkt  gegen  den  Kom- 
mittenten klagen. 

44.  (XXXIV.)  Der  Geschäftsführer  eines  Kommissionärs  ist  dem 
Kommittenten  gegenüber  nicht  Kommissionär. 

45«  (XXX Y.)  Handelt  der  negocirende  Kommissionär  im  ausdrück- 
lichen Namen  eines  Konmiittenten,  so  hört  er  auf  Handelskommissionär 
oder  Negociant  von  Kommissionsgeschäften  im  strengen  Sinne  zu  sein; 
in  diesem  Falle  werden  seine  Rechte  und  Pflichten  in  seiner  Eigenschaft 
als  ein&cher  Mandatar  und  als  Handelsmandatar  nach  den  Bestimmungen 
des  Titels:     „Vom  Mandate"  geregelt. 

46.  (XXXVI.)  Der  Kommittent  ist  vorbehaltlich  entgegenstehender 
Abrede  verpflichtet,  den  Betrag  sämmtlicher  auf  die  Ausführung  der  Kom- 
mission verwendeten  Auslagen  und  Aufwendungen  Angesichts  einer  gesetz- 
mässigen  Rechnung  bei  Vorlegung  zu  decken,  sowie  ausserdem  die  Zinsen 
for  £e  Zeit,  welche  zwischen  der  Aufwendung  und  der  wirklichen  Be- 
zahlung liegt. 

4/.  (XXXVII.)  Der  Kommissionär  hat  die  Verpflichtung,  dem 
Konmiittenten  sogleich  nach  der  Ausfuhrung  der  Kommission  vollständige 
und  belegte  Rechnung  über  die  Erfüllung  zu  gewähren  und  ihm  den  Saldo 
and  das  für  den  Kommittenten  Empfangene  einzuhändigen,  selbst  wenn 
nichts  geschuldet  würde.    Im  Falle  des  Verzuges  haftet  er  fiir  die  Zinsen. 

4£  (XXXVUI.)  Der  Kommissionär,  dessen  Rechnungen  mit  seinen 
Bachern  und  Vermerken  nicht  genau  übereinstimmen,  oder  welcher  die  Preise 
oder  die  gehabten  Ausgaben  erhöht  oder  ändert,  ist  des  Diebstahls  schuldig 
and  unterliegt  den  vom  Strafgesetzbuche  hierfür  festgesetzten  Strafen. 

48.  (XXXIX.)  Jeder  Kommissionär,  der  auf  Güter,  welche  von 
^em  andern  Platze  geschickt  sind,  um  für  Rechnung  seines  Kommittenten 
verkauft  bu  werden,  Vorschuss  gewährt,  hat  fiftr  die  Erstattung  seiner 
Vorschüsse,  Zinsen  und  Kosten  ein  Vorzugsrecht  an  diesen  Gütern,  im 
Fall  sie  in  seinen  Lagerhäusern  oder  in  einem  öffentlichen  Lagerplatze  zu 
seiner  Verfugung  liegen,  oder  wenn  er  vor  der  Ankunft  der  Waaren  die 
Uebersendung  durch  Konnossement  oder  Frachtbrief  beweisen  kann. 

50.  (XL.)  Sind  die  Waaren  für  Rechnung  des  Kommittenten  ver- 
kauft und  übergeben,  so  hat  der  Kommissionär  das  Recht,  sich  für  die 
Vorschüsse,  seine  Zinsen  und  Kosten  bezahlt  zu  machen  mit  Vorzugsrecht 
vor  den  Gläubigem  des  Kommittenten. 

51.  (XLl.)  Die  Vorschrift  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  greift 
nicht  Platz  bei  Anleihen,  Vorschüssen  oder  Zahlungen,  welche  die  Kommis- 
sionäre auf  Waaren  leisten,  die  von  einem  Kommittenten,  der  an  dem- 
selben Platz  wohnt,  wie  der  Kommissionär,  deponirt  oder  konsignirt  sind, 
ausgenommen  wenn  die  Waaren  in  Pfand*)  durch  solennen  Akt  gegeben 
worden  sind. 

52.  (XLII.)  Ein  Kommissionär,  welcher  ohne  Ermächtigung  des 
Kommittenten  Darlehne,  Vorschüsse  oder  Verkäufe  auf  Zeit  gewährt,  läuft  die 
Gefahr,  die  geliehenen,  vorgeschossenen  oder  kreditirten  Summen  zu 
decken  und  zu  zahlen ;  und  aer  Kommittent  darf  sie  sofort  fordern,  sofern 
er  nur  dem  Konmiissionär  alle  Interessen,  Vortheile  und  Beneficien  über- 
lässt,  welche  aus  dem  vom  Kommissionair  £;ewährten  und  vom  Kommittenten 
missbilligten  Kredite  hervorgegangen  sind. 

Ausgenommen  hiervon  ist  der  entgegenstehende  Börsengebrauch,  im 
Fall  dass  keine  ausdrückliche  Ordre  vorliegt,  nicht  Vorschüsse  zu  leisten, 
noch  Zahlungsfristen  zu  bewilligen. 


^)  ,^m  penhor*',  im  Originaltext  wohl  ein  Druckfehler  statt  „em  penhor**. 
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58.  (XLIII.)  Wenn  auch  der  Kommissionär  ermächtig  ist,  auf 
Zeit  zu  verkaufen,  so  darf  er  dies  jedoch  nicht  Personen  gegenüber,  welche 
als  insolvent  bekannt  sind,  thun,  noch  die  Interessen  des  Kommittenten 
einem  offenbaren  und  notorischen  Risiko  aussetzen,  bei  Strafe  der  persön- 
lichen Haftung. 

54  (XLIV.)  Der  Kommissionär,  welcher  auf  Zeit  verkauft, 
muss  in  den  Rechnungen  und  Berichten  die  Namen  der  Käufer  angeben; 
unterlässt  er  dies,  so  wird  der  Verkauf  als  gegen  Baarzahlung  geschehen 
angesehen.  Dasselbe  hat  der  Kommissionär  bei  jeder  Art  von  Verträgen, 
weiche  er  für  fremde  Rechnung  abschiiesst,  zu  thun,  sobald  die  Inte^ 
essenten  es  fordern. 

55.  (XLV.)  Beschafft  der  Kommissionär  die  Deckung  der 
Summen  seines  Kommittenten  nicht  in  der  Zeit,  innerhalb  deren  sie  nach 
dem  Charakter  und  den  Bedingungen  eines  jeden  Geschäftes  fallig  sind, 
so  haf);et  er  für  die  Folgen  der  Unterlassung,  sofern  er  nicht  beweist,  dass 
er  mit  der  nöthigen  Pünktlichkeit  sich  der  gesetzlichen  Mittel  bedient  hat, 
um  die  Zahlung  zu  erlangen. 

56.  (XLVI.)  Wenn  auch  der  Kommissionär  den  Auftrag  ablehnt, 
so  ist  er  doch  verpflichtet,  alle  Massregeln  zu  treffen,  welche  für  die  Er- 
haltung der  übergebenen  Gegenstände  absolut  nothwendig  sind,  bis  der 
Kommittent  neue  Vorkehrungen  trifft.  Thut  der  Kommittent  nichts,  nach- 
dem ihm  der  Bericht  zugegangen  ist,  so  muss  der  Kommissionär  sich  an 
das  zuständige  Gericht  wenden,  damit  es  die  Deponirung  und  die  Sicherung 
der  Waaren  auf  Rechnung  des  Eigenthümers  anordne,  sowie  den  Verkauf 
derjenigen,  welche  zur  Deckung  der  aufgelaufenen  Unkosten  erforder 
Hell  sind. 

57.  (XLVII.)  Eine  gleiche  Sorgfalt  hat  der  Kommissionär  anzu- 
wenden, wenn  der  vermutHiche  Werth  der  konsignirten  Gegenstände  die 
Transport-  und  Empfangskosten  nicht  decken  kann.  Der  Richter  hat  das 
Depositum  zu  bewilligen  und  den  Verkauf  vornehmen  zu  lassen,  nachdem 
er  die  Gläubiger  der  Kosten  und  den  etwaigen  Vertreter  des  Eigenthümers 
der  Gegenstände  gehört  hat. 

58.  (XLVin.)  Der  Kommissionär,  welcher  sich  verpflichtet,  die  Gelder 
vorzuschiessen,  die  ihm  unter  einer  festgesetzten  Form  der  Wiedererstattung 
zur  Erledigung  des  aufgegebenen  Aufti*ages  nothwendig  sind,  muss  den 
Auftrag  vollständig  erfiulen,  ohne  Mangel  an  Deckung  der  Kapitalien 
anfuhren  zu  können;  ausgenonmien,  wenn  er  durch  positive  Akte  beweisti 
dass  inzwischen  ein  notorischer  Misskredit  des  Kommittenten  eingetreten  ist 

58«  XLIX,)  Der  Kommissionär,  welcher  die  ihm  übermachten  Gelder 
ihrer  eigentlichen  Bestimmung  entzieht  und  sie  zu  eigenen  Geschäften  ver* 
wendet,  naftet  für  die  Zinsen  seit  dem  Empfangstage  jener  Gelder,  sowie  för 
die  aus  der  Nichtbeachtung  des  Befehles  entstandenen  Schäden. 

80.  (L.)  Jeder  Kommissionär  haftet  fiir  die  Schäden  oder  Verluste 
an  den  Greldem,  welche  er  vom  Kommittenten  hat,  sdbst  wenn  jene  durch 
Zufall  oder  Gewalt  entstanden  sind,  vorbehaltlich  der  Abrede  des  Gegen- 
theils. 

81.  (LI.)  Die  Gefahren,  welche  bei  der  Uebermachung  von  Geldern 
entstehen,  die  in  der  Hand  des  Kommissionärs  übrigbleibe^,  nachdem  der 
Auftrag  erf&llt  ist,  laufen  für  Rechnung  dos  Kommittenten,  ausgenommen 
wenn  der  Kommissionär  bei  der  Zustellung  von  den  Befehlen  und  An- 
weisungen abgewichen  ist 

82.  (LH.)  Ein  Kommissionär,  welcher  ohne  ausdrückliche  Ermächtigung 
des  Kommittenten    zu    lästigeren  Preisen   und  Bedingungen,   als  zur  Zeit 
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der  Transaktion  an  dem  Platze  üblich  waren,  ein  Geschäft  abschliesst,  haftet 
dem  Kommittenten  für  den  Schaden,  ohne  dass  es  ihn  entschuldigt, 
für  eigene  Rechnung  Geschäfte  derselben  Art  unter  gleichen  Bedingungen 
gemacnt  zu  haben. 

63.  (LIII.)  Jeder  Kommissionär  ist  verpflichtet,  die  Ausführung  seiner 
Kommission  gemäss  den  Gesetzen  und  Verordnungen  der  Regierung  zu 
bewirken.  Im  Falle  des  Zuwiderhandelns  oder  der  Unterlassung  triflft 
ihn  die  Verantwortlichkeit  und  nicht  den  Kommittenten. 

64.  (LIV.)  Der  Kommissionär  ist  verpflichtet,  pünktlich  alle  auf  das 
übertragene  Geschäft  bezüglichen  Nachrichten  mitzutheilen,  damit  der  Kom- 
mittent auf  Grund  dieser  K^enntniss  die  gegebenen  Befehle  bestätigen,  be- 
richtigen oder  abändern  kann;  hat  er  ein  Geschäft  abgeschlossen,  so  muss 
er  ihm  sofort  mit  der  nächsten  Post  am  Tage  des  Abschlusses  hiervon 
Nachricht  geben,  bei  Strafe  der  Verantwortlichkeit  für  alle  Schäden,  welche 
etwa  resultiren  dürften,  aus  irgend  einer  Aenderung  oder  Modifikation,  die 
sich  in  der  Zwischenzeit  hinsichtlich  der  gegebenen  Befehle  hätte  vollziehen 
können. 

65.  (LV.)  Alle  schädlichen  Folgen,  welche  aus  einem  gegen  die  An- 
weisungen des  Kommittenten  abgeschlossenen  Vertrage  oder  durch  Miss- 
brauch seiner  Vollmacht  entstanden  sind,  gehen  auf  Rechnung  des  Kom- 
missionärs, ungeachtet  dass  der  Vertrag  seine  gesetzlichen  Wirkungen  behält. 

Deshalb  muss  der  Kommissionär,  welcher  eine  Veräusserung  für 
Rechnung  eines  Andern  zu  einem  geringern  als  dem  festgesetzten  Preise 
vornimmt,  dem  Kommittenten  die  Preisdifferenz  vergüten;  wenngleich  der 
Verkauf  nichtsdestoweniger  bestehen  bleibt. 

Ueberschreitet  der  mit  Ausführung  eines  Kaufes  betraute  Kommissionär 
den  ihm  gesetzten  Preis,  ^o  steht  es  im  Ermessen  des  Kommittenten,  den 
Vertrag  anzunehmen  oder  ihn  auf  Rechnung  des  Kommissionärs  zu  lassen, 
ausgenommen,  wenn  dieser  sich  dazu  vei-steht,  nur  den  festgesetzten  Preis 
anzunehmen.  Hat  der  Kommissionär  den  Gegenstand  nicht  in  der  be- 
fohlenen Beschaffenheit  gekauft,  so  ist  der  Kommittent  nicht  verpflichtet, 
denselben  anzunehmen. 

66.  (LVI.)  Jeder  Kommissionär  ist  verpflichtet,  die  erhaltenen  Auf- 
träge selbst  auszufuhren  und  er  darf  sie  ohne  vornerige  Benachrichtigung  und 
Einwilligung  des  Kommittenten  nicht  an  einen  anderen  übertragen,  falls  er 
nicht  im  voraus  dazu  ermächtigt  war;  jedoch  darf  er  unter  seiner  Verant- 
wortlichkeit seine  Untergebenen  bei  Geschäften  verwenden,  welche  unter- 
geordneter Natur  sind  und  nach  allgemeinem  Handelsgebrauch  ihnen  an- 
vertraut werden. 

67.  (LVn.)  Der  Kommittent  hat  das  Recht,  den  Auftrag  in  jedem 
Stadium  des  Geschäftes  zu  widerrufen,  zu  berichtigen  oder  abzuändern; 
jedoch  ist  zu  seinen  Lasten  Alles,  was  bis  zu  der  Zeit  den  Anweisungen 
gemäss  geschehen  ist,  und  er  wird  Schuldner  einer,  dem  bis  zu  dieser  Zeit 
geleisteten  Dienste  und  den  verwendeten  Summen  entsprechenden  Provision. 

68.  (LVni.)  Der  Kommissionär,  welcher  Gegenstände  für  fremde 
Rechnung,  entweder  durch  Kauf  oder  Konsignation  oder  um  sie  aufzu- 
bewahren oder  zum  Transit,  um  sie  an  einen  andern  Ort  zu  versenden, 
empfangt,  haftet  für  deren  gute  Erhaltung,  so  wie  er  sie  empfangen  hatte, 
höhere  Gewalt  oder  zufalliges  Ereigniss  ausgenommen. 

69.  (LIX.)  Der  Kommissionär  haftet  nicht  für  die  Beschädigung, 
welche  die  in  seinem  Besitz  befindlichen  Gegenstände  durch  die  Länge 
der  Zeit  oder  durch  einen  der  Natur  des  beschädigten  Gegenstandes  an- 
haftenden Fehler  erleiden. 


140  XXVI.  PortogaL 

70.  (LX.)  Welches  auch  immer  die  erzeugende  Ursache  der 
Schäden  bei  den  Gegenständen  sei,  welche  der  Kommissionär  für  Rechnung 
des  Kommittenten  in  Händen  hat,  so  ist  der  Kommissionär  verpflichtet,  die 
durch  die  Beschädigung  entstandene  Veränderung  in  gesetzlicher  Form  sn 
verificiren  und  den  Auftraggeber  in  Kenntniss  zu  setzen. 

71.  (LXI.)  Gleiche  Sorgfalt  muss  der  Kommissionär  immer  an- 
wenden, sobald  er  beim  Empfange  der  konsignirten  Gegenstände  Be- 
schädigung, Verringerung  oder  Zustände  bemerkt,  welche  von  denjenigen  in 
den  Frachtscheinen,  Konnossementen  oder  den  erhaltenen  Anweisungen  ab- 
weichen; handelt  er  nicht  so,  dann  hat  der  Auftraggeber  das  Recht,  zu 
fordern,  dass  der  Kommissionär  für  die  in  den  Frachtscheinen  oder  Kon- 
nossementen angegebene  Beschaffenheit  der  Gegenstände  haftet 

72.  (LXn.)  Ereignet  sich  bei  den  konsignirten  Gegenständen  eine 
derartige  Veränderung,  dass  ihr  Verkauf  dringend  geboten  ist,  um  möglichst 
einen  Theil  ihres  Werthes  zu  retten,  und  ist  die  Dringlichkeit  des  Ver- 
kaufes so  gross,  dass  es  nicht  mehr  thunlich  ist,  den  Auftra^eber  zu  be- 
nachrichtigen und  seine  Antwort  abzuwarten,  so  muss  der  Kommission^ 
sich  an  das  Gericht  wenden,  damit  es  den  öffentlichen  Verkauf  mit  den  noth- 
wendigen  Solemnitäten  und  Cautelen  zum  Besten  dessen,  dem  die  Gegen- 
stände gehören,  anordnet. 

73.  (LXin.)  Der  Kommissionär  dai*f  die  Marken  der  für  fremde 
Rechnung  ge-  oder  verkauften  Gegenstände  nicht  ändern,  falls  er  dazu 
nicht  ausdrücklich  vom  Auftraggeber  ermächtigt  ist. 

74.  (LXIV.)  Alle  Vortheile,  Nutzungen  sowie  Ersparnisse,  welche  der 
Kommissionär  bei  Verträgen  für  fremde  Rechnung  erlangt,  kommen  dem  Kom- 
mittenten zu  Gute. 

75.  (LXV.)  Uebernimmt  der  Kommissiouär  ausser  der  gewöhnlichen 
Provision  Bürgschaft  oder  Kommission  del  credere,  so  gehen  alle 
Gefahren  der  Deckung  auf  seine  Rechnung,  und  er  bleibt  direkt  dem 
Kommittenten  gegenüber  verpflichtet,  den  Erlös  des  Verkaufes  zu  leisten^ 
und  zwar  in  denselben  Fristen,  welche  mit  dem  Käufer,  dessen  Name  nicht 
genannt  zu  werden  braucht,  abgemacht  worden  sind. 

78.  (LXVI.)  Bei  Kommissionen  von  Wechsehi  oder  von  andern  in- 
dossirbaren  Werthen*)  wird  immer  verstanden,  dass  der  Kommissionär  die- 
jenigen, welche  er  erwirbt  oder  für  fremde  Rechnung  negocirt,  garantirt, 
sobald  er  sie  indossirt;  und  er  darf  es  nur  dann  begründeterweise  ablehnen, 
sie  zu  indossiren,  wenn  eine  ausdrückliche  Abrede  zwischen  dem  Kom- 
mittenten und  dem  Kommissionär  vorausgeht,  welche  ihn  von  der  besagten 
Verantwortlichkeit  befreit;  in  diesem  Falle  muss  der  Wechsel  gezogen 
werden  oder  die  Indossirun^  erfolgen  zu  Gunsten  des  Kommittenten. 

77.  (LXVII.)  Kommissionäre  dürfen  Gegenstände,  welche  ihnen  zur 
Veräusserung  anvertraut  sind,  weder  selbst,  noch  durch  eine  Zwischenperson 
ohne   die    ausdrückliche  Erlaubniss  des  Eigenthümers  derselben  erwerben. 

78.  (LXVm.)  Ebenso  darf  der  Kommissionär  ohne  ausdrückliche 
Einwilligung  des  Kommitteuten  keinen  Auftrag  Seitens  des  letztem  mit 
Gegenständen  ausführen,  welche  er  in  Händen  hat,  mögen  dieselben  ihm 
oder  einem  Andern  gehören. 

79.  (LXIX.)  In  den  Fällen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  hat 
der  Kommissionär  kein  Anrecht  auf  die  gewöhnliche  Kommissionsgebühr ; 
dieselbe  muss  durch  ausdrückliche  Abrede  vereinbart  worden  sein ;  und,  in 
deren  Ermangelung  oder  wenu  die  Parteien  sich  nicht  einigen,  sind  die 
Gebühren   aiu  die  Hälfte  der  gewöhnlichen  zu  reduciren. 

1)  Im  Text  steht  aUerdings  «credores*'. 
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80.  (LXX.)  Die  Kommissionäre  dürfen  keine  Oegenstände  Yon  der 
nämlichen  Art^  welche  verschiedenen  Eigenthümem  gehören,  unter  der 
nämlichen  Marke  in  Verwahrung  halten ,  ohne  dieselben  durch  eine 
Eontremarke,  welche  das  betreffende  Eigen  thum  ersichtlich  macht, 
zu  unterscheiden. 

81.  (LXXI.)  Wenn  in  der  nämlichen  Negociation  Gegenstände  von 
verschiedenen  Kommittenten  begriffen  sind  oder  Gegenstände  von  dem- 
selben Kommissionäi*  mit  denen  irgend  eines  Kommittenten,  so  muss  in  den 
Fakturen  die  nöthige  Unterscheidung  mit  Angabe  der  Marken  und  Kontre- 
marken,  durch  welche  die  Herkunft  eines  jeden  Stückes  bezeichnet  wird, 
gemacht,  sowie  in  den  Büchern  in  gesonderten  Posten  vermerkt  werden,  wem 
jedes  einzelne  gehört.  Ergiebt  sich  in  diesen  Fällen  die  geringste  Differenz 
in  der  Beschaffenheit  der  Waaren,  so  kann  der  Vertrag  nur  zu  gesonderten 
Preisen  abgeschlossen  werden. 

82.  (XiXXU.)  Der  Kommissionär,  welcher  gegen  die  nämliche  Person 
Forderungen  hat  aus  Geschäften,  die  für  Rechnung  verschiedener  Kom- 
mittenten oder  f&r  eigene  und  fremde  Rechnung  gemacht  sind,  muss 
bei  jeder  Anzahlung  des  Schuldners  den  Namen  des  Interessenten,  fiir 
dessen  Rechnung  er  empfangt,  vermerken ;  und  dasselbe  hat  er  auf  den 
Quittungen,  welche  er  aussteUt,  zu  bewirken. 

83.  Q^XXin.)  Ist  in  den  Quittungen  und  Büchern  unterlassen 
worden,  die  Verwendung  der  von  dem  Schuldner  für  Geschäfite  und  ver- 
schiedenen Eigenthümem  erfolgten  Einzahlungen  genau  zu  bestimmen,  so 
hat  die  Verwendung  pro  rata  einer  jeden  Forderung  zu  geschehen. 

84.  (LXXIV!)  Der  Kommissionär,  welcher  Befehl  hat,  die  Versiche- 
nmg  auf  eine  ihm  übertragene  Versendung  von  Gegenständen  zu  bewirken, 
und  diesen  nicht  vollführt,  haftet  für  die  entstehenden  Schäden,  wenn  er 
genügende  Gelder  für  die  Versicherungsprämie  in  Händen  hat,  oder  wenn 
er  es  unterlässt,  den  Kommittenten  zur  rechten  Zeit  von  der  Unmöglichkeit, 
die  g^ebenen  Anweisungen    zu  erfüllen,   in  Kenntniss  zu  setzen. 

otirbt  der  Versicherer  während  des  Risikos,  so  ist  der  Konmiissionär 
verpflichtet,  die  Versicherung  zu  erneuem. 

85.  (LXXV.)  Sobald  der  Kommissionär  für  einen  Andern  einen 
Versandt  bewirkt,  ist  er  verpflichtet,  Versicherung  zu  nehmen,  auch  wenn  er 
dazu  keine  ausdrückliche  Ordre  hat.  Jedoch  muss  der  Kommissionär  diese 
Versicherung  bedingt  abschliessen,  d.  h.  unter  der  Bedingung,  dass  dieselbe 
nicht  gilt,  im  Fall  der  Kommittent  selbst  versichert  hat  Die  Verpflichtung 
des  Kommissionärs  cessirt,  wenn  er  ausdrückliche  Ordre  hat,  nicht  zu 
veraichem. 

86.  (LXXVI.)  Empfängt  ein  Kaufmann  von  einem  Geschäftsmann 
ebes  andern  Platzes  den  Auftrag,  eine  Versicherung  auf  Gegenstände,  bei 
deren  Abschlüssen  er  nicht  zugegen  gewesen  war,  abzuschliessen,  so  ist  er 
verpflichtet,  die  Ausführung  der  Versicherung  zu  besorgen,  wenn  er  Gelder 
von  dem  Kommittenten  besitzt.  Hat  er  solche  Gelder  nicht,  so  hängt  es 
lediglich  von  seinem  Ermessen  ab,  sich  mit  der  Versicherung  zu  befassen 
oder  nicht;  thut  er  es  aber  nicht,  so  muss  er  den  Kommittenten  hiervon 
benachrichtigen,  bei  Strafe  der  Verantwortlichkeit  für  die  daraus  ent- 
stehenden Schäden. 

Abschnitt  III. 
Von  den  Bankiers. 

87.  (LXXVII.)  Bankiers  (banqueiros)  sind  nicht  nur  die  Handelsleute, 
welche  sich  ausschliesslich  dem  Bankgeschäfte  und  den  Arbitragetransaktionen 


14S  XXYL    PortogaL 

widmen,  sondern  auch  diejeni^n,  welche  eine  Kasse  und  ein  festes 
Komptoir  aufmachen,  in  welchen  sie  Gelder  in  Verwahrung  nehmen,  und 
damit  auf  Ordres  und  Cheques   mit  oder  ohne  Auftrag  Zahlungen  leisten. 

88.  (LXXVill.)  Bankiers  dürfen  Bankgeschäfte  für  eigene  Rechnung 
oder  in  Folge  Auftrages  betreiben. 

89*  (LXXIX.)  Sobald  Bankiers  eine  der  Beschaffenheit  nach  be- 
stimmte Geldspecies  annehmen,  sind  sie  in  der  Eigenschaft  von  Depositaren 
Schuldner  der  Species.  Im  Allgemeinen  und,  wenn  darüber  kein  Ab- 
kommen  getroffen  ist,  sind  sie  Schuldner  des  genus. 

90.  (LXXX.)  Der  Diskont  von  Wechseln  oder  von  andern  Handels- 
obligationen irgend  welcher  Art  wird  durch  die  Gesetzgebung  über  Kauf 
und  Verkauf  von  Forderungen  geregelt. 

91.  (LXXXI.)  Der  Bankier,  welcher  seine  Zahlungen  einstellt, 
wird  als  in  schuldbarem  Falliment  befindlich  vermuthet,  vorbehaltlich  der 
rechtmässigen  Vertheidigung. 

Abschnitt  IV. 

Von  den  Kaufleuten  (Mercadores). 

92-  (LXXXII.)  Kaufinann  (Mercador)  im  Allgemeinen  ist  jeder, 
der  Waaren  kauft  und  verkauft;  aber  im  Besonderen  ist  derjenige  Kauf- 
mann, welcher  Waaren  kauft  und  anfertigen  lässt,  um  sie  en  gros 
oder  en  detail,  im  Lager  oder  Laden  zu  verkaufen. 

93.  (LXXXin.)  Sowohl  die  Geschäftsleute,  welche  sich  mit  Spe- 
kulationen im  Auslande  befassen,  als  auch  die  Kaufleute,  welche  ihr 
Gebiet  und  ihren  Handel  auf  das  Reich  beschränken,  sind  Handelsleute^ 
mögen  sie  sich  mit  nur  einem  oder  mit  verschiedenen  Handelszweigen  zur 
selben  Zeit  befiassen* 

94.  (LXXXIV.)  Die  Geschäftsleute  und  Kaufleute  jeder  Art  unter- 
liegen, sobald  sie  gesetzlich  die  Qualität  von  Handelsleuten  haben,  der 
Handelsgerichtsbarkeit  und  den  Handels- Verordnungen  und  -Gesetzen. 

95.  (LXXXV.)  Die  Buchhändler.  Kurzwaarenhändler  und  Krämer 
aller  Art,  welche  nicht  selbstgefertigte  Waaren  verkaufen,  sind  Kaufleute. 

96.  (LXXX VI.)  Detailkaufleute  ^)  (mercadores  de  retalho)  heissen 
diejenigen,  welche  bei  Gegenständen,  die  gemessen  werden,  nach  dem  Stab 
oder  der  Elle,  —  bei  solchen,  die  gewogen  werden,  unter  einer  Arroba"), 
—  und  bei  solchen,  die  gezählt  werden,  nach  Stück  verkaufen. 


TITEL  II. 
Von  den  Handelsplätzen  und  den  Handelsangestellten. 

Abschnitt  I. 
Von  den  Handelsplätzen. 

97.    (I.)    Handelsplatz     oder  Börse')    ist    nicht    nur    das    Lokal, 
sondern  auch  die  Versammlung  der  Handeltreibenden,  Kapitaine  und  Schiffs- 

^)  Hierzu  Dekret  vom  14.  Febmar  1884. 

>)  Arroba  =  ca.  26  Ffd.  =  12  Vt  Kilo. 

»)  Hiersv  Börseaordniuig  vom  1%.  Januar  1887. 


XXVI.    PortngiL  148 

f&FW,  Mäkler  und  sonstigen  im  Handel  angeatellt^i  Personen.  Dieses 
Lokal  und  diese  Vereinigung  sind  der  Polizei  und  der  im  Gesetz  be- 
zeickneten  Behörde  unterworfen. 

98«  (II.)  Das  Ergebniss  der  Negociationen  und  Transaktionen, 
welche  an  einer  Börse  vorgenommen  werden,  bestimmt  den  Cours  der 
Wechsel,  der  Waaren,  der  Versicherungen,  der  Schiffsfrachten,  des  Preises 
ftr  Land-  und  Wassertransporte;  der  öffentlichen  in-  und  auslandischen 
Staatsfonds  und  anderer  Papiere,   deren   Cours  notirt  zu  werden  vermag. 

Diese  verschiedenen  Course  werden  gemäss  den  Verordnungen  oder 
Gebräuchen  des  Pkttzes  festgesetzt. 

99.  (HI-)  Uäs  Reglement  der  Ortsverwaltung  muss  die  Stunde  des 
Beginnes  und  Schlusses  oer  Börse  und  Alles  sonst  auf  die  innere  Polizei 
BezQgliche  festsetzen. 

100.  G^O  -^^B  angestellte  Hülfsagenten  im  Handel  und  hinsichtlich 
der  auf  sie  in  dieser  Eigenschaft  bezüglichen  Geschäfte  sind  den  Handels- 
gesetzen unterworfen: 

1.  die  Mäkler, 

2.  die  Faktoren, 

3.  die  Kassirer, 

4.  die  Transportkommissionäre, 

5.  die  Frachtführer. 

101.  (V.)  Eine  Geschäftsführung  von  nicht  berechtigten  Zwischen- 
personen erzeugt  keine  andere  Wirkung,  als  die,  welche  aus  einem  Civil- 
mandat  entsteht. 


Abschnitt  IE. 

Von  den  Mäklern. 

102-  (VI.)  Das  Amt  eines  Mäklers  (corretor)  ist  viril  und  öffentlich. 
Der  Mäkler  und  Niemand  sonst  darf  Handelsabschlüsse  und  -Negociationen 
vermitteln  und  gesetzlich  bescheinigen. 

103.  iVII.)  Die  Geschäfte  eines  Mäklers  bestehen  darin:  für  ihre 
Kommittenten  zu  kaufen  und  zu  verkaufen,  Waaren,  Schiffe»  öffentliche 
Fonds  und  andere  Kreditwerthe,  Wechsel,  Anweisungen,  Platzwechsel*)  und 
andere  Handelsobligationen; —  Diskontogeschäfte,  Versicherungen,  Bodme- 
reien, Befrachtungen,  Darlehne  auf  oder  ohne  Pfand  abzuschiiessen;  —  und 
im  Allgemeinen  bei  allen  Handels- Verträgen  und  -Geschäften  ihre  Dienste  zu 
leisten. 

IM.  (VIII.)  Die  Emennimgsurkunde  eines  jeden  Mäklers  muss  die 
Geschäfte  bezeichnen,  zu  welchen  er  befugt  ist.  Die  Befugniss  kann  un- 
begrenzt und  kann  für  alle  Maklergeschäft  allgemein  sein. 

^)  .Letra»  da  terra*".  Nach  Art  486  beiw.  489  H.  G.  B.  finden  auf  sie  die 
wechsehrechtllchfin  Bestimmungen  Anwendunj:,  sofern  sie  an  Ordre  fi^estellt  oder  zur 
Zablong  an  einem  andern  Orte  domiciürt  smd  (abweichend  von  dem  Französischen 
fi«cht^  weldies  principiell  distantia  loci  verlangt);  sind  sie  nicht  an  Ordre  ^stellt,  so 
Bod  81«  als  eiilBtclie  SohaMseheine  und  die  Aooepte  als  einfiache  Bfirgschaft  lu  betrachten; 
hierbei  besteht  die  Voraussetzung,  dass  Platzwechsel  von  Kaufleuten  oder  aber  von 
Nichtkanflenten  anlässlich  eines  Handelsgeschäfts  ausgestellt  sind  (cfr.  Art  438  fl.  G.  ß.). 
Im  Brasilianischen  Recht  bedeuten  ^Letras  da  terra**  i:^oyinzialwechsel,  d.  h. 
Wechsel,  die  in  der  nltolichen  ProTinz  ausgestellt  und  aooeptirt  sind;  sie  unterscheiden 
sich  im  Uebrigen  nioht  von  anderen  Wechseln  (air.  Art  4&5  H.  G.  B.). 
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105.  (IX.)  Die  aus  den  gesetzlich  ^führten  Registern  der  Mäkler 
ausfi^zogenen  Atteste  machen  zwischen  den  Parteien  hinsichtlich  des 
Preises,  der  Menge  und  Beschaffenheit  der  Waaren,  des  Datums  und  der 
Bedingungen  des  Vertrages  Beweis;  jedoch  ist  der  Beweis  des  Gregentheils 
auf  Ansuchen  der  legitimirten  Partei  zulässig. 

106.  (X.^  Jeder  Kaufmann  kann  direkt  ohne  Hülfe  des  Mäklers 
selbst  Geschäfte  abschliessen;  und  seine  Abschlüsse  sind  ^tig  und 
wirksam,  wenn  sie  in  gesetzlicher  Form  bewiesen  sind;  jedoch  darf  er  sich 
keiner  Vermittelung  als  der  eines  Mäklers  bedienen. 

Es  wird  nicht  als  hierdurch  dem  Kaufmann  verboten  verstanden,  seine 
Geschäfte  mit  Hülfe  seiner  besoldeten  Untergebenen  oder  seiner  Faktoren 
abzuschliessen,  und  ebensowenig  ist  die  Vermittelung  von  Freunden  ver- 
boten, sofern  dieselbe  unentgeltlich  ist. 

107.  (XI.)  An  jedem  Platze  soll  eine  bestimmte  Zahl  von  Mäklern 
sein,  welche  im  Verhaltniss  zur  Bevölkerung,  zu  dem  Handelsbetrieb  und 
dem  Verkehrskreise  steht  und  durch  besondere  Bestimmungen  festgesetzt  ist. 

106.  (XII.)  Mäkler  kann  nur  sein  ein  einheimischer  Portu^e- 
sischer  Unterthan,  domicilirt  im  Königreiche  oder  dessen  Besitzungen,  älter 
als  25  Jahre  und  3  Jahre  beschäftigt  in  einem  Handelshause  oder  bei  einem 
Mäkler,  welcher  an  einem  Platze,  wo  ein  ELandelsgericht  besteht,  domi- 
cilirt ist. 

109.  (XUI.)    Mäkler  dürfen  nicht  sein: 

1.  nicht  naturaUsirte  Ausländer; 

2.  Personen  unter  25  Jahren,  wenn  auch  aus  der  väterlichen  6ei;valt 
entlassen; 

3.  Geistliche,  Militärs  und  öffentliche  Beamte; 

4.  fallit  gewordene  Kaufleute,  die  nicht  rehabilitirt  sind;^) 

.5.  Mäkler,  welche  einmal  aus  ihrem  Amte  entlassen  worden  sind. 

110.  (XIV.)  Die  Mäkler  müssen  bestallt  und  vereidigt  werden  und 
die  durch  das  Gesetz  (Reglement)  bestimmte  Bürgschaft  stellen. 

111.  (XV.)  Es  ist  Pflicht  der  Mäkler,  sich  von  der  Identität  der 
Pei'sonen  zu  vergewissem,  welche  die  Geschäfte  schliessen,  die  sie  ver- 
mitteln, und  von  deren  gesetzlichen  Fähigkeit,  dieselben  abzuschliessen. 
Wenn  sie  einen  Vertrag  vermitteln,  welcher  von  einer  Person  abge- 
schlossen wird,  von  der  sie  wissen,  dass  dieselbe  den  Vertrag  gesetzlich  nicht 
abschliessen  darf,  so  haften  sie  für  die  Schäden,  welche  die  direkte  und 
unmittelbare  Folge  der  Unfähigkeit  des  Kontrahenten  sind. 

112.  (XVI.)  Die  Mäkler  sind  fär  die  Authenticität  der  Unterschrift 
des  letzten  Cedenten  bei  Negociationen  von  Wechseln  oder  bei  andern 
indossirbaren  Forderungen  verantwortlich. 

113.  (XVII.)  Der  Mäkler,  welcher  durch  falsche  Beweggründe  einen 
Kontrahenten  zu  einem  Irrthum  verleitet,  haftet  für  den  Schaden,  welcher 
dem  Kontrahenten  daraus  erwächst,  wenn  dem  Mäkler  der  Dolus  nachge- 
wiesen wird. 

114.  (XVni.)  Unter  falschen  Motiven  ist  zu  verstehen  der  Vorschlndg 
eines  Handelsgegenstandes,  unter  einer  Qualität,  die  von  der  durch  den  af 

femeinen  Handelsgebrauch  ihr  beigelegten  verschieden  ist,  sowie  die  Mit- 
eilung  einer   falschen  Notiz  über  den  laufenden  Preis  der  Sache,  welche 
den  Gegenstand  der  Negociation  bildet 


')  Uebereinstiinmeiid  das  Spanische  Recht  Art.  76  No.  4  H.  G.  B.  (cf.  unten)  und 
das  Brasilianische  Recht  Art  87  No.4  (cf.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.640). 
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US.  (KIX.)  Es  ist  die;  Pflicht  des  Mäklers,  vollständiges  Still- 
schweigen über  Alles,  was  die  ihm  abertragenen  Geschäfte  betrifft,  zu 
bewahren,  bei  Strafe  der  Absetzung  und  Verantwortlichkeit  für  Verluste 
and  Schäden. 

116.  (XX.)  Das  Amt  des  Mäklers  ist  persönlich.  £r  darf  sich 
nicht  vertreten  lassen,  bei  Strafe  der  Absetzung. 

117.  (XXL)  Die  Mäkler  sind  verpflichtet,  bei  der  Ueberaabe  der 
durch  ihre  Vermittelung  verkauften  Gegenstände  zu  assistiren,  nuls  einer 
der  Kontrahenten  es  verlangt 

118.  (XXII.)  Bei  Negociationen  von  Wechseln  oder  andern  indossir» 
baren  Werthen  ist  es  Pflicht  des  Mäklers,  sie  von  dem  Cedenten  in  Empfang 
zu  nehmen  und  sie  dem  Nehmer  zu  übergeben,  ebenso  wie  von  letzterem 
den  Preis  in  Empfang  zu  nehmen  und  ihn  dem  Cedenten  einzuhändigen. 
Und  obgleich  die  Mäkler  im  Allgemeinen  für  die  Zahlungs&higkeit  der 
Kontrahenten  nicht  verantwortlich  sind,  noch  sich  dafür  verantwortlich 
machen  können,  so  sind  sie  dessenungeachtet  bei  Ne£^ociation  von  Wechseln 
und  indossirbaren  Werthen  Garanten  mr  die  materielle  Uebergabe  des  Titels 
an  den  Nehmer  und  des  Werthes  an  den  Cedenten,  ausgenommen,  wenn 
im  Vertrage  vereinbart  ist,  dass  die  Interessenten  diese  Uebeigaben  direkt 
machen  werden;  in  diesem  Falle  ist  der  Mäkler  von  obiger  Verpflichtung 
entbunden. 

119.  (XXTTL)  Die  Mäkler  sind  verpflichtet,  eine  förmliche,  genaue 
und  methodische  Aufzeichnung  aller  Geschäfte  zu  machen,  welche  sie  ver- 
mitteln. Sofort  nach  Abschluss  eines  Geschäftes  ist  ein  Vermerk  davon  in  ein 
paginirtes  Handbuch  einzutragen,  bei  jedem  Posten  (Artikel)  mit  genauer 
A^be  der  Namen  imd  Wohnsitze  der  Kontrahenten,  des  Gegenstandes 
des  Vertrags,  sowie  aller  dabei  getroffenen  Vereinbarungen. 

Die  Posten  müssen  in  strenger  Reihenfolge  der  Daten  mit  fort- 
laufender Numerirung  von  eins  an,  welche  am  Ende  eines  jeden  Jahres 
schliesst,  eingetragen  werden*  Das  Geschäftsbuch  der  Mäkler  muss  ausser- 
dem allen  sonstigen  Anforderungen  entsprechen,  welche  das  Gesetz  an  die 
kaufmännischen  ßücher  stellt 

120.  (XXIV.)  Bei  der  Eintragung  der  Verkäufe  muss  angegeben 
werden  die  Beschaffenheit,  Menge  und  Preis  des  verkauften  Gegenstandes, 
Ort  und  Zeit  der  Uebergabe,  sowie  die  Art,  in  welcher  der  Preis  gezahlt 
werden  soll. 

121.  (XXV.)  Bei  Ijegociationen  von  Wechsebi  müssen  die  Mäkler 
Migeben  die  Daten,  Fristen,  Verfallzeiten,  die  Plätze,  von  wo  und  auf  wen  sie 
gezogen  sind,  die  Namen  des  Ausstellers,  der  Indossanten,  des  Zahlers, 
des  Cedenten  und  des  Nehmers  und  den  unter    ihnen  festgesetzten  Gours. 

122.  (XXVI.)  Bei  der  Eintragung  von  Versicherungen  müssen 
ebenfalls  mit  Bezug  auf  die  von  den  Versicherern  unterzeichnete  Police 
angegeben  werden:  Die  Namen  der  letzteren  und  des  Versicherten,  der 
versicherte  Cregenstand,  sein  Werth,  gemäss  der  Vereinbarung,  der  Ort  der 
Einladung  und  der  der  Ausladung  (Löschung)  und  die  Beschreibung  des 
Schiffes,  auf  welchem  der  Transport  erfolg,  d.  h.  sein  Name,  seine 
Matrikel,  flagge,  Tragfähigkeit  und  der  Name  des  Eapitains. 

123.  (XXVU.)  Die  Posten  des  Handbuches  sind  täglich  in  das 
Hauptbuch  (Register)  zu  übertragen,  in  wörtt^er  Abschrift,  ohne  Ver- 
besserungen, Abkürzungen,  noch  Einschaltungen,  unter  Beibehaltung  der 
Numerinmg  des  Handbuches.  Das  Hauptbuch  (Register)  muss  paginirt 
and  rubricirt  sein  wie  ein  Notariatsregister.^ 
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124.  (XXVin.)  Im  Fall  des  Todes  oder  der  Absetzung  eines 
Mäklers  ist  es  Sache  des  ältesten  Mäklers  —  und  derselbe  ist  verant- 
wortlich dafür  —  die  Register  des  verstorbenen  oder  abgesetzten  Mäklers 
an  sich  zu  nehmen  und  dem  Sekretariat  des  zuständigen  Handelsgerichts 
zu  ftberliefem,  wo  sie  in  Verwahrung  gehalten  und  später  seinem  Amts- 
nachfolger übergeben  werden. 

185.  (XXIX.)  Die  Mäkler  mQssen  innerhalb  der  der  Abschliessung 
des  Vertrags  folgenden  24  Stunden,  einem  jeden  der  Kontrahenten  den 
Auszug  der  über  das  abgeschlossene  Geschäft  in  ihrem  Register  bewirkten 
Eintri^^g  einhändigen.  Dieser  Auszug  muss  sich  auf  das  Hauptbach 
und  nicht  auf  das  Handbuch  beziehen;  geschieht  die  Einhändigung  nicht 
in  der  obigen  Zeit,  oder  ist  der  Auszug  nicht  gleichlautend  mit  dem 
Hauptbuches  so  verliert  der  Mäkler  sein  Amt  oder  wird  nach  Ermessen  des 
Tribunals  den  Umständen  gemäss  zeitweilig  sospendirt 

126.  (XXX.)  Der  Mäkler  ist  vei*pnichtet,  bei  der  Unterzeichnung 
von  Geschäften,  welche  nach  Uebereinkunft  der  Parteien  oder  gesetzlicher 
Bestimmung  gemäss  schriftlich  geschlossen  werden  müssen,  anwesend  zu 
sein.  Und  ebenso  ist  er  verpflichtet,  zu  bescheinigen,  dass  die  Geschäfte 
durch  seine  Vermittelung  zu  Stande  gekommen  sind;  auch  erhält  er  ein 
Exemplar,    welches  er  unter  seiner  Verantwortlichkeit  aufbewahren  muss. 

127.  (XXXI.)  Den  Mäklern  ist  jede  Art  eines  unmittelbaren  oder 
mittelbaren  Geschäftes  und  Handelsbetriebes  unter  ihrem  oder  fremdem 
Namen  untersagt.  Femer  dürfen  die  Mäkler  kein  Handelsgeschäft  fiir 
eigene  Rechnung  abschliessen,  noch  daran  Antheil,  Aktienbetheiligung  oder 
Interesse  nehmen,  noch  ein  Gesellschaftsverhältniss  oder  eine  Parcerie*) 
(Theilhaberschaft)  irgend  welcher  Benennung  oder  Gattung  eingehen, 
noch  Antheil  an  Handelsschiffen  oder  deren  Ladung  haben;  Alles  dies 
bei  Strafe  des  Verlustes  des  Amtes  und  Nichtigkeit  und  Wirkungs- 
losigkeit des  Vertrages. 

128-  (XXXIl!)  Den  Mäklern  ist  verboten,  Erhebungen  und 
Zahlungen  f&r  fremde  Rechnung  zu  übernehmen,  bei  Strafe  des  Verlustes 
ihres  Amtes. 

129.  (XXXIU.)  Jede  Garantie,  jedes  Aval  und  jede  Bürgschaft, 
welche  von  einem  Mäkler  bei  einem  unter  seiner  Vermittelung  abgeschlosse- 
nen Vertrage  oder  Geschäfte  entweder  in  der  eigentlichen  Vertragsurkunde 
oder  in  separate  geleistet  werden,  ist  null  und  nichtig  und  soll  vor  Gericht 
keine  Wirkung  erzeugen. 

130.  (XXXIV.]j  Die  Mäkler  dürfen  weder  Versicherer  sein,  noch 
die  Verantwortlichkeit  fiir  irgend  welche  Land-  oder  Seerisikos  über- 
nehmen, bei  Strafe  des  Verlustes  ihres  Amtes  und  der  Nichtigkeit  der 
Verträge. 

131.  (XXXV.)    Den  Mäklern  ist  verboten: 

1.  unerlaubte  imd  vom  Gesetee  reprobirte  Verträge  —  sei  dies 
mit  Rücksicht  auf  die  Qualität  der  Kontrahenten  oder  die  Natur  des 
Vertragsobjektes  oder  die  Bedingungen  und  Abreden,  unter  denen 
sie  abgeschlossen  werden^  —  zu  vermitteln; 

2.  Wechsel  oder  sonstige  Ereditpapiere  und  Waaren  anzubieten, 
welche  von  Personen,  die  an  dem  Platze  unbekannt  sind,  her- 
rühren, wenn  sie  nicht  mindestens  einen  Kauftnann  stellen,  welcher 
die  Identität  der  Person  verbürgt; 

3.  bei  einem  Verkaufsvertrage  von  Effekten  oder  beim  Negociren 
von  Wechseln  einer  Person  zu  vermitteln,    welche  ihre  Zahlungen 

*)  cfr.  unten  Art  577. 
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snspendirt  hat;  alles  dies  bei  Strafe  des  Verlustes  ihres  Amtes  und 
der  Verantwortlichkeit  für  Verluste  und  Schäden. 

132.  (XXXVI.)  Die  Mäkler  dürfen  die  Gegenstände,  deren  Verkauf 
ihnen  oder  einem  andern  Mäkler  übertragen  worden  ist,  nicht  unter  dem 
Verwände  ihres  Privatbedarfs  für  sich  erwerben,  bei  Strafe  der  Suspension 
vom  Amte  oder  des  gänzlichen  Verlustes  desselben,  nach  dem  Ermessen 
des  Gerichts  gemäss  den  Umständen* 

138.  (XXXVII.)  Kein  Mäkler  darf  eine  Bescheinigung  ausstellen, 
welche  nicht  aus  seinem  Hauptbuche  hervorgeht  und  sich  auf  dasselbe 
bezieht;  doch  darf  er  bescheinigen,  was  er  gesehen  oder  gehört  hat,  wenn 
ihm  von  der  zuständigen  Behörde  befohlen  wird,  es  zu  bescheinigen  und 
in  keiner  andern  Form.^) 

134.  (XXXVIII.)  Die  Bescheinigungen  der  Mäkler,  welche  sich  nicht 
auf  ihre  Hauptbücher  beziehen,  sind  vor  Gericht  kraftlos;  und  der 
Mäkler,  welcher  dieselben  ausgestellt  hat,  verfällt  in  eine  von  dem  Gericht 
nach  der  Bedeutung  des  Gegenstandes  und  dessen  Ergebnissen  zu  bemessende 
Geldstrafe. 

135.  (XXXIX.)  Stellt  ein  Mäkler  eine  mit  seinem  Hauptbuche  im 
Widerspruch  stehende  Bescheinigung  aus,  so  verfallt  er  in  die  Strafen  eines 
fälschenden  öffentlichen  Beamten. 

136.  (XL.)  Die  Mäkler  haben  ein  Recht  auf  eine  durch  gesetzlichen 
Tarif  festgesetzte  Mäklergebuhr.  Erheben  oder  fordern  sie  über  cue  Taxe,  so 
verfallen  sie  in  die  Strafen  der  Beamten,  welche  unrechtmässige  Salaire  erheben. 

137.  (XLI.)  Sind  mehr  als  10  Mäkler  an  dem  Platze,  so  wird  ein 
Mäklerkollegium  gebildet,  dessen  Attributionen  das  Gesetz  zu  bestimmen  hat. 

138.  (XLH.)  Die  Mäkler,  welche  gegen  die  in  diesem  Abschnitte 
aa&estellten  Verordnungen  Verstössen,  sind,  wenn  vom  Gesetz  keine  be- 
sonaere  Strafe  bestimmt  ist,  gemäss  den  Umständen,  nach  Ermessen  des 
Gerichts  zeitweilig  zu  suspendiren  oder  ganz  ihres  Amtes  zu  entheben,  un- 
beschadet der  sonstigen  im  Gesetz  vorgesehenen  Eriminalstrafen  una  der 
Verantwortlichkeit  für  Verluste  und  Schäden,  zu  denen  ihre  Handlungsweise 
oder  Schuld  Anlass  geben  mag. 

139.  (XLin.)  Die  im  Zustande  der  Insolvenz  befindlichen  Mäkler 
werden  zeitweilig  suspendirt  und  können  abgesetzt  werden.  Wird  die 
Insolvenz  als  schuld  bare  erachtet,  so  müssen  sie  abgesetzt  werden. 

140.  (XLIV.)  Ein  abgesetzter  Mäkler  kann  nicht  in  seine  Funktionen 
wieder  eingesetzt  werden. 

Abschnitt  IQ. 
Von  den  Faktoren  und  Eassirern. 

141.  (XLV.)  Niemand  kann  Handelsfaktor  sein,  wenn  er  nicht  die 
gesetzliche  Fähigkeit  hat,  einen  Andern  zu  vertreten  und  sich  für  ihn  zu 
verpflichten. 

142.  ^LVl.)  Jeder  Faktor  muss  durch  eine  besondere  Volhnacht 
Seitens  des  Vorstehers  der  Faktorei  eingesetzt  sein.  Diese  Vollmacht  hat 
erst  von  dem  Datum  an,  an  welchem  sie  in  das  Handelsregister  eingetragen 
ist,  Gültigkeit. 

^)  XJebereinstimmend  mit  dem  Argentinischen  Becht  Art  95H.G.B.  (et  Bd.  I 
2.  Aufl.,  8.  98  und  U)  und  dem  Spanischen  Recht  Art  107  H.  Q.  B.  (8.  unten). 

10* 


148  trVL   Portugal 

148.  (XLVn.)  Die  Faktoren,  welche  mit  all|^emeinen  Ansdrficken  bestellt 
sind,  werden  als  zu  allen  Akten,  welche  die  Leitune  des  ihnen  unterstellten 
Etablissements  erfordert,  ermächtigt  angesehen.  WiU  der  Principal  diese  Be- 
fugnisse einschränken,  so  muss  er  diese  Einschränkungen,  denen  der  Faktor 
stdi  zu  unterwerfen  hat,  in  der  Vollmacht  angeben. 

144  (XLVni.)  Die  Faktoren  yerhandeln  und  negociren  im  Namen 
ihrer  Principale;  in  den  bei  solchen  Geschäften  von  ihnen  zu  unterzeichnen- 
den Schriftstücken  müssen  sie  erklären,  dass  sie  mit  Vollmacht  der  von 
ihnen  vertretenen  Person  oder  Gesellschaft  unterzeichnen. 

145.  (XLIX.)  Verfahren  die  Faktoren  nach  Massgabe  des  vorher- 
gehenden Artikels,  so  werden  alle  von  jenen  eingegangenen  Verbindlichkeit^ 
auf  die  Principale  bezogen.  Und  die  Vollstreckung  der  Elageansprüche, 
zu  denen  Anlass  gegeben  ist,  wird  efFektuirt  in  das  Vermögen  des 
Geschäftshauses  und  nicht  in  das  Ei^enthum  des  Faktors,  sofern  beides 
nicht  derartig  mit  einander  konfundirt  ist,  dass  es  nicht  leicht  auseinander 
zuhalten  ist 

146.  (L.)  Die  Verträge,  welche  von  dem  Faktor  eines  Geschäftshaosei 
oder  einer  Fabrik,  welche  notorisch  einer  bekannten  Person  oder  Gesellschaft 
gehört,  abgeschlossen  sind,  werden  als  auf  Rechnung  des  Eigenthümers  des 
Etablissements  erfolgt  erachtet,  wenn  auch  der  Faktor  beim  Abschlüsse  dies 
nicht  erklärte,  sofern  solche  Vereinbarungen  sich  auf  Gegenstände  beziehen, 
welche  in  dem  Geschäftsumsatz  und  Betrieb  des  Hauses  liefen;  oder  wenn, 
sobald  sie  anderer  Natur  sind,  es  sich  ergiebt,  dass  der  Faktor  auf  Befehl 
des  Principals  gehandelt  hat,  oder  dass  dieser  seine  Handlungsweise  durch 
ausdrückhche  Worte  oder  durch  positive  Thatsachen,  welche  zu  einer 
gesetzlichen  Präsumtion  induciren,  gebilligt  hat 

147»  (LI.)  Ausser  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fällen 
verpflichtet  jeder  von  einem  Faktor  in  seinem  Namen  abgeschlossene  Vertrag 
ihn  direkt  der  Person,  mit  welcher  der  Vertrag  abgeschlossen  ist.    Wurde 

fdoch  das  Geschäft   nlr  Rechnung  des  Principals  abgeschlossen,   und  der 
ontrahent  beweist  dies,  so  hat  er  die  Wahl,  gegen  den  Faktor  oder  gegen 
den  Principal  klagbar  zu  werden,  aber  nicht  gegen  beide. 

148.  (LH.)  Kein  Faktor  darf  für  eigene  Rechnung  Geschäfte  machen^ 
noch  unter  seinem  oder  fremdem  Namen  sich  an  Geschäften  derselben 
Gattui^  oder  Species,  wie  didenigen  seiner  Faktorei,  betheiligen,  vo^ 
behalthch  der  ausdrücklichen  Ermächtigung  seines  Princinals;  thut  er  es 
dennoch,  so  gehören  die  Vortheile  den  Principalen,  welche  aber  nicht 
für  die  Verluste  haften. 

148.  (LIII.)  Die  Principale  sind  auch  nicht  befreit  von  den  Verbindlich- 
keiten, welche  die  Faktoren  in  ihrem  Namen  eingehen,  wenngleich  sie 
beweisen,  dass  die  Faktoren  bei  einem  bestimmten  Geschäfte  onne  ihren 
Befehl  ^handelt  haben,  sofern  nur  der  Faktor  durch  die  von  seiner 
Faktorei  erhaltenen  Vollmachten  dazu  ermächtigt  war  und  das  Geschäft 
dem  Geschäftsbetriebe  der  letzteren  entsprach. 

150.  (LIV.)  Die  Principale  können  sich  der  Erfüllung  der  von  den 
Faktoren  eingegangenen  Verbindlichkeiten  nicht  entziehen;  unter  dem  Vo^ 
wände  des  Vertrauensmissbrauchs  und  der  ertheilten  Vollmachten,  oder  daaiit, 
dass  dieselben  die  für  die  Principale  erworbenen  Gegenstände  zu  ihrem 
eigenen  Vortheil  verbraucht  haben. 

151.  (LV.)  Die  Strafen,  in  welche  der  Faktor  wegen  Zuwidei^ 
handelns  gegen  die  Gesetze  oder  fiskalischen  Verordnungen  bei  Verwaltung 
seiner  Faktorei   verfällt,   werden   vollstreckt   in   die  von  ihm  verwalteten 
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Gtter,  vorbehaldicfa  des  Rechtes  des  Prindpals  gegen  den  Faktor,  wenn 
dieser  die  verhängten  Strafen  durch  seine  Schuld  veranlasst  hat 

152.  (LYI.)  Durch  den  Tod  des  Principals  wird  das  Vertretungs- 
recht eines  Faktors  zur  Verwaltung  eines  Handelsetablissements  nicht  unter- 
brochen, sofern  seine  Vollmachten  nicht  widerrufen  sind;  dasselbe  endigt 
jedoch  mit  Veräusserunfi^  des  Geschäftes.  Als  gültig  werden  die  Verträge 
angesehen,  welche  er  abschliesst,  bis  der  Widerruf  und  die  Veräusserung 
iu  dfesetzlicher  Weise  zu  seiner  Eenntniss  gelangt 

155.  (LVn.)  Bezüglich  der  Rechnungspflicht  der  Faktoren  hinsieht- 
Uch  des  von  ihnen  verwalteten  Handelsetabussements  gelten  dieselben  Vor- 
schriften wie  Betreffs  der  E^aufleute. 

154.  (LVilL)  Der  Leiter  eines  Handelsetablissements  oder  einer 
Fabrik  fftr  fremde  Rechnung,  welcher  ermächtigt  ist,  dieselben  bu  verwalten, 
za  leiten  und  über  alle  sie  betreffenden  Angelegenheiten  abzuschlieesen,  mit 

ESsseren  oder  geringeren  Vollmachten  nach  dem  Ermessen  des  Principals, 
t  nur  den  gesetzlichen  Charakter  eines  Faktors  bezüglich  der  Dispositionen^ 
welche  in  diesem  Titel  vorgeschrieben  sind. 

156.  (UX.)  Alle  übrigen  mit  festem  Gehalt  angestellten  Personen, 
welche  Kaufleute  als  Gehülfen  oei  ihrem  Handels-  und  ueechäftsbetriebe  zu 
emcnmen  pfl^n,  entbehren  die  Fähigkeit,  fElr  ihre  Principale  Verträge  zu 
schliessen  und  sich  zu  verpflichten,  ausgenommen,  wenn  innen  eine  solche 
Ermächtigung  ftir  die  ihnen  in  bestimmter  Weise  obliegenden  Geschäfte 
ausdrücklich  ertheilt  wird,  und  wenn  die  so  Bevollmächtigten  die  gesetz- 
liche Befähigung  haben,  welche  gesetzlich  nothwendig  is^  um  gcftig  zu 
kontrahiren. 

156.  (LX.)  Der  Kaufinann,  welcher  einem  Kassirer  die  ausschliess- 
liche Verwaltung  eines  Theiles  seiner  Geschäfte  überträgt,  wie  das  Ziehen 
von  Wechseb,  die  Erhebung  und  Empfangnahme  von  Geldern  unter 
Quittung  mit  eigener  Unterschrift  oder  etwas  Aehnliches,  wobei  es  noth- 
wendig ist,  Urkunden  zu  unterzeichnen,  welche  eine  Y  erj^chtung  und 
Klagerecht  erzeugen,  ist  verpflichtet,  ihm  ftir  alle  sich  unter  dies  erwähnte 
Amt  fallenden  Geschäfte  eine  Specialvollmacht  auszustellen,  welche  ebenso 
wie  die  der  Faktoren  eingetragen  und  registrirt  werden  muss.  Deshalb  ist 
68  aber  keinem  E^sirer  erlaubt,  Wechsd  zu  ziehen,  zu  acceptiren  oder  zu 
indossiren,  Re9us  darauf  zu  setzen,  ebensowenig  irgend  eine  andere  Ver- 
pflichtungsurkunde oder  Quittung  über  Handelsgeschäfte  seines  Principals 
XU  unterschreiben,  wenn  er  hierzu  nicht  durch  genügende,  gehörig  einge- 
tragene Vollmacht  ermächtigt  ist  Jede  dem  entgegenstehende  Handlung 
wird  als  missbräuchlich,  nichtig  und  unwirksam  erUärt. 

157.  (LXL)  Richtet  ein  Eaufinann  an  seine  Eorren)ondenten  ein 
Cirkular,  in  welchem  er  mittheilt,  dass  er  seinen  ELassirer  für  einige  Ge- 
schäfte seines  Betriebes  mit  Vollmacht  versehen  hat,  so  sind  die  mit  den 
Personen,  an  welche  das  Cirkular  gerichtet  war,  abgeschlossenen  Verträge 
gültig  und  verbindlich,  soweit  sie  die  Geschäfte  betreffen,  welche  jenem 
anvertraut  sind.    Eine   gleiche  Miitheilung   ist  nöthig,   damit  die  Korre- 

£ndenz  der  Elaufleute,  welche  von  ihren  ^assirem  unterschrieben  ist,  bei 
j  durch  Korrespondenz  eingegangenen  Verbindlichkeiten  Gültigkeit  habe. 

ISa  (LXn.)  Die  Vorschriften  der  Art.  XLVHL  XUX,  LI,  LEI, 
LIV,  LV,  LVI  und  LVII  finden  Anwendung  auf  die  Kassirer,  welche  in 
gj^öriger  Weise  zur  Leitung  eines  Handelsetablissements  oder  irgend  eines 
Theil^  des  Geschäftskreises  und  Handelsbetriebes  ihrer  Principale  er- 
iii^äclitigt  sind. 
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ÜB.  (LXm.)  Die  Eassirer,  welche  mit  dem  EleinTerkaof  in  öffent- 
lichen Läden  betraut  sind,  werden  als  erm&chtigt  angesehen,  den  Eriös 
der  von  ihnen  be^drkten  Verkäufe  anzunehmen;  die  von  ihnen  ausgestellten 
Quittungen  sind,  wenn  im  Namen  des  Prindpab  ausgestellt,  gültig. 

Dieselbe  Fähigkeit  haben  die  Eassirer,  welche  en  gros  in  Waaren- 
häuaem  verkaufen,  sofern  der  Verkauf  gegen  Baarzahlung  geschieht,  und  die 
Zahlung  im  Lagernause  selbst;  wird  der  Betrag  jedoch  ausserhalb  desselben 
erhoben  oder  ergiebt  er  sich  fär  Verkäufe  auf  Zeit,  so  müssen  die  Quittungen 
nothwendigerweise  von  dem  Principal  oder  von  seinem  für  die  Annahme  in 
gültiger  Weise  ermächtigten  Faktor  oder  Prokuristen  unterzeichnet  werden. 

160.  (LXIV.)  Die  Vermerke,  welobe  in  den  Büchern  und  dem 
Register  eines  Handelshauses  von  Buchhaltern  oder  Eassirern  gemacht 
werden,  denen  die  Buchführung  und  Rechnungspflicht  in  gesetzmässiger 
Weise  übertragen  ist,  erzeugen  dieselben  Wirkungen  und  präjudiciren 
den  Prinoipalen,  ebenso  als  wenn  sie  von  diesen  selbst  eingetragen  wären. 

161*  (LXV.)  Beauftragt  ein  Eaufiuann  seinen  Eassirer  mit  d«- 
Empfangnahme  von  Waaren,  welche  gekauft  sind  oder  unter  irgend 
welchem  andern  Titel  in  seine  Hände  kommen  sollen,  und  der  E^sirer  nimmt 
sie  an  ohne  Einwendung  oder  Protest,  so  wird  die  Uebergabe  als  ^^t 
angesehen  zum  Nachtheil  des  Principals;  und  es  sind  nur  solche  Rekla- 
mationen zuzulassen,  welche  statthaben  könnten,  wenn  der  Principal 
persönlich  die  Waaren  angenommen  hätte. 

162.  riiXVL)  Weder  die  Faktoren  noch  die  Eassirer  dürfen  ohne 
Kenntniss  und  Einwilligung  der  Principale  irgend  welche  Befehle  oder 
Aufträge,  welche  sie  von  diesen  empfangen  haben,  einem  Andern  über 
tragen,  bei  Strafe  der  direkten  Verantwortlichkeit  für  die  Geschäftsfährang 
der  Stellvertreter  und  für  die  von  ihnen  eingegangenen  Verbindlichkeiten. 

168.  (LXVn.^  Ist  zwischen  dem  Principal  und  dem  Faktor  oder 
Eassirer  keine  bestunmte  Zeit  vereinbart,  so  hat  jeder  der  Eontrahenten 
das  Recht,  den  Vertrag  fär  erloschen  zu  erklären,  wenn  er  den  andern 
einen  Monat  vorher  von  seinem  Entschlüsse  in  Eenntniss  setzt  Der 
entlassene  Faktor  oder  Eassirer  hat  auf  das  Gehalt  fiir  diesen  Monat 
Anspruch,  jedoch  ist  der  Principal  nicht  verpflichtet,  ihn  in  seinem  Oe- 
schäne  noch  in  der  Ausübung  seiner  Funktion  zu  behalten. 

164*  (LXVlll.)  Ist  in  dem  Vertrage  zwischen  Principal  und  Eassirer 
oder  Faktor  ein  Termin  vereinbart,  so  darf  keine  Partei  sich  willkürlich 
der  Vereinbarung  entziehen.  Wer  dies  thut,  ist  verpflichtet,  die  andere 
Partei  für  die  daraus  entstehenden  Kachtheile  zu  entschädigen. 

165«  (LXIX.)  Die  Nichtbeachtung  des  Vertrags  zwischen  Principal 
und  seinem  Faktor  oder  Eassirer  wird  als  willkürlich  erachtet,  sobald  sie  sich 
nicht  auf  eine  Schädigung  gründet,  welche  dem  Andern  von  dem  Einen  an 
seiner  Sicherheit,  Ehre  oder  seinen  Interessen  zugefügt  ist.  Der  Richter  bat 
die  Thatsache  einsichtig  zu  beurtheilen,  indem  er  den  Charakter  der  Be- 
ziehungen zwischen  Untergebenem  und  Vorgesetztem  in  Erwägung  zieht 

166.  (LXX.)  Bezüglich  der  Eaufleute  sind  besondere  Grründe  für 
die  Entlassung  ihrer  Faktoren  oder  Eassirer,  ohne  Rücksicht  auf  die  aus- 
gemachte Zeit: 

1.  Jede  betrügerische  Handlung  und  jeder  Missbrauch  des  Vertrauens 

bei  der  dem  Faktor  oder  Eassirer  übertragenen  Geschäftsführung; 

2*  wenn  sie  für  eigene  oder  fremde,  aber  nicht  des  Princip^s,  Rechnung 

ohne    dessen    Eenntniss    und  ausdrückliche   Erlaubniss   Geschäfte 

machen. 
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167.  (LXXI,)  Die  HandelsCAktoren  und  -Eassirer  Jiaft^n  den  Prin- 
cipalen  gegenüber  we^en  Jeder  Schädigung  ihrer  Interessen  durch  Bös- 
willigkeit, schuldbare  Nachlässigkeit  oder  mchtbeobachtung  der  erhaltenen 
Befehle  und  Instruktionen,  nach  dem  Gutachten  von  Sachverständigen. 

168.  (LXXII.)  Die  unvorhergesehenen  oder  unverschuldeten  Zufälle, 
durch  welche  die  besoldeten  Faktoren  oder  Eassirer  in  der  Ausübung  ihres 
Amtes  gehindert  werden,  unterbrechen  den  Fortbezug  des  ihnen  zustenenden 
Gehaltes  nicht,  vorbehaltlich  eines  entgegengesetzten  Abkommens,  und  so- 
fern die  Untauglichkeit  nicht  länger  ids  drei  auf  einander  folgenae  Monate 
dauert 

169.  (LXXniO  Wenn  als  unmittelbare  und  direkte  Folge  des  Dienstes 
dem  Faktor  oder  Eassirer  ein  aussei*gewöhnlicher  Schaden  oder  Verlust 
zustösst,  so  ist  der  Principal,  falls  kein  diesbezügliches  Abkommen  getroffen 
ist,  verpflichtet,  ihn  zu  entschädigen.  Die  Höhe  der  Entschädigung  wird 
durch  Schiedsrichter  bestimmt. 

Abschnitt  IV. 
Von  den  Transportkommissionären  und  den  Frachtführern. 

170.  (LXXIV.)  Der  Unternehmer  eines  Etablissements,  welch«*  sich 
mit  dem  Waarentransport  zu  Lande,  auf  Kanälen  oder  Flüssen  befasst, 
heisst  Spediteur  oder  Transportkommissionär  (expedicionario  oder  commis- 
sario  de  transportes).  Steht  er  selbst  der  Beförderung  vor,  so  heisst  er 
Frachtföhrer  (recoveiro)  und  die  hierzu  von  ihm  verwendeten  Personen  sind 
die  Barkenf&hrer,  die  Fuhrleute  und  Maulthiertreiber,  welche  ihn  vertreten. 

171.  (LXXV.)  Da  ein  Frachtführer  selbst  Transportkommissionär 
sein  oder  einen  solchen  vertreten  und  als  Maulthiertreiber  die  Fracht  be- 
gleiten kann,  so  umfasst  die  Gesetzgebung  über  die  Frachtführer  auch  den- 
jenigen, welcher  an  der  Spitze  der  Geschäftsführung  steht,  sowie  die  Ifaul- 
thiertreiber  und  BarkenfÜhrer  selbst. 

172-  (LXXVI.)  Der  Chef  eines  Etablissements  für  Transportkom- 
mission  ist  verpflichtet,  ausser  den  ihm  als  kaufmännischem  Manoatar  ob- 
liegenden Pflichten  auch  ein  Registerbuch  zu  besitzen  und  zu  führen,  in 
welches  er  in  fortlaufender  Ordnung  der  Nummern  und  Daten  das  Ver- 
zmchniss  aller  Gegenstände  einträgt,  deren  Transport  übernommen  wird, 
mit  Angabe  ihrer  Beschaffenheit,  der  Person,  welche  sie  verladet,  der  Be- 
stinunung,  welche  sie  haben,  des  Vor-  und  Zunamens  und  Wohnsitzes  des 
Eonsignatars,  des  Frachtführers,  Maulthiertreibers,  Fuhrmanns  oder  Barken- 
führers und  des  Frachtpreises. 

173.  (LXXVII.)  Das  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Buch 
muss  paginirt,  rubricirt  und  abgeschlossen  sein  durch  die  bürgerliche 
Landesobrigkeit  des  Geschäftssitzes. 

174  (LXXVIII.)  Sowohl  der  Absender  als  der  Frachtführer  der 
Waaren  hat  das  Recht,  wechselseitig  einen  Frachtbrief  (cautela  de  reco- 
ragem)  zu  fordern,  welcher  enthalten  muss: 

1.  den  Vor-  und  Zunamen  und  Wohnsitz  des  Absenders  (carregador, 
Verlader); 

2.  den  Vor-  und  Zunamen  und  Wohnsitz  des  Frachtführers; 

3.  den  Vor-   und  Zunamen   und  Wohnsitz   desjenigen,   an   den   die 
Waare  gerichtet  ist; 

4.  das  Datum,  an  welchem  die  Expedition  erfolgt; 

5.  den  Ort,  wo  die  Uebergabe  geschehen  soll; 
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6.  die  Bezeichnung  der  Waaren  mit  Angabe  ihrer  generischen  Qualität, 
des  Gewichtes,  der  Marken,  Nummern  oder  der  äusseren  Signirung 
der  Stücke; 

7.  die  Fracht  oder  den  Preis  fftr  den  Transport; 

8.  die  Zeit,  innerhalb  welcher  die  Uebergabe  geschehen  soll; 

9.  die  Entschädigung,  fär  welche  der  Frachtfiihrer  haftet,  falls  ein 
diesbezügliches  Abkommen  vorher  getroffen  worden  ist; 

10.  sowie  alles  Uebrige,  was  in  dem  Vertrage  über  Zusendung,  Trans- 
port und  uebergabe  vereinbart  worden  ist. 

175.  (LXXIX.)  Der  Frachtbrief  ist  der  gesetzliche  Titel  für  den 
Vertrag  zwischen  Absender  und  Frachtführer;  nach  ihm  werden  alle  Streit- 
fragen über  den  Transport  der  Waaren  entschieden;  geeren  denselben  sind 
keine  Einwendungen  zulässig,  mit  Ausnahme  der  Fälschung  oder  eines 
unwillkürlichen  Irrthums  in  der  Redaktion. 

176.  (LXXX.)  Mangels  eines  Frachtbriefes  werden  Streitigkeiten 
über  den  Waarentransport  auf  Grund  der  gerichtlichen  Beweise  entschieden, 
welche  eine  jede  Partei  zur  Unterstützung  ihrer  Ansprüche  erbringt;  vor 
Allem  jedoch  ist  der  Absender  gehalten,  die  Uebergabe  der  Waaren  an  den 
Frachtführer,  falls  dieser  es  leugnet,  zu  beweisen. 

177.  (LXXXI.)  Das  Original  des  Frachtbriefes  gehört  dem  Fracht- 
führer. Der  Absender  kann  von  dem  Frachtführer  ein  von  ihm  unter- 
zeichnetes Duplikat  des  Frachtbriefes  verlangen,  und  dieses  ist  ein  Titel, 
die  Uebergabe  am  festgesetzten  Orte  und  zur  vereinbarten  Zeit  zu  be- 
anspruchen. Ist  auf  beiden  Seiten  der  Vertrag  erfüllt,  so  werden  die 
Urkunden  ausgetauscht;  und  Kraft  dieses  Tausches  gelten  auch  alle  gegen- 
seitigen Ansprüche  und  Verpflichtungen  als  erloschen.  Kann  der  Kon- 
signatar dem  Frachtführer  den  Frachtbrief  wegen  Verlustes  oder  Abhanden- 
kommens desselben  oder  aus  einem  anderen  Grunde  nicht  zurückgeben, 
so  muss  der  Konsignatar  Quittung  über  die  abgelieferten  Waaren  ertheilen. 

178.  (LXXXII.)  Während  des  Transportes  gehen  die  Waaren  für 
Rechnung  und  Gefahr  ihres  Eigenthümers,  und  nicht  des  Frachtführers, 
vorbehaltlich  der  Abrede  des  Gegen theiles.  Deshalb  sind  auf  Rechnung 
des  Eigenthümers  alle  Schäden  und  Nachtheile,  welche  den  Waaren  während 
des  Transportes  durch  unvermeidlichen  Zufall,  unüberwindliche  Gewalt  oder 
durch  ihre  natürliche  Beschaffenheit  und  ihren  innerlichen  Fehler  zustossen; 
jedoch  ist  der  Frachtführer  zum  vollen  und  gesetzlichen  Beweis  für  jeden 
der  den  Waaren  zugestossenen  Unfälle  verpflichtet. 

179*  (LXXXni.)  Ausser  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen 
Fällen  ist  der  Frachtführer  verpflichtet,  die  verladenen  Waaren  in  dem- 
selben Zustande,  wie  er  sie  laut  Frachtbrief  empfangen  hat,  ohne  Abzug, 
Schaden  oder  Verlust  abzuliefern;  andernfalls  muss  er  den  Werth  bezahlen, 
welchen  sie  nach  dem  Urtheil  von  Sachverständigen  an  dem  Orte  und  zur 
Zeit  der  Ablieferung  haben  würden. 

180.  (LXXXI V.)  Die  Gegenstände,  welche  der  Frachtführer  im 
Fall  des  Verlustes  oder  des  Abhandenkommens  zu  bezahlen  hat,  werden 
abgeschätzt  auf  Grund  der  in  dem  Frachtbrief  erfolgten  Bezeichnung.  Für 
den  Absender  ist  der  Beweis  unzulässig,  dass  unter  den  bezeichneten  Waaren 
sich  andere  von  höherem  Werthe  oder  baares  Geld  befanden. 

181.  (LXXXV.)  Die  Lastthiere,  Wagen,  Barken,  Geräthschaften 
und  alle  übrigen  haupt-  und  nebensächlichen  Transportmittel  bilden  zu 
Gunsten  des  Aosenders  eine  Specialhypothek  für  die  dem  Frachtführer  über- 
gebenen  Gegenstände« 
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182.  (LXXXVI.)  Die  den  Waaren  während  des  Transports  zage- 
stossenen  Schäden,  welche  nicht  ans  einer  der  drei  in  Art.  LXXXII  bezeich- 
neten Ursachen  herrühren,  bewirken  Belastung  nnd  Verantwortlichkeit  des 
Frachtführers. 

183.  (LXXXVn.)  Der  Frachtführer  ist  für  die  Schäden  verant- 
wortlich, welche  durch  Znfall  oder  durch  die  eigene  natürliche  Beschaffen- 
heit der  verladenen  Waaren  entstehen,  sobald  bewiesen  wird,  dass  sie  durch 
seine  Nachlässigkeit  verursacht  sind,  oder  weil  er  die  Vorsichtsmassregeln 
ausser  Acht  gelassen  hat,  welche  in  Folge  der  Uebung  auf  Grund  von  Er- 
fahrungen von  sorgfältigen  Personen  bei  den  gleichen  umständen  angewandt 
werden,  nach  dem  Urtheile  von  Sachverständigen. 

184.  (LXXXVni.)  Die  Verantwortlichkeit  des  Frachtführers  für 
Schäden  cessirt,  wenn  bei  dem  Frachtbrief  Täuschung  begangen  ist,  da- 
durch, dass  den  verladenen  Gegenständen  eine  von  der  wirklichen  ver- 
schiedene Beschaffenheit  unterlegt  ist. 

185-  (LXXXES.)  Werden  die  transportirten  Waaren  durch  die 
erlitter  e  Beechädigung  für  den  Verkauf  und  für  den  Verbrauch  zu  ihrer 
eigentlichen  Bestimmung  untauglich,  so  ist  der  Empfanger  nicht  verpflichtet, 
sie  anzunehmen,  und  er  kann  sie  für  Rechnung  des  Frachtführers  lassen, 
Yon  diesem  jedoch  ihren  Werthersatz  durch  den  laufenden  Preis  dieses 
Tages  fordern.  Wenn  sich  unter  den  beschädigten  Waaren  einzelne  Theile 
in  gutem  und  fehlerlosem  Zustande  befinden,  so  greift  die  vorige  Verfügung 
nur  Platz  hinsichtlich  der  schlecht  gewordenen.  Der  Eonsignatar  ist  nur 
dann  verpflichtet,  die  unbeschädigten  anzunehmen,  wenn  die  Aussonderung 
in  getrennten  und  freien  Theilen  geschehen  kann,  ohne  dass  zu  diesem 
Zweck  ein  ganzer  Gegenstand  in  Theile  zerlegt  wird. 

188.  (XC.)  Wenn  die  Wirkung  der  Beschädigung  nur  in  der  Ver- 
minderung seines  Werthes  besteht,  so  ist  der  Prachtführer  nur  verpflichtet, 
den  Betrag  der  Beschädigung  nach  dem  Urtheile  Sachverständiger  zu  er- 
setzen. 

187.  (XCI.)  Die  Verantwortlichkeit  des  Spediteurs  und  des  Fracht- 
f&hrers  fängt  mit  dem  Augenblicke  an,  in  welchem  sie  selbst  oder  durch 
eine  von  ihnen  zu  diesem  Zwecke  bestimmte  Person  die  zu  verladenden 
Waaren  an  dem  bezeichneten  Orte  Behufs  Verladung  in  Empfang  nehmen. 

188.  (XCIL)  Die  Streitigkeiten,  welche  hinsichtlich  des  Zustandes 
der  Waaren  zur  Zeit  der  Uebergabe  zwischen  dem  Eonsignatar  und  dem 
Frachtführer  entstehen,  werden  von  Sachverständigen  festgestellt,  und  die 
Feststellung  wird  zu  Papier  gebracht  Einigen  sich  die  Parteien  nicht,  so 
werden  die  Waaren  in  einem  sicheren  La^erhause  deponirt,  und  die  Par- 
teien müssen  ihren  Anspruch  verfolgen,  wie  es  Rechtens  ist 

189.  (XCni.)  Eine  Reklamationsklage  wegen  Verlustes  oder  Beschädi- 
gung, welche  die  Waaren  beim  Oeffnen  der  Ballen  aufweisen,  kann  gegen 
den  Frachtführer  nur  stattfinden  innerhalb  der  der  Prüfung  derselben 
folgenden  24  Stunden,  wenn  äusserlich  keine  Spuren  des  Verlustes  oder 
der  Beschädigung,  wegen  deren  reklamirt  wird,  sichtbar  sind. 

Ist  diese  Frist  verstrichen  oder  das  Frachtgeld  bezahlt,  so  kann  gegen 
den  Prachtfiihi-er  keine  Reklamation  hinsichtlidi  des  Zustandes  der  über- 
brachten Waaren  Platz  greifen. 

190.  (XCrV.)  Der  Frachtführer  ist  für  Alles  verantwortlich,  was  aus 
dner  Unterlassung  bei  Erfüllung  der  Förmlichkeiten  der  fiskalischen  Ge- 
setze während  des  Verlaufes  der  Reise  und  beim  Eintreffen  am  Bestimmungs- 
orte entsteht 
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Wenn  aber  der  Frachtfühi^er  auf  förmlichen  Befehl  des  Eigenthümers^) 
oder  des  Konsignatars  handelt,  so  cessirt  seine  Verantwortlichkeit  unbe- 
schadet der  Geld-  und  Körperstrafen,  in  welche  beide  nach  dem  Gesetze 
verfallen  mögen. 

191.  (XCV.)  Der  Frachtführer  hat  kein  Recht,  dem  Titel  nach- 
zuforschen, auf  Grund  dessen  der  Konsignatar  die  verladenen  Waaren 
empfang ;  er  hat  sie  sofort  und  ohne  Aufenthalt  an  ihn  abzuliefern,  ledig- 
lich auf  Grund  der  Thatsache,  dass  dieser  sich  in  dem  Frachtbriefe  us 
Empfänger  bezeichnet  findet. 

Handelt  er  nicht  auf  diese  Weise,  so  haftet  er  für  alle  aus  der  Ver- 
zögerung entstehenden  Nachtheile. 

192.  (XCVI.)  Befindet  sich  der  Konsignatar  nicht  an  dem  im 
Frachtbriefe  bezeichneten  Orte  oder  verweigert  er  die  Annahme  der 
Waaren,  so  muss  der  Frachtführer  deren  gerichtliche  Hinterlegung  zur 
Verfugang  des  Absenders  oder  des  Remittenten  nachsuchen,  unbesäadet 
des  Rechtes  eines  Dritten. 

193.  (XCVH.)  Der  Absender  kann  die  Konsignation  der  Waaren 
unterwegs  ändern;  der  Frachtführer  ist  verpflichtet,  dann  die  neue 
Ordre  auszafuhren,  sobald  der  Absender  ihm  das  Duplikat  des  von  dem 
Frachtführer  unterzeichneten  Frachtbriefs  aushändigt. 

194.  (XCVni.)  Erfordert  die  Aenderung  des  Bestimmungsortes 
auch  eine  Aenderung  des  Weges,  oder  dass  der  Frachtführer  über  den 
im  Frachtbrief  bezeichneten  Ort  ninausgehen  muss,  so  muss  die  VeränderoDg 
des  Frachtpreises  durch  gemeinsames  Abkommen  beider  festgesetzt  werden; 
vereinigen  sie  sich  nicht,  so  ist  der  Frachtführer  nur  verpflichtet,  die 
Waaren  an  dem  im  ei*sten  Vertrage  bezeichneten  Orte  abzuliäem. 

195.  (XCIX.)  Ist  zwischen  dem  Absender  und  dem  Frachtführer  ein 
ausdrücklicher  Vertrag  über  den  beim  Transporte  einzuschlagenden  Weg 
geschlossen  worden,  so  darf  der  Frachtführer  von  demselben  nicht  ab- 
weichen, bei  Strafe  der  Verantwortlichkeit  für  alle  Schäden,  welche  aus 
irgend  einer  Ursache  den  beförderten  Waaren  zustossen  und  ausserdem  der 
Zahlung  der  etwa  festgesetzten  Konventionalstrafe. 

Beim  Mangel  eines  ausdrücklichen  Vertrages  unterliegt  es  dem  E^ 
messen  des  Frachtführers  den  ihm  am  günstigsten  scheinenden  Weg  zu 
verfolgen,  sobald  nur  der  Weg  gerade  auf  den  Punkt  gerichtet  ist,  wo  die 
Waaren  abzuliefern  sind. 

196.  (C.)  Ist  für  die  Ablieferung  der  Waaren  ein  Termin  festgesetzt, 
so  muss  dieselbe  innerhalb  dieses  Termins  erfolgen,  bei  Strafe,  dass  der 
Frachtführer  die  in  dem  Frachtbrief  festgesetzte  Entschädigung  bezahlen 
muss,  ohne  dass  der  Absender  oder  der  Konsignatar  noch  auf  etwas  Anderes 
Aprecht  hätte.  Uebersteigt  jedoch  die  VerzögeruÄg  das  Doppelte  der  im 
Frachtbrief  festgesetzten  Zeit,  so  haftet  der  Frachtführer  ausser  der  verein- 
barten Entschädigung    auch  noch  für  die  daraus  herrührenden  Nachtheile. 

197.  (CI.)  Ist  in  dem  Frachtbrief  kein  Termin  für  die  Ablieferung 
der  zu  befördernden  Waaren  festgesetzt,  so  hat  der  Frachtführer  die  Pflicht, 
sie  bei  der  ersten  Reise,  welche  er  unternimmt  nach  dem  Bestimmunssoile 
zu  befördern,  widrigenfalls  er  für  die  Nachtheile  der  Verzögerung  haftet. 

198.  (CIL)  Die  verladenen  Waaren  sind  Spedalhvpothek  für  Fracht, 
Spesen  und  sonstige  Oebühren.   Dieses  Recht  der  Hypothek  geht  von  einem 


^)  In  den  mir  vorliegenden  Ausgaben  des  Originaltextes  heisst  es  zwar  „damno", 
doeb  soll  dies  jedenfalls  „dono'*  heissen. 
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Frachtführer  auf  den  andern  über^  und  der  letzte  reassnmirt  die  Ansprüche 
aller  vorhergehenden. 

199.  (CIU.)  Das  im  vorhergehenden  Artikel  aufgestellte  Vorrecht 
erlischt,  wenn  die  Waaren  an  einen  dritten  Besitzer  übergehen^  oder  wenn 
der  Frachtführer  innerhalb  eines  auf  die  TJebergabe  folgenden  Monats 
keinen  Gebrauch  von  seinem  Rechte  macht;  in  beiden  Fällen  behält  der 
Frachtführer  nur  die  Eigenschaft  eines  gewöhnlichen  Gläubigers  mit  persön- 
lichem Klagerecht  gegen  den  Empfänger  der  Waaren. 

200.  (CIY.)  Der  Eonsignatar  darf  die  Bezahlung  der  Fracht  der 
erhaltenen  Waaren  nicht  über  die  der  Uebergabe  folgenden  24  Stunden  hin- 
ausschieben,  und,  im  Fall  der  Verzögerung,  kann  der  Frachtführer,  sofern 
er  seine  Reklamation  wegen  Beschäaigung  oder  Verminderung  nicht  er- 
hoben hat,  den  gerichtlichen  Verkauf  der  beforderten  Waaren  in  solcher 
Quantität  beantragen,  als  zur  Deckung  des  Frachtgeldes  und  der  veraus- 
lagten Kosten  hinreicht. 

201.  (CV.)  Strengt  der  Frachtführer  die  Klage  innerhalb  des  dem 
Tage  der  Uebergabe  folgenden  Monates  an,  so  besteht  sein  Recht  fort,  auch 
wenn  der  Empfanger  fallirt 

a02.  (CVI.)  Der  Spediteur  und  der  Frachtführer  sind  f&r  alle 
Zwischenpersonen,  welche  sie  beim  Waarentransport  verwenden,  verant- 
wortlich. Die  Zwischenpersonen,  welche  der  Spediteur  und  der  Fracht- 
fthrer  so  verwenden,  sind  in  deren  Rechte  und  Pflichten  subrogirt. 


TITEL  m. 
Von  den  Handelsakten  und  deren  Kompetenz. 

203.  (10  ^^  Gesetz  versteht  im  Allgemeinen  unter  Handelsakt  jeden 
Tausch  und  Kauf  von  Waaren,  um  wieder  veräussert  zu  werden,  en  gros 
oder  en  detail,  roh  oder  verarbeitet  oder  einfach,  um  deren  Gebrauch  zu 
vermiethen. 

204.  (U.)    Das  Gesetz  erachtet  im  Besondem  als  Handelsakte: 

1.  die  Uebemahme  von  Kommissionen; 

2.  Alles,  was  Bezug  hat  auf  Wechsel,  ohne  Unterschied  der  Beschaffen- 
heit der  Person,  —  und  auf  PlatzwechseP),  Anweisungen  und 
billets  ä  ordre,  nur  in  Rücksicht  auf  Kaufleute; 

3.  Bank-  und  Maklergeschäfte; 

4.  Alles,  was  Bezug  hat  auf  den  Bau,  die  Instandsetzung  und  Eoui- 
pirung  von  Schiffen  und  ferner  auf  den  Kauf  und  Verkauf  jeglicher 
Art  von  Fahrzeugen; 

5.  alle  Expeditionen,  Konsignationen  und  Transporte  von  Waaren; 

6.  jeden  Kauf  und  Verkauf  von  Takelwerk,  Ausrüstung  und  Lebens- 
mitteln f&r  Schiffe; 

7.  die  Associationen  und  Parcerien  (Theilhaberschaften)  von  Schiffs- 
rhedem.  die  Frachten^  die  Bodmerei  und  alle  sonstigen  auf  den  See- 
handel bezüglichen  Verträge; 

8.  Alles,  was  sich  auf  die  Vereinbarung  von  Sold  und  Verpflichtungen 
der  Offiziere  und  der  Bemannung,  der  Seeleute,  sowie  den  Dienst 
auf  HandelsfEihrzeugen  bezieht; 


1)  Ot  oben  Note  sn  Art.  108. 
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9.  Alles,  was  Besag  hat  auf  Faktoren,  Eassirer  und  sonstige  im 
Handel  Angestellte,  so  weit  es  den  Handel  des  Eaofinannes,  dem 
sie  beigegeben  sind,  betrifft; 

10.  alle  Versicherungsverträge,  welcher  Art  sie  auch  sein  mögen. 

205.  (III.)  Ebenfalb  sind  Handelsmaterien  die  Verpflichtungen  und 
Rechte,  herr&hrend  aus  dem  Zusammenstossen,  der  Hülfe  oder  Bergung  im 
Fall  eines  Schiffbruchs,  einer  Stranduug,  eines  Scheiterns  oder  aus  der 
Aufsammlung  von  Schiffstr&mmern. 

206.  (IV.)  Zur  ausschliesslichen  Kompetenz  des  Handelsrichters  und 
des  Handelsgerichtes  gehören  alle  Klagen  und  Streitigkeiten,  welche  aus 
Handelsakten  entstehen. 

207.  (V.)  Die  Handelsgerichte  sind  im  Wesentlichen  Billigkeits- 
gerichte (juizos  de  equidade). 


TITEL  IV. 

Von  den  allen  Handeltreibenden  gemeinsamen 
Verpflichtungen. 

206.  (I.)  Jeder,  der  aus  dem  Handel  einen  gewerbemässigen  Beruf 
macht,  ist  durch  diese  Thatsache  allein  zu  den  im  Handelsgesetze  auf- 
gestellten Akten  und  Formen  verpflichtet. 

Diese  Akte  bestehen: 

1.  in  der  Verpflichtung,  alle  Urkunden,  für  welche  das  Gesetz  dieses 
Erfordemiss  stellt,   in  ein  förmliches  Register  eintragen  zu   lassen; 

2.  in  der  Verpflichtung,  eine  einheitliche  und  strenge  Ordnung  in 
der  Rechnungs-  und  der  Buchführung  in  der  genauen  Beschaffenheit, 
welche  das  Gesetz  bestimmt,  zu  beiolgen; 

3.  in  der  Verpflichtung,  die  Korrespondenz,  welche  sich  auf  den 
Handelsbetneb  bezieht,  aufzubewahren; 

4.  in  der  Verpflichtung,  Rechnung  zu  legen  in  der  gesetzlichen  Form. 

Abschnitt  I. 
Von   dem   öffentlichen   Handelsregister. 

209.  (IL)     In  dem  Sekretariat  eines  jeden  der  ordentlichen  Handels- 

ferichte  muss  sich  ein  öffentliches  Handelsregister  befinden,  welches  von 
em  betreffenden  Sekretair  aufbewahrt  wird;  dieser  ist  als  öffentlicher 
Beamter  für  die  Genauigkeit  und  Legalität  seiner  Eintragungen  verant- 
wortlich. 

210.  (in.)  Der  Sekretair  ist  verpflichtet,  in  ein  Specialregister  die 
Matrikel  der  Kaufleute,  welche  sich  innerhalb  des  Gerichtsbezirkes  nieder- 
lassen, einzutragen  und  so  viele  besondere  Bände,  wie  die  einzelnen 
Gegenstände  des  Registers  siud,  zu  halten  und  zu  fuhren. 

211.  (IV.)  Es  gehört  in  das  öffentliche  Handelsregister  die  Ein- 
tragung der  folgenden  Dokumente: 

1.  Dotalurkmiden  und  -Briefe,  abgeschlossen  mit  Kaufleuten,  mögen 
jene  stammen  vor  oder  nach  der  Zeit,  wo  sie  den  Handel  gewerbe- 
mässig  betrieben. 
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2.  die  ürkonden  od«*  Schriften  von  Kompagnien,  Handekgeseil- 
schaften und  Parcerien  (Theilhaberschaften); 

8.  die  Ennäcbtigung,  Procura  oder  Vollmachten,  welche  den  Faktoren 
oder  sonstigen  bei  der  Leitung  und  Verwaltung  der  Geschäfte  der 
Kaufleute  verwendeten  Personen  ertheilt  wird; 

4.  alle  Urkunden  oder  Schriftstücke  von  Kaufleuten,  welche  eine 
Hypothek  enthalten; 

5.  alle  dielenigen  Dokumente,  f&r  welche  in  diesem  Gesetzbuch  die 
Registnrung  vorgeschrieben  ist 

212.  (V.)  Der  Sekretair  ist  verpflichtet,  immer  am  Tage  einen  all- 
gemeinen Index  ab  Auszug  aller  Dokumente,  welche  in  die  verschiedenen 
B^ter  eingetragen  sind,  zu  fähi*en,  welcner  die  verschiedenen  Seiten 
angiebt,  ohne  zwischen  Auszug  und  Auszug  einen  Raum  oder  eine  Lücke 
in  der  Kontinuität  zu  lassen,  bei  Strafe,  für  schuldhaft  gehalten  zu  werden. 

213-  (VL)  Jedes  neue  Registerbuch,  dessen  Führung  angefangen 
wird,  muss  paginirt  und  alle  Blätter  müssen  von  den  Gerichtspräsidenten 
rubricirt  werden,  mit  Eröffnung  und  Schliessung  in  der  üblichen  Form. 

214  (VU.)  Jeder  Kauftnann  ist  verpflichtet,  beim  Register  die  in 
dasselbe  einzutragende  Urkunde  innerhalb  lö  (14)  Tagen,  von  mrem  Datum 
an  gerechnet,  einzureichen.  In  den  Dotalurkunden,  welche  von  Nichtkauf- 
leuten,  die  aber  später  Kaufleute  werden,  eingetragen  sind,  zählen  die 
14  Tage  vom  Tage  der  Matrikel. 

215.  (Vni.)  Die  Hypotheken  und  Dotalurkunden,  welche  nicht 
in  der  Form  des  vorhergehenden  Artikels  registrirt  bezw.  eingetragen 
smd,  sind  unwirksam,  soweit  dies  den  Vorzug  der  Dotal-  und  Hypotheken- 
forderung bei  einem  Zusammentreffen  mit  Gläubigem  von  geringerem  Vor- 
recht betri£FL 

216*  (IX.)  Die  Vollmachten,  welche  den  Faktoren  und  ELassirem 
f&r  die  Verwaltung  der  Handelsgeschäfte  ihrer  Principale  übertragen  sind, 
erzeugen  keine  Kbge  zwischen  Auftraggeber  und  Beauftragtem,  wenn  die 
Registrirung  nicht  so,  wie  oben  angegeben,  vollzogen  und  dabei  hinsicht- 
lich der  von  dem  Beauftragten  eingegangenen  Verpflichtungen  beobachtet 
wird,  was  in  diesem  Gesetzbuche  m  dem  Titel:  Von  den  Faktoren, 
verordnet  worden  ist. 

217.  (X.)  Die  Urkunden  oder  Schriften  von  Gesellschaften  oder  Par- 
cerien, welche  nicht  in  der  gesetzlichen  Form  registrirt  sind,  erzeugen  kein 
Klagerecht  zwischen  den  Interessenten,  gemäss  den  Bestimmui^en  in  dem 
Titel:  Von  den  Gesellschaften;  aoer  sie  hören  deswegen  nicht  auf,  zu 
Ghmsten  Dritter  wirksam  zu  sein,  welche  mit  der  Gesellschaft  oder  Parcerie 
etwa  Geschäfte  abgeschlossen  haben. 


Abschnitt  11. 

Von   der    kaufmännischen    Buchführung  und 
Korrespondenz. 

218.  (XL)  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  Begisterbücher  über 
Bebe  kaufmännische  Bechnunes-  und  Buchitlhrang  zu  haben.  Die  Zahl 
und  Art  der  Bücher  und  die  Form  der  Buchführung  steht  vollständig  im 
Ermessen  des  Kaufmanns,  mit  der  Massgabe,  dass  er  dieselbe  regelrecht 
fähre  und  die  vom  Gesetz  als  nothwendig  specificirten  Bücher  besitze. 
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219«  (XTT.)  Jeder  Eaufinann  muss  nothwendigerweiee  ein  Tage- 
buch besitzen,  d.  h.  ein  Register,  mit  allen  folgenden  Requisiten :  welches 
darstellt  Tag  für  Tag,  nach  der  Ordnung  des  Datums,  ohne  Lücken^ 
Zwischenlinien  oder  Beischreibuogen  am  Rand,  seine  Aktiva  und  Passiva, 
seine  Handelsgeschäfte,  seine  Negociationen,  Accepte  oder  Indossamente 
von  Wechseln  oder  negocirbaren  Werthpapieren,  seine  Verträge  und  im 
Allgemeinen  alles,  was  er  einnimmt  oder  ausgiebt,  welchen  Titel  es  auch 
haben  möge 

220.  (Xm.)  Jeder  Kauiinann  ist  verpflichtet,  ein  Kopir buch  zu 
führen,  welches  £ule  Geschäftsbriefe  enthält,  die  er  schreibt,  geordnet  nach 
der  Folge  der  Daten;  und  er  hat  alle  Briefe  mit  Aufträgen,  welche  er 
erhält,  aufzusammeln  und  zu  verwahren. 

221.  (XIV.)  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  in  den  ersten  drei 
Monaten  eines  jeden  Jahres  eine  Bilanz  über  seine  Aktiva  und  Passiva 
aufzustellen,  dieselbe  in  ein  hierzu  bestimmtes  besonderes  Registerbuch 
einzutragen  und  in  dem  Buche  zu  unterschreiben. 

SBS8.  (XV.)  Ein  Kaufmann,  von  welchem  im  Fall  eines  Falliments 
sich  findet,  dass  er  den  Bestimmungen  der  drei  vorhergehenden  Artikel 
nicht  genau  genügt  hat,  wird  für  schuldbar  erklärt,  nach  den  Bestimmungen 
des  Titels:  Von  den  Fallimenten. 

228.  (XVI.)  Jeder  Kaufmann  hat  die  Verpflichtung,  30  Jahre  hin* 
durch  die  Bücher  seiner  kaufmännischen  Buchführung  aufzubewahren.^) 

224.  (XVII.)  Die  Bücher  der  kaufmännischen  Rechnungspflicht, 
welche  durch  das  Gesetz  bezeichnet  und  mit  den  Erfordernissen  des- 
selben versehen  sind,  können,  wenn  regelrecht  geführt,  vor  Gericht  zu- 
gelassen werden,  um  zwischen  Kaufleuten  hinsichtlich  ihres  Handels  in  der 
Weise  und  den  Fällen,  welche  in  diesem  Gesetzbuch  ausgedrückt  sind, 
Beweis  zu  machen. 

225.  (XVIII.)  Die  gerichtliche  Vorlegung  der  ^esammten  kauf- 
männischen Buchführung,  der  Bilanzen  und  sonstigen  dahin  gehörenden 
Dokumente  kann  nur  angeordnet  werden  zu  Gunsten  der  Interessenten  bei 
Streitfragen  der  über  Succession,  Rechtsgemeinschft  oder  Societät,  kauf- 
männische Leitung  oder  Geschäftsführung  für  Rechnung  eines  Andern,  und 
im  Fall  eines  Falliments. 

226.  (XIX.)  Der  Handelsrichter  oder  das  Handelstribunal,  welches  in 
einer  Sache  erkennt,  kann  sogar,  ex  officio*),  während  des  Schwebens  des 
Prozesses  anordnen,  dass  die  Bücher  eines  oder  beider  Prozessführenden  bei 
Gericht  vorgelegt  werde,  um  daraus  das,  was  sich  auf  den  Streit  bezieht, 
zu  untersuchen  und  auszuziehen.    Wenn  in  diesem  Falle  die  Bücher  sich 


^)  üebereinstiminend  das  HolländiBcbe  Recht  Art  9  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  III, 
S.  677).  Nach  Argentinischem  Recht  20  Jahre,  Art  80  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  AuiU 
S.  91).  Nach  Belgischem  Recht  Art.  19,  Gesetz  vom  15.  December  1872  (cfr.  Bd.  i, 
9.  Aufl.,  S.  S20):  Deutschem  Recht  Art  33  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  318),  Fran- 
zösischem Redit  Art.  11  (cfr.  Bd.II,  S.  532),  Griechischem  Redit  Art  11  H.G.B. 
(cfr.  Bd.  U,  S.  641) ,  Haitianischem  Recht  Art  11  H.  G.  ß.  (cfr.  Bd.  11.  S.  771)  und 
Italienischem  Recht  Art.  26  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  iU,  S.  211)  10  Jahre,  während  das 
Spanische  Recht  Art  65  H.  G.  B.  (cfr.  unten),  das  Bolivianische  Art.  54  H.G.  B. 
(cfr.  Bd.  I,  2.  AnfL,  S.  459),  das  Chilenische  Art.  44  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl., 
S.  697),  das  Golnmbianische  Art  45  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  8),  das  Gosta-Rioa- 
nische  Art  55  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.U,  S.  181),  das  Gnatemalanische  Art  54  H.G.B. 
(cfr.  Bd.  II,  S.  688),  das  Honduranische  Art.  44  EL  G.  B.  (cfr.  Bd.  111,  S.  7)  nnl 
das  Peruanische  Recht  Art  47  H.  G.  B.  (cfr.  oben  S.  7)  die  Aufbewahrun|[  so 
lanffe  fordern,  bis  die  Liquidation  der  Geschäfte  aes  Kaufmanns  beendet  ist;  nach  Bra- 
silianischem Recht  endlich,  bis  die  daraus  herzuleitenden  Ansprüche  Teijähit  sind, 
Art  10  No.  3  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  1,  2.  Auü.,  S.  635). 

^)  Uebereinstimmend  mit  dem  Französischen  Recht  Art  15  H.  0.  B. 
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in  einem  anderen  Distrikt  befinden,  so  wird  ein  Requisitionsschreiben 
(precatoria)  in  ^wohnlicher  Form  expedirt  und  die  Prürang  von  dem  er- 
suchten (reauinrten)  Richter  vorgenommen  und  die  betre£Fende  Urkunde 
durch  ihn  üoersandt 

227«  (XX.)  Jeder,  der  sich  weigert,  seine  Bücher  vorzulegen,  wenn 
der  Richter  es  anordnet  oder  die  Oegenpartei  sich  erbietet,  ihnen  Glauben 
zu  schenken,  bewirkt  eine  Präsumtion  gegen  sich;  und  der  Richter  kann 
iD  beiden  Fällen  der  anderen  Partei  den  Eid  auferlegen. 

228.  (XXI.)  Die  Verpflichtung  zu  einer  Generalbilanz,  welche  im 
Art  XIV  dieses  Titels  vorgeschrieben  wird,  ist  bezüglich  der  Detailisten 
nur  zu  verstehen  von  drei  zu  drei  Jahren. 

229.  (XXII.)  Detailisten  sind  nicht  verpflichtet,  ihre  Verkäufe 
einzeln  in  das  Tagebuch  einzutragen;  es  genügt,  dass  sie  jeden  Tag  einen 
Vermerk  über  den  Erlös  des  ganzen  Tages  aus  den  gegen  Baarzahlung 
gemachten  Verkäufen  eintragen,  sowie  in  die  Kontokorrente  diejenigen, 
welche  sie  kreditirt  haben. 

230-  (XXIU.)  Jeder  Kaufmann  kann  seine  kaufmännische  Buch^ 
fuhrung  selbst  oder  durch  einen  Anderen  besorgen;  in  letzterem  Falle  aber 
ist  er  verpflichtet,  dem  angestellten  Buchhalter  eine  besondere  und  schrift- 
liche Vollmacht  zu  geben.  Diese  Vollmacht  ist  in  das  öffentliche  Handels- 
register einzutragen. 

28L  (XXIV.)  Keine  Behörde,  kein  Gericht  oder  Tribunal,  darf  unter 
irgend  einem  Verwände,  so  scheinbar  er  auch  sein  mag,  irgend  eine  Unter- 
suchung oder  Massregel  vornehmen  oder  anordnen,  um  zu  prüfen,  ob  der 
Kaufmann  seine  Bücher  pflichtschuldiger  Weise  führt,  oder  nicht. 

Abschnitt  III. 
Von   der   Rechnungslegung. 

232.  (XXV.)  Jede  Negociation  ist  Gegenstand  einer  Rechnung.  Und 
jede  Rechnung  muss  zuverlässig,  genau  mit  der  Eintragung  der  Bücher, 
aus  welchen  sie  ausgezogen  ist,  übereinstimmend  und  mit  den  nöthigen 
BeweisstüdLen  för  ihre  beziehentlichen  EUnzufügungen  versehen  sein. 

233.  (XXVI.)  Nach  Beendigung  einer  jeden  Negociation  oder  bei 
fortlaufenden  kaufmännischen  Transaktionen  sind  die  korrespondirenden 
Eaufleute  gegenseitig  verpflichtet,  zur  Gewährung  der  Rechnung  über  das 
abgeschlossene  Geschäft  oder  des  am  Ende  eines  jeden  Jahres  geschlossenen 
Kontokorrents. 

2S4.  (XXVn.)  Jeder  Kaufmann,  welcher  für  Rechnung  eines  Andern 
kontrahirt  ist  verpflichtet  eine  Specialrechnung  über  seine  Kommission 
oder  Geschäftsführung  zu  legen. 

235.  (XXVIII.)  Jeder  Verwalter  von  firemdem  Gnte  ist  verpflichtet, 
über  seine  Verwaltung  eine  Bilanz  aufzustellen,  welche  an  der  Hand  von 
regelrecht  geführten  Büchern  angefertigt  und  durch  legale  Urkunden  be- 
legt ist 

236.  (XXIX.)  Wenn  mehr  als  ein  Gesellschafter  oder  alle  zusammen 
das  gemeinsame  fiLapital  verwalten,  so  können  die  Gesellschafter  für  die 
Aufstellung  der  Bilanz  einen  Buchhalter  ernennen.  Diese  Ernennung 
unterliegt  der  Förmlichkeit  des  Art.  XXIII  dieses  Titels. 

297.  (XXX.)  Bei  der  Rechnungslegung  ist  jeder  ^  für  den  Theil, 
welchen  er  an  der  Verwaltung  genonmien  hat,  verantwortlich.  Die  Kosten 
der  Rechnungslegung  sind  stets  zu  Lasten  des  verwalteten  Guts. 
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238.  (XXXI.)  Eine  Rechnung  wird  erst  dann  als  gelegt  angesehen, 
nachdem  alle  sie  betreffenden  Streitigkeiten  erledigt  sind. 

289.  (XXXU.)  In  der  Regel  muss  die  Rechnungslegung  an  dem 
Domicil  der  Verwaltung  erfolgen. 

240.  (XXXIU.)  Doch  kann  der  Kassirer  eines  Schiffs  den  Kapitain 
in  jedem  Hafen  oder  Ort,  wo  das  Kommando  desselben  aufhört,  verpfliditen, 
Rechnung  zu  legen. 


Buch  U. 

Von    den    Handelsobligationen. 

TITEL  L 

Von  der  Natur,  der  Entstehung  und  den  Wirkungen  der 
Obligationen  im  Allgemeinen. 

241.  (Art  I.)  Das  gesetzliche  Band,  durch  welches  Jemand  ge- 
halten ist.  Etwas  zu  geben^  zu  thun  oder  zu  zahlen^  heisst  Obligation. 

242*  (U.)  Die  Obligationen  y  welche  aus  dem  Gesetze  entstehen, 
resultiren  aus  dem  Gesetze  allein  oder  aus  dem  Gesetze  in  Folge  der 
Handlung  eines  Menschen,  Die  Obligationen,  welche  in  Folge  der  Hand- 
lung eines  Menschen  aus  dem  Gesetz  entstehen,  resultiren  aus  einer  er- 
laubten oder  einer  nicht  erlaubten  Handlung. 

248.  (HI.)  Die  ledigUch  naturalen  Verträge  und  Vereinbarungen, 
welche  zwischen  Kaufleuten  geschlossen  sind,  erzeugen  eine  Obligation 
und  Klage. 

244.  i^yd  l^i®  Verordnungen  des  bürgerlichen  Rechtes  über  die 
Fähigkeit  der  Kontrahenten,  die  Erfordernisse  der  Verträge,  Einwendungen 
und  Ursachen,  welche  die  Verträge  aufheben  und  ungiutig  machen,  sind 
auch  für  die  Handelsverträge  massgebend,  unter  den  Aenderungen  und 
Einschränkungen  dieses  Gesetzbuches. 

245.  (V.)    Die  Kaufleute  können  kontrahiren  und  sich  verpflichten: 

1.  durch  öffentliche  Urkunde; 

2.  mit  Vermittelung  eines  Mäklers,  entweder  indem  der  Vertrag  zu 
Papier  gebracht  wird  oder  auf  Grund  des  seinem  Gesch&ftsboohe 
beiwohnenden  Glaubens; 

3.  durch  Privaturkunde,  welche  von  irgend  Jemand  autgesetzt  und 
von  den  Kontrahenten  oder  auch  —  auf  ihr  Gesuch  und  in  ihrem 
Namen  —  von  Zeugen  unterzeichnet  wird; 

4.  durch  BriefwechseL 

Die  Kaufleute,  welche  auf  die  eine  dieser  Arten  Verträge  schliessen, 
sind  dadurch  verpflichtet  und  können  gerichtlich  zur  Erfüllung  der  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten  aogehalten  werden. 
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246.  (VI.)  Von  der  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  sind 
die  Verträge  ausgenommen,  für  welche  in  diesem  Gesetzbuche  bestimmte 
besondere  Formen  und  Solennitäten  vorgeschrieben  sind;  diese  Formen  und 
Solennitäten  müssen  pünktlich  beobachtet  werden,  bei  Strafe  der  Unstatt- 
haftigkeit  der  Klage  vor  Gericht  und  der  Nichtigkeit,  wenn  irgend  eine 
der  Parteien  widerspricht. 

247.  (VII.)  Die  Verträge  zwischen  Eaufleuten  können  mündlich  ge- 
schlossen werden,  wie  hoch  auch  ihre  Summe  oder  ihr  Werth  sein  möge; 
in  einem  solchen  Falle  jedoch  kann  der  Zeugenbeweis  nur  zugelassen 
werden,  wenn  ein  Anfang  des  schriftlichen  Beweises  vorliegt,  und  zwar 
nach  Ermessen  der  Gerichte.^) 

248.  (VIII.)  Die  Urkunden,  Policen  oder  sonstige  andere  kauf- 
männische Schriftstücke  über  Verbindlichkeiten,  die  auf  Portugiesischem 
Gebiete  eingegangen  sind,  werden,  welcher  Nation  die  Kontrahenten  auch 
angehören  mögen,  vor  Gericht  nur  zugelassen,  wenn  sie  in  der  Landes- 
sprache ausgestellt  sind.*) 

249.  (IX.)  Jede  Urkunde  über  einen  Handelsvertrag,  in  welchem 
sich  eine  Lücke,  Kasur  oder  Verbesserung  befindet,  welche  unverständlich 
oder  nicht  als  Verbesserung  bezeichnet  und  von  den  Kontrahenten  unter- 
schrieben worden  ist,  hat  vor  Gericht  keine  Wirkung. 

250.  (X.)  Für  perfekt  und  verbindlich  erachtet  wird  der  mündliche 
Handelsvertrag,  sobald  die  Kontrahenten  sich  geeinigt  haben  in  klaren 
nnd  deutlichen  Ausdrücken  hinsichtlich  der  Sache,  des  Gegenstandes  des 
Vertrages,  sowie  über  die  gegenseitigen  Leistungen  mit  Bestimmung  aller 
der  Umstände,  welche  bei  der  Art  der  Erfüllung  des  Vertrages  zu 
beobachten  sind. 

251.  (XI.)  Wenn  die  Vereinbarung  von  einfacher  Einwilligung  ab- 
hängt, ohne  Kothwendigkeit  des  Hinzutretens  eines  Umstandes  Behufs  der 
Vervollständigung  des  Vertrages,  so  wird  dieser,  wenn  ein  Mäkler  vermittelt, 
für  perfekt  und  geschlossen  erachtet,  sobald  die  Kontrahenten  die  Vor- 
schläge des  Mäklers  ohne  Vorbehalt  annehmen;  ist  die  Annahme  geschehen, 
80  findet  ein  Reurecht  (Rücktritt)  der  Parteien  nicht  mehr  statt. 

252.  (XII.)  Die  durch  Briefwechsel  eingegangenen  Verträge  werden 
als  abgeschlossen  und  verbindlich  angesehen,  sobald  derjenige,  welcher  den 
Vorschlag  empfing,  das  Antwortschreiben  absendet,  in  welchem  er  den 
Vorschlag  pure  und  einfach,  ohne  Bedingung  oder  Vorbehalt  annimmt.') 
Bis  dahin  steht  es  demjenigen,  welcher  den  Vorschlag  gemacht  hat,  frei, 
denselben  zurückzuziehen,  es  sei  denn,  dass,  als  er  um  machte,  er  sich 
verpflichtet  hätte,  Antwort  abzuwarten  und  über  den  Gegenstand  des  Ver- 
trages nicht  eher  zu  verfügen,  als  nachdem  sein  Vorschls^  zurückgewiesen 
oder  bis  eine  bestinmite  Frist  abgelaufen  sei. 

0  Nach  Ar{;entini8chem  Recht  ist  der  Zengenbeweis  bei  Verträgen,  deren 
Werth  200  peso  nicht  übersteigt,  nnbedin^  nnd  bei  Vertragen  Ton  höherem  Werth.  nur 
in  Yerbmdnng  mit  dem  Anlang  eines  schriftlichen  Beiweises  snlässig,  Art.  198  H.  ü.  B. 
(cfr*  M  1,  2.  Anü.,  S.  107);  übereinstimmend  hiermit  ist  das  Brasilianische 
Recht,  jedoch  wird  die  Grenze  gebUdet  durch  400000  Reis,  Art  128  H.  G.  B.  (cfk*.  Bd.  I, 
2.  Anil.,  8.  552;.  In  dem  Spanischen  Becht  entbehren  mündliche  Verträge,  deren 
Objekt  lOCO  Kealen  bezw.  8CC0  Realen  (anf  Hessen  nnd  Märkten)  übersteigt,  der 
Gültigkeit,  Art  237  H.  G.  B.  (cfir.  unten). 

>)  Uebereinstimmend  mit  dem  Spanischen  Recht,  Art  289  H.  G.  B.  (cft*.  nnten) 
nnd  dem  Brasilianischen  Recht,  Art.  125  fi.G.B.  (cfr.  Bd.  I,  2.AnfL,  S.  552). 

>)  Uebereinstimmend  mit  dem  Spanischen  Recnt,  Art  248  H.  G.  B.  (cfr.  nnten) 
und  dem  Brasilianischen  Recht,  Art.  127  B.  G.  B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  Anfl^  S.  552),  während 
ueh  Argentinischem  Recht  der  Vertrag  durch  Briefe  erst  dann  als  abgeschlossen 
angesehen  wird,  wenn  der  die  Acceptation  enthaltende  Brief  an  dep  andern  Theil  gelangt 
irt,  Art  204  H,  G.  B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  109). 

noiekardt,  H«Bd«lan«ht.  lY,  U 
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Die  bedingt  erfolgte  Annahme  wird  verbindlich,  sobald  deijenige, 
welcher  zuerst  den  Vorschlag  gemacht  hat,  Nachricht  giebt,  dass  er  mit 
der  Bedingung  einverstanden  ist 

253.  (XIQ.)  Damit  der  Handelsvertrag  ein  Elagerecht  vor  Gericht 
erzeuge,  ist  es  nothwendig,  dass  derselbe  einen  wirklichen,  effektiven 
und  bestimmten  Handelsgegenstand  betrifft. 

254.  (ZIV.)  Ist  in  dem  Handelsverträge  die  Strafe  einer  bestimmteo 
Entschädigung  angedroht,  so  kann  die  durcSi  Nichterfüllung  des  Vertrages 

Seschädigte  Partei  entweder  die  Strafe  verlangen  oder  Vertragserfüllung  foi^ 
em^);    wenn  sie  jedoch  von  dem  einen  Rechte  Gebrauch  macht,   ist   das 
andere  erloschen. 

255.  (XV.)  Die  unerlaubten  Verträge,  wenn  sie  auch  Handelsgeschäfte 
betreffen,  erzeugen  keine  Verbindlichkeit,  noch  Klage.  Unerlaubt  sind  die 
Verträge,  welche  einen  von  den  Gesetzen  dieses  Reiches  verbotenen  Gegen- 
stand betreffen. 

256*  (XVI.)  Die  Worte  der  Handelsverträge  und  Vereinbarungen 
müssen  durchaus  verstanden  werden,  gemäss  dem  Stil  und  Gebrauch, 
welcher  im  Handel  recipirt  ist,  und  in  derselben  Weise  und  in  demselben 
Sinne,  in  denen  die  Eaufleute  sich  auszudrücken  pflegen,  selbst  wenn  die 
Worte,  in  anderer  Weise  au^efasst,  auch  etwas  Anderes  bezeichnen  könnten. 

257.  (XVIL)  Der  gute  Gauben,  die  einfache  und  gerechte,  mos 
dem  Willen  der  Kontrahenten  zu  deducirende  Auslegune^  muss  bei  der 
Auslegung  der  Handelsverträge  stets  vor  der  strengen  und  strikten  Bedeu- 
tung der  Worte  den  Vorzug  haben,  ohne  dass  betrügerische  und  dem  wahren 
Geist  des  Vertrages  entgegengesetzte  Bedeutungen  zuzulassen  wären. 

258.  (XVIII.)  Ist  es  nothwendig,  die  einzelnen  Bestimmungen  des 
Vertrages  zu  interpretiren  und  einigen  sich  die  Parteien  hinsichtlich  der 
Lösxmg  des  Zweifels  nicht,  so  sind  Basis  für  die  Auslegung: 

1.  diejenigen  Bestimmungen  desselben  Vertrages,  über  welche  Einig- 
keit und  Einvernehmen  herrscht  und  welche  die  zweifelhaften  Stellen 
erklären  können; 

2.  die  nach  dem  Vertrage  vorgenonmienen  Handlungen  der  Kontra- 
beuten,  welche  Bezug  auf  die  Streitigkeit  haben; 

3.  der  gewöhnliche  Gebrauch  und  die  im  Allgemeinen  bei  Fällen  der- 
selben Natur  beobachtete  Praxis  und  im  Besondem  die  Gewohnheit 
des  Ortes; 

4.  das  Urtheil  von  Personen,  welche  in  dem  auf  die  zweifelhafte 
Stelle  bezüglichen  Handelszweige  sachverständig  sind. 

259.  (XIX.)  Werden  bei  der  Abfassung  des  Vertrages  Bestimmungen 
ausgelassen,  welche  zu  seiner  Ausführung  nothwendig  sind,  und  vereinigen 

sich  die  Parteien  in  der  Auslegung  ihres  Willens  nicht,  so  wird  ange- 
nommen, dass  die  Parteien  sich  dem  unterworfen  haben,  was  in  solchen 
Fällen  an  dem  Orte  der  Ausführung  des  Vertrages  gebräuchlich  und 
üblich  ist 

260.  (XX.)  Legen  die  Parteien  mehrere  von  einander  abweichende 
Exemplare  des  nämlichen  Vertrages  vor,  bei  welchem  ein  Mäkler  vermittelt 
hatte,  80  wird  der  Zweifel  oder  der  Widerspruch  durch  den  Vermerk  des 

1)  Uebereintimmend  das  Spanisöhe  fiecht^  Art.  245  B.  G^.  B.  (cfr.  tmten).  Ka^ 
Btasilianisclrem  Recht  kann,  wenn  im  Verträge  eine  Konventionalstrafe  ffir  ddta 
Fall  des  Bttcktritts  eines  Kontrahenten  stJpnlirt  ist»  die  gesdiiMigte  Partei  nur  -^ffb 
Strafe  verlangen,  Art  1S8  EL  G.  B.  (cfr.  Bd.  I,  d.  AtA.  S.  668). 
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HäklerbacheS;  wenn  er   in  gültiger  Weise  eingetragen  und  dassdbe  regel- 
recht geführt  ist,  entschieden. 

281.  (XXI.)  Im  Falle  ernsten  Zweifels,  welcher  nach  den  oben 
festgesetzten  Gmndsätzen  nicht  gelöst  werden  kann,  ist  zu  Gunsten  des 
Schuldners  zu  entscheiden. 

262.  (XXII.)  Eine  jede  Abmachung,  welche  in  einer  Münze,  einem 
Gewicht  oder  Maass  erfolgt,  das  in  dem  £ande  der  Ausfuhrung  des  Ver- 
trages nicht  gangbar  ist,  muss  auf  die  Münze,  das  Gewicht  oder  Maass 
dieses  Landes  nach  Abkommender  Parteien  reduzirt  werden;  sind  aber 
die  Parteien  uneinig,  so  geschieht  die  Umrechnung;  nach  dem  Urtheil  von 
Sachverständigen.  Hinsichtlich  der  Münzen  bei  Wechseln  ist  die  Bestim- 
mung in  Artikel  LVU  des  7.  Titels  dieses  Buches  zu  beachten.^) 

263.  (XXIII.)  Wenn  zur  Beziehung  einer  Münze,  eines  Gewichtes 
oder  Maasses  in  dem  Vertrage  ein  allgemeiner  Ausdruck  gebraucht  wird, 
welcher  auf  verschiedene  Mengen  oder  Werthe  anwendbar  ist,  so  muss  die 
Verbindlichkeit  als  in  der  Münze,  in  dem  Gewichte  oder  dem  Maass  sih^' 
schlössen  angesehen  werden,  das  in  Verträgen  derselben  Art  gebräuchlich  ist 

264.  (XXrV.)  In  einem  Vertrage,  in  welchem  es  sich  um  Entfer- 
nongeQ  handelt,  wird  der  allgemeine  Ausdruck  Meilen  und  Wegstunden 
auf  diejenigen  verstanden,  welche  in  dem  Lande,  auf  das  der  Vertrag  sich 
bezieht,  gebräuchlich  sind. 

265.  (XXV.)  Bei  der  Berechnung  von  Tagen,  Monaten  und  Jahren 
ist  bei  Verträgen  unter  einem  Tage:  der  Zeitraum  von  24  Stunden, 
unter  einem  Monate:  die  vom  Gregorianischen  Kalender  hierfür  bestimmte 
Zeit,  und  unter  einem  Jahre:  der  Ablauf  von  366  Tagen  zu  verstehen.     " 

266.  (XXVI.)  Bei  allen  kaufinännischen  Verbindlichkeiten,  welche 
aof  eine  bestimmte  Frkt,  bestehend  aus  einer  senau  angegebenen  Zahl  von 
Tagen,  abgeschlossen  werden,  wird  keinesfaUs  der  Tag  des  Datums  des 
Vertrages  mitgerechnet,  sondern  die  Frist  läuft  erst  von  dem  unmittelbar 
darauf  folgenden  Tag  ab,  wenn  nicht  etwas  Anderes  ausdrücklich  ab- 
gemacht ist;  dagegen  wird  der  Tag,  an  welchem  die  Frist  abläuft,  und 
welcher  Fälligkeitstag  heisst,  mitgerechnet. 

267.  (XXVII.)  Bei  Verbindlichkeiten  auf  Zeit  ist  ein  Antrag  vor 
Gericht  hinsichtlich  der  Erfüllung   erst  nach  dem  Fälligkeitstage  zulässig. 

Ausgenommen  ist  der  Fall,  bei  welchem  das  Gesetz  die  Fälligkeit 
des  Vertrages  ändert. 

268.  (XXVni.)  Das  Gesetz  erkennt  irgend  welche  Respekt-,  Ver- 
günstigungs-,  Discretionstermine  oder  Fristen,  durch  welche  unter  irgend 
einer  anderen  Benennung  die  Erfüllung  der  kaufinännischen  Verbindlich- 
keiten verschoben  wird,  nur  an,  wenn  solche  in  dem  Vertrage  ausdrücklich 
festgesetzt  sind. 

269.  (XXIX.)  Jede  kaufinännische  Obligation,  Betreffs  deren  von 
den  Parteien  nicht  eine  bestimmte  Frist  festgesetzt  ist,  ist  zehn  Tage  nach 
der  Eingehung  exigibel,  vorbehaltlich  der  in  diesem  Gesetzbuche  aus- 
drücklich erwähnten  Fälle. 

270.  (XXX.)  Die  Wirkungen  des  Verzuges  in  der  Erfüllung  der 
Verbindlichkeiten  fanden  in  der  Regel  von  der  Zeit  an,  in  welcher  der 
Gläubiger  den  Schuldner   gerichtlich   interpellirt  odet  ihm  einen  vor  dem 

')  Inhalts  dieses  Artikels  mnss  ein  Wechselbrief  in  derselben  Ifünzsorte  bezahlt 
werden,  auf  welche  er  lantet  Bat  diese  keinen  ffesetzlichen  Conrs  im  Beiebe,  so  ist 
die/VYecbselsnmme  in  inländische  ^fibmng  zn  rednciren,  nnd  z^ar  nach  dem  Conrse 
desjenigen  Platzes,  welcher  dem  Zablorte  am  nächsten  gelegen  ist 
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Richter  oder  dem  znstäsdigen  öffentlichen  Beamten  erhobenen  und  ange- 
nommenen Protest  zustellt,  vorbehaltlich  der  in  den  Titeln:  „Von  dem 
Darlehn"    und:    „Von  den  Zinsen",  festgesetzten  Bestimmungen. 

271.  (XXXI.)  Die  kaufmännischen  Verbindlichkeiten  werden  ge- 
löst und  erlöschen  auf  die  in  dem  betreffenden  Titel  dieses  Gesetzbuches 
angegebenen  Arten. 

TITEL  IL 
Von  dem  kaufmännischen  Darlehn. 

272.  (I.)  Das  Darlehn,  nach  dem  bürgerlichen  Rechte,  ist  der  Vertrag 
der  Darleihe  (contracto  de  emprestimo)  einer  nach  Zahl,  Gewicht  oder 
Maass  bestimmten  Sache,  welcher  unter  der  Bedingung  geschlossen  wird, 
dass  die  geliehene  Sache  zurückgegeben  wird  von  dem  Darlehnsempfä^nger 
in  der  vertragsmässig  vereinbarten  oder  gesetzlich  bestimmten  Zeit,  indem 
diese  Zahlung  oder  Kückgabe  zu  bewirken  ist  in  gleicher  Art  und  Güte, 
wie  sie  empfangen  worden. 

273.  (II.)  Das  Eigenthum  der  dargeliehenen  Sache  geht  an  den 
Nehmer  über.  Und  wenn  er  innerhalb  der  vertr^smässig  bestimmten  Zeit 
nicht  zahlt  oder  zurückerstattet,  so  geräth  er  in  Verzug. 

274.  (III.)  Jeder  auf  Kredit  geschlossene  Handelsvertrag  involvirt 
in  sich  einen  Darlehnsvertrag.  Der  Kredit  ist  ein  gegenseitiges  Darlehn, 
welches  über  Waaren  oder  Geld  auf  Grund  des  Rufes,  der  Rechtschaffenheit 
und  Zahlungs&higkeit  eines  Kaufmannes  gegeben  wird.  Daher  ist  der 
Kredit  das  Handelsdarlehn  und  in  letzter  Analyse  der  einzige  Vertrag,  auf 
welchen  sämmtliche  Handelsverträge  zurückgeführt  werden  können. 

275.  (IV.)  Ist  in  irgend  einem  Handelsvertrage  vorzugsweise  oder 
nebenbei  Kredit  gewährt,  so  berechtigen  der  Vertrag,  der  Verzug,  der  ent- 
gangene Gewinn  (lucrum  cessans)  und  der  entstandene  Schaden  (damnum 
emergens),  welcher  durch  die  Entziehung  der  geliehenen  oder  anvertrauten 
Sache  erwächst,  zu  Zinsen. 

276.  (V.)  Damit  das  Darlehn  als  Handelsdarlehn  angesehen  werde, 
ist  nöthig: 

1.  dass  die  geliehene  Sache  oder  der  Kredit  ein  Handelsgeschäft  zum 
Zweck  habe; 

2.  dass  mindestens  der  Schuldner  Kaufmann  sei. 

In  Eimangelung  eines  dieser  Requisite,  wird  das  Darlehn  als  rein 
civiles  angesehen. 

277.  (VI.)  Die  Restitution  einer  auf  unbestimmte  Zeit  geliehenen 
Sache  kann  nach  Ablauf  der  im  Gesetz  bestimmten  Zeit  gefordert  werden. 

278.  (VII.)  Besteht  das  Darlehn  in  Geld  und  ereignet  sich  eine 
Steigerung  oder  Minderung  seines  Werthes  vor  der  Rückzahlung,  so  sind 
die  in  Art.  LVIII  des  Titels:  „Von  den  Wechseln",  aufgestellten  Grund- 
sätze, sowie  die  Verfügung  in  Art.  XXII  des  vorhergehenden  Titels  zu 
beobachten. 

TITEL  in. 
Von  den  kaufmännischen  Zinsen« 

279*  (I.)  Im  Handel  ist  es  gestattet;  für  das  einfache  Darlehn,  mag 
dieses   in  Geld  oder  in  Waaren    oder   in   andern   fungiblen ;   beweglichen 
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Sachen  bestehen,   Zinsen  zn  stipnliren.    Die  Zinsen  werden   stets  in  Geld 
festgesetzt. 

280.  (ü.)  Die  vertragsmässigen  Zinsen  können  yon  den  Kontra- 
henten ohne  Beschränkung  der  Höhe  festgesetzt  werden,  aber  mit  der 
besonderen  Bezeichnung  als  Zinsen  und  nicht  auf  eine  andere  Art  Die 
Höhe  der  vereinbarten  Zinsen  kann  nur  schriftlich  normirt  werden.  Sind 
Zinsen  festgesetzt,  jedoch  ohne  Bestimmung  der  Höhe,  so  wird  die  gesetz- 
liche Taxe  als  festgesetzt  angenommen. 

281.  (HL)  Mangels  Abrede  der  Parteien  betragen  die  kauftnänni- 
sehen  Zinsen  6  Prozent  auf  das  Jahr.  Wenn  der  Gläubiger  mehr  fordert  und 
hierfür  Umstände  anfuhrt,  welche  dem  Richter  gewichtig  erscheinen,  so  ist 
die  Quote  des  üebermasses  von  kauftnännischen  Sachverständigen  zu  be- 
stmunen. 

282.  (TV.)  Ein  Darlehnsempfänger,  welcher  nicht-bedungene  Zinsen 
bezahlt,  kann  dieselben'  weder  zurücKfordern,  noch  auf  das  Kapital  ver- 
rechnen, ausgenommen  wenn  sie  die  gesetzliche  Höhe  überschreiten;  und 
in  diesem  FaUe  darf  er  das  üebermass  entweder  zurückfordern  oder  dasselbe 
auf  das  Kapital  verrechnen. 

283.  (V.)  Die  Zahlung  der  Zinsen,  welche  nicht  stipulirt  sind, 
vernflichtet  den  Darlehnsnehmer  nicht,  sie  in  Zukunft  zu  bezahlen;  jedoch 
wira  der  stipulirte  Zins  bis  zum  Tage  der  Zahlung  oder  Uebergabe  des 
Kapitals  geschuldet,  auch  wenn  der  Eine  oder  Andere  dieser  Umstände 
nach  Ablauf  der  Frist  Platz  greift. 

284.  (VI.)  Die  ohne  Vorbehalt  von  Zinsen  gegebene  Quittung  über 
das  Kapital  lässt  Bezahlung  derselben  vermuthen  und  bewirkt  Befreiung  des 
Darlehnsempfangers. 

285.  (VII.)  Der  Darlehnsgeber,  welcher  geringere  Zinsen,  als  abge- 
macht sind,  annimmt,  kann  die  Di£Ferenz  nicht  mehr  fordern;  jedoch  werden 
die  Zinsen  deswegen  nicht  fOr  die  Zukunft  als  herabgesetzt  erachtet. 

288.  (VUI.)  Die  fälligen  Zinsen  von  Kapitalien  können  Zinsen 
bringen,  entweder  in  Folge  eines  Rechtsstreites  oder  eines  besonderen  Ab* 
konunens,  wenn  es  sich  um  fällige  Zinsen  auf  ein  Jahr  handelt.  Bei  Er- 
neuerung von  kaufmännischen  Verbindlichkeiten  ist  es  erlaubt,  bei  dem 
neuen  Titel  die  fälligen  Zinsen  zum  Kapital  zu  schlagen  Behufs  Fällig- 
machung  neuer  Zinsen,  wäre  die  Zeit  der  Dauer  des  vornergehenden  Titels 
auch  welche  sie  wolle. 

287.  (IX.)  Bei  den  Verbindlichkeiten,  welche  sich  auf  die  Zahlung 
einer  bestimmten  Summe  Geldes  beschränken,  bestehen  die  aus  dem  Ver- 
zuge «ich  ergebenden  Schäden  und  Interessen  lediglich  in  der  Verurtheilung 
zu  den  gesetzlichen  Zinsen,  vorbehaltlich  der  in  diesem  Gesetzbuche  spe- 
cialisirten  Fälle.  Und  sie  werden  von  der  Litiscontestation  geschulaet, 
vorbehaltlich  dann,  wann  das  Gesetz  anordnet,  dass  sie  pleno  jure  laufen. 

288.  (X.)  Es  findet  statt  der  Ablauf  und  die  Berechnung  von  Zinsen, 
wenn  bei  der  Zahlung  einer  liquiden  Handelsschuld  ein  Verzug  vorliegt; 
und  ebenso,  sobald  die  Liquidation  des  Kontokorrents  zwischen  zwei  Handels- 
häusem  stattfindet,  wenn  die  Schuld  nicht  effektiv  von  dem  schuldneri- 
schen Hause  saldirt  wird. 


•MW.  (Xi.)  Den  Kauf leuten  ist  gestattet,  auf  die  betreffenden  Theile 
(parcellas)  ihrer  Kontokorrente  gegenseitig  Zinsen  zu  berechnen,  fedls  die 
rosten  bestimmt  und  liquid  sino,  ungeachtet  eine  darauf  bezügliche  Inter- 
polation nicht  vorhergegangen. 
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290.  (XII.)  Der  Zins  für  Gewährung  you  Kredit  läuft  zu  Gunsten 
des  Handelsfj^läubigers,  selbst  wenn  die  materielle  Liquidation  der  Rechnung 
mit  dem  Schuldner  nicht  effektuirt  wird. 

291.  (XIII.)  Der  Gesellschafter,  welcher  mit  einer  Summe  Geldes 
einzutreten  verpflichtet  war  und  es  nicht  gethan  hat,  ist  schuldig,  pleno  jure 
und  unabhängig  von  der  Litispendenz  die  Zinsen  für  diese  Summe  von  dem 
Tage  an  zu  zahlen,  an  welchem  er  sich  mit  derselben  betheiligen  sollte. 
Dasselbe  gilt  für  die  Gelder,  welche  er  aus  der  Gesellschaftskasse  zu  seinem 
besonderen  Vortheil  zieht,  und  zwar  zahlbar  von  dem  Tage  an,  an  welchem 
er  dieselben  herauszog;  alles  unbeschadet  sonstiger  noch  etwa  Platz  grei- 
fender Entschädigungen. 

292.  (XIV.)  Der  Kommissionär,  auf  welchen  ein  Bankier  oder 
Kaufmann  in  Anticipation  Wechsel  zieht,  erwirbt  ausser  seiner  Kommissions- 
gebühr auch  Zinsen 

298.  (XV  )  Der  Mandatar,  welcher  Geld  ohne  Ordre  annimmt,  oder 
welcher  das  empfangene  nicht  gemäss  der  Ordre  Übermacht,  schuldet  dem 
Auftraggeber  Zinsen. 

294.  (XVI.)  Der  Mandatar  schuldet  Zinsen  für  die  Gelder,  welche 
er  zu  eigenem  Gebrauche  verwendet,  vom  Datum  der  Verwendung  ab,  und 
für  die,  welche  er  in  seinen  Händen  hat,  von  dem  Tage  ab,  an  welchem  er 
sich  in  Verzug  befindet 

295.  (XVII.)  Die  Zinsen  für  die  vom  Mandatar  geleisteten  Vorschüsse 
werden  von  dem  Auftraggeber  von  dem  Tage  an  geschuldet,  an  welchem 
die  Vorschüsse  wirklich  geleistet  werden. 

296.  (XYIII.)  Gegen  verschuldete  Kaufleute,  welche  falliren,  laufen 
keine  Zinsen,  auch  wenn  dieselben  stipulirt  sind,  nach  erfolgter  Konkars- 
erklärung, gerechnet  von  der  Eröffnung. 

297.  (XIX.)  Der  Diskont  der  Wechselbriefe  oder  der  Platzwechsel^) 
an  Ordre,  der  Anweisungen  an  Ordre  und  aller  sonstigen  schriftlichen 
Handel^obligationen  ist  keiner  Taxe  unterworfen,  sondern  es  ist  in  dieser 
Beziehung  ganz  frei  die  Uebereinkunft  der  Parteien. 


TITEL  IV, 
Von  dem  kaufmännisohen  Eommodate. 

298.  (I.)  Kommodat  ist  die  unentgeltliche  Darleihe  irgend  ein^ 
Sache  zu  einem  bestimmten  Gebrauche.  Die  Grundsätze  des  bürgerlichen 
Rechts,  welche  diesen  Vertrag  regeln,  sind  anwendbar  auf  das  kauftnännische 
Kommodat,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  der  folgenden  Artikel. 

299*  (IL)  Damit  das  Kommodat  als  kaufinännisches  Kommodat  an- 
gesehen werde,  ist  noth wendig: 

1.  dass  beide  Kontrahenten  Kaufleute  seien; 

2.  dass  die  geliehene  Sache  Waare  oder  Handelsgegenstand  sei. 

Das   Kommodat,   bei    welchem   diese   Erfordernisse   ermangeln,    ist 
als  rein  civiles  zu  erachten. 

300.  (Ol.)  Dem  Kommodanten  steht  nicht  die  Vindikationsklage 
gegen  denjenigen  zu,    welcher  die  geliehene  Sache   durch  Kauf  oder  durch 


0  ot  oben  Note  in  Art  lOS. 
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AüdaraEi  Titel  you  dem  Komoiodataur  erworlMxi  hat;  jedoch  irt  ihm 
OiBTerwehrt  die  Actio  commodati  gegen  den  Kommodatar. 

301.  (IV.)  Wenn  der  Kommodatar  anter  den  Umständen  des  vor* 
hergehenden  Artikels  insolvent  wird,  so  hat  der  Eommodant  kein  subsidiäres 
BaoLt  gegen  den  Besitzer,  an  den  die  Waare  yeräossert  worde. 

802.  (V.)  Der  Kommodatar  haftet  for  sofilUige  Ereignisse  und  höhere 
Gewalt^  indem  ^  in  culpa  levissima  verfUlt  Bbenso,  wenn  er  die  in  Eom- 
modat  gegebene  Sache  an  einen  Ort  bringt,  welcher  von  demjenigen  yer- 
scbieden  ist,  f&r  den  sie  speciell  geliehen  wurde,  und  wenn  sie  zu  Grunde 
geht  durch  zu&lliges  Ereigniss  oder  höhere  Gewalt,  so  hat  der  EonuaodatiM: 
ftr  ihr  Aequivalent  zu  haften. 

S08.  (VI).  Der  Kaufmann,  welcher  als  Kommodat  Waaren  zusammen 
mit  andern  ihm  gehörenden  yerkdet,  muss  bei  den  geliehenen  Sachen  genau 
dieselbe  Sorgfedt  anwenden,  wie  er  sie  bei  seinen  eigenen  gebraucht.  Kettet 
er  bei  demselben  Unfälle  seine  und  nicht  die  fremoen  Güter,  so  haftet  er 
fltr  den  Verlust.  Geht  ein  Theil  der  einen  und  der  anderen  verloren,  so 
wild  der  Verlust  durch  gegenseitige  Eontribution,  welche  von  Sachver- 
ständigen sa  bestimmen  ist,  ausgeglichen. 


TITEL  V. 
Von  dem  kaufinännisohen  Depositant 

804.  (I.)  Depositum  ist  der  Vertrag,  durch  welchen  der  Deponent, 
sei  es  ab  EägenthQmer  oder  (nur)  als  Eonsentirender,  eine  Sache  in  Species 
oder  Quantität  zur  Aufbewahrung  übergiebt^  welche  der  Depositar  unentgelt- 
lich empfängt  und  annimmt  mit  der  Verpflichtung,  sie  in  derselben  Sp^oieß 
zorfiekzogebeiu 

Dieser  Vertrag  wird  perfekt  durch  die  wirkliche  oder  fingirle  üeber- 
piabe  der  deponirten  Sache,  welche  ebenÜEdls  Depositum  heisst  und  regulär  oder 
imgul&r  ist. 

SOS.  (II.)  Ais  kaufin&nnisches  Depositum  wird  nur  dasjenige  ange- 
sehen, welches 

1.  in  Folge  eines  Handelsgeschäftes; 

2.  fiber  Handelswaaren  oder  Waarengattungen  und 

3.  von  kontrahirenden  Eaufleuten  abgeschlossen  ist. 

306.  (III.)  Das  Handelsdepositum  ist  irregulär.  Der  Depositar  kau^ 
Ar  die  Aufbewahrung  der  Sache  eine  Gebühr  entweder  nach  dem  Ueber- 
emkommen  oder,  in  Ermangdung  eines  ausdrücklichen  Abkommens,  nach 
dem  Börsengebrauch  verlangen. 

307.  (Vf.)    Der  Bankier  oder  Depositar  von  Geld  kann  das  Depositum 

S brauchen  und  schuldet  nur  die  numerische  Quantität;  aus^ranommen,  wenn 
B  Depositum  in  einer  bestimmten  besonderen  Art  von  Münzen  besteht, 
lua  in  der  wirklich  deponirten  Sorte  auch  wieder  zurückgegeben  zu  werden, 
hl  diesem  Falle  schuldet  er  die  Species,  wie  festgesetzt  ist  in  Buch  I, 
Titl:  „Von  den  Handelsleuten'^,  AbschnittUI:  „Von  den  Bankiers^S 

308.  (V.)  Die  Ge&hr  und  der  Nutzen  der  numerischen  Quantität 
des  deponirten  Geldes  läuft  auf  Rechnung  des  Bankiers  oder  des  Depo- 
^^ns.  Die  Geffthr  und  der  Nutzen  des  bestimmten  und  bezeichneten 
^^enstandes  läufl  auf  Rechnung  des  Deponenten  vorbehaltlich  des  Falles, 
des  Verschuldens,  der  Nachlässigkeit  oder  des  Dolus  des  Depositars. 
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SN.  (VI.)  Besteht  das  Depositum  in  Werthpapieren  mit  Verfall  Yon 
Zinsen,  so  ist  aer  Depositar  verpflichtet  zur  Einkassirang,  sowie  zn  allen 
sonstigen  nothwendigen  Massregeln  zur  Erhaltung  ihres  Werthes  und  der 
gesetzlichen  Wirkungen,    bei  Strafe  der  persönlichen  Verantwortlichkdt 

310.  (VII.)  Die  bezüglichen  Verpflichtungen  des  Deponenten  und  des 
Depositars  sind  cueselben,  bei  Handelsgegenständen  wie  sie  fiir  Kommittenten 
una  Kommissionär  oder  Handelsmandant  und  -Mandatar  vorgeschrieben  sind. 

311.  (VUI.)  Die  bei  öffentlichen  Banken  bewirkten  Depositen  werden 
hinsichtlich  ihrer  Wirkungen  durch  das  Gesetz  der  Errichtung  der  ersteren 
bestimmt. 


TITEL  VI. 
Von  dem  kaufmännisolien  Pfände. 

312*  (I.)  Verpfändung  heisst  der  Vertrag,  durch  welchen  der 
Schuldner  seinem  Gläubiger  eine  bewegliche  Sache  zur  Sicherheit  der 
Schuld  übergiebt;  diese  ül^rgebene  Sache  heisst  Pfand.  —  Das  Pfiemd  kann 
von  einem  Dritten  zu  Gunsten  des  Schuldners  hingegeben  werden. 

313.  (II.)  Die  Verpfändung  giebt  dem  Gläubiger  das  Recht,  sich  aus 
dem  PfSetnde  mit  Vorrecht  und  Vorzug  vor  den  übrigen  Gläubigem  bezahlt 
zu  machen.  Aber  dieses  Vorrecht  und  dieser  Vorzug  hat  nur  dann  statt, 
wenn  der  Vertrag  ein  schrifblicher  ist,  und  wenn  sich  das  P£Emd  im  Besitz 
des  Gläubigers  oder  eines  Dritten  nach  Einigung  der  Parteien  befindet. 

314.  (in*)  Die  Uebergabe  des  P&ndes  an  den  Gläubiger  oder  an 
den  durch  Verirag  bestimmten  Dritten  kann  wirklich  oder  symbolisch 
stattfinden: 

1.  durch  Uebergabe  der  Schlüssel  des  Gebäudes,   wo  die  verpfilndeten 
Waaren  sich  befinden; 

2.  durch   Erklärungen   oder   Vermerke   in    den  Büchern  irgend  eines 
öffentlichen  Amtes,  wo  sie  sieb  befinden; 

3.  durch  die  Uebergabe  des  Konnossements  oder  Frachtbriefes. 

315-  (IV.)  Jedes  Werthpapier,  iede  Obli^tion  oder  jeder  Schuldtitel 
kann  gegeben  werden  als  P&na  und  Sicherheit  fär  eine  andere  Schuld. 
In  diesem  Falle  vollzieht  sich  die  rechtliche  Uebergabe  durch  einfache  Hin- 
gabe des  Titels,  ohne  die  Nothwendigkeit  einer  gerichtlichen  Benachrichtigoog 
des  Schuldners. 

316.  (V.)  Die  Verpflichtung  zur  Einziehung  und  zu  den  sonstigen 
Massregeln,  welche  zur  Erhaltung  der  Recfatsgültigkeit  des  gemäss  dem 
vorhergehenden  Artikel  verpfkndeten  Titels  nothwendig  sind,  geht  an  den 
Gläubiger  über,  sobald  ihm  der  Schuldner  die  zu  diesem  Zwecke  erforder- 
lichen VoUmachten  giebt. 

317.  (VI.)  Der  Werth  des  Pfandes  tritt  an  die  Stelle  der  Ver- 
pflichtung, ftr  welche  es  haftet. 

318.  (Vn.)  Wenn  ein  Handelsmann  oder  ein  Eauänann  zur  Sicher- 
rung  einer  Schuld  sein  Vermögen  im  Allgemeinen  verpfändet,  so  sind  dabei 
die  in  seinen  Waarenhäusern  oder  Läden  befindlichen  Handelswaaren  nicbt 
als  verpfändet  oder  verhypothecirt  verstanden  in  dem  Sinne,  dass  sie  nicht 
veräussert  werden  oder  in  die  Hand  eines  dritten  Erwerbers  gelangen 
können  mit  dem  obligaterischen  Band.  Die  im  Allgemeinen  verpfändeten 
Waaren  sind  für  die  ganze  Zeit,  welche  sie  im  Besitz  des  Eaufinanns  ver- 
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Ueibeo,  yerhaftet  imd  werden  yon  der  Haftang  erst  dann  befreit,  w^n 
andere  Waaren  erworben  werden  and  an  die  Stelle  der  ersteren  treten. 

S19.  (YJJLi.)  Die  Yerpftndang  einer  fremden  Waare  ist  gültig,  so- 
bald der  Gläubiger  seine  Gntgläabigkeit  beweist  und  eidlich  bekräftigt.  In 
diesem  Falle  kann  er  durch  Klage  oder  gerichtliches  VerfiEibren  nicnt  be« 
mimlugt  werden,  yorbehaltlich  des  Rechtes  des  Eigenthümers  gegen  den 
unredlichen  Schuldner,  sowie  der  in  dem  Titel:  „Von  der  Vindikation" 
aisgenommenen  Fälle. 

320-  (IX.)  Damit  das  Pfand  als  kaufmännisches  P£Euid  angesehen 
ifcrde,  ist  nothwendig: 

1.  das8  der  Yerpf&ndungsvertrag  zwischen  Kaufleuten  abgeschlossen  sei; 

2.  dass  die  Schuld,  welche  yersichert  wird,  aus  einem  I&ndelsgeschäfte 
herrühre;  und 

3.  dass  das  P&nd   eine  Waare,  Waarengattung   oder  ein  Titel   einer 
Handelsobligation  sei. 

Das  Pfand,  bei  welchem  eines  dieser  Erfordernisse  fehlt,  erlangt  nur 
die  rein  civilen  Wirkungen. 


TITEL  VII. 

Von  den  "Weoliseln,  Anweisungen  oder  BiUets  auf  Ordre, 
Cheques  und  Platzwechseln  ^ 

und 

TITEL  VIIL 

Von  den  Kreditbriefen. 
(Art.  821-452.) 

and  berdts  in  der  Yollstibidigen  Sammlang')  übersetst  und  hier  nicht  nochmals  som 
Abdrock  gelangt. 

TITEL  IX. 
Von  dem  Handelskaufe  und  -Verkaufe. 

453.  (I.')  Der  Kauf  und  Verkauf  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  der 
Verkäufer  sich  verpflichtet,  eine  Sache  zu  übergeben,  und  der  Käufer,  einen 
Tereinbarten  und  bedungenen  Preis  zu  zahlen. 

454.  (II.)  Der  Vertrag  ist  perfekt,  sobald  ein  Uebereinkommen  statt- 
findet in  dem  Gegenstande  und  dem  Preis,  ungeachtet  der  Gegenstand 
lucbt  übergeben,  noch  der  Preis  bezahlt  ist.  Die  Einwilligung  kann  zwischen 
Anwesenden  und  Abwesenden,  mündlich  oder  schriftlich,  durch  private  oder 
öffentliche  Urkunde  und  durch  Vermittelung  eines  Mäklers  gegeben  werden. 

455.  (IIL)  Der  Verkauf  kann  unbedingt  und  einfach  oder  unter  einer 
SQ&chiebenden  oder  auflösenden  Bedingung  geschlossen  werden;  er  kann  zum 

^)  cfr.  oben  Note  2U  Art  103. 
TV     ^vVonstAndige  Sammlntig  der  geltenden    Wechselgesetie   aller  Länder"   von 
Dr.  8.  ßorchardt    Üerlin,  1871. 
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909«  (VI.)  Besteht  das  Depositum  in  Werthpapiereii  mit  YerfiEdl  Ton 
Zinsen,  so  ist  oer  Depositar  verpflichtet  zur  Einkassirang,  sowie  zu  allen 
sonstigen  noüiwendigen  Massregeln  zur  Erhaltung  ihres  Werthes  und  der 
gesetzlichen  Wirkungen,    bei  Strafe  der  persönlichen  Verantwortlichkeit 

310.  (Vn.)  Die  bezüglichen  Verpflichtungen  des  Deponenten  und  des 
Denositars  sind  meselben,  bei  Handelsgegenständen  wie  sie  rar  Kommittenten 
una  Kommissionär  oder  Handelsmandant  und  -Mandatar  vorgeschrieben  sind« 

311.  (VUI.)  Die  bei  öffentlichen  Banken  bewirkten  Depositen  werden 
hinsichtlich  ihrer  Wirkungen  durch  das  Gesetz  der  Errichtung  der  ersteren 
bestimmt. 


TITEL  VI. 

Von  dem  kaufmännisolien  Pfände. 

312«  (I.)  Verpfändung  heisst  der  Vertrag,  durch  welchen  der 
Schuldner  seinem  Gläubiger  eine  bewegliche  Sache  zur  Sicherheit  der 
Schuld  übergiebt;  diese  ül^gebene  Sache  heisst  Pfand.  —  Das  P£Euid  kann 
von  einem  Dritten  zu  Gunsten  des  Schuldners  hingegeben  werden. 

313.  (II.)  Die  Verpfändung  giebt  dem  Gläubiger  das  Recht,  sich  aus 
dem  P£ande  mit  Vorrecht  und  Vorzug  vor  den  übrigen  Gläubigem  bezahlt 
zu  machen.  Aber  dieses  Vorrecht  und  dieser  Vorzug  hat  nur  dann  statt, 
wenn  der  Vertrag  ein  schriftlicher  ist,  und  wenn  sich  das  P£EUid  im  Besitz 
des  Gläubigers  oder  eines  Dritten  nach  Einigung  der  Parteien  befindet. 

314.  (III-)  Die  Uebergabe  des  P&ndes  an  den  Gläubiger  oder  an 
den  durch  Vertrag  bestimmten  Dritten  kann  wirklich  oder  symbolisch 
stattfinden: 

1.  durch  uebergabe  der  Schlüssel  des  Gebäudes,   wo  die  verp&ndet«i 
Waaren  sich  befinden; 

2.  durch   Erklärungen   oder   Vermerke   in   den  Büchern  irgend  eines 
öffentlichen  Amtes,  wo  sie  sieb  befinden; 

3.  durch  die  Uebergabe  des  Konnossements  oder  Frachtbriefes. 

815*  (TV.)  Jedes  Wertbpapier,  iede  Obligpation  oder  jeder  Schuldtitel 
kann  gegeben  werden  als  Pfand  und  Sicherheit  für  eine  andere  Schuld. 
In  diesem  Falle  vollzieht  sich  die  rechtliche  Uebergabe  durch  einfeu^he  Hin- 

äabe  des  Titels,  ohne  die  Nothwendigkeit  einer  gerichtlichen  Benachrichtigung 
es  Schuldners. 

316.  (V.)  Die  Verpflichtung  zur  Einziehung  und  zu  den  sonstigen 
Massregeln,  welche  zur  Erhaltung  der  Rechtsgültigkeit  des  gemäss  dem 
vorhergehenden  Artikel  verpflindeten  Titels  nothwendig  sind,  geht  an  den 
Gläubiger  über,  sobald  ihm  der  Schuldner  die  zu  diesem  Zwecke  erforder- 
lichen VoUmachten  giebt. 

817.  (VI.)  Der  Werth  des  Pfandes  tritt  an  die  Stelle  der  Ver- 
pflichtung, ftlr  welche  es  haftet. 

318.  (Vn.)  Wenn  ein  Handelsmann  oder  ein  Kauänann  zur  Sicher- 
rung  einer  Schuld  sein  Vermögen  im  Allgemeinen  verpfändet,  so  sind  dabei 
die  in  seinen  Waarenhäusern  oder  Läden  befindlichen  Handelswaaren  nicht 
als  verpfändet  oder  verhypothecirt  verstanden  in  dem  Sinne,  dass  sie  nicht 
veräussert  werden  oder  in  die  Hand  eines  dritten  Erwerbers  gelangen 
können  mit  dem  obligatorischen  Band.  Die  im  Allgemeinen  verpfändeten 
Waaren  sind  für  die  ganze  Zeit,  welche  sie  im  Besitz  des  Kaufmanns  ver* 
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bleibeo,   yerhaftet   und   werden   Yon   der   Haftonff  erst  dann  befreit,  wenn 
aodere  Waaren  erworben  werden  und  an  die  Stelle  der  ersteren  treten. 

319«  (VILL)  Die  Yerpf&ndang  einer  fremden  Waare  ist  gültig,  so- 
bald der  Oläabiger  seine  Gutglaabigkeit  beweist  and  eidlich  bekräftigt.  In 
diesem  Falle  kann  er  darch  Kliu^e  oder  gerichtliches  VerfiBihren  nicht  be- 
uiinihigt  werden,  vorbehaltlich  des  Rechtes  des  Eigenthümers  gegen  den 
imredlichen  Schuldner,  sowie  der  in  dem  Titel:  „Von  der  Vindikation" 
aosgenommenen  Fälle« 

320.  (IX.)  Damit  das  Pfand  als  kanftnännisches  P£Euid  angesehen 
werde,  ist  nothwendig: 

1.  dass  der  Verpfimdungsvertrag  zwischen  Kaufleuten  abgeschlossen  sei; 

2.  dass  die  Schuld,  welche  versichert  wird,  aus  einem  l£indelsgeschäfte 
herrühre;  und 

3.  dass  das  Pfond   eine  Waare,  Waarengattung   oder  ein  Titel   einer 
Handelsobli^tion  sei. 

Das  Pfand,  bei  welchem  eines  dieser  Erfordernisse  fehlt,  erlangt  nur 
die  rein  civilen  Wirkungen. 


TITEL  VII. 

Von  den  Wechseln,  Anweisungen  oder  Billets  auf  Ordre, 
Cheques  und  Platzwechseln^) 

und 

TITEL  Vra. 

Von  den  Kreditbriefen. 
(Art.  821—452.) 

smd  bereits  in  der  Vollständigen  Sammlung')  übersetst  und  hier  nieht  nochmals  som 
Abdruck  gelangt. 

TITEL  IX. 
Von  dem  Handelskaufe  und  -Verkaufe. 

453.  (I.)  Der  Kauf  und  Verkauf  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  der 
Verkäufer  sich  verpflichtet,  eine  Sache  zu  übergeben,  und  der  Käufer,  einen 
yereinbarten  und  bedungenen  Preis  zu  zahlen. 

454.  (II.)  Der  Vertrag  ist  perfekt,  sobald  ein  üebereinkommen  statt- 
findet in  dem  Gegenstande  und  dem  Preis,  ungeachtet  der  Gegenstand 
nicht  übergeben,  noch  der  Preis  bezahlt  ist.  Die  Einwilligung  kann  zwischen 
Anwesenden  und  Abwesenden,  mündlich  oder  schriftlich,  durch  private  oder 
öffentliche  Urkunde  und  durch  Vermittelung  eines  Mäklers  gegeben  werden. 

455.  (III.)  Der  Verkauf  kann  unbedingt  und  einfach  oder  unter  einer 
ftoüschiebenden  oder  auflösenden  Bedingung  geschlossen  werden;  er  kann  zum 

^)  cfir.  oben  Note  zu  Art  103. 
^     ^vVollstiltidige  Sammkrog  der  geltenden   Wechselgesetze   aller  Länder"  von 
ör.  8.  Borchardt    Berlin,  1871. 
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Giegrastand  2wei  oder   mehrere   alternative  Sachen   haben.    Seitie  Wirkang 
wird  in  allen  Fällen  nach  d^i  allgemeinen  Grundsätzen  der  Verträge  geregelt. 

456.  (TV.)  Im  Handel  werden  verschiedene  Arten  des  Kaufes  an- 
erkannt: 

1.  Kauf  (liegen  baar  oder  gegen  Baarzahlung  heisst  es,  wenn 
der  Preis  für  die  Waare  in  wirklichem  Gdde  zur  Zeit  des  Ver- 
trages bezahlt  wird; 

2.  Kauf  gegen  handelsgebräuchliche  (costamados)  Zahlungen, 
wenn  der  Vertrag  dahin  geschlossen  wird,  dass  zu  den  verschieden^i 
Zeiten  zu  zahlen  ist,  welche  die  Usance  hinsichtlich  bestimmter  W^ßfefi, 
adoptirt  hat; 

3.  Kauf  auf  Kredit,  aaf  Zeit  oder  Borg,  welc|^  44^a  vor- 
liegend erachtet  wird,  wenn  in  dem  Vertrage  ein  l)|Q9|[j(iy\Q[iter  Zeit- 
raum für  die  Bezahlung  festgeset^zt  wird; 

4.  Kauf  auf  Kredit  mit  Diskont  für  Zahlung  k  vi^ta,  ein 
Abkommen,  durch  waches  sich  der  Ve];käafer  verpflichtet,  einen  Ter» 
hältnissmässigen  Abzug  von  dem  vereinbarten  Preise  zu  machen, 
wenn  die  Zahlung  bewirkt  wird  vor  der  VerfeUzeit,  gerechnet  von 
der  Ver&Uzeit  bis  zur  Zeit  der  wirklichen  Zahlung; 

5.  es  wird  verkauft  nach  dem  Kostenpreise  oder  zu  einem  be- 
stimmten Gewinn  an  dem  Preise  oder  zu  se  und  so  viel 
Prozent  der  Rechnung,  wenn  der  Preis  des  vorhergehenden 
Kaufes  die  Grundlage  des  gegenwärtigen  Verkaufes  oder  jener  Pras 
ausserdem  ein  stipulirtes  Benefizium  ist; 

6.  endlich  wird  eine  Waare  „bis  an  Bord^  (posto  ä  bordo)  verkauft, 
wenn  die  Spesen  fär  Transport  vom  Lagerhause  und  für  Verschiffung, 
sowie  Versendung  und  Crebühren  von  dem  Verkäufer  vorausbezahlt 
und  in  den  runden  Preis  des  Vertrages  eingeschlossen  werden. 

457.  (V.)  Gleicherweise  kann  ein  Kauf  und  Verkauf  ab^^eschlossen 
werden:  theils  gegen  Baarzahlung  und  theils  auf  Kredit;  —  es  wird  gekauft 
gegen  Zahlung  auf  einer  Messe;  —  es  wird  gekauft  fär  eigene  Rechnung; 
—  in  Kommission;  —  theils  gegen  baar,  theils  auf  Wechsel;  —  theils  auf 
Wechsel,  theils  auf  Kredit;  —  theils  gegen  baar,  theils  in  Promessen  oder 
Anweisungen ;  —  und  endlich  theils  in  baar  oder  Obligationen  und  theils  in 
Waaren.  In  letzterem  Falle  muss  die  Schätzung  des  Preises  dieser  Waaren 
vereinbart  werden.  Alle  diese  Abreden  sind  erlaubt  und  erzeugen  die  ge- 
setzlichen Wirkungen  des  Kaufes  und  Verkaufes. 

458.  (VI.)  Die  Gegenstände,  welche  nicht  nach  Schätzung  (a  esmo),  son- 
dern nach  Zahl,  Maass  oder  Gewicht  verkauft  werden,  gehen  auf  das  Risiko 
des  Verkäufers,  bis  sie  gezählt,  gewogen  oder  gemessen  sind;  aber  der  Käuüar 
hat  im  Falle  der  Nichterfüllung  aes  Vertrages  das  Recht,  entweder  die  Ueber- 
gäbe  zu  verlangen  oder  dass  die  Entschädigung  für  Verluste  und  Schäden 
stattfinde.  Werden  dagegen  die  Gegenstände  nach  Schätzung  oder  in  ganzer 
Partie  verkauft,  so  gehen  sie  für  Kechnung  und  Ge£Ethr  des  Käufers,  auch 
wenn  sie  nicht  zwecks  Bestimmung  der  Höhe  des  Preises  gezählt,  gewogen 
oder  gemessen  worden  wären. 

458.  (VII.)  Ein  Verkauf,  welcher  von  einer  Prüfung  der  Waare  ab- 
hängig ist,  oder  ein  Verkauf  von  Gegenständen,  die  nach  bestehendem 
Gebrauche  vorher  geprüft  und  gekostet  werden,  wird  stets  als  unter  einer 
aufschiebenden  Bedingung  geschehen  vermuthet. 

460.  (VIII.)  Wenn  der  Verkauf  nach  Maass  geschlossen  ist,  die 
Waare  wird  aber,  ohne  gemessen  zu  werden,  übergeben,  so  ersetzt  die  voll> 
zogene  und  wirkliche  Uebergabe  den  Mangel  des  Messens. 
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481.  (DL)  Weon  aber  durch  die  Schuld  des  Käufers  das  vereinbarte 
Wägen  oder  Messen  unterlassen  worden  ist,  oder  wenn  er  die  Anni^me  der 
gekauften  Waare  verschoben  hat,  so  läuft  die  Gefahr  und  der  Nutzen  des 
verkauften  Gegenstandes  f&r  Rechnung  des  Käufers. 

462.  (X.^  Damit  der  Käufer  und  Verkäufer  als  im  Verzuge  befindlich 
angesehen  werden,  ist  es  nothwendig,  dass  eine  Interpellation  wegen  Zahlung 
des  Kaufpreises  oder  der  Uebei^abe  des  Gegenstandes  beziehentlich  Yor- 
ausgehe. 

463.  (XL)  Das  Versprechen  zu  verkaufen  hat  die  Kraft  des  Vei^aufs, 
sobald  gegenseitige  Einigung  der  beiden  Theile  über  Gegenstand  und  Preis 
vorliegt,  und  es  kann  von  dem  Vertrage  nicht  abgegangen  werden  unter  der 
Angabe,  dass  eine  Arrha  gegeben  worden  ist,  weil  im  Handel  dieses  immer 
als  Beginn  der  Zahlung,  vorbehaltlich  einer  ausdrücklichen  entgegenstehen- 
den Abrede,  angesehen  wird. 

464.  (Xn.)  In  der  Regel  ist  die  Sache,  welche  Gegenstand  des  Kauf- 
and Verkauf  Vertrages  ist,  eine  bestimmte;  jedoch  ist  auch  der  Kauf  einer 
unbestimmten  Sache  und  der  Ho£Fnungskauf  gestattet. 

465.  (XIII.)  Der  Verkaufspreis  kann  unbestimmt  sein,  ohne  dass 
diese  Unbestimmtheit  die  Gültigkeit  des  Vertrages  beeinflusst,  und  kann  dem 
Ermessen  eines  Dritten  durch  Abkommen  der  Parteien  überlassen  werden. 
Kann  oder  vfiW  der  Dritte  die  Abschätzung  nicht  vornehmen,  so  liegt  kein 
Verkauf  vor. 

466.  (XIV.)  Sobald  in  Folge  des  Kaufes  die  Uebergabe  der  verkauften 
Sache  bewirkt  wird,  ohne  dass  aus  dem  Abkommen  der  Preis  feststeht, 
so  gilt  der  Vertrag  als  abgeschlossen  mit  dem  am  Tage  und  Ort  der  Ueber- 
gabe geltenden,  von  Sachverständigen  festgestellten  Preise. 

467.  (XV.)  Die  Kosten  für  die  Verkaufsurkunde  und  andere  Acces- 
sorien  fallen  dem  Käufer  zur  Last. 

468.  (XVI.)  Alles,  was  sich  im  Handel  befindet,  kann  Gegenstand  des 
Kauf-  und  Verkaufvertrages  sein.  Der  Verkauf  einer  fremden  Sache  jedoch 
ist  nichtig;  weis  der  Käufer  nicht,  dass  die  Sache  einem  Andern  gehorte, 
so  kann  der  Vertrag  Anspruch  auf  Entschädigung  für  Verluste  und 
Schäden  gegen  den  Verkäufer  verleihen. 

469.  (XVII.)  Der  Verkauf  ist  nichtig,  wenn  die  ganze  Sache  zur 
Zeit  des  Verkaufes  zu  Grunde  geht  Geht  sie  zum  Theil  zu  Grunde,  so  steht 
es  in  der  Wahl  des  Käufers,  entweder  vom  Verkauf  abzugehen  oder  den 
Theil  zu  fordern,  unter  Zahlung  des  verhältnissmässigen,  von  Sachver- 
standigen festgesetzten  Preises. 

•  470.  (XVIII.)  Der  Verkäufer  ist  verpflichtet,  Alles,  wozu  er  sich 
im  Vertrage  verpflichtet,  mit  Klarheit  auszudrücken.  Jeder  zweideutige  und 
dunkle  Vertrag  wird  gegen  den  Verkäufer  ausgelegt. 

471.  (XIX.)  Der  Verkäufer  hat  zwei  Haaptverpflichtungen  zu  er- 
füllen: die  verkaufte  Sache  zu  übergeben  und  dieselbe  zu  gewährleisten. 
Die  Uebergabe  ist  die  Uebertragung  der  verkauften  Sache  in  die  Gewalt 
and  den  Besitz  des  Käufers  und  geschieht  durch  die  wirkliche  oder  sym- 
bolische Hingabe,  entweder  durch  die  Zustimmung  der  Parteien,  oder  durch 
die  Hingabe  des  Titels. 

472.  (XX)    Als  symbolische  Uebergabe  wird  im  Handel  erachtet: 
Die  Aushändigung  der  Schlüssel  zum  Speicher,  Laden  oder  zur 

Easte,  in  welchen  sich  die  verkaufte  Waare  befindet; 

die  Thatsache,   dass   der  Käufer   seine  Marke   auf  die   gekaufte 
Waare  anbringt; 
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die   an   den  Spediteur,   Frachtfiihrer,   Faktor   oder  Kassirer  des 
Käufers  auf  seinen  Befehl  geschehene  Uebergabe; 

die  Uebersendong   und  Annahme  der  Faktura  ohne  unmittelbar 
darauf  folgenden  Widerspruch  des  Käufers; 

die  Bemerkung:  für  Rechnung  (por  conta)  in  dem  Konnossement 
oder  Frachtbrief; 

die  Erklärung  oder  Eintragung  in  die  Bücher  der  öffentlichen 
Zollämter  zu  Gunsten  des  Käufers. 
478.  (XXI.)  Die  Uebergabe  von  nicht  indossirbaren  Forderungen  und 
andern  Rechten  wird  bewirkt  durch  die  an  den  Schuldner  geschehene  Mit- 
theilung von  der  Uebertragung  oder  durch  die  Annahme  der  Uebertragung, 
welche  von  letzterem  in  authentischer  Urkunde  bewirkt  wird.  Bei  Obligationen 
auf  den  Inhaber  gilt  die  ein&che  Uebergabe  des  Titels  der  juristischen 
Uebergabe  gleich. 

474.  (XXn.)  Die  Kosten  der  Uebergabe  der  verkauften  Sache  gehen  auf 
Rechnung  des  Verkäufers.  Und  die  Uebergabe  muss  an  dem  Orte  bewirkt 
werden,  wo  sich  die  Sache  zur  Zeit  des  Verkaufes  befand.  Die  Kosten  für  den 
Empfang  und  Fortschaffung  der  verkauften  Sache  von  dem  Orte  der  Ueber* 

fEkbe  laufen  für  Rechnung  des  Käufers,    vorbehaltlich  der  Stipulationen  der 
arteien  in  allen  diesen  Fällen. 

475.  (XXI  n.)  Geschieht  die  Uebergabe  der  verkauften  Sache  nicht 
zur  festgesetzten  Zeit,  so  haftet  der  Verkäufer  für  den  Ersatz  der  hieraus 
entstehenden  Verluste  und  Schäden. 

476.  (XXIV.)  Der  Verkäufer  ist  zur  üeber^be  der  verkauften  Sache 
nicht  Verpflichtet,  wenn  der  Käufer  nicht  den  Preis  bezahlt,  sofern  nicht  der 
Verkäufer  ihm  denselben  nicht  kreditirt  hat;  selbst  in  diesem  Falle  hört  die 
Verpflichtung  zur  Uebergabe  auf,  wenn  der  Käufer  nach  dem  Verkaufe  iallirt 
oder  zahlungsunfähig  wird ;  ausgenommen  wenn  er  für  die  Zahlung  am  Fällig- 
keitstage geeignete  Bürgschaft  stellt. 

477.  (XXV.)  Die  verkaufte  Sache  muss  nach  der  vertragsmässigen 
Beschaffenheit  oder  derjenigen,  wie  sie  sich  zur  Zeit  des  Verkaufes  befindet, 
übergeben  werden. 

Die  Verpflichtung,  die  Sache  zu  übergeben,  begreift  auch  deren  Zu- 
behör, und  was  sonst  zu  ihrem  beständigen  Gebrauche  bestimmt  ist,  in  sieb. 

478.  (XXVI.)  In  allen  Fällen,  wo  der  Käufer  das  Recht  hat,  vom  Ver- 
trage zurückzutreten,  ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  wenn  er  den  Preis  erhalten 
hat,  denselben  zurückzuerstatten  und  ebenso  die  Unkosten  für  den  Vertrag. 

479.  (XXVn.)  Der  Verkäufer  ist  dem  Käufer  gegenüber  far  den 
ruhigen  Besitz  der  verkauften  Sache  verantwortlich  sowie  wegen  deren  ver- 
borgenen Mängel  oder  wegen  redhibitorischer  Fehler,  und  von  Rechtswegen 
für  Gewährleistung  wegen  Eviktion. 

Der  Käufer,  welcher  bei  der  Eviktion  den  Verkäufer  nicht  als  Autor 
benennt,  verliert  alle  Wirkungen  jener  Garantie. 

480.  (XXVUI.)  Die  Kontrahenten  können  die  Wirkungen  der  Eviktion 
durch  besondere  Abmachungen  verschärfen  oder  abschwächen.  Es  kann  selbst 
festgesetzt  werden,  dass  der  Verkäufer  einer  Garantie  nicht  unterworfen  ist; 
jedoch  selbst  in  diesem  Falle  ist  der  Verkäufer  immer  wegen  einer  Eviktion 
vernflichtet,  welche  aus  seinem  persönlichen  Handeln  resultirt;  eine  jede 
andere  gegentheilige  Abmachung  ist  nichtig  und  von  keiner  Wirkung. 

481.  (XXIX.)  Der  Verkäufer  ist  im  Fall  der  Eviktion  zur  Restitution 
des  Preises  verpflichtet,  auch  wenn  er  Nichtgarantie  im  Vertrage  vereinbart 
hätte,   ausgenommen,    wenn   der  Käufer  zur  Zeit  des  Verkaufes  die  Q^&hr 
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des  Yerfedls  (veDcimento)  kannte,  oder  wenn  er  f&r  seine  Rechnung  und  Ge- 
fahr kaufte. 

482.  (XXX.)  Ist  die  Eviktion  oder  der  Verfall  gewöhnlichenfalls 
yerificirt,  so  hat  der  Käufer  das  Recht,  zu  verlangen: 

1.  Wiedererstattung  des  Kaufpreises; 

2.  die  Zinsen; 

3.  die  Kosten  der  Klage  wegen  der  Garantie  und  gegen  den  ursprüng- 
lichen Autor; 

4.  die  Verluste  und  Schäden,  ebenso  wie  die  Unkosten  f&r  den  Vertrag. 
'i83.     (XXXI.)    Der  Verkäufer   ist   immer   zur  Wiedererstattung   des 

Preises  verpflichtet,  gesetzt  auch  die  verkaufte  Sache  hätte  sich  zur  Zeit  der 
Eviktion  im  Werth  verlängert  oder  betrachtlich  vermindert,  sei  es  durch 
Nachlässigkeit  des  Käufers  oder  durch  Ereignisse  höherer  Gewalt.  Hat 
jedoch  der  Erwerber  von  den  durch  ihn  verursachten  Verschlechterungen 
Vortbeil,  so  hat  der  Verkäufer  das  Recht,  einen  durch  Sachverständige  be- 
stimmten Theil  des  Kaufpreises  zurückzubehalten.  Ergiebt  es  sich,  dass  die 
verkaufte  Sache  zur  Zeit  der  Eviktion  eine  Preiserhöhung  zeigt  so  ist  der 
Verkäufer  verpflichtet,  den  Ueberschuss  nach  Sachverständigen-Crutachten  zu 
bezahlen. 

484.  (XXXn.)  Der  Verkäufer  ist  zur  Garantie  für  die  verborgenen 
Mängel  der  verkauften  Sache  verpfllichtet,  wenn  dieselben  derart  sind, 
dass  sie  die  Sache  untauglich  zu  dem  Gebrauche,  für  welchen  sie  bestimmt 
war,  machen,  oder  dass  sie  dieselbe  so  sehr  vermindern,  dass  der  Käufer 
sie  entweder  gamicht  gekauft  oder  doch  einen  weit  geringeren  Preis  dafür 
gegeben  hätte,  nach  dem  Urtheil  von  Sachverständigen. 

485.  (XXXIII.)  Der  Verkäufer  haftet  nicht  für  sichtbare  Fehler  und 
solche,  welche  der  Käufer  von  selbst  erkennen  konnte;  er  haftet  jedoch  f&r 
die  verborgenen  Fehler,  welche  er  selbst  nicht  kannte,  sofern  er  nicht  im 
Vertrage  stipulirte,  für  keine  Garantie  zu  haften.*) 

488.  (XXXIV.)  In  den  Fällen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel 
hinsichtlich  der  verborgenen  Fehler,  hat  der  Käufer  die  Wahl,  entweder  die 
Sache  zurückzugeben  und  den  Preis  zurückzuerhalten,  oder  die  verkaufte 
Sache  zu  behalten  und  einen  entsprechenden  Theil  des  Preises  zu  fordern, 
welcher  von  Sachverständigen  bemessen  und  vom  Richter  abgeurtheilt  wird. 

487.  (XXXV.)  Wenn  der  Verkäufer  die  Fehler  der  gekauften  Sache 
kannte,  ist  er  dem  Käufer  für  Verluste  und  Schäden  verantwortlich,  ausser 
der  Erstattung  des  Kaufpreises.  Kannte  er  sie  nicht,  so  haftet  er  nur  für 
den  Preis  und  für  die  durch  den  Verkauf  verursachten  Kosten. 


0  Wenn  die  Waareu  in  Ballen  oder  unter  einer  Verpackung  übergeben  worden 
BiBd.  welche  die  Prüfanf^  und  Untersuchonff  derselben  verhindert  hat,  so  haftet  der 
Venänfer  nach  Brasilianischem  Eecht  audi  für  oöene,  aber  durch  die  Verpackung  ver- 
deckte Fehler,  falls  der  Käufer  innerhalb  der  10  unmittelbar  auf  den  Tag  des  Empfanges 
folgenden  Tas^e  bei  dem  Verkäufer  wegen  eines  Mangels  an  der  Q;hantität  oder  eines 
Fefilerg  in  &r  Qualität  Beklamationen  erhebt;  letzterer  moss  jedoch  im  ersten  Falle 
beweiten,  dass  die  Anssenseiten  der  Stücke  unverletzt  sind,  und  in  dem  zweiten,  dass 
die  Fehler  oder  Mängel  nicht  durch  ein  zufälliges  Ereigniss  haben  entstehen  können, 
Während  sich  die  Waare  in  seiner  Gewahrsam  beSmden  hat,  Art.  211  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  I, 
2.  Aufl.,  8.  668).  Nach  Columbianischem  Recht  Art.  382  fl.  ö.  B.  (cfr  Bd.  11,  S.  47), 
CoBta-Ricanischem  Recht  Art  317  EL  G.  B.  (cfr.  Bd.  U,  a  187)  und  Spanischem 
H«cht  Art.  870  H.  G.  B.  (cfr.  unten)  haftet  er  im  vorstehenden  Falle  8 Tage,  nach  Argen- 
tinischem Recht  Art.  546  H.G.B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  8.  157)  3  Tage;  ebenso  nach 
Chilenischem  Recht  Art.  159  H.G.B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  711)  und  Guatemala- 
^iBchem  Recht  Art  926  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  11,  8. 699),  jedoch  muss  sich  Käufer  nach  den 
BestimmuDgen  in  den  beiden  letzten  Gesetzbüchern  das  Recht  der  Früfong  ausdrücklich 
Torbehalten  haben. 
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488.  (XXXVI.)  Geht  die  verkaufte  Sache,  welche  fehlerhaft  ist,  in 
Folge  ihrer  schlechten  Beschaffenheit  za  Grrunde,  so  geht  der  Verlast  ftr 
Recmnung  des  Verkäufers,  welcher  dem  Käufer  för  Ersatz  des  Kaufpreises 
und  für  die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Entschädigungen  haftet 
Ist  jedoch  der  Verlust  durch  zufälliges  Ereigniss  entstanden,  so  geht  er 
für  Rechnung  des  Kilufers. 

489.  (AXXVn.)  Die  Klage,  welche  aus  redhibitorischen  Mängeb 
entspringt,  findet  bei  Verkäufen,  welche  unter  der  Autorität  des  Gerichts 
gescnehen  sind,  nicht  statt. 

480.  (XXXVni.)  Der  Käufer  ist  verpflichtet,  den  Kaa^reis  an  dem 
Tage  und  Orte,  welche  im  Vertrage  festgesetzt  sind,  zu  zahlen.  Im  Fall 
der  Unterlassung  der  Festsetzung  muss  der  Kaufpreis  an  dem  Orte  und  za 
der  Zeit  der  Uebergabe  der  verkauften  Sache  gezahlt  werden.  Der  Käufer 
schuldet  Zinsen,  wenn  dies  abgemacht  worden  ist,  oder  wenn  er  sidi  im 
Verzuge  befindet. 

491.  (XXXIX.)  Ist  der  Käufer  Gläubiger  des  Verkäufers,  so  kann 
er  seine  Forderung  gegen  den  Kaufpreis  kompensiren  und  die  gekaufte 
Sache  erhalten. 

492.  (XL.)  Wenn  der  Käufer  vor  der  Uebergabe  der  Sache  den 
Preis,  welchen  der  Verkäufer  ihm  nicht  kreditirt  hat,  nicht  zahlt,  so  kann 
letzterer  die  Auflösung  des  Verkaufes  verlangen. 

Die  Auflösung  des  Verkaufes  einer  nicht  übergebenen  Sache  soll 
ebenso  pleno  jure  und  ohne  Ankündigung  zu  Gunsten  des  Ver- 
käufers stattfinden,  wenn  die  f6r  die  Zahlung  bedungene  Frist  abgelaufen 
ist.  Ist  jedoch  die  Sache  übergeben  und  der  Kaufpreis  kreditirt,  so  ist  nur 
ein  Recht  auf  den  Kaufpreis  vorhanden,  vorbehaltlich  der  ausdrücklichen 
Fälle  des  Titels:  „Von  der  Vindikation''. 

493.  (XLI.)  Der  Verkäufer  darf  dem  Käufer  nicht  die  Faktura  über 
die  verkauften  und  überlieferten  Waaren  nebst  der  beigefügten  Quittung 
über  den  Kaufyreis  oder  über  einen  erhaltenen  Theil  des  E^aui^reises 
verweigern. 

484.  (XLII.)  Die  Aufhebun|^  wegen  Läsion  findet  bei  Verträgen 
über  Handelskäufe  und  -Verkäufe  nicht  statt,  vorbehaltlich  des  Vorliegens 
von  Betrug,  Irrthum  oder  Zwang. 

495.  (XLin.)  Der  Verkauf  oder  die  Cession  einer  Forderung  um- 
fasst  auch  die  Accessorien  der  Forderung,  wie  die  Bürgschaft,  das  rrivileg 
und  die  Hypothek,  vorbehaltlich  der  in  diesem  «Gesetzbuch  ausge- 
fährten  Fälle. 

496.  (XLIV.)  Der  Verkäufer  einer  nicht  indossirbaren  Handels- 
forderung ist  stets  verpflichtet,  das  Vorhandensein  und  die  Rechtmässigkeit 
der  Schuld  zur  Zeit  der  Uebertragung  zu  garantiren.  Er  haftet  aber  nicht 
f&r  die  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners,  vorbehaltlich  einer  speciellen 
Vereinbarung. 

497.  (XLV.)  Der  "Vertrag  über  einen  Handelskauf  und  -Verkauf 
kann,  wenn  auch  direkt,  fär  Personen  abgeschlossen  werden,  welche  spater 
sich  erst  zu  nennen  haben. 


(XLVI.)  Ein  durch  Briefwechsel  zwischen  Abwesenden  ge- 
schlossener Verkauf  wird  als  an  dem  Orte,  wo  die  Einwilligungen  Beider  zu- 
sammentrafen, abgeschlossen  angesehen,  wenn  er  auch  später  an  einem 
andern  Orte  ratificirt  wurde. 

499.    (XLVII.)    Ein  durch  einen  Kaufmann  im  Namen  seines  Korre- 
spondenten bewirkter  Kauf  wird  als  an  dem  Orte  abgeschlossen   angesehen, 
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wo  der  Beauftragte  die  gekaufte  Saolie  f&r  semen  Anftraggeber  erworben 
Qnd  abgesandt  Imt,  imd  von  da  ab  wird  der  Vertrag  perfekt  und  das  Eigen- 
ihnm  an  den  Hanptkäofer  übertragen. 

500.  (KLYtlL")  Eine  Reklamation  oder  E[lage  auf  Auf hebong  des 
Yttkaafs  wegen  Torner  vorhanden  gewesener  Fehler  oder  Verschiedenheit 
in  der  Beschaffenheit  der  Waaren,  wdohe  zu  Land  nach  dem  Zollamte  zur 
Verf&gung  des  Käufers  gekommen  sind,  kann  nur  dann  statthaben,  wenn 
diese  Folgerung  innerhalb  acht  Tagen  nach  der  Aushändigung  des  Fracht- 
briefes und  Yor  der  Entfernung  der  Waaren  yom  Zollamte  angestellt  wird; 
und  innerhalb  zweier  Monate  nach  der  Uebergabe  des  Konnossements,  wenn 
selbige  zur  See  gekommen  sind. 

501.  (IL.)  Die  Fehler  und  die  Verschiedenheit  in  der  Beschaffenheit 
der  ^ekauftien  Güter,  Waaren  oder  Handelsgattungen  sind  stets,  wenn  sie 
bestritten  werden,  durch  sachverständige  Schiedsrichter  festzustellen. 

502.  (L.)  Wenn  zwischen  der  Abschliessung  des  Vertrag  und  der 
Bezahlung  der  Münzwerth  sich  ändert,  so  sind  die  in  Art  LVIU  des  Titel: 
„Von  den  Wechseln",  aufgestellten  Bestimmungen  zu  beachten. 

503.  (LI.)  Die  Käufe  und  Verkäufe  werden  bewiesen  durch  öffentliche 
Urkonden  oder  durch  Privatschriftstücke,  —  durch  eine  von  den  Parteien 
unterzeichnete  Aufeeichnung  des  Mäklers,  —  durch  brieflich  angenommene 
Faktura,  —  durch  die  Bücher  der  Kontrahenten  —  und  durch  Zeugnisse, 
wenn  ein  Anfang  schriftlichen  Beweises  vorliegt. 

504.  (Ln.)  Folgende  Käufe  und  Verkäufe  werden  nicht  als  kauf- 
männische angesehen: 

1.  von  Li^enschaften  und  deren,  wenn  auch  beweglichen,  Pertinenzen ; 

2.  von  Gegenständen,  welche  zum  Gebrauche  des  Käufers  oder  der 
Person  bestimmt  sind,  durch  deren  Vermittelung  die  Erwerbung 
geschieht; 

3.  von  den  eigenen  Beerden  oder  Früchten,  wenn  die  Verkäufe  vom 
Besteller  (des  Ackers)  bewirkt  sind; 

4.  die  Verkäufe,  welche  von  den  Eigenthümem  oder  irgend  welcher 
Klasse  von  Personen  in  Bezug  auf  Früchte  oder  Gegenstände  bewirkt 
werden,  wdche  sie  etwa  dur<£  Schenkung,  Rente,  Salair,  Emolument 
oder  unter  irgend  welchem  anderen  remuneratorischen  oder  unentgelt- 
lichen Titel  einnehmen; 

5.  und  schliesslich  der  Wiederverkauf  von  Sachen,  welche  über  den 
Konsum  hinausziehen,  wenn  derselbe  von  irgend  welchen  Personen 
bewirkt  wird,  die  den  Handel  nicht  gewerbemässig  betreiben.  Ist 
jedoch  die  Menge,  welche  dieselben  zum  Verkaufe  stellen,  grösser  als 
die,  welche  sie  vei  braucht  haben,  so  wird  vermuthet,  dass  sie  bei 
dem  Kaufe  mit  der  Absicht,  wieder  zu  verkaufen  gehandelt  haben, 
und  in  diesem  Falle  wird  der  Kauf  und  Verkauf  als  kaufmännisch 
angesehen. 


TITEL  X. 
Von  dem  HandelstiintaiiBch  oder  Tauschvertrag. 

505.  (L)  Tausch  oder  Umtausch  (troca  ou  escambio)  ist  ein  Vertittg, 
^^wix  wdchen  sidi  die  Parteien  verpflichten,  gegenseitig  eine  Sache  f&r  eine 
*rftoe  zu  gebra. 
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506.  (IL)  Der  Tausch  wird  ebenso  wie  der  Yerkaof  durch  einfiiche 
Einwilligung  bewirkt.  Und  Alles ,  was  verkauft  werden  kann,  kann  aaeh 
Gegenstand  des  Tausches  sein. 

507.  (lU*)  Wenn  einer  der  Tauschenden,  nachdem  schon  die  Sache 
übergeben  ist,  beweist^  dass  der  andere  nicht  Eigen thümer  derselben  ist,  so 
kann  er  nicht  gezwungen  werden,  die  Sache  zu  übergeben,  welche  er  yer- 
sprochen  hatte,  sondern  nur  diejenige  zurückzugeben,  welche  er  empfangen  hat 

506.  (IV.)  Der  Tauschende,  welcher  der  Eviktion  der  im  Tausche 
erhaltenen  Sache  weichen  muss,  hat  die  Wahl,  entweder  Ersatz  für  Verluste 
und  Schäden  zu  verlangen  oder  seine  Sache  zurückzufordern. 

509'  (V.)  Wenn  eine  gewisse  und  bestimmte  Sache,  welche  zam 
Tausch  versprochen  worden  ist,  ohne  Dazwischenkunft  der  Schuld  dessen, 
der  sie  zu  geben  verpflichtet  war,  zu  Grunde  geht,  so  wird  der  Vertrag  als 
nicht  geschlossen  erachtet,  und  derjenige,  welcher  seine  Sache  gab,  kann  die 
Rückgabe  derselben  verlangen. 

510'  (VI.)  Die  Aufhebung  wegen  Läsion  findet  bei  einem  Taasch- 
vertrage  nicht  statt 

511.  (VII.)  Alle  übrigen  fQr  den  Kauf-  und  Verkaufvertrag  und 
dessen  Wirkungen  festgesetzten  Vorschriften  gelten  auch  für  den  Tausch- 
vertrag. 


TITEL  XI. 
Von  dem  Handelsmiethsvertrag. 

512.  (I )  Der  Mielhsvertrag  (locatio  conductio)  ist  im  AUgemeioen  ein 
Vertrag,  durch  welchen  die  eine  der  Parteien  sich  verpflichtet,  der  andern  auf 
eine  bestimmte  Zeit  und  für  einen  bestimmten  Preis  aen  Genuss  einer  Sache 
oder  ihrer  Arbeit  zu  überlassen. 

513.  (II.)  Der  Miethsvertrag  hat  Sachen  oder  Arbeit  zum  Gegen- 
stand. Die  Grundsätze  des  bürgerlichen  Rechtes  finden  auf  die  Miethe  von 
Handelssachen  Anwendung,  vorbehaltlich  dessen,  was  im  Titel:  „Von  den 
Befrachtungen^^  gesetzlich  bestimmt  ist. 

514.  (III.)     Hinsichtlich  der  Miethe    eines  Werkes  oder  einer  Arbeit 

feiten  die  in  diesem  Gesetzbuch  gegebenen  zutreffenden  Vorschriften  über  die 
aktoren,   Kassirer,  Frachtführer  und  sonstige  im  Handel  angestellten  Per- 
sonen, welche  einen  Preis  für  die  Leistung  einer  Arbeit  beziehen. 

515.  (IV.)  Wenn  Jemand  betraut  wird,  eine  Arbeit  zu  leisten,  so  kann 
vereinbart  sein,  dass  er  nur  seine  Arbeit  oder  seine  Thätigkeit  gewährt, 
oder  dass  prästirt  wird,  dass  er  auch  das  Material  dazu  liefere.  In  diesem 
Falle  heisst  der  Vertrag:  Verding  (empreitada,  Entreprise). 

516.  (V.)  Wenn,  nachdem  eine  Arbeit  in  Verding  genommen  ist,  die  Sache 
untergeht,  aufweiche  Art  es  auch  sei,  bevor  sie  übergeben  ist,  so  geht  der  Verlust 
für  Kechnung  des  Unternehmers  (empreiteiro,  entrepreneur),  es  sei  denn,  dass 
der  Besteller  (encommendador)  im  Verzug  ist,  die*  Sache  zu  emp&ngen. 

517.  (VI.)  In  dem  Fall,  wo  der  Arbeiter  nur  seine  Arbeit  oder  Thä- 
tigkeit liefert,  haftet  er,  wenn  die  Sache  zu  Grunde  geht,  nur  für  sein 
Versehen  (culpa). 

518«  (VII.)  Wenn  in  dem  Fall  des  vorhergehenden  Artikels  die  Sache 
ihren  Untergang  findet  ohne  Schuld  von  Seiten  des  Arbeiters,  bevor  die  Arbeit 
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abgenommen  wurde;  und  obne  dass  der  Besteller  im  Verzog  w&re,  so  hat 
der  Arbeiter  keinen  Anspruch  auf  Arbeitslohn,  sofern  nicht  die  Sache  in 
Folge  ihres  eigenen  Fehlers  zu  Grunde  ging. 

519-  C^in*)  Wenn  das  in  Verding  genommene  Werk  im  Gtmzen  oder 
zum  Theil  in  Folge  eines  Fehlers  in  der  Aasfährang  zu  Gk>ande  geht,  so 
ist  der  Unternehmer  dem  Eigenthümer  für  Verluste  und  Schäden  verant- 
wortlich. 

520.  (IX.)  Wenn  ein  Unternehmer  mit  der  Ausführung  eines  Werkes 
nach  einem  festgesetzten  und  abgemachten  Plane  beauftragt  wir<L  so  darf 
er  keine  Erhöhung  des  Preises  fordern,  unter  dem  Verwände  der  Steigerung 
der  Handarbeit  und  der  Materialien  oder  von  Aenderungen  und  Zusätzen 
im  Plane,  wenn  diese  Aenderungen  und  Zusätze  nicht  schriftlich  festgesetzt 
sind  und  der  Preis  mit  dem  Eigenthümer  verabredet  worden  ist 

521.  (X.)  Der  Eigenthümer  kann  willkürlich  von  dem  Verdingver- 
tinge  wieder  abgehen,  obgleich  mit  der  Ausführung  schon  begonnen 
worden  ist,  wenn  er  den  Unternehmer  f&r  alle  seine  Uäosten  und  Arbeit, 
sowie  tür  Alles,  was  er  bei  dem  Unternehmen  hätte  gewinnen  können,  ent- 
schädigt 

522.  (XI.)  Der  Vertrag  über  die  Vermiethung  eines  Werkes  wird 
aufgelöst  durch  den  Tod  des  Arbeiters,  Impresario  (emprezario)  oder  Unter- 
nehmers. Der  Eigenthümer  ist  jedoch  verpflichtet,  an  dessen  Erben  und 
Nachfolger,  nach  v  erhältniss  des  im  Vertrage  stipulirten  Preises,  denWerth 
der  bereits  geleisteten  Arbeit,  sowie  die  zubereiteten  Materialien  zu  bezahlen, 
doch  nur  in  dem  Falle,  dass  diese  Arbeiten  und  Materialien  ihm  nützlich 
sein  können. 

523.  (Xn.)  Der  Unternehmer  haftet  für  die  Handlungen  der  von  ihm 
aogestellten  Personen. 

524.  (XIII.)  Die  von  dem  Unternehmer  angestellten  Arbeiter  haben 
kein  Klagerecht  gegen  den  bestellenden  Eigenthümer,  vorbehaltlich  bis  zu 
dem  Belaufe  dessen,  was  dieser  dem  Unternehmer  zur  Zeit  der  Anstrengung 
der  Klage  schuldig  ist. 

525.  (XrV.)  Die  Arbeiter,  welche  selbst  Arbeit  in  Yerding  über- 
nehmen, sind  Unternehmer  in  den  Arbeiten,  welche  sie  übernehmen,  und 
den  in  diesem  Titel  vorgeschriebenen  Bestimmungen  unterwoifen« 


TITEL  xn. 

Von  HandelB-Kompagnien,  -Gesellsohaften  und  -Paroerien.^) 

Allgemeine  Bestimmungen« 

526.  (I*)  Kaufinännische  Kompagnien,  Gesellschaften  und  Parcerien 
sind  Handelsvereinigungen,  welche  unter  einander  in  Rechten  und  Pflichten 
Tollständig  verschieden  sind,  sowohl  beziehentlich  der  Gesellschafter  unter 
sich,  als  aucJi  zwischen  diesen  und  dritten  Personen.  Diese  Vereinigungen 
haben  nur  die  folgenden  Grundsatze  gemeinsam. 

^  527-  (IL)  1.  Es  ist  ein  wesenUiches  Erfordemiss  einer  jeden  Handels- 
Tercinigung,  dass  ein  jeder  Theilnehmer  der  Vereinigung  irgend  einen 
Theil  seines  Kapitals  hingiebt,  gleichviel  ob  in  Sachen,  ob  in  Geld,  ob  in 
Kredit,  ob  in  Arbeit  oder  Thätigkeit 

*)  Dieser  Abschnitt  ist  einer  der  unklarsten  des  üesetibuchs. 

9of «bAidtt  H«Bd«Unolit.   IV.  J2 
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528.  (in.)  2.  Eine  jede  Yereinigung  muss  za  einem  gemeinsamen 
Interesse  der  Theilnehmer  emgegangen  sein. 

529.  iX^')  3.  Jede  Handelsvereinigung  muss  einen  erlaubten  Zweck 
haben.  Una  ebenso  kann  jedes  Untemenmen,  jeder  Handel,  jedes  Werk, 
sofern  es  nicht  den  Gesetzen  und  guten  Sitten  irgendwie  zuwiderläuft,  Gegen- 
stand einer  kaufmännischen  Vereinigung  sein« 

530.  (V.)  4.  Der  Vertrag,  in  welchem  der  Gelddarleiher  zu  kauf- 
männischem Zwecke  bei  der  Vereinigung  nur  seine  Theilnahme  an  den  Ge- 
winnen stipulirt,  ohne  aber  für  die  Verbindlichkeiten  eines  Theilnehmers  vi 
haften,  ist  ungesetzlich  und  nichtig. 

531*  (YI*)  6*  Das  Abkommen,  in  welchem  der  Darleiher  nach  Mass- 
gabe des  vorhergehenden  Artikels  stipulirt,  dass  er  bei  einer  Quantität 
des  Gewinnes  Antheil  habe  über  die  Zinsen  hinaus,  ohne  auch  für  Verluste 
verantwortlich  zu  sein,  ist  wucherisch. 

532.  (yil*)  6*  ^^  Abkommen,  durch  welches  einer  der  Gesellschafter 
die  ganzen  Gewinne  für  sich  nähme,  ist  nichtig.  Und  ebenso  verhält  es 
sich  mit  einer  Bestimmung  oder  Klausel,  durch  welche  die  Gelder  oder 
Effekten,  welche  von  einem  oder  mehreren  Gesellschaftern  in  das  Kapital 
der  Gesellschaft  oder  Vereinigung  gegeben  sind,  von  jeglichem  Beitrage  zu 
den  Verlusten  befreit  werden. 

533.  (VIII.)  7.  Der  Theilnehmer,  welcher  zögert,  seinen  nicht  in 
Geld  bestehenden  Antheil  zu  leisten,  haftet  der  Vereinigung  f&r  den  aus  dem 
Verzuge  erwachsenden  Schaden.  Besteht  sein  Antheil  in  GMd,  so  bilden 
die  gesetzlichen  Zinsen  die  ganze  Entschädigung  für  den  Verzug. 

534.  (IX.)  8.  Nachdem  die  Vereinigung  begonnen  hat,  sind  Gtewinne 
und  Verluste  den  Theilnehmem  gemeinsam  im  Verhältnisse  ihrer  Antheilc 
an  der  Einlage  oder  gemäss  dem,  was  in  der  gesetzmäasigen  Vereinbarung 
ausdrücklich  festgesetzt  ist 

535.  (X.^  9.  Jeder  Verwalter,  Gesellschafter  oder  Theilhaber,  welcher 
in  der  Geschäilsfuhrun^  thätig  ist,  ist  der  Komna^ie,  Gesellschaft  oder 
Parcerie  verpflichtet,  mit  Belegen  versehene  (justincirte)  Rechnungen  aber 
seine  Verwaltung  und  Geschäftsführung  zu  legen. 

536.  (XI.)  10.  Bei  keiner  kauftnännischen  Vereinigung,  welcher  Art 
und  Beschaffenheit  sie  auch  sein  mag,  darf  den  Gesellschaftern  die  Prüfuog 
aller  Schriftstücke,  die  zur  Beglaubigung  dienen  für  die  Bilanz,  welche  auf- 
gestellt wird,  um  den  Stand  der  gesellschaftlichen  Verwaltung  darzulegen, 
verweigert  werden. 

537.  (XII.)  11.  Jede  kaufinännische  Vereinigung  ist  zu  regeln  nach 
dem  Abkommen  der  Parteien  und  nach  den  besonderen  Handelsgesetaen. 
Das  bürgerliche  Gesetzbuch  im  eigentlichen  Sinn  findet  nur  Anwendung 
beim  Mangel  von  Handelsgesetzen  und  •Gebräuchen. 


Abschnitt  I. 
Von  den  Handelskompagnien.^) 

538.  (XIII.)  Die  Kompagnie  ist  eine  Vereinigung  von  Aktionären 
ohne  Gesellschaftsfirma,  welche  durch  die  Bezeichnung  des  Gegenstandes 
ihres  Unternehmens  qualificirt  und  von  temporären,  absetzbaren  Bevollmäch- 

1)  „Gompanhias  de  commercio^,  cfir.  Note  1  auf  Seite  182. 
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tigten  —  Aktionären  oder  Nichtaktionären,  besoldeten  oder  unbesoldeten  — 
verwaltet  wird. 

539.  (-ilV.)  Die  Kompagnien  können  nur  durch  öffentlicbe  Urkunden  er- 
richtet werden. 

540.  (XV.)  Die  Vertragsurkunde  einer  Kompagnie  darf  nur  in  ihrem 
ganzen  Inhalt  und  nicht  im  Auszuge  in  das  Handelsregister  eingetragen 
werden. 

541.  (XVI.)  Die  Verwalter  oder  Direktoren  einer  Kompagnie  hafken 
dritten  Personen,  welche  mit  der  Gesellschaft  kontrahiren,  persönlich  und 
solidarisch  bis  zu  dem  Augenblicke,  in  welchem  die  Eintragung  des  Ver- 
trages der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  stattfindet. 

542.  (XVn.)  Die  yerwaltenden  Mandatare  einer  Kompagnie  sind 
oor  für  die  Ausf&hrung  des  erhaltenen  und  angenommenen  Aiutrages  ver- 
antwortlich. Sie  dürfen  bezüglich  der  Vertrage  der  Gesellschaft  kerne  Ver- 
bindlichkeit eingehen,  weder  solidarisch  noch  persönlich. 

543.  (XVUI.)  Die  Aktionäre  einer  Kompagnie  haften  f&r  Verluste 
nar  in  der  Höhe  inres  Antheils  an  derselben. 

544.  (XIX.)  Das  Kapital  der  Kompagnie  wird  in  Aktien  getheilt; 
und  es  kann  in  Aktienbruchtheile  von  gleichem  Werthe  getheilt  werden.  Die 
Aktie  kann  in  Form  eines  Titels  auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden. 
In  diesem  Falle  wird  die  Cession  durch  einfache  Uebergabe  des  Titels 
bewirkt 

545.  (XX.)  Ist  das  Eigenthum  einer  Aktie  auf  eine  Person  beschrankt, 
80  muss  dies  in  ein  Buch  der  Kompagnie  eingetragen  werden;  und  die 
Uebertragung,  welche  stattfindet,  muss  in  eben  dieses  Buch  eingetragen  und  von 
dem  Cedenten  oder  von  seinem  Bevollmächtigten,  welcher  dazu  ermächtigt 
ist,  unterzeichnet  werden;  bei  Strafe,  dass  die  Cession  wirkungslos  ist. 

546.  (XXI.)  Die  Kompagnien  können  nur  durch  besondere  Ermäch- 
tigung der  Regierung  und  Genehmigung  ihrer  Errichtung  begründet  werden. 

Abschnitt  TL. 
Von  den  Gesellschaften  mit  Firma. 

547.  (XXII.)  Eine  Gesellschaft  im  Allgemeinen  ist  ein  Vertrag, 
durch  welchen  zwei  oder  mehrere  Personen  sich  vereinigen,  indem  sie  Guter 
oder  Thätigkeit  einlegen  mit  dem  Zweck,  bei  allen  oder  bei  einigen  Arten 
der  kaufmännischen  Operationen  Gewinn  zu  ziehen  und  mit  der  positiven 
Absicht,  sich  persönlich  als  Gesellschafter  und  zwar  freiwillig  zu  verpflichten. 

548.  (XXin.)  Wenn  die  Gesellschafter  vereinbaren,  Handel  zu  treiben 
unter  einer  Firma,  welche  ihre  sämmtlichen  Namen  enthält,  so  heisst  eine 
solche  Gesellschaft:  gewöhnliche  Gesellschaft,  oder  unter  Kollektivnamen  oder 
mit  Firma  (sociedade  ordinaria,  ou  em  nome  coUectivo  ou  com  firma);  aber 
an  derselben  können  nur  die  Namen  der  Gesellschafter  Antheil  haben,  ent- 
weder einige  oder  nur  ein  einziger  von  ihnen,  mit  der  Massgabe,  dass  die 
Firma  den  Zusatz  trägt:  und  Kompagnie. 

549.  (XXIV.)  Jeder  einzelne  Gesellschafter  der  Firma  dieser  Gesell- 
schaft haftet  solidarisch  fftr  alle  und  jede  Verträge  der  Gesellschaft,  sofern 
nur  Einer  von  ihnen  unterzeichnet,  sobald  er  mit  der  Gesellschaftsfirma 
imterzeichnet,  vorbehaltlich  der  unten  angeftihrten  gesetzlichen  Einschrän- 
kongen. 

W 
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550.  (XXY.)  Die  Bedingangen  and  Stipulationen,  welche  die  G^ 
seilschafter  in  den  Vertrag  einf&gen,  können  keinen  der  in  der  Firma  ge- 
nannten Gesellschafter  zu  Gunsten  eines  Dritten  entlasten. 

551.  (XXVL)  Die  in  die  Gresellschaft  mit  Firma  zum  Bedarf  des 
Gesellschaft»gegenstandes  eingelegten  Ejipitalien  werden  vom  Datum  des  Ver- 
trages ab  als  vereinigtes  und  gemeinsames  Eigenthum  aller  und  jedes 
einzelnen  der  Gesellschafter  angesehen. 

552.  (XXVII.)  Theil  nehmen  an  der  Firma  einer  Gesellschaft  dürfen  nur 
Personen,  welche  nach  dem  Gesetze  als  Handelsleute  erachtet  werden. 

553.  fXXVIIL)  Sämmtliche  Auftragsbriefe  dieser  Gesellschaft,  alle 
Wechselbriete  oder  Platzwechsel')  und  Anweisungen  an  Ordre,  Quittungen, 
Fakturen,  Prokuren,  Rechnungen  und  alle  sonstigen  auf  die  Gesellschaft 
bezüglichen  Akte  müssen  mit  der  Gesellschaftsfirma  unterzeichnet  werden; 
bei  Strafe  des  Verlustes  der  Rechte^  welche  aus  solchen  Schriftstücken  für 
die  Gesellschaft  resultiren  können. 

554.  (XXIX.)  Es  Yersteht  sich,  dass  in  dieser  Gesellschaft  keinem 
Gesellschaftler  gestattet  ist,  mit  derselben  ein  Kontokorrent  zu  haben,  so 
lange  er  nicht  seine  bezügliche  Antheilsumme  an  die  Gresellschaftkasse  gänz- 
lich abgeführt  hat,    vorbenalüich  einer  speciellen  entg^enstehenden  Abrede. 

555.  fXXX.)  Der  Vertrag  einer  Gesellschaft  mit  Firma  muss  aas- 
drücken, welcher  oder  welche  von  den  Gesellschaft»i-n  sich  der  gesellschaft- 
lichen Firma  bedienen  dürfen.  Bei  Stillschweigen  des  Vertrages  wird  ange- 
nommen, dass  ein  jeder  der  Gesellschafter  es  thun  darf.  Die  ausgeschlossenen 
Gesellschafter  verpflichten  nicht  durch  Firmenzeichnung;  sobald  ihr  Name 
in  die  Firma  nicht  eingeschlossen  ist. 

556.  (XXXI.)  Empfangen .  die  Gesellschafter  einer  Gesellschaft  mit 
Firma  von  einer  Person  Kapitalien  zu  dem  Zweck,  dieselben  in  der  Gesell- 
schaft zu  verwenden,  und  erhält  diese  Person  gesellschaftliche  Vortheile  für 
diese  Kapitalien,  indem  sie  nur  jene  Kapitalien  ftir  die  Verluste  haften  lässt, 
ohne  weitere  persönliche  Verantwortlichkeit  ihrerseits,  so  ist  dieser  Vertrag^ 
zwischen  dem  Gewährer  und  den  Gesellschaftern  eine  Parcerie  und  die 
Firma  kann  die  Gesammtheit  der  gewährten  Kapitalien  haftbar  machen, 
und  nicht  den  gewährenden  Theilnaber,  vorbehaltlich  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  in  Abschnitt  5:  „Von  den  kaufmännischen  Parcerie n^^ 

Abschnitt  DI. 
Von   der  Kapitals-   und   Arbeits-Gesellschaft. 

557.  (XXXII.)  Kapitals-  und  Arbeits-Gesellschaft  heisst  diejenige, 
welche  errichtet  wird,  —  einerseits  zwischen  einer  oder  mehreren  Personen, 
welche  Kapitalien  gewähren  zu  einem  Handelsgeschäft;e  im  Allgemeinen  oder 
zu  irgend  einer  Handelsoperation  im  Besonderen,  —  und  andererseits  von 
einer  oder  mehreren  Individuen,  welche  in  die  Gesellschaft  nur  mit  ihrer 
Thätigkeit  eintreten. 

558.  (XXXTIL)  Die  Verpflichtung  der  Kapitalsgesellschafter  (socios 
capitalistas)  ist  solidarisch  und  erstreckt  sich  über  das  in  die  Gesellschaft 
eingelegte  Kapital  hinaus,  wenn  die  Verbindlichkeiten  f&r  Gesellschafts- 
objekte rechtmässig  eing^^gen  sind. 

559.  (XXXIV.)  Der  industrielle  Gesellschafter  (o  socio  d'industria) 
hat,    bei    Stillschweigen   des  Vertrages    hierüber.   Recht   auf   eine   Gewinn- 

^)  cfir.  oben  Note  zu  Art  lOS. 
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quotO;  gleich   der   za  Oansten   des  Kapitalisten  mit  der  kleinsten  Einlage 
stipolirten.    

560.  (XXXV.)  Der  indastrielle  Gesellschafter  kann  nicht  im  Namen 
der  Gesellschaft  kontrahiren,  noch  sein  Privatvermögen  den  Gläubigem 
derselben  haftbar  machen. 

561.  (XXX  Vi.)  Jedoch  stehen  in  jedem  Falle  sowohl  den  E^apital- 
eesellschaftem  wie  auch  den  Gesellsohaftsgläubigem  gegen  den  industriellen 
Gesellschafter^  alle  Klagen  zu,  welche  vom  desetz  gegen  einen  untreuen 
oder  nachlässigen  Institor  oder  Bevollmächtigten  gestattet  sind. 

562.  (XXXni.)  Die  Vereinigung  von  Kapital  und  Arbeit  ist  keine 
refpiläre  Gesellschaft,  weil  die  Verantwortlichkeit  des  industriellen  Gesell- 
schafters eine  begrenzte  ist  Wenn  jedoch  der  Gesellschafter  ausser  seiner 
Thätigkeit  einen  Antheil  an  Geld  oder  eine  taxirte  Sache  einlegt,  so  wird 
die  Vereinigung  in  eine  reguläre  Gesellschaft  verwandelt,  und  der  industrielle 
Gesellschafter  kann  durch  keinerlei  Stipulation  sich  dem  entziehen,  soli- 
darischer Gesellschafter  und  von  unbeschränkter  Verantwortlichkeit  zu  sein.^) 

563.  (XXX  VIII.)  Die  Eotpitals-  und  Arbeits -Gesellschaft  kann  sich 
unter  einer  Gesellschaftsfirma  bilden  oder  ohne  dieselbe  bestehen.  Hat  sie 
eine  Gesellschaftsfirma,  so  finden  die  im  2.  Abschnitt:  ,|Von  deiF^Gesell- 
schaften  mit  Firma^  aufgestellten  Bestimmungen  auf  sie  Anwendung. 

564.  (XXXIX.)  Der  bloss  industrielle  Gesellschafter  ist  in  keinem 
FaUe  Terpflichtet,  das  zurückzugeben,  was  er  an  gesellschaftlichen  Leistungen 
in  den  veriragsmässig  bestimmten  Zeiträumen  und  nicht  vorher  erhalten  hat, 
vorbehaltlich  des  Falks  des  Betruges  oder  der  Arglist. 

Abschnitt  IV. 

Von   der   stillschweigenden   Gesellschaft   (sociedade 

t  a  c  i  t  a). 

565.  (XL.)  Stillschweigende  Gesellschaft  heisst  diejenige,  deren 
Vorhandensein  geschlossen  wird  aus  Handlungen,  welche  einer  Gesellschaft 
eigenthümlich  sind,  und  welche  regelmässig  nicht  ohne  Gksellscbaftsqualität 
ansgefährt  zu  werden  pflegen. 

566.  (XLI.)  Ein  stillschweigender  Gesellschafter  ist  jeder,  dessen 
Name  dem  Publikum  nicht  sds  Geseflschafter  erkennbar  ist,  der  aber  irgend 
ein  Interesse  entweder  an  dem  Gesellschaftskapital  oder  an  den  Gewinnen 
hat  oder  an  der  einen  und  anderen  Sache  bei  der  festgesetzten  Eigenschaft 
der  gesellschaftlichen  Vortheile. 

567.  (XLII.)  Die  stillschweigende  Gesellschaft  kann  durch  einen 
ausdrücklichen  Vertrag  oder  durch  Wirkung   des  Gesetzes  gebildet   werden. 

568.  (XLm.)  Eine  stillschweigende  Gesellschaft  entsteht  durch  Wir- 
kung und  Kraft  des  Gesetzes  (Operacao  e  intelligencia  da  lei),  wenn  eine 
Person  sich  mit  einer  andern  zu  irgend  einer  Handelstransaktion  verbin- 
det, sei  es  als  Agent  oder  in  anderer  Art,  und  wenn  sie  ein  Interesse  an  der 
Transaktion  hat,  nicht  als  Bezahlung  der  Arbeit,  sondern  als  gesellschafb- 
liche  Gewinne. 

560.  (XLFV.)  Gesetzliche  Vermuthungen  fär  eine  stillschweigende  Ge- 
sellschaft sind: 

1.  die  unterschiedslose  (promiscua)  und  gemeinsame  Negociation; 

^)  Diese  Bestimmung  ist  auch  in  das  Argentinische  Recht  ttbergeffanffen 
Art  440  AL  2  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.1,  2.  AniL,  S.  140). 
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2.  die  gemeinsune  Eingehung  und  Bezahlung  der  Schulden  der  Ver- 
einigung; 

3.  die  gemeinsame  Annahme  von  Geld; 

4.  die  gemeinschaftliche  Verausserung  und  Umtauschung; 

5.  die  gemeinschaftliche  Erwerbung; 

6.  wenn  einer  der  Theilnehmer  sich  als  Gesellschafter  bekennt; 

7.  wenn  zwei  oder  mehrere  Personen  einen  Faktor  an  die  Spitze  stellten ; 

8.  die  Auflösung  der  Vereinigung  als  Gesellschaft; 

9.  die  Anwendung  des  Fürwortes  „wir*  oder  „unser*  in  der  Kor- 
respondenz,  in  Büchern,  Fakturen  und  sonstigen   Handelspapieren; 

10.  die  Thatsache  der  Annahme  von  Briefen,  welche  an  Namen  oder  an 
die   Gesellschaftsfirma  gerichtet  sind; 

11.  der  Gebrauch  einer  gemeinschaftlichen  Marke  bei  den  Waaren  oder 
Stücken; 

12.  der  Gebrauch  eines  Namens  mit  dem  Zusatz:  &  Comp ag nie. 

570.  (XXiV.)  Sobald  ein  stillschweigender  Gesellschafter  als  Gesell- 
schafter entdeckt  (descoberto)  und  als  solcher  nachgewiesen  wird,  so  ist  seine 
Verantwortlichkeit  solidarisch,  persönlich  und  absolut,  wie  die  eines  gewöhn- 
lichen und  regelrechten  Gesellscnafters.  Wird  er  nur  als  Theilhaber  erachtet, 
so  wird  nur  sein  Kapital  nach  den  Kegeln  der  Parcerie  verpflichtet,  vor- 
behaltlich der  in  dieser  Beziehung  erlassenen  gesetzlichen  Bestimmungen. 

Abschnitt  V. 

Von  der  Association  für  gemeinschaftliche  Rechnung 
(associa^äo   em   conta   de   participa^äo). 

571.  (XLVI.^  Associationen  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  sind 
wirkliche  kaufmännische  Gesellschaften  und  können  als  Vereinigungen  definirt 
werden,  welche  von  einem  oder  mehreren  HaDdelsleuten  ohne  Firma  zu 
gemeinsamem  und  gesellschaftlichem  Gewinne  gebildet  werden,  indem  Einer, 
Einige  oder  Alle  nur  unter  ihrem  individuellen  Namen  thätig  sind.  Diese 
Gesellschaft  heisst  auch  eine  vorübergehende  und  anonvme.  ^ 

572.  (XL VII.)  Die  Gesellschaft  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  kann 
sich  auf  eine  oder  mehrere  Handelsoperationen  beziehen  und  findet  statt 
hin  sich  ts  der  Objekte,  unter  den  Formen,  in  den  Interessen  Verhältnissen  und 
unter  den  Bedingungen,  welche  von  den  Parteien  vereinbart  worden  sind. 

573.  (XLVIII.)  Die  Gesellschaften  auf  gemeinschaftliche  Rechnung 
werden  als  solche  bewiesen  durch  die  Vorlegung  der  Handelsbücher,  durch 
Korrespondenz  oder  durch  Zeugen.  Diese  Gesellschaften  unterliegen 
nicht  aen  für  die  übrigen  kaufmännischen  Gesellschaften  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten. 

574.  CUj.)  Die  Gesellschafter  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  sind 
gegenseitig  verpflichtet,  justificirte  Rechnungen  über  die  Verträge  und  deren 
Ergebnisse  zu  legen,  welche  jeder  für  sich  für  den  Gesellschaftszweck  ein- 
gegangen ist. 

575.  (L.)  Die  Gesellschaft  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  kann  er- 
richtet werden  zwischen  einem  Kaufmann  und  einer  andern  Person,  welche 

0  „Anonyma**,  dies  Wort  wird  hier  abweichend  von  dem  in  den  Gesetsbüchem 
Spanischer  Sprache  üblichen  Sinne  ,,Actienge8ell8chaft''  gebraucht,  welche  letztere  im 
Portoffiesischen  (iesetEbndi  nCompanhia'*  genannt  wird.  Im  Brasilianischen  H.  G.  B. 
(Art  395  flg.)  werden  diese  beiden  Ausdrucke  promiscue  für  Aktiengesellschaft  ange- 
wendet.  Vgl.  Kote  1  auf  Seite  17a 
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Dicht  Eaafmann  ist.    In  diesem  Fall  jedoch   könoen   die  gesellschafllicheD 
YerhaDdlimgen  nur  Ton  dem  kaufinänDischen  Gesellschafter  geführt  werden. 

576.  (LI.)  Bei  der  Gesellschaft  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  ist 
der  sich  zeigende  Gesellschafter  der  einzige,  welcher  dem  Dritten,  mit 
welchem  er  kontrahirt,  verhaftet  ist;  es  bleibt  jedoch  ein  Gesellschafter  dem 
andern  verhaftet  für  alle  Erfolge  der  gesellschaftlichen  Transaktionen,  welche 
in  den  vorgeschriebenen  Grenzen  seines  Vertrages  unternommen  worden  sind. 

Abschnitt  VI. 
Von    der   kaufmännischen  Parcerie   (parceria). 

577.  (LII.)  Kaufmännische  Parcerie  ist  im  Allgemeinen  jede  gemein- 
same Vereinigung  von  Eaufleuten  zu  einer  Gemeinschaft,  ohne  die  Absicht 
einer  Geseliscnaft. 

578«  (Lin.)  Die  Parcerie  kann  stattfinden,  zufolge  des  Gegenstandes 
oder  durch  Abkommen  der  Parteien. 

579.  (LTV.)  Die  Parcerie  zufolge  des  Gegenstandes  ist  vorhanden, 
wenn  zwei  oder  mehrere  in  einen  untheilbaren  Gegenstand  succediren  oder 
einen  solchen  erwerben  und  denselben  verwalten  und  bewirthschaften,  ohne 
die  Absicht,  sich  als  Gesellschafter  zu  verpflichten,  sondern  nur  als  Mit- 
eigenthümer  oder  als  Theilhaber. 

680*  (LV.)  Die  Parcerie  zufolge  Abkommens  zwischen  den  Parteien 
ist  Yorhanden,  wenn  zwei  oder  menrere  Personen  sich  vereinigen,  und 
wenn  beide  oder  einer  von  ihnen  ihre  Verantwortlichkeit  auf  den  Antheil, 
womit  er  eintritt,  beschränken  mit  der  Erklärung,  über  denselben  hinaus 
nicht  zu  haften.  In  diesem  Sinne  sind  die  sogenannte  Kommanditgesellschaft 
(sociedade  em  commandita)  von  Seiten  des  Gewährers  der  Fonds,  und  die 
Kapitals-  und  Arbeits-Gesellschaft,  wenn  der  industrielle  Gesellschafter  nur 
seine  Thätigkeit  leistet,  Parcerien  und  keine  kauftnännischen  Gesellschaften. 

581.  (LVI.)  In  der  Regel  sind  die  Theilhaber  über  den  Betrag  des 
Kapitals,  mit  welchem  sie  in  oie  Parcerie  eintreten  oder  über  dto  untheil- 
baren Gegenstand,  welcher  dieselbe  bildet,  hinaus  nicht  haftbar. 

582.  (LVII.)  Der  Theilhaber,  welcher  Kapitalien  in  Eommandite 
gewährt,  dan  keinen  Akt  der  Geschäftsführung  unternehmen,  noch  bei  Ge- 
achäfteu  der  Parcerie  verwendet  werden,  nicht  einmal  als  Vertreter,  bei 
S^e,  in  die  absolute  Verantwortlichkeit  eines  Gesellschafters  zu  ver&Uen. 
Oie  Verwaltung  des  gewährten  Kapitals  ist  eine  absolut  ausschliessliche 
der  übrigen  Gesellschfmer. 

583.  (LVm.)  Vollführen  die  Theilhaber  solche  Handlungen,  welche 
das  Gesetz  als  solche  einer  stillschweigenden  Gesellschaft  charaKterisirt,  so 
werden  sie  als  Gesellschafter  und  nicht  als  Theilhaber  (parceiros)  angesehen, 
Torbehaltlich  des  vollen  und  konkludenten  Beweises  vom  Gegentheil.  Ist 
dieser  Beweis  nicht  vorhanden,  so  werden  ihre  gegenseitigen  Rechte  und 
Pflichten  absolut  durch  das  Gesetz  von  den  Gesellschaften  und  nach  den 
im  9.  Abschnitt  dieses  Titels  aufgestellten  Grundsätzen  geregelt. 

584.  (LIX.)  Bei  den  kaufmännischen  Parcerien  ist  es  nothwendig, 
dass  wenigstens  einer  der  Theilnehmer  Kauftnann  sei,  und  dass  ihr  Gegen- 
stand oder  ihre  Gegenstände  Handelsoperationen  bilden  müssen. 

585.  (LX.)  Der  Vertrag  einer  rarcerie  durch  Abkommen  kann  nur 
durch  eine  öffentliche  Urkunde  geschehen,   und   diese  ist  wörtlich  in  das 
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öffentliche  Handelsregister  einzatrageD,  bei  Strafe,  dass  die  Theilbaber  ftr 
Gesellschafter  gelten  and  solidarisch  und  unbegrenzt  Dritten  gegenüber  ab 
Gesellschafter  haften. 

Abschnitt  VII. 

Von  derAssociirnng  eines  Dritten   an   den  Antheil 
eines   Gesellschafters. 


(LXI.)  Jeder  Gesellschaftier  kann  ohne  Einwilligung  der  Mit- 
gesellschafter eine  dritte  Person  an  den  Antheil,  welchen  er  an  der  Gesell- 
schaft hat,  associiren;  aber  er  darf  ohne  Einwilligung  aller  Mitgesellschafier 
ihn  nicht  der  Gesellschaft  associiren. 

587.  (LXn.)  Wenn  der  Dritte,  welcher  dem  Gesellschafter  associirt 
ist,  durch  seine  Schuld  der  Gesellschaft  Schaden  zufiigt,  so  hat  die  Gesell- 
schaft Elageanspruch  wegen  des  verursachten  Schadens  nicht  nur  gegen  den 
associirten  Dritten,  sondern  auch  gegen  den  cedirenden  GesellschiSier. 

588.  (LXHL)  Der  assocürte  Cessionar  haftet  nicht  far  den  Ersatz 
der  Schäden,  welche  der  cedirende  Socius  in  Fol^  der  Zahlungsunfähigkeit 
der  Mitgesellschafter  erleidet,  vorbehaltlich  eines  ausdrücklichen  Ab- 
kommens. 

589.  (LXlV.)  Der  Cessionar  des  Gesellschafters  darf  weder  von  der 
Gesellschaft,  noch  von  iigend  einem  der  anderen  Ge^llschafter  Rechnungen 
oder  sonstige  justificirte  Urkunden  über  die  GeschafUfÜhrung  verlangen; 
derselbe  hat  nur  das  Recht,  eine  Bilanz  der  Verluste  und  Schäden  zu  ver- 
langen, die  aus  der  Operation,  zu  welcher  er  vermittelst  seines  Gedentai 
Gemeinschaft  hat,  herrühren. 

590.  (LXY.)  Der  associirte  Cessionar  ist  dritten  Gläubigem  der  Ge- 
sellschaft als  deren  Mitgesellschafter  nicht  verantwortlich. 

Abschnitt  Vm. 

Von   den   Formalitäten   des   kaufmännischen   Gesell- 
schaftsvertrages. 

591.  (LXVI.)  Die  Verträge  zu  einer  Gesellschaft  mit  Firma  und  zu 
einer  Eipitais-  und  Arbeits-G^eselTschaft  müssen  schriftlich  sein  und  können 
durch  öfrentliche  oder  Privaturkunde  bewiesen  werden:  in  diesem  Falle  aber 
müssen  so  viel  Exemplare  ausgestellt  werden,  wie  Gesellschafter  sind,  mit 
specieller  Angabe  bei  jedem  der  Gesammtheit.^) 

592.  (LXVn.)    Wird   der  Gesellschaftsvertrag   solenn   durch   öffent-   ^ 
liehe  Urkunde  abgeschlossen,  so  muss  er  angeben: 

1.  die  Namen  und  Wohnorte  der  Kontrahenten; 

2.  die  Firma; 

3.  wer  zeichnen  und  die  Geschäfte  führen  darf; 

4.  das  Kapital  eines  jeden,  dessen  Art  und  Werth,  oder  wie  schätzbar; 

5.  die  beziehentliche  Quote  der  Verluste  und  Gewinne; 

6.  die  Zeit  der  Dauer; 

7.  die  Bezeichnung  des  Gegenstandes  unter  Specialisirang; 

8.  die  Befugniss   und   die   Quantitäten,   welche  Zwecks  Handels-  und 
Privatausgaben  der  Kasse  entnommen  werden  dürfen; 

^)  8C  der  QesellBchafter. 
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9.  die  Form  der  Ernennung  yod  Schiedsricbtern  zur  Entscheiduiig  ge- 
sellschaftlicher Streitigfkeiten ; 

10.  die  sjpecificirte  Form  der  Yertheilaog  im  Fall  der  Auflösang  der 
Gesellschaft ; 

11.  wie  und  durch  wen  die  Liquidation  geschehen  soll; 

12.  alle  anderweitigen  Abkommen  und  erlaubten  Vertrage,  welche  speciell 
festsetzen  die  Kechte  und  Pflichten  der  Gesellschafter  unter  sicn  und 
gegen  Dritte. 

503.  (LXVIII.)  Jede  heimliche  gesellschaftliche  Klausel  oder  Abrede, 
welche  der  in  dem  ursprünglichen  Vertrage  angegebenen  Klausel  entgegen- 
gesetzt ist,  ist  nichtig  und  ohne  Wirkung.  Jede  heimliche  Klausel  oder 
Abrede,  welche  die  gewöhnliche  Verpflichtung  eines  Gesellschafters  gegen 
einen  Dritten,  welcher  mit  der  Associirung  Vertrage  abschliesst,  aufliebt, 
ist  gegen  das  Recht  dieses  Dritten  unwirksam. 

S94.  (LXIX.)  Bei  den  Kompagnien,  bei  den  Gesellschaften  mit 
Firma,  bei  den  Kapitals-  und  Arbeits -Gesellschafken  und  bei  den  kauf- 
männischen Parcerien  ist  kein  Zeugenbeweis  zulässig  gegen  oder  über  den 
Inhalt  in  den  Vertragsurkunden  hinaus,  noch  gegen  das,  was  als  vor, 
während  oder  nach  der  Abfassung  gesagt,  angeführt  war,  um  welche  Summe 
es  sich  auch  handeln  möge. 

585.  (LXX.)  Die  Fortsetzung  jeder  schriftlich  und  auf  bestimmte 
Zeit  errichteten  Gesellschaft  kann  nach  Ablauf  der  Zeit  nur  durch  schrift- 
liche Erklärung  aller  Gesellschafter  bekräftigt  werden. 

586.  (LXXI.)  Die  in  dem  Gesetz  aufgestellte  Vorschrift  darüber,  dass 
der  Gesellscbafts vertrag  schriftlich  abge&sst  werden  müsse,  ist  dahin  zu  ver- 
stehen, dass  sie  die  Gesellschafter  unter  sich  verpflichtet.  Der  Vertrag  kann 
in  Beziehung  auf  Dritte  durch  alle  sonstigen  Beweismittel  ausser  der  Schrift 
bewiesen  werden. 

587.  (LXXn.)  Jede  schriftliche  Urkunde  über  eine  Handelsgesellschaft 
muss  ihrem  ganzen  Inhalt  nach  oder,  wo  das  Gesetz  es  gestattet,  in  einem 
Auszug  in  das  öffentliche  Handelsregister  eingetra^n  werden.  Die  Geaell- 
schafter  sind  verpflichtet,  in  dem  Registerarchiv  ein  Exemplar  oder  einen 
Aaszug,  welcher  von  ihnen  allen  unterzeichnet  und  als  übereinstimmend 
bescheinigt  ist,  vorzulegen  und  zu  deponiren.  Allen  Personen  ist  es  ge- 
stattet, denselben  zu  lesen  und  davon  eine  Abschrift  zu  erhalten. 

588.  (LXXUI.)  Der  Auszug  des  Gesellschaftsvertrages,  welcher  in 
das  öffentliche  Handelsregister  einzutragen  ist,  muss  enthalten: 

1.  das  Datum  des  Vertrages  und  die  Namen,  Zunamen,  den  Stand  und 
die  Wohnsitze  der  Gesellschafter; 

2.  die  Gesellschaftsfirma  und  dfe  Angabe,  ob  die  Gesellschaft  eine  all- 
gemeine oder  besondere  ist,  und  in  letzterem  Falle:  worin  speciell  sie 
besteht; 

3.  die  Angabe  der  Gesellschafter  der  Gesellschaft  mit  Firma,  welche 
sich  derselben  nicht  bedienen  dürfen; 

4.  den  Zeitpunkt,  mit  welchem  die  Gesellschaft  beginnen  und  endigen  soll; 

5.  und  im  Allgemeinen  die  Artikel  des  Vertrages,  welche  die  Rechte 
Dritter  gegen  die  Gesellschafter  bestimmen  können. 

588.  (LXXIV.)  Die  Eintragung  in  das  öffentliche  Handelsregister 
muss  von  dem  Tage  datirt  werden,  an  welchem  die  Urkunde  oder  der  Auszug 
in  dem  Registerbüreau  eingeliefert  wird. 

660.  (LXXV.)  So  lange  die  Urkunde  oder  der  Auszug  nicht  in  das 
öffentliche  Handelsregister   eingetragen   ist,  wird  die  kaufmäimische  Gesell- 
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schafi;  mit  Firma,  diejenif^  des  Kapitals  und  der  Arbeit  und  die  kauf- 
männischen Parcerien  hinsichtlich  Dritter  als  all^meine  Q^sellschafken  an- 
gesehen, welche  auf  unbestimmte  Zeit  und  ohne  Auschliessung  eines  Gtesell- 
schafters  von  der  Geschäftsführung  eingegangen  sind,  welches  auch  ihre  ver- 
einbarten Bedingungen  und  Stipulationen  sein  mögen. 

601.  (LXXVI.)  Die  Firma  einer  durch  den  Tod  eines  Gesellschafters 
au%elösten  Gesellschaft  kann,  wenn  die  Erben  des  Verstorbenen  sich  nicht 
widersetzen,  von  einem  oder  mehreren  Gesellschafbern  fortgeführt  werden; 
aber  unter  der  Verpflichtung,  das  Abkommen  wegen  Fortführung  schrifUich 
aufzusetzen  und  in  das  öffentliche  Handelsregister  einzuschreiben,  unter  den 
im  vorhergehenden  Artikel  angedrohten  Strafen. 

602.  (LXXVII.)  Jede  Auflösung  einer  Handelsgesellschaft  vor  der 
vertragsmässig  vorher  festgesetzten  Zeit,  jede  Fortführung  über  jene  Zeit 
hinaus  und  ebenso  alle  Aenderungen  im  ursprünglichen  Vertrage,  welche  auf 
Dritte  Bezug  haben  können,  sind  der  FörmlichKeit  der  Eintragung  in  das 
öffentliche  Handelsregister  unterworfen,  und  zwar  bei  den  in  diesem  &esetz- 
buche  für  die  Unterlassung  dieser  Förmlichkeit  bestimmten  Strafen. 


Abschnitt  IX. 

Von   dem   Antheil   der   Gesellschafter   an   dem 
Geschäfts  f  onds. 

603.  (LXXVUI.)  Die  Gesellschafter  haben  das  gemeinsame  Eigen- 
thum  und  den  gemeinsamen  Besitz  des  gesammten  Kapitals,  der  Fonds  und 
der  Effekten,  welche  zu  dem  gesellschaftlichen  Geschälte  verwendet  sind. 

604.  (LXXIX.)  Kein  Gesellschafter  kann  einen  getrennten  Antheil  ac 
irgend  einem  Theile  des  der  Gesellschaft  gehörenden  Eigenthnms  haben^ 
ungeachtet  das  jeder  vollen  Antheil  an  der  Totalität  des  gemeinsamen  Eigen- 
thums  hat. 

605.  (LXXX.)  Das  Maass  des  Antheils  eines  Gesellschaftlers  hangt 
nicht  von  dem  Verhältnisse  zu  dem  Kapital  ab,  welches  jeder  Einzelne 
zur  Gesellschaftsmasse  beiträgt. 

606.  (TiXXXI.)  So  lanffe  die  Rechnungen  der  Gesellschaft  noch  auf- 
gestellt werden,  hat  jeder  Geseflschaftier  einen  vollen  Antheil  an  dem  gemein- 
samen Eigenthume  der  Totalität.  Sind  die  Rechnungen  balancirt,  so  hat 
jeder  Einzelne  einen  einzigen  und  besonderen  Antheil  an  seinem  aliquoten 
Verhältniss;  und  ist  dieses  Verhältniss  durch  die  Bilanz  festgesetzt  so  wird 
das  so  getheilte  Eigenthum  Sondereigenthum  des  betreffenden  Individuums 
und  hört  auf,  zur  Verfügung  der  Gesellschaftsfirma  zu  stehen.] 

607.  (LXXXII.)  Kaufen  die  Gesellschaftler  Grundbesitz  als  Gesell- 
sohaftsobjekt»  so  wird  der  gekaufte  Gegenstand  Eigenthum  der  Gesellschaft, 
und  die  Gesellschafter  haben  das  gemeinsame  Eigenthum  und  den  gemein* 
Samen  Besitz. 

606.  (LXXXIII.)  Das  Grundeigenthum,  welches  von  einem  Gesell- 
schafter mit  den  Mitteln  der  Gesellschaft  gekauft  wird,  ist  Gesellschafiis- 
eigenthum. 

609.  (TiXXXIV.)  Stirbt  ein  Gesellschafter,  so  wird  das  gesellschaftr 
liehe  Grundeigenthum  hinsichtlich  seiner  Erben  als  persönliches  Ejigendium 
des  Verstorbenen  und  nicht  als  seia  reales  Eigenthum  angesehen. 
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Abschnitt  X. 
Von   der  Dauer    und    der  Verwaltung  der  Gesellschaft. 

610.  (LXXXV.)  Eine  Gesellschaft  beginnt  mit  der  Zeit  des  Ab- 
schlusses des  Vertrages,  falls  in  der  Uebereinkunft  nicht  ein  anderer  Zeit- 
punkt bestimmt  wird;  und  es  wird  angenommen,  dass  sie  während  des 
ganzen  Lebens  der  Gesellschafter  fortdauert,  vorbehaltlich  der  Vereinbarung 
des  Gegentheils  oder  wenn  die  Gesellschaft  ein  Geschäft  von  begrenzter  Dauer 
zum  Gegenstände  hat. 

611.  (LXXXVI.)  Jeder  Gesellschafter  wird  als  Gerant  der  Gesell- 
schaft hinsichtlich  der  gemeinsamen  gesellschaftlichen  Geschäfte  angesehen, 
sofern  der  eingetragene  Vertrag  nicht   gegentheilige  Bestimmungen    enthält. 

612.  (LXXXVII.)  Sind  die  gesellschaftlichen  Greschäfte  unter  ver- 
schiedene Gesellschafter  getheilt,  und  ist  der  dieselben  enthaltende  Vertrag 
gehörig  registrirt,  so  gilt  ein  jeder  von  ihnen  als  Gerant  in  dem  Zweige, 
welcher  nach  dem  Vertrage  inm  zukommt. 

613.  (LXXXVIIL)  Sind  mehrere*)  Gesellschafter  mit  der  Verwaltung 
der  gesellschaftlichen  Geschäfibe  betraut,  ohne  dass  die  Funktionen  eines 
jeden  bestimmt  sind,  oder  ohne  dass  ausdrücklich  vereinbart  wurde,  dass 
Einer  ohne  den  Andern  nicht  das  Geschäft  führen  können  würde,  so  kann 
ein  jeder  für  sich  alle  Akte  der  gesellschaftlichen  Verwaltung  unternehmen. 

614  (LXXXIX.  Wenn  die  Gesellschafter  in  dem  Vertrage  Einem 
luiter  ihnen  die  Verwaltung  der  gesellschaftlichen  Geschäfte  anvertrauen, 
so  können  sie  dieses  eingeräumte  Vertrauen  ausdehnen  oder  einschränken, 
je  nachdem  sie  es  fftr  gut  halten. 

615.  (XC.)  Wenn  ein  Gesellschafter  durch  eine  Specialklausel  im 
Vertrage  mit  der  gesellschaftlichen  Verwaltung  betraut  wird,  so  wird  er 
dadurch  ermächtigt,  alle  Akte  der  Verwaltung  trotz  des  Widerspruches  der 
übrigen  Gesellschafter  auszuführen,  sofern  er  ohne  Betrug  verfahrt.  Diese 
Ermächtigung  darf,  so  lange  die  Gesellschaft  besteht,  nicht  ohne  gesetz- 
mässigen  Grund  widerrufen  werden.  Ist  diese  Ermächtigung  ihm  jedoch 
durch  einen  Akt  gegeben  worden,  welcher  späteren  Datums  ist,  als  der  ur- 
sprüngliche Gesellschaftsvertrag,  so  ist  dieselbe  wie  ein  einfaches  Mandat 
Bach  dem  Ermessen  der  Gesellschafter  widerrufbar. 

616.  (XGI.)  Macht  der  mit  der  Verwaltung  betraute  Gesellschafter 
schlechten  Gebrauch  von  der  Ermächtigung,  welche  ihm  nach  Massgabe  des 
vorhergehenden  Artikels  im  Vertrage  ertheilt  worden  ist,  und  entsteht  aus 
seiner  Geschäftsführung  offenbare  Gefahr  für  die  gemeinsame  Masse,  so 
können  die  übrigen  Gesellschafter  einen  Verwalter  ernennen,  welcher  bei 
allen  Handelsoperationen  zu  interveniren  hat,  oder  sie  können  die  Auflösung 
des  Vertrages  vor  dem  zuständigen  Gerichte  mittelst  kaufmännischer 
Schiedsrichter  durchführen. 

617.  (XCn.)  Der  Gesellschafter,  welcher  nicht  absolut  von  irgend 
welcher  Geschäftsführung  ausgeschlossen  ist,  darf  ohne  ausdrückliche  Zu- 
stimmung der  übrigen  Gesellschafter  weder  für  sich  noch  für  seine  Rechnung 
an  einem  Handelsgeschäfte  oder  Unternehmen  von  der  Beschaffenheit  des- 
jenigen der  Gesellschaft,  irgend  welches  Interesse  begründen  oder  haben. 


^)  miitoB  (viele). 


188  XXVI  FbrtDgaL 

Besass  er  jedoch  zur  Z^it  seiner  Zulassung  in  die  Gesellschaft  bereits 
Handel  oder  Antheil,  so  kann  er  denselben  fortsetzen,  sofern  er  nidit 
durch  ausdrückliches  Abkommen  versprochen  hat,  darauf  .zu  verzichten. 

618.  (XCni.)  Der  Gesellschafter,  welcher  der  Bestimmung  des  ersten 
Alineas  des  vorhergehenden  Artikels  zuwiderhandelt,  hat  die  Yortheile,  welche 
er  aus  seinen  Privatgeschäften  gewonnen  hat,  in  die  gemeinsame  Kasse  ab- 
zuliefem,  die  ihm  erwachsenden  Verluste  jedoch  persönlich  zu  tragen. 

619.  (XCIV.)  Die  Gesellschaft  wird  nicht  nur  verpflichtet  durch  die 
in  Gemeinschaft  ausgestellten  und  unterzeichneten  Verträge,  sondern  auch 
durch  die  Akte  ihrer  Mitglieder,  einzeln  genommen,  soweit  sie  als  Garanten 
der  Gesellschaft  angesehen  werden. 

620.  (XCV.)  Geht  ein  Gesellschafter  über  die  Grenzen  des  emp&n- 
genen  gesellschaftlichen  Mandats  hinaus  oder  unternimmt  er  unerlaubte 
Akte,  so  sind  die  Verpflichtungen  der  übrigen  Gesellschafter  nach  den 
Grundsätzen,  welche  das  Gesetz  in  diesen  Fällen  bezüglich  der  Faktoreo 
au^l^tellt  hat,  zu  regeln. 

Abschnitt  XI. 

Von    denjenigen,    welche  Gesel  1  seh  after   sein    können, 
und    denjenigen,     welche     als    Handelsgesellschafter 

erachtet    werden. 

621.  (XCVI.)  Jede  Person,  welche  nicht  unftÜiig  oder  gesetzlich 
verhindert  ist,  Kaufmann  zu  sein,  kann  den  HandelsgesellschaftsYertrag  aV 
schliessen. 

622.  (XCVII.)  Der  Minderjährige,  der  nicht  Handelsmann  ist,  kann 
in  dem  Sinne,  dass  er  Antheil  an  den  Gewinnen  hat,  Gesellschafter  sein; 
jedoch  hat  er  gegen  Verluste  das  beneficium  restitutionis:  hat  er  jedoch  das 
Alter  der  Majorennität  erreicht,  und  er  erklärt  nicht  ausarücklich,  nicht  die 
Gesellschaft  lortsetzen  zu  wollen,  so  haftet  er  für  alle  von  der  Firma  ein- 
gegangenen späteren  Verträge. 

623.  (XCVni.)  Der  Vater  kann  seinen  Sohn  seinem  Geschäfle 
associiren,  indem  dieser  entweder  nur  mit  seiner  Thätigkeit  oder  mit  seinem 
Peculium  und  seiner  Thätigkeit  eintritt;  und  zwar  gleichviel,  ob  er  älter 
oder  jünger  als  25  Jahre  ist. 

624.  (IC.)  Der  Sohn,  welcher  nur  mit  seiner  Thätigkeit  in  die  Ge- 
sellschaft mit  seinem  Vater  eintritt,  hat  dieselben  Rechte  und  Vernflichtungen 
und  haftet  für  dieselben  ebenso,  wie  jeder  andere  Gesellschafter,  aer  sich  nor 
mit  seiner  Thätigkeit  betheiligt;  der  Sohn,  welcher  sich  mit  seinem  Ver- 
mögen und  seiner  Thätigkeit  betheiligt,  macht  dadurch  sein  Vermögen 
haftbar,  sofern  er  älter  als  18  Jahre  ist. 

625.  (C.)  Der  Sohn,  welcher  dem  Geschäft  seines  Vaters  associirt  ist, 
wird  als  aus  der  väterlichen  Gewalt  entlassen  erachtet,  sofern  er  volle 
18  Jahre  alt  ist,  und  als  majorenn  hinsichtlich  aller  sonstigen  gesetzliches 
Beziehungen. 

626.  (GL)  Der  Name  des  Sohnes,  welcher  älter  als  18  Jahre  und 
in  Gesellschaft  mit  seinem  Vater  ist,  kann  einen  Theil  der  Gesellschaftsfirou 
bilden. 

627.  (Cn.)  Damit  der  Gesellschaftsvertrag  als  ein  solcher  erachtel 
werde,  ist  nicht  nur  nothwendig,  dass  eine  Stipubtion  und  der  Zweck  eines 
gemeinsamen  Gewinnes   bestehe,   sowie  irgena  ein  durch  die  Gresellschafier 
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gevihrter  Gegenstand,  der  den  gesellschaftlichen  Fonds  darstellt,  —  sondern 
es  ist  auch  wesentlich  und  specifisch  nothwendig,  dass  die  Gesellsdiafter 
aasgewählt  werden,  und  dass  sie  ihre  gegenseitige  Zustimmung  dahin  ver* 
einigen,  ihrer  Association  auch  die  Wirkungen  und  die  Eigenschaften  einer 
Gesellschaft  zu  verleihen;  werden  letztere  Wirkungen  und  Eigenschaften 
geändert  oder  eingeschränkt,  so  hört  der  Vertrag  auf,  Gesellschaft  zu  sein. 

628-  (CIII.)  Die  einfache  Thatsache  eines  gemeinsamen  Handels- 
betriebes lässt  eine  kauftnännische  Gesellschaft  vermuthen.  In  diesem  Falle, 
gesetzt  dass  mündliches  oder  schriftliches  Abkommen  vorliegt,  haftet  jeder 
Gesellschafter  der  Firma  ge^nüber  für  seinen  verhältnissm&ssigen  Antheil 
und  nicht  darüber  hinaus:  m  unbegränzter  Weise  jedoch  gegenüber  den 
Gläubigem  der  Gesellschaft. 

S29.  (CIY.)  Bei  einem  specifischen  Unternehmen  können  Gesell- 
schafter sein,  welche  nur  untereinander  gegenseitig  verpflichtet  sind,  und 
dem  PubUkum  gegenüber  einzig  und  allein  nur  in  den  Branchen,  welche 
genau  auf  ein  solches  Unternehmen  Bezug  haben. 

830.  (GV.)  Zwei  Personen  können  dem  Publikum  gegenüber  Ge- 
seilschafler  sein,  gesetzt  auch,  dass  sie  es  nicht  unter  sich  sind. 

68L  (CVI.)  Jedermann,  welcher  an  den  Erträgen  irgend  eines  Unter- 
nehmens in  der  genau  bestimmten  und  spedficirten  Art  der  Gewinnantheile 
theihiimmt,  haftet  als  Gesellschafter  für  die  dem  Unternehmen  zustossenden 
Verloste,  ause[enommen,  wenn  der  Antheil  an  den  Gewinnen,  wie  bei  dem 
indostriellen  Cresellschafter,  nur  in  der  Bezahlung  der  Arbeit  besteht. 

8S2.    (CVII.)    Jedermann  kann  Gesellschafter  sein: 

1.  dadurch,  'dass  er  einen  Antheil  an  dem  Gesellschaftsfonds  besitzt  und 
in  dieser  Eigenschaft  dem  Publikum  erscheint; 

2.  als  stillschweigender  Gesellschafter; 

3.  als  nur  nomineller  Gesellschafter. 

633.  (CVIU.)  Jedermann,  der  dem  Publikum  als  Gesellschafter  er«- 
scheint,  haftet  für  alle  Verluste  der  Gesellschaft,  auch  wenn  er  kein  Interesse 
an  den  Gewinnen  hat 

634.  (CIX.)  Derjenige,  welcher  seinen  Namen  als  Gesellschafter 
leiht,  ist  aktiv  und  passiv  Gresellschafter.  Aber  der  blosse  Gebrauch  des 
Namens  eines  Gesellscnafters  ohne  sein  Wissen  und  seine  Duldung,  macht 
diesen  als  Gesellschafter  nicht  haftW.  Wenn  er  diesen  Umstana  erfährt, 
so  muss  er  denselben  mit  möglichster  Publidtät  missbilligen,  sonst  haftet  er. 

685.  (CX.)  Hat  der  Gläubiger  einer  Firma  Eenntniss  erhalten,  dass 
ein  Gesellschafter  nur  dem  Namen  nach  Gesellschafter  ist,  ohne  an  Gewinnen 
und  Verlusten  theilzunehmen,  so  hat  er  kein  Elagerecht  gegen  jenen  Gesell- 


638.  (CXI.)  Der  Gesellschaftler,  welcher  nach  theilweiser  Auflösung 
d^  Gresellschaft  sich  zurückzieht,  jedoch  noch  femer  einen  Antheil  an  den 
Gewinnen  der  weiter  bestehenden  Gesellschaft  hat,  haftet  wie  ein  stillschwei- 
gender Gesellschafter. 

637.  (CXn.)  Derjenige,  welcher  einer  Person  im  Handel  Geld  als 
Darlehn  zu  höheren  Zinsen  als  den  gesetzlichen  giebt,  haftet  als  Gesell- 
s<^hafter  dritten  Gläubigem  des  Geldnehmers  gegenüber. 

638.  (üXTTT.)  Treffen  zwei  Handelsleute  das  Abkommen  unter  sich, 
^  der  Eine  von  ihnen  die  zu  einer  Spekulation  nöthigen  Waaren  liefern 
»oUe,  an  deren  Gewinn  der  Andere  in  gleicher  Weise  jparticipirt,  so  besteht 
zwischen  ihnen  keine  Gesellschaft,  sofern  nach  dem  Ürtheile  von  Schieds- 
nchtem  die  Theilung  der   Glewinne  nur  als   ein  Modus,   die  Arbeit  und 
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den    Kredit    des    Andern  zu    remuneriren,- z«  erachten  ist;  jedoch  Dritten 
gegenüber  werden  sie  als  Oesellschafiber  angesehen. 

639.  (CXIV.)  Wird  von  dem  Namen  eines  Gesellschafters,  welcher 
sich  aus  der  Gesellschaft  zurückgezogen  hat,  gegen  seinen  Willen,  nachdem 
die  Auflösung  in  gehöriger  Weise  angezeigt  und  veröflfentlicht  worden  ist, 
Gebrauch  gemacht,  so  haftet  der,  dessen  Namen  gebraucht  worden,  nicht 
als  Gesellschafter. 

Abschnitt  XII. 

Von    den    Ge  seU  ßchaf  ter  n   und  den  gegenseitigen   Ver- 
pflichtungen   der    Handel  sges  eil  schafter. 

640.  (CXV.)  t)ie  gegenseitigen  Verpflichtungen  .der  Handelsgesell- 
schafter beginnen  mit  dem  Tage  des  Abschlusses  des  Vertrages  oder  mit 
dem  darin  festgesetzten  Zeitpunkt. 

641.  (CXVI.)  Die  Majorität  der  Gesellschafter  der  Zahl  nach  hat 
nicht  die  Macht,  gegen  die  Einwilligung  eines  der  Gesellschafter  sich  in 
Geschäfte  einzulassen,  welche  von  den  im  Vertrage  ausdrücklich  specificirten 
abweichen,  vorbehaltlich  der  Stipulation  des  Gegentheils  in  dem  ursprüng- 
lichen Vertrage  der  Gesellschaft 

642.  (GXVII.^  Sind  Gesellschaftsartikel  vorhanden,  so  muss  nach 
ihnen  das  Geschäft  in  der  ganzen  Ausdehnung^  welche  die  Artikel  zulassen, 
geregelt  werden.  Ist  ein  Ffdl  übersehen,  so  muss  das  Verbalten  der  Gkseli- 
schafter,  beim  Mangel  eines  ausdrücklichen  Gesetzes,  nach  den  Gebräuchen 
und  Gewohnheiten  des  Handels,  sowie  nach  den  auf  der  natürlichen  Ge- 
rechtigkeit beruhenden  Grundsätzen  des  gemeinen  Kechts  geregelt  werden. 

643.  (CXVIII.)  Jeder  Gesellschafter  ist  verpflichtet,  zu  dem  Gesell- 
schaftsfonds einen  gleichen  Antheil  beizusteuern,  vorbehaltlich  der  Verein- 
barung vom  Gegentheil.  Aber  kein  Gesellschaft;er  kann  von  den  andern, 
selbst  nicht  auf  Grund  der  Aenderung  der  Umstände,  gezwungen  werden, 
mehr  beizusteuern,  als  wozu  er  sich  verpflichtet  hat 

644.  (CXIX.)  Wenn  jedoch  in  Folge  des  Mangels  einer  Ergänzong 
des  nothwendigen  Beitrages  der  gemeinsame  gesellschaftliche  Zweck  nicht 
erreicht  werden  kann,  so  kann  derjenige  Gesellschafter,  welcher  seinen  Beitrag 
verweigert,  zum  Austritt  aus  der  Gesellschaft  gezwungen  werden.  Wenn 
mit  Hülfe  der  ausdrücklich  festgesetzten  Beiträge  der  gemeinsame  gesell- 
schaftliche Zweck  nicht  erreicht  werden  kann,  so  hat  jeder  Gesellschafter 
das  Recht,  sich  vor  dem  im  Kontrakte  festgesetzten  Termine  zurück- 
zuziehen. 

645.  (CXX.)  Uebergiebt  ein  Gesellschafter  der  Gesellschaft  Forde- 
rungen von  sich  als  Zahlung  der  Einlage,  welche  er  zu  leisten  hat,  so 
werden  ihm  diese  erst  nach  der  Einziehung  (Deckung)  angerechnet;  und  wenn 
die  Deckimg  durch  Exekution  in  das  vermögen  des  Schuldners  nicht  et- 
reicht  wird,  oder  wenn  der  Gesellschafter  dieselbe  nicht  vollstrecken  lassen 
will,  so  ist  er  gehalten,  unmittelbar  für  den  Betrag  der  Forderungen  zn 
haften,  bis  er  seine  Verpflichtung  erfüllt  hat. 

646.  (CXXI.)  Handelt  es  sich  nur  darum,  den  Gesellschaftsgeschäftai 
durch  neue  Beiträge  grössere  Ausdehnung  zu  geben,  ohne  dass  sonstwie  die 
gesellschaftliche  Institution  in  ihrem  Gegenstand  sich  ändert,  so  können  die 
andern  Mitglieder,  welche  die  Einlagen  erhöhen,  diejenigen,  welche  nach  Ver- 
hältniss  beizusteuern  sich  weigern,  dazu  nicht  zwingen,  noch  deswegen  aas 
der  Gesellschaft  ausstossen. 
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647.  (CXXn.)  Was  den^  in  Folge  der  nach  dem  yorhergehenden  Ar« 
tikel  dem  gesellschaftlichen  Handel  gegebenen  Ausdehnung  erwachsenden^)  Ge- 
wiDD  anbetri£Et,  so  können  die  Gesellschafter  nicht  Aspruch  erheben  auf  einen 
grosseren  Antheil,  als  den  pro  rata  ihrer  beziehentlicnen  Ergänzug  der  Ein- 
lagen. 

648.  (CXXni.)  Wenn  jedoch  die  andern  Gesellschafter  durch  neue 
Fonds  den  Zweck  der  Gesellschaft  auf  einen  neuen  Gegenstand  ausdehnen 
wollen,  mit  dem  die  Gesellschaft  sich  bis  dahin  nicht  befasst  hatte,  so  hat 
derjenige,  welcher  beizusteuern  sich  weigert,  weder  die  Pflicht,  noch  das  Recht, 
an  neuem  Gegenstand  Theil  zu  nehmen.  Und  die  Vereinigung  der  andern 
Mitglieder  wim  als  neue  auf  sie  beschränkte  Gesellschaft  angesehen. 

648.  (CXXIY.)  Handelt  es  sich  darum,  den  Geschäften  der  Gesell- 
schaft mittelst  neuer  Einlagen  grössere  Ausdehnung  zu  geben,  so  ist  die 
einstimmige  Zustimmung  sämmtlicher  Gesellschafter  dazu  nothwendig.  Wenn 
ein  Mitglied  der  Gesellschaft,  indem  es  fär  sich  neue  Kapitalien  einlegt, 
ohne  solche  Einwilligung  die  Geschäfte  der  Gesellschaft  ausdehnt,  so  wird  es 
in  rechtlicher  Hinsicht  angesehen,  wie  jemand,  der  die  Geschäfte  eines  Dritten 
ohne  dessen  Mandat  fährt. 

650.  (CXXY.)  Jeder  Gesellschafter  hat  die  Vernflichtung,  dar&ber 
za  wachen,  dass  seine  Geschäfte  in  (^höriger  Weise  in  oie  Bücher  der  Ge- 
sellschaft eiDgetragen  und  letztere  in  regelrechter  Form  geführt  werden. 
Der  nachlässige  Gesellschafter  ist,  wenn  ein  Zweifel  entsteht,  zur  eidlichen 
Bestätigung  der  nicht  gehörig  gebuchten  Geschäfte  nicht  zuzulassen;  und 
ausserdem  haftet  er  den  Mitgesellschaftern  gegenüber  für  die  daraus  etwa 
entstehenden  Schäden. 

651.  (CXXVI.)  Jeder  Gesellschafter  einer  Gesellschaft  mit  Firma, 
mag  er  Verwalter  derselben  sein  oder  nicht,  hat  das  Keoht,  den  Stand  der 
Verwaltung  und  des  gesellschaftlichen  Rechnungswesens  tu  prüfen,  sowie 
die  ihm  angemessen  erscheinenden  Reklamationen  zu  erheben,  in  Ueberein- 
stinminng  mit  den  im  Gesellschaftsyertrage  festgesetzten  Abmachungen. 

652.  (CXXVU.)  Weder  die  in  Kommandite  Fonds  gewährenden  Theil- 
haber  (parceiros),  noch  die  Aktionäre  Yon  Kompagnien  dürfen  eine  Prüfung 
oder  Nachforschung  über  die  gesellschaftliche  Verwaltung  yomehmen,  ausge- 
nommen in  der  durch  die  betreffenden  Verträge  Yorgeischriebenen  Zeit  und 
Form. 

653.  (CXXVIII.)  Jeder  Gesellschafter  hat  das  Rechte  zu  verlangen, 
dass  am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  über  das  gesammte  Vermögen  deir  Ge* 
sdlschaft  ein  allgemeines  Inventar  aufgenommen,  und  dass,  nachdem  die 
Hechnungen  in  den  Büchern  abgeschlossen  und  richtig  gestellt  sind,  zur  Ver- 
theilnng  der  Gewinne  nach  Abzug  der  Verluste  geschritten  wird^  vorbehalt- 
lich einer  besonderen  ausdrücklichen  Vereinbarung  darüber  im  Vertrage. 

654.  (GXXIX.)  Sofern  im  Vertrage  nicht  etwas  anderes  vereinbart 
ist,  sind  die  Waaren  und  vorhandenen  G^pnstände  der  Gesellschaftsfonds 
bei  der  Inventur  nach  dem  Kaufs-  oder  Erwerbspreise  abzuschätzen,  oder 
geringer,  sofern  letzterer  zur  Zeit  der  Inventur  geringer  steht.  Bei  den 
Gegenständen,  welche  durch  ihre  Natur  eine  Verminderung  oder  in  Folge 
des  Gebrauches  eine  Schädigung  erleiden,  wird  ein  entsprechender  Abzug 
nach  dem  Gutachten  von  Sachverständigen  gemacht 

655.  (GXXX.)  In  das  Inventar  werden  die  nicht  einziehbaren  Forda- 
nngen  der  Gesellschaft  nicht  mit  angenommen.  Die  zweifelhaften  Forderungen 

^)  wceasante«'  im  OnginaltejLt  wohl  irrthttmlich! 
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müssen  mit  einem  zu  ihrer  Unsicherheit  im  Yerhältniss  stehenden  Abziun 
in  einem  Betrage  vermerkt  werden,  über  welche  die  Mehrzahl  der  Gesell- 
schafter einig  wird. 

656.  (KXKL.)  Jeder  Gesellschafter  hat  das  Recht,  die  Zinsen  ftr 
die  Auslage  zu  verlangen,  welche  er  mit  seinem  Gelde  zum  gemeinschaft- 
lichen gesellschaftlichen  Nutzen  macht.  Die  Kosten  der  Reise,  für  Unte^ 
halt  n.  s.  w.,  welche  ihm  durch  das  Handelsgeschäft  erwachsen  sind,  müssen 
ihm  in  bleicher  Weise  gezahlt  werden. 

657.  (CXXXTI.)  Kein  Gesellschafter  hat  das  Recht,  eine  Belohnang 
zu  verlangen  unter  dem  Titel,  grössere  und  aufmerksamere  Sorg&lt  nd 
die  gesellschaftlichen  Geschäfte  verwendet  zu  haben,  sofern  solches  nicht  im 
Vertrage  versprochen  worden  ist. 

658.  (CXXXin.)  Kein  Gesellschafter  kann  vor  dem  Abschlüsse  der 
Rechnungen  und  vor  der  darauf  folgenden  Gewinnvertheilung  ohne  aus- 
drückliche Einwilligung  der  übrigen  Gesellschafter  aus  der  Gesellschaftskasse 
eine  Summe  herausnehmen,  welche  über  die  im  Vertrage  festgesetzte  oder 
über  die  ihm  rechtmässig  zustehenden  Zinsen  hinausgeht.  Handelt  er  dem 
zuwider,  so  haftet  er  mr  die  Zinsen  des  Uebermaasses,  sowie  für  ihre 
Rückerstattung  an  die  Masse. 

659.  (CXXXIV.)  Wird  ein  Gesellschaftsvertrag  schriftlich  geschlossen 
und  streckt  darin  ein  .Gesellschaft;er  darlehns weise  der  Firma  Geld  vor 
mit  einer  die  Zinsenlübersteigenden  Abrede,  so  ist  der  Vertrag  nicht  wucherisch. 

660.  (CXXXV.)  Sind  jedoch  die  Rechnungen  abgeschlossen  und  die 
Gewinne  vertheilt,  so  hat  jeder  Gesellschafter  das  Recnt  die  Auszahloni; 
seines  respektiven  Antheils  zu  erlangen,  sofern  dieses  Vorgehen  nicht  die 
gesellschaftlichen  G-eschäfte  in  Unordnung  bringt,  und  vorbehaltlich  einer 
entgegengesetzten  Abrede. 

661.  (CXXXVI^  Wenn  einer  der  Gesellschafter  mit  ausdrücklich^ 
oder  stillschweigender  Zustimmung  der  übrigen  Gesellschafter  seinen  Anth»! 
an  den  gesellschaftlichen  Gewinnen  in  der  Gesellschaftsmasse  stehen  lässt, 
so  erhält  er  von  demselben  Zinsen,  wie  von  seiner  ursprünglichen  Einlage, 
von  dem  Datum  an  gerechnet,  an  dem  das  Gesellschaftsjahr  abläuft,  vorbe- 
haltlich der  Abreden,  welche  in  dieser  Hinsicht  etwa  Platz  greifen. 

662.  (üXXXVn.)  Bestimmt  die  Gesellschaftsurkunde  nicht  den  An- 
theil,  welchen  jeder  Gesellschafter  an  den  Gewinnen  und  Verlusten  habei 
soll,  so  muss  der  Antheil  eines  jeden  im  Verhältnisse  stehen  zu  seiner  Ein- 
lage in  das  Gesellschaftskapital. 

Ist  in  dem  Vertrag  stipulirt,  dass  die  Festsetzung  jenes  Antheiles  dem 
Schiedsspruch  eines  Dntten  überlassen  bleiben  soll,  so  ist  sein  Gutachten 
bindend,  ausgenommen,  wenn  es  offenbar  unbillig  ist  Der  Gesdlschaßer, 
welcher  von  dem  Gutachten  erfahren  hat,  oder  der  seinerseits  auf  irgend 
welche  Weise  brennen  hat,  dasselbe  auszuführen,  darf  sich  demselben  nicht 
widersetzen,  sobäd  3  Monate  nach  seinem  Datum  verflossen  sind. 

Abschnitt  XIIL 
Von   der   Haftbarkeit   der   Gesellschafter. 

663.  (CXXXVni.)  Jedes  Mitglied  einer  gesellschaftlichen  Firma  hat 
dieselbe  Berechtigung,  über  das  gesellschaftliche  Vermögen  in  Materien, 
welche  mit  dem  Gesdiäfte  der  Gesellschaft  in  Verbindung  stehen,  zu  ver- 
fügen, ganz  SO;  als   wenn   es  mit  seinem  persönlichen,   imn  eigenthümlich 
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fi^ehorendeD  Eigenthum  geschSlie.  Der  Gesellschafter  kann  den  Kredit  der 
Gesellschaft  bis  zu  einer  ihm  gut  scheinenden  Summe  haftbar  machen,  vor- 
behaltlich des  Rechtes  der  Mitf2:esellschafter  gegen  ihn. 

664  (CXXXIX.)  Jeder  kaufimännische  Gesellschafter  ist  durch  die  von 
der  G^ellschaft  geschlossenen  Verträge  solidarisch  verhaftet.  Sobald  der 
Vertrag  zwischen  den  Associirten  ihre  gesellschaftliche  Haftpflicht  Dritten 
gegenüber  beschränkt,  hört  der  Vertrag  auf,  ein  Gesellschafts  vertrag  zu  sein, 
und  verwandelt  sich  in  eine  Parcerie  oder  etwas  anderes,  je  nach  den 
Umständen. 

665.  (CXL.)  Bei  allen  einfachen  Transaktionen,  welche  in  unmittel- 
barem Zuammenhange  mit  dem  gesellschaftlichen  Geschäfte  stehen,  ist  jedes 
Mitglied  der  Gesellschaft  in  seiner  eigenen  Person  der  aktive  Repräsen- 
tant der  Firma,   and  der  Akt  des  Einen  ist  der  Akt  Aller. 

666'  (CXLI.)  Jeder  einzelne  Gesellschafter  kann  über  die  gesell- 
schafÜicheo  Effekten  verfügen  und  andere  zum  Nutzen  der  Firma  kaufen; 
und  jeder  dieser  Verträge,  so  schädlich  er  auch  für  die  Gesellschaft  sein 
mag,  gewährt,  sobald  er  perfekt  ist,  dem  Verkäufer  Klagerecht  gegen  die 
Firma,  vorbehaltlich  des  Falles  von  Dolus,  Betrug  oder  Kollusion  des  Ver- 
käufers. 

667.  (CXLU.)  Liefert  irgend  Jemand  einem  Mitgliede  einer  Firma 
Waaren,  nachdem  die  Gesellschaftsur künde  registrirt  und  gehörig  bekannt 
gemacht  ist,  dass  dergleichen  ohne  Einwilligung  des  andern  Gesellschafters 
nicht  erlaubt  ist,  so  hat  der  Lieferant  kein  Xlagerecht  gegen  die  Firma, 
ausgenommen,  wenn  er  die  spätere  Zustimmung  dieses  letzteren  Gesell- 
schäters  oder  die  Verwendung  der  übergebenen  Waaren  in  dessen  Nutzen 
beweist. 

668.  (CXLIII.)  Die  einfache,  besondere  Abrede  der  Gesellschafter 
anter  sich,  dass  Einer  von  ihnen  ohne  die  Betheiligung  des  Andern  in  gültiger 
Weise  in  kein  Geschäft  sich  einlassen  darf,  verpflichtet  nicht  Dritte. 

668.  (CXIV.)  Jeder  Gesellschafter  kann  Anweisung  geben,  dass 
gesellscbafiiicfae  Gegenstände  für  Rechnung  der  Firma  versichert  werden. 
Der  Theilhaber  (comparte)  hat  nicht  diese  Befugniss,  ausgenommen,  wenn 
er,  abgesehen  davon,  dass  er  Theilhaber  ist,  auch  Gesellschafter  ist. 

670.  (CXLV.)  Die  Verpfandung  von  Gesellschaftseigen thum  an  eine 
Person,  die  nicht  weiss,  dass  das  Eigen  thum  gesellschaftliches  ist,  ist  für 
die  Firma  verbindlich,  sofern  bei  dem  Geschäfte  kein  Betrug  vorliegt. 

671.  (CXL VI.)  Der  Gesellschafter,  welcher,  nachdem  er  sich  auf 
eine  gesellschaftliche  Transaktion  eingelassen  hat,  ein  Gelddarlehn  aufnimmt, 
am  seine  eigenen  Privatausgaben  zu  bestreiten,  verpflichtet  die  Firma.  Der 
Gesellschaftler  kann  jedoch  die  Firma  nicht  verpflichten,  wenn  er  über  eine 
Sache  kontrahirt,  die  in  keinem  Konnex  zu  dem  gesellschaftlichen  Geschäfte 
steht,  oder,  sofern  letzteres  der  Fall  ist,  wenn  er  nur  allein  den  Nutzen 
daraus  zieht  und  die  Person,  mit  welcher  er  das  Abkommen  trifft,  es  weiss. 

672.  (CXL VII.)  Der  Gesellschafter,  welcher  mit  Ermächtigung  der 
Firma  handelt,  kann,  auch  wenn  er  kundgiebt,  dass  das  Geschäft  die 
Firma  nicht  angeht,  die  Firma  haftbar  machen. 

673.  (CXL VIII.)  Jedes  Mitglied  einer  Firma  kann  dieselbe  haftbar 
machen  durch  Trassirung,  Acceptirung  oder  ludossirung  von  Wechseln, 
Platzwechseln  ^J    an  Ordre,  Anweisungen    oder  irgend  welches  andere  kauf- 


^)  VergL  oben  Anm.  su  Art  103. 
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männische  Schriftstück,    sofern   nicht   in  dem   eingetragenen  Vertrag  eme 

Segentheilige  Einschränkung  vorhanden  ist  oder  der  Nehmer  Kenntniss  yod 
ieser  durcn  die  GesellschiS't  getroffenen  Ausnahme  haL 

674.  (CIL.)  Eine  Handelsobligation ,  welche  von  einem  Gesellschafter 
zum  Nutzen  der  Firma  ausgestellt  ist,  wird  als  getrennte  und  gemein- 
same Verpflichtung  erachtet,  welche  den  Aussteller  und  die  Firma  verpflichtet, 
auch  wenn  sie  individuell  im  Singular  ausgestellt  ist. 

675.  (CL.)  Ein  auf  eine  Gesellschaftsfirma  gezogener  und  von  einem 
ihrer  Gesellschafter  angenommener  Wechsel  verpflichtet  die  Gesellschaft, 
auch  wenn  das  Accept  nur  im  Namen  eines  Einzigen  geleistet  ist. 

676.  (CLL)  Das  Indossament  einer  kaufmännischen  Forderung,  welches 
von  einem  Gesellschafter  im  Namen  der  Firma  geleistet  ist,  verpflichtet  alle. 

677.  (CLII.)  Diejenige  Person,  welche  einen  Wechsel  oder  eine  An- 
weisung auf  ein  Mitglied  einer  Firma  nimmt,  während  sie  zu  jener  Zeit 
weiss,  dass  die  Transaktion  betrügerisch  ist,  erwirbt  kein  Klagerecht  gef^en 
die  Firma.  Dasselbe  tritt  ein  bei  dem  Indossament  hinsichtlich  des  In- 
dossatars, der  davon  Kenntniss  hat.  Jedoch  nicht  bei  dem  oder  den  folgenden 
schuldlosen  Indossataren,  wie  dies  die  Gesetzgebung  bestimmt. 

678.  (OLIII.)  Wenn  ein  Gläubiger  auf  eine  Gesellschaftsfirma  einen 
Wechsel  zieht,  wegen  einer  Schuld  eines  Gesellschafters,  welche  ft^her 
ezistirte  als  die  Gesellschaft, .  so  ist  das  Accept  bindend,  wenn  der  oder  die 
Gesellschafter,  welche  sich  mit  dem  Schuldner  vereinigten,  darin  willigen. 

679.  (OLIV.)  Giebt  das  Mitglied  einer  Gesellschaftsfirma  eine  Obli- 
gation im  Namen  der  Gesellschaft;,  bezüglich  einer  Transaktion,  die  ihrer 
Natur  nach  nicht  gesellschaftlich  ist,  so  muss  der  Nehmer,  um  die  Gesell- 
schaft haftbar  zu  machen,  beweisen,  dass  der  Gesellschafter  besondere  Er- 
mächtigung dazu  hatte. 

660.  (CLY.)  Zieht  ein  Gesellschafiter  einen  Wechsel  mit  der  Gesell- 
schaftsfirma in  Zahlung  einer  theils  gesellschaftlichen,  theils  seiner  besonderen 
Schuld,  so  wird  durch  die  Trassirung  die  Firma  nur  hinsichtlich  der  Schuld 
der  Gesellschaft,  jedoch  nicht  hinsichtlich  der  besonderen  Schuld  des  Gesell- 
schafters haftbar. 

681.  (CLVI.)  Laufen  verschiedene  gesellschaftliche  Handelszweifi;e 
unter  der  nämlichen  Firma,  so  kann  der  für  einen  der  Gegenstände  oder 
Geschäftszweige  gezogene  Wechsel  rechtlich  gegen  den  andern  geltend  ge- 
macht werden. 

682.  (CLYII.')  Unterzeichnen  zwei  Personen  zusammen  einen  Wechsel- 
brief mit  ihren  beiaen  Namen,  so  sind  dadurch  beide  als  Gesellschafter  bei 
dieser  besonderen  Transaktion  verhaftet;  jedoch  das  Recht,  ihn  weiter  za 
begeben,  haben  beide  kollektiv  und  nicht  jeder  einzeln  fär  sich.  Deshalb 
bdahigt  das  von  einem  ausgestellte  Indossament  nicht  den  Indossatar,  den 
Wechsel  einzukassiren. 

683.  (CLVIU.)  Ein  Wechsel,  welcher  unter  den  gemeinschaftlichen 
Namen  (em  nomes  conjunctos)  von  einer  der  beiden  Personen  —  Gesell- 
sdiafter  bei  einer  besonderen  Transaktion  —  gezogen  wird,  jedoch  zu  einem 
Zwecke,  welcher  mit  dieser  besonderen  Transaktion  in  keiner  Beziehoog 
steht,  verpflichtet  nicht  den  Mitgesellschafier,  dessen  Namen  von  dem  Tras- 
santen des  Wechsels  in  Verbindung  mit  dem  seinigen  erwähnt  ist,  selbst 
wenn  der  Inhaber  gutgläubig  ist. 

684.  (CL1X.J  Ein  nach  der  Auflösung  der  Gesellschaft  gezogener 
Wechsel  verbindet  die,  welche  Gesellschafter  gewesen  sind,  nicht,  ausgenom- 
men wenn  alle  ihn  unterzeichnen. 
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685.  (CLX.)  Der  Gesellschafter,  welcher  den  Qesellschaftskredit  bei 
einer  mit  der  Gesellschaft  uDmittelbar  zusammenhängendeii  Angelegenheit 
als  Bürgschaft  verwendet,  macht  dadurch  die  Firma  haftbar.  Dies  ist  nicht 
der  Fall,  wenn  die  Transaktion  seine  private  ist,  vorbehaltlich  der  Ermäch- 
tigong  der  GreseUschaftier. 

686.  (CLXI.)  In  der  Regel  darf  der  Gesellschafter  im  Allgemeinen 
die  Mitgesellschafier  nicht  durch  Bürgschaft  ohne  besondere  Ermächtigung 
oder  spätere  Genehmigung  haflbar  machen ;  ausgenommen,  wenn  die  Gewäh- 
rung von  dergleichen  Bürgschaft;en  ein  gewöhnlicher  Brauch  einer  solchen 
Firma  ist. 

687.  (CLXII.)  Ohne  specielle  Ermächtigung  Seitens  der  Gesell- 
schafter darf  kein  Gesellschaft;er  die  G^sellschaftsfirma  durch  einen  Vertrag, 
für  welchen  das  Gesetz  essentiell  öffentliche  Urkunde  verlangt,  haftbar 
machen.  Diese  Ermächtigung  hat  nur  dann  Gültigkeit,  wenn  sie  schriftlich 
und  gesetzmässig  abgefietöst  ist 

688-  (GLXIIIO  Nicht  wird  unter  den  gewöhnlichen  Beftignissen  des 
Gesellschafters  die  Vollmacht  verstanden,  Kompromisse  bei  einem  Schieds- 
sprüche zu  unterzeichnen;  sondern  derjenige  der  Gesellschafter,  welcher  es 
dennoch  thut.  verpflichtet  sich  dadurch  für  sich  allein. 

688.  (ULXIV.)  Es  gehört  zur  Vollmacht  des  Gesellschafters,  von  der 
Klage,  welche  im  Namen  der  Firma  anhängig  gemacht  ist,  ohne  Einwilligung 
der  Mitgesellschafter  abzustehen.  Die  Abstandnahme  ist  obligatorisch  für 
die  Firma,  ausgenommen  den  Fall  des  gesetzlich  erwiesenen  Betrugs. 

680.  (GLXV.)  Die  Zahlung  einer  Gesellschaftsschuld,  welche  an  einen 
der  Gesellschafter  geleistet  ist,  gilt  als  an  alle  geleistet.  Und  ebenso  bindet 
die  ?on  einem  der  Gesellschaftier  unterzeichnete  Anerkennung  einer  Schuld 
der  G^ellschaft  die  übrigen  G^ellschafter. 

681.  (CLXVI.)  Das  von  einem  der  Gesellschafter  ausgestellte  An- 
erkenntniss  oder  Zugeständniss  der  Zahlung  einer  Gesellschaftsschuld  macht 
konkludenten  Beweis  gegenüber  den  Ansprüchen  des  Mitgesellschafters. 

682.  (GLXV II.)  Bei  der  Vereinigung  der  Gläubiger  eines  Falliten, 
welcher  Schuldner  einer  Gesellschaft  ist,  hat  der  Gesellschafter  die  Macht, 
d^  Akkord,  welchen  die  Gläubigerversammlung  annimmt,  zu  unterschreiben; 
seine  Unterschrift  verpflichtet  cumn  die  GesellichafUfirma. 

Abschnitt  XIV- 
Von   der   Auflösung   der   Gesellschaft. 

683.  (CLXVIII.)  Sofern  kein  mündliches  oder  schriftliches  Abkommen 
über  die  Zeit  der  Dauer  der  Gesellschaft  getroffen  worden  ist,  kann  ein 
jeder  der  GeseUschafber  die  Gesellschaft  zur  Auflösung  bringen,  von  dem 
Aag^blicke  an,  in  welchem  er  den  übrigen  Gesellschaftern  seine  Absicht 
kondthut. 

684.  (CL^IX.)  Eine  auf  eine  bestimmte  Zeit  errichtete  Gesellschaft 
kann  nur  durch  gegenseitige  Einwilligung  sämmtlicher  Gesellschaftler,  bevor 
der  Tag  des  Ablautetermins  herangekommen  ist,  au%elöst  werden. 

685.  (GLXX.)  Gerichtlich  wird  noch  vor  Ablauf  der  im  Vertrage 
bestimmten  2ieit  die  Gesellschaft  f&r  aufgelöst  erklärt,  wenn  es  sich  erweist, 
dass  ihre  Fortführung  dem  Geiste  und  den  Zwecken  der  Gesellschafts-. 
Artikel  gemäss  unmöglich  ist,  so,  wenn  z.  B.  das  Gesellscbaftskapital  voll- 
ständig verloren  ist 
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(CLXXI.)     Der    Richter    kann    die   Gesellschaft   auf    Ansachen 
irgeDcl  eines  der  Gesellschafter  für  aufgelöst  erklären: 

1.  wegen  schlechten  Verhaltens  eines  der  Gesellschafter,  nach  seineo 
Ermessen,  unter  Beobachtung  der  gebührenden  Umsicht; 

2.  wenn  die  Unmöglichkeit  des  Fortbestehens  der  Gesellschaft  in  der 
vertragsmässig  festgesetzten  Weise  nachgewiesen  wird; 

3.  wenn  Seitens  irgend  eines  Gesellschafters  Missbrauch  des  guten 
Glaubens  stattfindet; 

4.  wenn  die  Gesellschaft  auflösbar  ist  nach  dem  Willen  eines  Gesell- 
schafters, vorbehaltlich  der  gesetzlichen  Einschränkungen  in  diesem 
Falle. 

697.  (OLXXn.)  Der  Verkauf  von  den  Gesellschaftseffekten  zu 
Priyatzwecken  eines  Gesellschafters  kann  ein  Grund  zur  Auflösung  der 
Gesellschaft  sein. 

698.  (CLXXIII.)  Das  Falliment  eines  der  Gesellschafter  löst  von 
dem  Ereigniss  ab  die  Gesellschaft  auf.  Und  der  fallite  Gesellschafter  kann 
von  selbst  und  aus  obigem  Grunde  die  Auflösung  beantragen. 

699.  (CLXXIV.)  Der  Tod  eines  der  Gesellschafter  löst  die  Gesell- 
schaft auf,  welches  auch  die  Zeit  ihrer  Dauer  sein  mag. 

Besteht  die  Gesellschaft  aus  mehr  als  zwei  Mitgliedern,  so  bewirkt  der 
Tod  eines  die  gesellschaftliche  Auflösung  unter  allen,  sofern  nicht  das 
Gegentheil  vereinbart  ist. 

700.  (CLXXV.)  Kein  G^ellschafter  kann  durch  Testament  einem 
Legatar  seinen  Antheil  an  dem  Handelsbetriebe  bei  Fortsetzung  der  Gesell- 
Schaft  hinterlassen. 

701.  (CLXXVI.)  Der  Wahnsinn  eines  Gesellschafters  ist  gesetzlicher 
Grund  zur  Auflösung  der  Gesellschaft. 

702.  (CLXXVII.)  Eine  auf  eine  unbestimmte  Zeit  mündlich  errichtete 
Ges^ellschaft  kann  auch  mündlich  au^elöst  werden.  Eine  durch  öffentliche 
Urkunde  errichtete  Gesellschaft  muss  auch  durch  öffentliche  Urkunde  auf- 
gelöst werden. 

703.  (CLXXVIII.)  Wenn  eine  Gesellschaft  durch  den  Willen  der 
Gesellschafter  auflösbar  ist,  einer  jedoch  sich  widersetzt,  so  muss  der  Sti-eit 
durch  kaufmännische  Schiedsrichter  entschieden  werden. 

704.  (CLXXTX.)  Mit  der  Auflösung  der  Gesellschaft  sind  auch  alle 
gemeinsamen  gesellschaftlichen  Bande  gelöst;  aber  die  Gesellschafter  bleiben 
dessenungeachtet  gemeinsame  Eigenthümer  aller  bei  dem  gesellschafUichen 
Mandel  verwendeten  Artikel. 

705.  (CLXXX.)  Sobald  die  Gesellschaft  aufgelöst  ist,  kann  jeder  Ge- 
sellschafter verlangen,  dass  sämmtliche  Effekten  der  Gesellschaft  verkauft 
i4ud  der  Erlös  daraus  getheilt  werde;  die  übrigen  Gesellschafter  können  sie 
nicht  zwingen,  ihren  Antheil  in  Effekten  nach  der  Abschätzung  anzu- 
nehmen, vorbehaltlich  der  Vereinbarung  des  Gegentheils. 

706.  (CLXXXI.)  Wenn  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  ein  Ge- 
sellschafter gemeinschaftliches  Eigenthum  zu  seinem  Privatvortheile  ver- 
wendet oder  von  demselben  einen  anderen  Gebrauch  macht,  welcher  mit 
den  gesellschaftlichen  Geschäften  nicht  im  Einklänge  steht,  so  können  die 
übrigen  auf  gerichtlichem  Wege  einen  Verwalter  für  die  Masse  fordern. 

707.  (CLXXXII.)  Nach  Bezahlung  der  gemeinsamen  Schulden  ge- 
hört der  verbleibende  Rest  den  Gesellschaftern,  nach  Verhältuiss  ihres  bezug- 
liehen  Antheils  und  des  gesellschaftlichen  Abkommens. 
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TOB.  (CLXXXIII.)  Die  Privatrechnuagen  der  Gesellschafter  mit  der 
Gesellschaft  werden  so  beglichen,  dass  die  Gesellschafter  f&r  die  im  Vertrage 
festgesetzten  Einlagen  kreditirt  und  für  die  nicht  eingelegten  oder  ans  der 
Gesellschaftskasse  herausgenommenen  Summen  debitirt  werden. 

709.  (CLXXXIY.)  Alles,  was  ein  Gesellschafter  als  Antheil,  welchen 
er  an  der  Masse  hatte,  erhält,  muss  bestimmt  und  nicht  vom  Zufall  abhängig 
sein.  Fällt  ihm  eine  Annuität  zu,  welche  von  der  Lebensdauer  des  übrig 
bleibenden  Gesellschafters  abhängig  ist,  so  bleibt  der  Empfänger  als  Gesell- 
schafter haftbar. 

710.  (CLXXXV.)  Gültig  ist  der  Vertrag,  dass  der  übrig  bleibende 
Qesellschafiter  demjenigen,  welcher  sich  zurückzieht,  eine  Geldsumme  für 
dessen  Antheil  an  der  Masse  zahlt,  auch  wenn  die  Gesellschaft  zur  Zeit 
der  Abschliessung  des  Vertrages  insolvent  ist  Wird  bei  diesem  Geschäfte 
Betrug  nachgewiesen,  so  wird  der  Gesellschafter^  welcher  sich  zurückgezogen 
hat,  gezwungen,  das  Empfangene  wieder  zurückzugewähren. 

711.  (CLXXXVI.)  Wird  bei  der  Auflösung  der  Gesellschaft  ein  be- 
stimmter Fonds  zur  Deckung  der  Schulden  derselben  aufgestellt  und  erweist 
sich  später  dieser  Fonds  als  unzureichend,  so  hat  der  mit  Bezahlung  der 
Scholuen  betraute  Gesellschafter  kein  Pfandrecht  irgend  welcher  Art  an  dem 
Antheil  am  gesellschaftlichen  Fonds,  welcher  alsEigenthum  des  andern  Ge- 
sellschafters vertragsmässig  ausgeschieden  ist;  hinsichtlich  der  Gläubiger  der 
Gesellschaft  jedoch  wird  das  abgesonderte  Eigenthum  als  ^sellschafUiches 
Eigenthum  angesehen,  sofern  dem  Vertrage  keine  Besitzänderung  ge- 
folgt ist. 

712.  (CXXXXVII.)  Wenn  der  übrig  bleibende  Gesellschafter  es  auf 
sich  oimmt,  die  Forderungen  einzuziehen  und  die  Schulden  der  Gesellschaft 
zu  bezahlen,  indem  er  dem  austretenden  Gesellschafter  Gewähr  ge;^en  jede 
künftige  Haftbarkeit  leistet,  so  ist  ein  solches  Abkommen  obligatorisch  für 
die  kontrahirenden  Gesellschafter,  befreit  jedoch  den  sich  zurückziehenden 
Gesellschafter  nicht  von  der  mit  den  Gläubigern  der  Gesellschaft  kontrahir- 
ten  Haftbarkeit 

713.  (CLXXXyill.)  Wenn  beim  Auflösen  der  Gesellschaft  zwei 
Gesellschafter  unter  sich  vereinbaren,  dass  einer  von  ihnen  eine  bestimmte 
Gesellschaftsschuld  bezahlen  soll,  und  der  Gläubiger  darin  willigt,  den  an- 
dern Gesellschafter  von  jeder  Haftbarkeit  für  jene  Schuld  zu  entlasten,  so 
zerstört  diese  Einwilligung  des  Gläubigers,  sofern  sie  unentgeltlich  geschieht, 
i^ein  Recht  und  seinen  Elageanspruch  gegen  beide  Gesellschafter  nicht. 

714.  (CLXXXIX.)  Wenn  einer  von  drei  Gesellschaftern  aus  der 
Gesellschaft  ausscheidet  und  einem  Gläubiger  der  letzteren  mittheilt,  dass 
die  verbleibenden  Gesellschafter  die  Gesellschaftsfonds  an  sich  nehmen  und 
die  Schulden  bezahlen  werden,  und  der  Gläubiger,  mit  dem  Abkommen  ein- 
verstanden, seine  Forderung  von  der  alten  auf  die  neue  Firma  überträgt,  in- 
dem er  dazu  kommt,  selbst  auf  sie  zu  ziehen  imd  einen  Theil  seiner  BiUnz- 
forderong  zu  erhalten,  so  hat  er,  wenn  beim  Falliment  der  Gesellschaft  der 
Kest  ihm  nicht  gezahlt  wird,  ein  Recht  darauf  gegen  die  Mitglieder  der 
&lten  Firma  und  gegen  den  ausgetretenen  Gesellschafter. 

715.  (CXC.)  Die  Thatsache,  dass  in  dem  Besitze  einer  neuen  aus 
ehemaligen  Gesellschaftern  und  anderen  zusammengesetzten  Firma  Gelder 
weiter  verbleiben,  welche  der  alten  Firma,  aus  der  sich  ein  Gesellschafter 
zurückgezogen  hat,  dargeliehen  waren,  sowie  der  Umstand,  dass  von  der 
neuen  Firma  regelmässig  die  Zinsen  angenommen  werden,  indem  mit  ihr 
aoch  fernerhin  in  der   gewohnten  Form    Geschäfte  gemacht  werden,    befreit 
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den    ansgetretenen  Gesellschafter   dem  Darleiher   gegenüber   nicht    von   der 
Verpflichtung,  welche  er  als  Gesellschafter  eingegangen  ist. 

716.  (CXCI.)  Der  austretende  Gesellschafter  kann  in  Folge  yod 
späteren  Transaktionen  des  Gläubigers  mit  dem  verbleibenden  Gesellschafter 
seinen  Verpflichtungen  enthoben  werden.  Ebenso  müssen,  wenn  der  Glaabiger 
die  Geschäfte  mit  der  alten  und  neuen  Firma  auf  einer  einzigen  Rechnung 
vereinigt,  die  von  Zeit  zu  Zeit  geschehenden  Zahlungen  auf  die  alte  Schuld 
verwendet  werden. 

717.  (CXCII.)  Wenn  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  dennoch  ein 
Konto  zwischen  dem  Gläubiger  der  Firma  und  dem  verbleibenden  Gesell- 
schafter weiter  läuft,  so  werden  die  folgenden  Zahlungen  als  auf  die  Ver- 
minderung der  gesellschafblichen  Schuld  verwendet  angesehen  und  nicht  auf 
die  späterhin  von  dem  verbleibenden  Gesellschafter  separat  kontrahirte  Schnld ; 
ausgenommen,  wenn  die  jedesmaligen  Zahlungen  mit  positiver  besonderer  Ver- 
wendung geleistet  werden. 

718.  (CXCIII.)  Wenn  zwei  Gesellschafter  gemeinschaftlich  einen 
Wechselbrief  als  Zahlung  für  eine  Gesellschaftsschuld  geben*),  und,  bei 
Fälligkeit  desselben,  der  Inhaber,  benachrichtigt  von  der  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft, in  Novation  (reforma)  oder  Zahlung  einen  Wechsel  von  einem 
derselben  allein  annimmt,  so  ist  der  andere  von  der  Schuld  entlastet. 

719.  (CXCIV.)  Wenn  nach  der  Auflösung  der  Gesellschaft  ein  Ge- 
sellschafter die  Zahlung  f&r  eine  einem  andern  Gesellschafter  gehörende 
Forderung  annimmt,  so  hat  letzterer  das  Recht,  von  ersterem  die  unrecht- 
mässig in  Empfang  genommene  Summe  nebst  den  gesetzlichen  Zinsen  sn 
fordern. 

Abschnitt  XV. 

Von    der   gesetzlichen    Auflösung    und   deren 
Wirkungen. 

720.  (GXCV.)  Die  Aufhebung  einer  Handelsgesellschaft  muss  in  das 
öffentliche  Handelsregister  eingetragen  und  die  Auflösung  in  der  Zeitung  des 
Sitzes  der  Gesellschaft  oder  in  der  zunächst  vorhandenen  veröffentlicht  werden; 
alles  bei  Strafe  der  Fortdauer  der  Verantwortlichkeit  der  Gesellschafter 
gegen  Dritte,  als  wenn  die  Gesellschaft  noch  bestände. 

721.  (CXCVI.)  Alle  einheimischen  oder  fremden  Handelsleute  und 
andere  Privatpersonen,  welche  während  des  Bestehens  der  Gesellschaft 
mit  der  Firma  kontrahirt  haben,  müssen  eine  besondere  Cirkularmittheilung 
erhalten;  bei  Strafe  der  Fortdauer  der  Verantwoi tlichkeit  aller  Mitglieder 
für  die  Verträge  irgend  eines  der  Mitgesellschafter. 

722.  (CXCVII.)  Die  von  einem  Gesellschafter  direkt  bewirkte  Mil- 
theilung,  dass  die  Gesellschaft  sich  auflöst  hätte,  beweist  gegen  ihn.  dass 
sie  durch  die  zuständigen  Mittel  aufgelöst  worden  war;  die  mündlicne  in< 
direkte  Aeusserung  hat  nicht  die  Wirkung  einer  gesetzlichen  Mittheilung. 

723.  (CXCVUI.)  Die  in  den  Zeitungen  erlassene  Anzeige  wird  er- 
achtet als  genügende  Mittheilung  fOr  alle  diejenigen,  welche  mit  der  Firma 
niemals  vorher  Handelsgeschäfte  gemacht  haben. 


^)  ^d^rem^S  Ausgabe  des  Gesetsbuches  von  1875.  In  der  dem  Ver£EW8er  eben- 
flEtlls  vorliegenden  neuesten  Ausgabe  von  1879  heisst  es  „devem",  doch  dürfte  dies  eia 
Dmokfehler  sein. 
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724.  (CIO.)  Die  AenderüDg  in  der  Form  des  von  einem  Bank- 
baase fi^ebrauchten  Checks  ist  genügende  Nachricht  von  der  Auflösung  der 
Gesellschaft  gegenüber  denjenigen,  welche  Checks  auf  die  neue  Firma  etwa 
ausgestellt  haben. 

725.  (CC.)  Tritt  der  stillschweigende  Gesellschafter  aus  der  Gesell- 
schaft, so  hat  er  nicht  nöthig,  seinen  Rücktritt  mitzutheilen. 

726.  (CGI.)  Von  dem  Augenblicke  an,  in  weichein  die  Gesellschaft 
sich  auflöst  und  aufhört,  werden  die  Gesellschafter  aus  verbundenen  (conjunctos) 
Personen  getrennte  Individuen  und  reine  Theilhaber  in  der  Gemeinschaft  des 
vorhandenen  gesellschaftlichen  Eigenthnms. 

727.  (CCII.)  Ist  die  Gesellschaft  aufgelöst,  so  darf  kein  Gesellschafter 
die  Gesellschaftsfirma  auf  eine  negocirbare  Obligation  setzen,  es  sei  denn, 
da^s  sie  vor  der  Zeit  der  Auflösung  vorhanden  war  oder  zur  Bezahlung  von 
Gesellschaftsschulden  verwendet  wurde. 

728.  (CGI  11.)  Ein  Wechsel,  welcher  nach  der  gehörigen  Mittheilung 
voD  der  Auflösung  der  Gesellschaft  von  einem  Gesellschafter  gezogen  oder 
acceptirt  worden  ist,  kann  nicht  gegen  den  andern  Gesellschafter  geltend 
gemacht  werden,  auch  wenn  der  Indossatar  in  gutem  Glauben  den  Wechsel 
ohne  Eenntniss  von  der  Auflösung  nahm. 

729  (GGIV.)  Sobald  die  Auflösung  in  der  gesetzlichen  Form  ange- 
kündigt ist  und  in  der  Anzeige  erklärt  wird,  dass  ein  zu  den  Gesellschaftern 
der  Firma  gehöriger,  genau  bezeichneter  Gesellschafter  alle  gesellschaft- 
lichen Schulden  und  Forderungen  einziehen  und  bezahlen  würde,  so  macht, 
wcdh  der  bevollmächtigte  Gesellschafter  auf  einen  Schuldner  der  Firma 
einen  Wechsel  zieht  oder  ihn  einem  Dritten  indossirt,  er  die  übrigen  Gesell- 
schafter nicht  verantwortlich. 

730.  (CCV.)  Jeder  Wechsel,  welcher  auf  einen  der  Auflösung  der 
Gesellschaft  vorhergehenden  Zeitpunkt  antedatirt  ist,  verpflichtet  nicht  die 
Firma. 

731.  (CCVI.)  Ein  nach  der  gesetzlichen  Auflösung  der  Gesellschaft 
gezogener  und  von  dem  ausstellenden  Gesellschafter  zur  Liquidation 
gesellschaftlicher  Schulden  verwendeter  Wechsel  giebt  dem  Inhaher  kein 
Klagerecht  gegen  die  gewesenen  Gesellschafter  (exsocios),  auch  dann  nicht, 
wenn  der  Inhaber  Qc\d  zum  Gebrauche  der  Firma  vorgestreckt  hat. 

732.  (GCVII.)  Ist  zur  Zeit  der  Auflösung  die  gesetzliche  Mittheilung 
gemacht  worden,  dass  der  bezeichnete  übrigbleibende  Gesellschafter  die 
Forderungen  der  Gesellschaft  annehmen  wird,  so  entlastet  eine  betrügerische 
Quittung,  welche  in  der  Folge  einem  Schuldner  von  einem  ausscheidenden 
Gesellschieifter  ausgestellt  wird,  jenen  Schuldner  nicht. 

733.  (CCVIII.)  Hat  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  einer  der  Ge- 
sellschafter aus  irgend  einem  G-runde  ein  ausschliessliches  Recht  an  den 
Forderungen  derseloen,  so  entlastet  die  au  einen  andern  Gesellschafter  ge* 
leistete  Zahlung  den  Schuldner,  der  hiervon  Eenntniss  hat,  nicht. 

734.  (CCIX.)  Die  Rechte  der  Gesellschafter  gegen  Dritte  werden  im 
Fall  der  Bürgschaft  durch  die  theilweise  Auflösung  der  Gesellschaft  alterirt. 
Die  AenderuDg  eines  Mitgliedes  in  der  Firma  befreit  den  Bürgschaftssteller 
von  künftiger  Verantwortlichkeit,  vorbehaltlich  entgegenstehender  Abrede. 

Abschnitt  XVI. 
Von   der  Liquidation. 

735.  (CGX.)  Ist  eine  kaufmännische  Gesellschaft  aufgelöst,  so  müssen 
die  Gesellschaftier,  welche  während  ihres  Bestehens  das  Recht  der  Geschäfts* 


200  XXVI.    PortiigaL 

fübruDg  hatten,  die  Liquidation  derselben  unter  derselben  Firma  vornehmen, 
vorbehaltlich  einer  besondei'en  Abrede  im  Vertrag,  oder  wenn  die  Gresell- 
schafter  durch  Stimmenmehrheit,  und  bei  Stimmengleichheit  der  Richter, 
einen  andern  oder  andere  Liquidatoren  erwählen.  Bei  einer  Association  auf 
gemeinschaftliche  Rechnung  kann  nur  der  aktive  Gesellschafter  Liquidator  sein 

736.  (CCXI.)  Reicht  der  Bestand  der  Kasse  der  aufgelösten  Gre- 
sellschaft  zur  Bezahlung  der  falligen  Schulden  nicht  aus,  so  mnss  der 
Liquidator  von  den  Mit  gesell  schaftern  die  nöthigen  Gelder  fordern,  welche 
ein  jeder  nach  seinem  Antheil  an  der  Gesellschaft  herzugeben  verpflichtet  ist. 

737.  (CCXIL)  Die  zur  Liquidation  nicht  nothwendigen  Gelder  müssen 
provisorisch  unter  die  Gesellschalter  getheilt  werden. 

738.  (CCXIII )  Der  oder  die  liquidirenden  Gesellschafter  müssen 
innerhalb  der  auf  die  Auflösung  der  Gesellschaft  unmittelbar  folgenden  15 
(14)  Tage  ein  Inventar  oder  eine  Bilanz  über  das  Gesellscbaftskapital  auf- 
stellen,  indem  sie  das  Ergebniss  zur  Kenntniss  aller  Gesellschafter  bringen, 
bei  Strafe,  dass  vom  Gerichte  eine  Liquidationsverwaltung  auf  Kosten  der 
Liquidatoren  ernannt  wird,  sobald  einer  der  Gesellschafter  es  beantragt 

739.  (CCXIV.)  Wird  ein  Liquidator  ernannt,  welcher  nicht  zu  den 
Gesellschaftern  gehört^  so  muss  ihm  die  Gesellschaftsmasse  gemäss  dem  auf* 
gestellten  Inventar  und  der  Bilanz  übergeben  werden,  wenn  er  für  seine 
Tauglichkeit,  seinen  Charakter  und  seine  Treue  Bürgschaft  leistet. 

740.  (CCXV.)  Es  ist  Pflicht  eines  jeden  Liquidators,  ob  Gesell- 
schafters oder  nicht,  monatlich  einem  jeden  Gesellschafter  den  Stand  der 
Liquidation  mitzutheilen,  bei  Strafe  der  Absetzung. 

741.  (CCXVl.)  Jeder  Liquidator  ist  den  Gesellschaftern  für  irgend 
einen  Hchaden,  welcher  bei  Erfüllung  seiner  Funktionen  für  die  Masse  aas 
Nachlässigkeit  oder  Betrug  erwächst,  verantwortlich. 

742.  (CCXVIL)  Der  Liquidator  darf  keine  Trausaktionsgeschäfte 
und  keinen  Kompromiss  bezüglich  der  gesellschaftlichen  Interessen  ab- 
schliessen,  wenn  ihm  hierzu  nicht  durch  besondere  Vereinbarung  die  Er- 
laubniss  gegeben  ist. 

743.  (CCXVIIL)  Der  Privatgläubiger  des  Gesellschafters  darf  Kraft 
seiner  Forderung  die  Gelder,  welche  der  Schuldner  in  der  Gesellschafts- 
masse etwa  hat,  nicht  aus  derselben  herausnehmen;  jedoch  darf  er  den 
Interessenantheil,  welcher  auf  ihn  bei  der  Liquidation  der  Gresellschaft  ent- 
fällt, mit  Boschlag  belegen,  kann  ihn  aber  nur  zu  der  Zeit  erhalten,  wenn 
auch  der  Schuldner  ihn  empfangen  könnte,  unbeschadet  anderer  Gläubiger 
mit  besserem  Recht. 

744.  (CGXIX.)  Die  Privatgläubiger  der  Gesellschafter  treten  im 
Fall  des  Falliments  der  Gesellschaft  nicht  in  die  Masse  und  Konkurenz  mit 
den  Gläubigern  der  Gesellschaft  ein;  sind  letztere  befriedigt,  so  können 
sie  für  den  Theil,  welcher  dem  betreffenden  Schuldner  gehört,  gegen  den 
Rest  von  ihrem  Rechte  Gebrauch  machen.  Durch  diese  Bestimmung  werden 
die  Gläubiger,  welche  ein  privilegirtes  Recht  auf  das  Vermögen  ihres 
Schuldners  haben,  nicht  des  Rechtes  beraubt,  dasselbe  zu  erweisen  und 
Vorzug  bei  Konkurrenz  mit  den  Gläubigern  der  Gesellschaftsmasse  zu  erlangen, 
gemäss  der  Kraft  des  in  diesem  Gesetze  festgesetzten  Vorrechtes. 

745.  (CCXX.)  Wenn  dieselben  Personen  verschiedene  Gesellschaften 
mit  verschiedenen  Firmen  und  an  verschiedenen  Plätzen  errichten  und  eine 
der  Gesellschaften  fallirt,  so  haben  die  Gläubiger  der  letzteren  kein  Recht 
über  die  bleibenden  zahlungsfähigen  Gesellschaften,  ohne  dass  die  Gläubiger 
dieser  beziehen tlichen  Häuser  zuerst  bezahlt  sind. 
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748.  (CCXXI.)  Weon  die  nämliche  Person  Mitf^lied  verschiedener 
Firmen  mit  verschiedenen  Mitgesellschaftem  an  Terscfaiiedenen  Orten  ist 
und  eines  der  Häuser  £ftllirt,  so  haben  seine  Gläubiger  nur  ein  subsidiäies 
Recht  gegen  den  Antheil,  welchen  der  gemeinsame  Gesellschafter  an  den 
übrigen  zahlungsfähigen  Häusern  hat,  nachdem  zuerst  die  Gläubiger  der  be- 
treffenden Firmen  bezahlt  sind. 

747.  (CCXXn.)  Nach  der  Liauidation  und  endgültigen  Vertheilung, 
und  bei  mangelnder  Bestimmung  im  Vertrage,  müssen  die  Handlungsbücher 
und  die  betreffenden  Urkunden  der  Gesellschaft  im  Hause  eines  der  Gesell- 
5^5hafter,  um  mit  denselben  im  Nothfalle  die  anderen  Gesellschafter  oder 
deren  Erben  zu  unterstützen,  auf  Grund  der  Entscheidung  der  Stimmen- 
mehrheit niedergelegt  werden;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos, 
und  dio  Schriften  verbleiben  im  Besitz  des  Depositars  die  ganze  Zeit  über, 
welche  das  Gesetz  den  Handelsleuten  vorscnreibt;  ihre  Bücher  aufzu- 
bewahren. 

Abschnitt  XVH. 
Von    dem    S  ch  ied  sr  ic  h  t  e  r  s  p  r  uch    bei  Gesell  Schäften. 

748.  (CCXXUI.)  Jeder  Mangel  der  Erfüllung  des  Vertrages  oder 
der  gesellschaftlichen  Verpflichtung  Seitens  eines  Gesellschafters  giebt  den 
übrigen  Gesellschaftern  Klageanspruch  gegen  ihn  auf  Erfüllung  des  Ver- 
trages und  Ersatz  des  der  Gesellschaft  daraus  entstehenden  und  durch 
zustandige  kaufmännische  Sachverständige  bestimmten  Schadens. 

748.  (CCXXIV.)  Jeder  Streit  zwischen  Gesellschaftern  bezüglich  der 
Gesellschaft  und  deren  Geschäfte,  welcher  Natur  er  auch  sein  mag,  muss 
stets  ausschliesslich  von  kaufmännischen  Schiedsrichtern  abgeurtheilt  werden. 
Es  ist  verboten,  das  Gegentheil  festzusetzen. 

750.  (CCXXV.)  Gegen  jeden  Schiedsrichterspruch  in  Sachen  und  in 
Streitigkeiten  bezüglich  der  Gesellschafter  unter  einander  findet  der  unmittel- 
bare Appellationsrekurs  an  das  zuständige  Handelsgericht  des  Distrikts  statt 
und,  wenn  es  über  dessen  Gerichtsbarkeit  hinausgeht,  an  das  höhere  Gericht. 

751.  (CCXXVI.)  Der  Kompromiss  der  Ernennung  und  Bezeichnung 
von  Schiedsrichtern  kann  durch  öffentliche  oder  Privaturkunde,  durch  ge- 
richtlichen oder  aussergerichtlichen  Akt  stattfinden. 

752.  (CCXXVI  1.)  Der  Kompromiss  muss  die  Zeit  bestimmen, 
innerhalb  deren  die  Schiedsrichter  ihren  Spruch  vorzulegen  haben.  Ver- 
^^tändigen  sich  die  Parteien  in  dieser  Hinsicht  nicht,  so  muss  der  Auf- 
schub von  dem  Richter  des  Handelsgerichts  des  Distriktes  oder  an  Orten, 
wo  ein  solcher  nicht  ist,  von  der  gewöhnlichen  Behörde  geregelt  werden. 

753.  (CCXXVni.)  Weigern  sich  ein  oder  mehrere  Gesellschafter, 
einen  Schiedsrichter  zu  ernennen,  so  bewirkt  der  Richter  des  zuständigen 
Handelsgerichts  oder  die  gewöhnliche  Ortsbehörde  die  Ernennung  statt  des 
Gesellschafters  oder  der  Gesellschafter,  welche  sich  weigern. 

754.  (CCXXIX.)  Die  Parteien  sind  verpflichtet,  alle  auf  die  zu  ent- 
scheidende Streitfrage  bezüglichen  Urkunden  ohne  Weiterungen  den  Schieds- 
richtern auszuliefern.  Der  Richter  des  zuständigen  Handelsgerichtes  oder 
die  Ortsbehörde  hat  alle  Gerichtsgewalt,  den  widerstrebenden  Gesellschafter 
zu  zwingen  und  die  Auslieferung  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  verificiren 
zu  lassen. 
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755.  (CCXXX.)  Je  nach  Erforderoiss  der  Fälle  könneo  die  Schieds- 
richter die  Frist  för  die  Produktion  der  Urkunden  verlängern;  ist  diese  je- 
doch abgelaufen,  so  sollen  sie  nach  der  aus  den  eingereichten  Urkunden 
geschöpften  Wahrheit  ihr  Urtheil  fallen,  indem  sie  zugleich  erklären,  dass 
sie  wegen  der  Weigerung  der  Partei  also  handeln. 

756.  (CCXXXI.)  Im  Fall  der  Stimmengleichheit  haben  die  Schieds- 
richter einen  dritten  Schiedsrichter  zu  ernennen,  welcher  nicht  im  Kompromiss 
ernannt  ist.  Einigen  sie  sich  nicht,  so  devolvirt  die  Ernennung,  ex  officio, 
an  den  Richter  des  zuständigen  Handelsgerichtes  oder,  wo  ein  solches  nicht 
vorhanden  ist,  an  die  Ortsbehörde. 

757.  (CCXXXII.)  Der  Schiedsrichterspruch  muss  durch  die  Schieds- 
richter ohne  Weitläufigkeit  und  mit  Klarheit  und  Präcision  motivirt  werden. 
Und  nachdem  er  der  Ortsbehörde  zur  Bestätiguug  vorgelegt  worden  ist,  ist 
er  von  derselben  innerhalb  3  Tagen  nach  der  Vorlep:ung  zu  bestätigen; 
auch  ist  von  demselben  eine  auf  Kosten  der  Parteien  genommene,  authen- 
tische Abschrift  von  Amtswegen  durch  den  Gcrichtssch reiber  dem  Sekretair 
des  Handelsgerichts  des  Distriktes  zur  dortigen  Aufbewahrung  zu  übersenden. 

758.  (CCXXXUI.)  Erfolgt  der  Schiedsrichterspruch  an  einem  Orte, 
wo  ein  Handelsgericht  besteht,  so  ist  er  von  dessen  versitzendem  Richter 
nicht  zu  bestätigen,  ohne  dass  er  von  den  Geschworenen  des  Gerichts 
revidirt  und  gebilligt  wäre. 

759.  (CCXXXIV.)  Sind  die  Geschworenen  mit  dem  Schiedsrichter- 
spruche nicht  einverstanden,  so  hat  der  Richter  die  interessirten  Parteien 
citiren  zu  lassen,  damit  sie  zu  einer  bezeichneten  Audienz  erscheinen,  um 
eine  Erklärung  zu  unterzeichnen,  dass  sie  sich  mit  dem  Schiedsrichter- 
spruch einverstanden  erklären,  von  jedem  Rekurs  abstehen  und  nur  die 
richterliche  Entscheidung  erbitten;  diesfalls  hat  der  Richter  den  Schieds- 
richtersprach zu  bestätigen. 

760.  (CCXXXV  )  Wollen  die  Parteien  oder  eine  von  ihnen  die  Er- 
klärung nach  Massgabe  des  vorhergehenden  Artikels  nicht  unterzeichnen, 
so  hat  der  Richter  eine  Audienz  zur  Verhandlung  des  Prozesses  anzuberaumen, 
indem  er  ebenso  verfahrt ,  als  wenn  beim  Prozess  gegen  den  Spruch 
eines  gewöhnlichen  Richters  appellirt  wäre,  welcher  den  Schiedsrichterspruch 
bestätigt  hätte,  in  der  Form,  welche  im  3.  Buche  dieses  Gesetzbuches  gesetz- 
lich bestimmt  ist. 


Abschnitt  XVIII. 

Von    der  Verj  ähr  ung   der   Ansprüche   gegen   Gesell- 
schafter. 

761.  (CCXXXVI.)  Alle  Ansprüche  gegen  nicht  liquidirende  Gesell- 
schafter, deren  Wittwen,  Erben  und  Rechts^nachfolger  verjähren  in  fünf  Jahren, 
von  dem  im  Gesellschafts  vertrage  festgesetzten  Ende  der  Gesellschaft  an 
gerechnet,  wenn  der  Vertrag  oder  die  Aufhebung  oder  die  Auflösung  in  das 
öffentliche  Handelsregister  eingetragen,  und  wenn  die  im  Gesetz  angeordneten 
Mittheilungen  und  Anzeigen  erlassen  wurden,  und  wenn  nach  Erfüllung 
dieser  Förmlichkeiten  keine  gerichtliche  Interpellation  stattfand. 
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TITEL  Xm. 

Von  dem  Mandat,   der  KommisBion  und  der 
Konsignation. 

Abschnitt  I. 
Yon    den    yerschiedenen    Arten    des    Mandats. 

762.  (I.)  Das  Mandat  im  Allgemeinen  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen 
einer  der  Kontrahenten,  welcher  Mandant  heisi^t,  die  Führung  eines  oder 
mehrerer  Geschäfte  einem  Andern,  welcher  Mandatar  genannt  wird,  anrer- 
traut,  welch  letzterer  die  Ausführung  übernimmt  und  sich  zu  derselben  ver- 
pflichtet.    Das  Mandat  wird  durch  die  Annahme  perfekt. 

763.  (II.)  Nach  Annahme  des  Mandats  ist  der  Mandatar  verpflichtet, 
dasselbe  auszuführen,  und  haftet  für  die  durch  die  Nichtausführung  ent- 
stehenden Verluste  und  Schäden. 

764.  (III*)  Jedes  Mandat  kann  mündlich  oder  schriftlich  sein.  Die 
Annahme  des  Mandats  kann  ausdrücklich  oder  stillschweigend  sein.  Die 
Ausführung  des  Auftrages  beweisst  die  Annahme. 

765-  (IV.)  Das  Mandat  ist  entweder  speciell  und  Jiur  für  ein  Gte- 
schäft  oder  gewisse  Geschäfte,  —  oder  es  ist  allgemein  und  für  sämmtlicbe 
Geschäfte  des  Mandanten  ertheilt.  Ist  das  Mandat  in  allgemeinen  Ausdrücken 
abgefitöst^  so  um£Etöst  es  nur  Akte  der  reinen  Verwaltung.  Das  Mandat  zu 
verhypotheciren,  einen  Vergleich  zu  schliessen  oder  zu  veräussem,  muss 
ausdrücklich  sein. 

766.  (V.)  Der  Mandatar  darf  Nichts  über  den  Inhalt  seiner  Vollmacht 
hinaus  vornehmen.  Die  Vollmacht,  sich  zu  vergleichen,  schliesst  aber  nicht 
die  Vollmacht,  einen  Eompromiss  einzugehen,  in  sich. 

767.  (VI.)  Findet  ein  Mandat  unter  Eaufleuten  statt  und  wegen  eines 
Handels&ktums,  so  ist  der  Vertrag  kaufmännisch  und  wird  durch  die  Gesetze 
dieses  Gesetzbuches  geregelt. 

768.  (VII.)  Wenn  der  Mandatar  mit  einem  Dritten  in  seinem  eigenen 
Namen  oder  dem  einer  Gesellschaftsfirma,  der  er  angehört,  kontrahirt,  so  ist 
er  ein  Kommissionär.  Wenn  der  Mandatar  mit  einem  Dritten  im  Namen  des 
Kommittenten  kontrahirt,  so  ist  er  ein  kaufmännischer  Mandatar,  aber  kein 
Kommissionär  im  eigentlichen  Sinne. 

760.  (VIII.)  Jeder  kaufmännische  Kommissionär  oder  Negociant  von 
Kommissionsgeschäften  ist  Mandatar;  jedoch  ist  nicht  jeder  Mandatar  Kom- 
missionär. 

770.  (IX.)  Ein  Mandat  kann  unentgeltlich  sein;  die  Kommission  ist 
stets  oneros. 

771.  (X.)  Jeder  Handel,  welcher  für  Rechnung  eines  Andern  be- 
trieben wird,  heisst  Kommissionshandel. ' 

'  Abschnitt  11. 
Von   dem   kaufmännischen   Mandate. 

772.  (XI.)  Ein  kaufmännisches  Mandat  ist  vorhanden,  wenn  der 
Kommissionär   unter  Handelsleuten    und   hinsichtlich    eines   Handelsgegen- 
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Standes   nicht   in    seinem    Namen,    sondern    im    Namen    des    Kommittenteo 
kontrahirt 

773.  (Xn.)  Der  Mandant  ist  verpflichtet,  die  Verbindlichkeiten,  welche 
der  Mandatar  in  Gemässheit  der  ihm  gewordenen  Ordre  eingegangen  ist,  zo 
erfüllen. 

774.  (Xm.)  Der  Mandatar  hat  das  Recht,  den  Gegenstand  des  ihm 
übertragenen  Geschäftes  zurückzubehalten  und  nicht  zu  übergeben,  bis  er 
wegen  Allem  befriedigt  ist,  was  ihm  in  Folge  des  Mandates  geschuldet  wird. 

775.  (XIV.)  Kann  der  Mandatar  das  Mandat  nicht  ausfähren,  so  ist 
er  verpflichtet,  dem  Kommittenten  den  konkludenten  Beweis  der  Unmöglich- 
keit der  Ausführung  zu  liefern,  damit  er  der  Schuld  enthoben  ist,  sobald 
die  Unmöglichkeit  einer  positiven  Thatsache  entsprang.  Rührt  dieselbe  aas 
einer  negativen  Thatsache  her,  so  genügt  als  Entschuldigung  die  einfache 
Versicherung  des  Kommissionärs,  unter  Vorbehalt  des  Beweises  des  Gegen- 
theils  für  den  Kommittenten. 

776.  (XV.)  Der  Vertrag,  welcher  von  demjenigen,  der  vorhergehen- 
des Mandat  hatte,  geschlossen  ist^  gilt  als  für  lUohnung  und  im  Namen 
des  Kommittenten  eingegangen,  wie  wenn  das  Mandat  ausdrücklich  für  die- 
sen Fall  gegeben  wäre;  und  das  Eigenthum  wird  für  den  Mandanten  er- 
worben. 

777.  (XVI.)  Wenn  jedoch  nach  Massgabe  des  vorhergehenden  Ar- 
tikels der  Mandatar  ungeachtet  des  Mandates  ausdrücklich  in  seinem  eigenen 
Namen  kontrahirt  hat,  so  wird  in  diesem  Falle  das  Eigenthum  und  der 
Besitz  der  gekauften  Sache  nicht  für  den  Mandanten  erworben;  jedoch 
steht  ihm  die  direkte  Mandatsklage  zu,  um  den  Mandatar,  welcher  das  in 
ihn  gesetzte  Vertrauen  getäuscht  hat,  zu  zwingen,  die  gekauften  Waaren 
gegen  einen  ihm  gebotenen  Preis  gemäss  den  Bestimmungen  des  Titels: 
Vom    Kauf  und  Verkaufe,     ihm  zurückzuerstatten. 

778.  (XVII.)  Wenn  der  Mandatar  ausdrücklich  im  Namen  des  Kom- 
mittenten kontrahirt,  so  kontrahirt  er  dadurch  keine  eigene  Verbindlichkeit. 
In  einem  solchen  Falle  ist  der  Kommittent  für  die  Operationen  des  Man- 
datars und  für  die  in  Folge  der  Ausführung  des  Auftrages  entstehenden 
Schäden  verantwortlich. 

779.  (XVIII.)  Entsteht  Streit  zwischen  dem  Mandatar  und  dem 
Dritten,  mit  welchem  er  nach  Massgabe  des  vorhergehenden  Artikels  kon- 
trahirt hat,  so  ist  der  Mandatar  nur  verpflichtet,  die  Vollmacht  vorzulegen 
oder  die  Ratifikation  des  Kommittenten  zu  beschaffen. 

780.  (XIX.)  Eben  so  wie  der  Mandatar  in  Folge  der  Kommissions- 
geschäfte nach  Massgabe  des  vorletzten  Artikels  keine  eigene  Verpflichtung 
kontrahirt,  eben  so  kann  er  durch  dieselben  auch  kein  Recht  irgend  welcher 
Art  erwerben,  sobald  er  dabei  in  der  Eigenschaft  als  Mandatar  gehandelt 
und  die  Person  des  Kommittenten  genannt  hat.  Die  Angabe  des  Namens 
wird  angesehen  als  rückwirkend  auf  die  Zeit  des  Vertrages,  welcher  als  mit 
der  genannten  Person  geschlossen  angenommen  wird. 

781.  (XX.)  Das  dem  Mandatar  crtheilte  allgemeine  Mandat  wird 
verstanden  in  Gemässheit  dessen,  was  Brauch  ist,  und  wie  es  gewöhnlich 
gehandhabt  wird,  und  wird  nicht  nach  ausserge  wohn  liehen  Verhältnissen 
interpretirt. 

782.  (XXI.)  Wenn  ein  Handelsmann  entweder  ohne  Mandat  oder  in 
Ueberschreitung  der  Grenzen  des  letzteren  irgend  ein  Geschäft  für  seinen 
Korrespondenten  schliesst,    so   ist  er  dem  Gesetze  nach  negotiorum  gest<Mr; 
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aber  ist  dieser  Vertrag  genehmigt,  so  nimmt  derselbe  den  Charakter  des 
Mandates  an  und  wird  als  am  Orte  des  negotiorum  gestor  und  nicht  des 
Handelsmanns,  welcher  ihn  ratificirt,  geschlossen  erachtet. 

783.  (XXII.)  In  dem  vorausgehenden  Mandate  wird  dasjenige  als 
miteinbegriffen  verstanden,  was  eine  nothwendige  Folge  desselben  ist.  Ebenso 
schliesst  die  Ordre,  Waaren  zu  verkaufen,  die  Ermächtigung  in  sich,  den 
Preis  daf&r  in  Empfang  nehmen  zu  dürfen. 

784.  (XXIII.)  Das  Mandat,  mit  bestimmten  Personen  zu  negociren 
und  zu  kontrahiren,  erstreckt  sich  auf  die  Ermächtigung,  mit  anderen,  nicht 
ausdrücklich  bestimmten  Personen  zu  negociren  und  zu  kontrahiren,  sobald 
derselbe  Grund  vorhanden  ist,  es  mit  den  nicht  ausdrücklich  erwähnten 
Personen  zu  thun,  und  sobald  dadurch  der  Kommittent  denselben  Zweck 
und  dieselbe  Wirkung  erzielt 

785.  (XXIV.)  Wenn  in  demselben  Mandate  mehrere^)  Mandatare  be- 
stellt werden,  so  besteht  zwischen  ihnen  keine  Solidarität,  ausser  wenn  sie 
ausgedrückt  ist. 

786.  (XXV.)  Wenn  der  Mandatar  von  mehreren  Personen  für  ein 
gemeinsames  Geschäft  bestellt  wird,  so  ist  jede  derselben  dem  Mandatar 
gegenüber  für  alle  Folgen  des  Geschäftes  solidarisch  verhaftet. 

787.  (XXVI.)  Der  Mandatar  schuldet  von  der  Summe,  welche  er  zu 
seinem  Gebrauch  verwendet  hat,  Zinsen,  gemäss  den  gesetzlichen  Bestim- 
mungen des  Titels:  „Von  den  Zinsen.'' 


Abschnitt  III. 
Von   der   Kommission. 

788.  (XXVII.)  Der  Eommissionsvertrag  ist  vorhanden,  wenn  der 
Mandatar  das  Mandat  ohne  irgendwelche  Erwähnung  oder  Andeutung 
des  Kommittenten  ausführt,  indem  er  für  sich  und  in  seinem  eigenen  Namen 
als  principaler  und  einziger  Kontrahent  den  Vertrag  schliesst. 

789.  (XXVIII.)  Jeder  Handelskommissionär  hat  Anspruch  auf  eine 
remuneratorische  Vergütung,  welche  „Kommissionsgebühr''  heisst. 
Diese  Gebühr  wird  geschuldet,  mag  sie  vereinbart  sein  oder  nicht  In 
dem  Falle  jedoch,  dass  eine  vorgängige  Abmachung  nicht  stattgefunden  hat, 
wird  die  Kommissionsgebühr  nach  dem  Gebrauch  und  der  Gewohnheit 
des  Platzes,  an  welchem  das  Mandat  ausgeführt  wird,  geregelt. 

790.  (XXIX.)  Der  Kommissionär  darf  auf  den  Preis  der  Waaren, 
die  die  Kommission  betreffen,  nicht  ausser  den  gesetzmässigen  Unkosten 
mehr  als  seine  Kommissionsgebühr  in  Anrechnung  bringen. 

791.  (XXX.)  Damit  der  bestellte  Kommissionär  und  der  Kommittent 
gegenseitig  verpflichtet  seien,  ist  es  nothwendig,  dass  das  Mandat  von  dem 
Kommissionär  acceptirt  werde.  Unter  abwesenden  Kaufleuten  wird  die 
Acceptation  entweder  durch  die  Antwort  auf  den  Brief  oder  durch  die  That- 
Sache  der  Ausführung  bewirkt. 

792.  (XXXI.)  Schliesst  der  Kommissionär  in  seinem  Namen  für 
Rechnung  des  Kommittenten  ab,  so  ist  der  Kommittent  accessorischer  Schuldner 
der  von  dem  Kommissionär  kontrahirten  Hauptverpflichtung. 


^)  „Mnitos*'  im  Text  hier  in  dem  Siane  gebraucht,  wie  auch  häufig  „Muchos*^  im 
Spanischen. 
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793.  (XXXII.)  Dem  Kommittenteo  stehen  alle  Einreden  zu,  welche 
der  Kommissionär  als  Hauptsehuldner  etwa  anf&hren  kann;  aber  der  Kom- 
mittent kann  nicht  einen  aus  der  persönlichen  Unfähigkeit  des  KomniissioDärs 
herr&hrenden  Mangel  des  Rechtsgeschäfts  desselben  vorbringen. 

794.  (XXXin.)  Der  Kommittent  ist  verpflichtet,  den  Kommissionär 
für  alle  Verluste  zu  entschädigen,  die  letzterer  gelegentlich  seiner  Aasf&hrang 
ohne  eine  Unbesonnenheit,  welche  ihm  anzurechnen  wäre,  erlitten  hat. 

795-  (XXXIV.)  Welches  auch  die  Worte  seien,  deren  sich  der  Kom- 
mittent in  seiner  Korrespondenz  bedient,  so  gilt,  sobald  er  den  Kommissionär 
ersucht  oder  ihm  Ordre  giebt,  irgend  etwas  auf  seine,  des  Kommittenten, 
Rechnung  zu  thun,  das  Mandat  als  hinreichend  ertheilt  f&r  alles,  was  aaf 
das  aufgetragene  Geschäft  Beziehung  hat 

796.  (XXXV.)  Wenn  ein  Handelsmann  seinem  Korrespondenten  ein- 
fach sagt,  er  solle  ihn  mit  irgendwelchen  Waaren  zu  dem  laufenden  Preise, 
den  dieselben  am  Platze  hnoen,  versorgen,  so  begreift  diese  Kommission 
das  Mandat  in  sich,  Waaren  zu  kaufen. 

797.  (XXXVI.)  Wenn  ein  Handelsmann  seinem  Korrespondenten 
die  Ordre  giebt,  ihm  Waaren  zu  kaufen  und  zu  übersenden,  una  letzterer 
das  Mandat  acceptirt  und  die  Waaren  von  einem  Dritten  kauft,  so  werden 
dadurch  an  dem  Orte  des  Domicils  des  Mandatars,  wo  sich  die  Einwilligungen 
vereinigen,  sofort  zwei  Verträge  als  perfekt  angesehen.  Dasselbe  ist  der 
Fall,  wenn  der  Kommissionär  in  Ausführung  eines  ausdrücklichen  Mandats 
die  Waaren  bei  sich  selbst  kauft. 

798.  (XXXVn.)  In  der  Regel  muss  das  Mandat,  wie  die  sonstigen 
Verträge,  eine  bestimmte  Sache  zum  Gegenstand  haben,  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit.  Wenn  jedoch  aus  einigen  Umständen  der  Kommissionär  den 
Willen  des  Kommittenten  erkennen  kann,  so  soll  die  Kommission  gelten 
und  bestehen,  auch  wenn  dieselbe  Anfangs  sich  nicht  auf  eine  absolut  be- 
stimmte Sache  bezogen  hätte. 

799.  (XXXVIII.)  Bei  jeder  von  einem  Kaufmann  seinem  Korrespon- 
denten ertheilten  Kommission  wird  angenommen,  dass  dieselbe  die  Ordre  oder 
das  Mandat  enthält,  alles  das  zu  thun,  was  der  Gewohnheit  und  dem  Ge- 
schäftsgebrauche nach  in  ähnlichen  Fällen  gethan  zu  werden  pflegt,  auch 
wenn  dies  nicht  im  Mandate  ausdrücklich  gesagt  ist 

800.  (XXXIX.)  Der  Kommissionär,  welcher  bei  der  Ausführung  der 
Kommission  nicht  dem,  was  Gesehäfts-Gebrauch  und  -Sitte  ist,  entspricht, 
haftet  dem  Kommittenten  gegenüber  för  Verluste  und  Schäden,  welche 
etwa  Platz  greifen. 

801.  (XL.)  Der  Kommissionär  hat  die  Verpflichtung,  die  ihm  auf- 
getragene Kommission  auszuführen,  sobald  er  günstige  Grelegenheit  daza 
hat.  Verschiebt  er  die  Ausführung  auf  entfernte  und  unbestimmte  Zeit,  so 
haftet  er  f&r  Verluste  und  Schäden. 

802.  (XLI.)  Entsteht  Zweifel  darüber,  ob  die  Kommission  zu  einer 
günstigen  Zeit  ausgeführt  worden  ist  oder  nicht,  so  ist  der  Streit  von  Han- 
delsschiedsrichtem  zu  entscheiden,  die  sich  nach  den  Gebräuchen  und  den 
Gewohnheiten  des  Platzes  bezüglich  der  Art  des  bestrittenen  Geschäftes  zu 
richten  haben. 

803.  (XLII.)  Der  Kommissionär,  welcher  mit  dem  Kaufe  und  *  der 
Zusendung  von  Waaren  beauftragt  ist,  den  Vertrag  effektairt  und  demjenigen, 
der  den  Transport  zu  bewirken  hat,  die  Waaren  übergiebt,  bringt  sie  durch 
diesen  Akt  in  das  Eigenthum des  Kommittenten,  wie  im  Titel:  „vom  Kaufe 
und  Ver kaufe'',  gesetzlich  bestimmt  ist 
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804.  (XLIII.)  Der  Kommissionär  ist  zur  Annahme  der  ihm  ertheilten 
Kommission  nicht  verpflichtet;  hat  er  sie  jedoch  angenommen,  so  darf  er 
die  ihm  vom  Kommittenten  vorgeschriebenen  Grenzen  nicht  überschreiten , 
bei  Strafe  der  Haftung  für  Verluste  und  Schäden. 

805.  (XLIY.)  Wenn  auch  in  der  Regel  der  kaufmännische  Kommis- 
sionär zur  Ausführung  der  Kommission,  zu  welcher  er  Ordre  angenommen 
hat,  verpflichtet  ist,  so  cessirt  diese  Regel,  wenn  der  Kommissionär  beweist, 
dass  der  Kommittent  nicht  die  genügenden  Mi£tel  zur  Zahlung  des  Betrages 
der  geforderten  Waaren  besitzt. 

806.  (XLV.)  Die  Grenzen  des  Mandats  müssen  so  strenge  beobachtet 
werden,  dass  der  Kommissionär  gehalten  ist,  alle  von  dem  Mandanten 
vorgeschriebenen  Umstände  und  Formen,  mögen  dieselben  innerliche  oder 
äosserliche,  willkürliche  oder  nothwendige  sein,  in  sorgsamer  und  strikter 
Weise  zu  beobachten,  bei  Strafe  der  persönlichen  Haftung  für  Verluste  und 
Schäden. 

807.  (XL VI.)  Die  im  vorhergehenden  Artikel  aufgestellte  Vorschrift 
wird  durch  die  folgenden  Erwägungen  modificirt: 

1.  das  Ueberschreiten  des  Auftrags  ist  gerechtfertigt,  wenn  dadurch 
dem  Kommittenten  ein  offenbarer  Vortheil  erwachsen  ist,  da  es 
Pflicht  des  Kommissionärs  ist,  die  Lage  des  Kommittenten  besser 
und  nicht  schlechter  zu  gestalten; 

2.  erlaubt  das  ihm  übertragene  kaufmännische  Geschäft  keinen  Auf- 
schub oder  könnte  aus  der  Verzögerung  der  Ausführung  Schaden 
entstehen,  so  darf  der  Kommissionär,  auch  wenn  er  dadurch  das 
Mandat  überschreitet,  nach  dem  im  Handel  üblichen  Gebrauche 
ver&hren ; 

3.  sobald  der  Kommissionär  in  gutem  Glauben  von  der  Ordre  abweicht, 
indem  er  überzeugt  ist,  wahrscheinlich  die  Grenzen  seines  Mandates 
nicht  überschritten  zu  haben; 

4.  sofern  er  die  ausdrückliche  Billigung  des  Kommittenten  oder  seine 
Genehmigung  erhält,  bei  vollständiger  Kenntniss  der  Sache. 

808.  (XLVn.)  Von  dem  Kommittenten,  welcher  auf  die  briefliche 
Anzeige,  in  der  ihn  der  Kommissionär  über  Alles  informiTt,  was  er  hin- 
sichtlich der  ihm  obliegenden  Kommission  gethan  hat,  nicht  antwortet,  wird 
vermuthet,  dass  er  das  Verfahren  des  Kommissionärs  billige,  auch  wenn 
letzterer  die  Grenzen  seines  Mandates  überschritten  hat. 

809.  (XLVin.)  Bei  der  Bestimmung,  ob  das  Mandat  überschritten 
sei,  müssen  vier  Möglichkeiten  unterschieden  werden: 

1.  wenn  der  Kommissionär  auf  andere  (als  ihm  vorgeschriebene)  Weise 
zum  Nachtheile  und  Schaden  des  Kommittenten  den  Auftrag  ausführt; 

2.  wenn  in  eben  jenem  Falle  Nutzen  für  den  Kommittenten  resultirt; 

8.  wenn  er  unterlässt,  zu  erfüllen,  da  die  Ausführung  wegen  der  Zeit- 
umstände oder  wegen  unvermutheter  oder  unvorhergesehener  Aenderung 
Seitens  des  Kommittenten  Schaden  bringen  würde; 

4.  wenn  der  Kommissionär  in  keiner  Weise  das  Mandat  in  der  vom 
Kommittenten  vorgeschriebenen  Art  und  Weise  ausführen  kann. 

810.  (XLIX.)  Hinsichtlich  des  ersten  im  vorhergehenden  Artikel  auf- 
gestellten Falles  ist  der  Kommissionär  verpflichtet,  den  durch  die  lieber- 
sdireitung  bei  der  Ausführung  des  Mandates  erwachsenden  Schaden  zu  ver- 
güten. —  Nicht  so  beim  zweiten  Falle.  —  Was  den  dritten  und  vierten 
Fall  betrifft,  so  ist  der  Kommissionär,  wenn  das  Geschäft  durch  den  Auf- 
schub keinen  Nachtheil  erleidet,  verpflichtet,  die  Instruktionen  des  Kommit- 
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teDten  nachzusachcn  and  zu  erwarten;  duldet  das  Geschäft  keinen  Aufschub, 
ohne  offenbaren  Schaden  für  den  Kommittenten,  so  steht  es  dem  Kommis- 
sionär frei,  nach  dem  Urtheil  seiner  Einsicht  zu  handeln. 

811.  (L.)  Die  Kommission  kann  sich  jedoch  auf  in  der  Ordre  nicht 
erwähnte  Fälle  erstrecken,  wenn  kein  Grund  vorhanden  ist,  dass  der  Kom- 
mittent jene  Fälle  nicht  wolle,  oder  wenn  durch  sie  derselbe  Effekt  erreicht  wird. 

812-  (LI.)  Der  Kommissionär,  welcher  nachweist,  bei  der  Ausführung 
des  Mandates  alle  Sorgfalt  und  Aufmerksamkeit  angewendet  zu  haben,  ist 
för  die  Nichtausführung  der  Kommission  nicht  verantwortlich. 

813.  (LH.)  Der  Kommissionär  haftet  nicht  für  den  schlechten  Er- 
folg der  Ausführung,  welche  ihm  aufgetragen  ist,  ausser  im  Fall  der  Nach- 
lässigkeit oder  des  Verschuldens  (culpa). 

814.  (Lin.)  Der  Kommissionär  haftet  nicht  für  die  Insolvenz  derer, 
mit  denen  er  Zwecks  Ausführung  des  Mandats  kontrahirt  hat,  sobald  sie 
zur  Zeit  des  Vertrages  als  zahlungsfähig  erachtet  wurden;  ausgenommen  im 
Fall  einer  culpa  oder  eines  Dolus  des  Kommissionärs. 

815.  (LrV*)  Der  Kommissionär,  welcher  beauftragt  ist,  eine  Waaren- 
ladung  zu  expediren,  haftet  für  deren  gute  Beschaffenheit  zur  Zeit  der 
Ladung,  sofern  er  selbst  den  Auftrag  ausführt.  Ist  er  jedoch  beauftragt,  die 
Ordre  in  einem  andern  Hafen  durch  einen  anderweiten  Kommissionär 
ausfahren  zu  lassen,  so  ist  letzterer  dem  ersten  Kommissionär  g^enüber 
verantwortlich,  welcher  nur  verbunden  ist,  dem  Kommittenten  nachzuweisen, 
dass  er  seine  Ordres  dem  zweiten  handelnden  Kommissionär  getreulich 
übermittelt  hatte. 

816.  (LY.)  Befindet  sich  der  Kommissionär  in  einem  für  die  Aus- 
führung des  Mandates  nicht  vorhergesehenen  Falle,  so  darf  er  den  Willen 
des  Kommittenten  interpretiren  und  ausfuhren  auf  diejenige  Art,  welche  er 
am  günstigsten  und  geeignetsten  hält,  indem  er  den  Willen  des  Kom- 
mittenten nach  dessen  präsumirten  Willen  ausführt,  gemäss  dem  Handels- 
brauch bei  solchen  Unständen. 

817.  (LVI.)  Alles,  was  im  Buch  I,  Titel  1,  Abschnitt  2  voo  den 
Negocianten  von  Kommissionsgeschäften  (Kommissionären)  gesetzlich  be- 
stimmt ist,  bezieht  sich  auf  vorliegenden  Abschnitt,  soweit  es  allgemein 
dispositive  Grundsätze  betrifft. 

Abschnitt  IV. 
Yon   den    Arten    der   Beendigung   des   Mandats. 

818.  (LVn.)  Das  Mandat  endigt:  durch  den  Widerruf*)  (Widerrufung, 
Abberufung)  des  Mandatars;  durch  dessen  Verzicht  auf  das  Mandat  (Kündi- 
gung); durch  den  natürlichen  oder  bürgerlichen  Tod;  durch  die  Interdiktion 
oder  durch  die  Insolvenzerklärung,  sei  es  des  Kommittenten  oder  des 
Kommissionärs;  durch  die  Heirath  der  Frau,  welche  das  Mandat  ertheilte 
oder  empfing. 

819.  (LYIII)  Der  Mandant  kann  das  Mandat  widerrufen,  wann 
er  es  für  angemessen  erachtet,  und  die  Vollmacht,  die  gegebene  Ordre  oder 
Ermächtigung  kassiren,  so  lange  das  Geschäft  noch  nicht  begonnen  ist,  oder 

>)  „revofj^aQao**  Abweichend  von  dem  sonstigen  Sprachgebranch,  nach  welchen 
hiermit  eigentlich  nar  die  Znrttcknahme  des  Auftrages  Seitens  des  Mandanten  (revocatio) 
bezeichnet  wird,  wie  dies  auch  im  Brasilianischen  H.G.B.  Art  157  der  Fall  ist  (cfr. 
Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  566). 


XXVL    PortogaL  209 

indem  er  den  Kommissionär  för  die  gehabten  Unkosten  und  erwachsenen 
Schäden  in  der  gesetzlichen  Weise  entschädigt. 

820.  (LIX.)  Der  allein  dem  Kommissionär^)  mitgetheilte  Widerruf 
kann  Dritten  gegenüber,  welche  verhandelten,  ohne  davon  Kenntniss  zu 
haben,  nicht  entgegengesetzt  werden,  vorbehaltlich  des  Rechtes  des  Kom- 
mittenten gegen  den  Miandatar. 

82L  (LX.)  Die  Bestellung  eines  neuen  Kommissionärs  für  dasselbe 
Geschäft  gilt  als  Widerruf  hinsichtlich  des  ersten  von  dem  Tage  ab  ge- 
rechnet, an  welchem  diesem  die  Mittheilung  gemacht  wird. 

822.  (LXI.)  Der  Mandatar  kann  auf  das  Mandat  Verzicht  leisten, 
indem  er  dem  Mandanten  seinen  Verzicht  anzeigt.  Wenn  jedoch  durch 
diesen  Verzicht  dem  Mandanten  Schaden  erwächst,  ist  der  Kommissionär 
für  denselben  haftbar,  ausgenommen  wenn  der  Mandatar  sich  in  der  Un- 
möglichkeit befindet,  das  Mandat  fortzuführen,  ohne  selbst  beträchtlichen 
Schaden  zu  erleiden. 

823.  (TjXTT.)  Die  Kommission  gilt  durch  das  Falliment  des  Kom- 
mittenten nicht  als  widerrufen,  so  lange  durch  dessen  rechtmässige  Nachfolger 
nicht  Gregenordre  gegeben  wird.  Die  sämmtlichen  Rechte  und  Verpflichtungen, 
welche  durch  die  ertheilte  Kommission  erzeugt  werden,  gehen  auf  die  Nach- 
folger über. 

824.  (LXIII.)  Weiss  der  Kommissionär  Nichts  von  dem  Tode  des 
Kommittenten  oder  von  irgend  welchen  anderen  Thatsachen,  welche  die 
Beendigung  des  Mandats  bewirken,  so  ist  das,  was  er  in  der  Unkenntniss 
vornimmt,  gültig  und  wirksam.  In  diesem  Falle  sind  alle  von  dem  Mandatar 
eingegangenen  Verpflichtungen  Dritten  gegenüber,  welche  sich  in  gutem 
Glauben  befinden,  exigibel. 

825.  (LXIV.)  Stirbt  der  Kommissionär  oder  wird  er  auf  irgend  eine 
andere  Weise  unfähig,  die  Kommission  auszuführen,  so  gilt  diese  als  ge- 
schlossen und  beendigt;  seine  Erben  oder  Rechtsnachfolger  müssen,  wenn  sie 
von  dem  Mandate  Kenntniss  haben,  sofort  das  Ereigniss  dem  Kommittenten 
mittheilen,  damit  letzterer  anordne,  was  er  für  das  Beste  hält;  bei  Strafe  der 
Verantwortlichkeit  für  Verluste   und  Schäden,   sobald  Culpa  bewiesen  wird. 

Abschnitt  IV. 

Von    der    Konsignation    auf    gemeinschaftliche 
Rechnung   und  mit   Kommissionsgebühr. 


(LXV.)  Die  ELandelsverträge,  welche  unter  dem  Namen  der 
Konsignation  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  und  der  Konsignation  mit 
Rommissionsgebühr  bekannt  sind,  theilen  die  Natur  der  Gesellschafts-  und 
Mandatsverträge,  indem  sie  eine  Einrichtung  von  einer  besonderen  Art  sind. 
Mangels  anderer  Festsetzungen,  finden  auf  sie  die  Vorschriften  vom  Mandat 
ond  der  Gesellschaft  Anwendung. 

827.  (LXVI.)  Ein  Vertrag  über  Konsignation  auf  gemeinschaftliche 
Rechnung  ist  vorhanden,  wenn  ein  Kaufmann  irgend  einer  Person  eine  Summe 
Geldes  oder  Waaren  übergiebt,  um  dieselben  für  Rechnung  des  Konsig- 
nanten zu  verschiffen  und  sie  über  das  Meer  zu  exportiren,    und  wenn  der 

0  ,,Commi88ario*^  Die  Ausdrücke  Kommittent  Kommissionär,  Mandant  und  Man- 
^tar  sind  oben  im  Text  wiedergegeben,  wie  dieselben  sich  in  dem  Original  vorfinden; 
wenngleich  bemerkt  ynrd,  dass  in  diesem  Abschnitt  des  Gesetzbuchs  die  juristisch 
Hbliehe  strenge  Unterscheidung  nicht  immer  beobachtet  ist. 

BoTohftrdt,  HudelcTMlit.   IV.  U 
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Eonsignatar  sich  verpflichtet,  ihm  dafür  Waaren  oder  Geld  zorückzasenden, 
unter  Antheil  an  den  Gewinnen,  welche  sich  aus  der  Spekulation  etwa  er- 
geben sollten,  gemäss  den  Bedingungen  des  abgeschlossenen  Vertrages. 

828.  (LXVII.)  Ein  Konsignationsvertrag  mit  Eommissionsgebübr 
ist  ein  Vertrag  nach  Massgabe  des  vorhergehenden  Artikels,  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  der  Konsignatar  statt  eines  Antheiles  eine  Gebühr  von  so  und 
so  viel  Prozenten  von  dem  Werthe  des  Produktes  der  Spekulation,  nach 
dem  Handelsgebrauch  oder  der  ausdrücklichen  Vereinbarung,  stipulirt 
und  erhebt 

829.  (LXVin.)  Der  Konsignant  auf  gemeinschaftliche  Rechnung 
lauft  das  Risiko  des  Kapitals,  welches  er  aussetzt,  und  welches  nie  dem 
Konsignatar  gemeinschaftlich  wird;  letzterer  riskirt  seine  Thätigkeit. 

830.  (LXIX.)  Wenn  das  konsignirte  Kapital  im  Tausch  nur  das 
Aequivalent  des  verladenen  Werthes  ergiebt,  so  wird  dasselbe  dem  Kon- 
signanten wiedererstattet,  ohne  irgend  welchen  Nutzen  für  den  Konsignatar. 

831.  (LXX.)  Bei  der  Konsignation  mit  Kommissionsgebühr  erhält 
der  Konsignatar  in  jedem  Falle  die  gebräuchliche  oder  vereinbarte  Kom- 
missionsgebühr,   mag  das  ResulUt  der  Spekulation   sein,    welches  es  wolle. 

832.  (LXXI.)  Gehen  die  Waaren,  welche  zur  Konsignirung  auf  ge- 
meinschaftliche Rechnung  übergeben  werden,  durch  zufalliges  Ereigniss  ohne 
Schuld  des  Konsignatars  verloren,  so  braucht  letzterer  dieselben  dem  Kon- 
signanten nicht  zu  ersetzen. 

833.  (LXXII.)  Wenn  der  Konsignatar  auf  gemeinschaftliche  Rechnung 
die  Fahrt  oder  den  Bestimmungsort  für  die  Spekulation  ändert  und  dadurch 
Gewinn  erzielt,  so  gehört  der  Nutzen  davon  dem  Konsignanten;  geht  der 
Erlös  verloren,  so  erfolgt  der  Verlust  auf  seine  Rechnung,  und  er  haftet  dem 
Konsignanten  gegenüber  für  das  Kapital  und  den  Gewinn,  nebst  den  Ver- 
lusten und  Schäden,  und  unterliegt  der  Verfolgung  wegen  Baraterie,  wenn 
Dolus  vorliegt. 

834  (LXXIII.)  Wenn  der  Konsignatar  ermächtigt  wird,  die  auf  An- 
theil konsignirten  Waaren,  sofern  er  sie  nicht  zur  Ausfuhr  bringen  kano, 
nach  seinem  Ermessen  zu  Verkaufen,  so  darf  er  dieselben  an  jedem  beliebigen 
Orte  lassen,  wenn  er  eidlich  versichert,  alle  mögliche  Sorgfalt  angewendet 
zu  haben ,  vorbehaltlich  des  Beweises  des  Gegentheils  Seitens  des  Konsig- 
nanten. Jedoch  muss  er  versuchen,  dieselben  oder  deren  Preis  so  bald  als 
möglich  wieder  zu  erhalten,  um  sie  dem  Konsignanten  zu  übergeben,  nach 
Abzug  des  stipulirten  Gewinnes. 

835.  (LXXIV.)  Derjenige,  welcher  verspricht,  einem  Anderen  Waaren 
auf  Konsignation  mit  Gewinnantheil  zu  geben  und  sein  Versprechen  nicht 
hält,  haftet  für  die  Zwecks  Abschlusses  der  Verfrachtung  aufgewendeten 
Kosten,  sowie  für  jede  sonstige  zur  Reise  uothwendige  Zurüstung. 

836.  (LXXV.)  Hat  der  Konsignatar  Waaren  eigener  Rechnung  von 
derselben  Beschaffenheit,  wie  die,  welche  er  in  Konsignation  erhält,  so  darf 
er  an  den  zu  ihrer  Ausfuhr  bestimmten  Plätzen  nicht  die  eigenen  verkaufen, 
wenn  er  nicht  diejenigen  des  Konsignanten  gleichfalls  verkauft,  bei  Strafe, 
dass  er  verpflichtet  ist,  mit  letzterem  verhältnissmässig  die  Gewinne  zu 
theilen,  die  er  aus  den  Waaren,  welche  er  auf  seine  Rechnung  unter 
Vorzug  vor  denen  des  Konsignanten  verkauft  hat,  erzielt  hat. 

837.  (LXXVI.)  Ein  Konsignatär,  welcher  Geld  empfängt,  um  dasselbe 
zu  bestimmten  Waaren  an  einem  bestimmten  Platze  zu  verwenden,  und  die 
Ordre  nicht  ausführen  kann,  da  Andere  das  ihm  empfohlene  Geschäft  bereits 
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gemacht  habeD,  muss  sich  mit  Beweisdokumenten  über  seine  Sorgfialt  ver- 
sehen, bei  Straife  der  Haftung  fär  die  daraas  entstehenden  Schäden. 

838.  (LXXVn.)  Ein  EoDsignatar,  welcher  mit  mehreren  Konsig- 
Dationen  von  verschiedenen  Personen  beauftragt  wird,  darf  dieselben  nicht 
nach  seinem  Ermessen  vereinigen,  indem  er  aus  ihnen  ein  Ganzes  bildet 
und  sie  in  einem  einzigen  Pack  verkauft,  bei  Strafe  der  Haftung  fär  Verluste 
und  Schäden.  Jedoch  ist  es  ihm  gestattet,  einzelne  Arten  Waaren  mit 
anderen  zu  sortiren,  sofern  aus  solcher  Sortirung  kein  Schaden  fCür  die 
Konsignanten  entsteht. 

839.  (LXXVHI.)  Die  Vertrage  über  Konsignationen  auf  Gewinn- 
antheil  und  mit  Eommissionsgebühr  erlöschen  nicht  durch  den  Tod  des 
Konsignanten,  auch  wenn  derselbe  zu  einer  Zeit  einträte,  wo  das  Geschäft 
noch  nicht  begonnen  worden  war. 


TITEL  XIV. 
Von  den  kanfmänniBohen  Bürgsohaften. 

840.  (I.)  Bürgschaft  ist  der  von  dem  Bürgen  zur  Sicherheit  einer 
fremden  Schuld  gewährte  Kredit.  Die  Bürgschaft  kann  nur  für  eine  gültige 
Schuld  bestehen. 

841.  (n.)  Die  Bürgschaft  wird  nicht  vermuthet.  Dieselbe  muss  des- 
wegen ausdrücklich  und  schriftlich  sein.  Niemals  darf  sie  sich  über  die 
vereinbarten  Grenzen  erstrecken. 

842.  (in.)  Die  unbeschränkte  Bürgschaft  für  eine  Hauptschuld  um- 
iaaat  alle  Accessorien  der  verbürgten  Schuld. 

843.  (IV.)  Die  Bürgschaft  kann  die  Hauptschuld  nidit  überschreiten, 
noch  auch  unter  lästigeren  Bedingungen  kontrahirt  werden.  Jedoch  kann 
sie  für  einen  kleineren  Tbeil  und  unter  weniger  lästigen  Bedingungen  kon- 
trahirt werden.  Wenn  die  Bürgschaft  die  Schuld  überschreitet  oaer  unter 
lästigeren  Bedingungen  kontrahirt  ist,  so  ist  die  Bürgschaft  nicht  nichtig, 
sondern  nach  der  genauen  Massgabe  der  verbürgten  Schuld  zu  reduciren. 

844.  (V.)  Jedermann  kann  sich  zum  Bürgen  eines  Anderen  machen, 
ohne  dessen  Auftrag  und  sogar  ohne  dessen  Wissen.  E$  kann  ein  Bürge 
f&r  einen  Bürgen  (Afterbürge,  Nachbürge)  vorhanden  sein. 

84B.  (VI.)  Der  Büi^  kann  dem  Gläubiger  alle  Einwendungen  ent- 
gegensetzen, welche  dem  ]£iupt8chuldner  zustehen,  und  welche  der  Schuld 
inhäriren;  aber  er  kann  nicht  die  Einwendungen  entgegensetzen,  welche 
lediglich  persönliche  des  Schuldners  sind. 

846.  (VII.)  Bezahlt  der  Bürge  die  verbürgte  Schuld,  so  hat  er  (Re- 
gress-)  Recht  und  Klage  gegen  den  Schuldner  wegen  der  Hauptschuld,  der 
Zinsen  und  Kosten,  sowie  der  etwa  vorhandenen  Verluste  und  Schäden. 

847.  (VIU.)  Der  Bürge  kann,  noch  bevor  er  die  verbürgte  Schuld 
bezahlt,  den  ELauptschuldner  auf  Schadloshaltung  verklagen: 

1.  wenn  der  Bärge  von  dem  Gläubiger  verklagt  ist; 

2.  wenn  der  Schddner  fallirt; 

3.  wenn  der  Schuldner  sich  dem  Bürgen  gegenüber  verpflichtet,  ihm 
die  Quittung  und  die  Entlastung  von  der  Schuld  innerhalb  einer 
gesetzten  Frist  beizubringen  und  es  nicht  thut; 

4.  wenn  die  Schuld  durch  den  eingetretenen  Ver&lltag  exigibel  ge- 
worden ist 

14* 
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84B.  (IX.)  WeDD  in  einem  der  Fälle  des  vorherfz^eheDden  Artikels 
mehrere  Personen  ftLr  denselben  Schuldner  bezüglich  derselben  Schald  Bfirg^ 
Schaft  geleistet  hatten,  so  hat  der  Bürge,  welcher  dieselbe  bezahlt,  Klage 
und  Anspruch  gegen  jeden  einzelnen  der  übrigen  Bürgen  für  seinen  Theil 
und  Antheil. 

849.  (X.)  Der  Schuldner,  welcher  zur  Leistung  einer  Bürgschaft  ver- 
pflichtet ist,  ist  verbunden  einen  tauglichen  Burgen  zu  stellen.  Die  be- 
zeugenden Garanten  (testemunhas  abonadoras)  für  seinen  Kredit  bestimmen 
die  Tauglichkeit.  Fallirt  der  Bürge,  so  ist  der  Schuldner  verpflichtet,  einen 
neuen  Bürgen  zu  stellen. 

850.  (XI.)  Die  bezeugenden  Garanten  (testemunhas  d'abona^o)  er- 
gänzen die  Deficienz  des  Bürgen. 

851.  (XII.)  Jeder  Handelsbürge  ist  solidarisch  verpflichtet.  Das 
Handelsgesetz  erkennt  die  Kechtswohlthat  der  Theilung  und  Ausklagung 
(beneficium  divisionis  und  excussionis)  nicht  an. 

852.  (XUI.)  Damit  eine  Bürgschaft  als  kaufmännisch  erachtet  werde, 
genügt  es,  dass  der  gewährleistete  Gegenstand  von  einem  Handelsvertrage 
oder  -Akte  herrührt,  auch  wenn  der  Bürge  kein  Handelsmann  ist. 

853.  (XIV.)  Der  kaufmännische  Bürge  kann  sich  bei  dem  Schuldner 
eine  Geldvergütung  stipuliren  für  die  Verantwortlichkeit,  welche  er  in  der 
Bürgschaft  übernimmt. 

854.  (XV.)  Empfangt  der  Bürge  diese  Vergütung,  so  kann  er  nicht  die 
denjenigen  Bürgen  eingeräumte  Wohlthat  des  Gesetzes  beanspruchen,  denen 
es  gestattet  ist,  die  Entledigung  derjenigen  Bürgschaftsverpflichtungen  zu 
verlangen,  welche,  da  sie  ohne  Zeitbestimmung  kontrahirt  sind,  unbegränzt 
fortdauern. 

855.  (XVI.)  Die  del  credere  Garantie  erzeugt  die  solidarische 
Bürgschaft  für  das  Geschäft  demjenigen  gegenüber,  welcher  jenes  Kom- 
missionsgeschäft aufgetragen  hat.  Er^)  wird  Hauptschuldner  und  direkt  ver- 
pflichtet. 

856.  (XVU.)  In  der  Regel  befreit  die  von  dem  Gläubiger  gewährte 
einfache  Verlängerung  des  Termines  den  Bürgen  nicht.  Ausgenommen 
ist  jedoch  der  Fall  eines  Avals  bei  der  Bürgschaft  bei  kaufmännischen 
Obligationen,   die  indossirbar   sind    und   eine    bestimmte  Verfallzeit  haben. 

857.  (XVUI.)  Das  Aval  oder  die  Bürgschaft;,  welche  bei  Wechsel- 
briefen geleistet  ist,  ist  solidarisch,  mag  derjenige,  welcher  untei*schreibt, 
Handelsmann  sein  oder  nicht,  und  mag  dieselbe  (Bürgschaft)  auf  dem  Wechsel 
selbst  oder  auf  einem  besonderen  Papier  geschrieben  sein.  Dies  ist  nicht 
der  Fall  bei  Anweisungen  und  Platzwechseln*),  ausgenommen,  wenn  sie 
den  Charakter  von  Handelsobligationen  haben,  die  nach  dem  Gesetz  in- 
dossirbar sind. 

858.  (XIX.)  Der  Prokurator,  welcher  für  den  Versicherer  eine  Ver- 
sicherungspolice unterzeichnet,  wird  mit  demjenigen,  der  ihn  bestellt, 
in  der  Eigenschaft  als  Bürge  und  Hauptzahler  verpflichtet. 

859.  (XX)  Bei  einem  Vertrage  auf  Seerisiko  oder  Bodmerei  ist  der 
Bürge  des  (Bodmerei-)  Nehmers  oder  Darleliensempfängers  nicht  allein  soli- 
darisch verpflichtet,  sondern  er  haftet  auch  für  das  Verhalten  (comportamento) 
desjenigen,  für  welchen  er  bürgt,  vorbehaltlich  der  gegentheiligen  Abrede. 


*)  sc.  der  del  credere  Garant. 
2}  vgl.  oben  Anm.  zu  Art  103. 
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860.  (XXI.)  Die  Bfirgschaft,  welche  f&r  deo  Ausrüster  zum  Kapern 
gegeben  wird,  nmfasst  nur  die  Schäden  und  Zinsen,  ohne  die  Restitution 
einer  unrechtmässig  gemachten  Beute  mitzubegreifen. 

861.  (XXIL)  Sobald  der  Eintritt  in  die  Rechte,  Hypotheken  und 
Privilegien  des  Gläubigers  durch  eine  Handlung  des  letzteren  nicht  wieder 
zu  Gunsten  des  Bürgen  zurückgewendet  werden  kann,  ist  der  Bürge  von 
der  kontrahirten  Haftbarkeit  befreit. 


(XXni.)  Alles,  was  der  Gläubiger  als  Bezahlung  f&r  die  Haupt- 
schuld annimmt,  wirkt  entlastend  auf  die  Verpflichtung  des  Bürgen,  auch 
wenn  der  Gläubiger  späterhin  verpflichtet  wäre,  die  Eviktion  der  erhaltenen 
Sache  sich  gefallen  zu  lassen. 

863.  (XXIV.)  Wird  der  Schuldner  Erbe  des  Bürgen  oder  umgekehrt, 
8o  erfolgt  die  Konfusion  der  Rechte;  diese  Konfusion  jedoch  hebt  nicht  das 
Klagerecht  des  Gläubigers  gegen  den  Bürgen  des  Bürgen  auf. 

864.  (XXV.)  Die  aus  der  Bürgschaft  hervorgehende  Verpflichtung 
erlischt  aus  denselben  Gründen,  wie  die   übrigen  Verpflichtungen  erlöschen. 

865-  (XXVI.)  Die  von  einem  Bürgen  eingegangenen  Verpflichtungen 
gehen  auf  seine  Erben  über. 


TITEL  XV. 

Von  den  Arten,  auf  welche  Handelsobligationen  im 
Allgemeinen  aufgelöst  werden  und  erlöschen. 


(I.)     Alle  eingegangenen  Verbindlichkeiten  werden  entweder  ipso 
jure  oder  mittelst  Exception  aufgelöst. 

867.  (II.)  Die  Zahlung,  Quittung,  Novation,  Verjährung,  freiwilliger 
Erlass,  mutuus  dissensus  der  Kontrahenten,  die  Eonfusion  der  Rechte,  die 
Kompensation,  das  Zusammentreffen  zweier  lukrativer  Rechtsgründe  (con- 
cursus  duarum  causarum  lucrativarum)  hinsichtlich  derselben  Sache  und  Person, 
der  eingetretene  Verlust  der  Sache,  welcher  sich,  bevor  der  Schuldner  sich 
des  Verzugs  schuldig  macht,  ereignete,  die  Nullität,  das  Anbieten  der  Schuld, 
das  Depositum  und  andere  Gründe  bringen  ipso  jure  die  Verbindlichkeit 
zum  Erlöschen. 

868.  (III)  Das  Testament,  die  Abrede,  das  Urtheil,  der  Eid,  die 
Zeit  und  die  übrigen  im  Civilrecht  bekannten  Arten  lösen  die  Verbindlichkeit 
durch  Exception  auf. 

869.  (IV.)  Alle  Mittel  der  Aufhebung  und  Auflösung  einer  Verbind- 
lichkeit, welche  das  Civilrecht  zulässt,  greifen  auch  bei  den  Kaufmännischen 
Verträgen  Platz  unter  folgenden  Modifikationen. 

Abschnitt  I. 
Von   den   kaufmännischen   Zahlungen. 

870.  (V.)  Jede  Zahlung  setzt  eine  Schuld  voraus.  Was  gezahlt 
wird,  ohne  geschuldet  zu  werden,  kann  zurückgefordert  werden. 

871.  (VI.)  Die  Zahlung  muss  an  den  Gläubiger  oder  an  eine  von 
demselben  zur  Annahme  in  gültiger  Weise  bevollmächtfigte  Person  geleistet 
werden« 
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Die  Zahfamff  an  eme  Person,  "welche  znr  Annahme  nicht  Vollmacht 
hatte,  ist  nur  dann  gültig,  wenn  sie  vom  Gläubiger  genehmigt  oder  hi 
seinem  Nutzen  verwendet  wird. 

872.  (VII.)  Der  Schuldner  der  Species  wird  nur  befreit  durch  Leistung 
der  Species« 

878.  (VIII.)  Die  Zahlung  wird  an  dem  Domicil  des  Schuldners  ge- 
leistet, vorbehaltlich  der  Vereinbarung  des  Gegentheils. 

874.  (IX.)  Die  an  den  Faktor,  Institor  oder  Eassirer  geleistete 
Zahlung  verpflichtet  den  iPrincipal  gemäss    den   gesetzlichen  Bestimmungen. 

875.  (X)  Die  Summen,  welche  dem  Schuldner  in  den  Handels- 
büchern  des  Gläubigers  ins  Kredit  gestellt  sind,  beweisen  Zahlung. 

876.  (XI.)  Die  auf  einem  dem  Schuldner  vom  Gläubiger  einge- 
händigten und  unterzeichneten  Kontokorrent  im  Kredit  aufgestellten  Posten 
beweisen  Zahlung. 

877.  (XII.)  Die  kaufmännischen  Zahlungen  können  durch  Scontration 
erfolgen.  Dem  kaufmännischen  Gläubiger  steht  es  zu,  an  sich  selbst  zu 
zahlen. 

878.  (XIII.)  Führt  ein  Schuldner  an,  dass  er  eine  in  Hinsicht  auf 
seinen  kaufmännischen  Handelsbetrieb  beträchtliche  Summenschuld  bezahlt 
hat,  ohne  Quittung  vorzulegen,  so  wird  die  Zahlung  nicht  vermutheU 

Abschnitt  U. 

Von   den   Quittungen    und   Empfangsbescheinunge  n 

(Re^us). 

879.  (XIV.)  Acceptilation,  Quittung  oder  Re^u  ist  das  schrifÜiche 
Bekenntniss  des  Gläubigers,  dass  er  vom  Schuldner  bezüglich  der  Schuld  des 
letzteren  sich  befriedigt  finde. 

880.  (XV.)  Die  in  allgemeinen  Ausdrücken  ohne  irgend  welchen  Vor- 
behalt oder  welche  Beschränkung  abge&sste  Quittung  umfasst  alle  und  jede 
Schuld,  selbst  eine  nicht  gekannte,  und  eine  aus  vergangener  Zeit  stammende. 

881.  (XVI.)  Die  für  den  Saldo  einer  bestimmten  Rechnung  oder 
Faktur  oder  für  den  Rest  einer  alten  Schuld  ausgestellte  Empfangsbe- 
scheinigung ist  Quittung  für  jene  Schuld,  Faktura  x>der  Rechnung  und  nicht 
für  andere. 


(XVII.)  Wie  ausgedehnt  auch  die  über  irgend  eine  Verwaltung 
ertheilte  Quittung  (Decharge^  sein  mag,  selbst  wenn  sie  Verzicht  oder  auf 
erlegte  Strafandrohung  Behufs  der  Nichtanfechtun^  enthält,  so  soll  doch  die 
Quittung  wirkungslos  sein,  wenn  bewiesen  wird,  dass  Rechnungen  über 
jene  Verwaltung  nicht  angefertigt  und  auch  nicht  gelegt  worden  waren. 

883.  (XVUI.)  Ist  Rechnung  über  eine  Verwaltung  aufgestellt  und 
gelegt  und  die  Quittung  darüber  ertneilt  worden,  so  lässt  die  Wirkung  dieser 
Quittung  allen  und  jeden  Zweifd  an  der  gegebenen  Rechnung  verstummen, 
auch    wenn    in    der  Verwaltung  Nachlässigkeit   oder   ein   Verschulden    vor* 

fekommen    wäre;   aber  die  Quittung  bringt  keine  Wirkung  hervor  in  dem 
'alle  des  Dolus,  Betruges  oder  Irrthums. 

Abschnitt  lU. 
Von  der  kaufmännischen  No  vati  on  und  Delegatio  n. 
884*    (XIX.)    Die  Novation  hat  die  Kraft  der  Zahlung. 
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885.    (XK.)    Die  Novation  findet  statt: 

1.  wenn  der  Schuldner  d^n  Gläabiger  ge^nüber  eine  neue  Schuld 
eingeht,  welche  an  die  Stelle  der  alten  tritt  und  dieselbe  aufhebt; 

2.  wenn  ein  neuer  Schuldner  dem  alten  substituirt  wird  und  ersterer 
dadurch  seiner  Verbindlichkeit  befreit  wird; 

3.  wenn  mittelst  eines  neuen  Abkommens  ein  Gläubiger  an  die  Stelle 
eines  andern  tritt,  und  dadurch  der  Schuldner  von  ersterem  be- 
freit ist. 


(XXI.)    Die  Novation  durch  Substitution  eines  neuen  Schuldners 
kann  ohne  Mitwirkung  des  ersten  Schuldners  stattfinden. 

887.  (XXII.)  Der  delegirte  Schuldner  braucht  nicht  Schuldner  des 
ersten  Schuldners  zu  sein,  und  dennoch  befreit  das  Versprechen,  fiir  ihn 
za  zahlen,  den  ersten  Schuldner. 


(XXIII.)  Bei  kaufiuännischen  Verträgen  genügen  Vermuthungen, 
damit  eine  Novation  stattfinde,  ohne  dass  die  positive  Absicht,  zu  noviren 
(animus  novandi)  nothig  ist.  Die  Novation  ebenso  wie  die  Obligation  ent- 
springt aus  einer  einfachen  Abrede  oder  Vereinbarung.') 


I.     (XXIV.)     Die  dem  Schuldner  gegebene  spätere  Ordre,    die   der 
ersten  zuwiderläuft  und  mit  ihr  unvereinbar  ist,  erzengt  Novation. 

890.  (XXV.)  Wenn  der  delegirte  Schuldner  in  solenner  Weise  als 
Schuldner  des  ursprünglichen  Schuldners  und  auf  Ordre  desselben  verspricht, 
an  den  angewiesenen  Gläubiger  zu  zahlen  oder  demselben  gegenüber  zu 
kompensiren,  und  dieser  das  Versprechen  annimmt,  so  wird  die  Novation 
und  Delegation  perfekt,  und  die  Verbindlichkeit  des  ersten  Schuldners 
erlischt. 

891.  (XXVI.)  Wenn  der  Gläubiger,  dem  eine  Zahlung  delegirt 
wurde,  den  neuen  Schuldner  in  seine  Bücher  einträgt,  so  gilt  diese  Ein- 
tragung als  eine  Annahme  des  Schuldners,  und  die  Novation  wird  perfekt 
und  wirksam. 

882.  (XXVII.)  Um  Jemanden  zur  Vornahme  einer  Novation  ermäch- 
tigen zu  können,  genügt  es  nicht,  dass  er  mit  der  Vollmacht  versehen  ist, 
(Zahlung)  anzunehmen;  es  ist  absolut  nothwendig,  dass  er  die  Fähigkeit 
besitzt,  Verträge  abzuschliessen. 

893.     (XXVIII.)    Del^ation  findet  nicht  statt: 

1.  wenn  der  Delegant  den  Delegaten  als  guten  und  pünktlichen  Kauf- 
mann nur  angiebt  und  rühmt; 

2.  wenn  der  Delegat,  nachdem  das  Zahlungsversprechen  geleistet  ist, 
flüchtig  wird; 

3.  wenn  der  Gläubiger  die  Delegation  für  Rechnung  und  Gefahr  des 
Deleganten  annimmt; 

4.  wenn  das  Zahlungsversprechcn  auf  einen  bestimmten  Tag  hin  ge- 
leistet wird  oder  unter  einer  bestimmten  Bedingung,  dass  vor  dem 
Tage  und  der  Erfüllung  der  Bedingung  der  Mandant  von  seiner 
Verpflichtung  nicht  befreit  ist; 

5.  wenn  der  delegirte  Schuldner  die  Delegation  nicht  annimmt; 

6.  der  Schuldner  ist  seiner  Verpflichtung  nicht  enthoben,  wenn  die 
Delegation  auf  einen  Kaufmann  fallt,  welcher  zahlungsunfähig  oder 
nahe  daran  ist,  zu  fodliren. 

^)  pactom  nudom. 
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Abschnitt  IV. 
Von   der   Verjährung. 

894.  (XXIX.)  Bei  allen  kaufmännischen  Reklamationen  und  Klagen, 
für  deren  Anstellung  in  dem  vorliegenden  Gesetzbuche  ein  Zeitpunkt  be- 
zeichnet ist,  ist  jener  Termin  peremptorisch  und  fatal  (Nothfirist),  ohne  dass 
dagegen  die  Rtchtswohlthat  der  Restitution  könnte  geltend  gemacht  werden, 
mag  auch  die  Ursache,  der  Titel  oder  das  Privileg  sein,  welches  es  wolle. 

895.  (XXX.)  Die  civilrechtliche  Verjährung  findet  Anwendung  auf 
die  Handelsklagen,  welche  im  vorliegenden  Öesetzbuche  keine  für  ihre 
Anstellung  bestimmte  Zeit  oder  eigenthümliche  Verjährung  haben, 

896.  (XXXI.)    Die  Verjährung  wird  unterbrochen: 

1.  durch  die  gerichtliche  Interpellation; 

2.  durch  die  Erneuerung  oder  Reform    des  Verpflichtungstitels. 

Im  ersten  Falle  läuft  sie  von  neuem  von  dem  Tage  des  letzten  richter- 
lichen Aktes  an;  im  zweiten  von  dem  Datum  der  Reform  an  oder  der  Pro- 
rogation der  Fälligkeit  der  Schuld. 


Buch  m. 

Von    den    Handelsklagen    und    der   Einrichtung 

des    Handelsgerichtes,    sowie    von    den 

Fallimenten. 

TITEL  L 

Von  den  Handelsklagen  im  Allgemeinen. 

897.  (Art.  I.)  Klage  ist  das  Recht  und  das  Mittel,  vor  Gericht  die 
Befriedigung  cioer  nicht  erf&llten  Verbindlichkeit  zu  erlangen.  Jede  Klage 
entsteht  aus  einer  Verbindlichkeit. 

898.  (11.)  Die  actio  utilis  steht  dem  Kaufmann  zu,  welchem  die 
Waaren  gehören,  auch  wenn  sie  an  einen  Andern  expedirt  sind,  and 
gegen  jeden  Dritten,  in  dessen  Hand  sie  etwa  verblieben  sind. 

899.  (III.)  Der  Principal  (preponente)  erwirbt  die  actio  utilis  durch 
deo  Vertrag]  des  Vertreters  oder  Institors,  unabhängig  von  einer  Cession. 
Mangelt^ jedoch  der^Bcweis  von  der  vorhergegangenen  Ordre  oder  dem  Auf- 
trage, so  wird  das  für  den  Abwesenden  geschlossene  Abkommen  als  von 
einem  Dritten  als  Negotiorum  gestor  des  Abwesenden  geschlossen  erachtet, 
ohne  Erwerbung  der  actio  utilis,  ausgenommen,  wenn  dasselbe  von  ihm 
angenommen  oder  genehmigt  wird  oder  Cession  vorliegt. 
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900.  (IV.)  Die  actio  negotiorum  fzrestoram  steht  stets  dem- 
jenigen zu,  welcher  in  nützlicher  Weise  (utiliter)  das  Geschäft  eines  Andern 
oder  das  mit  andern  gemeinsame  eigene  verwaltet  Und  es  kann  der  Fall 
eintreten,  dass  sie  demjenigen  zusteht,  welcher  ein  fremdes  Geschäft 
^egen  das  ausdrückliche  Verbot  des  Eigenthümers  desselben  verwaltet,  wenn 
das  Resultat  nützlich  ist. 

901.  (V.)  Die  Actio  rescissoria  oder  revocatoria,  resultirend 
ans  Betrug,  steht  nicht  den  Gläubigem  zu,  welche  zur  Zeit  des  betrügeri- 
schen Aktes  nicht  effektiv  Gläubiger  waren. 

902.  (VI.)  Die  Actio  institoria  findet  statt  zu  Gunsten  derjenigen, 
welche  mit  dem  Faktor  (institor)  kontrahirt  hatten,  und  gegen  die  Pnncipale, 
den  Bestimmungen  des  vorliegenden  Gesetzbuches  gemäss. 

903.  (VII.)  Die  Klagen  quanti  minoris,  quanti  plurimi  et 
venditi  entspringen  im  Allgemeinen  aus  Kauf-  und  Verkaufverträgen  und 
werden  nach  den  Bestimmungen  des  Titels:  „Vom  Kauf  und  Verkauf**, 
geregelt. 

904.  (Vin.)  Die  Actio  redhibitoria  steht  dem  Käufer  gegen  den 
Verkäufer  zu,  sobald  er  an  der  gekauften  Sache  einen  Mangel  oder  Fehler 
entdeckt  hat,  der,  wenn  er  beim  Akt  des  Abschlusses  gekannt  gewesen  wäre, 
ihn  von  der  Erwerbung  abgehalten  haben  würde,  und  findet  statt»  um  die 
Restitution  des  Kaufyreises  und  die  Nullität  des  Vertrages  zu  fordern,  mit 
den  Modifikationen  und  den  Erfordernissen,  wie  sie  im  Titel:  „Vom  Kauf 
und  Verkauf",  ausgeführt  sind. 

905*  (J^*)  ^^^  certi  condictio  benannte  Klage  entspringt  aus  der 
Leihe  oder  dem  Darlehn  und  steht  dem  Darlehnsgeber  zu,  um  die  dem  Mehmer 
dargeliehene  Sache  in  der  geliehenen  gleichen  Güte,  Beschaffenheit  und  Art 
zu  fordern.  Die  Qualifikation  geschieht  durch  kaufmännisclie  Sachverständige 
der  betreffenden  Branchen. 

906.  (X.)  Die  Actiones  indebiti,  pignoraticia  directa  et  con- 
traria, mandati  directa  et  contraria,  communi  dividundo,  pro 
socio  und  ihre  Arten,  die  actio  pauliana,  die  arbitraria  ad  id  quod 
interest,  ad  exhibendum  und  alle  sonstigen  Klagen,  welche  beim  Handels- 
gerichte statthaben  können,  werden  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen 
Rechts  geregelt,  vorbehaltlich  der  Sonderbestimmungen  der  einschlägigen 
Titel  des  vorliegenden  Gesetzbuches. 

907.  (XI.)  In  der  Regel  findet  keine  Klage  wegen  eines  zukünftigen 
Interesses  statt;  jedoch  ist  der  Fall  ausgenommen,  wenn  Gefahr  im  Verzuge 
ist,  oder  wenn  es  sich  darum  handelt,  einem  drohenden  Unglück  vorzubeugen, 
dann  steht  die  actio  damni  infecti  zu. 

90B.  (XII.)  Alle  Klagen,  welche  einmal  vor  Gericht  gebracht  sind, 
oder  Betreffs  derer  die  litis  contestatio  stattfand,  wenn  sie  auch  liegen 
gelassen  und  nicht  weiter  verfolgt  sind,  dauern  gemäss  dem  Recht  40  Jahre 
lang,  gerechnet  vom  Tage  der  Abstandnahme  der  Streitenden ;  ausgenommen 
sind  jedoch  die  Handelsklagen,  welche  innerhalb  der  in  den  Titeln:  „Von 
den  Verjährungen",  festgesetzten  Zeiten,  Fristen  und  Terminen  und  in 
den  Terminen,  welche  in  diesem  Gesetzbuche  ausdrücklich  festgesetzte  Zeit- 
punkte haben,  verjähren. 
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TITEL  n. 

Von  der  Vindikaüoii. 

900.  (I.)  Im  Fall  des  Falliments  des  Käufers  steht  dem  Verkäufer 
das  Recht  zu,  die  auf  Frist  oder  ohne  Frist  verkauften  und  bereits  abge- 
fi^ebenen  Waaren,  deren  Preis  noch  nicht  bezahlt  ist,  in  allen  unten  näher 
bezeichneten  Fällen  zu  vindiciren. 

910*  (11.)  Die  Vindikation  kann  nur  bei  Waaren  stattfinden,  deren 
Identität  anerkannt  wird,  ungeachtet  sie  sich  in  ihrer  Menge  vermindert 
und  in  anderen  Verpackungen  befinden. 

911.  (in.)  Die  Waaren,  welche  auf  Kredit  verkauft  sind,  könoeD 
zurückgefordert  werden: 

1.  wenn  sie  noch  unterwegs  sind,  zu  Lande  oder  zu  Wasser  and 
sofern  sie  nicht  an  einen  zweiten  Käufer  in  gutem  Glauben  auf  die 
Faktura  oder  das  Konnossement  hin  vor  ihrer  Ankunft  verkauft 
worden  sind.  Wenn  der  erste  Käufer,  anstatt  sie  wieder  zu  ver- 
kaufen, nur  Geld  als  Darlehn  auf  die  Fakturen  und  Konnossemente 
hin  genommen  hat,  so  findet  die  Vindikation  statt,  indem  dem  gut- 
gläubigen Darlehensgeber  sein  Recht  vorbehalten  bleibt; 

2.  wenn  die  Waaren  sich  in  dem  La^er  des  Falliten  oder  seines 
Kommissionärs  befinden,  und  wenn  die  Vindikation  innerhalb  10  Tagen 
nach  ihrem  Eingang  in  das  Waarenlager  anhängig  gemacht  wird. 

912.  (1^0  Beim  Mangel  der  Bezahlung  von  Waaren,  die  gegen  baar 
verkauft  sind,  hat  der  Verkäufer  das  Recht,  sie  zurück  zu  verlangen,  sofern 
er  die  Klage  innerhalb  30  Tagen  nach  der  Uebergabe  anstellt  und  dieselben 
noch  im  Besitz  des  Käufers  oder  des  einfiachen  Detentors  sind,  der  sie  too 
letzterem  hat. 

913.  (V.)  Wenn  in  Folge  eines  zweiten  Verkaufes  ein  Dritter  im 
guten  Glauben  im  Besitze  der  verkauften  Waaren  sich  befindet,  so  bat  die 
Vindikation  nicht  Statt.  Hat  jener  Dritte  den  Preis  nicht  bezahlt,  so  hat 
der  ursprüngliche  Verkäufer  das  Recht,  von  jenem  Preise  den  zur  Zahlung 
seiner  Forderung  nothwendigen  Theil  in  der  durch  Art.  III  No.  1  und  Art.  H 
dieses  Titels  festgesetzten  Zeit  zu  vindiciren. 

914.  (VI.)  Wenn  der  Käufer  baar  gekaufte,  aber  nicht  bezahlte 
Waaren  verpföndet,  so  hat  der  Verkäufer  das  Recht,  dieselben  zu  vin- 
diciren, wenn  er  den  Gläubiger  für  die  in  gutem  Glauben  auf  Pfand  gege- 
bene Summe,  sowie  für  die  bedungenen  Zinsen  entschädigt. 

915.  (VII.)  Der  Kommittent  oder  Eigenthümer  der  Waaren,  welche 
mit  Kommissionsgebühr  konsignirt  sind,  hat  das  Recht,  dieselben  zu  vin- 
diciren ,  wenn  sie  in  den  Händen  des  falliten  Kommissionärs  oder  Kon- 
signatars vorhanden  sind;  und  er  kann  den  Preis  für  dieselben  zurückver- 
langen, wenn  sie  verkauft,  aber  nicht  bezahlt  sind,  selbst  in  dem  Falle,  d»ss 
der  Kommissionär  mit  del  credere  belastet  war,  indem  er  die  Zahlungs- 
fähigkeit der  Käufer  garantirte. 

916.  (VIII.)  Der  Kommittent  hat  das  Recht,  die  konsignirten  Waaren, 
welche  der  fallite  Kommissionär  verpfändet  hat,  zu  vindiciren,  wenn  er  dem 
Darleiher  die  in  gutem  Glauben  auf  Pfand  gegebene  Summe,  sowie  die 
Zinsen  bezahlt. 

917.  (IX.)  Die  in  der  Kasse  eines  falliten  Kaufmannes  vorhandenen 
Wechsel  oder  andere  Handelsobligationen,  welche  nicht  fallig  oder  fällig  and 
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noch  nicht  bezahlt  sind,  und  welche  ihm  Übermacht  waren,  Behafs  der  Ein- 
kassinmg  nnd  Bewahrung  des  Betrages  zur  Verfügung  des  Uebersenders, 
oder  um  als  Zahlung  f&r  von  dem  Falliten  acceptirte  Wechsel  oder  f&r  an 
seinem  Domicil  zahlbare  Zahlungsanweisungen  zu  dienen,  können  durch  den 
äbennacfaenden  Eligenthümer  derselben  yindicirt  werden. 

918.  (X.)  Sämmtliche  Rimessen,  welche  auf  irgend  eine  Weise  an 
einen  &lliten  Kaufmann  erfolgt  sind,  können  voll  und  ganz  durch  den  Ueber- 
seoder  zurückgefordert  werden ,  sofern  der  Uebersender  zur  Zeit  der  Ueber- 
sendongen  dem  Falliten  nicht  eine  Summe  irgend  welcher  Art  schuldig  war. 

919.  (XI.)  Hat  der  Käufer  von  Waaren  Wechsel  acceptirt,  welche 
statt  des  Preises  der  ihm  übersandten  Waaren  auf  ihn  gezogen  worden,  und 
fallirt  er  vor  dem  Verfalltage,  so  können  diese  Waaren,  mögen  sie  unter- 
wegs oder  in  dem  Lager  des  Falliten  sein,  nicht  yindicirt  werden. 

920.  (XTT.)  Die  Verwalter  der  Masse  des  Falliten  haben  das  Recht, 
die  verkauften  Waaren,  und  diejenigen,  deren  Vindikation  vom  Gesetz 
erlaubt  ist,  zurückzuhalten,  wenn  sie  den  zwischen  dem  Reklamanten  und 
dem  Falliten  vereinbarten  Preis  bezahlen. 

921.  (XTTI,)  Jeder  Verkäufer  hat  das  Recht,  die  Waaren  zu  vindiciren, 
welche  ohne  Frist  Verkauft  und  übergeben  sind  und  nicht  innerhalb  dreier 
1^  naeh  der  an  den  Käufer  gerichteten  (gerichtlichen)  Aufforderung,  zu 
zahlen,  wirklich  bezahlt  werden.  —  Die  Artikel  n,  IV,  V  und  VI  dieses 
Titels  finden  auf  den  vorliegenden  Fall  Anwendung. 


TITEL  in. 
Von  der  Actio  institoria. 

922.  (I.)  Die  Actio  institoria  steht  Jedem  za,  welcher  mit  einem  Faktor 
(institor)  kontrahirt,  und  richtet  sich  gegen  den  Principal  (preponten)  oder 
gegen  diejenigen,  in  deren  Namen  die  Einsetzung  rechtmässig  geschehen  ist. 

928.  (II.)  Der  Eigenthumer  eines  Geschäftes  oder  Unternehmens,  der 
Prokarator,  der  Verwalter,  der  Vormund  und  Kurator  können  Principale 
^n.  Jede  Person,  welchen  Alters,  Geschlechts  oder  Berufs  sie  auch  sein 
i&ag,  kann  Faktor  sein. 

924.  (III.)  Die  Einsetzung  eines  Faktors  kann  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  sein.  Der  Faktor  verpflichtet  in  der  Regel  den  Principal  in 
H)lidQm  bei  allen  Verträgen,  die  er  in  dieser  seiner  Eigenschaft  abschliesst. 
Schlimt  der  Faktor  jedoch  den  Vertrag  in  seinem  eigenen  Namen  ab,  so 
▼erpflichtet  er  den  Principal  nicht. 

925.  (IV.)  Wenn  der  Faktor  die  Befugniss  hat,  in  seinem  Namen 
odä:  in  dem  Namen  des  Principals  abzuschliessen,  so  wird  im  Zweifel  prä- 
sumirt,  dass  er  für  sich  und  nicht  für  den  Principal  eine  Verpflichtung 
eingeht. 

926.  (V.)  Wenn  ein  Faktor  Verpflichtungen  stipulirt  und  kontrahirt, 
^ie  aas  Verträgen  sich  ergeben,  welche  ausserhalb  seiner  Bestallung  sind, 
^verpflichtet  er  nicht  den  Principal,  auch  wenn  er  ausdrücklich  erklärte, 
^  ihn  stipulirt  zu  haben. 

927.  (VI.)  Sobald  Jemand  zum  Faktor  nur  eines  von  mehreren 
Handelszweigen,  welche  in  demselben  Hause,  Laden  oder  Waarenlager  bo- 
mben werden,  ernannt  wird,  muss  ^i&e  Einsetzung  bekannt  gemaontund 
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TITEL  n. 

Von  der  Vindikation. 

900.  (I.)  Im  Fall  des  Fallimeots  des  Käufers  steht  dem  Vericäufer 
das  Recht  zu,  die  auf  Frist  oder  ohne  Frist  verkauften  und  bereite  abge- 
gebenen  Waaren,  deren  Preis  noch  nicht  bezahlt  ist,  in  allen  unten  näher 
bezeichneten  Fällen  zu  vindiciren. 

910.  (11.)  Die  Vindikation  kann  nur  bei  Waaren  stattfinden,  deren 
Identität  anerkannt  wird,  ungeachtet  sie  sich  in  ihrer  Menge  vermindert 
und  in  anderen  Verpackungen  befinden. 

911.  (III*)  Die  Waaren,  welche  auf  Kredit  verkauft  sind,  können 
zurückgefordert  werden: 

1.  wenn  sie  noch  unterwegs  sind,  zu  Lande  oder  zu  Wasser  und 
sofern  sie  nicht  an  einen  zweiten  Käufer  in  gutem  Glauben  auf  die 
Faktura  oder  das  Konnossement  hin  vor  ihrer  Ankunft  verkauft 
worden  sind.  Wenn  der  erste  Käufer,  anstatt  sie  wieder  zu  ver- 
kaufen, nur  Geld  als  Darlehn  auf  die  Fakturen  und  Konnossemente 
hin  genommen  hat,  so  findet  die  Vindikation  statt,  indem  dem  gut- 
gläubigen Darlehensgeber  sein  Recht  vorbehalten  bleibt; 

2.  wenn  die  Waaren  sich  in  dem  La^er  des  Falliten  oder  seines 
Kommissionärs  befinden,  und  wenn  die  Vindikation  innerhalb  10  Tagen 
nach  ihrem  Eingang  in  das  Waarenlager  anhängig  gemacht  wird. 

912.  (IV.)  Beim  Mangel  der  Bezahlung  von  Waaren,  die  gegen  baar 
verkaufb  sind,  hat  der  Verkäufer  das  Recht,  sie  zurück  zu  verlangen,  sofern 
er  die  Klage  innerhalb  30  Tagen  nach  der  Uebergabe  anstellt  und  dieselben 
noch  im  Besitz  des  Käufers  oder  des  einfiachen  Detentors  sind,  der  sie  va 
letzterem  hat. 

913.  (V.)  Wenn  in  Folge  eines  zweiten  Verkaufes  ein  Dritter  im 
guten  Glauben  im  Besitze  der  verkauften  Waaren  sich  befindet,  so  hat  die 
Vindikation  nicht  Statt.  Hat  jener  Dritte  den  Preis  nicht  bezahlt,  so  hat 
der  ursprüngliche  Verkäufer  das  Recht,  von  jenem  Preise  den  zur  ZahluDj? 
seiner  Forderung  nothwendigen  Theil  in  der  durch  Art.  III  No.  1  und  Art.  lY 
dieses  Titels  festgesetzten  Zeit  zu  vindiciren. 

914.  (VI.)  Wenn  der  Käufer  baar  gekaufte,  aber  nicht  bezahlte 
Waaren  verpföndet,  so  hat  der  Verkäufer  das  Recht,  dieselben  zu  vin- 
diciren, wenn  er  den  Gläubiger  für  die  in  gutem  Glauben  auf  Pftuid  gege- 
bene Summe,  sowie  für  die  bedungenen  Zinsen  entschädigt. 

915.  (VII.)  Der  Kommittent  oder  Eigenthümer  der  Waaren,  weldie 
mit  Kommissionsgebühr  konsignirt  sind,  hat  das  Recht,  dieselben  zu  vin- 
diciren, wenn  sie  in  den  Händen  des  falliten  Kommissionärs  oder  Kon- 
signatars vorhanden  sind;  und  er  kann  den  Preis  für  dieselben  zurückver- 
langen, wenn  sie  verkauft,  aber  nicht  bezahlt  sind,  selbst  in  dem  Falle,  dass 
der  Kommissionär  mit  del  credere  belastet  war,  indem  er  die  Zahlungs- 
fähigkeit der  Käufer  garantirte. 

916.  (VIII.)  Der  Kommittent  hat  das  Recht,  die  konsignirten  Waaren, 
welche  der  fallite  Kommissionär  verpfändet  hat,  zu  vindiciren,  wenn  er  dem 
Darleiher  die  in  gutem  Glauben  auf  Pfand  gegebene  Summe,  sowie  die 
Zinsen  bezahlt. 

917.  (IX.)  Die  in  der  Kasse  eines  falliten  Kaufinannes  vorhandenen 
Wechsel  oder  andere  Handelsobligationen,  welche  nicht  fallig  oder  fallig  and 


XXVl.   Portugal  219 

noch  nicht  bezahlt  sind,  und  welche  ihm  Übermacht  waren,  Behufs  der  Ein- 
kassinmg  and  Bewahrung  des  Betrages  zur  Verfügung  des  Uebersenders, 
oder  um  als  Zahlung  für  von  dem  Falliten  acoeptirte  Wechsel  oder  für  an 
seinem  Domicil  zahlbare  Zahlungsanweisungen  zu  dienen,  können  durch  den 
&bennaofaenden  Eigenthfimer  derselben  yindicirt  werden. 

918.  (X.)  Sämmtliche  Rimessen,  welche  auf  irgend  eine  Weise  an 
einen  fftlliten  Kaufmann  erfolgt  sind,  können  voll  und  ganz  durch  den  Ueber- 
sender  zurückgefordert  werden ,  sofern  der  Uebersender  zur  Zeit  der  Ueber- 
sendangen  dem  Falliten  nicht  eine  Summe  irgend  welcher  Art  schuldig  war. 

919.  (XI.)  Hat  der  Käufer  von  Waaren  Wechsel  acceptirt,  welche 
statt  des  Preises  der  ihm  übersandten  Waaren  auf  ihn  gezogen  worden,  und 
fallirt  er  vor  dem  Verfalltage^  so  können  diese  Waaren,  mögen  sie  unter- 
wegs oder  in  dem  Lager  des  Falliten  sein,  nicht  yindicirt  werden. 

980.  (Xn.)  Die  Verwalter  der  Masse  des  Falliten  haben  das  Recht, 
die  yerkanften  Waaren,  und  diejenigen,  deren  Vindikation  vom  Gesetz 
erlaubt  ist,  zurückzuhalten,  wenn  sie  den  zwischen  dem  Reklamanten  und 
dem  Falliten  vereinbarten  Preis  bezahlen. 

921.  (XIII.)  Jeder  Verkäufer  hat  das  Recht,  die  Waaren  zu  vindiciren, 
welche  ohne  Frist  Verkaufe  und  übergeben  sind  und  nicht  innerhalb  dreier 
Tage  Haeh  der  an  den  Käufer  gerichteten  (gerichtlichen)  Aufforderung,  zu 
zahlen,  wirklich  bezahlt  werden.  —  Die  Artikel  n,  IV,  V  und  VI  meses 
Titels  finden  auf  den  vorliegenden  Fall  Anwendung. 


TITEL  ra. 
Von  der  Actio  institoria. 

922.  (I.)  Die  Actio  institoria  steht  Jedem  zu,  welcher  mit  einem  Faktor 
(institor)  kontrahirt,  und  richtet  sich  gegen  den  Principal  (preponten)  oder 
gegen  diejenigen,  in  deren  Namen  die  Einsetzung  rechtmässig  geschehen  ist. 

928*  (II.)  Der  Eigenthümer  eines  Geschäftes  oder  Unternehmens,  der 
Prokurator,  der  Verwalter,  der  Vormund  und  Kurator  können  Principale 
sein.  Jede  Person,  welchen  Alters,  Geschlechts  oder  Berufs  sie  auch  sein 
mag,  kann  Faktor  sein. 

924.  (HI.)  Die  Einsetzung  eines  Faktors  kann  ausdrücklich  oder 
stillschweig|end  sein.  Der  Faktor  verpflichtet  in  der  Regel  den  Principal  in 
solidum  bei  allen  Verträgen,  die  er  in  dieser  seiner  Eigenschaft  abschliesst. 
Schliesst  der  Faktor  jedoch  den  Vertrag  in  seinem  eigenen  Namen  ab,  so 
verpflichtet  er  den  Principal  nicht. 

925.  (IV.)  Wenn  der  Faktor  die  Befagniss  hat,  in  seinem  Namen 
oder  in  dem  Namen  des  Principals  abzuschliessen,  so  wird  im  Zweifel  prä- 
sumirt,  dass  er  für  sich  und  nicht  für  den  Principal  eine  Verpflichtung 
eiugeht. 

926.  (V.)  Wenn  ein  Faktor  Verpflichtungen  stipulirt  und  kontrahirt, 
die  aus  Verträgen  sich  ergeben,  welche  ausserhalb  semer  Bestallung  sind, 
80  yerpflichtet  er  nicht  den  Principal,  auch  wenn  er  ausdrücklich  erklärte, 
ftr  ihn  stipulirt  zu  haben. 

927.  (VI.)  Sobald  Jemand  zum  Faktor  nur  dnes  von  mehreren 
Handelszweigen,  welche  in  demselben  Hause,  Laden  oder  Waarenlager  be- 
trieben werden,  ernannt  wird,  muss  seine  Einsetzung 'bekannt  gemaontutid 
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yeröffeDtlicht  werden;  aas   dem  Gegentheil  wird  vermuthet,    dass  er  Faktor 
f&r  alle  obigen  verschiedenen  Geschäftszweige  ist. 

928.  (^Q)  Die  institorische  Klage  gegen  den  Sohn  oder  den  Elrbeo 
des  Principals,  welcher  fortführt,  sich  des  nämlichen  vom  Vater  oder  Erb- 
lasser bestellten  Faktors  zu  bedienen,  findet  statt,  sobald  er  nicht  öffentlich 
und  ausdrücklich  abgerufen  ist. 


TITEL  IV. 

Von  den  Verliisten  und  Schäden  wegen  NiohtaiiBfahnmg 
eines  kaufmännisohen  Vertrages. 

929.  (10  Jede  Verpflichtung,  etwas  zu  thun  oder  nicht  zu  thun, 
wird  im  Falle  der  Nichtausführung  Seitens  des  Schuldners  in  der  Regel  auf 
eine  Entschädigung  für  Verluste  oder  Schäden  reducirt. 

930.  (II.)  Der  Schuldner  haftet  für  Verluste  und  Schäden,  wenn  er 
sich  im  Verzug  befindet,  seiner  Verpflichtung  nachzukommen,  ausgenommen 
wenn  die  Sache,  die  er  zu  geben  oder  zu  leisten  verpflichtet  war,  nur  in 
einer  bestimmten  Zeit  gegeben  oder  geleistet  werden  konnte,  welche  der 
Schuldner  vergehen  Hess. 

931.  (III.)  Bei  dem  Stattfinden  einer  Entschädigung  f&r  Verluste 
und  Schäden  wird  der  Schuldner  zur  Zahlung  derselben  verurtheilt,  sei  es 
auf  Grund  der  Nichterfüllung  der  Verpflichtung,  sei  es  auf  Grund  der 
Verzögerung  der  Erfüllung,  sofern  er  nicht  nachweist,  dass  die  Nicht- 
erfüllung von  einer  fremden  Ursache,  welche  ihm  nicht  zugerechnet  werdeo 
kann,  herrührt,  vorausgesetzt,  dass  von  seiner  Seite  keine  mala  fides  vorließ. 

932.  (IV.)  Eine  Entschädigung  für  Schäden  und  Verluste  findet  nickt 
statt,  wenn  der  Schuldner  (in  Folge  eines  zufälligen  Ereignisses  oder  höherer 
Gewalt)  gehindert  war,  zu  leisten  oder  zu  geben,  wozu  er  verpflichtet  war, 
oder  that,  was  ihm  untersagt  war. 

933.  (V.)  In  der  Regel  wird  unter  der  dem  Gläubiger  geschuldeten 
Schadloshaltung  für  Verluste  und  Schäden  der  Ersatz  des  erlittenen  Verlustes 
und  des  Gewinnes,  der  ihm  entzogen  worden  ist,  verstanden. 

934.  (VI.)  Der  Schuldner  haftet  nicht  för  Verluste  und  Schäden, 
welche  vorausgesehen  worden  sind,  oder  welche  zur  Zeit  des  Vertrages  vor- 
ausgesehen werden  konnten,  ausgenommen  wenn  durch  seinen  Dolus  die 
Verpflichtung  unerfüllt  gelassen  ist. 

935.  (VII.)  Selbst  dann,  wenn  die  Nichterfüllung  des  Vertrafces  aus 
dem  Dolus  des  Schuldners  herrührt,  darf  die  Schadloshaltung  für  Verluste 
und  Schäden,  hinsichtlich  des  vom  Gläubiger  erlittenen  Verlustes  und  hin- 
sichtlich des  Gewinnes,  der  ihm  entzogen  worden  war,  nur  das  umfassen, 
was  eine  unmittelbare  und  direkte  Folge  der  Nichterfüllung  des  Ver- 
trages ist. 

936.  (Vm.)  Wenn  in  einem  Vertrag  stipulirt  ist,  dass  derjenige, 
welcher  ihn  nicht  erfüllt,  eine  bestimmte  Summe  für  Verluste  und  Schäden 
bezahlen  soll,  so  darf  dem  andern  Theile  weder  eine  grössere  noch  kleinere 
Summe  zuerkannt  werden. 

937.  (IX.)  Hinsichtlich  der  Schadloshaltung  für  Verluste  und  Schäden 
wegen  Nichterfüllung  der  Verpflichtungen,  welche  sich  auf  die  Zahlung  einer 
bestimmten  Summe  Geldes  beschränken,  sind  die  Bestimmungen  des  Titels: 
,Von  den  Handels-Zinsen^i  zu  beobachten. 
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TITEL  V. 
Vom  Beweise. 

938.  (I.)  Jeder,  der  ein  Recht  beansprucht  oder  der  eine  That- 
saefae  anfährt,  sei  es  in  UnterslQtzung  seines  Rechts^  sei  es,  am  das  Recht 
eines  Andern  zu  bestreiten,  mass  das  Vorhandensein  jenes  Rechtes  oder 
jener  Thatsache  beweisen. 

939.  (II.)  Der  Beweis  ist  mithin  der  gerichtliche  Akt,  welcher  dem 
lüchter  ein  ihm  bis  dahin  zweifelhaft  gewesenes  Faktum  gewiss  macht.  Der 
Beweis  bezieht  sich  stets  auf  ein  Faktum. 

940.  (III*)  Der  gerichtliche  Beweis  muss  unzweideutig  und  nicht 
zweideutig  sein.  Die  blosse  Möglichkeit  des  Gegentheils  macht  den  Beweis 
ungenügend. 

941.  (IV.)  Wenn  der  Handelsrichter  oder  die  Handelsjury  in  Folge 
der  Thatsachen,  welche  beim  Beweis  vorgebracht  sind,  solchen  Grad  der 
Ueberzeugung  erlangt,  dass  hinsichtlich  des  bestrittenen  Gegenstandes  ihre 
Folgerung  zu  einem  Schlüsse  der  Nothwendigkeit  und  nicht  zu  einem  Schlüsse 
der  möglich keit  gelangt,  so  ist  der  Grad  eines  genügenden  Beweises  erreicht, 
um  das  Urtheil  mit  Gerechtigkeit  zu  föllen. 

942.  (V.)  Der  gerichtliche  Beweis  ergiebt  sich  aus  Urkunden,  Zeugen, 
Vermuthungen,  aus  dem  Zugeständniss  der  Partei  und  aus  dem  Eid.  Die 
Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes  haben  auch  in  den  Handelsprocessen 
Geltung,  mit  den  Modifikationen  des  vorliegenden  Titels. 

943.  (VI.)  Unter  einer  Privatschrift  oder  Privat  Urkunde  wird  eine 
jede  verstanden,  bei  welcher  kein  öffentlicher  Beamter  mitgewirkt  hat.  Ein 
solches  Schriftstück,  das  anerkannt  wird  von  der  Partei,  der  es  entgegen- 
steht oder  gesetzlich  für  anerkannt  gehalten  wird,  hat  denselben  Glauben,  wie 
die  öffentliche  Urkunde. 

944.  (Vn.)  Im  Besonderen  sind  in  Handelssachen  Mittel  des  schrift- 
lichen Beweises: 

1.  das  Register  der  Mäkler,  welches  den  Vorschriften  des  Gesetzes 
gemäss  geführt  ist; 

2.  die  Certifikate  der  Mäkler  und  die  Originale  (Entwürfe)  der  Ver- 
träge, bei  denen  sie  vermittelt  haben,  wenn  dieselben  von  der  Partei 
unterschrieben  sind,  die  den  Vertrag  in  Abrede  stellt; 

3.  die  Policen,  Charte- Partien,  Konnossemente  und  sonstige  dem 
Handel  eigen thümliche  Schriften  über  eine  Verpflichtung; 

4.  die  Entwürfe  von  Unterhandlungen  und  Fakturen,  die  von  der 
Partei ,  gegen  welche  sie  vorgebracht  werden,  angenommen  wor- 
den sind; 

5.  die  Kredit-,  Ordres-  und  Avis-Briefe  und  Handelskorrespondenzen 
unter  Geschäftsleuten; 

6.  die  Handelsrechnungen; 

7.  die  Quittungen  und  Empfangsbescheinigungen. 

945.  (VIII.)  Die  Handelsschriftstücke  können  von  der  Hand  irgend 
Jemandes,  selbst  des  Gläubigers  geschrieben  sein;  sie  müssen  jedoch  von 
dem  Schuldner  oder  von  dessen  legitimirten  Prokurator  unterschrieben  sein. 

946.  (IX.)  Ist  die  in  dem  Kontext  der  Urkunde  ausgedrückte  Summe 
verschieden  von    degenigen,   welche   in  Zahlen  oder    in  Buchstaben  an  der 
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Spitze  oder  am  Schluss  der  Oblifj^ation  von   der  Hand   des  Schuldners  aas- 
gedrückt ist,  so  ist  die  geringere  Quantität  die  Summe  der  Verpflichtung. 

947.  (X.)  Das  Datum  einer  Privaturkunde  prajudicirt  nicht  einem 
Dritten  vorbehaltlich  des  Tages,  an  welchem  die  Urkunde  eingetragen 
worden,  oder  des  Tages  des  Todes  oder  der  Abwesenheit  des  Unterzeich- 
neten oder  des  Tages,  an  welchem  der  Dritte,  dem  der  Akt  entgegensteht, 
schriftlich  dessen  Vorhandensein  anerkennt. 

948.  (XI.)  Die  Bücher  der  kaufmännischen  Buchführung  werden,  wenn 
sie  fehlerlos  und  mit  allen  in  diesem  Gesetzbuche  speciell  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  geführt  worden  sind,  als  Beweismittel  bei  gerichtlicheo 
Eontestationen,  welche  zwischen  Kaufleuten  über  Handelsgegenstände  Tor- 
kommen,  zugelassen. 

949.  (XII.)  Die  in  den  regelrecht  gefühi*ten  GeschäfUbüchern  ein- 
getragenen Buchungen  beweisen  gegen  die  Kaufleute,  denen  sie  gehören,  ohne 
Zulassung  des  Beweises  des  Qegentheils.  Jedoch  darf  die  Gegenpartei  nicht 
die  ihr  günstigen  Buchungen  annehmen  und  die  nachtheiligen  zurückweisen; 
hat  sie  sich  mit  diesem  Beweismittel  einverstanden  erklärt,  so  ist  sie  auch 
den  kombinirten  Ergebnissen  unterworfen,  welche  sänuntliche  auf  die  Frage 
bezüglichen  Buchungen  zusammen  genommen  liefern. 

950.  (XIIL)  Die  Bücher  der  kaufmännischen  Rechnungsführung,  w^n 
sie  den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Bestimmungen  gemäss  gefuhrt  sind, 
machen  Beweis  zu  Gunsten  ihrer  betreffenden  Eigenthümer,  wenn  nicht  der 
Gegner  entgegengesetzte  Buchungen  in  den  nach  den  speciellen  Yorschrifien 
des  Gesetzes  geführten  Büchern  oder  einen  andern  vollen  und  schlüssigen 
Beweis  des  Gegentheils  darbietet. 

951.  (XIV.)  Wenn  aus  der  Kombination  der  ordnungsmässi|^  ge- 
führten Geschäftsbücher  beider  streitenden  Parteien  sich  ein  kontradiktorischer 
Beweis  ergiebt,  so  hat  das  Gericht  von  demselben  Abstand  zu  nehmen 
und  die  Frage  nach  dem  Werthe  der  übrigen  Beweise  des  Prozesses  dem 
Recht  entsprechend  zu  entscheiden. 

952.  (XY.)  Die  Bücher  der  Kaufleute  beweisen  selbst  gegen  nicht- 
kaufmännische Personen  hinsichtlich  der  Qualitäten  und  Quantitätei^  der 
in  denselben  eingetragenen  Lieferungen,  wenn  bewiesen  wird,  dass  der  ELauf- 
mann  identische  Lieferungen  auf  Kredit  der  andern  Partei  zu  machen 
pflegte,  sofern  obige  Bücher  in  Ordnung  sind  und  der  Ejtafiaiann  die 
Wahrheit  seines  Anspruchs  beschwört. 

953.  (XVI.)  Ist  der  Kaufmann  gestorben,  so  müssen  seine  Erben 
nach  der  Yorschrift  des  vorhergehenden  Artikels  einen  Eid  leisten,  dass  sie 
in  gutem  Glauben  der  Meinung  sind,  dass  die  Schuld  eine  wirkliche  und 
nicht  bezahlte  ist 

954  (XYII.)  Das,  was  der  Gläubiger  hinterher  oder  auf  den  Rand 
oder  auf  die  Rückseite  einer  Forderung,  die  stets  in  seinen  EÜlnden  geblieben 
ist,  schreibt,  beweist,  auch  wenn  es  durch  ihn  nicht  unterschrieben  noch 
datirt  ist,  sofern  es  bezweckt,  die  Befreiung  des  Schuldners  festzustellen. 

955.  (XVIII.)  Der  Eigenthümer  eines  Titels  kann  auf  seine  Kosten 
die  Erueuerung  desselben  verlangen,  wenn  derselbe  unleserlich  ist,  entweder 
wegen  Alters  oder  aus  sonst  einem  Grunde. 

956.  (XIX.)  Jede  der  beiden  Parteien  kann,  in  welchem  Stadium  die 
Sache  auch  sein  mag,  von  dem  Richter  verlangen,  dass  er  befehle,  dass  die 
andere  Partei  unter  Eidesleistung  diejenigen  Urkunden  producirt,  welche 
sich  in  deren  Händen  befinden  und  welche  mit  der  Streitsache  in  Beziethung 
stehen« 
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957.  (XX.)  Wenn  im  Verlaufe  einer  Streitsache  sich  herausstellt, 
dass  eine  der  Parteien  ein  augenscheinliches  Interesse  an  der  Produktion 
eines  Titels  hat,  welcher  sich  in  den  Händen  eines  Dritten  befindet,  so  soll 
dieser  auf  Befehl  des  Kichters  verpflichtet  sein,  die  Prüfung  des  Titels  zu 
gestatten,  oder  dass  von  ihr  eine  Abschrift  mit  der  Zuverlässigkeit  und  den 
Erfordernissen  des  Gesetzes  genommen  werde. 

958.  (XXI.)  Der  Zeugen  beweis  findet  bei  Handelsklagen  nur  statt^ 
\i-enii  der  Anfang  eines  schriftlichen  Beweises  vorhanden  ist  und  in  den 
Fällen,  für  welche  in  diesem  Gesetzbuche  keine  andere  besondere  Art  des 
Beweises  vorgeschrieben  ist,  mag  die  Summe  oder  Quantität  der  bestrittenen 
Obligation  sein,  welche  sie  will. 

959.  (XXII.)  Anfang  eines  schriftlichen  Beweises  heisst  jeder  schrift- 
liche Akty  der  von  demjenigen,  gegen  welcheik  die  Klage  gerichtet  ist,  oder 
von  dem,  welchen  dieser  repräsentirt,  herrührt,  und  wodurch  die  angeführte 
Thatsache  wahrscheinlich  wird. 

969.  (XXIII.)  In  den  Fällen,  in  denen  Zeugenbeweis  zulässig  ist^ 
sind  die  folgenden  Bestimmungen  zu  beachten. 

961.  (XXI Y.)  Die  Aussage  eines  einzigen  Zeugen  Mangels  eines 
anderen  sonstigen  Beweismittels  beweist  nicht  vor  Gericht.  Ist  er  jedoch  über 
jeden  Einwand  erhaben,  und  deponirt  er  über  ein  eigenes  Faktum,  als  der 
£inzige,  der  Kenntuiss  und  Wissenschaft  von  dem  Geschäfte  hat,  ohne  jeg- 
liches Interesse  an  demselben,  so  kann  er  einen  Beweis,  welcher  aus  einem 
Avisbrief,  einem  Konnossement  oder  sonstigen  gesetzlichen  Hilfsmitteln  her- 
rührt, vervollständigen,  nach  dem  einsichtigen  Ermessen  des  Richters. 

962.  (XXV.)  Wenn  die  einzelnen  Zeugnisse  mehrerer  Personen  in 
ihrer  Vereinigung  darin  zusammenlaufen,  eine, Sache  im  Allgemeinen  fest- 
zustellen, so  hängt  es  von  dem  einsichtigen  Ermessen  des  Richters  ab,  den 
einzelnen  Bekundungen  die  Kraft  beizulegen,  welche  die  Umstände  erfordern. 

963.  (XXVI.)  Jeder  Zeuge  muss  schwören  oder  versprechen  — je  nach 
dem  Ritus  seiner  Religion  —  die  Wahrheit  zu  sagen. 

964.  (XXVII.)  Die  Personen,  welche  noch  nicht  15  Jahre  alt  sind, 
können  befragt  und  gehört  werden,  jedoch  nicht  den  Eid  leisten;  und  der 
Richter  hat  solchen  Aussagen  den  Glauben  zu  schenken,  welchen  sein 
Gewissen  vorschreibt.  Dasselbe  ist  der  Fall  bei  Interdicirten,  welche  lichte 
Augenblicke  haben. 

965.  (XXVIII.)  Als  Zeuge  kann  nicht  eine  Person  zugelassen  werden, 
welche  an  dem  Streit,  hinsichtlich  dessen  er  vorgeschlagen  ist,  ein  direktes 
oder  indirektes  Interesse  hat.  Dem  einsichtigen  Ürtheile  des  Richters  bleibt 
es  anheimgestellt,  über  das  Vorhandensein  und  den  Grad  des  dem  Zeugen 
imputirten  Interesses,  über  seiue  Zulassung  oder  Zurückweisung  oder,  im 
Falle  er  zugelassen  wird,  über  den  Glauben,  den  er  verdient,  zu  beschliessen. 

968.  (XXIX.)  Der  Kassirer  oder  sonst  ein  Bediensteter  des  Komptoirs, 
Waarenhauses  oder  Ladens  kann,  auch  wenn  er  zum  Hause  gehört,  als 
Zeuge  über  eine  im  Komptoir,  Waarenhause  oder  Laden  vorgegangene  That- 
sache zugelassen  werden,  und  es  ist  ihm  der  Glaube  beizumessen,  welcher 
sich  aus  der  gerechten  Würdigung  seiner  Bekundung  und  dem  Umstände 
eigiebt,  dass  ihm  bekannt  ist,  er  leiste  den  Eid. 

967.  (XXX.)  Lässt  die  Angelegenheit  den  Zeugenbeweis  zu,  so  muss 
das  Gericht  sofort,  selbst  an  einem  aussergewöhnlichen  Tage,  zu  den  gesetz- 
lich bestimmten  Audienzen  schreiten,  um  das  Zeugniss  ad  perpetuam  rei 
memoriam  irgend  eines  Inländers  oder  Ausländers,  der  in  Begriff  steht, 
abzureisen,   zu  hören.    Diese  Aussage  ist  zu  hören  und  abzunehmen  unter 
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denselben  Förmlichkeiten,  als  wenn  die  Diskussion  über  die  Beweise  eröffnet 
wäre,  und  indem  ein  Protokoll  angefertigt  wird,  welches  in  der  Audienz  for 
die  Beweisaufnahme  zu  verlesen  ist. 

968.  (XXXI.)  Präsumtionen  heissen  die  Folgerungen,  welche  das 
Gesetz  oder  der  Richter  aus  einem  bekannten  Faktum  fär  ein  unbekanntes 
Faktum  herleitet.  Die  Präsumtionen  sind  deshalb  vom  Gesetz  angestellt 
oder  nicht  au^estellt. 

969.  (XXXII.)  Die  nicht  gesetzlich  aufgestellten  Präsumtionen  bleiben 
vollständig  dem  Verständnisse  und  der  Einsicht  des  Richters  und  der  Jury 
überlassen;  jedoch  dürfen  nur  solche  zugelassen  werden,  welche  wichtig,  be- 
stimmt und  übereinstimmend  sind. 

970.  (XXX in.)  Die  Kraft,  welche  das  Gesetz  dem  Zugeständnisse 
der  Partei  und  dem  Eide  beii^isst,  ist  eine  gesetzliche  Präsumtion. 

971.  (XXXIV.)  Das  Zu«^eständniss  der  Partei  kann  aussergerichtlicb 
oder  gerichtlich  sein.  Es  bleibt  vollständig  der  Einsicht  des  Richters  ao- 
heimgestellt,  den  Grad  von  Glauben  zu' bemessen,  welchen  das  aussergericht- 
liche  Geständniss  der  Pai*tei  in  Materien,  bei  welchen  Zeugenbeweis  zulassig 
ist,  verdient. 

972.  (XXXV.)  Gerichtliches  Zugeständniss  ist  die  Erklärung,  welche 
von  der  Partei  persönlich  oder  durch  einen  speciellen  Bevollmächtigten  vor 
Gericht  abgegeben  wird.  Ein  solches  Zugeständniss  macht  vollständigeD 
Beweis  gegen  den  Geständigen,  wenn  es 

1.  frei, 

2.  ohne  Irrthum  ist, 

3.  über  eine  bestimmte  Sache, 

4.  auf  die  Hauptsache  und  nicht  auf  Nebensächliches  bezüglich  ist. 

973.  (XXXVI.)  In  der  Regel  ist  das  vor  Gericht  erfolgte  Zugeständ- 
niss der  Partei  untheilbar  und  kann  nicht  theilweise  angenommen  und 
theilweise  zurückgewiesen  werden.  Jedoch  bleibt  es  der  Einsicht  des  Rich- 
ters überlassen,  das  Geständniss  zu  theileo,  wenn  der  Schuldner  zu  seiner 
Entlastung  Thatsachen  anführt,  deren  Falschheit  bewiesen  werden  könnte, 
oder  wenn  das  Geständniss  ein  bedingtes  ist 

974.  (XXXVn.)  Das  gegen  das  Zugeständniss  gefällte  Urtheil  ist 
nichtig.  Das  Geständniss  revalidirt  jeden  Irrthum  der  EJage  oder  des  Pro- 
zesses. 

975.  (XXXVIII.)  Wenn  ein  Handelsmann  in  einer  Rechnung  oder 
in  einem  Briefe  an  seinen  Korrespondenten  bekennt,  dass  er  einem  Dritteu 
eine  Summe  schuldet,  so  kann  dieses  Geständniss  dem  Dritten  nützlich 
werden,  vorbehaltlich  der  gesetzlichen  Einreden  des  Geständigen. 

976.  (XXXIX.)    Der  gerichtliche  Eid  ist  zweifacher  Art: 

1.  der,  welchen  eine  Partei  der  andern  zuschiebt,  um  dadurch  die  Sache 
zu  entscheiden,  und  welcher  Decisiveid  (Uaupteid)  heisst; 

2.  der  Eid,  welchen  der  Richter  von  Amtswegen  der  einen  oder  andern 
Partei  auferlegt 

977.  (XLJ  Der  Decisiveid  kann  bei  Streitigkeiten  jeder  Art  zuge- 
schoben werden,  ausgenommen  bei  solchen,  wo  die  rarteien  sich  nicht  ver* 
gleichen  können,  oder  bei  welchen  das  Geständniss  der  Partei  nicht  in  Rück- 
sicht gezogen  werden  kann. 

978.  (XLI.)  Der  Decisiveid  kann  nur  über  eine  persönliche  Handlung 
der  Partei,  welcher  er  zugeschoben  wird,  zugeschoben  werden.  Er  kann 
aber  in  jedem  Stadium  der  Sache  zugeschoben  werden. 
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979.  (XTJL)  Wenn  deijenige,  welchem  der  Eid  zugeschoben  wird, 
denselben  verweigert  oder  nicht  darin  willigt,  dass  derselbe  dem  Gegner 
zoräckgeschoben  werde,  oder  wenn  letzterer,  wenn  der  Eid  zurückgeschoben 
wird,  sich  weigert,  denselben  zu  leisten,  so  soll  er  mit  seiner  Klage  oder 
Einrede  sachfalUg  werden* 

980.  (XLin.)  Der  Eid  kann  nur  von  der  Partei  persönlich  oder 
von  ihrem  authentischen  Specialbevollmächtigten  zugeschoben,  zurückge- 
schoben und  aogenommen  werden. 

981.  (XLIV.)  Nachdem  der  Eid  zu-  oder  zurückgeschoben  worden 
ist,  kann  die  Gegenpartei  nicht  zum  Beweise  der  Falschheit  desselben  zu- 
gelassen werden;  ebensowenig  kann  die  Partei,  welche  den  Eid  zu-  oder 
zurückgeschoben  hat,  dies  wieder  zurücknehmen,  sobald  der  Gegner  sich 
bereit  erklärt  hat,  den  Eid  zu  leisten. 

982.  (XLV.)  Der  Richter  kann  den  Eid  einer  der  Parteien  auferlegen, 
entweder  um  den  Streit  zu  entscheiden  oder  nur  um  die  Verurtheilungs- 
somme  zu  bestimmen.  Jedoch  muss  das  einsichtige  Ermessen  des  Richters 
sich  stets  nach  dem  Charakter  und  der  Lage  der  Person,  welcher  er  den 
Eid  auferlegt,  sowie  nach  dem  Werthe  des  Objektes  in  Bezug  auf  die  Streiten- 
den richten. 

983.  (XL VI.)  Der  Richter  kann,  sei  es  über  den  Klaganspruch,  sei 
es  aber  eine  Einrede,  nur  in  den  folgenden  zwei  Fällen  den  Eid  von  Amts- 
wegen auferlegen: 

1.  sobald  der  Elaganspruch  oder  die  Einrede  nicht  vollständig  erwiesen  ist; 

2.  sofern    die  Klage    oder  Einrede   nicht   gänzlich   von  Beweisen  ent- 
blösst  ist. 

Ausser  diesen  Fällen  muss  der  Richter  pure  verurtheilen  oder  freisprechen. 

984.  (XLVn.)  Der  von  Amtswegen  einer  der  Parteien  auferlegte 
Eid  kann  von  dieser  nicht  der  andern  Partei  zurückgeschoben  werden. 

985.  (XLVIII.)  Der  Richter  kann  den  Eid  über  den  Werth  des 
Elagaospruches  der  Partei  nur  dann  auferlegen,  wenn  keine  andere  Art,  den- 
selben zu  beweisen  vorhanden,  ist.  Und  selbst  in  diesem  Falle  muss  der 
Richter  eine  Summe  festsetzen,  bis  zu  deren  Grenze  dem  Eid  der  Partei  nur 
Glaoben  zu  schenken  ist. 

986.  (XLIX.)  Der  von  dem  Richter  von  Amtswegen  auferlegte  Eid 
muss  von  der  Partei  in  Person  und  öffentlich  vor  dem  beschliessenden  Ge- 
richte geleistet  werden. 

987.  (L.)  Ist  in  dem  schriftlichen  Vertrage  das  Abkommen  getroffen, 
dass  hinsichtlich  des  Risikos,  des  Schadens,  des  Werthes,  der  Qualität 
öDd  Quantität  der  Eid  der  Partei  ohne  weiteren  Beweis  genügen  soll,  so  wird, 
sobald  der  bezügliche  Vertrag  hinsichtlich  der  Einwilligung,  der  Sache  oder 
des  Preises  gemäss  ihrer  Beschaffenheit  als  perfekt  bewiesen  wird ,  der  Eid 
hinsichtlich  des  Abkommens  zugeschoben. 

988.  (LI.)  Die  Siegel  und  geschriebene,  eingebrannte  oder  sonstige 
Marken,  welche  die  Kaufleute  bei  Paketen,  Säcken,  Kisten,  Ballen,  Tonnen 
oder  sonstigen  Stücken  zu  gebrauchen  pflegen,  bilden  häufig  Vermuthung  und 
Beweismittel  des  Eigentbumes  des  gezeichneten  Gegenstandes,  welche  das 
Gesetz  anerkennt,  indem  es  jedoch  dem  Urtheil  des  Richters  die  Bemessung 
der  Bedeutung  nach  den  Umständen  überlässt. 

989.  (LII.)  Das  Urtheil  oder  das  Gutachten  von  Sachverständigen 
bei  dem  vor  Gericht  bestrittenen  Gegenstande  dient  dem  erkennenden  Richter 
als  Information  und  Beweis.  Die  Wahl  von  Sachverständigen  darf  nur 
ftof  Personen  fallen,   welche  in  dem  speciellen  Punkte   der  Sti^itfrage  Sach- 
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verstfindi^  sind;  unter  letzteren  auf  die,  welche  f&r   die   tCtchtigsten  gelten. 
Ihre  Zahl  hfingt  von  dem  Ermessen  des  Gerichtshofes  ab. 

Die  Erklärung  in  der  Akte,  betr.  den  Sachverständigenspruch,  kann  von 
dem  Schreiber  eines  jeden  ordentlichen  Richters  vollzogen  werden. 

990.  (LIII.)  Ist  zu  einem  Augenschein,  Sachverstandigenspruch 
oder  einer  Prüfung  zu  schreiten,  so  hat  der  Gerichtshof  dies  mittelst  Ver- 
fügung anzuordnen,  indem  er  in  letzterer  genau  und  in  gesonderten  Artikeln 
die  festzustellenden  Gegenstande  bezeichnet,  damit  diese  durch  die  Sachver- 
ständigen genau  beantwortet  und  ohne  Diskurse  und  nur  in  ein&chen  Antworten 
erledigt  werden  In  eben  dieser  Verfögung  ist  auch  zugleich  der  Geschwome, 
welcher  dem  Verfahren  präsidirt,  oder  der  Friedensnchter  des  bezügliche 
Distriktes  zu  beauftragen,  den  Sachverständigen  den  Eid  abzunehmen. 

991.  (LIV.)  Wollen  die  Parteien  nicht  oder  ist  ihnen  in  der  Audienz 
und  in  jedem  Falle,  wo  das  Gericht  es  für  nöthig  erachtet,  der  Augenschein, 
der  Sachverstandigenspruch  oder  die  Prüfung  nicht  erwünscht,  so  müssen  Sach- 
verständige ernannt  werden,  welche  für  nothwendig  erachtet  werden  zur  voll- 
ständigen Richtigstellung  der  fraglichen  Thatsachen  unter  Vorladung  der  Parteien. 

992.  (LV.)  Nur  die  Parteien  dürfen  die  Sachverständigen,  welche 
vom  Gerichte  von  Amtswegen  ernannt  worden  sind,  als  suspekt  beschul- 
digen. Das  Verfahren  über  eine  solche  Ablehnung  muss  in  einer  vom 
Richter  zu  bestimmenden  Audienz  begonnen  und  beendigt  werden.  Gtegen 
die  Entscheidung  desselben  giebt  es  keinen  Rekurs.  Im  Falle  die  Ablehnung 
begründet  ist,  ernennt  das  Gericht  einen  neuen  Sachverständigen. 

993.  (LVI.)  Gegen  Sachverständige  können  dieselben  Ablehnungs- 
gründe und  Einwendungen  geltend  gemacht  werden,  welche  gegen  Zeug&i 
erhoben  werden  können,  und  eben  so  auch  alle  Einwendungen,  die  ein  Inter^ 
esse  des  Sachverständigen,  von  der  Wahrheit  abzuweichen,  beweisen  md 
ihm  den  Charakter  der  Treue  und  Ehrlichkeit,  welchen  er  vertreten  müss^ 
nehmen  können. 

994.  (LVU.)  Wird  die  Ablehnung  für  unbegründet  erachtet,  so  mus 
die  Partei,  welche  dieselben  vorgebracht  hat,  zum  Ersatz  der  Schäden  und 
Verluste,  welche  enstanden  siod,  sogar  hinsichtlich  des  Sachverständigen, 
sofern  er  es  verlangt,  verurtheilt  werden. 

995.  (LVIII.)  Die  Akte  der  Prüfung  des  Sachverständigensprocbes 
oder  des  Augenscheins  ist  zu  datiren  und  hat  den  Ort,  wo  sie  aufjgenommeD 
worden  ist,  zu  erwähnen.  Die  anwesenden  Parteien  oder  deren  BevoD- 
mächtigte  haben  zusammen  mit  den  Sachverständigen  oder  dem  Schreiber 
des  gewöhnlichen  Gerichtes  des  Ortes,  wo  die  Akte  aufgenommen  wurde, 
dieselbe  zu  unterschreiben,  und  der  Schreiber  hat  darin  abschriftlich  die 
klar  zu  stellenden  Artikel  und  die  genauen  Antworten  der  Sachverständig^i, 
entweder  übereinstimmend  oder  auseinandergehend,  genau  so,  wie  jeder  Einzelne 
sie  abgegeben  hat,  hineinzuffigen.  Wollen  die  Parteien  oder  deren  legitimirten 
Bevollmächtigte  nicht  unterschreiben,  so  muss  der  Schreiber  dies  in  der  Akte 
selbst  vermerken. 

996.  (LIX.)  Jede  einzelne  der  Parteien  darf  in  derselben  Verhandlung  den 
Sachverständigen  alle  die  Artikel  zur  Verificirung  vorlegen,  die  sie  zur 
Wahrung  ihres  Rechtes  für  angemessen  hält.  Diese  Artikel  und  ihre  Ajit- 
werten  sind  in  der  Akte  als  Fortsetzung  der  auf  die  Punkte  des  Gerichts 
gegebenen  Antworten  niederzuschreiben. 

997.  (LX.)  Einigen  sich  die  Sachverständigen  nicht,  so  muss  jeder  von 
ihnen    unter  seiner  Antwort  eine  kurze  Begründung  seiner  Meinung  geben. 
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998.  (LXI.)  Sobald  die  Akte  über  die  angeordnete  Yerificining  aaf- 
genommen  ist,  wird  das  Original,  nachdem  eine  Kopie  angefertigt  ist,  an 
den  Schreiber  des  Gerichts  gesandt,  wo  der  Prozess  anhängig  ist.  Ist  der 
Sachverständigenspruch,  der  Augenschein  oder  die  Prüfung  von  Amts- 
wegen  angeordnet  worden,  so  ist  der  Schreiber  des  Gerichts  auch  der 
Schreiber  oieser  Massnahme. 

999.  (LXII.)  Der  Gerichtshof  ist  nicht  yerpflichtet,  der  Meinung 
des  Sachverständigengutachtens  zu  folgen,  wenn  aasselbe  seiner  Ueber- 
zeugnng  widerstrebt.  Hält  er  das  Gutachten  nicht  für  ein  genügendes,  so 
kann  er  ein  zweites  anordnen,  unter  den  Förmlichkeiten,  welche  der  streitige 
Gegenstand  erfordert  und  die  Gerechtigkeit  rath;  mag  das  Gutachten  auf 
Antrag  und  nach  der  Wahl  der  Parteien  eriblgt  oder  von  Amts  wegen 
angeordnet  worden  sein. 

1000.  (LXm.)  Der  Schreiber,  der  bei  der  Verhandlung  mitwirkt, 
hat  den  Sachverständigen  die  Summe  auszuzahlen,  welche  der  Richter,  nach- 
dem die  VerhandluDg  geschlossen,  den  Umständen  gemäss  für  angemessen 
erachtet ;  gegen  Quittung  derselben  geschieht  die  Ausbezahlung  zur  Hälfte 
von  jeder  der  streitenden  rarteien,  indem  der  Betrag  zu  den  Kosten  geschrieben 
wird,  um  zuletzt  von  dem  Yerurtheilten  getragen  zu  werden,  unter  Abzug 
des  bereits  Bezahlten. 

1001.  (LXIV.)  Wenn  die  Prüfung,  der  Sachverständigen Sjpruch 
oder  der  Augenschein  einen  Gegenstand  betriflft,  welcher  mit  dem  Handel 
unmittelbar  zusammenhängt,  so  z.  B.  die  Prüfung  von  Büchern  und  Rech- 
nungen, Preisabschätzun^  von  Waaren,  die  Besichtigung  Behufs  Feststellung 
des  Zustandes  eines  Schiffes,  oder  andere  ähnliche,  so  hat  das  Gericht  aus 
der  Mitte  der  Substitut-Geschworenen  denjenigen  auszuwählen,  dessen  Geschäft 
die  meiste  Beziehung  zu  dem  streitigen  Gegenstande  hat,  um  diesem  Akt 
ZQ  präsidiren;  nach  dessen  Beendigung  in  der  gesetzlichen  Weise  hat  er 
dem  Gericht  über  das  Resultat  der  Verhandlung,  nachdem  der  Akt  jeden- 
£all8  unterzeichnet  ist,  seinen  Bericht  in  separate  zu  erstatten. 

1002.  (CXV.)  Der  Substitut-G^schworene,  welcher  nach  Massgabe  des 
▼orherfi;ehenden  Artikels  der  Verhandlung  präsidirt,  assistirt  nur  bei  dem  Akte; 
er  darf  dasjenige  weder  verwirren,  noch  hindern,  noch  sonst  auf  irgend  eine 
Weise  hemmen,  was  die  Sachverständigen  thun  und  reden,  noch  auch  seine 
Meinung  über  den  festzustellenden  Gegenstand  abgeben.  Seine  einzige  Pflicht 
ist^  das  Gericht  über  das  Vorgegangene,  der  Wahrheit  gemäss,  zu  informiren, 
und  Nichts  weiter. 

1008.  (LXVI.)  Bemerkt  eine  von  den  Parteien  oder  deren  Bevoll- 
mächtigter, dass  der  Substitut-Geschworene  seine,  im  vorhergehenden  Artikel 
bezeichnete,  Pflicht  versäumt,  und  setzt  hiervon  das  Gericht  unter  Beifügung 
von  Beweisen  in  Kenntniss,  so  hat  letzteres  das  Verfahren  für  nichtig  zu  er- 
klären und  anzuordnen,  dass  ein  neues  Verfahren  mit  neuen  Sachverständigen 
auf  Kosten  des  Substitut-Geschworenen,  unter  dem  Vorsitz  des  dem  Gericht 
präsidirenden  Richters,  stattfinde. 

Von  der  Organisation  der  Handelsgerichtsbarkeit. 

TITEL  VL^) 
Von  der  riehterlichen  Gewalt  in  Handelfisachen. 

1004.     (I.)    Die    richterliche   Gewalt    in   Handelssachen    besteht    aus 
einem  obersten  Beamten^  aus  einem  Obergericht  oder  Handelstribunal  (rela^ 

1)  8.  imten  Dekret  vom  81.  Dezember  1836. 
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ou  tribunal  commercial  de  justi9a)  in  zweiter  und  letzter  Instanz  und 
aus  gewöhnlichen  Handelstribunalen  oder  dem  Handelsgericht  (tribunaes  de 
commercio  ordinarios  ou  juizo  commercial)  in  erster  Instanz. 

1005.  (II*)  Das  Handelstribunal  zweiter  Instanz  oder  Handelsober- 
gericht besteht  aus  einem  berufsmässigen^)  Richter,  als  Vorsitzendem,  aus 
vier  berufsmässigen  Richtern,  einem  juristisch  gebildeten  Sekretair,  einem 
oder  mehreren  Schreibern,  einem  Portier  und  den  erforderlichen  sonstigen 
Dienern  und  Beamten. 

1006.  (III)  Jedes  Handelsgericht  oder  -Tribunal  erster  Instanz  soll 
bestehen  aus  einem  berufsmässigen  Vorsitzenden  Richter  und  aus  nicht  weniger 
als  vier  und  nicht  mehr  als  zwölf  Handelsgeschworenen  (jurados  commerciaes) 
und  aus  so  vielen  Substituten,  wie  die  Hälfte  der  Geschwornenrichter, 
einem  juristisch  gebildeten  Sekretair,  einem  oder  mehreren  Schreibern,  einem 
Portier  und  den  sonst  noch  erforderlichen  Dienern  und  Beamten. 

1007.  (IV.)  Das  Reglemcntsgesetz  wird  den  Sitz,  die  Anzahl  and 
die  Distrikte  der  gewöhnlichen  Handelsgerichte  im  Königreiche  und  die  den 
Besitzungen  bestimmen,  ebenso  auch  das  Gehalt  der  Sekretaire  und  die 
Emolumente  fftr  die  Schreiber  und  Besoldung  der  Portiers,  Diener  und 
Beamten. 

1006.  (V.)  Der  Präsident  und  die  Richter  des  Handelstribun&ls 
zweiter  Instanz  und  die  Richter  oder  Präsidenten  der  Handelstribunale  oder 
Handelsgerichte  erster  Instanz  werden  vom  Könige  ernannt. 

1009.  (VI.)  Die  Sekretaire  und  Schreiber  werden  auf  den  Vorschlag 
des  Präsidenten  des  zuständigen  Tribunals  vom  Könige  ernannt.  Die  Vor- 
schläge gehen  an  den  König:  durch  die  Hand  des  obersten  Handelsbeamten, 
welcher,  nachdem  er  sich  von  der  Tauglichkeit  der  Kandidaten  informirt  h&t, 
das  Ergebniss  seiner  Information  mit  dem  Vorschlage  vereinigt.  Die  Portiere 
und  Unterbeamten  werden  vom  Präsidenten  ernannt. 


TITEL  VII. 
Von  dem  obersten  Handelsbeamten.^) 

1010.  (I.)  Der  Präsident  des  obersten  Handelstribunals  ist  der  oberste 
Handelsbeamte.  Sein  Bericht  geht  unmittelbar  an  den  König  durch  das 
Staatssekretariat  der  Justizangelegenheiten  oder  durch  den  Beamten,  der  in 
dessen  aktiven  Befugnisse  eintritt. 

1011.  (II.)    Der  oberste  Handelsbeamte  ist  zuständig: 

1.  bei  der  Verwaltung  der  Handelsjustiz  im  Königreich  das  Staats- 
Interesse  wahrzunehmen,  ohne  jedoch  in  schwebende  Prozesse,  noch 
sich  in  das  Urtheil  oder  die  Entscheidungen  über  laufende  Rechts- 
streitigkeiten  mischen  zu  können; 

2.  die  Polizei  in  allen  Handelsplätzen  des  Reiches  zu  regeln  und  über^ 
einstimmend  zu  gestalten ; 

3.  von  den  Beschwerden  Kenntniss  zu  nehmen,  welche  hinsichtlich 
schlechter  Handhabung  der  Handelsiustiz  bei  ihm  einlaufen;  und 
nachdem  er  sich  Aufklärung  verschafft  und  den  nothwendigen  Beweis 
von  der  Schuld  erhalten  hat,  dieselben  officiel  dem  öfiEentlichen  An- 
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kläger  des  zuständigen  Gerichts  zuzustellen,  um  die  Verantwortung 
des  Pflichtvergessenen  herbeizuführen; 

4.  von  allen  Handelsgebräuchen  und  -Missbrauchen  Eenntniss  zu  nehmen, 
und  nach  Anhörung  aller  gewöhnlichen  Handelsgerichte  dar- 
über, bei  dem  Handelstribunale  zweiter  Instanz  durch  einen 
Beschluss  die  Bestätigung  des  Gebrauches  und  die  Abschaffung  des 
Missbrauches  festzustellen,  welcher  eefasste  Beschluss  allen  Handels- 
gerichten erster  Instanz  mitzutheilen  ist,  um  ihn  resp.  notorisch 
zu  machen.  Verstöst  jedoch  der  Gebrauch  gegen  ein  ausdrückliches 
Gesetz  und  stellt  es  sich  heraus,  dass  derselbe  dem  Gesetz  vorzu- 
ziehen ist,  so  müssen  sämmtliche  eingezogenen  Informationen,  sowie 
der  gefasste  Beschluss  der  Regierung  zur  Kenntniss  unterbreitet  werden, 
damit  die  Gesetzgebung  entscheide,  was  angemessener  ist; 

5.  in  dem  Prozess  über  weggenommene  Beute  und  deren  Zubehör 
sämmtliche  Requisitionen,  Schriftstücke,  die  gesetzlich  erforder- 
lichen gerichtlichen  Akte  und  Proceduren,  welche  dem  Endurtheile 
vorangehen,  zu  regeln  und  darauf  zu  bescheiden^); 

6.  derselbe  oberste  Beamte  ist  zustandig,  die  Urtheile  des  Tribunals 
zu  unterzeichnen  und  zu  siegeln; 

7.  die  Geschäfte  des  Handelstribunals  zweiter  Instanz  in  den  im  Regle- 
ment nicht  v^orgesehenen  Fällen,  oder  solche  Geschäfte,  welche 
wegen  ihrer  Inkompatibilität  unausführbar  sind,  oder  die  nicht  nütz- 
lich oder  der  schnellen  und  unparteiischen  Handhabung  der  Rechts- 
pflege nachtheilig  sind,  zu  regeln,  auch  ein  den  Umständen  ange- 
messenes vorläufiges  Reglement  zu  entwerfen,  welches  der  Regierung 
zur  Sanktionirung  zu  unterbreiten  ist; 

8.  bei  allen  Beschlüssen  und  Sitzungen  des  Handelstribunals  zweiter 
Instanz  den  Vorsitz  zu  führen  und  dabei  Alles  anzuordnen  und 
beobachten  zu  lassen,  was  zur  exakten  Gerechtigkeitspflege  diönt, 
der  Ehre  des  Tribunals  geziemt  und  der  Bequemlichkeit  des  Publi- 
kums förderlich  ist. 

1012«  (III.)  Der  oberste  Handelsbeamte  wird  nach  der  ersten  Organi- 
sation des  Handelstribunals  der  zweiten  Instanz  unter  Vorzug  aus  dessen 
Richtern  gewählt,  welch  letztere  in  ihrer  Rangstufe  und  Beförderung  den 
Richtern  der  bürgerlichen  Obergericht^  vollständig  gleichgestellt  sind. 

1013.  (IV.)  Bei  Behinderungen  des  obersten  Handelsbeamten  hat  als 
Präsident  des  Tribunals  der  in  Sitz  und  Dienst  des  Tribunals  älteste  oder, 
bei  gleichen  Umständen,  der  den  Jahren  nach  älteste  Richter  zu  dienen. 

1014.  (V.)  Der  oberste  Handelsbeamte  kann  alle  Handelsgerichte 
ersten  Instanz  so  oft  er  es  für  angemessen  hält,  revidiren,  ihren  Audienzen 
lieiwohnen  und  in  Person  die  Ordnung  des  Gerichts  regeln,  damit  bei  allen 
Gerichten  die  grösstmögliche  Uebereinstimmung  vorhanden  sei,  sowie  bei 
Kenntnissnahme  von  Missbräuehen  und  noth wendigen  Massregeln  der  Re- 
gierang eine  entsprechende  Remedur  vorschlagen  und  rathen. 


1)  VergL  unten  Dekret  vom  28.  Januar  1884  und  21.  Mai  1841. 
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TITEL  Vm. 

Von  dem  oberen  Handelstribunale  oder  von  der  zweiten 
und  letzten  Instanz  des  Handelsgerichtes/) 

1015.  (I.)     Das  obere  Handelstribunal  ist  zaständig: 

1.  za  erkennen  über  die  Appellation  aller  Sachen,  welche  nicht  in  das 
Ressort  der  Handelsgerichte  erster  Instanz  gehören; 

2.  Moratorien  zn  bewilligen; 

3.  die  Rehabilitation  der  Falliten  zu  bewilligen; 

4.  den  Handelsgerichten  erster  Instanz  oder  sonstigen  Gerichtsbehör- 
den die  zur  Entscheidung  der  beim  Gericht  schwebenden  Prozesse 
nothwendigen  Feststellungen  und  Prüfungen  aufzutragen; 

5.  über  die  von  Portugiesischen  Eriegsfiahrzeugen  oder  Kreuzern  ge- 
machten Prisen  zu  erkennen,  so  wie  über  die  Klagen,  welche  Be- 
treffs desselben  Gegenstandes  erhoben  werden  können,  indem  es  nach 
der  ganzen  streitigen  Gerichtsbarkeit  verfährt,  welche  das  Seegericbt 
hatte,  unter   provisorischer  Anwendung   der  gegenwärtigen  Gesetze. 

1016.  ril.)  Sämmtliche  Appellationsprozesse  sind  der  Reihe  nach 
iinter  die  vier  Richter  vom  ersten  bis  zum  letzten  zu  vertheilen,  wobei  der 
den  Jahren  nach  älteste  als  der  erste  zu  zählen  ist;  die  Vertheilung  hat  durch 
das  Loos,  welches  der  Sekretair  in  öffentlicher  Sitzung  des  Tribunals  zieht, 
zu  geschehen ,  sofern  mehr  als  ein  Prozess  zu  vertheilen  ist.  Das  Tribunal 
hält  wöchentlich  zwei  Sitzungen  oder  Audienzen  ab. 

1017.  (III.)  Jeder  Richter  ist  Referent  des  Prozesses,  welcher  ihm 
bei  der  Vertheilung  zugefallen  ist;  und  er  hat  als  Adjunkten  zwei  der  im 
übrig  bleibenden  Richter,  welche  von  dem  Präsidenten  an  dem  Tage,  an 
welchem  die  Schlussverhandlung  über  die  Klage  stattfindet,  durchs  L(x>s  g^ 
zogen  werden. 

1018.  (IV.)  Zwei  hinsichtlich  der  Bestätigung  des  Urtheils  des 
Handelstribunals  erster  Instanz  konforme  Voten  bilden  die  Majorit&t.  Sin) 
die  drei  Richter  verschiedener  Meinung,  und  der  vierte  schliesst  sich  dem 
an,  welcher  das  Urtheil  bestätigt,  so  ist  ebenfalls  Majorität  vorhanden. 

1019.  (V.)  Zu  einer  Reformirung  des  Urtheils,  gegen  welches  appel- 
lirt  worden,  sind  drei  konforme  Voten  nothwendig.  Sind  nur  zwei  über 
einstimmend  für  Abänderung,  so  hat  der  vierte  Richter  zu  votiren;  kann  er 
sich  jedoch  den  beiden,  welche  übereinstimmen,  nicht  anschliessen,  so  giebt 
der  rräsident  als  Richter  den  Ausschlag. 

1020.  (VI.)  Ist  die  Zeit  für  die  Appellation  festgesetzt,  und  sind  die 
Akten  eingereicht  und  einem  Richter  überwiesen,  ohne  Bezahlung  irgend 
einer  Unterschrift,  und  hat  der  Gerichtsschreiber  Vollmacht  von  dem  Appel- 
lanten und  dem  Appellaten,  oder  auch  nur  von  einem  derselben,  so  nat 
er  Behufs  Prüfrog  oie  Prozessakten  irgend  einem  der  in  der  Vollmacht 
ernannten  Advokaten  des  Tribunals  zur  Einsicht  zuzustellen  und  sie  während 
einer  inprorogablen  Frist  von  zehn  Tagen  in  dessen  Hand  zu  lassen;  nach 
deren  Ablauf  müssen  dieselben  von  dem  Advokaten  im  Bureau  dem  Gterichts- 
schreiber  unfehlbar  wieder  übergeben  werden,  ohne  Zulassun^^  einer  Ent- 
schuldigung, und  ohne  dass  in  den  Akten  etwas  Anderes  geschrieben  werden 
dürfte,  als  der  mit  Unterschrift  und  Datum  versehene  Vermerk,  dass  sie  über- 
geben und  geprüft  worden  sind. 

1)  Hierzu  Dekret  vom  21.  Jnni  1870,  Inhalts  dessen  das  Handelstribunal  sweiter 
Instanz  aufgehoben  wird  und  an  seine  Stelle  die  Cävilobergerichte  treten. 
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1021.  (VII.)     Wenn  innerhalb  f&nf  Tagen  nach  der  Aastheilung  der 
Prozessakten  dem  Gerichtsschreiber  keinerlei  Vollmacht  eingereicht  worden 
ist,  so  hat  der  Gerichtsschreiber  den  Prozess  als  sprachreif  dem  Referenten 
zuzustellen,    und  es  ist   unter    keinerlei  Verwand   möglich,   die  Konklusion* 
wieder  zu  eroffnen. 

1022.  (Vill.)  Der  Referent  ist  verpflichtet,  über  die  Sache  ein 
knapi)es  schriftliches  Expos^  (Referat)  zu  geben,  welches  einen  Theil  des 
Unheiles  hinsichtlich  des  Faktums  und  der  Beweise  der  Akte  bilden  soll, 
damit  durch  dieses  Expos^  der  Stand  der  Streitfrage  und. der  Debatte  bei 
den  etwaigen  Schlussanf&hrungen  aufgestellt  werde,  oder  damit  es  den 
Richteradjunkten  bei  der  Abstimmung  und  Berathung  über  den  Rechtsstreit 
als  Elxpos6  diene. 

1023.  (IX.)  Nachdem  die  in  dem  Art.  XXXI,  Tit  IX  bestimmte 
Liste  über  die  betreflfenden  Appellationsprozesse  von  dem  Sekretair  an- 
gefertigt worden,  hat  er  auf  die  Erklärung  der  Referenten  hin  in  der 
/gerade  stattfindenden  Sitzung  die  in  der  folgenden  Sitzung  zu  entscheidenden 
Prozesse  zu  l»ezeichnen,  damit  die  Advokaten  an  eben  dem  Tage  ihre  bezüg- 
lichen Anträge  beibringen  und  ihre  mündliche  Begründung,  wenn  sie  wollen, 
vortragen  können,    wobei  zuerst  der  Advokat  des  Appellanten  spricht. 

1024.  (X.)  Dem  Präsidenten  des  Handelstribunals  steht  es  zu, 
den  Advokaten,  welcher  von  der  Sache  abschweift  und  nicht  zur  Sache 
Gehöriges  vorbringt,  zur  Sache  zu  rufen  und  ebenso  beleidigende  Aus- 
drücke zu  verhindern.  Jedoch  darf  er  auf  keine  Weise  die  Freiheit,  den 
Schutz  eines  Advokaten  zu  geniessen,  beschränken,  noch  auch  den  Aus- 
druck der  gerechten,  freien  und  offenen  Yertheidigung,  welcher  sich  ak 
der  Vorzug  jenes  edlen  Berufes  charakterisirt,  hemmen;  indem  er  in  iedem 
Falle  sich  gegen  den  Advokaten  nicht  verletzender,  sondern  des  hohen 
Amtes  eines  Richters  würdiger  Ausdrücke  bedient. 

1025.  (XI.)  Ist  die  Debatte  geschlossen,  so  zieht  sich  der  Referent 
mit  den  beigeordneten  Richtern  in  das  Konferenzzimmer  zurück,  verliest  hier 
seine  Relation,  und  demgemäss  wird  durch  Beschluss  nach  der  Stimmen- 
mehrheit abgeurtheilt;  nachdem  das  Urtheil  gefallt  ist,  kehren  sie  in  das 
Gerichis-  (Audienz-)  Zimmer  zurück,  woselbst  das  Urtheil  von  dem  re- 
ferirenden  Richter  verlesen  wird,  und  damit  als  publicirt  gilt.  Sollte  das 
Verfahren  in  derselben  Sitzung  nicht  ganz  beendigt  werden  können,  so  wird 
verkündet,  dass  die  Sitzung  auf  den  folgenden  Tag  verschoben  sei  und  sie 
ist  dann  an  diesem  zu  beendigen. 

1026.  (XII.)  Der  Präsident  des  Tribunals  kann  während  der  Be- 
rathung die  Geschäfte  erledigen,  welche  zu  seiner  besonderen  Zuständigkeit 
gehören,  oder  der  Berathung  beiwohnen,  wenn  er  will. 

1027.  (XIII.)  Der  Präsident  hat,  soweit  es  vereinbar  ist,  in  seinem 
Tribunal  die  Beobachtung  des  Reglements  des  Civil-Obergerichts  oder  Civil- 
gerichts  zweiter  Instanz  zu  veranlassen,  da  diese  Gerichte  völlig  identisch  sind 
und  nur  hinsichtlich  der  Art  der  abzuurtheilenden  Sachen  getrennt  sind. 

1028.  (XIV.)  Die  Gehälter  und  Gebühjen  des  obersten  Handels- 
beamten und  Tribunalspräsidenten,  der  Richter  desselben  Tribunals  und  der 
Präsidenten  der  gewöhnlichen  Handelsgerichte  erster  Instanz  werden  durch 
ein  Gesetz  festgestellt  werden. 
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TITEL  IX. 

Von  der  Zuständigkeit  des  Handelsgerichts  und  von  den 

Personen,   welche   das   gewöhnliche   Handelstribunal  oder 

Handelsgericht  erster  Instanz  bilden. 

Abschnitt  I. 
Von  der  Zustand  igkeit  des  Handelsgerichts. 

1029.  (I.)  Zur  Zuständigkeit  und  ausschliesslichen  Gesichtsbarkeit 
der  gewöhnlichen  Handelstribunale  oder  Handelsgerichte  erster  Instani 
gehören  alle  Sachen,  welche  sich  auf  einen  Handelsakt  beziehen  oder  ans 
einer  Verpflichtung  herrühren,  fiir  welche  in  dem  vorliegenden  Gesetzbuche 
Vorschriften  bestehen,  wie  Sachen,  welche  ihrer  Natur  nach  einem  besonder«! 
Gerichte  nach  §  16  des  Art.  145  der  Verfassungsurkunde  angehören. 

1030.  (II.)  Alle  Handelsstreitigkeiten  können,  wenn  die  Parteien 
sich  dahin  einigen,  durch  Schiedsrichter  entschieden  werden.  Sobald  sie 
aber  vor  die  streitige  Gerichtsbarkeit  gebracht  sind,  müssen  sie  auf  die 
folgende  Weise  entschieden  werden: 

von  dem  Handelsrichter  erster  Instanz,  indem  er  allein  urtheilt,  werdei 
entschieden  alle  unbedingten  und  reinen  Rechtsfragen; 

von  diesem  Richter  in  Gemeinschaft  mit  der  Jury  die  Fragen,  welche 
ein  Faktum  involviren,  dessen  Verificirung  und  Feststellung  durch  Er- 
kenntniss,  eine  wesentliche  Grundlage  für  die  gebührende  Rechtsanwenduiig 
bildet. 

1031.  (HI.)  Noth wendigerweise  müssen  durch  Schiedsrichter  die  Fragen 
und  Streitigkeiten,  für  welche  das  Gesetz  ausdrücklich  diese  spedelle  Fom 
der  Entscheidung  vorschreibt,  entschieden  werden. 

1032.  (IV.)  An  den  Plätzen  des  Reichs  und  der  Besitzungen,  wo  keine 
Handelsgerichte  erster  Instanz  vorhanden  sind,  müssen  alle  Handelsstreitig- 
keiten und  Prozesse  vor  den  gewöhnlichen  Civilgerichten  erhoben  und  dort 
nur  durch  Handelsschiedsrichter  im  Einverstandniss  der  Parteien  oder,  ädls 
sie  sich  nicht  einigeo  wollen,  nach  EroenDung  Seitens  des  Richters  ent- 
schieden werden;  vorhergehen  muss  jedoch  stets  das  Versöhnungsverfithren 
des  Friedensrichters  oder  des  Civilschiedsrichters  (aviodor).^) 

1033.  (V.)  Wenn  in  dem  Falle  des  vorhergehenden  Artikels  das 
Streitobjekt  mehr  als  50  Milreis*)  beträgt,  so  muss  der  Richter,  welcher 
den  Schied srichterspruch  bestätigt,  der  Appellation  an  das  nächstbelege^ie 
Handelsgericht  erster  Instanz  stattgeben,  tails  die  Parteien  im  Eompromiss 
nicht  auf  das  Rechtsmittel  verzichtet  haben. 

1034.  (VI.)  Die  Handelsgerichtsbarkeit  ist  nicht  prorogirbar,  auch 
wenn  die  Parteien  sich  über  die  Prorogation')  einigten.  Sobald  das 
Handelsgericht  seine  Unzuständigkeit  erklärt,  sind  die  Parteien  zurückzu- 
weisen mit  der  Verfügung,  ihr  Recht  vor  dem  zuständigen  Richter  «u 
suchen,  bei  Strafe  der  Verantwortlichkeit  des  inkompetenten  Richters. 

1035.  (VII.)  Jeder  Richter  oder  jedes  Gericht,  weiche  über  Handelssachen 
zu  erkennen  haben,  jeder  Geschworene,  Schiedsrichter  oder  Sachverständige, 


1)  Hierzu  Verfügung  vom  7.  Mär«  1834. 
^}  1  Müreis  =  circa  4  Mark  45  Pf. 
'}  forum  prorogatom. 
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der  über  Handeisobjekte,  -Akte  oder  -Yerbindlichkeiteii  zu.  entscheiden  hat, 
ist  Yerpflichtet,  die  Bestimmungen  des  vorliegenden  Gesetzbuches  auf  die 
vorkommenden  Fälle  zur  Anwendung  zu  bringen;  bei  Strafe  der  durch  das 
znat&Ddige  Gericht  dem  Gesetze  gemäss  zu  verfolgenden  Verantwortlichkeit. 

Abschnitt  II. 

Von   dem    präsidirenden   Richter   der   gewöhnlichen 
Handelsgerichte  oder  von  dem  Handelsrichter  erster 

Instanz. 

1036.  C^II«)  Die  Stelle  eines  Richters  oder  Präsidenten  der  Handels- 
gerichte erster  Instanz  ist  graduirt  und  mit  Aufrücken  (accesso)  und  den 
gesetzlich  bestimmten  Gebühren  verbunden. 

1037.  (IX.)  Nach  Ablauf  dreier  Jahre  nach  der  Veröffentlichung  des 
vorliegenden  Gesetzbuches  werden  die  Präsidenten  der  Handelsgerichte  erster 
Instanz  ausschliesslich  aus  der  Mitte  der  bei  jenen  Gerichten  beschäftigten 
Advokaten  gewählt  und  ernannt,  sofern  sie  die  sonstigen  Erfordernisse 
des  Gesetzes  besitzen,  um  das  Amt  eines  Richtet'S  gut  zu  verwalten. 

1038-  (X.)  Dem  präsidirenden  Richter  des  Gerichtes  steht,  ohne  einen 
andern  als  den  höchsten  Handelsbeamten  als  Vorgesetzten  anzuerkennen, 
die  Polizei  und  Aufrechthaltung  der  Ordnung  im  Gerichte  und  dessen 
Sitzungen  und  Audienzen  zu. 

Abschnitt  III. 
Von    den    Handelsgeschworenen    und    den    Substituten. 

1039.  (XI.)  Das  Amt  eines  Handelsgeschworenen  oder  Handelsrichters 
ist  ein  Ehrenamt,  es  ist  viril  und  öffentlich  und  gehört  zu  den  Staatsäratem. 
Jeder,  der  dieses  Amt  zurückweist,  wird  untauglich  für  jegliches  öffentliche 
Amt  und  verliert,  ohne  dass  ein  Erkenntniss  nöthig  wäre,  alle  durch  das 
Gesetz  den  Handelsleuten  zugestandenen  Vorrechte. 

1040.  (XII.)  Niemand  ist  von  dem  Amt  eines  Handelsgeschworenen 
ausgenommen,  abgesehen  von  70  Jahre  alten  Personen,  wenn  diese  es  ver- 
langen. G^en  die  Geschworenen  bestehen  dieselben  Ablehnungsgründe,  wie 
rechtlich  gegen  die  Richter;  es  kann  sogar  die  betreffende  Jury  ohne  Grund 
bis  zur  Hälfte  der  Anzahl  der  Geschworenen  als  suspekt  erklärt  werden. 

1041.  (Xin.)  Das  Amt  eines  Geschworenen  oder  Substituten  dauert 
ein  Jahr;  nach  Beendigung  desselben  wird  durch  Neuwahl  substituirt,  ohne 
dass  Jemand  gegen  seinen  Willen  wiedergewählt  werden  könnte,  bevor  nicht 
ein  «mhr  vergangen  ist,  vom  Ende  seines  Amtes  an  gerechnet.  Der  Neu- 
gewählte übernimmt  die  beim  Gericht  schwebenden  Geschäfte  in  dem 
Zustande,  in  welchem  sie  sich  befinden,  ohne  dass  in  der  Verwaltung  der 
Justizgeschäfte  eine  Unterbrechung  sich  fühlbar  machte. 

1042.  (XIV.)  Die  Geschworenen- Richter  und  deren  Substituten  haben 
in  einem  folgerechten  Turnus,  befolgt  nach  der  Ordnung  des  Alters  eines 
jeden,  kommissarische  Richter  der  FaUimente  zu  sein,  welche  in  dem  Distrikte 
des  Gerichtes  vorkommen. 

1048.  (XV.)  Bei  demselben  Gericht  dürfen  nicht  zwei  Geschworene 
oder   zwei   Substituten    oder    ein   Geschworener   und   ein    Substitute   sein, 
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welche  im  zweiten  Grade  der  Schwägerschaft  oder  im  vierten  der  Blats- 
verwandtschaft  verwandt  sind.  Aach  d&rfen  bei  demselben  Gericht  nicht 
zwei  oder  mehr  Gesellschafter  einer  und  derselben  Handelsgesellschaft  Ge- 
schworene sein. 

1044.  (^VI.)    Die  Wahl  der  Handelsgeschworenen  kann  nur  fatlen: 

1.  auf  einheimische  oder  naturalisirte  Handelsleute,  welche 

2.  fünf  Jahre    hindurch    im   Gewerbe    des    Handelbetriebes    gestanden 
haben;  und 

3.  welche  Achtung  und  einen  guten  Ruf  geniessen. 

1045.  (XVn.)  Nachdem  von  dem  Sekretair  des  Gerichtes  erster  Instanz 
eine  Liste  aller  an  dem  Platze,  wo  sich  das  Gericht  befindet,  matrikulirteo 
und  nicht  matrikulirten  Handelsleute  aufgestellt  ist,  hat  der  versitzende 
Richter  dieselbe  drucken  und  an  der  Börse,  an  der  Thür  des  Gerichtes 
und  an  der  Thür  der  Kirchen  der  Parochie  anheften  zu  lassen ,  indem  er  am 
Ende  der  Liste  mit  einer  Einladung  an  die  darin  Erw&hnten  schliesst,  sich 
zu  versammeln,  um  die  Handels-Geschworenen  zu  wählen,  mit  Angabe  von 
Tag,  Stunde,  Lokal  und  Anzahl  der  Geschworenen  und  Substituten,  welche 
erwählt  werden  müssen.  Diese  Zahl  wird  von  den  obersten  Handelsbeamten 
mit  Rücksicht  auf  die  handeltreibende  Bevölkerung  bestimmt. 

1046.  (XVIIL)  Der  Wahl  der  Handelsgeschworenen  präsidirt  der 
Präsident  des  Gerichts,  und  sie  findet  statt  durch  die  Stimmenmehrheit  der 
Anwesenden;  anwesend  dürfen  nur  die  in  der  Liste  aufgeführten  und  im 
vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Personen  sein,  oder  andere,  welche,  wdl 
auf  der  Liste  vergessen,  vom  Richter  bei  dem  Akt  selbst  zugelassen  werden. 
Die  Erwählung  erfolgt  einzeln  für  jede  Person  und  nicht  zusammen  fiSr 
die  Totalität  der  zu  Erwählenden. 

1047.  (XIX.)  Nachdem  die  der  Liste  nach  anwesenden  Personen  auf- 
gerufen sind  und  ihre  Zahl  aufgenommen  ist,  auch  die  Nichterschienenen 
vermerkt  sind,  beginnt  die  Abstimmung  über  den  ersten  Geschworenen. 
Wird  die  absolute  Stimmenmehrheit  nicnt  erreicht,  so  werden  die  beiden, 
welche  die  meisten  Stimmen  und  die  relative  Mehrheit  haben,  die  einzigen 
Kandidaten  für  die  zweite  Abstimmung,  und  so  fort  bis  die  Zahl  der  Ge- 
schworenen des  betre£Penden  Gerichts  voll  ist.  Die  überzähligen  Ge- 
schworenen werden,  wenn  nothwendig,  aus  den  von  der  Liste  Uebrigbleiben- 
den,  welche  Stimmen  erhalten  haben,  durch  das  Loos  gezogen. 

1048.  (XX.)  Sind  die  Stimmberechtigten,  welche  nicht  erschienen 
waren  und  ihr  Ausbleiben  auch  nicht  gerechtfertigt  hatten,  vermerkt,  so  hat 
das  Gericht  zu  prüfen,  ob  sie  matrikulirt  sind  oder  nicht.  Sind  sie  matri- 
kulirt,  so  werden  sie  durch  einen  in  dem  Matrikelbuch  hierüber  gemachten 
Vermerk  aus  der  Zahl  der  Matrikulirten  gestrichen;  sind  sie  nicht  matri- 
kulirt, so  wird  in  demselben  Buch  ein  gleicher  Vermerk  gemacht,  mit  An- 
gabe ihrer  Namen  und  Wohnsitze,  damit  sie  niemals  zu  irgend  welcher 
Zeit  zur  Handelsmatrikel  zugelassen  werden  können.  Sind  sowohl  die  einen 
wie  die  andern  vorhanden,  so  wird  Alles  in  einem  einzigen  Vermerk  ab- 
geschlossen. 

1049.  (XXL)  Der  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Vermerk  wird 
in  einer  authentischen  Abschrift  an  das  Sekretariat  des  Handelstribunals 
zweiter  Instanz  gesandt  und  von  hier  weiter  an  alle  Handelsgerichte  erster 
Instanz;  ausserdem  wird  in  der  Zeitung  des  Distrikts  des  betreffenden  Ge- 
richts der  Wahl  und  in  einer  der  Zeitungen  der  Residenz  durch  amtliche 
Mittheilung  des  Sekretairs  des  oberen  Gerichts  eine  aus  dem  Vermerk  be- 
stehende Anzeige  des  Vor&lls  erlassen,  um  Allen  bekannt  zu  werden. 
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1060.  (XXII.)  Jeder  matrikulirte  oder  nicht  matrikulirte  Handels- 
mann, welcher  in  die  Liste  des  Art.  XVII  einpreschlossen  ist,  die  nach 
Massgabe  des  vorhergehenden  Artikels  öffentlich  bekannt  gemacht  wird, 
wird  onfthig  za  all  and  jedem  öffentlichen  Amt 

1051.  (XXni.)  Fällt  die  Wahl  eines  Geschworenen  oder  Substituten 
aof  eine  nicht  jnatrikalirte  handeltreibende  Person,  so  hat  die  in  das 
öffraitHche  Handelsregister  eingetragene  einfache  Wahl  die  gesetzliche  Wir* 
kung  einer  Matrikel. 

1052.  (XXIV.)  Tritt  der  bürgerliche  oder  natürliche  Tod  eines  Ge- 
schworenen oder  Sabstituten  ein,  so  ist  vom  Präsidenten  sofort  zu  einer 
neuen  Wahl  mit  allen  Förmlichkeiten  der  ersten  zu  schreiten. 

1053.  (XXV.)  Jeder  gewählte  Handelsgeschworene  und  Substitut 
muss  in  die  Hand  des  Präsidenten  des  Gerichts  den  Eid  leisten,  das  Gesetz 
zu  wahren  und  nach  seinem  Gewissen  Gerechtigkeit  zu  üben. 

Abschnitt  IV. 

Von   dem    Sekretair. 

1054'  (XXVI.)  Der  Sekretair  der  Handelsgerichte  muss  in  einer 
juristischen  Fakultät  das  Baccalaureat  erworben  haben  und  ist  in  Zukunft 
vorzugsweise  aus  den  Advokaten  des  Gerichts  zu  wählen.  Das  GFesetz  wird 
die  Dauer  seines  Amtes  sowie  seine  Gebühren  bestimmen. 

1055.  (XXVII.)  Der  Sekretair  der  Handelsgerichte  kann,  wenn  er 
aus  der  Zahl  der  Advokaten  des  Gerichts  gewählt  ist  und  die  zu  einem 
Richter  nothwendigen  Erfordernisse  und  Eigenschaften  besitzt,  zum  präsi- 
direnden  Richter  eines  Handelsgerichts  erster  Instanz  ernannt  werden. 

1056.  (XXVin.)  Der  Sekretair  eines  Handelsgerichts  erster  Instanz 
ist  verpflichtet,  das  allgemeine  Handelsregister  des  Gerichtsbezirkes,  welches 
durch  vorliegendes  Gesetzbuch  geschaffen  worden  ist,  zu  fuhren,  und  zwar 
mit  den  gesetzlich  gebotenen  Solennitäten  und  Formen. 

1057.  (XXIX.)  Der  Sekretair  hat  bei  seinem  Amt  die  Obhut  über  das 
Archiv  des  Gerichts  und  das  Register  sämmtlicher  definitiven  von  demselben 
abgegebenen  Urtheile,  sowie  ein  anderes  über  sämmtliche  vom  Gericht  nach 
aussen  hin  gesandten  Befehle  und  Papiere  zu  fuhren. 

Enthält  das  endgültige  Urtheil  das  einfache  gerichtliche  Dekret  der 
Bestätigung  eines  Schiedsrichterspruches,  so  muss  der  Kopie  dieses  Urtheils 
die  ganze  Kopie  der  Schiedssprüche  vorangehen. 

1058.  (XXX.)  Der  Sekretair  ist  verpflichtet,  ein  besonderes  Register  zu 
führen,  in  welches  lediglich  die  Wahlen  der  geschworenen  Handelsrichter 
eingetragen  werden,  und  muss  von  jeder  Wahl  eine  Abschrift  an  den  obersten 
Handelsbeamten  einsenden. 

1059.  (XXXI.)  Der  Sekretair  hat  die  Verpflichtung,  bei  EröflEnung 
der  Sitzung  und  Zusammenkunft  des  Gerichts  die  Liste  der  bei  demselben 
schwebenden  Klagen  laut  zu  verlesen  und  über  ihren  augenblicklichen  Stand 
ein  Resum^  zu  geben.  Diese  Liste  wird  aus  den  Vermerken  gebildet,  welche 
der  Gerichtsschreiber  bei  der  Einleitung  einer  jeden  neuen  Klage  derselben 
zu  geben  verpflichtet  ist.  Die  Entscheidung  einer  jeden  Sache  muss  genau 
nach  der  Reihenfolge  der  Daten  zur  Zeit  der  Beweisaufnahme  erfolgen,  ohne 
dass  eine  spätere  Sache  abgeurtheilt  werden  kann,  sobald  die  vorhergehende 
zur  Beweisproduktion  reif  ist.  —  Der  versitzende  Richter  hat  amtlich 
über  die  Genauigkeit  und  Beobachtung  der  chronologischen  Reihenfolge  der 
Liste,  sowie  der  Entscheidungen  nach  derselben  zu  wachen. 


236  XXVI.    Portugal 

1060.  (XXXIT.)  Der  Sekretair  ist  verpflichtet,  dem  Grerichtssch reiber 
die  Bescheinigung  über  den  beendigten  Prozess,  welche  im  Archiv  aufzabe- 
wahren  ist,  za  übergeben ;  auch  sofort  in  ein  Register,  dem  Index  gemäss,  den 
vollständigen  Verlauf  des  Prozesses  nebat  Bezeichnung  des  Actenrepositorioms 
eintragen. 

1061.  (XXXIII.)  Dem  Sekretair  steht  es  zu,  Certificate  aas  den 
beendigten  und  dem  Archiv  eingereichten  Prozessen  ausziehen  zu  lassen, 
gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  XXXIX  des  folgenden  Abschnittes. 

1062.  (XXXIV.)  Bei  momentanen  Behinderungen  des  Sekretairs  bat 
der  von  dem  versitzenden  Richter  aus  der  Zahl  der  beim  Gericht  fungirenden 
zu  ernennende  Advokat  zu  amtiren.  Dieses  Amt  ist  abhängig  von  der 
Habilitation  am  Orte.  Dauert  die  Behinderung  länger  als  zwei  Monate,  so 
hat  der  Präsident  des  (Jerichtes  hiervon  den  obersten  Handelsbeamten  in 
Eenntniss  zu  setzen,   damit  die  erforderlichen  Massregeln  ergriffen  werden. 

Abschnitt  V^ 
Von    de  m5  S  chreiber. 

1063.  (XXXV.)  Der  Schreiber  der  Handelsgerichte  muss  ausser  den 
für  seine  Befähigung  erforderlichen  allgemeinen  Eigenschaften  einen  Kursus 
auf  der  Handelsschule  in  Lissabon  oder  der  Akademie  in  Oporto  besucht 
haben,  mit  dem  Zeugniss  der  Approbation. 

1064.  (XXXVI.)    Als  Reglement  des  Schreibers  der  Handelsgerichte 

E'lt  das  allgemeine  Reglement  für  die  gerichtlichen  Schreiber.     Seine  Elmo- 
mente  und  Einkünfte  werden  durch  ein  Gesetz  geregelt  werden. 

1065.  (XXXVIl.)  Dem  Schreiber  der  Handelsgerichte  liegt  aus- 
schliesslich ob  die  Schriftführung  im  Prozesse  selbst  und  bei  allen  Vorgängen, 
welche  auf  den  Prozess  innerhalb  des  Gerichts  Bezug  haben. 

1066.  (XXXVIII.)  Ist  ein  Prozess  beendigt,  so  ist  der  Schreiber 
verpflichtet,  die  Akten  desselben  im  Archiv  dem  Sekretair  zu  übergeben  oder 
eine  auf  Kosten  des  Appellanten  anzufertigende  authentische  Kopie,  weoD 
das  Original  wegen  Appellation  an  das  Handelstribunal  zweiter  Instanz  abgeht 

1067.  (XXXIX.)  Der  Schreiber  bat  sämmtliche  nachgesuchte  oder 
angeordnete  Certifikate  über  schwebende  Prozesse  auszustellen.  Diejenigen 
aus  beendigten  Prozessen  sind  auf  Anordnung  vom  Sekretair  auszuziehen, 
der  sie  auch  kollationirt  und  unterschreibt,  mit  der  Bescheinigung,  dass  das 
Original  im  Archiv  verbleibt. 

1068.  (XL.)  Bei  den  Behinderungen  des  Schreibers  kann  der  vor> 
sitzende  Richter  des  Gerichts  aus  den  Gerichtsschreibern  des  Distrikts 
den,  welchen  er  für  den  geeignetsten  hält,  ernennen.  Dauert  die  Behinderung 
länger  als  drei  Monate  oder  ist  sie  überhaupt  nicht  zu  beseitigen,  so  wird 
der  oberste  Handelsbeamte  hiervon  in  Kenntniss  gesetzt,  um  die  erforderlichen 
Massregeln  zu  treffen. 

Abschnitt  VI. 
Von   dem   Portier. 

1069.  (XLI.)  Der  Portier  des  Handels(^erichts  hat  die  polizeiliche  Auf- 
sicht in  der  Audienz  und  ist  für  Sauberkeit  und  Reinheit  des  Gerichts- 
gebäudes und  Saalea  verantwortlich. 
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1070.  (XLn.)  Der  Portier  des  Handelsgerichtes  ist  unmittelbar  ab* 
hän^g  von  den  Befehlen  des  Präsidenten  des  Gerichts  und  kann  von  demselben 
nach  Befinden  entlassen  werden. 


TITEL  X. 

Von  der  Gerichtsordnung  bei  den  Handelsprozessen, 
Rekursen  und  der  Vollstreckung. 

1071.  (I.)  Der  Vorsitzende' Richter  des  Handelsgerichts  erster  Instanz 
hat  in  der  Einrichtunsr  und  dem  Verlauf  der  Prozesse  die  für  den  summa- 
rischen Prozess  gesetzlich  bestimmte  Ordnung  einzuhalten,  indem  er  von  allen 
far  den  Prozess  unwesentlichen  Formeln  absehen  und  alle  Fristen  nach  den 
Umständen  abkürzen  kann,  jedoch  stets  dergestalt,  dass  in  den  Akten  keine 
Information  fehle,  durch  welche  die  Gerechtigkeit  für  die  Parteien  Gefahr 
laufen  könnte,  oder  dass  die  zur  Beibringung  der  Vertheidigung  einsichtiger- 
weise noth wendige  Zeit  genommen  werde. 

1072.  (IL)  Absolut  nichtig  ist  ein  Verfahren,  bei  welchem  irgend 
einer  der  folgenden  wesentlichen  Akte  mangelt: 

1.  die  erste  Ladung; 

2.  die  Litiskontestation ; 

3.  Audienz  und  Prüfung  der  Beweise; 

4.  das  ürtheil; 

5.  die  Oe£Pentlichkeit  in  allen  diesen  Akten. 

1073.  (III*)  Die  Bescheidung  und  die  Anordnung  betr.  alle  vorbereiten- 
den Akte  des  Prozesses  gehören  zur  ausschliesslichen  Jurisdiktion  des  präsidi- 
renden  Richters  des  Gerichtes  erster  Instanz,  welcher  zu  diesem  Zwecke 
Zwischen- Audienzen  (audiencias  intercalares)  neben  den  Sitzungen  und  Be- 
ratbongen  des  Gerichtes  abzuhalten  hat.    Beide  sind  immer  öffentlich. 

1074.  (IV.)  Bei  den  Handelsgerichten  giebt  es  keine  bestimmten 
Ferientage  mit  Ausnahme  der  religiösen.^)  Jedes  Gericht  hält  wöchentlich 
zwei  öffentliche  Sitzungen  und  Audienzen  ab,  und  zwar  am  Dienstag  und 
Freitag  oder,  falls  einer  von  ihnen  ein  Festtag  ist,  an  dem  darauf  folgen- 
den Tage. 

1075.  (V.)  Die  Sitzungen  zur  Erledigung  der  Prozesse,  bei  welchen 
nur  der  versitzende  Richter  des  Gerichts  präsidirt,  finden  statt  an  Montagen 
und  Donnerstagen  oder,  falls  einer  dieser  Tage  ein  Festtag  ist,  am  Mittwoch 
oder  Sonnabend. 

1076.  CyiO  Ini  Fall  der  Verhinderung  des  versitzenden  Richters  durch 
zeitweilige  E^rankheit,  haben  die  geschworenen  Handelsrichter  einen  der 
Advokaten  aus  der  Zahl  der  beim  Gericht  beschäftigten  zu  ernennen,  um 
bei  den  Sitzungen  „de  expediente*'  den  Vorsitz  zu  führen  und  Bescheide  zu 
ertheilen. 

1077.  (VII.)  Dauert  die  Behinderung  des  versitzenden  Richters  länger 
als  14  Tage,  so  haben  die  geschworenen  Richter  dies  dem  obersten  Handels- 
beamten mitzutheilen,  um  nach  den  Umstanden  Vorsorge  zu  treffen;  zu  der- 
selben Zeit  wird  auch  von  ihnen  der  Civilrichter  des  Bezirks  von  Amtswegen 
benachrichtigt,  welcher  dann  den  interimistischen  Vorsitz  des  Gerichts  bei 
seinen  Sitzungen  und  Audienzen  zu  übernehmen  hat,  indem  er  in  der  Er- 
ledigung nach  Massgabe  des  vorhergehenden  Artikels  fortfahrt. 

1)  ,em  honra  divina^,  zur  Verehrung  Gottes, 
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1078.  (VIII.)  Alle  Handelssachen  müssen  in  sämmtlichen  Instanzen 
mit  aller  thunlichen  Beschleunigung  and  Sorgfalt,  einfach  und  summarisch, 
ohne  Weiterungen  und  gemäss  der  eruirten  Wahrheit,  ohne  strikte  Beobach- 
tung von  Formeln  entschieden  werden,  indem  die  Jury  über  das  Faktnm 
urtheilt  und  der  Richter  über  das  Recht  in  den  Fällen,  wo  diese  Theilong 
angängig  ist,  den  Bestimmungen  gemäss,  welche  in  Art.  U  des  vorher- 
gehenden  Titels  gegeben  worden  sind. 

1079.  (IX.)  Beim  Handelsgerichte  finden  die  folgenden  Akte  des 
gewöhnlichen  Prozesses  nicht  statt: 

1.  das  iuramentum  de  calumnia; 

2.  Bürgschaft  für  die  Kosten; 

3.  Beibringung  von  Beweisen,  wenn  die  Frist  verstrichen  ist; 

4.  feierliche  Verkündigung  des  Urtheils;  noch  auch 

ö.  dessen    gerichtliche  Zustellung,    sobald    dasselbe   in  Gegenwart    der 
Partei  oder  ihres  Bevollmächtigten  verkündigt  worden  ist 

1080.  (X.)  Es  ist  nicht  nothwendig,  dass  die  Klageschrift  (libelluD) 
oder  die  Exposition  des  Petitoriums  in  Artikel  gegliedert,  und  dass  sie  m 
einer  von  dem  Ersuchen  um  Ladung  gesonderten  Klageschrift  angefertigt 
werde;  alles  kann  in  dem  nämlichen  Akte  erfolgen;  ist  dieses  Gesuch  der 
Klage  nicht  von  einem  Advokaten  aus  der  Zahl  der  beim  Gericht  beschäf- 
tigten   unterzeichnet,  so  ist  es  nicht  anzunehmer.. 

1081«  (XI.)  Ist  die  Klageschrift  dem  Schreiber  mit  der  Verfügung  des 
Richters,  den  Verklagten  vorzuladen,  übergeben  und  die  Vorladung  durch 
den  zuständigen  Beamten  geschehen,  so  wird  bei  eben  jenem  Akte  dem  Ver- 
klagten eine  Abschrift  der  Kla^e  nebst  Angabe  des  Sitzungstages,  an  welchem 
die  Klage  vorgelegt  werden  wird,  übergeben;  an  jenem  Tage  sind,  nach 
Aufnahme  der  Klage  zu  Protokoll,  bei  dem  Akte  alle  folgenden  Umstand« 
pünktlich  zu  erwähnen:  dass  an  dem  und  dem  Tage  der  Kläger  oder  dessen 
^vollmächtigter  die  Klageschrift  nebst  drr  daraus  zu  ersehenden  Ver- 
fügung übergeben  hat;  dass  an  dem  und  dem  Tage  der  Verklagte  za  der 
gegenwärtigen  Audienz  geladen,  und  dass  ihm  bei  jenem  Akte  die  geoaae 
Abschrift  der  Klage  eingehändigt  wurde. 

1062.  (XII.)  Sobald  der  Verklagte  seinen  schriftlichen  Widerspruch, 
unterzeichnet  von    einem    der    beim  Gericht    beschäftigten  Advokaten^  Qber- 

5 eben  hat,  hat  der  Schreiber  eine  Abschrift  davon  anzufertigen  und  diese 
em  Kläger  oder  dessen  Bevollmächtigten  einzuhändigen,  indem  er  den  Akt 
der  Uebergabe  datirt  und  im  Prozesse  bescheinigt,  dass  die  Uebergabe  an 
demselben  Datum  geschehen  sei. 

1083*  (XIII.)  Ist  die  Klageschrift  oder  die  Klagebeantwortung  von 
Dokumenten  begleitet,  so  hat  der  Schreiber  den  bezüglichen  Parteien,  welche 
es  wünschen,  Abschriften  von  denselben  zu  geben,  derart,  dass  die  Original- 
stücke niemals  das  Bureau  verlassen,  ausgenommen  in  den  im  vorliegenden 
Gesetzbuche  bezeichneten  Fällen. 

1084.  (XIV.)  Wenn  der  Verklagte  innerhalb  der  drei  Sitzungen  ^de 
expediente^,  welche  der  der  Anbringung  der  KJage  folgen,  keine  EJa^ 
beantwortung  vorlegt,  so  wird  er  unfehlbar  abgewiesen,  ohne  dass  er  unter 
irgend  welchem  Titel  oder  welcher  Rechfswohlthat  restituirt  oder  zur  Klage- 
beantwortung wieder  zugelassen  werden  kann.  Bei  alledem  kann  er  die  Sadie 
in  dem  Zustande,  in  welchem  sie  sich  befindet,  weiter  verfolgen. 

1085.  (XV.)  Jede  Vertheidigung,  alle  Einreden,  Alles,  was  der  Ver- 
klagte für  seine  Nichtschuld  anführen  kann,  muss  in  seiner  Klagebeantwortung 
enthalten    sein,    auf  welche  Nichts   hinzugefügt  noch  replicirt  werden  kann« 
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In  dem  Stadium  der  Appellatiop  werden  Artikel  mit  neuen  Gründen  nicht 
zugelassen.     Eine  Widerklage  wird  unbedingt  zurückgewiesen. 

1086.  (XVI.)  Bei  allen  Sachen,  deren  Elagepetitum  durch  eine  von 
dem  Verklagten  unterzeichnete  Handelsobligation  begründet  und  begleitet 
ist,  ist  dieser  verpflichtet,  eine  Erklärung  über  Einräumung  oder  Ableugnung 
seiner  Unterschrift  in  der  Audienz  bei  Einleitung  der  Klage  zu  unterzeichnen, 
bei  Strafe,  dass  die  Klage  als  zugestanden  angesehen  wird. 

1067.  (XVII.)  Wenn  der  Verklagte  nach  Massgabe  des  vorhergehenden 
Artikels  die  Unterschrift  anerkennt  und  die  Verbindlichkeit  bestreitet,  so  ist 
er  verpflichtet,  die  geforderte  Summe  zu  deponiren  oder  in  Hohe  derselben 
Bürgschaft  zu  stellen.  Genügt  er  dieser  Forderung  nicht,  so  wird  er  ver- 
urtheilt,  wenn  er  nicht  die  Quittung  vorlegt,  und  aas  extrahirte  Urtheil  soll 
vollstreckt  werden,  ungeachtet  dass  die  fiGiuptklage  ihren  Weg  weiter  läuft. 
Aber  nur  das  verurtheilende  Endurtheil,  welches  in  Rechtski*aft  übergeht, 
soll  Zwecks  Entrichtung  des  Zehnten,  an  der  zuständigen  Stelle  von  Amts- 
wegen niedergeschrieben  werden,  bevor  es  der  siegreichen  Partei  einge- 
händigt wird. 

1088.  (XVIII.)  In  der  Audienz  „de  expediente^'  können  nicht  ver- 
handelt werden,  sondern  gehören  ausschliesslich  in  die  Sitzungen  und  Zeu- 
genverhöre des  Handelsgerichts^  nachdem  sich  die  gesetzliche  Zahl  von 
Kichtem  versammelt  hat: 

1.  alle  präjudiciellen  Streitfragen  und  die  Einleitung  von  Klagen,  welche 
sofort  ein  definitives  Urtheil  oder  ein  interlokutorisches  mit  Kraft 
des  definitiven  begründen  können; 

2.  das  Urtheil  oder  die  Endentscheidung  über  irgend  eine  Einrede; 

3.  die  Produktion,  Prüfung  und  Diskussion  von  Beweisen  und  die  Ent- 
gegnungen darauf; 

4.  die  mündlichen  Schlussanführungen,  wenn  solche  erfolgen; 

5.  die  Verlesung  oder  die  zusammenhängende  Veröffentlichung  des 
Urtheils. 

1089.  (XIX.)  Wenn  der  Richter  vermöge  der  Natur  der  Streitsache, 
der  Beschaffenheit  des  Petitoriums  und  die  Art  der  angenommenen  Ver- 
theidigung  erkennt,  dass  der  Beweis  an  einem  entfernten  Orte  im  Reiche 
oder  im  Auslande  beschafft  werden  muss,  so  hat  er  sich  mit  den  Geschwo- 
renen zu  vereinigen,  und  Alle  sollen  nach  Majorität  die  zu  bestimmende 
Frist  beschliessen;  diese,  wenn  einmal  festgesetzt,  kann  nicht  verlängert 
werden.  Ist  sie  verstrichen,  so  hat  unfehlbar  die  Diskussion  über  die  Be- 
weise und  Aburtheilung  der  Sache  stattzufinden. 

1090.  (XX.)  Ist  die  Sitzung  des  Gerichts  eröffnet^  und  soll  diePro^ 
duktion,  Prüfung  und  Diskussion  der  Beweise  beginnen,  so  hat  der  Schreiber 
die  Klageschrift  und  ihre  Beantwortung  zu  verlesen.  Besteht  der  Beweis 
in  Urkunden,  so  müssen  auch  diese  verlesen  und  bei  demselben  Akte  einem 
jeden  der  Richter  zur  persönlichen  Prüfung  übergeben  werden,  sofern  die 
Entscheidung  des  Rechtsstreits  eine  Jury  verlangt. 

109L  (XXI.)  Kann  die  Sache  einen  Zeugenbeweis  zulassen,  nach 
Massgabe  dieses  Gesetzbuches,  so  müssen  Kläger  und  Verklagter  beziehentlich 
ein  Verzeichniss  der  Namen  und  Domicile  Her  Zeugen  geben,  welche  sie 
zugleich  mit  Einreichung  der  Klageschrift  und  Beantwortung  vorzubringen 
die  Absicht  haben;  die  Verzeichnisse  sind  den  Parteien  durch  den  Schreiber 
abschriftlich  und  wechselweise  einzuhändigen,  welcher  auch  in  dem  Verfahren 
Tag,  Monat  und  Jahr,  in  dem  diese  Uebergabe  geschah,  zu  bescheinigen  hat. 

1092.  (XXII.)  Niemand  ist  von  der  Zeugenschaft  ausgenommen. 
Jeder,  der  vorgeladen  wird,  als  Zeuge  auszusagen,  ist  verj^ichtet,  in  Person 
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zu  der  ihm  bezeichneten  Audienz  zu  erscheinen,  sofern  er  nicht  durch  höhere 
Gewalt  daran  gehindert  ist,  bei  Strafe,   in  derselben  Sitzung,  in  welcher  er 

gefehlt   hat,    nach   Ermessen   des   Richters   mit   einer   Geldstrafe    und   als 
rsatz  mit  Gefangniss  bestraft  zu  werden;  diese  Geldstrafe  darf  aber  nicht 
100000  Reis^)  übersteigen. 

1093.  (XXIIL)  Sind  Einwendungen  erhoben,  so  sind  die  Zeugen, 
welche  zu  deren  Bestätigung  erschienen  sind,  eher  zu  befragen,  als  die 
Zeugen,  welche  in  der  Sache  deponiren  sollen,  und  haben  in  Gegenwart 
der  Sachzeugen  zu  antworten,  und  werden  mit  diesen  Betreffs  des  Gegen- 
standes des  Einwandes  konfrontirt  Das  Ergebniss  wird  durch  den  Schreiber 
in  den  Akten  substantiirt  und  vom  Richter  unterschrieben. 

1094.  (XXIV.)  Die  geladenen  Zeugen,  und  diejenigen,  welche  Tor 
Gericht  erscheinen  müssen,  sind  verpflichtet,  sich  bei  Eröffnung  der  Sitzung 
daselbst  dem  Schreiber  vorzustellen ,  der  sie  alsdann  in  einen  Saal  desselben 
Gerichts  zu  fuhren  hat,  von  wo  aus  dasjenige,  was  im  Gericht  sich  zuträgt, 
nicht  gehört  werden  kann;  aus  dem  Saale  wird  Einer  nach  dem  Andern,  nach 
Massgabe  wer  auszusagen  hat,  hineingerufen.  Ist  die  Aussage  beendigt,  so 
müssen  die  Zeugen  bis  zum  Schlüsse  der  Sitzung  auf  der  Galerie  des 
Gerichts  verbleiben. 

1095.  (XXV.)  Wenn  ein  Zeuge  durch  Zufall,  in  Folge  Hinweises 
einer  Partei  oder  Konfrontirung  mit  einem  andern  Zeugen  auf  einem  Meineid 
betroffen  wird,  so  muss  der  Richter  mit  Unterbrechung  der  Diskussion  von 
dem  Vorfall  mit  allen  vorgekommenen  Umstanden  eine  Akte  au&ehmen 
und,  indem  er  die  Verhaftung  des  Zeugen  anordnet,  denselben  nebst  dem 
Protokoll  dem  zustandigen  Gericht  zufuhren  lassen,  damit  dort  gegen  ihn 
verfahren  und  er  nach  dem  Gesetz  verurtheilt  werde. 

1096.  (XXVI.)  Behufs  wirksamer  Beobachtung  des  vorhergehenden 
Artikels  ist  der  Strafrichter  des  Distrikts  verpflichtet,  einen  Gerichtsbeamten 
zu  allen  Audienzen  des  Handelsgerichts,  welches  keinen  solchen  hat,  mit 
der  Unterstützung  der  Anweisungen  des  Präsidenten  desselben  zu  beauf- 
tragen. Dieser  Beamte  hat  sich  bei  dem  Schreiber  zu  melden,  der  ihm  über 
seine  Assistenz  eine  Bescheinigung  auszustellen  hat,  deren  er  sich  seinem 
betreffenden  Richter  gegenüber  sJs  Ausweis  zu  bedienen  hat.  Bei  dem 
Handelstribunale  zweiter  Instanz  sollen  einer  oder  mehrere  solcher  Elxekativ- 
beamten  effektiv  vorhanden  sein. 

1097.  (XXVII.)  Jeder  Zeuge  ist  für  sich  laut  und  öffentlich  im  Ge- 
richt und  von  dem  versitzenden  Richter  zu  befragen.  Die  Geschworenen- 
Richter  dürfen  an  den  Vorsitzenden  Richter  die  Gesuche  um  Aufklärung, 
deren  sie  bedürfen,  richten,  und  der  Richter  hat  den  Zeugen  dieserhalb 
zu  befragen.  Der  Advokat  der  Gegenpartei  derjenigen,  f&r  welche  der  Zeuge 
aussagt,  darf  dem  Zeugen  die  Bemerkungen  und  Vorhaltungen  machen,  zu 
denen  der  Richter  seine  Zustimmung  giebt. 

1098.  (XXVUI.)  Ist  der  Zeuge  ein  Ausländer,  so  ist  er  zu  befragen 
und  hat  zu  antworten  mittelst  eines  Dolmetschers,  welcher  einen  Eid  zu 
leisten  hat,  wenn  er  solchen  nicht  als  Beamter  geleistet  hat. 

1099.  (XXIX.)  Ist  die  Beweisaufnahme  geschlossen,  so  ist  der 
Schreiber  verpflichtet,  in  dem  Verfahren  sie  treu  und  genau  zu  substantiiren 
und  den  wörtlichen  Verlauf,  welchen  er  geschrieben  hat,  dem  Richter  zu 
übergeben. 

1100.  (XXX.)  Der  versitzende  Richter  des  Handelsgerichts  erster 
Instanz  hat  die  Verpflichtung,  vor  Ab&ssung  des  Urtheils  den  Prozess  zu 

1)  1000  Beifl  =  circa  4^46  M. 
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prAfen,  zu  sehen,  ob  die  HauDtsachen  des  in  der  Streitsache  erhobenen  Be- 
weises treu  and  gehörig  von  dem  betreffenden  Schreiber  darin  angenommen 
worden  sind.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  wird  der  Mangel  ergänzt  durch 
einen  speciellen  von  ihm  und  der  Jury  unterzeichneten  Vermerk.  Jeder 
der  geschworenen  Richter  hat  das  Recht,  dieselbe  Prüfung  vorzunehmen  und 
denselben  Vermerk,  je  nach  dem  er  es  fftr  noüiwendig  liält,  zu  veriangen, 
sofern  die  Streitfira^  als  Faktum  nach  Massgabe  des  Gesetzes  zu  seiner 
Zuständigkeit  gehört 

1101.  (XXXI.)  Ist  die  Beweisau&ahme  getreu  und  gehörig  substantiirt, 
so  hat  der  Richter  dies  stets  am  Ende  derselben  zu  bestätigen  und  mit 
allen  Geschworenen  zu  unterschreiben. 

1102.  (XXXII.)  Zwischen  dem  Termin  der  Beweisdiskussion  und  dem 
Endartheil  darf  kein  Verzug  sich  einschieben,  noch  sonst  eine  dem  zu  ent- 
scheidenden Prozesse  fremde  Frage,  den  Zwischen&ll  des  Meineides  ausge- 
nommen. Das  Urtheil  muss  stets  im  Anschlüsse  an  die  Beendigung  der 
Beweisaufnahme  gefiült  werden,  nachdem  die  Schlussanführung  gehört  oder 
nicht  gehört  ist,  und  zwar  noch  in  demselben  Akte  oder,  fiedls  es  nicht  im 
Akte  beendet  werden  kann,  am  folgenden  Tage,  indem  hierffir  eine  ausser- 
ordentliche Sitzung  des  Gerichtes  stattfindet,  die  vom  Präsidenten  an  eben 
dem  Tage  der  Prorogation  öffentlich  verkündet  wird.  In  demselben  Akte,  in 
welchem  das  Urtheil  gefallt  und  verlesen  wird,  wird  dasselbe  als  publicirt 
erachtet         

1103«  (XXXni.)  Der  versitzende  Richter  des  Handelsgerichtes  erster 
Instanz  ist  immer  der  Referent  des  Prozesses.  Ist  die  Debatte  beendigt,  so 
ist  er  verpflichtet,  fär  die  Jury  m&ndlich  und  öffentlich  das  diskutirte  Faktum, 
sowie  die  Hauptpunkte  der  erörterten  Beweise  in  einem  Resum^  zu- 
sammenzu£Etösen,  und  sodann  schriftlich  die  Thesen  und  die  Schlüsse  zu  for- 
muliren,  Aber  welche  die  Geschworenen  in  genauer  Weise  abstimmen  und 
entscheiden  müsseiL  unter  Hinweis  derselben  auf  das  die  Streitfrage  betreffende 
Gesetz.  Sind  die  Konklusionen  der  Jury  übergeben,  so  bildet  ihre,  von  dem 
den  Jahren  nach  ältesten  oder  dem  aus  ihrer  Mitte  von  ihnen  gewählten 
Sprecher  verkündete,  Entscheidung  das  Urtheil,  welches  der  versitzende 
Richter  eigenhändig  abfftssen  und  mit  den  abstimmenden  Richtern  unter- 
zeichnen muss. 

1104  (XXXIV.)  Sind  vier  Geschworene  Richter,  so  liefft  Ent- 
scheidung vor,  wenn  drei  Stimmen  konform  sind;  sind  sechs  Richter,  so 
liegt  Elntscheidung  vor  bei  vier  konformen  Stimmen;  und  sind  acht,  bei 
fonfen  und  so  weiter  fort.  Im  Fall  von  Stimmengleichheit  wird  zu  der 
Runde  (Ronda)  von  zwei  und  zwei  der  Ueberzähligen  geschritten.  Besteht 
vollständige  Meinungsverschiedenheit,  welche  der  Präsident  nicht  ausgleichen 
kann,  so  muss  die  Frace  von  Neuem  in  Gegenwart  aller  Gbschwomen  und  Sub- 
stituten vorgelegt  werden;  die  absolute  Stimmenmehrheit  giebt  den  Ausschlag. 

1105.  (XXXV.)  Können  die  Richter  sich  nicht  sofort  in  demselben 
Akt  über  die  unbedingte  Freisprechung  (Abweisung)  oder  über  die  Ver- 
urtheilung  bezüglich  des  Petitums  oder  über  die  Feststellung  der  Tbatsache 
einigen,  so  können  sie  sich  in  einen  besonderen  Raum  in  demselben  Gericht 
zu  einer  Berathung  zurückziehen,  während  die  öffenüicbe  Sitzung 
so  lauge  unterbrochen  wird ;  ist  die  Berathung  beendet,  so  wird  das  Urtheil 
gefallt  oder  die  Sitzung  auf  den  folgenden  Tag  anberaumt,  in  der  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Form. 

HOB.  (XXXVL)  Wenn  bei  absoluter  Stimmenmehrheit  der  Jury 
der  Richter  der  Meinung  ist,  dass  das  Urtheil  ein  ungerechtes,  weil  dem  aus- 
drücklichen Gesetze  zuwiderlaufendes,  ist,  so  hat  er  dennoch  das  Urtheil  in 
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der  gefällten  Form  abza£Etäsen  und  von  Amts  wegen  an  das  Handelstribonal 
zweiter  Instanz  zu  appelliren,  unter  Darlegung  der  Gründe  seiner  Appellation 
in  einer  Glosse  hinter  dem  Urtheile.  In  diesem  und  in  allen  Fällen  einer 
Appellation  urtheilt  das  höhere  Gericht  über  das  Recht,  wenn  das  v^on  der 
Jury  entschiedene  Faktum  für  erwiesen  gehalten  wird.  Wird  das  Faktum 
ungehörig  entschieden  befunden,  so  urtheilt  das  Obergericht  nach  Würdi- 
gung der  Sachlage,  wobei  es  je  nach  den  Umständen  zu  einer  weiteren  Fest- 
stellung der  Thatsachen  schreiten  kann  oder  nicht. 

1107.  (XXX Vn.)  Ist  in  dem  Falle  des  yorhergehenden  Artikels  das 
Urtheil  der  rartei  ausgehändigt,  so  hat  diese  weiter  keine  Vollstreckung 
ausser  der  Pfändung;  ist  diese  geschehen,  so  muss  mit  der  Vollstreck unf; 
bis  zur  Entscheidung .  über  die  von  Amtswegen  eingelegte  Appellation 
gewartet  werden. 

1108.  (XXXVIII.)  Das  Urtheil  in  Handelssachen  muss  enthalten: 
die  substantiirte  Darlegung  des  Petitums,  der  Vertheidigung  und  der  Beweise; 
die  Namen  der  streitenden  Parteien,  sowie  die  ausführliche  Anführung  de^ 
Artikels  des  Handelsgesetzbuches,  auf  welchen  sich  die  Entscheidung  gründet 
oder,  in  dessen  Ermangelung,  des  Gesetzes,  der  Gewohnheit  oder  de> 
Brauches  oder  der  Jurisprudenz,  die  zur  Grundlage  des  Spruches  genom- 
men sind. 

1109.  (XXXIX.)  Wird  die  beim  Gericht  schwebende  oder  angestellte 
Klage,  dem  Ersuchen  und  der  Wahl  der  Parteien  gemäss,  durch  Schieds- 
richter abgeurtheilt,  und  zwar  auf  Grund  eines  Kompromisses  der  Parteien, 
worin  sie  auf  jegliches  Rechtsmittel  verzichten,  so  hat  der  Richter  des 
Tribunals  durch  sein  richterliches  Dekret  ein&ch  den  Schiedsrichtersprucb 
zu  bestätigen,  ohne  in  eine  Würdigung  des  Urtheils  einzutreten. 

1110.  (LX.)  Verzichten  die  streitenden  Parteien  in  dem  Kompromis^ 
nicht  auf  alles  und  jedes  Rechtsmittel,  so  findet  eine  Appellation  gegen  den 
Schiedsrichterspruch  an  das  gewöhnliche  Handelsgericht  des  Distrikts 
statt,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Tit.  IX,  Art.  Y  dieses  Buches. 

1111.  (XU.)  Bei  der  Beurtheilung  der  Appellation,  welche  der 
vorhergehende  Artikel  erwähnt,  hat  das  Handelsgericht  in  erster  Instanz 
die  gesetzlichen  Bestimmungen,  nach  welchen  in  diesem  Falle  das  Uandels- 
tribunal  zweiter  Instanz  sich  richtet,  auf  sich  in  Anwendung  zu  bringen. 

1112.  (XLII.)  Wird  jedoch  die  Klage  an  Schiedsrichter  verwiesen, 
entweder  vom  Gericht  von  Amtswegen  oder  weil  das  Gesetz  be- 
stimmt den  Schiedsrichterspruch  als  zu  verfolgendes  Prozessverfiahren  be- 
zeichnet, so  kann  das  Gericht  in  diesen  Fällen  über  den  Werth  des  Schieds- 
richterspruches erkennen  und  ihn  entweder  bestätigen  oder  widerrufen, 
je  nach  Rechtsbefinden  und  gemäss  den  Bestimmungen  des  XVU.  Ab- 
schnittes  des   Titels:    „Von  den    Kompagnien  und  Gesellschaften*^. 

1113.  (XLUI.)  Jedes  Handelsgericht  von  vier  Geschworenen  hat 
die  entscheidende  Gerichtsbarkeit  für  sämmtliche  Streitsachen,  deren  Betrag 
den  Werth  von  200000  Reis^)  nicht  übersteigt.  Geht  er  darüber  hinaus, 
so  findet  das  Rechtsmittel  der  Appellation  an  das  Handelstribunal  zweiter 
Instanz  statt.  Die  Gerichtsbarkeit  erstreckt  sich  bis  auf  300000  Reis  bei 
einem  Gericht  von  sechs  bis  acht  Geschworenen  und  bis  auf  400  000  Reis 
bei  einem  Gericht  von  grösserer  Anzahl. 

1114.  (XLIV.)  In  Handelssachen  wird  kein  anderes  Rechtsmittel  ge- 
kannt als  das  der  Beschwerde  in  dem  Akt  des  Prozesses  und  das  der  Appellation. 
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In  allen  Fällen  hat  das  Rechtsmittel  der  Appellation  nur  den  Devolutiv- 
effekt Das  in  diesem  Falle  extrahirte  Urtheil  Kann  nur  durch  Deposition 
oder  Bürgschaft  suspendirt  werden. 

1115.  (XLV.)  Gegen  das  bestätigende,  vom  Handelstribunale  zweiter 
Instanz  gefällte  Endurtheil  giebt  es  nur  das  gewöhnliche  Rechtsmittel  der 
Revision,  wenn  der  Betrag  der  Sache  den  Werth  von  vier  Contos^)  Reis 
übersteigt,  und  in  dem  einzigen  Falle  der  notorischen  Ungerechtigkeit.  Bei 
einem  aufhebenden  Urtheile  ist  die  Zuständigkeit  in  jenem  einzigen  Falle  auf 
zwei  Contos  Reis  beschränkt. 

1116.  (XL VI.)  Nur  dann  hat  bei  einer  Revision  von  Handelssachen 
die  Erklärung  einer  offenkundigun  Ungerechtigkeit  statt,  wenn  aus  den 
Akfcen  eine  offenbare  Verletzung  der  wesentlichen  Formen  des  Prozesses, 
welche  bei  dem  Gerichte  letzter  Instanz  übersehen  oder  begangen  worden  ist, 
nachgewiesen  wird;  —  oder  wenn  das  Urtheil  gegen  die  ausdröckliche  Be- 
stimmung eines  Gesetzes  ge&Ut  worden  ist.  Ist  die  Revision  durch  das 
gesammte  oberste  Justiztribunal  genehmigt,  so  hat  im  ersten  Falle  der 
Prozess  ganz  von  neuem  von  der  Nichtigkeit  an  zu  beginnen  und  durch  die- 
selben Gerichte  und  auf  demselben  Wege  wie  vorher  zu  gehen;  im  zweiten 
Falle  ist  in  einer  Sitzung  des  obersten  Justiztribunals,  zusammengesetzt  aus 
einer  gleichen  Anzahl  von  Richtern,  wie  a  quo,  nach  Eröffnung  einer  neuen 
Diskussion,  das  Urtheil  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  des  Gesetzes 
za  fallen. 

1117.  (XLVn.)  Die  Vollstreck  ang  der  endgültigen  Urtheile  der 
Handelstribunale  gebührt  eben  den  Civilrichtem,  welchen  die  Vollstreckung 
der  rein  civilen  Urtheile  obliegt,  ausgenommen,  wenn  die  Flüssigmachung 
(b'qoida^ao)  ein  Handelsobiekt  oder  Handelsmaterie  mitbetrifft.  In  letzterem 
Falle  ist  dann  der  Handelsrichter  Vollstreckungsrichter. 

1118.  (XLVni.)  Bei  der  Vollstreckung  der  von  Handelsgerichten 
gefeilten  Urtheile  sind  keinerlei  Einwendungen  zulässig,  welche  das  zu 
vollstreckende  Urtheil  anzugreifen  oder  zu  ändern  bezwecken. 

1119.  (IL.)  Werden  bei  der  Vollziehung  Einwendungen  erhoben, 
welche  nach  dem  vorhergehenden  Artikel  zulässig  sind,  so  hat  der  Voll- 
streckungsrichter die  Einwendungen  an  das  Gericht,  welches  das  zu  voll- 
streckende Urtheil  gefallt  hat,  zu  überweisen;  die  Vollstreckung  kann  Jedoch 
nur  dann  suspendirt  werden,  wenn  der  Exequende  den  Werth,  zu  dfem  er 
Terurtheilt  ist,  deponirt  oder  Bürgen  stellt,  welche  sich  bei  Gefangniss- 
strafe verpflichten. 

1120.  (li.)  Weist  das  Gericht  die  Einwendungen  zurück,  so  hängt  es 
von  seinem  Ermessen  ab,  in  seinem,  die  Einwendungen  verwerfenden  Be- 
scheide dem  Ezequenden  zur  Entschädigung  für  die  aus  der  Verzögerung 
entstandenen  Verluste  und  Schäden  eine  Geldstrafe  aufzuerlegen,  welche 
im  Verhältniss  zum  Dolus  stehen  muss,  aber  nie  26  Prozent  des  zu 
vollstreckenden  Betrages  übersteigen  darf. 


^)  Ein  Conto  =  1000  Milreis,    1  Milreis  =  4  Mk.  45  Pf. 
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Von   den   Fallimenten,   der  Rehabilitirung  des  Falliten    und   den 

Moratorien. 

TITEL  XI. 
Von  den  Fallimenten. 

Allgemeine  Bestimmmigen. 

1121.  (I.)  Ein  falliter  Eaafmann  heisst  derjenige,  welcher  durch 
die  Schuld  des  Geschicks  oder  durch  seine  eigene,  oder  theils  durch  Miss- 
geschiok  und  theils  durch  eigenes  Verschulden  ausser  Stande  ist,  seinen 
Zahlungen  Genüge  zu  leisten  und  das  Geschäft  aufgiebt. 

1122.  (II.)  Um  als  in  den  Zustand  des  Falliments  versetzt  und 
erklärt  zu  werden,  unter  Anwendung  der  vorliegenden  Gesetzgebung,  ist  e> 
durchaus  nothwendig^  dass  der  Schuldner  Handelsmann  ist.  Ein  Schuldner, 
welcher  nicht  Handelsmann  ist,  befindet  sich  wohl  im  Zustande  der  Insolvenz, 
aber  nach  dem  Gesetz  nie  im  Zustande  des  Falliments  oder  Bankrotts. 

1123.  (III-)  Jeder  Handelsmann,  der  seine  Zahlungen  einstellt,  befin- 
det sich  im  Zustande  des  Falliments. 

1124.  (iV.)  Jeder  Handelsmann,  der  seine  Zahlungen  einstellt,  ist 
verpflichtet,  innerhalb  drei  Tagen,  vom  Tage  der  Zahlungseinstellung  an 
gerechnet,  die  Anzeige  von  seinem  Zustande  zu  machen.  Die  Anzeige  hat 
im  Sekretariat  des  Handelsgerichts  seines  Wohnortes  zu  erfolgen.  —  Im 
Fall  eines  Falliments  einer  Gesellschaft  mit  Firma  muss  die  Anzeige  den 
Namen  und  die  Angabe  des  Wohnortes  eines  jeden  der  solidarischen  (icsell- 
schafter  der  Firma  enthalten.  Die  ein&chen  Theilhaber  und  KompartCD 
treten  in  die  Bilanz  nur  in  der  Eigenschaft  von  Gläubigern. 

1125.  (V.)     Die  Anzeige  vom  Falliment  muss  enthalten: 

1.  die  allgemeine  Bilanz  meiner  Aktiva  und  Passiva; 

2.  die  Auseinandersetzung  der  Ursachen  des  Unglückes  nebst  den  Be- 
weisurkunden^,  welche  der  Antragsteller  für  angemessen  erachtet; 

3.  die  Unterschnft  des  Falliten  oder  seines  legitimirten  Bevollmächtigten. 

Der  Sekretair  des  Gerichtes,  welcher  die  Darlegung  erhält,  ist  ver- 
pflichtet, darin  Tag  und  Stunde  der  Einreichung  zu  vermerken  und  sie  sofort 
dem  Gerichtsschreiber  einzuhändigen,  welcher  dem  Einreichenden  eine  gleich- 
lautende Abschrift  darüber  geben  muss. 

1126.  (VI.)  Das  Falliment  kann  gleicherweise  auf  Ansuchen  eines  oder 
mehrerer  der  legitimirten  Handelsgläubiger  des  Falliten  erklärt  werden,  selbst 
in  dem  Falle,  dass  der  Schuldner  nach  der  Zahlungseinstellung  gestorben  ist. 

1127.  (VII.)  Der  Sohn  als  Gläubiger  des  Vaters  oder  letzterer  als 
Gläubiger  des  Sohnes,  —  beides  Handelsleute,  —  und  die  Ehefrau  als  Gläu- 
bigerin ihres  Ehemannes,  welcher  Handelsmann  ist,  dürfen  sich  nicht  wechsel- 
seitig als  fallit  erklären  lassen. 

1128.  (Vill.)  Jegliches  Verfahren  bezüglich  der  Fallimente  mus3  sich 
durchaus  auf  Handels  Verpflichtungen  und  -Schulden  stützen,  auch  wenn 
später  Schulden  anderer  Natur  und  Beschaflfenheit  sich  häufen. 

1129.  (IX.)  Damit  ein  Falliment  öfiPeutlich  vorhanden  sei,  ist  eine  Ent- 
scheidung des  Handelsgerichts,  durch  welches  dasselbe  erklärt  wird,  nothwen- 
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dig.     Das  Handelsgericht   kann   das  Falliment  auf  Grund   der  öffentlichen 
Notorität*)  erklären.*) 

1130.  (X.)  Das  Handelsgericht  hat  die  Eröffnung  des  Falliments 
ohne  Verzog  zu  erklären ;  das  heisst,  es  hat  den  gesetzlichen  Beginn  seines 
Vorhandenseins  festzusetzen,  gerechnet  vom  Datum  —  entweder  der  An- 
zeige des  Falliten,  —  oder  seiner  Abwesenheit,  —  oder  wo  seine  Waaren- 
häuser  und  Läden  geschlossen  wurden,  —  oder  der  Anstellung  einer  Klage 
wegen  Zahlung  oder  der  Exekution  und  öffentlichen  Versteigerung  seiner 
Güter  wegen  Handelsschulden.  Diese  Thatsachen  begründen  jedoch  an  sich 
die  Eröffnung  des  Falliments  nur  dann,  wenn  effektiv  eine  Zahlungseinstellung 
stattgefunden  hat. 

1131.  (XI.)  Die  Entscheidung,  durch  welche  die  Eröffnung  des  Falliments 
festgesetzt  wird,  darf  denselben  nicht  bis  zu  einer  Zeit  zurück  verlegen,  welche 
40  Tage,  von  seiner  wirklichen  Datirung  an,  übersteigt.') 

1132.  (XIL)  Der  Fallit  wird  pleno  jure  in  der  Verfügung  und  Ver- 
waltung seines  Vermögens  von  dem  Tage  inhibirt,  an  welchem  der  Be- 
schloss  der  Eröffnung  des  Falliments  gefasst  wird. 

1133.  (Xni.)  Niemand  darf  innerhalb  der  der  Eröffnung  des  Falli- 
ments vorhergehenden  20  Tage  eine  Hypothek  auf  das  Vermögen  des  Fal- 
liten erwerben. 

1134.  (XIV.)  Alle  innerhalb  der  der  Eröffnung  des  Falliments  vor- 
angehenden 20  Tage  von  dem  Falliten  für  Handelsschulden,  die  zur  Zeit 
der  Eröffiiung  nicht  fallig  waren,  bezahlten  Beträge  sind  zur  Masse  zurück- 
zuliefem. 

1135.  (XV.)  Alle  innerhalb  der  der  Eröffnung  des  Falliments  vor- 
hergehenden 40  Tage  Seitens  des  Falliten  unter  uri3ntgeltlichem  Titel 
vorgenommenen  translativen  Akte,  betr.  bewegliches  oder  unbewegliches 
Eigenthum,  sind  nichtig  und  wirkungslos  hinsichtlich  der  Masse  der  Gläu- 
biger. *) 


1)  ,Jhiblica*'  Superflumn! 

'')  Die  £rk1&nmg  des  Falliments  von  Amtswegen  ist  anch  in  das  Argenti- 
nische Recht  übergegangen  (Art.  1521  AI.  2  H.  ö.  B.,  cfr.  Bd  1. 2.  Aufl.,  S  277),  sowie  in 
das  Brasilianische  Recht  (Art.  807  fi.  Q.  B.,  cfr.  Bd.  L  2.  Aufl.,  S.  647)  und 
Chilenische  Recht  (Art  1344  H.  ö.  B..  cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  857).  Das  Spani- 
iche  Recht  verlangt  den  Antrag  des  Schuldners  oder  eines  rechtmässigen  Gläubigers, 
dessen  Anspruch  ans  Handelsschulden  herrührt  (Art.  1016  H.  G.  B.,  cfr.  unten). 

')  Diese  Bestimmung  findet  sich  anch  im  Brasilianischen  Recht  (Art  806 
B.  G.  B.,  cfr.  Bd.  I.,  2.  AnfL,  S.  647).  Nach  Belgischem  Recht  (Art.  442  des  Gesetzes 
vom  16.  April  1861,  cfr.  Bd.  I.,  2.  Aufl.,  S.  887)  und  Gosta-Ricanischem  Recht 
,Art  97  des  Gesetzes  vom  3.  Oktober  1865,  cfr.  Bd.  II.,  S.  264)  beträgt  diese  Frist 
6  Monate. 

*)  Nach  Französischem  Recht  sind  der  Masse  gegenüber  null  und  nichtig,  falls 
8ie  Tom  Falliten  nach  dem  gerichtlich  festgestellten  IWe  der  Zahlungseinstellung  oder 
10  Tage  vor  diesem  Zeitpunkt  gemacht  werden,  alle  Akte,  welche  bewegliches  oder  un- 
bewegliches Eigenthum  unter  nnen^eltlichem  Titel  übertraf^en,  alle  Zahlungen,  sei 
es  baar  oder  durch  Uebertra^ff,  verkauf.  Kompensation  oder  auf  andere  "Weise  auf 
nicht  fällige  Schulden  und  an?  fällige  Schulden,  alle  Zahlungen,  welche  auf  andere  Weise 
aU  baar  oder  in  Handelseftekten  geleistet  werden.  Jede  vertragsmässis^e  oder  gericht- 
liche Hypothek,  aüe  antichretischeu  nnd  sonstigen  Handrechte,  die  auf  das  Vermögen 
des  Schuldners  für  frühere  Schulden  bestellt  wurden  (Art  446  U.  G.  B.,  cfr.  Bd.  IT.,  S.  594A 
Dasselbe  gilt  wesentlich  nach  Aegyptischem  Recht.  Art  235  (cfr.  Bd.  i,  2.  Aufl., 
S.  14),  nach  Griechischem  Recht  (Art  449,  cfr.  Bd.  II,  S.  667),  Haitianischem 
Recht  (Art  441,  cfr.  Ud.  11,  S.  785)  nnd  Belgischem  Recht,  welches  letztere  auf  alle 
Akte,  Geschäfte  oder  Verträge,  die  wechselseitig  sind  oder  unter  lästigem  Titel  statt- 
finden, falls  der  Werth  des  vom  Falliten  Gegebenen  den  Werth  der  Gegenleistung  we- 
sentlich übersteigt,  für  nichtig  erklärt  (Art  446  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  I,  2.  Aull,,  S,  388,  "^'^ 
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1136.  (XVI.)  Sämmtliche  onter  lästigem  Titel  erfolgten  translatiYen 
Akte,  betr.  bewegliches  oder  unbewegliches  Eigenthom,  alle  Verpflichtungen, 
alle  Zahlungen,  zu  irgend  welcher  Zeit  erfolgt,  können  auf  Ansuchen  der 
Gläubiger  mr  nichtig  erklärt  werden,  sobald  ein  Betrug  eines  der  Parteien 
nachgewiesen  wird. 

1137.  (XVII.)  Alle  Akte  oder  Verpflichtungen,  welche  vom  Schuldner 
zu  einem  Handelszwecke  innerhalb  der  der  Eröffnung  des  Falliments  vor- 
angehenden 20  Tage  kontrahirt  worden  sind,  werden  als  betrügerisch  hin- 
hinsichtlich  des  Falliten  vermuthet;  dieselben  sind  nichtig,  sobald  auf  Seiteo 
der  andern  Kontrahenten  Betrug  nachgewiesen  wird. 

1138.  (XVIII.)  Das  Falliment  macht,  nur  hinsichtlich  des  Fallit^, 
die  noch  nicht  fälligen  Schulden,  mögen  sie  Handelsschulden  oder  bürger- 
liche sein,  exigibel,  aber  diese  Exigibilität  wird  beschränkt  durch  alle  Mo- 
mente, welche  eine  natürliche  Folge  des  Falliments  und  seines  Verlaufes  sinA 

1139.  (XIX.)  Die  Exigibilität,  von  welcher  der  vorhergehende  Artikel 
handelt,  erzeugt  keine  Kompensation  mit  einer  andern  an  sich  exigibelen 
Forderung,  ausgenommen,  wenn  die  Ursache  der  einen  und  der  andern  Schuld 
aus  dem  nämlichem  Vertrage  herrührt. 

1140.  (XX.)  Die  mit  dem  Falliten  bei  einer  zur  Zeit  des  Falliments 
nicht  falligen  Handelsschuld  Mitverpflichteten  sind  nur  verpflichtet,  für  die 
Zahlung  am  Fälligkeitstage  Bürgschaft  zu  stellen,  wenn  sie  es  nicht  voi^ 
ziehen,  sie  sofort  zu  bezahlen. 

1141.  (XXI.)  Die  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  gilt  nur 
i  n  dem  Falle  von  gleichzeitigen  und  nicht  successiven  Mitverpflichteten. 
Ist  die  Obligation  successive,  wie  bei  Indossamenten,  so  kann  das  FalluneDt 
des  späteren  Indossatars  kein  Recht  geben,  die  früheren  Indossatare  zu  verklage. 

1142.  (XXII.)  Im  Falle  einer  verbürgten  Schuld  hat  der  Bürge, 
wenn  der  Schuldner  fallirt,  im  Genüsse  alles  dessen  zu  bleiben,  wa» 
im  Vertrage  abgemacht  worden  —  bis  zur  Fälligkeit.  Fallirt  der  Bürge,  sc 
ist  der  Schuldner  verpflichtet,  einen  neuen  Bürgen  zu  stellen  oder  die  Schald 
zu  bezahlen,  sobald  besagter  Bürge  nicht  von  dem  Gläubiger  speciell  gewählt 
und  erbeten  war. 

1143.  (XXni.)  Das  Recht  der  Gläubiger  der  Falliten  geht  auf  ihre 
Erben  und  Rechtsnachfolger  über. 

1144.  (XXIV.)  Liegt  keine  Vermuthung  von  Betrug  oder  Verschul- 
den beim  Falliment  vor,  so  hat  der  Fallit  das  Recht,  eine  von  seinem  Ver- 
mögen abzuziehende  Summe  zur  Unterstützung  zu  erbitten,  welche  von  den 
Verwaltern   in  Vorschlag  gebracht    und  von    dem  Gericht   festgesetzt  wird. 


nach  Spanischem  Becht  (Art  10S9  H.  G.  B^  cfr.  unten),  Bolivianischem  Recht  (Art. 
516,  cfr.  Bd.  1,  2.  Aufl.,  S.  495),  Columbianischem  Recht  (Art  592,  cir.  Bd.  Um  8. 
79)  beträgt  die  Frist  30  Tage  (bezw.  15  Tage  für  Zahlungen  auf  nicht  fällige  Schulden), 
nach  Chilenischem  Recht  (Art  1843,  cfir.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  862),  Gnatemala- 
nischem  Recht  (Art.  1232,  cfr.  Bd.n.,S.  755)  nndHondnranischem  Recht  (Art. 
1370,  Bd.IIl,  S.  171^  ist  die  FVist  auf  10  Thge  festgesetzt;  ist  jedoch  der  Akt  einer  Eigenthoms- 
Übertragung  von  Hobilien  oder  Immobifien  unter  unentgeltlichem  Titel  zu  (innsten  eines 
Descendenten,  Ascendenten  oder  Kollateralen  innerhalb  des  vierten  Grades  erfolgt  ^ 
es  auch  unter  Vermittelung  eines  Dritten,  so  werden  die  10  Tage  auf  120  Tage  aiis|e- 
dehnt ;  nach  Argentinischem  Recht  sind  solche  Akte  des  Schuldners  nicntig  oder 
anfechtbar,  welche  nach  dem  gerichtlich  festj2:esetzten  Tage  der  Zahlunffseinstellang 
stattgefunden  haben  (Art.  1540^  cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  8.  279) ;  über  die  sehr  specieUen 
Bestimmungen  des  Costa-Ricanischen  Rechts vergL  Art 75  des EonknrsgeieUes 
vom  8.  Oktober  1865,  Bd.  IL  S.  258  fi. 


XXVI.    PortagaL  247 

nach  Anhörung  des  Richterkommissars,  and  indem  die  Bedürfiiisse 
aod  Grösse  der  Familie  des  Falliten,  sein  guter  Ruf,  sowie  der  grössere  oder 
geringere  Verlust,  welchen  dadurch  die  Gläubiger  bei  Vertheilung  der  Masse 
zu  erleiden  haben,  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  ist. 

Abschnitt  I. 
Yon   der  Qualifikation    des    Falliments. 

1145.  (XXV.)     Das  Falliment  kann  sein: 
zufallig  —  schuldbar  —  oder  betrügerisch. 

1146.  (XXVI.)  Z  afälliges  Falliment  heisst  der  Zustand  der  Zahlungs- 
unfähigkeit eines  Handelsmanns,  welcher  durch  einen  Zufall  oder  höhere 
Gewalt  herbeigeführt  worden  ist 

1147.  (XXVII.)  Als  schuldbare  Falliten  werden  erachtet  die  Handels- 
leute, welche  sich  in  einem  der  folgenden  Fälle  befinden: 

1.  wenn  die  Ausgaben  des  Falliten  mit  Rücksicht  auf  seinen  Stand 
und  seine  Familie  sich  als  übermässige  und  in  keinem  Verhältniss 
zu  seinem  Kapital  stehend  erweisen; 

2.  wenn  sich  grosse  Verluste  im  Spiel  herausstellen; 

3.  wenn  die  Verluste  durch  Speculationen  von  Wetten  oder  Agiotage 
entstanden  sind; 

4.  wenn  er  Gegenstände  zum  Verkauf  auf  Kredit  entnommen,  dieselben 
aber  mit  Verlust  oder  unter  dem  laufenden  Preise  innerhalb  der 
dem  Falliment  vorhergehenden  6  Monate  wiederverkauft  hat; 

5.  wenn  es  sich  ergiebt,  dass  er  in  der  Zeit  zwischen  seiner  letzten 
Bilanz  und  dem  Falliment  für  direkte  Verpflichtungen  das  Doppelte 
seines  flüssigen ,  aus  eben  jener  Bilanz  sich  ergebenden  Kapitals 
schuldete. 

1148.  (XXVIII.)  Ebenso  werden^)  als  im  schuld  baren  Falliment  befind- 
lich erachtet,  vorbehaltlich  ihrer  Vertheidigung: 

1.  diejenigen,  welche  ihre  kau&aännischen  Bücher  und  ihre  Korrespondenz 
nicht  in  der  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Art  führen; 

2.  diejenigen,  welche  sich  nicht  zur  rechten  Zeit  und  in  der  gesetz-^ 
liehen  Form  als  fallit  anmelden ; 

3.  diejenigen,  welche  sich  entfernen  oder  verbergen  oder  vor  Gericht,  und 
zwar  in  den  vom  Gesetze  bezeichneten  Gestellungsfristen,  nicht 
erscheinen. 

1149.  (XXIX.)  Betrügerisch  ist  das  Falliment,  bei  welchem  einer 
der  folgenden  Umstände  verificirt  wird: 

1.  wenn  erdichtete  Ausgaben  oder  Verluste  entdeckt  werden,  oder  wenn 
nicht  die  Verwendung  sämmtlicher  Einnahmen  nachgewiesen  werden 
kann; 

2.  wenn  in  der  Bilanz  irgend  eine  Summe  Geldes,  eine  Schuld,  Waare, 
Handelssachen    oder   andere  bewegliche  Güter  verheimlicht  werden; 

3  wenn  es  sich  herausstellt,  dass  er  (der  Fallit)  fingirte  Verkäufe,  Ne- 
gociationen  oder  Schenkungen  vorgenommen  hat; 

4.  wenn  er  fingirte  Schulden  kontrahirt,  Schriftstücke  simulirt  hatte,  oder 
wenn  er  sich  ohne  Grund  oder  ohne  (Gegen-)  Werth,  entweder  durch 
öffentliche  oder  Privaturkunde^  zum  Schuldner  bekannt  hatte; 

^)  Nach  Brasilianischem  Recht  kann  die  hier  aufgeführte  Kategorie  als  schnld- 
har  angesehen  werden  (Art  801  H.  G.  B.,  c£r.  Bd.  1,  2.  Aufl.,  S.  646). 
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5.  wenn  er  als  BeyoUm&chtigter  oder  Depositar  die  Fonds  und  den 
Werth  der  Geffenstände  dieser  Verträge  zu  seinem  eigenen  Vortheil, 
zum  Schaden  des  Mandats  oder  Depositums,  verwendet  hat; 

6.  wenn  er  Immobilien  oder  bewegliche  Effekten  im  Namen  einer  dritIeD 
Person  gekauft  hat; 

7«  wenn  er  die  Handelsbücher  verborgen  hat  oder  solche  überhaupt 
nicht  besitzt,  oder  sie  verstümmelt  oder  gefälscht  vorlegt 

1150.  (XXX.)    Mitschuldig  des  betrügerischen  Bankrottes  sind: 

1.  diejenigen,  welche  sich  mit  dem  Falliten  vereinigen,  indem  sie  falsche 
Forderungen  aufstellen,  oder  die  wirklichen  in  den  Summen  oder  in 
den  Daten  ändern,  zum  Schaden  der  Gläubiger  der  Masse; 

2.  diejenigen,  welche  auf  irgend  eine  Weise  dem  Falliten  Rath  und  Hilfe 
geliehen  haben,  die  Gläubiger  zu  betrügen; 

3.  diejenigen,  welche  den  Verwaltern  die  Güter,  Forderungen  oder 
Effekten,  die  sie  etwa  vom  Falliten  haben,  verheimlichen ; 

4.  diejenigen,  welche  nach  der  Publikation  der  Erklärung  des  Falliments 
besondere  Cessionen  oder  Indossamente  des  Falliten  gestatten; 

5.  die  rechtmässigen  Gläubiger,  welche  zum  Schaden  der  Masse  Ver- 
gleiche mit  dem  Falliten  treffen; 

6.  die  Mäkler,  welche  nach  Erklärung  des  FalUments  bei  irgend 
welchem  kaufmännischen  Geschäfte  des  Falliten  vermitteln. 

1151.  (XXXI.)  Die  schuldbaren  und  betrügerischen  Falliten  smd 
von  den  zuständigen  Strafgerichten  nach  Recht  zu  bestrafen.  Das  Urtheil 
des  Handelsgerichts,  welches  ihnen  ex  officio  von  dessen  Präsidenten 
übermittelt  wird,  hat  als  Grundlage  und  corpus  delicti  für  die  von  der 
Justiz  zu  erhebende  Anklage  zu  dienen,  und  dabei  vollzieht  sich  der  Prozess, 
wie  es  im  Gesetz  bestimmt  ist. 

1152  (XXXII.)  Das  Urtheil,  welches  die  Mitschuldigen  des  betrü- 
gerischen Falliments  in  die  gesetzlichen  Strafen  verurtheilt,  mnss  sie  auch 
verurtheilen: 

1.  die  betrügerisch  entzogenen  Forderungen,  Güter,  Rechte  und  An- 
sprüche an  die  Masse  zurückzugeben; 

2.  an  die  Masse  den  Werth  einer  Summe,  welche  derjenigen  g^leicb- 
kommt,  um  welche  sie  dieselbe  zu  betrügen  beabsichtigten,  als  ßrsatz 
für  Verluste  und  Schäden  zu  zahlen. 

1153.  (XXXIII.)  Gegen  den  Handelsmann,  welcher  sich  in  den  Besitz 
fremder  "Waare  setzt,  ist  ohne  irgend  einen  Vorzug  und  in  der  gewobnlicheD 
Weise  von  dem  zuständigen  Strafgericht  zu  verfahren.  Jedoch  bei  dem 
Verkauf  und  der  Beschlagnahme  der  Waaren,  welche  noch  übrig  sind,  ist  zu 
Gunsten  und  zum  Vortheile  der  Gläubiger  Alles  zu  beachten,  was  durch 
das  vorliegende  Gesetz  bestimmt  wird. 

1154.  (XXXIV.)  Die  Insolvenzen  der  Mäkler  werden  immer  als  be- 
trügerisch vermuthet.^) 


^)  üebereinstimmend  das  Brasilianische  Recht  (Art  804  H.G.  R,  ofir.  Bd.  I, 
2.  Aufl.,  S.^  646).  Nach  Ghilenisohein  Recht,  (Art  64  und  1886  H.G.B.,  dr.  Bd.  I, 
2.  Aufl.,  S.  700  resp.  855)  wird  das  Falliment  der  Mäkler  als  betrüfferisch  vermnthet, 
wenn  der  Mäkler  für  eigene  oder  fremde  Bechnnng  irgend  ein  Handelsgeschäft  betreibt 
oder  sich  für  Geschäfte,  die  er  vermittelt  oders  verbürgt  hat,  selbst  wenn  das  Falliment 
nicht  davon  herrührt.  Der  Gegenbeweis  ist  also  zulässig,  wä^nd  derselbe  rigoroser- 
weise nach  Spanischem Kecht  (Art.  1000  H.  G.  B  ,  cfr.  unten)  m  diesem  Falle  aosdrüok- 
lieh  ansgeschlossen  ist;  ebenso  nach  Argentinischem  (Art  1520  EL  G.  B.,  cfr. 
Bd.  I,  2.  AuiL,  S.  276)  und  nach  Brasilianischem  Recht  (Art.  101  H.  G.  B.,  cfr. 
Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  463.) 
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Abschnitt  11. 
Von    den    vorläufigen   Massregeln    bei    Fallimenten. 

1155.  (XXXV.)  Das  Urtheil,  welches  die  Eröffnung  des  FalHmeots 
erklärt^  muss  anordnen,  dass  alle  Güter,  Bücher  und  Dokumente  des 
Falliten  versiegelt  werden,  und  zugleich  einen  der  Geschworenen  oder 
Substituten  aus  den  Mitgliedern  des  Gerichts  zum  Richterkommissar  des 
Falliments,  sowie  je  nach  Bedürfaiss  einen  oder  mehrere  provisorische 
Fiskalkuratoren  des  Falliments  ernennen. 

1156.  (XXXVI.)  Der  Präsident  des  Handelsgerichtes  hat  von 
Amtswegen  und  ohne  Verzug  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Beschlusses 
an  den  Friedensrichter  des  Wohnortes  des  Falliten  zu  übersenden. 

1157.  (XXXVII.)  Das  die  Eröffnung  des  Falliments  erklärende  Er- 
kenntniss  ist  vollstreckbar,  ungeachtet  jedes  Rechtsmittels  Seitens  des  Falliten 
oder  der  Gläubiger. 

1158.  (XXXVIII.)  Die  Siegel  müssen  an  die  Waarenlager,  die 
Komptoire,  Kassen,  Schreibpulte,  Bücher,  Register,  Papiere,  Möbel  und 
sonstige  Effekten  des  Falliten  angelegt  werden.  Beim  Falliment  einer  Gesell- 
schaft mit  Firma  müssen  die  Siegel  nicht  nur  in  dem  Geschäftshaus  der 
Gesellschaft,  sondern  auch  in  dem  besonderen  Wohnsitze  eines  jeden  der 
solidarischen  Gesellschafter  angelegt  werden. 

1150.  (XXXIX.)  Der  Friedensrichter  hat  die  Befugniss,  zur  An- 
legung der  Siegel  zu  schreiten,  wenn  öffentliche  Notorietät  von  Thatsachen 
vorliegt,  welche  den  Zustand  des  Falliments  begründen.  In  jedem  Falle 
muss  er  nach  erfolgter  Massnahme  die  betreffende  Akte  an  das  Handels- 
gericht einsenden. 

1160.  (XL.)  Der  provisorische  Fiskalkurator  muss  vorzugsweise 
aus  den  präsumtiven  Gläubigern  gewählt  werden  und,  in  Ermangelung  von 
Gläubigem,  welche  ihre  Funktionen  angemessen  einfüllen  könnten,  aus 
beliebigen  Personen,  welche  grössere  Garantie  für  die  Gewissenhaftigkeit  ihrer 
Geechäftsverwaltnng  bieten,  nach  dem  Ermessen  des  Gerichts. 

1161.  (XLI.)  Das  Urtheil  ist  auf  Betreiben  des  Fiskalkurators  inner- 
halb dreier  Tage  nach  der  Ernennung  desselben  in  beglaubigter  Abschrift 
anzuschlagen,  und  zwar: 

1.  an  das  gewöhnliche  Wohnhaus  des  Domicils  des  Falliten; 

2.  an  die  Aussenthür  des  Handelsgerichts,   desgleichen    an    die  Börse, 
wenn  eine  solche  am  Wohnorte  des  Falliten  vorhanden  ist. 

Der  Gerichtsschreiber  hat  den  bewirkten  Anschlag  in  den  Akten  zu 
bescheinigen.  Die  Abschrift  des  Beschlusses  ist  ausserdem  in  eine  der 
Zeitungen  des  Ortes,  wo  das  Gericht  sich  befindet  oder,  in  deren  Ermangelung, 
in  die  des  nächstgelegenen  Ortes  einzurücken. 

1162«  (XLn.)  Dem  Richterkommissar  liegt  ob,  die  Aufsicht  über 
den  provisorischen  Fiskalkurator  zu  führen  und  dem  Gericht  über  alle  Strei- 
tigkeiten, welche  etwa  aus  dem  Falliment  entstehen  mögen,  und  welche  zu 
der  Zustilndigkeit  des  Gerichts  gehören,  Bericht  zu  erstatten. 

1163-  (XfiTII.)  Das  Handelsgericht  kann  den  Fiskalkurätor,  welchen 
es  ernannt  hat,  wieder  abberufen  und  einen  andern  oder  andere  ernennen, 
ohne  die  Entlassung  zu  motiviren. 

1164.  (XLIV.)  DeT  provisorische  Fiskalkurator  kann  keine  Funktion 
irgend   welcher   Art  vornehmen,  ohne  vorher  in  die  Hand  des  Richterkom- 
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missars  den  Eid  geleistet  zu  haben,  die  Verpflichtungen  seines  Amtes  gut  und 
getreu  zu  erfüllen. 

1165-  (XLV.)  Der  Handelsmann,  welcher  als  im  Falliment  befindlich 
erklärt  wird,  ohne  dass  er  zu  einer  Erklärung  geschritten  ist,  kann  das 
Verfehren  sistiren  und  die  ünzulässigkeit  desselben  darthun,  indem  erden 
Nachweis  fuhrt,  dass  eine  Zahlungseinstellung  nicht  stattgefunden  hat. 

Diese  Beschwerden  haben  keinen  Suspensiveffekt  bezüglich  des  Akte» 
der  Siegelanlegung,  sowie  der  sonstigen  provisorischen  Massnahmen  and 
müssen  unfehlbar  innerhalb  20  Tagen  je  nach  Beschaffenheit  der  Akte  ent- 
schieden werden. 

1166.  (XL VI.)  Wird  der  Beschluss  der  Fallimentserklärung  auf- 
gehoben, so  wird  Alles  in  den  früheren  Zustand  zurückversetzt.  Und  der  Han- 
delsmann, gegen  welchen  das  Verfahren  stattfand,  hat  nun  das  Recht,  seiner- 
seits eine  Klage  auf  Entschädigung  wegen  der  Verluste  und  Schäden  g^jen 
den  Urheber  der  Unbill  anzustrengen,  wenn  beim  Verfahren  Arglist,  Faiscb- 
heit  oder  offenbare  Ungerechtigkeit  vorgekommen  ist. 

1167.  (XL VII.)  Die  an  den  Falliten  gerichtete  Korrespondenz  wird 
dem  Richterkommissar  übergeben,  welcher  sie  in  Gegenwart  des  Falliten 
oder  seines  legitimirten  Bevollmächtigten  zu  öffnen  und  ihm  diejenige,  welche 
von  Privatinteresse  sind  und  zum  Handel  in  keiner  Beziehung  stehen,  zurück- 
zugeben hat.  Sind  bereits  Verwalter  des  Falliments  vorhanden,  so  haben 
diese  die  Korrespondenz  mit  den  gesetzlichen  Formalitäten  in  Emp£ang  zu 
nehmen. 

Abschnitt  III. 

Von    den    Funktionen   des    provisorischen   Fiskal- 

karators. 

1168.  (XL VIII.)  Der  provisorische  Fiskalkurator  hat  den  Friedens- 
richter zu  ersuchen,  dass  sofort  die  Siegel  an  die  Güter  des  Falliten  gelegt 
werden,  falls  zur  Zeit  seiner  Ernennung  und  Vereidigung  diese  Massregel 
noch  nicht  getroffen  sein  sollte. 

1169.  (XLIX.)  Dem  provisorischen  Fiskalkurator  steht  es  zu,  die 
Oeffnung  und  Abnahme  der  Siegel  nachzusuchen  und  dann  selbst  oder  durch 
einen  Angestellten  zur  Inventarisirung  der  Güter  des  Falliten  zu  schreiten. 
Behufs  Abschätzung   kann    er  die   nothwendigen  Sachverständigen    berufen. 

1170.  (L.)  Das  Inventar  ist  durch  den  provisorischen  Fiskalkurator 
aufzunehmen,  nach  der  Massgabe  wie  die  Siegel  gelöst  werden  und  in 
Gegenwart  des  Friedensrichters,  nachdem  der  Fallit  gehörig  hinzugezogen 
worden  ist,  welcher  eidlich  erklären  muss,  ob  er  noch  weitere  Güter  als 
die  versiegelten  besitzt  oder  nicht. 

1171.  (LI.)  Der  provisorische  Fiskalkurator  kann  sogar  vor  dem 
Abschlüsse  des  Inventars  verlangen,  dass  ihm  die  Bücher  des  Falliten  vom 
Friedensrichter  übergeben  werden,  nachdem  dieser  sie  geschlossen  und  darüber 
Bericht  erstattet  und  über  den  Zustand,  in  welchem  er  sie  findet,  summarisch 
einen  Vermerk  aufgesetzt  hat. 

1172^  (LH.)  Es  gehört  ebenfalls  zur  Kompetenz  des  provisorischen 
Fiskalkurators,  nachdem  der  Friedensrichter  den  betreffenden  Vermerk  auf- 
gesetzt hat,  von  diesem  die  Uebergabe  aller  Handelspapiere,  mit  kurzen 
VerfigJlzeiten  oder  die  acceptfahig  sind,  zu  verlangen,  damit  sie  gedeckt 
werden.  Das  Verzeichniss  der  übergebenen  Papiere  muss  dem  Kichter- 
kommissar  zugestellt  werden. 
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1173.  (LIII.)  Dem  provisorischen  Fiskalkurator  steht  zu,  die  dem 
Falliten  geschuldeten  Summen  in  Empfang  zu  nehmen,  die  betreffenden 
Quittungen  auszustellen,  nachdem  vom  Richterkommissar  des  Falliments 
darüber  Bericht  erstattet  ist,  und  alle  gesetzlichen  Akte  zur  Erhaltung  der 
Rechte  der  Masse  und  des  Falliten  den  Gläubigern  gegenüber  zu  bewirken. 

1174.  (LrV.)  Der  provisorische  Fiskalkurator  hat  dem  Richter- 
kommissar des  Falliments  die  Nothwendigkeit  des  Verkaufes  der  Waaren 
und  Kaufmannsgüter,  welche  der  Zerstörung  oder  unmittelbarem  Verderben 
unterworfen  sind,  vorzustellen  und,  nachdem  er  dessen  Ermächtigung  erhalten 
hat,  mit  dem  Verkauf  vorzugeheo.  Die  übrigen,  nicht  dem  Verderben 
ausgesetzten  Waaren  können  nur  durch  den  Fiskalkurator  verkauft 
werden,  sobald  auf  die  Darlegung  des  Richterkommissars  hin  die  Erlaub- 
uiss  des  Handelsgerichts  vorliegt. 

1175.  (LV.)  Die  aus  Verkäufen  und  Deckungen  sich  ergebenden 
Summen  sind  nach  Abzug  der  Ausgaben  und  Kosten  in  eine  Kasse  mit 
zwei  Schlüsseln  zu  legen;  einer  derselben  ist  dem  provisorischen  Fiskal- 
korator  zu  übergeben  und  der  andere  einem  vod  den  Gläubigern,  welchen 
der  Richterkommissar  zu  ernennen  hat 

1176.  (LVI.)  Alle  15  (14)  Tage  oder  in  kleineiem  Zeitraum,  wenn 
er  es  so  anordnet,  ist  dem  Richterkommissar  über  den  Stand  des  Kasse  des 
Falliments  Rechnung  zu  legen;  und  auf  Ansuchen  des  Fiskalkurators  und 
den  umständen  angemessen  kann  er  anordnen,  dass  zum  Nutzen  der  Masse 
der  ganze  Bestand  der  eingegangenen  Gelder  oder  Theile  davon  in  die 
Kasse  gelegt  und  an  die  Konsignationskasse  der  Dividenden  abgeführt 
werden. 

1177.  (LVn)  Eine  Entnahme  aus  dem  Fonds  der  Konsignations- 
kasse darf  nur  kraft  Anordnung  des  Richterkommissars  bewirkt  werden. 

1178.  (LVm.)  Der  Fallit,  welcher  vor  Erklärung  des  Falliments 
seine  Bilanz  bereit  gestellt  hat,  ist  verpflichtet,  dieselbe  dem  provisorischen 
Fiskalkurator  innerhalb  24  Stunden  nach  dessen  Eintritt  in  sein  Amt  zu 
übergeben. 

1179-  (LIX.)  Die  Bilanz  muss  enthalten :  die  Aufzählung  sämmtlicher 
beweglichen  und  unbeweglichen  Güter  des  Schuldners;  —  das  Verzeichniss 
der  ^hulden  und  Forderungen;  —  das  Gewinn-  und  Verlustkonto;  —  so 
wie  das  Konto  der  Ausgaben.  Die  Bilanz  muss  von  dem  Schuldner  als 
wahr  bescheinigt,  datirt  und  unterschrieben  sein. 

1180.  (LX.)  Wenn  zur  Zeit  des  Eintrittes  des  Fiskalkurators  in 
sein  Amt  der  Fallit  seine  Bilanz  nicht  bereitgestellt  hat,  so  soll  er  ge- 
nöthigt  werden,  dieselbe  selbst  oder  durch  eine  hierzu  bevollmächtigte  Per- 
son in  Gegenwart  des  Fiskalkurators  oder  der  Person,  die  von  diesem  dazu 
bestimmt  wird,  anzufertigen. 

Die  Bücher  und  Papiere  des  Falliten  sollen  ihm  zu  diesem  Zwecke 
mitgetheilt  werden,  aber  ohne  aus  dem  Bureau,  in  welchem  die  Bilanz, 
angefertigt  wird,  entfernt  zu  werden. 

1181.  (LXI.)  In  allen  Fällen,  wo  die  Bilanz  nicht  von  dem  Falliten 
oder  seinem  Bevollmächtigten  angefertigt  worden  ist,  soll  der  Fiskalkurator 
selbst  oder  sein  Beauftragter  an  der  Hand  der  Bücher  und  Papiere  des 
Falliten  und  der  Informationen,  welche  er  von  der  Ehefrau,  den  Söhnen, 
KASsirem  oder  sonstigen  Angestellten  des  Falliten  erlangen  kann,  zur  An- 
fertigung der  Bilanz  schreiten. 

1182.  (LXII.)  Von  dem  Eintritt  des  provisorischen  Fiskalkurators 
in  sein  Amt  an,  kann  jede  Civilklage,  welche  vor  dem  Falliment  angestellt 


252  XXVI.    Portugal. 

worden  ist,  oder  welche  nach  demselben  gegen  die  Person  and  die  G&ter 
des  Falliten  angestellt  werden  soll,  nnr  gegen  den  provisorischen  Fiskal- 
kurator fortgeführt  oder  angestellt  werden.  Der  Fiskalkurator  jedoch  darf 
keine  Klage  im  Namen  der  Masse  anstellen  oder  weiter  verfolgen,  noch 
eine  gegen  die  Masse  gerichtete  Klage  vertheidigen  (vertreten),  sofern  er 
hierzu  nicht  vom  Richterkommissar  ermächtigt  ist. 

1183.  (LXIII.)  Der  Fiskalkurator  des  Falliments  hat  Anrecht  aaf  eioe 
tägb'che  Vergütung,  welche  von  dem  Handelsgericht,  unter  Berücksichtigung 
der  Beschaffenheit  des  Werthes  der  Masse,  festgesetzt  wird,  auf  eine  Kom- 
mission sgebühr  von  ein  halb  Prozent  der  Gelder,  welche  er  einzieht,  und 
ebenso  auch  auf  die  Erstattung  aller  Unkosten,  welche  er  bei  der  Erfbllunf; 
seines  Amtes  macht. 

Abschnitt  IV. 
Von    der  Versammlung   der   Gläubiger. 

1184  (LXIV.)  Sind  die  oben  beschriebenen  Förmlichkeiten  erf&Ut, 
so  hat  der  Richterkommissar  sofort  die  Einberufung  der  bekannten  and  un- 
bekannten Gläubiger  des  Falliten  anzuordnen,  um  über  die  Verificiranj^  der 
Forderungen  und  über  den  vom  Falliten  etwa  vorgelegten  Akkord  zu  be- 
rathen  oder  um  einen  Vereinigungs vertrag  zu  bilden. 

Der  Richterkommissar  hat  den  Umständen  gemäss  und  in  einer  geeig^ 
neten  Frist  Tag,  Stunde  und  Ort  der  Zusammenkunft  festzusetzen. 

1185.  (LXV.)  Der  provisorische  Fiskalkurator  hat  die  Einberufung 
innerhalb  fünf  Tagen,  vom  Tage  der  empfangenen  Anordnung  des  Richter- 
kommissars an  gerechnet,  zu  bewirken:  durch  Brief  an  die  bekannten 
Gläubiger  und  durch  Anschlag  an  die  Börse  und  Anzeige  in  der  nächstheraus- 
gegebenen Zeitung  an  die  unbekannten  Gläubiger  oder  diejenigen  von  un- 
bekanntem Wohnort. 

1188.  (LXVI.)  Wünscht  der  Fallit  einen  Akkord  vorzuschlagen,  so  hat 
er  einen  dahin  gehenden  Entwurf  in  dem  Sekretariat  des  Handelsberichts 
niederlegen,  vor  Ablauf  der  Hälfte  der  durch  Art.  LXIV  festgesetzten  Frist, 
indem  er  die  Bilanz  und    die  Liste   aller  Gläubiger  hinzufügt. 

1187.  (LXVn.)  In  der  Versammlung  der  Gläubiger  führt  der  Richter- 
kommissar den  Vorsitz,  unter  Anwesenheit  des  provisorischen  Fiskalkurators; 
der  Fallit  darf  gleichfalls  entweder  in  Person  oder  vertreten  durch  seinen 
legitimirten  Bevollmächtigten  der  Versammlung  beiwohnen. 

1188.  (LXVHL)  Der  Richterkommissar  hat  der  Versammlung  die 
von  dem  Fiskalkurator  zuvor  angefertigte  liiste  der  Gläubiger  vorlesen 
zu  lassen  ;  in  diese  Liste  sind  während  der  Sitzung  die  sich  meldenden,  zuvor 
unbekannten  Gläubiger  einzutragen.  Die  Liste  muss  die  Namen  und  Wohnorte 
der  Gläubiger,  sowie  den  Betrag  und  die  Art  der  Schulden  enthalten  und 
muss  von  dem  Richterkommissar  geschlossen  und  unterzeichnet  werden,  in- 
dem von  dem  Vorgang  in  dem  Sitzungsprotokolle  Erwähnung  geschieht. 

1189.  (LXIX.)  Wird  gegen  die  Zulassung  der  in  der  Liste  ent- 
haltenen Forderungen  kein  Widerspruch  erhoben,  so  haben  sie  als  verificirt 
zu  gelten,  und  der  Richterkommissar  hat  die  Versammlung  zu  ersuchen,  über 
den  vom  Falliten  vorgeschlagenen  Akkord  zu  berathen. 

1190.  (LXX.)  Wenn  in  der  den  obigen  Vorschriften  gemäss  ge- 
bildeten Versammlung  der  Gläubiger  gegen  eine  oder  mehrere  Korder ungpn 
JElinwendungen    erhoben    werden  und     der    Richterkommissar    die    Parteien 
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Dicht  vereinigen  kann,  so  hat  er  hiervon  in  den  Fallimentsakten  Erwähnung 
zu  thun,  und  der  Richterkommissar  hat  ohne  weitere  Vorladung  die  Parteien 
auf  eine  Sitzung  des  Gerichts  zu  verweisen,  deren  Tag  er  anzuberaumen  hat, 
und  die  Yersammlung  auf  einen  späteren  von  ihm  näher  zu  bezeichnenden 
Termin  zu  vertagen. 

In  dem  Protokoll  muss  das  Domicil  erwähnt  werden,  welches  die 
Parteien  an  dem  Orte,  wo  das  Gericht  sich  befindet,  zu  erwählen  gezwungen 
sind,  sofern  sie  nicht  an  eben  diesem  Orte  domicilirt  sind« 

1191.  (LXXI.)  Der  provisorische  Fiskalkurator  ist  verpflichtet,  bei 
allen  Kontestationen  zur  Wanrung  der  Rechte  der  Masse  zugegen  zu  sein. 
Das  Gericht  hat  alle  Kontestationen  nur  in  einem  und  demselben  Er- 
kenntnisse zu  entscheiden,  sofern  es  nur  möglich  ist. 

1192.  (LXXII.)  Sobald  dieses  Erkenntniss  Rechtskraft  erlangt  hat, 
hat  der  Richterkommissar  in  dem  von  ihm  festzusetzenden  Zeiträume  eine 
oeue  Einberufung  der  Gläubiger  anzuordnen,  um  &ber  einen  Akkord  zu  be- 
rathen  oder  um  einen  Yereinigungsvertrag  zu  bilden. 

Der  provisorische  Fiskalkurator  bat  die  Einberufung  den  Bestimmungen 
des  Art  LXV  gemäss  zu  bewirken. 

1193.  (LXXin.)  Der  Richterkommissar  hat  in  dieser  Versammlung 
die  den  Bestimmungen  des  Art.  LXVIII.  gemäss  gebildete  und  durch  ihn 
mit  dem  über  die  erhobenen  Kontestationen  geföllten  Urtheile  in  Ueberein- 
Stimmung  gebrachte  Liste  der  Gläubiger  durch  den  Schreiber  verlesen  zu  lassen. 

Melden  sich  wiederum  vorher  nicht  bekannte  Gläubiger  und  werden 
ihre  Forderungen  nicht  bestritten,  so  sind  sie  ebenfalls  in  die  Liste  aufzunehmen 
und  haben  mit  den  übrigen  Gläubigern  bei  der  Bildung  eines  Akkords  oder 
Vereinigungs Vertrages  mitzuwirken,  ohne  dass  es  ihnen  jedoch  gestattet  ist, 
die  bereits  früher  geschehene  Verificirung  der  Forderungen  von  Neuem  zu 
bestreiten.  Werden  die  Forderungen  der  neu  Erschienenen  bestritten,  so  haben 
diese  kein  Recht,  mitzuberathen ;  aber  sie  sollen,  nachdem  sie  bei  Gericht 
die  Zulassung  ihrer  Forderungen  erlangt  haben,  die  Wirkungen  des  Akkords 
oder  der  geschehenen  oder  der  in  Folge  des  Vereinigungs  Vertrages  bevor- 
stehenden Vertheilungen  geniessen. 

1194.  (LXXIV.)  Der  Akkord  kann  nur  geschlossen  und  wirksam 
gemacht  werden  durch  die  Vereinigung  von  zwei  Dritteln  sämmtlicher 
Gläubiger,  welche  ausserdem  die  drei  viertel  der  nicht  privilegirten,  noch 
hypothekarischen  Forderungen  repräsentiren ,  oder  durch  die  Vereinigung 
von  drei  Vierteln  aller  Gläubiger,  welche  zwei  Drittel  der  Forderungen 
repräsentiren.*) 

0  üebereinstimiDend  das  Ar|;entinische  Recht  (Art.  1620  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  1, 
2.  Aufl.,  S.  291)  and  das  Niederländische  Recht  (Art.  841,  cfr.  Bd.  in,  S.  781).  Nach 
Aegyptischem  Becht  (Art.  827,  cfr.  Bd.  L  2.  Aufl.,  S.  24),  Belgischem  Becht  (Art 
512.  ctr.  Bd  1.  2.  Aufl.,  S.  401),  Gosta-Ricanischem  Recht  (Art  166  des  Konkurs- 
geaetzes  vom  8.  Oktober  1865,  cfr.  Bd.  II,  S.  277),  Französischem  Becht  (Art.  607, 
cnr.  Bd.  II,  S.  604),  (^triechischem  Recht  (Art.  512,  cfr.  Bd.  II,  S  665),  Haitianischem 
Recht  (Art  513,  cfr.  Bd.  II,  S.  793),  Italienischem  Recht  (Art.  838,  ctr.  Bd.  HI,  S.  344) 
und  Monacensischem  Recht  (Art.  478  AI.  2,  cfr.  Bd.  ill,  S.  584)  sind  Vi  der  Gläubiger, 
welche  V4  der  Gesammtfordenmgen  repräsentiren,  erforderlich;  nach  Brasilianischem 
Recht  (Art  847,  cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  654)  die  Mehrheit  der  Gläubiger  und  «/•  der 
Uesammtforderungen,  nach  Boli?ianischem  Recht  (Art.  566,  cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl..  S.  501}, 
Chilenischem  Recht,  Gesetz  yom  11.  Januar  1879,  Note  zu  Art  1468  (cn*.  Bd.  1, 
2.  Aufl.,  S.  876)  und  Guatemalanischem  Recht  (Art  1297,  cfr.  Bd.  IL  S.  767)  die 
Mehrheit  der  Gläubiger  und  '/c  der  Gesammtfordemngen,  ebenso  nach  Spanischem 
Recht  (Art  1163,  cfr.  unten\  Nach  Honduranischem  Recht  (Art  1460,  cfr.  Bd.  HI, 
S.  185;  die  Majorität  der  Gläubiger  und  */•  der  Gesammtforderungen ,  ebenso  nach 
älterem  Chilenischen  Recht.  Nach  Fernanis  ehern  Recht  endlich  die  Hälfte  der  Gläubiger 
CArt  1209  H.  G.  B.,  cfr.  oben  S.  122). 
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1195.  (LXXV.)  Die  privilegirten  oder  hypothekarischen  Glaubiger 
haben  bei  der  Beschliessung  über  den  Akkord  keine  Stimme,  aasgenommeo 
wenn  sie  auf  ihr  Vorzugsrecht  verzichten. 

1196.  (LXXVI.)  Wird  der  Akkord  bewilligt  und  vereinbart,  so  ist  derselbe, 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  noch  während  derselben  Sitzung  zu  unterzeichnen. 
Wenn  drei  Viertel  der  in  der  Versammlung  anwesenden  Gläubiger,  die  aber 
nicht  zwei  Drittel  der  Forderungen  reprasentiren,  in  den  Akkord  willigen,  so 
ist  die  Berathung  auf  höchstens  acht  Tage,  und  ohne  dass  eine  neae  be- 
sondere Einberufung  stattfindet,  zu  vertagen. 

1197.  (LXXVII.)  Die  Gläubiger,  welche  sich  dem  Akkorde  veidei^ 
setzen,  sind  verpflichtet  unter  Ladung  des  Fiskalkurators  und  des  Falliten  ihre 
Gründe  der  Weigerung  innerhalb  acht  Tagen  darzulegen,  ohne  Möglichkeit 
der  Prorogation  der  Frist,  und  ohne  Zulassung  von  mehr  Beweisen,  als  io 
jener  Nothfrist  (fatal)  producirt  sind.  Ihre  Weigerung  kann  unter  Andern 
zum  Gegenstand  den  Beweis  haben,  dass  das  aktive  Fallimentskapital  die 
Summen,  welche  durch  den  Akkord  den  Gläubigem  zugestanden  werden, 
beträchtlich  übersteigt. 

1198.  (LXXVni.)  Der  Akkord  ist  innerhalb  acht  Tagen  nach  dem 
Erkenntniss  über  die  Einwendungen,  wenn  solche  vorliegen,  ^er  innerhalb 
acht  Tagen,  von  dem  letzten  zur  Darlegung  der  Einwendungen  geeigneten 
Gerichtstage   an  gerechnet,  dem  Gericht  zur  Bestätigung  zu  unterbreiten. 

1199.  (LXXIX.)  Die  Bestätigung  macht  den  Akkord  allen  nicht 
privilegirten  oder  nicht  hypothekarischen  Gläubigern  gegenüber  obligatorisch. 

1200.  (LXXX.)  Das  Fallimentsgericht  kann,  sogar  von  Amtswegen, 
die  Bestätigung  des  Akkordes  wegen  schlechten  Verhaltens  oder  Betruges 
des  Falliten  verweigern;  und  in  diesem  Falle  muss  der  Fallit  den  Straf- 
gerichten unter  Beifügung  der  Beweise  überwiesen  werden,  damit  von  Rechts- 
wegen die  Anklage  erhoben  werde. 

1201.  (LXXXI.)  Nachdem  die  Bestätigung  dem  Fiskalkurator  zu- 
gestellt worden,  hat  dieser  dem  Falliten  in  Gegenwart  des  Richterkommissars 
Rechnung  abzulegen. 

Die  Streitigkeiten,  welche  sich  etwa  in  dieser  Hinsicht  erheben  mögen, 
sind  an  die  Entscheidung  des  Gerichts  zu  verweisen.  Dann  hat  der  Fiskal 
dem  Falliten  die  Gesammtheit  seiner  Güter,  Bücher,  Papiere  und  Effekten 
einzuhändigen,  worüber  ihm  der  Fallit  die  erforderliche  Decharge  zu  ertheilen 
hat.  Alsdann  endigen  die  Funktionen  des  Fiskalkurators,  und  der  Richter- 
kommissar hat  über  AJles  ein  Protokoll  au&ehmen  zu  lassen. 

1202.  (LXXXII.)  Kommt  kein  Akkord  zu  Stande,  so  haben  die  in 
der  Versammlung  anwesenden  Gläubiger  durch  persönliche  Stimmenmehrheit 
einen  Vereinigungsvertrag  abzuschliessen  und  einen  oder  mehrere  Verwalter 
zu  ernennen,  welche  mit  der  Liquidation  der  Masse  nach  Massgabe  der 
Bestimmungen  des  folgenden  Abschnittes  beauftragt  werden,  und  denen  der 
Fiskalkurator  in  Gegenwart  des  Richterkommissars  über  seine  Gesch&fb* 
führung  Rechnung  ablegen  muss« 

1203.  (LXXXUI.)  Die  Forderungen,  welche  erst  nach  der  Bildung 
des  Akkordes  oder  des  Vereinigungs Vertrages  angemeldet  werden,  nehmen 
nur  an  den  Vertheilungen  Theil,  welche  nach  der  Anbringung  ihrer  gerioht- 
liehen  EUage  stattfinden,  ohne  dass  sie  eine  Aufhebung  der  firüheren  Ver* 
theilungen  bewirken  können.  Jedoch  dürfen  sie  zu  jeder  Zeit  gegen  den  Falliten 
nur  die  Ausführung  des  Akkordes  verfolgen. 

1204.  (TiXXXTV.)  Bei  der  Versammlung  vrird  Niemand  in  Vertretung 
eines  Andern  zugelassen,   der  sich   nicht  autonsirt   durch  eine  ausreicheade 
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Vollmacht,  die  er   bei    der  Verhandlung   dem  Richterkommissar   vorzulegen 
verpflichtet  ist. 

Niemand  kann  Bevollmächtigter  zweier  Gläubiger  sein,  und  eben  so 
wenig  darf  eine  Vertretung  durch  einen  Gläubiger   des  Falliten    stattfinden. 

Abschnitt  V. 
Von    den    Funktionen   der   Fallimentsverwalter. 

1205.  (LXXXV.)  Die  Verwalter  des  Falliments  sind  die  Repi*äsen- 
tauten  der  Masse  der  Gläubiger. 

1206.  (TiXXXVI.)  Die  Ernennung  eines  Verwalters  kann  nur  auf 
die  Person  eines  der  Gläubiger  fallen. 

1207.  (LXXXVn.)  Die  Verwalter  des  Falliments  haben,  ohne  irgend 
eines  andern  Titels  zu  bedürfen,  als  den  des  Vereinigungsvertrages, 
zu  dem  Verkauf  der  liegenden  Güter,  der  Waaren  und  beweglichen  Güter 
des  Falliten  und  zu  der  Liquidirung  dir  Aktiven  und  Passiven  desselben  zu 
schreiten;  Alles  unter  Aufsicht  des  Richterkommissars  und  ohne  dass  es 
Dothwendig  wäre,  den  Falliten  zu  hören. 

120B.  (LXXXVIII.)  Der  Verkauf  der  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Güter  ist  mit  den  Förmlichkeiten  zu  bewirken,  welche  das  Gesetz 
hinsichtlich  des  Verkaufes  der  Güter  der  Minderjährigen  vorgeschrieben  hat. 

1209.  (LXXXIX.)  Bei  allen  Verkäufen  von  HandelsejBPekten  der 
Masse  hat  ein  Mäkler,  wo  ein  solcher  vorhanden  ist,  zu  vermitteln. 

1210«  (XC.)  Die  Verwalter  dürfen  weder  für  sich,  noch  für  einen 
Andern  irgend  welche  Güter,  Waaren  oder  Effekten  aus  der  Masse  kaufen; 
bei  Strafe  der  Konfiskation  der  Sache  und  des  Preises  zu  Gunsten 
der  Masse. 

1211.  (XCI.)  Der  Verwalter,  welcher  die  Befugnisse  seines  Amtes 
missbraucht,  kann  durch  das  Gericht  abgesetzt  werden,  entweder  auf  Grund  der 
Informationen  des  Richterkommissars,  oder  auf  das  durch  Beweise  unterstützte 
Ansuchen  irgend  eines  Gläubigers.  Wenn  die  Mehrzahl  der  Gläubiger  sich 
bezüglich  der  Entlassung  des  Verwalters  einigt,  ohne  Gründe  anzugeben,  so 
hat  das  Gericht  ihre  Resolution  zur  Ausführung  zu  bringen. 

1212.  (XCII.)  Jeder  Verwalter,  der  eine  Klage  gegen  die  Masse  an- 
strengt, ist  eben  durch  jenes  Faktum  von  der  Verwaltung  entlassen  und  zur 
Weiterführung  unfähig. 

1213.  (XCIII.)  Die  Verwalter  des  Falliments  haben  Anspruch  auf 
eine  Gebühr  von  Va  Prozent  von  den  eingezogenen  Forderungen  und  Rechten  der 
Masse,  von  zwei  Prozent  von  den  bewirkten  Waaren  verkaufen  und  von  einem 
Prozent  von  den  Verkäufen  und  Adjudikationen  irgend  welcher  anderer  dem 
Handel  nicht  angehörender  Güter. 

1214.  (XCIV.)  Der  Fiskalkurator  des  Falliments  muss,  mit  Ge- 
nehmigung des  Richterkommissars,  dem  Falliten  und  seiner  Familie  die  zum 
persönlichen  Gebrauch  nothwendigen  Kleider,  Wäsche  und  Möbel  aushändigen, 
nach  einer  von  dem  Falliten  zu  unterschreibenden  Liste.  Und  felis  er 
es  nicht  gethan  hat,  haben  die  Verwalter  die  nämliche  Pflicht  unter  denselben 
Förmlichkeiten. 

1215.  (XCV.)  Der  Richterkommissar  hat  einen  Bericht  anzufertigen 
und  dem  Handelsgericht  über  die  vorliegenden  Umstände  Rechenschaft  zu 
geben,   sobald   eine  Versammlung   der   Gläubiger   stattfindet.      Sobald   das 
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Gericht  genügend  informirt  ist,  mass  es  das  Falliment  qaalificiren;  und 
klassificirt  es  dasselbe  zu  den  schuldbaren  oder  betrögerischen,  so  hat  es 
hierüber  ein  motivirtes  ürtheil  zu  fallen,  von  dem  eine  beglaubigte  Abschrift 
Yon  Amtswegen  an  den  zuständigen  Strafrichter  zu  senden  ist,  damit  bei 
diesem  entsprechend  dem  Recht  die  Anklage  erfolge. 

1216.  (XOVI.)  Hat  bezüglich  der  Immobilien  keine  Pfilndang 
in  Folge  der  Vollstreckung  eines  ürtheils  vor  der  Ernennung  der  Verwalter 
stattgefunden,  so  dürfen  nur  diese  die  Güter  zur  Versteigerung  bringen, 
was  innerhalb  acht  Tagen  zu  geschehen  hat,  sofern  die  hypotbekariscbeD 
Gläubiger  es  verlangen. 

Abschnitt  VI. 

Von   den    verschiedenen    Arten    von    Folr,derungen  und 
deren   respektiven   Rechten   im  Fall   einÄ^s  Falliments. 

1217.  (XCVn.)  Die  Verwalter  haben  dem  RichtÄkommissar  dis 
Verzeichniss  der  Forderungen,  welche  als  privilegirte  in  Anspnach  genommeD 
werden,  vorzulegen;  una  wenn  kein  Widerspruch  dagegen  whoben  wird, 
so  hat  der  Richterkommissar  die  Zahlung  obiger  Forderunge^  durch  das 
zuerst  einlaufende  Geld  zu  genehmigen.  Sind  Gläubiger  vorhanden,  welche 
das  Privileg  bestreiten,  so  hat  das  Gericht  zu  entscheiden;  die  ll^osten 
zu  zahlen  durch    den  Unterliegenden  und  nicht  durch  die  Masse. 

1218.  (XCVIII)  Die  Gläubiger  gehören  zu  einer  der  folgeren  ver- 
schiedenen Klassen :  \  .     • 

1.  Gläubiger  auf  Grund  des   Eigenthums   an   Gütern,  welche  ycb  iin 
Besitz  des  Falliten  befinden; 

2.  Gläubiger  auf  Grund  des  Rechts  der  Separation; 

3.  Gläubiger,    welche  allen    vorgehen,    nur   nicht   den  Gläubige??^  ^^ 
Figenthumsrech  t ; 

4.  Gläubiger  mit  stillschweigender  oder  ausdrücklicher  Hypothek' 

5.  Gläubiger  mit  persönlichem  Privileg  mit  Vorzug  vor  den  chirV*' 
pharischen ; 

6.  ein£Etche,  chirographarische  Gläubiger. 

Diese  Gläubiger  haben  in  derselben  oben  aufgeführten  Rangordn.K 
unter  einander  den  Vorzug.  j 

1219.  (XCIX)  Zu  der Klasseder Gläubiger  mitEigenthumsrechtgehörr 

1.  die  Gläubiger  der  Güter,  welche  der  Fallit  als  Depositum,  Pfa? 
zur  Verwaltung,  in  Pacht,  Miethe,  Kommodat  oder  zum  Nief 
brauche  hat;  L 

2.  die  Gläubiger  von  Waaren,  aus  den  Kauf-,  Verkauf-,  Tran^ 
und    Lieferungskommissionen ;  \ 

8.  die  Gläubiger  eines  Wechsels  oder  anderer,  ohne  Uebertragul 
des  Eigenthums  indossirter  Handelstitel;  | 

4.  die  Gläubiger  von  Rimessen,  welche  zu  bestimmten  Zwecken  dl 
Falliten  Übermacht  worden  sind;  * 

ö.  die  dem  Falliten  für  fremde  Rechnung  geschuldeten  Summen; 

6.  Alles,    was   gemäss   den  Bestimmungen   dieses   Gesetzbuches 
Recht   auf   Vindikation    gewährt   und   seinen   Ursprung   in    e 
Eigenthumsforderuug  hat ; 

7.  der   Haussohn   wegen   des   bona  castrensia   und   adventi 
welche  etwa  in  der  Fallimentsmasse  vorhanden  siud; 
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8.  der  Eigoithümer  der   entwendeten  Sache,   welche   in    specie  in 
der  M&sse  vorhanden  ist; 

9.  der  Verkäufer  vor  der  Uebergabe  der  verkauften  Sache. 

1280.'  (C.)  Das  irreguläre  Depositum  einer  Gattung  und  nicht  einer 
bezeichneten  Species,  oder  welches  Zinsen  brin^,  gehört  nicht  in  die  Klasse 
der  Eigenthumsforderungen.  Das  irreguläre  Depositum  steht  der  Hypo- 
thek, den  Begräbnisskosten,  den  Gläubigem  wegen  der  Dos  und  aen 
Gläubigem,  welche  Baugelder  vorgestreckt  haben,  nach. 

1221.  (CL)  Die  an  Bankiers  gegebenen  Gelder,  welche  nach  Be- 
lieben wieder  zurückgezogen  werden  können,  mögen  sie  Zinsen  tragen  oder 
nicht,  sind  ein  irreguläres  Depositum. 

1222.  (CU.)  Die  Waaren,  £Iffekten  und  alle  sonstigen  Arten  von 
Gfiteri),  welche  sich  in  der  Fallimentsmasse  vorfinden,  ohne  üebertragung 
des  Eigenthums  auf  den  Falliten  auf  Grund  eines  gesetzlichen  und  un- 
widerruflichen  Titels,  werden  als  fremdes  Eigenthum  und  folglich  ausserhalb 
der  gläubigerischen  Konkurrenz  betrachtet;  und  sie  sind  ihren  rechtmässigen 
EisenthOmem  zurückzugeben,  nachdem  die  Kosten,  für  welche  sie  haften, 
gedeckt  sind. 

1228.  (Cni.)  Eigenthumsgläubiger  ist  der  Verkäufer  der  in  den 
Händen  des  Falliten  l^findlichen  Sache,  sobald  der  Verkauf  nicht  auf 
Kredit  abgeschlossen  wurde,  —  Alles  gemäss  den  Bestimmungen  des  Titels: 
„Von  der  Vindikation".  Dieses  Privileg  erstreckt  sich  auf  den  Preis 
der  Sache  und  wird  darin  subrogirt,  obgleich  die  Uebergabe  der  Sache 
vorhergegangen  ist  und  der  Käufer  letztere  im  Besitz  hatte. 

1224.  (CIV.)  Der  Verkäufer,  welcher  mit  dem  Käufer  vereinbart, 
dass  Tor  der  wirklichen  Zahlung  des  ganzen  Kaufpreises  ihm  die  ver- 
l^aofie  Sache  verpfändet  bleiben,  und  dass  er  sogar  den  Vorzug  vor 
ieder  Hjrpothek,  welche  der  Käufer  auf  dieselbe  kontrahirt,  haben  solle, 
hat  Privil^  als  Eigenthumsgläubiger. 

1225.  (CV.)  Wenn  die  verkauften  Waaren  nicht  mehr  vorhanden 
war^,  wohl  aber  andere,  welche  mit  dem  Erlös  derselben  gekauft  worden 
sind,  so  wird  das  Privileg  nicht  als  auf  die  letzteren  subrogirt  angesehen. 
\_       1226.    (CVI.)    Wird   eine  Sache   mit   dem  Gelde   eines  Andem  ge- 

,  so  hat  dieser  Andere  kein  Vorzugsrecht  hinsichtlich  der  gekaunen 

^^^1227.     (CVII.)    Die  Pfandgläubiger  des  Falliten,  welche  im  gültigen 

K  der  Pfänder  sind,  können   dieselben    zum  Verkauf  stellen  und  sich 

böi^peh  den    erzielten   Preis   bezahlt   machen;   der   Verkauf  hat   öffentlich 

^ .  P  iinter  Audienz  der  Verwalter  zu  geschehen,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit. 

^^^1    1228.     (CVIII.)     Die  Verwalter   des   Falliments   können,   wenn   sie 

■eb  den  Richterkommissar  autorisirt  sind,  die  Pfandstücke  aus  der  Hand 

ra0^  Gläubigers  zum  Nutzen   des  Falliments    zurückziehen,   indem  sie  die 

Id  be2ahlen. 

122B.    (CIX.)    Ist   das   nicht   zurückgezogene  Pfand   verkauft,    und 

mehr  erlöst  als  der  Betrag  der  Schuld,    so   geht    der  Ueberschuss  in 

Masse;  wird  weniger  erlöst,   so  hat  der  Gläubiger  für  den  Rest  in  die 

ibigerkonkurrenz  einzutreten. 

)S  I     1230.     (CX.)    Zur  Kiasse   der  Gläubiger   auf  Grund  des  Rechts  der 

eyaration  gehören: 

1.  die    Dotalgüter,   welche   speciell   in   der   gesetzlich   eingetragenen 
Dotalnrkunde  bezeichnet  smd; 

i«refe«r4»,  Haadtlwaht,  IV  17 
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2.  die  Paraphernftlgüter  der  Ehefrau,  welche  in  specie  vorhaoden 
sind,  oder  wenn  die  Subrogation  liquide,  rechtmässig  und  in  ge- 
höriger Weise  in  das  allgemeine  Handelsregister  eingetragen  ist; 

3.  die  Miterben  des  Falliten  hinsichtlich  des  ungetheilten,  in  der 
Masse  befindlichen  Nachlasses. 

1231.  (CXI.)  Beim  Falliment  des  Ehemannes  soll  die  Frau  die 
unbeweglichen  Güter,  welche  ihr  etwa  gehörten  und  nicht  in  Gemeinscliafi 
traten,  zurückerhalten.  Ebenso  soll  sie  sämmtliche  bewegliche  Güter  in 
specie  zurückerhalten,  von  denen  sie  durch  authentische  Urkunde  nach- 
weisst,  dass  sie  ihr  wirklich  gehört  haben,  und  dass  dieselben  durch  aus- 
drückliche Klausel  von  der  Gütergemeinschaft  ausgeschlossen  worden 
sind.  Hat  die  Frau  hypothekarische  Forderungen  an  ihren  Mann,  so  hat 
sie  ihr  Hypothekenrecht  an  den  verpflichteten  Gütern  auszuüben.  Hin- 
sichtlich ihrer  persönlichen  Forderungen  und  der  in  dem  Preise  der 
hypothecirten  unbeweglichen  Güter  nicht  nützlich  locirten  Summen 
soU  sie  mit  den  chirographarischen  Gläubigem  bezüglich  des  Rechtes  an 
der  Masse  konkurriren. 

1232.  (CXII.)  Die  Summen,  welche  der  Frau  durch  Testament  oder 
Schenkung  gegeben  oder  vermacht  worden  sind,  mit  der  ausdrücklichen 
Klausel,  dass  sie  von  der  Gütergemeinschaft  ausgeschlossen  sein  sollten, 
hat  die  Frau,  wenn  dieselben  zur  Erwerbung  von  Grundbesitz,  Titeln, 
Policen  und  anderen  bestimmten  Objekten  verwendet  sind  und  sich  aus  dem 
Vertrage  über  deren  Erwerb  die  Erwähnung  der  ausdrücklich  vereinbarten 
Verwendung  ergiebt,  und  wenn  die  Herkunft  besagter  Gelder  durch  ein 
Inventar  oder  durch  eine  andere  authentische  Urkunde  nachgewiesen 
wird,  jene  Güter,  Titel  oder  bestimmte  Objekte,  in  denen  sich  die  Ver- 
wendung verificirt  hat,  für  sich  zurückzuerhalten. 

1233.  (CXni.)  Die  Frau,  welche  die  in  den  beiden  vorhergehenden 
Aiiikelnbezeichneten  Güter  zurückerhält,  haftet  für  die  Schulden-  und  Hypo- 
thekenlasten, für  welche  jene  Güter  in  gültiger  Weise  verpflichtet  sind. 

1234.  (CXIV.)  Die  Frau  des  Falliten  gehört  zu  der  Klasse  der 
hypothekarischen  Gläubiger  hinsichtlich  der  Dotalgüter,  welche  zur  Zeit 
des  Falliments  konsumirt  oder  veränssert  sind,  und  hinsichtlich  der  ver- 
sprochenen Morgengabe,  sofern  letztere  nicht  die  gesetzliche  Taxe  über- 
steigt. 

1235.  (CXV.)  Konkurriren  zwei  Mijtgiften  aus  verschiedener  Zeit^  so 
wird  das  Privileg  durch  die  Zeit  geregelt. 

1236.  (CayI.)  Die  Frau  kann  keine  Klage  beim  Falliment  an- 
strengen, welche  sie  aus  den  beim  Ehekontrakt  vereinbarten  Vortheilen  her- 
leitete, und  entsprechend  dürfen  die  Gläubiger  in  keinem.  Falle  die  dem 
Mann  von  der  Frau  im  Ehevertrage  zugestandenen  Vortheile  für  sich 
geltend  machen. 

1237.  (CXVH.)  In  dem  Fall,  dass  die  Frau  Güter  erworben  oder 
Schulden  für  ihren  Mann  bezahlt  hat,  wird  vermuthet,  dass  dies  mit 
dem  Gelde  ihres  Mannes  oder  aus  der  Gemeinschaft  gethan  sei;  jedoch 
kann  sie  ans  diesem  Grunde  keine  Klage  gegen  die  Masse  anstrengen,  aus- 
genommen, wenn  sie  durch  authentische  Urkunde  nachweist,  dass  die 
Gelder  ihr  gehörten,  und  dass  dieselben  von  der  Gütergemeinschaft  aus£^ 
schlössen  waren. 

1238.  (CXVIU.)  Um  die  Gläubiger,  welche  den  Eigenthumsgläu- 
bigem  nachstehen,  jedoch  den  übrigen  vorgehen,  rechtmässig  zu  graduiren, 
ist  Folgendes  zu  beobachten.  Im  Allgemeinen  sind^  die  Gläubiger 
chirographarische    oder    hypothekarische;    die   chirographarischen    können 
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privileffirt  oder  einfache  chirographarische  sein.  Die  einfachen  chirogra- 
pharischen  Gläubiger  konkurriren  unter  sich  in  demselben  Grade,  un- 
geachtet der  Daten;  bei  der  Konkurrenz  mit  privilegirten  chirographarischen 
Gläubigem  haben  diese  den  Vorzug;  bei  chirographarischen  Gläubigem, 
welche  durch  denselben  Titel,  auch  wenn  von  yerschiedenem  Datum,  pri- 
vilegirt  sind,  giebt  es  keinen  Vorzug. 

1239.  (CXIX.)  Privilegirt  im  Sinne  des  vorhergehenden  Artikels  sind: 

1.  die  zur  Erhaltung  der  Güter  des  gemeinsamen  Schuldners  noth- 
wendigen  Ausgaben,  mögen  diese  nun  durch  den  Verkauf  der- 
selben oder  bei  Gericht  oder  auf  sonst  eine  Weise  zum  Nutzen 
der  Masse  verursacht  worden  sein* 

2.  die  Gehälter  und  Salaire  der  Domestiken  bis  zum  Tage  des 
Beginns  der  Konkurrenz; 

3.  die  Kosten  für  ein  prunkloses,  jedoch  der  gesellschaftlichen  Stellung 
des  Verstorbenen  angemessenes  Leichenbegängniss,  sowie  diejenigen 
für  die  letzte  Krankheit,  an  welcher  er  starb; 

4.  die  rückständigen  Abgaben  und  Gebühren; 

5.  die  Miethe  für  Haus  und  Waarenlager; 

6.  die  wohlthätigen  Zuwendungen  nach  jilassgabe  des  gemeinen  Rechts. 

1240.  (CXX.)  Die  Gerichtskosten,  sowie  die  durcn  den  Richter- 
kommiüsar  gebilligten  und  vom  Handelsgericht  bestätigten  Ausgaben  für  die 
Verwaltung  der  Masse,  gehen  von  der  Masse  vorweg  ab. 

1241.  (CXXI.)  In  dem  Sinne  von  hypothekarischen  Gläubigem  sind 
privilegirt : 

1.  die  Mündel  und  Minderjährigen  auf  die  Güter  der  Vormünder  und 
Kuratoren  wegen  der  von  ihnen  geführten  Verwaltung; 

2.  die  Ehefrau  auf  die  Güter  des  Ehemannes  w€^en  der  Dos; 

3.  die  Legatare  auf  die  Güter  des  Verstorbenen  Kraft  des  Legates; 

4.  der  Gläubiger,    welcher  die   hypothecirte  Sache  frei  gemacht  hat; 

5.  alle  übrigen,  denen  das  gemeine  Gesetz  dasselbe  Privileg  zugesteht. 

1242.  (CXXTT.)  Das  Gesetz  konstituirt  eine  stillschweigende 
Hypothek : 

1.  auf  die  festen^)  Gegenstände  eines  städtischen  Grundstücks  mit  der 
Bestimmung  des  dauernden  Gebrauchs  wegen  der  Verpflichtung 
der  Miethszahlung; 

2.  auf  die  Früchte  des  ländlichen  Grundstücks  wegen  Zahlung  des 
Pachtpreises; 

8.  auf  die  Nahrungsmittel  nach  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts; 

4.  auf  die  Güter  des  Vormundes  zu  Gunsten  des  Sfündels  für  das 
Kapital  und  seine  Accessorien; 

5.  fiir  die  Zahlung  von  Abgaben  und  Steuern; 

6.  auf  das  Grundstück  für  die  Rechte  und  Laudemien  zu  Gunsten 
des  Grundstücks; 

7.  auf  die  verkaufte,  dem  Käufer  nicht  übergebene  Sache. 

1243.  (CXXni)  Die  stillschweigende  Hypothek  kann  sich  nicht 
auf  Fälle  erstrecken,  welche  das  Gesetz  nicht  erwähnt. 

1244.  (CXXIV.)  Das  Privileg  des  hypothekarischen  Gläubigers  er- 
streckt sich  auf  den  Erlös  aus  dem  Verkaufe  der  mit  der  Hypothek  be- 
lasteten Güter. 

1245.  (CXXV.)  Der  hypothekarische  Gläubiger  ohne  Privileg  kon- 
korrirt  mit  den  übrigen  Gläubigem  derselben  Art,  nur  mit  dem  Privileg 
der  Zeit,  wenn  auch  die  eine  Hypothek  allgemein,  die  andere  speciell  ist. 

^)  niet-  und  nagelfest. 

17* 
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1246-  (CXXVI.)  Konkurriren  zwei  hypothekarische  Gläubiger  mit 
Urkanden,  welche  an  dein  gleichen  Tage  stipulirt  worden  sind,  so  müssen 
sie  in  derselben  Klasse  koUocirt  werden,  ausgenommen: 

1.  wenn  einer  von  ihnen  irgend  ein  Privileg  hat; 

2.  wenn  in  einer  der  Urkunden    einer  Stunde  Erwähnung    geschieht, 
wodurch  diese  als  die  frühere  zu  erachten  ist; 

3.  wenn   einer   der    Gläubiger    mit    der   Hypothek    die    Gewahrsam 
vereinigt. 

1247.  (CXXVII.)  Findet  eine  oder  finden  mehrere  Geldyertheilung;en 
vor  der  Distribution  des  Preises  der  hypothecirten  Immobilien  statt,  so  kon- 
kurriren die  hypothekarischen  Gläubiger  mit  den  chirographarischen  bei 
diesen  Vertheilungen  nach  dem  Verhältniss  ihrer  Gesammtforderungen. 

Sind  die  hypothekarischen  Gläubiger  wegen  der  Gesammtheit  ihrer 
Forderungen  gebtinrend  graduirt,  so  sind  die  bei  diesen  Vertheilungen 
erhaltenen  Summen  von  dem  abzuziehen,  was  sie  späterhin  durch  den 
Erlös  aus  dem  Verkaufe  der  für  ihre  betreflfenden  Forderungen  haftenden 
Immobilien  erhalten;  dann  gehen  die  übrigen  Summen  in  die  allgemeine 
Masse. 

1848.  (CXXVIII.)  Die  ^hypothekarischen  Gläubiger,  welche  durch 
den  Preis  der  verhafteten  unbeweglichen  Güter  nicht  voll  befriedigt  worden 
sind^  sollen  im  Verhältniss  zu  dem,  was  ihnen  noch  übrig  bleibt,  bei  der 
Schuld  mit  den  chirographarischen  Gläubigem  konkurriren. 

1248.  (CXXIX.)  Die  hypothekarischen  Gläubiger,  welche  nicht  in 
nützlicher  Ordnung*)  graduirt  sind,  sollen  als  blosse  und  einfache  chiro- 
grapharische  Gläubiger  betrachtet  werden.  Die  Gelder,  welche  sie  bei  den 
früheren  Vertheilungen  ausser  dem,  was  ihnen  in  der  allgemeinen  Masse 
zusteht,  etwa  erhalten  hatten,  sollen  ihnen  im  Betrage  ihrer  hypothekarischen 
Rangstufe  zurückbehalten  werden  und  wieder  zur  Masse  zurückkehren. 

1250.  (CXXX.)  Ist  der  Fallit  nicht  persönlich  für  die  Zahlung  ver- 
pflichtet, sondeni  nur  Detentor  des  verhafteten  unbeweglichen  Gutes,  so 
soll  der  hvpothekarische  Gläubiger  mit  den  chirographarischen  nur  hin- 
sichtlich oer  Gelder  der  Masse  konkurriren  können. 

1251.  (CXXXI.)  Die  auf  Schiffe  bezüglichen  Schulden  sind  nach 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  zu  klassificiren. 

1252.  (CXXXII.)  Die  Gläubiger,  welche  durch  Bürgschaft  gesichert 
sind,  werden  für  ihre  Forderungen  in  die  Masse  mit  aufgenommen,  nach 
Abzug  der  von  dem  Bürgen  erhaltenen  Summen;  der  Bürge  wird  in  die- 
selbe Masse  für  Alles,  was  er  zur  Entlastung  des  Falliten  gezahlt  bat,  auf- 
genommen. 

1253.  (CXXXIII.)  Der  Gläubiger,  welcher  Inhaber  solidarischer 
Verbindlichkeiten  zwischen  dem  Falliten  und  andern  Mitverpflichteten  ht, 
welche  sich  im  Zustande  des  Falliments  befinden,  hat  Antheil  an  den 
Distributionen  bei  allen  Massen  bis  zu  seiner  völligen  und  gänzlichen  Be- 
friedigung. 

1254.  (CXXXI V.)  AUe  übrigen  Gläubiger,  die  in  diesem  Titel  nicht 
ausgenommen  sind,  treten  in  eine  Rate  nacn  Verhältniss  der  Höhe  ihrer 
Forderungen  ein,  sofern  die  Masse  sie  nicht  deckt,  wie  in  dem  folgende 
Abschnitt  gesagt  wird. 


1)  d.  h.  derart,  dass  sie  ihre  völlige  oder  theUweise  Besahlnng  erhidten. 


XXVI.    Portugal  261 

Abschnitt  VII. 
Von    der   Vertheilang   unter  den    Gläubigern. 

1255.  (CXXXV.^  Der  Betrag  der  Aktivmasse  des  Falliten  ist,  nach 
Abzug  der  Kosten  una  Spesen  der  Fallimentsverwaltung,  der  dem  Falliten 
bewilligen  Unterstützung  und  der  den  privilegirten  Gläubigern  in  der 
gesetzlichen  Form  gezahlten  Summen,  unter  sämmtliche  (jläubiger  im 
Yerhältniss  ihrer  festgestellten  Forderungen  zu  vertheilen. 

1256.  (CXXXVI.)  Zu  jenem  Zwecke  haben  die  Verwalter  des 
Falliments  dem  Richterkommissar  alle  Monate  einen  Rechenschaftsbericht 
über  die  Lage  des  Falliments  und  über  den  Kassenbestand  zu  erstatten.  Der 
Richterkommissar  hat,  wenn  es  möglich  ist,  eine  VertheUung  unter  den 
Gläubigem  anzuordnen,  indem  er  die  Quote  festsetzt,  und  die  Zeit,  wann 
die  Vertheilung  stattfinden  soll,  zu  bestimmen. 

1257.  (CXXXVII.)  Die  Eotscheidungen  des  Richterkommissars  sind 
den  Gläubigem  durch  die  Verwalter  mitzutneilen. 

1258.  (CXXXVIin  Die  Verwalter  haben  in  den  die  Forderangen 
begründenden  Titeln  die  Zahlungen,  welche  sie  leisten,  zu  vermerken ;  und 
der  Gläubiger  hat  Quittung  und  Empfangsbescheinigung  auf  demVertheilungs- 
plan  zu  unterzeichnen. 

1259.  (CXXXIX  )  Ist  die  Liquidation  beendigt,  so  haben  die  Ver- 
walter die  Einbemfung  der  Vereinigung  der  Gläubiger,  unter  Vorsitz  des 
Richterkommissars,  zu  veranlassen;  in  derselben  haben  sie  ihre  Rechnung: 
zu  übergeben,  und  der  Restbestand  hat  die  letzte  Dividende  zu  bilden. 

1260.  (CXL.)  Die  Güter,  welche  der  Fallit  vor  seiner  Rehabilitation 
erlangt  hat,  fallen  an  die  Vereinigung  der  Gläubiger ;  und  ihre  Liquidation 
hat  auf  Ansuchen  des  eiirigsten  Gläubigers  in  Gemässheit  der  Vorschriften 
des  gegenwärtigen  Titels  stattzufinden. 

12ßl.  (CXLI.)  Die  Vereinigung  hat,  nach  Autorisation  durch  das 
Gericht  und  nach  Ladung  des  Falliten,  das  Recht,  die  Rechte  und  Ansprüche 
der  Masse,  welche  schwierig  zu  realisiren  und  zu  decken  sind,  zu  trans- 
igiren  und  zu  veräussem.  Die  Verwalter  müssen  in  diesem  Falle  alle  zu 
diesem  Zwecke  nothwendigen  Akte  ausstellen. 

1262.  (CXLII.)  Diejenigen  Gläubiger,  welche  durch  die  Liquidation 
und  Vertheilung  der  Masse  für  ihre  Forderungen  nicht  völlig  befriedigt 
worden  sind,  behalten  gegen  den  Falliten  das  Klagerecht  wegen  des  Ueber- 
schusses   und   gegen    die  Güter,  welche  er  in  Zukunft  erwerben  könnte. 


TITEL  XII. 
Von  der  Rehabilitation  des  Falliten. 

1263.  (I.)  Die  Rehabilitation  des  Falliten  kann  nur  durch  das 
oberste  Handelstribunal  bewilligt  werden,  nachdem  das  Handelsgericht, 
welches  über  das  Falliment  erkannt  hat,  gehört  worden,  und  in  den  durch 
dieses  Gesetz  bestimmten  Fällen. 

1264.  (II.)  Der  Handelsmann,  welcher  sich  in  den  Besitz  fremder 
Waaren  gesetzt  hat  oder  dessen  Falliment  als  betrügerisch  qualificirt  ist, 
kann  nicht  mehr  als  Handelsmann  rehabilitirt  werden. 
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1265.  (III,)  Der  Handelsmann,  dessen  Falliment  nur  durch  höhere 
Gewalt  oder  zuföUiges  Ereigniss  entstanden  ist,  kann  seine  Rehabilitation 
erlangen,  wenn  er  die  vollständige  Erfüllung  und  Zahlung  des  Akkordes 
oder,  wenn  ein  solcher  nicht  statte^efunden  hat,  die  vollständige  Erschöpfunj^ 
seiner  Masse  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  nachweist. 

1266.  (rV.)  Der  Handelsmann,  dessen  Falliment  als  schuldbar 
qualificirt  ist,  kann  seine  Rehabilitation  nur  dann  erlangen,  wenn  er  die 
volle  Bezahlung  aller  in  dem  Falliments  verfahren  liquidirten  Forderungen, 
sowie  die  Verbüssung  der  ihm  auferlegten  Korrektionalstrafe,  nachweist 

1267.  (V.)  Findet  bei  einem  schuldbaren  Falliment  Akkord  statt, 
so  ist. der  zu  Rehabilitirende  verpflichtet,  auch  in  diesem  Falle  die  voll- 
ständige Zahlung  und  Tilgung  der  Gesammtheit  seiner  liquidirten  Schulden 
zu  beweisen,  auch  wenn  sie  durch  Zahlungen,  welche  nach  Beendigung 
des  Fallimentsverfahrens    geleistet  wurden,  amoiidsirt  worden  sind. 

1268.  (VI.)  Der  zu  Rehabilitirende  ist  verpflichtet,  den  Beweis,  auf 
den  er  sein  Gesuch  unterstützen  muss,  durch  Originalurkunden  zu  erbringen. 
Dem  obersten  Handelstribunale  und  dem  informirenden  Handelsgerichte 
ist  es  gestattet,  alle  sonstigen  Informationen,  welche  sie  für  angemessen 
halten,  einzuziehen,  um  sich  von  der  Wahrheit  des  Gesuches,  sowie  von 
den  rechtlichen  Gründen,  demselben  zu  willfahren.  Gewissheit  zu  ver- 
schaffen. 

1269.  (VII.)  Gegen  die  Bewilligung  oder  Verweigerung  der  Rehabi- 
litation durch  das  oberste  Handelstribunal  giebt  es  keinerlei  Rechtsmittel. 

1270.  Ist  der  Fallit  durch  das  Erkenntniss  des  obersten  Handelstri- 
bunals rehabilitirt  worden,  so  cessiren  alle  gesetzlichen  Interdiktioneo, 
welche  durch  die  Eröffnung  des  Falliments  veranlasst  worden  sind. 


TITEL  Xra. 
Von  den  Moratorien. 

1271.  (I.)  Die  Moratorien  können  nur  von  dem  obersten  Haudels- 
tribunale  und  in  den  in  diesem  Titel  erwähnten  Fällen    bewilligt    werden. 

1272.  (n.)  Der  Handelsmann,  welcher  nachweist,  dass  er  in  Folge 
aussergewöhnlicher,  unvorhergesehener  Umstände  oder  durch  höhere  Gewalt 
bis  zu  dem  Funkte  gebracht  worden  ist,  seinen  eingegangenen  Verpflich- 
tungen fiir  den  Augenblick  nicht  genügen  zu  können,  und  durch  eioe  genaue 
und  gehörig  belegte  Bilanz  bestätigt,  dass  er  unter  einer  Zahlungsfrist 
seine  sämmtlichen  Gläubiger  voll  befriedigen  kann,  befindet  sich  in  einer 
Lage,  ein  Moratorium  zu  erlangen. 

1273.  (III.)  Sobald  dem  obersten  Handelstribunale  das  Gesuch  des 
Bittstellers,  versehen  mit  Bilanz  und  Beweisen,  sowie  dem  Anerbieten,  sich 
der  Aufsicht  und  Ueberwachung  Seitens  eines  oder  mehrerer  Gläubiger, 
die  zu  diesem  Zwecke  zu  ernennen  sind,  zu  unterwerfen,  vorgelegt  worden 
ist,  so  hat  es  sofort  das  Handelsgericht  des  Distriktes  des  Bittstellers  über 
alle  Theile  seines  Gesuches  hören  zu  lassen. 

1274.  (IV.)  Erachtet  das  Handelsgericht,  dass  der  Bittsteller  sich  in 
der  in  Art.  II  dieses  Titels  dargestellten  Lage  befindet,  so  hat  es  sofort 
eine  Anordnung  zu  erlassen  zur  Hemmung  aller  schon  gegen  den  Antrag- 
steller schwebenden  oder  in  Zukunft  beabsichtigten  Exekutivmassregeln, 
bis  das  oberste  Handelstribunal  einen  definitiven  Beschluss  gefasst  hat,  und 
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hat  einen  oder  mehrere  der  Gläubiger  des  Ansuchenden  provisorisch  zu 
ernennen,  um  die  Aufsicht  und  Ueberwachung  über  seine  Geschäftsführung 
zu  übernehmen. 

1275.  (V.)  Mag  nun  das  Handelsgericht  den  Befehl  zur  Einstellung 
bewilligen  oder  nicht,  so  hat  dasselbe  dem  Bittsteller  zu  befehlen,  seine 
sämmtlichen  Gläubiger  zusammenzurufen,  sich  auf  einen  Tag,  eine  Stunde 
und  an  einem  Orte  zu  versammeln,  wie  von  dem  Richterkommissar,  der 
auch  den  Voi'sitz  dort  fthrt,  zu  bestimmen  ist.  Dieser  Tag  darf  aus  keinem 
Grunde  verschoben  werden.  Die  Einberufung  erfolgt  durch  Ankündigungen 
in  den  Zeitungen,  welche  vom  Richterkommissar  bestimmt  werden. 

1276.  (VI.)  Wenn  die  Gläubiger  zu  dem  bestimmten  Tage  und  der 
Versammlung  zusammengekommen  und  mündlich  gehört  worden  sind,  so 
hat  der  Richterkommissar  unmittelbar  darauf  an  das  Handelsgericht  Bericht 
zu  erstatten ;  letzteres  hat  die  Akte  über  die  Versammlung  und  den  Bericht 
nebst  seinem  eigenen  Gutachten  an  das  oberste  Handelstribunal,  welches 
dann  nach  Recht  über  den  Antrag  zu  entscheiden  hat,  zu  übersenden. 

1277.  (Vn.)  Kein  definitives  Moratorium  darf  auf  längeren  Zeitraum 
als  auf  ein  Jahr,  vom  Tage  der  Einreichnng  des  Gesuches  bei  dem  obersten 
Handelstribunale  an  gerechnet,  bewilligt  werden.  Diese  Frist  kann  nur 
ein  Mal  verlängeii;  werden,  nachdem  das  Handelsgericht  und  die  Gläubiger 
von  Neuem  in  der  gesetzlichen  Form  gehört  worden  sind. 

1278.  (Vm.)  Der  Beschluss  des  obersten  Tribunals,  durch  welchen 
dasselbe  das  Moratorium  bewilligt,  muss  von  Amtswegen  an  das  Handels- 
gericht des  Gerichtsbezirkes  des  Antragstellers  gesandt  werden,  welches 
sofort  zur  Ernennung  eines  oder  mehrerer  Gläubiger  zur  Ueberwachung 
zu  schreiten,  sowie  durch  Anschläge  in  der  Börse  und  Ankündigungen  in 
einer  Zeitung,  den  Beschluss  und  die  Namen  der  überwachenden  Gläubiger 
bekannt  zu  machen  hat. 

1279.  (IX.)  Bei  dem  Moratorium,  welches  einer  Gesellschaft  mit 
Firma  bewilligt  worden  ist,  muss  der  Beschluss  die  Namen  sämmtlicher 
Gesellschafter,  welche  in  der  Firma  einbegriflfen  sind,  enthalten;  deshalb 
müssen  dieselben  Namen  auch  in  den  Anschlägen  und  Inseraten  genannt 
werden. 

1280.  (X.)  Der  Schuldner,  welcher  ein  Moratorium  erlangt,  darf  seine 
beweglichen  und  unbeweglichen  Güter  weder  veräussem,  noch  auf  irgend 
welche  Weise  belasten,  noch  Gelder  in  Empfang  nehmen  oder  bezahlen, 
noch  sonst  irgend  welche  Handlungen  der  Verwaltung  ausüben,  ohne  Bei- 
sein und  Autorisation  der  überwachenden  Gläubiger,  bei  Strafe  der  Nichtig- 
keit der  Verträge  und  Ahndung  des  Schuldigen,  entsprechend  dem  Gesetz. 

1281.  (XI.)  Die  Wirkung  des  Moratoriums  ist  Aufhebung  aller  und 
jeder  Exekution  und  Verpflichtung  der  Bezahlung  der  rein  persönlichen 
Schulden  des  Antragstellers,  dem  die  Frist  gewährt  worden.  Das  Moratorium 
suspendirt  jedoch  nicht  den  gewöhnlichen  Gang  der  anhängigen  oder 
der  von  Neuem  beabsichtigten  Klagen,  mit  Ausnahme  ihrer  Vollstreckung. 

1282.  (XII.)  Das  Moratorium  hat  keine  suspendirende  Kraft  hin- 
sichtlich der  Exekutionen,  welche  herrühren  von: 

1.  Hvpotheken,  Pfändern  und  sonstigen  Realrechten; 

2.  Miethen  und  Pachtungen  von  Häusern,  Ländereien  oder  sonstigen 
Baulichkeiten ; 

3.  Alimenten, 

4.  Gehältern  der  Domestiken  und    sonstigen   im  Handel   angestellten 
Personen; 
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5.  von  Forderungen,  entstanden  aus  Lieferungen,  welche  während  iet 
dem  Moratorium  voran^henden  sechs  Monate  dem  Impetrantm  zu 
seinem  und  seiner  Familie  Unterhalte  geleistet  worden  sind. 

1283.  (XIII.)  Das  Moratorium  ist  persönlich  fär  den  Lnpetranten, 
es  gilt  nicht  zum  Vortheile  seiner  Mitschuldner  oder  Bürgen. 

1884.  (XIV.)  Macht  der  Impetrant  sich  der  mala  fides  schuldig, 
oder  handelt  er  sonstwie  zum  Nachtheue  der  Gläubiger,  so  ist  das  Moratoriam 
auf  Ansuchen  der  letzteren,  nachdem  der  Impetrant  und  die  die  Auf- 
sicht ftOirenden  Gläubiger  gehört  worden  sind,  durch  das  oberste  Handels- 
tribunal EU  widerrufen. 

1285.  (XV.)  Wenn  die  überwachenden  Gläubiger  vorstellig  werden, 
dass  sich  während  des  Moratoriums  der  Stand  der  Geschäfte  des  Impeti*aDteD 
selbst  ohne  sein  Verschulden,  derartig  verschlechtert  hat,  dass  die  Aktira 
zur  vollen  Deckung  der  Passiva  nicht  ausreichen,  so  hat  das  oberste 
Handelstribunal  das  bewilligte  Moratorium  zu  widerrufen. 

1286.  (XVL)  Nachdem  der  Widerruf  des  Moratoriums,  sowie  die 
Vorstellungen,  auf  welche  hin  dies  geschehen  ist,  dem  Handelsgericht  dfö 
Bezirkes  des  Impetranten  übermittelt  sind,  hat  dieses  sofort  mit  Befolgang 
der  gesetzlich  bestimmten  Massregeln  dazu  zu  schreiten,  das  Falliment  n 
erklären. 


THEIL  n. 
Einziges  Buch. 

Yom  Seehandel. 

TITEL  I. 
Von  den  Schiffen. 

1287.  (Art  L^  Die  Schiffe  werden  als  bewegliche  Güter  erachtet  hia- 
sichtlich  aller  rechtlichen  Wirkungen,  soweit  nicht  eine  Modifikation  oder 
Einschränkung  in  dem  vorliegenden  Gesetzbuch  enthalten  ist. 

1288.  (II.)  Jedermann,  der  die  gesetzliche  Fähigkeit  hat,  zu  er 
werben,  kann  das  Eigenthum  an  Schiffen  erwerben. 

1289.  (III.)  Kein,  nicht  naturalisirter,  Ausländer,  der  in  Portogal 
wohnt,  kann  ein  Portugiesisches  Schiff,  ganz  oder  theilweise,  erwerben. 
Gelangt  er  zu  einem  solchen  durch  Erbschaft  oder  durch  einen  andern 
unentgeltlichen  Titel,  so  ist  er  verpflichtet,  dasselbe  innerhalb  30  Tagwi, 
von  dem  Ereigniss  gerechnet,  zu  verkaufen;  bei  Strafe  der  Adjudikation 
an  den  Denuncianten. 
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1290.  (IV.)  Die  Schiffe  werden  durch  dieselben  Titel  erworben, 
durch  welche  im  Allgemeinen  das  Eieenthom  von  Gegenständen  im 
Handel  erworben  wird.  Aber  das  Eigenmum  von  Schiffen  von  6  Tonnen 
Gehalt  und  mehr  kann  im  Ganzen  ooer  theil weise  nur  durch  eine  schrift- 
liche Urkunde  Abertragen  werden. 

1291.  (V.)  Das  Eigenthum  von  Schiffen  Portugiesischer  Unterthanon, 
welche  im  Auslande  an  Ausländer  verkauft  sind,  wird  gemäss  den  Gesetzen 
und  Bräuchen  des  Ortes,  wo  der  Verkauf  stattfand,  übertragen. 

1292'  (VI.)  Der  Besitz  eines  Schiffes  ohne  Erwerbstitel  verleiht 
dem  Besitzer  nicht  das  Eigenthum. 

1293*  (VII.)  Es  steht  den  Erbauern  frei,  in  der  Art  bei  dem  Bau  von 
Fahrzeugen  zu  verfahreuy  welche  am  besten  ihren  Interessen  entspricht;  jedoch 
darf  kein  Schiff  aufgetakelt  werden,  bevor  nicht  durch  eine  Besichtigung, 
welche  von  dazu  ernannten  Sachverständigen  und  im  Beisein  der  zustän- 
digen Behörde  vorgenommen  wird,  festgestellt  ist,  dass  das  Fahrzeug 
sich  in  einem  seetücntigen  Zustande  befindet.  Das  Originalprotokoll  über 
diese  Besichtigung  ist  im  Sekretariate  des  Handelsgerichts  des  Distriktes 
niederzulegen. 

1294  (VIII.)  Die  Portugiesen  dürfen  Schiffe,  die  im  Auslande  erbaut 
sind,  erwerben  und  mit  ihnen  unter  denselben  Rechten  und  Freiheiten 
Schifffahrt  treiben,  als  wenn  es  stets  einheimische  waren.  Enthält  jedoch 
der  Vertrag  einen  betrügerischen  Vorbehalt  zu  Gunsten  eines  Ausländers, 
so  ist,  wenn  der  Betrug  entdeckt  wird,  das  Fahrzeug  öffentlich  zu  ver- 
kaufen und  der  Erlös  dem  Marinehospital  zuzuwenden. 

1295.  (IX.)  Wenn  ein  Portu^esischer  Rheder  sein  Schiff  an  einen 
nicht  naturalisirten  ausländischen  Erwerber  veräussert,  so  hört  das  ver- 
äusserte Schiff  auf,  Portugiesisch  zu  sein. 

1286.  (X.)  In  dem  Verkaufe  von  Schiffen  sind,  wenn  auch  nicht 
ausdrücklich  erwähnt,  mit  einbegriffen  sämmtliche  Einrichtungs-  und  Aus- 
rüstungsgegenstände, welche  zu  jener  Zeit  im  Eigenthum  des  Verkäufers 
waren,  vorbehaltlieh  der  Abmachung  vom  Gegentheil. 

1287.  (XI.)  Wird  ein  Schiff  auf  der  Reise  veräussert,  so  gehören 
die  auf  der  Fahrt  noch  zu  erhebenden  Frachtgelder  von  da  ab,  als  es 
seine  letzte  Ladung  nahm,  voll  und  ganz  dem  Käufer. 

Die  Frachtoelder  gehören  dem  Verkäufer,  wenn  zur  Zeit  der  Ver- 
äosserung  das  Schiff  in  seinem  Bestimmungshafen  angekommen  ist.  In 
beiden  f^len  ist  die  Vereinbarung  der  Parteien  frei. 

1293.  (XII.)  Im  Fall  des  freiwilligen  Verkaufs  eines  Schiffes,  wo  und 
wie  dieser  auch  geschehen  mag,  wird  das  Eigenthum  an  demselben  mit 
seinen  Lasten  und  unbeschadet  der  Rechte  der  privilegirten  Gläubiger 
übertragen. 

199.  (XEn.)  Bei  dem  gerichtlichen  Verkaufe  von  Fahrzeugen 
sind  die  Vorschriften  zu  beobachten,  welche  hinsichtlich  der  gerichtlichen 
Versteigerungen  vom  Gesetze  anfgestellt  sind. 

inO.  (XIV.)  Im  Falle  eines  freiwilligen  Verkaufes  sind  die  unten 
aufführten  Forderungen  privilegirte,  und  zwar  in  folgender  Ordnung: 

1.  die  geschuldeten  Hülfeleistungs-,  Bergangs-  und  Lootsengelder; 

2.  die  Tonnen-,  Leuchtfeuer-,  Quarantaine-  und  die  sonstigen  Hafen- 
gebühren;') 


0  Hierzu  üesets  vom  27.  Dezember  1870.  betr.  Tonnen-  und  Ankergelder  etc., 
und  sn  Art  8  dieses  Gesetses,  Verordnung  yom  29.  ej. 
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3.  der  Lohn  für  die  Schiffs  Verwalter  und  -Wächter,  sowie  die  zur 
Bewachung  des  Schiffes  nothweudi^en  Ausgaben; 

4.  die  Miethe  für  die  Lagerhäuser  zur  Nicderlegung  von  SchiflFszubehör 
und  Ausrüstungegenstanden ; 

5.  alle  Kosten  der  Unterhaltung  oder  Ausbesserung  des  Schiffes  und 
dessen  Zubehör  und  Ausrüstungsgegenstanden,  sowie  das  SaUir 
des  Kapitains  und  der  Mannschaft,  und  zwar  von  der  Zeit  an  g^ 
rechnet,  zu  welcher  das  Schiff  bereit  war,  unter  Segel  zu  gehen, 
bis  drei  Wochen  nach  der  Zeit,  in  welcher  die  Fahrt  der  gesetz- 
lichen Bestimmung  gemäss  für  beendigt  angesehen  wird; 

6.  die  dem  Kapitain  dargeliehenen  oder  für  seine  Rechnung  zum 
Bedarf  des  Schiffes  bezahlten  Summen,  während  der  in  der  vorigen 
Nummer  festgesetzten  Zeit;  ebenso  die  Erstattung  des  Preises  der 
Waaren,  welche  von  dem  Kapitain  etwa  verkauft  wurden,  um 
damit  die  in  diesem  Artikel  einbegriffenon  Schulden  zu  decken; 
und  schliesslich  die  Gelder,  welche  auf  Seerisiko  (Bodmerei)  gegeben 
sind,  um  alle  oder  einen  Theil  der  Schulden  zu  bezahlen,  mit  In- 
begriff der  Vertragsprämie. 

Sämmtliche  in  No.  1  bis  6  incl.  aufgeführten  Schulden  geniessen 
dieses  Privileg  nur,  wenn  sie  für  die  letzte  Fahrt  und  während 
derselben  aufgenommen  worden  sind; 

7.  die  Kosten  für  die  noth wendige  Ausbesserung  des  Schiffes  und 
seiner  Ausrüstung,  ausser  den  in  No.  6  erwähnten ;  und  dies  während 
der  letzten  drei  Jahre,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die 
Ausbesserung  beendigt  wurde; 

8.  die  aus  Bauverträgen  stammenden  Schulden,  sowie  die  fiir  die 
letzten  drei  Jahre  geschuldeten  Zinsen,  wenn  die  Verträge  schrift- 
lich geschlossen  sind  und  ein  bestimmtes  Datum  tragen; 

9.  die  auf  Seerisiko,  auf  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes,  Verprovian- 
tirung,  Ausrüstung  und  Mannschaft  gegebenen  Gelder,  wenn  der 
Vertrag  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  abgeschlossen  und  unter- 
zeichnet worden  ist; 

10.  der  Betrag  der  für  die  letzte  Fahrt  geschuldeten  Versicherungs- 
prämien auf  Kiel,  Rumpf,  Takelage  und  Ausrüstung  des  Schiffes; 

11.  die  den  Befrachtern  geschuldete  Entschädigung  für  die  nicht  be- 
wirkte Uebergabe  von  Waaren  oder  für  die  Havarien,  welche 
letztere  durch  die  Schuld  oder  Untreue  des  Kapitains  oder  Schiffs- 
volkes etwa  erlitten  haben. 

1301.  (XV.)  Die  Forderungen  des  vorhergehenden  Artikels,  welche 
in  derselben  Nummer  einbegriffen  und  in  demselben  Hafen  kontrahirt 
sind,  treten  in  Konkurrenz;  jedoch  wenn  gleiche  Schulden  aus  Noth  in 
anderen  Häfen  oder  in  demselben  Hafen,  wenn  das  Schiff,  nachdem 
es  ausgelaufen  ist,  wieder  einläuft,  etwa  kontrahirt  sind,  so  haben  die 
späteren  Schulden  vor  den  früheren  den  Vorzug. 

1302.  (XVI.)  Im  Verfolg  der  im  Art.  XIV  aufgezählten  Forderun- 
en,  sollen  ebensowohl  privilegirt  sein  der  noch  nicht  bezahlte  Kaufpreis 
es  Schiffes,  nebst  den  für  die  letzten  zvv(»i  Jahre  geschuldeten  Zinsen,  als 

auch  der  Betrag  sonstiger  Forderungen,  für  welche  das  Schiff  speciell  ver- 
pfändet ist,  nebst  den  für  die  letzten  zwei  Jahre  geschuldeten  Zinsen,  sobald 
dergleichen  Forderungen  aus  Urkunden  konstiren,  welche  geschrieben,  mit 
bestimmtem  Datum  versehen  und  in  das  Handelsregister  eingetragen  sind. 
Die  Rangordnung  dieser  Privilegien  ist  nach  der  Priorität  des  Handels- 
registers zu  regeln. 
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1303.  (XVII.)  Die  oben  aufgeführten  Privilegien,  mit  Ausnahme  der 
des  Art  XIV  No.  1,  7  und  8,  sowie  des  Art.  XVI,  finden  auf  die  ledig- 
lich zur  Binnenschifffahrt  im  Königreiche  bestimmten  Fahrzeuge  keine 
Anwendung. 

1304.  (XVIII.)  Die  oben  vorgeschriebene  Rangordnung  der  privile- 
girten  Forderungen  unter  sich  muss  hinsichtlich  des  Preises  beim  gericht- 
lichen Verkaufe  des  Schiffes  beobachtet  werden,  mit  der  Massgabe  jedoch, 
dass  die  Qerichtskosten  vor  jeder  andern  Forderung  den  Vorzug  haben. 

1305.  (XIX.)  Im  Falle  des  Falliments  oder  der  Zahlungsunfähigkeit 
des  Schiffseigen thümers  sollen  sämmtUche  Forderungen  zu  Lasten  des 
Schiffes  hinsichtlich  des  Verkaufspreises  den  Vorzug  vor  den  Forderungen 
der  andern  Gläubiger  der  Masse  nahen. 

1306.  (XX.)  Der  Verkäufer  eines  Schiffes  ist  verpflichtet,  vor  dem 
Verkaufe  oder  zur  Zeit  desselben  den  Käufer  von  allen  auf  dem  Schiffe 
ruhenden  privilegirteu  Forderungen  in  Kenntniss  zu  setzen  und  ihm  ein 
mit  Namensunterschrift  versehenes  Verzeichniss  derselben  zu  geben. 

Durch  Verschweigung  einer  oder  mehrerer  dieser  Forderungen  kommt 
der  Verkäufer  in  den  Verdacht  der  mala  fides. 

1307.  (XXI.)  Die  durch  irgend  einen  der  im  Art.  XIV  aufge- 
führten Titel  vermerkten  Gläubiger  behalten  ihr  Recht  gegen  das  Scniff 
nach  dem  Verkauf,  so  lange  es  im  Hafen  des  Verkaufs  verbleibt,  und 
60  Tage  nachdem  es  im  Namen  und  für  Rechnung  des  neuen  Eigen- 
thümers  unter  Segel  gegangen  ist. 

1306.  (XXII.)  Ist  der  Verkauf  in  öffentlicher  Versteigerung  und 
mit  Intervention  der  Gerichtsbehörde  geschehen,  und  sind  die  Förmlich- 
keiten des  Gesetzes  erfüllt,  so  erlischt  die  ganze  Haftpflicht  des  Schiffes 
oder  Fahrzeuges  gegenüber  jeglichem  Gläubiger,  vom  Datum  der  Akte 
über  die  Versteigerung. 

1309.  (XXIII.)  Wird  ein  Fahrzeug,  welches  sich  auf  der  Fahrt 
befindet,  verkauft,  so  behalten  die  privilegirteu  Gläubiger  ihre  Rechte  un- 
versehrt, bis  das  Schiff  in  den  Hafen,  wo  es  matrikulirt  ist,  zurückkehrt, 
und  auf  weitere  6  Monate. 

1310.  (XXIV.)  So  lange  die  Haftpflicht  für  die  in  Art.  XIV  speci- 
fizirten  Verpflichtungen  dauert,  kann  das  Fahrzeug  auf  Ersuchen  der 
Gläubiger,  welche  Titel  in  gesetzlicher  Form  aufweisen,  in  welchem  Hafen 
es  sich  auch  befinden  mag,  mit  Beschlag  belegt  werden.  Und  in  der 
Abwesenheit  des  Kassirers  kann  zu  dem  gerichtlichen  Verkaufe  des 
Schiffes  geschritten  werden,  mit  Audienz  und  Citation. 

1311.  (XXV.)  Für  eine  nicht  privilegirte  Schuld  kann  kein  Fahr- 
zeug detinirt  oder  mit  Beschlag  belegt  werden,  ausgenommen  im  Hafen 
seiner  Matrikel,  mit  Verklagung  des  Bigenthümers. 

1312.  (XXVI.)  Kein  befrachtetes  und  zum  Antritt  der  Reise  fertig- 
gestelltes (expedirtes)  Fahrzeug  kann  für  Schulden  des  Rheders,  welcher 
Art  sie  auch  sein  mögen,  mit  Beschlag  belegt  oder  detinirt  werden,  aus- 
genoujmen  wenn  sie  zur  Ausrüstung  und  Vernroviantirung  des  Fahrzeuges 
für  eben  diese  Reise  und  nicht  für  eine  frühere  eingegangen  sind.  Und 
sogar  in  diesem  Falle  haben  die  Wirkungen  der  Beschlagnahme  zu  cessiren, 
wenn  die  übrigen  Interessenten  für  den  Werth  ihrer  respektiven  Antheile 
Bürgschaft  stellen,  und  wenn  der  Kapitain  einen  Revers,  an  denselben 
Ort  zurückzukehren,  unterzeichnet. 

Der  Kapitain,  welcher  die  eingegangene  Verpflichtung  nicht  erföUt, 
haftet   für    die   Schuld,    wenn   sie   eine   rechtmässige   ist,    höhere   Gewalt 
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ausgenommen,    und   er   ist   der  strafgerichtlichen  Verfolgung  unterworfen, 
wenn  Arglist  vorliegt. 

1313.  'XXVII.)  Ausländische  Schiffe,  welche  in  den  Häfen  Portu- 
gals und  seiner  Besitzungen  ankern,  können  fOr  Schulden,  welche  nicbt 
auf  Portugiesischem  Gebiet  und  zum  direkten  Nutzen  eben  dieser  Schiffe 
eingegangen  sind,  nicht  mit  Beschlag  belegt  werden,  ausgenommen  wenn 
der  ursprüngliche  Gläubiger  ein  Portugiese  ist. 

1314.  (XXVIII.)  Kein  Schiff  kann  detinirt,  mit  Beschlag  bele^ 
noch  auch  in  seiner  Totalität  für  Privatschulden  eines  Theilhabers  zur 
Exekution  gebracht  werden.  Die  Exekution  hat  sich  auf  den  einfachen 
Antheil  des  Schuldners  zu  beschränken,  jedoch  ohne  Schädigung  der  freien 
Schifffahrt  des  Fahrzeuges. 

1315.  (XXIX.)  Der  Handel  zwischen  den  Häfen  Portugals,  den 
Portugiesischen  Inseln  und  Besitzungen  in  irgend  einem  Welttheile  kann 
nur  auf  Portugiesischen  Schiffen,  sowohl  fär  Export  wie  Import  und 
wechselweise  geschehen. 

1316.  (XXX.)  Jedes  Portugiesische  Schiff  muss  in  gesetzlicher  Weise  io 
das  Register  eingetragen  und  als  solches  gefahren  werden ;  die  beglaubigte 
Abschrift  des  Registers  ist  eine  der  Urkunden,  welche  sich  an  Bord  be- 
finden müssen. 

1317.  (XXXI.)  In  das  Register  werden  als  Portugiesisch  eingetragen 
nur  die  in  Portugal  gebauten  Schiffe  und  Fahrzeuge,  die  in  rechtlicner 
Weise  erbeuteten  und  als  gute  Prise  erklärten  Schiffe,  —  sowie  die  aus- 
ländischen, von  Portugiesischen  Unterthanen  gekauften,  nachdem  die  w- 
ständige  Abgabe  entrichtet  ist. 

1318.  (XXXI!.)  Die  Re^istrirung  des  Schiffes  wird  bei  der  Auf- 
sichtsbehörde (Intendanz)  des  Hafens,  zu  welchem  das  Schiff  gehört,  vor- 
genommen. Das  von  einem  Ausländer  gekaufte  oder  erbeutete  Schiff  kann 
nur  in  das  Register  von  Lissabon  eingetragen  werden. 

1319.  (XXXIII.)    Das  Register  des  Schiffes  muss  enthalten: 

1.  die  Namen  des  Schiffes; 

2.  dessen  Tonnengehalt,  welcher  durch  ein  Aichungszeugniss  mit  B^ 
Ziehung  auf  dessen  Datum  darzuthun  ist; 

3.  Yor-  und  Zunamen  eines  jeden  Eigenthümers  und  ihre 
Wohnorte : 

4.  die  Zeit  aer  beziehentlichen  Erwerbung  des  Antheils  am  SchiSe. 
mit  Bezugnahme  auf  Art  und  Datum  des  Titels,  und  die  besondere 
Erwähnung  des  Antheiles  eines  jeden  Theilhabers. 

1320.  (XXXIV.)  Das  Register  ist  in  der  betreffenden  Weise  jedes 
Mal  abzuändern,  wenn  eine  Uebertragung  des  ganzen  oder  eines  Toeiles 
seines  Werthes  stattfindet. 


TITEL  n. 
Von  der  Seeparoerie  (paroeria  maritima). 

1321.  (I.)  Seeparcerie  heisst  die  Association,  welche  entweder  die 
Rheder  eines  Schiffes  unter  sich,  —  oder  jene  und  die  Leute  der  Mannschaft, 
—  oder  die  einen  und  die  anderen  mit  den  Eigenthümern  der  Ladung  eio- 
geheur 

Eine  Seeparcerie  kann  desshalb  auf  dreierlei  Weise  stattfinden. 
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1322-  (n.)  Es  giebt  —  1.  eine  Seeparcerie  der  Rheder  oder  Theilhaber 
eines  Schiffes  unter  sich.  Ein  solcher  Vertrag  mass  schriftlich  sein  und  in 
das  Handelsregister,  so  wie  es  hinsichtlich  des  Gesellschaftsvertrages 
gesetzlich  bestimmt  worden  ist,  eingetragen  werden. 

1323.  (III.)  Jeder  Theilhaber  kann  seinen  Antheil  am  Schiffe  abtreten, 
übertrafen,  yeräassern  oder  verkaufen^),  ohne  Anhörung  und  sogar  gegen 
den  Wulen  der  übrigen  Mitinteressenten. 

1824.  (IV.)  Die  Erben  des  verstorbenen  Theilhabers  setzen  mit  den 
übrigen  Mitinteressenten  die  Parcerie  fort 

1325*  (V.)  Die  überwiegende  und  entscheidende  Stimme  hinsichtlich 
der  Bestimmung,  der  Ausrüstung  und  Bemannung  des  Schiffes  hat  die 
Samme  des  grösseren  Antheils  gegen  den  Widerspruch  der  geringeren,  auch 
wenn  jenen  nur  eine  Person  und  letzteren  mehrere^)  besitzen,  indem  der 
Antheil  und  die  Stimmen  in  der  Weise  gezählt  werden,  wie  es  in  dem 
folgenden  Titel  gesetzlich  bestimmt  ist. 

1326.  XVI.)  Die  wegen  des  Schiffes  eingegangenen  Verpflichtungen 
oder  die  übernommene  Hattpflicht  darf  niemals  weder  über  den  Werth 
des  Schiffes  und  seiner  Fracht  hinausgehen,  noch  dieselben  begreifen. 

1327.  (VII.)  Die  Theilhaber  können  unter  sich  einen  regulären 
Gesellschafts  vertrag  bilden:  aber  im  Zweifel  wird  dieser  Vertrag  nicht 
yermutbet.  Ist  er  vorhanaen,  so  ist  er  nach  dem  Rechte  der  Handels- 
gesellschaften zu  regeln. 

1328.  (VIII.)  Jede  Parcerie  wird  in  der  Regel  von  einem  durch  die 
Theilhaber  ernannten  Kassirer  (caixa)  verwaltet.  «Jeder  Theilhaber,  welcher 
in  der  Uandelswelt  als  Geschäftsführer  des  Schiffes,  seiner  Ausbesserung, 
Ausrüstung,  Befrachtung  oder  Expedirung  auftritt,  wird  als  Kassirer  er- 
achtet. Die  Rechte  und  Pflichten  des  Kassirers  von  Schiffen  sind  im  folgen- 
den Titel  bezeichnet. 

1329.  (IX.)  Es  giebt  —  2.  eine  Seeparcerie  bei  einem  Vertrage  über 
SchifflEahrt  auf  Theilung  oder  gemeinsamen  Gewinn.  Diese  Association 
ist  dann  vorhanden,  wenn  die  Leute  der  Bemannung  auf  ihre  Heuer  ver- 
zichten, indem  sie  ihre  Arbeit  und  Verrichtungen  in  die  Parcerie  mit 
den  Rhedern  geben,  dafür  aber  an  den  Frachtgeldern  und  Gewinnen  des 
Schiffes  einen  Gewinnantheil  erhalten,  welcher  im  Verhältniss  zu  der 
Heuer,  die  sie  beziehen  würden,  steht. 

1330.  (X.)  Dieser  Vertrag  muss  in  Gegenwart  sämmtlicher  Asso- 
ciirten  geschrieben  und  von  Allen  unterzeichnet  werden,  unter  ausdrück- 
licher Erwähnung  und  der  specificirten  Bezeichnung  derer,  die  des  Schreibens 


1)  Abweichend  vom  Brasilianischen  Recht,  nach  welchem  der  Theühaber.  der 
seinen  Antheü  am  Schiff  su  verkaufen  beabsichtigt,  verpflichtet  ist,  den  anderen  TheU- 
habem  dies  anzuzeigen;  letztere  haben  ein  Vorrecht  bei  dem  Kaufe  bei  Gleichheit  der 
Bedingungen,  vorausgesetzt,  dass  sie  die  Uebergabe  des  Preises  sofort  bewirken  oder 
denselben  gerichtlich  deponiren,  im  Falle  ein  Streit  entsteht,  Art  489  H.  G.  B.  (cdr. 
Bd.1,2.  Aufl.,  8.694).  Nach  Argentinischem  Recht,  Art  1045  (cfr.  Bd.  1, 2.  Aufl.,  8.201), 
Costa-Rlcanischem  Kecht,  Art  798  (cfr.  Bd.  U,  S.  1.94;  und  Guatemalanischem 
Hecht,  Art.  798  (cfr.  bd.  II,  S.  786)  haben  die  Mittheilhaber  ebentalls  das  Vorkaufs- 
recht, jedoch  ist  die  Ausübung  desselben  an  die  peremptorische  Frist  von  3  Tagen 
geknüpft;  nach  Chilenischem  Recht,  Art  860  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  L,  2.  Aufl.,  S.  777) 
können  die  Mittheilhaber  sich  dem  Verkauf  nicht  widersetzen,  noch  von  dem  Vorkaufs- 
oder Retraktsrecht  Gebrauch  machen,  ausser  bei  entgegenstehender  Vereinbarung, 
ebenso  nach  Oolumbianischem  Recht,  Art  52  des  See-H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.98), 
jedoch  werden  die  Mittheilhaber  bei  gleichem  Gebot  einem  Dritten  vorgezogen  und  ein 
üittheilhaber  dem  anderen,  je  nach  &m  Mehrgebot 

^  cfr.  oben  Note  1  S.  205. 
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unkundig  sind ;   darauf  ist  der  Vertrag  in  das   allgemeine  Handelsregister 
einzutragen. 

1331*  (XI.)  Der  Schiffsmeister  ist  der  rechtmässige  Kassirer  einer 
solchen  Parcerie.  Geht  einer  von  den  Leuten  der  Bemannung  mit  einem 
Dritten  einen  Vertrag  ein,  so  haftet  dafür  die  Association  nicht. 

1332.  (XII.)  Die  Schäden,  welche  dem  Schiffe  durch  die  Schuld 
der  Bemannung  zustossen,  sind  zu  Lasten  der  Gewinne,  welche  sie  be- 
treffen. Die  Schäden,  welche  von  einem  Fehler  in  der  Ausrüstung  her- 
rühren, sind  zu  Lasten  des  oder  der  Eigenthümer  des  Schiffes.  Die  rein 
zufälligen  Schäden  fallen  auf  Alle.  Die  übrigen  Schäden  sind  in  Ge- 
mässheit  der  Bestimmungen  des  Art.  XXII  des  8.  Titels  dieses  Buches 
zu  regeln. 

1333.  (XIII.)  Es  liegt  —  3.  eine  Seeparcerie  vor  bei  einem  Ver 
trage,  welcher  abgeschlossen  wird  zwischen  den  Theilhabern  des  Schiffes, 
den  Leuten  der  Bemannung  und  den  Besitzern  der  verladenen  Gegen- 
stände, indem  die  ersteren  den  Fährlichkeiten  des  Meeres  die  Schiffe,  die 
zweiten  ihre  Heuer,  und  die  dritten  die  verladenen  Waaren  oder  Gelder 
preisgeben,  unter  Theilung  der  Gewinne  im  Verhältniss  zu  ihren  respek- 
tiven  Kapitalien. 

1334.  (XIV.)     Zu  diesem  Behuf  wird  als  Kapital  angesehen : 

1.  hinsichtlich  der  Rheder  des  Schiffes  —  der  Werth  des  letzteren  zur 
Zeit  der  Abschliessung  des  Vertrages; 

2.  hinsichtlich  der  Bemannung  —  der  Betrag  der  beziehen tlichen  Heuer 
eines  Jeden,  welche  bei  Abschliessung  des  Vertrages  zur  Auf- 
stellung dieser  Regel  festgesetzt  worden  ist; 

3.  hinsichtlich  der  Ablader  —  das  Geld,  welches  sie  verschiffen,  oder 
die  Waare,  welche  sie  verladen,  gemäss  dem  laufenden  Preise 
an  dem  Orte  und  zu  der  Zeit,  wo  der  Vertrag  geschlossen  wurde. 

1335.  (XV.)  Ist  zwischen  den  Kontraheuten  kein  schriftlicher  Vertrag 
geschlossen  oder  ist  in  demselben  nicht  genügend  Vorsorge  getroffen  hinsicht- 
lich der  Wahrung  der  respek  tiven  Rechte  der  Theilhaber,  wie  derjenigen 
eines  Dritten,  so  repräsentirt  in  jenem  Falle  und  auf  diese  Weise  der  am  meisten 
Interessirte,  der  sich  an  Bord  befindet,  oder  dessen  Kommissionär  oder, 
in  dessen  Ermangelung,  der  Kapitain  die  Parcerie,  und  es  werden  die 
sämmtlichen  Interessenten  mit  ihren  respektiven  Antheilen,  und  mit  nicht 
mehr,  füi*  Alles,  was  dabei  aus  dem  Betragen  des  Einen  sowohl  wie  des 
Andern  für  die  Association  in  aktiver  wie  in  passiver  Hinsicht  resultiren 
sollte,  haftbar  gemacht. 


TITEL  in. 
Von  den  Sohiffseigenthümem,  -Theilhabern  und  -Kassirern. 

1336.  (I.)  Wenn  zwei  oder  mehr  Personen,  welche  an  dem  näm- 
lichen Schiffe  Antheil  haben,  dasselbe  zu  gemeinschaftlichem  Gebrauche 
verwenden,  so  wird  dadurch  die  gemeinschaftliche  Seeparcerie  gebildet 
Ihre  respektiven  Interessen  werden  aurch  die  Mehrheit  von  Stimmen  nach 
Verhältniss  des  Antheils  eines  Jeden  geregelt.  Der  kleinste  Antheil  zählt 
eine  Stimme;  und  auf  diese  Weise  ist  die  Anzahl  der  Stimmen  eines  jedöi 
der  Theilhaber  zu  bestimmen  durch  Vervielfältigung  (multiple)  des 
kleinsten  Antheils. 
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1337.  (11.)  Der  Antfaeil  eines  jeden  Theilhabers  haftet,  in  seinem  Ver- 
hältniss,  für  die  Erfüllung  der  dem  Theilhaber  obliegenden  Verbindlich- 
keit, zu  der  Ausrüstung  des  Schiffes  beizusteuern. 

1338.  (III.)  Jeder  Theilhaber  an  einem  Schiffe  haftet  persönlich, 
im  Verhältnisse  seines  Antheiles,  für  die  Unkosten  seiner  Ausbesserung 
oder  für  sonstige,  die  auf  Anordnung  der  Parcerie  gemacht  sind. 

1339.  (IV.)  Jeder  Schiffseigenthümer  ist  civilrechtlich  für  die  Hand- 
hmgen  des  Kapitains  oder  Schiffsmeisters,  soweit  sie  auf  das  Schiff  und 
«lessen  Expe<Urung  Bezug  haben,  haftbar. 

In  jedem  Falle  cessirt  die  Haftbarkeit  des  Eigenthümers  durch  den 
Abandon  des  Schiffes  und  der  Fracht,  des  erhaltenen  oder  noch  zu  er- 
haltenden Gewinnes. 

1340.  (V.)  Befindet  sich  ein  Schiff  Behufs  nothwendiger  Reparatur 
in  einem  Hafen,  und  stimmt  die  Majorität  der  Theilhaber  für  die  Repa- 
ratur, so  ist  die  Minorität  verpflichtet,  dem  beizutreten  oder  auf  ihre 
respektiven  Interessenanthelle  zu  Gunsten  der  anderen  Theilhaber,  welche 
dieselben  anzunehmen  verpflichtet  sind,  zu  verzichten.  Der  Werth  ist  in 
solchem  Falle  durch  Sachverständige  zu  schätzen. 

1341.  (VI.)  Eine  Parcerie  kann  nur  aufgelöst  werden,  wenn  die 
Fahrt  beendigt  ist.  In  diesem  Falle  kann  die  Majorität  der  Rheder  dazu 
schreiten,  das  Schiff  verkaufen  zu  lassen. 

1342.  (VII.)  Damit  die  Ernennung  eines  Kassirers  auf  eine  Person, 
die  nicht  Theilhaber  am  Schiffe  ist,  falle,  ist  es  noth wendig,  dass  sämmt- 
liche  Mitinteressenten  einstimmig  in  die  Wahl  willigen.  —  Der  Kassirer 
kann  nach  Ermessen  der  Theilhaber  abberufen  werden. 

1343.  (VIII.)  Der  Kassirer  ist  der  Repräsentant  aller  Mitinteres- 
senten und  darf  in  deren  Namen,  vor  Gericht  sowohl  wie  ausserhalb  des- 
selben, handeln,  vorbehaltlich  der  Einschränkungen  des  vorliegenden  Ge- 
setzbuches oder  den  besonderen  und  ausdrücklich  in  den  Vertrag  über 
die  Theilhaberschaft  eingefügten  Bedingungen. 

1344.  (IX.)  Der  Kassirer  ist  für  die  Schulden  und  Verpflichtungen 
haftbar,  welche  der  Kapitain  Behufs  Ausbesserung,  Instandsetzung  und 
Verproviantirung  des  Schiffes  eingeht.  Der  Kassirer  kann  diese  Verant- 
wortlichkeit nicht  durch  die  Anführung  hinfällig  machen,  dass  der  Kapitain 
seine  Befugnisse  überschreite  oder  gegen  die  ihm  gegebenen  Instruktionen 
und  Befehle  handle,  sobald  der  Gläubiger  nachweist,  dass  die  Summe, 
welche  er  fordert,  zum  Nutzen  des  Schiffes  verwendet  war.  Diese  Ver- 
antwortlichkeit cessirt  nach  Massgabe  der  gesetzlichen  Bestimmungen  des 
Art.  IV  dieses  Titels. 

1345.  (X.)  Der  Kassirer  haftet  Dritten  gegenüber  für  die  Entschä- 
digungen, welche  durch  das  Verfahren  des  Kapitains  in  der  Verwahrung 
der  verladenen  W^aaren  etwa  statthaben  können.  Diese  Verantwortlichkeit 
cessirt  durch  den  Abandon  des  Schiffes  mit  allem  Zubehör  und  Fracht- 
p^eldern,  unter  den  gesetzlichen  Massgaben. 

1346.  (XI.)  Der  Kassirer  haftet  für  keinen  Vertrag,  welchen  der 
Kapitain  zu  seinem  Privatvortheile  abschliesst,  auch  wenn  er  sich  zu  dessen 
Erfällung  des  Schiffes  bedient.  Ebensowenig  haftet  er  für  die  Verpflich- 
tungen, welche  derselbe,  ohne  besondere  schriftliche  Ermächtigung,  über 
die  Grenzen  seiner  Befugnisse  hinaus  eingegangen  ist  öchliesslich 
iiaftet  er  auch  nicht  für  die  Verpflichtungen,  welche  ohne  die  vom  Gesetz 
als  wesentliche  Bedingung  für  ihre  Gütigkeit  vorgeschriebenen  Förmlich- 
keiten eingegangen  worden  sind. 
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1347.  (XII.)  Der  Kassirer  haftet  för  die  Aosschreitungen ,  welche 
Kapitain  und  Mannschaft  auf  der  Fahrt  verüben,  nicht;  we^n  derselben 
findet  nur  ein  direktes  Verfahren  gegen  die  Person  und  das  Vermögen 
des  Schuldigen  statt. 

1348.  (XIII.)  Ihm  steht  ausschliesslich  die  Befugniss  zu^  den  Kapitain 
nach  seinem  Ermessen  anzuwerben  und  zu  entlassen,  ohne  dass  dieser 
Anspruch  auf  irgend  welche  Entschädigung  hat,  sobald  er  vor  Antritt  der 
Fahrt  entlassen  worden;  ausgenommen,  wenn  durch  eine  schriftliche  Ab- 
machung etwas  Anderes  bedungen  ist 

1348.  (XIV.)  Der  entlassene  E!apitain  kann  auf  seine  Mittheilhaber- 
Schaft  verzichten  und  die  Auszahlung  seines  Antheiles  verlangen,  sofern 
er  Theilhaber  am  Schiffe  ist.  Diese  Summe  ist  durch  Sachverständige 
zu  bestimmen. 

1350  (XV)  Dem  Kassirer  des  Schiffes  steht  ausschliesslich  die 
Leitung  über  Alles  zu,  was  zu  seiner  Unterhaltung,  Ausrüstung,  Ver- 
proviantirung  und  Befrachtung  nothwendig  ist. 

1351.  (XVI.)  Doch  darf  der  Kassirer  keine  neue  Fahrt  untemehmeo, 
noch  einen  neuen  Frachtvertrag  abschliessen,  ohne  die  Einwilligang  der 
Mehrzahl   der  Theilhaber. 

1352.  (XVII.)  Der  Kassirer  verpflichtet  dui*ch  sein  Handeln  alle 
Theilhaber,  sei  es  persönlich  oder  im  Verhältniss  ihrer  Antheile,  gemäss 
den  in  Art  III  und  IV.  dieses  Titels  angestellten  Unterscheidungen. 

1353.  (XVmO  Der  Kassirer  haftet  den  Theilhabem  des  Schiffes 
gec^enüber  für  die  Verluste,  welche  diese  erleiden,  wenn  jene  aus  ünred- 
Uchkeit,  Nachlässigkeit  oder  Unvorsichtigkeit  seinerseits  entstanden  sind. 
Sein  Antheil  am  Schiffe  ist  vorzugsweise  dieser  Haftbarkeit  unterworfen. 

1354.  (XIX.)  Der  Kassirer  darf  keine  Reparaturen  oder  sonstige 
Ausgaben  vornehmen,  durch  welche  die  Theilhaber,  gemäss  den  Be- 
stimmungen des  Art.  III  dieses  Titels  persönlich  verpflichtet  werden,  vor- 
behaltlich unter  ihrer  speciellen  Ermächtigung;  selbst  dann,  wenn  die 
allgemeinen  Ausdrücke  des  Vertrages  über  die  Parcerie  das  Gegenteil 
verrauthen  lassen. 

1355.  (XX.)  Der  Kassirer  darf  das  Schiff  nur  mit  ausdrücklicher 
Ermächtigung  Seitens  sämmtlicher  Theilhaber  versichern  lassen. 

1356.  (XXI.)  Der  Kassirer  ist  verpflichtet,  die  Kosten  für  die  auf 
der  Fahrt  bewirkte  Reparatur,  so  wie  die  etwa  zu  verdienende  Fracht 
versichern  zu  lassen. 

1357.  (XXn.)  Sobald  die  Majorität  der  Theilhaber  es  veiiangt, 
ist  der  Kassirer  verpflichtet,  alle  nothwendigen  Berichte  über  Alles,  was 
das  Schiff  angeht,  üoer  Fahrt  und  Ausrüstung  zu  geben  und  die  Bücher, 
Briefe,  Papiere,  Gelder  und  Alles,  was  sonst  in  Beziehung  mit  seiner 
Verwaltung  steht,  vorzulegen. 

1358.  (XXIII.)  Nach  Beendigung  einer  jeden  Fahrt  ist  der  Kassirer 
verpflichtet,  den  Theilhabem  und  sogar  jedem  von  ihnen  eine  Rechnung 
über  seine  Verwaltung  sowohl  hinsichtlich  des  Zustandes  des  Schiffes  una 
der  Parcerie,  wie  über  die  beendigte  Fahrt  abzulegen;  dieser  Rechnung 
sind  die  betreffenden  Beweisstücke  beizufügen.  Der  Kassirer  ist  ver- 
pflichtet, sofort  Jedem  den  auf  ihn  entfallenden  Saldo  auszuzahlen. 

1359.  (XXTV.)  Jeder  der  Theilhaber  ist  verpflichtet,  die  Rechnung 
des  Kassirers  entgegenzunehmen  und  abzuschliessen,  sowie  an  den  Kassirer 


s 


XXVI*    PortDgaL  278 

den  betreffenden  Qnotentheil  des  Saldos,  welcher  demselben  nach  Ausweis 
der  Rechnung  geschuldet  wird,  auszuzahlen. 

1360.  (XXV.)  Die  von  der  Majorität  der  Theilhaber  des  Schiffes 
ertheilte  Billigung  der  Rechnungen  des  Rassirers  hindert  nicht  die  Minorität, 
ihre  etwaigen  Rechte  geltend  zu  machen. 


TITEL  IV. 
Vom  Kapitain  oder  Schifbmeister. 

1361*  (I.)  Kapitain  oder  Schiffsmeister  ist  derjenige,  welcher  gegen 
vereinbarten  Sold  oder  gegen  einen  stipulirten  Antneil  an  dem  Gewinne 
des  Unternehmens  die  Ffihrung  und  Leitung  des  Schiffes  übernimmt,  in 
Aasfährung  der  ihm  zu  diesem  Zweck  ertheuten  Befehle. 

1362.  (II.)  Jeder  Kapitain  oder  Föhrer  von  Portugiesischen  Schiffen 
muss  aos  dem  Reiche  oder  seinen  Besitzungen  gebürtig  sein  ^),  die  gesetz- 
liche Fähigkeit  haben,  zu  kontrahiren  und  sich  zu  verpflichten,  und  in 
der  durch   die  ReglementsverfÜgungen  bestimmten  Weise  oefähigt  sein. 

1363.  (III«)  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  die  Obliegenheiten  eines 
guten  Seemannes  sorgsam  zu  erfüllen  und  den  Eigenthümer  oder  die 
Parcerie  zu  entschädigen,  nicht  nur  für  die  dem  Schiffe  und  dessen  Aus- 
rüstung durch  seine  Unerfahrenheit,  Nachlässigkeit  oder  Untreue  ver- 
ursachten Beschädigungen,  sondern  auch  für  diejenigen,  wegen  deren  die 
Parcerie  aus  diesen  nämlichen  Gründen  Dritten  gegenüber  haftet 

1364.  (IV.)  Die  Haftbarkeit  des  Kapitains  hinsichtlich  der  Ladung 
beginnt,  seitdem  ihm  dieselbe  an  Bord  eingeliefert  wird,  bis  dahin,  wo 
er  sie  am  Löschungsorte  ausladet,  vorbehaltlich  anderer  ausdrücklicher 
Abmachungen  vom  Uegentheil. 

1365.  (V.)  Der  Kapitain  haftet  w^en  der  Schäden,  welche  durch 
eine  Unregelmässigkeit  in  aer  Stauung  und  V  ertheilung  der  verladenen  Güter 
entstehen. 

1366.  (VI.)  Dem  Kapitain*)  steht  es  zu,  für  die  Bildung  der  Schiffs- 
bemannung zu  sorgen,  sowie  die  Offiziere,  Matrosen  und  sonstige  Schiffs- 
bediensteten zu  heuern.  Diese  Formation  und  Heuerung  hat  unter  Anhörung 
des  Eigenthümers  oder  des  Kassirers  zu  erfolgen,  wenn  sie  an  dem  Wohn- 
orte derselben  stattfindet. 

1367.  (Vn.)  Der  Kapitain  ist  der  Befehlshaber  des  Schiffes,  welchem 
die  Bemannung  in  Allem,  was  derselben  von  ihm  im  Dienste  des  Schiffes 
befohlen  wird,  Gehorsam  zu  leisten  hat.  Er  hat  das  Recht,  Korrektional- 
strafen  über  diejenigen  zu  verhängen,  welche  die  Schiffsordnung^  stören, 
sich  gegen  die  Disciplin  vergehen  oder  es  verabsäumen,  den  Dienst  zu 
verrichten,  der  ihnen  nach  den  festgesetzten  Bestimmungen  des  Regle- 
ments obliegt. 

1868.  (VIU.)  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  persönlich  an  Bord 
semes  Schiffes   anwesend   zu  sein  von   dem  Augenblicke  an,   in  welchem 

')  UebereinstiiDmend  mit  dem  Spanischen  Recht  Art.  684  H.  G.  B.  (cf.  unten). 

^  üebereinstimmend  mit  dem  Argentinischen  Recht  Art.  1065  H.  G.  £.  (d 
Bd.  I  2.  Aufl.,  S.  904)  und  dem  Brasilianischen  Recht  Art  499  fl.  G.  B.  (cf.  Bd.  I, 
2.  Aufl.,  S.  596).  während  nach  Spanischem  Recht  dem  Kapitain  nur  ein  Vorschlags- 
recht  zusteht,  die  Anmnstenm^  selbst  aber  dem  Rheder  yorbehalten  ist,  mit  der  Modi- 
fikation, dass  der  SLapitain  mcht  gezwungen  werden  kann,  eine  ihm  nicht  genehme 
Person  in  die  Schübmannschatt  aafsnnehmen,  Art.  689  H.  G.  B.  (et  unten). 

Borebftrdty  H«iidtlar««ht.   IV.  IB 
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die  Seereise  beginnt,  bis  zu  seiner  Ankunft  auf  einer  sicheren  Rhede  oder 
im  sicheren  Haäen. 

1388.  (IX.)  Der  Kapitain  darf  während  der  Fahrt  sein  Schiff  nicht 
verlassen,  in  welcher  Gefahr  er  sich  auch  befinden  möge,  ohne  das  Yoton 
der  Offiziere  und  der  Ersten  der  Schiffsmannschaft  gehört  zu  haben  ;aDd  in 
diesem  Falle  ist  er  verpflichtet,  vorzugsweise  das  Schiffsjournal,  Geld  und 
so  viel  als  möglich  von  den  kostbarsten  Waaren  der  Ladung  mit  sich  zu 
retten,  bei  Strafe  der  persönlichen  Haftbarkeit.  Wenn  in  diesem  Falle 
die  aus  dem  Schiffe  geretteten  Gegenstände  oder  diejenigen,  welche  darin  ver 
bleiben,  durch  ein  zufälliges  Ereigniss  verloren  gehen  oder  ohne  seine 
Schuld   geraubt  werden,    so  haftet  der  Kapitain  nicht. 

1370.  (X.)  Der  Kapitain,  welcher,  wenn  er  f&r  eine  Fahrt  enga 
girt  ist,  es  unterlässt,  die  Vereinbarung  zu  erfüllen,  entweder  dadoith, 
dass  er  die  Fahrt  nicht  unternimmt  oder  das  Schiff  während  derselben 
verlässt,    wird,   ausser   der  Haftbarkeit  dem  Kassirer   und    den    Abladern 

Segen  über  wegen  der  dadurch  entstehenden  Schäden,   für   immer  un&big, 
as  Kommando  irgend  eines  Schiffes  zu  übernehmen. 

1371.  (XI.)  Sobald  der  Kapitain  mit  allem  Noth wendigen  für  die 
Reise  versehen  ist,  ist  er,  sobald  der  Wind  günstig  ist,  verpflichtet, 
unter  Segel  zu  gehen. 

1372.  (XII.)  Es  ist  dem  Kapitain  nicht  gestattet  die  Fahrt  weg^ 
Krankheit  einiger  Offiziere  oder  von  Leuten  der  bemannung  aa&u- 
schieben.  In  diesem  Falle  ist  er  verpflichtet,  sofort  für  den  Ersatä  der 
Kranken  zu  sorgen. 

1373.  (XIII.)  Wenn  dem  Kapitain  im  Augenblicke  der  AbfiJirt 
eine  Krankheit  zustösst,  welche  ihn  unfähig  macht,  das  Schiff  ZQ 
führen,  so  muss  er  einen  andern  Kapitain  an  seine  Stelle  setzen,  ausge- 
nommen, wenn  der  Unterbefehlshaber  (segundo)  im  Stande  ist,  ihn  obe 
Gefahr  für  Schiff  und  Ladung  zu  vertreten. 

Befindet  sich  der  Eigenthümer  oder  der  Kassirer  an  dem  Orte  der 
Abfahrt,  so  darf  die  Stellvertretung  nur  mit  seiner  Zustimmung  geschehen. 

1374  (XIV.)  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  während  der  Fahrt  jede 
günstige  Gelegenheit  zu  benutzen,  um  von  sich  dem  Eigenthümer  oder 
Kassirer  Nacl^icht  zu  geben  und  über  den  Zustand  des  Schiffes  zu  be- 
richten. 

1375.  (XV.)  Jeder  Kapitain  ist  verpflichtet,  über  sämmtliche  Te^ 
ladenen  Waaren  Empfangsbeseneinigungen  entweder  selbst  auszustellen  oder 
durch  seinen  zweiten  Befehlshaber  ausstellen  zu  lassen,  mit  Angabe  ihrer 
Menge,  Marken  oder  Nummern,  um  gegen  die  betreffenden  Konnossemente 
eingetauscht  zu  werden. 

1378.  (XVI.)  Der  Kapitain  muss  Bedacht  darauf  nehmen,  dass  er 
keine  Güter  verlade,  an  denen  Beschädigung,  Mangelhaftigkeit  oder 
schlechter  Zustand  in  der  Verpackung  sichtbar  ist,  onne  dies  in  den 
Empfangsbescheinigungen  oder  Konnossementen  ausdrücklich  zu  erwähnen. 
Mangels  einer  solcnen  Erwähnung  wird  vermuthet,  dass  die  Waaren  in 
gutem  Zustande  und  wohl  verpackt  verladen  worden  waren. 

1377.  (XVII.)  Jeder  Kapitain  ist  verpflichtet,  eine  förmliche  Auf- 
zeichnung von  Allem,  was  sich  auf  die  Verwaltung  des  Schiffes  und  Ereig- 
nisse der  Fahrt  bezieht,  in  drei  gebundenen  und  paginirten  Büchern  w» 
machen,  die  von  der  Behörde,  welche  die  Matrikel  besorgt,  rubricirt 
werden  müssen. 
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Id  das  erste,  welches  Ladangsbuch  (Livro  da  carga)  zu  betiteln 
ist,  IDU88  der  Eingang  und  Ausgang  sämmtlicher  verladenen  Güter  ver- 
zeichnet werden,  nebst  Angabe  der  Marken  und  N'ummem  der  Stücke, 
der  Namen  der  Ablader  und  Konsignatare,  der  Lade-  und  Löschungs- 
häfen und  der  zu  entrichtenden  Frachtgelder.  In  eben  dieses  Buch  sind 
die  Nameui  Abfahrts-  und  Bestimmungsorte  der  Passagiere  einzutragen. 

In  das  zweite,  welches  Rechnungsbuch  (Livro  de  razao)  zu  be- 
titeln ist,  sind  die  Rechnungen  über  die  Interessen  des  Schiffes  einzutragen, 
indem  Artikel  für  Artikel  Alles  notirt  wird,  was  der  Kapitain  einnimmt| 
und  was  er  ausgiebt  für  Reparaturen,  Takelage,  Lebensmittel,  Gehälter 
und  andere  Gegenstände,  und  im  Allgemeinen  Alles,  was  in  Beziehung 
mit  dem  Schiffe  und  seiner  Ladung  steht,  oder  welches  Grund  zu  einer 
Rechnunglegung    oder    zur    Anstellung    oder    Kontestation    einer    Klage 

feben  könnte.  Der  Kapitän  hat  in  dieses  Buch  ebenfalls  die  Vor-  und 
unamen  und  Wohnorte  der  ganzen  Bemannung  einzutragen,  sowie  ihre 
Heuer,  die  ihnen  auf  ihre  Heuer  vorgestreckten  Gelder  oder  die  an  die 
betreffenden  Familien  gerichteten  Zahlungsanweisungen. 

In  das  dritte,  welches  Schiffstagebuch  (Diario  da  navega^ao)  zu 
betiteln  ist,  muss  eingetragen  werden: 

1.  der  tägliche  Stand  von  Wetter  und  Wind; 

2.  der  tägliche  Fortgang  oder  Aufenthalt  des  Schiffes; 

3.  der  Längen-   und   Breitengrad,   unter  welchen  das  Schiff  sich  be- 
findet, Tag  für  Tag; 

4.  alle    dem  Schiffe   und   seiner   Ladung   zugestossenen  Unfälle   und 
deren  Ursachen; 

5.  der  innere  Zustand,  soweit  möglich,  von  Allem,  was  durch  einen  Zufall 
verdirbt,  und  von  Allem,   was  gekappt  oder  im  Stich  gelassen  ist; 

6.  der  genommene  Kurs  und  die  Gründe  der  Abweichangen,    sowohl 
der  gezwungenen  wie  der  freiwilligen; 

7.  die  den  Offizieren  und  Leuten  der  Mannschaft  ertheilte  Entlassung 
und  deren  Grründe; 

8.  alle  im  Rathe  mit  den  Ersten  der  Bemannung   in  den  durch  vor- 
liegendes Gesetzbuch  bestimmten  Fällen  ge&ssten  Beschlüsse. 

Dieses  Bach  muss  fortlaufend  und  datirt  und  täglich  von  dem  Kapi- 
tarn  und  dem  Unterbefehlshaber,  wenn  Wetter  und  Umstände  es  gestatten, 
unterschrieben  werden.  Die  ersteren  beiden  Bücher  sind  nur  vom  ^pitain 
zu  unterzeichnen.*) 

1378.  (XVIII.)  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  bevor  er  Fracht  ftir 
eine  Seefifthrt  ausserhalb  annimmt,  auf  Ansuchen  und  Kosten  dessen,  der 
daran  ein  Interesse  hat,  darch  vereidigte  Sachverständige  und  auf  Anord- 
nung der  betreffenden  Ortsbehörde  untersuchen  zu  lassen,  ob  das  Schiff 
seetüchtig  ist,  d.  h.  ob  es  mit  allem  Nothwendigen  versehen  und  in  einem 
tüchtigen  Zustande  ist,  um  die  Fahrt  zu  machen.  Das  Protokoll  über 
diese  Untersuchung  ist  in  dem  Sekretariat  des  Handelsgerichts  des  Distriktes 
niederzalegen. 

1379.  (XIX.)  Jeder  Schiffskapitain,  der  eine  Seefahrt  nach  ausser- 
halb unternimmt,  ist  an  Bord  zu  haben  verpflichtet: 

1.  den  eingetragenen  Eigenthumstitel  des  Schiffes; 

2.  den  Pass; 

3.  die  Musterrolle; 

4.  die  Konnossemente  und  Frachtverträge; 


1)  Uebereinstiiimiend  mit  dem  Spanischen  Recht  Art.  646  (cf.  unten). 
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5.  die  Quittungen  über  Zahlung   der  Hafen-,  Lootsen-   und   sonstige 
andere  Gebühren; 

6.  ein  Exemplar  des  Handelsgesetzbuches« 

1380.  (XX.)  Wenn  einer  oder  mehrere  der  Theilhaber,  nach  gehörige 
Aufforderung,  es  unterlassen,  ihren  Antheil  beziehentlich  zu  den  noth wendigen 
AusrüstungsKosten  des  Schiffes  beizusteuern,  so  kann  der  Eapitain,  nach 
erhaltener  Ermächtigung  Seitens  des  Gerichts  24  Stunden,  nachdem  die 
Aufforderung  an  die  sich  Weigernden  ergangen,  auf  ihren  Antheil  am 
Schiffe    ein  Darlelin    aufnehmen    und    selbst    durch  Bodmereivertrag. 

1381.  (XXI.)  Kein  Kapitain  darf  freiwillig  in  einen  von  dem  Be- 
stimmungshafen verschiedenen  Hafen  einlaufen.  Geschieht  das  Anlaufen 
durch  seine  Schuld,  Nachlässigkeit  oder  ünerffthrenheit,  so  hat  der  Kapitain 
dem  Kassirer  und  den  Abladern  gegenüber  wegen  der  daraus  herrühren- 
den Kosten  und  Schäden  zu  haften. 

1382.  (XXII.)  Wenn  der  Kapitain  nach  der  Abfahrt  die  Kunde 
erhält,  dass  das  Königreich  sich  in  Kriegszustand  befindet,  und  dass  seine 
Flagge  nicht  frei  ist,  so  ist  er  verpflichtet,  in  den  ersten  neutralen  Hafen 
einzulaufen  und  dort  zu  bleiben,  bis  zur  Wiederherstellung  des  Friedens, 
oder  bis  er  unter  Konvoi  oder  auf  eine  andere  sichere  Weise  abfahren 
kann,  oder  bis  er  bestimmte  Ordres  erhält,  sowohl  von  dem  Besitzer 
oder  Kassirer  des  Schiffes,  wie  von  den  an  der  Ladung  Interessirten. 

1383.  (XXni.)  Uer  Kapitain  hat  die  Verpflichtung,  die  noth- 
wendigen  Lootsen  anzunehmen,  sobald  es  das  Gesetz,  der  Gebrauch  oder 
die  Vorsicht  erheischen. 

1384.  (XXXIV.)  Der  Kapitain  hat  die  Verpflichtung,  das  Schiff 
und  die  Ladung  im  Falle  der  Wegnahme,  Beschlagnahme  oder  Detinirung  za 
reklamiien.  Er  muss  sofort  und  auf  alle  nur  mögliche  Weise  sowohl 
den  Kassirer  oder  Eigenthümer  des  Schiffes  wie  die  Ablader  oder  Kon- 
signatare der  Ladung  von  der  Lage  des  Schiffes  und  der  Ladung 
in  Kenntniss  setzen.  So  lange  er  deren  definitive  Ordres  abwartet,  muss 
er  die  vorläufigen  und  allerdringendsten  Bestimmungen  zur  Wahrung 
von  Schiff  und  Ladung  treffen. 

1385.  (XXV.)  In  dem  Falle  des  vorhergehenden  Artikels  hat  die 
Majorität  der  Theilhaber  und  der  Ablader  gemäss  ihrem  Antheil  an  der 
Ladung  zu  entscheiden,  jeder  soweit  es  ihn  angeht,  —  und  der  Beschlnss 
ist  bindend  für  die  Minorität. 

Wenn  die  Majorität  sich  dafür  entscheidet,  nicht  zu  reklamiren,  so 
hat  die  Minorität  die  Wahl,  ihr  Recht  auf  ihre  Kosten  zu  verfolgen,  indem 
ihr  das  Recht  vorbehalten  bleibt,  die  Majorität  für  den  Vortheil,  welchen 
sie  im  Fall  des  Gelingens  der  Reklamation  erlangt  (zu  den  Kosten),  be- 
tragen zu  lassen. 

1386.  (XIXVL)  Der  Kapitain  darf  ohne  rechtmässigen  Grund  auf 
der  Fahrt  weder  einen  Offizier,  noch  einen  IVfann  aus  der  Schiffsbesatzung 
entlassen. 

1387.  (XX Vn.)  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  das  Votum  der  Eigen- 
timmer  des  Schiffes,  der  A blauer  oder  deren  Bevollmächtigten,  sofern  sie 
an  Bord  sind,  einzuholen  und  in  allen  Fällen  die  Offiziere  oder  die  Ersten 
der  Mannschaft  zu  Rathe  zu  ziehen ,  bei  jedem  wichtigen  Ereigniss,  wie 
beim  Untersegelgehen ,  beim  im  Stichlassen  von  Ankern,  beim  Kappen 
von  Tauen  oder  Masten,  beim  Auswerfen  von  Waaren,  beim  Annehmen 
von  Booten  zur  Löschung,  beim  gezwungenen  Anlaufen  eines  Hafens  oder 
beim  Strandenlassen. 
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Findet  Heinongsverschiedenheit  statt,  so  prävalirt  die  Meinung  des 
Eapitains.^) 

1388.  (XXVIII.)  Im  Falle  des  Seewurfs  ist  der  Kapitain  ver- 
pflichtet, wenn  möglich,  vorzugsweise  die  am  wenigsten  noth wendigen, 
die  dem  Gewicht  nach  schwersten  und  die  mindestwerthigen  Gegenstände 
zu  werfen,  dann  die  Waaren  des  ersten  Verdeckes  nach  seiner  Wahl,  jedoch 
nachdem  er  bei  Allem  das  Votum  der  Ersten  der  Mannschaft  gehört 
hat.  Der  Kapitain  muss,  sobald  er  kann,  die  gefassten  Beschlüsse  zu 
Papier  bringen.  Das  Schriftstück  muss  enthalten:  die  Gründe,  die  zum 
Seewurf  bestimmt  haben,  —  die  Aufzählung  der  geworfenen  oder  be- 
schädigten Güter,  —  die  Unterschrift  der  zur  Berathuug  zugezogenen 
Personen  oder  die  Gründe,  weshalb  sie  nicht  unterschreiben  wollten. 
Dieser  Beschluss  ist  in  das  Schiffstagebuch  einzutragen. 

1389.  (XXIX.)  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  so  bald  als  möglich 
nach  seiner  Ankunft  im  ersten  Uafen,  den  das  Schiff  anläuft,  eidlich  die 
Wahrheit  der  Thatsachen  zu  bekräftigen,  welche  in  dem,  in  das  Schiffs- 
tagebuch eingetragenen  Beschlüsse  erwähnt  sind. 

1390.  (XXX.)  Das  Schiff  und  die  Fracht  haften  den  Abladern  gegen- 
über wegen  der  Schäden,  welche  durch  Kachlässigkeit,  Unerfahrenheit  oder 
Unredlichkeit  des  Kapitains  der  Ladung  verursacht  sind;  und  die  Eigen- 
thümer  oder  Theilhaber  haben  einen  Klageanspruch  gegen  den  Kapitain 
wegen  Entschädigung  oder  wegen  Betruges,  je  nach  den  Umständen. 

1391.  (XXXI.)  Der  Kapitain  haftet  wegen  jeden  Schadens,  welcher 
den  Waaren,  die  er  ohne  schriftliche  Zustimmung  des  Abladers  auf  das 
Verdeck  geladen  hat,  zustossen  könnte. 

1392.  (XXXTT.)  Ist  der  Bestimmungshafen  blokirt,  so  ist  der 
Kapitain,  falls  er  keine  gegentheiligen  Ordres  hat,  verpflichtet,  einen  benach- 
barten Hafen  derselben  Macht,  dessen  Einfahrt  ihm  gestattet  wird,  anzu- 
laufen. In  diesem  Falle  finden  die  Bestimmungen  des  Art,  XXII  dieses 
Titels  Anwendung. 

1393.  (XXaTII.)  An  dem  Wohnorte  der  Eigenthümer,  oder  ihrer 
BeTollmächtigten  oder  Korrespondenten,  ist  es  dem  Kapitain  verboten, 
ohne  ihre  oder  des  Kassirers  besoadere  Ermächtigung  an  der  Reparatur 
des  Schiffes  arbeiten  zu  lassen,  Segel,  Tauwerk  und  sonstige  Gegenstände 
für  das  Schiff  zu  kaufen,  oder  zu  diesem  Zwecke  Gelder  auf  den  Schiffs- 
körper  aufzunehmen    oder  das  Schiff  ganz  oder  theilweise  zu  verfrachten. 

1394.  (XXXIV.)  Wenn  im  Verlauf  der  Fahrt  Renaraturen  oder 
der  Kauf  von  Lebensmitteln  nothweodig  werden  uud  die  Umstände  oder 
fintfemung  vom  Wohnorte  der  Eigenthümer  des  Schiffes  oder  der  Ladung 
nicht  erlauben,  deren  Ordres  einzuholen,   so  kann  der  Kapitain,    nachdem 


*}  Ans  dieser  Bestinunongj  ist  hiemach  wohl  zu  folgern,  dass  der  Kapitain  bei 
üebere  in  Stimmung  der  Majorität  deren  Meinung  auszuführen  hat.  Nach  Spa- 
nischem Recht  ist  der  Kapitain  unbedingt  an  das  Votum  der  Mehrheit  gebunden, 
Art.  969  H.  G.  B.  (cfr.  nnten).  Nach  Argentinischem  Recht  Art.  1091  H.  G.  £. 
(cfr.  Bd.  1,  2.Anfl.,  S.  208—209;  und  nach  Brasilianischem  Recht  Art.  509  H.  G.  B. 
(eft.  Bd.  ],  2.  Aufl.,  S.  598)  kann  der  Kapitain  bei  solchen  ßerathungen  und  bei  allen 
ttbrigen  Beschlüssen,  welche  er  in  Uebereinstimmung  mit  allen  Schiffsofnzieren  zu  fassen 
▼erpflicbtet  ist,  sofern  er  es  für  augemessen  erachtet,  unter  seiner  persönlichen  Ver- 
antwortlichkeit gegen  die  Meinung  der  Majorität  handeln.  Nach  Deutschem  Recht 
Art.  485  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  11^  S.  &l)  ist  es  in  das  Ermessen  des  Schifters  gestellt,  ob 
er  einen  Schifirath  halten  will,  und  er  ist,  wenn  dies  im  Falle  der  Gefahr  ffeschieht, 
gleicliwohl  an  die  gefassten  Beschlüsse  nicht  gebunden^  wie  er  andererseits  filr  die  ge- 
troffenen Massregem  (auch' wenn  solche  in  Ueoereinstimmung  mit  den  Beschlüssen  des 
Sehiffsrathes  erg^en  sind)  yerantwortUch  bleibt 
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die  Kothwendigkeit  darch  ein  von  den  Ersten  der  Bemannung  unter- 
schriebenes Schriftstück  dargethan  ist,  und  nachdem  er  sich  hierzu  durch 
den  Konsul  oder,  in  dessen  Ermangelung,  durch  die  Ortsbehörde  hat 
autorisiren  lassen,  die  Reparatur  vornehmen  und  die  nothwendigen  Lebens 
mittel  kaufen;  fehlen  ihm  hierzu  die  Gelder,  so  kann  er  auf  den  Kassirer 
oder  die  Eigenthümer  des  Schiffes  Wechsel  ziehen,  oder  mit  der  selben 
Autorisation  auf  Rumpf  und  Eiel  und  im  Nothfalle  auch  auf  die  Ladan;: 
Bodmereigelder  aufnehmen;  oder,  wenn  es  nicht  möglich  ist,  den  Bodmerei- 
vertrajz  ganz  oder  theilweise  zu  verwirklichen,  so  ist  er  befugt,  Waaren  bis 
zum  Setrage  der  nöthigen  Summe  öffentlich  zu  verkaufen. 

1395.  (XXXV.)  Die  Eigenthümer  des  Schiffes  oder  in  deren  Namen 
der  Kapitain  müssen  die  unter  solchen  Umständen  verkauften  Waaren 
nach  dem  laufenden  Preise,  welchen  Waaren  von  derselben  Qualität  im  Be- 
stimmungshafen zui'  Zeit  der  Ankunft  des  Schiffes  haben,  in  RechnuDg 
stellen.  Ist  der  laufende  Preis  niedriger,  als  der  Verkaufspreis,  so  gehört 
der  Nutzen  dem  Eigenthümer  der  Waaren.  Kann  das  Schiff  den  Bestim- 
mungshafen nicht  en-eichen,  so  wird  der  Preis  des  Verkaufes  in  die  Rech- 
nung gestellt 

1396.  (XXXVI.)  Die  Vei-pflichtungen,  welche  der  Kapitain  hin- 
sichtlich der  Keparaturen,  Instandsetzung  und  Verproviantirung  des  Schiffes 
eingeht,  fallen  dem  Kassirer  zur  Last  und  machen  den  Kapitain  für  deren 
Erfüllung  nicht  persönlich  haftbar,  ausgenommen,  wenn  er  sieh  aus- 
drücklich mit  seiner  persönlichen  Verantwortlichkeit  haftbar  macht,  dA- 
durch,  dass  er  Wechselbriefe  oder  Zahlungsversprechen  in  seinem  eigenen 
Namen  unterschreibt. 

1897.  (XXX Vn.)  Wenn  dem  Schiffe  auf  der  Fahrt  die  Lebens- 
mittel mangeln,  so  kann  der  Kapitain,  nach  eingeholtem  Votum  der 
Ersten  der  Bemannung,  diejenigen,  weiche  in  ihrem  Privatbesitz  Lebens- 
mittel haben,  zwingen,  dieselben  gegen  die  Verpflichtung  seinerseits,  ihnen 
den  Werth  derselben  zu  bezahlen,  zum  allgemeinen  Besten   herzugeben.^) 

1398.  CXXXVni.)  Der  Kapitain  ist  vor  der  Abfahrt  von  einem 
Punkte  gezwungener  Anlandung,  oder  bevor  er  die  Rückreise  nach  dem 
Königliche  antritt,  verpflichtet,  an  den  Kassirer  oder  den  Eigenthümer  des 
Schiffes  eine  von  ihm  unterzeichnete  Rechnung  einzusenden,  enthaltend  den 
Zustand  der  Ladung,  den  Preis  der  für  Rechnung  des  Schiffes  verladenen 
Güter,  die  Ausgaben  für  Reparaturen  und  andere,  die  als  Darlehn  auf 
genommenen  Gelder,  sowie  Namen  und  Wohnort  der  Darleiher. 

1399.  (XXXIX.)  Es  ist  dem  Kapitain  gestattet,  bevor  er  die  im 
vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Fahrt  unternimmt,  die  für  Rechnung  des 
Schiffes  verladenen  Güter,  sowie  die  für  Rechnung  eben  dieses  Schiffes  als 
Vorschuss  erhaltenen  Gelder  versichern  zu  lassen;  jedoch  hat  er  die 
Verpflichtung,  den  Kassirer  oder  Eigenthümer  davon,  was  er  thut,  in 
Kenntniss  zu  setzen,  unter  Uebersendung  jener  Rechnungen. 

1400.  (XL.)  Der  Kapitain,  welcher  ohne  Noth  Gelder  auf  den  Kumpf^ 
die  Ausrüstung  oder  die  Lebensmittel  des  Schiffes  aubiimmt,  Waaren 
oder  Lebensmittel  verpfändet  oder  verkauft,  oder  in  seinen  Rechnungen 
erdichtete  Havarien  oder  Kosten  aufführt,  ist  den  Interessenten  gegenüber 
haftbar  und  persönlich  verpflichtet,  das  Geld  oder  den  Werth  der  Waaren 
zu  bezahlen,  unbeschadet  der  etwa  statthabenden  strafirechtlichen  Verfolgung. 


^)  üeber einstimmend  das  Argentinische  Recht  Art.  1108  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  L 
2.  Aufl.,  S.  212)  nnd  das  Spanische  Recht  Art  663  (cir.  unten). 
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1401.  (XLI.)  Ausser  dem  Fall  der  rechtmässig  nachgewiesenen  See- 
untüchtigkeit des  Schiffes  darf  der  Kapitain  das  Schiff  ohne  besondere 
ErmächtigaDg  Seitens  der  Eigenthümer  aesselben  nicht  verkaufen,  thut  er 
es  dennoch,  so  ist  der  Verkauf  nichtig,  und  der  Kapitain  ist  verpflichtet, 
persönlich  für  alle  Verluste  und  Schäden  zu  haften,  unbeschadet  der 
etwa  statthabenden  strafrechtlichen  Verfolgung. 

•  1402.  (XLII.)  Der  Kapitain  darf  auf  seinem  Schiffe  keine  Waaren 
für  eigene  Rechnung  verladen,  ohne  für  dieselben  Fracht  zu  zahlen  und 
ohne  aie  Zustimmung  der  Eigenthümer  oder  des  Kassirers  des  Schiffes 
oder,  falls  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet  ist,  ohne  die  Zustimmung  der 
Befrachter;  ausgenommen  wenn  er  im  ersten  Falle  durch  seinen  Ver- 
dingungsvertrag,  im  zweiten  durch  den  Frachtvertrag  dazu  autorisirt  wäre. 

1403.  (XLin.)  Der  Kapitain,  welcher  in  Parcerie  an  gemein- 
samem Gewinne  hinsichtlich  der  Ladung  fkhrt,  darf  für  seine  Privatrech- 
nung  kein  Geschäft  und  keinen  Handel  treiben,  sofern  nicht  eine  entgegen- 
gesetzte Vereinbarung  vorliegt,  wie  das  Gesetz  im  Allgemeinen  bestimmt. 

1404.  (XLIV.)  Im  Falle  der  Zuwiderhandlung  gegen  die  beiden 
vorhergehenden  Artikel  werden  die  vom  Kapitain  für  seine  eigene  Rech- 
nung verladenen  Güter  zum  Nutzen  der  übrigen  Ladungsinteressenten 
konnscirt. 

1405.  (XLV.)  Jeder  Schiffskapitain  ist  verpflichtet,  innerhalb 
24  Stunden  nach  seinem  Einlaufen  in  einen  Hafen  sein  Schiffstagebuch  zur 
Prüfung  vorzulegen  und  seinen  Bericht  oder  seine  Verklarung  abzulegen. 

Der  Bericht  muss  enthalten: 

1.  Ort  und  Zeit  der  Abreise; 

2.  den  genonmienen  Kurs; 

3.  die  Unfälle,    die   vorgekommen  sind;  die  Unordnungen,  die  statt- 

fefunden  haben,  sowie  sonstige  bemerkenswerthe  Begebenheiten  der 
'ahrt. 

1406.  (XL VI.)  Der  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Bericht  muss 
dem  Portugiesischen  Konsul  oder,  m  dessen  Ermangelung,  dem  Magistrate 
oder  der  zuständigen  Ortsbehörde,  wenn  der  Kapitain  in  einen  ausländischen 
Hafen  einläuft,  vorgelegt  werden.  Läuft  er  in  emen  Hafen  des  Königi*eiches 
oder  seiner  Kolonien  ein,  so  ist  der  Bericht  dem  Ortsrichter  oder  der 
gesetzlich  hierzu  bestellten  Behörde  vorzulegen. 

1407.  (XL VII.)  Welcher  Ort  es  auch  sei,  wo  der  Kapitain  seinen 
Bericht  anfertigt  und  vorlegt,  so  ist  er  verpflichtet,  sein  Schiffstagebuch  von 
der  Behörde,  welche  den  Bericht  entgegennimmt,  beglaubigen  zu  lassen. 
Der  Kapitain  ist  ebenfalls  verpflichtet,  zu  jeder  Zeit  dieses  Tagebuch 
den  interessirten  Theilen  auszuhändigen  und  zu  gestatten,  dass  aus  dem- 
selben Abschriften  oder  Auszüge  genommen  werden. 

1406.  (XLVnL)  Jeder  Kapitain  ist  verpflichtet,  im  Falle  von 
Schiffbruch,  Einlaufen  in  einen  Nothnafen  oder  Havarien,  mit  Bezug  darauf 
einen  authentischen  Bericht  (Verklarung)  zusammen  mit  aUen  etwa  an 
Bord  gebliebenen  Offizieren  und  Leuten  der  Mannschaft  anzufertigen. 
IHeser  Bericht  muss  in  dem  ersten  Orte,  der  angelaufen  wird,  erfolgen« 

1409.  (XLIX.)  Sämmtliche  Verklarungen  oder  Proteste,  dazu  be- 
stimmt, Verluste,  Unfälle,  Havarien  oder  sonstige  Reklamationen  zu  be- 
weisen, müssen  eidlich  vor  der  zuständigen  Behörde  bestätigt  werden, 
welche  letztere  den  Kapitain,  die  Offiziere,  die  Bemannung  und  sogar  die 
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Passagiere^)   über  die  Umstände  der   entwickelten  Thatsachen  vemehmeD 
kann. 

Den  interessirten  Theilen  bleibt   der  Gegenbeweis  vorbehalten. 

1410.  (LO  Der  Eapitain  hat  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  vor  der 
Löschung  die  Waaren  an  bord  des  Schiffes  gezählt,  gemessen  oder  gewogen 
werden,  in  allen  Fällen,  in  welchen  er  für  ihre  Zahl,  ihr  Gewicht  oder  ihr 
Maass  haftbar  ist. 

1411.  (LI.)  Nach  Beendigung  einer  jeden  Fahrt  ist  der  Kapitain 
verpflichtet,  tlber  seine  Geschäftsführung,  soweit  sie  auf  das  SchiflT  und 
die  Ladung  Bezug  hat,  dem  Eigenthümer  oder  Eassirer  des  Schiffes 
Rechnung  zu  legen,  indem  er  gegen  Quittung  das  baare  Geld,  die  betreffen- 
den Bücher  und  Papiere  auszuliefern  hat 

1412.  (LIL)  Der  Eigenthümer  oder  Kassirer  des  Schiffes  ist  vtr- 
pflichtet,  unverzüglich  diese  Rechnung  zu  jjrüfen  und,  wenn  in  Ordnung 
befunden,  abznscnliessen  und  dem  Kapitain  die  demselben  geschuldete 
Summe  unverzüglich  zu  zahlen. 

1413.  (Lin.)  Entsteht  über  die  Rechnung  Streit,  so  ist  der  Eigen- 
thtlmer  oder  Eassirer  verpflichtet,  dem  Kapitain  das  ausbedungene  Salair 
provisorisch  zu  zahlen,  indem  dieser  Bürgschaft  stellt,  dasselbe,  wenn 
Anlass  ist,  zurückzugeben;  und  der  Kapitain  ist  verpflichtet,  sein  Ta^ 
buch,  seine  Bücher  und  Dokumente  zum  Gebrauch  sämmtlicher  Parteien 
in  dem  Sekretariat  des  Handelsgerichts  des  Hafens  niederzulegen. 

1414.  (LIV.)  Ist  der  Kapitain  durch  Vertrag  an  dem  Gewinn  des 
Schiffes  interessirt,  so  sind  hinsichtlich  seiner  die  über  die  Handelsgesell- 
schaften oder  über  die  Seeparcerie  je  nach  dem  Vertrage  aufgestellten 
Bestimmungen  zu  beachten. 

1415.  (LV.)  Der  Kapitain  hat  fiir  sein  Salair  und  die  versprochenen 
oder  gebräuchlichen  Gratifikationen  Privileg  auf  das  Schiff,  dessen  Take- 
lage, Ausrüstung  und  Fracht. 

1416.  (LVI.)  Jede  Verbindlichkeit,  für  welche  der  Kapitain,  wenn 
er  Theilhaber  ist,  der  Parcerie  gegenüber  haftet,  hat  Privileg  auf  dcD  An- 
theil  und  die  betreffenden  Gewinne  des  Kapitains. 

1417.  (LVIL)  Ist  der  Kapitain  der  einzige  Eigenthümer  des  Schiffes, 
so  haftet  er  den  Abladern  oder  Befrachtem  gegenüoer  für  sämmtliche  so- 
wohl den  Kapitainen  wie  den  Eigenthümern  der  Schiffe  auferlegten  Ver- 
pflichtungen. 

1418.  (LVm.)  Ausser  den  im  vorliegenden  Gesetzbuche  specificir- 
ten  Verpflichtungen  sind  die  Kapitaine  verbunden,  alle  Pflichten,  welche 
ihnen  in  See-  und  Steuerreglements  auferlegt  werden,  soweit  es  sie  angebt 
zu  erfüllen. 


^}  Die  gleiche  Bestimmung  enthalten  das  Aegvptische  Recht  Art  62  H.  G.  B. 
(cfir.  Bd.I,  2.  Anfl.,  S.  48),  das  Argentinische  Recht  Art.  1097  H.  a.  B.  (cfr.  Bd.  I, 
2.  Aufl.,  S.  210),  das  Belgische  Recht  Art.  87  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  L  2.  Aufl.,  S.  858X 
das  Brasilianische  Recht  Art.  605  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  8.  597),  das  Chile- 
nische Recht  Art  905  No.  9  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  786).  das  Columhianische  Hecht 
Art  98  No.  9  (cfr.  Bd.  U,  S.  108),  das  Gosta-Ricanische  Recht  Art  598  (cfr.  Bd.  II, 
S.  199),  das  Französische  Recht  Art  247  (cfr.  Bd.  II,  S.  565).  das  Griechische 
Recht  Art.  247  (cfr.  Bd.  11,  S.  651),  das  Gnatemalanisohe  Recht  Art  783  (cfr. 
Bd.  II,  S.  787)  nnd  das  Haitianische  Recht  Art  244  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  IL,  S.  782). 
während  das  Deutsche  Recht  Art.  493  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  4(tö)  nur  die  Yer- 
nehmung  der  Schiffsbesatxong  yorschreibt 
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TITEL  V. 
Von  dem  Hochbootsmann  und  dem  Steuermann. 

1419.  (!•)  Die  Vorschriften  und  Obliegenheiten,  betreffend  den 
Ejipitain  oder  Schiffsfdhrer,  sind  anwendbar  und  bindend  ftir  den  Steuer- 
mann und  Hochbootsmann  oder  Unterbefehlshaber  des  Fahrzeuges,  wenn 
letztere  im  ausdrücklichen  Auftrage  oder  wegen  Krankheit,  Tod  oder 
Abwesenheit  des  Eapitains  denselben  vertreten. 

1480.  (ü.)  Der  Hochbootsmann  oder  Unterbefehlshabec  (segundo) 
des  Schiffes,  welcher  bei  Annahme  und  Uebergabe  von  Waaren  oder 
sonstigen  Effekten  die  Ordres,  Empfangsbescheinigungen  und  alle  anderen 
Beweisdokumente  seiner  Handlung  nicht  fordert,  aufbewahrt  und  dem 
Eapitain  einhändigt,  haftet  fUr  die  dadurch  entstehenden  Verluste  und 
Schäden. 

142L  O^'l  ^^  Steuermann,  welcher  durch  Unwissenheit,  Nach- 
lässigkeit oder  Bosheit  das  Schiff  zu  Grunde  richtet  oder  ihm  Schaden 
zufligt,  ist  verpflichtet,  den  Schaden  zu  erstatten  und  wird  abgesetzt,  ab- 
gesehen davon,  dass  er  in  die  sonstigen  Kriminalstrafen  verfällt,  welche 
wegen  Arglist  Platz  greifen. 

1422.  (IV.)  Die  Befähigung  und  die  Pflichten  des  zweiten  Steuer- 
manns, Hochoootsmannes  und  der  übrigen  Eisten  der  Bemannung  in  ihrer 
respektiven  Eigenschaft  als  BordofGziere  sind  in  den  Marinereglements  vor- 
geschrieben. 


TITEL  VI, 
Vom  Superkargo. 

1423.  (I.)  Welches  auch  immer  die  Ausdehnung  der  einem  Super- 
kargo  eingeräumten  Vollmacht  sein  mag,  so  sind  seine  Befugnisse  stets 
dem  allgemeinen  Interesse  des  Schiffes  und  der  Ladung  unterzuordnen. 

1424.  (II.)  Die  Superkargos  können  in  Schiff  und  Ladung  den 
Theil  der  ökonomischen  Verwaltung  ausüben,  welcher  in  ihren  Instruk- 
tionen ausdrücklich  bezeichnet  ist;  aber  sie  dürfen  sich  nicht  in  die  aus- 
schliesslichen Befu^isse  der  Schiffskapitaine  hinsichtlich  der  technischen 
Leitung  und  des  Oberbefehls  mischen.  Die  Geschäftsführung  des  Kapitains, 
welche  von  dessen  Autorität  und  Amt  untrennbar  ist,  bleibt  immer  be- 
stehen, mag  auch  die  dem  Superkago  eingeräimite  Machtvollkommenheit 
sein,  welche  sie  wolle. 

1425«  (III.)  Die  Vollmacht  des  Superkargos  bezüglich  des  Kurses 
der  Fahrt  und  der  Führung  der  Waaren  müssen  dem  Eapitain  oder  dem 
Führer  des  Schiffes,  auf  welchem  sie  verladen  sind,  mitgetheilt  werden. 
Ist  letzteres  nicht  geschehen,  so  gelten  sie  dem  Eapitain  gegenüber  als 
nicht  vorhanden.^) 

1426.  (IV.)  Werden  die  Waaren  von  einem  Superkargo  begleitet, 
80  cessirt  die  Haftbarkeit  des  Eapitains  für  dieselben,  vorbehaltlich  des 
Falles  von  dolus  oder  culpa. 

^)  Diese  Bestmuniuiff  ist  auch  in  das  Argentinische  Beoht  übergegangen 
Art  1142  H.  ö.  B.  (cf.  Bd\  2.  Aufl.,  S.  216). 
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1427.  (V.)  Sobald  der  Superkargo  in  dieser  Eigenschaft  für  du 
Schiff  uod  für  die  Ladung  bestellt  ist,  gehen  an  denselben  die  Pflichten  über, 
welche  dem  Kapitain  hinsichtlich  der  Führung  der  beiden  Schiffsregister: 
des  Ladungsbuches  und  des  Rechnungsbuches,  obliegeu. 

1428.  (VI.)  Beim  Mangel  besonderer  Vereinbarung  steht  dem  Super- 
kargo gegenüber  seinem  Principal  der  Anspruch  auf  LebensunterWt 
währena  der  Fahrt  zu,  sowie  auf  eine  nach  Anhörung  von  SachTe^ 
ständigen  gerichtlich  festgesetzte  Kommissionsgebühr',  und  gegenüber  dem 
Kapitain  steht  ihm  der  Anspruch  zu,  mit  Allem,  was  zu  seinem  Gebrauche 
und  Unterhalt  gehört,  eingeschifft  zu  werden. 

1429.  (VII.)  Es  ist  dem  Superkargo  verboten,  irgend  ein  Geschäft 
auf  eigene  Rechnung  zu  machen,  ausser  den  Pakotillen,  welche  ihm  für  die 
Hin-  und  Rückreise  durch  besondere  Vereinbarung  gestattet  sind.  ^) 

1430.  (VIII.)  Hat  der  Superkargo  Ordre,  die  nicht  verkauften 
Waaren  Jemanden  zu  übergeben,  und  weigert  sich  der  Konsignatar,  die- 
selben anzunehmen ,  so  muss  er  einen  rrotest  aufsetzen  und  zustellen, 
welcher  als  Beweis  zu  seiner  Rechtfertigung  dienen  soll.  Hat  er  in  dieser 
Beziehung  keine  weiteren  Instruktionen,  so  steht  es  in  seinem  Ermessen, 
den  Waaren  die  Bestimmung  zu  geben,  welche  ihm  nutzenbringend  für  den 
Eigenthümer  erscheint. 

1431.  (IX.)  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  hinsichtlich  d^ 
Fähigkeit,  zu  kontrahiren,  der  Art  und  der  Haftbarkeit  der  Faktoren, 
gelten  auch  in  Beziehung  auf  die  Superkargos. 


TITEL  Vn. 
Von  den  Schiffsmäkler-Dolmetschem. 

1432.  (I.)  In  allen  Seehäfen  soll  eine  Anzahl  von  Schiffsmäkler* 
Dolmetschern  vorhanden  sein,  entsprechend  der  Grösse*  ihrer  Handels- 
beziehungen. 

1433.  (II.)  Für  das  Amt  der  Mäkler-Dolmetscher  sind  die  gewöhn- 
lichen Mäkler  zu  bevorzugen,  welche  die  grösste  Summe  von  Kenntnisse 
der  lebenden  Europäischen  Sprachen  besitzen;  eine  Eigenschaft,  welche 
für  Mäkler-Dolmetscher  unentbehrlich  ist. 

1434  (UI.)  Die  in  diesem  Gesetzbuch  hinsichtlich  der  Emennaog, 
Befähigung  und  Erfordernisse  bei  gewöhnlichen  Mäklern  aufgestellten  Vor- 
schriften sind  auch  hinsichtlich  der  Mäkler-Dolmetscher  zu  beobachten. 

1485.    (IV.)    Ausschliessliche  Befugnisse  der  Mäkler-Dolmetscher  sind: 

1.  alle  Frachtverträge,  welche  die  Kapitaine  oder  Rheder  nicht  direkt 
mit  den  Befrachtern  abschliessen,  zu  vermitteln; 

2.  den  Kapitainen  und  Superkargos  der  ausländischen  Schiffe  za 
assistiren  und  ihnen  bei  Erklärungen,  Verklarungen,  Protesten  und 
sonstigen  Verhandlungen  vor  den  Gerichten  und  den  Stationen  der 
öffentlichen  Verwaltung  (esta9oes  publicas)  zu  dienen ;  ebenso  steht 
es  denselben  frei,  sich  nicht  eines  Mäklers  zu  bedienen,  wenn  sie 
selbst  oder  mit  Hülfe  der  Konsignatare  dergleichen  Verhand- 
lungen vornehmen  können; 

})  Diese  ßestimmnng  findet  sich  anch  im  Argentinischen  Recht  Art  1146 
H.G.B.  (cf.  Bd.  I.  2.  Anfl.,  S.  216),  während  das  Spanische  Rocht  bezttgUch  der  fV 
kotUlen  anch  das  Gewohnheitsrecht  anerkennt  Art.  727  H.  G.  B.  (cir.  unten). 
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3.  die  Urkunden  zu  übersetzen,  welche  die  aasländischen  Eapitaine 
oder  Superkargos  auf  den  öfiPentlichen  Stationen  vorlegen  müssen, 
mit  der  Bescheinigung,  dass  die  Uebersetzungen  gut  und  ^treu  sind; 
ohne  welche  Bescheinigung  dieselben  nicht  zuzulassen  smd; 

4.  die  Kapitaine  und  Superkargos  vor  Gericht  zu  vertreten,  wenn 
diese  nicht  selbst  (vertreten)  durch  den  Rheder  oder  den  Konsig- 
natar erscheinen  können.  ' 

1436.  (V.)  Dem  Mäkler-Dolmetscher  liegt  die  Verpflichtung  ob,  drei 
Arten  von  Registem  zu  führen: 

1.  über  die  Kapitaine,  welchen  sie  den  ihnen  amtlich  zustehenden 
Beistand  leisten,  mit  Angabe  der  Flagge,  des  Namens,  der  Art  und 
Tragfähigkeit  des  Schines,  sowie  der  Häfen  der  Herkunft  des- 
selben und  desjenigen  der  Bestimmung; 

2.  über  die  Urkunden,  welche  sie  übersetzen,  indem  sie  eine  Ab- 
schrift der  Uebersetzungen  in  das  Register  eintragen; 

3.  über  die  Frachtverträge,  welche  sie  vermitteln,  mit  Angabe  des 
Kamens  des  Schiffes,  seiner  Flagge,  Matrikel  und  TragfUhig- 
keit,  der  Namen  des  Kapitains  und  Befrachters,  des  Bestimmungs- 
ortes, wohin  die  Verfrachtung  geschehen  soll,  des  Frachtpreises 
und  der  Münze,  in  welcher  derselbe  zu  zahlen  ist,  der  besonderen 
'Bedingungen  hinsichtliah  der  Liegetage,  sowie  der  für  Beginn  und 
Beendigung  der  Abladung  festgesetzten  Frist,  unter  Bezugnahme 
bei  allem  diesem  auf  den  von  den  Parteien  unterzeichneten  Ver- 
trags von  dem  der  Mäkler  ein  Exemplar  bewahren  muss. 

1437.  (VI.)  Es  ist  den  Schiffsmakler-Dolmetschern  verboten,  für  sich 
oder  einen  Andern  an  Bord  der  Schiffe,  welche  sie  etwa  besuchen,  irgend 
welche  Effekten  zu  kaufen. 

1438.  (VH.)  Die  Obliegenheiten  und  Pflichten,  weiche  im  Allge- 
meinen in  vorliegendem  Gesetzbuche  den  Mäklern  auferlegt  sind,  gelten 
auch  den  Mäkler- Dolmetschern  gegenüber. 

1439.  (VIII.)  Ein  Reglement  wird  die  Gebühren  der  Mäkler-Dol- 
metscher festsetzen. 

TITEL  Vin. 

Von  der  Heuerung  und  dem  Sold  der  Schiffitofflziere  und 
den  Leuten  der  Mannschaft:  ihre  Rechte  und  Pflichten. 

1440.  (I.)  Der  Vertrag,  welcher  zwischen  dem  Kapitain  und  den 
Offizieren  und  den  Leuten  der  Mannschaft  eines  Schiffes  abgeschlossen 
wird^  besteht  von  Seiten  der  beiden  letzteren  darin,  dass  sie  gegen  einen 
bedungenen  Sold  ihre  Dienste  gewähren,  um  eine  oder  mehrere  Seereisen 
za  machen;  —  und  von  Seiten  des  Kapitains  in  der  Verpflichtung,  sie 
alles  das  geniessen  zu  lassen,  was  ihnen  Kraft  des  Vertrages  oder  des 
Gesetzes  geschuldet  wird. 

1441.  (II.)  Die  Bedingungen  des  Abkommens  zwischen  dem  Kapi- 
tÄin  und  den  Offizieren  und  den  Leuten  der  Bemannung  worden  durch 
die  Musterrolle  bewiesen.  Diese  Musterrolle  ist  vor  der  Behörde  aufzu- 
nehmen, wo  die  Matrikel  erfolgt  ist. 

1442.  (QL)     Die  Musterrolle  muss  enthalten: 

1.  die  Namen  des  Schiffes  und  des  Kapitains,  sowie  diejenigen  der 
Offiziere  und  der  Leute  der  Bemannung; 
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2.  den  Ort  der  Abfahrt,  den  der  Bestimmung  und  den  der  Rückreise 
des  Schi£Fes; 

3.  die  vereinbarten  Salaire  mit  Specifikation  derjenigen ,  die  aof  die 
Fahrt  oder  auf  den  Monat  vereinbart  sind; 

4.  die  versprochenen  oder  vorgestreckten  Beträge; 

5.  die  ausdrückliche  Verpflichtung  eines  jeden  Mannes  der  Besatzung, 
zu  dem  vom  Eapitain  festgesetzten  Zeitpunkt  sich  mit  seinen 
Effekten  an  Bord  einzufinden;  nicht  ohne  Erlaubniss  des  Eapitains 
weder  im  Königreiche  noch  im  Auslande  die  Nacht  ausserhalb 
des  Schiffes  zuzubringen;  sowie  femer  nicht  seine  Effekten  von 
Bord  zu  nehmen,  ohne  dass  sie  vorher  vom  Kapitain  oder  dem 
Unterbefehlshaber  visitirt  worden  wären; 

6.  die  ausdrückliche  Erklärung  des  Unterbefehlshabers,  dass  er  schon 
fi*üher  als  Offizier  nach  dem  Bestimmungsorte  gefahren  ist, 
oder  nicht; 

7.  die  Befugniss  des  Eapitains,  jeden  der  Bemannung,  der  sich  in 
einer  Qualität  verheuert  hat,  welcher  er  nicht  fähig  ist, 
Genüge  zu  leisten,  vor  der  Abfahi't  zu  verabschieden  oder  ans 
Land  zu  setzen,  ohne  Verpflichtung,  Sold  zu  zahlen;  und  einem 
solchen  Individuum  die  Qualität  und  den  Sold  zu  geben, 
welche  er  für  gut  befindet,  falls  die  Unfähigkeit  erst  nach  der  Ab- 
fahrt des  Schiffes  entdeckt  wird; 

8.  die  Festsetzung  des  Unterhalts  und  der  Ration,  welche  jeder  Mann 
bei  gewöhnlichen  Umständen  wöchentlich  zu  erhalten  Jiat; 

9.  die  Verpflichtung,  in  ihren  betreffenden  Qualitäten  dem  Kapitidn 
und  den  übrigen  Offizieren  ohne  Widerspruch  zu  gehorchen  und 
sich  des  Trunkes  und  der  Raufereien  zu  enthalten; 

10.  den  wörtlichen  Inhalt  der  Artikel  X,  XXIX,  XLVIU,  XLIX, 
L,  LIIl  des  vorliegenden  Titeb; 

11.  die  Klausel,  dass  derjenige,  welcher  desertirt  oder  das  Schiff  vor 
seiner  Entlassung  verlässt,  den  ihm  zustehenden  Sold  verliert; 

12.  die  ausdrückliche  Verpflichtung  des  Unterbefehlshabers,  darüber 
zu  wachen,  dass  die  Güter  in  geeigneter  Weise  gestaut  und  ver 
theilt  werden,  und  dass  er  sich  andernfalls  der  Haftbarkeit 
für  Verluste  und  Schäden  unterwerfe; 

13.  die  Verpflichtung  des  Unterbefehlshabers,  Tag  und  Nacht  an  Bord 
zu  bleiben,  so  lange  das  Schiff  beladen  ist,  und  selbst  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  Luken  des  Verdecks  geschlossen  werden,  vorzugs- 
weise des  Nachts; 

14  die  Verpflichtung  der  Offiziere  und  Bemannung,  sich  der  Ordnung 
gemäss  zu  betragen; 

15.  die  allgemeine  Verpflichtung,  sich  Allem  zu  unterwerfen,  was  vom 
Handelsgesetzbuche  verordnet  ist; 

16.  schliesslich  Alles,  was  sonst  zwischen  den  Parteien  etwa  vereinbart 
worden  ist. 

1448.  (IV.)  Der  Eapitain,  welcher  mit  dem  Schiffe  abfllhrt,  ohne 
dass  vorher  die  Musterrolle  in  der  gesetzlichen  Form  aufgesetzt  und  unter- 
zeichnet worden  ist,  verfällt  in  eine  Geldstrafe  von  lOO-JCWO  Reis*);  —  der 
Unterbefehlshaber,  im  gleichen  Falle,  in  eine  Geldstrafe  von  50^000  Reis; 
die  übrigen  Leute    der  Bemannung  verfallen   im   gleichen   Falle  jeder  in 

*)  üeber  den  Werth  eines  Eeis  vergl.  Note  8.  848. 
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eine  Geldstrafe,   ivelche  einem   Monat  Sold  entspricht;   Alles   zu  OunsteD 
der  Kasse  des  Marinehospitals. 

1444.  (V.)  Die  wechselseitigen  Verbindlichkeiten  des  Eapitains,  der 
Offiziere  und  der  Leute  der  Bemannung  beginnen  mit  dem  Augenblicke, 
in  welchem  sie  matrikuliii;  werden  und  die  Musterrolle  unterschreiben. 

1445.  (VI.)  Nach  erfolgter  Matrikulirung  sind  die  Offiziere  und 
Mannschaften  verpflichtet,  wenn  der  Kapitain  es  verlangt,  an  Bord  zu 
kommen,  das  Schiff  fertig  zu  machen  und  dasselbe  zu  beladen. 

1446.  CVII.)  Keiner  von  den  Leuten  der  Bemannung  darf  ohne 
Erlaubniss  des  Eapitains   oder  seines  Stellvertreters  das  Schiff  verlassen. 

1447.  (VIII.)  Der  Kapitain  oder  sein  Stellvertreter  kann  die  Hülfe 
der  Behörde  gegen  die  Personen  der  Bemannung  anrufen,  welche,  nachdem 
sie  matrikulirt  sind,  sich  weigern,  an  Bord  zu  gehen,  oder  das  Schiff 
ohne  Erlaubniss  verlassen  oder  ihren  Dienst  nicht  bis  zum  Ende  der  Fahrt 
leisten  wollen. 

Die  in  jenen  Fällen  entstehenden  Kosten  sind  von  dem  Sold  der 
Widerstrebenden  abzuziehen,  welche  ausserdem  für  etwa  Platz  greifende 
Verluste  und  Schäden  haften. 

1448.  (IX.)  Die  Verpflichtung,  die  Seeleute  während  der  Fahrt  oder 
der  Zeit,  während  welcher  sie  im  Dienste  sind,  zu  unterhalten,  ist  stets 
als  in  dem  Vertrage  über  die  festgesetzte  Heuer  einbegriffen  zu  versteheiu 

1448.  (X.)  Alle  Schiffsoffiziere  und  Leute  der  Mannschaft  haben  die 
Verpflichtung,  den  Kapitain  zu  unterstäzen,  falls  das  Schiff  angegriffen 
wird,  oder  dem  Schiff  oder  der  Ladung  ein  Unfall  zustösst,  welches  auch 
die  Natur  des  Unfalles  sein  möge. 

1450.  (XL)  Die  Offiziere  und  Mannschaften,  welche  bei  dem  Akte 
der  Heaerung  erklären,  frühere  Fahrten  gemacht  zu  haben,  sind  aus 
diesem  Grunde  für  Schäden  und  Verluste  verantwortlich,  welche  selbst 
durch  Unerfahrenheit  in  der  Ausübung  ihrer  Funktionen  entstehen. 

1451.  ^^L)  Der  Unterbefehlshaber,  welcher  sich  zu  einer  Fahrt 
nach  einem  Hafen  verheuert,  wohin  er  niemals  als  Offizier  gegangen  war, 
ohne  diesen  Umstand  zu  erwähnen,  wenn  er  in  die  Musterrolle  eingetragen 
wird,  oder  der  es  fälschlich  erklärt,  verwirkt  seinen  vollen  Sold  und  haftet 
wegen  Verluste  und  Schäden,  welche  durch  seine  Unerfahrenheit  verursacht 
werden,  unbeschadet  der  etwa  Platz  greifenden  strafrechtlichen  Verfolgung. 

1452.  (Xin.)  Befindet  sich  der  Kapitain  im  Auslande,  und  will  er 
nach  einem  anderen  freien  Hafen  fahren,  so  ist  der  Unterbefehlshaber 
verpflichtet,  in  diesem  Fall  eine  neue  Erklärung  nach  Massgabe  des  vor- 
hergehenden Artikels  abzugeben,  bevor  er  die  Fahrt  unternimmt,  unter 
denselben  dort  bestimmten  Strafen. 

1453.  (XIV.)  Wenn  im  Falle  des  vorhergehenden  Artikels  der  Unter- 
befehlshaber erklärt,  dass  er  nie  eine  Fahrt  in  der  Eigenschaft  eines 
Offiziers  nach  dem  neuen  Bestimmungshafen  des  Schiffes  gemacht  hat,  so 
ist  er  verpflichtet,  gegen  den  bedungenen  Sold  zu  bleiben;  ist  er  für  die 
Fahrt  geheuert,  so  wird  sein  Sold  im  Verhältniss  der  Verlängerung  der 
Fahrt  erhöht 

1454.  (XV.)  In  diesem  Falle  ist  dem  Kapitain  nicht  gestattet,  den 
Unterbefehlshaber  zu  entlassen,  ohne  ihm  den  ganzen  Sold  zu  zahlen ;  ist  der- 
selbe auf  den  Monat  geheuert:  bis  zu  der  Zeit,  bis  zu  welcher  die  Fahrt  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  gedauert  haben  würde.  Ausserdem  ist  der  Ka- 
pitain verpflichtet,  ihn  für  die  Beisekosten  bis  zu  dem  Orte,  wohin  er 
geheuert  worden   war,   zu   entschädigen.      Der   Kapitain   ist    weder   zur 
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Zahlung  von  Sold,  noch  zu  irgend  welcher  Entschädigung  Teroflichtet, 
wenn  zur  Zeit  der  Heuerung  der  ünterbefehlshaber  fälschlich  erklärte,  in 
dieser  Eigenschaft  die  Fahrt,  deren  Unternehmung  bevorsteht,  gemacht  zu 
haben. 

1455.  (AVI.)  Die  Offiziere  und  Leute  der  Bemannung  dürfen  kdoe 
Waaren  für  eigene  Rechnung  verladen,  ohne  dafür  Fi'acht  zu  zahlen  und 
ohne  die  Zustimmung  der  Eigenthümer  des  Schiffes  oder,  wenn  das  Schiff 
im  Ganzen  verfrachtet  ist,  ohne  die  Zustimmung  der  Befrachter,  es  sei 
denn,  dass  sie  bei  der  Heuerung  oder  durch  aen  Frachtvertrag  hierzu 
ermächtigt  worden  sind. 

1456.  (XVn.)  Wenn  die  Fahrt  vor  dem  Auslaufen  des  Schiffes  durch 
Handlungen   der  Eigenthümer,    des    Kapitains    oder    der   Befrachter   auf- 

Sehoben  wird,  so  behalten  die  Offiziere  und  Mannschaften  als  Entschä- 
igung  die  ihnen  auf  ihren  Sold  vorgeschossenen  Gelder;  sind  keine  Vor- 
schüsse geleistet,  so  erhalten  sie  als  Entschädigung  einen  Monat  von  ihr^m 
bedungenen  Sold  oder  den  vierten  Theil  des  Soldes,  wenn  sie  auf  die 
Fahrt  geheuert  worden  sind.  Und  ausserdem  erbalten  sie,  ganz  gleich  ob 
ihnen  Gelder  vorgeschossen  sind  oder  nicht,  oder  ob  sie  auf  den  Monat 
oder  auf  die  Fahrt  geheuert  sind,  das  Salair  für  die  Tage,  wo  sie  nadi 
Ausfertigung  der  Matrikel  im  Dienste  des  Schiffes  beschäftigt  gewesen 
sind,  welches  Salair  im  Verhältniss  zu  dem  abgemachten  Sold  zu  be- 
rechnen ist. 

1457.  (XVIII.)  Wenn  die  Unterbrechung  der  Fahrt  nach  der  Abfahrt 
eintritt,  so  haben  die  Offiziere  und  Mannschaften  das  Doppelte  des  im 
vorhergehenden  Artikel  Bestimmten  zu  erhalten,  sowie  die  Reisekosten 
zur  Rückkehr  nach  dem  Orle  der  Abfahrt.  Diese  Entschädigung  darf 
unter  keinen  Umständen  die  Summe  übersteigen,  welche  sie  erhalten  hätte», 
wenn  die  Fahrt  zu  Ende  geführt  worden  wäre.  Die  Entschädigang  für  die 
Rückreise  wird  sowohl  hinsichtlich  der  Offiziere  wie  der  Matrosen  im  Ver- 
hältniss zu  dem  ausbedungenen  Lohne  berechnet.  Entsteht  Streit  über  die 
Quote,  so  entscheidet  der  Konsul  und,  in  dessen  Ermangelung,  die  Orts- 
behörde. 

1458.  (XIX.)  Wenn  vor  Beginn  der  Fahrt  ein  Verbot  des  Handels 
mit  dem  Bestimmungsorte  des  Schiffes  eintritt,  oder  wenn  der  Export  von 
Waaren,  für  welche  das  Schiff  speciell  gefrachtet  ist,  verboten  wird,  odw 
wenn  das  Schiff  auf  höheren  Befehl  mit  Embargo  belegt  wird,  so  wird 
den  Offizieren  und  der  Mannschaft  lediglich  die  Heuer  für  die  Tage  zu, 
welche  sie  im  Dienst  des  Schiffes  beschäftigt  gewesen  sind,  nach  Abzug 
der  ihnen  vorgeschossenen  Gelder. 

1459.  (XX.)  Tritt  das  Handelsverbot  oder  Embargo  des  Schiffes 
während  des  Verlaufes  der  Fahrt  ein,  so  haben  die  Offiziere  und  Mann- 
schaften den  bedungenen  Sold  bis  zu  dem  Augenblicke,  in  welchem  sie 
entlassen  werden,  zu  erhalten,  und  ausserdem  sind  sie  filr  die  Kosten  der 
Rückreise  nach  Massgabe  des  Art.  XVIII  zu  entschädigen. 

1460.  (XXI.)  Verlängert  sich  die  Fahrt  infolge  einer  Handlung  des 
Kapitains  oder  der  Befrachter,  so  ist  die  Heuer  der  [Seeleute,  welche  für 
die  Fahrt  geheuert  sind,  im  Verhältniss  zu  der  Verzögerung  zu  erhöhen. 
Erfolgt  die  Ausladung  des  Schiffes  freiwillig  an  einem  Orte,  welcher  dem 
im  Frachtvertrage  bestimmten  zunächst  liegt,  so  hat  ein  Abzug  von  dem 
Betrage  der  Heuer  nicht  statt.  Wenn  die  Verkürzung  oder  Verlängerung 
der  Fahrt  durch  höhere  Gewalt  herbeigeführt  wird,  so  bleibt  die  Heaer 
ohne  Aenderung  in  dem  Betrage  des  Salairs  bestehen. 
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1461.  (XXn.)  Ist  die  BemaDnnng  auf  Antheil  geheuert,  so  wird 
ihr  keine  Entschfidigung ,  noch  Tagelohn  geschuldet,  im  Falle  einer 
durch  höhere  Gewalt  verursachten  Unterbrechung,  Verzögerung  oder  Ver- 
längerung der  Fahrt. 

Geschieht  die  Unterbrechung,  Verzögerung  oder  Verlängerung  durch 
eine  Handlung  der  Ablader,  so  nahen  die  Leute  der  Bemannung  Antheil 
an    der  dem  Schiff  zugestandenen  Entschädigung. 

Diese  Entschädigungen  werden  zwischen  den  Eigenthümem  des 
Schiffes  und  den  Leuten  der  Bemannung  in  demselben  Verhältniss  ver- 
theilt,  wie  es  hinsichtlich  der  Frachtgelder  hätte  geschehen  müssen. 

Wenn  die  Unterbrechung,  Verzögerung  oder  Verlängerung  durch 
den  Kapitaiu  oder  die  Eigenthümer  verursacht  worden,  so  sind  letztere 
dem  Schiffsvolke  gegenüber  zu  verhältnissmässigen  Entschädigungen  ver- 
pflichtet. 

.1482.  (XXIIL)  Lassen  sich  die  Offiziere  und  das  Schiffsvolk  für 
mehr  als  eine  Reise  anwerben,  so  können  sie  nach  Beendigung  einer  jeden 
Fahrt  ihren  Sold  verlangen. 

1463.  (XXIV.)  Im  Falle  der  Wegnahme  und  Konfiscirung,  des 
Zerschellens  und  Schiffbruches  mit  vollständigem  Verlust  von  Schiff  und 
Ladung,  haben  die  Offiziere  und  das  Schiffsvolk  kein  Anrecht,  irgend 
welchen  Sold  zu  fordern.  Jedoch  sind  sie  nicht  verpflichtet,  die  empfan- 
genen Vorschüsse  zurückzuerstatten. 

1464.  (XXV.)  Wird  irgend  ein  Theil  des  Schiffes  gerettet,  so 
sind  die  Offiziere  und  Leute  der  Mannschaft  aus  dem  Erlös  der  ge- 
retteten Trümmer  für  ihren  Sold  zu  befriedigen.  Reicht  dies  dazu  nicht 
aus  oder  werden  nur  Waaren  gerettet,  so  hat  die  Zahlung  subsidiär  durch 
die  Fracht  zu  erfolgen. 

1465.  (XXVL)  Die  Leute  der  Bemannung,  welche  auf  Antheil  an 
der  Fracht  geheuert  werden,  sind  nur  aus  der  [Fracht  zu  bezahlen,  im  Ver- 
hältniss zu  dem^  was  der  Eapitain  oder  der  Befrachter  erhält 

1466.  (XXVU.)  Auf  welche  Art  die  Leute  der  Bemannung  auch 
angeworben  sein  mögen,  ihnen  müssen  immer  die  Tage,  welche  sie  bei 
der  Bergung  von  Trümmern  beschäftigt  gewesen  sind,  bezahlt  werden. 
Beweisen  sie  hierbei  eine  besondere  Thätigkeit,  die  von  glücklichem  Er- 
folge begleitet  ist,  so  haben  sie  eine  aussergewöhnliche  Belohnung  als 
Bergelohn  zu  halten. 

1467.  (XXVIII.)  Jeder  von  den  Offizieren  oder  Mannschaften  ge- 
leistete ausserordentliche  Dienst  ist  im  Tagebuch  zu  vermerken  und  verleiht 
Anrecht  auf  eine  besondere  Belohnung. 

1468.  (XXIX.)  Jede  Person  der  Bemannung,  die  während  des  Ver- 
laufes der  Fahrt  krank  wird,  oder  die,  sei  es  im  Dienst  des  •Schiffes,  sei 
es  in  einem  Kampfe  gegen  Feinde  oder  Seeräuber,  verwundet  oder  ver- 
stümmelt wird,  hat  ihre  Heuer  zu  erhalten,  hat  gepflegt  und  geheilt  zu 
werden  und  im  Falle  der  Verstümmelung  Entschädigung  zu  bekommen, 
wenn  darüber  Streit  entsteht,  nach  Ermessen  des  Richters. 

1469.  (XXX.)  Die  Kosten  für  Pflege  und  Heilung  sind  vom  Schiff 
und  der  Fracht  zu  tragen,  falls  die  Krankheit,  Verwundung  oder  Ver- 
stümmelung  durch   den  Dienst   des  Schiffes  veranlasst  ist.^)    Sind  sie  im 

^)  Nach  Argentinischem  Recht  bezieht  der  Schiffsmann,  welcher  im  Schiffs- 
dienst  erkrankt  oder  verwundet  wird,  seine  Heuer  weiter  und  muss  auf  Kosten  des 
Scliiffa  verpflegt  werden,  Art.  1174  H.  G.  B.  (clr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S,  221).  Nach  Spani- 
schem Recht  Art  718  H.  G.  ß.  (cfr.  unten)  ist  der  Matrose  zur  Wiedererstattung  der 
aus   dem  gemeinschattlichen  Fonds  aufgewendeten  Verpflegongskosten  verpflichtet,  nm) 
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Gefecht  zur  Yertheidif^ung  des  Schiffes  entstanden,  so  sind  die  Kosten  und 
die  Entschädigung  in  Form  einer  grossen  Hayarie  auf  Schiff,  Frachtgelder 
und  Ladung  zu  vertheilen. 

1470.  (XXXL)  Wenn  bei  der  Abfahrt  des  Schiffes  der  Kranke, 
Verwundete  oder  Verstümmelte  die  Fahrt  ohne  Gefahr  nicht  fortsetxen 
kann,  so  ist  die  Pflege  und  Heilung  bis  zu  seiner  Wiederherstellung  fort- 
zusetzen. Der  Kapitain  ist,  bevor  er  abfährt,  verpflichtet,  die  Kosten  dafar 
zu  entrichten  und  für  den  Unterhalt  des  Kranken  oder  Verwundeten  ra 
sorgen. 

1471.  (XXXII.)  Der  Kranke,  Verwundete  oder  Verstümmelte  btt 
nicht  nur  Anspruch  auf  seine  Heuer,  bis  er  vollständig  geheilt  ist 
sondern  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  er  an  dem  Orte,  von  wo  das  Schiff 
abfuhr,  zurückgekehrt  sein  kann,  und  hat  ausserdem  Anspruch  auf  eine 
Entschädigung  der  Kosten  seiner  Rückreise. 

1472.  (XXXni.)  In  den  durch  die  Artikel  XXX,  XXXI  und  XXXII 
vorgesehenen  Fällen  besteht  nur  ein  Anspruch  gegen  das  Schiff  and  die 
Frachtgelder,  oder  gegen  das  Schiff,  die  Frachtgelder  und  die  Ladung. 

1473.  (XXXIV.)  Wenn  ein  Offizier  oder  ein  anderer  der  Bemanoangt 
der  das  Schiff  ohne  Erlaubniss  verlassen  hat,  am  Lande  krank,  ver- 
wundet oder  verstümmelt  wird,  so  sind  die  Kosten  für  Pflege  und  Heilung 
auf  seine  eigne  Rechnung  zu  stellen. 

1474.  (XXXV.)  Stirbt  Jemand  von  der  Mannschaft,  so  sind  die 
Begräbnisskosten  auf  Rechnung  des  Schiffes  zu  stellen. 

1475.  (XXXVI.)  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  für  die  vom  Ver- 
storbenen hinterlassenen  Effekten  Sorge  zu  tragen  und  über  dieselben  in 
Gegenwart  von  zwei  Leuten  der  Bemannung  ein  Verzeichniss  aufzunehmen, 
welches  vom  Kapitain  und  denselben  unterscnrieben  werden  muss.  Dasselbe 
muss  mit  den  Effekten  eines  an  Bord  verstorbenen  Passagiers  geschehen. 

1476.  rXXXVIl.)  Der  Sold  des  verstorbenen  Seemannes  wird  seben 
Erben  nach  folgender  Massgabe  geschuldet:  Ist  der  Seemann  auf  den  MonAt 
geheuert,  so  wird  der  Sold  geschuldet  bis  zum  Ende  des  laufenden  Monats; 
ist  der  Seemann  für  Hin-  und  Rückfahrt  geheuert,  so  wird  die  Hälfte  des 
Soldes,  wenn  er  auf  der  Hinfahrt  stirbt,  und  der  ganze  Sold,  wenn  er 
auf  der  Rückfahrt  stirbt,  geschuldet.  Wenn  er  auf  Gewinnantheil  geheuert 
ist,  so  gebührt  ihm  ein  ganzer  Antheil,  wenn  er  nach  Beginn  der  Fahrt 
stirbt.  Der  Sold  von  Schiffsleuten,  welche  bei  der  Vertheidigung  des 
Schiffes  getödtet  worden  sind,  wird  voll  geschuldet,  wenn  das  Schiff 
glücklich  in  einem  Hafen  ankommt. 

1477.  (XXXVIII.)  Der  Offizier  oder  Seemann,  welcher  auf  dem 
Schiffe  gefangen  und  zum  Sklaven  gemacht  wird,  hat  keinen  Anspruch 
gegen  den  Kapitain,  die  Eigenthümer  oder  Befrachter  auf  Bezahlung  seines 
Lösegeldes.  Jedoch  muss  ihm  sein  Sold  bis  zu  dem  Tage  gezahlt  w^en, 
an  welchem  er  zum  Sklaven  gemacht  oder  gefangen  genommen  wurde, 
in  den  durch  den  vorhergehenden  Artikel  festgesetzten  Verhältnissen. 

1478.  (XXXIX.")  Der  Offizier  oder  Seemann,  welcher  gefangen  ge- 
nommen oder  zum  Sklaven   gemacht   worden   ist,    während  er  im  Dienste 

zwar  zunächst  aus  seiner  Hener  und  event  ans  seinem  übrigen  Vermögen;  ebenso 
nach  dem  Brasilianischen  Recht  Art  560  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  6OQ/607) 
und  nach  dem  Gosta-Ricanischen  Recht  Art  665  H.  G  B.  (cfr.  Bd.  n.  S.  SOS), 
wahrend  nach  dem  Chilenischen  Recht  Art  944  H.G.B.  (cfr.  Bd.  I,  9.Anfl,  &  794) 
nnd  nach  dem  Colnmbianischen  Recht  Art  184  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  110)  der 
Seemann  diese  Kosten  nnr  erstatten  mnss,  wenn  er  seine  Krankheit,  Verwnndang  oder 
Verstttmmelong  selbst  verschuldet  hat 


XXVL   PortagaL  289 

des  Schiffes  auf  die  See  oder  ans  Land  abgesandt  war,  hat  ein  Recht 
ge^n  Schiff  und  Frachtgelder,  nach  Massgabe  der  Art.  XXIV  und  XXV, 
auf  die  volle  Zahlung  seines  Soldes  und  ausserdem  auf  eine  Entschädigung 
wegen  seiner  Auslösung,  wenn  das  Schiff  wohlbehalten  in  einem  Hafen 
ankommt. 

1479.  (XL.)  Wenn  der  Offizier  oder  Seemann  im  Dienste  des  Schiffes 
auf  die  See  oder  ans  Land  geschickt  wird,  so  liegt  diese  Entschädigung 
den  Eigenthümem  des  SchiTOs,  ist  er  im  Dienste  des  Schiffes  und  der 
Ladung  auf  die  See  oder  ans  Land  geschickt  worden,  so  liegt  die  Ent- 
schädigung den  Eigenthümem  des  Schiffes  und  der  Laduog  ob. 

1480.  (XLI.)  Der  Betrag,  die  £>eckung  und  die  Verwendung  dieser 
Entschädigung  sind  durch  Sachverständige  zu  regeln. 

1481.  (XLII.)  Entlässt  der  Kapitain  seine  Offiziere  und  Leute  der 
Mannschaft  aus  gesetzlichen  Gründen,  so  ist  er  verpflichtet,  ihnen  bis  zum 
Tage  der  Entlassung  den  vereinbarten  Sold  zu  zahlen ,  welcher  nach  dem 
bis  zu  diesem  Tage  zurückgelegten  Wege  zu  berechnen  ist.  Erfolgt  die  Ent- 
lassung vor  B^inn  der  Fahrt,  so  müssen  ihnen  die  Tage  bezahlt  werden, 
welche  sie  im  Dienste  zugebracht  haben. 

1482.  (XLIII.)  Als  gesetzliche  Gründe  werden  in  solchem  Falle 
erachtet: 

1.  die  Insubordination; 

2.  die  gewohnheitsmässige  Trunkenheit; 

3.  Zänkerei  und  Schlägerei  an  Bord; 

4.  eine  erlaubte  oder  gebotene  Einstellung  der  Fahrt,  wobei  dasjenige 
zu  beachten  ist,  was  sich  im  vorliegenden  Gesetzbuch  in  dieser 
Beziehung  festgesetzt  findet 

1483.  (XLIV.)  Jeder  Offizier  oder  Schiffsmann,  welcher  nachweist, 
dass  er  ohne  gesetzlichen  Grund  entlassen  worden  ist,  hat  gegen  den 
Kapitain  Anrecht  auf  eine  Entschädigung. 

1434  (XLV.)  Diese  Entschädigung  ist  festzusetzen:  —  auf  das 
Drittel  des  Soldes,  welchen  der  Entlassene  wahrscheinlich  während  der 
Fahrt  verdient  hätte,  wenn  er  vor  Beginn  der  Fahrt  -  entlassen  wurde; 
—  auf  den  Betrag  des  Soldes,  den  er  von  der  Entlassung  ab  bis  zum 
Ende  der  Fahrt  verdient  haben  würde,  sowie  auf  die  Kosten  der  Rück- 
reise, wenn  er  während  des  Verlaufs  der  Fahrt  entlassen  wird. 

In  keinem  dieser  Fälle  kann  der  Kapitain  dasjenige,  was  er  unter 
dem  Titel  von  Entschädigung  gezahlt  hatte,  von  den  Eigenthümem  zurück- 
fordern, es  sei  denn,  dass  er  von  diesen  zur  Entlassung  ermächtigt  wor- 
den wäre. 

1485.  (XL VI.)  Die  Offiziere  und  Mannschaften  können  den  Dienst 
in  folgenden  Fällen  verweigern: 

1.  wenn  der  Kapitain  vor  Beginn  der  Fahrt,  für  welche  sie  geheuert 
worden,  den  Bestimmungsort  ändern  will; 

2.  wenn  vor  Beginn  der  Fahrt  das  Königreich  in  einen  Seekrieg 
verwickelt  wird; 

3.  wenn  vor  Beginn  der  Fahrt,  während  das  Schiff  einen  Hafen 
angelaufen  hat,  sichere  Nachricht  käme,  dass  das  gelbe  Fieber,  die 
Pest,  die  Asiatische  Cholera  oder  eine  andere  ähnliche  epidemische 
Krankheit  in  dem  Bestimmungsorte  grassire; 

4.  wenn  vor  Beginn  der  Fahrt  der  Kassirer  des  Schiffes  wechselt 
oder  das  Schiff  gänzlich  an  neue  Besitzer  überjgeht; 

5.  wenn  vor  Beginn  der  Fahrt  der  Kapitain  stirbt  oder  von  dem 
Eigenthümer  oder  Kassirer  des  Schiffes  entlassen  wird; 
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6.  wenn  sie  angeworben  wurden,  um  mit  Konvoi  zu  fahren^  und 
letzterer  nicht  zugestanden  wurde. 

i486.  (XL VII.)  Die  Leute  der  Mannschaft  haben  die  Verpflichtung, 
den  Dienst  fortzusetzen,  wenn  der  Kapitain  ausserhalb  des  Königreichs  es 
fttr  gut  befindet  nach  einem  andern  freien  Hafen  zu  fahren  und  dort  das 
Schiff  zu  entladen  und  wieder  zu  beladen,  auch  wenn  die  Fahrt  sich  da- 
durch verlängert.  In  diesem  Falle  erhalten  die  für  die  Fahrt  geheuerten 
Leute  eine  Erhöhung  des  Soldes  im  Verhältniss  der  Verlängerung. 

1487.  (XLVni.)  Während  der  Fahrt  ist  es  dem  Kapitain  nicht 
gestattet,  den  Schiffsleuten  mehr  als  ein  Viertel  des  ihnen  zustehenden 
Soldes  vorzustrecken. 

1488.  (XLIX.)  Findet  die  Entlassung  aus  gesetzlichen  Gründen 
ausserhalb  des  Königreiches  statt,  so  ist  der  Kapitain  verpflichtet,  einem 
jeden  der  Entlassenen  eine  Anweisung  auf  den  Kassirer  oder  die  Eigen- 
thümer  des  Schiffes  über  den  Betrag,  welcher  ihnen  geschuldet  wird,  zu 
geben. 

i486.  (L.)  Die  Offiziere  oder  Schiffsleute  können  vor  Beendigung 
der  Fahrt  keine  Klage  gegen  den  Kapitain  oder  gegen  das  Schiff  an- 
strengen, bei  Strafe  des  Verlustes  des  respektiven  ganzen  Soldes.  Befindet 
sich  jedoch  das  Schiff  im  sicheren  Hafen,  so  können  die  Offiziere  oder 
Schinsleute,  entweder  wegen  schlechter  Behandlung,  oder  weil  der  Kapitain 
ihnen  nicht  den  nothwendigen  Unterhalt  gegeben  hätte,  die  Lösung  ihres 
Vertrages  vor  dem  Konsul  oder,  in  dessen  Ermangelung,  vor  der  Orts- 
behörde fordern. 

1480.  (LL)  Der  Kapitain,  Eigenthümer  oder  Kassirer  des  Schiffes 
sind  verpflichtet,  am  Ende  der  Fahrt  die  Effekten  und  Gelder,  sowie  den 
Sold  von  solchen  Leuten  der  Bemannung,  welche  verstorben  odw  zurück- 
geblieben sind,  an  deren  Erben  und  Verti'eter  auszuhändigen  und  zu  be- 
zahlen; in  deren  Ermangelung  müssen  sie  nach  den  allgemeinen  ^eaetz- 
lichen  Bestimmungen  in  dieser  Beziehung  handeln. 

1481.  (LIL)  Die  Schiffsleute  sind  nach  Beendigung  der  Fahrt,  fär 
welche  sie  geheuert  worden,  verpflichtet,  wenn  der  Kapitain  oder  der  Eigen- 
thümer des  Schiffes  es  verlangt,  das  Schiff  auszuladen,  zu  verankern,  ab- 
zutakeln, an  einen  sicheren  Liegeplatz  zu  führen  und  zu  befestigen,  sowie 
innerhalb  drei  Tagen  nach  der  Ausladung  ihre  Verklarung  entvv'ecler  ge- 
sondert oder  gemeinsam  mit  dem  Kapitain  zu  machen  und  eidlich  so 
bekräftigen. 

1482.  (Lni.)  Haben  die  Offiziere  und  Schiffsleute  allen  Vorschriften 
des  vorhergehenden  Artikels  Genüge  geleistet,  so  sind  sie  zu  entlassen, 
und  es  ist  ihnen  ihr  Sold  zu  zahlen,  innerhalb  24  Stunden. 

1483.  (LIV.)  Wenn  der  Kapitain.  der  Kassirer  oder  die  Eigen- 
thümer des  Schiffes  die  Zahlung  des  Soldes  ohne  gesetzmässigen  Grund 
verzögern,  so  sollen  sie  gehalten  sein,  einem  jeden  Offizier  drei  „Cruzados''') 
und  jedem  Schiffsmann  einen  „Cruzado"  für  jeden  Tag  der  Verzögerung 
zu  zahlen. 

1484.  (LV.)  Entsteht  die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Ver- 
zögerung durch  die  Schuld  des  Kapitains  oder  Kassirers,  so  soll  diese 
festgesetzte  Vermehrung  der  Zahlung  nicht  auf  die  Rechnung  zu  Lasten 
des  Schiffes  oder  der  Parcerie  gesetzt  werden. 
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14H«  (LVI.)  Wenn  ein  Schiff  zo  Grunde  geht  oder  weggenom- 
men und  {Ar  gute  Prise  erklärt  wird,  oder  im  Falle,  dass  die  Fracht 
Dicht  geschuldet  ist^  sowie  wenn  Nichts  von  dem  Schiffe  gerettet  wird, 
80  sollen  doch  die  Leute  der  Mannschaft,  welche  in  das  Königreich  zurück- 
kehren, verpflichtet  sein,  eidlich  die  Verklarung  des  Kapitains  zu  be- 
kräftigen oder  ihre  eigene  Erklärung  in  separate  abzugeben  und  dieselbe 
eidlich  zu  bekräftigen;  ftir  die  l^e,  welche  sie  dadurch  aufgehalten 
werden,  sollen  sie  das  im  Art  LIY.  festgesetzte  Salair  erhalten. 

1486.  (LYIL)    Das  Schiff  und  die  Frachtgelder   sind   vorzugsweise 

riell   fiir  die  Heuer   der  Seeleute  verhaftet,   und   in   keinem  .FaUe   soll 
Verklagte  ohne  Hinterlegung  gehört  werden. 

1487.  (LVni.)  Das  Schiff  und  die  Frachtgelder  haften  den  Eigen- 
diümem  der  Ladung  gegenüber  wegen  der  Schäden,  welche  sie  durch  im 
Dienst  begangene  und  vorgefallene  Vergehen,  Unterlassungen  oder  Ver^ 
schuldung  Seitens  des  Kapitains  oder  der  Schiffsleute  erleiden,  vorbehaltlich 
der  Rechtsansprüche  der  Ei^enthüraer  des  Schiffes  gegen  den  Kapitaim 
und  dieses  wiederum  gegen  die  Schiffsleute.  Das  Salair  des  Kapitains  und 
die  Heuer  der  Schiffsleate  sind  fiir  obige  Ansprüche  speciell  verhaftet 


TITEL  IX. 
Von  den  Befraohtongen  und  Konnossementen. 

Abschnitt  L 

Von   der   Form   und   dem   Gegenstande   der   Fracht- 
verträge. 

1496.  (I.)  Der  Vertrag  über  die  Vermiethung  und  Miethung  (locatio 
conductio)  irgend  eines  FiSirzeuges  heisst  Frachtvertrag  (contracto  de 
fretamento).  jDer  Vermiether  wird  Verfrachter,  der  Miether  Befrachter 
genannt  Der  Preis  daftlr  heisst  Fracht.  Die  Vereinbarung  kann  statt- 
finden: 

1.  auf  das,  was  runde  Befrachtung  (fretamento  redondo)  heisst,  d.  h. 
auf  das  ganze  Schiff  oder  nur  auf  einen  Theil  desselben,  mr  eine 
oder    mehrere  Fahrten;  oder 

2.  auf  das,  was  Befrachtung  auf  Ladung,  auf  Stückgüter  oder  auf 
Planke  (ä  carga,  d  colheita  ou  a  prancha)  heisst,  welche  dann 
stattfindet,  wenn  der  Kapitain  von  Jedem,  der  ihm  Waaren  anbietet, 
so  viel  als  ihm  angemessen  erscheint,  annimmt,  um  dieselben  zu 
verladen  und  nach  dem  Bestimmungsorte  zu  transportiren. 

14B9«  (II.)  Der  Vertri^  muss  schriftlich^)  geschlossen  werden,  wenn 
das  Schiff  ganz  oder  zum  Theil  für  eine  See&hrt  gefrachtet  wird.  Ein 
soldier  Vertrag  und  die  Urkunde  darüber  heisst:  Chart epartie  oder 
Frachtpolice. 


1500.     QII.)    Die  Chartepartie  muss  angeben: 

1.  den  Namen  und  die  Lastfähigkeit  des  Schiffes; 

2.  den  Namen  des  Kapitains; 


*)  Uebereinatimmend  mit  dem  Spanischen  Becht  Art  788  H.  ü.  B.  (cfr.  unten). 
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8.  den  Namen    des  Verfrachters,    sowie   den    des    Befrachters   oder 
Abladers; 

4.  den  Ort  und  die  Zeit,   welche  fiir  Einladung  und  Löschung  ver- 
einbart sind; 

5.  die  Fracht  oder  den  Preis  des  Vertrag; 

6.  ob  die  Befrachtung  ganz  oder  theilweise  ist; 

7.  die  für  den  Fall  einer  Verzögerung  vereinbarte  Entschädigung. 

ISOl.  CIV.)  Die  Kajüte  des  Eapitains  ist  in  keinem  Falle  bei  dner 
Befrachtung  aes  ganzen  Schiffes  mit  einbegriffen.  Jedoch  darf  der  Kapitain 
ohne  Erlauoniss  des  Befrachters  keine  Waaren,  weder  auf  seine  Rechnung, 
noch  auf*  diejenige  eines  Dritten  in  seiner  Kajüte  laden.  Im  Falle  der 
Kontravention  sind  die  verladenen  Güter  zum  Besten  des  Befrachters  zu 
konfisciren.  Dasselbe  tritt  bei  den  sogenannten  Reserveplätzen  im 
Schiffe  ein,  sofern  im  Frachtvertrage  die  Klausel  über  Reserveplätze  vor- 
handen ist. 

1602.  (V.)  Findet  sich  in  der  Chartepartie  die  Liegezeit  oder  die 
Zeit  fbr  Laden  und  Löschen  nicht  bestimmt,  so  muss  das  eine  und  das 
andere  im  Königreich  und  in  den  Kolonien  innerhalb  15^)  (14)  folgenden 
Arbeitstagen  bewirkt  werden,  nachdem  der  Kapitain  sich  zum  Laden  und 
Löschen  von  Gütern  bereit  erklärt  hat.  Muss  ein  Theil  der  Ladung  an 
einem  Ort  und  ein  Theil  an  einem  andern  geladen  oder  gelöscht  werdoi, 
so  bleibt  die  für  Laden  und  Löschen  festgesetzte  Zeit  suspendirt,  so 
lan^e  die  Fahrt  von  einem  zum  andern  dauert,  ohne  dass  die  ZwiscJien- 
zeit  gerechnet  werden  darf. 

1503.  (VL)  Die  Zeit  der  Löschung  im  Auslände  ist,  wenn  sie  sich 
nicht  durch  die  Chartepartie  festgesetzt  findet,  nach  den  Gesetzen  und 
Gebräuchen  der  betreffenden  Orte  zu  regeln. 

1504.  (VII.)  Der  Verfrachter  oder  der  Kapitain,  welcher  die  Trag- 
flihigkeit  des  Schiffes  grösser  angegeben  hat,  als  sie  in  Wirklichkeit  ist, 
ist  zu  einer  verhältnissmässigen  Verminderung  an  dem  Frachtpreise  ver- 
bunden  und  haftet  ausserdem    für  Verluste  und  Schäden  dem  Befrachter 


Jüebereinstimmend  ist  das  Aegyptisehe  Recht  Art  91  H.  G.B.  (cfr.  Bd.  I, 
,  S.  62)  mit  der  Mass^abe,  dass  nur  in  firmangelnng  eines  C^rtsgebraocbs  die 
Frist  von  16  Tagen  Fiats  greift.  Ledifflicb  auf  den  OrtHgebranch  wird  in  Ermangcduiff 
einer  YertragtDestimmnnff  verwiesen  im  Argentinisciien  Recht  Art  1214  B.O.  K 
(cfr.  Bd.  I,  S.  Aufl.,  8. 228\im  Belgischen  Recht  Art  67  des  Gesetzes  vom  81.  August 
1679  (clr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  8.  863),  im  Brasilianischen  Recht  Art  591  H.  U.  B.  (dr. 
Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  612),  un  Costa-Bicanischen  Recht  Art  684  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  n, 
8.  210),  im  Französischen  Recht  Art.  274  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  IL  8.  568),  im  Griecki- 
sehen  Recht  Art.  274  B.  G.  B.  (cfr.  Bd.  IL  8.  652),  im  Haitianischen  Redit  Art  271 
H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  8.  782^  und  im  Spanischen  Recht  Art  744  fl.  G.  B.  (cfr.  UBt^). 
Nach  dem  Deutschen  Recht  Art  669  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  11^  S.  487)  eilt,  wenn  örtticke 
Yerordnnnffen  des  Abladnngshafens  oder  ein  Ortsgebrauch  nicht  bestehen,  ab  Ladeseit 
eine  den  Umst&nden  des  Falles  angemessene  Frist;  wenn  die  Daner  der  Uebeiücgeseit 
durch  Vertrag  nicht  bestimmt  ist,  so  beträgt  dieselbe  14  Tage.  Nach  GhileniBchen 
Recht  Art  987  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  AuC,  8.  801),  nach  (folnmbianischem  Beeht 
Art  176  H.G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  8.  117)  nnd  nach  Gnatemalanischem  Recht  Art  86S 
H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  8.  740)  betriigt  die  Frist  in  diesem  Falle,  wenn  das  Laden  oder 
Loschen  in  den  Bäfen  des  Staates  stattfindet,  15  Tage,  nachdem  der  Kapitain  sioli  sna 
Laden  oder  Löschen  bereit  erklärt  hat,  für  die  8chiffe  des  kleinen  Kttstenhandels  ke- 
trftgt  die  Frist  8  Tage,  Ton  dem  Datum  des  Vertrages,  besiehnngsweise  ycn  der  As- 
knnft  des  Schiffes  an  gerechnet:  in  den  ausländischen  fläfen  ist  m  Rrmangelnng  einer 
Yertragsbestimmnng,  der  Ortsgebranch  massgebend.  Ist  in  der  Frachtpolice  nichti  über 
die  Liege-  nnd  üeberiiegeseit  Tereinbart  worden,  so  ist  der  Ort^ebranch  maaagebe&d. 
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Die  Differenz  ist  nicht  in  Betracht  sa  ziehen,  wenn  die  Erklärung 
von  dem  wirklichen  Tonnengehalt  nicht  mehr  als  aen  vierzigsten  Theil^) 
abweicht  oder  wenn  die  Erklärung  mit  dem  Aichungscertifikat  überein- 
stimmt. 

ISOS.    (VlJl.)    Die  Fracht  kann   erst  nach  Beendigung   der  Fahrt 

S »fordert  werden,  sofern  nicht  in  der  Chartepartie  hinsichtlich  der  Zeit  und 
rt  der  Bezahlung  ein  Abkommen  getroffen  ist. 

^  1506.  (IX.)  Jedes  Schiff  kann  auf  die  Reise,  auf  den  Monat  oder 
auf  irgend  eine  andere  Art,  über  die  sich  die  Parteien  einigen,  gefrachtet 
werden. 

1507.  (X.)  Die  Fahrt  wird  als  begonnen  erachtet  mit  dem  Augen- 
blicke, in  welchem  das  Schiff  aus  dem  Hafen,  aus  welchem  es  expedirt 
wird,  abfährt. 

1508.  (XI.)  Ist  das  Schiff  monatweise  gefrachtet,  so  läuft  die 
Fracht  yon  dem  Tage  ab,  an  welchem  das  Schiff  ausfährt,  nach  Massgabe 
des  vorhergehenden  Aiiikels,  vorbehaltlich  der  Vereinbarung  vom  GegenueiL 


Abschnitt  U. 

Von   den   Rechten   und   Pflichten  des  Verfrachters 

und   Befrachters. 

1509.  (XTL)  Sobald  der  Befirachter  in  der  durch  die  Chartepartie 
oder  durch  das  Gesetz  bestimmten  Zeit  nichts  ladet,  hat  der  Verfrachter 
die  Wahl: 

entweder  die  in  der  Chartepartie  fiir  die  Verzögerung  festgesetzte 
Entschädigung  oder  in  Ermangelung  eines  Vertrages  eine  durch 
Sachverständige  bestimmte  Entschädigung  zu  fordern; 

oder  vom  Erachtvertrage  zurückzutreten  und  vom  Befrachter 
die  Hälfte  der  bedungenen  Fracht  nebst  Havarie  und  Eaplaken 
zu  fordern; 

oder  die  Fahrt  ohne  Ladung  zu  unternehmen  und  nach  deren 
Beendigung  vom  Befrachter  die  volle  Fracht  zu  fordern  und  Ueber- 
liegetage,  wenn  solche  stattgefunden. 

1510.  (Xni.)  Wenn  der  Befrachter  in  der  festgesetzten  Zeit  nur 
einen  Theil  ladet,  so  hat  der  Verfrachter  die  Wahl: 

entweder  die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Entschädi- 
gungen zu  verlangen, 


Süebereinstimmend  mit  dem  Argentinischen  Recht  Art  1227  AI  2 
.  (cfr  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  230),  dem  Belgischen  Recht  Art  74  des  G^etzes 
Tom  21.  Angnst  1879  (cft*.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  868),  dem  Chilenischen  Recht  Art 
983  fi.  0.  B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  800).  dem  Colnmbianischen  Recht  Art.  172 
AI.  3  H.  ü.  B.  (cfr.  Bd.  IL  S.  117),  dem  Französischen  Recht  Art.  290  H.  G.  B. 
(efr.  Bd.  II,  S.  652.  dem  Onatemalanischen  Recht  Art  869  H.aB.  (cfr.  Bd.  II, 
S.  740)«  dem  Honduranischen  Recht  Art  980  H.  G.  B.  {ctr.  Bd.  IL  S.  111),  dem 
Haitianischen  Recht  Art  287  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  782).  Nach  Costa- 
Ricanischem  Art  687  (cfr.  Bd.  II,  S.  211)  nnd  Spanischem  Recht  (Art  747 
H« G.  B.)  kommt  der  Unterschied  in  Betracht  wenn  derselbe  ein  Fünfzigste!  beträgt, 
nach  Italienischem  Recht,  wenn  derselbe  ein  Zwanzigstel  beträgt  Art  562 
AL  2  B.  G.  B.  (cfr.  Bd.  III.  S.  290),  nach  Brasilianischem  Recht  wenn  derselbe 
ein  Zehntel  aasmacht  Art  597  (da*.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  618)  nnd  nach  Aegyptischem 
Recht  endlich,  wenn  derselbe  3  Prozent  des  Tonnengehalts  beträgt  Art  109  AL  2 
H.  e.B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  Anfl.,  S.  55). 
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oder  die  Fahrt  mit  dem  Theile  der  Ladung  gemäss  dem  Scblass- 
satz  des  erwähnten  Artikels  zu  unternehmen. 

1511.  (XIV.)  Stösst  dem  ohne  Ladung  oder  nur  mit  einem  Theile 
der  Ladung  abgegangenen  Schiffe  auf  der  Fahrt  irgend  eine  Havarie  za, 
welche,   falls   das    Schiff  volle  Ladung   hätte,    als    grosse  Havarie   hätte 

Seregelt   werden    müssen,   so  soll  der  Verfrachter   das  Recht   haben,   von 
em   Befrachter   für    das  Nichtverladene   einen  Beitrag  von   zwei   Drittel 
zur  Havarie  zu  verlangen. 

1512.  (XV.)  Verzichtet  der  Befrachter  auf  den  Vertrag  vor  Be^n 
der  Deberliegetage,  ohne  etwas  verladen  zu  haben,  so  soll  er  gehalten  sein, 
dem  Verfrachter  oder  dem  Eapitain  die  Hälfte  der  in  der  Chartepartie  fest- 
gesetzten Fracht  zu  zahlen. 

1513.  (XVI.)  Hat  der  Verfrachter  das  Recht,  ohne  Ladung  oder 
nur  mit  einem  Theile  derselben  abzufahren,  so  kann  er  zur  Sicherstell nng 
der  Fracht  und  der  grossen  Havarie  die  Ladung  durch  einen  Andern, 
ohne  die  Einwilligung  des  Befrachters  kompletiren.  In  diesem  Falle  hat 
der  Verfrachter  Anspruch  auf  den  Nutzen  der  neuen  Fracht  und,  im  FaUe 
einer  grossen  Havarie,  haftet  er  nicht  für  die  auf  jene  anderen  Güter 
etwa  entfallende  Beisteuer;  aber  er  haftet  für  die  Bezahlung  der  Verzöge- 
rungen, sowie  für  jeden  andern  durch  seine  Unterlassung  entstehenden 
Schaden,  wenn  solcher  eingetreten  ist. 

1514.  (XVII.)  Verladet  der  Befrachter  mehr  als  in  der  Chartepartie 
abgemacht  worden  ist,  so  ist  er  verpflichtet,  die  Fracht  für  den  Ueber- 
schuss  nach  Massgabe  des  in  der  Chartepartie  bestimmten  Preises  zu 
zahlen. 

1515.  (XVin.)  Der  Verfrachter  oder  der  Kapitain  hat  das  Recht, 
von  dem  Befrachter  oder  von  dem  Eonsignatar  der  Ladung  die  Löschung 
des  Schiffes  und  die  Zahlung  von  Fracht  und  Havarie  zu  v^langen, 
nachdem  die  f&r  die  Löschung  in  der  Chartepartie  festgesetzte  Zeit  ab- 
gelaufen ist. 

1516.  (XIX.)  Entsteht  Streit  über  die  Löschung,  so  kann  der 
Richter  die  Ermächtigung  und  Anordnung  zur  Deposition  der  Guter 
in  die  Hände  eines  Dritten  ertheilen,  vorbehaltlich  des  Rechts  des  Ver- 
frachters auf  die  nämlichen  Güter. 

1517.  (XX.)  Wenn  zu  der  im  Vertrag  festgesetzten  Zeit  sich 
das  Schiff  nicht  in  der  Lage  befindet,  die  zu  verladenden  Güter  auf- 
zunehmen, so  hat  der  Verfrachter  dem  Befrachter  gegenüber  für  Verloste 
und  Schäden  zu  haften. 

1518.  (XXI.)  Der  Befrachter  ist  verpflichtet,  dem  VerfrtM^ter  oder 
Kapitain  innerhalb  48  Stunden  nach  Beendigung  der  Ladung  sämmtliche 
Papiere  und  Urkunden  einzuhändigen,  welche  für  den  Transport  von 
Waaren  durch  das  Gesetz  erfordert  werden,  es  sei  denn,  dass  über  die 
Zeit  dieser  Uebergabe  eine  ausdrückliche  Vereinbarung  bestände. 

1519.  (XXII.)  Dem  Vei*frachter  oder  dem  Eapitain  steht  es  frei, 
die  Zeit  festzusetzen,  wie  lange  das  Schiff  in  Ladung  liegen  soll,  vrenn 
er  die  Fracht  auf  Stückgüter  oder  auf  Planke  annimmt.  Nach  Ablauf 
dieser  Zeit  ist  der  Eapitain  verpflichtet,  mit  dem  ersten  günstigen  Winde 
abzufahren,  vorbehalthch  der  Uebereinkunft  mit  den  Abladern  über  einen 
späteren  Aufenthalt,  sonst  hat  er  für  Verluste  und  Schäden  zu  haften. 

1520.  (XXIII.)  Ist  das  Schiff  auf  Stückgüter  oder  Planke  ver- 
frachtet, und  ist  die  Zeit  der  Abfahrt  von  dem  Eapitain  nicht  festg^esetzt, 
so   kann  jeder   der  Ablader   seine  Güter   von   Bord   zurückziehen,    ohne 
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Fracht  zu  zahlen,  jedoch  gegen  Rückgabe  der  Quittungen  und  Konnosse- 
mente, gegen  Bürgschaft  für  die,  welche  er  etwa  vei*sandt  hat,  und  gegen 
Zahlung  der  Kosten  für  Laden,  Stauen  und  Löschen.  Wenn  jedoch  das 
Schiff  schon  über  die  Hälfte^)  beladen  ist,  so  ist  der  Kapitain  verpflichtet, 
mit  dem  ei^sten  günstigen  Winde  abzufahren,  wenn  es  die  Mehrzahl  der 
Ablader  verlangt,  ohne  dass  irgend  ein  Ablader  seine  verladenen  Güter 
zurückziehen  kann. 

1521.  (XXIV.)  Wird  ein  Schiff  bei  der  Abfahrt,  auf  der  Fahrt  oder 
an  dem  Orte  der  Löschung  in  Folge  einer  Handlung  oder  Nachlässigkeit 
des  Befrachtei*s  oder  irgend  eines  der  Ablader  mit  Beschlag  belegt,  so 
ist  der  Befrachter  oder  der  betreffende  Ablader  dem  Verfrachter,  Kapitain 
und  den  übrigen  Abladern  gegenüber  für  die  Verluste  und  Schäden, 
welche  das  Schiff  oder  die  Güter  dadurch  erleiden,  verhaftet. 

1522-  (XXV.)  Der  Kapitain  oder  der  Verfrachter  haften  dem  Be- 
frachter gegenüber  für  Verluste  und  Schäden,  wenn  das  Schiff  durch 
Schuld  oder  Nachlässigkeit  eines  von  ihnen  bei  der  Abfahrt,  während  der 
Fahrt  oder  am  Lösch-  oder  Bestimmungsorte  mit  Beschlag  belegt  oder 
zurückgehalten  w4rd. 

1523.  (XXVI.)  Wenn  der  Verfrachter  des  Schiffes  durch  Schuld 
oder  Nachlässigkeit  des  Kapitains  in  eben  dieser  Weise  irgend  einen 
Schaden  erleidet,  so  hat  er  Anspruch  gegen  ihn  für  Verluste  und  Schäden, 
welche  in  diesem  Falle  und  in  den  Fällen  der  beiden  vorhergehenden 
Artikel  durch  Sachverständige  zu  regeln  sind. 

1524-  (XXVII.)  Wenn  der  Ablader  oder  der  Befrachter  ohne  des 
Kapitains  Wissen  und  Zustimmung  Waaren  ladet,  deren  Einfuhr  oder  Aus- 
fuhr verboten  ist;  oder  wenn  er  durch  irgend  eine  andere  unerlaubte 
Handlung  zur  Zeit  des  Ladens  oder  Löschens  dem  Schiffe,  Kapitain  oder 
anderen  Interessenten  Schaden  zufügt,  ist  er  dieselben  zu  entschädigen 
verpflichtet;  und  auch  wenn  die  Güter  koniiscirt  werden,  ist  er  die  volle 
Fracht  und  die  grosse  Havarie  zu  bezahlen  verpflichtet. 

1525.  (XXVni.)  Wenn  der  Kapitain  verpflichtet  ist,  während  der 
Fahrt  das  Schiff  verzimmern  zu  lassen,  so  ist  der  Befrachter  oder  der 
Ablader  zu  warten  verbunden,  bis  das  Schiff  verzimmert  ist,  oder  er  kann 
seine    Güter    zurückziehen,    hat  aber    dann    die    volle    Fracht    und    die 

fresse  Havarie   zu   bezahlen,    und   vorbehaltlich   der   Bestimmungen   des 
rt   LX  dieses  Titels, 

Wenn  das  Schiff  nicht  verzimmert  werden  kann,  so  ist  der  Kapitain 
verpflichtet,  für  seine  Rechnung,  und  ohne  eine  Frachterhöhung  fordern  zu 
dürfen,  ein  oder  mehrere  Schiffe  zu  trachten,  um  die  Güter  der  Ladung 
nach  dem  Bestimmungsorte  zu  schaffen.  Wenn  der  Kapitain  kein  anderes 
Schiff  oder  Schiffe  frachten  kann,  so  wird  nur  die  Fracht  im  Verhältniss 
zu  der  wirklich  zurückgelegten  Fahrt  geschuldet.  Wenn  in  letzterem  Falle 
die  Ablader  oder  der  grössere  Theil  derselben  es  für  gut  befindet,  Schiffe 
zum  Transport  der  Güter  nach  dem  Bestimmungsorte  zu  frachten,  und 
wenn  dadurch  eine  Erhöhung  der  Fracht  sich  ergiebt,  so  hat  jeder  Ab- 
lader hierzu  beizusteuern,  im  Verhältniss  zu  der  erstbedungenen  Fracht. 

1526.  (XXIX.)  Beweisen  die  Ablader,  dass  das  Schiff,  als  es  unter 
Segel  ging,  seeuntüchtig  war,  so  sind  sie  nicht  verpflichtet,  irgend  welche 
Fracht  zu  zahlen  und  haben  Anspruch  für  Verluste  und  Schäden. 

1)  Nach  Brasilianischem  Recht  Art.  603  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  11,  S.  614)  and  Ar- 
gentinischem Becht  Art.  1225  H.  Q.  B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  229)  ist  der  Kapitain 
erst  zur  Abreise  verpflichtet,  wenn  er  menr  als  '/s  Ladung  hat*  nach  Spanischem 
Becht  erst,  wenn  er  74  Ladung  eingenommen  hat  Art  758  M.  G.  B.  (cfr.  unten). 
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Ein  solcher  Beweis  findet  statt  ungeachtet  und  gegen  das  in  Art  ÄVUi 
des  4.  Titels  dieses  Buches  erwähnte,  vor  der  Abfahrt  aufgestellte  Besich- 
tigungszeugniss. 

1527.  (XXX.)  Die  Fracht  wird  für  diejenigen  Waaren  ganz  ge- 
schuldet, welche  der  Kapitain  dem  Art.  XXXIV  des  Titels  IV  dieses 
Buches  zufolge  zu  verkaufen  gezwungen  ist.  Erreicht  das  Schiff  glücklich 
den  Hafen,  so  wird  die  ganze  Fracht  geschuldet;  geht  das  Schiff  verloren, 
so  wird  sie  zum  Theil  und  im  Yerhältniss  zu  der  zurückgelegten  Fahrt 
geschuldet  und  wird  vom  Erlöse  des  Verkaufes  abgezogen. 

1528.  (XXXI.)  Die  Fracht  für  die  zur  gemeinsamen  Rettung  des 
Schiffes  und  der  Ladung  ausgeworfenen  Güter  wird  durch  KontributioD 
geschuldet,  in  dem  Falle,  wo  den  Bestimmungen  des  vorliegenden  Gesetz- 
buches gemäss  die  Eontribution  statthat. 

1529.  (XXXII.)  Keine  Fracht  wird  für  Güter  geschuldet,  welche 
durch  Schiffbruch  oder  Strandung,  durch  Seeraub  verloren  gehen  oder  vom 
Feinde  genommen  werden.  Der  Befrachter  hat  in  diesen  nämlichen  Fällen 
das  Recht,  die  vorausgezahlte  Fracht  zurückzufordern,  vorbehaltlich  ent- 
gegenstehender Abrede. 

1530.  (XXXin.)  Werden  Schiff  und  Ladung  ausgelöst  oder  aus 
dem  Schiffbruch  gerettet,  so  wird  die  Fracht  bis  zu  dem  Orte  der  Weg- 
nahme oder  des  Schiffbruches,  im  Verhältniss  zu  dem  bedungenen  Fcacht- 
lohne,  geschuldet.  Wenn  der  Kapitain  die  geborgenen  oder  ausgelösteo 
Güter  zum  Bestimmungsorte  bringt,  so  muss  ihm  die  Fracht  ganz  bezahlt 
werden,  indem  er  wegen  grosser  Havarie  bezüglich  des  Schadens  und  der 
Auslösung  beisteuert. 

1531.  (XXXIV.)  Werden  auf  der  See  oder  auf  den  Küsten  ohne 
Zuthun  des  Kapitains  Güter  geborgen,  welche  einen  Theil  der  Ladung  aus- 
gemacht hatten,  und  werden  diese  später  den  Interessenten  ausgeliefert, 
so  wird  für  diese  Güter  keine  Fracht  geschuldet. 

1532.  (XXXV.)  Der  Verfrachter  oder  der  Kapitain  darf  die  Gut» 
unter  dem  Verwände,  dass  die  Fracht  nicht  bezahlt  sei,  oder  wegen  grosser 
Havarie  oder  irgend  welcher  Kosten,  nicht  an  Bord  behalten.  Jedoch  darf 
er  zur  Zeit  der  Löschung  verlangen,  dass  die  Güter  bis  zur  Bezahlung 
dessen,  was  ihm  geschuldet  wird,  in  die  Hände  eines  Dritten  deponirt 
werden  und  ihren  Verkauf  fordern,  sofern  es  Güter  sind,  die  durch  die 
Verzögerung  verderben.  Kann  die  grosse  Havarie  nicht  sofort  geregdt 
werden,  so  ist  dem  Kapitain  erlaubt,  zu  verlangen,  dass  eine  vom  Richter 
zu  bemessende  Summe  beim  Gericht  niedergelegt  werde. 

1533.  (XXXVI.)  Der  Kapitain,  welcher  die  Güter  ausladet,  ohne 
sich  die  Fracht,  die  Havarien  und  sonstige  Ausgaben  bezahlen  zu  lassen, 
oder  ohne  die  Mittel  zu  benutzen,  welche  ihm  die  Gesetze  des  Löschungs- 
ortes gewähren,  darf  Nichts  von  dem  Befrachter  oder  Ablader  fordern, 
wenn  letzterer  nachweist,  dass  er  die  Güter  in  der  Eigenschaft  eines 
Kommissionärs  und  für  Rechnung  eines  Dritten  abgeladen  hatte. 

1534.  (XXXVII.)  Verweigert  der  Konsignatar  die  Annahme  der 
Waaren,  so  darf  der  Verfrachter  oder  der  Kapitain  mit  gerichtlicher  Er- 
mächtigung, wenn  es  nöthig  ist,  alle  Güter  oder  einen  Theil  derselben  zur 
Deckung  der  Fracht,  der  Havarien  und  Kosten  verkaufen  lassen,  mit  der  Ver- 
pflichtung, den  Rest  in  gerichtliche  Verwahrung  zu  geben';  und  es  bleibt 
ihm  der  Anspruch  gegen  die  Befrachter  oder  Ablader  für  den  Rest  im 
Falle  der  Unzulänglichkeit  vorbehalten. 
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1535.  (XXXVin.)  Der  Verfrachter  oder  der  Eapitain  hat  f&r  seine 
Fracht,  Havarien  und  Kosten  das  Vorzugsrecht  auf  die  Güter  der  Ladung 
vor  allen  Gläubigem  während  20  Tagen  ^)  nach  der  Uebergabe,  sofern 
sie  Dicht  in  die  Hände  eines  Dritten  übergegangen  sind. 

1536.  (XXXIX/)  In  allen  Fällen,  in  welchen  das  Frachtgeld  nach 
Zahl,  Gewicht  oder  Maass  bedungen  ist»  hat  der  Verfrachter  das  Recht,  zu 
verlangen,  dass  die  verladenen  Waaren  vor  der  Ausladung  an  Bord  des 
Schiffes  gezählt,  gemessen  oder  gewogen  werden. 

1537.  (XL.)  Werden  die  Güter  in  diesem  Falle  ausgeladen,  ohne 
^zäblt,  gemessen  oder  gewogen  zu  werden,  so  hat  der  Eonsignatar  das 
Recht,  die  Identität,  die  Zahl,  das  ^aass  und  das  Gewicht  durch  eidliches 
Zeugniss  derjenigen,  welche  das  Löschen  besorgt  haben,  darzuthun. 

1538.  (XLI.)  Liegt  die  Vermuthung  vor,  dass  die  Güter  beschädigt, 
verdorben,  beraubt  oder  vermindert  sind,  so  hat  der  Eapitain,  der  Eon- 
signatar oder  jeder  andere  Interessent  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  die 
Gater  an  Bord,  vor  dem  Löschen,  gerichtlich  in  Augenschein  genommen, 
gepröft  und  die  Schäden  geschätzt  werden.  Wird  diese  Massregel  von 
aem  Eapitain  selbst  verlangt,  so  soll  diese  nicht  seinen  Mitteln  zur  Ver- 
theidigung  präjudiciren. 

1539.  (XLn.)  Wenn  die  Güter  gegen  Quittung  oder  gegen  Eonnosse- 
ment  mit  Quittung,  worin  erklärt  wird,  dass  sie  beschädigt,  verdorben,  beraubt 
oder  vermindert  sind,  abgeliefert  werden,  so  behalten  die  Eonsignatare  das 
Recht,  dieselben  gerichtlich  untersuchen  zu  lassen,  mit  der  Massgabe,  dass 
diese  Untersuchung  innerhalb  48  Stunden  nach  der  Ablie^rung  zu 
erfolgen  hat. 

1540.  (XLIII.)  Ist  die  Havarie  oder  Verminderung  äusserlich  nicht 
sichtbar,  so  kann  die  gerichtliche  Besichtigung  in  gültiger  Weise  ge- 
schehen, nachdem  die  Güter  in  die  Hand  der  Eonsignatare  gelau^  sind, 
sofern  solches  nur  innerhalb  48  Stunden  nach  dem  Löschen  verificirt  und 
die  Identität  der  Güter  gemäss  dem  Art.  XL  dieses  Titels  oder  auf  andere 
gesetzliche  Weise  dargethan  wird. 

1541.  (XLIV.)  Der  Befrachter  darf  in  keinem  Falle  eine  Vermin- 
derung der  bedungenen  Fracht  fordern,  sobald  der  Verfrachter  und  der 
Eapitain  ihrerseits  den  Frachtvertrag  erfüllt  haben. 

1542.  (XLV.)  Der  Ablader  kann  in  keinem  Falle  die  Güter  fiir 
die  Fracht  abandonniren.  Jedoch  können,  wenn  die  Fässer  mit  Flüssig- 
keiten während  der  Fahrt  ausliefen,  derart,  dass  sie  sich  in  leerem  oder 
fiwt  leerem*)  Zustande  vor&nden,  die  Fässer  für  die  Fracht,  Havarie 
und  Eosten  abandonnirt  werden. 

^)  Uebereinstiromeiid  das  Niederländische  Recht  Art.  490  H.  G.  B.  (cfir. 
Bd.  m,  8.  727).  Nach  Aegyptischem  Recht  Art.  126  H.  G.  B.  (cfr.  Bd. 1, 2.  Aufl., 
8.  58)  beträft  die  Frist  15  (U)  Tage;  ebenso  nach  Französischem  Recht  Art.  807 
H.  G.  B  (cfr.  Bd.  II,  S.  572),  nach  Griechischem  Recht  Art.  807  H.  G.  B  (cfr. 
Bd.  II,  S.  652)  und  nach  Haitianischem  Recht  Art.  804  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II, 
S.  782).  Nach  Brasilianischem  Recht  Art.  626  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  Anfl., 
S.  618),  nach  Chilenischem  Recht  Art  1036  H.  G.  B.  (cfr.  Bd  I,  2.  Aufl.,  S.  807), 
nach  Colnmbianischem  Recht  Art  228  See-H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  8.  128),  nach 
Deutschem  Recht  Art.  624  H.  G  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  446)  and  nach  Gnatemala- 
nischem  Recht  Art  912  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  740)  80  Tage.  Nach  Gosta- 
Ricanischem  Recht  Art.  788  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  217)  und  nach  Spanischem 
Recht  Art  798  H.  G.  B.  (cfr.  unten)  1  Monat 

*)  Lebereinstimmend  mit  dem  Brasilianischen  Recht  Art.  624  H.  G.  B.  (cfr. 
Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  618).  Nach  Spanischem  Recht  Art  790  H.  G.  B  (cfr.  unten)  darf 
der  Befrttchter  die  Waaren  eventuell  ächon  tiberlassen,  wenn  die  Gebinde  mehr  als 
halbleer  sind;  desgleichen  nach  Argentinischem  Recht  Art  1257  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  I, 
2.  Aufl.,  S.  284). 
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1543.  (XLYI.)  Werden  in  diesem  KöDigreiche  oder  seinen  Besitzungen 
ausländische  Schiffe  befrachtet,  so  sind  deren  Kapitaine  und  die  Schiffe 
den  Bestimmungen  des  vorliegenden  Gesetzbuches  unterworfen. 

Eben  diese  Bestimmungen  sind  massgebend  f&r  die  Kapitaine  und 
verpflichten  dieselben  hinsicbUich  des  Ijöschens  und  jedes  andern  in  diesem 
Königreiche  und  seinen  Kolonien  auszuführenden  Aktes,  wenn  die  Befrach- 
tung im  Auslande  stattgefunden  hat. 

Abschnitt  III. 
Von    der    Auflösung   der   Frachtverträge. 

1544.  (XLVII.)  Der  Frachtvertrag  ist,  ohne  dass  die  Parteien 
Fracht  oder  Entschädigung  verlangen  können,  in  den  folgenden  Fällen 
aufgehoben: 

1.  wenn  vor  dem  Auslaufen  des  Schiffes  die  Ausfahrt  durch  höhere 
Gewalt  verhindert  wird,  ohne  Uoterschied,  ob  das  Schiff  zum 
Waarentransport  nach  ausserhalb  des  Königreiches  gefrachtet  wurde, 
oder  ob  es  im  Auslande  sich  befindend  durch  Portugiesen  befrachtet 
und  verfrachtet  wurde; 

2.  wenn  vor  dem  Beginn  der  Fahrt  der  Export  aller  oder  eines  Theiles 
der  in  einer  einzigen  Chartepartie  begriffenen  Güter  von  dem  Orte 
aus,  von  wo  es  abf&hren  soll,  oder  der  Import  an  dem  Bestim- 
mungsorte verboten  wird; 

3.  wenn  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  der  Handel  mit  dem  Lande, 
wohin  es  bestimmt  ist,  untersagt  wird. 

In  allen  diesen  Fällen  gehen  die  Kosten  fQr  Laden  und  Löschen  auf 
Rechnung  des  Befrachters. 

15w.  (XLVIIL)  Ber  Frachtvertrag  kann  auf  Verlangen  einer  der 
Parteien  aufgehoben  werden,  wenn  vor  Beginn  der  Fahrt  ein  Krieg  ausbricht, 
in  Folge  dessen  das  Schiff  und  die  Ladung  oder  eines  derselben  aufhört, 
als  neutrales  Eigenthum  betrachtet  zu  werden.  Ist  weder  das  Schiff  noch 
die  Ladung  frei,  so  können  der  Verfrachter  und  der  Befrachter  von  ein- 
ander keinerlei  Entschädigung  fordern,  und  die  Kosten  für  Laden  und 
Löschen  gehen  auf  Rechnung  des  Befrachters.  Ist  nur  die  Ladung  unfrei, 
so  muss  oer  Befrachter  dem  Verfrachter  alle  Kosten  bezahlen,  welche  dieser 
gehabt  hatte,  um  das  Fahrzeug  auszurüsten  und  die  Bemannung  zu  be- 
solden und  zu  unterhalten,  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  er  die  Auflösung 
des  Vertrages  verlangt,  oder,  sofern  die  Güter  bereits  an  Bord  sind,  bis 
zu  dem  Tage,  an  wachem  sie  ausgeladen  sind.  Ist  nur  das  Schiff  un- 
frei, so  muss  der  Verfrachter  oder  der  Kapitain  s&mmtliche  Kosten  für 
Laden  und  Löschen  bezahlen. 

1546.  (XLIX.)  In  den  in  dem  vorhergehenden  Artikel  und  in  No.  1 
des  Art.  XLVII  erwähnten  Fällen  hat  der  Verfrachter  oder  der  Kapitain 
das  Recht,  die  Ueberliegetage,  wenn  solche  stattfinden,  und  die  grosse 
Havarie  für  einen  vor  dem  Abbruche  der  Fahrt  etwa  eingetretenen 
Schaden  zu  fordern. 

1547.  (L.)  Ist  ein  Schiff  nach  mehreren  Bestimmungsorten  ver- 
frachtet und  liegt  es,  nach  Vollendung  der  einen  Fahrt,  in  einem  Hafen,  von 
wo  aus  die  folgende  ihren  Anfang  nenmen  musste,  so  müssen  in  dem  Falle, 
dass  vor  Beginn  der  neuen  Fahrt  ein  Krieg  ausbricht,  die  folgenden  Be- 
stimmungen oeobachtet  werden: 

1.  wenn  weder  Schiff  noch  Ladung  frei  ist,  so  muss  das  Schiff*  im 
Hafen   bis    zum  Frieden  verbleiben,  oder  bis  es  mit  Konvoi  oder 
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auf  eine  andere  sichere  Weise  abführen  kann,  oder  bis  neue  Ordres 
der  Eigentbtimer  des  Schiffes  und  der  Ladung  dem  Eapitain  zu- 
gegangen sind.  Ist  das  Schiff  beladen,  so  kann  der  Kapitain  die 
Ladung  in  einem  Waarenhause  oder  an  andern  sichern  Stellen 
niederlegen,  bis  er  die  Fahrt  fortsetzen  kann  oder  bis  andere 
Massregeln  ergriffen  sind.  Die  Salaire  und  der  Unterhalt  der  Be- 
mannung, die  Miethe  für  das  Waarenhaus  and  sonstige  durch  die 
Verzögerung  entstandene  Ausgaben  &llen  dem  Verfrachter  und 
Befrachter  als  grosse  Havarie  zur  Last.  Ist  das  Schiff  noch  nicht 
beladen,  so  gehen  zwei  Drittel  der  Kosten  auf  Rechnung  des  Be- 
frachters; 

2.  wenn  nur  das  Schiff  unfrei  ist,  so  wird  der  Vertrag  hinsichtlich 
der  zu  unternehmenden  Reise  auf  Ansuchen  des  VeriPrachters  auf- 
gehoben. Ist  das  Schiff  beladen,  so  muss  der  Verfrachter  oder  der 
Kanitain  die  Kosten  für  Laden  und  Löschen  zahlen.  In  diesem 
Falle  kann  er  nur  die  Fracht  im  Verhältniss  zu  der  bereits  zu- 
rückgelegten Reise,  sowie  die  Ueberliegetage  und  die  grosse 
Havarie  fordern; 

3.  wenn  dagegen  das  Schiff  frei  und  nur  die  Ladung  unfrei  ist,  und  der 
Befrachter  die  Verladung  nicht  bewerkstelligen  will,  so  kann  der 
Kapitain  ohne  Ladung  abfahren  und  die  begonnene  Fahrt  beendigen. 
In  diesem  Falle  kann  der  Kapitain  oder  der  Verfrachter,  nach 
Beendigung  der  Fahrt,  die  volle  bedungene  Fracht  fordern.  Hin- 
sichtlich der  Havarie  und  Kosten  der  Besorgung  einer  neuen 
Ladung  und  der  dadurch  erzielten  Fracht  sind  die  Bestimmungen 
der  Art.  XIV  und  XVI  dieses  Titels  zu  beobachten. 

1548*  (LI.)  Befindet  sich  ein  Schiff  in  diesem  Königreiche  oder 
im  Auslande  und  wird  mit  Ballast  nach  einem  andern  Orte  gefrachtet, 
am  dort  zu  laden  und  die  Reise  anzutreten,  so  ist  der  Vertrag  gelöst, 
wenn  bei  der  Ankunft  des  Schiffes  im  ersten  Bestimmungshafen  ein  Krieg 
ausbricht,  der  es  verhindert,  die  Fahrt  zum  letzten  Bestimmungsorte  fort- 
zusetzen; ebensowenig  soll  eine  Entschädigung  durch  irgend  eine  der 
Parteien  Statt  haben,  mag  nun  die  Verhinderung  durch  das  Schiff  oder 
durch  das  Schiff  und  die  Ladung  hervorgerufen  sein. 

Ist  jedoch  das  Schiff  frei,  und  die  Ladung  nicht,  so  muss  der  Be- 
frachter aie  Hälfte  der  bedungenen  Fracht  bezahlen. 

1549.  (LH.)  Tritt  ein  Verbot  des  Handels  mit  dem  Lande,  nach 
welchem  das  Schiff  auf  dem  Wege  ist,  ein,  und  ist  das  Schiff  gezwungen, 
mit  der  Ladung  umzukehren,  so  wird  nur  für  die  Hinfahrt  Fracht  ge- 
schuldet, auch  wenn  das  Schiff  fiir  Hin-  und  Rückfahrt  verfrachtet  wäre. 

1550.  (LHI.)  Die  Verträge  bestehen  fort,  und  es  findet  keine  Ent- 
schädigung für  Verluste  und  Schäden  der  Verzögerung  statt,  wenn  eine 
Beschlagnahme  oder  sonstige  höhere  Gewalt  das  Auslaufen  des  Schiffes 
nur  zeitweilig  verhindert.  In  gleicher  Weise  bestehen  die  Verträge  fort, 
und  es  findet  keine  Erhöhung  der  Fracht  statt,  wenn  die  Beschlagnahme 
oder  ein  sonstiges  zeitweiliges  Hinderniss  während  der  Fahrt  sich  ereignet. 

Dem  Ablader  steht  es  während  des  Hindernisses  frei,  die  Oüter  auf 
seine  Kosten  auszuladen,  unter  der  Bedingung,  sie  wieder  einzuladen  oder 
den  Verfrachter  oder  den  Kapitain  zu  entschädigen. 

1561.  (LIV.)  Wird  ein  Schiff  während  des  Verlaufs  der  Reise 
auf  Befehl  einer  Macht  mit  Arrest  belegt,  so  ist,  wenn  es  monatweise 
verfrachtet  ist,  für  die  Zeit  der  Detiniruug  keine  Fracht  zu  zahlen,  noch 
eme  Erhöhung  der  Fracht,  wenn  es  für  die  Fahrt  verfrachtet  ist. 
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1552.  (LV.)  Sämmtliche  Bestimmongen  des  vorliegenden  Gesetaes, 
welche  sich  auf  die  Aufliebung  des  Frachtvertrages  oder  auf  die  Verpflich- 
tungen des  Eapitains  im  Fall  der  Dazwischenkuuf);  eines  Krieges  uod 
hinsichtlich  der  Entschädigungen  beziehen,  finden  ebenfalls  bei  den  Ver- 
frachtungen auf  Stückgüter   oder  Planke  Anwendung. 

Abschnitt  IV. 
Von  den  Konnossementen. 

1553.  (LVI.)    Das  Konnossement  muss  enthalten: 

1.  die  Art  und  Menge,  ebenso  wie  die  Sorten  der  Qualitäten  der  zu 
transportirenden  Gegenstände; 

2.  den  Namen  des  Abladers  oder  des  Befrachters; 

3.  die  Bezeichnung  dessen,  an  den  die  Konsignation  erfolgt  ist; 

4.  Namen  und  Wohnort  des  Kapitains; 

ö.  Namen  und  Tragfähigkeit  des  Schiffes; 

6.  den  Ort  der  Abfahrt  und  der  Bestimmung; 

7.  den  Preis  oder  die  Fracht; 

8.  die  Marken  und  Nummern  der  zu  transportirenden  Gegenstände; 

9.  die  Unterschrift  des  Kapitains  und  die  des  Abladers.') 

1554.  (LVII.)  Das  Konnossement  kann  auf  Ordre  oder  auf  den 
Inhaber')  oder  auf  eine  bestimmte  Person  lauten. 

1555*  (LVni.)  Jedes  Konnossement  muss  in  vier  Exemplaren  aus- 
gestellt werden:  eines  für  den  Ablader  oder  Befrachter;  eines  für  den,  an 
welchen  die  Güter  gerichtet  werden  (den  Konsignatar);  eines  für  den 
Kapitain;  eines  für  den  Kassirer  oder  die  Eigen thümer  des  Schiffes.  Die 
vier  Exemplare  müssen  innerhalb  24  Stunden  nach  der  Abladung  unter- 
zeichnet und  gegen  die  provisorischen  Empfangsscheine  ausgewechsdt 
werden. 

1556.  (LIX.)  Der  Kapitain  ist  ausserdem  verpflichtet,  so  viele  wei- 
tere Exemplare  der  Konnossemente  auszustellen,  wie  der  Be&thchter 
verlangt. 

1557.  (LX.)  Die  Befrachter  oder  Ablader  dürfen  die  bereits  ab- 
geladenen Güter  nicht  zurückziehen,  ohne  auch  zugleich  dem  Kapitain  die 

')  üebereinstimmend  das  Aegyptische  Recht  Art.  100  H.  G.  B.  (cfr.  ßd.  L 
9.  Anfl.,  S.  58),  das  Argentinische  Hecht  Art  1194  fl.  G.  B.  (cfr.  Bd.  L  2.  AidU 
S.  225),  das  Brasilianische  Recht  Art.  575  (cfr,  Bd.  I,  2.  AnfL  S.  610),  das  Chile- 
nische Recht  Art.  1047  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  800),  das  Oolnmbianische  Recht 
Art  289  (cfr.  Bd.  IL  B.  126).  das  Fransösische  Recht  Art  282  (cfr.  Bd.  IL  S.  569), 
das  Griechische  ECecht  Art  282  (cfr.  Bd.  11,  S.  652).  das  Gnatemalanische  Reckt 
Art.  928  (cfr.  Bd.  II,  S.  741),  das  Eaitianische  Recht  Art  279  (ctr.  Bd.  11,  a  788X 
das  Honduranische  Recht  Art  1044  (cfr.  Bd.  III,  S.  119)  und  das  Holländiseke 
Recht  Art  507  H.  G.  B.  (cfr.  Bd  III,  S  780).  Dagegen  abweichend  vom  Deutsehei 
Recht  Art  644  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  451),  welches  den  Ablader  verpflichtet  d» 
Schiffer  auf  sein  Verlangen  eine  mit  der  Unterschrift  des  Abladers  yersehene  Abschrift 
des  Konnossements  zu  ertheilen;  nach  Belgischem  Recht  Art  41  al.  2,  dfis  (H- 
setses  Yom  21.  Angnst  1879  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  859)  mnss  das  fOr  den  Ei^ntMfi 
bestimmte  Exemplar  des  Konnossements  vom  Ablader  nnterschrieben  werden,  die  asderei 
werden  vom  Kapitain  nnterseichnet;  dasselbe  gilt  im  Costa- Ricanischen  Recht 
Art  740  H.  G  B.  (cfr.  B  i.II,  S  218),  im  Peruanischen  Recht  Art  806,  8.  76  H. G. B. 
(cfr.  oben)  and  im  Spanischen  Recht  Art  800  H.  G.  B.  (s.  unten).  Nach  Italienischem 
Recht  endlich  werden  die  Originale  für  den  Kapitain  und  den  Eigenthttmer  oder  Rheder 
des  Schiffes  vom  Ablader,  die  anderen  vom  Kapitain  unterschrieben  Art.  556  aL  4  fl.G.B. 
(cfr.  Bd.  III,  S.  288). 

*)  üebereinstimmend  mit  dem  Argentinischen  Recht  Art.  1194  No.  3  H.  G.  B. 
(cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  225). 
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von  ihm  gegebenen  Konnossemente  zu  resiituiren.  Sind  bereits  ein  oder 
mehrere  Konnossemente  versandt,  so  darf  die  Löschung  nur  mit  gericht- 
licher, unter  Kenntnissnahme  von  der  Sache  ertheilter  Genehmigung  geschehen^ 
und  wenn  der  Ablader  gehörige  Bürgschaft  f&r  die  Folgen  stellt,  welche 
durch  die  Versendung  der  Konnossemente  entstehen  können,  und  mit  der 
Haftbarkeit  in  diesem  Falle,  die  Fracht  ganz,  die  Kosten  für  das  Löschen, 
sowie  die,  welche  durch  die  Wiederverstauung  des  Restes  der  Ladung  ver- 
ursacht werden,  zu  zahlen;  alles  dies  unter  Vorbehalt  dessen,  was  im 
Art  XXTII  dieses  Titels  bestimmt  ist 

155&  (LXL)  Das  in  der  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  gemässen 
Form  abgefasste  Konnossement  macht  Beweis  zwischen  allen  an  der  Ladung 
iuteressirten  Parteien  und  zwischen  ihnen  und  den  Versicherem,  vorbe- 
haltlich des  Beweises  des  Gegentheils  fQr  die  Versicherer. 

1559.  (LXn.)  Sind  die  verladenen  Waaren  nicht  nach  Zahl,  Ge- 
wicht oder  Maass  eingeliefert  worden,  so  kann  der  Kapitain  im  Konnosse- 
ment vermerken,  dass  ihm  deren  Art,  Zahl,  Gewicht  oder  Maass  unbe- 
kannt sind. 

1560.  (LXni.)  Der  Kapitain  hat  in  allen  Fällen  das  Recht,  zu  be- 
weisen, dass  sein  SchifP  die  im  Konnossement  angegebene  Menge  von 
Waaren  nicht  fassen  konnte.  Jedoch  ist  der  Kapitain  verpflichtet,  die- 
jenigen zu  entschädigen,  an  welche  die  Güter  konsigoirt  waren,  sofern  sie 
unter  Vertrauen  auf  die  Angabe  des  Konnossements  dem  Ablader  mehr 
bezidilt  hatten,  als  das  Schiff  fasste,  vorbehaltlich  des  Regresses  des 
Kapitains  gegen  den  Ablader.  Der  Kapitain  darf  diese  Entschädigungen 
nicht   auf   die  Rechnung  der  Eigenthümer  des  Schiffes  setzen. 

1561.  (LXrV.)  Weichen  die  Konnossemente  über  eine  und  dieselbe 
Ladung  von  einander  ab,  so  ist  dem  richtigsten  vorzugsweise  Glauben 
zu  schenken. 

1562.  (LXV.)  Sind  verschiedene  Personen  Inhaber,  und  zwar  ein 
jeder  von  ihnen  eines  Konnossements  über  die  nämlichen  Güter,  so  hat 
derjenige,  welcher  ein  Konnossement  auf  seinen  Namen  vorlegt,  ein  Vor- 
zugsrecnt  auf  eine  jprovisorische  Auslieferung  vor  dem ,  welcher  nur  ein 
Konnossenaent  an  Ordre  oder  auf  den  InhaSer  hat. 

1563.  (LZ VI.)  Wenn  alle  Konnossemente  derselben  Güter  die  Na- 
men der  respektiven  Inhaber  tragen,  oder  wenn  alle  an  Ordre  oder  alle 
auf  den  Inhaber  lauten,  so  muss  die  provisorische  Uebergabe  durch  rich- 
terliche Entscheidung  bestimmt  werden. 

1564.  (LXVIl.)  Es  ist  dem  Kapitain  nicht  erlaubt,  die  Güter  ohne 
richterliche  Ermächtigung  auszuladen,  wenn  er  weiss,  dass  mehrere  Per- 
sonen auf  Grund  verschiedener  rechtlicher  Wirkungen  Inhaber  eines 
ebzigeu  Konnossements  sind,  oder  wenn  die  Güter  verpfändet  sind.  In 
diesen  Fällen  kann  der  Kapitain  eine  gerichtliche  Ermächtigung  nach- 
suchen, uro  die  in  Frage  stehenden  Waaren  dort,  wo  es  der  Kichter  be- 
stimmt, niederzulegen,  vorbehaltlich  des  Rechtes  sämmtlicher  Interessenten. 

1565.  (LXVIII.)  Die  Interessenten  oder  der  Depositar  können  den 
Bichter  um  die  Erlaubniss  bitten,  die  Waaren,  welche  durch  ihre  Natur 
oder  durch  den  Zustand,  in  welchem  sie  sich  befinden,  dem  Verderben 
ausgesetzt  sind,  verkaufen  zu  dürfen.  Der  Erlös  des  Verkaufes  ist  nach 
Abzug  der  Kosten  beim  Gericht  zu  deponiren. 

1566.  (LXIX.)  Keine  Pfändung  oder  keine  Beschlagnahme  eines 
Dritten,  welcher  nicht  Inhaber  des  Konnossements  ist,  kann,  den  Fall  der 
Vindikation, gemäss  den  gesetzlichen  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches,  aus- 
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genommeiK  dem  Inhaber  die  Befagniss  nehmen,  das  gerichtliche  Depositom 
oder  den  Verkauf  der  Gfiter  za  fordern,  vorbehaltlidi  des  Rechtes  dessen, 
der  die  Exekution  vollstrecken  lässt,  oder  des  opponirenden  Dritten  besüg^ 
lieh  des  Erlöses  des  Verkaufes. 


TITEL  X. 
Von  dem  durch  Zusammenstoss  verursachten  Schaden. 

1567.  (I.)  Wird  ein  SchifP  durch  die  Schuld  des  Kapitains  oder 
seiner  Bemannung  von  einem  andern  angefahren,  so  muss  der  dem  ange- 
fahrenen Schiffe  und  seiner  Ladung  verursachte  Qesammtschaden  von  dem 
Eapitain  des  Schiffes,  welcher  denselben  verursacht  hat,  vergütet  und  dureh 
Sachverständige  geregelt  werden. 

1568.  (II.)  Findet  der  Zusammenstoss  durch  die  Schuld  der  beiden 
Eapitaine  oder  der  beiden  Schiffsmannschaften  statt,  so  hat  jedes  Schiff 
seinen  Schaden  zu  tragen.  In  diesem  Falle  und  in  demjenigen  des  vor- 
hergehenden Artikels  haften  die  Eapitaine  den  Eigenthümem  der  Schiffe 
und  der  Ladungen,  vorbehaltlich  ihres  etwa  Platz  greifenden  R^resses 
gegen  die  Offiziere  und  Mannschaften. 

1569.  (III.)  Findet  der  Zusammenstoss  der  Schiffe  in  Folge  eines  rein 
zufälligen  Ereignisses  statt,  so  muss  der  Schaden  von  dem  Schiffe,  welches 
ihn  erlitten  hat,  getragen  werden,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des 
Art.  XV  dieses  Titels. 

1570.  (IV.p  Besteht  Zweifel  über  die  Ursache  des  Zusammen- 
stosses,  so  wird  der  den  Schiffen  und  den  Ladungen  zugestossene  Schaden, 
nachdem  derselbe  durch  Sachverständige  geschätzt  ist,  in  einen  einzigen  Be- 
trag vereinigt  und  von  jedem  derselben  im  Verhältniss  zu  dem  betreffenden 
Werthe  der  Schiffe  und  der  Ladungen  getragen.  Dieser  Schaden  wird  in 
Form  der  grossen  Havarie  auf  jedes  Schiff  und  auf  jede  Ladung  vertheih. 

1571.  (V.)  Wenn  ein  Schiff,  welches  vor  dem  Anker  treibt^  in  das 
Tauwerk  eines  anderen  neben  ihm  ankernden  Schiffes  geräth,  ihm  das 
Tau  kappt  und  dasselbe  aus  seiner  Verankemne  löst,  dergestalt,  dass 
demselben  daraus  ein  Schaden  entsteht  oder  dasselbe  Scniffbruch  erleidet, 
so  haftet  das  Schiff*;  welches  vor  Anker  trieb,  für  jeden  dem  andern  Schiffe 
und  seiner  Ladung  zugestossenen,  durch  Sachverständige  abzuschätzenden 
Schaden. 

1572.  (VI.)  Wenn  ein  in  einem  Hafen^  jedoch  ohne  einen  W&chter 
an  Bord,  verankertes  oder  nach  dem  Gutachten  Sachverständiger  im  Verhält- 
niss zu  den  übrigen  Schiffen  schlecht  verankertes  Schiff  ein  anderes 
Schiff  anfährt  und  beschädigt,  so  hat  es  fOr  den  verursachten  Schaden 
zu  haften. 

1573.  (VII.)  Jedes  Schiff,  welches  nach  dem  Urtheile  Sachverstän- 
diger in  einem  Hafen  schlecht  placirt  ist  oder  den  durch  das  Reglement 
oder  den  Gebrauch  bezeichneten  Platz  und  die  gehörigen  Entfemangen 
nicht  wahrt,  wird  im  Falle  des  Zusammenstosses  als  scnuldbar  vermuthet 
und  haftet  fOr  die  dadurch  entstehenden  Schäden,  vorbehaltlich  des 
Beweises  vom  Gegentheil. 

1574.  (VIII.)  Jeder  Kapitain,  dessen  Schiff  vor  Anker  liegt,  haftet 
für  die  Schäden,  welche  durch  den  Mangel  von  Merkzeichen  oder  Bojen 
der  Anker  seiner  Befestigung  verursacht  werden;  es  sei  denn,  er  hätte  sie 
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ohne  sein  Yerscbnlden  verloren,  und  dass  er  nachweist,  dass  es  ihm  nicht 
möglich  war,  sie  zu  ersetzen. 

1575.  (IX.)  Wenn  ein  Schiff,  welches  in  einem  Hafen  gehörig  ver- 
ankert oder  befestigt  ist,  ohne  losgerissen  za  werden,  in  Folge  von  Strömungen, 
durch  Sturm  oder  durch  andere  höhere  Gewalt  anderen  Schiffen,  welche 
neben  ihm  liegen,  Schaden  zufügt,  so  soll  dieser  Schaden  als  besond^« 
Havarie  von  den  beschädigten  Schiffen  getragen  werden. 

1576.  (X.)  Jeder  Kapitain,  der  zur  Nachtzeit  aus  einem  Hafen  xmtefc 
Segel  gehen  will,  muss  sein  Schiff  am  Abend  vorher  in  eine  solche 
Stellung  bringen,  dass  er  ohne  Risiko,  eines  der  im  Hafen  liegenden 
Schiffe  zu  beschädigen  oder  anzufahren,  auslaufen  kann,  bei  Strafe,  die 
daraus  entstehenden  Schäden  voll  zu  ersetzen. 

1577.  (XL)  Sitzt  ein  Schiff  ein  wenig  auf  dem  Grand  und  kann  sich 
nicht  &ei  machen,  so  hat  der  Kapitain  im  Fall  der  Gefahr  das  Recht,  zu 
verlangen,  dass  das  nächste  Schiff  den  Anker  aufhole  oder  das  Tau 
kappe,  um  ihm  Durchfahrt  zu  gewähren,  sofern  das  vor  Anker  liegende 
Schiff  in  der  Lage  ist,  dieses  Manöver  ohne  eigene  Gefahr  zu  machen; 
das  in  Gefahr  befindliche  Schiff  ist  verpflichtet,  das  vor  Anker  liegende 
far    die  Verluste   zu  entschädigen. 

1578.  (XII.)  Wenn  zwei  Schiffe  sich  bei  der  Einfahrt  in  einen  Hafen 
mit  schwierigem  Zugang  begegnen,  so  muss  das  entferntere  Schiff  warten, 
bis  das  nähere  in  den  Hafen  einfährt.  Findet  in  diesem  Falle  ein  Zu- 
sammenstoss  statt,  so  wird  vermuthet,  dass  derselbe  durch  das  Schiff, 
welches  am  entferntesten  war,  verursacht  worden  ist,  vorbehaltlich  des 
Beweises  vom  Gegentheil. 

1579.  (XIII.)  Das  Schiff,  welches  aus  einem  Hafen  ausfährt,  muss 
dem  Schiffe,  welches  in  denselben  einläuft,  Platz  und  Einfahrt  gewähren. 
Das  Schiff,  welches  als  das  letzte  aus  einem  Hafen  ausfahrt,  muss  hin- 
sichtlich des  kurz   vor   ihm    ausgelaufenen    Schiffes   vorsichtig  zu  Werke 

fehen.  Findet  in  diesen  Fällen  Zusammenstoss  statt,  so  wird  im  ersteren 
alle  vermuthet,  dass  das  Schiff,  welches  ausläuft,  und  im  zweiten  Falle, 
dass  dasjenige,  welches  als  das  letzte  ausläuft,  den  Zusammenstoss  ver- 
schuldet hat;  vorbehaltlich  des  Beweises  vom  Gegentheil. 

1580.  (XIV.)  Das  Schiff,  welches  mit  Segeln  geht,  ist  im  Falle  des 
Zosammenstosses  dem  Schiffe  gegenüber,  welches  beiliegt  und  nicht  aus- 
weichen kann,  haftbar.  Diese  Unmöglichkeit  ist  durch  Sachverständige  zu 
bestimmen,  nachdem  alle  Umstände  des  Thatbestandes  unter  Anhörung  des 
Kapitains  des  angefahrenen  Schiffes  in  gültiger  Weise  dargelegt  worden 
sind  und  die  Haftbarkeit  des  Kapitains,  falls  dieselbe  sich  als  vorhanden 
herausstellt,  ist  nach  der  Bestimmung  des  folgenden  Artikels  zu  bemessen. 

1581.  (XV.)  Wenn  ein  Schiff,  welches  unter  Segeln  fahrt  oder  nach- 
fol^,  durch  Anfahren  einem  andern  Schiffe,  welches  vor  Anker  lie^ 
oder  festgemacht  ist,  Schaden  zufügt,  und  das  Anfahren  nicht  durch  die 
Schuld  des  Kapitains  oder  der  Mannschaft  des  anfahrenden  Schiffes  ge- 
schieht, muss  das  unter  Segeln  fahrende  oder  nachfolgende  Schiff  die 
Hälfte  des  Schadens  des  verankerten  oder  befestigten  Schiffes  und  der 
Ladung  tragen,  ohne  das  dieses  letzter^^  Schiff  vernflichtet  oder  verant- 
wortlicn  wäre,  für  die  dem  andern  Schiffe  oder  clessen  Ladung  zuge- 
stossenen  Schäden  zu  haften. 

Dieser  Schaden  wird  in  Form  der  grossen  Havarie  auf  Schiff  und 
Ladung  vertheilt 

Diese  Entschädigung  findet  nicht  statt,  wenn  der  Kapitain  des  be- 
festigten Schiffes   in   der  Lage   war,   das  Anfahren  zu  verhüten  oder  die 


304  XXVL   FortogaL 

BeschädiguDg  zu  vermindern,  dadurch,  dass  er  manövrirte  oder  das  T&q 
kappte,  sofern  er  dies  ohne  eigene  Ge&hr  thun  konnte,  und,  wenn  er  es 
nicnt  that,  nachdem  er  vom  Kapitain  des  ansegelnden  Schiffes  rechtzeitig 
darum  ersacht  war. 

1582*  (XVI.)  Wenn  nach  erfolgtem  Zusammenstoss  ein  Schiff  ge- 
zwungen ist,  einen  Nothhafen  aufzusuchen,  um  sich  verzimmern  zu  lassen, 
und  auf  diesem  Kurse  zu  Grunde  geht,  so  wird  vermuthet,  dass  der  Verlust 
des  Schiffes  durch  den  Zusammenstoss  verursacht  worden  ist. 

1583.  (XVII.)  In  allen  Fällen,  wo  nach  den  Bestimmungen  dieses 
Titels  die  Verantwortlichkeit  durch  Schuld,  Nachlässigkeit  oder  üner- 
fahrenheit  aiif  den  Kapitain  oder  das  Schiff  zurückfallt,  hat  der  Kapitain, 
wenn  das  Schiff  zur  Zeit  des  Zusammenstosses  von  einem  Lootsen  gefuhrt 
wird,  Anspruch,  die  Entschädigung,  zu  welcher  er  verurtheilt  wird,  und 
die  er  zu  zahlen  hat,  von  dem  Piloten,  der  an  Bord  ist  und  subsidiär  von 
der  Lootsenverwaltung  zu  fordern. 


TITEL  XI. 

Von  dem  SdüfiTbruch,  der  Strandung  und  den 
Scliiffstrünimem. 

1584.  (I.)  Niemand  darf  an  Bord  kommen  und  ein  Schiff  betreten, 
um  es  zu  unterstützen,  es  zu  retten,  oder  unter  sonst  einem  Vorwande, 
ohne  ausdrückliche  Einwilligung  des  Kapitains  oder  des  ihn  vertretenden 
Offiziers. 

1585.  (II.)  Niemand  darf  ein  Schiff,  welches  gescheitert  odw  auf 
Bänken  an  der  Küste  geborsten  ist,  bergen,  noch  Güter,  welche  auf  der 
See  oder  an  dem  Strande  schiffbrüchig  umhertreiben,  wenn  der  Kapitain 
oder  dessen  Stellvertreter  anwesend  ist,  ohne  deren  Einwilligung  auffischen. 

1588.  (III.)  Wird  ein  Schiff  oder  werden  Güter  aus  einem  Schiffbruch 
geborgen  und  sind  die  Eigenthümer,  der  Kapitain  oder  der  ihn  vertretende 
Oftizier  bekannt,  so  müssen  die  geborgenen  Gegenstande  sofort  zu  ihrer 
Verfügung  gestellt  werden,  wenn  sie  hinreichende  Bürgschaft  für  das 
Bergelohn  geben. 

1587.  (IV.)  Jeder,  der  geborgene  Schiffe  retinirt  oder  der  es  unter- 
lässt,  die  schiffbrüchigen  Güter  auf  Ersuchen  des  Kapitains,  des  ihn  im 
Dienst  vertretenden  Offiziers,  Konsignatars  oder  Eigenthümers  der  Ladung, 
wenn  diese  genügende  Bürgschaft  anbieten,  sofort  auszuliefern,  verliert  das 
Anrecht  auf  irgend  welchen  Hülfs-  oder  Bergelohn  und  haftet  für  die  durch 
die  Retention  verursachten  Schäden. 

1588.  (V.)  Die  Kosten  und  Frachten  für  den  Transport  der  Güter 
vom  Bergeort  bis  zu  ihrem  Bestimmungsorte  hat  derjenige  zu  tragen, 
welcher  sie  empfängt,  in  den  durch  die  vornergehenden  Artikel  vorgesehenen 
Fällen,  vorbehaltlich  seines  Rechts  und  Anspruchs,  wenn  solche  statt  haben. 

1589.  (VI.)  Wird  ein  Schiff  oder  werden  Waaren  auf  dem  Meere  oder 
an  den  Küsten  des  Königreichs  und  seiner  Besitzungen  geborgen  und  auf- 
gefischt, während  der  Kapitain,  der  ihn  im  Dienst  vertretende  Offizier,  der 
Konsignatar  und  Eigenthümer  abwesend  sind,  und  sind  letztere  unbekannt 
80  müssen  die  geborgenen  Güter  sofort  an  den  der  Bergung  zunächst  ge- 
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legenen  Ort  geschafft  und  der  Verwaltungsbehörde,  der  die  schiffbrüchifipen 
Güter  unterstehen  oder,  in  deren  Ermangelung,  der  Ortsbebörde  überliefert 
werden.  Im  Falle  des  Zuwiderhandelns  sollen  diejenigen,  welche  sich  zur 
Bergung  vereinigt  hatten,  das,  was  ihnen  in  dieser  Beziehung  geschuldet 
wurde,  verlieren  und  für  Verluste  und  Schäden  haften,  unbeschadet  der 
strafrechtlichen  Verfol^ng,  wenn  dazu  Anlass. 

1580.  (VII.)  Die  ßergung  der  Schiffe,  welche  gescheitert  sind  oder 
Schiffbruch  erlitten  haben,  oder  oie  Auffischung  schiffbrüchiger  Güter  nahe 
an  dem  Strande  oder  auf  dem  Strande,  mag  der  Kapitain  anwesend  sein 
oder  nicht,  kann  nur  stattfinden  unter  der  ausschliesslichen  Leitung  der 
im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Behörde  und,  in  deren  Ermangelung, 
xmtesr  der  Leitung  der  Ortsbehörde. 

Nicht  als  gescheitert  sind  Behufs  dieser  Wirkung  zu  erachten  die 
Schiffe,  welche  der  Kapitain  oder  der  ihn  vertretende  Offizier,  nach  An- 
hörung des  Schiffsrathes,  hat  (absichtlich)  stranden  lassen,  noch  die  Schiffe, 
welche  durch  Zufall  auf  die  Küste  gerathen  sind,  dergestalt,  dass  sie  in  regel- 
rechter Weise  und  ohne  Qefahr  ausgeladen  werden  können. 

1591.  (Vni.)  Die  Behörde,  der  die  Regulirung  der  Schiffbrüche  unter- 
stehen, oder,  in  deren  Ermangelung,  die  Ortsbehörde  ist  verpflichtet,  über 
die  geborgenen  Gegenstände  ein  getreues  Inventar  au£sunehmen;  hinsichtlich 
deren  Rückgabe  ist  sie  an  dieselben  Verpflichtungen  gegenüber  dem  Kapitain,  * 
den  Eigenthümem  oder  Empfängern  gebunden,  wie  dieselbe  für  die  Privat- 
personen, welche  Schiffe  oder  Güter  auf  den  Küsten  bergen,  bestimmt  sind. 
Und  andererseits  haben  die  Kapitaine  oder  Eigenthümer  der  Schiffe  oder 
Oüter  der  Behörde  gegenüber  hinsichtlich  der  Bergung  eben  dieselben 
Verpflichtungen,  wie  gegen  Privatpersonen. 

1592.  (IX.)  Die  JSehörde,  welche  bei  dem  SchifTbruche  oder  der  Auf- 
fischung dem  Gesetze  gemäss  zugegen  ist,  ist  verpflichtet,  der  Regierung  der 
Provinz  über  alle  oben  erwähnten  Ereignisse,  weiche  sich  zugetragen  haben^ 
und  die  ergriffenen  Massregeln  Bericht  zu  erstatten. 

1583.  (X.)  Die  Behörde,  welche  die  Bergung  und  die  Auffischung 
leitet,  ist  verpflichtet,  wenn  keine  Reklamationen  einlaufen,  alle  Güter, 
welche  wegen  ihres  schlechten  Zustandes  oder  wegen  ihrer  eigenen  Be- 
schaffenheit baldigem  Verderb  ausgesetzt  sind,  oder  deren  Aufbewahrung 
und  Deponirung  in  natura  den  imteressen  des  Eigenthümers  derselben 
offenbar  zuwider  sein  würde,  in  öffentlicher  Versteigerung  und  ohne  Zeit- 
verlust verkaufen  zu  lassen. 

1584.  (XI.)  Die  Behörde,  welche  die  Bergung  und  Auffischung  leitet, 
ist  verpflichtet,  innerhalb  der  acht  auf  die  Bergung  folgenden  Tage  in 
einer  der  Zeitungen  ihrer  Provinz  alle  Umstände  aes  Ereignisses  nebst 
genauer  Angabe  der  Marken  und  Nummern  der  Güter  bekannt  zu  machen 
and  zugleich  alle  Interessenten  aufzufordern,  ihre  erforderlichen  Reklamationen 
vorzubringen.  Diese  Bekanntmachung  muss,  wenn  möglich,  vier  Mal,  und 
zwar  Jeden  Monat  ein  Mal,  wiederholt  werden. 

1595.  (XII.)  Die  oben  genannte  Behörde  ist,  nachdem  das  .Recht 
des  Reklamanten  durch  Konnossemente  oder  durch  andere  gesetzliche  Ur- 
kande  bewiesen  ist,  verpflichtet,  die  geborgenen  Güter  gegen  Bezahlung  des 
geschuldeten  Bergelohns  und  der  Kosten  auszuliefern.  Im  Falle  des 
Zweifels  Betreffs  des  Rechtes  des  Reklamanten,  im  Falle  des  Widerspruchs 
Sritens  eines  Dritten,  oder  im  Falle  des  Streits  über  Bergelohn  und 
Kosten,  sind  die  Parteien  zur  kompetenten  Entscheidung  an  das  Prozess- 
gericht zu  verweisen. 

1586.  (Xni.)  Erscheint  kein  Reklamant,  nachdem  die  oben  erwähnte 
Bekanntmachung  vier  Mal  erfolgt  ist,  so  sind  die  geborgenen  Gegenstände 
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in  öffentliclier  Versteigerung  zu  verkaufen,  und  der  Erlös  daraus  ist  nach 
Abzug  der  Bei^egelder  beim  Oericbte  niederzulegen.  Die  gericbtlicbe  Be- 
stätigung der  Rechnung  schmälert  den  Interessenten  durchaus  nicht  ihr 
Rechty  welches  sie  trotz  der  Rechnung  vor  Gericht  geltend  machen  könneo. 
1697.  (XIV.)  Dem  Eigenthümer  der  geborgenen  Gegenstände  bleibt 
das  Recht,  den  Erlös  des  Verkaufes  während  des  Zeitraums  von  zehn 
Jahren  zu  reklamiren :  meldet  sich  in  dieser  Zeit  kein  Reklamant,  so  behält 
das  Depositum  die  Eigenschaft  herrenlosen  Gutes.  Gegenstände,  welche 
Feinden  gehören,  können  niemals  reklamii*t  werden. 

1598.  (XV.)  Niemals  darf  irgend  eine  Strandungs-  oder  SchiflFs- 
bruchgebübr,  noch  sonst  irgend  welche  andere  von  Schiffen  oder  Gütern, 
die  Schiffbruch  gelitten  haben,  mögen  sie  Eingeborenen  oder  Ausländem  ge- 
hören, erhoben  werden.  Diese  Bestimmung  hebt  nicht  das  Recht  der  Kon- 
fiskation von  Waaren  oder  Schiffen  auf,  welche  Schiffbruch  erlitten  haben 
und  einem  Feinde  gehören. 

1599.  (XVI.)  Das  für  die  Hülfe,  welche  Schiffen  oder  Gütern  in 
Ge&hr  oder  bei  einem  Schiffbruch  geleistet  wird,  geschuldete  Salair  ist 
zweierlei  Art,  nämlich:  Hülfsgelder  und  Berge-  oder  Rettungsgelder. 

1600.  CXVII.)  Hülfsgeld  wird  geschuldet,  wenn  Schiff  und  Ladung, 
zusammen  oder  getrennt,  in  das  Meer  zurückgebracht  und  in  den  sicheren 
Hafen  gebracht  werden.  Dieses  Salair  wird  durch  Sachverständige  ge- 
regelt, wobei  in  Rechnung  gezogen  wird: 

die  Schnelligkeit  der  Hülfeleistung,  nachdem  die  erste  Gefahr 
entdeckt  worden  ist: 

die  verwendete  Zeit; 

die  Zahl  der  Personen,  welche  zu  der  Beistandleistung  unnm- 
gänglich  noth wendig  waren; 

die  Art  der  geleisteten  Hülfe;  und  endlich 

die  mit  der  Hülfeleistung  verbundene  Gefahr. 

1601.  (XVIH.)  Fälle,  in  denen  Bergelohn  oder  Rettungsgeid  zu 
zahlen  ist,  sind: 

wenn  ein  Schiff  oder  Güter  auf  hoher  See  oder  am  Strande 
führerlos  angetroffen,  wiedergewonnen  und  geborgen  werden; 

wenn  Güter  aus  einem  Schiffe,  welches  auf  die  Küste  gerathen 
oder  auf  Felsen  so  ge&hrlich  aufgerannt  ist,  dass  es  weder  als 
sicherer  Ort  für  die  Güter,  noch  als  Obdach  für  die  Bemannung 
gelten  kann,  geborgen  werden; 

wenn  die  Güter  aus  einem  wirklich  geborstenen  Schiffe  heraus- 
genommen werden; 

endlich,  wenn  ein  Schiff",  welches  in  drohender  Gefahr  schwebt 
oder  keine  Sicherheit  bietet,  von  der  Mannschaft  verlassen  wird; 
oder  wenn  das  iSchiff,  nachdem  letztere  es  verlassen,  von  denen, 
die  es  retten  wollen,  besetzt  und  in  den  Hafen  mit  der  ganzen 
oder  einem  Theile  der  Ladung  gebracht  wird. 

1602.  (XIX.)  Bei  der  Kontestation  über  Berge-  oder  Rettungsgelder 
muss  nicht  nur  die  Bestimmung  des  zweiten  Alineas  des  Art.  XVII  be- 
rücksichtigt werden,  sondern  auch  das  Risiko,  in  welchem  die  geborgenen 
Güter  geschwebt  haben,  und  der  Werth  dieser  Gegenstände,  welcher  durch 
Sachverständige  abzuschätzen  ist. 

1603.  (XX.)  Die  Abschätzung  der  Hülfs-  und  Bergegelder,  ebenso 
wie  die  Ernennung  der  Sachverständigen  in  streitigen  Fällen  wird  be- 
wirkt und  bestimmt  durch  den  zuständigen  Richter. 

1604.  (XXI.)  Wird  das  Schiff  von  dem  Kapitain  und  der  Mann- 
schaft verlassen  und  von  denen,  welche  es  retten  wollten,  besetzt,  so  steht 
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es  dem  Eapitain  und  andern  zu  diesem  Dienste  berechtigten  Offizieren  frei, 
an  Bord  asurückzukehren  und  das  Kommando  des  Schiffes  zu  übernehmen. 
Die  Okknpirenden  sind  in  solchem  Falle,  bei  Strafe  des  Verlustes  ihrer 
Häl&gelder  und  der  Verantwortlichkeit  för  Schäden  und  Verluste,  ver- 
pflichtet, dem  Eapitain  das  Kommando  des  Schiffes  zurückzugeben,  unbe- 
schadet ihres  früher  erworbenen  Anrechtes  auf  Bergelohn. 

1605.  (XXTL)  Gehen  Schiffe  oder  Güter,  weiche  geborgen  und'  dem 
Eigenthümer  gegen  Bürgschaft  übergeben  worden  sind,  zwischen  dem 
Bergeort  und  dem  Bestimmungsorte  verloren,  ohne  dass  vorher  deren 
Werth  abgeschätzt  worden  ist,  so  müssen  die  Sachverständigen  dem  Schiffe 
UDd  den  Gütern  den  Werth  geben,  welchen  sie  vermuthiich  an  dem  Orte, 
wo  diese  Gegenstände  übergeiDen  wurden,  gehabt  haben  würden. 

1606.  (XXill.)  Die  Streitigkeiten  über  Hülfs-  und  Bergegelder  werden 
im  Königreiche  von  dem  Handelsrichter  des  Bestimmungsortes  des  Schiffes 
entschieden;  wird  das  Schiff  im  Königreiche  nach  oem  Auslande  ver- 
frachtet, so  erkennt  darüber  der  Handelsrichter  des  Ortes,  wo  die  Ver- 
frachtung geschah. 

16OT.  rXXIV.)  Die  Kontestationen  über  Salaire,  welche  von  Schiffen  zu 
zahlen  sind,  die  vom  Auslande  kommen,  ohne  nach  diesem  Königreiche  bestimpit 
zu  sein,  gehören  vor  das  zuständige  Gericht  des  Hafens  des  Reiches, 
in  welchen  das  Schiff  einläuft  oder  gebracht  wird.  Die  Bestimmungen 
des  vorhergehenden  Artikels  haben  Anwendung  auf  den  Kapitain  eines 
solchen  Schiffes,  der  die  Bestimmung  änderte,  um  in  einen  Ort  dieses 
Reiches  einzulaufen. 

1606.  (XXV.)  Jeder  Vertrag,  jede  Transaktion  oder  jedes  Ver- 
sprechen über  Hülfs-  oder  Bergegelder  ist  nichtig,  wenn  es  auf  hoher 
See  oder  zur  Zeit  der  Strandung  mit  dem  Kapitain  oder  einem  andern 
Offizier,  sei  es  bezüglich  des  Schiffes  oder  bezüglich  der  Güter,  welche 
sich  in  Gefahr  befinden,  geschlossen  worden  ist.  Ist  jedoch  die  Gefahr  vor- 
über, so  ist  es  jedem  freigestellt,  freundschaftliche  Vereinbarungen  und  Ver- 
Sleiche  zu  treffen ;  doch  selbst  in  diesem  Falle  sind  dieselben  för  die  Eigen- 
tümer, Konsignatare  oder  Versicherer  nicht  bindend, .  wenn  diese  nicht  ihre 
Zustinmiung  geben. 

1609.  ^[XVL)  Die  aus  einem  Schiffbruche  oder  einer  Strandung 
iborgenen  Trümmer  und  Güter  sind  besonders  durch  Privileg  ftir  die 
ezahlung  der  Berge-   und  Hülfsgelder  verhaftet.     Dieses  Privileg   ist   in 

den  Preis,  den  Erlös  ihres  Verkaufes  subrogirt. 

TITEL  XII. 

Von  den  gezwungenen  Anlandungen  (Anlandungen  im 

Nothhafen.)') 

1610.  (I.)    Gezwungene  Anlandung  (Anlandung  in  einem  Nothhafen) 
lieisst  die  nothwendige  Einfahrt  in  einen  Hafen  oder  rlatz,  die  verschieden 

^)  Hierzu  Gesets  Yom  97.  Dezember  1870,  dessen  Art.  4  bestimmt: 

fieim  Anlaufen  eines  Nothbatens  wird  nicht  als  Handelsgeschäft  angesehen: 
das  Ausschiffen  und  Wiedereinschiffen  der  Ladung  Behufs  der  Verzimmerung 
des  Schiffes  oder  der  Beinignnr  desselben,  wenn  es  in  Quarantäne  liegt;  — 
die  Umladong  anf  ein  anderes  Schiff,  falls  das  erstere  seeontächtig  ist;  — -  der 
Verkauf  von  Waaren,  welche  Havarie  gelitten  haben,  sobald  derselbe  durch 
das  betreffende  Steneramt  autorisirt  ist  oder  der  Verkauf  eines  Theiles  der 
Ladung  Behufs  der  VerproTiantirung  der  Mannschaft,  wenn  der  Eapitain  yorher 
nachweist,  dass  er  lu  dem  angegebenen  Zw^e  anf  keine  andere  Weise  Geld 
anäiehmen  kann. 

ao* 
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sind  von  den   fär  die   Reise   des  Schiffes   bestimmten.    Oerecbte  Grfinde, 
einen  Nothbafen  anzulaufen,  sind: 

1.  der  Mangel  an  Lebensmitteln  oder  Wasser; 

2.  die  begründete  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern; 

3.  irgend  ein  anderer  dem  Schiffe  zugestossener  Onüall,  welcher  es 
ausser  Stand  setzt,  weiterzufahren. 

1811.  (II*)  Ii^  jedem  der  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen 
F&Ue  kann  der  Eapitain,  nachdem  die  Ersten  der  Bemannung  gehört  sind, 
und  der  Beschluss  in  das  Schiffstagebuch  eingetragen  und  unterzeichnet 
worden  ist,  zur  Anlandun^  schreiten.  Bei  diesem  Beschlüsse  hat  der  Kapi- 
tain  die  entscheidende  Stimme. 

Innerhalb  24  Stunden  nach  dem  Einlaufen  in  den  ersten  Nothhafen 
ist  der  Kapitain  verpflichtet,  die  Bestimmungen  der  Art.  XLV  ff.  des  4.  Titds 
dieses  Buches  zu  erfüllen* 

Die  Ladungsinteressenten,  die  sich  bei  der  Beschlussfassung  an  Bord 
befinden,  dürfen  bei  derselben  nicht  mitstimmen ;  jedoch  können  sie  K%^ 
den  Beschluss  protestiren,  und  dieser  Protest  ist  in  demselben  Buche  hinter 
dem  Protokoll  über  den  Beschluss  der  Seeleute  aufzunehmen  und  zu  unter- 
zeichnen. 

1612.  (III.)  Die  durch  das  Einlaufen  in  einen  Nothhafen  T^ur* 
sachten  Kosten  gehen  stets  auf  Rechnung  des  Rheders  oder  des  Ver- 
frachters. 

1613.  (IV.)  Ist  das  Anlaufen  eines  Nothhafens  begründet,  so  haften 
weder  der  Eigenthümer  noch  der  Kapitain  für  die  Schäden,  welche  das 
Anlaufen  für  die  Ablader  oder  Eigenthümer  der  Ladung  nach  sich  ziehen 
könnte.  Ist  das  Anlaufen  unbegründet,  so  haften  Kapitain  und  Eigen- 
thümer zusammen,  bis  zur  Höhe  des  Werthes  des  Schiffes  und  der  Fracht- 
gelder. 

1614.  (V.)  Als  begründet  wird  jedes  Anlaufen  eines  Nothhafens 
angesehen,  welches  nicht  die  Folge  von  Arglist,  Nachlässigkeit  oder  Ver- 
schulden des  Eigenthümers,  des  Kapitains  des  Schifies  oder  der  Mann* 
Schaft  ist. 

1615-  (VI.)  Als  unrechtmässig  wird  das  Anlaufen  angesehen: 
•  1.  wenn  nach  dem  Gutachten  Sachverständiger  der  Mangel  an  Lebens- 
mitteln oder  Wasser  dadurch  entstanden  ist,  dass  nicht  so  viel  ein- 
genommen wurde,  wie  Schiffsgebrauch  und  -Sitte  ist,  oder  dass 
dasselbe  in  Folge  von  schlechter  Lagerung  oder  Nachlässigkeit  vei^ 
loren  ging  und  verdarb; 

2.  wenn  die  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern  nicht  offen  zu  Tage 
liegt  und  sich  nicht  auf  positive  und  zu  beweisende  Thatsachen 
gründet; 

3.  wenn  der  Verfall  des  Schiffes  von  dem  Mangel  an  guter  Ver- 
zimmerung, Ausrüstung,  Equipirung  und  von  schlechter  Lagerung 
herrührt; 

4.  wenn  er  nach  dem  Gutachten  Sachverständiger  durch  eine  fehler- 
hafte Anordnung  des  Kapitains  oder  durch  Mangel  an  Vorsicht 
seinerseits  entstanden  ist. 

1616.  (Vn.)  Die  Löschung  der  Güter  im  Nothhafen  kann  nur  be- 
willigt werden,  wenn  sie  zum  Behufe  der  Verzimmerung  des  Schifies  oder 
der  Ausbesserung  einer  Havarie  an  der  Ladung  unumgänglich  noth- 
wendig  ist.  In  diesen  Fällen  muss  die  Autorisation  im  Königreidie  und  den 
Besitzungen  von  dem  zuständigen  Richter  gegeben  werden ;  —  im  Auslande 
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darcfa  den  Portugiesischen  Konsul,  falls  einer  vorhanden,  und,  in   dessen 
Ermangelung,  dorch  die  Ortsbehörde. 

1617.  (VIII.)  Der  Kapitain  ist  f&r  die  Bewachung  und  Auf- 
bewahrung der  gelöschten  Laaung  verantwortlich,  ausgenommen  Zu^ig- 
keiten  höherer  Gewalt. 

1618.  (IX.)  Die  beschädigte  Ladung  ist  je  nach  Umständen  auszu- 
bessern oder  zu  verkaufen,  jedoch  mit  der  im  vorletzten  Artikel  bestimmten 
Ermächtigung.  Der  Eapitain  ist  verpflichtet,  dem  Ablader  oder  dem  Eonsignatar 
die  Rechtmässigkeit  seiner  Massnahme  darzuthun;  bei  Strafe,  dass  er  für 
den  Preis  der  beschädigten  oder  verkauften  Ladung  haftet,  nach  Massgabe 
des  von  Sachverständigen  abzusehätzenden  Werthes,  den  sie  in  gutem 
Zustande  am  Orte  ihrer  Bestimmung  haben  würde. 

1619.  (X.)  Der  Ka{)itain  darf  unter  keinem  Verwände  die  Ab&hrt 
ans  dem  Notiihafen  verschieben,  sobald  der  Grund  dazu  fortgefallen  ist; 
bei  Strafe,  dass  er  für  alle  und  jegliche  Schäden  haftet,  welcne  aus  der 
eigenmächtigen  Verzögerung  entstehen. 

1680.  (XI.)  Wenn  jedoch  das  Anlaufen  des  Nothhafens  durch  Furcht 
vor  Feinden  oder  Seeräubern  veranlasst  worden  ist,  ist  das  Auslaufen  in 
dem  Rath  der  Ersten  der  Bemannung  (und  der  etwa  an  Bord  befindlichen 
Interessenten  der  Ladung)  zu  berathen,  nach  Massgabe  der  gesetzlichen 
Beetimmungen  betreffend  das  Anlaufen  des  Nothhafens,  wie  in  Art.  II 
dieses  Iit^  bestimmt  ist 


TITEL  Xni. 
Von  den  Bodmereiverträgen. 

1621.  (I.)  Bodmereivertrag  oder  Seewechsel  (Contracto  de  risco 
OQ  cambio  maritimo)  ist  die  Vereinbarung  eines  Darlehns  in  Oeld  oder 
einem  nach  Qeld  schätzbaren  Gegenstand,  in  welcher  der  Darleiher, 
welcher  Bodmerei-Oeber  heisst,  von  dem  Borger,  welcher  Bodmerei- 
Nehm  er  heisst,  ein  Interesse  als  Preis  der  Seegefahren,  welche  er  auf 
sich  nimmt,  —  Prämie  genannt  —  stipulirt;  —  ersterer  acceptirt  und 
erwirbt  specielle  Hypothek  oder  Haftbarkeit  an  dem  Gegenstand,  auf 
welchen  das  Darlehn  genommen  wird  und  unterwirft  sich  dem  Verluste 
des  ganzen  Rechtes  an  die  dargeliehene  Summe,  wenn  der  verp&ndete  Ge- 
genstand zu  der  verabredeten  Zeit  und  an  dem  Orte  una  durch  die 
Risikos  verloren  geht,  indem  er  anerkennt,  dass  er  auf  die  Erstattung  des 
Kapitals  und  Einlösung  der  Prämie  nur  in  dem  einen  Falle  Anrecht 
haben  soll,  wenn  die  projektirte  Seespekulation  glücklichen  Erfolg  hat. 

1622.  (n.)  Der  Bodmereivertrag  muss  schriftlich  abgefasst  werden 
und  angeben: 

das  als  Darlehn  gegebene  Kapital  speciell  und  die  als  Prämie 
stipulirte  Summe  —  m  besonderer  Angaoe; 

die  Gegenstände,  auf  welche  das  Darlehn  genoinmen  ist; 

die  Namen  des  Schiffes  und  des  Ea^pitains; 

die  Namen  des  Bodmereigebers  und  -Nehmers; 

die  besondere  und  specielle  Aufzählung  aller  übernommenen 
Gefahren; 

die  Angabe,  ob  das  Darlehn  für  eine  oder  mehrere  Reisen  statlp* 
findet,  für  welche  Reise  und  für  welche  Zeit; 

die  Zeit  der  Rückzahlung. 
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1623.  (Ul.)  Die  Urkunde  oder  der  Bodmereibrief  muss  die  An- 
gabe des  Tages  und  des  Ortes  enthalten,  wo  das  Darlehn  stattfand.  Er- 
folgt das  Darlehn  vor  der  Fahrt  zur  Ausrüstung  des  Schiffes,  so  muss 
die  Vertragsurkunde  in  das  Handelsregister  eingetragen  werden. 

1624.  (iV.)  Im  Falle  der  Nichtbeobachtung  der  Bestimmungen  der 
beiden  vorhergehenden  Artikel  wird  der  Vertrag  nicht  als  Bodmereidarlehn 
angesehen;  und  in  einem  solchen  Falle  wird  der  Nehmer  gegenüber  dem 
Geber  für  die  Zahlung  des  Kapitals  und  der  gesetzlichen  Zinsen  persoo- 
lich  verpflichtet. 

^  1625.  (V.)  Der  Bodmereivertrag  muss  von  dem  Nehmer  oder  desseo 
legitimirten  Bevollmächtigten  unterschrieben  werden,  mag  der  Text  des 
Bodmereibriefes  geschrieben  sein  voo  wem  er  wolle.  Dem  Nehmer  nützt 
nicht  der  Einwand,  dass  er  der  Sprache,  in  welcher  der  Brief  abgefasst  ist, 
unkundig  sei,  noch  der  Einwand,  dass  er  nicht  in  den  Vertrag  gewilligt 
habe,  sobald  die  Unterschrift  vop  ihm  anerkannt  ist 

1626.  (VI.)  Die  Bodmereiurkunde  oder  der  Bodmereibrief  kann 
unbeschränkt  oder  abgeschätzt  sein.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über 
die  Versicherung  hinsichtlich  der  Abschätzung  im  einen  oder  andern  Falle, 
finden  gemäss  den  Platz  greifenden  Voraussetzungen  auf  den  Bodmereiver- 
trag ^Anwendung. 

1627.  (VII.)  Das  auf  ein  Schiff  oder  auf  eine  Ladung  ge^bene 
Darlehn  soll  nur  dann  ein  Bodmereidarlehn  sein  und  seine  gesetzlichen 
Wirkungen  erhalten,  wenn  der  Geber  irgend  eines  der  Seerisikos  auf 
sich  nimmt. 

1628*  (VIIL^  Nichtig  ist  der  Bodmereivertrag,  welcher  abgeschlosseo 
wird  bezüglich  Gefahren,  welche  schon  von  einem  Andern  übernommen^  und 
bezüglich  Gegenstände,  welche  schon  ihrem  ganzen  Werthe  nach  versichert 
sind.*)  Im  Falle  des  Zuwiderhandelns  haftet  der  Nehmer  persönlich  dem 
Geber  gegenüber  für  das  geliehene  Kapital,  wenn  auch  die  Sache,  welche 
den  Gegenstand  des  Vertrages  bildet,  zur  Zeit  und  an  dem  Orte  der  Ge- 
fahren verloren  geht. 

1629.  (IX.)  Wenn  einige,  aber  nicht  alle  Risikos,  oder  nur  ein 
Theil  des  Schiffes  oder  der  Ladung  versichert  ist,  so  kann  für  die  übrig- 
bleibenden Risikos  oder  für  den  nicht  versicherten  Theil  ein  Bodmerei- 
darlehn bis  zur  Höhe  ihres  vollständigen  Wcrthes  aufgenommen  werden. 

1630.  (X.)  Enthält  der  Bodmereivertrag  kein  besonderes  und  speciell 
angegebenes  Abkommen  hinsichtlich  der  von  dem  Geber  übernonimeDeD 
Risikos,  so  haftet  er  für  sämmtliche  Seerisikos. 

Ist  eine  Einschränkung  vorhanden,  so  hat  er  nur  für  die  im  Vertrage 
ausdrücklich  erwähnten  zu  haften.  Es  ist  immer  nothwendig,  dass  der  Geber 
irgend  welche  Seegefahren  übernimmt,  gesetzt,  dass  er  nicht  alle  über- 
nimmt, bei  Strafe  der  Nichtigkeit  des  Vertrages  als  Bodmerei,  gemäss  den 
Bestimmungen  des  Art.  VII. 

16^1.  (XI.)  In  dem  Bodmereiverträge  steht  es  den  Kontrahenten 
frei,  die  Prämie  in  derjenigen  Grösse  und  Weise  zu  stipuliren,  wie  sie  es  für 
gut  befinden ;  ist  sie  aber  einmal  zugestanden,  so  giebt  das  Eintreten  eines 
Kinikos  kein  Recht,  eine  Erhöhung  der  Prämie  zu  fordern,  ausser  wenn  im 
Vertrage  etwas  Anderes  vereinbart  worden  wäre. 


1)  Uebereinatimmeiid  mit  dem  Arffentinisohen  Recht  Art.  IS85  fl.  G.  F.  (cfr. 
Bd.1,  2.  Aufl.,  S.  289),  während  es  nach  Spanischem  Recht  nicht  verboten  ist,  eine 
schon  versicherte  Sache  zu  verbodmen  (aiene  unten). 
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1632-  (XII.)  Die  Bodmereiurkunde  oder  der  Bodmereibrief  welcher 
auf  Ordre  gestellt  ist,  ist  durch  Indossament  auf  dieselbe  Weise  und 
mit  denselben  Rechten  und  Ansprüchen  auf  die  Garantie  wie  der  Wechsel 
negocirbar.  Der  Cessionar  nimmt  die  Stdle  des  Indossanten  ein,  sowohl 
hinsichtlich  der  Pi*ämie  wie  der  Verluste;  aber  die  Garantie  fär  die  Zahlangs- 
fähigkeit  des  Schuldners  ist  beschränkt  auf  das  Kapital,  ohne  die  Pr&mie 
sa  umfassen,  vorbehaltlich  der  Vereinbarung  des  Gegentheils. 

1633.  (XIII.)  Ist  der  Bodmereibrief  negocirt,  so  ist  der  Inhaber  ver- 
pflichtet, beim  Mangel  der  Zahlung  am  Fälligkeitstermin  Protest  aufnehmen 
za  lassen  und  alle  sonstigen  Pflichten  zu  erfüllen,  welche  vom  Gesetze  hin- 
sichtlich der  Inhaber  von  Wechseln  in  einem  solchen  Falle  bezeichnet  sind. 

1634.  (XIV.)  Ist  die  Zeit  der  Zahlung  des  dargeliehenen  Kapitals  im 
Vertrage  nicht  festgesetzt,  so  wird  sie,  sobald  die  Risikos  angehört  haben, 
als  fallig  angesehen  und  die  Prämie  erworben;  von  diesem  Tage  an  sollen 
für  den  Geber  die  gesetzmässigen  Zinsen  vom  Kapital  und  Prämie  laufen. 
Der  Verzug  wird  durch  den  Protest  dafgethan. 

1635.  (XV.)  Wenn  der  Bodmereivertrag  nicht  ausdrücklich  nur  f&r 
die  Hinfahrt  oder  nur  fär  die  Hin-  und  Rückfahrt  oder  für  beide  ausge- 
stellt ist,  so  muss  die  Zahlung,  wenn  es  sich  um  Waaren  handelt,  an  dem 
Bestimmungsorte  derselben  laut  Frachtbriefs  oder  Konnossements  bewirkt 
werden.  —  Bezieht  derselbe  sich  nur  auf  das  SchiflF,  so  wird  er  verstanden : 
f&r  Hin-  und  Rückreise«  In  diesem  Falle  muss  die  Zahlung  innerhalb 
zweier  Monate  erfolgen,  sofern  das  Schiff  nicht  zur  Rückfahrt  rüstet 

1636.  (XVI.)  Wenn  der  Bodmereivertrag  oder  Bodmereibrief  nicht 
aaf  Ordre  gestellt  ist,  so  kann  er  nur  durch  Cession  übertragen  werden 
und  unter  denselben  Förmlichkeiten  und  mit  denselben  civilen  Folgen 
dieses  Aktes.  Die  Cession  hat  deshalb  hinsichtlich  des  Schuldners  kerne 
Wirkung,  es  sei  denn  durch  die  an  ihn  erfolgte  Änkündiirung  oder  durch 
seine  Acceptation ;  sie  verpflichtet  den  Cedenten  nur,  die  Existenz  der 
Schuld  zu  garantiren,  ohne  ihn  für  die  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners 
verantwortlich  zu  machen;  der  Cessionar  bleibt  den  Kompensationen  und 
sonstigen  Einreden^  welche  dem  Cedenten  entgegengehalten  werden  könnten, 
ausgesetzt 

1637.  (XVII.)    Die  Bodmereidarlehne  können  genommen  werden: 
auf  den  Kumpf  und  Kiel  des  Schiffes; 

auf  das  Takelwerk  und  das  Schiffsgeräthe; 
auf  die  Ausrüstung  und  den  Proviant; 
auf  die  Ladung; 

auf  die  Gesammtheit   dieser  Gegenstände,    zusammen  oder  ein- 
zeln, oder  auf  einen  bestimmten  Theil  eines  jeden  derselben. 

1638.  (XVIII.)  Jedes  Bodmereidarlehn,  welches  in  einem  Betrage 
gegeben  ist,  der  den  Werth  der  Gegenstände,  auf  welche  es  genommen  ist, 
übersteigt,  kann  auf  Antrag  des  Gebers  für  nichtig  erklärt  werden,  wenn 
auf  Seiten  des  Nehmers  Betrug  nachgewiesen  wird.  Hat  kein  Betrug 
stattgefunden,  so  ist  der  Vertrag  gültig  bis  zur  Höhe  des  Werthes  der 
Gegenstände,  auf  welchen  das  Danehn  genommen  ist;  der  Ueberschuss 
der  dargeliehenen  Summe  muss  nebst  den  gesetzlichen  Zinsen  zurück- 
gezahlt werden. 

1639.  (XIX«)  Jeder  Rheder  kann  für  sich  auf  seinen  Antheil  am 
Schiffe  ein  Bodmereidarlehn  aufnehmen.  Die  Theilhaber  des  nämlichen 
Schiffes,  vereinigt  oder  dessen  Kassirer,  können  auf  das  Schiff  im  Ganzen 
Bodmereidarlehn  aufnehmen. 
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1640.  (XX.)  Die  Matrosen  oder  die  Leute  der  Bemannimg  dfirfeo 
auf  ihren  Sold  kein  Bodmereidarlehn  aufoehmen.^) 

1641.  (XXI.)  Der  Bodmereigeber  kann  durch  den  Vertrag  das  Risiko 
der  im  fremden  Lande  zu  betreibenden  Kontrebande  auf  sich  nehmen^ 
aber  nicht  das  Risiko  der  Einfuhr  oder  Ausfuhr  von  Waaren,  die  in  diesem 
Königreiche  und  seinen  Besitzungen  gesetzlich  verboten  sind.  In  diesem  Falle 
ist  der  Vertrag  nichtig  und  von  keiner  Wirkung,  und  die  Kontrahenten 
verfallen  ausserdem  in  die  in  dieser  Beziehung  angedrohten  Kriminalstrafen. 

1642.  (XXII.)  Verboten  ist  jedes  Bodmereidarlehn,  welches  ent- 
weder nur  eine  zu  verdienende  Fracht  oder  nur  einen  von  Waaren  er- 
hofften Gewinn  zum  Gegenstande  hat.')  In  diesem  und  dem  Falle  des 
Art.  XX  hat  der  Geber  nur  Anspruch  auf  das  ohne  Zinsen  zurückzu- 
zahlende Kapital. 

1643.  (XXm.)  Bezieht  sich  das  Bodmereidarlehn  auf  den  Rumpf 
und  Kiel  des  Schiffes,  so  umfasst  es  hinsichtlich  der  Haftbarkeit  auch  die 
erworbene  Fracht. 

1644.  (XXIV.)  Ist  das  Bodmereidarlehn  auf  einen  besonderen  Gegen- 
stand des  Schiffes  oder  der  Ladung  abgeschlossen  worden,  so  hat  das 
Privileg  des  Gebers  nur  statt  beziehentlich  des  Gegenstandes  und  im  Ver- 
hältniss  der  för  das  Darlehn  verhafteten  Quote. 

1645.  (XXV.)  Wenn  der  Bodmereinehmer  Antheil  am  Schiffe  und 
der  Ladung  hat,  und  wenn  der  Vertrag  auf  Schiff  und  Ladung  abgeschlossen 
wird,  so  ist  das  Privileg  des  Gebers  solidarisch  beziehentlich  des  einen  und 
andern  Gegenstandes. 

1646.  (XXVL)  Das  auf  das  Schiff  genommene  Bodmereidarlehn, 
welches  an  dem  Orte,  wo  die  Eigenthümer  desselben  ihr  Domicil  haben,  ohne 
deren  schriftliche  Ermächtigung  von  dem  Kapitain  abgeschlossen  ist,  erzen^^ 


1)  üebereinstimmend  mit  dem  Aegyptischen  Recht  Art  159  H.  G.  B.  (cfir. 
Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  62),  dem  Argentinischen  Recht  Art.  1811  H.G.  B.  (cfr.  Bd.  L 
9.  Aufl.,  S.24SA  dem  Brasilianischen  Recht  Art  656  H.  Qt.  B.  (ctr,  Bd.  I,  2.  AnH, 
S.  628),  dem  Chilenischen  Recht  Art  1190  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  1,2.  AofL»  S.  88S), 
dem  Colnmbianischen  Recht  Art.  888  H.G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  149),  dem  Costa- 
Ricanischen  Recht  Art  761  H.G.B.  (cfr.  Bd.  U,  S.  220),  dem  Fransösi  a  chen 
Recht  Art  819  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  578),  dem  Guatemalanischen  Recht 
Art  1068  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  11,  8.  745),  dem  Honduranischen  Recht  Art.  1187 
H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  III,  S.  148),  dem  Italienischen  Recht  Art  598  H«  G.  B.  (cfr. 
Bd.  HI,  S.  295)  and  dem  Niederländischen  Recht  (Art.  577). 

>)  üebereinstimmend  mit  dem  Aegyptischen  Recht  Art  158  B^  G.  B.  (cfr. 
Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.62\dem  Argentinischen  Recht  Art.  1811  No.  2  BL  G.  B.  (clV.  Bd.  I, 
2.  Aufl.,  8.  248\  dem  Chilenischen  Recht  Art  1190  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.I,  2.  Aufl., 
S.  888),  dem  Golnmbianischen  Recht  Art  888  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  n,  S.149),  den 
Costa-Ricanischen  Recht  Art  759  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  220),  dem  Fran- 
zösischen Recht  Art.  818  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  U,  8.578),  dem  Gnatemalanisc.  h  en 
Recht  Art  1068  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  8.  745),  dem  Honduranischen  Recht 
Art  1187  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  III,  8.  143^.  dem  Peruanischen  Recht  Art  883 
H.  G.  B.  (cfr.  oben)  und  dem  8paui8chen  Etecht  Art  818  H.  G.  B.  (s. onten).  —  Nach 
Belgischem  Recht  ist  nur  die  Verbodmung  des  aus  den  Waaren  noch  zu  erwartenden 
(Gewinns  untersagt  Art  158  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  L  2.  Aufl.,  8  878.)  Nach  Hollän- 
dischem Recht  darf  auf  die  zu  erwartenden  Frachtgelder  allein  und  auf  den  su 
erwartenden  Gewinn  allein  oder  ausschliesslich  auf  beide  Gegenstände  au- 
sammen  keine  Bodmerei  genommen  werden  Art  575  Scblussal.  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  m, 
8.  740);  eb^so  nach  Brasilianischem  Recht  Art.  656  No.  2  H.G.B.  (cfr.  Bd.  I, 
2.  Aufl.,  8.  628).  Nach  dem  neuen  Italienischen  Recht  dagegen  erscheint  jetxt  die 
Verbodmung  der  zu  verdienenden  Frachtgelder  und  des  erwarteten  Gewinns  anläsaiff 
Art.  593  H,  G.  B.  (cfr.  Bd.  III,  8.  296).  ^ 
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keine  ÄDsprüche  noch  Vorrechte,  aasgenommen  bezfiglick  des  Antheils,  den 
der  Kapitain  am  Schiffe  and  an  der  Fracht  etwa  haben  könnte. 

1647.  (XXVII.)  Wird  der  Bodmereivertrag  in  einem  der  Häfen 
dieses  Königreiches  oder  seiner  Besitzungen  za  unmittelbarer  Verwendung  ab' 
geschlossen,  so  ist  der  Bodmereigeber  verpflichtet,  die  Verwendung  zu  be- 
wachen und  zu  beaufsichtigen ,  bei  Strafe  des  Verlustes  der  Hypothek,  welche 
er  durch  den  Vertrag  erwerben  sollte. 

1648.  (XXVHL)  Jeder,  der  wissentlich  dem  Kapitain  von  Schiffen 
ein  Bodmereidarlehn  giebt  za  Zwecken,  welche  nicht  direkt  zum  Vortheil 
des  Schiffes  und  der  Ladang  und  für  die  Beförderung  derselben  dienen, 
hat  nur  persönlichen  Regress  ohne  Privileg  gegen  den  Nehmer. 

1649.  (XXIX.)  Der  Darlehnsgeber,  welcher,  anter  Kollusion  mit 
dem  Kapitain,  die  Rheder  oder  Ablader  schädigt,  haftet  diesen  gegenüber 
för  alle  Verluste  und  Schäden  als  Hauptschuldner,  unbeschadet  der  etwa 
Platz  greifenden  strafrechtlichen  Verfolgung. 

1650.  (XXX.)  Für  diejenigen  Summen,  welche  zum  Zweck  der 
Verzimmerung  and  Verproviantirung  des  Schiffes  als  Bodmereidarlehne 
aufgenommen  sind,  haften  die  Parten  und  Antheile  derienigen  Eigenthümer, 
welche  nicht  innerhalb  24  Stunden,  nachdem  ihnen  die  Aufforderung  za- 
gegangen, ihren  aaf  sie  entfallenden  Beitrag  zur  Instandsetzung  des  Schiffes 
fzreleistet  haben,  selbst  in  dem  Falle,  wenn  das  Darlehn  am  Wohnorte  der 
Eigenthümer  des  Schiffes  abgeschlossen  wurde. 

1651.  (XXXI.}  Die  für  die  Bedürfnisse  der  letzten  Fahrt  aafge- 
nommenen  Bodmereigelder  haben  hinsichtlich  der  Bezahlung  Vorzug  vor 
den  zum  Baa  des  Schiffes  kontrahirten  Schulden  und  vor  den  Oeldem, 
welche  fär  eine  frühere  Fahrt  als  Bodmereidarlehn  gegeben  worden  sind. 
Die  Summen,  die  während  der  Fahrt  aufgenommen  sind,  haben  vor  den- 
jenigen, welche  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  aufgenommen  worden  sind,  den 
Vorzug.  Sind  im  Verlaaf  derselben  Fahrt  mehrere  *)  Darlehne  aufgenommen 
worden,  so  hat  das  letzte  stets  den  Vorzug  vor  dem  vorhergehenden.  Die 
Bodmereidarlehne,  welche  auf  einer  and  derselben  Fahrt  und  in  dem- 
selben Nothhafen  während  desselben  Aufenthaltes  aufgenommen,  konkurriren 
mit  einander. 

1652.  (XXXII.)    Derjenige,  welcher  ein  Bodmereidarlehn  auf  Waaren 

fiebt,  die  auf  einem  im  Vertrage  bezeichneten  Schiffe  verladen  sind, 
aftet  nicht  für  den  Verlust  dieser  Waaren,  selbst  wenn  derselbe  durch 
ein  Seeunglück  eingetreten  ist,  sobald  die  Waaren  auf  ein  anderes  Schiff 
umgeladen  sind;  es  mfisste  denn  rechtmässig  dargethan  werden,  dass 
die  Umladung  durch  höhere  Gewalt  veranlasst  wurde. 

1658.  (XXXIIL)  Das  Bodmereidarlehn  auf  Waaren,  welches  vor 
dem  Beginn  der  Fahrt  abgeschlossen  worden  ist,  muss  in  den  Konnosse- 
menten und  in  dem  Ladungsmanifeste  erwähnt  werden,  mit  Angabe 
der  Person,  welcher  der  Kapitain  die  glückliche  Ankunft  am  Löschungs- 
orte mittheilen  soll.  Ist  dieser  Umstand  ausgelassen,  so  ist  der  Konsignatar, 
welcher  im  Vertrauen  auf  das  Konnossement  Wecnsel  acceptirt  oder  Vor- 
schüsse geleistet  hat,  bevorzugt  vor  dem  Inhaber.  Weiss  der  ELapitain 
nicht,  wem  er  die  Ankunft  mittheilen  soll,  so  kann  er,  wenn  die  obige 
Deklaration  nicht  vorhanden  ist,  die  Waaren  ausladen  lassen,  ohne  sich 
in  diesem  Fall  auf  irgend  eine  Weise  gegenüber  dem  Inhaber  der  Bodmerei- 
urkunde  oder  des  Bodmereibriefes  verantwortlich  zu  machen. 


1}  Vgl.  Note  1  auf  Seite  906, 
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1654  (XXXIV,)  Wenn  der  Bodmereivertrag  auf  Waaren  die  ISac 
laubniss  enthält,  in  Häfen  einlaufen  und  Skala  machen  zu  dürfen,  so 
sind  nicht  nur  das  zum  Gebrauch  während  der  Fahrt  in  specie  verladene 
Geld,  sowie  die  im  Orte  der  Abfahrt  verladenen  Waaren  dem  Vertrage 
verhaftet,  sondern  auch  die  für  Rechnung  des  Nehmers  verladenen 
Waaren,  sowie  die,  welche  bei  der  Rückfahrt  heimgebracht  werden,  sofern 
der  Vertrag  für  die  Hin-  und  Rückfahrt  geschlossen  ist.  In  diesem  Falle 
hat  der  Nebmer  das  Recht,  in  allen  Skalahäfen  sie  umzutauschen,  sie  za 
verkaufen  und  andere  zu  kaufen.  Damit  der  Vertrag  seine  gesetzliche 
Wirkung  erhalte,  genügt  es,  dass  auf  dem  Schiffe,  und  hauptsächlich  in  dem 
Augenblicke  des  Unglückes,  stets  eine  solche  Meoge  Waaren  vorhanden 
ist,  welche  dem  Betrage  des  Bodmereidarlehns  äquivalent  ist. 

1655.  (XXXV.)  Jeder,  der  zum  Nachtheile  des  Bodmereigebers  un- 
redlicher Weise  Güter,  welche  dem  Darlehn  verhaftet  sind,  ausladet^  hat 
persönlich  für  die  Bezahlung  der  Bodmereischuld  zu  haften. 

1656.  (XXXVI.)  Ist  in  dem  Vertrag  die  Zeit  der  Seegefahren  nicht 
bestimmt,  so  beginnen  diese  zu  laufen: 

hinsichtlich  des  SchiflEes,  des  Takelwerks  und  der  Geräthe,  der 
Ausrüstung  und  des  Proviants  —  mit  dem  Augenblicke,  in  welchem 
das  Schiff  unter  Segel  geht,  und  endigen  mit  dem  Augenblicke, 
in  welchem  das  Schiff  in  dem  Hafen  oder  Orte  seiner  Bestimmung 
vor  Anker  geht; 

hinsichtlich  der  Waaren  mit  dem  Augenblicke,  in  welchem  sie 
am  Ufer  des  Hafens,  von  wo  aus  die  Expedition  erfolgt,  abgeladen 
werden ; 

und  vom  Tage  des  Vertrages,    wenn  das    Darlehn    auf  Waaren 
während  der  Fahrt  aufgenommen  ist. 
In  den  beiden  letzten  Fällen    endigt   die  Zeit  der  Gefahren  mit  dem 
Augenblicke,  in  welchem  die  Waaren  am  Bestimmungsorte  gelöscht  werden 
oder  hätten  gelöscht  werden  müssen. 

*  1657.  (XXXVII.)  Wenn  nach  Aufnahme  eines  Bodmereidarlehns 
die  Fahrt,  für  die  es  kontrahirt  wurde,  nicht  ausgeführt  wird,  so  hat  der 
Geber  das  Recht,  das  Kapital  und  die  gesetzlichen  Zinsen,  ohne  Prämie, 
mit  Privileg  zurückzuerhalten. 

1658.  (XXXVIII.)  Der  Nehmer  ist  persönlich  haftbar  für  das 
Kapital  und  die  bedungenen  Zinsen,  wenn  das  Schiff  durch  sein  Zuthun 
oder  mit  seiner  Bewilligung  die  Bestimmung  ändert,  oder  wenn  da-s  Schiff 
oder  die  Güter,  auf  welche  das  Darlehn  genommen  worden  ist,  durch  einen 
innem  Fehler  des  Gegenstandes  oder  durch  Handlung,  Betrug  oder  Nach- 
lässigkeit des  Nehmers  sich  verschlechtern,  sich  vermindern  oder  zu  Orunde 
gehen. 

1659.  (XXXIX.)  Der  zum  Bodmereidarlehn  gegebene  Betrag  kann 
nicht  zurückgefordert  werden,  wenn  die  Gegenstände,  auf  welche  das 
Darlehn  genommen  worden,  vollständig  verloren  gehen  oder  weggenommen 
und  für  gute  Prise  erklärt  werden,  sofern  der  Verlust  oder  die  VVegDahme 
zur  festgesetzten  Zeit  und  an  dem  bestimmten  Orte  und  durch  die  über- 
nommenen Risikos  sich  ereignet  hat.  Wird  ein  Theil  der  Gegenstände, 
auf  welche  das  Darlehn  genommen  worden,  gerettet,  so  behält  der  Geber 
seine  Rechte  auf  die  geretteten  Gegenstände,  und  nicht  mehr. 

1660.  (XL.)  Im  Falle  eines  Schiffbruches  oder  eines  anderen 
grösseren  Unglückes  ist  die  Bezahlung  der  auf  Bodmereidarlehn  ge- 
nommenen Summen  auf  den  Werth  der  geretteten  Gegenstände  und  auf 
diejenigen,   auf   welche   der    yei*trag   geschlossen    ist,    nach    Abzu^    d^ 
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BettoD^^eldor  zu  redaciren.  Wenn  dieser  Werth  das  dargeliehene 
Kapital  übersteigt,  so  wird  vom  Ueberschusse  die  bedungene  Prämie 
bezahlt  oder  diese  geht  aaf  dessen  Rechnung,  falls  der  Werth  zu  ihrer 
vollständigen  Deckung  nicht  reicht. 

1661.  (XLI.)  Wenn  in  dem  Falle  des  vorhergehenden  Artikels  der 
Nehmer  das  Darlehn  nur  auf  einen  bestimmten  Theil  der  Gesammtheit 
des  Gegenstandes,  welcher  sein  Interesse  an  der  Expedition  des  Schiffes 
ausmacht,  kontrahirt  hat,  so  konkurriren  bezüglich  des  Werthes  der  ge- 
retteten Gegenstände  der  Geber  und  Nehmer  in  dem  bezüglichen  Verhältnisse 
des  verpflicnteten  und  des  freien  Theiles  des  Bodmereidarlehns. 

1662.  (XLn.)  Das  Privileg  des  Bodmereigebers  auf  das  Schiff 
umfasst  nicht  nur  die  Schiffstrümmer  des  Rumpfes  und  der  Geräthe, 
sondern  auch  die  Fracht  für  die  geretteten  Güter  und  die  erworbene 
Fracht. 

1663.  (XLni.)  Wenn  zur  Zeit  des  Schiffbruches  oder  eines  andern 
grösseren  Unglückes  sich  ein  Theil  der  Waaren  bereits  am  Land  be- 
fand, so  ist  der  auf  Rechnung  des  Gebers  eingetretene  Verlust  auf  das- 
jenige zu  reduciren,  was  etwa  im  Schiffe  verblieben  ist,  und  die  in  einem 
andern  Schiffe  fortgeschaften  geborgenen  Güter  gehen  auf  das  Risiko  des 
Gebers.  Wenn  die  Gesammtheit  der  Güter  vor  dem  Schiffbruche  aus- 
geladen war,  so  muss  die  auf  Bodmerei  genommene  Summe  und  die 
Prämie  voll  bezahlt  werden. 

1664.  (XLIV.)  Wenn  der  Bodmereivertrag  Schiff  und  Ladung  um- 
fasst, ohne  irgend  welche  andere  besondere  Entschädigung,  so  bilden  die 
geretteten  Waaren  ein  Pfand  des  Gebers,  auch  wenn  aas  Schiff  auf  der 
Rückfahrt  zu  Grunde  geht.  Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  das  Schiff  glück- 
lich in  den  Hafen  kommt  und  die  Güter  zu  Grunde  gehen. 

1665.  (XLV.)  Ist  in  Betreff  desselben  Schiffes  oder  in  Betreff  der- 
selben Ladung  ein  Versicherungs-  und  ein  Bodmereivei*trag  abgeschlossen 
worden,  so  wird  der  Erlös  der  aus  dem  Schiffbruche  oder  aus  einem 
andern  grössern  Unglücke  geretteten  Güter  zwischen  dem  Versicherer  und 
dem  Bodmereigeber  nur  für  dessen  Kapital  und  im  Verhältnisse  ihrer  respek- 
tiven  Interessen  getheilt. 

1666.  (XL VI.)  Wenn  in  Folge  von  Seeuntüchtigkeit  oder  Strandung 
die  Havarien,  welche  die  Güter  erleiden,  einen  beträchtlichen  Verlust  ver- 
ursachten, so  geht  dieser  Verlust  als  das  Resultat  eines  grösseren  Un- 
glückes auf  Rechnung  des  Bodmereigebers. 

1667.  (XLVII.)  Ereignet  sich  bezüglich  des  Schiffs  oder  der 
Ladung,  auf  welche  ein  Bodmereidarlehn  genommen  ist,  Aufbringung  oder 
Seeungiück,  so  hat  der  Darlehnsnehmer,  sobald  er  Eenntniss  von  solchem 
VorfaU  erhält,  dem  Darlehnsgeber  von  dem  Unfall  Mittheilung  zu  machen. 
Befindet  sich  der  Darlehnsnehmer  zu  dieser  Zeit  auf  dem  Schiffe  oder  in  der 
Nähe  der  Gegenstände,  auf  welche  das  Darlehn  genommen  ist,  so  ist  er 
verpflichtet,  bei  ihrer  Reklamation,  Wiedergewinnung  und  Rettung  alle 
einem  gewissenhaften  Verwalter  obliogende  Sorgfalt  anzuwenden,  bei 
Strafe  der  Haftung  für  Verluste  und  Schäden. 

'  1668.  (XL VIII.)  Wer  im  Falle  einer  Strandung  oder  eines  Schiff- 
bruches Schulden  bezahlt,  die  vor  den  aus  einem  Bodmereiverträge  her- 
rührenden den  Vorzug  haben,  wird  pleno  jure  den  ursprünglichen 
Gläubigern  subrogirt 

1669.  (XLIX.)  Der  Bodmereigeber  haftet  für  die  Vergehen  des 
Kapitains  in  derselben  Weise,  wie  für  sie  der  Versicherer  haftet,  . 
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1670.  (L.)  Die  in  diesem  Gesetzbnche  hinsicbtlich  der  Havarien, 
ihrer  Verträge  und  der  Haftbarkeit  im  Versicherungs vertrage  gegebeneo 
Bestimmungen  gelten  in  gleicher  Weise  beim  Bodmereiverträge. 

1671.  (LI.)  Im  Allgemeinen  ist,  wenn  hinsichtlich  eines  Bodmem- 
Vertrages  eine  Frage  entsteht,  welche  in  diesem  Titel  übergangen,  aber  in 
dem  Titel:  „Von  den  Versicherungen",  entschieden  ist,  und  umgekehrt, 
der  übergangene  Fall  nach  den  gegebenen  Bestimmungen  zu  regeln,  sofern 
diesen  das  oetreffende  Wesen  eines  jeden  der  Verträge  nicht  entg^;exi- 
steht  >) 


TITEL  XIV. 
Von  den  Versiohenmgen. 

Abschnitt  L 

Von  dem  Versicher  un  gs  vertrage,  seiner  Beschaffen- 
heit, seinem  Gegenstande  und  seiner  Form. 

1672.  (I.)  Die  Versicherung  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  der 
Versicherer  sich  dem  Versicherten  gegenüber  für  eine  Prämie  verpflichtet, 
ihn  wegen  eines  Verlustes  oder  Schadens  oder  wegen  der  Entziehung 
eines  eniofiFten  Gewinnes,  welche  er  durch  ein  unbestimmtes  Ereigniss 
erleiden  könnte,  zu  entschädigen. 

1678.  (II.)  Die  Versicherung  kann  unter  Anderem  zum  Gegenstände 
haben: 

die  Gefahren  der  See; 

die  Ge&hren  des  Transportes  zu  Lande  und  zu  Wasser; 

die  Feuersgefahr; 

die  Gefahren  der  Ernte  durch  die  Ungunst  der  Jahreszeiten; 

die  Gefahren  der  Sklaverei; 

die  Lebensdauer  einer  oder  mehrerer  Personen. 
1674    (III.)    Der  Versicherer  haftet  in  keinem  Falle  für  die  Schäden 
und  Havarien ,  welche  durch  die  eigenen  Fehler  oder  durch  die  innere  Be- 
schaffenheit der  versicherten  Gegenstände  verursacht  werden. 

1675.  (IV.)  Wenn  derjenige,  ftlr  den  die  Versicherung  erfolgt  ist, 
kein  Interesse  an  dem  versicherten  Gegenstande  hat,  so  ist  die  Versicherung 
nichtig. 

1676.  (V.)  Mala  fides  Seiteus  der  einen  oder  andern  Partei  zur  Zeit 
der  Abschliessung  des  Vertrages  macht  die  Versicherung  nichtig. 

1677.  (VI.)  Jede  falsche  Angabe,  auch  wenn  sie  im  guten  Glauben 
geschehen  ist,  welche  die  Schätzung  der  Gefahren  beeinflussen  könnte, 
macht  die  Versicherung  nichtig. 

1678.  (Vn.)  Der  Versichenmgs vertrag  ist  nichtig  durch  das  Ver- 
schweigen von  Thatsachen  und  Umständen,  die  dem  Versicherten  bekannt 
sind,  und  die  nach  dem  Gutachten  Sachverständiger  auf  die  Existenz  des 
Vertrages  oder  auf  die  Höhe  der  Prämie  einen  Einfluss  hätten  üben 
können. 


^}  Uebereinstimmend  mit  dem  Argentinischen  Recht  Art  1816  H.  Q.  JB. 
(dr.  Bd.  I,  2.  AnfL,  S.  244)  nnd  dem  Brasilianischen  Hecht  Art  965  fi.  G.  B. 
(cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  624). 
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1679.  (Vni.)  Gegenstände,  die  bereits  in  ihrem  vollen  Werthe  ver- 
sichert sindy  können  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  nicht  ein  zweites  Mal  für 
dieselbe  Zeit  and  dieselben  Gefahren  versichert  werden ,  ausgenommen  in 
den  unten  angegebenen  Fällen. 

1680.  (IX.)  Uebersteigt  die  Versicherung  den  Werth  des  versicherten 
Oegenstaudes,  so  gilt  dieselbe  nur  bis  zur  Höhe  jenes  Werthes. 

1681.  (X.)  Nichtig  und  von  keiner  Wirkung  ist  ein  zur  Zeit  der 
Abschliessung  oder  während  der  Dauer  des  Vertrages  fi^eschehener  Verzicht 
auf  die  imperativen  oder  prohibitiven  Bestimmungen  dieses  Titels. 

1682.  (XL)  Der  Versicherungsvertrag  muss  schriftlich  abgefasst 
werden.^)    Die  Urkunde  darüber  heisst  Versicherungspolice. 

1683.  (XII.)  Die  Versicherungspolice  muss  von  dem  Tage  datirt  sein, 
an  welchem  der  Vertrag  abgeschlossen  wird  und  muss  von  jedem  Ver- 
sicherer unterschrieben  sein.  Bei  der  Datirung  muss  angegeben  sein,  ob 
am  Vor-  oder  Nachmittage. 

1684.  (Xni.)    Jede  Versicherungspolice  muss  angeben: 

1.  den  Namen  und  Stand  dessen,  der  versichern  lässt;  die  Versiche- 
rungspolice darf  nicht  auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden; 

2.  die  Natur  und  den  Werth  der  versicherten  Gegenstände;  den  Fall 
des  Art.  XVni  ausgenommen; 

3.  die  Zeit,  in  welcher  das  Risiko  beginnen  und  endigen  soll; 

4.  die  Gefahren,  gegen  welche  versichert  wird,  alle  oder  welche; 

5.  die  Versicherungsprämie; 

Und  im  Allgemeinen  alle  sonstigen  Umstände,  deren  Kenntniss  dem 
Versicherer  von  wirklichem  Interesse  sein  kann;  ebenso  alle  Verein- 
barungen, Verträge  und  Bedingungen,  welche  die  Parteien  vereinbaren, 
sowie  die  Unterwerfung  unter  £e  schiedsrichterliche  Entscheidung,  sofern 
sie  sich  darüber  geeinigt  haben. 

1685.  (XIV.)  Seeversicherungspolicen  müssen  ausserdem  noch  angeben: 

1.  den  Namen  des  Kapitains,  den  Namen  und  die  Bezeichnung  des 
Schiffes  und  im  Besonderen  das  Holz,  aus  dem  es  gebaut  ist,  oder 
die  Erklärung  des  Versicherten,  dass  er  es  nicht  weiss,  und  femer 
ob  es  gekupiert  ist  oder  nicht; 

2.  den  Ort,  wo  die  Güter  eingeladen  sind  oder  eingeladen  werden 
soUen; 

3.  den  Hafen,  von  wo  das  Schiff  ausfahren  musste  oder  muss; 

4.  die  Häfen,  Rheden  oder  Plätze,  wo  es  laden  oder  löschen  soll; 

5.  die  Häfen  oder  Plätze,  die  es  anlaufen  soU; 

6.  den  Platz,  an  welchem  die  Gefahr  des  Versicherers  beginnt; 

7.  ob  der  Versicherer  alle  Seegefahren  auf  sich  nimmt,  oder  welche 
von  ihnen,  —  mit  Aufführung  einer  jeden  einzelnen. 

Alles  dies  vorbehaltlich  der  Ausnahmen  des  vorliegenden  Titels. 

1686.  (XV.)  Die  Feuerversicherungspolicen  müssen  ausser  den  An» 
gaben  des  Art  XUI  enthalten: 

1.  das  Land,  die  Stadt  oder  den  Ort,  wo  die  gegen  Feuer  versicherten 
Gebäude  belegen  sind; 

2.  ihre  Bestimmung  und  Verwendung; 

3.  die  Beschaffenheit  und  den  Gebrauch  der  Gebäude,  welche  sie  um- 
geben oder  welche  daran  stössen,  insofern  diese  Angaben  Einfluss 
auf  den  Vertrag  haben  können; 

^)  Im  Argentinischen  Aecht  genügt  snm  Abschloss  des  Vertrages  der  blosse 
Konsens.    Art  645  H.  ü.  ß.  (cfr.  £d.I,  2.  AniL,  S.  168). 
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4.  das  Land,  die  Stadt  oder  den  Platz,  sowie  die  Gebäude,  wo  die 
gegen  Feuer  versicherten  beweglichen  Gegenstände  li^en  od» 
aufbewahrt  sind. 

1687.  (XVI.)  Die  Versicherungspolicen  über  Transporte  zu  Lande 
müssen  ausser  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Art.  XlII  angeben: 

1.  die  Zeit,  in  welcher  die  Reise  beendigt  werden  mu88,  sofern  in  dem 
Frachtschein  ein  diesbezügliches  Abkommen   getroffen  worden  ist; 

2.  ob  die  Reise  ohne  Unterbrechung  fortgesetzt  werden  soll: 

3.  den  Namen  des  Spediteurs  oder  Frachtführers,  der  den  Transport 
übernommen  hat. 

1688.  (XVII.)  Wenn  ein  Schiff  sich  ausserhalb  des  Königreiches  be- 
findet, 80  kann  es  allein  oder  mit  der  Ladung  gegen  alle  oder  einige  SeqgefahreD 
versichert  werden,  ohne  dass  der  Versicherte  den  Namen  des  Schiffes  oder 
des  Eapitains  anzugeben  braucht,  sobald  er  in  der  Police  erklärt,  dass  er 
sie  nicht  weiss,  und  das  Datum  und  die  Unterschrift  des  letzten  Avises 
oder  des  Ordrebriefes,  den  er  erhalten  hatte,  anzeigt. 

Der  Versicherte  ist  sogar  davon  zu  dispensiren,  das  Schiff  zu 
bezeichnen,  wenn  er  nicht  weiss,  in  welches  die  von  ihm  erwarteten  Waaren 
verladen  werden,  sobald  'die  Versicherung  seines  Interesses  an  der  Ladung 
auf  eine  bestimmte  Zeit  abgeschlossen  wird. 

1689.  (XVI  IL)  Kennt  der  Versicherte  nicht  die  Art  der  Waaren, 
welche  ihm  übersandt  werden  oder  an  ihn  konsignirt  sind,  so  kann  er 
dieselben  unter  dem  allgemeinen  Namen  „Güter"  versichern  lassen.  Eine 
solche  Versicherung  umfasst  nicht  gemünztes  Gold  oder  Silber,  Barren 
derselben  Metalle,  Diamanten,  Perlen,  Kleinodien,  Kriegs vorräthe,  vorbe- 
haltlich  entgegengesetzter  Vereinbarung. 

1690.  (XIX.)  Der  Versicherte  muss  in  der  Police  erklären,  ob  er 
in  der  Eigenschaft  als  Eigenthümer  oder  Kommissionär  handelt,  wenn  er 
eine  Versicherung  mit  der  Klausel:  „auf  gute  oder  schlechte  Nach- 
richt", abschliesst.  Wird  die  Versicherung  für  Rechnung  eines  Dritten 
abgeschlossen,  so  muss  die  Police  das  Datum  des  Auftrages  angeben  und 
die  letzte  Nachricht  bezüglich  des  versicherten  Gegenstandes  enthalten; 
Alles  bei  Strafe  der  Nichtigkeit. 

1691.  (XX.)  Der  Versicherungsvertrag  besteht,  sobald  die  Parteien 
übereingekommen  sind,  und  die  gegenseitigen  Verpflichtungen  des  Ver- 
sicherers und  des  Versicherten  beginnen  mit  obigem  Zeitpunkte,  selbst 
vor  der  Unterzeichnung  der  Police. 

1692.  (XXI.)  Der  Versicherungsvertrag  muss  durch  ein  Schriftstück 
bewiesen  werden.  Wenn  jedoch  Zweifel  über  die  Klauseln  und  Bedingungen 
des  Vertrages  vor  der  Aushändigung  der  Police  sich  erheben,  so  können 
die  Thatsachen  mit  allen  in  diesem  Gesetzbuche  specificirten  Beweis- 
mitteln dargethan  werden.  Solche  Gegenstände  jedoch,  deren  ausdrückliche 
Erwähnung  in  der  Police  über  gewisse  Versicherungen  vom  Gesetze  ge- 
fordert wird,  können  nur  durch  eine  unterzeichnete  Erklärung  oder  dureh 
Auszüge  aus  dem  Protokoll  der  Versicherungsmäkler  bestätigt  werden. 

1693.  (XXII.)  Wird  die  Versicherung  direkt  zwischen  dem  Yct- 
sicherten  oder  dessen  Bevollmächtigten  und  dem  Versicherer  abgeschlossen, 
so  muss  die  Police,  nachdem  sie  dem  Versicherer  von  dem  Versicherten 
oder  dessen  Bevollmächtigten  vorgelegt  worden,  innerhalb  24  Stunden 
unterzeichnet  und  ausgeliefert  werden. 

1694.  fXXni.)  Wird  der  Vertrag  durch  Vermittelung  eines  Ver 
Sicherungsmäklers  abgeschlossen,  so  muss  die  unterzeichnete  Police  inner- 
halb acht  Tagen  nach  dem  Abschlüsse  des  Vertrages  ausgeliefert  werden. 
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1605.  (XXIV.)  Im  Falle  der  Nichtei^llang  der  Vorschriften,  welche 
in  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln  aufgestellt  sind,  haftet  der  Ver- 
sicherer oder  der  Mäkler  dem  Versicherten  gegenüber  für  Schäden  und 
Verluste. 

1686-  (XXV.)  Wenn  Jemand,  der  beauftragt  wird,  eine  Versicherung 
för  einen  Ändern  abzuschliessen,  diese  für  seine  eifi^ene  Rechnung  abschliesst, 
so  wird  er  als  den  Bedingungen  des  Platzes  gemäss  versichert  angesehen. 

1687.  (XXVI.)  Wechseln  die  versicherten  Waaren  den  Eigenthümer 
während  der  Zeit  des  Vertrages,  so  geht  die  Versicherung  auf  den  neuen 
Eigenthümer  über,  unabhängig  von  einer  Cession  oder  Auslieferung  der 
Police^  es  sei  denn,  dass  zwischen  dem  Versicherer  und  dem  ursprünglichen 
Versicherten  etwas  Anderes  abgemacht  worden  wäre.  Wenn  sich  der  neue 
Eigenthümer  weigert,  die  Versicherung  zur  Zeit  der  Uebertragung  des  Eigen- 
thums  anzunehmen,  so  besteht  die  Versicherung  zum  Vortheile  des  früheren 
Eigenthümers  fort,  insofern  er  daran  Interesse  hat,  Behufs  der  Bezahlung 
des  Erwerbspreises. 

Abschnitt  II. 

Von  den  Personen,  welche  versichern,  und  den  Gegen- 
ständen,   welche   versichert  werden    können. 

1688.  (XXVII.)  Jeder,  der  fähig  ist,  zu  kontrahiren,  darf  sein 
Interesse  oder  dasjenige  eines  Dritten  versichern  lassen,  mit  der  Massgabe, 
dass  er  in  letzterem  t  alle  dazu  die  Ermächtigung  hat,  oder  dass  der  Dritte 
die  Versicherung  zur  gelegenen  Zeit  ratificirt.  Die  Ratifikation  geschieht 
zur  gelegenen  Zeit,  wenn  sie  stattfindet,  ehe  der  Versicherte  Kenntniss  von 
irgend  einem  dem  versicherten  Gegenstande  zugestossenen  Schaden  haben 
konnte.  —  Wenn  an  dem  Platze,  von  wo  die  Güter  entsendet  werden, 
hinsichtlich  der  Ratifikation  ein  besonderer  Gebrauch  besteht,  so  ist  dieser 
Gebraach  zu  beobachten. 

1688.    (XXVIII.)    G^enstand  des  Versicherungsvertrages  kann   alles 
und  jedes  Interesse  sein,  welches  in  Geld  schätzbar  und  irgend  einer  Ge- 
fahr nntei-worfen  ist,    sofern  es  nicht  durch  das  Gesetz  ausgeschlossen  ist. 
1700.     (XXIX.)    Die  Versicherung  gegen  Seegefahren  hat  besonders 
zum  Gegenstande: 

den   Körper   und  Kiel   des  Schiflfes   mit  Ballast   oder   beladen, 
allein  fahrend  oder  im  Konvoi  oder  in  Gemeinschaft; 
die  Takelage  und  die  Geräthe; 
die  Armirung; 
den  Proviant; 

und  im  Allgemeinen  Alles,  was  das  Schiff  bis  zum  Augenblicke 
seiner  Abfahrt  gekostet  hat; 

die   auf  Bodmerei   gegebenen  Gelder   und  die  Prämie  des  Ver- 
trages ; 

die  Ladung; 

den  erhofften  Gewinn.*) 

die  verdiente  oder  zu  verdienende  Fracht. 


^)  AasdrfieUich  gestattet  ist  die  Versichemng  des  erho fiten  Gewinns  ebenfalls  im 
Argentiaischen  Recht  Art.  1319  H.  G.  B.,  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  345\  im  Bel- 
gischen Recht  Art  168,  Gesetz  vom  21.  August  1879  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  875), 
mi  Deutschen  Recht  Art  788  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  n,  S.  475}  und  im  Nieder- 
ländischen Recht  Art  593  fl.  G.  B.  (cfr.  Bd.  III,  S.  748).  Verboten  dagegen  im 
Fransasiseben  Recht  Art.  847  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  577)  und  im  Spanischen 
Beeilt  Art  886  H.  G.  B.  (cfr.  unten). 
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1701.  (XXX.)  Die  Yersicheninff  kann  auf  die  Totalität  obi^  Gegen- 
stände conjonctim  geschlossen  werden  oder  auf  die  individaelle  To- 
talität eines  Jeden,  oder  aaf  einen  Theil  eines  jeden  conjonctim  oder 
besonders.  Sie  kann  zu  Kriegs-  oder  Friedenszeiten  vor  oder  während 
der  Fahrt  des  Schiffes  geschlossen  werden.  —  Sie  kann  für  Hin-  und  Rück- 
fahrt oder  nur  für  eine  derselben,  fELr  die  ganze  Fahrt  oder  fär  eine  be- 
grenzte Zeit  geschlossen  werden.  Sie  kann  gegen  Gefahren  von  Reisen  oder 
Transporten  zu  Wasser,  zu  Lande,  auf  Kanälen  und  Flossen  geschlossen 
werden.  Sie  kann  mit  Klausel  auf  gute  und  schlechte  Nachrichten 
geschlossen  werden. 

1702.  (XXXI.)  Die  Versicherung  auf  Schiffe  oder  Güter,  weldie 
zur  Zeit  des  Vertrages  bereits  an  ihrem  Bestimmungsorte  angekommen 
waren,  oder  auf  ein  Interesse,  dessen  Schaden  zu  jener  Zeit  schon  vor- 
handen war,  ist  nichtig,  sofern  die  Vermuthung  vorliegt,  dass  der  Ver- 
sicherer um  die  glückliche  Ankunft  oder  der  Versicherte  um  das  Vo^ 
handensein  einer  Havarie  bei  den  versichertßn  Gegenständen  wusste. 

1703.  (XXXII.)  Die  Vermuthung,  dass  solche  Kenntniss  vorgel^n 
hat,  besteht,  wenn,  eine  Meile  (legua)  auf  die  Stunde  gerechnet,  dargethui 
wird,  dass  von  dem  Orte  der  Ankunft  oder  des  Verlustes  des  Schiffes, 
oder  von  dem  Orte,  wohin  die  erste  Nachricht  gelangte,  diese  den  Ort,  an 
welchem  der  Vertrag  abgeschlossen  oder  die  Ordre  gegeben  wurde,  vor 
der  Unterzeichnung  der  Police  erreichen  kann. 

1704.  (XXXII 1.)  Diese  Vermuthung  findet  bei  Versicherungen  aaf 
gute  oder  schlechte  Nachricht  nicht  statt  In  diesem  Falle  kann  die  Ver- 
sicherung nur  durch  den  positiven  Beweis  annullirt  werden,  dass  der  Ver- 
sicherte oder  dessen  Bevoumächtigter  om  den  Verlust,  oder  der  Versicherer 
om  die  Ankunft  der  versicherten  Gegenstände  vor  Abschliessung  des 
Vertrages  wusste. 

1705*  (XXXIV.)  Nichtig  ist  ein  Versicherungsvertrag,  der  zum 
Gegenstande  hat: 

1.  den  Sold  der  Schiffsmannschaft^); 

2.  die  Primage  oder  Kaplaken  des  Elapitains: 

3.  Schiffe  oder  Güter,  welche  ihrem  vollen  Wei*the  nach,  und  ohne 
Aosnahme  von  Risikos,  in  dem  Bodmereiverträge  hypothecirt  sind; 

4.  Gegenstände,  deren  Handel  nach  den  Gesetzen  des  Königreiches 
verooten  ist;  sowie  die  einheimischen  oder  aosländischen  Schiffe, 
die  zo  deren  Transport  verwendet  werden. 

1706.  (XXXV.)  Sind  Schiffe  oder  Güter  nicht  ihrem  Gesammtwerthe 
nach  in  einem  Bodmereidarlehn  verpfändet,  so  kann  der  Ueberschoss,  sowie 
die  im  Falle  der  glücklichen  Ankonft  in  einem  Hafen  zo  zahlende  grosse 


>)  Uebereinstiinmend  das  Aegypt  isehe  Recht  Art  190  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  l 
2.  Aufl.,  8.  66),  das  Argentinische  Recht  Art  1890  H.  (St,  B.  (cfr.  Bd.  L  S.  Aul, 
S.  247),  das  Brasilianische  Recht  Art  686  No.  2  H.  Q.  B.  (cfr.  Bd.  I»  2.  AvL, 
S.  628),  das  Chilenische  Recht  Art.  1218  EL  Ü.  B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  8S7X 
das  Colnmbianische  Recht  Art  411  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  153),  das  Gosts- 
Ricanische  Recht  Art  825  EL  G.  B.  (cfr.  Bd.  11,  S.  228),  das  Deutsche  Recht 
Art  784  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  U,  S.  475),  das  Fransösische  Recht  Art  847  H.G.& 
(cfr.  Bd.  n,  S.  577),  das  Gnatemalanische  Recht  Art.  1091  H.G.  R  (cfr.  Bd.  II. 
8.  745),  das  Haitianische  Recht  Art.  844H.  G.B.  (cfr.  Bd.  II,  S.788),  das  Hon- 
duranische Recht  Art  1215  H.  G.  B.  (cfr  Bd. m. 8. 147),  das It alienisch eüedit 
Art  607  H.  G.B  (cfr.Bd.m,  S.298),  das  Niederl&ndisohe  Recht  Art  599H.G.a 
(cfr.  BdllL  S  744)  und  das  Sp an  i sehe  Recht  Art. 885  H.G.R  (cfr.  nnten).  Dagegen 
inlässig  nach  Bei  gischem  Recht  Art  168,  Gesetz  Yom  21.  Aoffost  1879  (cfr.  Bd.  I, 
2.  Aufl.,  S.  875). 


XXYL    Portugal  321 

Havarie  versichert  werden.  Ebenso  können  die  von  dem  Bodmereigeber 
nicht  übernommenen  und  im  Bodmereiverträge  aasgenommenen  Risikos 
versichert  werden. 

1707.  (XXXVL)  Die  Versicherung  auf  Körper  und  Kiel  des  Schiffes 
kann  auf  den  ganzen  Werth  des  Schiffes  nebst  allem  seinem  Zubehör  und 
Kosten,  bis  es  unter  Segel  geht,  geschlossen  werden.^) 

1706.  (XXXVII.)  Es  ist  erlaubt,  Schiffe,  die  bereits  ausgelaufen 
sind,  oder  Güter,  welche  bereits  von  dem  Orte,  wo  das  Risiko  f&r  Rechnung 
des  Versicherers  anfangen  sollte,  fortgeschafft  sind,  zu  versichern.  In 
diesem  Falle  muss  in  der  Police  der  genaue  Zeitpunkt  der  Abfahrt  oder 
des  Transportes  angegeben  werden;  weiss  der  Versicherte  diesen  Zeitpunkt 
Dicht,  80  muss  dieser  nämliche  Umstand  in  der  Police  erklärt  werden.  Der- 
jenige, welcher  die  Versicherung  schliessen  lässt,  ist  gleichfalls  vei*pflichtet, 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  in  der  Police  das  Datum  des  Ordre-  oder 
Avisbriefes  anzugeben  oder  die  Erklärung,  dass  er  keinen  besitzt,  und 
ebenso  die  letzte  auf  das  Schiff  oder  die  Güter  bezügliche  Nachricht,  mag 
er  sie  empfangen  haben  oder  derjenige,  für  den  die  Versicherung  geschah. 

17019.  (XXXVIII.)  Erklärt  der  Versicherte  in  der  Police,  dass  er 
den  Zeitpunkt  der  Abfahrt  des  Schiffes  nicht  wisse,  und  stellt  es  sicn  heraus, 
dass  die  Versicherung  nach  der  Abfahrt  von  dem  Orte,  wo  das  Risiko  des 
Versicherers  begonnen  hat,  abgeschlossen  worden  war,  so  kann  letzterer 
vom  Versicherten  im  Fall  einer  Havarie  fordern,  dass  er  eidlich  erkläre, 
den  Tag  der  Abfahrt  nicht  gewusst  zu  haben. 

1710.  (XXXIX.)  Ist  die  Abfahrt  des  Schiffes  in  der  Police  be- 
zeichnet und  wird  nachher  bewiesen,  dass  dasselbe  früher  abgefahren  war, 
BD  ist  die  Versicherung  nichtig. 

1711.  CXL.)  Geschieht  in  der  Police  keine  Erwähnung,  weder  der 
Abfahrt,  noch  des  Umstandes,  dass  der  Versicherte  den  Zeitpunkt  nicht 
trasste,  so  wird  vermuthet,  dass  anerkannt  wird,  dass  das  Schiff  beim  Ab- 
gange der  letzten  Post  sich  noch  an  dem  Orte  befand,  von  wo  es  abfahren 
sollte;  wird  jedoch  später  bewiesen,  das  dass  Schiff  bereits  abge£Eihren  war, 
10  ist  die  Versicherung  nichtig. 

1712.  (XLI.)  Nichtig  ist  jede  Seeversicherung,  welche  zum  Gegen- 
itande  hat: 

Schiffe,   die   sich   nicht   an   dem    Orte,   wo  die   Gefahren   an- 
fangen,  befinden; 

Schiffe,  welche  sich  noch  nicht  im  Zustande  befinden,  die  Fahi*t 
zu  unternehmen  oder  noch  nicht  bereit  sind,  beladen  zu  werden; 
Waaren,  die  nicht  sofort  verladen  werden  könnten; 
ausgenommen,  wenn  diese  Umstände  oder  die  Erklärung,  dass 
der  Versicherte  sie  nicht  weiss,  in  der  Police  ausdrücklich  erwähnt 
sind,  mit  Beziehung  auf  den  Ordre-  und  Avisbrief  oder  auf  düie 
Erklärung,  dass  dieselben  nicht  vorhanden  sind; 

oder  wenn  in  der  Police  die  zuletzt   angekommene,   auf  Schiff 

oder  Ladung  bezügliche  Nachricht  erwähnt  wird. 

Der  in  der  Police  bezeichnete  Versicherte  und  ebenso  derjenige,  durch 

ien  die  Versicherung  besorgt  wird,  sind  verpflichtet,  im  Falle  einer  Havarie, 

renn  der  Versicherer   es  verlangt,   eidlich   zu  bekräftigen,  dass  ihnen  die 

bigen  Umstände  unbekannt  waren. 

1)  Uebereinstiiimiend  mit  dem  Holländischen  Recht  Art.  602  H.  Q.  B.  (ofr. 
(d.  in,  S.  745),  während  nach  Spanischem  Recht  das  Schiff  nur  zn  %  des  Werthes,  die 
ischeo  des  Schiffes  aber  nur  sn  Vio  des  Werthes  versichert  werden  dürfen.  Art.  858 
ad  854  B.  a.  B.  (cfr.  nnten). 

Borohardt,  Hand«lsreolit.   IT.  21 


323  XXVL   PortngaL 

1718-  (XLII.)  Eine  Versicheningspolice  Betreffs  BodmereidtfleU 
mu88  das  dargeliehene  Kapital,  sowie  separat  die  Seeprämie  angeba 
Bei  Angabe  nnr  einer  Summe^  wird  vermuthet,  dass  die  Prämie  nickt 
einbegrmen  ist 

1714  (XLin.)  Jede  Versicherung  auf  Bodmereidarlehne  ist  nichtig, 
wenn  in  der  Police  nicht  augegeben  wird: 

der  Name  des  Bixlmereinehmers,  wenn  es  auch  der  EApituo 
wäre; 

der  Name  des  Schiffes  und  des  Elapitains,  welche  die  Ftkt 
machen  sollen; 

die  Bestimmung  des  Schiffes; 

die  Erklärung,  ob  die  dargeliehenen  Gelder  zu  Yerzimmeruiig«! 
oder  zu  sonstigen  nothwendigen  Ausgaben  am  Orte  der  LadoBg 
oder  in  einem  Nothhafen  verwendet  worden  waren.  Oeschieht  die 
Versicherung  auf  Ordre  des  Nehmers  oder  seines  Mandatars,  so 
hat  die  Police  ganz  genau  anzugeben,  welches  die  Risikos  sind, 
die  der  Geber  nicht  übernimmt  und  die  der  Nehmer  yersicbeni 
will,  oder  welches  die  Summe  ist,  die  die  Hypothek  überschratet, 
welche  die  Versicherung  um&ssen  soll. 

1715.  (XLIV.)  ViTenn  der  Eapitain  während  der  Fahrt  sich  in  der 
Noth  wendigkeit  befindet,  ein  ßodmereiaarlehn  aufzunehmen,  so  kannderGebff 
den  Betrag  des  Vertrag  versichern  lassen,  selbst  dann,  wenn  eine  ändert 
Versicherung  auf  den  m  dem  Bodmereiverträge  verpfändeten  Gegenständen 
bereits  bestand. 

1716.  (XLV.)  Wenn  ohne  Nothwendigkeit  und  nur  im  Intoes» 
des  Nehmers  ein  Schiff  oder  Waaren,  die  schon  versichert  sind,  in  eineoi 
Bodmereidarlehn  verpfändet  werden,  so  ist  der  Geber  in  die  Redtt 
Bubrogirt,  welche  der  Nehmer  gegen  den  Versicherer  bis  zur  Höhe  der  dir 
geliehenen  Summe  haben  würde. 

1717.  (XL VI.)  Es  ist  erlaubt,  Güter  ihrem  vollen  Werthe  n«A 
dem  EinkauKpreise  gemäss,  mit  allen  Kosten  bis  an  Bord  versichern  n 
lassen,  die  Versicherungsprämie  mit  einbegriffen,  ohne  dass  der  W«rtk 
eines  jeden  Gegenstandes  besonders  angegeben  zu  werden  braucht^) 

1718.  (XL VII.)  Gültig  ist  die  Versicherung  des  wirklichen  Werüw 
der  versicherten  G^^nstände,  der  durch  die  Fracht,  Einfahrtszölle  ond 
sonstige  Ausgaben,  welche  bei  glücklicher  Ankunft  nothwendigerweise  n 
bezahlen  sind,  ^höht  wird,  sofern  nur  davon  in  der  Police  besondere  & 
wähnung  geschieht. 

1719.  (XLVin.)  Erreichen  die  versicherten  Gegenstände  nicht  f^^(^' 
lieh  ihren  Bestimmungsort,  so  ist  die  im  vorhergehenden  Artikel  errointe 
Erhöhung  wirkungslos,  sofern  dadurch  die  Zahlung  der  Fracht,  Zölle  and  der 
sonstigen  besagten  Ausgaben  ganz  oder  zum  Theil  wegfällt 

Wenn  j^och  durch  eine  vor  der  Abfahrt  geschlossene  Vereinbsroni 
die  Fracht  dem  Kapitain  vorausbezahlt  werden  musste,  so  ist  dies  in  der 
Police  zu  erwähnen,  und  hinsichtlich  jenes  Theiles  bleibt  die  Versichening 
in  Kraft  Die  Thatsache  einer  solchen  Bezahlung  muss  im  Fall  ^ob 
Verlust  oder  Havarie  bewiesen  werden. 

1720.  (XLIX.)  Wird  eine  Versichenmg  auf  erhofften  Gewinn  Ab- 
geschlossen,   so  muss  dieser   in  der  Police  besonders  abgeschätzt  w^oi^ 

0  Uebereinstimmend  mit  dem  Argentinischen  Recht  Art  1S44  H.  6. & 
(cfr.  Bd.  I,  2.  AnfL,  S.  248),  während  nach  Spanischem  Recht  Art  856  H.  &.  B. 
(ofr.  nnten)  Waaren  nnr  sn  denjenigen  Werthe  versichert  werden  können,  welcäea  ä« 
am  Orte  der  Verladung  haben  (cf^.  anch  oben  Note  sn  Art  1707). 
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mit  Bezeichnimg  der  Güter,  auf  welche  hin  derselbe  erhofffc  wird,  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit.  Im  Falle  einer  ungefähren  Schätzune  des  versicherten 
Gegenstandes,  mit  der  Bestimmung,  dass  der  Ueberscnuss  des  Werthes 
als  besonderer  Gewinn  angesehen  werden  soll,  ist  die  Versicherung 
gültig  för  den  Werth  des  G^enstandes,  erhöht  durch  die  in  Art.  XL VII 
und  Art  XLVIII  dieses  Titels  genannten  Zus&tze.  Für  den  Best  ist 
die  Versicherung  nichtig. 

1721.  (L.)  Die  Frachtgelder  können  ihrem  vollen  Betrage  nach 
Gegenstand  einer  Versicherung  sein. 

1722.  (LI.)  Im  Falle  des  Verlustes  oder  der  Strandung  des  Schiffes 
wird  von  den  versicherten  Frachtgeldern  alles  das  abgezogen,  was  in 
Folge  dieses  Unfalles  der  Kapitain  oder  die  Eigenthümer  des  ochiffes  den 
Leuten  der  Bemannung  an  Gehalt  und  an  Sold  weniger  zu  zahlen  haben. 

1723.  (LH.")  Im  Falle  der  Versicherung  gegen  Gefahren  der  Ge- 
fangenschaft wird  zur  Auslösung  der  versicherten  rerson  eine  bestimmte 
Summe  festgesetzt 

Wird  die  Person  für  eine  geringere  Summe,  als  die  festgesetzte,  aus- 
ffelöst,  so  kommt  die  Differenz  dem  Versicherer  zu  Gute.  Wira  eine 
höhere  Summe  gefordert,  so  kann  der  Versicherte  nicht  mehr  als  die  ver- 
einbarte Summe  beanspruchen. 

1724.  (Lm.)  Die  Versicherungen  gegen  Feuersgefahr  können  auf 
eine  bestimmte  Zeit  und  für  den  vollen  \Verth  der  versicherten  Gegen- 
stände geschlossen  werden. 

1725.  (LIV.)  Die  Versicherungen  Betreffs  des  Lebens  einer  Person 
werden  auf  eine  bestimmte  Zeit  abgeschlossen.  Es  steht  im  Belieben  der 
Parteien,  die  Quote  des  versicherten  Interesses  zu  bestimmen  und  alle 
sonstigen  mit  dem  Wesen  des  Versicherungsvertrages  verträglichen  Be- 
dingungen festzusetzen. 

1726.  (LV.)  Jeder  Versicherer  kann  zu  jeder  Zeit  die  Gegenstände, 
welche  er  selbst  versichert  hat  durch  andere  Versicherer  wieder  versidiem 
lassen.  Die  Prämie  der  Wiederversicherung  kann  kleiner,  ebenso  gross 
oder  grösser  als  die  Versicherungsprämie  sein.  Ihre  Bedingungen,  Klauseln 
und  Gefahren  können  dieselben  oder  andere  sein. 

1727.  (LVI.)  Wenn  der  Versicherte  durch  eine  gerichtlich  angesagte 
Verzichtleistung  aen  Versicherer  von  jeder  späteren  Verbindlichkeit  ent- 
hebt, so  kann  er  sein  Interesse  auf  dieselbe  Zeit  und  gegen  dieselben  Ge- 
fahren von  Neuem  versichern  lassen.  In  diesem  FaUe  muss,  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  der  Versicherung,  in  der  neuen  Police  die  vorbeigehende 
Versicherung  und  die  geschehene  und  gerichtlich  angesagte  (\^rzicht- 
leistung)  Amkündigung  erwähnt  werden. 

Abschnitt  m. 
Von   der   Schätzung  der  versicherten  Gegenstände. 

1728.  (LVII.)  Der  in  der  Police  angegebene  Werth  der  versicherten 
Gq^nstände  macht  in  streitigen  Fällen  keinen  Beweis;  es  sei  denn,  dass 
derselbe  von  Sachverständigen,  die  durch  die  Parteien  ernannt  waren,  fest- 
gesetzt worden  ist.  In  Ermangelung  dieses  Aktes  kann  der  Wertn  der 
versicherten  Gegenstände  mit  allen  mtndelsbeweismitteln,  welche  nach  dem 
vorliegenden  Gesetzbuche  zulässig  sind,  bewiesen  werden. 

^  2V 
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1729.  (LYIII.)  Ist  der  volle  Werth  des  Rumpfes  und  Kieles  dnei 
Schiffes  versichert,  so  kann  dennoch  der  angegebene  Werth  nach  An- 
hörung von  Sachverständigen,  auch  wenn  vorher  das  Urtheil  von  Sach- 
verständigen über  das  Schiff  eingeholt  worden  wäre,  durch  den  Richter 
verringert  werden: 

1.  wenn  das  Schiff  in  der  Police  nach  dem  Preise  des  Kaufes  odar 
seines  Baues  abgeschätzt  ist  und  in  Folge  von  Alter  od^  Reisen 
im  Preise  verringert  ist; 

2.  wenn  das  Schiff,  welches  für  verschiedene  Fahrten  versidiert 
worden  war,  zu  Grunde  geht,  nachdem  es  eine  oder  mehrere 
Fahrten  gemacht  und  Fracht  verdient  hat.*) 

Eine  solche  Verringerung  findet  nicht  statt,  wenn  das  Qegentheil 
vereinbart  ist. 

1730.  (LIX,)  Der  Werth  von  Waaren,  die  aus  Fabriken  oder  länd- 
lichen Besitzungen  des  Versicherten  herrühren,  wird  nach  dem  Preise  ge- 
schätzt, f&r  den  dieselben  an  dem  Ladeorte  hätten  verkauft  werd^ 
können. 

173L  (LX.)  Die  durch  Tausch  erworbenen  Waaren  werden  nwh 
dem  Preise  geschätzt,  den  diejenigen,  gegen  welche  sie  eingetauscht  wurden, 
am  Löschungsorte  erzielt  haben  würden. 

1732.  (LXL)  Wird  die  Versicherung  auf  der  Rückfahrt  aus  einem 
Lande  geschlossen,  wo  der  Handel  nur  durch  Tausch  betrieben  wird,  so 
geschieht  die  Schätzung  der  versicherten  Waaren  nach  dem  Preise,  welchen 
die  in  Tausch  gegebenen  Waaren  gekostet  hatten,  mit  Hinzurechnung  der 
Transportkosten. 

1733.  (LXII.)  Der  erhoffte  Gewinn  wird  geschätzt  und  bewiesen 
mit  Hülfe  der  von  Mäklern  festgestellten  laufenden  Preise  oder  durch 
Deklarationen  von  Sachverständigen,  aus  denen  sich  der  Beweis  des  Ge- 
winnes ergiebt,  welcher  verständigerweise,  wenn  die  versicherten  Waaren  an 
ihrem  Bestinmiungsorte  angekommen  wären,  erzielt  worden  wäre. 

1734*  (LXin.)  Die  Versicherung  des  erhofften  Gewinnes  ist  nichtig 
für  d  e  n  Theil  des  Gewinnes,  dessen  Vorhandensein  nicht  in  rechtsgültige 
Weise  bewiesen  werden  kann. 

1735.  (LXIV.)  Bei  der  Versicherung  der  Frachtgelder  wird  die 
versicherte  Summe  durch  die  Chartepartien  oder  die  Konnossemente  be- 
wiesen. Was  die  Waaren  betrifft,  welche  den  Eigentbümern  der  Schiffe 
gehören,  und  deren  Fracht  im  Konnossement  oder  der  Chartepartie  nicht 
bestimmt  ist,  so  wird  der  Werth  der  versicherten  Frachtgelder  durch  Sach- 
verständige Destimmt. 

Bei  Versicherungen  auf  Kaufi[nannsgüter  und  Mobilien,  welche  in  einem 
Hause,  in  Lagerhäusern  oder  anderen  Gebäuden  lagern,  kann  der  wirkliche 
Werth,  den  sie  zur  Zeit  des  Verlustes  oder  Schadens  hatten,  durch  des 
Eid  des  Versicherten  bewiesen  werden. 

Abschnitt  IV. 
Vom   Anfang   und  Ende   der   Gefahren. 

1736.  (LXV.)    Im  Fall  der  Versicherung  auf  den  Körper  unc 
eines  Schiffes  beginnen  die  Gefahren  für  den  Versicherer  mit  dem  Augei 

^)   Uebereinstimmend  mit  dem  Argentinischen  Hecht  Art.  1358  H. 
(cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  8.  -^"^ 
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blicke,  in  welchem  der  Eapitain  aofäDgi,  die  Güter  oder  Lebensmittel  zu 
laden,  oder,  wenn  er  mit  Ballast  fahrt,  mit  dem  Augenblicke,  in  welchem 
er  anf&n^  diesen  einzunehmen. 

1737.  (LXVL)  In  dem  Falle  des  vorhergehenden  Artikels  endigen 
die  Gefahren  des  Versicherers  21  Tage  nachdem  das  versicherte  SchiflF  am 
Bestimmungsplatze  angekommen  ist  oder  in  dem  letzten  Augenblicke,  in 
welchem  die  Waaren,  welche  Fracht  zahlen,  gelöscht  werden,  sofern  dies 
vor  Ablauf  der  besagten  21  Tage  geschieht^),  ausgenommen  höhere  Gewalt 
in  Gemässheit  des  Art.  LXXV. 

1738.  (LXVII.)  Im  Fall  der  Versicherung  betreflfend  den  Körper  und 
Kiel  des  Schiffes,  för  Hin-  und  Rückfahrt  oder  für  mehrere  Fahrten,  laufen 
fiir  den  Versicherer  die  Gefahren  ohne  Unterbrechung  bis  und  mit  Einschluss 
der  21  Tage  über  das  Ende  der  letzten  Fahrt  hinaus  oder  bis  diduB,  wo 
die  Ladung  gelöscht  wird,  sofern  dies,  nach  Massgabe  des  vorhergehenden 
Artikels,  vor  Ablauf  obiger  Zeit  geschieht. 

1739.  (LXVIII.)  Im  Fall  einer  Versicherung  wegen  Güter  beginnen 
die  Risikos  in  dem  Augenblicke,  in  welchem  sie  vom  Quai  forttransportirt 
werden,  um  in  das  Schiff  geladen  zu  werden,  und  endigen  15  (14)  Tage 
nach  der  Ankunft  des  Schiffes  an  seinem  Bestimmungsorte  oder  früher, 
wenn  daselbst  die  Waaren  früher  gelöscht  and  auf  den  Quai  gebracht 
werden^),  ausgenommen  die  Fälle  höherer  Gewalt  nach  Massgabe  des 
ArtLXX. 

1740.  (LXIX.)  Ist  die  Versicherung  von  Waaren  „auf  alle 
Gefahr"  erfolgt,  so  läuft  die  Zeit  der  Gefahr  ohne  Unterbrechung,  selbst 
in  dem  Falle,  dass  der  Kapitain  durch  die  Noth  gezwungen  wird,  in 
einem  Nothhafen,  den  er  anlief,  um  das  Schiff  verzimmern  zu  lassen, 
za  löschen,  und  endigt,  sobald  die  Fahrt  gesetzmässig  abgebrochen 
wird,  oder  wenn  der  Versicherte  Ordre  giebt,  die  Güter  nicht  wieder  ein- 
zuladen, oder  schliesslich,  sobald  die  Fahrt  beendigt  ist. 

1741.  (LXX.)  Ist  der  Eapitain  oder  der  Versicherte  durch  recht- 
massige Gründe  gehindert,  die  Ausladung  der  Waaren  in  der  oben  vor- 
geschriebenen Frist  zu  bewirken,  ohne  dass  ihnen  Verzögerung  beigemessen 
werden  kann,  so  laufen  die  Gefahren  für  den  Versicherer  bis  zum  Ende 
der  Ausladung. 

1742.  (LXXI.)  Die  Gefahr  bezüglich  des  versicherten  Frachtgeldes 
beginnt  hinsichtlich  des  Versicherers  mit  dem  Augenblicke  und  in  dem 
Mfl^se,  wie  die  Güter,  welche  Fracht  zahlen,  verladen  werden,  und  endigt 
15  (14)  Tage  nachdem  sie  an  dem  für  die  Ausladung  bestimmten  Orte 
angekommen  sind  oder  eher,  wenn  sie  eher  ausgeladen  werden. 

1743.  (LXXII.)  Die  Gefahren  der  Versicherer  von  Bodmereidarlehnen 
beginnen  und  endigen  mit  dem  Augenblicke,  in  welchem  die  Gefahren  des 
Bodmereikontraktes  nach  dem  Gesetze  oder  dem  Abkommen  der  Parteien 
beginnen  und  endigen. 

1)  Nach  Argentinischem  Recht  Art.  1360  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl., 
S.  250)  und  Brasilianischem  Recht  Art  702  H.  G.  B.  (cfr.Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  680) 
endigen  die  Gefahren  des  Yersicherers  eines  Schiffes,  sobald  aas  Schiff  in  dem  Bestim- 
Bon^afen  an  dem  Orte  Anker  geworfen  hat  nnd  befestigt  ist,  welcher  für  die  Lösohang 
^estunmt  worden  ist  wenn  es  Ladnng  mit  sich  führt,  oder  an  dem  Orte,  an  welchem 
^  Anker  wirft  nnd  befestigt  wird,  wenn  es  mit  Ballast  f&hrt 

»)  Nach  Argentinischem  Recht  Art  1364  fl.  G.  B.  (oi5p.  Bd.  I,  2.  Anfl., 
a.261)  nnd  Brasilianischem  Recht  Art  706  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  I,  2.  AolL,  8.  680) 
endigen  die  Risikos  des  Versicherers  von  Waaren,  sobald  dieselben  wohlbehalten  an 
dem  iidschnngsorte  angekommen  sind,  selbst  in  dem  Falle,  dass  der  Eapitain  gezwungen 
worden  ist,  dieselben  in  irgend  einem  Skala-  oder  Nothhafen  auszuladen. 
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1744.  (LXXIU.)  Wird  die  VersicheruDg  anf  Güter  abgeschloasep,  welche 
zu  Lande,  auf  Flüssen  oder  Kanälen ,  in  Schiffen,  Barken,  auf  Wagen, 
mit  Lastthieren  oder  mit  der  Post  transportirt  werden  sollen,  so  betonen 
die  6e&hren  hinsichtlich  des  Versicherers,  sobald  die  Grüter  an  den  Orten 
oder  Anlegeplätzen,  wo  sie  verladen  werden  sollen,  abgeliefert  werden. 

1745.  (LXXlV.)  In  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeeehenen 
F&llen  läuft  die  Zeit  der  Gefahren  des  Versicherers  ohne  Unterbrechung, 
selbst  dann,  wenn  die  Güter  während  der  Fahrt  gelöscht,  in  Lagerhäusern 
untergebracht  oder  auf  andere  Schiffe,  Barken  oder  Wagen  umgeUden 
werden,  bis  zu  ihrer  Ankunft  und  Ausladung  an  dem  Bestimmungsorte 
oder,  wenn  sie  per  Post  gehen,  bis  zu  der  Ablieferung  an  dem  Orte  ihr& 
Adressirung. 

1746.  (LXXV.)  Wird  die  Fahrt  ausgesetzt,  nachdem  das  lUsiko 
des  Versicherers  begonnen  hat,  so  dauert  dieses  Risiko  nach  Aussetzung 
der  Fahrt  bei  Versicherungen  bezüglich  Güter  15  (14)  Tajpe  und  bei  einer 
Versicherung    betreffend  den  Körper  und  Kiel  des  Schill  21  Tage  fort 

1747.  (LXXVL)  Die  Gefahr  der  Versicherung  des  erhofften  Ge- 
winnes beginnt  und  endigt  ganz  ebenso,  wie  die  Gefahr  der  VersicheruDg 
auf  Güter  b^nnt  und  endi^. 

1748.  (LXXVIL)  Eine  Feuerversicherungspolice  muss  die  {genaue 
Zeit  des  Beginnes  und  der  Dauer  der  Gefahren,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit, 
angeben. 

1748.  (LXXVIII.)  Bei  allen  Versicherungen,  zu  welcher  Art  die- 
selben auch  gehören  mögen,  haben  die  Kontrahenten  das  Recht,  hinsicht- 
lich der  bestimmten  Zeit  des  Beginnes  und  der  Dauer  der  Gefahren, 
alle  sonstigen  Abmachungen  und  Bedingungen,  welche  sie  f&r  angemeesen 
halten,  zu  vereinbaren  und  in  der  Police  zu  erwähnen. 

Abschnitt  V. 

Von   den   Rechten   und   Pflichten   des   Versicherers 
und  des  Versicherten. 

1750.  (LXXIX.)  Wird  die  Reise  eingestellt,  bevor  die  Gefahren 
begonnen  haben,  so  ist  die  Vensicherung  ohne  Zahlung  der  Prämie  an- 
nuUirt.  Ist  letztere  bezahlt  worden,  so  muss  sie  zurückerstattet  werd^. 
Der  Versicherer  erhält  in  allen  Fällen  ein  halbes  Prozent  von  der  ver 
sicherten  Summe,  ausgenommen,  wenn  die  volle  Prämio  nicht  ein  Prozent 
erreicht.    In  diesem  Falle  erhält  der  Versicherer  die  Hälfte  der  Prämie. 

1751.  (LXXX.)  Wird  die  Reise  eingestellt,  nachdem  die  Ge£ahr 
begonnen  hat,  aber  vor  dem  Beginn  der  Fahrt,  so  hat  der  Versicherer 
ein  Prozent  von  der  versicherten  Sunmie,  wenn  die  Prämie  ein  Prozent 
oder  mehr  beträgt,  zu  erhalten;  beträgt  dieselbe  weniger  als  ein  Prozent,  so 
erhält  der  Versicherer  die  ganze  Prämie.') 

Die  ganze  Prämie  wird  stets  dann  geschuldet,  wenn  der  Verdcherte 
wegen  begonnener  Gefahren  Verluste  reklamirt. 

1752.  (LXXXT.)  Den  Versicherer  fallen  zur  Last  alle  Verluste  and 
Schäden,  welche  den  versicherten  Gegenständen  durch  Sturm,  Schiffbruch, 

1)  Nach  Französischem  Recht  Art  849  H.  G.  R  (cfr.  Bd.  n,  8.  577)  im4 
nach  Spanischem  Recht  Art  890  AI  2  H.  G.  B.  (cfr.  nuten)  erhält  der  V«^ 
sicherer,  wemi  er  vor  Beginn  der  Reise  znrttcktritt,  stets  Vt^^s^nt  des  Tersiebertea 
Werthes.  Nach  Niederländischem  Recht  Art  685  AL  2  H.  G.  B  (cfr.Bd.  HI, 
S.  749)  erhält  der  Versicherer  Vt^^^ent  der  versicherten  Summe  oder  die  halbe  Främie, 
wenn  solche  weni^r  als  l  JProsent  beträgt. 
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Strandung,  Ansegelung,  gezwungene  Aenderung  des  Karses,  der  Fahrt  oder  des 
Schiffes,  darch  Auswerten,  Feuersbrunst,  unrechtmässige  Gewalt,  Ueber- 
schwemmuni",  Wegnahme,  Plünderung,  Embargo  auf  Befehl  einer  Macht, 
eintretende  Quarantänen,  Kriegserklärung,  Repressalien,  Nachlässigkeit  oder 
Baraterien  Seitens  des  Kapitäns  oder  der  Leute  zustossen;  und  im  Allge- 
meinen durch  alle  sonstigen  Seefahrlichkeiten,  die  Fälle  ausgenommen,  wo 
der  Versicherer  wegen  der  Beschaffenheit  des  Gegenstandes  nach  dem  Ge- 
setze oder  nach  einem  in  der  Police  ausdrücklich  vermerkten  Abkommen 
aufhört,  verantwortlich  zu  sein. 

1753.  (LXXXU.)  Jede  willkürliche  Veränderung  des  Kurses,  der 
Fahrt  oder  des  Schiffes  durch  Zuthun  des  Kapitains  oder  der  Eigenthümer  des 
Schiffes  lässt  im  Fall  einer  Versicherung  auf  Rumpf  und  Kiel  oder  auf 
die  Frachtgelder  die  Verpflichtungen  des  Versicherers  cessiren. 

Dassdbe  ist  der  Fall  bei  einer  Versicherung  von  Kaufinannsgütem 
bei  j^er  Veränderung  von  Kurs,  Fahrt  oder  Schiff,  die  mit  Einwilugung 
des  Y  ersicherten  gescSiieht. 

1754.  (LXXXTIL)  Die  willkürliche  Aenderung  des  Kurses  oder  der 
Fahrt  besteht  nicht  in  einer  Abweichung  von  ^ringer  Bedeutung;  dieselbe 
ist  jedoch  dann  vorhanden,  wenn  der  Kapitain  olme  erkennbaren  Kutzen  oder 
ohne  Noth  einen  Ankei*platz  oder  einen  Hafen  ausserhalb  der  Kurs- 
linie anläuft,  oder  wenn  er  einen  ganz  andern  Strich  innehält,  als  denjenigen, 
den  er  verfolgen  sollte.  Entsteht  Streit  hinsichtlich  der  Abweichung,  so 
kann  der  Richter  das  Gutachten  von  Sachverständigen  anordnen. 

1755.  (LXXXIV.)  Der  Versicherer  haftet  nicht  für  Schäden  oder 
Havarien,  welche  durch  den  Versicherten  herbeigeführt  worden  sind.  Hat 
die  Gefahr  begonnen,  so  kann  er  die  Prämie  fordern  oder  sie  behalten* 

1756.  (LXXXV.)  Wird  die  Versicherung  auf  den  Körper  und  Kiel 
des  Schiffes  oder  auf  das  Frachtgeld  geschlossen,  so  haftet  der  Versicherer 
nicht  für  den  Betrug  oder  die  Ribaldie  des  Kapitains,  vorbehaltlich  ent- 
gegengesetzter Vereinbarung.^)  Ein  solches  Abkommen  kann  nicht  statt- 
haben, wenn  der  Kapitain  der  einzige  Eigenthümer  des  Schiffes  ist 

1757.  (TiXXXvIQ  Ist  die  Versicherung  auf  Güter  genommen,  die 
den  Eigenthümem  des  Schiffes  gehören,  auf  welches  sie  verladen  sind,  so 
haftet  der  Versicherer  nicht  für  den  Betrug  oder  die  Baraterie  des 
Kapitains,  noch  für  die  Aenderung  des  Kurses,  der  Fahrt  oder  des  Schiffes, 
selbst  in  dem  Falle,  wo  eine  solche  Aenderune  ohne  Verschulden  und 
ohne  Wissen  des  Versicherten  stattfand,  vorbehaltlich  der  Vereinbarung 
vom  Gegentheil. 

179B.  (LXXXVII.)  Im  Fall  einer  Versicherung  auf  den  Rumpf  und 
Kiel  des  Schiffes  oder  auf  das  Frachtgeld  haftet  der  Versicherer  nicht  für  die 
Verluste,   welche   sich   nach   dem  Augenblicke   ereignen,   in   welchem  der 

1)  üebereinstimmend  das  A ägyptische  Recht  Art  195  H.  G.  B.  (cur.  Bd.  I, 
2.  Aufl.,  a  67),  das  Argentinische  Recht  Art  1870  No.  11  H.  G.  B.  (cfr.  Bd  I, 
2.  Aufl.,  S.  252),  das  Brasilianische  Recht  Art  711  No.  19  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  I, 
2.  Anfl^  S.  682),  das  Chilenische  Recht  Art.  1260  No.  6  H.G.B.  (cfr.  Bd.  L  2.  Anfl., 
a  848),  das  Colnmbianische  Recht  Art.  458  No.  6  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II,  S.  160),  das 
Gosta-Ricanische  Recht  Art  802  R  G.  B.  (cfr.  Bd.II,  S.  226),  das  Französische 
Recht  Art  858  H.G.B.  (cfr  Bd.  II,  8.  577).  das  Griechische  Recht  Art  858  H.G.B. 
(efr.  Bd.  n,  S.  658),  das  Gnatemalanische  Recht  Art  1182  No.  6  H.G.  B.  (cfr.  Bd.  II, 
S.  746).  das  Haitianische  Recht  Art  850  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  11.  S.  788),  das  Hon- 
daranische Recht  Art.  1254  No.  6  H.  G.B.  (cfr.  Bd.  III,  S.  158}  nnd  das  Spanische 
fiecht  H.  G.  B.>  Art  862,  während  nach  Belgischem  B^cht  Art.  184  des  Geseties 
Tom  21.  Angnst  1879  (cfr.  Bd.  I,  2.  Anfl.,  S.  877)  nnd  Deutschem  Recht  Art  824 
No.  6  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  U.  S.  482)  der  Versicherer  für  die  Unredlichkeiten  einer 
Person  der  Schiffsmannschaft  naflet 
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Kapitain,  obwohl  mit  allem  zum  Antritt  der  Reise  Nöthigen    verseben,  es 
ohne  triftigen  Qrund  unterliess,  unter  Segel  zu  gehen. 

1759.  (LXXXVni.)  Im  Fall  einer  Versicherung  von  (xütera,  welche 
zu  Lande,  auf  Flüssen  oder  Kanälen  oder  abwechselnd  transportirt  werden 
müssen,  haftet  der  Versicherer  nicht  fiir  die  Schäden,  welche  eingetreten 
sind,  nachdem  bei  der  Fahrt  ohne  Nothwendigkeit  aufgehört  ist,  dieselbe 
auf  gewöhnliche  Weise  und  auf  gewöhnlichen  Wegen  fortzusetzen. 

1760.  (L  XX XIX.)  Ist  in  dem  Frachtscheine  ein  Zeitraum  bestimmt, 
innerhalb  dessen  der  Transport  zu  bewirken  ist,  so  ist  der  Versicherer  von 
jeder  Verantwortlichkeit  für  den  Schaden  frei,  welcher  sich  nach  der  Zeit 
ereignet,  zu  der  die  Güter  hätten  transportirt  gewesen  sein  müssen. 

Die  Kontrahenten  können  mittelst  ausdrücklicher  Vereinbarung  die 
Bestimmungen  dieses  und  des  vorhergehenden  Artikels  aufheben. 

1761.  (XC.)  Bezieht  sich  die  Versicherung  auf  Salz  oder  solche 
Gegenstände,  wie  Wein,  Oel  und  dergleichen,  so  haftet  der  Versicherer 
nicht  für  die  Verluste  durch  Schwinden,  ausgenommen,  wenn  dies  durch 
Stoss,  Schiffbruch  oder  Strandung  des  Schiffes  verursacht  worden  ist,  oder 
wenn  diese  Güter  in  einem  NothhafMi  verladen*)  und  wiederverladen  sind. 

In  dem  Falle,  dass  der  Versicherer  den  durch  das  Auslaufen  von 
Flüssigkeiten  entstehenden  Schaden  bezahlen  muss,  ist  die  Verminderung, 
denen  solche  Güter  nach  dem  Gutachten  Sachverständiger  gewöhnlich 
unterliegen,  in  Abzug  zu  bringen. 

1762.  (XCI.)  Wenn  in  dem  Falle,  in  welchem  das  Gesetz  es  ge- 
stattet, eine  Versicherung  unter  der  allgemeinen  Bezeichnung  „betr. 
Güter"    oder    „betr.    jedes     Interesse     des     Versicherten**     ah- 

feschlossen  wird,  und  die  versicherten  Gegenstände  bestehen  in  Flachs, 
[anf,  Korn,  Mehl,  Häuten,  Zucker,  Taback,  Käse,  Kaffee,  Reis,  Bachern, 
Papier  und  dergleichen  Gegenständen,  welche  einer  Verschlechterung  oder 
Verminderung  ausgesetzt  sind,  so  haftet  der  Versicherer  nicht  fiir  die 
Havarie,  dafem  sie  nicht  10  Prozent  des  Werthes  der  beschädigten  Sache 
übersteigt.  Wenn  sich  unter  den  erwähnten  Gütern  einige  befinden,  welche 
gewöhnlich  an  dem  Orte,  wo  die  Versicherung  abgeschlossen  wurde,  nicht 
anders  versichert  werden,  als  frei  von  Havarie  oder  Auslaufen,  so  ist  der 
Versicherer  vollständig  frei. 

1763.  (XCII).  Wenn  die  Güter  von  der  im  vorhergehenden  Artikel  er- 
wähnten Art  mit  ihrem  Namen  in  der  Police  bezeichnet  werden,  ohne  be- 
sonderes Abkommen  hinsichtlich  der  Havarie,  so  haftet  der  Versicherte 
nicht  für  diejenige,  welche  3  Prozent  nicht  übersteigt. 

1764.  (XCIII.)  Die  Klausel  „frei  von  Havarie**  befreit  die 
Versicherer  von  den  besonderen  Havarien.  Die  Klausel  „frei  von  jeder 
Havarie"  befreit  die  Versicherer  von  den  grossen  und  besonderen  Hava- 
rien. Diese  Klauseln  jedoch  befreien  die  Versicherer  nicht  in  den  Fällen, 
welche  Recht  zum  Abandon  geben. 

1765.  (XCIV.)  Ist  die  Versicherung  erfolgt  mit  der  Klausel  „frei 
von  Feindseligkeit",  so  ist  der  Versicherer  irei,  wenn  die  versicherten 
Gegenstände  in  Folge  von  Feindseligkeit  zu  Grunde  gehen  oder  sohlechter 
werden.  Der  Versicherungsvertrag  cessirt  in  diesem  Falle,  sobald  in 
Folge  von  Feindseligkeiten  die  Fahrt  verzögert  oder  der  Kurs  geändert 
worden  ist. 

1766.  (XCV.)  Wenn  jedoch,  wahrend  Freiheit  von  Feindselig- 
keiten   abgemacht  ist,    der  Versicherte   sich  in  dem  Vertrage    vorbehalten 

')  „carregadas^  soll  wohl  heissen  ^descarregadas.*^ 
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hat,  dass  er,  von  Wegnahme  abgesehen,  gegen  die  gewöhnlichen  Verlaste 
geschützt  sein  solle,  so  haftet  der  Versicherer  für  allen  Schaden,  den  durch 
Feindseligkeiten  entstehenden  ausgenommen,  bia  dass  das  Schiff  im  Hafen 
vor  Anker  gegangen  ist.  Erhebt  sich  in  diesem  Falle  Zweifel  über  die'  Ur- 
sache des  Verlustes,  so  wird  vermuthet,  dass  die  versicherten  Gegenstände 
dtirch  einen  Seeunfall  zu  Grunde  gegangen  sind,  und  der  Versicherer  haftet. 

1767.  (XCVI.)  Wenn  ein  Schiff  oder  Güter,  versichert  auf  „frei 
von  Feindseligkeit'^  in  einem  Hafen  feindseligerweise  weggenommen 
oder  zurückbehalten  wird,  so  wird  angenommen,  sie  seien  auf  dem 
Meere   weggefangen    worden,   und   die  Gefahren  des  Versicherers  cessiren. 

1768.  (XCVII.)  Wenn  im  Falle  des  Art.  XIX  Alinea  2  eine  Ver- 
sicherung auf  eine  bestimmte  Zeit  abgeschlossen  worden  ist,  so  muss  der 
Versicherte  beweisen,  dass  die  versicherten  Gegenstände  zu  der  bestimmten 
Zeit  an  Bord  des  Schiffes,  welches  Schiffbioich  oder  Havarie  erlitten,  ver- 
laden worden  waren. 

1769.  (XCVin.)  Im  Fall  des  Verlustes  versicherter  Waaren,  welche 
für  Rechnung  des  Eapitains  oder  des  Schiffes  eingeladen  sind,  ist  der 
Kapitain  verpflichtet,  dem  Versicherer  den  Kauf  der  Waaren  zu  beweisen  und 
das  von  zwei  der  Ersten  der  Mannschaft  unterzeichnete  Konnossement  vor- 
zulegen. 

1770.  (IC.)  Der  Versicherer  kann  sich  seiner  Verantwortlichkeit 
bei  der  Feuerversicherung  nicht  entziehen,  er  müsste  denn  nachweisen, 
dass  das  Feuer  durch  eine  Handlung  oder  grobe  Nachlässigkeit  der  eigenen 
Person  des  Versicherten  entstanden  ist. 

1771.  (C.)  Im  Fall  einer  Feuersbrunst  müssen  alle  Kosten,  welche  sich 
der  Versicherte  macht,  um  den  Schaden  zu  hindern  oder  zu  vermindern, 
von  dem  Versicherer  getragen  werden. 

1772.  (CI.)  Sind  mehrere  Versicherungsverträge  vorhanden,  welche 
in  gutem  Glauben  bezüglich  derselben  Gegenstände  geschlossen  sind,  und 
ist  durch  den  ersten  Vertrag  der  volle  Werth  derselben  versichert,  so  gilt 
nur  dieser.  Die  Versicherer,  welche  die  folgenden  Verträge  unterzeichnet 
haben,  werden  frei  und  erhalten  nur  ein  halbes  Prozent  oder  weniger  von  der 
versicnerten  Summe,  nach  Massgabe  des  Art  LXXIX  dieses  Titels.  Wenn 
durch  den  ersten  Vertrag  nicht  der  ganze  Werth  versichert  wurde,  so 
haften  die  Versicheren  welche  den  folgenden  Vertrag  unterzeichnet  haben, 
fär  den  zu  entschäoigenden  Ueberschuss,  wobei  die  Reihenfolge  des 
Datums  der  Versicherungspolice  zu  verfolgen  ist 

1773.  (CIL)  Sobald  mehrere  Versicherer  eine  Police,  wenn  auch 
unter  verscluedenen  Daten,  für  eine  den  Werth  der  versicherten  Gegen- 
stände übersteigende  Summe  unterzeichnen,  so  steuern  Alle  bei  im  Ver- 
bältniss  zu  der  Summe,  für  welche  sie  unterzeichnet  haben  und  erhalten 
in  demselben  Verhältnisse  ein  halbes  Prozent  von  dem  u^ültig  gewordenen 
Ueberschusse,  oder  weniger,  gemäss  dem  in  Art  LXXIX  dieses  Titels 
gemachten  Unterschiede. 

Dieselbe  Bestimmung  greift  Platz,  wenn  mehrere  Policen  an  demselben 
Tage  bezüglich  desselben  Gegenstands  unterzeichnet  werden. 

1774  (Cin.)  Der  Versicherte  darf  in  den,  durch  die  beiden  vor- 
hergehenden Artikel  vorgesehenen  Fällen  nicht  eine  frühere  Police  vernichten, 
um  die  späteren  Versicherer  verantwortlich  zu  machen.  Dechargirt  der 
Versicherte  die  früheren  Versicherer,  so  wird  er  angesehen,  als  an  deren 
Stelle  gesetzt :  ftr  dieselbe  Summe  und  in  derselben^Keihenfolge.    Schliesst 
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er  eine  RftckverBicberung,   so   treten   die   Rückversicherer   an  seine  Stelle 
und  in  dieselbe  Reihenfolge. 

1775.  (CIV.)  Findet  eine  Versicherung  in  gehöriger  Weise  statt  Be- 
treffs Güter,  welche  auf  mehreren  bezeichneten  Schiffen  mit  Angabe  der 
auf  jedem  derselben  versicherten  Summe  verladen  werden  sollen ,  so  ist, 
wenn  die  ganze  Ladung  in  nur  ein  Schiff  oder  in  eine  kleinere  Anzahl 
von  Schiffen  gebracht  wird,  als  im  Vertrag  angegeben,  der  Versicherer 
nur  fUr  die  Summe  haftbar,  welche  er  auf  oem  oder  den  Schiffen, 
welche  die  Ladung  aufgenommen^  versichert  hat,  ungeachtet  des  Verlustes 
aller  bezeichneten  ochiffe;  er  soll  dennoch  ein  halbes  Prozent  oder  weniger, 

Semäss  der  in  Art.  LXXIX    dieses  Titels   gemachten  Unterscheidung   von 
en  Summen  erhalten,  deren  Versicherungen  kraftlos  geworden  sind. 

1776.  (CV.)    Wird  die  Versicherung   für   eine  beschrankte  Zeit  ab- 

«eschlossen,    so   ist   der  Versicherer   nach  Ablauf  der  Zeit   frei,   und    der 
ersicherte  kann  eine  neue  Versicherung  abschliessen. 

1777.  (CVI.)  Wenn  der  Versicherte  das  Schiff  nach  einem  Orte 
entsendet,  welcher  entfernter  ist,  als  der  im  Vertrage  bezeichnete,  so  haftet 
der  Versicherer  fiir  die  späteren  Gefahren  nicht.  Wenn  dagegen  die  Fahrt 
abgekürzt  wird,  so  behält  die  Versicherung  ihre  volle  Wirkung,  wenn  der 
Hafen  dem  in  der  Police  vereinbarten  Skalaplatze  zunächst  g^egen  ist 

1778.  (CVII.)  Der  Versicherte  ist  verpflichtet,  ohne  Verzug  dem 
Versicherer,  und  wenn  mehrere  auf  derselben  Police  vorhanden  sind,  dem 
zuerst  unterzeichneten  alle  Nachrichten  mitzutheilen,  welche  er  über  irgend 
ein,  dem  versicherten  Schiffe  oder  der  versicherten  Ladung  zugestossenes 
Unglück  erhält,  und  muss  den  Versicherem  auf  ihr  Verlangen  Ab- 
schriften oder  Auszüge  aus  den  die  Nachrichten  enthaltenden  Briefen  geben ; 
andernfalls  haftet  er  ftir  Verluste  und  Schäden. 

1779.  (CVIIL)  So  lange  der  Versicherte  den  Abandon,  den  auszu- 
führen er  etwa  ein  Recht  hat,  nicht  bewirkt,  ist  er  im  Fall  eines  Schiff- 
bruches oder  einer  Strandung,  Wegnahme  oder  eines  feindlichen  Arrestes 
verpflichtet,  alle  Massregeln  zu  ergreifen,  um  die  versicherten  Gegenstände 
zu  oergen  oder  zu  reklamiren.  Hierzu  bedarf  der  Versidierte  keiner  be- 
sonderen Vollmacht  Seitens  der  Versicherer;  ja,  er  hat  sogar  das  Rechte 
von  ihnen  die  Vorschüsse  zu  fordern,  deren  er  bedarf,  um  die  Ausgaben 
für  die  Bergung  oder  Reklamation  zu  decken,  oder  die  Erstattung  der 
von  ihm  gemachten  Auslagen,  ungeachtet  der  Fruchtlosigkeit  seiner  Be- 
mühungen. 

1780.  (CIX.)  Der  Versicherte,  welcher  verpflichtet  ist,  ausserhalb  des 
Königreiches  über  die  Bergung  der  versicherten  Gegenstände  zu  wachen  oder 
eine  Reklamation  anzubringen,  und  der  seinen  gewöhnlichen  Korrespon- 
denten oder  ein  anderes  Geschäftshaus  oder  eine  Person,  welche  Kredit 
geniesst,  hiermit  beauftragt,  ist  für  deren  Geschäftsführung  nicht  verant- 
wortlich; dagegen  ist  er  aber  verpflichtet,  dem  Versicherer  seinen  Rechts- 
anspruch gegen  seinen  Mandatar  zu  cediren. 

1781.  (CX.)  Bei  Wegnahme  oder  ungesetzlichem  Arreste  ist  der 
Versicherte  verpflichtet,  die  versicherten  Gegenstande  zu  reklamiren,  auch 
wenn  die  Police  nicht  die  Nation  angiebt,  welcher  der  Eigenthümer  der 
Gegenstände  angehört;  diese  Verpflichtung  cessirt  bei  ausdrücklichem  Dis- 
pens in  der  Police. 

1782.  (CXI.)  Das  Erkenntniss  eines  ausländischen  Gerichtes,  durch 
welches  ein  Schiff  oder  Güter  als  nicht  neutral,  welche  aber  als  solche  ver- 
sichert wurden,   konfiscirt  werden,   genügt  nicht,   um  den  Versicherer  vop 
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der  Zahlung  des  Verlustes  zu  befreien,  wenn  der  Versicherte  nachweisen 
kann,  dass  die  versicherten  Gegenstände  in  Wirklichkeit  neutrales  Eigen- 
thum  waren,  und  dass  er  bei  jenem  Gerichte  alle  Mittel  angewendet  und 
alle  unterstützenden  Beweise  beigebracht  hat,  welche  nur  möglich  waren, 
um  zu  verhindern,   dass  sie  f&r  gute  Prise  erklärt  würden. 

1783.  (CXII.)  Im  Fall  einer  Versicherung  bezüglich  eines  Bodmerei- 
darlehns  haftet  der  Versicherer  nicht  fiir  den  Betrug  oder  füi'  die  Nach- 
lässigkeit des  Nehmers,  vorbehaltlich  einer  ausdrücklichen  entgegengesetzten 
Abrede  in  der  Police. 

1784.  (CXin,)  Die  Veränderung  der  Fahrt  durch  Handlung  des 
Bodmereinehmers  hebt  den  bezüglich  des  Bodmereidarlehns  geschlossenen 
Versicherungsvertrag  auf,  sofern  nicht  in  der  Police  das  Gegentheil  ver- 
einbart ist. 

Ist  der  Vertrag  damit  aufgehoben,  so  erhält  der  Versicherer  ein  halbes 
Prozent  von  der  versicherten  humme. 

1785.  (CXIV.)  Die  Erhöhung  einer  in  Friedenszeiten  für  den  Aus- 
bruch eines  etwaigen  Krieges  oder  für  andere  Ereignisse  bedungenen 
Prämie,  deren  Grösse  nicht  durch  den  Versicherungsvertrag  festgesetzt 
worden  ist,  wird  mit  Rücksicht  auf  die  Gefahren,  die  Umstände  und  die  Ver- 
einbarungen der  Police  im  Fall  eines  Streites  nach  dem  Gutachten  von 
Schiedsrichtern  geregelt 

1786.  (CXV.)  Falls  die  versicherten  Gegenstände  nicht  versandt 
werden,  oder  eine  geringere  Menge  als  die  bedungene  versandt,  oder 
irrthümlich  über  den  Werth  versichert  wird,  oder  der  Versicherte  sich  hin- 
sichtlich der  den  Versicherern  mitgetheilten  Nachrichten  irrt,  und  im  All- 
gemeinen in  allen  Fällen,  wo  der  Versichert^  in  gutem  Glauben  handelt, 
und  wo  dadurch  die  Aufhebung  der  Versicherung  im  Ganzen  oder  theilweise 
stattfindet  y  muss  der  Versicherer  die  erhaltene  Prämie  bis  zur  Höhe  der 
Gefahren,  welche  er  nicht  besteht,  zurückgeben.  Auch  soll  er  ein  halbes 
Prozent  der  Summe,  um  welche  die  Versicherung  annullirt  wird,  behalten 
oder  weniger,  gemäss  den  Unterscheidungen  des  Art.  LXXIX  dieses  Titels, 
sofern  ihm  nicht  nach  dem  Gesetze  besonders  eine  höhere  Entschädigung 
zusteht 

1787.  (CXVI.)  Wird  der  Versicherungsvertrag  wegen  Arglist,  Be- 
truges oder  mala  fides  des  Versicherten  aufgehoben,  so  erwirbt  der  Ver- 
sicherer die  Prämie,  unbeschadet  der  str&echtlichen  Verfolgung  gegen 
den  Versicherten,  wenn  dazu  Anlass. 

1788.  (CXVII.)  Der  Versicherer,  welcher  einen  der  versicherten 
Sache  zugestossenen  Schaden  bezahlt,  tritt  pleno  jure  in  die  Rechts- 
ansprüche, welche  für  den  Versicherten  aus  diesem  Schaden  gegen  Dritte 
erwachsen  könnten:  und  der  Versicherte  darf  keine  Handlung  irgend  welcher 
Art  ausüben,  woaurch  die  Rechte  des  Versicherers  gegen  eben  diese 
Dritten  geschädigt  werden  möchten,  bei  Strafe  der  persönlichen  Haft- 
barkeit. 

Abschnitt  VI. 
Vom    Abandon. 

1789.  (CXVIII.)  Der  Abandon  der  versicherten  Schiffe  und  Güter 
kann  stattfinden: 

im  Falle  der  Aufbringung: 
des  Schiffbruches; 
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der  Strandang  mit  Zertrümmerung; 
der  Seeuntücntigkeit  in  Folge  eines  Seeunfalles: 
der  Beschlagnaome  auf  Befehl  einer  fremden  Macht; 
im  Falle  des  Verlustes  oder  der  Verschlechterung. 

1790.  (CXIX.)  Der  Abandon  kann  auf  Grund  der  Seeuntüchtig- 
keit nicht  stattfinden,  wenn  das  Schiff,  welches  auffährt  oder  strandet, 
abgetrieben  und  flott  gemacht,  ausgebessert  und  in  Stand  gesetzt  werden 
kann,  die  Fahrt  nach  dem  Bestimmungsorte  fortzusetzen;  ausgenommen, 
wenn  die  Ausbesserungskosten  drei  Viertel  des  Werthes,  auf  den  das  Schiff 
versichert  worden  ist,  übersteigen. 

1791.  (CXX.)  Wenn  das  Schiff  gestrandet  ist,  oder  wenn  das  Schiff 
oder  die  Güter  durch  eine  fremde  Macht  weggenommen  oder  mit  Beschlag 
belegt  worden  sind,  so  kann  der  Abandon  nicht  stattfinden,  ausgenommen, 
wenn  die  Versicherer  nachlässig  waren  oder  sich  weigerten,  die  zum 
Zwecke  der  Rettung  oder  der  Reklamationen  nothwendigen  Gelder  vor- 
zustrecken. Entsteht  Streit  über  die  hierzu  nothwendigen  Gelder,  so  hat 
der  Richter  nach  Anhörung  von  Sachverständigen  die  Höhe  zu  besrimmen. 

1792.  (CXXI.)  Der  Abandon  wegen  Verlustes  oder  Verschlechterung 
kann  nur  in  dem  Fall  stattfinden^  wo  der  Verlust  oder  die  Beschädigung 
drei  Viertel  des  Werthes  des  versicherten,  verlorenen  oder  verschlechterten 
Gegenstandes  übersteigt ') 

1793.  (CXXII.)  Der  Versicherte  kann  zu  Gunsten  des  Versicherers 
abandonniren  und  von  ihm  die  Bezahlung  fordern,  ohne  verpflichtet  zu 
sein,  den  Verlust  des  Schiffes  zu  beweisen,  wenn,  von  dem  Tage  der  Ab- 
fahrt des  Schiffes  oder  von  dem  Tage  an  gerechnet,  auf  welchen  sich 
die  letzten  Avise  beziehen,  von  dem  Schiffe  keine  Nachricht  eingegangen 
ist,  und  zwar:  nach  einem  Jahre,  nachdem  es  auf  Fahrten  in  Europa, 
und  nach  zwei  Jahren,  nachdem  es  auf  entlegenere  Fahrten  ausgelaufen  ist. 

1794  (CXXIII.)  Der  Abandon  kann  bei  Wegnahme  oder  Beschlag- 
nahme einer  Macht  stattfinden,  wenn  die  weggenommenen  oder  be- 
schlagnahmten Schiffe  oder  Güter  nicht  innerhalb  eines  Jahres  oder  zweier 
Jahre,  nach  Massgabe  der  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Entfernungen 
freigegeben  werden. 

1795.  (CXXIV.)  Wenn  die  verschlechterten  Güter  oder  die  für 
seeuntüchtig  erklärten  Schiffe  auf  der  Fahrt  verkauft  werden,  so  kann  der 
Versicherte  seine  Rechte  dem  Versicherer  abandonniren,  wenn  er  seinen 
Bemühungen  ungeachtet  den  Preis  fllr  die  versicherten  Gegenstände  in 
den  durch  Art  CXXII  festgesetzen  Fristen  nicht  erhalten  kann.  Diese 
Fristen  beginnen  mit  dem  Tage  zu  laufen,  an  welchem  die  Nachricht  von 
dem  Unglück  eingetroffen  ist. 

1796.  (CXXV.)  In  den  durch  die  drei  letzten  Artikel  bezeichneten 
Fällen  muss  der  Abandon  den  Versicherern  in  der  Frist  von  drei  Monaten 
insinuirt  werden,  gerechnet  von  dem  Ablauf  der  verschiedenen  in  den 
oben  genannten  Artikeln  festgesetzten  Fristen. 

1797.  (CXX VI.)  In  allen  übrigen  Fällen  muss  der  Abandon  den 
Versicherem  in  der  Frist  eines  oder  zweier  Jahre,  je  nach  den  oben  ei- 
wähnten  Entfernungen  und  von  dem  Ta^e  an  gerechnet,  an  welchem  die 
Nachricht  von  dem  Unglücke  eintraf,  insinuirt  werden. 

1)  Nach  Brasilianischem  Recht  Art  758  H.  0.  B.  (cfr.  Bd.  T,  2.  AufL,  S.  637), 
Französischem  Recht  Art.  869  H.G.B.  (cfr.  Bd.  U,  S.  580)  und  nach  Spanischem 
Recht  Art  901  H.  Q.  B.  (cfr.  unten)  wird  nur  Beschädigung  h  i  s  eu  */4  ^^s  Werthes 
verlangt 
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1796*  (CXXVn.)  Der  Versicherte  ist  nicht  mehr  zum  Abandon 
zuzulassen,  sobald  die  in  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln  festgesetzten 
Fristen  verstrichen  sind. 

1799.  (CXXVIII.)  In  den  Fällen,  in  welchen  abandonnirt  werden 
kann,  ist  der  Versicherte  verpflichtet,  dem  Versicherer  die  Avise  innerhalb 
fünf  Tagen,  nachdem  er  sie  erhalten,  mitzutheilen. 

1800.  (CXXIX.)     Wird   die   Versicherung  auf  eine    begrenzte  Zeit 

geschlossen,  so  wird  in  diesen  Fällen  und  nacn  Ablauf  der  in  den  Art 
XXII,  CXXIII  und  CXXI V  dieses  Titels  festgesetzten  Fristen  vermuthet, 
dass  der  Verlust  des  Schiffes  innerhalb  der  Versicherungszeit  stattge- 
funden hat;  wenn  es  jedoch  konstirt  und  später  bewiesen  wird,  dass  der 
Verlust  ausserhalb  der  Versicherungszeit  eingetreten  ist,  so  muss  die 
gezahlte  Entschädigung  nebst  den  gesetzliehen  Zinsen  zurückgegeben 
werden. 

1801.  (CXXX.)  Der  Versicherte,  welcher  abandonnirt,  ist  verpflichtet, 
eine  Erklärung  über  alle  Versicherungen  abzugeben,  welche  er  selbst  oder 
durch  einen  Andern  geschlossen  hat  und  selbst  über  diejenigen,  welche  er 
betr.  die  versicherten  Gegenstände  hat  schliessen  lassen,  sowie  auch  über 
das  Geld,  welches  mit  seinem  Wissen  entweder  auf  das  Schiff  oder  auf 
Güter  durch  Bodmerei  aufgenommen  worden  ist;  anderenfalls  wird  die 
Zahlungszeit,  welche  mit  dem  Tage  des  Abandons  zu  laufen  anfangen  soll, 
suspenairt  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  er  die  obige  Erklärung  abgiebt, 
ohne  dass  dadurch  irgend  welche  Verlängerung  der  für  das  Abandonniren 
gesetzlich  bestimmten  Frist  entstände. 

Im  Falle  einer  betrügerischen  Angabe  geht  der  Versicherte  aller 
Wirkungen  der  Versicherung  verlustig. 

1802.  (CXXXI.)  Der  Versicherte,  welcher  abandonnirt,  hat  die  Ver- 
pflichtung, den  Versicherem  Alles  anzugeben,  was  er  gethan  hat,  um  die 
versicherten  Gegenstände  wiederzuerlangen,  und  die  Personen  und  Korre- 
spondenten zu  nennen,  deren  er  sich  dabei  bedient  hat. 

1803.  (CXXXII.)  Der  Abandon  der  versicherten  Gegenstände  kann 
nicht  theilweise,  noch  bedingt  geschehen.  Der  Abandon  begreift  nur  die 
Güter  in  sich,  welche  Gegenstand  der  Versicherung  und  der  Gefahr  sind. 

1804.  (CXXXI II.)  Die  versicherten  Gegenstände  gehören  dem  Ver- 
sicherer von  dem  Augenblicke  der  Mittheilung  vom  Abandon  an,  sofern 
dies  in  den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Formen  geschieht 

1805.  (CXXXIV.)  Der  Versicherer  kann  sich  von  der  Zahlung  der 
versicherten  Summe  nicht  mit  dem  Einwände  befreien,  dass  das  versicherte 
Schiff  oder  die  versicherten  Güter  nach  dem  Abandon  frei  gegeben  oder 
zurückgegeben  worden  sind. 

1806.  (CXXXV.)  Ist  vertragsmässig  keine  Zahlungszeit  festgesetzt, 
so  ist  der  Versicherer  verpflichtet,  drei  Monate  nach  der  Ankündigung  des 
Abandons  den  Betrag  der  Versicherung,  sowie  die  Kosten  zu  bezahlen.  Zahlt 
er  innerhalb  dieser  Zeit  nicht,  so  schuldet  er  die  gesetzlichen  Zinsen.  Die 
abandonnirten  Gegenstände  sind  für  die  Zahlung  verpfändet. 

Abschnitt  VII. 

Von    den   Rechten    und   Pflichten   der   Mäkler  in   See- 
versicherungssachen. 

1807.  (CXXXVI.)  Der  Versicherungsmäkler  ist  der  einzige  Schuldner 
der  Prämie,  gegenüber  dem  Versicherer,  bei  den  Verträgen,  welche  er  ver- 
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mittelt,  wenn  der  Versicherer  zur  Zeit  der  Unterzeichnung  der  Police  die 
Bezahlun^i;  der  Prämie  nicht  erhalten  hat  Der  Versicherer  bleibt  jedoch 
durch  diesen  Vertrag  dem  Versicherten  gegenüber  verpflichtet 

1808.  (CXXXVIL)  Fallirt  der  M&kler,  ohne  von  dem  Versicherten 
die  Prämie  erhalten  zu  haben,  so  ist  der  Versicherer,  ungeachtet  der  Be- 
stimmung des  vorhergehenden  Artikels  der  einzige,  welcher  das  Recht  hat, 
sie  von  dem  Versicherten  zu  reklamiren.  Wenn  die  Verwalter  des  faulten 
Mäklers  die  dem  Versicherer  geschuldete  Prämie  von  dem  Versicherten 
empfangen,  so  sind  sie  verpflichtet,  ihm  dieselbe  voll  zu  restituiren. 

1809.  (CXXXVIII.)  In  dem  durch  Art  CXXXVI  vorgesehenen 
Falle  ist  der  Mäkler  Gläubiger  des  Versicherten  durch  die .  Prämie  und 
hat  das  Recht,  für  seine  Bezahlung  die  Police  zurückzubehalten. 

1810.  (CXXXIX.)  Fallirt  der  Versicherte,  und  befindet  sich  die 
Police  noch  in  den  Händen  des  Mäklers,  so  hat  letzterer  das  Recht,  von  dem 
Versicherer  die  Entschädigung  för  den  Unglücksfall  in  Empfang  zu  nehmen, 
und  sich  für  den  Betrag  der  Prämie  bezahlt  zu  machen,  während  er  den 
Rest  an  die  Fallitmasse  abliefert 

1811.  (CXL.)  Wenn  die  Police  dem  Versicherten  übergeben  worden 
ist,  und  er  die  von  dem  Versicherer  geschuldete  Entschädigung  vor  dem 
Falliment  nicht  empfangen  hat,  so  hat  der  Mäkler  den  Vorzug  vor  jedem 
Gläubiger,  um  die  Prämie  aus  dem  Betrage  der  Entschädigung  bezanlt  zu 
erhalten.  Tritt  der  Schaden  während  des  Falliments  ein,  und  haben  die 
Verwalter  den  Betrag  empfanden,  so  sind  sie  ebenso  verpflichtet,  dem 
Mäkler  mit  Vorzug  cue  geschuldete  Prämie  zu  bezahlen. 

1812.  (CXLI.)  In  dem  Augenblicke,  in  welchem  die  Mäkler  eine 
Versicherung  abschliessen,  sind  sie  verpflichtet: 

dem  Versicherer,  welcher  zuerst  unterzeichnet,  ein  von  ihnen 
bescheinigtes  Originalkoncept  (Urschrift)  auszuhändigen,  in 
welchem  die  versicherten  Gegenstände,  die  Bedingungen  der  Ver- 
sicherung  und  der  Prämie  enthalten  sind;  ferner 

in  die  Police  in  klarer   und  deutlicher  Weise   alle  Bedingungen 

des  Vertrages   und  die  bezüglichen  Erklärungen,  sowie  Alles,  was 

dieses   Gesetz    als    zum    Wesen   des    Vertrages    gehörig    fordert, 

einzufügen. 

Erfolgt   die  Aufforderung  zur  Entschädigung  durch  Vermittelung  der 

Mäkler,    so    sind   sie    verpflichtet,   dem   Versicherer,    welcher  zuerst   die 

Police  unterzeichnet  hatte,  ein    von  ihnen    bescheinigtes  Verzeichniss    der 

Verluste  oder  Schäden  nebst  den  Beweisstücken  einzuhändigen. 

Ebenso  sind  die  Makler  verpflichtet,  die  durch  sie  vermittelten  Policen 
und  die  den  Versicherem  zur  Zeit  der  Aufforderung  zur  Entschädigung  ein- 
gehändigten Entwürfe,  Papiere  und  Urkunden,  und  ebenso  die  Abschriften 
der  Avise  und  Briefe,  welche  durch  ihre  Vermittelung  von  dem  Versicherten 
dem  Versicherer  während  des  Vertrages  und  nach  demselben  übermittelt 
wurden,  dem  Wortlaute  nach  und  vollständig  in  ein  besonderes  Register 
einzutragen. 

Die  Mäkler  sind  verpflichtet,  von  solchen  Policen  und  Urkunden 
bescheinigte  Abschriften  zu  geben,  sobald  dies  die  Versicherer  oder  die 
Versicherten  verlangen;  Alles  unter  der  Strafe,  für  Verluste  und  Schäden 
aufkommen  zu  müssen,  abgesehen  von  den  sonstigen  im  vorliegenden  Ge- 
setzbuche hinsichtlich  der  Mäkler  im  Allgemeinen  festgesetzten  Strafen. 
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TITEL  XV. 
Von  den  Havarien. 

Abschnitt  I. 
Von   den   Havarien   im   Allgemeinen. 

1813.  (!•)  Alle  ftir  das  Schiff  oder  die  Güter,  zusammen  oder  ge- 
trennt, aufgewendeten aussergewöhnlichen  Ausgaben;  alle  Schäden,  welche 
den  Schiffen  oder  den  Gütern  von  dem  Augenblicke  an,  in  welchem  die 
Seegefahren  gemäss  den  Bestimmungen  des  vorUe^enden  Gesetzbuches  be- 
ginnen und  endigen,  zustossen,  werden  als  Havanen  angesehen. 

1814.  (11.)  Beim  Mangel  specieller,  in  den  Chartepartien  oder  in 
den  Konnossementen  ausgedrückter  Vereinbarungen  werden  die  Havarien 
in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  vorliegenden  Gesetzbuches  geregelt. 

1815.  (III*)  Es  giebt  zwei  Arten  Havarien:  grosse  od^  gemeinsame 
Havarien  und  einfache  oder  besondere  Havarien. 

Ereignet  sich  eine  Thatsache,  welche  Anlass  zu  der  ersteren  giebt, 
so  wird  deren  Betrag  auf  das  Schiff  nebst  dem  Frachtgeld  und  auf  die  Ladung 
(Art.  XXXI K  dieses  Titels)  vertheilt;  die  letzteren  werden  entweder  nur 
von  dem  Schiffe  oder  nur  von  dem  Gegenstande  getragen,  welcher  den 
Schaden  erlitten  oder  die  Kosten  verursacht  hat 

1816.  (IV.)    Grosse  Havarien  sind: 

1.  Alles,  was'  Feinden,  Korsaren  oder  Seeräubern  in  Fol^^e  Ueberein- 
kommens  oder  unter  dem  Titel  des  Loskaufs  des  Schiffes  und 
der  Grüter,  beider  zusammen  oder  getrennt,  gegeben  wird; 

2.  die  zur  gemeinsamen  Rettung  über  Bord  geworfenen  Gegenstände; 

3.  die  Kabeltaue,  Masten,  Segel  und  andere  Geräthe,  welche  wegen 
Verstärkung  des  Segelns  zum  Zweck  der  Kettung  von  Schiff  und 
Ladung  gekappt  oder  zerschnitten  worden  sind; 

4.  die  Anker,  Taue  und  alle  sonstigen  Gegenstände,  welche  zur  ge- 
meinsamen Rettung  oder  zum  gemeinsamen  Nutzen  im  Stich 
gelassen  worden  sind; 

5.  die  Schäden,  welche  durch  den  Seewurf  den  an  Bord  zurück- 
bleibenden Gütern  zugefügt  werden; 

6*  die  Schäden,  welche  dem  Schiffe  absichtlich  zugefügt  werden,  um 
den  Abfluss  des  Wassers  zu  erleichtem,  und  die  Schäden,  die  aus 
dieser  Veranlassung  die  Ladung  treffen; 

7.  die  Behandlung,  Heilung,  Unterhaltung  und  Entschädigimg  der  bei 
der  Vertheidigung  des  Schiffes  verwundeten  oder  verstümmelten 
Schiffsleute; 

8.  die  Entschädigung  oder  das  Lösegeld  für  die  Schiffsleute,  welche 
im  Dienste  des  Schiffes  und  der  Ladung  auf  die  See  oder  an  das 
Land  gesendet  und  dabei  gefangen  genommen  worden  sind; 

9.  der  Sold  und  der  Unterhalt  der  Schiffsleute  während  des  Aufent- 
haltes in  einem  Nothhafen; 

10.  die  Lootsen-  und  sonstigen  Gebühren  für  Einfahrt  und  Ausfahrt 
eines  Nothhafens; 

IL  die  Miethe  für  die  Lagerhäuser,  in  welchen  diejenigen  Waaren 
untergebracht  werden,  welche  während  der  Verzimmerung  des 
Schiffes  in  einem  Nothhafen  nicht  an  Bord  verbleiben  können; 
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12.  die  Kosten  für  Reklamation  des  Schiffes  und  der  Güter,  welche 
von  dem  Eapitain  in  nur  einer  Instanz  zusammen  aufgewendet 
worden  sind; 

13.  der  Unterhalt  und  die  Besoldungen  der  Schiffsleute  während  dieser 
Reklamation,  sobald  das  Schiff  und  die  Ladung  frei-  und  zurück- 

fegeben  werden; 
ie  Kosten  für  Ausladung  und  Salaire,  um  das  Schiff  zu  erleichtem 
und  in  eine  Bucht  oder  einen  Hafen  einzulaufen,  wenn  das  Schiff 
durch  Sturm  oder  feindliehe  Verfolgung  hierzu  gezwungen  ist,  sowie 
die  den  Gütern  durch  das  Löschen  des  in  Gefahr  befindlichen 
Schiffes  und  durch  das  Umladen  auf  die  Boote  zugefüfften  Schäden ; 

15.  die  dem  Körper  und  dem  Kiele  des  Schiffes  dadurcn  zugefugten 
Schäden,  dass  dasselbe  absichtlich  zum  Stranden  gebracht  wurde, 
um  Verluste  oder  Wegnahme  zu  verhüten; 

16.  die  Ausgaben  für  das  Flottmachen  des  aufgefahi*enen  Schiffes  und 
jede  Belohnung  für  ausserordentliche  Dienste,  welche,  um  den  voll- 
ständigen Verlust  oder  die  Wegnahme  des  Schiffes  zu  verhüten, 
aufgewendet  wurden. 

17.  die  Verluste  oder  Schäden,  welche  die  Waaren  erleiden,  die  in 
Folge  einer  Gefahr  auf  Leichtern  oder  Booten  verladen  wurden; 

18.  die  Besoldungen  und  der  Unterhalt  der  Schiffsleute,  wenn  das 
Schiff,  nachdem  die  Fahrt  begonnen,  gezwungen  ist,  dieselbe  auf 
Befehl  der  fremden  Macht  oder  in  Folge  des  Ausbruches  eines 
Klrieges  zu  unterbrechen;  und  dies  die  ganze  Zeit  hindurch,  wo 
SchifT  und  Ladung  aufgehalten  sind; 

19.  die  Prämie  des  Bodmereidarlehns,  welches  genommen  ist,  um  die 
bei  Vertheilung  der  grossen  Havarie  erwachsenden  Kosten  zu 
decken ; 

20.  die  Prämie  für  die  Versicherung  der  Havariekosten  und  die  Ver- 
luste, welche  Behufs  Deckung  iener  Kosten  bei  dem  Verkaufe  des 
Theiies  der  Ladung  in  einem  "Nothhafen  erlitten  sind; 

21.  die  Gerichtskosten,  um  die  Havarien  zu  regeln  und  die  grossen 
Havarien  zu  vertheUen; 

22.  die  Kosten  einer  aussergewohnlichen  Quarantäne; 

Und  im  Allgemeinen  die  ochäden,  welche  freiwillig  im  Fall  von  Ge- 
fahr oder  unvorhergesehenen  Unglücks  veranlasst  und  als  unmittelbare  Folgen 
dieser  Ereignisse  erlitten,  sowie  die  Ausgaben,  welche  bei  gleichen  um- 
ständen gemacht  sind,  nachdem  in  dem  gemeinsamen  Wohle  und  Rettung 
des  Schiffes  und  der  Waaren  bejzründete  Beschlüsse  gefasst  sind,  von  der 
Befrachtung  und  Abfahrt  des  Schiffes  an  bis  zu  seiner  Rückkehr  und 
Ausladung. 

1817.  (V.)  Als  grosse  Havarien  werden  nicht  angesehen  die  Aus- 
gaben, welche,  auch  wenn  sie  freiwillig  und  auf  motivirte  Beschlüsse  hin 
zum  Wohle  des  Schiffes  und  der  Ladung  gemacht  sind,  durch  innere  Fehler 
des  Schiffes,  durch  seine  Seeuntüchtigkeit  oder  durch  die  Fehler  oder  die 
Kachlässigkeit  des  Kapitains  oder  der  Schiffsleute  verursacht  worden  sind. 
Alle  diese  Ausgaben  fallen  dem  Kapitain  oder  dem  Schiffe  zur  Last. 

1818.  (VI.)    Einfache  oder  besondere  Havarien  sind: 

1.  der  den  Gütern  durch  Sturm  .Wegnahme,  Schiffbruch  oder  zu- 
fälliges Auflaufen  während  der  Famrt  zugestossene  Schaden; 

2.  die  zur  Bergung  der  Güter  aufgewendeten  Ausgaben; 

3.  der  Verlust  von  Kabeln,  Tauen,  Ankern,  Segeln  und  Masten, 
welcher  durch  Sturm  oder  einen  andern  Seeun&ll  venirsacht 
worden  ist; 
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4.  die  Kosten  der  Reklamation,  wenn  das  Schiff  und  die  QiLter  ge- 
trennt reklamirt  werden; 

5.  die  besondere  Ausbesserung  von  Schiffsräamen  und  die  für  die  Er- 
haltung der  beschädigten  Gfiter  aufgelaufenen  Kosten; 

6.  die  Ernöhung  der  Frachtgelder  und  die  Kosten  für  Ein-  und  Aus- 
laden, wenn,  nachdem  das  Schiff  für  seeuntüchtig  erklärt  ist,  die 
Waaren  auf  einem  oder  mehreren  Schiffen  nach  dem  Bestimmungs- 
orte geschafft  werden. 

Und  im  Allgemeinen  die  durch  das  Schiff  allein  oder  durch  die 
Ofiter  allein  während  der  Zeit  der  Gefahren  verursachten  Kosten  und  der 
erlittene  Schaden. 

1819«  (VII.)  Wenn  das  Schiff  wegen  bekannter  Untiefen  oder  Sand- 
bänke vom  Orte  der  Abfahrt  nicht  mit  der  ganzen  Ladung  auslaufen, 
noch  an  den  Bestimmungsort  gelangen  kann,  ohne  einen  Theil  der  Ladung 
auf  Barken  auszuladen,  werden  die  Kosten  für  das  Erleichtem  des  Schiffes 
nicht  als  Havarie  angesehen. 

Diese  Kosten  fallen  nur  dem  Schiffe  zur  Last,  sofern  in  der  Charte- 
partie  oder  in  dem  Konnossement  ni^^ht  das  Gegentheil  vereinbart  ist. 

1820.  (VIIL)  Die  hinsichtlich  der  grossen  und  der  einfachen 
Havarien  in  den  Art.  III,  IV,  V  und  VI  aufgestellten  Bestimmungen 
sind  ebenfalls  anwendbar  auf  die  obigen  Barken  und  auf  die  in  ihnen 
verladenen  Gegenstände,  gemäss  den  verschiedenen  Ursachen,  aus  denen 
das  Ereigniss  resultirt. 

1821.  (LS.)  Wenn  während  des  Transportes,  sei  es  den  Barken,  sei 
es  den  auf  denselben  verladenen  Gütern  ein  als  grosse  Havarie  erachteter 
Schaden  zustösst,  so  ist  dieser  Schaden  zu  einem  Drittel  von  den  Barken 
und  zu  zwei  Dritteln  von  den  auf  ihnen  verladenen  Gütern  zu  tragen. 

1822.  (X.)  Gegenseitig  und  bis  zu  dem  Augenblicke,  in  welchem 
die  auf  den  Barken  verladenen  Güter  an  ihrem  Bestimmungsorte  gelöscht 
und  ihren  Konsignataren  übergeben  werden,  verbleiben  sie  in  3emein- 
schaft  mit  dem  Schiffe  und  mit  den  übrigen  Gütern  der  Ladung  und 
tragen  zu  den  grossen  Havarien,  welche  ihnen  etwa  zustossen  können,  bei. 

1823.  (KL)  Die  Waaren,  welche  etwa  noch  nicht  an  Bord  der 
Barken  sind,  tragen  nicht  zu  den  Verlusten  bei,  welche  dem  Schiffe,  für 
dessen  Ladung  sie  bestimmt  sind,  in  dieser  Zeit  zustossen. 

1824*  (KIL)  Die  Schäden,  welche  den  Gütern  durch  Verschulden 
das  Kapitain»  dadurch  zustossen,  dass  die  Luken  nicht  fest  verschlossen, 
das  Schiff  nicht  fest  verankert  worden,  kein  gutes  Werkzeug  zum 
Attfhissen  vorhanden  gewesen,  durch  Ueberladung  des  Schiffes  und  durch 
aUe  sonstigen  durch  Nachlässigkeit  oder  Schuld  des  Kapituns  oder  der 
Schiffsleute  entstandenen  Unfälle,  sind  besondere  Havarien,  für  welche  der 
AUader  Klaganspruch  gegen   den  Kapitain,    Schiff  und  Frachtgelder  hat. 

1825«  (XIIL)  Die  Ausgaben  f&r  Küsten-  und  Einfahrtslootsen  und 
sonstige  Ausgaben  fiür  Ein-  und  Ausfahrt  bei  einer  Bucht  oder  einem  Floss, 
femer  die  Licenz-,  Besichtigungs-,  Tonnen^,  Baken-,  Anker-  und  sonstige 
Sehiff£alurt6-Oebüfaaren  sind  keine  Havarien^  sondern  einfache  Ausgaben  zu 
Laste»  des  SchÜes,  vovbebaltlich  der  Vwambarung  in  der  Chartepartie 
oder  den  KonnosseoMnted. 

Diese  Ausgabrai  dürfen  iif  keinem  Falle  den  Versidierern  zur  Last 
gekgt  werden. 

1828.  (XIV.)  Bei  der  Begulirung  der  besonderen  Havarie,  welche 
der  Versicherer  Ibr  die  ,^gegen  jede  Gefahr^'  versicherten  Güter  be- 
■aUen  müssy  sind  die  folgeiMm  BestinMutingai^  a«  beob^ekten: 
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Alles,  was  auf  der  Fahrt  geraubt  oder  we^en  Beschädigung 
verloren  geht  oder  verkauft  wird,  wird  nach  dem  Fakturawerth 
und,  in  deren  Ermangelung,  nach  dem  Werthe,  für  welchen  die 
Versicherung  in  Gemässheit  des  Gesetzes  abgeschlossen  wurde,  ge- 
schätzt. Und  diesem  Werthe  gemäss  hat  der  Versicherer  den  Be- 
trag zu  zahlen. 

Falls  das  Schiff  glücklich  in  dem  Hafen  ankommt  und  die 
Güter  ganz  oder  theilweise  beschädigt  sind,  haben  Sachverstän- 
dige den  Werth  zu  bestimmen,  den  jene  gehabt  hätten,  wenn 
sie  ohne  Havarie  angekommen  wären,  und  den  Werth,  den  sie 
gegenwärtig  haben:  und  der  Versicherer  hat  einen  Theil  von  dem 
Betrage  der  Versicnerung  im  Verhältniss  zu  der  Differenz,  welche 
zwischen  diesen  beiden  Werthen  existirt,  zu  zahlen. 
Alles  dies  unabhängig  von  der  Abschätzung  des  erhofften  Gewinnes, 
wenn  derselbe  versichert  worden  ist. 

1827.  (XV.)  In  keinem  Falle  kann  der  Versicherer  den  Versicherten 
zwingen,  die  versicherten  Gegenstände  zu  verkaufen,  um  ihren  Werth  zu 
bestimmen. 

1828.  (XVI.)  Wenn  die  Abschätzung  ausserhalb  des  Königreiches 
oder  seiner  Besitzungen  vorgenommen  wird,  so  sind  die  Handelsgesetze, 
-Gebräuche  und  -Gewohnheiten  des  Ortes,  wo  die  Abschätzung  stattfinden 
soll,  zu  beobachten. 

1829.  (XVII.)  Kommen  in  diesem  Königreiche  die  versicherten 
Güter  beschädigt  oder  vermindert  an,  und  ist  die  Havarie  äusserlich 
sichtbar,  so  muss  die  Prüfung  und  Schätzung  des  Schadens  durch  Sach- 
verständige vorgenommen  werden,  bevor  die  Güter  zur  Verfügung  des 
Versicherten  gestellt  werden. 

Ist  die  Havarie  zur  Zeit  der  Löschung  äusserlich  nicht  sichtbar,  so 
kann  die  Prüfung  vorgenommen  werden,  nachdem  die  Güter  dem  Ver- 
sicherten zur  Verfügung  gestellt  sind,  sofern  sie  nur  innerhalb  48  Stunden 
nach  der  Ausladung  verificirt  wird,  und  unbeschadet  der  sonstigen  Be- 
weise der  Parteien. 

1830.  (XVIII.)  Wird  das  versicherte  Schiff  von  einem  besonderen 
Schaden  betroffen,  so  hat  der  Versicherer  nur  zwei  Drittel  von  dem 
Kostenbetrage  der  Ausbesserung  von  Havarien  zu  zahlen,  welche  nach 
dem  Gutachten  von  Sachverständigen  durch  einen  Seeunfall  verursacht 
wurden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Ausbesserung  stattfand  oder  nicht, 
sofern  nur  das  Schiff  in  der  Police  nach  seinem  wirklichen  Werthe  ge- 
schätzt worden  ist,  und  die  Ausbesserungen  drei  Viertel  jenes  Werthes 
nicht  übersteigen. 

Wenn  die  Sachverständigen  erachten,  dass  durch  die  Ausbesserungen 
der  wirkliche  Werth  des  Schiffes  um  mehr  als  ein  Drittel  der  Summe, 
welche  sie  gekostet  hätten,  erhöht  werden  würde,  so  hat  der  Versicherer 
die  Kosten  zu  bezahlen,  nach  Abzug  des  Ueberschusses  des  Werthes 
des  Schiffes. 

1831.  (XIX.)  Uebersteigen  die  Kosten  drei  Viertel  des  Werthes  des 
Schiffes,  so  wird  letzterer  rücksichtlich  der  Versicherer  als  för  seeuntüchtig 
erklärt  angesehen;  in  diesem  Falle  sind  die  Versicherer,  falls  kein  Abandon 
stattgefunden  hat,  verpflichtet,  die  versicherte  Summe  zu  bezahlen,  mit 
Abzug  des  Werthes  des  beschädigten  Schiffes  oder  dessen  Trümmer,  und 
zwar  nach  dem  Gutachten  von  Sachverständigen  des  Ortes,  wo  sie  sich 
befinden. 

1832.  (XX.)  Läuft  ein  Schiff  in  einen  Nothhafen  ein  und  geht 
nachher  durch  irgend  welchen  Unfall  zu  Grunde,    so   ist   der  Versichere 
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nicht  mehr  als  die  versicherte  Summe  zu  bezahlen  verpflichtet.  Dasselbe 
findet  statt,  wenn  das  Schiff  in  Folge  verschiedener  Ausbesserungen  mehr 
kostet,  als  die  versicherte  Summe  beträgt. 

1833*  (XXI.)  Der  Versicherer  ist  nicht  zur  Bezahlung  von  irgend 
"welchen  Havarien,  weder  der  gi*ossen  noch  der  besonderen,  verpflichtet, 
wenn  deren  Betrag  geringer  ist,  als  ein  Prozent  der  versicherten  Summe, 
Dicht  einbegriffen  die  Kosten  der  Abschätzung  und  des  Urtheils  über  die 
Vertheilung,  vorbehaltlich  der  entgegengesetzten  Vereinbarung  der  Parteien. 

1834.  (XXn.)  Die  Versicherer  des  Schiffes,  des  Frachtgeldes  und 
der  Waaren  bezahlen  als  Entschädigung  ein  jeder  zu  der  gemeinsamen 
Havarie  so  viel,  wie  diese  Gegenstände  gegenseitig  dazu  beitragen  müssen. 

1835.  (XXIU.)  Nachdem  die  grossen  und  besonderen  Havarien  ge- 
regelt sind,  müssen  die  Rechnungen  und  deren  justificirten  Beläge  den 
Versicherem  übergeben  werden,  welche  verpflichtet  sind,  die  Verluste 
innerhalb  sechs  Wochen  nach  der  Uebergabe  zu  bezahlen.  Ist  diese  Zeit 
verstrichen,  so  sind  sie  Schuldner  für  gesetzliche  Zinsen  der  geschuldeten 
Summe. 


Abschnitt  ü. 

Von    der   Vertheilung   und    der   Eontribution    zur 
grossen    oder   gemeinsamen   Havarie. 

1836.  (XXIV.)  Die  grossen  oder  gemeinsamen  Havarien  sind  an 
dem  Orte,  wo  das  Schiff  am  Ende  der  Fahrt  löscht,  zu  regeln  und  zu 
vertheilen;  ausgenommen,  wenn  die  Fahrt  nach  den  Kolonien  oder  andern 
Niederlassungen,  nach  Gebieten  und  überseeischen  Besitzungen  des  Staates 
geht;  in  diesem  Falle  werden  die  Vertheilungen  an  dem  Orte  des  König- 
reiches geregelt,  von  wo  das  Schiff  auslief. 

1837.  (XXV.)  Wird  die  Fahrt  innerhalb  des  Königreiches  ausgesetzt 
oder  strandet  in  demselben  das  Schiff,  so  werden  die  Vertheilungen  der 
Havarien  an  dem  Orte  des  Königreiches  geregelt,  von  wo  das  Schiff  aus- 
gelaufen ist  oder  auslaufen  sollte. 

1838.  (XXVL)  Wird  die  Fahrt  während  das  Schiff  sich  ausser  Landes 
befindet  ausgesetzt  oder  wird  die  Ladung  in  einem  Nothhafen  verkauft,  so 
muss  die  Havarievertheilun^  an  dem  Orte  geregelt  werden,  wo  die  Reise 
ausgesetzt,  oder  dort,  wo  die  Ladung  verkauft  wird. 

1839.  (XXVII.)  Die  Regulirung  und  Vertheilung  der  grossen  Hava- 
rien   erfolgt   auf  Betreiben  des  Kapitains,  und  zwar  durch  Sachverstandige. 

Geschieht  dies  im  Königreiche,  so  werden  die  Sachverständigen  von  den 
Parteien  oder  von  dem  Handelsgericht  des  Distriktes  ernannt;  im  Auslande 
durch  den  Portugiesisclien  Konsul  Bevor  die  Sachverständigen  ans  Werk 
gehen,  sind  sie  zu  vereidigen.  Die  Vertheilung  ist  durch  das  betreffende 
Gericht  zu  bestätigen,  —  im  Auslände  durch  den  Konsul  und,  in  dessen 
Ermangelung,  durch  die  zuständige  Ortsbehörde. 

1840.  (XXVIII.)  Unterlässt  es  der  Kapitain,  die  im  vorhergehenden 
Artikel  bestimmten  Massregeln  zu  treffen,  so  können  die  Eigenthümer  des 
Schiffes  oder  der  Güter  die  Regulirung  und  Vertheilung  nachsuchen,  un- 
beschadet ihres  Anspruches  auf  Entschädigung  gegen  den  Kapitain. 

1841.  (XXIX.)  Die  gemeinsamen  Havarien  werden  vertheilt  durch 
Kontribution  auf  den  Werth  der  verladenen  Güter,  welche  sich  zur  Zeit, 
wo  sich  das  Unglück  ereignete,  an  Bord  des  Schiffes  oder  der  Leichterfahr- 
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zeuge  befiodeD,  oder  welche  aus  Noth,  bevor  der  Schaden  eintrat,  über 
Bord  geworfen  wurden;  ferner  auf  die  Hälfte  des  Werthes  des  Schiffes,  und 
endlich  auf  die  Hälfte  des  Betrages  des  Frachtgeldes. 

Gemünztes  Geld  hat  nur  zur  Hälfte  seines  Nominalwerthes  bebatragen. 

1842.  (XXX.)  Die  verladenen  Göter  sind  nach  ihrem  Werthe  an 
dem  Löschungsorte  zu  schätzen,  nach  Abzug  des  Frachtgeldes,  der  Ein- 
fidirtszöUe  und  sonstigen  Löschungsgebühren. 

Ausgenommen  sind  die  folgenden  fälle: 

wenn  die  Vertheilung  an  demjenigen  Orte  des  Königreiches  ge- 
schehen muss,  von  wo  das  Schiff  ausgefahren  ist  oder  ausfahren 
sollte,  so  wird  der  Werth  der  verladenen  Gegenstände  bestimmt  nach 
dem  Kaufpreise  nebst  den  Kosten  bis  an  Bord,  die  Versicherungsprämie 
nicht  mitmb^riffen ; 

wenn  diese  Geg^istände  beschädigt  sind,  nach  ihrem  wirklichen 
Werthe; 

wenn  ausserhalb  des  Königreiches  die  Fahrt  ausgesetzt  oder  die 
Güter  verkauft  weinlen  und  die  Havarie  daselbst  nicht  geregelt  werden 
konnte,  so  wird  als  Beitrag  leistendes  Kapital  der  Werth  dieser 
Güter  an  dem  Orte,  wo  die  Fahrt  ausgesetzt  wurde,  oder  der 
Reinertrag,  welcher  am  Verkaufsorte  erzielt  worden  ist,  angenommen. 

1843.  (XXXI.)  Die  geworfenen  Güter  werden  nach  dem  laufenden 
Preise  am  Löschungsorte  des  Schifies  geschätzt,  nach  Abzug  des  Fracht- 
geldes, der  Einfahrtszölle  und  der  regelmässigen  Ausgaben.  Die  Art  und 
Beschaffenheit  derselben  ist  durch  Konnossemente,  Fakturen  oder  sonstige 
Beweise  darzuthun. 

1844.  (XXXII.)  Ist  die  Art  und  Beschaffenheit  der  Güter  im  Kon- 
nossement angegeben,  und  es  stellt  sich,  wenn  sie  geborgen  werden,  heraus, 
dass  sie  einen  höheren  Werth  haben,  so  müssen  sie  nach  Massgabe  ihres 
wirklichen  Werthes  beitragen;  geben  sie  durch  Seewurf  verloren,  so  werden 
sie  nach  der  im  Konnossemente  bezeichneten  Beschaffenheit  bezahlt.  Ist 
ihre  Beschaffenheit  geringer,  als  die  im  Konnossemente  angegebene,  so  haben 
sie,  wenn  sie  geborgen  werden,  gemäss  der  angegebenen  Beschaffenheit 
beizutragen,  gehen  sie  verloren,  werden  sie  nach  Massgabe  ihres  wirklichen 
Werthes  beziält. 

1845-  (XXXIII.)  Die  Kriegs-  und  Mundvorräthe,  die  Lebensmittel 
und  die  Kleider  für  die  Schiffsleute  tragen  nicht  zu  dem  Seewurfe  bei;  der 
Werth  jedoch  der  Sachen,  die  davon  geworfen  werden,  wird  durch  Ver- 
theilung über  alle  übrigen  Gegenstände  bezahlt 

1SM6.  (XXXIV.)  Die  Güter,  über  welche  kein  Konnossement  des 
Ki^itains  vorhanden  ist,  oder  welche  nicht  auf  der  Ladungsliste  oder  dem 
Ladungsmanifeste  stehen,  werden,  wenn  sie  geworfen  worden,  nicht  bezahlt; 
werden  sie  aber  geborgen,  so  tragen  sie  zur  grossen  Havarie  b^. 

1847.  (XXXV.)  Die  auf  das  Verdeck  verladenen  Güter  tragen,  wenn 
sie  geborgen  werden,  zur  grossen  Havarie  bei.  Werden  sie  geworfen  oder 
durch  den  Wurf  beschädigt,  so  hat  der  Eigenthümer  nicht  das  Recht,  zu 
verlangen,  dass  sie  bei  der  Vertheilung  berücksichtigt  werden.  Jedoch  hat 
er  Anspruch  auf  EAtechädignng  gegen  den  Kapiiain  und  das  Schiff,  wenn 
der  Kapitain  sie  ohne  seine  Einwilligung  auf  das  Verdeck  abgeladen  hat. 

184&  (XXXVI.)  Es  findet  eine  Vertheilung  bei  grosser  Havarie  be- 
züglich des  durch  daa  Schiff  erlittenen  Schadens  statt,  der  verursacht 
wiude^  uxa  den  Wurf  zu  erleichtern  oder  die  Güter  zu  bergen. 

VUBk  (XXXVn.)  Wenn  das  Schiff,  angeachtet  des  Wurfes  der  Güter 
Kappens  von  Schis^erftthen,  nicht  gerettet  wird,  a»  findet  keine  Kon- 
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tribution  statt.     Die  Gegenstände,  welche   in   gatem    Zustande  blieben  oder 

Sboi^^    wurden  y    haften   für  keinerlei    Bezahlung     als    Kontribution    zur 
Etvarie  der  geworfenen,  beschädigten  oder  gekappten   Gegenstände. 

1850.  (XXXVIU.)  Wenn  durch  den  Wurf  der  Güter  oder  das  Kappen 
▼on  Schiffsgeräth  das  Schiff  gerettet  wird  und  bei  der  Fortsetzung  der  Fahrt 
zu  Grunde  geht,  so  tragen  die  geborgenen  Güter  nur  fiir  sich  zu  dem  Wurfe 
nach  Massgabe  des  Werthes  bei,  welchen  sie  in  ihrem  Zustande  haben, 
nach  Abzug  der  Bergungskosten. 

1851.  (XXXIX.)  Wird  das  Schiff  und  die  Ladung  in  Folge  des  Kappens 
Ton  Schiffsgeräthen  oder  in  Folge  eines  andern  dem  Schiffe  absichtlich  zu- 
gefugten Schadens  gerettet  und  gehen  die  Güter  später  verloren  oder  werden 
dieselben  p;eraubt,  so  kann  der  Kapitain  von  den  Eigenthümem,  Abladern 
oder  Konsignataren  derselben  nicht  verlangen,  dass  sie  zu  dieser  Havarie 
beitragen.  Ist  der  Verlust  der  Güter  durch  eine  Handlungsweise  des  Eigen- 
thümers  oder  des  Konsignatars  derselben  entstanden,  so  müssen  sie  zur 
gemeinsamen  Havarie  beitragen. 

1852-  (XL.)  Der  Eigenthümer  der  Güter  kann  in  keinem  Falle  ge- 
zwungen werden,  mehr  zur  grossen  Havarie  beizusteuern,  als  deren  Werth 
bei  der  Ankunft  betraf ;  ausgenommen  bei  den  Kosten,  welche  der  Kapitain 
nach  dem  Schiffbruche,  der  Wegnahme  oder  der  Detinirung  des  Schiffes  in 

futem  Glauben  und  selbst  ohne  Ordre  gemacht  hat,  um  die  Güter  aus  dem 
chiffbruche  zu  retten  oder  um  die  weggenommenen  zu  reklamiren,  selbst  in 
dem  Falle,  dass  seine  Bemühungen  oder  Reklamationen  ohne  Erfolg  waren. 
1853«  (XLI.)  Wenn  nach  geschehener  Vertheilung  die  Eigenthümor 
wieder  in  den  Besitz  der  geworfenen  Güter  gelangen,  so  sind  sie  ver- 
pflichtet, dem  Kapitain  und  den  Interessenten  der  Ladung  den  in  Folge  Be- 
rücksichtigung obiger  Gegenstände  erhaltenen  Beitrag  zurückzuerstatten, 
nach  Abzug  der  durch  den  Wurf  verursachten  Schäden,  sowie  der  Kostea 
für  die  Wiedererlangung.  In  diesem  Falle  ist  der  wiedererstattete  Betrag 
zwischen  dem  Schiffe  und  den  Interessenten  der  Ladung  in  demselben 
Verhältnisse  zu  vertheilen,  in  welchem  sie  zur  Deckung  des  durch  dea 
Wurf  verursachten  Schadens  beigetragen  hatten. 

1854  (XLH.)  Wenn  der  Eigenthümer  der  geworfenen  Güter  dieselben 
wieder  erhalten  hat,  ohne  irgend  welche  Entschädigung  zu  beanspruchen,  so 
tragen  diese  Gegenstände  nicht  zu  den  Havarien  bei,  welche  dem  Reste 
der  Ladung  nach  dem  Wurfe  zustossen. 


TITEL  XVL 

Von  dem  Erlöscilen  der  Verbindlicilkeiten  in 
Seeliandelssaclien. 

1855*  (L)  Alle  aus  der  grossen  oder  basonderen  Uavarie  zu  Lasten 
der  Versicherer  sich  ergebenden  Ansprüche  verjähren  innerhalb  eines 
Jahres,  sobald  keine  Nachricht  von  dem  Schiffe  nach  seiner  Ausfahrt  Behufs 
Reisen  in  Europa  eingelaufen  ist ;  innerhalb  zwei  Jahren  bei  weiteren  Reisen. 

Im  Fall  eines  Seekrieges  wird  diese  Frist  verdoppelt. 

Diese  Verjährung  tritt  nicht  ein,  wenn  der  Versicherer  etwas  auf 
Rechnung  gezahlt  hat 

1856.     (n.)     Es  sind  verjährt: 

alle  Ansprüche  unter  den  Mitinteressenten  hinsichtlich  der  Bei» 
Steuer  zur  grossen  Havarie  zwei  Jahre  nach  Vollendung  der  Fahrt; 
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alle  Ansprüche: 

wegen  Bezahlung  von  Frachtgeldern,  Salairen  und  Besoldungen 
von  Offizieren,  Matrosen  und  anderen  Schiffsleuten,  ein  Jahr  nach 
Beendigung  der  Fahrt; 

wegen  des  den  Matrosen  auf  Befehl  des  Eapitains  gewährten 
Unternaltes,  ein  Jahr  nach  der  Lieferung; 

wegen  Lieferung  von  Gegenständen,  die  zur  Ausrüstung  und 
Yerproviantirung  des  Schiffes  nothwendig  sind^  ein  Jahr  nach  den 
erfolgten  Lieferungen; 

wegen  Arbeitslohn  und  wegen  bezüglich  des  Schiffes  geleisteter 
Arbeiten,  ein  Jahr  nach  Abnahme  der  Arbeiten; 

wegen  Lieferung  von  Materialien  und  sonstigen  zum  Bau  und  zur 
Verzimmerung     des     Schiffes     nothwendigen    Gegenständen,     drei 
Jahre  nach  den  geschehenen  Lieferungen. 
Diese  Fristen    werden    verdoppelt,    wenn   die  Fahrt   nach  ausserhalb 
Europa  und  der  anliegenden  Inseln  geht. 

1857'  (in.)  Das  Vorzugsi'echt  auf  Schiff,  Frachtgelder  und  Güter, 
hervorgehend  aus  einem  Bodmereivertrag,  erlischt  nach  sechs  Monaten, 
seitdem  die  Schiffe  an  dem  Orte,  wo  die  Fahrt  endigt,  angekommen  sind, 
sofern  der  Eontrakt  in  den  Grenzen  Europas  abgescnlossen  ist,  und  nach 
zwei  Jahren  bei  weiteren  Reisen.  Diese  Fristen  werden  im  Falle  eines 
Krieges  verdoppelt. 

1858.  (IV«)  Ein  Anspruch  gegen  den  Eapitain  und  die  Versicherer 
wegen  Schäden,  die  den  verladenen  Gütern  zugestossen  sind,  ist  nicht  zu- 
lässig, wenn  das  Gut  ohne  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Prüfung  und 
Sachverständigengutachten  angenommen  sind,  oder  wenn,  da  der  Schaden 
aussen  nicht  sichtbar  ist,  nicht  in  der  vom  Gesetze  bestimmten  Zeit  die 
Prüfung  vorgenommen  und  das  Sachverständigengutachten  eingeholt  wor- 
den ist. 

1859.  (V.)  Die  Verjährungen,  Betreffs  deren  hier  keine  ausdrück- 
lichen und  besonderen  gesetzlichen  Verordnungen  erlassen  sind,  sind  nach 
den  Bestimmungen  des  Civilrechts  zu  regeln. 

1860.  (VI.)  Die  Verjährung  findet  nicht  statt,  wenn  eine  Urkunde 
oder  ein  Schriftstück  über  eine  Verbindlichkeit,  ein  Rechnungsabschluss 
mit  offenem  Saldo  oder  eine  gerichtliche  Interpellation  vorliegt. 


Nachtrag. 


Dekret  Tom  28.  Jannar  1834. 

(Zu  Art.  1011.) 

Art.  1.  Der  Prozess  über  die  Beute  und  der  Gerichtsgang,  welcher 
in  solchen  Prozessen  und  Rechtssachen,  die  über  eben  diesen  Gegenstwid 
sich  erheben  können,  zu  befolgen  ist,  soll  von  heute  ab  der  nämliche  sein, 
welcher  hinsichtlich  der  Handelssachen  im  Allgemeinen  durch  das  Portu- 
giesische Handelsgesetzbuch  bestimmt  und  geregelt  ist 
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2.  Es  ist  deshalb  die  Gerichtsbarkeit  des  Marineaaditeors  in  dem  Theile, 
welcher  sich  auf  die  Beutestreitigkeiten  bezieht,  aufgehoben. 

3.  Die  rechtsgelehrten  (Unter-)  Richter  (juizes  de  direito)  in  den  Häfen, 
wo  kein  Handelsgericht  erster  Instanz  ist,  sollen  die  Streitigkeiten  über 
Beute  entscheiden,  mit  Beobachtung  des  Prozessverfahrens  des  Handels- 
gesetzbuches. 

4.  Das  in  Beutestreitigkeiten  gefällte  Urtheil  hat  die  Wirkung  der 
res  iudicata,  in  derselben  Art,  wie  im  Allgemeinen  diese  Wirkung  ein  jedes 
Urtheil  erzeugt. 

5.  Alle  Gesetze  und  Bestimmungen,  welche  dem  vorliegenden  Dekrete 
entgegenstehen,  werden  hierdurch  aufgehoben. 


Dekret  Tom  30.  Dezember  1836. 

(Zu  Tit.  VII  des  HI.  Buches  des  I.  Theiles.) 

Art.  1.  Die  oberste  Handelsbehörde,  bestehend  aus  dem  obersten  Be- 
amten, einem  Sekretair,  einem  Huissier,  einem  Pedell,  der  als  Portier  und 
Registerbeamter  dient,  und  einem  Briefboten,  wird  aufgehoben. 

2.  Die  Befugnisse,  welche  nach  dem  Handelsgesetzbuch  dem  obersten 
Beamten  zustehen,  sind  von  dem  Richter  auszuüben,  welcher  den  Vorsitz 
des  Handelstribunales  zweiter  Instanz  fuhrt,  ohne  dass  er  hierfür  noch  ein 
Gehalt  ausser  demjenigen,  welches  ihm  in  letzterer  Eigenschaft  zukommt, 
bezieht. 

3.  Die  Funktionen  des  Sekretairs  der  obersten  Handelsbehörde  werden 
von  dem  Sekretair  des  Handelstribunals  zweiter  Instanz,  jedoch  ohne  Ge- 
haltserhöhung, versehen. 

4.  Die  Stellen  des  Postaufsehers  (guarda-n)6r)  und  des  Portiers  des 
Tribunals  zweiter  Instanz  werden  abgeschafft.  Der  Portier  des  Gerichts 
erster  Instanz  soll,  da  die  Tribunale  sich  in  demselben  Lokale  befinden,  der 
Portier  von  beiden  sein. 

5.  Für  den  inneren  wie  für  den  äusseren  Dienst  des  Tribunals  ver- 
bleiben die  gegenwärtig  bestehenden  Stellen  der  Diener  und  Ausführuugs- 
beamten. 

6.  Betrifft  die  Gehälter. 


Dekret  TOm  31.  Dezember  1836. 

(Zum  Titel  VI  des  HI.  Buches  des  I.  Theils.) 

Art.  1.  Das  besondere  Handelsforum  folgt  der  Vorschrift  des  ge- 
meinen Rechts  dieses  Königreiches,  und  es  soll  bei  allen  Entscheidungen  und 
Audienzen  desselben  ein  Vertreter  des  öffentlichen  Ministeriums  zugegen  sein. 

§  1.  Dem  Handelstribunale  zweiter  Instanz  soll  ein  Königlicher 
Prokurator  zugetheilt  sein,  mit  denselben  Funktionen  und  demselben  Regime, 
welche  die  Königlichen  Prokuratoren  bei  den  gewöhnlichen  Gerichten  haben. 
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§  2.    Bei  den  HaDdelsgerichten    erster  Instanz  soll  der  Sekretair  des 
Gerichts  in  gleicher  Weise  Delegirter  des  Königlichen  Prokorators  sein. 

§  3.    Betrifft  Gehalten 

§  4.    Aus  denselben  Gr&nden    soll   den    bezüglichen    Sekretairen   ein 
Amanaensis gegeben  werden. 

2.     Alle  entgegenstehenden  Gesetze  werden  hiermit  aushoben. 


Reglement  der  Korporation  der  Mäkler  Tom  16.  Januar  1837. 

(Vgl.  Art.  137  [Art.  XLI,  Th.  I,  Buch  I,  Titel  IL]) 

Art.  1.  In  den  Handelsplätzen,  wo  eine  hinreichende  Anzahl  Mäkler 
vorhanden  ist,  ist  eine  Mäklerkammer  einzurichten,  welche  ans  ö  Mit- 
gliedern besteht,  die  jährlich  in  der  Generalversammlung  der  Mäkler  und 
durch  absolute  Stimmenmehrheit  gewählt  werden;  diese  haben  aus  ihrer 
Mitte  einen  Syndikus  zu  wählen,  welcher  als  Präsident  der  Kammer  fun- 
girt,  einen  Schatzmeister  und  einen  Sekretair.  Die  Funktionen  derselben 
dauern  ein  Jahr,  indem  sie  wiedergewählt  werden  können.  Es  soll  nur  eine 
Kammer  für  alle  Arten  Mäkler  bestehen. 

Einziger  §.  Die  Zahl  der  Mäkler  der  Börse  von  Lissabon  ist  auf  12 
zu  beschränken,  nämlich:  4  für  Wechsel  und  öffentliche  Fonds,  2  fär 
Schiffe  und  die  entsprechenden  Licitationen  und  6  für  Waaren  und  deren 
Licitationen. 

An  der  Börse  von  Oporto  und  anderen  soll  die  Anzahl  der  Mäkler 
im  Verhältniss  zu  der  Bevölkerung  und  dem  Handel  stehen. 

2.  Die  Wahl  wird  geleitet  durch  den  Präsidenten  des  Handelsgerichts 
erster  Instanz;  die  Akte  selbst  ist  dem  Sekretariat  des  oberen  Handels- 
tribunals zuzustellen. 

3.  Die  Kammer  ist  nicht  die  Mandatarin  der  Korporation  der  Mäkler  und 
hat  in  Folge  dessen  keine  Befähigung,  die  genannte  Körperschaft  Dritten 
gegenüber  zu  verpflichten.  Sie  haftet  nur  für  ihre  Akte,  sofern  sie  solche 
vornimmt,  welche  einen  Anspruch  zum  Yortheile  irgend  einer  verletzten 
Partei  begründen  können. 

4.  Die  Kammer  hat  die  Aufsicht  über  alle  Mäkler  auszuüben,  damit 
sie  nicht  die  Grenzen  ihrer  gesetzlichen  Befugnisse  überschreiten.  Aus  diesem 
Grunde  kann  sie,  wenn  sie  es  für  nöthig  erachtet,  die  Lage  der  Einzelnen 
der  Körperschaft  und  deren  Kegisterbücher  einer  Prüfung  unterziehen. 
Gemäss  der  Wichtigkeit  der  Fälle  kann  sie  die  Mäkler,  welche  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen  zuwiderhandeln,  verwarnen  una  sogar  vom  Amte 
suspendiren,  indem  die  Beschwerden  schriftlich  abzufassen  und  von  den  Ge- 
schädigten zu  unterzeichnen  und  ebenso  wie  alle  sonstigen  über  das  Faktum 
eingezogenen  Informationen  an  den  Präsidenten  des  oberen  Handelstribunales 
zu  senden  sind. 

5.  Es  ist  die  Pflicht  der  Kammer,  darüber  zu  wachen,  dass  Niemand 
ohne  gesetzlichen  Titel  sich  die  Funktionen  eines  Mäklers  anmasse;  die- 
jenigen, welche  dies  dennoch  thun,  verfallen  in  eine  Geldstrafe  von  5  Prozent 
des  Werthes  des  von  ihnen  abgeschlossenen  Geschäftes,  welche  zur  Deckung 
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der  Kosten  der  Börse  TerwendeC  wird,  wahrend  es  Aufgabe  der  Kanuner 
ist,  bei  der  zuständigen  Behörde  die  Effektuirang  der  Bezahlung  obiger 
Geldstrafe  zu  betreiben. 

6.  Entsteht  zwischen  den  Mäklern  hinsichtlich  der  gesetzlichen  Aus- 
übung ihrer  Obliegenheiten  Streit,  so  wird  dieser  durch  die  Kammer  ent- 
schieden. Wenn  die  Interessenten  sich  hierbei  nicht  beruhigen  wollen,  so 
er&lgt  die  Entscheidung  durch  das  betreffende  Handelsgericht. 

7.  Die  Kammer  hat  kein  Recht,  fiber  Reklamationen,  welche  geschä- 
digte Dritte  gegen  die  Mitglieder  der  Körperschaft  vorbringen,  zu  erkennen 
oder  zu  entscheiden. 

8.  Es  ist  die  Befugniss  der  Kammer,  ein  motivirtes  Votum  über  die 
der  Regierung  für  erledigte  Mäklerstellen  Torgeschlagenen  Kandidaten  abzu- 
geben, indem  sie  deren  Befähigung  zu  verificiren  und  dieselben  in  allen  zu 
dem  Amte  erforderlichen  Kenntnissen  zu  prüfen  hat. 

9.  Es  ist  die  Pflicht  der  Kammer,  jede  Woche  die  laufenden  Preise 
der  Waaren,  der  Staatspapiere,  Wechsel,  Frachten  und  Versicherungen  zu 
kotiren.  Diese  Preise  müssen  von  allen  vereinigten  Mäklern  verificirt  und 
darauf  von  den  Mitgliedern  der  Kammer  in  ein  Buch  eingetragen  werden, 
welches  zu  diesem  Zweck  bestimmt  ist  und  wöchentlich  in  einem  von  dem 
Syndikus  und  dem  Sekretair  unterzeichneten  Handelsblatte  veröffentlicht 
wird.  Am  Ende  des  Jahres  ist  das  Buch  im  Archiv  der  Kammer  aufzube- 
wahi^n. 

10.  Behufs  Erfüllung  der  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels 
mfissen  die  Versicherungskompagnien  der  Mäklerkammer  wöchentlich  einen 
Preiszettel  ober  die  in  der  betreffenden  Woche  effektuirten  Versicherungs- 
prämien zusenden. 

11.  Wenn  auch  der  Kammer  die  Verificirung  und  Kotirung  des 
Courses  der  öffentlichen  Effekten  obliegt,  so  übernimmt  sie  dennoch  keine 
Garantie  für  deren  Werth,  noch  für  die  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners; 
wohl  aber  ist  sie  für  die  Genauigkeit  der  kotirten  Preise  verantwortlich. 

12.  Der  Kammer  liegt  es  ob,  darüber  zu  wachen,  dass  der  Dienst 
der  Börse  in  Gemässheit  ihres  bezüglichen  Reglements  stattfinde. 

13.  Der  Syndikus  ist  vei'pflichtet,  den  Coursbericht  über  die  Wechsel 
und  öffentlichen  Fonds  wöchentlich  an  den  Präsidenten  des  öffentlichen 
Staatsschatzes  einzusenden.  —  Der  Schatzmeister  hat  die  Strafen  und  Bei- 
träge einzuziehen,  um  damit  die  auf  der  Börse  lastenden  Ausgaben  zu  decken. 
—  Der  Sekretair  trägt  täglich  die  Einnahme  und  Ausgabe  in  ein  zu 
diesem  Zweck  bestimmtes  Buch  ein,  und  diese  Uebersicht  ist  am  Ende  eines 
jeden  Jahres  zu  veröffentlichen. 

14.  Die  Certifikate,  welche  über  die  verschiedenen  Preise  des  Registers 

Sefordert  werden,  sind  von  dem  Mäkler  auszustellen,  welcher,  zum  Sekretair 
er  Kammer  ernannt  wird;  und  der  Erlös  daraus  wird  zur  Deckung  der  Aus- 
gaben für  die  Börse  verwandt. 

15.  Der  Kaufmann,  welcher  dem  Mäkler  die  Konnossemente  oder 
Kotas  über  zu  verkaufende  Waaren  übergiebt  oder  ihn  sonstwie  mit  irgend 
welchen  Geschäften  beauftragt,  sich  somit  auf  eine  bestimmte  Zeit  an  Preis 
nnd  Bedingungen  bindet,  darf  eben  diese  Geschäfte  nicht  durch  irgend 
Jemand  anders  realisiren^  bevor  er  nicht  einen  bestimmten  Entscheid  von 
dem  Mäkler  hat,  mit  dem  er  verbandelte;  im  Falle  des  Zuwiderhandelns 
verfällt  er  in  die  Strafen  des  Art  5. 

16.  Wenn  ein  Kaufmann  aus  der  Hand  des  Mäklers  die  Konnossemente 
oder   die  Nota   über   irgend  welche  Waaren,    Wechsel   oder  Fonds,  welche 


346  XXVL    Portugal. 

er  ihm  zum  Kauf  oder  Yerkaaf  vorschlägt,  oder  aber  Befrachtungen  emp&ngt 
und  das  Geschäft  nicht  sofort  entschieden,  sondern  später  privatim  zwischen 
den  nämlichen  Kontrahenten  realisirt  wird,  so  hat  der  Mäkler,  falls  die 
betrügerische  Absicht,  ihn  zu  hintergehen,  vorliegt,  Anspruch  auf  die  ihm 
zustehende  Maklergebühr. 

17.  Bevor  die  Kammer  die  neuen  Effekten,  welche  an  der  Börse  auf- 
tauchen, zum  officiellen  Cours  zulässt  und  sie  kotirt,  muss  sie  sich  die  Ge- 
wissheit verschaffen,  doss  die  Emission  dieser  Werthe  Transaktionen  nach 
sich  zieht,  welche  von  Bedeutung  sind  und  häufiger  an  der  Börse  vor- 
kommen dürften,  da  solche  Geschäfte  die  zur  Hervorbringung  eines  Preises 
und  wirklichen  Courses  erforderlichen  Eigenschaften  in  sich  vereinigen  müssen, 
dergestalt,  dass  das  Publikum  nicht  zu  Irrthümern  über  den  wirklichen 
Werth  der  neuen  Effekten  veranlasst  werden  könnte. 

18.  Ein  Mäkler,  welcher  es  bei  der  Erfüllung  seiner  Pflichten  in 
etwas  fehlen  lässt  oder  gegen  den  gegründete  Beschwerden  vorliegen,  geht 
der  Berechtigung  verlustig  und  wird  unfähig,  jemals  wieder  ein  solches  Amt 
zu  bekleiden.  Derjenige,  welcher  auf  eigene  Rechnung  Geschäfte  macht, 
wird,  ausser  der  vorhergehenden  Strafe,  auch  noch  nach  dem  Ermessen  des 
Handelsgerichtes  bestraft,  nachdem  er  zu  seiner  Vertheidigung  gehört  wor- 
den ist. 

19.  Die  Kammer  wird  beauftragt,  ein  Projekt  für  ein  Reglement 
eines  Wittwenfonds  für  ihre  Körperschaft  auszuarbeiten  und  der  Genehmigung 
der  Regierung  zu  unterbreiten. 

20.  Die  Mäklergebuhren,  welche  von  den  Mäklern  erhoben  werden 
können,  sind  in  dem  Tarife,  welcher  einen  Bestandtheil  des  vorliegenden 
Reglements  ausmacht,  enthalten. 

(Tarif  für  die  Mäklergebühren.) 


Neueste  Gerichtsreform  rom  21.  Mai  1841. 

Art.  78.  Ueber  Handelsklagen,  sowie  über  Klagen  wegen  Beute,  oder 
welche  verursacht  werden  durch  die  von  Portugiesischen  Eoriegsschiffen  oder 
Rhedern  gemachte  Beute  und  über  die  in  Art.  104  erwähnten  Klagen 
erkennt  in  zweiter  und  letzter  Instanz  im  ganzen  Königreiche  und  seinen 
Dependentien  ein  Tribunal,  welches  den  Namen  führt:  Oberhandelsgericht 
(rela9ao  commercial). 

Einziger  §.  Die  Organisation,  Gerichtsbarkeit,  Zuständigkeit,  Dienst- 
ordnung und  Form  des  Verfahrens  dieses  Tribunals  ist  die  im  üandels- 
gesetzbuche  und  den  späteren  gesetzlichen  Bestimmungen  angestellte. 

103.  Die  rechtsgelehrten  Richter  (juizes  de  direito)  der  ersten  Handels - 
instanz  erkennen: 

1.  über  Handelsklagen; 

2.  über  die  Klagen  betreffend  Beute,  oder  welche  verursacht  werden 
durch  die  von  Portugiesischen  Kriegsschiffen  oder  Rhedern  ge- 
machte Beute. 

Einziger   §.      An    den    Plätzen    des    Königreiches,    wo    kein    rechts- 

felehrter  Richter  der  ersten  Handelsinstanz  vorhanden  ist,  müssen  alle  diese 
Jagen   vor  die  Civilgerichte   gebracht    und  dort  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  Handelgesetzbuche  entschieden  werden. 
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104.  Ausser  den  Befu^nisseD,  welche  den  Richtern  der  ersten  Handels- 
instanz f2[emeinsam  sind,  gehören  zar  ausschliesslichen  Kompetenz  Lissabons: 

1.  die  überseeischen  Beweisfährnngen ; 

2.  die  Klagen  bezöglich  einer  überseeischen  Erbschaft; 

3.  die  Klagen,  welche  die  Gläubiger  gegen  die  Erbschaft  der  im  über- 
seeischen Lande  Verstorbenen  anstrengen,  um  den  Betrag  ihrer  For- 
derungen erhalten  zu  können. 

*    Einziger  §.    Behufs  Protokollirung  in  allen  diesen  Sachen  und  Prozessen 
ist  ein  eigener  Gerichtsschreiber  bestellt. 

Dieser  Schreiber  versieht  kumulativ  das  Amt  eines  Notars  (tabelliao) 
und  Fiskals  über  die  Authentizität  der  Urkunden  und  die  Identität  der  Personen 
und  erhält  gemäss  Vertheilung  den  dritten  Theil  der  Handelssachen  erster 
Instanz.  Er  bezieht  kein  Gehalt,  sondern  nur  die  Gebühren,  wie  sie  sich 
aus  der  angefügten  Tabelle  orgeben. 

105.  Die  Organisation  der  Gerichte  der  ersten  Handelsinstanz,  sowie 
die  Form  des  Verfahrens,  welche  daselbst  beobachtet  werden  soll,  ist  die  im 
Bandeisgesetzbuche  und  den  späteren  Gesetzen  festgesetzte. 

106.  Die  rechtsgelehrten  Richter  und  die  Gerichtsbeamten  der  ersten 
Handelsinstanz  beziehen  das  Gehalt,  welches  sie  vor  dem  Gesetze  vom 
28.  November  1840  hatten,  weiter»  und  es  findet  §  1  und  §  2  des  Art.  15 
auf  sie  Anwendung. 

Einziger  §.  Sie  beziehen  die  Gebühren,  wie  sie  sich  aus  der  ange- 
f&gten  Tabelle  ergeben. 

361.  Bei  dem  Verfahren  der  überseeischen  Beweisführung  und  bei  den 
Klagen  betreffend  überseeische  Erbschaften  ist  die  Form  zu  beobachten,  welche 
bei  dem  au^ehobencn  Gericht  von  Indien  und  Mina  aufgestellt  und  befolgt 
wurde. 

§  1.  Der  Richter  hat  die  Anhörung  des  öffentlichen  Ministeriums  zu 
▼erfujgen  und,  bevor  er  das  Schlussurtheil  fällt,  ein  dienstliches  Rogatorium 
an  die  Junta  der  öffentlichen  Depositen  zur  Beantwortung  zu  senden. 

§  2.  Gegen  das  Urtheil,  durch  welches  auf  Zulässigkeit  ganz  oder 
theilweise  erkannt  wird,  hat  das  öffentliche  Ministerium  stets  zu  appelliren. 

362.  Bei  den  Klagen,  welche  die  Gläubiger  gegen  die  Erbschaft  von 
im  überseeischen  Gebiete  Verstorbenen  und  Abwesenden  anstrengen,  um  den 
Betrag  ihrer  Forderungen  erhalten  zu  können,  ist  die  Prozessform  zu 
befolgen,  wie  sie  für  solche  Forderungen  im  Handelsgesetzbuehe  aufge- 
stellt ist 

363.  Bei  den  Prozessen  über  solche  Klagen  hat  der  hierzu  aus- 
schliesslich bestellte  Schreiber  zu  protokolliren,  welcher  kumulativ  die 
Aemter  eines  Notars  und  Fiskals  für  die  Authentizität  der  Urkunden  und 
die  Identität  der  Personen  ausübt. 


Gesetzerlass  Tom  8.  NoTember  1841. 
(Zu  Abschn.  HI  des  IX.  Tit.  des  III.  Buches  des  I.  Theiles.) 

Art  1.  Die  Bestimmung  des  Art  42  des  Dekrets  vom  29.  No- 
vember 1836:  Die  Friedens-  und  die  gewöhnlichen  Richter  sind  während  der 
Dauer  ihres    Amtes  von  jedem  anderen  Amte  oder  persönlichen  Diensten 
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befreiti  welche   in   den  Art.   124  und  139  der  neuesten  Gerichtsreform  um- 
geändert ist,  erstreckt  sich  auch  auf  die  Handelsgeschworenen. 

2.  Ebenso  findet,  zum  Behufe  der  Auferlegung  der  Geldstrafen  und 
der  Befreiung  davon,  auf  die  Handelsgeschworenen  die  Verfügung  der^} 
Art.  61  §§  1,  2  und  3  und  der^)  Art  62  des  angeführten  Dekrets  An- 
wendung, welchen  in  der  Neuesten  Gerichtsreferm  der  Art  173  §§  1,  2,  3, 
4  und  6  entspricht. 

V        Einziger  §.     Das    betreffende   Haudelsgericht   bleibt   Behufs  der   An- 
wendung dieser  Bestimmung  zustandig. 

3.  Die  Handelsgeschworenen  eines  jeden  Handelsgerichtes  sollen  tod 
12  bis  36  betragen;  die  Substituten  sind  aufgehoben;  auf  diese  Weise  wird 
mithin  die  Bestimmung  des  Art.  1006  des  Portugiesischen  Handelsgesetz- 
buches geändert. 

Einziger  §.  Der  Dienst  geht  im  Turnus,  und  zwar  monatlich  ab- 
wechselnd, nach  der  Reihenfolge  der  Abstimmung,  und  nach  derselben 
Reihenfolge  werden  diejenigen,  welche  behindert,  abgelehnt  oder  suspekt 
sind,  durch  die  bei  den  Voten  unmittelbar  auf  sie  folgenden  vertreten. 

4.  Auf  die  Handelsgeschworenen  findet  die  Strafe  des  Art.  1039  des 
Gesetzbuches  Anwendung,  jedoch  nur  wenn  sie  sich  weigern,  den  bezüg- 
lichen Eid  zu  leisten,  nachdem  sie  aufj^fordert  sind,  um  mit  der  Aus- 
übung ihrer  Funktionen  zu  beginnen;  in  jedem  Falle  muss  ein  Sprach 
des  Gerichtes  vorhergehen,  welches  von  dem  Sekretair  als  Bevollmächtigter 
des  öffentlichen  Ministeriums  beantragt  wird;  in  diesem  Theile  wird  jener 
Artikel  abgeändert  und  deklarirt. 

Einziger  §.  Dieser  Spruch  ist  in  der  Zeitung  des  Ortes,  wo  das  Tri- 
bunal seinen  Sitz  hat,  wenn  eine  solche  dort  vorhanden,  oder  in  der  zu- 
nächst herausgegebenen  zu  veröflFentlichen. 

5.  Die  entgegenstehende  Gesetzgebung  wird  im  vollen  Umfang  auf- 
gehoben. 


Gesetzerlass  TOm  19.  Dezember  1843. 

Reform  des  obersten  Justiztribunals. 

Art.  10.  Bei  den  Revisionen  der  Handelsklagen  ist  dieselbe  Fornk 
des  Prozesses  und  der  Aburtheilung  zu  beobachten,  wie  bei  den  Civilklagen» 

Einziger  §.  Die  im  Art.  1115  des  Handelsgesetzbuches  festgesetzte 
Grenze  der  Zuständigkeit  wird  auf  die  Hälfte  reducirt. 


Gesetzerlass  Tom  23.  April  1845. 

(Zu  Art.  1087.) 

Art.  1.    Die  Bestimmungen  des  Art.  828  und  seines  einzigen  §  und 

des  Art.  231  im    Falle   freiwilliger  Schiedsrichter,   829—832    der  Neusten 

Gerichtsreform,  betreffend    die  Geldstrafen,    sind  in  Allem  auf  die  bei  den 

Handelsgerichten  zur  Aburtheilung  gelangenden  Streitigkeiten  anzuwenden. 

>)  soll  wohl  heissen:  „des  Artikels^. 


XXVL    PortogaL  349 

Einziger  §.  Die  nämlichen  Bestimmungen  sind  aach  auf  die  Sachen  an- 
zuwenden, welche  auf  dem  Wege  der  Appellation  an  die  genannten  Tribunale 
in  Gemässheit  der  Art  760  und  1033  des  Handelsgesetzbuches  gelangen. 

2.  Was  den  Zehnten  (dizima)  betrifft,  so  wird  der  Art.  1067  des 
Ebtndelsgesetzbuches  auf  diese  Weise  abgeändert,  die  entgegenstehende 
-Gesetzgebung  im  vollen  Umfange  aufgehoben. 


Ikekre«  Tom  19.  April  1847. 

(Zu  Art.  1007  und  1032.) 

Art.  1.  Es  sind  sofort  Handelsgerichte  erster  Instanz  zu  errichten 
in  allen  Hauptorten  der  Gerichtsbezirke,  sowohl  im  Königreiche  wie  auf 
-den  anliegenden  Inseln,  wo  es  sich  erweist,  dass  zur  Bildung  einer  Jury 
eine  genügend  grosse  Anzahl  geeigneter  Kaufleute  vorhanden  ist  Diese 
Jury  darf  nicht  aus  weniger  als  4  Handelsgeschworenen  und  aus  so  viel  Er- 
satzmännern, wie  zur  Ergänzung  der  Häme  dieser  Jury  erforderlich  sind, 
zusammengesetzt  sein. 

2.  Präsidenten  dieser  neuen  Handelsgerichte  sollen  die  rechtsgelehrten 
(Unter-)  Richter  der  betreffenden  Gterichtsbezirke  sein;  Sekretaire  —  die 
kompetenten  Delegirten  des  königlichen  Prokurators;  und  Schreiber  —  die- 
jenigen, welche  aus  der  Mitte  der  Gerichtsschreiber  der  Untergerichte  von 
den  nämlichen  Richtern  in  Vorschlag  gebracht  und  von  dem  Präsidenten 
des  Handelstribunals  zweiter  Instanz  bestätigt  werden. 

Einziger  §.  In  der  Stadt  Funchal,  wo  nur  ein  Handelsgericht  erster 
Instanz  zu  errichten  ist,  wird  Präsident  desselben  der  rechtsgelehrte 
Richter  des  östlichen  Bezirkes,  wo  die  Zollbehörde  der  nämlichen  Stadt  ge- 
legen ist. 

3.  Der  Art.  3  des  Gesetzes  vom  8.  November  1841,  betreffend  die 
Anzahl  der  Geschworenen,  die  Ordnung  der  Dienstobliegenheiten  und  die 
Substitution,  findet  nur  auf  die  Hundebgerichte  in  Lissabon  und  Oporto 
Anwendung.  Bei  den  Handelsgerichten,  welche  in  anderen  Gerichtsbezirken 
errichtet  werden,  ist  strikt  die  Bestimmung  des  Art.  1006  des  Handels- 
gesetzbuches zu  beobachten. 

4.  In  den  Gerichtsdistrikten,  welche  nicht  Hauptort  eines  Gerichts- 
bezirkes sind  oder  woselbst  kein  Handelsgericht  errichtet  wird,  sind  hin- 
sichtlich der  Aburtheilung  von  Handelssachen  die  Bestimmungen  des  Handels- 

fesetzbuches  auch  fernerhin  in  Ausführung  zu  bringen;  jedoch  für  die 
latrikel  der  dort  ansässigen  Kaufleute,  für  die  Handelsregister,  sowie 
für  die  Fallimente  und  was  damit  zusanunenbängt,  soll  das  Gericht  erster 
Instanz  des  betreffenden  Distriktes  zuständig  sein. 

5.  Die  Beamten  der  neuen  Handelsgerichte  beziehen  nur  diejenigen 
Emolumente,  welche  gesetzlich  für  die  in  den  jetzt  vorhandenen  Gerichten 
beschäftigten  Beamten  bestimmt  sind. 

6.  Die  Civilgouverneure  sollen  ohne  Verzug  Listen  über  säocuQtliche 
Kaufleute  anfertigen,  welche  in  den  Hauptgerichtsorten  ihrer  Distrikte  lansässig 
sind,  und  welche  in  der  erforderlichen  Lage  sindi  die  wichtigen  Funktionen 
von  Handelsfi'eschworenen  ausüben  zu  können.  Diese  Listen  sind  dem  Prä- 
sidenten des  Uandelstribunals  zweiter  Instanz  einzusenden,  welcher  mit  Hülfe 


350  XXVI.    Portugal. 

derselben  and  der  sonst  noch  einzuholenden  Informationen  der  Regierang 
diejenigen  Bezirke  vorzuschlagen  hat,  wo  die  neuen  Gerichte  errichtet  werden 
sollen,  sowie  den  Bezirk  fG^  jedes  dieser  Gerichte  und  die  Anzahl  der 
Geschworenen,  aus  denen  die  Jury  nebst  den  beziehentlichen  Ersatz- 
männern zusammenzusetzen  ist,  zu  dem  Zwecke,  dass  sofort  die  Or* 
ganisirung  dieser  nämlichen  Gerichte  angeordnet  werden  kann. 

7.     Alle  entgegenstehenden  Bestimmungen  sind  hiermit  aufgehoben. 


Dekret  Tom  20.  April  1S47. 

(Zu  Art.  1032  und  1113.) 

Art.  1.  Die  Handelsgerichte  erster  Instanz  in  Lissabon  und  Oporto 
haben  definitive  Zuständigkeit  in  solchen  Sachen,  deren  Werth  200  000  Reis 
inklusive  nicht  übersteigt. 

2.  Die  Handelsgerichte,  welche  in  den  anderen  G^richtsbezirken  er- 
richtet werden,  sollen,  wenn  sie  aus  zwölf  Geschworenen  bestehen,  för  Sachen 
zuständig  sein,  deren  Werth  100000  Reis  beträgt;  und  för  Sachen  im 
Werthe  von  60  000  Reis,  wenn  sie  aus  sechs  bis  acht  Geschworenen 
bestehen;  endlich  für  Sachen,  deren  Werth  40000  Reis  beträgt,  wenn  sie 
aus  vier  Geschworenen  bestehen. 

3.  Wenn  der  Werth  der  Rechtssache  die  in  den  vorhergehenden  Artikeln 
festgesetzten  Summen  übersteigt,  so  greift  das  Rechtsmittd  der  Appellation 
an  das  Tribunal  zweiter  Instanz  Platz. 

4.  Solche  Sachen,  welche  zur  Zeit  der  Publication  gegenwärtigen 
Dekretes  der  höhereu  Instanz  bereits  etwa  vorgelegt  worden  sind,  sollen, 
sofern  das  Petitum  liquid  ist,  abgeurtheilt  werden,  unabhängig  von  einer 
Schätzung  des  Werthes;  ist  es  nicht  liquide,  so  soll  der  referirende  Richter 
mit  der  Sehätzung  durch  zwei  Advokaten  aus  der  Wahl  der  Parteien 
oder  des  nämlichen  Richters  im  Fall  des  Widerstrebens  der  Parteien  vor- 
gehen. 

Einziger  §.  Sachen,  welche  einem  späteren  Datum  als  demjenigen  des 
gegenwärtigen  Dekrets  unterliegen,  sind  stets  vor  Annahme  der  Appellation 
zu  schätzen. 

5.  Alle  entgegenstehenden  Bestimmungen  sind  hiermit  aufgehoben. 


Dekret  Tom  2L  April  1847. 

Art.  1.  Die  von  den  Civilrichtern  gefällten  ürtheile  in  Sachen,  welche 
zur  ausschliesslichen  Kompetenz  der  Handelsgerichte  gehören,  oder  bei  denen 
das  im  Handelsgesetzbuch  vorgeschriebene  Prozessverfehren  nicht  gewahrt 
wird,  sind  nichtig,  ungeachtet  des  Einverständnisses  oder  des  Stillschweigens 
der  Parteien. 

2.  So  sind  die  Art  206  und  1029  des  Handelsgesetzbuches  zu  ver- 
stehen, und  es  sind  alle  entgegenstehenden  Bestimmungen  aufgehoben. 
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Gesetzerlass  Tom  2.  Juli  1849« 

Art.  1.  Die  im  1.  Theile,  Buch  HI,  Titel  XI,  Xu  und  XIII  des  Pois 
tngiesischen  Handelsgesetzbuches  enthaltenen  Bestimmungen,  welche  nur  deq 
matrikulirten  Kaufleuten  zu  Gute  kommen,  sind,  mit  Ausnahme  der  Be-> 
Stimmung  des  Art.  24  des  erwähnten  Tit.  XI,  auch  auf  alle  diejenigen  an- 
zuwenden, welche  aus  dem  Handel  gewohnheitsmässig  ihr  Gewerbe  machen, 
anch  wenn  sie  nicht  in  die  Handelsmatrikel  eingetragen  sind. 

2.  Die  entgegenstehende  Gesetzgebung  wird  im  yollen  Umfang  auf* 
gehoben. 


Gesetzerlass  totu  27.  Joli  1850. 

Art.  1.  Im  Besonderen  wird  als  Handelsakt  erachtet  alles  da««jenige, 
was  Beziehung  hat  auf  Platzwechsel^),  Anweisungen  und  Billets  an  Ordre, 
ohne  Unterschied  der  Qualität  der  Personen  oder  des  Gegenstandes,  von 
denen  die  Verbindlichkeit  herrührt. 

2.  Die  entgegenstehende  Gesetzgebung  wird  im  vollen  Umfange  aufr 
gehoben. 


Gesetzerlass  Tom  26.  Jali  1856. 

(Zu  Art.  123.) 

Art.  1.  Das  Handbuch,  in  welches  die  Handelsmäkler  eine  Eintrar 
^ung  aller  Geschäfte,  welche  sie  vermitteln,  sofort  vorzunehmen  verpflichtet 
sind,  in  Gemässheit  des  Art.  23  des  I.  Abschn.  des  II.  Tit  *)  des  Handels? 
gesetzbuches,  darf  von  den  Mäklern  nur  eigenhändig  geschrieben  werden. 

2.  Die  Uebertragung  aus  dem  Handbuche,  auf  welches  sich  der  vor? 
hergehende  Artikel  bezieht,  in  das  Geschäftsbuch,  von  welchem  der  Art.  27 
desselben  Abschnittes  und  desselben  Titels  des  Handelsgesetzbuches  handelt, 
kann  von  einem  Buchhalter  oder  einem  Faktor  der  Handelsmäkler  vorge- 
nommen werden;  sie  ist  aber  von  letzteren  täglich  zu  vergleichen  und  zu 
rubriciren. 

3.  Die  entgegenstehende  Gesetzgebung  wird  im  vollen  Um&ng  aufr 
gehoben. 


Gesetzerlass  Tom  9.  JdH  1862. 

Art.  1.  Bei  den  Handelssachen,  bei  welchen  der  Richter  über  das 
Recht  und  die  Jury  über  das  Faktum  nach  Art  1103  des  Handelsgesetz-r 
buches  entscheidet,  sind  die  Depositionen  der  Zeugen  oder  der  Parteien, 
welche  in  der  Sitzung,  in  welcher  der  Spruch  gefallt  wird,  aussagen,  weder 
dem  ganzen  Wortlaute  nach,  noch  im  Auszuge  niederzuschreiben. 


1)  Vgl.  Art.  103  des  H.  ö.  B. 

>)  soll  heiflsen:  Art.  28  des  U.  Abschn.  des  IL  Tit  des  L  Buches  des  L  TheOes^ 
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2.  Die  Depositionen  der  Zeagen  oder  der  Parteien,  welche  bei  den  im 
Yorhergehenden  Artikel  erwähnten  Streitigkeiten  vor  dem  zur  Urtheilsfallang 
bestimmten  Tage  aufgenommen  werden,  müssen  dem  Wortlaute  nach  nieder- 
geschrieben werden;  uod  in  derselben  Form  müssen  ebenfalls  diejenigen 
niedergeschrieben  werden,  welche  vor  oder  an  dem  Tage  der  Urtheilsfallnng 
in  Sachen,  welche  durch  Schiedsmänner  entschieden  werden,  und  in  Sachen, 
welche  durch  den  rechtsgelebrten  Richter  und  die  Geschworenen  abgeurtheilt 
werden,  abgenommen  werden,  aber  ohne  Trennung  des  Faktums  und  des 
Rechts. 

3.  Die  amtliche  Appellation  und  die  Erklärung,  von  welcher  der  Art. 
1106  des  Handelsgesetzbuches  handelt,  sind  aufgehoben. 

4.  Die  gesammte  entgegenstehende  Gesetzgebung  wird  au%ehoben  und 
im  Besonderen  die  Art.  1099,  1100,  1101  und  1106  des  Handelsgesetzbuches 
in  dem  Theile,    in  welchem  sie  dem  gegenwärtigen  Gesetze  entgegenstehen. 


GesetzerlaM  vom  33.  Juni  1867.^) 

Abschnitt  I. 

Von   der    Natur    und    Bezeichnung    der    anonymen 

Gesellschaften. 

Art  1.  Anonyme  Gesellschaften  sind  diejenigen,  bei  welchen  die 
Associirten  ihre  Verantwortlichkeit  auf  das  Kapital  beschränken,  mit  welchem 
jeder  von  ihnen  subskribirt. 

§  1.  Diese  Gesellschaften  werden  qualificirt  durch  eine  besondere  Be- 
zeichnung oder  durch  die  klare  Angabe  ihres  Gegenstandes  und  Zweckes. 

§  2.  Die  Bezeichnung  dieser  Gesellschaften  muss  dergestalt  forraullrt 
werden^  dass  sie  sich  vollständig  eine  von  der  anderen  unterscheiden. 

§  3.  Im  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten,  Handel  und  Gewerbe 
soll  ein  besonderes  Register  vorhanden  sein,  in  welches  alle  anonymen 
Gesellschaften  ihre  Bezeichnung  eintragen  zu  lassen  haben,  sobald  sie  sich 
den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  gemäss  definitiv  konstituirt  haben. 

§  4.  Die  Gründer  jeder  anonymen  Gesellschaft  müssen,  bevor  sie  eine 
Benennung  für  die  Gesellschaft  adoptiren,  durch  ein  authentisches  Gertifikat 
nachweisen,  dass  keine  andere  Gesellschaft  mit  identischer  oder  doch  so 
ähnlicher  Form,  dass  sie  Irrthum  veranlassen  kann,   eingetragen  ist. 

§  5.  Jede  anonyme  Gesellschaft,  welche  eine  Bezeichnung  oder  Be- 
nennung adoptirt,  die  der  einer  bereits  bestehenden  Gesellschaft  identisch 
oder  doch  so  ähnlich  ist,  dass  sie  zu  Irrthum  veranlassen  kann,  haftet  fiir 
die  Verluste  und  Schäden,  welche  aus  dieser  Thatsache  entstehen,  und  ist 
verpflichtet,  ihre  Benennung  zu  ändern,  sobald  irgend  einer  der  Interessenten 
es  verlangt 

§  6.  Sofort  nach  dem  Inkrafttreten  des  vorliegenden  Gesetzes  ist  in 
dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten,  Handel  und  Gewerbe  ein  beson- 
deres Register  über  die  Benennungen  der  gegenwärtig  bestehenden  anonymen 
Gesellschaften  anzulegen. 


^)  Hi€ni»  V«nirdanii9  vom  S6.  Fabnnr  MQ, 
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Abschnitt  ü. 
Von  der  Konstituirunfl:   der   anonymen  Gesellschaf ten. 

2.  Die  anonymen  Gesellschaften  werden  konstitairt  durch  den  ein- 
fetchen  Willen  der  Associirten,  unabhängig  von  einer  vorhergehenden  admi- 
nistrativen Ermächtigung  und  Genehmigung  ihrer  Statuten,  und  sie  werden 
durch  die  Yorschriften  des  vorliegenden  Gesetzes  geregelt. 

Einziger  §.  Von  der  Bestimmung  dieses  Artikels  sind  die  Gesell- 
schaften ausgenommen,  deren  Zweck  es  ist,  Immobilien  zu  erwerben,  um 
dieselben  länger  als  zehn  Jahre  in  ihrem  Eigenthum  und  Besitz  zu  be- 
halten. Die  Konstituirung  solcher  Gesellschaften  unterliegt  der  besonderen 
Ermächtigung  der  Exekutiv-  und  Legislativgewalten,  den  bestehenden  Ge- 
setzen gemäss. 

3.  Keine  anonyme  Gesellschaft  kann  konstituirt  werden,  ohne  dass 

1.  die  Anzahl  der  Associirten  zum  mindesten  zehn  beträgt; 

2.  das  gesellschaftliche  Kapital  voll  subskribirt  ist;  und 

3.  mindestens  f>  Prozent  dieses  Kapitals,  sofern  es  in  Geld  besteht 
von  allen  Subskribenten,  im  Verhältniss  zu  ihren  Subskriptionen 
gezahlt  und  der  entsprechende  Gesammtbetrag  bei  einer  einheimischen 
gesetzlich  genehmigten  Bank  deponirt  ist  ' 

§  1.  Wenn  der  gesellschaftliche  Vertrag  bestimmt,  dass  die  Emission  des 
Kapitals  serienweise  geschehen  solle,  so  genügt  die  vollständige  Subskription 
der  ersten  Serie,  sowie  die  Zahlung  und  die  Deponirung  laut  No.  3  dieses 
Artikels  zur  Konstituirung  der  Gesellschaft. 

§  2.  In  dem  durch  den  vorhergehenden  §  vorgesehenen  Falle  darf 
die  Theilung  des  Kapitals  in  Serien  fünf  nicht  übersteigen,  und  die 
Emission  der  zweiten  Serie  nicht  eher  stattfinden,  als  bis  das  Kapital  der 
ersten  Serie  im  Verhältniss  von  76  Prozent  von  seinem  Nennwerthe  ge- 
zahlt ist.  Die  gleiche  Vorschrift  ist  bei  den  folgenden  Emissionen  zu 
beobachten. 

§  3.  Von  der  Bestimmung  des  vorhergehenden  §  sind  ausgenommen 
die  anonymen  Versicherungsfjesellschaften,  sowie  alle  diejenigen,  deren  Ka- 
pital nicht  unmittelbar  und  direkt  zur  Realisirung  ihres  Gegenstandes  oder 
ihres  Zweckes,  sondern  einzig  als  subsidiarische  Garantie  der  gesellschaftlichen 
G^chäfte  zu  dienen  bestimmt  ist. 

4.  Die  Statuten  der  anonymen  Gesellschaften  sind  stets  durch  eine 
öffentliche  Urkunde  zu  genehmigen  und  regeln  den  Gesellschaftsvertrag. 

Einziger  §.  Die  öffentliche  Urkunde  kann  nur  dann  ausgefertigt 
werden,  wenn  die  Kontrahenten  vorleben: 

1.  die  in  §  V)  des  Art.  1  dieses  Gesetzes  geforderte  negative  Be- 
scheinigung ; 

2.  die  Anerkennung  oder  Bescheinigung  des  in  No.  1  des  vorher- 
gehenden   Artikels  bestimmten  Depositums; 

3.  ein  Beweisdokument,  dass  die  gesetzlich  bestimmten  fiskalischen 
Gebühren  entrichtet  sind. 

5.  Keine  anonyme  Gesellschaft  darf  ihre  Geschäfte  beginnen,  bevor 
nicht  ihre  Statuten  laut  Art.  35  publicirt  worden  sind. 

6.  In  den  Statuten  muss  angegeben  sein: 

1.  die  Bezeichnung  oder  Benennung  der  Gesellschaft  mit  dem  vorher- 
gehenden oder  nachfolgenden  Zusätze:  „Anonyme  Gesellschaft, 
beschränkte  Verantwortlichkeit". 


1}  SoU  wohl  §  4  heissen! 

Borohftrdt,  HMdelsreeht.   IV  23 
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2.  der  Gegenstand  oder  der  Zweck  der  Gesellschaft; 

3.  ihre  Dauer; 

4.  ihr  gesetzlicher  Sitz  oder  ihr  Domicil; 

5.  die  Angabe  des  Geseltschaftskapitals; 

6.  die  Organisirung  der  Verwaltung; 

7.  der  Modus  der  Eonstituirung  der  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Generalversammlungen ; 

8.  der   Modus,    wie   im  Falle  der  Auflösung  die  Liquidation  vor  sich 
gehen  soll. 

Einziger  §.  Wenn  in  die  Zusammensetzung  des  Gesellschaftskapitals 
Werthe  eintreten,  die  nicht  baares  Geld  sind,  oder  wenn  besondere  Vortheile 
zu  Gunsten  irgend  welcher  Associirten  vereinbart  werden,  so  muss  hiervon  in 
den  Statuten  ausdrücklich  Erwähnung  geschehen,  unter  Angabe  des  Schätzungs* 
werthes  in  Geld,  der  bedungenen  Vortheile  und  dessen,  was  auf  obige  Weise 
zu  dem  Gesellschafbsfonds  hinzugebracht  wird;  und  alle  diejenigen,  welche 
solche  Werthe  in  die  Gesellschan,  gebracht  haben,  bleiben  für  deren  Effek- 
tivität verantwortlich  und  haften  für  alle  durch  Arglist  oder  Betrug  ent- 
stehenden Schäden. 

Abschnitt  IH. 

Von   den    Aktien    und    deren   Uebertragung. 

7;  Das  in  Geld  oder  Werthen  irgend  welcher  Art  konstituirte  Kapital 
der  anonymen  Gesellschaften  wird  stets  dargestellt  und  getheilt  in  Aktien 
von  einem  gleichen  Werthe;  jedoch  kann  derselbe  Titel  mehr  als  eine 
Aktie  darstellen. 

§  1.  Die  Aktien  sind  stets  auf  den  Kamen  gestellt,  so  lange  ihr 
Nomin alwerth  nicht  vollständig  gezahlt  ist. 

§  2.  Nach  der  vollständigen  Zahlung  der  Aktien  können  die  In- 
teressenten fordern,  dass  ihnen  Titel  auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden,  so- 
fern in  den  Statuten  nicht  ausdrücklich  eine  entgegenstehende  Vereinbarung 
getroffen  ist. 

8.  Die  Aktionäre  einer  anonymen  Gesellschaft  haften  für  Verluste 
nur  in  der  Höhe  des  Nominalbetrages  ihrer  Aktien;  sie  sind  aber  verant- 
wortlich für  die  volle  Zahlung  der  Aktien,  welche  sie  subskribiren  oder  be- 
sitzen, und  jede  entgegenstehende  Klausel  oder  Vereinbarung  ist  nichtig. 

Einziger  §.  Das  Faktum  der  Subskription  bewirkt  volle  Acceptation 
des  Gesellschaftsvertrages. 

9.  Das  Eigenthum  der  Namenaktien  wird  durch  alle  rechtlich  erlaubten 
Arten  der  Cession  übertragen,  mit  Unterwerfung  unter  die  besonderen 
Klauseln,  welche  die  Interessenten  in  den  Statuten  vereinbaren.  Das  Eigen- 
thum der  Aktien  auf  den  Inhaber  wird  durch  die  einfache  Uebergabe  des 
Titels  übertragen. 

Einziger  §.  Wenn  die  Aktien  vor  ihrer  vollen  Einzahlung  ohne  vor- 
hergehende Genehmigung  der  Verwaltung  der  Gesellschaft  übertragen  werden, 
und  der  neue  Besitzer  des  Titels  es  unterlässt,  die  betreffenden  Zahlungen 
zu  effektuiren,  so  bleibt  die  Verantwortlichkeit  des  Aktionärs,  welcher  die 
Aktien  auf  diese  Weise  übertragen  hat,  bestehen,  mit  Regress  gegen  jeden 
Cessionar,  der  es  unterlassen  hat,  die  Zahlungen,  zu  denen  er  verpflichtet 
war,  zu  effektuiren. 
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10.  Die  Aktien  sind  nicht  eher  negocirbar,  als  bid  die  Gesellschafb 
sich  konstituirt  hat  und  die  Zahlung  von  10  Prozent  ihres  Nominalwerthes 
erfolgt  ist. 

11.  An  dem  Sitz  der  Gesellschaft  soll  ein  besonderes  Register  über 
alle  Aktionäre  vorhanden  sein,  welches  enthält: 

1.  die  Namen  der  ersten  Subskribenten  des  Gesellschaftskapitals  und 
die  Anzahl  der  von  Jedem  gezeichneten  Aktien; 

2.  die  Uebertragungen  oder  Transmissionen  von  Aktien  nebst  der  Er- 
klärung, dass  die  Verwaltung  ihre  Einwilligung  gegeben  hat,  sobald 
letzteres  der  Fall  gewesen  ist,  Behufs  der  Wirkungen  des  einzigen  § 
des  Art.  9; 

3.  die  geleisteten  Terminzahlungen; 

4.  die  Konvertirung  der  Namenaktien  in  Titel  auf  den  Inhaber,  sobald 
dies  stattgefunden  hat.< 

12.  Jede  Aktie  ist  in  Beziehung  auf  die  Gesellschaft  untheilbar. 

Sobald  einer  dieser  Titel  mehreren  Personen  gehört,  so  hat  die  Ge- 
sellschaft die  Ausübung  der  solchen  Titeln  anhaftenden  Rechte  zu  suspen- 
diren,  sofern  nicht  eine  Person  als  der  Eigen thümer  bezeichnet  ist,  ausge- 
nommen in  Beziehung  auf  die  Zahlung  der  Dividenden. 

Abschnitt  IV. 
Von    der   Verwaltung   durch    den    Aufsichtsrat h. 

13.  Die  anonymen  Gesellschaften  werden  verwaltet  durch  Mandatare, 
die  auf  Zeit  ernannt,  absetzbar,  besoldet  oder  unbesoldet  aus  der  Mitte 
der  Aktionäre  erwählt  sind. 

§  1.  Diese  Mandatare  vertreten  die  Gesellschaft  in  allen  gerichtlichen 
und  aussergerichtlichen  Akten. 

§  2.  Die  Befugnisse  der  Mandatare,  welches  auch  deren  Benennung 
sei,  werden  stets  in  den  Statuten  und  Specialreglements  genau  angegeben. 

14.  Die  Mandatare,  deren  Zahl  in  den  Statuten  festgesetzt  wird, 
werden  durch  die  Generalversammlung  der  Gesellschafter  auf  eine  gewisse 
und  bestimmte  Zeit  gewählt;  es  ist  jedoch  zu  verstehen,  dass  dies  Mandat 
stets  widerruf  bar  ist,  sobald  die  Generalversammlung  es  für  angemessen 
erachtet. 

§  1.  Die  Statuten  haben  zu  bestimmen,  ob  nach  Ablauf  der  Zeit  des 
Mandates  eine  Wiederwahl  im  Ganzen  oder  theilweise  stattfinden  kann;  ist 
dies  nicht  bestimmt,  so  wird  verstanden,  dass  die  Wiederwahl  verboten  ist. 

§  2.  Der  Modus,  die  Mandatare  bei  zeitweiser  oder  dauernder  Ver- 
hinderung zu  ersetzen,  muss  in  den  Statuten  angegeben  sein. 

15.  Die  Gründer  einer  anonymen  Gesellschaft  dürfen  in  den  Statuten 
die  Mandatare  angeben,  Behufs  der  ersten  Verwaltung  der  Gesellschaft;  die* 
selbe  darf  nicht  länger  als  6  Jahre  währen,  unbeschadet  des  in  Art.  13  vor- 
geschriebenen Princips  der  Widerruflichkeit. 

16.  Die  Mandatare  der  anonymen  Gesellschaften  sind  nur  für  die 
Ausführung  des  ihnen  übertragenen  und  von  ihnen  angenommenen  Auftrages 
verantwortlich  und  kontrahiren  keinerlei  persönliche  oder  solidarische  Ver- 
bindlichkeit in  Beziehung  auf  die  Geschäfte  der  Gesellschaft. 

Jedoch  sind  sie  persönlich  oder  solidarisch  haftbar,  den  Vorschriften 
des  gemeinen  Rechts  gemäss,  der  Gesellschaft  und  Dritten  gegenüber  wegen 

28* 
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NichtausföhruDg   ihres  Mandats,    wegen  Verletzung   der    Stataten    and  der 
Vorschriften  des  vorliegenden  Gesetzes. 

17.  Jeder  Mandatar  einer  anonymen  Gresellschaft,  welcher  aufhört, 
Aktionär  zu  sein,  muss  sofort  sein  Meindat  niederlegen;  und  wenn  er  es 
nicht  thut  und  die  Geschäftsführung  fortsetzt,  so  haftet  er  persönlich  für 
alle  Akte,  welche  er  ftLr  dieselbe  ausführt,  und  für  alle  Vereinbarungen, 
welche  Namens  der  Gesellschaft  abgeschlossen  werden. 

18.  Die  Mandataie  einer  anonymen  Gesellschaft  dürfen  für  Rechnung 
der  Gesellschaft  keine  Geschäfte  machen,  welche  dem  Gegenstande  oder 
Zweck  derselben  fremd  sind;  dieser  Vorschrift  zuwiderlaufende  Hand- 
lungen werden  als  ausdrückliche  Verletzung  des  Mandates  angesehen. 

19.  Es  ist  den  Mandataren  solcher  Gesellschaften  ausdrücklich  ver- 
boten, direkt  oder  indii*ekt  für  eigene  Rechnung  mit  der  Gesellschaft,  deren 
Geschäftsführung  ihnen  anvertraut  ist,  Geschäfte  zu  machen,  die  Fälle  ausge- 
nommen, wo  ihnen  durch  eine  Generalversammlung  specielle  Ermächtigung 
hierzu  ausdrücklich  gewährt  worden  ist. 

20.  Die  Geschäfte  einer  anonymen  Gesellschaft,  welche  von  technischen 
und  besonderen  Kenntnissen  abhängen,  oder  die  tägliche  Verwaltung  der 
Gesellschaftsangelegenheiten  können  einem  oder  mehreren  Geranten,  mögen 
dieselben  Aktionäre  der  nämlichen  Gesellschaft  sein  oder  nicht,  übertragen 
werden;  ihre  Ernennung,  Entlassung  und  Befugnisse  müssen  durch  die  Statuten 
geregelt  werden. 

Einziger  §.  Die  Verantwortlichkeit  dieser  Geranten  in  Beziehung  zu 
ihren  Mandanten  wird  durch  die  gesetzlichen  Vorschriften,  welche  den 
Mandatsvertrag  regeln,  bestimmt. 

21.  Bei  allen  anonymen  Gesellschaften  soll  ein  Aufsichtsrath  vor- 
handen sein,  bestehend  aus  wenigstens  3  Gesellschaftsmitgliedern,  welche  in 
den  durch  die  Statuten  bestimmten  Perioden  durch  die  Generalversammlung 
gewählt  werden  und  durch  die  Generalversammlung  ihres  Amtes  enthoben 
werden  können. 

Einziger  §.  Die  Statuten  haben  auch  den  Modus,  die  Mitglieder  des 
Aufsichtsrathes  bei  zeitweiliger  oder  dauernder  Verhinderung  zu  ersetzen, 
anzugeben. 

22.  Dem  Aufsichtsrathe  liegt  ob: 

1.  die  Buchführung  der  Gesellschaft,  so  oft  er  es  für  angemessen  er- 
achtet, zu  prüfen; 

2.  die  Generalversammlung  zu  berufen,  wann  er  es  für  noth wendig 
erachtet*  diesfalls  ist  das  einstimmige  Votum  des  Aufsichtsrathes  er- 
forderlich, wenn  derselbe  aus  3  Mitgliedern  besteht,  und  von  zwei 
Dritteln,  wenn  demselben  eine  grössere  Anzahl  Gesellschafter  angehört; 

3.  den  Sitzungen  des  Direktoriums,  so  oft  er  es  für  angemessen  er- 
achtet, lediglich  mit  berathender  Stimme  beizuwohnen; 

4.  die  Verwaltung  der  Gesellschaft  zu  überwachen; 

5.  sein  Gutachten  über  die  Bilanz,  das  Inventar  und  den  Bericht, 
worauf  sich  Art.  31  bezieht,  abzugeben. 

23.  Die  Funktionen  der  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  sind  unent- 
geltlich oder  remunerirt,  je  nach  der  Bestimmung  der  Statuten. 

Einziger  §.  Das  Amt  eines  Mitgliedes  des  Aufsichtsrathes  ist  incom- 
patibel  mit  jedem  anderen  der  Gesellschaft. 

24.  Die  Verantwortlichkeit  der  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  wird 
nach  den  Bestimmungen  über  das  Mandat  geregelt. 
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25.  Wenn  die  Generalversammlangen  es  Ar  nothwendig  erachten, 
haben  sie  Specialimtersuchangskommissionen ,  Behufs  Prüfung  der  Vei^ 
waltongsakte,  zu  ernennen. 

Abschnitt  V. 
Von   den   Generalversammlungen. 

26.  Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  ist  mindestens  ein  Mal  in 
jedem  Jahr  einzuberufen  in  der  durch  die  Statuten  fest^s^esetzten  Zeit,  welche 
auch  anzugeben  haben,  wie  und  wann  die  regelmässigen  Versammlungen 
stattfinden  sollen. 

§  1.  Behufs  Ausführung  der  Bestimmungen  dieses  Artikels  müssen 
die  Statuten  stets  ausdrücklich  angeben: 

1.  die  Zeit  und  den  Modus  der  Einberufung  der  Generalversammlung, 
welche  mit  der  thunlichst  grössten  Publicität  zu  bewirken  ist  durdi 
Annoncen  in  den  Zeitungen  und  durch  Briefe  an  alle  Besitzer 
von  Namenaktien,  welche  ein  Recht  haben,  an  den  Beschlüssen 
Theil  zu  nehmen; 

2.  den  Modus  der  Eonstituirung  der  Generalversammlungen,  nebst  der 
Bestimmung,  dass  Niemand  in  denselben  Stimme  hat,  ohne  dass 
die  Erwerbung  der  erforderlichen  Aktien  eine  gewisse  durch  die 
nämlichen  Statuten  anzugebende  Zeit  vorher  aus  den  Begistern  der 
Gesellschaft  konstatiit  wäre; 

3.  die  Anzahl  der  Stimmen,  welche  jeder  Aktionär  in  Bezug  auf  die 
Anzahl  der  Aktien,  welche  er  besitzt,  haben  kann; 

4.  die  Konsignation  des  Rechtes,  welches  abwesenden  Aktionären  bei- 
wohnt, sicn  mittelst  Specialbevollmächtigter  vertreten  zu  lassen,  mit 
der  Bestimmung,  ob  dieselben  der  Gesellschaft  fremde  Personen  sein 
dürfen  oder  nicht,  und  ob  ein  Bevollmächtigter  mehr  als  einen 
Aktionär  vertreten  kann; 

5.  die  Zahl  der  Stimmen  und  das  Quantum  des  zu  repräsentirenden 
Kapitals,  damit  ein  Beschluss  gültig  sei. 

§.  2.  Wenn  eine  Generalversammlung,  die  in  gehöriger  Form  den  Vor* 
Schriften  der  Statuten  gemäss  einberufen  ist,  nicht  funktionirea  kann,  wegen 
mangelnder  Anzahl  von  Aktionären  oder  Mangels  genügender  Repräsentation 
des  Kapitals,  so  müssen  die  Interessenten  sofort  zu  einer  neuen  Versammlung 
berufen  werden,  welche  innerhalb  1)0  Tagen  stattzufinden  hat,  jedoch  nicht 
vor  14  Tagen  und  nicht  später  als  30  Tage;  die  in  dieser  zweiten  Ver- 
sammlung gefassten  Beschlüsse  werden  als  gültig  angesehen,  wie  gross  auch 
die  Zahl  der  anwesenden  Aktionäre  und  welches  auch  das  Quantum  des 
vertretenen  Kapitals  sein  mag. 

27.  Die  Statuten  haben  den  besonderen  Modus  der  Konstituirung 
der  Generalversammlungen  anzugeben,    in  welchen  beschlossen  werden  soll: 

1.  über  die  Erhöhung  des  Kapitals; 

2.  über  irgend  welche  Modifikation  der  Statuten; 

3.  über  die  Verlängerung  der  Gesellschaft  über  die  in  den  Statuten  an- 
gegebene Zeit  hmaus; 

4.  über  die  Auflösung  und  Liquidirung  der  Gesellschaft. 

28.  Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  nach  Sünmien- 
mebrheit  gefasst,  die  Fälle  ausgenommen,  wo  das  Gesetz  oder  die  Statuten 
das  Gegentheil  bestimmen. 
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29.  Wenn  eine  anonyme  Gesellschaft  Aktionäre  bat,  die  im  Aaslande 
wohnen,  und  welche  zum  mindesten  25  Prozent  des  gezeichneten  Kapitals 
repräsentiren,  so  muss  in  den  Statuten  eben  diesen  Aktionären  das  Recht 
gewahrt  werden,  dass  sie  sich  zu  einer  Konferenz  vereinigen  dürfen,  welche 
folgenden  Zweck  hat: 

1.  Behufs  Prüfung  und  Besprechung  des  Berichts  und  der  jährlichen 
Rechnungen,  welche  von  der  Verwaltung  vorgelegt  werden,  sowie 
des  Gutachtens  des  Aufsichtsratbes  über  genannte  Dokumente; 

2.  aus  ihrer  Mitte  einen  oder  mehrere  Aktionäre  zu  wählen  und 
nach  dem  Sitze  der  Gesellschaft  zu  entsenden,  um  sie  in  der  ordent- 
lichen Generalversammlung,  in  welcher  obiges  Gutachten  zur  Dis- 
kussion kommen  soll,   zu  vertreten. 

§  1.  Die  in  Gemässheit  von  No.  2  dieses  Artikels  gewählten  Aktionäre 
werden  in  der  Generalversammlung  zugelassen,  wenn  sie  die  in  gehöriger 
Weise  beglaubigte  Akte  über  die  Konferenz  vorlegen.  Letztere  muss 
enthalten : 

1.  die  namentliche  Aufführung  der  Aktionäre ,  welche  zusammenge- 
kommen waren; 

2.  die  Erklärung,  dass  sie  von  den  unter  No.  1  dieses  Artikels  er- 
wähnten Dokumenten  Kenntniss  hatten; 

3.  die  Angabe  der  ernannten  Repräsentanten,  sowie  der  ihnen  über- 
tragenen Vollmachten. 

§  2.  Diese  Repräsentanten  haben  in  der  Generalversammlung  so  viel 
Stimmen,  wie  laut  Statuten  den  auftragenden  Aktionären  gehören. 

§  3.  Um  der  Bestimmung  dieses  Artikels,  dessen  Nummern  und  Para- 
graphen Wirkung  zu  verleihen,  müssen  die  im  Auslande  wohnenden  Aktionäre, 
auf  welche  sich  der  erste  Theil  dieses  Artikels  bezieht,  Einen  aus  ihrer 
Mitte  ernennen,  der  von  der  Central  Verwaltung  die  Exemplare  des  Berichtes, 
der  Rechnungen  und  des  Gutachtens  in  Empfang  nimmt,  die  Vertheiluog 
derselben  bewirkt,  die  Konferenz  einberuft  und  mit  dem  Präsidenten  der  Ver- 
waltung die  Korrespondenz  unterhält. 

§  4.  Sobald  der  Bericht  und  die  Dokumente,  auf  welche  sich  der 
vorliegende  Artikel  bezieht,  von  dem  Aufsich tsrathe  geprüft  worden  sind, 
muss  aie  Centralverwaltung  eine  Abschrift  derselben  dem  Aktionär  übersenden, 
welcher  in  der  Weise  und  zu  dem  Zwecke,  wie  es  der  vorhergehende  § 
angiebt,  ernannt  worden  ist. 

§  5.  Die  vorhergehenden  Bestimmungen  beeinträchtigen  nicht  das 
Recht,  welches  laut  Statuten  die  Aktionäre  haben,  um  die  es  sich  hier 
handelt,  persönlich  an  den  Arbeiten  der  Generalversammlung  Theil  zu 
nehmen  oder  einen  Specialbevollmächtigten  zu  ihrer  Vertretung  zu  entsenden, 
wenn  sie  von  den  Zugeständnissen  dieses  Artikels  und  seiner  Paragraphen 
keinen  Gebrauch  haben  machen  wollen. 

§  6.  Wenn  der  in  diesem  Artikel  vorgesehene  und  geregelte  Fall  eintritt, 
so  muss  die  Frist  zwischen  der  Vorlegung  des  Gutachtens  des  Aufsichts- 
ratbes und  der  Diskussion,  auf  welche  sich  Art.  31  bezieht,  in  der  Weise 
festgesetzt  werden,  dass  die  Bestimmungen  des  vorliegenden  Gesetzes  voll- 
ständig erfüllt  werden  können^  und  es  wird  in  diesem  Falle  die  Vorschrift  des 
erwähnten  Artikels  in  sinnentsprechender  Weise  modificirt. 

§  7.  Ausgenommen  den  Fall,  aufweichen  sich  dieser  Artikel  bezieht, 
werden  die  im  Auslande  wohnenden  Aktionäre  stets  in  Allem  und  hinsicht- 
lich aller  Wirkungen  den  einheimischen  Aktionären  oder  denen,  die  in  Por- 
tugal wohnen,  gleichgestellt. 
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Abschnitt  VI. 

Von     den     Inyentarien,      Bilanzen     und     Rechnungen, 
dem   Reservefonds    und    den    Dividenden. 

30.  In  jedem  Semester  haben  die  Mandatare  der  anonymen  Gesell- 
schaften dem  Aufsich tsrathe  ein  Resumö  der  Bilanz  des  Aktiv-  und  Passiv- 
vermögens der  Gesellschaft  vorzulegen. 

31.  Am  Ende  eines  jeden  Jahres  müssen  die  Mandatare  dem  Aufsichts- 
rathe  das  aus  dem  Aktiv-  und  Passiv  vermögen  der  Gesellschaft  entwickelte 
Inventar  vorlegen,  mit  Angabe  des  Werthes  der  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Güter  und  mit  Rechnungslegung  über  alle  ausgeführten  oder  in  Aus- 
fuhrung begriffenen  Verträge  und  Kompromisse.  Dies  Inventar  muss  von 
einer  Bilanz  oder  einem  Kontokorrent  über  Verluste  und  Gewinne  und  von 
einem  Bericht  über  die  financieiie  und  ökonomische  Geschäftslage  der  Ge- 
sellschaft   begleitet  werden. 

§  1.  Die  Vorlegung  der  Dokumente ,  auf  welche  sich  dieser  Artikel 
bezieht,  muss  mindestens  einen  Monat  vor  dem  Tage  geschehen,  welcher  in 
den  Statuten  für  die  regelmässige  Zusammenkunft  der  Generalversammlung 
zu  dem  in  §  4  dieses  Artikels  bezeichneten  Zwecke  festgesetzt  ist. 

§  2.  Die  Bilanz  oder  das  Kontokorrent  wird  nebst  dem  Gut- 
achten des  Aufsichtsrathes  jedem  der  Aktionäre,  welche  Inhaber  von  auf 
den  Namen  lautenden  Titeln  sind,  zugeschickt,  und  zwar  15  (14)  Tage  vor  dem 
für  die  Zusammenkunft  der  Generalversammlung  festgesetzten  Zeitpunkte. 

§  3.  Auf  die  gleiche  Dauer  von  15  (14)  Tagen  müssen  alle  Dokumente, 
auf  welche  sich  die  vorhergehenden  Artikel  beziehen,  ebenso  wie  die  General- 
liste der  Aktionäre  (aus  denen  laut  Statuten  die  Generalversammlung  sich 
konstituiren  muss),  im  Bureau  der  Gesellschaft  ausliegen,  damit  alle  Aktionäre 
dieselben  prüfen  können. 

§  4.  Ist  diese  Frist  verstrichen,  so  werden  die  genannten  Dokumente 
dem  Beschlüsse  der  Generalversammlung  unterbreitet. 

32.  Die  Genehmigung,  welche  die  Generalversammlung  der  Bilanz 
und  den  Rechnungen  über  die  Geschäftsführung  der  Verwaltung  ertheilt,  befreit 
die  Mandatare,  Verwalter  und  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  von  ihrer 
Verantwortlichkeit  gegenüber  der  Gesellschaft,  den  Fall  ausgenommen,  wenn 
das  Gegentheil  in  der  nämlichen  Generalversammlung  vorbehalten  ist,  oder 
wenn  nachgewiesen  wird,  dass  in  dem  Inventar  und  der  Bilanz  Auslassungen 
oder  fälsche  Angaben  stattgehabt  haben,  in  der  Absicht,  die  wahre  Lage  der 
Gesellschaft  zu  verheimlichen. 

33.  Von  dem  Reingewinne  der  Gesellschaft  wird  ein  T^eil,  welcher 
in  den  Statuten  stets  angegeben  sein  musS;  zur  Bildung  eines  Reservefonds 
bestimmt;  und  die  Verpflichtung,  zu  diesem  Zwecke  jedes  Jahr  einen  Theil 
des  Reingewinnes  auszuscheiden,  erlischt  erst  dann,  wenn  der  Reservefonds 
den  zehnten  Theil  des  Gesellschaftskapitales  ausmacht. 

34.  Es  ist  ausdrücklich  verboten,  dass  in  den  Statuten  gewisse  und 
bestimmte  Zinsen  für  die  Aktionäre  vereinbart  werden;  letztere  haben  einzig 
und  allein  Anrecht  auf  den  verhältnissmässigen  Theil,  welcher  ihnen  von 
den  aus  den  Geschäften  der  Gesellschaft  hervorgegangenen  und  durch  die 
Bilanz  dargethanenen  Reingewinnen  zufallt. 

Die  Vertheilung  fiktiver  Dividenden  wird  als  Mandatsverletzung  Sei- 
tens der  Mandatare,  welche  darein  gewilligt  haben,  angesehen. 
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Einziger  §.  Jedoch  können  die  Statuten,  als  Ausnahme  zu  der  Yor- 
hergehenden  Bestimmung,  sobald  die  Gesellschaft  grosse  Kapitalien  zu  Bau- 
lichkeiten immobilisiren  muss,  den  Aktionären,  aber  nur  auf  die  Dauer 
dieser  Bauausführungen,  sichere  und  bestinunte  Zinsen  auf  den  Werth  der 
von  ihnen  gezeichneten  und  wirklich  eingezahlten  Kapitalien  gewähren. 

Abschnitt  VII. 

ErforderlichePublikationen  und  Erklärungen,  welche 

in  den  von  den  anonymen  Gesellschaften  ausgehenden 

Dokumenten    enthalten    sein    müssen. 

35.  Sobald  die  Gesellschaft  in  Gemässheit  der  Art.  3  und  4  kon- 
stituirl  ist,  müssen  ihre  Statuten  dem  Tenor  nach  und  nicht  im  Auszuge  in 
das  öffentliche  Handelsregister  eingetragen  und  auf  Rechnung  der  Gfesell- 
Schaft  in  gleicher  Weise  in  dem  amtlichen  Regierungsblatte  publicirt  werden, 
und  in  derselben  Weise  sind  alle  Veränderungen  der  Statuten  ernzutragen 
und  zu  publiciren. 

§  1.  Im  Fall  der  Auflösung  der  Gesellschaft  haben  ihre  Mandatare 
den  Auszug  aus  der  Verhandlung  über  die  Auflösung  in  das  öffentliche 
Handelsregister  eintragen  und  in  dem  amtlichen  Blatte  publiciren  zn  lassen. 

§  2.  Alle  diese  Dokumente  sind  zu  Jedermanns  Prüfung  in  dem 
Bureau  der  Gesellschaft  öffentlich  auszulegen. 

36.  Die  Bilanzen  der  Aktiva  und  Passiva  der  anonymen  Gesellschaften, 
aufweiche  sich  Art.  31  bezieht,  müssen,  nachdem  sie  in  der  (Generalversammlung 
vorgelegen  haben  und  diskutirt  worden  sind,  nebst  den  Berichten  der  Verwaltung 
und  dem  Gutachten  des  Aufsichtsrathes  im  amtlichen  Regierungsblatte  des 
Gofuvernements  auf  Kosten  der  Gesellschaft  publicirt  werden. 

Einziger  §.  Eine  Abschrift  der  Bilanzen  und  Inventarien,  sowie  auch 
der  Oeneralliste  der  Aktionäre,  mit  Angabe  der  für  Rechnung  der  Aktien 
geleisteten  Zahlungen,  sowie  derjenigen,  welche  von  Rechtswegen  gefordert 
werden  können,  muss  in  den  Bureaux  der  Handelsgerichte  erster  Instanz 
des  Sitzes  der  Gesellschaft  deponirt  werden,  woselbst  Jedermann  ein  Certifikat 
nachsuchen  kann,  wenn  er  es  für  angemessen  erachtet. 

37.  Alle  Dokumente  irgend  welcher  Art,  welche  von  den  anonymen 
Gesellschaften  ausgehen,  sowie  alle  Publikationen  in  deren  Interesse^ 
müssen  die  Benennung  der  Gesellschaft,  vor  oder  hinter  welcher  die  fol- 
genden Worte  stehen  müssen:  „Anonyme  Gesellschaft,  —  Verant- 
wortlichkeit beschränkt'',  sowie  den  Betrag  des  Kapitals,  gemäss  der 
Angabe  der  letzten  genehmigten  Bilanz,  anführen. 

Abschnitt  VliJ. 
Von    der   Emission   von    Obligationen. 

38.  Die  anonymen  Gesellschaften,  welche  in  ihren  Statuten  eine 
Emission  von  Obligationen  auf  den  Inhaber  und  durch  Verloosung  amor» 
tisirbar  stipuliren,  dürfen  solche  fiduciarischen  Titel  nur  unter  den  foIgeDden 
Bedingungen  emittiren: 

1.  sie  müssen  definitiv  konstituirt  sein; 

2.  die  Emission  muss  eine  Nominalsumme    darstellen,    welche  niemals 
das  wirklich  gezahlte  Gesellschaftskapital  übersteigt; 
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3.  die  Titel  müssen  alle  von  der  Dämlichen  Art  sein,  and  es  dftr£m^ 
Niemandem  besondere  Vortheile  zugestanden  werden; 

4.  {ftr  die  Amortisimng  und  die  Zinsen  des  so  angenommenen  Kapi- 
tals mass  eine  bestimmte  und  fär  die  ganze  Zeit  der  Dauer  des 
Darlehns  bestehende  jährliche  Summe  festgesetzt  werden. 

39.  Die  anonymen  Gesellschaften,  welche  laut  Statuten  Obligationen 
auf  den  Inhaber  zu  emittiren  berechtig  sind,  müssen  alle  Monate  in  dem. 
amtlichen  Blatte  kleinere  Bilanzen  (bcdancetes),  welche  ein  Resum^  über 
Aktiva  und  Passiva  geben,  publiciren. 

Abschnitt  IX. 
Von   der   Auflösung   der   anonymen   Gesellschaften. 

40.  Die  anonymen  Gesellschaften  werden  au^elöst: 

1.  wenn  die  in  den  Statuten  für  ihre  Dauer  festgesetzte  Zeit  ver- 
strichen ist* 

2.  wenn  die  Generalversammlung,  welche  in  der  für  diesen  Fall  von 
den  Statuten  vorgeschriebenen  besonderen  Form  einberufen  und  ver- 
sammelt ist,  es  also  beschliesst; 

3.  wenn  die  Gesellschaft  länger  als  sechs  Monate  mit  einer  weniger 
als  zehn  betragenden  Anzahl  Mitglieder  bestanden  hat  und  einer 
der  Interessenten  die  Auflosung  beantragt. 

41.  Die  Gläubiger  einer  anonymen  Gesellschaft  können  deren  Auf- 
lösung verlangen,  wenn  sie  nachweisen,  dass  nach  der  Zeit  ihrer  Verträge 
die  Hälfte  des  Kapitals  der  Gesellschaft  verloren  ist;  aber  die  Gesellschfut 
kann  sich  der  Auflösung  widersetzen,  sobald  sie  ihren  Gläubigem  die  noth- 
wendigen  Garantien  fär  die  Bezahlung  gewährt. 

42.  Sobald  die  Verluste  der  Gesellschaft  sich  auf  die  Hälfte  des  Ge- 
sellschaftskapitals belaufen,  sind  die  Verwalter  verpflichtet,  eine  General- 
versammlung sämmtlicher  Aktionäre  einzuberufen ,  um  über  die  An- 
gemessenheit der  Fortsetzung  der  Gesellschaft  mit  dem  so  reducirten 
Kapitale  oder  mit  einem  durch  neue  Zeichnungen  erhöhten  Kapitale  zu  be* 
schliessen. 

Einziger  §.  Wenn  der  Verlust  drei  Viertel  des  Kapitals  beträgt,  so 
genügt  zur  Auflösung,  wenn  der  Beschluss  der  Genenü Versammlung  von  dem 
vierten  Theile  der  darin  vertretenen  Stimmen  ge&sst  wird. 

43.  Die  anonymen  Gesellschaften,  welche  ohne  rechtmässigen  und 
triftigen  Grund  ihre  Zahlungen  einstellen,  können  auf  Antrag  eines  oder 
mehrerer  Gläubiger  für  bankrott  erklärt  werden. 

§  1.  Die  Liquidation  der  Aktiva  und  Passiva  dieser  Gesellschaften 
ist  im  Falle  des  Falliments  zu  bewirken  in  Gemässheit  des  Abschnitt  X  de& 
vorliegenden  Gesetzes,  mit  der  Ausnahme,  dass  die  Liquidatoren  in  gleicher 
Anzahl  von  den  Gesellschaften  selbst  und  von  den  Gläubigem  ernannt 
werden. 

§  2.  Auf  den  Akkord,  den  Vereinigungsvertrag  und  das  Moratoriunk 
finden  die  Bestinunungen  des  Handelsgesetzbuches  Anwendung. 

Abschnitt  X. 
Von    der    Liquidation. 

44.  Nach  ihrer  Auflösung  haben  die  anonymen  Gesellschaften  juristi- 
schen Foilbestand    nur  Behufs  der  Wirkungen  ihrer  Liquidation. 
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Einziger  §.  Alle  Dokumente,  welche  von  den  Gesellschaften  nach 
dem  Beginne  der  Liauidation  herrühren,  müssen  die  Benennung  der  Gesell- 
schaft angeben,  welcher  die  folgenden  Worte:  „Anonyme  Gesellschaft 
in  Liquidation,  Verantwortlichkeit  beschränkt^  vorhergehen  oder 
folgen  müssen. 

45.  Wenn  in  den  Statuten  nicht  der  Modus  des  Verfahrens  bei  der  Liqui- 
dation angegeben  ist,  wie  es  in  No.  8  des  Art.  5  bestimmt  ist,  so  muss  die 
Generalversammlung  jenen  Modus  regeln  und  die  Liquidatoren  ernennen. 

§  L  Werden  die  Liquidatoren  nicht  von  der  Generalversammlung  er- 
nannt, so  sind  die  verwaltenden  Mandatare  die  Liquidatoren. 

§  2.  Sind  Gläubiger  vorhanden,  so  können  diese  aus  ihrer  Mitte  eine 
Kommission  ernennen,  welche  ihre  Interessen  zusammen  mit  den  Liqui- 
datoren vertritt  und  bei  Allem,  was  hinsichtlich  der  Liquidation  geschieht, 
zugegen  ist,  unbeschadet  des  Rekurses  an  die  Gerichte,  so  oft  sie  es  für 
angezeigt  und  es  für  rechtlich  zulässig  halten. 

46.  Die  Liquidatoren  sind  Specialbevollmächtigte,  und  nur  in  dieser 
Eigenschaft  haben  sie  bei  der  Ausüoung  ihres  Mandates,  in  Gemässheit  der 
Bestimmungen  der  Statuten  und  der  Beschlüsse  der  Generalversammlung, 
Vollmacht  für  die  Liquidation  der  Aktiva  und  Passiva  der  Gesellschaft. 

§  1.  Fehlen  Bestimmungen  dieser  Art  in  den  Statuten  und  besondere 
Beschlüsse  der  Generalversammlung,  so  wird  die  Liquidation  gemäss  den 
durch  die  Grundsätze  des  Handelsrechtes  vorgeschriebenen  Regeln  vor- 
genommen. 

§  2.  Die  Verantwortlichkeit  der  Liquidatoren  wird  durch  die  Bestim- 
mungen über  das  Mandat  geregelt. 


Abschnitt  XL 
Klagen    und    Verjährungen. 

47.  Jeder  Aktionär  kann  individuell  oder  in  Gemeinschaft  mit  den 
andern  jede  Klage  gegen  die  Geschäftsführung  der  Gesellschaft  wegen  der 
Handlungen  anstellen,  wegen  welcher  er  dieselbe  verantwortlich  erachtet 

48.  Alle  Klagen  zur  Verificirung  der  civilrechtlichen  Verantwortlich- 
keit, welche  die  Gründer  oder  die  Bevollmächtigten  einer  anonymen  Gesell- 
schaft auf  sich  genommen  haben,  mögen  dieselben  von  Dritten  oder  von 
den  Gesellschaftern  oder  von  der  Gesellschaft  erhoben  werden,  verjähren  in 
dem  Zeitraum  von  5  Jahren,  von  dem  Datum  der  Publikation  oder  der  Nach- 
richt, welche  das  Fundament  der  Klage  bildet,  an  gerechnet. 

§  L  Ebenso  verjähren  alle  Klagen  gegen  die  Liquidatoren  im  Zeit- 
raum von  5  Jahren  von  der  Beendigung  und  Publikation  der  Liquidation  an 
gerechnet. 

§  2.     Die  Klagen,  welche  die  Aktionäre  einer    anonymen  Gesellschaft 

Segen  die  Mandatare  oder  Liquidatoren  in  dem  Falle  erheben  wollen,  dass 
ie  Generalversammlung  die  Akte  der  Geschäftsführung  oder  Liquidation 
genehmigt  hat,  verjähren  am  Ende  eines  halben  Jahres,  von  der  durch  die 
Generalversammlung  ohne  Vorbehalt  abgegebenen  Genehmigung  an  ge- 
rechnet. 
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Abschnitt  XII. 
Nichtigkeiten    und    Strafbestimmungen. 

49.  Nichtig  sind  alle  Verträge  anonymer  Gesellschaften,  welche  unter 
Verletzung  der  Art  3  und  4  des  vorliegenden  Gesetzes  geschlossen  worden 
sind,  und  jede  Negocirung  von  Aktien,  welche  in  Kontravention  gegen  Art.  9 
geschehen  ist 

Einziger  §.  Die  Nichtigkeit  kann  niemals  gegen  Dritte  geltend  gemacht 
werden;  gegen  letztere  bleiben  alle  diejenigen,  welche  die  Bestimmungen 
der  angefuihrten  Artikel  verletzt  haben,  persönlich  und  solidarisch  verhaftet. 

50.  Alle  anonymen  Gesellschaften^  welche  bei  ihren  Akten  und  Be- 
schlüssen die  Vorschriften  des  vorliegenden  Gesetzes  und  die  Bestimmungen 
ihrer  Statuten  zu  erfüllen  unterlassen,  verlieren  die  Prärogative  der  be- 
schränkten Verantwortlichkeit,  und  alle  diejenigen,  welche  sich  an  dergleichen 
Akte  oder  Beschlüssen  betheiligen,  sind  för  deren  Folgen  solidarisch  haftbar. 

51.  Mit  einer  Geldstrafe  von  60  «  000  bis  500  *  000  Reis  sind  alle 
diejenigen  zu  bestrafen,  welche  sich  in  einer  Generalversammlung  als  Eigen- 
thümer  von  Aktien,  die  ihnen  nicht  gehören,  vorstellen  und  mitstimmen, 
sowie  alle  die,  welche  ihre  Aktien  verwendet  haben,  um  die  Konstituirung 
einer  Generalversammlung  zu  fälschen. 

52.  Nach  Massgabe  des  Artikels  451  des  Handelsgesetzbuches  sind 
alle  diejenigen  zu  bestrafen,  welche,  durch  Vorspiegelung  der  Existenz  einer 
anonymen  Gesellschaft,  der  Zeichnung  von  Aktien,  Zahlungen  auf  Rechnung 
oder  durch  Anwendung  anderer  betrügerischer  Mittel,  wirkliche  Zeichnungen, 
die  Verabfolgung  von  Geld,  Titeln  oder  anderen  Gütern  oder  Werthen  irgend 
welcher  Art  sich  zu  verschaffen  suchen  oder  sich  wirklich  verschaffen. 

Einziger  §.  In  derselben  Weise  sind  alle  diejenigen  zu  bestrafen, 
welche  die  Inventarien  oder  die  Bilanzen  fälschen,  die  Aufstellung  derselben 
unterlassen,  um  Dividenden  von  nicht  existirenden  Gewinnen  vorzuspiegeln 
oder  zu  vertheilen,  oder  zu  sonst  einem  Zwecke. 

Abschnitt  XIU. 
Von    den   ausländischen    anonymen   Gesellschaften. 

53.  Die  anonymen  Gesellschaften,  welche  im  Auslande  in  gültiger 
Weise  errichtet  oder  domicilirt  sind,  können  nur  dann  rechtliche  Existenz  in 
Portugal  haben  und,  sei  es  direkt  oder  durch  Intervention  von  Succursalen 
oder  Bevollmächtigten,  Geschäfte  beginnen,  wenn  sie  nachweisen : 

1.  dass  sie   m    ihrem    betreffenden  Lande    in  Funktion    sind    und  den 
eigenen    und    besonderen  Gesetzen   jenes  Landes  gemäss  konstituirt 
und  in  voller  Geschäftsbethätigung  sind; 
2.  dass  ihr  Zweck    oder  Gegenstand  nicht  den    öffentlichen  Interessen 
zuwiderläuft. 

§  1.  Die  Gesellschaften,  auf  welche  sich  dieser  Artikel  bezieht,  sind 
verpflichtet: 

1.  durch  eine  Akte,  welche  dieselbe  Gültigkeit  wie  die  Statuten  haben 
muss,  zu  erklären,  dass  sie  sich  den  Portugiesischen  Gesetzen  und 
Gerichten  in  allen  Streitigkeiten,  welche  durch  in  Portugal  effek- 
tuirte     Transaktionen    oder    Geschäfte    herrühren,     bei    denen    sie 
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Kläger  oder  Verklagte  sind,  unterwerfen,  eben  so  wie  bei  allen 
Akten,  welche  durch  die  Civil-,  Handels-,  Verwaltangs-  oder  fiskali-» 
sehen  Gesetze  geregelt  werden; 

2.  in  gleicher  Weise  zu  erklären,  dass  sämmtliche  Personen,  welche 
Ton  den  genannten  Oesellschafien  mit  der  Geschäftsleitong  in  Portugal 
betraut  werden,  als  Mandatare  die  Eigenschaft  als  legitimirte  Vertreter 
jener  Gesellschaften  für  alle  gerichtlichen  und  ausser^richtlichen 
Akte  desselben  haben;  dazu  müssen  sie  ausdrücklich  nut  denselben 
Vollmachten  und  Befugnissen  wie  die  Direktoren,  Geranten  oder  Ver- 
walter jener  Gesellschaften  versehen  werden ; 

3.  die  betreffenden  Policen  und  deren  Abschlüsse  in  Portugiesischer 
Sprache  zu  schreiben,  ebenso  wie  die  Erklärungen,  durdi  welche 
irgend  eine  der  Bestimmungen  der  nämlichen  Verträge  geändert 
werden  konnte,  sofern  sich  diese  Gesellschafben  der  AbscUiessung 
von  See-,  Land-  oder  Lebensversicherungen  gewidmet  haben. 

§  2.  Die  VerificiruDg  der  flrfdUung  der  in  diesem  Artikel  geforderten 
Bedingungen  erfolgt  im  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten,  Handel  und 
Gewerbe,  und  keine  der  Gesellschaften,  auf  welche  derselbe  sich  bezieht, 
darf  in  Portugal  funktioniren ,  wenn  nicht  eine  solche  Verificirung  voran- 
gegangen ist. 

§  3.  Diese  nämlichen  Gesellschaften  sind  verpflichtet,  alle  Geschäfte 
einzustellen,  welche  mit  irgend  einem  Privileg,  welches  die  Regierung  zu  er- 
richten oder  zu  verleihen  fiir  angemessen  erachtet,  in  Widersprucn  steht, 
und  zwar  sechs  Monate  nach  dieser  Errichtung  oder  Verleihung. 

54.  Nachdem  die  Gesellschaften,  auf  welche  sich  der  vorhergehende 
Artikel  bezieht,  ordnungsmässig  geuefamigt  sind,  müssen  sie  im  Verhältniss 
zu  den  Geschäften,  welche  sie  in  Portugal  effektuiren,  sich  allen  den 
Abgaben  und  Steuern,  zu  welchen  die  Portugiesischen  Gesellschaften  der- 
selben Art  verpflichtet,  und  der  Erfüllung  aller  Bedingungen  der  Publicität, 
zu  welchen  nach  dem  vorliegenden  Gesetze  auch  die  Portugiesischen  Ge- 
sellschaften  verpflichtet  sind,  unterwerfen. 

66.  Die  Bestimmungen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  sind  auch 
auf  die  ausländischen  anonymen  Gesellschaften  anzuwenden,  welche  direkt 
oder  durch  Vermittlung  eines  Succursalen  oder  Bevollmächtigten  augen- 
blicklich in  Portugal  funktioniren. 

Einziger  §.  Diese  Gesellschaften  sind  verpflichtet,  ihre  Thätigkeit  in 
Portugal  l^i  Reformirung  und  Publikation  ihrer  Statuten  oder  Reglements 
in  Uebereinstimmung  mit  den  Vorschriften  der  Artikel  dieses  Abschnittes  zu 
bringen,  und  zwar  innerhalb  sechs  Monaten,  von  der  Publikation  dieses 
Gesetzes  au  gerechnet,  bei  Strafe  ipso  jure  ihre  rechtliche  Legitimität  in 
Portugal  hinsichtlich  aller  gesetzlichen  folgen  einzubüssen. 

66.  Von  den  Bestimmungen  der  vorhergehenden  Artikel  sind  die  fremden 
Schifffahrtsgesellschaften  oder  -Kompagnien  ausgenommen,  welche  zum  Zweck 
der  Expedition  der  auf  den  Dienst  ihrer  Schiffe  an  den  Skalaplätzen  be- 
züglichen Geschäfte  in  den  Häfen  dieses  Königreichs  und  seiner  Besitzungen 
Agenturen  unterhalten. 

Abschnitt  XIV. 
Besondere    Bestimmungen. 


ezistiren 


57.     Die  Portugiesischen  anonymen  Gesellschaften,  welche  gegenwärtig 
iren,    sowie  diejenigen,    welche  durch  ein  besonderes  Gesetz  genehmigt 
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worden  sind,  werden  in  Allem,  was  nicht  den  Bestimmangen  des  vorliegenden 
Oesetzes  zuwiderläuft,  nach  ihren  Statuten  während  der  Dauer  ihres  Bestehens 
weiter  verwaltet. 

§  1.  Wenn  jedoch  eine  der  obigen  Gesellschaften  eine  Reform  ihrer 
Statuten  vornehmen  will,  so  kann  sie  dies  thun,  muss  sich  aber  bei  ihrer 
neuen  Organisation  den  Bestimmungen  der  Artikel  des  vorliegenden  Ge- 
setzes unterwerfen. 

§  2.  Die  Portugiesischen  anonymen  Gesellschaften  unterliegen  der 
Bestimmung  des  §  3  des  Art.  53  dieses  Gesetzes. 

58.  Die  Regierung  darf  nicht  mittelst  eines  Yerwaltungsaktes  die 
Thätigkeit  einer  anonymen  Gesellschaft,  welche  sich  vor  oder  nach  der 
Publikation  dieses  Gesetzes  rechtmässig  konstituirt  hat,  cessiren  lassen. 

Einziger  ^.  Jedoch  kann  die  Regierung  durch  Yermittelung  des  öffent- 
lichen Ministenums  die  Auflösung  der  Gesellschaften ,  welche  im  Wider- 
spruch mit  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  funktioniren  oder  errichtet 
iverden,  bei  den  zuständigen  Handelsgerichten  beantragen. 

59.  Die  gesammte  entgegenstehende  Gesetzgebung  wird  aufgehoben. 
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JJas  im  Juni  1840  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Januar  1841  für  die  Walache  i 
publicirte,  auf  der  Grundlage  des  Französischen  Code  beruhende 

Handelsgesetzbuch 

ist  durch  Gesetz  vom  7^  Dezember,  publ.  am  10.  Dezember  1863,  auf  ganz 
Rumänien^)  ausgedehnt  worden. 
Dasselbe  lautet: 


Buch  L 

Von   dem   Handel   im   Allgemeinen. 

TITEL  I. 
Von  den  Kanfleuten. 

Art.  1.  Kaufleute  sind  diejenigen,  welche  Handelsgeschäfte  treiben 
und  daraus  ihr  gewöhnliches  Gewerbe  machten. 

2.  Der  Minderjährige  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts,  der 
nach  Landesgesetz  Altersaispens  (Venia  aetatis)  erlangt  hat,  und  der  das 
21.*)  Jahr  vollendet  hat,  kann  weder  Handel  treiben,  noch  werden  seine 
Handelsgeschäfte  als  gesetzlich  betrachtet: 

1.  wenn  er  keine  schriftliche  Ermächtigung  von  seinem  Vater  hat,  oder 
(sollte  sein  Vater  verstorben,  oder  unter  Vormundschaft  gestellt, 
oder  in  andern  Ländern  abwesend  sein)  von  seiner  Mutter,  als  dem 
natürlichen  Vormund,  oder  (wenn  er  weder  Vater  noch  Mutter  hat) 
von  den  Vormündern  —  welche  Ermächtigung  vom  Civilgerichte 
des  Ortes  bestätigt  sein  muss; 

2.  wenn  die  obengenannte  Ermächtigung  nicht  in  dem  Register  des 
Handelsgerichts    oder,    wenn    kein    solches   Gericht    vorhanden    ist, 


^)  UDabhängigkeitserklänmg  vom   10./22.  Mai  1877,  anerkatnt  auf  dem  Berliner 
Eongress  am  1./13.  Juli  1878.    Königreich  seit  dem  14./26.  März  1881. 

*)  Hier  liegt  wohl  ein  Irrthum  des  Gesetzes  vor,  da  nach  dem  Rumänischen  Recht 
die  Majorennität  mit  dem  31.  Jahre  erreidit  wird. 

24* 
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im   Register  des  Ortsgericlits ,  wo  der  Mindenahriffe  seinen  Wohn- 
sitz nehmen  will,  eingetragen  und  an  dessen   Wänden  öffentlich  an- 
geschlagen ist. 
3-    Der  Minderjährige,  welcher  zwar  kein  Kaufmann  ist,   aber  die  im 
Art.  309^)  des  organischen  Reglements  bezeichneten  Handelsgeschäfte  betreibt, 
ist  den  im  Art.  2  enthaltenen  Bestimmungen  unterworfen. 

4.  Die  minderjährigen  Eaufleute  können,  auch  wenn  sie  die  im  Art.  2 
geforderte  Ermächtigung  haben,  dennoch  weder  verhypotheciren  (d.  h.  Im- 
mobilien verpfönden),  noch  ihr  Immobiliarvermögen  veräussern,  ohne  Er- 
mächtigung des  Gerichts,  welches  zuvor  zu  untersuchen  hat,  ob  dies  zum 
offenbaren  Nutzen  ihres  Geschäfts  gereicht.*) 

5.  Die  Ehefrau  kann  nicht  Handel  treiben,  wenn  sie  kein  Parapher- 
nalvermögen  besitzt;  diejenige,  welche  solches  besitzt,  kann  Handel  treiben, 

1'edoch  nur  mit  schriftlicher,  vom    Bezirksgericht  bestätigter  Erlaubniss  des 
Shemannes. 

6.  Wenn  die  Ehefrau,  welche  kein  Paraphernalvermögen  besitzt,  mit 
Erlaubniss  des  Ehemannes  auf  die  oben  erwähnte  Art  Handel  treibt,  so  wird  dies 
dahin  verstanden,  dass  sie  auf  seine  Rechnung  Handel  treibt,  und  sie  ver- 
pflichtet dann  sein  Vermögen,  das  ihrige  aber  bleibt  unberührt  und  unverändert. 

TITEL  IL 
Von  den  Handelsbüchem. 

7.  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  ein  Journal  zu  führen,  welches 
durstellt,  Tag  für  Tag,  seine  Forderungen  und  Schulden,  seine  Handels- 
operationen, seine  Negociationen,  die  Acceptationen  und  Indossirungen  von 
Wechseln,  und  überhaupt  Alles,  was  er  unter  irgend  welcher  Benennung 
empfängt  oder  zahlt,  —  und  welches  Monat  für  Monat  die  für  die  Ausgaben 
seines  Hausstandes  vei wendeten  Summen  angiebt;  dies  Journal  wird  aber 
unabhängig  geführt  von  den  sonstigen  Büchern,  welche  im  Handel  ge- 
bräuchlicn,  jedoch  nicht  unumgänglich  erforderlich  sind.  Er  ist  verpflichtet, 
die  Briefe,  die  er  empfangt,  nach  Ordnung  der  Daten  aufzubewahren,  und 
diejenigen  zu  kopiren,  die  er  absendet.  Aber  die  Kaufleute,  welche  mit 
Wechseln  keinen  Handel  treiben  oder  keinen  ausgedehnten  Handel  haben 
und  nicht  im  Stande  sind,  eine  doppelte  Buchführung  zu  halten,  sind  ver- 
pflichtet, ein  reines  vom  Gericht  paraphirtes  Buch  zu  führen,  in  welches  sie 
Tag  für  Tag  alle  ihre  Ausgaben  und  Einnahmen  unter  irgend  welcher  Be- 
nennung eintragen. 

8.  Er  ist  verpflichtet,  jedes  Jahr  über  sein  Mobiliar-  und  Immobiliar- 
vermögen, seine  Forderungen  und  Schulden  ein  Inventar  unter  Privatunter- 
schrift aufzunehmen  und  es  Jahr  für  Jahr  in  ein  hierzu  bestimmtes  be- 
sonderes Buch  zu  kopiren. 

1)  Es  dürfte  wohl  Art.  306  gemeint  sein.    Letzterer  lautet: 

Art.  806.    Die  Handelsgerichte  sollen  in  alleu  Klagen,  welche  aus  Handels- 
akten herrühren,  entscheiden.    Als  Handelsakte  werden  erachtet: 

1.  der  Ankauf  von  Vüctualien  und  Waaren,   um  sie  wieder  in  verkaufen 
oder  zu  vermiethen,   entweder  im  unverarbeiteten  Zustande  oder  nach- 
dem sie  verarbeitet  und  für  den  Gebrauch  zweckgemäss  hergestellt  sind; 
2.  jede  Unternehmung  von  Fabriken,  Eonunissionen,  Transporten  in  Wasser 

und  zu  Lande; 
S.  jede  Spedition  von  Waaren  irgend  welcher  Art; 

4.  alle  Transaktionen  zwischen   Bankiers,  Eaufleuten   und  Standkr&ircm, 
sowie  alle  aus  Wechseln  herrtthrende  Verbindlichkeiten. 
3)  Vgl.  Art  401  des  Oivilgesetzbuchs. 
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9.  Das  Journal  und  das  Inventarienbuch  müssen  vom  Orisf^ericbt 
auf  allen  Blättern  numerirt,  paraphirt  und  visirt  sein  und  ausserdem  am  Schlüsse 
jedes  Jahres  zum  Abschluss  dem  Gericht  vorgelegt  werden.  Das  Gericht 
ist  verpflichtet,  sobald  demselben  diese  Bücher  überreicht  werden,  ohne 
jeden  Verzug  am  Ende  der  beschriebenen  Blätter  folgende  Worte  mit 
Unterschrift   der    Richter    einzutragen:    „Es    wurde   vorgezeigt  das  Journal 

oder    das  Inventarienbuch    für    dieses    bestimmte  Jahr,  heute  den 

im  Jahre  .  .  .  und  ist  durch  unsere  Unterschrift  und  das  richterliche  Siegel 
bestätigt."  Diese  Bestätigung  ist  kostenfrei  zu  ertheilen.  Wenn  es  sich 
ereignen  sollte,  dass  der  Kaufmann  nicht  seine  Bücher  bis  zum  Schluss 
des  Jahres  beendigen  kann,  so  ist  ihm  noch  eine  Frist  von  drei  Monaten 
des  folgenden  Jahres  zu  gewähren,  im  Laufe  welcher  Frist  er  unumgänglich 
verpflicntet  ist,  dieselben  zur  Bestätigung  vorzulegen.  Die  Eintragung  in 
diese  Bücher  erfolgt  nach  der  Ordnung  des  Datums,  ohne  leere  Zwischen- 
räume und  ohne  Beischreibungen  am  Rande. 

10.  Die  Eaufleute  sind  gehalten,  diese  Bücher  10  Jahre  lang  auf- 
zubewahren.*) 

11.  Das  Gericht  kann  die  regelmässig  geführten  Handelsbüeher  als 
Beweismittel  in  Handelsakten  und  -Sachen  zulassen. 

12.  Die  Bücher,  die  die  Eaufleute  zu  führen  verbunden  sind,  und  in 
welchen  die  oben  bezeichnete  Ordnung  nicht  beobachtet  wurde,  können 
weder  vorgelegt  werden,  noch  vor  Gericht  einen  Beweis  liefern  zum  Vor- 
theile  derjenigen,  welche  sie  geführt  haben,  unbeschadet,  was  im  Buche  von 
den  Fallimenten  und  Bankrotten  bestimmt  werden  wird. 

13.  Das  Gericht  kann  die  Mittheilung  des  Journals  und  der  lu- 
ven tarienbücher  anordnen,  aber  nur  bei  Erbschafts-  und  Gesellschafts- 
theilungssachen  und  bei  Fallimentsereignissen. 

14«  Im  Laufe  eines  Rechtsstreites  kann  der  Richter  auf  Verlangen 
der  interessirten  Partei  oder  selbst  von  Amtswegen  die  Vorlegung  der  Bücher 
anordnen,  damit  aus  denselben  dasjenige  ausgezogen  werde,  was  den  Streit- 
punkt betrifiPt. 

15.  Falls  die  Bücher,  deren  Vorlegung  vor  Gericht  angeboten,  verlangt 
oder  angeordnet  wird,  sich  an  Orten  befinden,  welche  von  dem  mit  der  Sache 
be&ssten  Gerichte  entfernt  liegen,  so  kann  das  Gericht  das  Ortsgericht 
schriftlich  ersuchen,  Einsicht  davon  zu  nehmen;  über  den  Inhalt  ein  Protokoll 
aufzunehmen  und  an  das  mit  der  Sache  befasste  Gericht  einzusenden. 

16.  Falls  eine  Partei  sich  erbietet,  den  Büchern  der  anderen  Glauben 
zu  schenken  und  diese  sich  weigert,  dieselben  vorzulegen,  so  kann  das 
Gericht  der  Partei,  die  das  Anerbieten  gestellt  hat,  den  Eid  auferlegen. 

TITEL  in. 
Von  den  Gesellschaften. 

Abschnitt  l. 

Von  den  verschiedenen  Arten  der  Gesellschaften  und 
den    sie   betreffenden   Vorschriften. 

17.  Der  Gesellschaftsvertrag  wird  nach  dem  Civilrechte,  nach  den 
besonderen  Vorschriften  für  den  Handel  und  nach  den  gesellschaftlichen 
Vereinbarungen  der  Parteien  beurtheilt. 

^)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmungen  anderer  L&nder  cur.  oben  Note  1,  S.  158. 
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18.  Das  Gesetz  erkennt  drei  Arten  von  Handelsgesellschaften  an, 
nämlich  die  Gesellschaft  unter  einem  Eollektivnamen  (offene  Gesell- 
schaft), die  Kommanditgesellschaft  und  die  anonyme  Gesellschaft. 

19.  Die  Gesellschaft  unter  einem  Kollektivnamen  ist  diejenige,  welche 
zwei  oder  mehrere  Personen  durch  Vertrag  eingehen,  mit  dem  direkten 
Zweck,  Handel  unter  einer  Gesellschaftsfirma  zu  treiben. 

20.  Die  Firma  kann  keinen  anderen  Namen  enthalten,  als  diejenigen 
der  Gesellschafter. 

21.  Die  in  der  Gesellschaftsurkunde  bezeichneten  Gesellschafter  unter 
einem  Kollektivnamen  haften  solidarisch  für  alle  Verpflichtungen  und  Schulden 
der  Gesellschaft,  wenn  auch  nur  einer  der  Gesellschafter  unterzeichnet  hat, 
vorausgesetzt  nur,  dass  dieses  unter  der  Gesellschaftsfirma  geschehen  ist. 

22.  Die  Kommanditgesellschaft  wird  zwischen  einem  oder 
mehreren  gleich  verantwortlichen  und  solidarisch  haftbaren  Gesellschaftern 
und  einem  oder  mehreren  Gesellschaftern  geschlossen,  die  nur  Kapital  einlegen, 
und  welche  Kommanditisten  oder  Kommanditgesellschafter  genannt  werden. 
Sie  wird  unter  einem  Gesellschafbsnamen  geführt,  welcher  nothwendig  der- 
jenige eines  oder  mehrerer  der  verantwortlichen  und  solidarisch  haftbaren 
Gesellschafter  sein  muss. 

23.  Wenn  mehrere  solidarisch  haftbare  und  namentlich  bezeichnete  Ge- 
sellschafter vorhanden  sind,  mögen  diese  zusammen  oder  einer  oder  mehrere 
für  alle  die  Geschäfte  führen,  so  ist  die  Gesellschaft  zugleich  Gesellschaft 
unter  einem  Kollektivnamen  in  Hinsicht  jener,  und  Kommanditgesellschaft 
in  Hinsicht  derjenigen,  die  nur  Kapital  einlegen. 

24.  Der  Name  eines  Kommanditisten  darf  keinen  Theil  der  Gesellschafts- 
firma bilden. 

25.  Den  Kommanditisten  können  Verluste  nur  bis  zum  Betrage  des 
Kapitals  treffen,  welches  er  in  die  Gesellschaft  eingelegt  hat  oder  einzulegen 
verpflichtet  war. 

26.  Der  Kommanditist  darf  weder  einen  Akt  der  Geschäftsführung 
vornehmen,  noch  in  Geschäften  der  Gesellschaft  verwendet  werden^  selbst 
nicht  vermöge  einer  Vollmacht. 

27.  Der  Kommanditist  ist  im  Falle  des  Zuwiderhandelns  gegen  den 
vorhergehenden  Artikel  für  alle  Schulden  und  Verbindlichkeiten  der  Gesell- 
schaft in  Uebereinstimmung  und  im  Verhältniss  wie  die  Gesellschafter  unter 
einem  Kollektivnamen  solidarisch  vorhaftet. 

28.  Die  anonyme  Gesellschaft  (Namenlose  Gesellschaft)  besteht 
nicht  unter  einem  Gesellschaftsnamen,  d.  h.  sie  wird  durch  den  Namen 
keines  der  Gesellschafter  bezeichnet. 

29.  Die  Art  der  Unternehmung  bestimmt  auch  die  Art  ihrer  Benennung. 

30.  Sie  wird  durch  Bevollmächtigte  verwaltet,  die  auf  Zeit  und  Wider- 
ruf ernannt  werden,  Gesellschafter  oder  Nichtgesellschafter,  besoldet  oder 
unbesoldet  sind.  * 

31.  Diese  Verwalter  sind  nur  für  die  Erfüllung  der  ihnen  in  Fol^e 
des  erhaltenen  Auftrages  auferlegten  Obliegenheiten  verantwortlich,  sie 
gehen  durch  ihre  Geschäftsführung  keine  persönlichen  oder  solidarischen 
Verpflichtungen  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  ein. 

32.  Die  Gesellschafter  der  anonymen  Gesellschaft  sind  bei  Verlust 
jeder  nur  bis  zu  der  Summe,  welche  sie  in  die  Gesellschaft  eingelegt  haben, 
haftbar. 

33.  Das  Kapita]  der  anonymen  Gesellschaft  wird  in  Aktien  oder  auch 
in  Aktientheile  von  gleichem  Werthe  zerlegt. 
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34  Eine  Aktie  kann  in  Form  eines  auf  den  Inhaber  lautenden  Titels 
abgefftsst  werden;  in  diesem  Falle  erfolgt  die  Cession  nur  durch  die  üeber- 
gabe  des  Titels  von  Hand  zu  Hand. 

35.  Das  Eigenthum  an  den  Aktien  kann  durch  eine  Eintragung 
in  die  Bücher  der  GesellschaA;  festgestellt  werden;  in  diesem  Falle  wird 
die  Uebertragung  des  Eigetithums  durch  eine  förmliche  Eintragung  der  Ver- 
äussernng  in  die  erwähnten  Bücher  mit  Unterschrift  des  Verfiusserers  der 
Aktie  selbst  oder  seines  Bevollmächtigten  bewirkt. 

36.  Eine  anonyme  Gesellschaft  kann  nur  mit  Erlaubniss  des  Souverains 
und  förmlicher  Genehmigung  der  Q^sellschaftsurkunde  errichtet  werden.*) 

37.  Auch  das  Kapital  einer  Kommanditgesellschaft  kann  in  Aktien 
getheilt  werden,  jedoch  unbeschadet  der  für  die  Kommanditgesellschaft  auf- 
gestellten Vorschriften. 

38.  Sowohl  die  Gesellschaften  unter  einem  Kollektiynamen  als  auch 
die  Kommanditgesellschaften  müssen  unbedingt  errichtet  werden  durch  eine 
vom  Gericht  beglaubigte  Urkunde  oder  durch  Urkunden  unter  Privatunter- 
schrift ;  aber  in  diesem  letzteren  Falle  sind  so  viele  Exemplare  anzufertigen, 
als  Gesellschafter  sind,  damit  jeder  eines  erhalte. 

39.  Anonyme  Gesellschaften  können  nur  durch  öffentliche  Urkunden 
errichtet  werden,  gemäss  den  Bestimmungen  der  Art.  36  und  44.*) 

40.  Kein  Beweis  durch  Zeugen  kann  gegen  den  Inhalt  einer  Gesell- 
schaftsurkunde oder  ausser  demselben  zugelassen  werden;  auch  nicht  über 
das,  was  als  vor,  bei  oder  nach  der  Aufnahme  der  Urkunde  gesprochen  an- 
geführt wird. 

41.  Der  Auszug  der  Urkunden  über  Gesellschaften  unter  einem 
Kollektivnamen  und  derjenige  über  Kommanditgesellschaften  muss  binnen 
15  Tagen  nach  deren  Datum  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Ortsgerichts, 
wo  das  Gesellschaftsetablissement  errichtet  ist,  übergeben  werden,  damit 
derselbe  in  das  Register  eingetragen  werde  und  während  dreier  Monate  in 
dem  Audienzsaale  angeschlagen  bleibe;  derselbe  ist  auch  durch  das  Amtsblatt  zu 
veröffentlichen.  —  Hat  die  Gesellschaft  mehrere  in  verschiedenen  Bezirken 
gelegene  Etablissements,  so  erfolgt  die  Uebergabe,  die  Eintragung  und  der 
Anschlag  dieses  Auszuges  bei  dem  Gericht  eines  jeden  Bezirkes.  Wenn 
eine  dieser  Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  wird,  sind  alle  gesellschaftlichen 
Akte  nichtig  und  von  keinem  Nutzen  für  die  Betheiligten;  aber  die  Gesell- 
schafter können  Dritten  den  Mangel  irgend  eine  jener  Förmlichkeiten  nicht 
entgegensetzen. 

42.  Der  Auszug  muss  enthalten:  die  Vor-  und  Zunamen,  das  Ge- 
werbe und  den  Wohnort  der  Gesellschafter,  die  nicht  Aktionäre  oder 
Kommanditisten  sind ;  die  Firma  der  Gesellschaft;  die  Bezeichnung  derjenigen 
Gesellschafter,  welche  ermächtigt  sind,  die  Geschäfte  zu  führen,  zu  ver- 
walten und  für  die  Gesellschaft  zu  unterzeichnen;  den  Betrag  der  in  Aktien 
oder  als  Kommanditkapital  eingeschossenen  oder  einzuschiessenden  Summen; 
den  Zeitpunkt,  von  dem  die  Gesellschaft  anfangen,  und  denjenigen,  an 
welchem  sie  endigen  soll. 

43.  Der  Auszug  der  Gesellschafbsurkunden  wird,  wenn  diese  durch 
öffentlichen  Akt  ausgestellt  sind,  von  dem  Gericht  des  Ortes,  und  wenn  sie 
Urkunden  unter  Privatunterschrift  sind,  von  den  Gesellschaftern  unterzeichnet, 

')  Hierzu  Reglement,  betreffend  die  anonymen  Gesellschaften,  vom  ^~L  ,         1868, 

promnJgirt  am  6./18.  Febr.  1868. 
*)  Vgl.  Note  zu  Art.  86. 
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18.  Das  Gesetz  erkennt  drei  Arten  von  Handelsgesellschaften  an, 
nämlich  die  Gesellschaft  unter  einem  EoUektivnamen  (offene  Gesell- 
schaft), die  Kommanditgesellschaft  und  die  anonyme  Gesellschaft. 

19.  Die  Gesellschaft  unter  einem  Kollektivnamen  ist  diejenige,  welche 
zwei  oder  mehrere  Personen  durch  Vertrag  eingehen,  mit  dem  direkten 
Zweck,  Handel  unter  einer  Gesellschaftsfirma  zu  treiben. 

20.  Die  Firma  kann  keinen  anderen  Namen  enthalten,  als  diejenigen 
der  Gesellschafter. 

21.  Die  in  der  Gesellschaftsurkunde  bezeichneten  Gesellschafter  unter 
einem  Kollektivnamen  haften  solidarisch  für  alle  Verpflichtungen  und  Schulden 
der  Gesellschaft,  wenn  auch  nur  einer  der  Gesellschafter  unterzeichnet  hat, 
vorausgesetzt  nur,  dass  dieses  unter  der  Gesellschaftsfirma  geschehen  ist. 

22.  Die  Kommanditgesellschaft  wird  zwischen  einem  oder 
mehreren  gleich  verantwortlichen  und  solidarisch  haftbaren  Gesellschaftern 
und  einem  oder  mehreren  Gesellschaftern  geschlossen,  die  nur  Kapital  einlegen, 
und  welche  Kommanditisten  oder  Kommanditgesellschafter  genannt  werden. 
Sie  wird  unter  einem  Gesellschaftsnamen  geführt,  welcher  nothwendig  der- 
jenige eines  oder  mehrerer  der  verantwortlichen  und  solidarisch  haftbaren 
Gesellschafter  sein  muss. 

23.  Wenn  mehrere  solidarisch  haftbare  und  namentlich  bezeichnete  Ge- 
sellschafter vorhanden  sind,  mögen  diese  zusammen  oder  einer  oder  mehrere 
für  alle  die  Geschäfte  führen,  so  ist  die  Gesellschaft  zugleich  Gesellschaft 
unter  einem  Kollektivnamen  in  Hinsicht  jener,  und  Kommanditgesellschaft 
in  Hinsicht  derjenigen,  die  nur  Kapital  einlegen. 

24.  Der  Name  eines  Kommanditisten  darf  keinen  Theil  der  Gesellschafts- 
firma bilden. 

25.  Den  Kommanditisten  können  Verluste  nur  bis  zum  Betrage  des 
Kapitals  treffen,  welches  er  in  die  Gesellschaft  eingelegt  hat  oder  einzulegen 
verpflichtet  war. 

26.  Der  Kommanditist  darf  weder  einen  Akt  der  Geschäftsführung 
vornehmen,  noch  in  Geschäften  der  Gesellschaft  verwendet  werden^  selbst 
nicht  vermöge  einer  Vollmacht. 

27.  Der  Kommanditist  ist  im  Falle  des  Zuwiderhandelns  gegen  den 
vorhergehenden  Artikel  für  alle  Schulden  und  Verbindlichkeiten  der  Gesell- 
schaft in  Uebereinstimmung  und  im  Verhältniss  wie  die  Gesellschafter  unter 
einem  Kollektivnamen  solidarisch  verhaftet. 

28.  Die  anonyme  Gesellschaft  (Namenlose  Gesellschaft)  besteht 
nicht  unter  einem  Gesellschaftsnamen,  d.  h.  sie  wird  durch  den  Namen 
keines  der  Gesellschafter  bezeichnet. 

29.  Die  Art  der  Unternehmung  bestimmt  auch  die  Art  ihrer  Benennung. 

30.  Sie  wird  durch  BevoUmäclitigte  verwaltet,  die  auf  Zeit  und  Wider- 
ruf ernannt  werden,  Gesellschafter  oder  Nichtgesellschafter,  besoldet  oder 
unbesoldet  sind.  * 

31.  Diese  Verwalter  sind  nur  für  die  Erfüllung  der  ihnen  in  Folge 
des  erhaltenen  Auftrages  auferlegten  Obliegenheiten  verantwortlich,  sie 
gehen  durch  ihre  Geschäft;sführung  keine  persönlichen  oder  solidarischen 
Verpflichtungen  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  ein. 

32.  Die  Gesellschafter  der  anonymen  Gesellschaft  sind  bei  Verlust 
jeder  nur  bis  zu  der  Summe,  welche  sie  in  die  Gesellschaft  eingelegt  haben, 
haftbar. 

33.  Das  Kapita]  der  anonymen  Gesellschaft  wird  in  Aktien  oder  auch 
in  Aktientheile  von  gleichem  Werthe  zerlegt. 
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34  Eine  Aktie  kann  in  Form  eines  auf  den  Inhaber  lautenden  Titels 
abgefEisst  werden ;  in  diesem  Falle  erfolgt  die  Cession  nur  durch  die  üeber- 
gabe  des  Titels  Yon  Hand  zu  Hand. 

35.  Das  Eigenthum  an  den  Aktien  kann  durch  eine  Eintragung 
in  die  Bücher  der  GesellschaA;  festgestellt  werden;  in  diesem  Falle  wird 
die  Uebertragung  des  Eigetithums  durch  eine  förmliche  Eintragung  der  Ver- 
äusserung  in  die  erwähnten  Bücher  mit  Unterschrift  des  Veräusserers  der 
Aktie  selbst  oder  seines  Bevollmächtigten  bewirkt. 

36.  Eine  anonyme  Gesellschaft  kann  nur  mit  Erlaubniss  des  Souverains 
und  förmlicher  Genehmigung  der  G^sellschafts Urkunde  errichtet  werden.*) 

37.  Auch  das  Kapital  einer  Kommanditgesellschaft  kann  in  Aktien 
getheilt  werden,  jedoch  unbeschadet  der  für  die  Kommanditgesellschaft  auf- 
gestellten Vorschriften. 

38.  Sowohl  die  Gesellschaften  unter  einem  KoUektivnamen  als  auch 
die  Kommanditgesellschaften  müssen  unbedingt  errichtet  werden  durch  eine 
vom  Gericht  beglaubigte  Urkunde  oder  durch  Urkunden  unter  Privatunter- 
schrift ;  aber  in  diesem  letzteren  Falle  sind  so  viele  Exemplare  anzufertigen, 
als  Gesellschafter  sind,  damit  jeder  eines  erhalte. 

39.  Anonyme  Gesellschaften  können  nur  durch  öffentliche  Urkunden 
errichtet  werden,  gemäss  den  Bestimmungen  der  Art.  36  und  44.*) 

40.  Kein  Beweis  durch  Zeugen  kann  gegen  den  Inhalt  einer  Gesell- 
schaftsurkunde oder  ausser  demselben  zugelassen  werden;  auch  nicht  über 
das,  was  als  vor,  bei  oder  nach  der  Aufnahme  der  Urkunde  gesprochen  an- 
geführt wird. 

41.  Der  Auszug  der  Urkunden  über  Gesellschaften  unter  einem 
Kollektivnamen  und  derjenige  über  Kommanditgesellschaften  muss  binnen 
15  Tagen  nach  deren  Datum  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Ortsgerichts, 
wo  das  Gesellschaftsetablissement  errichtet  ist,  übergeben  werden,  damit 
derselbe  in  das  Register  eingetragen  werde  und  während  dreier  Monate  in 
dem  Audienzsaale  angeschlagen  bleibe;  derselbe  ist  auch  durch  das  Amtsblatt  zu 
veröffentlichen.  —  Hat  die  Gesellschaft  mehrere  in  verschiedenen  Bezirken 
gelegene  Etablissements,  so  erfolgt  die  Uebergabe,  die  Eintragung  und  der 
Anschlag  dieses  Auszuges  bei  dem  Gericht  eines  jeden  Bezirkes.  Wenn 
eine  dieser  Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  wird,  sind  alle  gesellschaftlichen 
Akte  nichtig  und  von  keinem  Nutzen  für  die  Betheiligten;  aber  die  Gesell- 
schafter können  Dritten  den  Mangel  irgend  eine  jener  Förmlichkeiten  nicht 
entgegensetzen. 

42.  Der  Auszug  muss  enthalten:  die  Vor-  und  Zunamen,  das  Ge- 
werbe und  den  Wohnort  der  Gesellschafter,  die  nicht  Aktionäre  oder 
Kommanditisten  sind ;  die  Firma  der  Gesellschaft;  die  Bezeichnung  derjenigen 
Gesellschafter,  welche  ermächtigt  sind,  die  Geschäfte  zu  führen,  zu  ver- 
walten und  für  die  Gesellschaft  zu  unterzeichnen;  den  Betrag  der  in  Aktien 
oder  als  Kommanditkapital  eingeschossenen  oder  einzuschiessenden  Summen; 
den  Zeitpunkt,  von  dem  die  Gesellschaft  anfangen,  und  denjenigen,  an 
welchem  sie  endigen  soll. 

43.  Der  Auszug  der  Gesellschafbsurkunden  wird,  wenn  diese  durch 
öffentlichen  Akt  ausgestellt  sind,  von  dem  Gericht  des  Ortes,  und  wenn  sie 
Urkunden  unter  Privatunterschrift  sind,  von  den  Gesellschaftern  unterzeichnet, 

*)  Hierzu  Reglement,  betreffend  die  anonymen  Gesellschaften,  vom  iQnE??^^^  1^^» 

promnlgirt  am  6./18.  Febr.  1868. 
*)  Vgl.  Note  zu  Art.  86. 
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und  zwar  von  allen,  wenn  es  eine  Gesellschaft  unter  einem  Kollektivnamen, 
und  von  den  solidarisch  haftbaren  oder  geschaftsführenden  Gesellschaftern, 
wenn  es  eine  Kommanditgesellschaft  ist,  mag  dieselbe  in  Aktien  getheilt 
sein  oder  nicht. 

44.  Die  Kabinetsordre  des  Souverains,  welche  die  anonymen  Gesell- 
schaften bestätigt,  muss  mit  der  Gesellschaftsurkunde  und  die  nämliche 
Zeit  hindurch,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  41,  öffentlich  ange- 
schlagen sein.^) 

45.  Jede  Fortsetzung  der  Gesellschaft  nach  Ablauf  der  für  ihre  Dauer 
bestimmten  Zeit  muss  durch  eine  Erklärung  der  Gesellschafter  beurkundet 
werden.  Diese  Erklärung  und  alle  Urkunaen,  welche  eine  Auflösung  der 
Gesellschaft  vor  Ablauf  der  für  ihre  Dauer  in  der  Errichtungsurkunde  be- 
stimmten Frist  enthalten,  jede  Veränderung  und  jedes  Ausscheiden  von  Ge- 
sellschaftern, alle  neuen  Verabredungen  oder  Klauseln,  jede  Veränderung  an 
der  Gesellschaftsfirma  sind  den  durch  die  Art  41,  42  und  43  vorge- 
schriebenen Förmlichkeiten  unterworfen.  Diejenigen,  welche  diesen  Förm- 
lichkeiten nicht  nachkommen,  sind,  abgesehen  von  der  im  letzten  Absatz 
des  Art.  41  bestimmten  Strafe,  noch  korrektionell  zu  bestrafen,  indem  sie 
das  Recht,  Richter  beim  Handelsgericht  zu  wählen  oder  als  solche  gewählt 
zu  werden,  vor  Gericht  Zeugniss  abzulegen,  verlieren,  oder  zu  einer  Strafe 
von  100 — 3000  Lei*),  zu  Gunsten  der  Arrestantenkasse  zu  zahlen,  verurthcilt 
werden.  Das  kompetente  Gericht  kann  sie  je  nachdem  zu  allen  diesen  Strafen 
zusammen  oder  nur  zu  einer  oder  zu  zwei  derselben  verurtheilen. 

46.  Ausser  den  oben  genannten  drei  Arten  von  Gesellschaften  erkennt 
das  Gesetz  handelsgesellschaftliche  Vereinigungen  auf  gemeinschaftlichen  Ge- 
winn und  Verlust  (auf  Theilhaberschaft)  an. 

47.  Diese  Vereinigungen  beziehen  sich  auf  eine  oder  mehrere  Handels- 
operationen; sie  finden  für  den  Gegenstand  der  Unternehmung,  in  den 
Formen,  mit  den  Antheilen  und  unter  den  Bedingungen  statt,  welche  die 
Theilhaber  vereinbart  haben. 

48.  Gesellschaftliche  Vereinigungen  auf  gemeinschaftlichen  Gewinn 
und  Verlust  können  durch  Vorlegung  der  B&cher,  der  Korrespondenz  oder 
durch  Zeugen  bewiesen  werden,  wenn  das  Gericht  dieses  für  zulässig 
erachtet. 

49.  Die  handelsgesellschaftlichen  Vereinigungen  auf  gemeinschaft- 
lichen Gewinn  und  Verlust  sind  den  für  die  andern  Gesellschaften  vorge- 
schriebenen Förmlichkeiten  nicht  unterworfen. 

Abschnitt  11. 

Von   den  Streitigkeiten   unter   Gesellschaftern   und 
der    Art,    sie   zu   entscheiden. 

50.  Jede  Streitigkeit  unter  Gesellschafbern  und  dui*ch  Veranlassung  der 
Gesellschaft  muss  durch  Schiedsrichter  entschieden  werden.  Das  Schieds- 
gericht wird  bei  solchen  Streitigkeiten  als  Gericht  erster  Instanz  angesehen. 


»)  Vgl.  Note  zu  Art  36. 

^)  Da  das  Handelsgesetzbucli  vor  der  Promulgation  des  Ifünzffesetzes  vom 
Jahre  1867  in  Kraft  sewesen  ist^  ist  hier  die  idte  LandeF münze  im  Weruie  von  1  Len 
=  ca.  25  CS.  zu  verstenen,  so  dass  der  angegebene  Betrag  in  heutiger  Münze  (1  Len 
—  1  Frc.)  25 — 750  Frcs.  ausmachen  würde. 
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51.  Es  findet  Berufung  gegen  das  schiedsrichterliche  Urtheil  an  den 
hohen  Divan^)  oder  an  das  Handelsgericht  statt,  weiin  die  Klage  500  Lei 
Kapital  nicht  übersteigt;  vorausgesetzt,  dass  die  streitigen  Theile  nicht  vor- 
her schriftlich  übereingekommen  sind,  auf  das  Recht  der  A^ppellation  zu 
verzichten. 

52.  Die  Ernennung  der  Schiedsrichter  erfolgt  in  einer  Urkunde  unter 
Unterschrift  der  streitenden  Parteien  und  wird  vom  Richter  bestätigt. 

53.  Die  Frist  för  die  Entscheidung  des  Streites  wird  zugleich  mit 
der  Ernennung  der  Schiedsrichter  von  den  Parteien  bestimmt;  einigen  sie 
sich  über  die  Frist  nicht,  so  wird  dieselbe  vom  Gericht  festgesetzt. 

54.  Wenn  ein  oder  mehrere  Gesellschafter  sich  weigern,  Schiedsrichter 
zu  ernennen,  so  ernennt  sie  das  Gericht  anstatt  dessen  oder  derer,  die  nicht 
ernannt  haben. 

55.  Die  streitenden  Parteien  überreichen  den  Schiedsrichtern  ihre  Schrift- 
stücke und  Anträge  ohne  irgend  eine  gerichtliche  Förmlichkeit. 

56.  Der  Gesellschafter,  welcher  mit  der  Ueberreichung  seiner  Schrift- 
stücke und  Anträge  im  Verzuge  ist,  wird  durch  richterlichen  Befehl  aufge- 
fordert, sie  binnen  10  Tagen  zu  überreichen. 

57.  Die  Schiedsrichter  können  die  Frist  für  die  Beibringung  der  Be- 
weisstücke nach  Erfordern  der  Umstände  verlängern. 

58.  Findet  eine  Erneuerung  der  Frist  zur  Einreichung  der  Schrift- 
stücke nicht  statt,  oder  ist  die  neue  Frist  verstrichen,  so  beurtheilen  die 
Schiedsrichter  den  Fall  lediglich  auf  Grund  der  ihnen  überreichten  Schrift- 
stücke und  Anträge. 

59.  Wenn  die  Schiedsrichter  über  das  Urtheil  nicht  einig  sind  und 
Stimmengleichheit  vorhanden  ist,  so  wählen  sie  selbst  zusammen  einen  Ob- 
mann, ohne  die  Parteien  zu  befragen,  ob  sie  wollen  oder  nicht,  wenn  der- 
selbe nicht  durch  Kompromiss  der  streitenden  Parteien  ernannt  worden  ist. 
Wenn  die  Schiedsrichter  über  die  Wahl  nicht  einig  sind,  so  ernennt  ihn 
das  Gericht. 

60.  Im  schiedsrichterlichen  Urtheil  müssen  präcis  und  klar  die  Gründe 
angegeben  werden,  worauf  dasselbe  sich  stützt.  Das  Urtheil  wird  auf  der 
G^richtsschreiberei  niedergelegt,  das  Urtheil  wird  vollstreckbar  ohne  irgend 
welche  Aenderung  oder  Modifikation,  aber  nach  den  Bestimmungen  des 
Art.  313  des  organischen  Reglements')  wird  es  in  das  Register  eingetragen, 
Kraft  einer  Yer^gung  des  Präsidenten  des  Gerichts,  welcher  gehalten  ist, 
dieselbe  binnen  einer  Frist  von  drei  Tagen  nach  der  Hinterlegung  auf  der 
Gerichtsschreiberei  unbedingt  und   ohne  Vorbehalt  zu  erlassen. 

61.  Den  obigen  Bestimmungen  sind  gleicherweise  unterworfen:  die 
Wittwen,  Erben  oder  Rechtsnachfolger  der  Gesellschafter. 

62.  Sind  bei  einem  Rechtsstreite,  betreffend  eine  Handelsgesellschaft, 
Minderjährige  betheiligt,  so  kann  ihr  Vormund  nicht  auf  die  Befugnisse 
verzichten,  gegen  das  schiedsrichterliche  Urtheil  zu  appelliren. 

63.  Alle  Klagen  gegen  Gesellschafter,  die  nicht  Liquidatoren  sind, 
und  gegen  deren  Wittwen,  Erben  oder  Rechtsnachfolger  verjähren  5  Jahre 
nach  dem  Tode  oder  nach  Auflösung  der  Gesellschaft    —    wenn  die  G^sell- 


^  Das  Appellationsgericht. 

^  Inhalts  dieses  Artikels  sind  die  ürtheile  des  Handelsgerichts  yoUstreckbar, 
nngeacntet  der  eingelegten  Appellation,  jedoch  mnss  die  obsiegende  Partei  in  Gegen- 
wart des  Appellanten  hinreichende  Bürgschait  leisten,  nm  die  Kosten  zu  decken,  welche 
der  unterliegenden  Partei  erwachsen  sind,  falls  das  Appellationsgericht  zn  ihren  Gunsten 
entscheiden  sollte. 
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schaftsarkunde,  welche  deren  Dauer  angiebt,  oder  die  Aoflösungsurkunde  in 
Gemässheit  der  Bestimmungen  der  Art.  41,  42,  43  und  45  öfiPentlich  im 
Gericbtssaal  angeschlagen  und  in  das  Register  eingetragen  ist,  und  wenn 
seit  KrfuUung  dieser  Förmlichkeit  die  Verjährung  in  dieser  Hinsicht  nicht 
durch  irgend  eine  gerichtliche  Verfolgung  unterbrochen  ist. 

TITEL  IV. 

Von  der  Trennung  des  Vermögens  der  Ehefrau  des 

Kaufmannes. 

64.  Niemand'),  sei  es  ein  Eingeborener  oder  Ausländer,  darf  im 
Furstenthum  künftig  Handel  treiben,  der  nicht  zuvor  die  durch  Art.  385  des 
organischen  Reglements  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  erfüllt  hat.*) 

65.  Jeder  Kaufmann,  welcher  heirathet,  ist  verpflichtet,  binnen  3  Mo- 
naten vom  Tage  seiner  Verheirathung  unverzüglich  sowohl  seine  Dotal- 
urkunde  als  auch  das  Verzeichniss  der  Schenkungen  vor  der  Ehe  beim 
Gericht,  Behufs  Eintragung  in  das  Register  des  Gerichts,  gemäss  den  in 
Art.  355  des  organischen  Reglements  getroffenen  Bestimmungen,  vorzulegen. 
Wer  dagegen  handelt,  wird  im  Falle  des  Falliments  als  betrügerischer 
Bankrottirer  bestraft. 

66.  Der  im  Furstenthum  handeltreibende  Ausländer,  welcher  hier 
nicht  geheirathet  hat,  ist  verpflichtet,  wenn  er  seinen  Handel  in  der  Zukunft 
fortsetzen  will,  innerhalb  sechs  Monaten,  vom  Tage  des  Inkrafttretens  dieses 
Gesetzbuches  an  gerechnet,  vor  Gericht  seine  Dotalurkunde  oder  eine  andere 
Urkunde  über  das  Vermögen  seiner  Frau  förmlich  beglaubigt  vorzulegen;  wenn 
er  aber  diese  Urkunden  nicht  im  Original  besitzt,  kann  er  auf  dieselbe  Weise 
beglaubigte  Abschriften  beibringen.  Die  Eintragung  jenes  Dotal-  oder  Ehe- 
vertrages erfolgt  in  Gemässheit  des  Art.  335  des  organischen  Reglements. 

67.  Jedes  Urtheil  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  oder  auf  Eheschei- 
dung oder  Sichersteliung  des  Dotal  Vermögens  unter  Ehegatten,  deren  einer 
zu  den  Eaufleuten  gehört,  muss  zwei  Monate  im  Gericht  des  Ortes  ange- 
schlagen sein,  wo  der  Mann  oder  die  Frau  Handel  treibt.  —  Der  handel- 
treibende Ehegatte,  welcher  diese  Förmlichkeit  nicht  beobachtet,  ist  im  Falle 
des  Bankrotts  der  in  Alinea  2  des  Art.  65  vorgeschriebenen  Strafe  unter* 
werfen. 

TITEL  V. 

Von  den  Handelsbörsen,  den  Wechselagenten  und  den 

Mäklern.') 

Abschnitt  I. 
Von   den    Handelsbörsen. 

68.  Die  Handelsbörse  ist  eine  Versammlung  von  Handelsleuten, 
Schiffskapitanen,  Wechselagenten  und  Mäklern,  die  unter  näherer  Aufsicht 
des  Souverains  geleitet  wird. 

')  se.,  der  verheirathet  ist. 

2)  Die  Förmlichkeiten  der  Dotalnrkiinden  werden  von  jetzt  an  gemäss  Art  1228 
des  Civilgesetzbuchs  nach  den  Vorschriften  der  C.  P.  0.  Art  708—720  geregelt. 

«)  Aufgehoben  durch  Gesetz  vom  1.  Juni  1881  (promnlgirt  am  4.  Juli  1881),  betr. 
die  Börsen-,  die  Wechsel-  und  Waarenmäkler,  cfr.  unten. 
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68.  Das  Resultat  der  Vertrage  und  Wechselnegociationen^  welche  auf 
der  Börse  geschlossen  werden,  bestimmt  den  Cours  der  Münzen  und  der 
Wechsel,  den  Preis  der  Waaren,  der  Assekuranzen,  der  Schiffsfracht,  der 
Land-  und  Wasserfracht,  der  Staatspapiere  und  anderer  Fonds,  deren  Cours 
taglich  verzeichnet  wird,  bis  wohin  er  steigt  oder  fällt. 

70.  Diese  verschiedenen  Course  werden  durch  die  Feststellung  der 
Wechselagenten  und  Mäkler  nach  den  durch  die  Verwaltung  zu  bestim- 
menden   Vorschriften  beurkundet. 

Abschnitt  II. 
Von    den   Wechselagenten    und   Mäklern. 

71.  Das  Gesetz  erkennt  für  Handelsgeschäfte  Zwischenagenten  an, 
nämlich  die  Wechselagenten  und  die  Mäkler. 

72.  Wechselagenten  und  Mäkler  giebt  es  in  allen  Städten,  wo  eine 
Handelsbörse  ist,  und  sie  werden  von  dem  Souverain  ernannt 

73.  Nur  die  Wechselagenten,  welche  auf  die  durch  das  Gesetz  vor- 
geschriebene Weise  bestellt  sind,  haben  das  Recht,  die  Negociationen  oder 
den  Verkauf  und  Kauf  der  Staatspapiere  und  dergleichen  zu  betreiben,  für 
Rechnung  Anderer  die  Negociationen  in  Wechseln  oder  Ordrebillets  und  in 
allen  im  Handel  cirkulirenden  Papieren  zu  besorgen  und  deren  Cours  zu 
beurkunden. 

74.  Es  gibt  Waarenmäkler,  Assekuranzmäkler,  Mäkler  als  Dolmetscher 
und  Konduktoren  der  Schiffe,  Mäkler  für  Land-  und  Wassertransporte. 

75.  Die  Waarenmäkler,  welche  auf  die  durch  das  Gesetz  vorgeschriebene 
Weise  bestellt  sind,  haben  nur  das  Recht,  die  Mäklerschaft  in  Ansehung 
der  Waaren  zu  betreiben  und  deren  Cours  zu  beurkunden.  —  Die  Mäkler 
vermitteln  in  Konkurrenz  mit  den  Wechselagenten  die  Verkäufe  und  Käufe 
der  Metalle. 

76.  Die  Assekuranzmäkler  entwerfen  die  Assekuranz  vertrage  oder 
Policen,  unterzeichnen  sie  und  attestiren  die  Prämien  für  alle  Reisen  zur 
See  oder  auf  Flüssen. 

77.  Die  Mäkler  als  Dolmetscher  und  Konduktoren  der  Schiffe  betreiben 
die  Mäklerschaft  in  Ansehung  der  Frachtverträge;  sie  haben  ausserdem 
allein  das  Recht,  im  Falle  von  Streitigkeiten,  die  vor  die  Gerichte  gebracht 
werden,  Deklarationen  beim  Zollamt,  Chartepartien,  Konnossemente  und 
alle  übrigen  Handelsakte,  deren  Uebersetzung  etwa  nothwendig  ist,  um  den 
Cours  der  Schiffsfracht  zu  beurkunden,  zu  übersetzen.  —  In  streitigen 
Handelssachen  und  für  die  Dienste  bei  den  Zollbehörden  dienen  sie  allein 
allen  Fremden,  Schiffseigenthümem,  Kaufleuten,  Schiffsdienern  und  anderen 
See-  und  Flussleuten  als  Dolmetscher. 

78.  Die  nämliche  Person  kann,  wenn  die  Fürstliche  Ernennungs- 
urkunde sie  dazu  ermächtigt,  zu  gleicher  Zeit  Wechselagent,  Waaren-  oder 
Assekoranzmäkler,  Mäkler  als  Dolmetscher  und  Konduktor  der  Schiffe  sein. 

79.  Die  Mäkler  für  Land-  und  Wassertransporte,  welche  dem  Gesetze 

Semäss  bestellt  sind,  haben  an  den  Orten,  für  welche  sie  ernannt  sind,  allein 
as  Recht,  die  Mäklerschaft  in  Ansehung  der  Land-  und  Wassertransporte 
zu  betreiben;  aber  sie  können  in  keinem  Falle  und  unter  keinem  Verwände 
die  in  den  Art.  75,  76  und  77  bezeichneten  Verrichtungen  der  Waaren-  und 
Assekuranzmäkler  oder  der  Mäkler  als  Dolmetscher  und  Konduktoren  der 
Schiffe  damit  verbinden. 
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80.  Wör  fallirt  bat,  kann  weder  Wechselagent  noch  Mäkler  sein,  wenn 
er  nicht  dem  Gesetze  gemäss  rehabilitirt  ist. 

81.  Die  Wechselagenten  und  Mäkler  sind  gehalten,  ein  Buch  mit  den 
im  Art.  9  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  zu  führen.  Sie  sind  gehalten,  in 
dieses  Buch,  Tag  f&r  Tag  und  nach  Ordnung  des  Datums,  ohne  Radirungen, 
Zwischenlinien  oder  Umstellungen  und  ohne  Abkürzungen  und  ZifiPern,  alle 
Bedingungen  der  Verkäufe,  Käufe,  Assekuranzen,  Negociationen  und  über- 
haupt alle  Geschäfte  einzutragen,  welche  durch  ihre  Vermittelung  ge- 
schlossen sind. 

82.  Ein  Wechselagent  oder  Mäkler  kann  in  keinem  Falle  und  unter 
keinem  Verwände  Handels-  oder  Bankgeschäfte  für  eigene  Rechnung  be- 
treiben. Er  darf  sich  weder  unmittelbar  noch  mittelbar  unter  einem  vorge- 
schobenen fremden  Namen  an  einer  Handelsunternehmung  betheiligen.  Er 
darf  weder  für  Rechnung  seiner  Kommittenten  empfangen,  noch  aus  seinem 
eigenen  Gelde  zahlen,  sondern  sich  nur  als  einfacher  Kassirer  oder  Depo- 
sitar derselben  betrachten. 

83.  Er  darf  für  die  Ausführung  der  Kaufgeschäfte,  welche  er  vermittelt, 
nicht  die  Gewährleistung  übernehmen. 

84.  Jede  Zuwiderhandlung  gegen  die  in  den  beiden  letzten  Artikeln 
enthaltenen  Bestimmungen,  welche  von  dem  Korrektionsgerichte  abzuurtheilen 
ist,  wird  bestraft  mit  Verlust  des  Rechts,  das  Gewerbe  eines  Wechselagenten 
oder  Mäklers  zu  betreiben,  und  mit  einer  Geldbusse,  welche  nicht  über 
3000  Lei  zu  betragen  hat,  unbeschadet  der  Klage  der  Parteien  auf 
Schadensersatz. 

85.  Kein  in  Gemässheit  des  vorstehenden  Artikels  abgesetzter  Wechsel- 
agent kann  in  seine  Funktionen  wieder  eingesetzt  werden. 

86.  Im  Falle  des  Falliments  wird  jeder  Wechselagent  oder  Mäkler 
als  Bankrotterer  beurtheilt. 


TITEL  VI.1) 
Von  den  Kommissionären. 

Abschnitt  I. 
Von    den  Kommissionären    überhaupt. 

87.  Kommissionär  ist  derjenige,  der  in  eigenem  Namen  oder  unter 
einer  Gesellschafbsfirma  für  Rechnung  des  Kommittenten  handelt 

88.  Die  Pflichten  und  Rechte  des  Kommissionärs,  welcher  im  Namen 
eines  Kommittenten  handelt,  und  denselben  betreffen,  sind  enthalten  im 
Civilgesetzbuch  des  Landes,  Kap.  19,  Theil  III  über  die  Vollmacht,  und 
dieses,  bis  das  neue  Civilgesetzbuch  ver&sst  werden  wird. 

89.  Jeder  Kommissionär,  welcher  Vorschüsse  auf  Waaren  geleistet 
hat,  welche  von  einem  anderen  rlatze  an  ihn  gesendet  worden  sind,  um  f&r 
Rechnung  eines  Kommittenten  verkauft  zu  werden,  hat  für  die  Erstattung 
seiner  Vorschüsse,  Zinsen  und  Kosten  ein  Vorrecht  auf  den  Werth  der 
Waaren,  wenn  dieselben  in  seiner  Hand  sind,  in  seinen  Magazinen  oder  in 
einem  öffentlichen  Lagerhause   zu    seiner  Verfügung  stehen,   oder  wenn  er, 

')  Modiflcirt  durch  Gesetz  vom  9./21.  Dezember  1882.    S.  unten. 
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beyor  die  Waaren  anp^elaagt  sind,  durch  ein  KoDoossementoder  durch  einen 
Frachtbrief  die  au  ihn  bewirkte  Absendung  darthun  kann. 

90.  Sind  die  Waaren  fQr  Rechnung  des  Kommittenten  verkauft  und 
übergeben,  so  macht  sieh  der  Kommission är  vorrechtlich  vor  den  anderen 
Gläubigem  des  Kommittenten  für  den  Betrag  seiner  Vorschüsse,  Zinsen  und 
Kosten  aus  dem  Kaufpreise  bezahlt. 

91.  Darlehne,  Vorschüsse  oder  Zahlungen,  welche  der  Kommissionär 
geleistet  hat  auf  Rechnung  von  Waaren,  welche  bei  einem  Amte  hinterlegt 
sind,  oder  die  einem  Dritten  zur  Aufbewahrung  übergeben  worden  sind, 
der  am  Wohnorte  des  Kommissionärs  wohnhaft  ist,  geben  dem  Kommissionär 
oder  dem  Depositai*  nur  insofern  ein  Vorzugsrecht,  als  er  eine  vom  Gericht 
beglaubigte  Urkunde  besitzt,  welche  ein  solches  Vorzugsrecht  dartbut  und 
die  Summe  Geldes,  die  Art  und  Quantität  der  Waaren  angiebt. 

Abschnitt  11. 

Von    den    Kommissionären    für    Land-    und    Wasser- 
Transporte. 

92.  Der  Kommissionär,  welcher  Transporte  zu  Lande  oder  zu  Wasser 
übernimmt,  ist  gehalten,  die  Erklärung  über  die  Natur  und  Quantität  der 
Waaren  und  auf  Verlangen  auch  diejenige  über  den  Werth  derselben  in 
sein  Journal  einzutragen. 

93*  Er  ist  verhaftet  dafür,  dass  die  Kommissionswaaren  und  -Effekten 
in  der  in  dem  Frachtbriefe  bestimmten  Frist  eintreffen,  wenn  bewiesen  wird, 
dass  die  Verspätung  verursacht  worden  ist  durch  die  Nachlässigkeit  des 
Kommissionärs,  die  nöthigen  Massregeln  in  dieser  Beziehung  zu  treffen. 

94.  Er  ist  ebenfalls  verhaftet  für  Schäden  an  den  Waaren  und  Effekten 
oder  den  Verlust  derselben,  wenn  nicht  in  dem  Frachtbriefe  das  Gegentheil 
vereinbart  worden  ist,  oder  dieselben  verursacht  worden  sind  durch  ein  Er- 
eigniss,  welches  den  Kommissionär  von  jedem  Verdacht  der  Nachlässigkeit 
befreit. 

95.  Er  haftet  ebenfalls  für  die  Handlungen  und  Folgen  des  Zwischen - 
kommissionärs,  an  welchen  er  die  Waaren  sendet. 

96.  Die  Waare  geht,  sobald  sie  aus  dem  Magazine  des  Verkäufers 
oder  Absenders  herausgebracht  ist,  wenn  nichts  Anderes  verabredet  worden 
ist,  auf  Gefahr  ihres  Eigenthümers,  vorbehaltlich  des  Regresses  desselben 
gegen  den  Kommissionär  und  den  Frachtführer,  welche  den  Transport  über- 
nommen haben. 

97.  Der  Frachtbrief  bildet  einen  Vertrag  zwischen  dem  Absender  und 
dem  Frachtführer  oder  zwischen  dem  Absender,  dem  Kommissionär  und 
dem  Frachtführer. 

98*     Der  Frachtbrief  muss  datirt  sein.     Er  muss  ausdrücken  : 

die  Natur  und  das  Gewicht  oder  den  Inhalt  der  zu  transpor- 
tirenden  Gegenstände; 

die  Frist,  binnen  welcher  der  Transport  bewirkt  werden  soll 
Er  muss  angeoen: 

den  Namen  und  den  Wohnsitz  des  Kommissionärs,  wenn  ein 
solcher  vorhanden  ist,  durch  dessen  Vermittelung  der  Transport 
erfolgt; 

den  Namen  desienigen,  an  den  die  Waare  adressirt  wird; 

den  Namen  und  den  Wohnsitz  des  Frachtführers; 
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ferner  den  Preis  für  den  Transport; 
die  wegen  Verzuges  zu  leistende  Entschädigung. 
Er  wird  von  dem  Absender  oder  dem  Kommissionär  unterzeichnet. 
Er  enthält  am  Rande  die  Zeichen  und  Nummern  der  zu  transportirenden 
Gegenstände. 

Der  Kommissionär  kopirt  den  Frachtbrief  in  ein  vom  Gericht  foliirtes 
und  vom  Präsidenten  auf  allen  Blättern  paraphirtes,  ohno  Zwischenräume 
geführtes  Register. 

Abschnitt  III. 
Von    dem    Frachtführer. 

99.  Der  Frachtführer  haftet  fiir  den  Verlust  der  zu  transportirenden 
Gegenstände,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Fälle  von  höherer  Gewalt;  er  haftet 
ebenfalls  für  alle  Schäden,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  von  irgend 
einem  Mangel  der  Sache  selbst  oder  von  höherer  Gewalt  herrühren. 

100.  Wenn  in  Folge  von  höherer  Gewalt  der  Transport  nicht  in  der 
verabredeten  Frist  bewirkt  worden  ist,  so  findet  wegen  der  Verspätung  kein 
Entschädigungsanspruch  gegen  die  Frachtführer  statt. 

101.  Durch  Annahme  der  transportirten  Gegenstände  und  Zahlung  des 
Frachtpreises  erlischt  jede  Klage  gegen  den  FracntfÜhrer. 

102«  Im  Falle  der  Weigerung,  die  transportirten  Gegenstände  anzu- 
nehmen, oder  eines  deshalb  entstehenden  Streites  wird  der  Zustand  der- 
selben durch  Sachverständige  untersucht  und  festgestellt,  welche  von  dem 
Präsidenten  des  Ortsgerichts  oder,  in  Ermangelung  eines  Gerichts,  vom  Unter- 
Gouverneur  ernannt  werden.  Der  Präsident  des  Gerichts  kann  die  Hinter- 
legung  oder  Sequestrirung  der  Waaren  in  einem  öffentlichen  Lagerhause 
und  die  UeberfünruDg  derselben  in  ein  solches  anordnen.  Er  kann  ebenfalls 
den  Verkauf  derselben  zum  Vortheile  des  Frachtführers  bis  zum  Betrage 
des  Frachtpreises  anordnen. 

103.  Den  in  diesem  Titel  enthaltenen  Bestimmungen  sind  auch  im 
Allgemeinen  die  Eigenthümer  von  Schiffen,  Unternehmer  von  Posten  und 
öffentlichen  Fuhrwerken  unterworfen. 

104.  Alle  Klagen  gegen  den  Kommissionär  und  den  Frachtführer 
wegen  Verlustes  oder  Bescuädigungen  der  Waaren  sind  bei  Transporten, 
die  im  Innern  des  Rumänischen  Landes  erfolgen,  nach  sechs  Monaten  — 
und  bei  Transporten  ausserhalb  des  Fürstenthums  nach  einem  Jahre  ver- 
jährt; und  zwar  im  Falle  des  Verlustes  von  dem  Tage  gerechnet,  an  welchem 
der  Transport  der  Waaren  hätte  bewirkt  sein  müssen,  und,  im  Falle  der  Be- 
schädigung, von  dem  Tage,  an  welchem  die  Ablieferung  der  Waaren  bewirkt 
ist;  unbeschadet  der  Fälle  des  Betrugs  und  der  Untreue,  welche  der  Ver- 
jährung nicht  unterworfen  sind. 


TITEL  VII. 

Von  Käufen  und  Verkäufen. 

105-  Käufe  und  Verkäufe  werden  bewiesen  durch  öffentliche  Urkunden 
(d,  h.  bestätigt  von  einer  Behörde),  durch  Urkunden  unter  Privatunterschrift, 
durch  das  Bordereau  oder  den  Schlusszettel  eines  Wechselagenten  oder  Mäklers 
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welche  von  den  Parteien  gehörig  unterzeichnet  sind ;  durch  eine  angenommene 
Faktura,  durch  die  Korrespondenz,  durch  die  Bucher  der  Parteien,  durch 
Zeugenbeweis,  wenn  das  Gericht  denselben  zulassen  zu  sollen  glaubt. 


TITEL  Vra. 

Von  den  Wechseln,   den  Billets  an  Ordre  und  der 

Verjährung. 
(Art.  106-184.) 

ist  bereits  in  der  „Vollständigen  Sammlung"^)  übersetzt  nnd  hier  nicht  nochmals  zum 
Abdruck  gelangt. 


Buch  n. 

Von  Fallimenten  und  Bankrotten.*) 

TITEL  I. 

Von  dem  Falliment. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

185.  Jeder  Kaufmann,  welcher  seine  Zahlungen  eiustellt,  ist  im 
Zustande  des  Falliments.  —  Der  Fallimentszustand  eines  Kaufmanns  kann 
auch  nach  dem  Tode  desselben  erklärt  werden,  wenn  er  während  der  Zahlungs- 
einstellung gestorben  ist.  Die  Eröffnung  des  Falliments  kann  vom  Gericht 
angeordnet  oder  von  den  Gläubigern  verlangt  werden,  nur  innerhalb  der 
Dauer  eines  Jahres  vom  Eintritt  des  Todes. 

KAPITEL  I. 
Von  der  Eröffnung  des  Falliments  und  seinen  Folgen. 

186.  Jeder  Fallit  ist  gehalten,  binnen  3  Tagen  nach  der  Einstellung 
der  Zahlungen  die  Anzeige  davon  auf  dem  Gericht  des  Ortes,  wo  er 
seinen  Wohnsitz  hat,  zu  erstatten.  Der  Tag,  an  welchem  er  seine  Zahlungen 
eingestellt  hat,  ist  in  diesen  drei  Tagen  einbegriffen.  Im  Falle  des  Falli- 
ments einer  Gesellschaft  unter  einem  Kollektivnamen  muss  die  Erklärung 
des  Falliten  den  Namen  und  die  Angabe  des  Wohnsitzes  jedes  der  solidarisch 
haftbaren  Gesellschafter  enthalten  und  erfolgt  beim  Gericht  des  Ortes,  wo 
sich  das  Hauptetablissement  der  Gesellschaft  befindet. 

187.  Der  Anzeige  muss  von  Seiten  des  Falliten  eine  Bilanz  beigefügt 
werden,  oder  die  Anzeige  muss  die  Ursachen  enthalten,  welche  ihn  verhindert 

>)  „YoUständige  Sammlung  der  geltenden  Wechselgesetze  aller  Länder"  von 
Dr.  8.  Borchardt.    Berlin  1871. 

>)  Hiersu  Gesetz  vom  2.  November  1850. 
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haben,  die  Bilanz  zu  überreichen.  Die  Bilanz  mass  die  Aufzählung  und  die 
Abschätzung  aller  Mobiliar-  und  Immobiliarvermögensstücke  des  Schuldners, 
den  Status  seiner  Aktiva  und  Passiva,  das  Konto  der  Gewinne  und  Ver- 
luste, sowie  dasjenige  der  Ausgaben  enthalten.  Die  Bilanz  muss  von  dem 
Schuldner  als  wahrhaft  bescheinigt,  datirt  und  unterzeichnet  sein. 

188.  Die  Eröffnung  des  Falliments  wird  durch  Urtheil  des  Gerichts 
erklärt  entweder*)  auf  Betreiben  des  Falliten  oder  auf  Ansuchen  eines  oder 
mehrerer  Gläubiger,  oder  von  Amtswegen.  Dieses  Urtheil  wird  provisorisch 
vollstreckt. 

189.  Durch  das  Urtheil,  durch  welches  das  Falliment  eröffnet  wird, 
oder  durch  das  Urtheil,  welches  später  in  Folge  des  Berichts  des  Richter- 
kommissars gefallt  wird,  bestimmt  das  Gericht  von  Amtswegen  oder  auf 
Verlangen  einer  der  interessirten  Parteien  den  Zeitpunkt  der  Zahlungsein- 
stellung. Wenn  aber  dieser  Zeitpunkt  nicht  bestimmt  angegeben  ist,  so  ist 
die  Zahlungseinstellung  vom  Tage  des  Urtheils,  betreffend  die  Eröffnung  des 
Falliments,  zu  rechnen. 

190.  Die  Urtheile,  die  auf  Gruud  der  letzten  zwei  Artikel  gefallt 
werden,  werden  im  Auszug  in  die  öffentlichen  Blätter  eingerückt  und  drei 
Monate  sowohl  im  Gerichtssaal,  wo  das  Falliment  erklärt  worden  ist,  als 
auch  in  allen  Gerichten,  wo  der  Fallit  Handelsetablissements  hat,  öffentlich 
angeschlagen. 

191.  Vom  Tage  des  Urtheils,  betreffend  die  Eröffnung  des  Falliments, 
verliert  der  Fallit  das  Recht,  sein  ganzes  Vermögen  zu  verwalten,  wie  auch 
dasjenige,  welches  ihm  während  derjenigen  Zeit  zufallt,  in  welcher  er  im 
Fallimentszustande  ist.  —  Vom  Tage  desselben  Urtheils  können  die  An- 
sprüche, welche  Jemand  gegen  den  Falliten  wegen  Mobilien  oder  Immobilien 
hat,  nur  gegen  die  Verwalter  fortgesetzt  oder  erhoben  werden,  Ebenso  ist 
zu  verfahren  mit  jeder  gerichtlichen  Verfolgung,  welche  gegen  das  Mobiliar- 
oder Immobiliarvermögen  des  Falliten  einzuleiten  ist.  Wenn  das  Gericht 
es  für  angemessen  erachtet,  kann  es  auch  den  Falliten  zuziehen. 

192.  Das  Urtheil  über  die  Eröffnung  des  Falliments  giebt  den  Gläubigern 
des  Falliten  das  Recht,  die  noch  nicht  verfallenen  A  ussenstände,  die  sie  bei 
ihm  haben,  einzufordern.  —  Im  Falle  des  Falliments  einer  Person,  die  ein 
Ordrebillet  unterzeichnet,  einen  Wechsel  acceptirt  oder  Mangels  Acceptation 
einen  Wechsel  gezogen  hat,  müssen  die  übrigen  Verpflichteten,  wenn  sie 
nicht  sofort  zahlen  wollen,  für  die  Zahlung  zur  Verfallzeit  Bürgschaft  stellen. 

193-  Nach  Eröffnung  des  Falliments  durch  richterliches  Urtheil  hat 
die  Masse  der  Gläubiger  nicht  mehr  das  Recht,  Zinsen  für  die  Zukunft  lür 
Schulden  zu  verlangen,  welche  nicht  durch  Vorrecht,  durch  Pfand  an  einer 
beweglichen  Sache  oder  durch  Antichresis  oder  Hypothek  sichergestellt 
sind.  Die  Zinsen  der  sichergestellten  Schulden  können  nur  aus  den  Summen 
verlangt  werden,  welche  aus  dem  dem  Vorrecht,  der  Hypothek  oder  dem 
Pfände  unterworfenen  Vermögen  stammen. 

194.  Alle  Handlungen,  welche  der  Fallit  unter  einem  lukrativen  Titel 
vornimmt,  zur  Veräusserung  von  beweglichem  und  unbeweglichem  Vermögen ; 
alle  Zahlungen,  sei  es  in  Geld,  sei  es  unter  Uebertragung  eines  Rechts,  Ver- 
kauf, Verrechnung  oder  auf  andere  Weise  für  nicht  fällige  Schulden ;  —  alle 
Zahlungen,  die  auf  andere  Weise,'aber  nicht  in  Geld,  noch  in  Handelspapieren 
geleistet  worden  sind,  in  Betreff  der  falligen  Schulden;  — jede  freiwillige 
oder   durch    gerichtliches  Urtheil    erklärte  Hypothek,    und   alle  Rechte  der 


^)  Nach  der  Ausjfabe  von  1865.    In  der  dem  Verfasser  ebenfalls  vorliegenden  Aus- 
gabe von  1878  fehlen  me  Worte  „entweder  auf  Betreiben  des  Falliten'*  im  Originaltext. 
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Antichrese  oder  Sichcrstellung,  die  auf  das  Vermögen  des  Schuldners  für 
ältere  Schulden  bestellt  worden  sind,  sind  wirkungslos  bezüglich  der  Masse 
der  Gläubiger,  wenn  sie  von)  Schuldner  nach  dem  Zeitpunkt^  welchen  das 
Gericht  hiusichts  der  Zahlungseinstellung  festgesetzt  hat,  oder  zehn  Tage 
vor  dieser  Zeit  bestellt  worden  sind. 

195.  Jede  andere  vom  Schuldner  geleistete  fallige  Zahlung  und  jeder 
von  ihm  unter  irgend  einer  lästigen  Verpflichtung  nach  der  Zahlungsein- 
stellung und  vor  dem  Urtheil  über  die  Eröffnung  des  Falliments  vollzogene 
Akt  kann  annullirt  werden,  wenn  denjenigen,  die  mit  dem  Schuldner  ver- 
handelt oder  von  ihm  etwas  empfangen  haben,  die  Zahlungseinstellung  be- 
kannt war. 

196.  Falls  ein  Wechsel  gezahlt  wird  nach  dem  Zeitpunkte 
der  Zahlungseinstellung,  welche  vom  Gericht  festgesetzt  wird,  gemäss 
Art.  190*)  und  vor  dem  Urtheil  über  die  Elröffnung  des  Falliments,  so 
kann  das  Verlangen  wegen  Rückzahlung  der  gezahlten  Summen  nur  gegen 
denjenigen  gerichtet  werden,  auf  dessen  Rechnung  der  Wechsel  gegeben 
worden  ist.  —  Wenn  es  ein  Ordrebillet  ist,  so  geht  die  Klage  gegen  den 
ersten  Giranten.  —  In  diesen  beiden  Fällen  muss  der  Beweis  geführt  werden, 
dass  derjenige,  von  welchem  das  Geld  zurückverlangt  wird,  von  der  Zahlungs- 
einstellung wusste,  als  der  Wechsel  oder  das  Ordrebillet  ausgegeben  wurde. 

197.  Jede  Pfändung  wegen  Zahlung  von  Haus-  und  Magazinzinsen 
auf  die  beweglichen  Sachen,  welche  zur  Führung  des  Handels  des  Falliten 
dienen,  muss  auf  30  Tage  vom  Tage  der  Fallimentseröffnung  hinausgeschoben 
werden,  unbeschadet  sowohl  der  Sicherheitsmassregeln  als  auch  des  Rechts 
des  Eigenthümers,  sich  wiederum  in  Besitz  seiner  vermietheten  Räume  zu 
setzen,  denn  in  Bezug  hierauf,  d.  h.  wegen  Sicherheitsmassregeln  und  Be- 
sitzergreifung der  vermietheten  Räume  hört,  wenn  der  Vermiether  die 
Macht  dazu  hat,  die  obengenannte  Frist  von  30  Tagen  eo  ipso  auf. 

KAPITEL  II. 

Von  der  Ernennung  des  Richterkommissars. 

198.  Durch  das  Urtheil,  welches  die  Eröffnung  des  Falliments  aus- 
spricht, ernennt  das  Gericht  eines  seiner  Mitglieder  zum  Richterkommissar. 

199.  Der  Richterkommissar  ist  besonders  beauftragt,  die  Falliments- 
verrichtnngen  und  -Geschäfte  zu  beschleunigen  und  zu  leiten.  —  Er  erstattet 
dem  Gericht,  welches  ihn  ernannt  hat,  Bericht  über  alle  Streitigkeiten, 
welche  das  Falliment  etwa  veranlasst,  und  welche  zu  der  Kompetenz  dieses 
Gerichts  gehören. 

200.  Das  Gericht  kann  zu  jeder  Zeit  an  Stelle  des  Richterkommissars 
ein  anderes  seiner  Mitglieder  bestüellen. 

KAPITEL  ni. 

Von  der  Anlegung   der  Siegel   und   von  den   ersten  Verfügungen 
^  rücksichtlich  des  Falliten. 

201.  In  dem  urtheil  über  die  Eröffnung  des  Falliments  hat  das  Gericht 
auch  die  Anlegung  der  Siegel  und  die  Verwahrung  der  Person  des  Falliten 
in  dem  Polizeiarreste  oder  die  Bewachung  desselben  in  seinem  Hause  durch 


1)  Es  dürfte  Art.  189  gemeint  sein. 

Borebardt,  Handeltrecbt.    IV.  25 
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einen  Polizeibeamten  zu  verfagen,  damit  er  nicht  flfichte.  —  Wenn  sich  der 
Fallit  in  diesem  Zustande  befindet,  kann  ge^en  ihn  kein  Gesuch  weder 
auf  weitere  Haft  noch  auf  Detinirung  wegen  irgend  welcher  Schuld  ange- 
nommen werden. 

202.  Hat  der  Fallit  in  Gemässheit  der  Art.  186  und  187  gehandelt, 
und  ist  er  bei  der  Eröffnung  des  Falliments  weder  wegen  Schulden,  noch 
wegen  einer  anderen  Ursache  in  Haft,  so  kann  das  Gericht  ihn  von  der 
Hat  oder  von  der  Bewachung  seiner  Person  befreien.  Das  Gericht  kann 
immer,  und  sogar  von  Amtswegen,  den  Theil  des  Urtheils,  durch  welchen 
der  Fallit  von  der  Haft  oder  von  der  Bewachung  seiner  Person  befreit  wird, 
nach  Umständen  aufheben. 

203.  Die  Siegel  werden  auf  die  Waarenlager,  Komptoirs,  Kassen, 
Portefeuilles,  Register,  Papiere,  Mobilien  und  auf  alle  Sachen  des  Falliten 
gelegt.  —  Fallirt  eine  Gesellschaft  unter  einem  Kollektivnamen,  so  werden 
die  Siegel  nicht  nur  in  dem  Geschäftshause  der  Gesellschaft,  sondern  auch 
in  den  besonderen  Wohnungen  jedes  der  solidarisch  haftbaren  Gesellschafter 
angelegt. 

204.  Das  Gericht  muss  innerhalb  24  Stunden  das  Justizministerium 
durch  Auszug  aus  seinem  Urtheil,  worin  die  hauptsächlichsten  Bestimmungen, 
welche  sich  in  demselben  befinden,  enthalten  sind,  in  Kenntniss  setzen. 

205.  Wenn  die  Summen,  welche  sich  in  dem  Vermögen  des  Falliten 
bereit  finden,  nicht  ausreichen,  um  alle  durch  die  vorbereitenden  Arbeiten 
des  Gerichts  und  Verhaftung  des  Falliten  entstandenen  Ausgaben  zu  decken, 
so  werden  diese  Ausgaben  vom  Gericht  vorschussweise  gemacht  und  als 
eine  privilegirte  Schuld  aus  dem  ersten  Gelde,  welches  in  die  Masse  der 
Gläubiger  einfliesst,  gedeckt. 

KAPITEL  IV. 

Von  der  Ernennung   und  von   der  Aenderung  der   provisorischen 

Verwalter. 

206.  Durch  das  Urtheil,  durch  welches  die  Eröffnung  des  Falliments 
erklärt  wird,  bestimmt  das  Gericht  einen  oder    mehrere   provisorische  Ver- 
walter.   Es  ruft  sofort  in  einem  nicht  länger  als  15  Tage  von  der  Eröffnung 
des  Falliments  entfernten  Tage  diejenigen,  welche   zur  Zeit  Gläubiger  sind, 
auf,  sich  im  Audienzsaal   des  Gerichts    zu    versammeln.     Der  Richterkom- 
missar hat  die  Ansicht  der  Gläubiger,    welche  bei  dieser  Versammlung  zu- 
gegen sind,  sowohl  über  Zusammensetzung  der  Liste  derjenigen,  die  sich  als 
&läubiger  betrachten,  als  auch  über  die  Wahl  anderer  Verwalter  einzuholen. 
Es    wird    ein  Protokoll   aufgenommen,    welches  den  Gläubigern  vorgelesen, 
vom  Richterkommissar  unterzeichnet  und  dem  Gericht  zur  Kenntniss  aber- 
geben wird.  —  Das  Gericht  ernennt  nach  Ken ntn issnahme  von  diesem  Akte 
und  der  Gläubigerliste,  sowie  in  Erwägung  des  ihm  vom  Richterkommissar 
erstatteten  Berichtes,   entweder  neue  Verwalter  oder  belässt  die  alten.     Die 
auf  diese  Art  ernannten  Verwalter  sind  definitiv,  können  aber  dennoch  vom 
Gerichte  je  nach  Umständen  unter  den  in  den  Art.  210  und  211  bestimmter    ^ 
Formen  durch  andere  ersetzt  werden.     Die  Zahl  der  Verwalter,  welche  auci    \^ 
Nichtgläubiger  sein  dürfen,  kann  zu  jeder  Zeit  bis  auf  drei  erhöht  werden;  d^e    ^ 
selben  können  auch,    ob  Gläubiger  oder  nicht,    eine  Remuneration   erhaluer    ^ 
welche  das  Gericht  nach  dem  Bericht  des  Richterkommissars  bestimmt,  a        ^ 
erst  nachdem  sie  ihre  Verrichtungen  zu  Ende  geführt  und  darüber  Rechni.as-    ^ 
gelegt  haben.  «it.    ^ 
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207-  Kein  Verwandter  des  Falliten  bis  zum  vierten  Grade  ein- 
schliesslich darf  zum  Verwalter  ernannt  werden. 

20B.  Sollte  es  nöthig  sein,  einen  oder  mehrere  Verwalter  hinzuzufügen 
oder  solche  zu  verändern,  so  muss  der  Richterkommissar  dies  dem  Handels- 
gericht berichten,  welches  dabei  nach  den  in  Art.  206  vorgeschriebenen 
Formen  zu  verfahren  hat 

209.  Wenn  mehrere  Verwalter  ernannt  sind,  so  können  dieselben  nur 
gemeinschaftlich  handeln,  jedoch  kann  der  Richterkommissar  einem  oder 
mehreren  von  ihnen  besondere  Aufträge  ertheilen,  mit  der  Ermächtigung  zur 
Vornahme  gewisser  Verwaltungshandlungen;  bei  solchen  Aufträgen  ist  jeder 
Verwalter  für  sich  verantwortlich,  was  seine  Thätigkeit  anbetrifft. 

210.  Wird  eine  Beschwerde  gegen  eine  Handlung  der  Verwalter 
geführt,  so  berichtet  dies  der  Richterkommissar  dem  Gerichte  innerhalb  drei 
Tagen,  damit  dasselbe  darüber  befinde. 

211.  Der  Richterkommissar  kann  entweder  in  Folge  der  an  ihn  von 
Seiten  der  Gläubiger  gerichteten  Beschwerde  oder  von  Amts  wegen  bei  dem 
Gerichte  die  Entsetzung  eines  oder  mehrerer  Verwalter  verlangen.  Wenn 
der  Richterkommissar  binnen  8  Tagen  die  Beschwerden  der  Gläubiger  nicht 
abgestellt  hat,  so  können  diese  Beschwerden  bei  Gericht  angebracht 
werden.  Nachdem  das  Gericht  den  Bericht  des  Richterkommissars  in  Er- 
wägung gezogen  hat  und  nach  Erklärung  der  Verwalter,  hat  dasselbe  zu 
beurtheilen  und  zu  entscheiden,  ob  die  Verwalter  entsetzt  werden  sollen 
oder  nicht. 

KAPITEL  V. 

Von  den  Verpflichtungen  der  Verwalter. 

Abschnitt  I. 
Allgemeine   Bestimmungen. 

212.  Wenn  die  Anlegung  der  Siegel  nicht  erfolgt  ist  vor  der  Er- 
nennung der  Verwalter,  so  müssen  diese  das  Gericht  ersuchen,  zu  diesem 
Akt  zu  schreiten. 

213.  Der  Richterkommissar  kann  auf  Verlangen  der  Verwalter  ihnen 
freistellen,  nicht  unter  Siegel  zu  legen,  oder  sie  ermächtigen,  herauszunehmen  : 

1.  die  Kleider,  Wäsche,  Möbel  und  die  Sachen,  die  dem  Falliten  und  seiner 
Familie  nöthig  sind;  alles  dieses  wird  befreit  durch  die  Erlaubniss, 
welche  der  Richterkommissar  giebt,  nach  dem  Verzeichniss,  welches 
ihm  die  Verwalter  vorlegen; 

2.  die  Gegenstände,  welche  einem  schnellen  Verderben  oder  einer  offen- 
baren rreisminderung  ausgesetzt  sind; 

3.  die  Gegenstände;  welche  dem  Handelsgewerbe  des  Falliten  dienen, 
insofern  dieses  Gewerbe  ohne  Schaden  der  Gläubiger  nicht  auf- 
hören kann. 

Die  in  den  letzten  2  Nummern  aufgeführten  Gegenstände  werden  in 
Gegenwart  des  Richterkommissars  in  ein  Verzeichniss  unter  Angabe  des 
Preises  von  dem  Verwalter  aufjgenommen,  welcher  das  Protokoll  unterzeichnet. 

214.  Der  Verkauf  der  dem  Verderben  oder  einer  schnellen  Preis- 
minderung unterworfenen  Gegenstände,  oder  solcher,  deren  Verwahrung 
bedeutende  Kosten  verursacht,  als  auch  die  Verwaltung  der  Geschäfte  des 
Falliten,  erfolgt  auf  Veranlassung  der  Verwalter  und  mit  Einwilligung  des 
RichterKommissars. 

26* 
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215.  Die  Bücher  werden  von  den  Siegeln  durch  den  Richterkommissar 
befreit,  welcher  sie  abzusch Hessen  und  die  Zahl  der  Blätter  jedes  Buches 
anzugeben  hat,  und  den  Verwaltern,  deren  Namen  er  anzeigen  muss,  zu- 
gestellt. In  einem  Protokoll  vermerkt  der  Richterkommissar  summarisch 
den  Zustand,  in  welchem  sich  dieselben  befinden.  Die  Wechsel  und  Billets 
an  Ordre,  welche  auf  kurze  Verfallzeit  gestellt  oder  der  Acceptation  unter- 
worfen sind,  oder  für  welche  Sicherstellungsmassregeln  zu  nehmen  sind, 
werden  ebenfalls  durch  den  Richterkommissar  entsiegelt,  beschrieben  und 
den  Verwaltern  übergeben,  um  die  Beitreibung  des  Geldes  zu  bewirken. 
Ein  Verzeichniss,  welches  die  Summen  jedes  dieser  Efiekten,  den  Namen 
und  Wohnsitz  der  Schuldner,  sowie  die  Verfallzeit  enthalten  muss,  wird  dem 
Richterkommissar  übergeben.  Die  Verwalter  ziehen  die  übrigen  Schulden 
ein  gqgen  ihre  Quittungen.  Die  an  den  Falliten  gerichteten  Briefe  werden 
den  Verwaltern  übergeben,  welche  sie  offnen.  Ist  der  Fallit  anwesend,  so 
kann  er  bei  ihrer  Eröffnung  gegenwärtig  sein. 

216-  Der  Richterkommissar  kann  nach  näherer  Berücksichtigung  der 
anscheinenden  Lage  der  Geschäfte  des  Falliten  die  provisorische  Freilassung 
mit  schriftlicher  vom  Gerichte  ertheilter  Erlaubniss  vorschlagen.  Ertheilt 
das  Gericht  diese  Erlaubniss,  so  kann  es  den  Falliten  zur  Stellung  eines 
Bürgen  mit  der  Massgabe  veranlassen,  dass  der  Bürge,  wenn  er  ihn  nach 
Verlangen  nicht  stellt,  eine  vom  Gericht  zu  bestimmende  Summe  zu  zahlen 
hat,  welche  der  Masse  der  Gläubiger  anheimfallt. 

217.  Wenn  der  Richterkommissar  die  Freilassung  des  Falliten  nicht 
in  Vorschlag  bringt,  so  kann  dieser  sein  Gesuch  dem  Gerichte  vorlegen, 
welches  darüber  nach  Anhörung  des  Richterkommissars  zu  befinden  und  zu 
entscheiden  hat. 

218.  Der  Fallit  kann  von  dem  vorhandenen  Vermögen  Unterstützung 
zu  seinem  und  seiner  Familie  Unterhalt  verlangen;  diese  Unterstützung  wird 
durch  das  Gericht  nach  Vorschlag  der  Verwalter  bestimmt. 

219.  Die  Verwalter  bescheiden  den  Falliten  zu  sich,  damit  er  bei  der 
Untersuchung  und  beim  Abschluss  der  Bücher  zugegen  sei;  gestellt  er  sich 
nicht,  so  wird  er  aufgefordert,  binnen  längstens  48  Stunden  zu  erscheinen; 
der  Fallit  kann  gleichwohl,  ob  mit  schriftlicher  Erlaubniss  oder  nicht,  durch 
einen  Bevollmächtigten  vertreten  erscheinen,  wenn  er  begründete  und  dem 
Richterkommissar  bekannte  Ursachen  seines  Nichterscheinens  vorbringt. 

220.  Wenn  die  Bilanz  nicht  von  dem  Falliten  angefertigt  worden  ist, 
so  sollen  die  Verwalter  sie  sofort  anfertigen,  auf  Grund  der  Bücher  und 
Papiere  des  Falliten,  sowie  auf  Grund  der  Erkundigungen,  welche  sie  einziehen 
können,  und  dieselbe  auf  der  Gerichtsschreiberei  hinterlegen. 

221.  Es  steht  dem  Richterkommissar  frei,  den  Falliten,  seine  Schreiber 
und  Bediensteten,  sowie  jede  andere  Person,  sowohl  in  Bezug  auf  Anfertigung 
der  Bilanz,  als  auf  die  Ursachen  und  Umstände  des  Falliments  zu  verhören. 

222.  Wird  über  einen  Kaufmann,  nach  dessen  Tode,  das  Falliment  er- 
öffnet, oder  stirbt  der  Fallit  nach  Eröffnung  des  Falliments,  so  können  seine 
Wittwe,  Kinder,  Erben  bei  Anfertigung  der  Bilanz  als  auch  bei  allen  an- 
deren Massnahmen  in  Betreff  des  Falliments  in  Person  oder  durch  Bevoll- 
mächtigte vertreten  erscheinen. 

Abschnitt  II. 
Von    der   Abnahme   der   Siegel    und    der   Inventur. 

Im  Laufe  der   ersten  drei  Tage   nach   der  Ernennung  der  Ver- 


walter haben  diese  vom  Gericht  die  Abnahme  der  Siegel  zu  verlangen  und 
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zar  Inventur  des  Vermögens  des  Falliten,  welcher  gegenwärtig  oder  gehörig 
dazu  geladen  ist,  zu  schreiten. 

224.  Das  Inventar  wird  nach  und  nach,  je  nachdem  die  Siegel  ab- 

Senommen  werden,  in  zwei  Exemplaren  von  den  Verwaltern  in  Gegenwart 
es  ßichterkommissars  angefertigt,  welcher  nach  jedem  Termin  die  Auf- 
nahme zu  unterzeichnen  hat;  eines  dieser  Exemplare  wird  auf  der  Gerichts- 
schreiberei binnen  24  Stunden  hinterlegt,  das  andere  verbleibt  den  Ver- 
waltern. Es  steht  den  Verwaltern  frei,  sich  bei  der  Inventur  und  Abschätzung 
durch  Jemand,  der  ihnen  dazu  geeignet  erscheint,  Beistand  leisten  zu  lassen. 
Es  werden  von  neuem  alle  Sachen  protokollirt,  welche  nach  Inhalt  des  Art.  213 
nicht  unter  Siegel  gelegt  worden  sind,  und  deren  Inventur  und  Abschätzung 
bewirkt  worden  ist. 

225.  Wenn  das  Falliment  nach  dem  Tode  des  Schuldners  eröffnet 
wird  und  die  Inventur  nicht  vor  der  Eröffnung  des  Falliments  geschehen  ist, 
oder  falls  der  Fallit  vor  Anfang  der  Inventur  verstorben  isL  so  hat  diese 
Inventur  sofort  nach  den  in  obigem  Artikel  vorgeschrieoenen  Formen 
zu  erfolgen  in  Gegenwart  der  Erben,  welche,  wenn  sie  nicht  erscheinen 
wollen,  gehörig  geladen  werden. 

226.  Bei  jedem  Fallimente  sind  die  Verwalter  binnen  15  (14)  Tagen, 
von  ihrer  Ernennung  (oder  wenn  andere  ernannt  worden  oder  die  provi- 
sorischen bestätigt  worden  sind)  an  gerechnet,  verpflichtet,  dem  Richter- 
kommissar einen  Bericht  oder  einen  Auszug  vom  anscheinenden  Zustand 
des  Falliments,  von  seinen  hauptsächlichsten  Ursachen  und  Umständen,  so- 
wie auch  von  der  Natur,  welche  das  Falliment  habe,  zu  überreichen.  Der 
Richterkommissar  hat  diesen  Bericht  sofort  mit  seinen  Bemerkungen  über 
die  gedachten  Umstände  dem  Gericht  zu  unterbreiten.  Ist  derselbe  ihm  von 
den  Verwaltern  in  der  obigen  Frist  nicht  gegeben  worden,  so  muss  der 
Richterkommissar  das  Gericht  davon  in  Eenntniss  setzen  und  ihm  auch 
die  Ursachen  der  Verspätung  angeben. 

227.  Der  Prokurator  des  Gerichts  kann  sich  zum  Wohnsitz  des 
Falliten  begeben  und  bei  der  Inventur  gegenwärtig  sein.  Er  hat  zu  jeder 
Zeit  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  ihm  alle  Akten,  Bücher  oder  Papiere, 
welche  das  Falliment  betreffen,  mitgetheilt  werden. 

Abschnitt  IQ. 

Von   dem  Verkauf  der   Waaren    und   Mobilien   und   von 
der   Beitreibung  der   Forderungen. 

228.  Nach  Beendigung  der  Inventur  werden  die  Waaren,  die  baaren 
Bestände,  die  Effekten,  die  Bücher,  die  Papiere  und  alle  Mobilien  des  Schuld- 
ners den  Verwaltern  übergeben,  welche  aen  Empfang  derselben  unter  dem 
Inventar  bescheinigen. 

229.  Die  Verwalter  haben  sich  fortgesetzt  unter  Aufsicht  des  Richter- 
kommissars mit  der  Beitreibung  der  Forderungen  des  Falliten  zu  beschäftigen. 

230.  Das  Gericht  kann,  nachdem  es  den  Falliten  gehört  oder  ihn 
zur  Vernehmung  gehörig  geladen  hat,  den  Verwaltern  den  Verkauf  der 
Mobilien  oder  Waaren  gestatten.  Es  bestimmt,  ob  der  Verkauf  aus  freier 
Hand  oder  mittelst  Versteigerung  geschehen  soll. 

281.  Die  Verwalter  können  mit  Ermächtigung  des  Richterkommissars, 
wozu  aber  auch  der  Fallit  geladen  wird,  zu  Vereinbarungen  über  alle 
Streitigkeiten,  welche  die  Masse  betreffen,  sowie  auch  über  diejenigen,  welche 


390  XXVn.    Rnmämeii. 

Rechte  und  Streitigkeiten  von  Immobilien  berahren,  schreiten.  Ist  das 
Streitobjekt,  worüber  eine  Vereinbarung  getrofifen  wird,  von  unbestimmtem 
Werth  oder  hat  es  einen  höheren  Werth  als  300  Lei,  so  hat  die  Verein- 
barung keine  Kraft,  wenn  sie  nicht  vom  Gericht  bestätigt  ist.  Der  Fallit 
wird  zur  Bestätigung  geladen  und  hat  immer  das  Recht,  Einspruch  zu 
erheben;  sein  Einspruch  genügt,  um  die  Vereinbarung  zu  verhindern, 
wenn  es   sich  um  Immobilien  handelt. 

232.  Ist  der  Fallit  von  der  Haft  befreit  oder  hat  er  einen  Geleitsbrief 
erwirkt,  so  können  die  Verwalter  sich  seiner  zur  Erleichterung  und  Auf- 
klärung in  ihrer  Geschäftsführung  bedienen;  der  Richterkommissar  setzt 
die  B^ingangen  der  Thätigkeit  desselben  fest. 

233.  Die  aus  den  Verkäufen  und  eingetriebenen  Forderungen  einge- 
gangenen Gelder  werden  nach  Abzug  aller  Ausgaben  beim  Gericht 
hinterlegt.  Im  Laufe  der  ersten  drei  Tage  nach  Emp&ng  jeder  Summe 
Seitens  der  Verwalter  sind  diese  verpflichtet,  dem  Richterkommissar  schrift- 
lichen Beweis  ihrer  Hinterlegung  bei  Gericht  beizubringen;  andernfolls  sind 
sie  verpflichtet,  die  Zinsen  ffir  die  übrigen  Tage  zu  zahlen.  Die  Gelder, 
die  dem  Gerichte  von  Seiten  der  Verwalter  oder  anderer  Personen  auf 
Rechnung  des  Falliments  gegeben  werden,  können  nur  verabfolgt  werden, 
vermittelst  eines  schriftlidien  Antrages  der  Verwalter,  der  vom  Richter- 
kommissar geprüft  und  genehmigt  wird.  Wenn  gegen  den  Empfang  der 
Gelder  Einspruch  erhoben  wird,  so  sind  die  Verwalter  verpflichtet,  denselben 
zunächst  durch  Urtheil  des  Gerichts  zu  beseitigen.  Das  Gericht  kann  ge- 
statten, dass  das  Geld  direkt  in  die  Hände  der  Gläubiger  fliessen  soll  nach 
einem  von  den  Verwaltern  angestellten  Status,  der  von  dem  Richter- 
kommissar bestätigt  ist 

Abschnitt  IV. 
Von   konservatorischen   Massregeln. 

234.  Die  Verwalter  sind  mit  dem  Antritt  ihrer  Funktionen  gebalten, 
alle  nöthigen  Massregeln  zur  Erhaltung  der  Rechte  des  Falliten  gegen  dessen 
Schuldner  zu  ergreifen,  sei  es  durch  sofortige  Berechnung  der  Schuld,  sei 
es  durch  Sequestration  oder  Pfändung,  und  zwar  auf  den  Namen  der  Masse 
der  Gläubiger.  Dieselben  Massregeln  müssen  sie  ergreifen  auch  hinsichtlich 
der  Immobilien,  welche  sie  als  dem  Falliten  gehörig  aufiEinden. 

Abschnitt  V. 

Von    der    Prüfung    und    Feststellung    der   Forderungen 

des   Falliten. 

235.  Sofort  nach  dem  Urtheil,  betreffend  die  Eröffnung  des  Falliments, 
müssen  die  Gläubiger  beim  Gericht  die  Originaldokumente  und  Schriftstücke 
für  die  Summen,  die  sie  zu  empfangen  haben,  wie  auch  mit  ihrer  Unter- 
schrift versehene  Kopien  einreichen,  welche,  nachdem  sie  vom  Gericht  dem 
Wortlaut  nach  mit  inren  Originalen  verglichen  worden,  auf  der  Gerichts- 
schreiberei zu  hinterlegen  sind,  und  die  Gläubiger  empfangen  von  dem  Ge- 
richtsschreiber zugleich  mit  den  Originaldokumenten  und  Schriftstücken  eine 
Bescheinigung  über  die  Hinterlegung  der  Kopien.  Die  Kopien  sind  in  genauer 
Uebereinstimmung  mit  den  Originalen  anzufertigen,  d.  h.  mit  den  ver- 
besserten, mit  den  gestrichenen  und  den  in  Zwischenlinien  eingeschobenen 
Worten. 
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Die  Gläabi|2[er,  welche  bei  den  nach  Art.  206  ernannten  definitiven 
Verwaltern  ihre  Schriftstücke  und  Dokumente  nicht  abf^^egeben  haben,  werden 
durch  das  Amtsblatt  uud  durch  Schreiben  des  Gerichts  benachrichtigt, 
dass  sie  sich  binnen  20  Tagen,  gerechnet  von  der  Benachrichtigung  durch 
das  Amtsblatt,  selbst  oder  durch  Bevollmächtigte  bei  den  Verwaltern  des 
Falliments  mit  den  Schriftstücken  und  Originaldokumenten  über  die  Summen, 
welche  sie  zu  empfaogen  haben,  einfinden  müssen;  oder  wenn  sie  es  vor- 
ziehen, können  sie  vor  Gericht  erscheinen,  um  dort  gemäss  den  Be- 
stimmungen des  Art.  235  die  Kopien,  nachdem  diese  geprüft  sind,  zu  hinter- 
legen. Für  die  im  Fürstenthum  wohnhaften,  aber  in  einem  andern  vom 
Sitze  des  Gerichts  entfernten  Orte  wohnhaften  Gläubiger  wird  diese  Frist  um 
einen  Tag  für  jede  6  Stunden  Entfernung  zwischen  dem  Orte  des  Gerichts- 
sitzes und  dem  Wohnsitze  des  Gläubigers  verlängert.  Rücksichtlich  der 
ausserhalb  des  Fürstenthums  wohnenden  Gläubiger  beträgt  die  Frist 
120  Tage. 

237.  Die  Prüfung  und  Feststellung  der  Forderungen  beginnt  in  den 
ersten  drei  Tagen  nach  Ablauf  der  durch  den  Art.  236  Alinea  l  und  2  be- 
stimmten Fristen;  sie  erfolgt  ohne  Unterbrechung  und  findet  statt  an  dem  vom 
Richterkommissar  angezeigten  Orte,  Tag  und  Stunde.  Dieses  muss  in  der 
den  Gläubigern  nach  dem  vorhergehenden  Artikel  zu  ertheilenden  Benach- 
richtigung nothwendig  enthalten  sein.  Dennoch  werden  die  Gläubiger  von 
Neuem  dazu  geladen  durch  Schreiben  des  Gerichts,  sowie  durch  das  Amtsblatt. 
Die  Schriftstücke  und  Dokumente  über  Gelder,  welche  die  Verwalter  an 
sich  zu  nehmen  haben,  werden  vom  Richterkommissar  geprüft  und  festge- 
stellt; die  übrigen  aber  werden  kontradiktorisch  zwischen  dem  Gläubiger 
oder  dessen  Bevollmächtigten  und  den  Veiwaltem  in  Gegenwart  des  Richter- 
kommissars, welcher  ein  Protokoll  darüber  aufnimmt,  verificirt 

238.  Jeder  Gläubiger,  dessen  Forderung  geprüft  und  angenommen 
oder  in  die  Bilanz  eingetragen  wird,  kann  der  Verinkation  der  Schriftstücke 
und  Dokumente  der  übrigen  Gläubiger  beiwohnen  und  jede  Einwendung 
gegen  die  vorgenommenen  oder  vorzunehmenden  Verifikationen  an  die  ELand 
geben;  auch  der  Fallit  hat  dieses  Recht. 

289.  Das  Protokoll  über  die  Verifikation  besagt  den  Wohnsitz  der 
Gläubiger  und  der  Bevollmächtigten.  Es  enthält  die  summarische  Be- 
schreibung der  Urkunden  und  Schriftstücke,  es  erwähnt  die  Verbesserungen, 
die  Radirungen  und  Einschaltungen  zwischen  den  Linien  und  besagt,  ob 
die  Forderung  anerkannt  oder  bestritten  ist. 

240.  Der  Richterkommissar  kann  immer  und  von  Amtswegen  die  Vor- 
legung der  Bücher  der  Gläubiger  oder  einen  aus  denselben  von  dem  Orts- 
gericht gemachten  Auszug  venangen. 

241.  Wird  die  Forderung  anerkannt,  so  schreiben  die  Verwalter  auf 
das  Original  jeder  Urkunde  oder  jedes  Schriftstücks  folgende  von  ihnen 
unterzeichnete  Erklärung:  „Angenommen  zum  Passivstatus  des 
Falliments  des für  die  Summe  von den '* 

Der  Richterkommissar  bestätigt  diese  Erklärung  durch  seine  Unter- 
schrift. —  Jeder  Gläubiger  ist  binnen  einer  Frist  von  8  Tagen  nach  der 
Verifikation  seiner  Forderungen  gehalten,  vor  den  Verwaltern  und  dem 
Richterkommissar  zu  bekräftigen,   aass  die  besagte  Forderung  wahrhaft  ist. 

242.  Wird  die  Forderung  bestritten,  so  kann  der  Richterkommissar, 
ohne  den  Gläubiger  vorzuladen,  die  Sache  mit  Bericht  dem  Gerichte  vor- 
legen, welches  darüber  in  kurzer  Frist  entscheidet.  Das  Gericht  kann  an- 
ordnen, dass  eine  Untersuchung   der  Umstände   in  Gegenwart   des  Richter- 
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kommissars    vorgenommen    werde,    und    dass   die   Personen,    welche    darin 
Auskanfb  geben  Können,  vor  denselben  geladen  werden. 

243.  Wenn  die  Streitigkeit  über  Anerkennung  einer  Forderung  dem 
Gerichte  zur  Prüfung  übergeben  ist,  hat  das  Gericht,  wenn  die  Ursache 
nicht  derart  ist,  dass  sie  definitiv  vor  der  Erfüllung  der  durch  die  Art.  236 
und  241  getroffenen  Bestimmungen  für  die  im  Fürsteuthum  wohnhaften 
Personen  entschieden  werden  kann,  nach  Umständen  einen  Aufschub  anzu- 
ordnen oder  zu  bestimmen,  dass  eine  Versammlung  der  Gläubiger  zum 
Zwecke  der  Errichtung  eines  Akkordes,  d.  h.  eines  Abkommens  zwischen 
Gläubiger  und  Falliten,  stattfinde.  Ordnet  das  Gericht  eine  Versammlung  an, 
so  kann  es  vorläufig  bestimmen,  dass  der  Gläubiger,  dessen  Forderung  be- 
stritten ist,  zu  den  Berathungen  jener  Versammlung  mit  einer  Summe,  die 
durch  dieselbe  Bestimmung  bezeichnet  wird,  zugelassen  wird. 

244.  Schwebt  die  Streitigkeit  vor  dem  Polizeigericht,  so  entscheidet 
das  Handelsgericht,  ob  die  Versammlung  zur  Formirung  des  Akkordes 
verschoben  werden  oder  ins  Leben  treten  soll;  im  letzteren  Falle  urtheilt 
das  Polizeigericht,  vor  welchem  die  Streitigkeit  schwebt,  binnen  kurzer 
Frist  auch  über  die  Klage  der  Verwalter,  welcne  dem  zurückgewiesenen  Gläu- 
biger mitgetheilt  wird,  und  ohne  jede  andere  Procedur,  ob  die  Forderung 
jenes  Gläubigers  angenommen  werden  soll,  und  für  welche  Summe.  Ist  die 
Forderung  eines  Gläubigers  vor  dem  Strafgericht  oder  vor  dem  Zuchtpolizei- 
gericht anhängig,  so  kann  gleichfalls  das  Handelsgericht  die  Hinausschiebung 
des  Zusammentritts  der  Versammlung  bestimmen;  hat  es  aber  die  Einberufung 
der  Versammlung  bestimmt,  so  kann  es  nicht  gestatten,  dass  vorläufig  die 
Forderung  des  zurückgewiesenen  Gläubigers  angenommen  werde;  folglich 
kann  dieser  nicht  an  den  Verrichtungen  des  Falliments  theilnehmen,  bevor 
die  kompetenten  Gerichte  über  die  Ursache  entschieden  haben. 

245.  Der  Gläubiger,  dessen  Vorrecht  oder  dessen  Hypothek  allein  be- 
stritten wird,  ist  zu  den  Berathungen  des  Falliments  als  gewöhnlicher 
Gläubiger  zuzulassen. 

246.  Nach  Beendigung  der  in  den  Art.  236  und  241  f&r  die  im 
Fürstenthume  wohnenden  Personen  bestimmten  Fristen  wird  zur  Herbei- 
führung des  Akkordes  und  zur  Vornahme  aller  auf  das  Falliment  bezüg- 
lichen Handlungen  geschritten ;  es  werden  aber  die  ausserhalb  des  Fürsten- 
thums  wohnenden  rersonen,  von  welchen  die  Art.  307  und  308  handeln, 
abgesondert. 

247.  Die  bekannten  oder  unbekannten  Gläubiger,  welche  weder  er- 
scheinen, noch  die  Feststellung  in  den  zu  diesem  Zwecke  bestimmten 
Fristen  vornehmen,  werden  in  die  Vertheilung  des  Geldes  der  Masse  als 
Theilnehmer  nicht  aufgenommen.  Gleichwohl  steht  ihnen  der  Weg  des 
Einspruchs  offen,  aber  nur  bis  zur  Vollendung  jener  Vertheilung;  die  Kosten 
des  Einspruchs  fallen  ihnen  immer  zur  Last.  Ihr  Einspruch  kann  die  vom 
Gericht  verordnete  Vollziehung  der  Vertheilungen  nicht  hindern;  erfolgen 
aber  neue  Vertheilungen,  bevor  noch  das  Urtheil  über  ihren  Einspruch  er- 
geht, so  werden  diese  Gläubiger  für  die  Summe,  die  vom  Gericht  provi- 
sorisch bestimmt  ist,  angenommen  und  reservirt,  bis  das  Urtheil  über 
ihren  Einspruch  ergangen  ist.  —  Wenn  sie  später  von  den  Gläubigern 
angenommen  sind,  so  können  sie  von  den  früheren  vom  Gericht  genehmigten 
Vertheilungen  nichts  verlangen;  sie  haben  aber  das  Recht,  von  dem  Gelde 
und  dem  noch  unvertheilten  Vermögen  einen  analogen  Theil  des  ihnen  aus 
den  früheren  Vertheilungen  zukommenden  Antheils  zu  nehmen. 


XXVII.    Rumänien.  393 

KAPITEL  VI. 

Von  dem  Akkord  und  der  Vereinigung. 

Abschnitt  I. 
Von    der   Ladung    und   Versammlung   der   Gläubiger. 

248.  Binnen  den  ersten  drei  Tagen  nach  Ablauf  der  zur  Feststellung 
vorgeschriebenen  Fiisten  nach  Art.  241  ruft  das  Gericht  die  Gläubiger, 
deren  Forderungen  verificirt  oder  provisorisch  angenommen  worden  sind, 
zusammen,  um  über  den  Abschluss  des  Akkordes  zu  berathen;  die  Benach- 
richtigung, die  durch  das  Amtsblatt  erfolgt,  sowie  auch  die  Vorladungs- 
schreiben zeigen  den  Gegenstand  der  Versammlung  au. 

Zusatz  (gemäss  Gesetz  vom  2.  November  1850):  Wenn  nach  den 
gesetzlichen  Ladungen  einige  der  Gläubiger  weder  in  Person  erscheinen, 
noch  sich  durch  gehörig  legitimirte  Bevollmächtigte  vertreten  lassen,  so 
werden  die  Verrichtungen  des  Falliments  nur  in  Anwesenheit  derjenigen,  die 
erschienen  sind,  und  des  Richterkommissars  vorgenommen. 

249.  An  dem  Orte,  dem  Tage  und  zu  der  Stunde,  welche  von  dem 
Gerichte  bestimmt  worden,  bildet  sich  die  Versammlung  unter  dem  Vorsitz 
des  Richterkommissars;  die  Gläubiger,  deren  Forderungen  anerkannt  oder 
provisorisch  angenommen  sind,  erscheinen  selbst  oder  durch  Bevollmächtigte. 
—  Der  Fallit  wird  zu  dieser  Versammlung  geladen;  er  muss  sich  persön- 
lich einfinden,  wenn  er  nicht  in  Haft  ist  oder  wenn  er  einen  Begleitbrief 
cu'langt  hat,  und  nur  aus  gültigen  und  von  dem  Richterkommissar  gebilligten 
Gründen  kann  er  sich  durch  Bevollmächtigte  vertreten  lassen. 

250.  Die  Verwalter  erstatten  der  Versammlung  einen  Bericht  über  die 
Lage  des  Falliments,  über  die  Erfüllung  der  Förmlichkeiten  und  die  Mass- 
regeln, welche  stattgefunden  haben;  der  Fallit  wird  mit  seinen  Anzeigen  ge- 
hört. —  Der  Bericht  der  Verwalter  wird  von  diesen  unterzeichnet  und  dem 
Richterkommissar  übergeben,  welcher  über  das  Gesagte  und  das  von  der 
Versammlung  Bestimmte  ein  Protokoll  aufnimmt. 

Abschnitt  11. 

Von   dem    Akkord. 

(Unter  Akkord  wird  das  Abkommen  zwischen  dem  Falliten  und  den 
Gläubigern  verstanden.) 

§  1.     Von  dem  Abschluss  des  Akkordes. 

251.  Es  kann  kein  Abkommen  zwischen  den  versammelten  Gläubigern 
und  dem  falliten  Schuldner  geschlossen  werden,  bevor  die  oben  vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten  erfüllt  sind.  Dieser  Vertrag  kann  nicht  anders  zu 
Stande  kommen,  als  durch  Mitwirkung  einer  Anzahl  von  Gläubigern,  welche 
die  Majorität  bilden,  und  welche  ausserdem  nach  den  verificirten  und  ange- 
nommenen oder  provisorisch  angenommenen  Forderungen  drei  Viertel  der 
gesammten  Summe  repräsentiren,  gemäss  dem  V.  Abschnitt  des  V.  Kapitels. 
Jede  entgegengesetzte  Handlung  ist  nichtig. 

252.  Die  Hypothekengläubiger,  die  privileeirten  oder  Faustpfandgläu- 
bi^er  haben  bei  aen  auf  den  Akkord  bezüglichen  Verrichtungen  keine 
Stimme  für  ihre   gesicherten  Forderungen,    und   diese  Forderungen  werden 
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nicht  in  den  Akkord  eingeschlossen,  ausgenommen,  wenn  solche  Gläubiger 
ihre  Hypotheken,  Privilegien  und  Faustpfänder  aufgeben.  Der  Hypotheken- 
gläubiger, sowie  der  privilegirte  oder  der  Faustpfand  gläubiger,  welcher  seine 
Stimme  für  den  Akkord  giebt,  wird  angesehen,  als  habe  er  jede  ihm  zustehende 
Sicherstellung  aufgegeben,  und  wird  als  gewöhnlicher  Gläubiger  erachtet. 

253.  Der  Akkord  muss  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  während  der  Sitzung 
unterzeichnet  werden.  Wenn  nur  die  Majorität  der  Gläubiger  oder  nur  drei 
Viertel  der  geschuldeten  Summen  denselben  angenommen  haben,  so  wird 
die  Berathung  ein  fär  alle  Mal  auf  8  Tage  ausgesetzt;  in  diesem  Falle  ist 
das,  was  in  der  ersten  Versammlung  beschlossen  worden  ist,  nichtig. 

254.  Ist  der  Fallit  als  betrügerischer  Bankrottirer  verurtheilt,  so  kann 
kein  Akkord  geschlossen  werden.  Ist  eine  Untersuchung  wegen  betrüge- 
rischen Bankrotts  eingeleitet,  so  werden  die  Gläubiger  autgefordert,  zu  be- 
stimmen, ob  sie  den  Akkord  in  Berathung  ziehen  wollen,  falls  der  Beschul- 
digte als  nichtschuldig  erklärt  wird,  und  ob  sie  folglich  die  Berathung  über 
den  Akkord  bis  nach  Beendigung  des  Prozesses  hinausschieben.  Diese 
Hinausdchiebung  kann  nur  durch  die  in  Zahl  und  Summe  vorhandene  Majo- 
rität gemäss  Art.  251  bestimmt  werden.  Wenn  nach  Ablauf  der  Prorogations- 
frist  es  als  angemessen  erachtet  wird,  eine  Berathung  über  den  Akkord  vor- 
zunehmen, so  müssen  die  in  obigem  Artikel  festgesetzten  Vorschriften  genau 
beobachtet  werden. 

255.  Ist  der  Fallit  als  einfacher  Bankrottirer  verurtheilt,  so  kann  ein 
Akkord  geschlossen  werden.  Wenn  indess  Klage  dagegen  erhoben  wird, 
können  die  Gläubiger  die  Berathung  über  den  Aoschluss  des  Akkordes  bis 
zur  Beendigung  des  Prozesses  hinausschieben,  unter  Beobachtung  der  vor- 
hergehenden Bestimmungen. 

256.  Alle  Gläubiger,  welche  das  Recht  haben,  an  dem  Abschluss  des 
Akkordes  theilzunehmen  oder  deren  Forderungen  anerkannt  und  dann  ange- 
nommen worden  sind,  können  gegen  den  Akkord  Einspruch  erheben.  Der  Em- 
spruch  muss  begründet  sein,  und  es  werden  davon  die  Verwalter  und  der  Fallit 
in  der  Frist  von  8  Tagen,  vom  Akkord  an,  benachrichtigt,  andernfalls  wird  der 
Einspruch  nicht  in  Betracht  gezogen;  der  Einspruch  muss  das  Vorladungs- 
gesuch zur  ersten  Audienz  des  Gerichts  enthalten.  —  Ist  nur  ein  Verwalter 
ernannt  und  widersetzt  sich  derselbe  dem  Akkord,  so  ist  er  gehalten,  die 
Ernennung  eines  anderen  Verwalters  zu  verlangen,  gegen  welchen  er  die 
in  diesem  Artikel  vorgeschriebenen  Formen  erfüllen  kann.  —  Ist  die  Prü- 
fung des  Einspruchs  abhängig  von  anderen  Ursachen,  die  erst  au%eklärt 
werden  müssen,  und  welche  ihrer  Natur  nach  nicht  zur  Kompetenz  des 
Handelsgerichts  gehören,  so  prorogirt  das  Gericht  sein  Urtheil,  bis  jene 
Ursachen  entschieden  sind.  —  Das  Handelsgericht  bestimmt  eine  kurze 
Frist,  in  welcher  der  opponirende  Gläubiger  verpflichtet  ist,  sich  an  das 
kompetente  Gericht  zu  wenden,  und  derselbe  hat  darzuthun,  dass  er  seine 
Handlungen  in  der  bestimmten  Zeit  vorgenommen  hat. 

257.  Die  Bestätigung  des  Akkordes  wird  vom  Handelsgericht  nach- 
gesucht, welches  vor  Ablauf  der  Frist  von  8  Tagen,  die  durch  den  obigen 
Artikel  festgesetzt  ist,  nicht  befinden  kann.  Sind  im  Laufe  dieser  EVist 
Widersprüche  erhoben  worden,  so  entscheidet  das  Gericht  über  dieselben, 
sowie  auch  über  die  Bestätigung  des  Akkordes  durch  das  nämliche  Urtheil. 
—  Wird  der  Widerspruch  vom  Gericht  zugelassen,  so  verordnet  dasselbe 
die  Aufhebung  des  Akkordes  für  alle  Gläubiger. 

258«  Auf  alle  Fälle  hat  der  Richterkommissar,  noch  bevor  das  Gericht 
über  die  Bestätigung  des  Akkordes  entscheidet,  einen  Bericht  über  die  nach 
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seiner  Meinung  vorliegende  Natur   des    Falliments,    sowie   ob   ein   Akkord 
angenommen  werden  soll,  zu  erstatten. 

259.  Sind  die  obigen  Vorschriften  nicht  beobachtet,  oder  sind  Ursachen, 
die  das  ö£Pentliche  Interesse  oder  das  der  Gläubiger  berühren,  vorhanden, 
welche  die  Hinderung  des  Akkordes  begründen  können,  so  bestätigt  das 
Gericht  denselben  nicht. 

§  2.    Von  den  Folgen  des  Akkordes. 

260.  Die  Bestätigung  des  Akkordes  ist  bindend  für  alle  in  der  Bilanz 
aufgeführten  oder  nicht  angeführten  Gläubiger,  mit  festgestellten  oder 
nicht  festgestellten  Forderun^n,  und  sogar  für  die  ausserhalb  des  Fürstenthums 
wohnenden  Gläubiger,  sowie  für  diejenigen,  welche  auf  Grund  der  Art.  243 
und  244  provisorisch  zur  Berathung  der  Versammlung  Behufs  Abschliessung 
des  Akkordes  zugelassen  worden  sind,  welches  auch  die  Summe  ist,  die 
nachher  diesen  Gläubigern  durch  das  definitive  Urtheil  zugesprochen  ist. 

261.  Die  Bestätigung  des  Akkordes  setzt  die  Rechte  eines  jeden  der 
Gläubiger,  betreffend  die  Immobilien  des  Falliten,  die  durch  Alinea  2  Art.  234 
sichergestellt  sind,  fest.  Zu  diesem  Zwecke  wird  das  Urtheil  über  die  Be- 
stätigung des  Akkordes  den  Betreffenden  mitgetheilt,  um  in  das  Pfand- 
oder Sequestrationsregister  eingetragen  zu  werden,  ausgenommen,  wenn  es 
durch  den  Akkord  anders  bestimmt  worden  ist.^) 

262.  Nach  der  Bestätigung  wird  keine  Klage  auf  Aufhebung  des 
Akkordes  angenommen,  ausgenommen  wegen  nach  der  Bestätigung  ent- 
deckten Betrugs,  herrührend  entweder  aus  der  Verringerung  der  Summen, 
die  der  Fallit  zu  erhalten  hat,  oder  aus  einer  arglistigen  Erhöhung  seiner 
Schulden. 


Nachdem  die  Bestätigung  des  Akkordes  definitiv,  so  dass  sie 
nicht  mehr  der  Appellation  unterliegt,  entschieden  ist,  hört  das  Amt  der 
Verwalter  auf.  —  Diese  legen  dem  Falliten  die  Schlussrechnung  ab  in 
Gegenwart  des  Ricbterkommissars;  die  Rechnung  wird  erörtert  und  abge- 
schlossen. Die  Verwalter  geben  dem  Falliten  sein  ganzes  Vermögen, 
die  Bücher,  Papiere  und  Sachen  gegen  Quittung  zurück.  —  Es  wird  vom 
Richterkommissar,  dessen  Funktion  aufhört,  ein  Protokoll  aufgenommen. 
—  Entsteht  aber  Streitigkeit  wegen  Uebergabe  der  Rechnung  und  Schätzung 
des  Vermögens  des  Falüten,  so  entscheidet  das  Gericht 

§  3.    Von  der  Annullirung  oder  Aufhebung  des  Akkordes. 

264.  Die  Annullirung  des  Akkordes,  sei  es  wegen  Betruges  oder 
wegen  Verurtheilung  des  Falliten  als  betrügerischen  Bankrottirers  nach  Be- 
stätigung des  Akkordes,  befreit  diejenigen,  welche  für  den  Falliten  persön- 
lich Bürgschaft  geleistet  haben,  von  jeder  Haftbarkeit.  —  Falls  der  Fallit 
die  Bedingungen  des  Akkordes  nicht  erfüllt,  kann  die  Annullirung  desselben 
beim  Gericht  verlangt  werden,  wo  sich  auch  diejenigen,  die  für  die  Erfül- 
lung des  Akkordes  Bürgschaft  geleistet  haben,  einfinden  müssen ;  erscheinen 
sie  nicht,  so  werden  sie  zum  zweiten  Mal  gemäss  der  Prozessordnung  ge- 
laden. —  Die  Annullirung  des  Akkordes  befreit  diejenigen  Bürgen,  die  sich 
verpflichtet  haben,  die  Erfüllung  des  ganzen  oder  eines  Theils  des  Akkordes 
sicher  zu  stellen,  nicht. 

265.  Wird  nach  Bestätigung  des  Akkordes  der  Fallit  wq^en  betrüge- 
rischen   Bankrotts  verfolgt,  und    befindet  er   sich    unter   Aufsicht   oder   in 


1)  Vgl.  Art  1780  des  Civügesetzbuches. 
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Haft,  so  kann  das  Gericht  anordnen,  alle  Sicherungsmassregeln  hinsichtlich 
des  Vermögens  des  Falliten  zu  ergreifen.  Diese  Massregeln  cessiren 
eo  ipso  mit  dem  Tage,  an  welchem  es  entschieden  wird,  dass  die  Beschul- 
digung nicht  begründet  ist,  oder  dass  der  Beschuldigte  von  der  Beaufsich- 
tigung befreit  wird,  oder  dass  er  einen  Geleitsbrief  hat. 

266.  Wird  der  Fallit  als  betrügerischer  Bankrottirer  erklärt,  oder 
wird  der  Akkord  annullirt  oder  aufgehoben,  so  ernennt  das  Gericht  durch 
dasselbe  Urtheil  wegen  AnnuUirung  oder  Aufhebung  einen  Kichterkommissar 
und  einen  oder  mehrere  Verwalter.  —  Diese  Verwalter  können  zur  Siege- 
lung des  Vermögens  des  Falliten  schreiten  mit  Hülfe  der  Polizei,  und  un- 
verzüglich eine  Protokollirung  der  Summen,  Urkunden,  Aktien  und  Papiere 
nach  dem  alten  Inventar  vornehmen  und,  wenn  es  nöthig  ist,  ein  Nachtrags- 
inventar aufstellen.  —  Sie  stellen  eine  Nachtragsbilanz  auf.  —  Sie  beantragen, 
dass  sofort  und  zugleich  mit  dem  Urtheil,  durch  welches  sie  zu  Verwaltern 
ernannt  werden,  auch  eine  Vorladung  durch  das  Amtsblatt  an  die  Gläubiger 
ergehe,  wenn  solche  vorhanden  sind,  dass  sie  binnen  20  Tagen  ihre  Doku- 
mente zur  Feststellung  vorlegen.  Diese  Ladung  erfolgt  auch  Seitens  des 
Gerichts  gemäss  Art.  236  und  237. 

267.  Es  erfolgt  unverzüglich  die  Feststellung  der  Dokumente  und 
Schuldurkunden,  die  auf  Grund  des  obigen  Artikels  vorgelegt  werden.  — 
Es  werden  nicht  mehr  geprüft  die  Forderungen,  die  angenommen  oder  vor- 
her verificirt  wurden,  unbeschadet  des  Rechts,  diejenigen  zu  verwerfen  oder 
zu  reduciren,  die  ganz  oder  nur  theil weise  bezahlt  sind. 

268.  Sind  diese  Massnahmen  beendet,  so  werden  die  Gläubiger  ge- 
laden, wenn  kein  neuer  Akkord  geschlossen  ist,  um  ihre  Meinung  zu  äussern, 
ob  die  Verwalter  beizubehalten  sind,  oder  ob  andere  ernannt  werden  sollen. 
—  Es  werden  keine  Vertheilungen  vorgenommen,  ausser  denjenigen,  die 
neue  Gläubiger  betreffen,  nach  Ablauf  der  durch  Art,  236,  241  für  die  im 
Fürstenthum  wohnenden  Gläubiger  bestimmten  Fristen. 

269.  Die  Handlungen  des  Falliten^  die  nach  der  Bestätigung  und  vor 
der  Annullirung  oder  Aufhebung  des  Akkordes  vorgenommen  sind,  sind 
nicht  nichtig,  ausgenommen  im  Falle  des  Betrugs  gegen  die  Rechte  der 
Gläubiger. 

270.  Die  Gläubiger  vor  dem  Akkord  treten  von  Neuem  in  ihre  vollen 
Rechte  ein,  aber  nur  gegen  den  Falliten;  sie  können  aber  in  der  Masse  nur 
nach  folgender  Massgabe  figuriren,  nämlich: 

wenn    sie   keine  Dividende   ihrer  Forderung    erhalten  haben,    so 
treten  sie  mit  der  ganzen  Forderung  ein; 

haben  sie  eine  Dividende  der  Forderung  erhalten,   so    treten   sie 
für  den  Rest  der  Forderung  ein,  für  welchen  sie  nicht  ihre  entspre- 
chende Dividende  erhalten  nahen. 
Die   Bestimmungen    dieses    Artikels    sind   genau   zu    beobachten   und 
finden,  im  Falle  eines  zweiten  Falliments,  ohne  vorgängige  Annullirung  oder 
Aufhebung  des  Akkordes  Anwendung. 

Ergänznngs-tiesetz  vom  2.  November  1850, 
betreffend  die  Einstellung  des  Fallimentsyerfahrens  wegen  ungenügender  Aktivmasse. 

1.  In  jeder  Zeit  des  Falliments,  bevor  der  Akkord  bestätigt  oder  die  Ver- 
einigung der  Gläubiger  gebüdet  ist,  kann  das  Gericht  auf  Grund  des  Berichts 
des  Richterkommissars,  wenn  der  Lauf  des  Fallimentsverfahrens  wegen 
Mangel  der  Aktiva  aufgehalten  ist,  von  Amtswegen  die  fiinstellnng  des  Fal- 
limentsyerfahrens aussprechen. 
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In  Folge  eines  solchen  Erkenntnisses  ist  jeder  Qlänbiger  wieder  znr  Aos- 
übong  seines  individaelien  Rechts  gegen  das  Vermögen  and  die  Person  des 
Falliten  Behufs  Befriedigung  seiner  Forderung  befugt. 

Die  Vollstreckung  dieses  Erkenntnisses  ist  auf  die  Frist  eines  Monats, 
gerechnet  von  seinem  JJatum,  lu  suspendiren. 
2.  Der  Fallit  und  jeder  andere  Interessent  kann  jederzeit  vom  Gericht  die  Auf- 
hebung des  obigen  Erkenntnisses  verlangen,  wenn  er  beweist,  dass  Aktiva  zur 
Deckung  der  Kosten  des  Fallimentsverfahrens  vorhanden  sind,  oder  wenn  er  in 
die  Hänae  der  Verwalter  eine  für  diesen  Zweck  genügende  Summe  niederlegt 

In  jedem  Falle  sind  die  Kosten,  die  in  Sachen  des  Falliments  verursacnt 
sind,  vorher  zu  bezahlen. 

Abschnitt  III. 
Von    der  Vereinigung   der   Gläubiger. 

271.  Die  Vereinigung  ist  ein  Akt,  durch  welchen  die  Gläubiger  eines 
Fallit en,  welche  keinen  Akkord  erlangen  konnten,  sich  vereinigen,  um  an- 
gemessene Massregeln  zu  ergreifen,  damit  sie  sich  nach  Möglichkeit  aus  dem 
Vermögen  des  Falliten  schadlos  halten. 

272.  Ist  kein  Akkord  zu  Stande  gekommen,  so  werden  die  Gläubiger 

gesetzlich  als  im  Zustande  der  Vereinigung  befindlich  angesehen.  Der 
ichterkommissar  hat  sie  sofort  zu  befragen,  sowohl  über  die  Art  der  Ver- 
waltung der  Angelegenheiten  des  Falliments,  als  auch  über  den  Nutzen,  die 
Verwalter  beizubehalten  oder  zu  wechseln.  —  Die  privilegirten ,  hypothe- 
karischen oder  Faustpfand-Gläubiger  werden  zu  dieser  Beratbung  zugelassen. 
—  Es  wird  ein  Protokoll  über  die  Ansichten  und  die  Bemerkungen  der 
Gläubiger  aufgenommen,  und  das  Gericht  entscheidet,  nachdem  es  den  Inhalt 
des  Protokolls  eingesehen  hat,  gemäss  der  Bestimmung  des  Art.  206.  Die 
Verwalter,  welche  ersetzt  werden,  sind  verpflichtet,  den  neaen  Verwaltern 
Rechnung  zu  legen  in  Gegenwart  des  Richterkommissars,  wozu  auch  der 
Fallit  ordnungsgemäss  zu  laden  ist. 

273.  Die  Gläubiger  werden  befragt,  ob  dem  Falliten  eine  Unterstützung 
aus  dem  vorgefundenen  Vermögen  gewährt  werden  soll.  Hat  die  Mehrheit 
der  gegenwärtigen  Gläubiger  darin  gewilligt,  so  kann  dem  Falliten  aus  jenem 
Vermögen  eine  Summe  als  Unterstützung  gegeben  werden.  Die  Verwalter 
haben  die  Höhe  dieser  Summe,  welche  dann  das  Gericht  bestimmt,  vor- 
zuschlagen. 

274.  Hat  eine  Handelsgesellschaft  fjallirt,  so  können  die  Gläubiger 
mit  einem  oder  mehreren  Gesellschaftern  einen  Akkord  schliessen.  In  diesem 
Falle  bleibt  das  ganze  Vermögen  der  Gesellschaft  für  Rechnung  der  Ver- 
einigung der  Gläubiger;  aber  das  persönliche  Vermögen  der  Gesellschafter, 
mit  welchen  der  Akkord  abgeschlossen  ist,  geht  nicht  für  Rechnung  der 
Vereinigung;  und  das  besondere  Abkommen,  welches  durch  den  Akkord 
abgeschlossen  wurde,  kann  diejenigen,  die  es  erlangt  haben,  nur  verpflichten, 
eine  Akkorddividende  aus  ihrem  besonderen  Vermögen  zu  zahlen,  nicht  aus 
demjenigen  der  Gesellschaft.  Der  Gesellschafter,  welcher  den  besonderen 
Akkord  für  sich  erlangt  hat,  ist  frei  von  jeder  Solidarität. 

275.  Die  Verwalter  repräsentiren  die  Masse  der  Gläubiger  und  sind 
betraut  mit  der  Abrechnung  der  Schulden.  Gleichwohl  können  dieselben  von 
den  Gläubigem  ermächtigt  werden,  die  Unternehmungen  des  Falliten  fortzu- 
setzen. Der  Beschluss.  durch  welchen  den  Verwaltern  diese  Ermächtigung 
ertheilt  wird,  bestimmt  aessen  Ausdehnung  und  Dauer,  sowie  auch  die  Summen, 
die  die  Verwalter  behalten  können,  um  die  Kosten  zu  bestreiten.  Dieser 
Beschluss  kann  nur  stattfinden  in  Gegenwart  des  Richterkommissars  und  mit 
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einer  Majorität  von  drei  Vierteln  der  Gläubiger  in  Zahl  und  Summe.  Der  Fallit 
und  die  Gläubiger,  welche  anderer  Meinung  sein  möchten,  können  gegen 
diesen  Beschluss  beim  Gericht  Widerspruch  erheben,  aber  ihr  Widerspruch 
suspendirt  die  Ausführung  des  Beschlusses  nicht. 

276.  Haben  die  Massregeln  der  Verwalter  Verpflichtungen  zur  Folge, 
welche  das  Vermögen,  das  auf  Rechnung  der  Veremigung  der  Gläubiger 
verwaltet   wird,    überschreiten,    so   sind  die  Gläubiger,  die  jene  Massregeln 

festattet  haben,  allein  haftbar  auch  über  die  Summen,  die  sie  zu  erhalten 
aben,  hinaus,  aber  nur  insoweit  sie  die  Verwalter  ermächtigt  haben;  diese 
Gläubiger  haben  zur  Zahlung  beizusteuern  nach  Verhältniss  der  Summen, 
die  sie  aus  dem  Vermögen  des  Falliten  zu  erhalten  haben. 

277.  Die  Verwalter  sind  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Immo- 
bilien, Waaren  und  Mobilien  des  Falliten  verkauft,  sowie  auch,  dass  seine 
Aktiva  und  Passiva  liquidirt  werden;  alles  dieses  hat  zu  erfolgen  unter 
Aufsicht  des  Richterkommissars  und  ohne  Noth wendigkeit,  den  Falliten  zu 
laden. 

278.  Den  im  Art.  231  festgesetzten  Vorschriften  gemäss,  können  die 
Verwalter  bezüglich  jeder  Art  von  Rechten,  die  dem  Falliten  zustehen,  Ver- 
einbarungen treffen,  wenn  auch  dieser  Widerspruch  erhebt. 

279.  Die  Gläubiger,  die  im  Zustande  der  Vereinigung  sind,  werden 
durch  das  Gericht  geladen,  wenigstens  einmal  im  ersten  Jahre,  sowie 
auch  in  den  folgenden  Jahren,  wenn  es  sich  verlängern  sollte,  zusammen- 
zutreten. Bei  diesen  Versammlungen  sind  die  Verwalter  verpflichtet,  Rechnung 
von  ihrer  Verwaltung  zu  legen,  und  sie  werden  in  ihrem  Amt  beibehalten 
oder  nach  den  in  den  Art.  206  und  272  vorgeschriebenen  Formen  gewechselt 

280.  Ist  die  Liquidation  des  Falliments  beendet,  so  werden  die  Gläu- 
biger wiederum  vom  Gericht  zur  Versammlung  geladen.  Bei  dieser  letzten 
Versammlung  müssen  die  Verwalter  Rechnung  legen ;  der  Fallit  ist  zugegen 
oder  wird  ordnungsgemäss  geladen.  —  Die  Gläubiger  geben  die  Erklärung 
ab^  ob  der  Fallit  entschuldbar  ist.  Zu  diesem  Zwecke  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  in  welchem  jeder  Gläubiger  seine  Ansichten  und  Bemerkungen 
äussern  kann.  —  Nach  Schluss  dieser  Versammlung  ^ört  die  Vereinigung 
der  Gläubiger  von  Rechtswegen  auf. 

281.  Der  Richterkommissar  legt  dem  Gericht  die  Erklärung  der 
Gläubiger  wegen  der  Entschuldbarkeit  des  Falliten  vor,  sowie  auch  einen 
Bericht  über  die  Art  und  die  Umstände  des  Falliments.  —  Das  Gericht  ent- 
scheidet, ob  der  Fallit  entschuldbar  ist  oder  nicht. 


Ist  der  Fallit  nicht  als  entschuldbar  befunden,  so  haben  die 
Gläubiger  wiederum  das  Recht,  auf  ihre  Rechnung  sowohl  gegen  das  Ver- 
mögen, als  auch  gegen  die  Person  des  Schuldners  vorzugehen.  Ist  er  als 
entschuldbar  befunden,  so  ist  er  von  der  Haft  gegenüber  den  Gläubigern  des 
Falliments  frei,  und  diese  können  nur  gegen  sein  Vermögen  vorgehen. 

283.  Es  sind  nicht  entschuldbar:  die  betrügerischen  Bankrottirer, 
die  Stellionatare  (d.  h.  die  Personen,  die  fremdes  Eigenthum  als  ihr  eigenes 
verkauft  oder  verpfändet  oder  die  Immobilien,  die  bereits  Anderen  verpfändet 
waren,  verpfändet  haben,  ohne  davon  Kenntniss  gegeben  zu  haben);  die 
wegen  Diebstahls,  Betrugs  oder  Vertrauensmissbrauchs  Verurtheilten,  sowie 
auch  die  Verwalter  öffentlicher  Gelder. 

284.  Kein  kaufmännischer  Schuldner  wird  vom  Gericht  mit  dem 
Gesuch  gehört,  zu  der  Wohlthat  der  Cessio  bonorum  verstattet  zu  werden. 
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KAPITEL  VII. 

Von  den  verschiedenen  Arten  der  Gläubiger  und  von  den  Rechten 
derselben  im  Falle  des  Falliments. 

Abschnitt  I. 
Von    den    Solidarschuldnern    und    von    den    Bürgen. 

285.  Der  Gläubiger,  welcher  Inhaber  von  Wechseln  oder  Verpflich- 
tungsscheinen ist,  die  von  dem  Falliten  und  anderen  Mitverpflichteten, 
welche  auch  im  Fallimentszustande  sind,  solidarisch  unterzeichnet,  girirt  oder 
garantirt  sind,  nimmt  an  den  Vertheilungen  in  allen  Massen  Theil  und 
ligurirt  mit  den  io  den  Wechseln  und  Verpflichtungsscheinen  enthaltenen 
Summen  bis  zur  vollständigen  Befriedigung. 

286.  Die  Fallimentsmassen  der  Solidarschuldner  können  Betreflts  der 
Dividenden,  die  einem  solchen  Gläubiger  gezahlt  worden  sind,  keine  Regress- 
klagen gegen  einander  anstellen;  ausgenommen,  wenn  dieGesammtdividende, 
welche  aus  dieser  Fallimentsmasse  gezahlt  worden  ist,  die  Gesammtsumme 
des  Kapitals  nebst  Zinsen  und  Kosten  übersteigt,  in  welchem  Falle  der 
Ueberschuss  nach  der  Reihenfolge  der  Verpflichtungen  zurückzuerstatten  ist 
an  denjenigen  der  Solidarschuldner,  für  welchen  die  anderen  gebürgt  haben. 

287.  Hat  der  Gläubiger,  welcher  Inhaber  von  Schuldscheinen  ist,  für 
welche  der  Fallit  und  andere  Mitverpflichtete  solidarisch  haftbar  sind,  einen 
Theil  seiner  Forderung  vor  dem  Fallimente  erhalten,  so  tritt  er  in  die  Masse 
mit  dem  Reste  der  Forderung  und  hat  das  Recht,  für  diesen  Rest  den  Solidar- 
schuldner oder  den  Bürgen  zu  verklagen;  aber  der  Solidarschuldner  oder 
der  Bürge,  welcher  jenen  Rest  bezahlt,  tritt  damit  in  die  Masse  der 
Gläubiger  des  Falliten. 

288.  Wenn  auch  ein  Akkord  geschlossen  ist,  so  bewahren  die  Gläubiger 
ihr  Klagerecht  auf  volle  Befriedigung  ihrer  Forderungen  gegen  die  Mitver- 
pflichteten des  Falliten. 

Abschnitt  U. 

Von    den    Pfandgläubigern    und    den    Gläubigern    mit 
Vorrecht   auf   das   Mobiliarvermögen. 


Die  Gläubiger  des  Falliten,  welche  durch  ein  gesetzliches  Pfand 
sicher  gestellt  sind,  werden  nur  pro  notitia  in  der  Masse  aufgeführt. 

290.  D^e  Verwalter  können  jederzeit  mit  Einwilligung  des  Richter- 
kommissars die  Pfänder  zu  Gunsten  der  Fallimentsmasse  einlösen,  indem  sie 
die  Schuld  bezahlen. 

291.  Wird  das  Pfand  von  den  Verwaltern  nicht  eingelöst  und  von 
dem  Gläubiger  für  einen  höheren  Preis,  als  die  Forderung  beträgt,  verkauft, 
so  haben  die  Verwalter  den  Ueberschuss  einzuziehen;  ist  der  Preis  geringer 
als  die  Forderung,  so  tritt  der  Pfandgläubiger  mit  dem  Rest  der  Forderung 
in  die  Masse,  aber  nur  als  gewöhnlicher  Gläubiger. 

292.  Das  Salair  der  Arbeiter,  welche  der  Fallit  direkt  im  letzten 
Monat  vor  Eröffnung  des  Falliments  beschäftigt  hat,  das  Salair  der  Domesti- 
ken aus  dem  letzten  Jahre,  der  Betrag  der  vom  Falliten  für  sich  und 
seine   Familie   im   Laufe   der   letzten   6   Monate   entnommenen   Nahrungs- 
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mittel,  Prozesskosten,  Kosten  der  letzten  Krankheit  des  Falliten  und  seiner 
Familie,  Beerdigungskosten  des  Falliten  oder  eines  Mitgliedes  seiner  Familie 
im  letzten  Jahre  werden  unter  die  privilegirten  Forderungen  angenommen. 
An  dieselbe  Stelle  werden  auch  das  Gehalt  der  Buchhalter  und  Schreiber 
des  Falliten  für  die  6  Monate  vor  Eröffnung  des  Falliments  zugelassen. 

293*  Wer  dem  Falliten  bewegliche  Gegenstände  verkauft  hat,  hat  nicht 
das  Recht,  dieselben  zurückzuverlangen,  oder  deren  Werth  mit  Vorzugsrecht 
zu  fordern,  sondern  sie  werden  als  zu  dem  Vermögen  des  Falliten  gehörig 
betrachtet,  und  der  Verkäufer  tritt  in  die  Masse  ein  als  gewöhnlicher 
Gläubiger. 

WA.  Die  Verwalter  müssen  dem  Gericht  ein  Verzeichniss  der  Gläubiger, 
die  Anspruch  auf  ein  Vorrecht  bezüglich  der  Mobilien  zu  haben  behaupten, 
einreichen,  und,  nachdem  der  Richterkommissar  dasselbe  für  gut  befunden, 
genehmigt  er  ihre  Bezahlung  aus  den  ersten  Geldern,  welche  eingehen 
werden ;  ist  aber  das  Vorrecht  bestritten,  so  entscheidet  darüber  das  Gericht. 

Abschnitt  III. 

Von   den   Rechten   der  Hypotheken-    und    bevor- 
rechtigten Gläubiger   an    den   Immobilien. 

295.  Erfolgt  die  Vertheilung  des  Kaufpreises  der  Immobilien  vor  dei*- 
jeni^en  des  Kau^reises  der  Mobilien  oder  zu  gleicher  Zeit,  so  treten  die 
privilegirten  oder  die  Hypothekengläubiger,  die  aus  dem  Preis  der  Immo- 
bilien nicht  völlig  befriedigt  sind,  mit  dem  Rest  ihrer  Forderungen  in  die 
Masse,  vorausgesetzt,  dass  diese  Forderungen  nach  den  oben  festgesetzten 
Vorschriften  verificirt  und  bekräftigt  sind. 

296.  Erfolgt  eine  öder  erfolgen  mehrere  Vertheilungen  von  Geldern, 
die  aus  dem  Verkaufe  von  Mobilien  eingegangen  sind,  vor  der  Vertheilung 
des  Kaufpreises  der  Immobilien,  so  konkurriren  die  privilegirten  und  die 
Hypotheken-Gläubiger,  deren  Forderungen  verificirt  und  bekräftigt  worden 
sina,  bei  den  Vertheilungen  nach  Verhältniss  ihrer  ganzen  Forderungen, 
vorbehaltlich  der  eintretenden  Falles  stattfindenden  Abzüge,  wovon  unten 
die  Rede  sein  wird. 

297.  Nach  dem  Verkaufe  der  Immobilien  und  nach  Erlass  des  Kollo- 
kationsurtheils  unter  den  hypothekarischen  und  privilegirten  Gläubigern  er- 
halten diejenigen,  die  für  ihre  ganzen  Forderungen  auf  den  Kaufpreis  der 
Immobilien  nützlich*)  koUocirt  sind,  vollständig  diese  ihnen  durch  Hypothek 
zugesicherte  Forderung,  nur  nach  Abzug  der  Summen,  die  sie  bei  den 
früher  bewirkten  Vertheilungen  unter  die  Chirographargläubiger  erhalten 
haben.  —  Die  auf  solche  Art  in  Abzug  gebrachten  Summen  bleiben  nicht 
in  der  Hypothekarmasse,  sondern  fliessen  zur  Chirographarmasse  zurück,  zu 
deren  Nutzen  sie  reservirt  werden. 

298.  Rücksichtlich  der  Hypothekargläubiger,  welche  bei  der  Ver- 
theilung des  Kaufpreises  der  Immobilien  nur  theilweise  koUocirt  werden, 
wird  in  folgender  Art  verfahren :  Ihre  Rechte  auf  die  Chirographarmasse 
werden  nach  den  Summen,  für  welche  sie  nach  ihrer  Kollokation  in  der 
Immobiliarmasse  noch  Gläubiger  bleiben,  definitiv  bestimmt  und  dann  die 
Summen,  die  sie  über  dieses  Verhältniss  hinaus  bei  der  früheren  Vertheilung 
empfangen  haben,  werden  ihnen  auf  den  Betrag  ihrer  HypothekarkoUakation 
abgezogen  und  in  die  Chirographarmasse  zurückgebracht. 

*)  d.  h.  derart,  dass  sie  ganz  oder  theilweise  ihre  BeMedigung  erhalten  haben. 
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Die   Gläubiger,    die   unter   die    hypothekarischen    gesetzt    sind, 

welche  nicht  nützlich  kollocirt  sind,  werden  als  blosse  Chirographargläubiger 
angesehen,  und  sind  den  Folgen  des  Akkordes  und  aller  Operationen  der 
Masse  dieser  letzteren  unterworfen. 

Abschnitt  IV. 
Von   den   Rechten    der   Ehefrau. 

300.  Wird  der  Ehemann  als  Fallit  erklärt,  so  nimmt  die  Ehefrau  die 
Immobilien,  die  sie  als  Dotalgut  eingebracht  hat,  sowie  auch  das  unbeweg- 
liche Paraphernalgut,  welches  ihr  gehört,  zurück.    ' 

301.  Die  Ehefrau  nimmt  gleichfalls  die  Immobilien  zurück,  welche  von 
ihr  selbst  oder  in  ihrem  Namen  mit  den  aus  Erbschaften,  Schenkungen  oder 
Vermächtnissen  herrührenden  Geldern  erworben  sind;  vorausgesetzt,  dass  die 
Erklärung  der  Verwendung  in  der  Er werbungs Urkunde  ausdrücklich  ent- 
halten ist,  und  dass  der  Ursprung  der  Gelder  durch  ein  Inventar,  durch 
einen  Theilungsvertrag  oder  durch  irgend  eine  andere  authentische  Urkunde 
dargethan  wird. 

302.  Ausser  dem  in  obigem  Artikel  vorgesehenen  Falle  wird  das  von 
der  Frau  des  Falliten  erworbene  Vermögen  als  das  seinige  angesehen,  wenn 
es  mit  seinem  Gelde  bezahlt  worden  ist,  und  bildet  dann  einen  Theil 
seiner  Vermögensmasse,  vorbehaltlich  des  Rechtes  der  Frau,  den  Beweis  des 
Gegentheils  zu  führen. 

303.  Die  Ehefrau  kann  die  Mobilien,  die  sie  als  Dos,  Erbschaft  oder 
Vermächtniss  erworben  hat,  zurücknehmen;  sie  muss  aber  bezüglich  der 
ersteren  durch  einen  gehörig  beglaubigten  Dotalvertrag  darthun,  dass  es  die 
nämlichen  sind,  die  sie  in  das  Haus  ihres  Ehemannes  gebracht  hat;  bezüg- 
lich der  letzteren  den  Beweis  durch  gesetzliche  Urkunden  erbringen.  Erbringt 
die  Frau  keinen  solchen  Beweis,  so  werden  alle  Mobilien,  die  zu  dem  Ge- 
brauch des  Mannes  oder  der  Frau  vorhanden  sind,  auf  Rechnung  der 
Gläubiger  genommen,  und  die  Verwalter  geben  der  Frau  mit  Ermächtigung 
des  Richterkommissars  nur  die  Kleider  und  die  Wäsche,  die  zu  ihrem  Ge- 
brauch dienen. 

304.  Hat  die  Frau  für  ihren  Mann  Schulden  bezahlt,  so  besteht  die 
gesetzliche  Vermuthung,  dass  sie  dies  mit  dem  Gelde  ihres  Mannes  gethan 
habe;  sie  kann  demzufolge  in  dem  Falliment  keine  Klage  anstellen,  vor- 
behaltlich des  Gegenbeweises,  gemäss  der  Bestimmung  des  Art.  302. 

KAPITEL  Vm. 

Von  der  Vertheilung  unter  die  Gläubiger  und  der  Liquidation 
des  Mobiliarvermogens  des  Falliten. 

305.  Der  Betrag  des  aktiven  Mobiliarvermögens  des  Falliten  nach 
Abzug  der  Kosten  und  Auslagen  der  Verwaltung  des  Falliments,  der  Unter- 
stützung, welche  dem  Falliten  oder  seiner  Familie  bewilligt  worden  ist,  und 
der  den  privilegirten  Gläubigern  gezahlten  Summen,  wird  unter  alle  Gläubiger 
nach  Verhältniss  ihrer  verificirten  und  bekräftigten  Forderungen  vertheilt. 

306.  Zu  diesem  Zweck  übergeben  die  Verwalter  jeden  Monat  dem 
Gericht  einen  Status  über  die  Lage  des  Falliments  und  über  die  in  der 
Kasse  befindlichen  Gelder;  das  Gericht  ordnet  im  geeigneten  Falle  eine 
Vertheilung  dieser  Gelder  unter  die  Gläubiger  an,  bestimmt  den  verhältniss- 

Boroliardt,   Handelsreebt.  IV.  26 
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jnässi^n  Theil  eines  jeden  und  veranlasst,  dass  alle  Gläubiger  davon  Eennt- 
niss  erlangen. 

307.  Es  erfolgt  keine  Vertheilung  unter  die  im  Fürstenthum  wohnen- 
den Gläubiger,  wofern  nicht  als  Reserve  die  Summe  der  Forderungen  bei 
Seite  gelegt  wird,  mit  welcher  die  ausserhalb  des  Fürstentbums  wohnenden 
Gläubiger  in  die  Bilanz  eingetragen  sind.  Wenn  es  den  Anschein  hat, 
dass  diese  Forderungen  auf  eine  ungenaue  Weise  in  die  Bilanz  eingetragen 
wurden,  so  kann  dÄs  Gericht  bestimmen,  dass  die  Reserve  erhöht  werde, 
und  es  steht  den  Verwaltern  das  Recht  zu,  wenn  sie  meinen,  dass  den 
übrigen  Gläubigern  dadurch  Unrecht  geschieht,  bei  Gericht  dagegen  Ein- 
spruch zu  erheben,  welches  dazu  verpflichtet  isl^  dies  in  Betracht  zu  ziehen 
und  darüber  zu  entscheiden. 

308.  Dieser  Antheil  wird  als  Reserve  betrachtet  und  reservirt  bis 
nach  Ablauf  der  durch  das  letzte  Alinea  des  Artikel  236  bestimmten  Frist. 
Derselbe  wird  unter  alle  anerkannte  Gläubiger  vertheilt,  wenn  die  im  Aus- 
lande wohnenden  nicht  Sorge  getragen  haben,  ihre  Forderungen  nach  Mass- 
gabe dieses  Gesetzes  zu  verificiren.  Eine  solche  Reserve  erfolgt  auch 
für  diejenigen  Forderungen,  über  deren  Zulassung  kein  definitives  Urtheil 
erfolgt  ist 

309.  Keine  Zahlung  darf  von  Seiten  der  Verwalter  erfolgen,  ausser 
gegen  Vorzeigung  der  Originalurkunde.  —  Die  Verwalter  vermerken  auf  der 
Urkunde  die  oumme,  die  sie  gezahlt  haben,  oder  deren  Zahlung  ihnen  befohlen 
wurde  gemäss  dem  Art.  233.  Gleichwohl  kann  der  Richterkommissar,  wenn 
es  nicht  möglich  ist,  die  Urkunde  selbst  im  Original  vorzulegen,  die  Ver- 
walter ermächtigen,  zu  zahlen,  nachdem  er  zuvor  das  Protokoll  über  die 
Verificirung  der  Forderung  eingesehen  hat.  Wie  dies  auch  sein  mag,  so  hat 
der  Gläubiger  eine  Quittung  am  Rande  des  Vertheilungsstatus  zu  leisten. 

310.  Die  Vereinigung  der  Gläubiger  kann,  nach  gehöriger  Vorladung 
des  Falliten,  bei  dem  Gericht  die  Ermächtigung  nachsuchen,  über  die 
Rechte  und  Forderungen  des  Falliten,  deren  Beitreibung  noch  nicht  bewirkt 
worden  ist,  in  Pausen  und  Bogen  oder  theilweise  zu  akkordiren;  in  diesem 
Falle  haben  die  Verwalter  alle  erforderlichen  Schritte  vorzunehmen. 

Jeder  Gläubiger  kann  sich  an  den  Richterkommissar  wenden  und  ver- 
langen, dass  ein  Beschluss  von  Seiten  der  Vereinigung  darüber  bestimme. 

KAPITEL  IX. 
Von  dem  Verkaufe  der  Immobilien  des  Falliten. 

311.  Von  dem  Datum  des  die  Eröffnung  des  Falliments  aussprechen- 
den Erkenntnisses  ab  können  die  Gläubiger  den  Verkauf  der  Immobilien, 
auf  welche  sie  keine  Hypothek  haben,  nicht  verlangen. 

312.  Ist  keine  Klage  wegen  Verkauf  der  Immobilien  des  Falliten  vor 
Bildung  der  Vereinigung  erfolgt,  so  sind  nur  die  Verwalter  berechtigt,  den 
Verkauf  dieser  Vermögensstücke  zu  verlangen,  und  sie  sind  verpflichtet, 
dies  innerhalb  8  Tagen  zu  thun,  mit  Kenntniss  und  Ermächtigung  des  Gerichts 
und  unter  Beobachtung  aller  für  den  Licitationsverkauf  vorgeschriebenen 
Formen. 

KAPITEL  X. 
Von  der  Vindikation  der  Waaren  und  anderer  Sachen. 

313.  ImFalle  des  Falliments  können  Wechsel  und  andere  negocirbare 
Titel,    die   noch   nicht   bezahlt   worden  sind    und    sich   zur  Zeit  des  Falli- 
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meots  im  Portefeuille  des  Falliten  vorfiDden,  vindicirt  werden,  wenn  solche 
Wechsel  und  Titel  Seitens  ihres  Eigen thumers  mit  dem  einfachen  Auftrage 
gesendet  worden  sind,  nur  das  Geld  einzukassiren  und  zu  bewahren,  oder 
wenn  der  besagte  Eigenthümer  verfügt  hat,  dass  es  zu  bestimmten  Zah- 
lungen verwendet  werde. 

314.  Es  können  gleichfalls,  so  lange  sie  ganz  oder  theilweise  in  na- 
tura vorhanden  sind ,  die  Waaren  vindicirt  werden,  die  dem  Falliten  zur 
Bewahrung  oder  zum  Verkaufe  auf  Rechnung  ihres  Eigenthömers  gegeben 
worden  sind.  Ebenso  kann  der  Preis  oder  ein  Theil  des  Preises  der  be- 
sagten Waaren  vindicirt  werden,  wenn  er  noch  nicht  bezahlt  oder  in  Titeln 
eingetauscht  oder  durch  Kontokorrent  zwischen  Falliten  und  Käufer  ver- 
rechnet worden  ist. 

315'  Es  können  vindicirt  werden  die  an  den  Falliten  abgesendeten 
Waaren,  so  lange  dieselben  noch  nicht   in  seine  Waarenlager   oder   in  die- 

^'enigen  des  Kommissionärs,  der  beauftragt  ist,  dieselben  auf  Rechnung  des 
Valuten  zu  verkaufen,  gebracht  worden  sind.  —  Gleichwohl  wird  die 
Vindikationsklage  nicht  zugelassen,  wenn  die  Waaren  vor  ihrer  Ankunft 
ohne  Betrug  auf  Fakturen  und  Konnossemente  oder  auf  vom  Spediteur  unter- 
schriebene Frachtbriefe  verkauft  worden  sind.  Wenn  der  Vindikant  die 
Waare  empfangt,  so  ist  er  verpflichtet,  der  Masse  den  Vorschuss  zurückzu- 
erstatten, den  er  auf  Rechnung  der  Waare  genommen  hat,  und  jede  andere 
Sunmie,  die  er  für  Wasser-  und  Landfracht,  Kommission,  Assekuranz  oder 
sonst  verausgabt  hat.  Ueberdies  muss  er  auch  die  Summen  bezahlen,  die 
dem  Einen  oder  Anderen  aus  gleichen  Gründen  noch  geschuldet  werden. 

316.  Der  Verkäufer  kann  die  von  ihm  verkauften  Waaren,  welche 
dem  Falliten  noch  nicht  übergeben  and  an  ihn  selbst  oder  an  eine  dritte 
Person  für  seine  Rechnung  abgesendet  worden  sind,  retiniren. 

317.  In  den  in  den  letzten  zwei  Artikeln  vorgesehenen  Fällen  haben 
die  Verwalter  das  Recht,  durch  Ermächtigung  des  Richterkommissars  die 
Lieferung  der  Waaren  zu  verlangen,  indem  sie  dem  Verkäufer  den  zwischen 
ihm  und  dem  Falliten  ausbedungenen  Preis  zahlen. 

318.  Die  Verwalter  können  mit  Genehmigung  des  Richterkommissars  die 
an  sie  gerichteten  Ansprüche  auf  Vindikation  von  Waaren  zulassen.  Ent- 
steht Streit,  so  entscheidet  das  Gericht  nach  Anhörung  des  Richter- 
kommissars. 

KAPITEL  XI. 

Von   dem   Einspruch  und   der  Appellation  hinsichtlich   der   in 
Fallimentssachen  ergangenen  Urtheile. 

319.  Das  Urtheil,  betreffend  die  Fallimentseröffnung,  sowie  dasjenige, 
welches  die  Zahlungseinstellung  auf  ein  früheres  Datum  festsetzt,  sind  dem 
Einsj:)ruch  Seitens  des  Falliten  binnen  8  Tagen  und  von  jeder  anderen 
Partei  binnen  einem  Monat  bei  demselben  Gericht  unterworfen.  Diese 
Fristen  laufen  von  dem  Datum,  an  welchem  die  Förmlichkeiten  der  Publi- 
kation den  Bestimmungen  des  Art.  190  gemäss  erfüllt  sind. 

320.  Jedes  Gesuch  der  Gläubiger,  das  Datum  der  Zahlungseinstellung 
auf  eine  andere  Zeit,  als  dies  in  dem  ürtheil  über  die  Eröffnung  des 
Falliments  oder  in  einem  später  erfolgten  Urtheil  enthalten,  festzusetzen, 
wird  nach  Ablauf  der  für  die  Verificirung  und  Bekräftigung  der  Forderungen 
bestimmten  Fristen   nicht    zugelassen.     Sind    diese  Fristen    verstrichen,    so 

26* 
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steht  die  Zeit  der  Zahlungseinstellung  den.  Gläubigem  gegenüber  unwider- 
ruflich fest. 

321*  Die  Appellationsfrist  gegen  ledes  in  Fallimentssachen  erlassene 
Urtheil  beträgt  nur  einen  Monat,    gerechnet   vom  Tage   seiner  Notifikation. 

322.  Es  sind  weder  dem  Einspruch,  noch  der  Appellation  unter- 
worfen: 

1.  die  Urtheile,  die  die  Ernennung  oder  Aenderung  des  Richterkom- 
missars  als  auch  die  Ernennung  oder  Absetzung  der  Verwalter  be- 
treffen; 

2.  die  Urtbeile  bezüglich  Antrage  auf  Geleitbriefe  und  Unterstützung 
für  den  Falliten  und  seine  Familie; 

3.  die  Urtheile,  welche  den  Verkauf  der  Sachen  oder  Waaren  des 
Falliten  betreffen; 

4.  die  Urtheile  über  Aufschiebung  des  Akkordes  oder  der  provisorischen 

Zulassung  der  streitigen  Forderungen; 
5.  die  Urtheile,  durch  welche  das  Handelsgericht  entscheidet    über  die 
gegen  die  Anordnungen  des  Richterkommissars  innerhalb  seiner  Zu- 
ständigkeit gerichteten  Beschwerden. 


TITEL  n. 
Von  den  Bankrotten. 

KAPITEL  I. 
Von  dem  einfachen  Bankrotte. 

323.  Die  Fälle  des  einfachen  Bankrotts  werden  mit  den  im  Anhangt) 
wegen  Vergehen  und  Strafen,  der  diesem  Gesetzbuche  beigefugt  ist^ 
aufgeführten  Strafen  belegt  und  von  den  Zuchtpolizeigerichten  abgeurtheilt^ 
auf  Antrag  irgend  eines  Gläubigers  oder  des  Prokurators. 

324.  Als  einfacher  Bankrottirer  ist  zu  erklären  jeder  fallite  Kauf- 
mann, welcher  sich  in  einem  der  folgenden  Fälle  befindet: 

1.  wenn  seine  persönlichen  Ausgaben  oder  diejenigen  seiner  Haushaltung 
für  übermässig  erachtet  werden; 

2.  wenn  er  grosse  Summen  in  Glücksspielen,  z.  B.  Karten-,  Lotterie- 
und  anderen  Spielen,  verloren  hat; 

3.  wenn  er  in  dem  Bestreben,  das  Falliment  hinauszuschieben,  An- 
käufe von  Sachen  gemacht  hat,  um  dieselben  unter  dem  gewöhnlichen 
Marktpreise  wieder  zu  verkaufen;  wenn  er  mit  derselben  Absicht 
Geld  entliehen,  Wechsel  und  andere  negocirbare  Handelspapiere  in 
Umlauf  gesetzt  oder  andere  verderbliche  Mittel  angewendet  hat,  um 
Geld  zu  erhalten; 

4.  wenn  er  nach  Einstellung  der  Zahlungen  einen  Gläubiger  zum  Schaden 
der  Masse  bezahlt  hat. 

325*  Als  einfacher  Bankrottirer  kann  erklärt  werden  jeder  fallite 
Kaufmann,  welcher  sich  in  einem  der  folgenden  Fälle  befindet: 

1.  wenn  er,  ohne  Geld  oder  Effekten  zu  seiner  Deckung  zu  erhalten, 
für  Rechnung   eines    Andern  Verpflichtungen    eingegangen    ist,    die 

^)  An  Stelle  des  hier  erwähnten,  durch  spätere  Gesetze  aufgehobenen  Anhanges 
treten  die  Art.  848—348  des  Strafgesetzbuches,  Inhalts  deren  betrügerischer  ßankrott 
mit  Zwan^arbeit  von  8  bis  10  Jahren,  einfacher  Bankrott  mit  1  Monat  bis  2  Jahren 
bestraft  wurd. 
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nach  der  Lafi^e,  in  welcher  er  sich  bei  Eingehung  derselben  be£Etnd, 
als  übermässig  erachtet  werden; 

2.  wenn  er  von  Neuem  als  Fallit  erklärt  wird,  bevor  er  die  ihm  aus 
einem  früheren  Akkord  obliegenden  Verpflichtungen  erfQllt  hat; 

3.  wenn  er  in  den  ersten  3  Tagen  nach  Einstellung  seiner  Zahlungen 
die  in  Art.  186  und  187  vorgeschriebene  Anzeige  beim  Gericht  nicht 
erstattet  hat,  oder  wenn  jene  Anzeige  nicht  die  Namen  aller  soli- 
darisch haftbaren  Mitverpflichteten  enthält; 

4.  wenn  er  ohne  gesetzlichen  Hinderungsgrund  sich  nicht  selbst  in 
den  bestimmten  Fällen  und  Fristen  bei  den  Verwaltern  gestellt  hat, 
oder  wenn  er  nach  Erlangung  eines  Geleitscheines  nicht  beim  Ge- 
richt erschienen  ist; 

5.  wenn  er  keine  Bücher  geführt  und  kein  Inventar  nach  der  vorge- 
schriebenen Ordnung  errichtet  hat;  wenn  die  Bücher  und  das 
Inventar  unvollständig  oder  unordentlich  geführt  sind  oder  nicht  den 
wahren  Zustand  der  Aktiva  und  Passiva  darstellen,  ohne  dass  ein 
Betrug  indess  vorliegt. 

KAPITEL  IL 

Von  dem  betrügerischen  Bankrotte. 

326.  Es  ist  als  betrügerischer  Bankrottirer  zu  erklären  und  zu  be- 
strafen nach  den  in  dem  Anhang  zu  diesem  Gesetzbuch  ^)  für  die  Bankrotte 
getroffenen  Bestimmungen  jeder  ÜEdlite  Eaufinann,  welcher  seine  Bücher 
beseitigt  hat,  welcher  einen  Theil  seines  Vermögens  verborgen  hat  oder  das- 
selbe nicht  vollständig  angegeben  hat,  oder  welcher  durch  seine  Rechnungen 
oder  öfiFentliche  oder  private  Handlungen  oder  durch  seine  Bilanz  sich  be- 
trügerisch als  Schuldner  bekannt  hat  rar  Summen,  die  er  nicht  schuldet. 

327.  Wenn  einer  oder  mehrere  Gläubiger  nur  auf  ihre  Rechnung  die 
Verfolgung  wegen  betrügerischen  Bankrotts  veranlasst  haben,  so  tragen 
diese  die  Gerichtskosten,  wenn  der  Beschuldigte  freigesprochen  vnrd. 

KAPITEL  m. 

Von  den  Verbrechen  und  den  Vergehen,  die  von  anderen  Personen, 
als  dem  Falliten,  in  Fallimentssachen  begangen  sind. 


Es  sind  zu  bestrafen  mit  den  für   betrügerischen  Bankrott  vor- 
gesehenen Strafen: 

1.  diejenigen,  welche  überführt  werden,  dass  sie  im  Interesse  des 
Falliten  die  Gesanmitheit  oder  einen  Theil  des  beweglichen  Ver- 
mögens für  sich. behalten  oder  verheimlicht  haben,  oder  ihm  durch 
irgend  welche  Mittel  zur  Begehung  des  betrügerischen  Bankrotts 
Hülfe  geleistet  haben; 

2.  diejenigen,  welche  überführt  werden,  dass  sie  sich  beim  Falliment 
als  Gläubiger  fingirter  Forderungen  auf  eigenen  oder  fremden  Namen 
gerirt  haben; 

3.  diejenigen,  welche  auf  fremden  oder  auf  falschen  Namen  Handel 
treiben  und  hierbei  eines  der  Vergehen,  die  im  Art.  326  vorgesehen 
sind,  für  schuldig  befunden  werden. 

329.    Der  Ehemann  oder  die  Ehefrau,    die  Descendenten   oder  Ascen- 
denten   des   Falliten,   die    Verschwägerten   desselben    Grades,   welche   Ver- 

^)  cfr.  Anmerkung  zu  Art  828. 
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mögensstücke  des  Falliments  bei  Seite  geschafft  oder  verborgen  haben,  ohne 
indess  im  betrüglichen  Einverstandniss  mit  dem  Falliten  gehandelt  za  haben, 
werden  als  Diebe  bestraft. 

330.  In  den  in  den  obigen  Artikeln  vorgesehenen  Fällen  haben  die 
Strafgerichte,  welche  sich  mit  der  Sache  befassen  nnd  feststellen,  dass  eine 
betrügerische  Verheimlichung  stattgefunden  hat,  zu  entscheiden: 

1.  darüber,  dass  die  Masse  vneder  in  den  Besitz  der  derselben  be- 
trügerischer Weise  entzogenen  Güter,  Rechte  und  Forderungen 
gesetzt  werde; 

2.  über  die  geforderten  Entschädigungen,  deren  Höhe  nach  Ermessen 
des  Gerichts  festzustellen  ist. 

331.  Jeder  Verwalter,  welcher  des  betrügerischen  und  unregelmässigen 
Verhaltens  in  der  Erfüllung  seint-r  Verwaltungspflichten   schuldig   befunden  , 
wird,  ist  nach  Art.  2  des   diesem  Gesetzbuche   beigefügten  Anhangs^),  be- 
treffend die  Strafen  der  Bankrottirer,  zu  bestrafen. 

332.  Der  Gläubiger,  welcher  mit  dem  Falliten  oder  irgend  einer 
andern  Person  zu  seinem  besonderen  Nutzen  Abmachungen  getroffen  hat, 
um  seine  Stimme  zum  Schaden  der  Masse  der  Gläubiger  abzugeben,  oder 
welcher  eine  besondere  Abmachung  geschlossen  hat,  aus  welcher  ihm  ein 
den  Anderen  nachtheiliger  Nutzen  entsteht,  ist  nach  §  10  des  Art.  3  des  bei- 
gefügten Anhangs,  betreffend  die  Strafen  der  Bankrottirer,  zu  bestrafen.') 

333.  Zugleich  werden  jene  Vereinbarungen  gänzlich  annuUirt.  Der 
Gläubiger  ist  verpflichtet,  dem  Berechtigten  die  Summen  oder  Werthe,  die 
er  Eraft  der  annuUirten  Vereinbarungen  emp&ngen  hat,  zurück  zu  erstatten. 

334.  Wird  die  Annullirung  der  obengenannten  Vereinbarungen  civil - 
rechtlich  und  nicht  kriminell  verfolgt,  so  ist  die  Klage  vor  das  Handels- 
gericht zu  bringen. 

335.  Alle  Strafiirtheile,  welche  auf  Grund  dieses,  sowie  der  vorher- 
gehenden zwei  Kapitel  (von  Art.  323 — 334)  ergehen  werden,  sind  anzuschlagen 
und  zu  publiciren  nach  den  im  Art.  41  dieses  Gesetzbuches  festgesetzten 
Formen. 

KAPITEL  IV. 
Von  der  Verwaltung  der  Güter  im  Falle  eines  Bankrotts. 

336.  In  allen  Fällen  der  Verfolgung  und  Verurtheilung  wegen  ein- 
fachen oder  betrügerischen  Bankrotts  bleiben  die  Civilklagen,  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  von  welchen  im  Art.  330  die  Bede  ist,  in  separato;  alle 
bezüglich  des  Falliments  vorgeschriebenen  Bestimmungen,  welche  sich  auf 
die  Vermögensstücke  beziehen,  werden  ausgeführt,  ohne  dass  sie  vor  die 
Zuchtpolizei-  oder  die  Strafgerichte  gezogen  werden  können. 

337.  Indessen  sind  die  Verwalter  des  Falliments  gehalten,  den  Pro- 
kuratoren alle  Papiere,  Aktenstücke  und  Nachrichten  mitzutheilen,  welche 
von  ihnen  verlangt  werden. 


^)  Vgl.  Note  zu  Art.  328.  Inhalts  der  jetzt  platzgreifenden  ßestimmaiig  des 
Art.  846  des  Strafgesetzbachs  ist  auf  eine  Gefängnissstrafe  von  2  Monaten  bis  2  Jahren 
nnd  eine  Geldstraie  von  200  bis  2000  Lei  za  erkennen. 

3)  Inhalts  des  jetzt  platzgreifenden  §  847  des  Strafgesetzbuchs  ist  auf  eine  Qe- 
fängnissstrafe  von  1  Monat  bis  zn  1  Jahr  und  eine  Geldbasse  nicht  über  2000  Lei  zu 
erkennen.  Die  Gefängnissstrafe  kann  auf  2  Jahr  erhöht  werden,  wenn  der  Gläubiger 
Konkursverwalter  ist 
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TITEL  in. 
Von  der  Rehabilitation. 

338.  Der  Fallit,  welcher  die  ganze  Summe,  die  er  schuldet,  nebst 
Zinsen  und  entstandenen  Kosten  bezahlt  hat,  kann  seine  Rehabilitation  er- 
langen. Aber,  wenn  er  Gesellschafter  eines  Handelsetablissements  ist, 
welches  fallirt  hat,  kann  er  dieselbe  nicht  erlangen,  bevor  er  den  Beweis 
beibringt,  dass  alle  Schulden  der  Gesellschaft  nebst  Zinsen  und  Kosten  voll- 
ständig bezahlt  worden  sind,  selbst  wenn  er  einen  besonderen  Akkord  auf 
seine  Rechnung  geschlossen  hat. 

339.  Jedes  Gesuch  wegen  Rehabilitation  ist  an  das  Justizministerium 
zu  richten,  der  Antragsteller  hat  seinem  Gesuch  alle  Dokumente  und 
sonstigen  Beweise  der  vollständigen  Tilgung  seiner  Schulden  beizufiigen. 

340.  Das  Justizministerium  sendet  beglaubigte  Kopien  des  Gesuches 
und  der  Beweisstücke  an  das  Handelsgericht  des  Wohnsitzes  des  Antrag- 
stellers und,  wenn  dieser  nach  dem  Falliment  den  Wohnsitz  gewechselt 
hat,  an  das  Handelsgericht  des  Ortes,  wo  sich  der  Fallit  niedergelassen  hat, 
mit  der  Aufforderung,  alle  thunlichen  Erhebungen  über  die  Wahrheit  der 
Angaben  des  Antragstellers  zu  veranlassen. 

341.  Der  Präsident  des  Gerichts  bestimmt,  dass  eine  Kopie  des  Ge- 
suches angefertigt  werde,  welche  2  Monate  sowohl  im  Sitzungssaalo  des 
Gerichts  und  des  Magistrats  als  auch  in  der  Börse,  wo  solche  vorhanden 
ist,  angeschlagen  bleibe.  Ausserdem  wird  ein  Auszug  ins  Amtsblatt 
eingerückt. 

342.  Jeder  Gläubiger,  der  nicht  für  seine  Forderung  an  Elapital, 
Zinsen  und  Kosten  voUstänaig  befriedigt  worden  ist,  und  jeder  andere  In- 
teressent kann  während  des  öffentlichen  Aushanges  der  Kopie  mittelst  Klage 
an  das  Gericht,  wozu  die  Beweisstücke  beigelegt  werden,  gegen  die  Reha- 
bilitation Einspruch  erheben.  Der  Einspruch  erhebende  Gläubiger  kann 
in  dem  Verfahren,  betreffend  die  Rehabilitation,  niemals  als  Partei  auftreten. 

343.  Nach  Ablauf  von  zwei  Monaten  hat  der  Präsident  des  Handels- 
gerichts dem  Justizministerium  die  Nachrichten  einzusenden,  die  er  ge- 
sammelt hat,  und  die  etwa  erhobenen  Einwendungen,  unter  gleichzeitiger 
Beifügung  eines  Gutachtens  über  das  Rehabilitationsgesuch. 

344.  Das  Justizministerium  sendet  alle  diese  Aktenstücke  dem  „hohen 
Divan"^)  und  extrahirt  durch  den  Prokurator  desselben  ein  Erkenntniss, 
welches  das  Gesuch  auf  Rehabilitation  zulässt  oder  verwirft.  Wird  das 
Gesuch  verworfen,  so  kann  es  erst  nach  nach  einem  Jahr  wieder  angebracht 
werden. 

345.  Das  Erkenntniss,  welches  die  Rehabilitation  ausspricht,  ist  an 
das  Justizministerium  zu  richten  und  von  demselben  nach  gesetzlicher  Be- 
glaubigung an  das  Handelsgericht  zu  senden,  welches  die  Sache  untersucht, 
um  dasselbe  in  einer  öffentlichen  Sitzung  zu  verlesen  und  in  das  Register 
einzutragen.    Zugleich  ist  ein  Auszug  ins  Amtsblatt  einzurücken. 

34B.  Rehabilitationsun&hig  sind:  die  betrügerischen  Bankrottirer,  die 
wegen  Diebrtahl,  Schwindels  (Inselätorie)  oder  Vertrauensmissbrauch  und  des 
Stellionats  Verurtheillen.  Gleichfalls  unmhig  sind  die  Vormünder,  Verwalter 
oder   andere  Rechnungspflichtige,    die   ihre  Rechnungen   nicht  gelegt  oder 


0  dem  Appellationsgericht 
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nicht  gehörig  belegt  haben.  —  Der  einfache  Bankrottirer,  welcher  die  gegen 
ihn  erkannte  Strafe  verbüsst  hat,  kann  zur  Rehabilitation  zugelassen  werden. 

347.  Rein   falliter  Kaufmann    darf  auf  der  Börse  erscheinen,    es   sei 
denn,  dass  er  seine  Rehabilitation  erlangt  hat. 

348.  Der  Fallit  kann  auch  nach  seinem  Tode  rehabilitirt  werden. 


Buch  m. 

Vom  Seehandel/) 

TITEL  I. 
Von  Schiffen  und  anderen  Seefalirzeugen. 

349.  Schiffe  und  andere  See£ährzeuge  sind  Mobilien.  Sie  haften  gleich- 
wohl für  die  Schulden  des  Verkäufers  und  insbesondere  für  diejenigen, 
welche  das  Gesetz  für  privilegirte  erklärt, 

350.  Es  sind  privilegirt,  und  zwar  in  der  Rangordnung,  wie  sie  hier 
aufgezählt  werden,  die  nachstehend  bezeichneten  Schulaforderungen,  nämlich: 

1.  gerichtliche  und  andere  Kosten,  welche  auf  den  Verkauf  des  Schiffes 
und  auf  die  Vertheilung  des  Kaufpreises  verwendet  worden  sind; 

2.  die  Lootsen-  *).  Tonnen-,  Grund-,  Anker-  und  Hafengelder,  die  Docks 
und  Vordocksgebühr; 

3.  der  Lohn  des  Schiffshüters  und  die  Kosten  für  Bewachung  des 
Schiffes  von  seinem  Einlaufen  in  den  Hafen  bis  zum  Verkauf; 

4«  der  Miethpreis  für  die  Lagerhäuser,  in  welchen  das  Takelwerk  und 
das  Schiffsgeräth  niedergelegt  werden; 

5.  die  seit  der  letzten  Reise  und  seit  dem  Einlaufen  in  den  Hafen  auf 
die  Unterhaltung  des  Schiffes,  seines  Takelwerks  und  Geräths  ver- 
wendeten Kosten; 

6.  die  Besoldung  des  Kapitains  und  der  übrigen  Schiffsmannschaft  f&r  die 
letzte  Reise; 

7.  die  Gelder,  welche  vom  Kapitain  für  Schiffsbedürfnisse  während  der 
letzten  Reise  dargeliehen  worden  sind,  und  der  Ersatz  des  Preises 
der  Waaren,  welcne  von  ihm  zu  dem  nämlichen  Zwecke  verkauft 
worden  sind; 

8.  die  Summen,  welche  der  Verkäufer,  die  Lieferanten  und  Hand- 
werker, die  beim  Schiffsbau  verwendet  sind,  zu  fordern   haben,  in- 


^  Hierzu  Schifffahrts-KeirlemeDt  für  die  Handelsmarine  vom  2.  Augnst  1862. 

^  Von  der  Regierang  sind  für  den  Eingang  in  die  Häfen  nnd  den  Ausgang  ans 
denselben  Lootsen  ernannt,  deren  Pflicht  ist,  den  Schiffskapitainen  die  Bichtong  su  be- 
zeichnen, welcher  sie  zu  folgen  haben,  um  Klippen  oder  andere  gefährliche  SteUen  zn 
vermeiden.  Die  Eapitaine  smd  gehalten,  einen  bestimmten  Betrag,  Lootsengebfihr 
genannt,  zu  bezahlen.    (Note  des  Gesetzes.) 

')  Die  Grösse  eines  Schiffes  wird  gemessen  nach  Fässern,  genannt  Tonnen,  nnd 
Tonnenzahl  ist  das  Besnltat  dieser  Messung;  wenn  also  gesagt  wird,  es  sei  ein  Schiff 
von  100  Tonnen,  so  soll  Rezeigt  werden,  dasselbe  könne  100  Fässer  oder  Tonnen  halten. 
Tonnengeld  bedeutet  uso  die  auf  jede  Tonne  gezahlte  Gebühr.   (Note  des  Gesetzes.) 
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sofern  das  Schiff  noch  keine  Reise  zurückgelegt  hat;  ond  wenn  das 
Schiff  schon  eine  Reise  zurückgelegt  hat,  die  Forderungen  wegen 
Lieferungen,  angefertigter  Arbeit,  Arbeitslohn,  Ausbesserung,  Ver- 
proviantirung,  Ausrüstung  und  Bemannung  des  Schiffes  vor  dessen 
Ab&hrt; 
9.  Bodmerei*),  welche  auf  das  Schiff,  den  Kiel,  das  Takelwerk  und 
das  Schiffsgeräth,  zur  Ausbesserung  des  Schiffes,  zum  Ankauf  von 
Proviant,  zur  Ausrüstung  und  Bemannung,  vor  der  Abfahrt  des 
Schiffes  genommen  worden  ist; 

10.  der  Betrag  der  Prämien,  welche  für  die  Versicherung  des  Schiffes, 
des  Eiels,  des  Takelwerks,  des  Schiffsgeräthes  und  die  Bemannung 
des  Schiffes  für  die  letzte  Reise  verschuldet  werden; 

11.  der  Schadensersatz,  welcher  den  Befrachtern  entweder  wegen  Nicht- 
ablieferung  der  Waaren,  welche  sie  in  Ladung  gegeben  haben,  oder 
für  Vergütung  der  Havarie  gebührt,  welche  jene  Waaren  durch 
Verschulden  des  Kapitains  oder  der  Schiffsmannschaft  erlitten  haben. 

Im  Falle  der  Unzulänglichkeit  des  Preises  werden  die  in  den  ein- 
zelnen Nummern  des  gegenwärtigen  Artikels  aufgeführten  Qläubiger  ver- 
bal tnissmässig  nach  dem  Betrage  ihrer  Forderungen  befriedigt. 

351.  Das  Privilegium,  welches  den  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten 
Forderungen  beigelegt  ist,  kann  nur  insofern  ausgeübt  werden,  als  die  For- 
derungen in  der  nachstehend  bezeichneten  Art  bewiesen  werden: 

1.  die  Gerichtskosten  müssen  durch  die  von  den  kompetenten  Gerichten 
festgesetzten  Kosten tarife  bewiesen  werden; 

2.  die  Auslagen  für  Tonnengelder  und  andere  dergleichen  Gebühren 
durch  die  in  gesetzlicher  Form  ausgestellten  Quittungen  der  Ein- 
nehmer; 

3.  die  unter  No.  1,  3,  4  und  5  des  vorhergehenden  Artikels  bezeich- 
neten Schuld  forder ungen  müssen  durch  Rechnungen  bewiesen  werden, 
welche  durch   den  Präsidenten  des  Handelsgerichts  festgesetzt  sind; 

4.  die  Besoldui^  des  Kapitains  und  die  Heuer  der  Schiffsmannschaft  durch 
die  in  den  Eintragungsbureaus  zum  Seedienste  abgeschlossenen  An- 
und  AbmusterungsroUen; 

5.  Darlehne,  welche  für  das  Bedürfniss  des  Schiffes  während  der  letzten 
Reise  aufgenommen,  und  der  Werth  der  Waaren,  welche  zu  dem 
nämlichen  Zwecke  verkauft  worden  sind,  durch  die  vom  Schiffs- 
kapitain  abgeschlossenen  Rechnungen,  denen  die  vom  Kapitain  und 
den  Ersten  der  Schiffsmannschaft  unterzeichneten  Protokolle,  welche 
die  Nothwendigkeit  der  Darlehne  darthun,    beigefügt    sein    müssen; 

6.  der  Verkauf  des  Schiffes  wird  durch  eine  öffentliche  Urkunde  mit 
bestimmtem  Datum  bewiesen;  und  die  Lieferungen  zur  Ausrüstung, 
Bemannung  und  Verproviantirung  des  Schiffes  durch  die  Rechnungen. 
Fakturen  oder  Verzeichnisse,  welche  von  dem  Kapitain  visirt  una 
durch  den  Schiffsrheder  abgeschlossen  sind,  und  wovon  ein  Duplikat 
vor  der  Absegelung  des  Schiffes  oder  spätestens  binnen  10  Tagen 
nach  der  Absegelung  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts 
hinterlegt  werden  muss; 

7.  die  Bodmereidarlehne,  welche  vor  Absegelung  des  Schiffes  auf  das 
Schiff,  den  Kiel,  das  Takelwerk,  das  Schiffsgeräth,  die  Ausrüstung 
und  Bemannung  aufgenommen  worden  sind,  werden  durch  Verträge, 
die  von  der  kompetenten  Behörde  oder  unter  Privatunterschrift  ge- 
schlossen   worden    sind,    bewiesen,    von    welchen  Ausfertigungen  in 

^)  cfr.  unten  Art.  468. 
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den  uächsten  10  Tagen  nach  ihrem  Datum  auf  der  Gerichtsschrei- 
berei des  Handelsgerichts  hinterlegt  werden  müssen; 

8.  die  Assekuranzprämien  werden  durch  die  Policen  oder  durch  Aus- 
züge aus  den  Büchern  der  Assekuranzmäkler  bewiesen; 

9.  der  Betrag  des  den  Befrachtern  gebührenden  Schadensersatzes  muss 
durch  die  darüber  ergangenen  Urtheile  oder  schiedsrichterlichen 
Entscheidungen  bewiesen  werden. 

352.  Die  Piivilegien  der  Gläubiger  erloschen,  abgesehen  von  den  all- 
gemeinen Gründen  der  Erlöschung  der  Verbindlichkeiten,  durch  den  unter 
den  im  folgenden  Titel  bestimmten  Formen  erfolgten  gerichtlichen  Verkauf; 
oder  wenn  nach  einem  freiwilligen  Verkaufe  das  Schiff  auf  Gefahr  des 
Erwerbers  und  ohne  Einspruch  von  Seiten  der  Gläubiger  des  Verkäufers 
eine  Seereise  gemacht  hat. 

353.  Es  wird  angenommen,  dass  das  Schiff  eine  Seereise  gemacht 
habe,  wenn  seine  Abreise  und  seine  Ankunft  in  zwei  verschiedenen  Häfen, 
und  30  Tage  nachdem  es  ausgelaufen  war,  dargethan  ist;  wenn,  ohne  dass 
das  Schiff  in  einen  anderen  Hafen  eingelaufen  ist,  zwischen  seiner  Abreise 
und  seinem  Wiedereinlaufen  in  den  nämlichen  Hafen  mehr  als  60  Tage  ver- 
strichen sind,  oder  wenn  das  Schiff  für  eine  weite  Seereise  abgesegelt  war 
und  ohne  Einspruch  von  Seiten  der  Gläubiger  des  Verkäufers  über  60  Tage 
auf  der  Seereise  gewesen  ist. 

354.  Der  freiwillige  Verkauf  eines  Schiffes  muss  schriftlich  abgeschlossen 
werden  und  kann  durch  eine  öffentliche  Urkunde  oder  unter  rrivatunter- 
schrift  stattfinden;  er  kann  das  ganze  Schiff  oder  nur  einen  Antheil  an  dem- 
selben zum  Gegenstande  haben,  das  Schiff  mag  im  Hafen  oder  auf  der  Reise 
sein. 

355-  Der  freiwillige  Verkauf  eines  auf  der  Reise  begriffenen  Schiffes 
präjudicirt  den  Gläubigern  des  Verkäufers  nicht.  Demgemäss  bleibt  das 
ochiff  oder  dessen  Kaufpreis,  ungeachtet  des  Verkaufes,  das  Unterpfand  der 
gedachten  Gläubiger,  welche  sogar,  wenn  sie  es  für  zweckmässig  erachten^ 
den  Verkauf  wegen  Betruges  anfechten  können. 


TITEL  IL 
Von  der  Beschlagnalime  und  dem  Verkaufe  der  Sclüfie. 

356.  Jedes  Seefahrzeug  kann  mit  Beschlag  belegt  und  gerichtlich  ver- 
kauft werden;  die  Privilegien  der  Gläubiger  werden  durch  Beobachtung 
folgender  Förmlichkeiten  beseitigt. 

357«  Es  kann  nicht  eher  als  24  Stunden  nach  dem  Zahlungsbefehle 
zur  Beschlagnahme  geschritten  werden. 

358.  Der  Zahlungsbefehl  muss  dem  Eigenthümer  in  Person  oder  in 
dessen  Wohnsitze  zugestellt  werden,  wenn  es  sich  um  einen  allgemeinen 
Ellageanspruch  gegen  ihn  handelt.  Der  Zahlungsbefehl  kann  dem  Schiffs- 
kapitain  zugestellt  werden,  wenn  die  Forderung  unter  die  Zahl  derjenigen 
genört,  welche  nach  der  Bestimmung  des  Art.  350  ein  Privilegium  auf  das 
ochiff  begründen  können. 

359.  Der  mit  der  Beschlagnahme  beauftragte  Beamte  hat  sich  mit 
zwei  Zeugen  auf  das  Schiff  zu  begeben  und  ein  Protokoll  aufzunehmen, 
worin  er  erwähnt: 

den  Namen,  das  Gewerbe  und  den  Wohnort  des  Gläubigers; 
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den  Titel,  Kraft  dessen  er  verfährt; 

die  Summe,  deren  Zahlung  er  verfolgt; 

die  von  dem  Gläubiger  sowohl  an  dem  Orte,  wo  das  Gericht,  bei 
welchem  der  Terkauf  betrieben  werden  soll,  seinen  Sitz  hat,  als  an 
dem  Orte,  wo  das  in  Beschlag  genommene  Schiff  vor  Anker  Hegt, 
bewirkte  Wahl  seines  Wohnsitzes; 

die  Namen  des  Eigenthümers  und  des  Schiffskapitains ; 

den  Namen,  die  Gattung  und  den  Gehalt  des  Schiffes. 
Er  hat  die  Schaluppen,  Kähne,    das  Takelwerk,  Geräth,   die  Waffen 
und  den  Vorrath  an  Munition  und  Proviant  zu  benennen  und  zu  beschreiben. 
Er  hat  auch  einen  Wächter  zu  bestellen. 

360.  Wenn  der  Eigenthümer  des  in  Beschlag  genommenen  Schiffes  in 
dem  Bezirke  des  Gerichts  wohnt,  so  muss  derjenige,  welcher  die  Beschlag- 
nahme betreibt,  demselben  binnen  einer  Frist  von  drei  Tagen  eine  Abschrift 
des  Beschlagnahmeprotokolls  zustellen  und  ihn  vor  Gericht  laden  lassen,  um 
dort  bei  dem  Verkaufe  der  in  Beschlag  genommenen  Gegenstände  gegenwärtig 
zu  sein.  Hat  der  Eigenthümer  des  Schiffes  seinen  Wohnsitz  nicht  in  dem 
Bezirk  des  Gerichts,  so  erfolgen  die  Zustellungen  und  Vorladungen  an  ihn 
zu  Händen  des  Kapitains  des  in  Beschlag  genommenen  Schiffes  oder,  in 
Abwesenheit  des  Kapitains,  zu  Händen  desjenigen,  welcher  den  Eigenthümer 
oder  den  Kapitain,  vertritt,  und  es  wird  der  Frist  von  drei  Tagen  für 
jede  sechs  Stunden  Entfernung  von  dem  Wohnsitze  des  Bürgen  und  des 
Gerichtssitzes  ein  Tag  zugesetzt.  —  Ist  er  aber  ein  Ausländer  und  befindet 
sich  ausserhalb  des  rürstenthums,  so  werden  die  Zustellungen  und  Vor- 
ladungen  an    das  Konsulat  seines  Landes  gerichtet. 

361*  Hat  die  Beschlagnahme  ein  Fahrzeug  von  mehr  als  zehn  Tonnen 
zum  Gegenstande,  so  werden  die  Gegenstände,  welche  verkauft  werden 
sollen,  viermal  ausgerufen  und  verkündigt  und  ordnungsmässig  durch  das 
Amtsblatt  publicirt.  —  Die  Ausrufe  und  Verkündigungen  müssen  an  vier 
auf  einander  folgenden  Sonnabenden  auf  der  Börse  und  auf  dem  Haupt- 
platze des  Ortes  geschehen,  wo  das  Schiff  vor  Anker  liegt. 

362.  An  den  folgenden  zwei  Tagen  nach  jedem  Ausrufe  und  jeder 
Verkündigung  werden  Anschlagzettel  angeheftet: 

an  dem  grossen  Mäste  des  beschlagnahmten  Schiffes; 

an  der  Tnüre  des  Gerichtes,  bei  welchem  die  Sache  betrieben 
wird; 

auf  dem  öffentlichen  Platz  und  dem  Quai  des  Hafens,  wo  das 
Schiff  vor  Anker  liegt,  sowie  auf  der  Handelsbörse. 

363.  Die  Ausrufe,  Verkündigungen    und  Anschlagszettel  müssen  be* 


sagen: 


den  Namen,  das  Gewerbe  und  den  Wohnort  des  betreibenden 
Gläubigers; 

den  Titel,  Kraft  dessen  er  verfährt; 

den  Betrag  seiner  Forderung; 

die  an  dem  Orte,  wo  das  Gericht  seinen  Sitz  hat,  und  an  dem 
Orte,  wo  das  Schiff  vor  Anker  liegt,  von  ihm  erfolgte  Wahl  eines 
Wohnsitzes; 

den  Namen  und  Wohnsitz  des  Eigenthümers  des  beschlagnahmten 
Schiffes; 

den  Namen  des  Schiffes  und,  wenn  es  ausgerüstet  oder  in  der 
Ausrüstung  begriffen  ist,  denjenigen  des  Kapitains; 

den  Tonnengehalt  des  Schiffes; 

den  Ort,  wo  es  liegt  oder  flott  ist; 
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den  Namen  des  Anwaltes; 
das  erste  Angebot 

364.  Nach  dem  vierten  Ausrufe  verbleibt  das  Schiff  auf  Rechnung  des- 

J'enigen,  welcher  das  Meistgebot  abgegeben  hat.  Ueber  die  gesetzlichen 
Juristen  hinaus  kann  der  Richter  ein-  oder  zweimal  eine  Frist,  jedesmal 
von  einer  Woche,  gestatten;  diese  Fristen  werden  verkündigt  und  durch 
öffentlichen  Anschlag  bekannt  gemacht 

365.  Sind  es  Barken,  Schaluppen  und  andere  Fahrzeuge  von  zehn 
Tonnen  und  weniger,  so  werden  die  letzten  zwei  Fristen  nicht  gestattet. 

366.  In  Folge  des  Zuschlags  des  Schiffes  cessiren  die  Funktionen  des 
Eapitains,  vorbehaltlich  des  Rechtes  desselben,  seine  Entschädigungsansprüche 
geltend  zu  machen. 

367.  Die  Adjudikatare  des  Schiffes,  gleichviel  von  welcher  Grösse  die 
letzteren  sind,  müssen  den  Preis,  für  den  der  Zuschlag  erfolort  ist,  binnen 
24  Stunden  bezahlen  oder  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts 
hinterlegen,  widrigenfalls  sie  durch  Personalarrest  dazu  gezwungen  werden. 
Erfolgt  die  Zahlung  oder  Hinterlegung  nicht,  wie  es  oben  angegeben  worden 
ist,  so  wird  das  Fahrzeug  aufs  Neue  zum  Verkauf  gestellt,  und  eine  Woche 
nach  einer  neuen  Verkündigung  und  Anheftung  eines  einzigen  Anschlags- 
zettels auf  Kosten  der  frühei*en  Adjudikatare,  die  zahlungsunfähig  sind,  von 
Neuem  versteigert;  diese  können  alsdann  durch  Personalarrest  zum  Ersatz 
des  Ausfalls,  des  Schadens,  der  Zinsen  und  Kosten  gezwungen  werden. 

368.  Klagen,  welche  darauf  abzielen,  Gegen  stände  von  den  anderen 
Personen  gehörigen  abzusondern  und  nicht  zusammen  mit  dem  Schiffe  zu 
verkaufen,  müssen  vor  dem  Zuschlage  an  das  Handelsgericht  gerichtet  werden. 
Nach  erfolgtem  Zuschlage  haben  solche  Klagen  keine  andere  Kraft,  als  die 
Verabfolgung  der  aus  dem  Verkaufe  herrührenden  Summen  zu  hindern. 

369.  Derjenige,  welcher  auf  Absonderung  klagt  oder  dieselbe  ein- 
wendet, hat  drei  Tage  Frist,  seine  Gründe  vorzubringen;  der  Verklagte  hat 
drei  Tage,  um  seine  Beweise  beizubringen.  Demnächst  wird  die  Sache  nur 
durch  Vorladung  in  die  Audienz  gebracht. 

370.  Während  dreier  Tage  nach  dem  Zuschlag  werden  die  Wider- 
rufe gegen  die  Auszahlung  des  Kaufpreises  zugelassen;  aber  nach  Ablauf 
dieser  Frist  werden  sie  nicht  mehr  zugelassen. 

371.  Die  opponirenden  Gläubiger  sind  gehalten,  die  Titel  ihrer  For- 
derungen binnen  drei  Tagen  nach  der  Aufforderung,  welche  der  betreibende 
Gläubiger  oder  der  dritte  Arrestat  an  sie  hat  ergehen  lassen,  auf  dem  Ge- 
richt einzureichen,  widrigenfalls  zur  Vertheilung  des  Kaufpreises  geschritten 
wird,  ohne  dass  sie  dabei  berücksichtigt  werden. 

372-  Die  KoUocirung  der  Gläubiger  und  die  Vertheilung  des  Kauf- 
preises unter  die  nrivilegirten  Gläubiger  erfolgt  nach  der  in  dem  Art.  350 
vorgeschriebenen  Ordnung,  unter  die  übrigen  Gläubiger,  aber  nach  Verhält- 
niss  der  Beträge  ihrer  Forderungen.  Jeder  Gläubiger,  der  locirt  wird,  wird 
nicht  allein  für  das  Kapital,  sondern  auch  für  Zinsen  und  Kosten  locirt. 

373.  Ein  segelfertiges  Schiff  kann  nicht  in  Beschlag  genommen  wer- 
den, es  sei  denn  wegen  Schulden,  welche  für  die  Reise,  die  es  anzutreten 
im  Begriffe  steht,  kontrahirt  worden  sind;  und  selbst  in  dem  letzten  Falle 
findet  die  Beschlagnahme  nicht  statt,  wenn  für  die  Schulden  Bürgschaft 
geleistet  wird.  Ein  Schiff  wird  für  segelfertig  erachtet,  wenn  der  Kapitain 
mit  den  zu  seiner  Keise  erforderlichen  Papieren  versehen  ist. 
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TITEL  in. 
Von  den  SchifOseigenthümem. 

374.  Jeder  Eigenthümer  eines  Schiffes  ist  in  Ansehang  dessen,  was 
sich  auf  das  Schiff  und  die  Fahrt  bezieht,  för  die  Handlangen  des  Eapitains 
civilrechtlich  verantwortlich.  —  Diese  Verantwortlichkeit  cessirt  durch 
Abandon  des  Schiffs  und  der  Fracht 

375.  Der  Eigenthümer  kann  den  Kapitain  aus  dem  Dienste  entlassen, 
und  ein  Anspruch  auf  Entschädigung  findet  nicht  statt,  wenn  nicht  eine 
schriftliche  Vereinbarung  darüber  besteht. 

376.  Ist  der  entlassene  Kapitain  Miteigenthümer  des  Schiffes,  so  kann 
er  auf  das  Miteigenthum  verzichten  und  die  Erstattung  des  Kapitals  fordern, 
welches  seinen  Antheil  repräsentirt.  Dieser  Preis  wird  durch  Sachverständige 
bestimmt,  welche  von  den  streitenden  Parteien  gewählt  oder  von  Amtswegen 
ernannt  worden  sind. 

377.  In  Allem,  was  das  gemeinschaftliche  Interesse  der  Miteigen- 
thümer eines  Schiffes  betrifft,  wird  der  Meinung  der  Mehrheit  gefolgt.  Die 
Mehrheit  wird  durch  eine  die  Hälfte  des  Werths  des  Schiffes  übersteigende 
Anzahl  von  Schiffsantheilen  gebildet.  —  Die  Licitation  des  Schiffes  kann  nur 
auf  den  Antrag  der  Eigenthümer,  welche  zusammen  die  Hälfte  sämmtlicber 
Schiffsantheile  besitzen,  gestattet  werden;  es  sei  denn,  dass  eine  entgegen- 
gesetzte schriftliche  Vereinbarung  getroffen  worden  ist. 

TITEL  IV. 
Von  dem  Kapitain. 

378.  Jeder  Kapitain,  Schiffer  oder  Patron^),  dem  die  Führung  eines 
Schiffes  oder  anderen  Fahrzeuges  anvertraut  ist,  haftet  f&r  die  in  der  Aus- 
übung seiner  Dienstverrichtungen  begangenen  Versehen,  selbst  f&r  die  ge- 
ringsten. 

379.  Er  ist  für  die  Waaren  verantwortlich,  welche  er  übernimmt.  — 
Er  stellt  ihrem  Eigenthümer  eine  Empfangsbescheinigung  aus.  —  Diese 
Empfangsbescheini^ng  heisst  Konnossement.*) 

380-  Dem  Kapitain  steht  es  zu,  die  Schiffsmannschaft  zu  formiren, 
die  Matrosen  und  übrigen  Schiffsleute  auszuwählen  und  zu  heuern ;  er  muss 
dies  jedoch  im  Einverständniss  mit  dem  Schiffseigenthümer  thun,  wenn  er 
sich  am  Wohnung^sorte  desselben  befindet. 

381*  Der  Kapitain  ist  gehalten,  ein  Register  zu  führen,  welches  vom 
Präsidenten  des  Handelsgerichts  oder  an  Orten,  wo  kein  Handelsgericht  ist, 
vom  Präsidenten  des  Ortsgerichts  foliirt  und  paraphirt  ist.  —  Dieses  Re- 
gister enthält  die  wichtigen  Ereignisse  und  die  während  der  Reise  gefassten 
Beschlüsse,  die  das  Schiff  betreffenden  Einnahmen  und  Ausgaben  und  über- 
haupt Alles,  was  zu  einer  Rechnungslegung  oder  zu  einer  Forderung  Ver- 
anlassung geben  kann, 

382.  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  bevor  er  eine  Ladung  an  Bord 
nimmt,  sein  Schiff  m  der  durch  die  gesetzlichen  Verordnungen  vorgeschrie- 

0  Kapitain  ist  deijenige,  der  ein  Schiff^  das  lange  Reisen  macht,  Schiffsmeister 
oder  Patron  derjenige,  der  ein  Schift,  das  klein  ist  und  knrze  Reisen  macht,  kommandirt. 
(Note  des  Gesetzes.) 

2)  Siehe  Art  488  und  489. 
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benen  Art  und  Form  untersuchen  zu  lassen;  —  das  über  diese  Untersuchung 
aufgenommene  Protokoll  wird  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts 
oder,  wo  ein  solches  Gericht  nicht  vorhanden  ist,  des  Ortsgerichts  hinter- 
legt; es  wird  dem  Eapitain  ein  Auszug  davon  ertheilt. 

383.  Der  Eapitain  muss  an  Bord  des  Schiffes  haben: 
die  Urkunde  über  das  Eigenthum  des  Schiffes* 

die  Urkunde,  aus  welcher  hervorgeht,  dass  das  Schiff  in  Rumänien 
gebaut  ist; 

die  Musterrolle  der  Schiffsmannschaft,  die  Konnossemente  und 
Chartepartien,  die  Protokolle  über  die  Untersuchung  des  Schiffes, 
die  Quittungen  über  Bezahlung  der  Zölle  oder  eine  Bescheinigung, 
die  dafür  Bürgschaft  stellt,  dass  er  keine  Waaren  in  fremden 
Ländern  verkaufen  wird. 

384.  Bei  dem  Einlaufen  in  die  Häfen,  Fluthhäfen  und  Flüsse  und  bei 
dem  Auslaufen  aus  denselben  muss  der  Eapitain  persönlich  auf  dem  Schiffe 
anwesend  sein. 

385.  Im  Falle  der  Zuwiderhandlung  gegen  die  ihm  durch  die  vier 
vorhergehenden  Artikel  auferlegten  Verpflichtungen,  ist  der  Eapitain  den  an 
dem  Schiffe  oder  der  Ladung  betheiligten  Personen  wegen  jedes  Ereignisses 
verantwortlich. 

386.  Der  Eapitain  haftet  gleichfalls  für  allen  Schaden,  der  etwa  den 
Waaren  zustösst,  welche  er  ohne  schriftliche  Erlaubniss  der  Befrachter  auf 
das  obere  Verdeck  seines  Schiffes  geladen  hat.  Diese  Bestimmung  findet 
keine  Anwendung  auf  die  kleine  Eüstenfahrt.  Eui*ze  Reisen  zwischen  Häfen 
und  kleinen  Plätzen,  die  an  der  Eüste  liegen. 

387.  Nur  durch  den  Beweis  von  Hinderungsgründen  höherer  Gewalt 
wird  der  Eapitain  von  seiner  Verantwortlichkeit  befreit. 

388.  Der  Eapitain  und  die  Schiffsmannschaft,  welche  sich  an  Bord  be- 
finden oder  sich,  um  abzusegeln,  auf  den  Schaluppen  an  Bord  begeben,  dürfen 
wegen  Civilschulden  nicht  verhaftet  werden,  sondern  sie  werden  gezwungen, 
Bürgschaft  zu  stellen. 

389.  An  dem  Wohnorte  der  Schiffseigen thümer  oder  deren  Bevoll- 
mächtigten kann  der  Eapitain  ohne  deren  besondere  Ermächtigung  an  der 
Ausbesserung  des  Schiffes  nicht  arbeiten  lassen,  keine  Segel,  Tauwerke  oder 
andere  Sachen  für  das  Schiff  ankaufen,  noch  zu  diesem  Zwecke  Gelder  auf 
den  Schiffsrumpf  aufnehmen,  noch  das  Schiff  verfrachten. 

390.  Ist  das  Schiff  mit  Bewilligung  der  Eigenthümer  verfrachtet 
worden,  und  es  weigern  sich  einige  von  ihnen,  zu  den  zur  Absendung  er- 
forderlichen Eosten  beizutragen,  so  kann  der  Eapitain,  nachdem  er  24  Stun- 
den vorher  die  Weigernden  zur  Ablieferung  ihrer  Beträge  hat  auffordern 
lassen,  mit  richterlicher  Ermächtigung  für  ihre  Rechnung  auf  ihren  Schiffs- 
antheil  Bodmerei  nehmen. 

391.  Tritt  im  Verlauf  der  Reise  die  Nothwendigkeit  ein,  das  Schiff 
ausbessern  zu  lassen  oder  Proviant  zu  kaufen,  so  kann  der  Eapitain,  nach- 
dem er  hierüber  ein  von  den  Ersten  der  Schiffsmannschaft  unterzeichnetes 
Protokoll  aufgenommen  und  in  Rumänien  die  Ermächtigung  des  Handels- 
gerichts oder,  in  dessen  Ermangelung,  des  Civilgerichts  oder,  in  Ermange- 
lung beider,  der  Ortsobrigkeit,  —  in  fremden  Ländern  der  Hafenobrigkeit 
erbalten  hat,  bis  zum  Betrage  der  für  die  festgestellten  Bedürfnisse  erforder- 
lichen Summen  ein  Darlehn  auf  den  Schiftsrumpf  aufnehmen  oder  Waaren 
\  erpfänden  oder  veräussern.  —  Die  Schiffseigen  thümer  oder  der  sie  ver- 
tretende Eapitain  müssen  über  die  verkauften  Waaren    nach  dem  laufenden 
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Preise,  den  Waaren  derselben  GkU^tong  und  Güte  an  dem  Orte,  wo  das 
Schiff  aasgeladen  wird,  zur  Zeit  der  Ankonft  desselben  haben,  Rechnung 
legen. 

392.  Der  Eapitain  ist  gehalten,  vor  seiner  Abreise  aus  einem  aaslän- 
•dischen  Hafen,  um  nach  Rumänien  zurückzukehren,  den  Schiffsei genthümern 

oder  deren  Bevollmächtigten  eine  von  ihm  unterschriebene  Rechnung  zu  über- 
senden, welche  ein  Yerzeichniss  seiner  Ladung,  den  Preis  der  von  ihm  ein- 
geladenen Waaren,  den  Betrag  der  aufgenommenen  Darlehne  und  die  Namen 
und  Wohnorte  der  Darleiher  enthält 

393.  Der  Eapitain.  welcher  ohne  Noth  auf  den  Schiffsrumpf,  den 
Proviant  oder  das  Schi£»geräth  Geld  aufgenommen,  Waaren  oder  Proviant 
verkauft  oder  verpfändet  oder  in  seine  Rechnungen  falschlich  Havarie  und 
Ausgaben  aufgenommen  hat,  ist  den  Rhedem  verantwortlich  und  persön- 
lich zum  Ersatz  des  Geldes  oder  des  Preises  der  Gegenstände  verpflichtet, 
unbeschadet  der  strafrechtlichen  Verfolgung  in  den  geeigneten  Fällen. 

394.  Der  Eapitain  darf  das  Schiff  ohne  Specialvollmacht  der  Eigen- 
thümer  nicht  verkaufen,  ausgenommen,  wenn  in  gesetzlicher  Art  festgestellt 
worden  ist,  dass  das  Schiff  zur  Schifahrt  untauglich  geworden  ist,  andern- 
falls ist  der  Verkauf  nichtig. 

395.  Jeder  Schiffskapitain,  welcher  sich  für  eine  Reise  verpflichtet  hat, 
ist  gebunden,  sie  ganz  zu  vollenden,  widrigenfalls  er  den  Eigenthümern 
und  Befrachtern  zum  Ersatz  aller  Eosten,  Schäden  und  Interessen  ver- 
haftet ist. 

396.  Der  Eapitain,  welcher  auf  gemeinschaftlichen  Gewinn  an  der 
•Schiffsladung  die  Reise  macht,  darf  für  seine  eigene  Rechnung  keinen  Ver- 
kehr noch  Handel  treiben,  wenn  nicht  eine  entgegenstehende  Vereinbarung 
zwischen  ihm  und  den  Eigenthümern  der  Ladung  getroffen  ist. 

397.  Im  Falle  der  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschriften  des  vor- 
hergehenden Artikels  werden  die  von  dem  Eapitain  für  seine  eigene  Rech- 
nung eingeschifften  Waaren  zum  Vortheil  der  übrigen  Interessenten  Seitens 
des  Gerichts  konfiscirt. 

398.  Der  Eapitain  darf  sein  Schiff  während  der  Reise,  wegen  welcher 
Oefiethr  es  auch  sei,  ohne  das  Gutachten  der  Schiffsofflziere  und  der  Ersten 
der  Schiffsmannschaft  nicht  verlassen,  eventuell  ist  er  gehalten,  zugleich 
das  Geld  und  thunlichst  viel  von  den  kostbarsten  Waaren  der  Ladung  zu 
retten,  widrigenfalls  er  persönlich  dafiir  verantwortlich  ist.  —  Gehen 
die  auf  solche  Art  aus  dem  Schiffe  geretteten  Gegenstände  durch  irgend 
einen  Zufall  verloren,  so  ist  der  Eapitain  von  jeder  Verantwortlichkeit 
befreit. 

399.  Der  Eapitain  ist  gehalten,  binnen  24  Stunden  nach  seiner  An- 
kunft sein  Register  visiren  zu  lassen  und  seinen  Bericht  zu  erstatten.  Dieser 
^betrifft: 

Ort  und  Zeit  der  Abfahrt; 
die  eingehaltene  Route; 

die  Gefahren,  welchen  er  ausgesetzt  gewesen  ist; 
die  Unregelmässigkeiten,  welche  auf  dem  Schiffe  vorgefallen  sind, 
und  alle  merkwürdigen  Umstände  seiner  Reise. 

400.  Die  Berichterstattung  erfolgt  auf  der  Gerichtsschreiberei  vor  dem 
Präsidenten  des  Handelsgerichts.  An  den  Orten,  wo  kein  Handelsgericht 
ist,  wird  der  Bericht  der  Ortsbehörde  erstattet.  Die  Behörde,  die  den  Be- 
jricht  entgegengenommen  hat,  ist  gehalten,  denselben  unverzüglich  dem  Prä- 
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sidenten  des  nächsten  Handelsf^erichts  za  übersenden.  —  In  beiden  Fällen 
wird  der  Bericht  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  hinterlegt. 
401*  Landet  der  Eapitain  in  einem  ausländischen  Hafen,  so  ist  er 
gehalten,  sich  vor  dem  Agenten  Rumäniens  zu  gestellen ;  ist  ein  solcher 
nicht  vorhanden,  vor  der  Ortsbehörde  des  Hafens,  um  seinen  Bericht  zu  er- 
statten und  ein  Attest  in  Empfang  zu  nehmen,  welches  den  Zeitpunkt  seiner 
Ankunft  und  Abreise,  sowie  den  Zustand  und  die  Art  seiner  Ladung 
ausweist. 

402.  Ist  der  Eapitain  während  seiner  Reise  genöthigt,  in  einen  inlän- 
dischen Hafen  einzulaufen,  so  ist  er  gehalten,  vor  dem  Präsidenten  des 
Handelsgerichts  eine  Erklärung  über  die  Ursachen,  weshalb  er  eingelaufen 
ist,  abzugeben.  —  An  den  Orten,  wo  kein  Handelsgericht  ist,  erfolgt  diese 
Erklärung  vor  dem  Civilgericht  oder,  in  Ermangelung  eines  solchen,  vor  der 
Ortsbeliörde.  —  Ist  der  Kapitain  gezwungen,  in  einen  ausländischen  Hafen 
einzulaufen,  so  erfolgt  die  Erklärung  vor  der  Ortsobrigkeit  des  Hafens,  wo 
kein  Agent  des  Staates  vorhanden  ist. 

403.  Der  Eapitain,  welcher  Schiffbruch  gelitten  und  sich  entweder 
allein  oder  mit  einem  Theile  der  Schiffsmannschaft  gerettet  hat,  ist  gehalten, 
sich  vor  dem  Gerichte  des  Ortes  oder,  in  dessen  Ermangelung,  vor  einer 
anderen  Civilobrigkeit  zu  gestellen,  dort  seinen  Bericht  zn  erstatten,  ihn 
durch  die  Schiffsmannschaft,  welche  sich  gerettet  bat  und  sich  bei  ihm  be- 
findet, bekräftigen  zu  lassen  und  eine  Ausfertigung  davon  zu  nehmen. 

404.  Um  die  Wahrheit  des  von  dem  Eapitain  erstatteten  Berichtes 
zu  untersuchen,  hat  der  Richter  die  Schiffsmannschaft  und,  wenn  es  möglich 
ist,  die  Reisenden,  unbeschadet  der  sonstigen  Beweismittel,  zu  vernehmen.  — 
Berichte,  die  nicht  geprüft  und  bewährt  befunden  worden  sind,  befreien  den 
Eapitain  von  seiner  v  erantwortlichkeit  nicht  und  beweisen  nicht  vor  Gericht, 
ausgenommen  in  dem  Falle,  wenn  der  Eapitain,  welcher  Schiffbruch  erlitten, 
sich  an  den  Ort,  wo  er  seinen  Bericht  erstattet,  allein  gerettet  hat;  der 
Gegenbeweis  bleibt  den  streitenden  Theilen  vorbehalten. 

405.  Ausser  dem  Falle  einer  nahen  und  dringenden  Gefahr  darf  der 
Kapitain  keine  Waare  ausladen,  bevor  er  seinen  Bericht  erstattet  hat,  bei 
Vermeidung  der  strafrechtlichen  Verfolgung. 

406.  Fehlt  es  dem  Schiffe  während  der  Reise  an  Proviant,  so  kann 
der  Eapitain,  nachdem  er  den  Rath  der  Ersten  der  Schiffsmannschaft  ver- 
nommen hat,  diejenigen,  welche  Lebensmittel  für  sich  allein  haben,  zwingen, 
dieselben  zum  gemeinschaftlichen  Gebrauch  herzugeben,  ist  aber  verbunden, 
ihnen  den  Werth  derselben  zu  bezahlen. 


TITEL  V. 

Von  der  Heuerling  der  Matrosen  und  anderer  Personen  der 
Schiflismannsehaft  und  von  bestimmten   ihnen  gewährten 

Beneflcien. 

407.  Die  Bedingungen  der  Anwerbung  des  Kapitains  und  der  Schiffs- 
mannschaft werden  durch  die  Musterrolle  der  Schiffsmannschaft  oder  durch 
die  Vereinbarungen  unter  den  Parteien  bewiesen. 

408.  Der  Kapitain  und  die  Schiffsmannschaft  dürfen  unter  keinem  Ver- 
wände ohne  Erlaubniss  der  Bigenthumer  und  ohne  dass  sie  die  Fracht  dafär 
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bezahlen,  irgend  eine  Waare  für  ihre  eigene  Kechnung  in  das  SchifF  einladen, 
wenn  sie  nicht  durch  ihren  Vertrag  dazu  ermächtigt  worden  sind. 

409.  Wird  die  Reise  durch  Veranlassung  der  Schiffseigenth&mer,  des 
Kapiiains  oder  der  Befrachter  vor  Abüahrt  des  Schiffes  eingestellt,  so 
werden  die  Matrosen,  wenn  sie  f&r  die  ganze  Reise  oder  auf  den  Monat 
geheuert  sind,  für  die  Tage,  die  sie  auf  die  Ausrüstung  des  Schiflfes  ver- 
wendet haben,  bezahlt.  Als  Entschädigung  behalten  sie  den  empfangenen 
Vorschuss.  —  Sind  noch  keine  Vorschüsse  gezahlt  worden,  so  erhalten  sie  als 
Entschädigung  die  vertragsmässige  Heuer  für  einen  Monat.  —  Wird  die  Reise 
durch  Veranlassung  der  oben  genannten  Personen  abgebrochen,  wenn  die 
Reise  bereits  angetreten  ist,  so  erhalten  die  für  die  Reise  geheuerten  Ma- 
trosen die  ganze  vertragsmässige  Heuer,  die  auf  den  Monat  geheuerten  die 
vertragsmässige  Heuer  für  die  Zeit,  während  welcher  sie  gedient  haben, 
und  ausserdem  als  Entschädigung  die  halbe  Heuer  für  die  noch  übrige  Zeit, 
welche  die  Reise,  für  die  sie  geheuert  sind,  wahrscheinlich  noch  gedauert 
haben  würde.  —  Ausserdem  erhalten  die  Matrosen,  sie  mögen  für  die  ganze 
Reise  oder  auf  den  Monat  geheuert  sein,  die  Kosten  der  Rückreise  an  den 
Ort,  von  welchem  das  Schiff  abgesegelt  ist;  es  sei  denn,  dass  der  Eapitain, 
die  Eigenthümer,  die  Befrachter  oder  der  für  das  Seewesen  angestellte  Ver- 
waltungsbeamte ihnen  die  Einschiffung  in  ein  anderes  Schiff^  welches  an 
den  Ort  ihrer  Abfahrt  zurückkehrt,  verschaffen. 

410.  Wird  der  Handel  mit  dem  Orte,  wohin  das  Schiff  bestimmt  war, 
Seitens  der  Regierung  verboten  oder  wird  das  Schiff  vor  Antritt  der  Reise  auf 
Befehl  der  Regierung  in  Beschlag  genommen,  so  gebührt  den  Matrosen  nur 
die  Heuer  für  die  Tage,  welche  sie  auf  die  Ausrüstung  des  Schiffes  ver- 
wendet haben. 

411.  Erfolgt  das  Verbot  des  Handels  oder  die  Beschlagnahme  des 
Schiffes  während  der  Reise,  so  werden  im  Falle  des  Verbots  die  Matrosen 
nach  Verhältniss  ihrer  Dienstzeit  bezahlt;  im  Falle  der  Beschlagnahme  er- 
halten die  auf  den  Monat  geheuerten  Matrosen  während  der  Zeit  der  Be- 
schlagnahme die  Hälfte  ihrer  Heuer.  Den  für  die  ganze  Reise  geheuerten  Ma- 
trosen wird  die  Heuer  nach  den  in  ihrem  Vertrage  enthaltenen  Bestimmungen 
aasbezahlt. 

412*  Wird  die  Reise  verlängert,  so  wird  die  Heuer  der  auf  die  Reise 
geheuerten  Matrosen  nach  Verhältniss  der  Verlängerung  erhöht. 

413.  Erfolgt  die  Ausladung  nach  dem  Willen  des  Eigenthümers,  des 
Befrachters  oder  des  Schiffskapitains  freiwillig  an  einem  näher  gelegenen  als 
dem  im  Fracht  vertrage  bezeichneten  Orte,  so  darf  den  Matrosen  nichts  von 
ihrer  Heuer  abgezogen  werden. 

414.  Sind  die  Matrosen  auf  einen  bestimmten  Antheil  am  Gewinne 
oder  an  den  Frachtgeldern  geheuert,  so  gebührt  ihnen  wegen  Abbruch,  Auf- 
schab oder  Verlängerung  der  Reise,  welche  durch  höhere  Gewalt  verursacht 
-worden,  weder  Entschädigung  noch  Heuer.  Wird  die  Reise  durch  Veran- 
lassung der  Befrachter  rückgängig,  verzögert  oder  verlängert,  so  hat  die 
Schiffsmannschafb  Antheil  an  der  Entschädigung,  welche  dem  Schiffe  zuer- 
kannt wird.  Diese  Entschädigung  wird  unter  die  Eigenthümer  des  Schiffes 
und  die  Schiffsmannschaft  nach  demselben  Verhältniss,  wie  es  mit  der  Fracht 
geschehen  würde,  vertheik.  —  Wird  das  Hinderniss  durch  den  Kapitain  oder 
die  Sohiffseigenthümer  veranlasst,  so  sind  diese  zu  der  der  Scniffsmaun- 
schaft  gebührenden  Entschädigung  verpflichtet. 

415.  Wenn  das  Schiff  aufgebracht  wird,  scheitert  oder  Schiffbruch 
leidet  und  Schiff  und  Waaren  gänzlich  verloren  gehen,  so  können  die  Ma- 
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trosen    keine  Heuer   fordern.  —  Sie  sind  nicht  gehalten,  die  auf  die  Heuer 
empfangenen  Yorschässe  zurückzuerstatten. 

416.  Ist  ein  Theil  des  Schiffes  gerettet  worden,  so  wird  den  auf  die 
Heise  oder  auf  den  Monat  geheuerten  Matrosen  die  fällige  Heuer  aus  den 
Trümmern  des  Schiffes,  welche  sie  gerettet  haben,  bezahlt-,  reichen  die 
Schiffstrümmer  dazu  nicht  hin,  oder  sind  nur  Waaren  gei'ettet  worden,  so  er- 
halten sie  ihre  Heuer  subsidiarisch  aus  der  Fracht,  welche  dem  Eigenthümer 
des  Schiffes  für  die  geretteten  Waaren  geschuldet  wird. 

417.  Die  auf  einen  bestimmten  Antheil  an  den  Frachtgeldern  ge- 
heuerten Matrosen  erhalten  ihre  Heuer  nur  aus  der  Fracht  nach  Verh&ltniss 
dessen,  was  der  Eapitain  erhält. 

418.  Die  Matrosen  erhalten  für  die  Tage,  welche  sie  auf  die  Rettung 
der  Trümmer  und  Effekten  des  gescheiterten  Schiffes  verwendet  haben,  Be- 
zahlung, gleichviel  in  welcher  Art  sie  sich  verheuert  haben. 

419.  Der  Matrose,  welcher  während  der  Reise  krank  oder  im  Dienste 
des  Schiffes  verwundet  wird,  erhält  seine  Heuer,  sowie  Verpflegung  und 
Heilung  auf  Kosten  des  Schiffes. 

420.  Der  Matrose  wird  auf  Kosten  des  Schiffes  und  der  Ladung  be- 
handelt und  geheilt,  wenn  er  in  einem  Gefechte  gegen  Feinde  oder  See- 
räuber verwundet  worden  ist 

421.  Wird  ein  Matrose,  der  sich  ohne  Erlaubniss  von  dem  Schiffe 
entfernt  hat,  auf  dem  Lande  verwundet,  so  fallen  ihm  selbst  die  Kosten 
seiner  Verpflegung  und  Heilung  zur  Last,  und  er  kann  sogar  von  dem 
Kapitain  entlassen  werden.  In  diesem  Falle  erhält  er  seine  Heuer  nur 
nach  Verhältniss  der  Zeit,  die  er  gedient  hat. 

422.  Stirbt  ein  Matrose  während  der  Reise,  und  hatte  er  sich  monat- 
weise verheuert,  so  erhalten  seine  Erben  die  Heuer  bis  zu  seinem  Todes- 
tage. —  War  der  Matrose  für  die  Reise  geheuert,  so  gebührt  seinen  Erben 
die  Hälfte  seiner  Heuer,  wenn  er  auf  der  Hinreise  oder  in  dem  Hafen  stirbt, 
wohin  das  Schiff  bestimmt  war.  —  Stirbt  er  auf  der  Rückreise,  so  gebührt 
ihnen  die  ganze  Heuer.  —  Hatte  sich  der  Matrose  auf  einen  Antheil  an  dem 
Gewinne  oder  an  der  Fracht  verheuert,  so  gebührt  dessen  Erben  sein  ganzer 
Antheil,  wenn  er  nach  angetretener  Reise  gestorben  ist.  —  Wenn  der  ifiitrose 
bei  der  Vertheidigung  des  Schiffes  getödtet  worden  ist,  so  gebührt  ihm  die 
vollständige  Heuer  für  die  ganze  Reise,  wenn  das  Schiff  glücklich  in  dem 
Hafen  anlangt. 

423.  Der  Matrose,  der  auf  dem  Schiffe  gefangen  und  zum  Sklaven 
gemacht  worden  ist,  hat  wegen  seines  Lösegeldes  an  den  Kapitain,  die 
Schiffseigenthümer  oder  die  ^frachter  keinen  Anspruch.  Die  Heuer  da- 
gegen wird  ihm  bis  zu  dem  Tage  gezahlt,  an  welchem  er  gefetngen  oder 
zum  Sklaven  gemacht  worden  ist. 

424.  War  der  gefangen  genommene  und  zum  Sklaven  gemachte 
Matrose  im  Dienste  des  Schiffes  zur  See  oder  auf  das  Land  gesandt,  so  hat 
er  ein  Recht  auf  vollständige  Zahlung  der  Heuer.  —  Er  hat  ein  Recht  auf 
Entschädigung  für  sein  Lösegeld,  wenn  das  Schiff  glücklich  in  dem  Hafen 
landet. 

425.  Der  Matrose  erhält  von  dem  Eigenthümer  des  Schiffes  Ent- 
schädigung für  sein  Lösegeld,  wenn  er  im  Dienste  des  Schiffes  zur  See 
oder  auf  das  Land  abgesandt  worden  war.  Die  Entschädigung  müssen  die 
Eigenthümer  des  Schiffes  und  der  Ladung  leisten,  wenn  der  Matrose  zum 
Dienste  des  Schiffs  und  der  Ladung  zur  See  oder  auf  das  Land  abgesandt 
worden  war. 
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426-  Der  Betrag  der  Entschädigung  wird  auf  50  Dukaten^)  für  den 
gefangenen  und  znm  Sklaven  gemachten  Matrosen  festgesetzt.  Die  Einziehung 
und  Verwendung  dieser  Summe  findet  in  der  durch  die  Regierung  über 
den  Loskauf  der  Gefangenen  vorgeschriebenen  Form  statt. 

427.  Jeder  Matrose,  welcher  beweist,  dass  er  ohne  hinreichenden 
Grund  entlassen  worden  ist,  hat  gegen  den  Kapitain  einen  Anspruch  auf 
Entschädigung.  Findet  die  Entlassung  vor  der  Abreise  des  Schiffes  statt, 
so  erhält  er  ein  Drittel  der  Heuer  för  die  Zeit,  auf  welche  er  geheuert 
worden  ist.  —  Wird  er  aber  im  Laufe  der  Reise  entlassen,  so  erhält  er  als 
Entschädigung  die  ganze  Heuer  und  die  Kosten  der  Rückreise.  —  In  keinem 
der  obigen  Fälle  kann  der  Kapitain  den  Betrag  der  Entschädigung  von  den 
Eigenthümern  des  Schiffes  zurückfordern.  —  Es  findet  keine  Entschädigung 
statt,  wenn  der  Matrose  vor  dem  Abschluss  der  Musterrolle  entlassen  wurde. 
In   keinem  Falle  kann  der  Kapitain  einen  Matrosen  im  Auslande  entlassen. 

428.  Schiff  und  Fracht  haften  als  Unterpfand  für  die  Heuer  der 
Matrosen. 

429.  Alle  Vorschriften,  welche  sich  auf  die  Heuer,  die  Heilung  und 
den  Loskauf  der  Matrosen  beziehen,  sind  auf  die  fiLapitaine  und  die  übrige 
Schiffsmannschaft  anwendbar. 


TITEL  VI. 
Von  dem  Frachtvertxage. 

430.  Jeder  Vertrag  über  die  Frachtung  eines  Schiffes  muss  schriftlich 
abgefiasst  werden.    Dieser  Vertrag  besagt: 

den  Namen  und  den  Tonnengehalt  des  Schiffes; 
den  Namen  des  Eapitains; 

die  Namen  des  VerSfrachters    und   des  Befrachters,   den  Ort  und 
die  Zeit  für  die  Ladung  und  Löschung; 
die  bedungene  Fracht; 

ob  das  Schiff  im  Ganzen  oder  theil weise  verfrachtet  worden  ist; 
die  für  den  Fall  der  Verzögerung  vereinbarte  Entschädigung. 

431.  Ist  die  Zeit  der  Ladung  und  Löschung  nicht  durch  Vereinbarung 
der  Parteien  bestimmt  worden,  so  richtet  sie  sich  nach  dem  Ortsgebrauche. 

432.  Ist  das  Schiff  auf  den  Monat  getrachtet,  so  läuft,  wenn  nicht 
darüber  eine  andere  Vereinbarung  getroffen  worden  ist,  die  Fracht  von  dem' 
Tage,  an  welchem  das  Schiff  unter  Segel  gegangen  ist. 

433.  Wird  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  der  Handel  mit  dem  Lande, 
wohin  es  bestimmt  war,  verboten,  so  ist  der  Vertrag  angehoben,  ohne  dass 
ein  Theil  dem  andern  zur  Entschädigung  verpflichtet  ist;  der  Befrachter 
muss  die  Kosten  des  Ein-  und  Ausladens  seiner  Waaren  tragen. 

434.  Wird  das  Auslaufen  des  Schiffes  aus  dem  Hafen  nur  für  eine 
gewisse  Zeit  durch  höhere  Gewalt  verhindert,  so  bleibt  der  Vertrag 
bestehen,  und  es  findet  wegen  Verzuges  ein  Anspruch  auf  Entschädigung 
nicht  statt.  —  Er  bleibt  ebenfalls  bestehen,  und  es  findet  keine  Erhöhung 
der  Frachtgelder  stait,  wenn  die  höhere  Gewalt  im  Verlauf  der  Reise 
eintritt. 


*)  circa  600  Lei. 
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43S.  Der  Ablader  ist  befuf^t^  während  der  Zeit,  wo  das  Schiff 
detinirt  wird,  seine  Waaren  auf  seine  Kosten  ausladen  zu  lassen,  unter  der 
Bedingung,  sie  wieder  einzuladen  oder  den  Eapitain  zu  entschädigen. 

436-  Ist  der  Hafen,  wohin  das  Schiff  bestimmt  ist,  blokirt*)  (belagert ')), 
so  ist  der  Kapitain,  wenn  er  keinen  Gegenbefehl  hat,  verpflichtet,  in 
einem  benachbarten  Hafen  der  nämlichen  Macht,  wo  er  landen  darf,  ein- 
zulaufen. 

437.  Das  Schiff,  das  Takelwerk  und  das  SchiffsfMiräth ,  die  Fracht 
und  die  eingeladenen  Waaren  haften  gegenseitig  als  oicherheit  für  die 
Erfüllung  der  unter  den  Parteien  getroffenen  Vereinbarungen. 

TITEL  Vn. 
Von  dem  Konnossement. 

438.  Das  Konnossement  muss  die  Art  und  Quantität,  sowie  die 
Gattung  und  Qualität  der  zum  Transport  bestimmten  Gegenstände  aas- 
drücken, ferner: 

den  Namen  des  Abladers; 

den  Namen  und  die  Adresse  desjenigen,  an  welchen  die  AbsenduDg 
erfolgen  soll; 

den  Namen  und  Wohnsitz  des  Eapitains; 

den  Namen  und  den  Tonnengehalt  des  Schiffes; 

den  Ort  der  Abfahrt  und  denjenigen  seiner  Bestimmung; 

es  muss  besagen: 
den  Frachtpreis; 

es   hat   am  Rande   die  Zeichen  und  Nummern  der  zu  transpor- 
tireoden  Gegenstände  aufzuweisen. 
Das  Konnossement   kann    an   Ordre,   auf  den  Inhaber  oder  auf  eine 
benannte  Person  ausgestellt  werden. 

439.  Jedes  Konnossement  wird  wenigstens  in  vier  Originalen  auge- 
fertigt;  eines  für  den  Ablader,  eines  für  denjenigen,  an  welchen  aie 
Waaren  adressirt  sind;  eines  für  den  Kapitain:  eines  für  denjenigen,  der 
das  Schiff  hat  ausrüsten  lassen.  Diese  vier  Originale  werden  von  dem 
Ablader  und  dem  Eapitain  binnen  24  Stunden  nach  der  Einladung  unter- 
zeichnet. —  In  der  nämlichen  Frist  muss  der  Ablader  dem  Kapitain  die 
Quittungen  über  die  Berichtigung  der  Ausgangsgebühren  für  die  eingeladeuen 
Waaren  und  die  Kaution,  von  welcher  im  Art.  383  die  Rede  ist,  übergeben. 

440.  Ein  in  der  oben  vorgeschriebenen  Form  abgefasstes  Konnossement 
macht  zwischen  den  an  den  verladenen  Waaren  betheüigten  Personen,  sowie 
zwischen  diesen  und  den  Versicherem  Beweis. 

441.  Wenn  die  Konnossemente  über  die  nämliche  Ladung  von  ein- 
ander abweichen,  so  beweist  dasjenige,  welches  sich  in  den  Händen  des 
Kapitains  befindet,  wenn  es  ganz  von  der  Hand  des  Abladers  oder  seines 
Kommissionärs  geschrieben  ist,  oder  wenn,  falls  es  gedruckt  ist,  die  leere 
Stelle  durch  die  nämliche  Schrift  ausgefüllt  ist;  es  ist  massgebend  das- 
jenige Exemplar,  welches  der  Ablader  oder  derjenige,  an  den  die  Waaren 
adressirt  sind,  vorzeigt,  wenn  es  ganz  von  dem  Kapitain  geschrieben  ist 
oder  die  leeren  Stellen  mit  seiner  Schrift  ausgefüllt  sind. 

442.  Jeder  Kommissionär  oder  Konsignatar,  welcher  die  in  den  Kon- 
nossementen  oder   Chartepartien    bezeichneten  Waaren    empfangen  hat,  ist 

^)  ,.blocu  8U*'. 
*)  (impressnrare). 
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schuldig«  dem  Eapitain  auf  Verlangen  einen  Empfangsschein  darüber  aus- 
zustellen, widrigenfiEÜls  er  alle  Kosten,  Schäden  und  Interessen,  selbst  die- 
jenigen, welche  durch  die  Verzögerung  entstehen,  ersetzen  muss. 

TITEL  VIII. 
Von  der  Fracht. 

443.  Die  Fracht  eines  SchifiPes  wird  durch  Vereinbarung  unter  den 
Parteien  bestimmt;  sie  wird  durch  die  Chartepartie  oder  das  Konnossement 
dargethan;  sie  findet  statt  entweder  für  das  ganze  SchifF  oder  für  einen 
Theil  desselben,  ffir  eine  ganze  Reise  oder  für  eine  bestimmte  Zeit,  nach 
Tonnen  oder  nach  Centnern,  in  Pausch  und  Bogen  oder  in  der  Art,  dass, 
wenn  der  Verfrachter  seine  Ladung  nicht  voll  herstellt  oder  wenigstens  auf 
dreiviertel  vervollständigt,  ihm  frei  stehen  soll,  den  Vertrag  aufzulösen  und 
die  Waaren  zurückzugeben,  ohne  einer  Verantwortlichkeit  gegen  den  Ablader 
zu  unterliegen;  es  wird  der  Tonnengehalt  des  Schiffes  angegeben. 

444.  Ist  das  ganze  Schiff  verfrachtet  worden,  und  giebt  der  Befrachter 
demselben  nicht  die  volle  Ladung,  so  darf  der  Eapitain  ohne  Zustimmung 
und  Einwilligung  des  Befrachters  keine  anderen  Waaren  einnehmen.  Dem 
Befrachter  gebührt  die  Fracht  für  diejenigen  Waaren,  welche  die  Ladung 
des  ihm  ganz  verfrachteten  Schiffes  vervollständigen. 

445*  Der  Befrachter,  welcher  die  in  der  Chartepartie  bestimmten  Quanti- 
täten Waaren  nicht  eingeladen  hat,  muss  die  volle  Fracht  für  die  ganze  Ladung, 
wofür  er  sich  verbindlich  gemacht  hat,  bezahlen.  Hat  er  menr  aufgeladen, 
so  bezahlt  er  den  Ueberschuss  der  Fracht  nach  Massgabe  des  durch  die 
Chartepartie  bestimmten  Preises.  —  Macht  jedoch  der  Befrachter,  ohne  dass 
er  etwas  eingeladen  hat,  die  Reise  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  rückgängig, 
so  bezahlt  er  dem  Eapitain  die  Hälfte  der  gemäss  der  Chartepartie  mr  die 
ganze  Ladung,  die  er  an  Bord  bringen  sollte,  vereinbarten  Fracht.  Hat 
das  Schiff  einen  Theil  seiner  Ladung  erhalten  und  geht  ohne  volle  Ladung 
unter  Segel,  so  ist  die  Fracht  ganz  zu  bezahlen. 

448.  Der  Eapitain,  welcher  die  Tonnenzahl  des  Schiffes  für  grösser 
erklärt  hat,  als  dieselbe  wirklich  ist,  ist  dem  Befrachter  zum  Schadensersatz 
verpflichtet 

447.  Die  Erklärung  des  Eapitains  über  die  Grösse  des  Schiffes  wird 
als  irrig  nicht  angesehen,  wenn  der  Irrthum  nicht  mehr  als  den  vierzigsten 
Theil  l^trägt,  oder  wenn  die  Erklärung  dem  über  die  Visirung  des  Schiffes 
aasgestellten  Atteste  konform  ist. 

44B.  Ist  eine  Ladung  auf  Stückgüter  oder  auf  Centner  oder  auf  Tonnen 
oder  in  Pausch  und  Bogen  vorgenommen,  so  kann  der  Ablader  seine  Waare 
vor  Abfahrt  des  Schiffes  gegen  Bezahlung  der  halben  Fracht  zurückziehen. 
Der  Ablader  trägt  alsdann  die  Eosten  des  Ein-  und  Ausladens,  sowie 
auch  diejenigen  des  Ein-  und  Ausladens  anderer  Waaren,  welche  dabei  von 
der  Stelle  verlegt  werden  müssen,  und  die  Eosten  der  Verzögerung. 

448.  Wenn  der  Eapitain  Waaren  zwischen  den  in  seinem  Schiffe 
abgeladenen  vorfindet,  die  ihm  vorher  nicht  angegeben  worden  sind,  so  ist  er 
befugt,  sie  an  dem  Orte,  wo  er  in  Ladung  liegt,  ans  Land  zu  bringen  oder 
dafür  die  höchste  Fracht  zu  nehmen,  die  an  diesem  Orte  für  dergleichen 
Waaren  bezahlt  wird. 

450.  Der  Ablader,  welcher  seine  Waaren  während  der  Reise  zurück- 
zieht, muss  die  ganze  Fracht  und  alle  Umstauungskosten,  welche  durch  das 
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Ausladen  entstehen,  bezahlen;  werden  die  Waaren  wegen  einer  Ursache, 
die  durch  ein  Zuthun  oder  ein  Verschulden  des  Eapitains  entsteht,  zurück- 
gezogen, so  haftet  dieser  für  alle  Kosten. 

451.  Wird  das  Schiff  an  dem  Orte,  wo  es  absegeln  soll,  auf  der  Reise 
oder  an  dem  Ausladungsorte  wegen  einer  Handlung  des  Befrachters  an- 
gehalten, so  ist  dieser  zur  Zahlung  der  Kosten  des  Aufenthalts  verpflichtet.  — 
Ist  das  öchiff  für  die  Hin-  und  Rückreise  gefrachtet  worden,  und  kehrt  es 
ohne  oder  nicht  mit  voller  Ladung  zurück,  so  gebührt  dem  Kapitain  die 
ganze  Fracht,  sowie  eine  Entschädigung  wegen  der  Verzögerung. 

452.  Der  Kapitain  ist  dem  Befrachter  zum  Schadensersatz  verbunden, 
wenn  das  Schiff  bei  der  Abfahrt,  während  der  Reise  oder  an  dem  Aus- 
ladungsorte durch  seine  Schuld  in  Beschlag  genommen  oder  detinirt  worden 
ist.     Dieser  Schadensersatz  wird  durch  Sachverständige  bestimmt. 

453*  Wird  der  Kapitain  genöthigt,  das  Schiff  während  der  Reise  aus- 
bessern zu  lassen,  so  muss  der  Befrachter  warten  oder  die  ganze  Fracht 
bezahlen;  kann  das  Schiff  nicht  ausgebessert  werden,  so  ist  der  Kapitain 
verpflichtet,  ein  anderes  zu  frachten.  —  Konnte  der  Kapitain  kein  anderes 
Schiff  frachten,  so  gebührt  ihm  die  Fracht  nur  nach  Verbältniss  der  zurück- 
gelegten Reise. 

454.  Der  Kapitain  verliert  seine  Fracht  und  ist  dem  Befrachter  zum 
Schadensersatz  verpflichtet,  wenn  dieser  beweist,  dass  das  Schiff  zur  Zeit,  zu 
welcher  es  unter  Segel  gegangen  ist,  zur  Schifffahrt  untauglich  war.  Dieser 
Beweis  ist  ungeachtet  der  bei  der  Abfahrt  über  die  Besichtigung  des  Schiffes 
ausgestellten  Atteste,  von  welchen  in  Art.  382  die  Rede  ist,  zulässig. 

455*  Dem  Kapitain  gebührt  die  Fracht  für  die  Waaren,  welche  er 
zur  Anschaffung  von  Proviant,  zur  Ausbesserung  oder  zu  anderen 
dringenden  Bedürfiiissen  des  Schiffs  hat  verkaufen  müssen;  er  muss  dagegen 
den  rreis  der  verkauften  Waaren  nach  dem  Massstabe  berechnen,  wie  der 
üeberrest  davon  oder  andere  dergleichen  Waaren  derselben  Güte  an  dem 
Ausladungsorte  verkauft  worden  sind,  wenn  das  Schiff  glücklich  in  den 
Hafen  einläuft;  geht  das  Schiff  verloren,  so  berechnet  der  Kapitain  die 
Waaren  für  den  Preis,  wofür  er  sie  verkauft  hat,  indem  er  davon  die  in 
dem  Konnossement  bestimmte  Fracht  in  Abzug  bringt. 

456.  Wird  der  Handel  mit  dem  Lande,  wohin  das  Schiff  auf  der 
Heise  ist,  verboten,  und  muss  dasselbe  mit  seiner  Ladung  zurückkehren,  so 
gebührt  dem  Kapitain  nur  die  Fracht  für  die  Hinreise,  wenngleich  das 
Schiff  für  die  Hin-  und  Rückreise  gefrachtet  war. 

457.  Wird  das  Schiff  während  seiner  Reise  auf  Befehl  einer  fremden 
Macht  angehalten,  so  wird,  wenn  das  Schiff  auf  den  Monat  gefrachtet  war, 
für  die  Zeit,  während  welcher  es  detinirt  wird,  keine  Fracht  —  und  wenn 
es  für  die  ganze  Reise  gefrachtet  worden  war,  keine  erhöhte  Fracht  bezahlt. 
Der  Unterhalt  und  der  Sold  der  Schiffsmannschaft  für  die  Zeit,  während 
welcher  das  Schiff  detinirt  wird,  wird  als  Havarie  betrachtet. 

458.  Der  Kapitain  erhält  die  Fracht  für  die  Waaren,  welche  zur  ge- 
meinschaftlichen Rettung  über  Bord  geworfen  worden  sind,  unter  der  Ver- 
pflichtung des  Beitrages  nach  Inhalt  des  Tites  XH  dieses  Buches. 

459.  Es  wird  keine  Fracht  von  Waaren  bezahlt,  welche  durch  SchiflF- 
bruch  oder  durch  das  Stranden  des  Schiffes  verloren  gegangen,  von  See- 
räubern geraubt  oder  vom  Feinde  genommen  sind;  der  Kapitam  ist  gehalten, 
den  fär  solche  Waaren  auf  die  Fracht  empfangenen  Vorschuss  zurück- 
zugeben, wenn  nicht  das  Gegentheil  vereinbart  worden  ist. 

460.  Sind  Schiff  und  Waaren  wieder  losgekauft,  oder  sind  die  Waaren 
aus  dem  Schiffbruch  gerettet,  so  wird  dem  Kapitain  die  Fracht  bis  zu  dem 
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Orte,  wo  das  Schiff  weggenommen  wurde  oder  Schiffbruch  litt,  bezahlt.  — 
Bringt  er  die  Waaren  bis  an  den  Ort  ihrer  Bestimmung,  so  erhält  er  die 
ganze  Fracht  gegen  verhältnissmässigen  Beitrag  zum  Lösegelde. 

461.  Der  Beitrag  zum  Lösegelde  wird  auf  die  Waaren  nach  dem 
laufenden  Preise,  den  sie  am  Ausladungsorte  haben,  nach  Abzug  der  Kosten, 
und  auf  die  Hälfte  des  Schiffes  und  die  Fracht  vertheilt;  von  der  Heuer 
der  Matrosen  wird  kein  Beitrag  geleistet. 

462.  Weigert  sich  derjenige,  an  den  die  Waaren  adressirt  sind,  die- 
selben in  Empfang  zu  nehmen,  so  kann  der  Eapitain  einen  Theil  davon  zur 
Bezahlung  seiner  Fracht  gerichtlich  verkaufen  und  die  Hinterlegung 
des  Ueberrestes  anordnen  lassen.  Sind  die  Waaren  unzulänglich,  so  behält 
er  seinen  Regress  gegen  den  Ablader. 

463*  Der  Eapitain  darf  aus  dem  Grunde,  weil  ihm  die  Fracht  nicht 
bezahlt  worden  sei,  die  Waaren  in  seinem  Schiffe  nicht  zurückhalten;  er 
kann  aber  zur  Zeit  des  Ausladens  darauf  antragen,  dass  sie  bis  zur  Be- 
zahlung seiner  Fracht  in  die  Hände  eines  Dritten  hinterlegt  werden. 

464.  Der  Eapitain  hat  an  den  Waaren  seiner  Ladung,  wenn  sie  nicht 
in  dritte  Hände  übergegangen  sind,  während  lö  (14)  Tagen  nach  ihrer  Ab- 
lieferung wegen  seiner  Fracht  ein  Vorzugsrecht. 

465.  Gerathen  die  Ablader  oder  diejenigen,  welche  auf  die  Waaren 
Anspruch  erheben,  vor  Ablauf  dieser  15  (14)  Tage  in  Fallimentszustand»  so 
hat  der  Eapitain  wegen  der  Bezahlung  seiner  Fracht  und  der  ihm  ge- 
bührenden Havarie  vor  allen  Gläubigem  ein  Privilegium. 

466.  In  keinem  Falle  kann  der  Ablader  eine  Verminderung  des 
Frachtpreises  fordern. 

467.  Der  Ablader  ist  nicht  befugt,  Waaren,  welche  im  Preise  ge- 
fallen sind,  oder  welche  sich  wegen  eigener  Mängel  oder  durch  Zufall  ver- 
schlechtert haben,  für  die  Fracht  zu  abandonniren.  —  Sind  jedoch  Fässer, 
welche  mit  Wein,  Oel,  Honig  und  anderen  Flüssigkeiten  angefüllt  waren, 
dergestalt  leck  geworden,  dass  sie  ganz  oder  beinahe  leer  geworden  sind, 
so  können  diese  Fässer  für  die  Fracht  abandonnirt  werden. 


TITEL  IX. 
Von  dem  Bodmereiverträge. 

468.  Der  Bodmereivertrag  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  eine 
Person  einer  anderen  eine  Summe  Geldes  auf  Rechnung  von  Sachen,  die  der 
Seegefahr  ausgesetzt  sind,  leiht,  unter  der  Vereinbarung,  dass  der  Darleiher 
die  geliehene  Summe  verliere,  wenn  iene  Sachen  untergehen;  wenn  sie  aber 
glücklich  im  Hafen  anlangen,  soll  der  Darleiher  das  Geld  mit  einem  aus- 
bedungenen Nutzen  erhalten.  Anleiher  oder  Bodmereinehmer  heisst 
derjenige,  der  dies  Anlehen  nimmt;  Darleiher  oder  Geber  derjenige, 
welcher  das  Darlehn  giebt,  und  Bodmereiprämie  der  ausbedungene  Vor-' 
theil,  im  Falle,  dass  die  Sachen  glücklich  ankommen. 

469.  Der  Bodmereivertrag   wird    schriftlich    vor  Gericht   geschlossen. 
Er  besagt: 

den  Betrag  des  Darlehns  und  die  f&r  die  übernommene  Seegefahr 
vereinbarten  Summe; 

die  Gegenstände,  die  für  das  Darlehn  haften; 
die  Namen  des  SchifPs  und  des  Eapitains; 
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die  Namen  des  Darleihers  und  des  Anleihers; 
ob  das  Darlehn  für  eine  Reise  g^eben  wurde; 
für  welche  Reise  und  auf  welche  Zeit,  die  Zeit  der  RückzahloDg. 
Ist  der  Vertrag  im  Auslände  geschlossen,    so  ist  derselbe  den  in  dem 
Art.  391  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  unterworfen. 

470.  Jeder  Bodmereibrief  kann  dorch  Indossament  übertragen  werden, 
wenn  er  an  Ordre  gestellt  ist.  In  diesem  Falle  hat  die  Uebertragung  dieses 
Briefes  dieselben  Wirkungen  und  erzeugt  die  nämlichen  Rechte  auf  Ge- 
währleistung wie  die  Veräusserung  anderer  Handelseffekten. 

471.  Die  Gewähr  für  die  Zahlung  erstreckt  sich  nicht  auf  das  Auf- 
geld für  die  übernommene  Seegefahr,  wenn  nicht  das  Gegentheil  ausdrücklich 
verabredet  worden  ist. 

472.  Bodmereidarlehne  können  genommen  werden: 

auf  den  Rumpf  des  Schiffes;  auf  das  Takelwerk  und  das  Schiffs- 
geräth ; 

auf  die  Ausrüstung  und  Verproviantirung; 

auf  die  Ladung; 

auf  alle  diese  Gegenstände  zusammen  oder  auf  einen  bestimmten 
Theil  eines  jeden  derselben. 

473.  Jedes  Bodmereidarlehn  in  Höhe  einer  Summe,  welche  den  Werth 
der  dafür  haftenden  Gegenstände  übersteigt,  kann  auf  den  Antrag  des  Dar- 
leihers für  ungültig  erklärt  werden,  wenn  erwiesen  wird,  dass  Betrug  von 
Seiten  des  Anleihers  stattgefunden  hat. 

474.  Hat  kein  Betrug  stattgefunden,  so  ist  der  Vertrag  bis  zum  Be- 
trage des  Werthes  der  für  das  Darlehn  verhafteten  Gegenstände,  welcher 
durch  Abschätzung  oder  Vereinbarung  unter   den  Parteien   bestimmt    wird, 

fültig  und  bindend.     Der    Ueberschuss    der   geliehenen    Summe   wird   mit 
en  an  dem  Handelsplatze  üblichen  Zinsen  zurückerstattet. 

475.  Jedes  Anlehn  auf  die  zukünftige  Fracht  eines  Schiffes  und  auf 
den  von  den  Waaren  erhofften  Gewinn  ist  gesetzlich  verboten.  —  Der  Dar- 
leiher hat  in  diesem  Falle  nur  ein  Recht  auf  Wiedererstattung  des  Kapitals 
ohne  alle  Zinsen. 

476.  Kein  Darlehn  auf  Bodmerei  kann  Matrosen  oder  Seeleuten  auf 
deren  Heuer  gegeben  werden. 

477.  Das  Schiff,  das  Takelwerk  und  das  Schiffsgeräth,  die  Aus- 
rüstung und  der  Proviant,    selbst   die   schon    verdiente  Fracht,   haften    als 

Srivilegirtes  Unterpfand  für  Kapital  und  Zinsen  des  Geldes,  welches  auf 
en  Rumpf  des  Schiffes  auf  Bodmerei  gegeben  ist.  —  Die  Ladung  haftet 
ebenfalls  für  Kapital  und  Zinsen  des  auf  die  Ladung  auf  Bodmerei  gegebenen 
Geldes.  Ist  das  Anlehn  auf  einen  einzigen  Gegenstand  des  Schiffes  oder 
der  Ladung  genommen  worden,  so  erstreckt  sich  das  Privilegium  nur  auf 
diesen  Gegenstand  und  nach  Verhältniss  des  für  das  Anlehn  verhafteten 
Antheils. 

478.  Eine  Summe,  welche  der  Kapitain  an  dem  Orte,  wo  die  Schiffis- 
eigenthümer  wohnen,  ohne  deren,  in  authentischer  Form  ertheilte,  Ermäch- 
tigung oder  ohne  deren  Intervention  und  Unterschrift  bei  dem  Bodmerei- 
verträge, aufgenommen  hat,  giebt  nur  eine  Klage  und  ein  Privilegium  auf 
den  An  theil,  welchen  der  Kapitoin  etwa  an  dem  Schiffe  oder  an  der  Ladung  hat*  ' 

479.  Für  Anlehne,  selbst  wenn  sie  an  dem  Wohnungsorte  der  Be- 
theiligten für  Ausbesserung  des  Schiffes  und  für  Lebensmittel  aufgenommen 
worden  sind,  haften  die  Schiffsparten  undAntheile  derjenigen  Eigenthümer, 
welche  binnen  24  Stunden  nach  der  an   sie   ergangenen    schriftlichen  Auf- 
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forderuDg  ihren  schuldigen  Beitrag  zar  Instandsetzung  des  Schiffes  nicht 
geleistet  haben. 

480.  Anlehne,  welche  für  die  letzte  Reise  des  Schiffes  gemacht  worden 
sind,  werden  mit  Vorzug  vor  den  für  eine  frühere  Reise  hergegebenen 
Geldern  erstattet,  selbst  wenn  in  Beziehung  auf  die  letzteren  erklärt  worden 
sein  sollte,  dass  sie  dem  Schuldner  auf  Rechnung  der  folgenden  oder  einer 
andern  Reise  überlassen  worden  seien.  —  Summen,  welche  während  der  Reise 
geliehen  worden  sind,  haben  den  Vorzug  vor  denen,  welche  vor  der  Ab- 
reise des  Schiffes  geliehen  worden  sind;  und  wenn  während  dieser  Zeit 
mehrere  Anlehne  in  der  nämlichen  Weise  gemacht  worden  sind,  so  hat  das 
letzte  immer  den  Vorzug  vor  den  früheren. 

481*  Derjenige,  welcher  ein  Bodmereidarlehn  giebt  aufWaaren,  die  in 
ein,  in  dem  Vertrage  bezeichnetes  Schiff  eingeladen  worden  sind,  trägt 
den  —  selbst  in  Folge  eines  Unfalls  zur  See  —  eingetretenen  Verlust 
dieser  Waaren  nicht,  wenn  sie  in  ein  anderes  Schiff  überführt  worden  sind, 
es  sei  denn,  dass  gesetzlich  erwiesen  wird,  dass  diese  Verladung  durch 
höhere  Gewalt   nothwendig   geworden  ist. 

482.  Sind  Effekten,  auf  welche  ein  Bodmereidarlehn  gegeben  worden 
ist,  gänzlich  verloren  gegangen,  und  ist  dieser  Verlust  durcm  ein  zufalliges 
Ereigniss  in  der  Zeit  und  an  dem  Orte,  hinsichtlich  deren  die  Gefahr  über- 
nommen ist,  eingetreten,  so  kann  die  dargeliehene  Summe  nicht  zurück- 
gefordert werden. 

483.  Der  Abgang,  die  Veränderung  und  der  Verlust,  welche  wegen 
eigener  Mängel  der  Sache  entstehen,  und  die  Schäden,  welche  durch  eine 
Handlung  des  Anleihers  verursacht  werden,  &llen  dem  Darleiher  keinesfalls 
zar  Last. 

484.  Im  Falle  eines  Schiffbruchs  werden  die  auf  Bodmerei  geliehenen 
Summen  nur  bis  zum  Betrage  des  Werthes  der  geretteten  und  im  Vertrage 
verpfändeten  Waaren  bezahlt,  nachdem  davon  zunächst  die  Rettungskosten 
in  Abzug  gebracht  worden  sind. 

485.  Ist  die  Zeit,  für  welche  die  Seegefahr  übernommen  worden  ist,  in 
dem  Vertrage  nicht  bestimmt,  so  läuft  sie  in  Beziehung  auf  das  Schiff,  das 
Takelwerk,  das  Schiffsgeräth,  die  Ausrüstung  und  den  Proviant  von  dem 
Tage  an,  an  welchem  das  Schiff  unter  Segel  gegangen  ist,  bis  zu  dem  Tage, 
an  welchem  es  in  dem  Hafen  oder  an  seinem  Bestimmungsorte  geankert  hat ; 
in  Ansehung  der  Waaren  läuft  die  Zeit  der  übernommenen  Seegefahr  von 
dem  Tage  an,  an  welchem  sie  in  das  Schiff  oder,  um  in  dieses  gebracht  zu 
werden,  in  Leichter  eingeladen  worden,  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  sie 
ans  Land  gebracht  worden  sind. 

486.  Wer  auf  Waaren  Bodmerei  nimmt,  wird  durch  den  Verlust  des 
Schiffes  und  der  Ladung  von  seiner  Verbindlichkeit  nicht  frei,  wenn  er  nicht 
beweist,  dass  sich  Effekten  bis  zum  Betrage  des  aufgenommenen  Darlehns 
für  seine  Rechnung  im  Schiffe  befunden  haben. 

487.  Die  Bodmereigeber  tragen  für  Erleichterung  der  Bodmereinehmer 
zur  grossen  Havarie  bei.  —  Die  kleine  Havarie  Mit  ebenfalls  den  Bodmerei- 
gebern zur  Last,  wenn  nicht  das  Gkgentheil  verabredet  worden  ist 

488.  Wenn  auf  das  nämliche  Schiff  oder  auf  die  nämliche  Ladung 
Bodmerei  und  Versicherung  genommen  worden  ist,  so  wird  der  Erlös  der 
ans  dem  Schiffbruche  ^retteten  Gegenstände  zwischen  dem  Bodmereigeber 
—  jedoch  nur  für  sem  Kapital  —  und  dem  Versicherer  für  die  ver- 
sicherten Summen  nach  Verhältniss  ihres  gegenseitigen  Interesses  vertheilt, 
unbeschadet  der  in  dem  Art.  350  festgesetzten  PrivUegien. 
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die  Namen  des  Darleihers  und  des  Anleihers; 
ob  das  Darlehn  für  eine  Reise  gegeben  wurde; 
für  welche  Reise  und  auf  welche  Zeit,  die  Zeit  der  Rückzahlung. 
Ist  der  Vertrag  im  Auslande  geschlossen,    so  ist  derselbe  den  in  dem 
Art.  391  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  unterworfen. 

470.  Jeder  Bodmereibrief  kann  durch  Indossament  übertragen  werden, 
wenn  er  an  Ordre  gestellt  ist.  In  diesem  Falle  hat  die  Uebertragung  dieses 
Briefes  dieselben  Wirkungen  und  erzeugt  die  nämlichen  Rechte  auf  Ge- 
währleistung wie  die  Veräusserung  anderer  Handelseffekten. 

471.  Die  Gewähr  für  die  Zahlung  erstreckt  sich  nicht  auf  das  Auf- 
geld für  die  übernommene  Seegefahr,  wenn  nicht  das  Gegentheil  ausdrücklich 
verabredet  worden  ist. 

472.  Bodmereidarlehne  können  genommen  werden: 

auf  den  Rumpf  des  Schiffes ;  auf  das  Takelwerk  und  das  Schiffs- 
geräth ; 

auf  die  Ausrüstung  und  Yerproviantirung; 
auf  die  Ladung-, 

auf  alle  diese  Gegenstände  zusammen  oder  auf  einen  bestimmten 
Theil  eines  jeden  derselben. 
473*    Jedes  Bodmereidarlehn  in  Höhe  einer  Summe,  welche  den  Werth 
der  dafür  haftenden  Gegenstände  übersteigt,  kann  auf  den  Antrag  des  Dar- 
leihers für  ungültig  erklärt  werden,   wenn  erwiesen  wird,   dass   Betrug  von 
Seiten  des  Anleihers  stattgefunden  hat. 

474.  Hat  kein  Betrug  stattgefunden,  so  ist  der  Vertrag  bis  zum  Be- 
trage des  Werthes  der  für  das  Darlehn  verhafteten  Gegenstände,  welcher 
durch  Abschätzung  oder  Vereinbarung  unter   den  Parteien  bestimmt    wird, 

fültig  und  bindend.     Der   Ueberschuss    der   geliehenen    Summe   wird   mit 
en  an  dem  Handelsplatze  üblichen  Zinsen  zurückerstattet. 

475.  Jedes  Anlehn  auf  die  zukünftige  Fracht  eines  Schiffes  und  auf 
den  von  den  Waaren  erhofften  Gewinn  ist  gesetzlich  verboten.  —  Der  Dar- 
leiher hat  in  diesem  Falle  nur  ein  Recht  auf  Wiedererstattung  des  Kapitals 
ohne  alle  Zinsen. 

476.  Kein  Darlehn  auf  Bodmerei  kann  Matrosen  oder  Seeleuten  auf 
deren  Heuer  gegeben  werden. 

477.  Das  Schiff,  das  Takelwerk  und  das  Schiffsgeräth,  die  Aus- 
rüstung und  der  Proviant,    selbst   die   schon    verdiente  Fracht,    haften   als 

Srivilegirtes  Unterpfand  für  Kapital  und  Zinsen  des  Geldes,  welches  auf 
en  Rumpf  des  Schiflfes  auf  Bodmerei  gegeben  ist.  —  Die  Ladung  haftet 
ebenfisüls  für  Kapital  und  Zinsen  des  auf  die  Ladung  auf  Bodmerei  gegebenen 
Geldes.  Ist  das  Anlehn  auf  einen  einzigen  Gegenstand  des  Schiffes  oder 
der  Ladung  genommen  worden,  so  erstreckt  sich  das  Privilegium  nur  auf 
diesen  Gegenstand  und  nach  Verhältniss  des  für  das  Anlehn  verhafteten 
Antheils. 

478.  Eine  Summe,  welche  der  Kapitain  an  dem  Orte,  wo  die  SchiflPs- 
eigenthümer  wohnen,  ohne  deren,  in  authentischer  Form  ertheilte,  Ermäch- 
tigung oder  ohne  deren  Intervention  und  Unterschrift  bei  dem  Bodmerei- 
verträge, aufgenommen  hat,  giebt  nur  eine  Kla^  und  ein  Privilegium  auf 
den  Antheil,  welchen  der  Kapitain  etwa  an  dem  Schiffe  oder  an  der  Ladung  hat. 

479.  Für  Anlehne,  selbst  wenn  sie  an  dem  Wohnungsorte  der  Be- 
theiligten für  Ausbesserung  des  Schiffes  und  für  Lebensmittel  aufgenommen 
worden  sind,  haften  die  Schiffsparten  und  Antheile  derjenigen  Eigenthümer, 
welche  binnen  24  Stunden  nach  der  an   sie   ergangenen    schriftlichen  Aaf- 
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forderuDg  ihren  schaldigen  Beitrag  zur  Instandsetzung  des  Schiffes  nicht 
geleistet  haben. 

480*  Anlehne,  welche  für  die  letzte  Reise  des  Schiffes  gemacht  worden 
sind,  werden  mit  Vorzug  vor  den  für  eine  frohere  Reise  hergegebenen 
Geldern  erstattet,  selbst  wenn  in  Beziehung  auf  die  letzteren  erklärt  worden 
sein  sollte,  dass  sie  dem  Schuldner  auf  Rechnung  der  folgenden  oder  einer 
andern  Reise  überlassen  worden  seien.  —  Summen,  welche  während  der  Reise 
geliehen  worden  sind,  haben  den  Vorzug  vor  denen,  welche  vor  der  Ab- 
reise des  Schiffes  geliehen  worden  sind;  und  wenn  während  dieser  Zeit 
mehrere  Anlehne  in  der  nämlichen  Weise  gemacht  worden  sind,  so  hat  das 
letzte  immer  den  Vorzug  vor  den  früheren. 

481*  Derjenige,  welcher  ein  Bodmereidarlehn  giebt  auf  Waaren,  die  in 
ein,  in  dem  Vertrage  bezeichnetes  Schiff  eingeladen  worden  sind,  trägt 
den  —  selbst  in  Folge  eines  Unfalls  zur  See  —  eingetretenen  Verlust 
dieser  Waaren  nicht,  wenn  sie  in  ein  anderes  Schiff  überführt  worden  sind, 
es  sei  denn,  dass  gesetzlich  erwiesen  wird,  dass  diese  Verladung  durch 
höhere  Gewalt   nothwendig   geworden  ist. 

4B2.  Sind  Effekten,  auf  welche  ein  Bodmereidarlehn  gegeben  worden 
ist,  gänzlich  verloren  gegangen,  und  ist  dieser  Verlust  durch  ein  zufalliges 
Ereigniss  in  der  Zeit  und  an  dem  Orte,  hinsichtlich  deren  die  Gefahr  über- 
nommen ist,  eingetreten,  so  kann  die  dargeliehene  Summe  nicht  zurück- 
gefordert werden, 

483.  Der  Abgang,  die  Veränderung  und  der  Verlust,  welche  wegen 
eigener  Mängel  der  Sache  entstehen,  und  die  Schäden,  welche  durch  eine 
Handlung  des  Anleihers  verursacht  werden,  fallen  dem  Darleiher  keinesfalls 
zur  Last. 

484.  Im  Falle  eines  Schiffbruchs  werden  die  auf  Bodmerei  geliehenen 
Summen  nur  bis  zum  Betrage  des  Werthes  der  geretteten  und  im  Vertrage 
verpfändeten  Waaren  bezahlt,  nachdem  davon  zunächst  die  Rettungskosten 
in  Abzug  gebracht  worden  sind. 

485.  Ist  die  Zeit,  für  welche  die  Seegefahr  übernommen  worden  ist,  in 
dem  Vertrage  nicht  bestimmt,  so  läuft  sie  in  Beziehung  auf  das  Schiff,  das 
Takelwerk,  das  Schiffsgeräth,  die  Ausrüstung  und  den  Proviant  von  dem 
Tage  an,  an  welchem  das  Schiff  unter  Segel  gegangen  ist,  bis  zu  dem  Tage, 
an  welchem  es  in  dem  Hafen  oder  an  seinem  Bestimmungsorte  geankert  hat ; 
in  Ansehung  der  Waaren  läuft  die  Zeit  der  übernommenen  Seegefahr  von 
dem  Tage  an,  an  welchem  sie  in  das  Schiff  oder,  um  in  dieses  gebracht  zu 
werden,  in  Leichter  eingeladen  worden,  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  sie 
ans  Land  gebracht  worden  sind. 

488.  Wer  auf  Waaren  Bodmerei  nimmt,  wird  durch  den  Verlust  des 
Schiffes  und  der  Ladung  von  seiner  Verbindlichkeit  nicht  frei,  wenn  er  nicht 
beweist,  dass  sich  Effekten  bis  zum  Betrage  des  aufgenommenen  Darlehns 
für  seine  Rechnung  im  Schiffe  befunden  haben. 

487.  Die  Bodmereigeber  tragen  für  Erleichterung  der  Bodmereinehmer 
zur  grossen  Havarie  bei.  —  Die  kleine  Havarie  fallt  ebenfalls  den  Bodmerei- 
gebern zur  Last,  wenn  nicht  das  Gegentheil  verabredet  worden  ist. 

488.  Wenn  auf  das  nämliche  Schiff  oder  auf  die  nämliche  Ladung 
Bodmerei  und  Versicherung  genommen  worden  ist,  so  wird  der  Erlös  der 
aas  dem  Schiffbruche  ^retteten  Gegenstände  zwischen  dem  Bodmereigeber 
—  jedoch  nur  für  sem  Kapital  —  und  dem  Versicherer  für  die  ver- 
sicherten Summen  nach  Verhältniss  ihres  gegenseitigen  Interesses  vertheilt, 
unbeschadet  der  in  dem  Art.  350  festgesetzten  Privilegien. 
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TITEL  X. 
Von  Versicheningen. 

Abschnitt  I. 

Von    dem    Versicherungsvertrage,    von    der   Form    und 
dem   Gegenstande   desselben. 

489.  Der  Versicherungsvertrag  ist  ein  schriftlicher  Vertrag,  durch 
welchen  ein  Theil  sich  gegen  eine  verabredete  Summe  verpflichtet,  dem 
anderen  Theile  den  Verlust  und  Schaden,  der  ihn  durch  Seeereignisse  an 
Sachen,  die  der  Seegefahr  ausgesetzt  sind,  sei  es  durch  ihre  Beschädigung, 
sei  es  durch  ihren  Untergang,  treffen  kann,  zu  ersetzen.  Versicherer 
heisst  derjenige,  der  im  Falle  der  Gefahr  zu  entschädigen  sich  verpflichtet, 
Versicherter  derjenige,  welchem  gegenüber  er  sich  dazu  verpflichtet; 
Prämie  oder  Versicherungskosten  der  zwischen  dem  Versicherten  und  Ver- 
sicherer ausbeduDgene  Preis  für  eine  solche  Entschädigung  Seitens  des 
letzteren. 

480.  Der  Versicherungsvertrag  wird  schriftlich  abgefasst;  er  wird  von 
dem  Tage  datirt,  an  welchem  er  unterschrieben  worden  ist;  es  wird  darin 
bemerkt,  ob  dies  Vor-  oder  Nachmittags  geschehen  ist.  Er  kann  unter 
Privatunterschrift  geschlossen  werden,  er  darf  keine  unausgefüUte  Stelle 
enthalten.  —  Er  enthält: 

den  Namen  und  Wohnsitz   des  Versicherten,  dessen  Eigenschaft 
als  Eigenthümer  oder  Kommissionär; 
Namen  und  Art  des  Schiffes; 

Namen  des  Kapitäns;  den  Ort,  wo  die  Waaren  eingeladen  worden 
sind  oder  eingeladen  werden  sollen; 

den  Hafen,  aus  welchem  das  Schiff  absegeln  sollte  oder  soll; 
die  Häfen  oder  Rheden,  wo  es  ein-  oder  ausladen  soll;  , 
Art  und  Werth  oder  Schätzungspreis    der  Waaren   oder  Gegen- 
stände, die  versichert  werden; 

die   Zeit,    wann    die  Uebemahme    der    Seegefahr    anfangen,    und 
wann  sie  endigen  soll; 
die  versicherte  Summe; 
die  Versicherungsprämie; 

die  Erklärung  der  Parteien,  die  etwa  entstehenden  Streitigkeiten 
durch  Schiedsrichter  entscheiden  zu  lassen,  wenn  es  so  unter  ihnen 
vereinbart  worden  ist; 

und    überhaupt   alle   andere   Bedingungen,   welche   die   Parteien 
vereinbart  haben. 
491.     Die  nämliche  Police  kann  mehrere  Versicherungen  enthalten,  sei 
es  in  Ansehung  der  Waaren    oder  in  Ansehung  des  Betrages    der  Prämien 
oder  in  Ansehung  verschiedener  Versicherer. 

492«     Die  Versicherung  kann  zum  Gegenstande  haben: 

den  Rumpf  und  den  Kiel  des  Schiffes,  leer  oder  beladen,  aus^e* 
rüstet  oder  nicht,  ohne  oder  mit  Begleitung,  das  Takelwerk  und  die 
Schiffsgeräthe,  die  Ausrüstung,  den  Proviant,  die  auf  Bodmerei  ge- 
liehenen Summen; 

die  Waaren,  aus  welchen  die  Ladung  besteht; 
alle  anderen  Sachen  oder  Gegenstände,  die  einer  Schätzung  fähic^ 
und  den  Gefahren  der  Schifffahrt  ausgesetzt  sind. 
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488*  Die  besagten  Gegenstände  können  ganz  oder  theilweise,  zusammen 
oder  einzeln  versichert  werden.  Die  Versicherung  kann  in  Friedens-  oder 
Kriegszeiten,  vor  oder  wahrend  der  Reise  des  öchiffes  erfolgen;  sie  kann 
für  Hin-  und  Rückreise  oder  für  eine  von  beiden  allein,  für  die  ganze  Reise 
oder  auf  eine  bestimmte  Zeit  geschehen,  für  alle  Reisen  und  Transporte  zur 
See,  auf  Flüssen  und  schiffbaren  Kanälen. 

494.  Im  Falle  eines  Betruges  und  einer  Uebervortheilung  bei  der 
Abschätzung  der  versicherten  Gegenstände  und  in  dem  Falle,  wo  Waaren 
fälschlich  für  eingeladen  erklärt  oder  die  eingeladenen  ftdsch  angegeben 
worden  sind,  kann  der  Versicherer  eine  Untersuchung  und  Abschätzung 
der  Gegenstände  vornehmen  lassen,  unbeschadet  jedes  anderen  Civil-  oder 
Strafverfahrens. 

485.  Die  Ladungen,  welche  in  den  Handelsplätzen  der  Levante,  an 
den  Küsten  von  Afrika  und  in  anderen  Welttheilen  für  Europa  eingenommen 
werden,  können  —  gleichviel,  auf  welchem  Schiffe  sie  sich  befinden,  —  ohne 
Bezeichnung  des  Schiffes  und  des  Kapitains  versichert  werden.  Auch  die 
Waaren  können  in  solchem  Falle  versichert  werden,  ohne  Specifikation  ihrer 
Natur  und  Qualität.  Die  Police  muss  jedoch  die  Person  bezeichnen,  an 
welche  die  Waaren  versendet  werden,  oder  bei  welchen  sie  hinterlegt  werden 
sollen,  wenn  nicht  das  Gegentheil  in  dem  Versicherungsvertrage  vereinbart 
worden  ist. 

496.  Alle  Effekten,  deren  Preis  im  Versicherungsvertrage  in  auslän- 
dischen Münzsorten  bestimmt  ist,  werden  nach  dem  Course,  den  jene  Münzen 
zur  Zeit  der  Unterzeichnung  der  Police  in  Rumänien  haben,  bezahlt. 

497.  Ist  der  Werth  der  Waaren  in  dem  Vertrage  nicht  bestimmt 
worden,  so  kann  er  durch  die  Fakturen  oder  durch  die  Bücher  bewiesen 
werden.  In  Ermangelung  solcher  erfolgt  die  Schätzung  nach  dem  laufenden 
Preise  zur  Zeit  und  am  Orte  der  Ladung,  mit  Inbegriff  der  Abgaben  und 
Kosten,  welche  bis  dahin,  dass  sie  an  Bord  gebracht  worden,  entstan- 
den sind. 

498.  Wenn  die  Versicherung  für  die  Rückreise  aus  einem  Lande,  wo 
nur  der  Tauschhandel  üblich  ist,  genommen,  und  der  Werth  der  Waaren 
in  der  Police  nicht  bestimmt  worden  ist,  so  wird  er  nach  dem  Werth  der  in 
Tausch  gegebenen  Waaren,  mit  Hinzurechnung  der  Transportkosten, 
berechnet. 

499.  Enthält .  der  Versicherungsvertrag  keine  Bestimmung  über  die 
Zeit,  für  welche  die  Gefahr,  die  die  versicherten  Waaren  laufen,  übernommen 
worden  ist,  so  beginnt  und  endigt  dieselbe  in  der  Frist,  welche  in  dem 
Art.  485    für  Bodmereiverträge  festgesetzt  ist. 

500.  Der  Versicherer  kann  die  Gegenstände,  die  er  versichert  hat, 
von  Anderen  wieder  versichern  lassen.  Der  Versicherte  kann  das,  was  er 
für  die  Versicherung  zu  zahlen  hat,  durch  einen  zweiten  Vertrag  versichern 
lassen.  Die  Prämie  der  Wiederversicherung  kann  geringer  oder  höher  sein, 
als  die  der  Versicherung. 

501.  Die  Erhöhung  der  Prämie,  welche  in  Friedenszeiten  für  den  Fall 
eines  Krieges  bedungen,  und  deren  Betrag  in  dem  Versicherungsvertrage 
nicht  bestimmt  worden  ist,  wird  mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr,  die  Um- 
stände und  die  in  der  Police  enthaltenen  Bedingungen  von  den  Gerichten 
festgesetzt. 

502.  Gehen  Waaren  verloren,  welche  versichert  and  für  Rechnung 
des  Kapitains  in  das  von  diesem  befehligte  Schiff  eingeladen  worden  sind, 
80  ist  aer  Kapitain  verpflichtet,  den  Versicherern  den  Einkauf   der  Waaren 
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zu  beweisen,  und  darüber  ein  von  den  zwei   Ersten  der   Schiffsmannschaft 
unterzeichnetes  Konnossement  beizubringen. 

503.  Jedes  Mitglied  der  Schiffsmannschaft  und  jeder  Passagier,  welcher 
aus  fremden  Ländern  Waaren  mitbringt,  die  in  Rumänien  versichert  sind, 
ist  gehalten,  an  dem  Orte,  wo  die  Abladung  stattfindet,  dem  Agenten  des 
Staates  und,  in  dessen  Ermangelung,  einem  angesehenen  Rumänischen  Kauf- 
manne oder  der  Ortsobrigkeit  ein  Konnossement  darüber  zurückzulassen. 

504.  Fallirt  der  Versicherer  vor  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  er  die 
Gefahr  übernommen  hat,  so  kann  der  Versicherte  Bürgschaftsleistung  oder 
Aufhebung  des  Vertrages  verlangen.  Das  nämliche  Recht  hat  der  Ver- 
sicherer im  Fall,  dass  der  Versicherte  fallirt. 

505.  Der  Versicherungsvertrag  ist  nichtig,  wenn  er  zum  Gegen- 
stände hat: 

die  Fracht  der  am  Schiffsbord  befindlichen  Waaren; 

den  von  den  Waaren  erhofften  Gewinn*); 

die  Heuer  der  Schiffsmanuschaft'); 

die  Bodmereidarlehne; 

den  Gewinn  des  Bodmereigebers  von  dem  gewährten  Darlehn. 

506.  Jede  Verschweigun^;,  jede  falsche  Angabe  Seitens  des  Ver- 
sicherten, jede  Abweichung  zwischen  dem  Versicherungsverti*age  und  dem 
Konnossement,  welche  auf  die  Meinung  des  Versicherers  in  Ansehung  der 
Gefahr  nachtheilig  wirken  oder  deren  Gegenstand  verändern  könnten,  ziehen 
die  Nichtigkeit  des  Versicherungsvertrags  nach  sich,  selbst  wenn  die  Ver- 
schweigung oder  fiEÜsche  Angabe  oder  die  Abweichung  auf^  den  Schaden 
oder  den  Verlust  des  versicherten  Gegenstandes  ohne  Einfiuss  gewesen  ist. 

Abschnitt  11. 

Von    den   Pflichten    des   Versicherers    und    des 
Versicherten. 

507.  Wenn  die  Reise  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes,  selbst  durch  die 
Schuld  des  Versicherten,  eingestellt  worden  ist,  so  ist  der  Versicherungs- 
vertrag aufgehoben,  und  der  Versicherer  erhält  als  Entschädigung  ein  halbes 
Prozent  von  der  versicherten  Summe. 

506.  Es  geht  auf  Ge&hr  des  Versicherers  jeder  Verlust  und  jeder 
Schaden,  welcher  sich  an  den  versicherten  Gegenständen  durch  Sturm, 
Schiffbruch,  Stranden,  zufälligen  Zusammenstoss  der  Schiffe,  nothwendige 
Abänderung  des  Kurses,  der  Reise  oder  des  Schiffes,  Seewurf,  Brand,  Prise, 
Plünderung  durch  Seeräuber,  Detinirung  des  Schiffs  auf  Befehl  einer  Macht, 
Kriegserklärung,  Repressalien  und  überhaupt  durch  alle  Unfälle  zur  See 
ereignet 

509.  Jede  Abänderung  des  Kurses,  der  Reise  oder  des  Schiffes  und 
jeder  Verlust  und  Schaden,  wenn  sie  durch  den  Versicherten  herbeigeführt 
werden,  fallen  dem  Versicherer  nicht  zur  Last,  sondern  dieser  erwirbt  ein 
definitives  Recht  auf  die  Prämie,  wenn  durch  Abreise  des  Schiffes  die  Gefahr 
als  übernommen  angesehen  wird. 

510.  Verminderungen,  Abgang  und  Verlust,  welche  durch  eigene 
Mängel  der  Sache,  sowie  die  Schäden,  welche  durch  eine  Handlung  oder  ein 


^  Ueber  die  Bestiiiimangen  anderer  Länder  cfr.  oben  Note  1,  S.  319. 
')  Ueber  die  Bestimmnngen  anderer  Länder  cfr.  Kote  1,  S.  820. 
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Versehen    der    Eigenthümer,    der   Befrachter   oder   der   Ablader   entstehen^ 
fallen  dem  Versicherer  nicht  zur  Last. 

SIL  Der  Versicherer  haftet  nicht  für  die  Pflichtwidrigkeiten  und  Ver- 
sehen des  Eapitains  und  der  Schiffsmannschaft,  wenn  nicht  das  GegentheU 
vereinbart  worden  ist. 

512-  Der  Versicherer  haftet  nicht  für  Lootsengebühren,  Schlepp-  und 
Schalnppengelder,  noch  für  irgend  eine  Abgabe,  welche  auf  das  SchifP  und 
die  Ladung  gelegt  ist. 

513-  Die  Waaren,  welche  ihrer  Natur  nach  einem  besonderen  Ver-^ 
derben  oder  Abgänge  ausgesetzt  sind,  wie  Getreide  oder  Salz,  oder  Waaren^ 
welche  dem  Auslauten  unterworfen  sind,  müssen  in  der  Police  besonders 
bezeichnet  werden,  widrigenfalls  der  Versicherer  für  Schäden  oder  Verluste, 
wovon  jene  Waaren  betroffen  werden,  nicht  haftet;  es  sei  denn,  dass  dem 
Versicherten  zur  Zeit  der  Unterzeichnung  der  Police  die  Art  der  Ladung 
unbekannt  war. 

514.  Hat  die  Versicherung  Waaren  far  die  Hin-  und  Rückreise  zum 
Gegenstande,  und  erhält  das  Schiff,  nachdem  es  an  seinem  ersten  Bestim-- 
mungsorte  angelangt  ist,  keine  Ladung  für  die  Rückreise,  oder  ist  dieselbe 
nicht  vollständig,  so  erhält  der  Versicherer  nur  zwei  Drittel  der  vereinbarten 
Prämie,  wenn  nicht  eine  entgegengesetzte  Verabredung  stattgefunden  hat. 

515.  Ein  Versicher ungs-  oder  Rück  Versicherungsvertrag,  der  für  eine 
den  Werth  der  eingeladenen  Gegenstände  übersteigende  Summe  abgeschlossen 
worden  ist,  ist  in  Ansehung  allein  des  Versicherten  nichtig,  wenn  bewiesea 
wird,  dass  Betrug,  Uebervortheilung  oder  Arglist  von  seiner  Seite  statt- 
gefunden hat. 

516.  Hat  weder  Betrug,  Uebervortheilung  noch  Arglist  stattgefunden,, 
so  ist  der  Vertrag  bis  zum  Betrage  des  Werthes  der  abgeladenen  Gegenstände, 
wie  dieser  durch  Abschätzung  oder  Vereinbarung  bestimmt  worden  ist,  gültig. 
Im  Falle  eines  Verlustes  sind  die  Versicherer  gehalten,  dazu  nach  Verhältnisa 
der  von  ihnen  versicherten  Summen  beizqtragen.  —  Sie  erhalten  für  den  den 
Werth  übersteigenden  Betrag  keine  Prämie,  sondern  nur  eine  Entschädigung 
▼on  einem  halben  Prozent. 

517.  Sind  mehrere  ohne  Betrug  über  die  nämliche  Ladung  ab- 
geschlossene Versicherungsverträge  vorhanden,  und  ist  durch  den  erstea 
Vertrag  der  volle  Werth  der  Ladung  versichert,  so  besteht  dieser  allein.  — 
Die  Versicherer,  welche  die  nachfolgenden  Verträge  unterzeichnet  haben,, 
sind  ihrer  Verbindlichkeit  frei  und  erbalten  nur  ein  halbes  Prozent  von. 
der  versicherten  Summe;  ist  in  dem  ersten  Vertrage  nicht  der  volle 
Werth  der  eingeladenen  Gegenstände  versichert,  so  haften  die  Versicherer, 
welche  die  nachfolgenden  Verträge  unterzeichnet  haben,  nach  der  Ordnung 
des  Datums  der  Verträge. 

518.  Sind  bis  zum  Betrage  der  versicherten  Summe  Gegenstände 
eingeladen  worden,  so  wird,  wenn  der  Verlust  eines  Theiles  eintritt,  der- 
selbe von  allen  Versicherern  dieser  Gegenstände  nach  Verhältniss  ihrer 
Betheiligung  bezahlt. 

519.  Findet  die  Versicherung  für  Partieen  von  Waaren  statt,  welche 
in  mehrere  bestimmte  Schiffe  eingeladen  werden  sollen,  und  ist  dabei  die 
für  jedes  Schiff  versicherte  Summe  angegeben  worden,  die  ganze  Ladung 
aber  in  ein  einziges  oder  in  eine  geringere  Anzahl  von  Schiffen,  als  in  dem 
Vertrage  bezeichnet  sind,  eingeladen  worden,  so  ist  der  Versicherer  nur  für 
diejenige  Summe  verhaftet,  welche  er  für  das  Schiff  oder  für  die  Schiffe, 
welche  die  Ladung  wirklich  erhalten  haben,  versichert  hat,  wenngleich  alle: 
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bezeichneten  SchiEfe  zu  Grunde  gehen;  er  erhält  nichtsdestoweniger  ein 
halbes  Prozent  von  denjenigen  Summen,  für  welche  die  Versicherung 
nichtig  ist. 

520.  Steht  es  dem  Kapitain  frei,  zur  Ergänzung  oder  zum  Austausch 
seiner  Ladung  in  verschiedene  Hafen  einzulaufen,  so  haftet  der  Versicherer 
für  die  versicherten  Gegenstände  nur  so  lange  dieselben  an  Bord  sind, 
wenn  nicht  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  getroffen  ist. 

S2L  Ist  die  Versicherung  auf  eine  bestimmte  Zeit  geschlossen  worden, 
so  ist  der  Versicherer  nach  Ablauf  dieser  Zeit  frei,  und  der  Versicherte 
kann  gegen  die  neuen  Gefahren  Versicherung  nehmen. 

522.  Der  Versicherer  ist  von  der  übernommenen  Gefahr  entbunden 
und  hat  Anspruch  auf  die  Prämie,  wenn  der  Versicherte,  obgleich  auf  der 
nämlichen  Route,  das  Schiff  an  einen  entfernteren,  als  den  in  dem  Vertrage 
bezeichneten  Ort,  sendet.  —  Die  Versicherung  behält  ihre  volle  Wirkung, 
wenn  die  Reise  abgekürzt  wird. 

523.  Jede  Versicherung,  welche  nach  dem  Verluste  oder  nach  der 
Ankunft  der  versicherten  Gegenstände  geschlossen  wird,  ist  nichtig,  wenn 
die  Vermuthung  besteht,  dass  vor  der  Unterzeichnung  des  Vertrages  der 
Versicherte  von  dem  Verluste  oder  der  Versicherer  von  der  Ankunft  der 
versicherten  Gegenstände  unterrichtet  gewesen  sei. 

524-  Die  Vermuthung  tritt  ein,  wenn  sich  aus  einer  Berechnung  der 
Entfernung,  wobei  dreiviertel  Myriameter  (eine  und  eine  halbe  Meile)  auf 
die  Stunde  gezählt  werden,  ergiebt,  dass  entweder  von  dem  Orte  der  An- 
kunft oder  des  Verlustes  des  Schiffes  oder  von  dem  Orte,  woher  die  erste 
Nachricht  davon  eingegangen  ist,  diese  Nachricht  noch  vor  der  Unter* 
Zeichnung  des  Versicherungsvertrages  an  den  Ort,  wo  derselbe  abgeschlossen 
worden  ist,  gelangen  konnte,  unbeschadet  anderer  Beweismittel. 

525.  Ist  die  Versicherung  auf  gute  oder  schlimme  Nachrichten  ab- 
geschlossen worden,  so  ist  die  in  den  vorhergehenden  Artikeln  erwähnte 
Vermuthung  unzulässig.  —  Der  Vertrag  wird  nur  auf  den  Beweis,  dass  der 
Versicherte  von  dem  Verluste  oder  der  Versicherer  von  der  Ankunft  des 
Schiffes  vor  Auslieferung  des  Vertrages  Kenntniss  gehabt  habe,  für  nichtig 
erklärt. 

526.  Wird  der  Beweis  gegen  den  Versicherten  geliefert,  so  hat  dieser 
dem  Versicherer  eine  doppelte  Prämie  zu  zahlen.  Wird  der  Beweis  gegen 
den  Versicherer  geliefert,  so  hat  dieser  dem  Versicherten  die  doppelte  Summe 
der  vereinbarten  Prämie  zu  zahlen.  Derjenige  von  ihnen,  von  dem  bewiesen 
wird,  dass  er  Betrug  angewendet  hat,  ist  korrektionell  zu  verfolgen. 

Abschnitt  111. 
Von  dem   Abandon. 

527.  Der  Abandon  ist  der  Akt,  durch  welchen  der  Versicherte  in 
einigen  von  dem  Gesetze  bestimmten  Fällen  das  Eigenthum  der  versicherten 
Gegenstände  auf  Rechnung  des  Versicherers  lässt  und  die  für  die  Ver- 
sicherung bedungene  Summe  verlangt. 

528.  Die  versicherten  Gegenstände  können  abandonnirt  werden : 
im  Falle  der  Wegnahme; 

eines  Schiffbruchs; 

einer  Strandung   oder  eines  Aufstossens   auf  Klippen,   wobei  das 
Schiff  zertrümmert  wird; 
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wenn    es  durch  einen  Seeunfall   zur   SchifißGEihrt   untauglich   ge- 
worden ist; 

wenn    es    durch    eine    fremde    Macht    in    Beschlag    genommen 
worden  ist; 

wenn    die    versicherten    Gegenstände     verloren    oder    beschädigt 
worden  sind,  insofern  die  Beschädigung  oder  der  Verlust  wenigstens 
drei  Viertel  beträgt. 
Der  Abandon  kann  eben&lls  stattfinden,    wenn   sie  nach  angetretener 
Reise  durch  die  Regierung  in  Beschlag  genommen  worden  ist. 
529.    Vor  angetretener  Reise  ist  der  Abandon  unstatthaft. 
590-     Alle  übrigen  Schäden  werden  als  Havarie  angesehen  und  unter 
den  Versicherern    und   den  Versicherten   nach  Verhältniss   ihres  Interesses 
vertheilt. 

531.  Der  Abandon  der  versicherten  G^enstände  kann  weder  partiell, 
noch  bedingt  geschehen,  noch  kann  sich  derselbe  auf  Effekten,  welche  nicht 
gegen  die  Gefahr  versichert  worden  sind,  erstrecken. 

532.  Der  Abandon  mnss  den  Versicherern  gegenüber  binnen  sechs 
Monaten  von  dem  Tage,  an  welchem  die  Nachricht  von  dem  Verluste  ein- 
gegangen ist,  geschehen,  wenn  er  sich  in  den  Häfen  oder  an  den  Küsten 
von  Afrika,  Asien,  Europa,  im  Mittelländischen  Meere  ereignet  hat,  oder, 
falls  das  Schiff  weggenommen  worden  ist,  von  dem  Tage  der  erhaltenen 
Nachricht,  dass  das  Seeschiff  in  einem  der  Häfen  oder  Plätze,  die  an  den  eben 
erwähnten  Küsten  gelegen  sind,  aufgebracht  worden  sei;  binnen  Jahresfrist 
nach  erhaltener  Nachricht  von  dem  Verluste  oder  der  Prise,  wenn  sich 
diese  in  den  Westindischen  Kolonien,  bei  den  Azorischen  oder  Kanarischen 
Inseln,  bei  Madeira  und  andern  westlichen  Inseln  und  Küsten  von  Afrika 
oder  an  den  östlichen  Küsten  von  Amerika  ereignet  haben;  binnen  zwei 
Jahren  nach  erhaltener  Nachricht  von  dem  Verluste  oder  der  Prise  in  allen 
anderen  Welttheilen.  Nach  Ablauf  dieser  Fristen  werden  die  Versicherten 
zu  dem  Abandon  nicht  mehr  zugelassen. 

533.  In  den  Fällen,  in  welchen  der  Abandon  gesetzlich  erlaubt  ist,  und 
bei  jedem  anderen  Un&lle  auf  Gefahr  der  Versicherer,  ist  der  Versicherte  ver- 
pflichtet, dem  Versicherer  die  Nachrichten,  welche  er  erhalten  hat,  gehörig 
zustellen  zu  lassen,   binnen  drei  Tagen  nach  deren  Empfänge. 

534.  Wenn  nach  Ablauf  eines  Jahres,  von  dem  Tage  der  Abreise 
-des  Schiffes  oder  von  demjenigen  Tage  der  zuletzt  erhaltenen  Nachrichten 
für  gewöhnliche  Reisen  —  nach  zwei  Jahren  für  weite  Reisen  —  der  Ver- 
sicherte erklärt,  dass  er  von  seinem  Schiffe  keine  Nachricht  erhalten  habe, 
60  kann  er  es  dem  Versicherer  abandonniren  und  die  Zahluog  der  Ver- 
sicherungssumme fordern,  ohne  dass  es  einer  Bescheinigung  des  Verlustes 
bedarf.  —  Nach  Ablauf  des  einen  Jahres  oder  der  zwei  Jahre  hat  der  Ver- 
sicherte die  in  dem  Art.  532  bestimmten  Fristen,  um  den  Abandon  vor- 
zunehmen. 

535.  Im  Falle  einer  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  tritt  nach  Ablauf 
der  in  dem  obigen  Artikel  für  die  gewöhnlichen  und  die  weiten  Reisen 
bestimmten  Fristen  die  Vermuthung  ein,  dass  das  Schiff  in  der  Zeit,  für 
-welche  es  versichert  war,  verloren  gegangen  sei. 

536*  Als  weite  Seereisen  werden  erachtet,  die  Reisen  nach  Ost-  und 
Westindien,  nach  dem  Stillen  Meer,  nach  Kanada,  nach  New-Foundland, 
nach  Grönland,  nach  anderen  Küsten  und  Inseln  von  Nord-  und  Süd- 
Amerika,  nach  den  Azorischen  und  Kanarischen  Inseln,  nach  Madeira  und 
nach  den  anderen  Küsten  und  Ländern  am  Ocean,  über  die  Meerenge 
von  Gibraltar  und  den  Sund  hinaus. 
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537.  Der  Versicherte  kann  durch  die  in  dem  Art.  533  erwähnte  ge- 
hörige Zustellung  entweder  dem  Versicherer  die  versicherten  Gegenstände 
mit  der  AuflForderung  abandonniren,  die  Versicherungssumme  binnen  der 
in  dem  Vertrage  bestimmten  Frist  zu  zahlen,  oder  er  kann  sich  die  Aus- 
übung des  Abandons  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fristen  vor- 
behalten. 

538.  Der  Versicherte  ist,  wenn  er  den  Abandon  vornimmt,  gehalten, 
alle  Versicherungen,  die  er  genommen  hat  oder  hat  nehmen  lassen,  und 
selbst  diejenigen,  wozu  er  Auftrag  gegeben,  und  die  Bodmereidarlehne, 
welche  er  auf  das  Schiff  oder  die  Waaren  genommen  hat,  anzugeben;  iai 
entgegengesetzten  Falle  wird  die  Frist  für  die  Zahlung,  welche  sonst  von 
dem  Tage  des  Abandons  läuft,  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  die  besagte 
Angabe  zugestellt  wird,  suspendirt,  ohne  dass  daraus  irgend  eine  Ausdehnung 
der  für  die  Anstellung  der  Abandonklage  bestimmten  Frist  hervorgeht. 

539.  Im  Fall  einer  betrügerischen  Angabe  ist  der  Versicherte  der 
Vortheile  aus  dem  Versichern ngs vertrage  verlustig  und  gehalten,  die  ge- 
liehenen Summen,  ungeachtet  des  Verlustes  oder  der  Wegnahme  des  Schiffes^ 
durch  Feinde  oder  Seeräuber  zu  zahlen. 

540.  Im  Falle  des  Schiffbruchs  oder  der  Strandung  mit  Zertrümme- 
rung des  Schiffes  ist  der  Versicherte  gehalten,  unbeschadet  des  zu  gehöriger 
Zeit  und  an  gehörigem  Ort  vorzunehmenden  Abandons,  jede  Anstrenguofi^ 
Behufs  Rettung  und  Sammlung  der  Gegenstände,  welche  Schiffbruch  gelitten 
haben,  zu  machen.  —  Die  ihm  aus  dieser  Bemühung  erwachsenden  Kosten 
werden  ihm  auf  seine  Versicherung  vor  Gericht  bis  zum  Betrage  des 
Werthes  der  geretteten  Gegenstände  zugebilligt. 

541.  Ist  die  Zeit  der  Zahlung  in  dem  Vertrage  nicht  bestimmt,  so 
ist  der  Versicherer  gehalten,  die  Versicheruogssumme  drei  Monate  nach  der 
gehörigen  Zustellung  des  Abandons  zu  zahlen. 

542.  Die  Beweisstücke  über  die  Ladung  und  den  Verlust  müssen  dem 
Versicherer  zugestellt  werden,  bevor  er  wegen  Zahlung  der  versicherten  Summe 
in  Anspruch  genommen  werden  kann. 

543.  Der  Versicherer  wird  über  die  Thatsachen,  welche  in  den 
Dokumenten  enthalten  sind,  zum  Gegenbeweise  zugelassen.  Die  Zulassung 
zu  diesem  Beweise  suspendirt  nicht  die  Verurtheilung  des  Versicherers  zur 
provisorischen  Zahlung  der  versicherten  Summe  gegen  eine  von  dem  Ver- 
sicherten zu  leistende  Bürgschaft;  die  Kaution sverbindlickeit  erlischt  nach 
Ablauf  von  vier  Jahren,  wenn  inzwischen  eine  gerichtliche  Verfolgung  nicht 
stattgefunden  hat. 

544.  Ist  der  Abandon  gehörig  insinuirt  und  angenommen ,  oder  ist 
er  gerichtlich  för  gültig  erklärt  worden,  so  gehören  von  dem  Zeitpunkt  des 
Abandons  die  versicherten  Gegenstände  dem  Versicherer.  Der  Versicherer 
kann  sich  unter  dem  Verwände,  dass  das  Schiff  zurückgekehrt  sei,  der 
Zahlung  der  versicherten  Summe  nicht  entziehen. 

545.  Die  Fracht  für  die  geretteten  Waaren,  selbst  wenn  sie  voraus- 
bezahlt sein  sollte,  bildet  einen  Theil  des  Abandons  des  Schiffes  und  gehört 
gleichfalls  dem  Versicherer,  unbeschadet  der  Rechte  des  Bodmereigebers, 
der  Matrosen  wegen  ihrer  Heuer  und  der  Kosten  während  der  Reise. 

546.  Im  Falle  der  Beschlagnahme  durch  eine  fremde  Macht  ist  der 
Versicherte  gehalten,  diese  Nachricht  dem  Versicherer  binnen  drei  Tagen  nach 
deren  Empfang  förmlich  insinuiren  zu  lassen.  —  Der  Abandon  der  in  Beschlag 
genommenen  Gegenstände  kann  erst  nach  einer  Frist  von  sechs  Monaten 
nach  der  Zustellung  erfolgen,   wenn  die  Beschlagnahme  in  den  Meeren  von 
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Europa,  in  dem  Mittelländischen  oder  Baltischen  Meere  stattgefunden  hat, 
erst  nach  Jahresfrist,  wenn  die  Beschlagnahme  in  weiter  entfernten  Ländern 
stattgefunden  hat.  Diese  Fristen  laufen  von  dem  Tage  der  Zustellung  der 
Nachricht  der  Beschlagnahme.  —  Sind  die  in  Beschlag  genommenen  Waaren 
dem  Verderben  unterworfen,  so  werden  die  obenerwähnten  Fristen  f&r  den 
ersteren  Fall  auf  1^/2  Monat,  für  den  zweiten   auf  drei  Monate  beschränkt 

547.  Während  der  in  dem  vorhergehenden  Artikel  bestimmten 
Fristen  müssen  die  Versicherten  alle  in  ihrer  Macht  stehenden  Mittel  auf- 
bieten, um  die  Freilassung  der  in  Beschlag  genommenen  Gegenstände  zu 
bewirken.  —  Die  Versicherer  können  ihrerseits,  entweder  gemdnschaft- 
lich  mit  den  Versicherten  oder  f&r  sich  allein,  zu  dem  nämlichen  Zwecke 
alle  Schritte  thun. 

548.  Der  Abandon  wegen  Untau^lichkeit  zur  Schifffiihrt  kann  nicht 
erfolgen,  wenn  das  gestrandete  Schiff  wieder  flott  gemacht,  ausgebessert  und 
in  den  Stand  gesetzt  werden  kann,  die  Reise  nach  seinem  Bestimmungsorte 
fortzusetzen.  —  In  diesem  Falle  behält  der  Versicherte  seilten  Regress  gegen 
die  Versicherer  wegen  der  durch  die  Strandung  venirsachten  Kosten  und 
Havarie. 

54D.  Ist  das  Schiff  für  untauglich  zur  Schifflfahrt  erklärt  worden,  so 
ist  derjenige,  welcher  auf  die  Ladung  Versicherung  genommen  hat, 
gehalten,  davon  binnen  drei  Tagen  nach  erhaltener  Nachricht  die  Anzeige 
zu  machen. 

550.  Der  Eapitain  ist  in  diesem  Fall  gehalten,  alle  Bemühung  auf- 
zuwenden, um  sich  ein  anderes  Schiff  zum  Transporte  der  Waaren  an  ihren 
Bestimmungsort  zu  verschaffen. 

551.  Id  dem  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Falle  trägt  der 
Versicherer  die  Gefahr  der  in  ein  anderes  Schiff  verladenen  Waaren  bis 
zu  ihrer  Ankunft  und  Ausladung. 

552*  Der  Versicherer  ist  ausserdem  bis  zum  Betrage  der  versicherten 
Summe  für  die  Havarie,  die  Ausladungskosten,  die  Lagergelder,  die  Kosten 
der  Wiedereinladung,  die  erhöhte  Fracht  und  alle  anderen  zur  Rettung  der 
Waaren  verwendeten  Kosten  verhaftet. 

553.  Hat  der  Kapitain  in  den  durch  den  Art.  546  vorgeschriebenen 
Fristen  zur  Umladung  und  Beförderung  der  Waaren  an  ihren  Bestimmungs- 
ort kein  Schiff  finden  können,   so  kann  der  Versicherte  sie  abandonniren. 

554.  Im  Falle  der  Aufbringung  kann  der  Versicherte,  wenn  er  dem  Ver- 
sicherer davon  keine  Nachricht  hat  geben  können,  die  Gegenstände  einlösen, 
ohne  dessen  Auftrag  abzuwarten.  Der  Versicherte  ist,  sobald  er  die  Mittel 
dazu  hat|  gehalten,  dem  Versicherer  den  über  den  Loskauf  geschlossenen 
Vertrag  zustellen  zu  lassen. 

555.  Der  Versicherer  hat  die  Wahl,  entweder  den  Loskauf  für  seine 
Rechnung  vorzunehmen  oder  darauf  zu  verzichten;  er  ist  gehalten,  binnen 
24  Stunden  nach  der  gehörig  bewirkten  Zustellung  des  Vertrages  an  ihn  seine 
Wahl  dem  Versicherten  bekannt  zu  machen.  Erklärt  er,  dass  er  den 
Loskauf  zu  seinem  Vortheil  annehme,  so  ist  er  gehalten,  in  der  durch  den 
Vertrag  bestimmten  Art  und  nach  Verhältniss  seines  Interesses  zur  Zahlung 
des  Lösegeldes  unverzü^ch  beizusteuern;  er  trägt  femer  die  Gefahren  d^ 
Heise  nach  Massgabe  des  Versicherungsvertrages.  —  Erklärt  er  aber,  dass  er  auf 
den  Vortheil  des  Loskaufs  verzichte,  so  ist  er  zur  Zahlung  der  versicherten 
Summe  verpflichtet,  ohne  auf  die  eingelösten  Effekten  irgend  einen  Anspruch 
erheben  zu  können.  Hat  der  VersicSierer  binnen  der  ooen  genannten  Frist 
seine  Wahl  nicht  bekannt  ^macht,  so  wird  vermuthet,  dass  er  auf  den 
Vortheil  des  Loskaufes  verzichtet  habe. 

Bor«hftrdt,  Handcltredit   IV.  9Q 
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TITEL  XI. 
Von  der  Havarie. 

556.  Alle  für  das  Schiff  und  die  Waaren  gemeinschaftlich  oder  be- 
sonders verwendeten  ausserordentlichen  Ausgaben;  jeder  Schaden,  welcher 
das  Schiff  oder  die  Waaren  von  der  Einladung  und  der  Abreise  bis  zo 
ihrer  Rückkehr  und  Ausladung  trifft,  werden  als  Havarie  angesehen. 

557.  In  Ermangelung  besonderer  Vereinbarungen  unter  den  Parteien 
wird  die  Havarie  nach  den  folgenden  Vorschriften  regulirt. 

558*  Es  giebt  zwei  Arten  von  Havarie,  gemeinschaftliche  und  einfiKhe 
oder  besondere  Havarie. 

559.  Zur  gemeinschaftlichen  Havarie  gehören: 

1.  was  in  volge  einer  Vereinbarung  als  Lösegeld  für  das  Schiff  and 
die  Waaren  gegeben  worden  ist; 

2.  Sachen,  welche  ins  Meer  geworfen  worden  sind; 

3.  Kabel  und  Masten,  welche  zerbrochen  oder  gekappt  worden  sind; 
4  Anker  und   andere  Behufs  gemeinschaftlicher  Rettung  im  Stich  ge- 
lassene Gegenstände; 

6.  Schäden,  welche  den  in  dem  Schiffe  gebliebenen  Sachen  durch  den 
Seewurf  zugefügt  worden  sind; 

6.  Verpflegung  und  Unterhalt  der  bei  der  Vertheidigung  des  Schiffes 
verwundeten  Matrosen,  Heuer  und  Unterhalt  der  Matrosen  während 
der  Detinirung,  wenn  das  Schiff  während  der  Reise  von  einer  Macht 
in  Beschlag  genommen  worden  ist,  und  während  der  Ausbesserung 
der  zum  gemeinschaftlichen  Besten  freiwillig  erlittenen  Schäden, 
insofern  das  Schiff  auf  den  Monat  gemiethet  worden  ist; 

7.  die  Kosten  der  Ausladung  Behufs  des  Lichtems  und  Einbringens 
des  Schiffes  in  einen  Haten  oder  Fluss,  wenn  durch  Unwetter  oder 
Verfolgung  durch  den  Feind  das  Schiff  hierzu  genöthigt  worden  ist; 

8.  die  Kosten  für  Flottmachung  des  Schiffes,  wenn  es  notnwendig  war, 
dasselbe  zur  Vermeidung  des  gänzlichen  Untergangs  oder  der  Auf- 
bringung stranden  zu  lassen.  Und  überhaupt  die  Schäden  und  Kosten, 
welche  auf  Grund  motivirter  Beschlüsse  zum  gemeinsamen  Besten 
des  Schiffes  und  der  Waaren  seit  der  Einladung  und  Abreise  bis 
zu  ihrer  Rückkehr  und  Ausladung  freiwillig  erlitten  sind. 

560.  Die  gemeinschaftliche  Havarie  wird  von  den  Waaren  und  von 
der  Hälfte  des  Schiffes  und  der  Fracht  nach  Verhältniss  ihres  Werthes 
getragen. 

561.  Der  Preis  der  Waaren  wird  nach  dem  Werth  derselben  am  Aus- 
ladungsorte bestimmt. 

562.  Zur  besonderen  Havarie  gehören: 

1.  der  Schaden  an  den  Waaren^  welcher  durch  ihre  eigenen  Mängel, 
Unwetter,  Wegnahme,  Schiffbruch  oder  Strandung  entsteht; 

2.  die  auf  deren  Rettung  verwendeten  Kosten; 

3.  der  Verlust  an  Kabeln,  Ankern,  Segeln,  Masten  und  Tauwerk,  welcher 
durch  Unwetter   oder  andere  Seeunfälle  verursacht  wird; 

die  durch  den  Aufenthalt  im  Nothhafen  entstandenen  Kosten,  mag 
das  Einlaufen  in  denselben  durch  den  zufälligen  Verlust  obiger 
Gegenstände,  durch  das  Bedürfhiss  der  Verproviantirung  oder  weil 
das  Schiff  Wasser  zieht  und  ausgebessert  werden  muss,  veranlasst 
worden  sein; 
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4.  Unterhalt  xmi  Heuer  der  Seeleute  während  der  DetinininR,  wenn 
das  Schiff  auf  der  Reise  auf  Befehl  einer  Macht  in  Beschlag  ge- 
nommen worden  ist,  und  während  der  Ausbesserung,  die  daran  vor- 
genommen werden  muss,  insofern  das  Schiff  auf  die  Reise  getrachtet 
worden  ist; 

5.  Unterhalt  der  Matrosen  während  der  Quarantäne,  das  Schiff  mag 
auf  die  Reise  oder  auf  den  Monat  gefrachtet  sein; 

und  überhaupt  Kosten  und  Schäden,  welche  allein  für  das  Schiff  oder  allein 
für  die  Waaren  seit  der  Ladung  und  Abreise  bis  zu  ihrer  Rückkehr  und 
Ausladung  entstanden  sind. 

563.  Die  besondere  Havarie  wird  von  den  Eigenthümem  der  Sache, 
welche  beschädigt  worden  ist,  oder  die  Ausgabe  veranlasst  hat,  getragen 
und  bezahlt. 

564.  Die  Schäden,  welche  sich  deshalb  an  den  Waaren  ereignet  haben, 
weil  der  Kapitain  die  liuken  des  Verdecks  nicht  gehörig  verschlossen,  das 
Schiff  nicht  festgemacht,  kein  gutes  Tauwerk  zum  Ein-  und  Ausladen  der 
Waaren  herbeigeschafft  hat,  sowie  diejenigen,  die  durch  andere  Ereignisse, 
welche  von  der  Nachlässigkeit  des  Kapitains  oder  der  Schiffsmannschaft  her- 
rühren, entstehen,  gehören  gleichfalls  zur  besonderen  Havarie,  welche  von  dem 
Eigentbümer  der  Waaren  getragen  wird,  wegen  welcher  er  aber  seinen  Re- 
gress  gegen  den  Kapitain,  das  ochiff  und  die  Fracht  hat. 

565*  Die  Auslagen,  um  in  einen  Hafen  oder  Fluss  einzulaufen  oder 
aus  einem  solchen  auszulaufen,  die  Schleppgelder,  die  Lootsen-  und  Hafen- 
gelder, sowie  der  Arbeitslohn,  die  Gebühren  für  den  Seepass,  die  Unter- 
suchung, der  Rapport,  die  Tonnen-,  Baken-  und  Ankergelder  und  andere 
Schifffialurtsabgaben  gehören  nicht  zur  Havarie;  sie  sind  vielmehr  Kosten, 
welche  dem  Schiffe  allein  zur  Last  fedlen. 

566.  Sind  Schiffe  zusammengestossen,  und  war  dieses  Ereigniss  ledig- 
lich zufällig,  so  wird  der  Schaden  von  demjenigen  Schiffe,  welches  ihn  er- 
litten hat,  ohne  Recht  auf  Wiedererstattung  getragen;  hat  der  Zusammenstoss 
durch  das  Versehen  eines  der  Kapitaine  stattgefunden,  so  muss  derjenige  den 
Schaden  bezahlen,  der  ihn  verursacht  hat;  sind  die  Ursachen  des  Zusammen- 
stosses  zweifelhaft,    so  wird  der  Schaden   ?on  den  Schiffen,    welche  ihn  an- 

ferichtet  und  erlitten  haben,    auf  gemeinschaftliche  Kosten  und  zu  gleichen 
'heilen  ersetzt.    In  den  beiden   letzteren  Fällen    erfolgt   die  Schätzung  des 
Schadens  durch  Sachverständige. 

567.  Eine  Klage  wegen  Havarie  ist  unzulässig,  wenn  die  gemeinschaft- 
liche Havarie  nicht  1  Prozent  von  dem  Werthe  des  Schiffes  und  der  Waaren 
zusammengenommen  übersteigt,  und  wenn  die  besondere  Havarie  nicht 
ebenfalls  1  Prozent  von  dem  Werthe  der  beschädigten  Sache  übersteigt. 

568.  Die  Klausel  „frei  von  Havarie"  befreit  die  Versicherer  von  aller 
gemeinschaftlichen  oder  besonderen  Havarie,  mit  Ausnahme  der  Fälle,  in 
welchen  der  Abandon  statthaft  ist;  und  in  diesem  Falle  haben  die  Ver- 
sicherten die  Wahl   zwischen  dem  Abandon  und  der  Havarieklage. 


TITEL  Xn. 
Von  dem  Seewurf  und  dem  Beitrage. 

569.  Wenn  der  Kapitain  w^en  Unwetters  oder  Verfolgung  des 
Feindes  genöthigt  zu  sein  glaubt,  zur  Bettung  des  Schiffes  einenXheil  seiner 
Ladung   über  Bord   zu  werfen,    seine  Masten    zu  kappen  oder  seine  Anker 
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zurfickzolassen,  so  hat  er  den  Rath  der  an  der  Ladung  betheiligten  Per- 
sonen, welche  sich  auf  dem  Schiffe  befinden,  und  der  Ersten  der  Schiffs- 
mannschaft einzuholen.  Siod  die  Meinungen  verschieden,  so  ist  diejenige 
des  Kapitains  und  der  Ersten  der  Schiffsmannschaft  zu  befolgen. 

570.  Zuerst  werden  die  entbehrlichsten  Sachen,  die  dem  Gewicht 
nach  schwersten  und  mindestwerthigen  ober  Bord  geworfen  und  demnächst 
die  Waaren  auf  dem  ersten  Verdeck,  nach  der  Wahl  des  Kapitains  und 
nach  dem  Gutachten  der  Ersten  der  Schiffsmannschaft. 

571.  Der  Eapitain  ist,  sobald  er  Gelegenheit  gefunden  und  Mittel 
dazn  hat,  gehalten,  den  Beschluss  schriftlich  aufzusetzen.  Der  Beschluss 
besagt:  die  Gründe,  welche  den  Seewurf  bestimmt  haben,  —  die  geworfenen 
oder  beschädigten  Gegenstände.  —  Er  enthalt  die  Unterschrift  derienigen,  die 
an  der  Berathung  Theil  genommen  haben,  oder  die  Gründe,  weshalb  sie  die 
Unterzeichnung  verweigert  haben.  Dieser  Beschluss  ist  in  das  Register  ein- 
zutragen. 

572.  In  dem  ersten  Hafen,  wo  das  Schiff  landet,  ist  der  Eapitain  ge- 
halten, binnen  24  Stunden  nach  seiner  Ankunft  die  in  dem  Beschlüsse, 
welcher  in  das  Register  eingetragen  ist,  enthaltenen  Thatsachen  beim  Gericht 
des  Orts  oder  bei  der  Obrigkeit  zu  bekräftigen. 

573.  Das  Verzeichniss  des  Verlustes  und  der  Schäden  wird  an  dem 
Orte  der  Ausladung  des  Schiffes  auf  Betreiben  des  Kapitains  durch  Sach- 
verständige aufgestellt;  die  Sachverständigen  werden  von  dem  Handelsgericht 
ernannt,  wenn  die  Ausladung  in  einem  Hafen  Rumäniens  erfolgt;  ist  dort 
kein  Handelsgericht,  so  werden  die  Sachverständigen  von  dem  Ortsgericht 
oder,  in  dessen  Ermangelung,  von  der  Obrigkeit  ernannt.  —  Erfolgt  die 
Ausladung  in  einem  fremden  Hafen,  so  werden  sie  von  dem  Agenten  des 
Landes  ernannt  und,  ist  ein  solcher  Agent  nicht  vorhanden,  von  der  Obrig- 
keit. Die  Sachverständigen  leisten  den  Eid,  bevor  sie  ihre  Thätigkeit  be- 
ginnen. 

574.  Die  über  Bord  geworfenen  Waaren  werden  nach  dem  laufenden 
Preise  am  Ansladnngsorte  abgeschätzt;  ihre  Qualität  wird  durch  Vorlegung 
der  Konnossemente  und  Fakturen,  wenn  solche  vorhanden  sind,  festgestellt. 

575.  Die  in  G^mässheit  des  vorhergehenden  Artikels  ernannten  Sach- 
verständigen bewirken  die  Vertheilung  des  Verlustes  und  der  Schäden.  Die 
Vertheilung  wird  durch  den  Agenten  des  Staats  oder,  in  dessen  Ermangelung, 
durch  jedes  kompetente  Gericht  des  Orts  für  voUstreckbar  erklärt. 

576.  Die  Vertheilung  bezüglich  der  Bezahlung  des  Verlustes  und  der 
Schäden  erfolgt  auf  die  geworfenen  und  geretteten  Effekten  und  auf  die 
Hälfte  des  Schiffes  und  der  Fracht  nach  Verhältniss  ihres  Werthes  am  Orte 
der  Ausladung. 

577.  Ist  die  Qualität  der  Waaren  in  dem  Konnossement  falsch  an- 
gegeben worden,  und  es  findet  sich,  dass  sie  von  höherem  Werthe  sind, 
so  tragen  sie,  wenn  sie  gerettet  worden  sind,  nach  ihrem  Schätzungswerthe 
bei.  Die  verlorenen  Waaren  werden  nach  der  im  Konnossement  bezeichneten 
Qualität  bezahlt;  sind  die  angegebenen  Waaren  von  einer  geringeren  Qualität 
als  der  im  Konnossement  angegebenen,  so  tragen  sie  nach  der  durch  Kon- 
nossement angegebenen  Qualität  bei,  wenn  sie  gerettet  worden  sind;  sie 
werden  nach  ihrem  Werthe  bezahlt,  wenn  sie  über  Bord  geworfen  oder 
beschädigt  worden  sind. 

578.  Die  Kriegs-  und  Mundvorräthe  und  die  Kleidungsstücke  der  Scbifi^- 
manAschaft   tragen    zu  dem  Seewurf  nicht  bei;    der  Werth  derjenigen,   die 
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über  Bord  geworfen  worden  sind,  wird  auf  alle  anderen  Effekten  verhältniss- 
mässig  vertheilt. 

579.  Die  Effekten,  über  welche  kein  Konnossement  oder  keine  Er* 
klärang  des  Kapitains  vorhanden  ist,  werden  nicht  bezahlt,  wenn  sie  ge- 
worfen worden  sind;  sie  tragen  bei,  wenn  sie  gerettet  worden  sind. 

580.  Die  auf  das  Verdeck  des  Schiffes  geladenen  Effekten  traget  bei, 
wenn  sie  gerettet  worden  sind.  Sind  sie  geworfen  oder  durch  Seewurf  be- 
schädigt worden,  so  wird  der  Eigenthümer  mit  der  Klage  auf  Beitrag  nicht 
zugelassen;  er  kann  nur  gegen  den  Kapitain  seinen  Regress  nehmen. 

581.  Wegen  Beschädigung,  welche  dem  Schiffe  zugestossen  ist,  findet 
nur  in  dem  Falle  ein  Beitrag  statt,  wenn  die  Beschädigung  zur  Erleichte- 
rung des  Seewurfs  vorgenommen  worden  ist. 

582.  Wird  das  Schiff  durch  den  Seewurf  nicht  gerettet,  so  findet 
überhaupt  kein  Beitrag  statt;  die  geretteten  Waaren  haften  weder  für  die 
Bezahlung  der  geworfenen  oder  beschädigten,  noch  für  eine  Entschädigung 
wegen  derselben. 

583*  Wird  das  Schiff  durch  den  Seewurf  gerettet,  und  es  geht  bei 
Fortsetzung  seiner  Reise  verloren,  so  tragen  die  geretteten  Gegenstände 
nach  Massgabe  ihres  Werthes,  in  dem  Zustande,  in  welchem  sie  sich  be- 
finden, nach  Abzug  der  Rettungskosten,  zu  dem  Seewurfe  bei. 

584.  Die  geworfenen  Effekten  tragen  in  keinem  Falle  zur  Bezahlung 
der,  den  geretteten  Waaren  nach  dem  Seewurfe  zugestossenen  Schäden  bei. 
—  Die  Waaren  tragen  zur  Bezahlung  des  verloren  gegangenen  oder  zur 
Schifffabrt  untauglich  gewordenen  Schiffes  nicht  bei. 

585.  Ist  das  Schiff  in  Folge  eines  Beschlusses  geöffnet  worden,  um 
die  Waaren  herauszunehmen,  so  tragen  dieselben  zum  Ersätze  des  dem 
Schiffe  verursachten  Schadens  bei. 

586.  Im  Falle  des  Verlustes  von  Waaren,  welche,  um  das  Schiff  bei 
einem  Einlaufen  in  den  Hafen  oder  Fluss  zu  lichtem,  in  Barken  gebracht 
worden  sind,  erfolgt  die  Vertheilung  auf  das  Schiff  und  dessen  ganze  La- 
dung. Geht  das  Schiff  mit  dem  Ueberreste  seiner  Ladung  zu  Grunde ,  so 
wird  keine  Vertheilung  auf  die  in  Lichter  gebi*acbten  Waaren  vorgenommen, 
wenn  sie  auch  glücklich  im  Hafen  ankommen. 

587.  In  allen  oben  erwähnten  Fällen  hat  der  Kapitain  und  die  Schiffs- 
mannschaft für  den  Beitrag  ein  Privilegium  an  den  Waaren  oder  an  dem 
daraus  gelösten  Preise. 

588.  Haben  nach  der  Vertheilung  die  Eigenthümer  die  über  Bord  ge-; 
worfenen  Effekten  wiedererlano^t,  so  sind  sie  verpflichtet,  dasjenige,  was  sie 
bei  der  Vertheilung  des  Beitrages  empfangen  haben,  nach  Abzug  der  durch 
den  Seewurf  verursachten  Schäden  und  der  auf  die  Wiedererlangung  ver- 
wendeten Kosten^  dem  Kapitain  und  den  Betheiligten  zu  erstatten. 


TITEL  Xin. 
Von  Veijahrungen. 

Der  Kapitain  kann  durch  Verjährung  das  Eigenthum  des  Schiffes 
nicht  erwerben. 

590.    Die  Klage  auf  Abandon  verjährt  in  den  in  Art.  632  bestimmten 
Fristen. 
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901  •  Jede  EIaf];e  aas  einem  Bodmereiverträge  oder  aus  einer  Asse- 
kuranzpolice ist  nach  5  Jahren,  vom  Datum  des  Vertrages  an  gerechnet, 
verjährt 

992.  Es  sind  der  Verjährung  unterworfen: 

alle  Klagen  auf  Zahlung  der  Schiffsfracht,  Besoldung  und  Heuer 
4  der  Offiziere,  Matrosen  und  anderer  zur  SchiffsmanDSchaft  gehöriger 
Leute,  —  ein  Jahr  nach  beendigter  Reise; 

Klagen  wegen  des  den  Matrosen  nach  Auftrag  des  ELapitains 
gelieferten  Unterhalts,  —  ein  Jahr  nach  der  Lieferung; 

wegen  Lieferung  von  Holz  und  anderer  zum  Bau,  zur  Aus- 
rüstung und  Verproviantirung  des  Schiffes  nothwendiger  Sachen,  — 
ein  Jahr  nachdem  diese  Lieferungen  geschehen  sind; 

wegen  Arbeitslohnes  und  geli^erter  Arbeiten,  —  ein  Jalir  nach 
dem  Enopfange  derselben; 

jede  Klage  auf  Ablieferung  der  Waaren,  —  ein  Jahr  nach  der 
Ankunft  des  Schiffes. 

993.  Die  Verjährung  kann  nicht  stattfinden,  wenn  ein  Uebertraguogs- 
schein  oder  ein  Schuldschein  —  unter  Privatunterschrift  oder  verificirt  — 
ein  unterzeichneter  Rechnungsabschluss  oder  eine  gerichtliche  Mahnung 
vorliegt. 


TITEL  XIV. 
Gründe  der  Unziüässigkeit  einer  gerichtlichen  Klage. 

SM.    Unzulässig  sind: 

alle  Klagen  gegen  den  Eapitain  und  die  Versicherer  wegen 
Beschädigung  der  Waare,  wenn  diese  ohne  Protest  angenommen 
worden  ist; 

alle  Klagen  gegen  den  Befrachter  wegen  Havarie,  virenn  der 
Eapitain  die  Waaren  überliefert  und  seine  Fracht,  ohne  zu  pro- 
testiren,  empfangen  hat; 

alle   Klagen   auf  Schadloshaltiing   wegen    Schäden ,    welche  an 
einem  Orte,  wo  der  Kapitain  hätte  klagen  können,  durch  Zusam* 
menstoss   von   Schiffen    verursacht    worden   sind,  wenn  er  deshalb 
keine  Reklamation  hat  ergehen  lassen. 
595.     Diese  Proteste  und  Reklamationen  sind  nichtig,  wenn  sie  nicht 
binnen  24  Stunden  zugestellt  worden  sind,  und  wenn  nicht  binnen  Monats- 
frist nach  ihrem  Datum  eine  gerichtliche  Klage  darauf  erfolgt  ist. 


XXyn.    Bamänien.  48^ 


Nachtrag. 


Gesetz  yom  1./13.  Juni  1881 

(promulgirt  am  4./16.  Juli  1881), 
betreffend  die  Börsen,  die  Wechselagenten  und  die  Waarenmäkler.  *) 

TITEL  I. 

Abschnitt  I. 

Von  den  Handelsbörsen. 

Art.  1.  Für  die  Zusammenkunft  der  Kaufleute,  Schiffskapitaine, 
Wechselagenten,  Waaren-  und  Produktenmäkler  werden  Handelsbörsen  er- 
richtet. 

2.  Der  Zweck  der  Börsen  an  den  Handelsplätzen  ist  die  Erleichterung 
der  Transaktionen  jeder  Art 

3.  Die  Börsen  werden,  auf  Vorschlag  des  Ministers  für  Ackerbau 
und  Handel,  mit  Königlicher  Genehmigung  in  denjenigen  Städten  errichtet, 
wo  die  Handelskammern  genügende  Mittel  fär  die  Unterhaltung  ihres 
Lokales  und  Personales  haben. 

4.  Die  Börsen  werden  von  ihrem  Komit^  (Ausschuss)  mit  den  oben- 
stehend  vorgesehenen  Mitteln  aus  ihren  vorhandenen  Einkauften  und  aus 
den  im  Art  62  vorgesehenen  Einkünften  verwaltet. 

5.  Die  Börsenpolizei  steht  dem  Polizeipräfekten  zu,  der  einen  Kom- 
missär delegirt,  welcher  Börsenkommissär  genannt  wird. 

6.  Die  Stunden  jeder  Börse  werden  von  der  Handelskammer  nach 
den  bürgerlichen  und  Handelsobservanzen  jeder  Ortschaft  in  Verbindung 
mit  den  Abfertigungsstunden  der  Briefposten  festgesetzt  In  Bukarest, 
Galatz  und  Braila  werden  die  Eröffnungs-  und  Schlussstunden  der  Börse, 
in  Gemeinschaft  mit  dem  Polizeipräfekten,  von  4  Banquiers,  4  Kaufleuten, 
4  Wechselagenten  und  4  Waarenmäklem,  die  von  dem  Handelsgerichte 
bezeichnet  werden,  festgesetzt. 

7.  Die  hauptsächlichen  Opeititionen,  welche  an  der  Börse  stattfinden, 
sind:  der  Verkehr  in  öffentlichen  und  Privateffekten,  der  Verkehr  in  den 
Aktien  der  verschiedenen  agrikolen,  industriellen  und  Handelsgesellschaften, 
der  Verkehr  in  den  ländlichen  und  städtischen  Pfandbriefen  und  in  allen 
negociablen  Papieren,  der  Verkauf  von  metallischen  Materialien,  von  Münzen, 
von  jeder  Art  Waaren,  die  Vermiethung  von  Transportfahrzeugen,  der 
Transport  zu  Lande  und  zu  Wasser,  jede  Art  von  Transaktionen,  die  auf 
den  heimischen  und  ausländischen  kontinentalen  und  Seehandel  Bezug 
haben,  die  Versicherungen  jeder  Art  etc. 

8.  Die  Börse  soll  an  allen  Tagen  mit  Ausnahme  des  Sonntags  und 
der  gesetzlichen  Feiertage  geöffnet  sein. 

Der  Verkehr  in  den  öffentlichen  und  Privateffekten  und  in  allen 
negociablen  Papieren  hat  2  Stunden  vor  dem  Verkehr  in  den  anderen 
Waaren  statt. 


0  Hierzu  Beglement  vom  3.  Dezember  1881  nebst  Modifikationen  vom  26.  Jani 
1882  und  4.  Dezember  1882. 
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Informationen  können  Ton  dem  Sekretair  des  Börsenkomit^  an  aUen 
Wochentagen  von  9  bis  11  Uhr  eingeholt  werden. 

Alles  dieses  muss  unter  der  Eontrolle  des  Börsenkomit^  beachtet 
werden. 

9.  An  jedem  Börsentage  sind  die  Wechsela^enten  und  Waarenmäkler 
verpflichtet,  sofort  nach  Schlass  der  Tagesoperationen  mit  dem  Delegirten 
der  Handelskammer,  welcher  Mitglied  aes  Börsenkomit^  ist,  zusammen- 
zakommen,  um  unter  Assistenz  des  Sekretärs  des  Börsenkomitäs  das  Re- 
sultat der  Tagesoperationen  zu  verificiren,  und,  indem  sie  das  Mittel  nehmen, 
den  Cours  aller  Werthe  und  der  Waaren  festzusetzen,  welcher  Cours  affichirt 
und  veröflfentlicht  wird. 

Die  Handelskammer  ordnet  in  jedem  Jahre  durch  Stimmenmehrheit  das 
Mitglied  ab,  welches  das  Recht  hat,  mit  den  Wechselagenten  und  Waaren- 
mäklem  an  der  Festsetzung  der  Eotirungen  jedes  Börsentages  Theil  zu 
nehmen. 

Dieses  Mitglied  erhält  als  Entschädigung  monatlich  200  Lei  aus  dem 
Budget  der  Handelskammer. 

10.  Keine  Obligation  irgend  eines  fremden  Staates,  keine  ausländische 
Aktie  oder  ein  ausländisches  Papier  kann  ohne  die  Genehmigung  des 
Handelsministers,  welche  auf  das  vorangegangene  Gutachten  des  Börsen- 
komit^  ertheilt  wird,  zum  Handelan  den  Rumänischen  Börsen  zugelassen 
werden. 

Nach  der  Zulassung  zum  Verkehr  an  den  Rumänischen  Börsen  dürfen 
die  ausländischen  Obligationen  und  Werthpapiere  an  der  Börse  nur  mit 
Stempel  versehen  verkauft  und  gekauft  werden. 

Jeder  Wechselagent,  welcner  gegen  diese  Bestimmung  verstösst, 
soll  von  dem  Börsenkomit6  mit  einer  Geldstrafe  von  200  bis  2000  Lei  be- 
straft werden. 

Abschnitt  11. 
Von  dem  Börsenkomitö  (Ausschuss). 

11.  Das  Komiti  jeder  Börse  besteht  aus  einem  aus  dem  Schoosse 
der  Handelskammer  der  Ortschaft  abgeordneten  Mitgliede,  welches  an 
jedem  Tage  an  der  Feststellung  des  Courses  der  Geschäfte  an  der  Börse 
theilnimmt,  3  Mitgliedern,  von  welchen  das  eine  aus  dem  Schoosse  der 
Wechselagenten  und  Waarenmäkler,  die  anderen  dagegen  aus  den  Patentsteaer 
zahlenden  Eaufleuten  gewählt  werden  soll,  und  einem  aus  dem  Schoosse 
der  Wechselagenten  und  Waarenmäkler  gewählten  Syndikus. 

12.  Die  Wahl  dieser  drei  Mitglieder  und  des  Syndikus  erfolgt  durch 
die  der  1.  und  2.  Patentsteuerklasse  angehörenden  Eauf  leute  des  gesammten 
Gerichtsbezirkes,  in  dem  sich  die  Börse  befindet,  und  nach  den  nämlichen 
Vorschriften,  welche  dem  Gesetze  über  die  Gerichtsorganisation  vom  7.  Juli 
1868  für  die  Wahl  der  permanenten  kaufmännischen  Mitglieder  bei  dem 
Handelsgerichte  entnommen  sind. 

13.  Die  Wahl  erfolgt  auf  zwei  Jahre;  die  ausscheidenden  Mitglieder 
können  wiedergewählt  werden. 

14.  Der  Sekretair  des  Börsenkomit^  ist  von  Rechtswegen  der  Sekretair 
der  Handelskammer  der  Ortschaft  Er  führt  das  R^ister  über  die  Be- 
schlüsse des  Börsenkomit^s,  betreibt  die  Arbeiten,  hat  das  Archiv  und  alle 
Akten  der  Börse  unter  seiner  Obhut  und  zeichnet  in  Gemeinschaft  dm* 
dem  Syndikus  alle  Visa,  Atteste  und  Akte  über  die  Festsetzung  der  Ourse, 
wie  auch  die  Korrespondenz  gegen. 
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15.  In  dem  Börsenkomitä  soll  der  Syndikus  und  in  dessen  Abwesen- 
heit der  Delegirte  der  Handelskammer  den  Vorsitz  fähren. 

16.  Das  Börsenkomitä  überwacht  genau,  auf  welche  Weise  die 
Wechselagenten  und  Waarenmäkler  ihre  Aufgabe  erfüllen;  dasselbe  hat 
das  Hecht,  ieden  Wechselagenten  und  Waarenmäkler  vor  sich  zu  laden, 
von  ihm  Aufklärung  bezüglich  seines  Benehmens  zu  verlangen,  und  nöthigen- 
falls  Verweis  oder  Geldstrafe  zu  verhängen,  die  nach  der  Bedeutung  des 
Falles  sich  bis  auf  500  Lei  zum  Nutzen  des  Staates  beziffern  kann,  oder 
selbst  ein  Gutachten  Betreffs  seiner  Absetzung  abzugeben. 

Die  Beschlüsse  Betreffs  des  Verweises  und  der  Geldstrafe  sind  end- 
giltig  und  unwiderruflich. 

Das  Gutachten,  betreffend  die  Absetzung,  muss  indessen  binnen  24 
Stunden  dem  Handelsgerichte  eingereicht  werden,  welches  sowohl  den 
Wechselagenten,  wie  auch  das  Börsenkomit6  vorzuladen  hat.  Beide  sollen 
das  Recht  haben,  kontradiktorisch  gehört  zu  werden,  worauf  das  Gericht 
durch  Urtheil  über  die  Absetzung  Beschluss  fasst. 

17.  Das  Urtheil  des  Handelsgerichtes  muss,  im  Falle  der  Bestätigung 
des  Gutachtens  über  die  Absetzung,  binnen  48  Stunden  dem  Herrn  Handels- 
minister übersandt  werden,  welcher  bei  Seiner  Majestät  dem  Könige  die 
Absetzung  des  Schuldigen  und  seine  Ersetzung  nach  den  in  diesem  Ge- 
setze dafür  aufgestellten  Vorschriften  in  Antrag  zu  bringen  hat 

Von  dem  Augenblicke  ab,  in  welchem  das  Urtheil  das  Gutachten 
über  die  Absetzung  bestätigt,  wird  der  Wechselagent  oder  Waarenmäkler 
von  seinen  Geschäften  suspendirt. 

18.  Wenn  irgend  eines  von  den  Mitgliedern  des  Börsenkomitfe  oder 
der  Syndikus  selbst  in  Untersuchung  sich  befinden,  so  wird  ihr  Platz  im 
Börsenkomitä  von  einem  dritten  Mitgliede  der  Handelskammer  eingenommen, 
welches  durch  Mehrheit  der  von  den  Mitgliedern  jener  Kammer  abgegebenen 
Stimmen  abgeordnet  wird. 

TITEL  n. 

Von  den  Wechselagenten  und  den  Waarenmäklern. 

Abschnitt  I. 

Von  der  Ernennung  und  Absetzung  der  Wechselagenten  und 
Waarenmäkler. 

19.  In  jeder  Ortschaft  wird  die  Anzahl  der  Wechselagenten  und  der 
Waarenmäkler  von  der  Handelskammer  von  drei  zu  drei  Jahren  festgesetzt. 
Da,  wo  keine  Handelskammer  sich  befindet,  wird  ihre  Anzahl  von  der 
Kommunalbehörde  bestimmt.  x 

20.  Die  Ernennung,  sowohl  der  Wechselagenten  wie  auch  der  Waaren- 
mäkler, findet  überall  durch  Königliches  Dekret  auf  die  Präsentation  statt, 
welche  an  den  Handelsminister  Seitens  der  Handelskammer,  die  ihre 
Meinung  durch  Stimmenmehrheit  abgiebt,  oder  da,  wo  eine  Handelskammer 
sich  nidit  befindet,  von  der  Kommunalbehörde  bewirkt  wird. 

21.  Damit  Jemand  dem  Handelsminister  als  Wechselagent  oder  als 
Waarenmäkler  präsentirt  werden  könne,  muss  er  folgende  Bedingungen 
erfüllen: 

1.  er  muss  Rumäne  von  Geburt  oder  naturalisirt  sein.  Diese  Be- 
stimmung soll  für  die  Mäkler  in  den  Häfen  erst  nach  drei  Jahren 
in  Anwendung  kommen; 
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2.  er  muss  in  irgend  einer  bekannten  Schule  erworbene  kauf- 
männische Kenntnisse  oder  wenigstens  die  Handelspraxis  haben; 

3.  er  muss  wenigstens  drei  Jahre  für  eigene  Rechnung  oder  fünf 
Jahre  als  Leiter  in  einer  öffentlichen  oder  privaten  Verwaltung, 
sei  es  als  Rechnungsführer  oder  Eontroleur  der  Finanzen  oder 
irgend  einer  Handelskasse,  den  Handel  betrieben  oder  wenigstens 
drei  Jahre  die  Praxis  als  Advokat  ausgeübt  haben; 

4.  er  muss  von  zehn  bekannten  Eaufleuten  des  Ortes  das  Zeugniss 
besitzen,  darüber,  dass  er  sich  ehrenhaften  Ansehens  und  guten 
Rufes  erfreue; 

5.  er  muss  dem  Handelsminister  eine  Kaution  von  10000  Lei  in 
öffentlichen  Effekten  oder  20000  Lei  in  Hypotheken  als  Wechsel- 
agent für  Bukarest  oder  Galatz  und  Braua  übergeben;  in  den 
anderen  Städten  dagegen  von  5000  Lei  in  öffentlichen  Effekten 
oder  10000  Lei  in  Hypotheken;  —  die  Waarenmäkler  für  Buka- 
rest, Galatz  und  Braila  müssen  eine  Kaution  von  5000  Lei  in 
öffentlichen  Effekten  oder  10000  Lei  in  Hypotheken  hinterlegen; 
in  den  anderen  Städten  dagegen  von  2000  Lei  in  öffentlichen 
Effekten  oder  4000  Lei  in  Hypotheken. 

22.  Unwürdig,  Wechselagent  oder  Waarenmäkler  zu  werden,  sollen  sein : 

1.  die  wegen  Verbrechen  und  wegen  der  nachbenannten  Vergehen, 
sei  es  als  Haupturheber,  sei  es  als  Mitschuldige  oder  Hehler  Be- 
straften, 

Diebstahl,   Betrug,  Vertrauensmissbrauch;    Fälschung,  Vergehen 
gegen  die  guten  Sitten; 

2.  die  nicht  rehabilitirten  Falliten; 

3.  diejenigen,  welche  unter  Kuratel  gestellt  worden  sind; 

4.  diejenigen,  welche  die  politischen  oder  bürgerlichen  Rechte  ver- 
loren haben; 

5.  diejenigen,  welche  Wechselagenten  oder  Waarenmäkler  gewesen  und 
abgesetzt  worden  sind. 

23.  Die  Strafen,  welche  in  dem  vorhergehenden  Artikel  enthalten 
sind,  ziehen  die  Entlassung,  sowohl  der  Wechselagenten  wie  auch  der 
Waarenmäkler,  von  Rechtswegen  nach  sich. 

Abschnitt  11. 
Die  Bevollmächtigten  der  Wechselagenten  und  ihre  Bediensteten. 

24.  Die  Wechselagenten  und  die  Waarenmäkler  können  eine  oder 
mehrere  Personen  durch  besondere  Vollmacht  einzeln  oder  kollektivisch 
damit  beauftragen,  sie  bei  allen  Akten  zu  vertreten,  bei  welchen  sie  durch 
einen  Bevollmächtigten  ersetzt  werden  können.  —  Eine  von  dem  Titular 
selbst  als  übereinstimmend  beglaubigte  Abschrift  von  der  Vollmacht  muss 
bei  dem  Börsenkomit6  oder  der  Kommunalbohörde  niedergelegt  werden; 
diese  Vollmacht  muss  auf  dem  Rande  die  Unterschrift  des  Bevollmäch- 
tigten oder  der  Bevollmächtigten  tragen. 

An  alle  Wechselagenten  und  Waarenmäkler  muss  ein  Cirkular  ge- 
richtet werden,  welches  ihnen  die  ertheilte  Vollmacht  und  die  TJnterschrift 
des  Bevollmächtigten  bekannt  macht. 

Der  Bevollmächtigte  kann,  wie  auch  der  Wechselagent  und  der 
Waarenmäkler,  in  dessen  Namen  er  handelt,  Geschäfte  leder  Art  gemäss 
der  Vollmacht  abschliessen,  Zahlung  empfangen  und  Bordereaus  zeichnen. 
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Die  Wechselagenton  und  die  Waarenmäkler  sind  für  alle  Handlangen 
ihrer  Bevollmächtigten  verantwortlich. 

Nur  Rumänen  oder  Naturalisirte  können  Bevollmächtigte  sein. 

25.  Die  Wechselagenten  und  die  Waarenmäkler  können  auch  einen 
oder  mehrere  Bedienstete  anstellen. 

Die  Anstellung  solcher  Leute  und  ihre  Befugnisse  mfissen  dem  Bör- 
senkomit^  und  allen  Wechselagenten  und  Waarenmäkiern  ebenso  wie 
hinsichtlich  der  Bevollmächtigten  unbedingt  angezeigt  werden. 

Diese  Bediensteten  dürfen  nur  aus  Rumänen  oder  den  Rumänischen 
Naturalisirten ,  welche  sich  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  er- 
freuen und  die  nicht  laut  Art.  22  unwürdig  sind,  genommen  werden. 

Die  Wechselagenten  und  Waarenmäkler  sind  für  die  Handlungen 
dieser  Leute  verantwortlich. 

26.  Der  Bevollmächtigte  oder  der  Bedienstete,  welcher  aus  dem  Dienste 
eines  Wechselagenten  oder  Waarenmäklers  austreten  will,  darf  in  den 
Dienst  des  neuen  Titulars  nicht  eintreten,  bevor  er  nicht  von  dem  ersteren 
die  schriftliche  Dienstentlassung  erhalten  hat. 

27.  Jeder  Bevollmächtigte  oder  Bedienstete  muss  ein,  von  dem  Ge- 
schäftsbuch des  Titulars,  welchen  er  repräsentirt,  gesondertes  Buch  haben, 
und  alle  in  diesem  Geschäftsbuch  enthaltenen  Geschäfte  müssen  sämmtlich 
in  die  Bücher  des  Titulars  übertragen  werden. 

28.  Das  Börsenkomitä  kann,  auf  Klage  des  Titulars  oder  auf 
Klage  irgend  welches  Interessenten,  nach  voraufgegangener  Untersuchung, 
unwiderruflich  und  ohne  Appellation  die  Dienstentlfwsung  jedes  Bevoll- 
mächtigten und  jedes  Bediensteten  aussprechen. 

Diese  Absetzung  muss  zur  Kenntniss  Jler  Titulare  gebracht  werden. 

Abschnitt  III. 
Die  Rechte  und  die  Pflichten  der  Wechselagenten. 

29.  Nur  die  Wechselagenten,  welche  in  der  in  diesem  Gesetze  an- 
gegebenen Form  ernannt  worden  sind,  sind  berechtigt,  den  Handel  oder 
den  Verkauf  und  den  Ankauf  von  öflPentlichen  EflFekten,  städtischen  und 
ländlichen  Pfandbriefen,  Obligationen  und  anderen  dergleichen  Papieren 
zu  vermitteln;  für  Rechnung  eines  Anderen  den  Handel  mit  Wechseln  und 
Anweisungen  an  Ordre,  Aktien  der  verschiedenen  Gesellschaften  und  allen 
kaufmännischen  Papieren,  wie  auch  den  Handel  in  Diskonten  und  An- 
leihen zu  bewirken. 

30.  Diejenigen,  welche  sich  das  Recht  der  Wechselagenten  unrecht- 
mässiger Weise  anmassen  oder  Geschäfte  ausführen,  welche  zu  den  Privi- 
le^en  der  Wechselagenten  gehören,  werden  wie  diejenigen,  welche  sich 
widerrechtlich  Titel  und  Amtsfunktionen  anmassen,  gemäss  Art.  207  des 
Strafgesetzbuchs  bestraft.^) 

Die  Wechselagenten  sind  verpflichtet,  ausser  den  gemäss  Art.  7,  8 
und  9  des  Handelsgesetzbuchs  von  dem  Handelsgericht  mit  Schnur  durch- 
zogenen und  paraphirten  Registern  auch  ein  Geschäftsbuch  zu  haben,  in 
welches  sie  jedes  Geschäft,  welches  sie  abschliessen ,  sofort  eintragen, 
wobei  sie  die  Summen  nicht  in  Ziffern,  sondern  in  Buchstaben  einschreiben. 

Auch  dieses  Geschäftsbuch  muss  vom  Handelsgerichte  mit  Schnur 
durchzogen  und  paraphirt  werden. 

1)  d.  h  mit  6  Monaten  bis  su  2  Jahren  (jtefftngniBs  unbeschadet  eventoeU  der 
Strafe  der  Fälschung, 
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Sie  sind  verpflichtet,  täglich  und  nach  der  Reihenfolge  des  Datums 
ohne  Rasuren,  Zwischenlinien  oder  Lücken  und  ohne  Abkürzungen,  ohne 
Ziffern  alle  Bedingungen  des  Verkaufes,  des  Kaufes,  des  Gesääftes  in 
Wiedergabe  nach  dem  Geschäftsbuch,  und  endlich  alle  Geschäfte  einzu- 
tragen, welche  unter  ihrer  Mitwirkung  ausgeführt  worden  sind. 

Das  gesammte  Rechnungswesen  wird  nach  den  Regeln  der  doppelten 
Buchhaltung  gefQhrt. 

Die  Register  und  Geschäftsbücher  müssen  den  Richtern  oder  Schieds- 
richtern, wann  auch  immer  sie  es  verlangen,  vorgelegt  werden. 

31.  Die  Wechselagenten  sind  verpflichtet,  die  Namen  der  Personen, 
welche  sie  mit  einem  Geschäfte  beauftragt  haben,  geheim  zu  halten,  wo- 
fern nicht  die  Parteien  darin  willigen,  genannt  zu  werden  —  zu  welchem 
Behufe  sie  eine  schriftliche  Erklärung  abgeben  müssen  —  oder  die  Natur 
des  Geschäftes  die  Namen  der  kontrahirenden  Personen  verlangt 

Nur  Behufs  der  von  dem  Gerichte  verlangten  Informationen  wird 
von  dieser  Vorschrift  abgewichen. 

32.  Die  Wechselagenten  sind  fiir  die  Richtigkeit  der  letzten  Unter- 
schrift unter  den  Wechseln  oder  der  anderen  negocirbaren  Efi^ekten  civil- 
rechtlich  verantwortlich. 

33.  Die  Wechselagenten  dürfen  unter  einander  keine  Association  ein- 
gehen. 

34.  Es  ist  ihnen  verboten,  Geschäfte  unter  Betheiligung  an  der  Cour- 
tage zu  machen. 

35.  Sie  dürfen  keine  Geschäft.e  für  ihre  eigene  Rechnung,  noch  für 
ihre  Bevollmächtigten  oder  Bediensteten  machen. 

36.  Es  ist  ihnen  verboten,  für  die  als  Fallit  Erklärten,  welche  nicht 
wieder  rehabilitirt  sind,  Geschäfte  zu  machen. 

Die  Verletzung  der  Artikel  32  bis  36  Seitens  der  Wechselagenten 
zieht  die  Strafe  der  Entlassung  nach  sich. 

37.  Jeder  Wechselagent  muss  ein  besonderes  Lokal  haben,  wo  er 
sein  Bureau  einzurichten  hat. 

38.  Wenn  ein  Wechselagent  suspendirt  wird,  so  ist  ihm  der  Eintritt  in 
das  Parquet  oder  Eabinet  der  Wechselagenten  in  der  Börse  untersagt 

39.  Wenn  ein  Wechselagent  abgesetzt  wird,  stirbt,  sich  vom  Ge- 
schäfte zurückzieht  oder  wegen  seiner  verwickelten  Lage  gezwungen  ist, 
den  Dienst  zu  verlassen,  so  müssen  alle  Wechselagenten,  welche  mit  ihm 
verhandelt  haben,  wie  auch  seine  Kommittenten  dem  Syndikus  der  Börse 
das  Konto  ihrer  Geschäfte  einreichen. 

Der  Syndikus  verificirt  persönlich,  oder  indem  er  ein  Mitglied  des 
Börsenkomit^s  delegirt,  die  Konten,  bewirkt  die  stattfindenden  Aus- 
gleichungen, vertheilt  die  Geschäfte,  welche  keine  Verzögerung  dulden, 
unter  die  anderen  Wechselagenten  und  reservirt  die  Geschäfte,  welche  nicht 
schleunig  sind,  ftlr  denjenigen,  der  denselben  ersetzen  wird. 

40.  Die  Elaution  des  Wechselagenten,  welcher  zu  fungiren  aufgehört 
hat,  wird  vom  Minister  erst  ft*eigegel]^n,  nachdem  die  gesammte  Liquidation 
der  Geschäfte,  mit  welchen  er  beauftragt  war,  beendigt  ist 

Abschnitt  IV. 

Die  Negociation  und  die  Lieferung. 

4L  Alle  Geschäfte  der  Wechselagenten  und  der  Waarenmäkler  werden 
in  der  Börse  an  einer  besonderen  SteUe,  die  Parquet  genannt  wird,  durch 
Konkurrenz  und  öffentlich  geschlossen,   sei  es,   aass  der  Handel  zwischen 
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deu  Wechselagenten  oder  den  Waarenmäklern,    sei  es,    dass  er   zwischen 
diesen  direkt  mit  den  Parteien  erfolgt. 

42.  Die  Wechselagenten  und  die  Waarenmäkler  müssen  den  Preis, 
welchen  sie  bieten,  oder  zu  welchem  sie  kaufen,  ausrufen. 

Das  Geschäft  muss  gleichfalls  enthalten,  ob  es  ein  Baargeschäft  ist 
oder  es  auf  Zeit  abgeschlossen  ist. 

43.  Wenn  ein  Wechselagent  zwischen  zwei  Banqniers  ein  Geschäft 
in  Handelseffekten  abgeschlossen  hat,  so  giebt  er  beiden  Theilen  eine  Note, 
welche  die  Menge,  die  Natur,  den  Verfalltag  und  den  Preis  der  Effekten 
konstatirt,  und  in  welcher  er  dem  Verkäufer  den  Käufer  und  dem  Käufer 
den  Verkäufer  angiebt;  diese  Note  überträgt  der  Wechselagent  vollständig 
in  sein  Geschäftsbuch. 


Abschnitt  V. 
Das  Geschäft  gegen  Baarzahlung. 

44.  Die  Wechselagenten  sind  verpflichtet,  sich  für  die  Ausführung 
der  Baargeschäfte  die  Verpflichtungserklärung  gegenseitig  auf  stempelfreiem 
Papier  (von  blauer  Farbe  für  die  Verkäufe,  von  rother  Farbe  für  die 
Käufe)  zu  geben,  welche  sie  vor  der  nächsten  Börse  austauschen. 

45.  Die  Wechselagenten  sind  verpflichtet,  zu  bewirken,  dass  die 
Transaktionen  von  Titeln  mit  Bordereaus  auf  weissem  Papier  begleitet 
werden. 

46.  Effekten  auf  den  Inhaber  und  Werthe,  welche  durch  Indossament 
übertragen  werden,  können,  wenn  gegen  Baarzahlung  gehandelt  wird,  von 
dem  Verkäufer  dem  Käufer  in  der  Zwischenzeit  von  einer  Börse  zu  der  an- 
deren geliefert  werden.  Sie  müssen  unbedingt  vor  der  nächsten  Börse, 
welche  auf  den  Geschäftsabschluss  folgt,  nach  folgender  Tabelle  geliefert 
werden. 


Für   den   Verkäufer: 

1.  Börsen  tag,  Geschäftsabschluss; 

2.  „  Lieferung; 

3.  „  Verkaufsaushang; 

4.  „  Wiederverkauf. 


Für  den  Käufer : 
Im  Falle  der  Nichtzahlung  Wieder- 
verkaufsaushang noch  am  Tage  der 
Präsentation  des  Titels  und  der 
Wiederverkauf  am  nächstfolgenden 
Tage. 

47.  DieNegociation  aller  durch  Uebertragung  zu  veräussemder  Effekten 
ist  folgenden  Vorschriften  unterworfen: 

Der  Wechselmäkler,  welcher  durch  Uebertragung  zu  veräüssemde 
Effekten  kauft,  giebt  dem  Verkäufer  vor  der  Börse,  welche  auf 
diejenige  folgt,  in  welcher  das  Geschäft  abgeschlossen  worden  war, 
ein  von  ihm  unterzeichnetes  Bulletin,  welches  die  Menge  dieser 
Effekten,  den  festgesetzten  Preis,  sowie  den  Vor-  und  Zunamen 
desjenigen,  auf  welchen  die  Uebertragung  demnächst  erfolgen  soll, 
angiebt. 

48.  Die  g^en  Baarzahlung  gehandelten,  durch  Uebertragung  zu 
veräussemden  Effekten  werden  an  dem  auf  die  Angabe  der  Namen  oder 
der  Acceptationen  folgenden  Tage  geliefert;  sie  müssen  vor  der  dritten 
Börse,  welche  auf  den  Geschäftsabschluss  folgt,  gemäss  folgendem  Verzeichnis^ 
bei  der  Präsentirung  des  durch  Art.  43  verlangten  Borderaus  geliefert 
werden. 
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Für   den   VerkÄufer: 

1.  Börsentag,  GkschäftsabscUuss ; 

2.  Börsentag,  vor  diesem  Börsentage 
Empfangnahme  der  Namen  und 
Aeeeptationen; 

3.  Börsentag,  Lieferung; 

4.  Wiederverkaufsaushang. 


Für   den   Käufer: 

1.  Börsentag,  Geschäftsabs  chluss; 

2.  Börseniag,  vor  diesem  Börsentage 
Uebersendung  der  Namen  und 
Aeeeptationen. 

Der  Verkäufer  kann  die  Lie- 
ferung vor  dem  zweiten  Tage 
nach  Empfang  der  Namen  und 
der  Acceptation  bewirken. 
Wenn  der  kaufende  Wechselagent  am  dritten  Tage  nach  dem  Ge- 
schäftsabschluss  nicht  den  Namen  oder  die  Acceptation  seines  Klienten 
angegeben  hat,  so  hat  der  verkaufende  Wechselagent  das  Recht,  den 
unterzeichneten  und  mit  dem  Namen  seines  kaufenden  Genossen  vervoll- 
ständigten Uebertragungszettel  bei  dem  Börsenkomit^  zu  deponiren. 

Von  dem  Syndikus  wird  dieser  Zettel  visirt  und  am  folgenden  Tage, 
d.  h.  am  dritten  Tage  nach  Abschluss  des  Geschäfts,  ist  der  Käufer  ver- 
pflichtet, die  Effekten  mit  dem  visirten  Uebertragungszettel  in  Empfang 
zu  nehmen  und  den  Preis  zu  begleichen. 

Wird  gegen  die  Lieferung  der  Titel  Zahlung  nicht  geleistet,  so  findet 
Wiederverkaufsaushang  statt  und  am  folgenden  Tage  Verkauf. 

49.  Ein  ausgelooster  Titel  muss,  damit  er  handels&hig  sei,  speciell 
als  solcher  erklärt  werden. 

Abschnitt  VI. 
Die  Effektennegociation  auf  Anordnung  des  Gerichts. 

50.  Wenn  das  Gericht  den  Verkauf  von  irgend  welchen  Effekten 
anordnet,  so  wendet  es  sich  an  den  Börsensyndikus,  welcher  dieses 
Geschäft  durch  Anschlag  im  Börsenlokal  bekannt  giebt  und  den  Verkauf 
am  Tage  darauf  selbst  bewirkt. 

In  dem  Anschlag  sind  alle  Effekten  detaillirt  und  das  Gericht,  auf 
dessen  Anordnung  der  Verkauf  erfolgt,  besonders  anzugeben. 

Wenn  es  sich  um,  an  der  Börse  nicht  kotirte  Wertne  handelt,  so  wird 
dieses  Geschäftes  in  dem  Tagescourszettel  Erwähnung  gethan. 

61.  Nur  die  Wechselagenten  können  beauftragt  werden,  die  Effekten 
zu  verkaufen,  welche  kotirt  oder  kotirbar  sind,  und  welche,  weil  sie  als 
Faustpfand  bestellt  sind,  für  die  Befriedigung  des  Gläubigers,  welcher  das 
Pfand  hat,  realisirt  werden  müssen. 

Zu  diesem  Behufe  aber  muss  der  Wechselagent  sich  darüber 
Gewissheit  verschaffen,  dass  der  Schuldner  von  dem  Gläubiger  durch 
Gerichtsvollzieher  bereits  aufgefordert  worden  ist,  dasienige,  was  er 
schuldet,  zu  bezahlen.  Dann  enolgt  der  Verkauf,  welcher  drei  Tage  vorher 
durch  Aushang  in  der  Börse  angekündigt  wird. 

Der  Aushang  muss  die  Art  der  Effekten  und  den  Tag  des  Verkaufes 
angeben. 

62.  Der  Wiederverkauf  wegen  Nichtzahlung  des  Preises  der  ver- 
kauften Titel  hat  Seitens  des  verkaufenden  Wechselagenten  am  Tage  nach 
der  Affichirung  des  Aushangs  zu  erfolgen,  in  welcnem  die  Art  und  die 
Menge  der  Efl^kten  angekündigt  werden  müssen. 

Ö3.  Die  Bordereaus  der  Wechsehnäkler  haben  die  Kraft  von  Proto- 
kollen. 
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Abschnitt  VII. 
Das  Zeitgeschäft. 

54.  Eine  Negociation  auf  Zeit  von  öffentlichen  oder  privaten,  auf  den 
Inhaber  lautenden  oder  durch  Uebertragung  zu  veräussernden  Effekten 
können  auf  eine  längere  Zeit  als  einen  Monat  nicht  erfolgen,  von  dem 
Tage  ab  gerechnet,  an  welchem  das  Geschäft  abgeschlossen  wurde. 

Abschnitt  VIII^ 
Diskontirungen  und  Lieferung  von  Effekten  durch  Anticipation. 

55.  Nach  Artikel  54  steht  es  stets  im  Belieben  des  Käufers,  f^ich 
nach  seinem  Willen  oder  mit  Anticipation  die  verkauften  Effekten  liefern 
zu  lassen,  indem  er  den  vereinbarten  Preis  bezahlt  und  die  folgenden 
Förmlichkeiten  erfällt:  jeder  kaufende  Wechselagent  kann  seinem  Amts- 
genossen die  gesammten  oder  einen  Theil  der  Enekten,  welche  dieser  ihm 
auf  Termin  verkauft  hat,  durch  Aushang  diskontiren. 

In  diesem  Falle  verständigt  er  den  verkaufenden  Wechselagenten  vor 
der  Eröffnung  der  Börse,  durch  einen  von  dem  Syndikus  oder  einem  der 
Mitglieder  des  Börsenkomitäs  visirten  Aushang;  dieser  Aushang  wird  an 
einer  besonderen  Tafel  in  dem  Kabinette  der  Wechselagenten  befestigt. 

Derselbe  bestimmt  die  Natur,  den  Preis  und  die  Menge  der  Effekten, 
wie  auch  das  Datum  des  Geschäftes. 

Dieser  Aushang  wird  in  Abschrift,  beglaubigt  von  dem  Wechsel- 
agenten, welcher  ihn  bewirkt  hat,  seinem  Genossen,  welcher  verkauft  hat, 
übersandt 

56.  Bei  den  Diskontirungen  von  Effekten,  von  welchen  die  Koupons 
Dach  dem  Geschäftsabschluss  abgetrennt  worden  sind,  mnss  der  Betrag, 
welchen  diese  Kupons  darstellen,  von  dem  Betrage,  zu  welchem  das 
Geschäft  abgeschlossen  worden  war,  abgezogen  werden. 

Abschnitt  IX. 
Lieferungen,  Einsprüche  und  Zahlungen. 

57.  AnnuUirte  oder,  im  Falle  des  Verlustes  oder  Diebstahls,  von 
Einspruch  betroffene  Effekten*)  sind  nicht  negocirbar  und  brauchen  bei 
Lieferung  nicht  angenommen  zu  werden. 

58.  Wenn  ein  Wechselagent  einen  Titel  geliefert  hat,  welcher  vor 
dem  Tage  der  Lieferung  von  Einspruch  betroffen  war,  und  es  wird  von 
ihm  an  Stelle  dieses  Titels  ein  anderer  verlangt,  so  hat  er  unmittelbar  gegen 
denjenigen  Regress,  welcher  ihm  den  Titel  zugestellt  hatte,  und  dieser  seiner- 
seits in  gleicher  Weise  bis  zu  dem  ersten  Inhaber,  welcher  den  Titel  in 
Cirkulation  gesetzt  hat. 

59.  Der  gegenüber  seinem  Amtsgenossen  fUr  verantwortlich  erklärte 
Weehselagent  muss  diesen  für  alle  Auslagen  und  ftir  sein  Honorar 
schadlos  lialten;  er  kann  auf  seine  Rechnung  und  Gefahr  gegen  seinen 
eigenen  Klienten  Regress  geltend  machen. 


1)  Hiersn  üeseti  vom  21.  Januar  1888,  betr.  die  verlorenen,  zerstörten,  gestohlenen 
Titel  aof  den  Inhaber. 
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60.  Die  Titel,  welche  von  einem  Coupon  oder  mehreren  Coupons 
begleitet  sind,  die  abweichende  Nummern  von  denjenigen  tragen,  weiche 
aut  dem  Titel  figuriren^  können  von  dem  Käufer  zurückgewiesen  werden, 
es  sei  denn,  dass  der  Verkäufer  Geld  anbietet,  welches  dem  Betrage  jener 
Coupons  gleichkommt. 

61.  Kein  Titel  darf  cirkuliren,  wenn  derselbe  nicht  wenigstens  mit 
einem  Coupon  versehen  ist,  ausgenommen  jedoch,  wenn  das  Böi'senkomitö 
es  genehmigt  hat. 

62.  Die  Borderaus  der  Klienten  müssen  sich  auf  Papier  mit  verhält- 
nissmässigem  Stempel  von  fünf  Bani  auf  das  Hundert^)  von  dem  gesammten 
Preise  befinden.  Dieser  Stempel,  welcher  die  Marke  der  Handelskammer 
der  Ortschaft  trägt,  bildet  eine  eigene  Einnahme  für  die  Börse  der  Ort- 
schaft Er  wird  zur  Hälfte  vom  Käufer,  zur  Hälfte  vom  Verkäufer 
gezahlt. 

63.  Die  Zahlungen  der  Wechsela^enten  erfolgen  an  allen  Börsentagen 
von  9  ühr  Morgens  bis  1  Uhr  Nachmittags. 

64.  Alle  von  ihnen  auf  die  Nationalbank  ausgestellten  Mandate 
müssen  von  dieser  möglichst  noch  an  demselben  Tage  bezahlt  werden. 

65.  Alle  Zahlungen  unter  den  Wechselagenten,  welche  grösser  als 
100  Lei  sind,  müssen  in  Mandaten  auf  Sicht  auf  die  Nationalbank  oder 
ihre  Nebenstellen  erfolgen. 

66.  Die  Wechselagenten  sind  nicht  gehalten,  nothwendigerweise  auch 
die  Nummern  der  Titel  mitzutheilen,  welche  sie  beauftragt  worden  sind 
für  ihre  Klienten  zu  handeln.  Ihre  Verpflichtung  beschränkt  sich  darauf, 
dem  Käufer  Titel  von  eben  derselben  Art,  in  gleichgültiger  Nummer,  in 
ebenderselben  durchaus  identischen  Beschaffenheit  zu  liefern. 

67.  Was  den  materiellen  Zustand  der  Titel  anbelangt,  so  müssen 
alle  die  Lieferung  betreffenden  Reklamationen,  welche  aus  G^chäfts* 
abschlüssen  gegen  Baarzahlung  geltend  gemacht  werden,  an  demselben 
Tage  erhoben  werden.  Bei  der  Liquidation  hat  der  Käufer  24  Stunden 
Frist  fiir  die  Geltendmachung  der  Reklamation. 

68.  Die  theilweise  Lieferung  kann  zurückgewiesen  werden. 

Abschnitt  X. 
Von  der  Liquidation. 

69.  Am  1.  und  16.  jeden  Monats  hat  jeder  Wechselagent  Behufs 
der  Saldirung  mit  jedem  seiner  Amtsgenossen  eine  Aufstellung  zu  machen, 
welche  die  Menge  der  Effekten  umfasst,  die  er  gekauft  oder  verkauft  hat. 
Der  Wechselagent,  welcher  in  den  Liquidationen  namhaft  gemachte  Titel 
zu  empfeuigen  hat.  muss  die  Namen  des  Klienten  oder  Acceptanten 
anzeigen.  Die  Verkäufer  müssen  mit  den  nämlichen  Aufstellungen  eine 
Tabefie  übersenden,  welche  die  Werthe  umfasst,  welche  sie  zu  liefern 
haben  und  die  Mengen.  Diese  Tabelle  wird  ihnen  am  folgenden  Tage  mit 
den  Namen  der  Käufer  zurückgestellt,  an  welche  die  Lieferung  zu 
erfolgen  hat 

70.  Die  Kapitalsaldirungen  werden  durch  Verification  anerkannt, 
und  es  wird  eine  Aufstellung  gemacht,  welche  ohne  Aufführung  der  Effekten 
das  Saldo  an  Kapital  jedes  Wechselagenten  an  jeden  seiner  Amtsgenossen 
enthält. 


>)  ,Ja  BntA"*,  d.  h.  wohl  sc.  Lei. 
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71.  Die  Kompensationen  von  Kapitalien  oder  die  Delegationen  werden 
in  diese  Aufstellung  nur  nach  ihrer  Acceptation  aufgenommen  ^  welche 
allein  sie  realisirt. 

72.  Die  Delegationen  von  Wechselagenten  an  Wechselagenten  werden 
verboten. 

73.  Jede  Lieferung  in  Liquidation  muss  von  einem  unterschriebenen 
Bordereau  begleitet  werden.  Wenn  von  Effekten  auf  den  Inhaber  die  Rede 
ist,  so  muss  dieses  Bordereau  die  Nummern  der  gelieferten  Titel  anzeigen. 

74.  Der  Wechselagent,  welcher  bei  der  Liquidation  Schuldner  ist, 
muss  an  die  Bank  Zahlung  vor  12  Uhr  leisten. 

Alle  Effekten  müssen  bis  zu  jener  Stunde  geliefert  worden  sein. 

Abschnitt  XI. 
Uebertretungen  und  Bestrafungen. 

75.  Jede  Uebertretung  dieses  Gesetzes  Seitens  der  Wechselagenten 
oder  der  in  ihrem  Auftrage  handelnden  Bevollmächtigten  und  Angestellten 
ist  von  dem  Börsenkomit^  durch  Beschluss,  gegen  weldien  es  keine  Berufung 
g^ebt .  mit  Geldstrafe  zu  ahnden,  welche  nach  der  Bedeutung  des  Falles 
sich  nis  auf  1500  Lei  belaufen  kann;  auch  kann  sie  die  Absetzung  nach 
sich  ziehen. 

Abschnitt  XII. 
Von  den  besonderen  Vortheilen  fftr  den  Syndikus  der  Börse. 

76.  So  oft  der  Staat  Verkäufe  oder  Käufe  von  Effekten  aus  seinem 
Vermögen  zu  bewirken  hat,  so  hat  er  sich  lediglich  an  den  Syndikus  der 
Börse  von  Bukarest  zu  wenden.  Der  Syndikus  besorgt  for  seine 
Rechnung  das  Geschäft  in  Bezug  auf  die  Hälfte  der  ganzen  vom  Staate 
verlangten  Summe;  ein  Viertel  dagegen  überträgt  er  einem  der  unter  den 
Wechselagenten  gewählten  Mitgliede  des  Börsenkomitös  und  das  andere 
Viertel  dem  anderen^)  gleicherweise  gewählten  Mitgliede. 

Abschnitt  XIII. 

Der  Tarif. 

Das  Honorar  der  Wechselagenten. 

77.  Für  die  Vermittlung  von  Geschäften  in  irgend  welchen  öffent- 
lichen Effekten  des  In-  oder  Auslandes,  Obligationen,  Schatzbons, 
städtischen  oder  ländlichen  Pfandbriefen,  Eisenbahnaktien  und  Obligationen 
and  im  Allgemeinen  in  allen  Aktien  der  verschiedenen  Gesellschaften 
wird  ein  von  dem  Verkäufer  zahlbares  Honorar  von  Vs  Prozent  und  ein 
von  dem  E^ufer  zahlbares  Honorar  von  ^/g  Prozent  festgesetzt. 

78.  Das  Mindesthonorar  beträgt  1  Leu. 

79.  Für  die  durch  die  Wechselagcntcn  erfolgte  Beglaubigung  von 
Unterschriften  sind  2  Lei  zu  entrichten. 


>)  Enthält  einen  Widersprach  gesen  Art.  11.  Inhalts  dessen  nur  ein  Mitglied 
aus  den  Wechselagenten  und  Waarenmällern  gewählt  wird. 
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80.  Für  die  Vermittlung  von  Geschäften  in  Privateffekten,  als 
Wechsel,  Anweisungen  an  Ordre  etc.,  wird  ein  halb  vom  Tausend  von 
dem  Verkäufer,  ein  halb  vom  Tausend  von  dem  Käufer  gezahlt  Als 
Mindestbetrag  für  die  Geschäftsvermittelung  muss  ein  Leu  gezahlt  werden. 

Abschnitt  XIV. 
Von  den  Waarenmäklem. 

81.  Es  riebt  Waaren-  und  Getreidemäkler,  Veraicherungsmäkler, 
Schiffsdolmetsch-  und  Schiffsverfrachtungsmäkler,  Mäkler  für  Transport 
zu  Wasser  und  zu  Lande. 

82.  Nur  die  Waarenmäkler  sind  berechtigt,  Vermittler  bei  dem 
Verkauf  und  Kauf  der  Waaren  zu  sein  und  deren  Börsencours  zu 
bestätigen. 

Metallische  Mineralien  können  sowohl  von  den  Wechselagenten  wie 
auch  von  den  Waarenmäklem  gehandelt  werden. 

83.  Die  Versicherungsmäkler  schliessen  die  Versicherungsverträge  oder 
Policen  ab,  unterzeichnen  dieselben  und  bestätigen  den  Prämienbetrag  für 
alle  Reisen  zu  Wasser  oder  zu  Lande. 

Die  Versicherungen  gegen  Brand,  Hagel,  auf  das  Leben  oder  den 
Tod  körnten  auch  durch  die  Agenten  erfolgen,  die  von  den  verschiedenen 
Versicherungsgesellschaften  speciell  bestellt  sind. 

84.  Die  Schiffsdolmetsch-  und  Verfrachtungsmäkler  dienen  als  Ver- 
mittler bei  der  Verfrachtung  von  Schiffsfahrzeugen;  nur  sie  sind  berechtigt, 
die  Zolldeklarationen,  die  Schiffsfrach  tveiiräge,  die  Konnossemente 
aber  die  in  den  Fahrzeugen  verladenen  Waaren  und  alle  anderen  Handels- 
paniere zu  übersetzen,  deren  Uebersetzung  nöthig  sein  sollte;  endlich 
steilen  sie  den  Cours  der  Schiffsfracht  fest. 

85.  Die  nämliche  Person  kann  in  sich  die  Funktion  als  Wechsel- 
agenten wie  auch  als  Mäkler  jeder  Art  ohne  Unterschied  vereinigen,  es 
genügt  lediglich,  dass  dieses  in  dem  Königlichen  Ernennungsdekret  auf 
Ansuchen  der  Handelskammer  der  Ortschaft  oder  auf  Ansuchen  des 
Kommunalraths,  wo  keine  Handelskammer  existirt,  enthalten  sei. 

86.  Die  Mäkler  sind  verpflichtet,  die  Namen  der  Personen,  von  welchen 
sie  mit  irgend  einem  Geschäfte  beauftragt  sind,  geheim  zu  halten ,  wenn 
sie  nicht  zu  dem  Gegentheil  schriftlich  ermächtigt  worden  sind. 

87.  Die  Waarenmäkler  wie  auch  die  Wechselagenten  können  in 
keinem  Falle  und  unter  keinem  Verwände  Handels-  oder  Bankgeschäfte 
för  ihre  Rechnung,  weder  direkt  noch  unter  fremdem  Namen,  betreiben. 

88.  Die  Waarenmäkler  wie  auch  die  Wechselagenten  sind  ver- 
pflichtet, gemäss  den  Artikeln  7,  8  und  9  des  Handelsgesetzbuchs  mit 
Schnur  durchzogene  und  paraphirte  Register  zu  besitzen  und  ihr  Rech- 
nungswesen in  der  doppelten  Buchhaltung  zu  führen,  wie  auch  Geschäfts- 
bücher ebenso  wie  die  Wechselagenten  zu  besitzen. 

Die  Waarenmäkler  sind  eben  denselben  Vorschriften  unterworfen, 
welche  in  Artikel  30  für  die  Wechselagenten  vorgesehen  sind. 

89.  Der  öffentliche  Verkauf  durch  Licitation  von  Waaren  im  Ganzen 
in  den  verschiedenen,  vom  Gesetze  v.orgesehenen  Fällen  kann  nur  den 
Waarenmäklem  durch  Vermittelung  des  Börsensjndikus  übertragen 
werden. 

90.  Für  die  Abschätzung  von  Waaren  sollen  von  Seiten  des  Gerichts 
vorzugsweise  Waai^enmäkler  Isafen  werden. 
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91.  In  jeder  Stadt,  wo  sich  eine  Handelsbörse  befindet,  soll  der 
Cours  der  Waaren  von  Seiten  der  Waarenmäkler,  in  Gemeinschaft  mit 
dem  Börsenkomit^,  täglich  um  5  Uhr  festgestellt  werden. 

92.  Das  Börsenkomiti  bestimmt  die  Waaren,  deren  Conrs  festgestellt 
werden  muss.  Dieser  Cours  wird  nach  dem  Mittel  zwischen  dem  Höchst- 
betrage  und  dem  Mindestbetrage  des  Preises  der  bewirkten  Verkäufe 
festgesetzt. 

93.  In  der  Börse  werden  die  Waaren  nach  Proben  verkauft,  welche 
im  Augenblicke  des  Abschlusses  des  Geschäftes  versiegelt  und  bei  dem 
Börsensekretariat  niedergelegt  werden,  wo  sie  bis  zur  vollständigen  Aus- 
führung der  Bedingungen  des  Verkaufs  verwahrt  werden. 

Alle  in  der  Börse  oder  durch  Vermittlung  eines  Waarenmäklers 
abgeschlossenen  Verkaufsverträge  von  Waaren  irgend  welcher  Art 
müssen  auf  dem  Exeipplar  des  Käufers  ausser  dem  Staatsstempel  auch 
den  Stempel  der  Handelskammer  der  Ortschaft  von  fünf  Bani  für  hundert 
Lei  tragen. 

Die  durch  Vermittlung  der  Waarenmäkler  auf  den  verschiedenen 
Marktplätzen  abgeschlossenen  Verkäufe,  sei  es  nach  Probe,  seien  es  auch 
Waaren  in  Natur,  werden  von  Seiten  der  Waarenmäkler,  welche  dabei 
tbätig  waren,  an  das  Börsensekretariat  vor  5  Uhr  berichtet 

Falls  die  Getreidesorten  dem  Gebrauche  gemäss  untersucht  werden, 
und  die  Waare  der  versiegelten  Probe  bis  auf  ein  halbes  Pfund 
mehr  oder  weniger  entsprechen  sollte,  so  sind  die  Parteien  verpflichtet, 
das  Uebereinkommen  zu  beobachten,  ohne  irgend  einen  Anspruch  des 
Einen  an  den  Anderen. 

Wenn  aber  die  Getreidesorten  irgend  welche  Mängel,  Beimischung, 
Feuchtigkeit  und  ein  Mindergewicht  von  mehr  als  einem  Pfund  haben, 
oder  von  einer  besseren  Qualität,  oder  ein  Pfund  schwerer,  als  diejenigen 
der  Probe  sind,  und  die  Parteien  sich  nicht  verständigen  können,  so  bestimmt 
das  Börsenkomitö  mittelst  eines  Protokolles  die  Preisdifferenz. 

Wenn  die  Parteien  sich  nicht  fügen,  so  kann  der  Verkäufer  die 
Waare  an  einen  Anderen  verkaufen,  oder  der  Käufer  kann  andere  Waare 
Dehmen ;  für  die  Preisdifferenz  aber  muss  der  Theil,  welcher  Verlust  erlitten 
hat,  den  anderen  bei  dem  Ortsgerichte  verklagen. 

94.  Die  Mäkler  unterstehen  der  Kontrolle  und  Ueberwachung  des 
Börsenkomit^s  und  werden  gleichwie  die  Wechselagenten  verwarnt,  mit 
Geldstrafe  belegt  und  entlassen. 

95.  Die  Waarenmäkler,  welche  ihren  Beruf  auf  verschiedenen  Markt- 
plätzen ausüben,  müssen  die  in  den  Artikeln  19,  20,  21  und  22 
Yorgesehenen  Bedingungen  erfüllen,  mit  dem  Unterschiede,  dass  von 
ihnen  eine  Kaution  von  2500  Lei  in  öffentlichen  Effekten  oder  3500  Lei 
Hypotheken  in  Bukarest,  Galatz  und  Braila  und  in  den  anderen  Städten 
die  Hälfte  davon  verlangt  wird. 

Diese  Agenten  können  die  Geschäfte,  welche  von  ihnen  abgeschlossen 
sind,  aus  den  Landwagen  und  Eisenbahnwaggons  nur  an  den  gebräuch- 
lichen Orten  effektuiren  und  nur  dann,  wenn  sie  von  Käutem  oder 
Verkäufern  beauftragt  worden  sind. 

96.  Für  die  Oeberwachung  dieser  kleinen  Geschäfte  soll  das  Börsen- 
komit^  oder  die  Kommunalbebörde  einen  dieser  Agenten  bestimmen, 
um  iede  Abweichung  Seitens  der  Waarenmäkler  an  den  Syndikus  zu 
berichten  und  in  Gemeinschaft  mit  dem  Polizeiagenten  die  Ordnung  auf* 
recht  zu  erhalten. 

29* 
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Abschnitt  XV. 
Die  Honorare  der  Waarenmäkler  und  ihre  Verantwortlichkeit 

97.  Die  Waarenmäkler  sollen  an  Honorar  sowohl  von  dem  Verkäufer 
ein  halbes  Prozent  vom  Preise  des  Verkaufes,  wie  auch  ein  halbes  Prozent 
von  dem  Käufer  erhalten.  Für  üebersetzungen  müssen  2  Lei  fiir  den 
Bogen  oder  jeden  Akt,  der  kleiner  als  ein  Bogen  ist,  gezahlt  werden. 

98.  Der  Waarenmäkler  ist  für  die  Realisirung  des  Verkaufs,  für  die 
Lieferung  des  Gegenstandes  oder  für  die  Zahlung  des  Preises  nicht  ver- 
antwortlich, es  sei  denn,  aus  Geschäften,  welche  in  der  Börse  gemacht  sind . 

99.  Die  Waarenmäkler  sollen  Verkaufs-  und  KautserklärungeD^ 
gleichwie  die  Wechselagenten  auf  Stempelpapier  mit  einem  Stempel  von 
10  Bani  ausfertigen. 

Bei  dem  einer  Eommunaltaxe  unterliegenden  Verkaufe  von  Gegen- 
ständen oder  Thieren  müssen  die  Waarenmäkler  Sorge  tragen,  dass  die 
gesetzlich  vorgesehene  Taxe  im  Augenblicke  des  Verkaufs  beglichen 
werde. 

Bei  Weidevieh  jeder  Art  müssen  die  Waarenmäkler  im  Augenblicke 
des  Verkaufs  sich  im  Voraus  Gewissheit  über  die  Justificirung  aes  recht- 
mässigen Besitzes  und  die  Herkunft  der  Thiere  verschaffen  und  den 
Polizeiagenten  alle  unau%eklärten  Vorkommnisse,  die  geeignet  sind,  die 
amtliche  Thätigkeit  zu  veranlassen,  berichten. 

Schlussbestimmungen. 

100.  Art.  68  bis  Art.  86  des  Handelsgesetzbuchs  werden  aufge- 
hoben, gleicherweise  werden  alle  früheren,  mit  diesem  Gesetze  in  Wider- 
spruch stehenden  Bestimmungen  aufgehoben. 

101.  Dieses  Gesetz  tritt  in  Wirksamkeit  sechs  Monate  nach  seiner 
Promulgation. 


Gesetz,  betreffend  das  Handelspfand  und  die  Kommissionäre 

vom  9./21.  Dezember  1882. 

Art.  1.  Der  Titel  VI,  Buch  I  des  Handelsgesetzbuchs  trägt  die 
Ueberschrift: 

Von  dem  Handels&ustpfande  imd  den  Kommissionären. 

2.  Der  Abschnitt  I  dieses  Titels  wird  in  zwei  Abschnitte  getheilt 
und  die  Art.  87,  88,  89,  90  und  91  des  Handelsgesetzbuchs  durch  die 
folgenden  Artikel  ersetzt: 

Abschnitt  I. 

Von  dem  Handelsfaustpfande. 

87.  Die  Bestellung  eines  Faustpfandes,  sei  es  Seitens  eines  Kauf- 
mannes oder  Seitens  eines  Nichtkaufinannes,  anlässlich  eines  Handelsaktes, 
wird  in  Bezug  auf  die  kontrahirenden  Parteien  durch  alle  in  Handels- 
sachen zulässigen  und  gebräuchlichen  Beweise  dargethan,    wie   solche  der 
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Art  105  des  Handelsgesetzbuchs  aufführt,  ohne  Unterschied,  ob  die 
Parteien  an  demselben  Orte  wohnen  oder  verschiedene  Wohnsitze  haben. 
In  Bezug  auf  Dritte  wird  das  Pfand  dui*ch  alle  schriftlichen  Beweise,  die 
in  demsäben  Artikel  erwähnt  sind,  dargethan. 

In  Bezug  auf  negocirbare  Werthe  kann  das  Pfand  auch  durch  ein 
regelrechtes  Giro  festgestellt  werden,  durch  welches  die  Absicht  der  Par- 
teien ausgedrückt  wird,  dass  die  Werthe  in  Pfand  gegeben,  aber  nicht, 
dass  das  Eigenthum  derselben  übertragen  sein  soll. 

In  Bezug  auf,  auf  den  Namen  lautende  Aktien,  Antheilsscheine  und 
Obligationen  der  financiellen,  industriellen,  Handels-  oder  bürgerlichen 
Gesellschaften,    welche   durch   eine   in    die   Register   der  Gesellschaft  ein- 

geschriebene  Uebertragung  veräussert  werden  können,   kann   ebendieselbe 
febertragung   auch   eingetragen  werden,  um  ein  Pfand  auf  jene  Titel  zu 
bestellen. 

Wenn  eine  Mobiliarforderung  in  Pfand  gegeben  worden  ist,  so  muss 
der  verpfändende  Gläubiger,  um  sein  Privilegium  in  Beziehung  auf  den 
Dritten  zu  wahren,  dem  Schuldner  der  verpfändeten  Forderung  die  Be- 
stellung des  Pfandes  durch  den  Gerichtsvollzieher  notificiren. 

Betreffs  der  verpfändeten  Effekten,  deren  Verfalltag  vor  der  Ein- 
ziehbarkeit der  Schuld,  für  welche  das  Pfand  bestellt  worden  war,  ein- 
tritt;  ist  der  Gläubiger  verpflichtet,  die  nöthigen  Massregeln  zu  ergreifen  und 
den  Werth  einzukassiren,  von  welchem  er  lediglich  den  Betrag  der  bis 
zum  Inkassotage  geschuldeten  Forderung  nebst  ihren  Accessorien  ein- 
zubehalten berechtigt  ist. 

88.  In  jedem  Falle  besteht  das  Vorrecht  des  Gläubigers  auf  das 
Pfand  nur  dann,  wenn  das  Pfand  in  den  Besitz  des  Gläubigers  oder  einer 
anderen  zwischen  den  Parteien  vereinbarten  Person  gegeben  ist  und  sich 
darin  befindet,    sei   dies  vor  oder  in  Folge  des  Entstehens  der  Forderung. 

Es  wird  angenommen,  dass  der  Gläubiger  das  Unterpfand  in  seinem 
Besitze  hat,  wenn  es  sich  in  seinen  Magazinen,  oder  auf  seinen  Fahrzeugen, 
oder  auf  dem  Zollamte,  oder  in  einer  öffentlichen  Niederlage  befindet, 
oder  wenn,  bevor  die  verpfändeten  Gegenstände  angelangt  sind,  ihm 
deren  Abgang  durch  eine  Notifikation  oder  durch  einen  Frachtbrief  an- 
gekündigt wird. 

89.  Der  Schuldner  kann  die  Rückgabe  des  Pfandes  nur  fordern, 
wenn  er  die  ganze  Schuld,  für  welche  das  Pfand  bestellt  war,  nebst 
Zinsen  und  etwa  entstandenen  Kosten,  wie  auch  die  nützlichen  und  noth- 
wendigen  Ausgaben,  welche  der  Gläubiger  für  die  Erhaltung  der  ver- 
pfändeten Gegenstände  gemacht  hat,  bezahlt 

Wenn  der  Schuldner  am  Verfalltage  nicht  zahlt,  so  hat  der  Gläubiger 
an  ihn  eine  Aufforderung  durch  den  Gerichtsvollzieher  zu  richten,  und  wenn 
acht  Tage  von  dem  Datum  dieser  Aufforderung  —  die  auch  demjenigen 
mitgetheilt  wird,  welcher  die  verpfändeten  Gegenstände  geliefert  hat,  felis 
ein  solcher  sein  sollte  —  der  Gläubiger  nicht  bezahlt  worden  ist,  so  stellt 
er  die  verpf^deten  Gegenstände  durch  Vermittlung  eines  Mäklers  aus 
dem  Orte  oder  eines  anderen  von  dem  Gerichtspräsidenten  bezeichneten 
öffentlichen  Beamten  sofort  zum  öffentlichen  Verkauf. 

Der   öffentliche  Verkauf  erfolgt   an   dem  von  dem  Präsidenten  fest- 

fssetzten  Tage  und  nach  einer  Bekanntmachung,  welche  den  Ort  und  den 
ag  des  Verkaufe,  wie  auch  die  Gegenstände,  welche  zu  verkaufen  sind, 
angiebt 

Der  Verkaufstermin  findet  frühestens  in  f&nf  Tagen  und  spätestens 
in  zehn  Tagen  seit  der  Bekanntmachung  statt. 
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Wenn  sich  am  Orte  eine  Börse  befindet  und  wenn  das  Pfand  in 
öffentlichen  Effekten  oder  in  anderen  an  der  Börse  kotirten  oder  kotirbaren 
Werthen  besteht,  so  ist  das  Verkaufsgesnch,  welches  nach  der  Aufforderung 
erfolgt,  an  das  Börsensyndikat  zu  richten,  welches  einen  Wechselagenten 
beauftragt,  den  Verkauf  an  der  Börse  zu  bewirken. 

Jede  Klausel,  welche  den  Gläubiger  ermächtigt,  sich  das  Pfand  ohne 
Erfüllung  der  vorstehenden  Förmlichkeiten  zuzueignen  oder  darüber  za 
verfugen,  ist  nichtig. 

Abschnitt  II. 
Von  den  Kommissionären. 

90.  Kommissionär  ist  derjenige,  welcher  in  seinem  eigenen  Namen 
oder  unter  einer  Gesellschaftsfirma  für  Rechnung  eines  Auftraggebers  (Kom- 
mittenten) handelt. 

91.  Jeder  Kommissionär  hat  an  dem  Werthe  der  an  ihn  expedirten 
Waaren,  welche  bei  ihm  niedergelegt  oder  für  ihn  konsignirt  sind,  durch 
die  alleinige  Thatsache  .der  Expedirung,  der  Niederlage,  oder  der  Kon- 
signation ein  Vorrecht  wegen  aller  Remunerationen,  Vorschüsse  oder 
Zahlungen,  die  von  ihm  geleistet  sind,  sei  es  vor  dem  Empfang  der 
Waaren,  sei  es  während  der  Zeit,  in  welcher  sie  sich  in  seinem  Besitze 
befinden. 

Dieses  VoiTccht  besteht  nur  unter  der  in  dem  vorstehenden  Artikel  88 
vorgeschriebenen  Bedingung;  einen  Theil  der  privilegirten  Forderung 
bilden  ausser  dem  Kapital  aie  Zinsen,  Kommissionsgebühren  und  Auslagen. 

Wenn  die  Waaren  für  Rechnung  des  Kommittenten  verkauft  und 
übergeben  worden  sind,  so  erhält  der  Kommissionär  von  dem  Verkaufs- 
preise dasjenige,  was  er  aus  seiner  Forderung  zu  erhalten  hat,  mit  Vor- 
zug vor  den  anderen  Gläubigern  des  Kommittenten. 

Der  kaufende  Kommissionär  ist  berechtigt,  die  Waaren,  welche  er 
an  die  Kommittenten  expedirt  hat,  in  der  in  Art.  315  vorgeschriebenen 
Art   und  unter  den  daselbst  vorgeschriebenen  Bedingungen  zu  vindiciren. 


Gesetz,  betreffend  die  Eintragang  der  Firmen 

vom  16./27.  März  1884. 

Art.  1.  Jeder  Kau&nann  ist  verpflichtet,  die  Eintragung  der  Firma 
bei  dem  Registerbeamten  desjenigen  Gerichts  nachzusuchen,  in  dessen 
Bezirk  sich  sein  Handelsetablissement  befindet. 

2.  Das  Eintragungsgesuch  muss  den  Namen,  den  Wohnsitz  des 
Kaufmannes,  die  Art  seines  Geschäftes,  die  Ortschaft  und  die  Wohnung, 
wo  die  Handelsniederlassung  sich  befindet,  sowie  auch  die  Firma,  deren 
er  sich  bedienen  will,  angeben. 

3.  Die  Firma  des  Kaufinannes  muss  sich  von  den  am  nämlichen  Orte 
befindlichen,  in  dem  Gerichtsregister   eingetragenen  Firmen  unterscheiden. 

4.  Wenn  der  Kaufmann  in  dem  nämlichen  Gerichtsbezirke  mehrere 
Niederlassungen  mit  verschiedenen  Firmen  hat,  so  muss  er  die  Eintragung 
jeder  Firma  nachsuchen. 
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Gleicherweise  iduss  ein  Kaufmann ,  welcher  Niederlassungen  in  meh- 
reren, in  verschiedenen  Bezirken  belegenen  Ortschaften  hat,  die  Firmen- 
eintragung bei  denjenigen  Gerichten  nachsuchen,  in  deren  Bezirk  jene 
Niederlassungen  sieh  befinden. 

5.  Der  Wechsel  einer  Firma  muss  dem  Gericht  angezeigt  werden, 
damit  darüber  neben  der  alten  Registereintragung  ein  Yerme^  gemacht 
und  die  neue  Firma  in  das  Register  eingetragen  werde. 

6.  Gleicherweise  muss  dem  Gericht  Zwecks  Vermerkes  in  dem 
Firmenregister  angezeigt  werden: 

I.  jedweder  Wechsel  der  Ortschaft  oder  der  Wohnung  der  Handels* 

niederlassung ; 
II.  das  Erlöschen  der  Firma,  sowie  auch 

m.  der  Uebergang   der  Handelsniederlassung  auf  eine  andere  Person, 
sei  es  durch  Vertrag,  sei  es  durch  Succession. 

7.  Derjenige,  welcher  verheirathet  ist,  muss  dem  Gerichte  Behu£3 
Vermerkes  in  dem  Firmenregister  die  Eheverträge,  die  definitiven  gericht- 
lichen Endurtheile,  durch  welche  das  Dotal-  oder  das  Paraphemalvermögen 
seiner  Ehefrau,  die  Aufhebung  der  Gütergemeinschaft,  wie  auch  die  Be- 
seitigung der  Aufhebung  gemäss  Art.  1270*)  des  Civilgesetzbuchs  fest- 
gestellt wird,  einreichen. 

8.  Gleicherweise  muss  in  das  Firmenregister  jede  für  die  Führung 
der  Geschäfte  einer  eingetragenen  Handelsniederlassung  ertheilte  Prokura 
eingetragen  werden. 

Das  Gesuch  muss  enthalten: 

den  Namen  und  die  Wohnung  des  Firmenbesitzers*, 

die  Firma,  unter  welcher  der  Prokurist  zeichnen  soll*, 

die  Niederlassungen,  für  welche  die  Firma  gilt; 

die  dem  Prokuristen  übertragenen  Rechte; 

sowie  auch  den  Namen  und  die  Wohnung  des  Prokuristen. 

9.  Wird  die  eingetragene  Prokura  zurückgezogen  oder  erlischt  die- 
selbe, so  muss  der  Firmenbesitzer  dieses  dem  Gericht  anzeigen,  damit  in 
dem  Firmenregister  ein  Vermerk  darüber  gemacht  werde. 

10.  Alle  Handelsgesellschaften  sind  j?leicherweise  verpflichtet,  die 
Eintragung  der  Firma  in  das  Register  des  Gerichts,  in  dessen  Bezirk  sich 
ihr  Sitz  befindet,  nachzusuchen. 

Wenn  die  Gesellschaften  Zweigniederlassungen  in  dem  Bezirke  meh- 
rerer Distrikte  haben,  so  muss  die  Firmeneintragung  der  Zweignieder- 
lassungen auch  bei  den  Gerichten  erfolgen,  in  deren  Bezirken  die  Zweig- 
niederlassungen ihren  Sitz  haben. 

Das  Gesuch  muss  enthalten :  den  Namen  und  die  Wohnung  aller  Gesell- 
schafter, die  Firma  der  Gesellschaft,    den  Ort  ihres  Sitzes,  ob  sie  Zweig- 


^)  Derselbe  lautet: 

Die  Aufhebung  der  üütergemeioschaft  zwischen  Bhemann  und  Ehefrau 
kann  beseitigt  nnd  der  durch  den  Ehevertra^  geschaffene  Zastand  wiederher- 
gestellt werden,  wenn  beide  Theile  darin  wilbgen. 

Diese  Wiederiierstellnng  des  früheren  Zustandes  kann  nur  durch  das  Gericht 
nach  den  in  den  Gesetzen  für  das  Gerichtsverfahren  vorgeschriebenen  Förm- 
lichkeiten erfolgen. 

In  diesem  Falle  wird  Alles  wieder  in  den  früheren  Znstand  snriickversetst, 
derart^  als  ob  keine  Trennung  der  Güter  bestanden  hätte,  ohne  dass  jedoch 
hierdurch  die  Wirkung  der  von  der  Ehefrau  gemäss  den  Art  1265, 1266  and  1267 
vorgenommenen  Akte  irgendwie  berührt  wird. 

Jede  Yereinbarung,  durch  welche  die  Gatten  den  durch  ihren  Ehevertrag 
gesehaftenen  Zustand  abändern  wollen,  ist  nichtig. 
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Diederlasstmgen  hat,  den  Zeitpunkt,  von  welchem  ab  sie  za  fonktionireii 
begonnen  hat  oder  beginnen  wird,  sowie,  wenn  von  einem  oder  mehreren 
Gesellschaftern  die  Gesellschaft  repräsentirt  und  die  Firma  gezeichnet  werden 
soll,  den  Namen  und  die  Wohnung  derjenigen,  welche  die  Gesellschaft 
repräsentiren  und  die  Firma  zeichnen  können. 

11.  Der  Wechsel  der  Firma,  dos  Sitzes  der  Gesellschaft,  der  Tod 
eines  Gesellschaftlers,  oder  die  bei  einem  Gesellschafter  eingetretene  Un- 
fähigkeit der  eigenen  Vermögensyerwaltung  müssen  dem  Gericht  Behufs 
Vermerkes  in  dem  Register  neben  der  Nummer,  unter  welcher  die  Gesell- 
schaft eingetragen  ist,  angezeigt  werden. 

12.  Die  Bestimmungen  der  Art.  10  und  11  haben  auch  auf  die  durch 
Art.  18  bis  48  des  Handelsgesetzbuches  festgesetzten  HandelsgeseUschaften 
Anwendung  zu  finden. 

13.  In  Betreff  der  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  sowie  auch 
der  anonymen  Gesellschaften  werden,  ausser  der  Beachtung  der  Bestim- 
mungen des  Handelsgesetzbuchs,  folgende  Eintragungen  im  Firmenregister 
verlangt: 

I.  des  Namens  und  der  Wohnung  des  Direktors    oder  der  Direktions- 
mitglieder  und    des    Exekutiv-Eomit^s ,    welches    die    Gesellschaft 
repräsentirt  und  für  dieselbe  in  verbindlicher  Foi*m  zeichnen  kann; 
II.  jeder  von  der  Generalversammlung  der  Aktionäre  votirten  und  ge- 
nehmigten Statutenänderung; 
in.  des  Namens  und  der  Wohnung  der  ernannten  Liquidatoren. 

14.  Ohne  die,  gemäss  den  nachfolgenden  Artikeln  ergangene  Geneh- 
migung des  Gerichts  darf  in  dem  Firmenregister  keine  Eintragung  vor 
genommen  werden. 

15.  Jedes  den  vorstehenden  Bestimmungen  entsprechende  Gesuch  auf 
Eintragung  öder  jeder  Vermerk  in  dem  Firmenregister  muss  bei  dem  Handels- 
gericht oder  da,  wo  sich  eine  besondere  Handelsabtheilung  nicht  befindet, 
bei  dem  Civilgericht  eingereicht  werden,  welches  verpflichtet  ist,  längstens 
innerhalb  10  Tagen  nach  Einreichung  des  Gesuches  darüber  zu   befinden. 

16.  Das  Gericht  muss  sich  über  die  Identität  der  Person,  welche 
die  Eintragung  nachsucht.  Gewissheit  verschaffen,  ferner  ob  die  Förmlich- 
keiten dieses  Gesetzes  erfüllt  sind,  ob  die  Person,  den  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuches  Art.  1 — 6  entsprechend,  die  Fähigkeit,  Eauftnann  zu 
sein,  besitzt,  wie  auch,  wenn  die  Eintragung  einer  Firma  nachgesucht 
wird,  ob  in  demselben  Ort  sich  nicht  eine  identische  Firma  befindet. 

Gleicherweise  muss  das  Gericht  verlangen,  dass  der  Eigenthümer  der 
Firma  oder  derjenige,  welcher  das  Recht  hat,  die  Firma  zu  zeichnen,  vor 
dem  Gericht  dieselbe  selbst  handschriftlich  zeichne. 

17.  Falls  das  Gericht  das  Gesuch  auf  Eintragung  nicht  genehmigt, 
so  kann  der  Interessent  gegen  den  Beschluss  des  Gerichts  in  dem  Zeitraum 
eines  Monats  nach  der  Urtheilsverkündigung  appelliren,  das  Appellations- 
gericht muss  mit  Beschleunigung  erkennen. 

18.  Das  Gericht  muss  von  Amtswegen  in  dem  Firmenregister  die 
Eintragung  oder  den  Vermerk  über  die  Falliterklärung,  den  Abschluss 
eines  Akkords,  sowie  des  Zustandes  der  Vereinigung  bezüglich  des  Ver- 
mögens des  Kaufmanns  oder  der  Handelsgesellschaft  verfingen. 

19.  Das  Firmenregister  muss  in  der  Gerichtskanzlei  aufbewahrt 
werden  und  ist  öffentlich. 

Jedermann  kann  von  dem  Gerichtsschreiber  die  Einsicht  in  das 
Firmenregister,   sowie  'auch  Auszüge   aus   den  Begistereintragungen  ver^ 
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langen.  Die  Firmenregister-Eintragungen  müssen  an  der  Thür  des  Ge- 
richts angeschlagen  una  durch  die  für  die  officiellen  Ankündigungen  be- 
stimmten Zeitungen  veröffentlicht  werden. 

20.  Alle  Polizei-  und  städtischen  Organe,  alle  Handelskammern, 
sowie  auch  alle  Steuererheber  müssen  dem  Gericht  die  Firmen  anzeigen, 
unter  welchen  ein  Kaufmann  oder  eine  Handelsgesellschaft,  ohne  eingetragen 
zu  sein,  Geschäfte  betreibt,  sowie  auch  jeden  zu  ihrer  Kenntniss  gelangenden 
Wechsel  von  Firmen,  ohne  dass  die  betreffenden  Firmen  eingetragen  worden 
wären. 

21.  Diejenigen,  welchen  durch  die  gegen  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  erfolgte  Eintragung  einer  Firma  oder  die  Benutzung  einer  Firma 
durch  einen  Anderen  Scnaden  verursacht  wird,  können  ausser  der  Annul- 
lirung  der  erfolgten  Eintragungen  auch  die  Vergütung  des  Schadens 
verlangen. 

Ueber  das  Gesuch  wird  von  dem  Handelsgericht  oder  da,  wo  ein 
Handelsgericht  sich  nicht  befindet,  von  den  Civilgerichten  entschieden. 

22.  Wenn  ein  Kaufmann  oder  eine  Handelsgesellschaft,  ohne  die 
Eintragung  der  Firma  nachgesucht  zu  haben,  Geschäfte  betreibt,  sowie 
auch,  wenn  die  Eintragung  in  das  Firmenregister  in  allen  durch  dieses 
Gesetz  vorgesehenen  Fällen  nicht  nachgesucht  worden  ist,  so  muss  das 
Gericht  eine  Geldstrafe  von  25  bis  1000  Lei,  der  Bedeutung  des  Ge- 
schäftes angemessen,  verhängen. 

Im  Falle  der  Fortsetzung  der  Zuwiderhandlung  oder  im  Rückfalle 
muss  das  Gericht  eine  Geldstrafe  von  100  bis  2000  Lei  verhängen. 

Der  Yerurtheilte  hat  das  Recht  des  Einspruchs  und  der  Appellation 
gegen  das  Urtheil  des  Gerichts. 

23.  Im  Falle  des  Falliments  kann  die  Nichteintragung  der  Firma 
gleicherweise  ein  Grund  für  das  Erkenntniss  auf  einfachen  oder  betrüge- 
rischen Bankrott  sein. 

24.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  finden  auf  alle  Kauf leute  und 
alle  in  diesem  Gesetze  erwähnten  Handelsgesellschaften  6  Monate  nach 
seiner  Publikation  Anwendung. 

2ö.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  finden  auf  die  Kaufleute  der 
zwei  letzten  Patentklassen  jeder  Ortschaft  keine  Anwendung. 

26.  Ein  Reglement  wird  die  Form  und  die  Art  der  Führung  der 
Firmenregister  bestimmen. 
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XXVIII.  SALVADOR. 


U. 


'nterm    1.  Mai  1882   ist  fär  die  Republik  Salvador  ein  neues,  auf  den 
Chilenischen  beruhendes 


Handelsgesetzbach 


erlassen. 

Dasselbe  lautet: 


Buch  I. 

Von  den  Kaufleuten  und  Handelsagenten. 

TITEL  I. 

Von  der  Fähigkeit,  Handel  zu  treiben  und  der  gesetzlichen 
Qualifikation  der  Kauf  leute. 

Art.  1.  Nach  dem  Gesetz  werden  als  Eaufleute  diejenigen  erachtet, 
welche,  im  Besitz  der  gesetzlichen  Fähigkeit,  Handel  zu  treiben,  sich  in 
die  Matrikel  der  Eaufleute  eingetragen  haben  und  den  Handelsbetrieb  als 
ihre  gewöhnliche  und  regelmässige  Beschäftigung  haben. 

2.  Diejenigen,  welche  gelegentlich  irgend  ein  Handelsgeschäft  yor- 
nehmen,  sind  nicht  als  Eaufleute  anzusehen  zu  dem  Behufe,  um  die 
Vorrechte  und  Beneficien,  welche  den  letzteren  auf  Grund  ihres  Gewerbes 
zugestanden  sind,  zu  geniessen;  sie  sind  jedoch  bezüglich  der  Streitig- 
keiten, welche  Betreffs  dieser  Unternehmungen  vorkommen,  den  Handels- 
gesetzen und  der  Handelsgerichtsbarkeit  unterworfen. 

3.  Jeder,  der  nach  den  allgemeinen  Gesetzen  fähig  ist,  zu  kontrahiren 
und  sich  zu  verpflichten,  und  dem  die  nämlichen  Gesetze  nicht  ausdrücklich 
das  Ebindelsgewerbe  verbieten,  hat  die  gesetzliche  Fähigkeit,  dasselbe  aus- 
zuüben. 

4.  Derjenige,  welcher  älter  als  18  Jahre  und  gesetzlich  emancipirt 
ist,  und  der  zur  Verwaltung  seines  Vermögens  in  der  durch  die  gemeinen 
Gesetze  vorgeschriebenen  Form  habilitirt  ist,  kann  Handel  treiben. 

Gleichfalls  kann  Handel  treiben  der  Haussohn,  der  älter  als  18  Jahre 
ist  und  ein  gewerbliches  oder  industrielles  Pekulium  hat. 
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Der  Haussohn  oder  das  Mündel,  welcher  das  18.  Lebensjahr  vollendet 
hat,  kann  mit  einer  in  öffentlicher  Urkunde  ertheilten  Ermächtigung 
seines  Vaters  oder  Vonnundes  das  Handelsgewerbe  ausüben. 

5.  Es  kann  Handel  treiben  die  Ehefrau,  welche  älter  als  18  Jahre 
ist  und  hierzu  eine  in  Öffentlicher  Urkunde  ertheilte,  ausdrückliche  Er- 
mächtigung ihres  Ehemannes  hat,  oder  wenn  sie  gesetzlich  von  ihm 
geschieden  ist. 

In  dem  ersteren  Falle  sind  für  die  Ergebnisse  des  Geschäftsbetriebes 
das  eigene  Vermögen  der  Frau  und  alle  diejenigen  Rechte  verhaftet, 
welche  beide  Ehegatten  in  der  Gütergemeinschaft  haben.  —  In  dem  zweiten 
ist  nur  verhaftet  das  Vermögen,  dessen  Eigeothum,  Niessbrauch  oder 
Verwaltung  die  Frau  besitzt,  dasjenige,  welches  der  Ehemann  ihr  in 
natura  zurückzuerstatten  verpflichtet  ist,  und  dasjenige,  welches  sie  später 
erwirbt. 

6.  Sowohl  derjenige  Handeltreibende,  der  jünger  ist  als  21  Jahre, 
als  auch  die  verheirathete  handeltreibende  Frau,  können  ihr  unbewegliches 
Vermögen  zur  Sicherheit  der  Handels  Verpflichtungen,  welche  sie  kontrahiren,' 
verhypotheciren ,  ohne  dass  hierzu  eine  vorhergehende  Untersuchung  der 
Nützlichkeit  oder  Nothwendigkeit,  noch  auch  eine  gerichtliche  Verfügung 
erforderlich  ist. 

7.  Die  verheirathete  Frau,  welche  zum  Handeltreiben  durch  ihren 
Ehemann  ermächtigt  worden  ist,  kann  das  dem  Ehem^ne  eigenthümlicb 
gehörige  unbewegliche  Vermögen  nicht  verhypotheciren,  noch  auch  dasjenige, 
welches  zur  Gütergemeinschaft  gehört,  wenn  ihr  nicht  in  der  Ermäcbti- 
gungsurkunde  ausdrücklich  diese  Befugnis s  ertheilt  ist. 

Der  Ehemann  kann  nach  seinem  Ermessen  die  seiner  Ehefrau  zum 
Handeltreiben  gewährte  Ermächtigung  widerrufen,  er  muss  dies  jedoch 
durch  eine  öffentliche  Urkunde  darthun  und  zur  allgemeinen  Eenntniss 
bringen,  vermittelst  Bekanntmachungen,  die  in  dem  Amtsblatte  oder  in 
irgend  einem  des  Departements,  falls  ein  solches  vorhanden  ist,  publicirt 
worden  sind,  bei  Strafe,  innerhalb  der  Grenzen  des  Art.  5  Alinea  2  für  die 
Verträge  verpflichtet  zu  sein,  welche  die  Ehefrau  nach  dem  Widerrufe 
abschliesst 

8.  Die  Minderjährigen,  welche  in  Gemässheit  der  vorhergehenden 
Artikel  das  Handelsgewerbe  betreiben,  werden  bei  den  auf  dies  Gewerbe 
bezüglichen  Akten  als  grossjährig  erachtet  und  bedürfen  nicht  eines 
gesetzlichen  Vertreters  oder  eines  Specialkurators,  um  vor  Gericht  zu 
erscheinen. 

9.  Die  Ausübung  des  Handelsgewerbes  ist  wegen  der  Inkompatibi- 
lität mit  ihrem  Stande  verboten: 

1.  den  geistlichen  Korporationen; 

2.  den  Geistlichen,  auch  wenn  sie  nur  erst  die  Tonsur  haben,  während 
sie  die  Priesterkleidung  tragen; 

3.  den  Hafenkommandanten  und  den  Beamten  der  Seezollämter; 

4.  den  im  Inneren  bei  der  Einziehung  und  Verwaltung  der  öffentlichen 
Gefalle  Angestellten  in  dem  Gerichtsbezirke,  bis  zu  dessen  Grenzen 
sich  die  Ausübung  ihrer  Funktionen  erstreckt 

10.  Ebensowenig  können  in  Folge  eines  gesetzlichen  Mangels  die 
Falliten  Handel  treiben,  welche  die  Rehabilitation  nicht  erlangt  haben. 

11.  Die  Handelsverträge,  welche  von  Personen  aWeschlossen  werden, 
die   zum  Handeltreiben  unüuiig   sind,   und    deren  Unföhigkeit  auf  Qruna 
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des  Standes  oder   der  Beschäftignng  notorisch  war,  sollen  ffir  alle  Kontra- 
henten nichtig  sein. 

Wenn  jedoch  der  unfähige  Kontrahent  seine  Unfähigkeit  dem  anderen 
Kontrahenten  verheimlicht  und  dieselbe  nicht  notorisch  war,  so  wird  er 
zu  dessen  Gunsten  verpflichtet,  ohne  das  Recht  zu  erwerben,  ihn  vor 
Gericht  zur  Erfüllung  der  Verpflichtungen,  welche  der  letztere  kontrahirte, 
zu  zwingen. 

12.  Die  Angehörigen  einer  jeder  anderen  Amerikanischen  Republik 
und  die  in  der  Republik  ansässigen  Ausländer  können  den  Handel  frei 
ausüben  mit  denselben  Rechten  und  Pflichten,  wie  die  Salvadorenser ; 
und  diejenigen ,  welche,  ohne  Kaufleute  zu  sein,  Handelsgeschäfte 
in  dem  Gebiete  von  Salvador  abschliessen,  sind  durch  4^^^  That- 
Sache  allein  bezüglich  derselben  und  deren  Folgen  und  Incidentfalle  den 
Obergerichten  und  Gerichten  der  Republik  unterworfen,  welche  über  die 
vorkommenden  Prozesse  zu  erkennen  und  dieselben  in  Gemässheit  der 
Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  und  der  übrigen  gemeinen  Vorschriften 
je  nach  den  Fällen  zu  entscheiden  haben. 

13.  Jeder,  dor  sich  dem  Handel  widmen  will,  ist  verpflichtet,  sich 
in  die  Matrikel  der  Kauf  leute  des  betreffenden  Departements  einzutragen, 
zu  welchem  Zwecke  er  sich  schriftlich  bei  dem  Handelsrichter  seines 
Domicils  zu  melden  hat,  unter  Angabe  seines  Vor-  und  Zunamens,  seines 
Alters,  seines  Standes  und  seines  Herkunftsortes,  seiner  Absicht,  das 
Handeisgewerbe  zu  beginnen,  und  ob  er  es  im  Grossen  oder  im  Kleinen 
oder  aut  beide  Arten  betreiben  will. 

Der  Handelsrichter  kann  die  Eintragung  nicht  verweigern,  es  sei 
denn  in  dem  Falle  einer  notorischen  Unfähigkeit,  welche  den  Betreffenden 
ungeeignet  macht,  Handel  zu  treiben,  unter  Citirung  des  Gesetzes,  auf 
welches  er  sich  gründet. 

Wenn  der  Interessent  sich  mit  diesem  Beschlass  nicht  einverstanden 
erklärt,  kann  er  innerhalb  des  dritten  Tages  an  die  Kammer  der  zweiten 
Instanz  der  betreffenden  Abtheilung  appelliren,   welche  nach  vorhergegan- 

fenem  Bericht  des  Handelsrichters,  der  gleichfalls  innerhalb  des  dritten 
'ages  erstattet  worden  ist,  und  auf  Grund  der  Beweise,  welche  der  Inter- 
essent innerhalb  8  Tagen  vorbringt,  wenn  er  es  verlangt,  ohne  anderen 
Rekurs  entscheidet. 

Falls  dieser  Beschluss  ungünstig  ist,  so  erlangt  er  keine  exekutorische 
Wirkung,  wenn  der  Mangel  desjenigen,  der  Handel  zu  ti*eiben  beabsichtigt, 
in  Fol^e  seiner  Beschaffenheit  temporär  und  tilgbar  ist,  und  es  bleibt  ihm 
das  Verfahren  offen,  seinen  Antrag  wieder  vorzubringen,  sobald  das 
Hindemiss  aufhört 

14.  Nach  erfolgter  Eintragung  in  das  Matrikelbuch  ist  dem  Inter- 
essenten eine  Bescheinigung  derselben  auf  Stempelpapier  der  5.  Klasse 
auszufertigen. 

15.  Es  sind  nicht  verpflichtet,  sich  immatrikuliren  zu  lassen,  die- 
jenigen, welche  mit  einem  Kapital  Geschäfte  treiben,  das  1000  Pesos') 
nicht  erreicht;  dessenungeachtet  müssen  sie  sich  jedes  Jahr  an  den  be- 
treffenden Handelsrichter  wenden,  um  schriftlich  ihre  Befreiung  zu 
manifestiren,  indem  sie  durch  ihre  Bilanzen,  Bücher  oder  andere  Urkunden 
nachweisen,  dass  sie  mit  dem  für  die  Matrikulirung  erforderlichen  Kapital 
nicht  Geschäfte  treiben. 


1)  Der  Betrag  eines  Peso  ton  Sm  Salradm*  ist  ungefMir  4  Mark  5  Pf.  bis 
4  Mark  10  Pf. 
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Der  Richter  hat  nach  Einsicht  solcher  Beweise  die  Befreiung  zu  be- 
willigen und  von  allen  diesen  Anträgen  ein  Aktenstück  anzulegen. 

16«  Diejenigen,  welche  sich  dem  Handel  widmen,  ohne  sich  vorher 
zu  immatrikuliren  oder  die  Befreiung  zu  erlangen,  verwirken  durch  diese 
einfache  Thatsache  eine  Geldstrafe  von  5  bis  100  Pesos;  und  wenn  auch 
die  Handelsverträge,  welche  sie  abschliessen,  den  Handelsgesetzen  und  der 
Handelsgerichtsbarkeit  unterworfen  bleiben,  so  werden  sie  dennoch  nicht 
als  Kaufleute  betrachtet  hinsichtlich  des  Genusses  der  Vorrechte  und  Bene- 
fizien,  welche  den  letzteren  auf  Grund  ihres  Gewerbes  zugebilligt  sind. 

17.  Die  gewerbemässige  Ausübung  des  Handels  wird  vorausgesetzt 
Behufs  der  gesetzlichen  Wirkungen,  wenn  Jemand,  nachdem  er  sich  in  das 
MatrikelbucQ  der  Eaufleute  hat  eintragen  lassen,  dem  Publikum  durch 
Cirkulare  oder  durch  die  Zeitungen  oder  durch  Briefe  oder  durch  dauernde 
an  einem  öffentlichen  Orte  angebrachte  Anschlagzettel  ein  Etablissement 
ankündigt,  welches  zum  Gegenstand  irgend  eine  der  Unternehmungen  hat, 
die  in  diesem  Gesetzbuch  für  positive  Handelsgeschäfte  erklärt  werden, 
und  diesen  Ankündigungen  folgt,  dass  die  eingetragene  Person  sich 
wirklich  mit  Geschäften  dieser  Art  beschäftigt. 

18.  Das  Register  der  in  jedem  Departement  immatrikulirten  Kaof- 
leute  ist  in  dem  Amtsblatt  zu  publiciren. 


TITEL  n. 

Von  den  Verpflichtungen,  welche  allen  denen  gemeinschaft- 
lich sind,  welche  dsA  Handelsgewerbe  betreiben. 

19.  Alle  diejenigen,  welche  das  Handelsgewerbe  betreiben,  gehen 
durch  diese  Thatsache  selbst  die  Verpflichtung  ein,  sich  den  durch  das 
Gesetz  als  Garantien  gegen  den  Missbrauch ,  welcher  von  dem  Kredit  in 
den  Handelsbeziehungen  gemacht  werden  kann,  festgesetzten  Massregeln 
zu  unterwerfen. 

Diese  Massregeln  bestehen: 

1.  in  der  Eintragung  derjenigen  Urkunden,  deren  Inhalt  und  Authen- 
ticität  notorisch  gemacht  werden  muss,  in  ein  förmliches  Register; 

2.  in  einer  &4eichmässigen  und  strengen  Ordnung  der  Buchführung; 

3.  in  der  Aiubewahrung  der  Korrespondenz,  welche  auf  den  Geschära- 
betrieb  des  Kaufinanns  Bezug  hat 

KAPITEL  I. 
Von  dem  oflFentlichen  Handelsregister, 

20.  Bei  jedem  Handelsgericht  ist  ein  öffentliches  und  allgemeines 
Handelsregister  zu  errichten,  welches  in  2  Bücher  zu  theilen  ist.  Das  erste 
Buch  enthält  die  allgemeine  Matrikel  der  Kaufleute,  in  welche  die  Ein- 
tragungen erfolgen,  auf  die  Art  13  Bezug  nimmt;  und  in  das  zweite  sind 
in  der  Keihenfolge  der  Nummern  und  Daten  folgende  Urkunden  einzutragen: 

1.  die  Ehekapitulationen,  welche  von  den  Kaufleuten  ausgestellt 
werden  oder  schon  zur  Zeit  ausgestellt  waren  zu  der  Zeit,  als  sie 
sich  dem  Handel  widmeten;  die  Urkunden  über  die  Schenkungen 
in  Folge  der  Ehe,  sowie  die  Urkunden,  welche  im  Falle  der  Güter- 
trennung aufgesetzt  werden; 
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2.  die  Urkunden,  in  welchen  eine  Handelsgesellschaft  kontrahirt  wird, 
welches  auch  ihr  Zweck  und  ihre  Benennung  sein  m^^; 

3.  die  Vollmachten,  welche  von  den  Eaufleuten  ihren  Faktoren  und 
Handlungsgehülfen  zur  Leitung  und  Verwaltung  ihrer  Handels- 
geschäfte ertheilt  werden; 

4.  alle  Verträge,  welche  der  Kaufmann  in  öffentlicher  Urkunde  er- 
richtet. 

21.  Die  Bücher  des  Registers  müssen  foliirt  und  alle  ihre  Seiten  von 
dem  Handelsrichter  rubricirt  werden,  sie  müssen  am  Ende  ein  allgemeines 
Verzeichniss  nach  alphabetischer  Ordnung  von  allen  immatrikulirten  Eauf- 
leuten führen,  sowie  von  allen  Urkunden,  welche  eingetragen  sind,  unter 
Angabe  der  Art  der  Urkunde,  des  Namens  der  Aussteller  und  eines  Ver- 
merkes bezüglich  der  Nummer  und  Seite  des  Registers,  wo  sie  sich  befinden. 

Der  Handelsrichter  ist  für  die  Genauigkeit  und  Uesetzmässigkeit 
seiner  Eintragungen  verantwortlich. 

22.  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  dem  betreffenden  Handelsgericht 
die  Urkunden,  von  denen  Art  20  handelt,  vorzulegen,  damit  es  dieselben 
in  das  allgemeine  Register  eintrage,  und  es  müssen  dieselben  mit  einem 
Vermerk  am  Rande  darüber,  dass  diese  Förmlichkeit  erfüllt  ist,  dem  Inter- 
essenten zurückgegeben  werden. 

23.  Die  Vorlegung  muss  innerhalb  15  (14)  Tagen  erfolgen,  wenn 
die  Urkunde  an  demselben  Orte  errichtet  wird,  wo  das  Handelsgericht 
seinen  Sitz  hat,  und  einen  Tag  mehr  für  je  6  Meilen  Entfernung,  wenn 
sie  ausserhalb  desselben,  jedoch  innerhalb  des  Staates  errichtet  wird,  und 
innerhalb  8  Monaten,  wenn  sie  im  Auslande  ausgestellt  wird.  Die  Fristen 
werden  von  dem  Tage  an  gerechnet,  welcher  dem  Tage  der  Ausstellung 
der  Urkunde  folgt,  und,  wenn  in  Folge  irgend  eines  Grund  esder  Urkunden- 
beamte (el  Cartulario)  die  Bescheinigung  innerhalb  der  besagten  Frist 
nicht  ausfertigen  kann,  so  muss  er  ein  auf  den  Vertrag,  die  Vollmacht  oder 
die  Verpflichtung  bezügliches  Certifikat  ertheilen,  damit  auf  Grund  dieses 
die  Registrirung  erfolge.  Bezüglich  der  Schenkungen  in  Folge  der  Ehe 
und  der  Eheverträge,  welche  von  Personen  ausgestellt  sind,  die  nicht  Eauf- 
leute  sind,  und  welche  sich  später  zur  Ausübung  des  Handelsgewerbes  ein- 
tragen lassen,  werden  die  vorher  angegebenen  Fristen  gerechnet,  sobald 
sie  immatrikulirt  worden  sind. 

Die  Handelsrichter  sind  verpflichtet,  die  erwähnten  Urkunden  an  dem 
Tage  ihrer  Vorlegung  selbst  oder  an  dem  unmittelbar  darauf  folgenden 
einzutragen. 

24.  Die  Urkunden,  welche  in  Folge  der  Ehe  zwischen  Ehegatten,  die 
das  Handelsgewerbe  betreiben,  ausgestellt  worden  sind,  und  von  denen  in 
dem  Register  keine  Eintragung  bewirkt  ist,  sind  wirkungslos  zur  Er- 
langung eines  Vorzugsrechtes  bei  Konkurrenz  mit  anderen  Gläubigem 
geringeren  Grades. 

25.  Die  Gesellschaftsurkunden,  welche  nicht  eingetragen  sind,  er- 
zeugen unter  den  Ausstellern  keine  Klagen,  um  die  Rechte  geltend  zu 
machen,  welche  ihnen  in  denselben  eingeräumt  sind,  ohne  dass  sie  deshalb 
zu  Gunsten  der  dritten  Interessenten,  welche  mit  der  Gesellschaft  kon- 
trahirt haben,  aufhören  wirksam  zu  sein. 

26.  Die  Faktoren  und  Handlungsgehülfen,  welche  es  ohne  das  er- 
wähnte Erfordemiss  sind,  werden  als  persönlich  haftbar  mit  ihrem  Ver- 
mögen, solidarisch  mit  ihrem  Vollmacht  ertheilenden  Prinzipal,  für  die 
Verträge,  welche  sie  abschliessen,  angesehen. 

Borebardl,  UandtlarMbt.    IV.  90 
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27.  Die  übrigen  Urkunden  mit  demselben  Mangel  der  Reristrirung 

feiten  als  einfache  Zahlungsscheine   des   persönlichen  Kredits   ohne  exe- 
utivische  Kraft. 

28.  Ausser  den  Wirkungen,  welche  zum  Präjudiz  der  durch  die  der 
Eintragung  unterworfenen  Urkunden  erworbenen  Rechte  die  Unterlassung 
dieser  Förmlichkeit  erzeugt,  verwirken  die  Aussteller  gemeinschaftlich 
eine  Geldstrafe  von  25  bis  lOO  Pesos,  sobald  vor  Gericht  eine  Urkunde 
dieser  Art  ohne  jene  Förmlichkeit  vorgebracht  werden  sollte. 

29.  Es  darf  keine  Bescheinigung  über  irgend  einen  Vermerk  des 
allgemeinen  Registers  ohne  gerichtliche  Verfügung  und  Vorladung  der 
interessirten  Partei  ertheilt  werden;  es  ist  jedoch  jedem,  der  es  beantragt, 
mag  er  immatrikulirt  sein  oder  nicht,  erlaubt,  dasselbe  auf  dem  Bureau 
einzusehen  und  private  Auszüge  zu  nehmen,  ohne  dass  hierfür  irgend  eine 
Gebühr  von  ihm  gefordert  wird. 

KAPITEL  n. 

Von  der  kaufmännischen  Buchführung 
(Rechnungspflicht). 

80>    Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  über  smne  Unternehmungen  in 
mindestens  4  Büchern  Rechnung  und  Buch  zu  fuhren;  diese  sind: 
das  Tagebuch: 

das  Haupt-  oaer  Kontokorrentbuch, 
das  Inventarienbuch  und 
das  Briefkopirbuch. 
81.     Die  drei  ersten  Bücher  müssen   in  Spanischer  Sprache   geführt 
werden. 

32.  Derjenige,  welcher  Bücher  in  einer  anderen  Sprache  fährt,  auch 
wenn  es  eine  ausländische  ist,  verwirkt  eine  Geldstrafe  von  60  biß 
100  Pesos*),  hat  die  Kosten  der  Uebersetzung  in  den  besonderen  vor- 
kommenden Fällen  zu  zahlen  und  wird  ausserdem  angehalten,  dieselben  in 
die  gewöhnliche  Sprache  innerhalb  einer  angemessenen  ihm  gestellten  Frist 
zu  übertragen. 

33.  In  das  Tagebuch  sind  in  chronologischer  Reihenfolge  und  Tag 
für  Tag  alle  Handelsuntemehmungen  einzutragen,  welche  der  Kaufmann 
ausführt,  Accepte  und  Giros  von  Kreditpapieren  und  im  Allgemeinen 
alles  das,  was  er  empfängt  und  zahlt,  unter  welchem  Titel  es  auch  sein 
mag,  unter  detaillirter  Angabe  des  Charakters  und  der  Umstände  einer 
jeden  Unternehmung  und  des  Resultats,  welches  sie  zu  seinen  Gunsten 
oder  Lasten  erzeugt,  so  dass  jeder  Posten  klarstellt,  wer  bei  dem  Geschäft, 
auf  welches  er  sich  bezieht,  Gläubiger  und  wer  Schuldner  ist 

34.  Die  Kontokorrente ,  für  jeden  Gegenstand  oder  jede  Person  im 
Besonderen,  müssen  im  Hauptbuche  mit  Debet  und  Credit  eröffnet 
werden,  und  es  sind  auf  jedes  Konto  nach  strenger  Reihenfolge  der  Daten 
die  Eintragungen  des  Tagebuchs  zu  übertragen. 

35.  Sowohl  aus  dem  Tagebuch  als  auch  aus  einem  besonderen  Konto 
des  Hauptbuches  müssen  alle  Posten  hervorgehen,  welche  der  Kaufmann 
für  seine  häuslichen  Ausgaben  verbraucht,  wobei  er  die  Kintragungen  an 
den  Daten  vorzunehmen  hat,  an  welchen  er  die  Gelder  aus  seiner  Kasse 
zu  diesem  Zweck  entnimmt. 


^)    üeber  den  Werth  eines  Peso  Tergl.  Note  zu  Art  15. 
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86.  Die  Eaufleute  sind  yerpflichtet,  eine  Abschrift;  ihres  betreffenden 
Eontos  der  Person,  auf  welche  es  sich  bezieht,  zu  ertheilen,  zu  welcher 
Zeit  sie  es  auch  verlangt 

37.  Wenn  sich  das  Konto  nur  auf  ein  einziges  Geschäft  bezieht, 
muss  der  Kaufinann  dem  Interessenten  Abschrift  desselben  übermitteln, 
sobald  das  Geschäft  zu  Ende  ist. 

Wenn  das  Kontokorrent  aus  verschiedenen  Geschäften  und  wechsel- 
seitigen Uebergaben  von  Geld  und  Waaren  besteht,  muss  er  eine  Abschrift 
dem  Interessenten  wenigstens   am  Ende   eines  jedem  Jahres    übermitteln. 

38.  Innerhalb  eines  Monats,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem 
Jemand,  mag  er  Kaufmann  sein  oder  nicht,  eine  Abschrift  eines  Kontos 
erhält,  welches  sich  im  Ganzen  oder  zum  Theil  auf  Handelsgeschäfte  be- 
zieht, ist  er  verpflichtet,  sein  Einverständniss  oder  Nichteinverständ- 
niss  mit  dem  Resultat  des  Kontos  und  mit  den  Unternehmungen,  aus 
welchen  es  hergeleitet  wird,  zu  erklären.  Nachdem  diese  Frist  ver- 
strichen ist,  ohne  dass  gegen  das  Konto  Einwendungen  erhoben  sind,  wird 
angenommen,  dass  derjenige,  welcher  dasselbe  erhalten  hat,  damit  ein- 
verstanden ist,  indem  aer  Beweis  des  Empfanges  zu  Lasten  desjenigen  ist, 
der  es  abgesendet  hat,  und  indem  demjenigen,  der  es  in  Empfang 
nehmen  musste,  das  Recht  bleibt,  zu  beweisen,  entweder  dass  es  nicht  in 
seinen  Besitz  gelangt  sei,  oder  dass  er  gegen  dasselbe  innerhalb  der  be- 
sagten Frist  Einwendungen  erhoben  habe. 

88.  Bei  keinem  Konto  sind  nur  die  Posten  des  Credit  in  Betracht 
za  ziehen,  noch  auch  nur  die  Posten  des  Debet,  um  deren  betreffendes 
Resultat  zu  fordern  oder  einzuklagen,  auch  wenn  ein  ausdrückliches  Ein* 
verständniss  des  Interessenten  vorliegt,  falls  dasselbe  sich  nur  auf  das 
Credit  oder  nur  auf  das  Debet  bezieht.  Wenn  jedoch  das  ganze  Konto 
nur  aus  Credit  ohne  Debet  besteht  oder  aus  Debetposten  ohne  Credit, 
kann  deren  Betrag  eingefordert  und  derjenige,  der  als  Schuldner  resultirt, 
zur  Zahlung  gezwungen  werden. 

40w  Sowohl  von  Seiten  desjenigen  welcher  ein  Konto  ertheilt,  als 
auch  von  Seiten  desjenigen,  der  sich  mit  demselben  einverstanden  erklärt, 
wird  angenommen,  dass  bei  allen  und  bei  jedem  einzelnen  seiner  Posten 
eine  ausdrückliche  Uebereinstimmung  vorhanden  ist,  und  es  wird  die  Yer- 
pflic^itung  erzeugt,  den  resultirenden  Saldo  zu  bezahlen.  Nachdem  ein 
Posten   in    dem  Konto,   bezüglich   dessen   Einverständniss   vorließ,   gut- 

feschrieben  oder  belastet   worden   ist,   kann   eine  Reklamation   nicht   er- 
oben  werden. 

41.  Wegen  eines  Irrthums  im  kauftnännischen  Kalkül  kann  von 
gewerbemässigen  Kaufleuten  keine  Reklamation  erhoben  werden.  Gegen 
einen  Rechenfehler  kann  nur  innerhalb  4  Jahren  reklamirt  werden,  von 
dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  der  Reklamirende  Kenntniss  erhielt 
oder  die,  sich  als  irrthümlich  ergebende,  Berechnung  aufstellte.^) 

42.  Die  drei  ersten  Bücher,  von  denen  Art.  30  handelt,  müssen 
gebunden,  mit  festem  Umsch W  versehen  und  foliirt  sein ;  in  dieser  Form 
bat  sie  der  Kaufmann  dem  Handelsgericht  seines  Domicils  vorzulegen, 
damit  durch  den  Richter  alle  Seiten  derselben  rubricirt  werden  und  auf 
der  ersten  ein  datirter,  unterzeichneter  und  mit  Gerichtssiegel  versehener 
Vermerk  gesetzt  werde,  weldier  deren  Zahl  und  die  Person,  der  das  Buch 
gehört,  angiebt. 


^)  Die  Art  U,  86  uud  41  stimmen  wesentlich  mit  den  Art  42  bis  48  des  früheren 
Hexikanisehen  H.  G.  B.  tlberem  (efr.  Bd.  III,  8. 195). 
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4S.  Diese  Bücher  müssen  aus  Stempelpapier  der  siebenten  Klasse 
bestehen  und,  in  Ermangelung  dieses,  auf  ihrer  ersten  Seite  eine  von  dem 
mit  dem  Verkauf  des  Stempelpapiers  beauftragten  Beamten  ertheilte 
Bescheinigung  über  den  ganzen  rosten  enthalten,  aus  welcher  hervorgeht, 
dass  der  Werth  entrichtet  sei,  welcher  einem  jeden  freien  Bogen  von  den- 
jenigen, aus  welchen  dieselben  gebildet  werden,  entspricht,  bei  Strafe  des 
viermchen  des  dem  Fiskus  defraudirten  Werthes,  falls  sie  aus  irgend 
einem  Grunde  bei  Gericht  vorgelegt  werden* 

44.  Am  Ende  eines  jeden  Jahres  ist  dem  Handelsgericht  das  Tage- 
buch vorzulegen^  damit  der  Richter  die  letzte  Eintragung  rubricire  und 
untersiegele. 

45.  Das  Inventarienbuc)i  muss  mit  einer  genauen  Beschreibung  des 
baaren  Geldes,  des  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögens,  der  For- 
derun^n  und  aller  anderer  Werthe  eröffiiet  werden,  welche  das  Kapital 
des  ^ufinanns  zur  Zeit  des  Beginnes  seines  Geschäftsbetriebes  bilden. 

Sodann  muss  jeder  Kaufmann  jährlich  die  Generalbilanz  seines  Ge- 
schäftsbetriebes aufstellen  und  in  dasselbe  Buch  aufnehmen,  indem  er  darin 
sein  ganzes  Vermögen,  alle  seine  Forderungen  und  Ansprüche,  sowie 
eben&Ils  alle  seine  Schulden  und  Verpflichtungen,  welche  an  dem  Datum 
der  Bilanz  schweben,  ohne  Vorbehalt  oder  irgend  eine  Auslassung  mit 
einschliesst.  unter  aer  in  dem  Buche  von  den  Fallimenten  festgesetzten 
Verantwortlichkeit. 

Alle  Inventarien  und  Generalbilanzen  müssen  von  allen  an  dem 
betreffenden  Handelsetablissement  Betheiligten,  welche  bei  ihrer  Aufstellung 
zugegen  sind,  unterzeichnet  werden. 

46.  Bei  den  Inventarien  und  Generalbilanzen  der  Handelsgesell- 
schaften genügt  es,  die  der  Gesellschaftsmasse  gemeinschaftlich  gehörigen 
Vermögensstücke  und  Verpflichtungen  zu  erwähnen,  ohne  sich  auf  die 
einem  jeden  Gesellschafter  im  Besonderen  gehörigen  zu  erstrecken. 

47.  Bezüglich  der  Kleinkaufleute  oder  Minderkauf  leute,  —  als  solche 
werden  diejenigen  angesehen,  welche  die  Gegenstände,  die  gemessen  werden 
nach  der  Elle,  diejenigen,  welche  gewogen  werden,  für  weniger  als  eiue 
ArrobaO,  und  diejenigen,  welche  gezäbit  werden,  in  einzelnen  Packeten 
verkaufen,  —  wird  die  Verpflichtung,  die  Generalbilanz  aufzustellen,  in 
derselben  im  Art  45  angegeoenen  Art  und  Weise  verstanden. 

48*  Die  Kauf  leute  sind  nicht  verpflichtet,  in  das  Tagebuch  einzeln 
die  Verkäufe  einzutragen,  welche  50  Pesos  nicht  erreichen,  es  genügt,  dass 
sie  täglich  die  Eintragung  des  Ergebnisses  derjenigen  vornehmen,  welche 
sie  an  dem  ganzen  Tage  gegen  baar  ausgeführt  haben,  und  in  das  Konto- 
korrentbuch diejenigen  übertragen,  welche  sie  auf  Kreait  abschliessen. 

48.  Bei  der  Buchführung  ist  es  verboten: 

1.  bei  den  Eintragungen  die  fortschreitende  Reihenfolge  der  Daten 
und  Unternehmungen  zu  veränderu,  mit  welcher  dieselben  der 
Vorschrift  gemäss  vorgenommen  werden  müssen; 

2.  leere  Stellen  oder  Zwischenräume  zu  lassen,  da  sämmtliche  Posten 
auf  einander  folgen  müssen,  ohne  dass  zwischen  denselben  zur 
Vornahme  von  Einschaltungen  oder  Hinzuftigungen  Platz  bleibt; 

3.  Einschaltungen,  Radinmgen  oder  Verbesserungen  vorzanehmen; 
vielmehr  müssen  alle  Zweideutigkeiten  und  Auslassungen,  welche 
begangen  werden,  vermittelst   einer    neuen   Eintragung    berichtigt 


*)  1  Arroba  ist  =  ca.  12Vs  Küogramm. 
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werden,  die  an  dem  Datnm  erfolgt^   an  .welchem  die  Anslassung 
oder  der  Irrtham  bemerkt  wird; 

4.  irgend  eine  Eintragung  auszustreichen; 

5.  irgend  einen  Theil  des  Buches  zu  beschädigen  oder  ein  Blatt  aus- 
zureissen,  sowie  den  Einband  und  die  Foliirung  abzuändern. 

50.  Die  Handelsbücher,  welche  irgend  eine  der  im  Art  42  vor- 
geschriebenen Förmlichkeiten  entbehren  oder  welche  irgend  einen  der  in 
dem  vorhergehenden  Artikel  vermerkten  Fehler  und  Mängel  aufweisen, 
haben  vor  Gericht  keinen  Werth  bezüglich  des  Kaufmannes,  dem  sie 
gehören,  und  bei  den  vorkommenden  Streitigkeiten  mit  einem  anderen 
Kaufmann,  dessen  Bücher  in  Ordnung  und  fehlerfrei  sind,  ist  das  Resultat 
der  letzteren  massgebend,  falls  nicht  der  Gegner  ein  anderes  Beweismittel 
beibringt,  welches  keinen  Zweifel  zulässt. 

51.  Ausserdem  verfällt  der  Kaufmann,  dessen  Bücher  im  Falle  einer 
gerichtlichen  Beschlagnahme  oder  Prüfung  unordentlich  oder  fehlerhaft 
sich  vorfinden,  in  eine  Geldstrafe  von  25  bis  100  Pesos. ^)  Die  Richter 
haben  dieselbe  nach  einsichtigem  Ermessen  festzusetzen ,  unter  Berück- 
sichtigung aller  Umstände,  welche  das  Versehen,  welches  der  Kaufmann, 
der  Eigenthümer  der  Bücher,  b^angen  haben  mag,  abschwächen  oder  ver^ 
mehren  können. 

Diese  Bestimmung  umfasst  nicht  den  Mangel  des  Stempelpapiers, 
welcher  speciell  nach  Art.  43  bestraft  wird. 

52.  Die  in  der  vorhergehenden  Bestimmung  vorgeschriebene  Geld- 
strafe ist  zu  verstehen  unbeschadet  des  Umstandes,  dass,  wenn  sich  ergiebt, 
dass  in  Folge  des  Mangels  oder  der  Abänderung  bei  den  Büchern  in  dieselben 
irgend  ein  Posten  fälschlicher  Weise  eingeschoben  ist,  welcher  in  seiner 
Gesammtheit  oder  in  irgend  einem  seiner  Umstände  eine  Fälschung  ent- 
hält, strafrechtlich  gegen  den  Urheber  der  Fälschung  durch  die  betreffende 
Behörde  vorgegangen  wird. 

53.  Der  Kaufmann,  welcher  bei  seiner  Buchf&hrung  irgend  eines 
der  Bücher  fortlässt,  von  denen  Art  30  handelt,  oder  der  dieselben  verbirgt 
oder  andere  neue  anschafft,  welche  er  präsentirt,  wenn  deren  Vorlegung 
in  der  Form  und  in  den  Fällen,  die  rechtlich  vorgesehen  sind,  ihm  anbe- 
fohlen ist,  verfällt  für  jedes  Buch,  welches  er  zu  führen  oder  vorzulegen 
nnterlässt,  oder  welches  er  neu  angeschafft  hat,  um  es  aufzuweisen,  in  eme 
Geldstrafe  von  25  bis  100  Pesos,  wenn  er  Kleinhandel  betreibt,  und  von 
50  bis  200  Pesos,  wenn  er  Grosshandel  betreibt,  unbeschadet  der  Strafe, 
welche  ftlr  das  Verbrechen  des  Betruges  oder  der  Fälschung,  die  resultirt, 
ihm  von  dem  zuständigen  Richter  auierlegt  wird.  Ausserdem  ist  er  nach 
den  Eintragungen  der  Bücher  seines  Gegners,  welche  sich  in  Ordnung  be- 
finden, abzuurtheilen,  ohne  dass  ein  Gegenbeweis  zugelassen  wird. 

54.  Die  in  diesem  Titel  hinsichtlich  der  Bücher,  welche  für  die 
Kaufleute  im  Allgemeinen  als  noth wendig  erklärt  werden,  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  sind  auf  die  übrigen  betreffenden  Bücher  anwendbar,  welche 
ein  jedes  Etablissement  oder  besonderes  Unternehmen  in  Gemässheit  seiner 
Statuten  und  Reglements  zu  führen  verpflichtet  ist. 

55.  Wenn  ein  Kaufmann  nicht  die  Fähigkeit  besitzt,  welche  noth- 
wendig  ist,  um  seine  Bücher  zu  führen  und  die  Urkunden  seines  Geschäfts- 
betriebes zu  unterzeichnen,  so  muss  er  unerlässlich  eine  Person  ernennen 
und  mit  hinreichender  Vollmacht  autorisiren,  welche  mit  seiner  Buch- 
führung und  der  Zeichnung  in  seinem  Namen  beauftragt  wird.    Von  dieser 

0  Ueber  den  Werth  eines  Peso  vgl.  Note  m  Art  15. 
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YoUinAcbt  ist  in  dem  allgemeinen  Handelsregister  gemäss  der  BestiHmiang 
im  Art.  20  Eintragung  zu  machen. 

56.  Die  Eaufleute  können  ausser  den  Büchern,  welche  ihnen  als 
nothwendig  vorgeschrieben  sind,  alle  Hfilfsbticher  fQhren,  welche  sie  zur 
besseren  Ordnung  und  Klarheit  ihrer  Unternehmungen  für  zweckmässig 
erachten;  um  dieselben  jedoch  vor  Gericht  benutzen  zu  können,  müssen 
sie  alle  diejenigen  Erfordernisse  in  sich  vereinigen,  welche  bezüglich  der 
nothwendigen  Bücher  vorgeschrieben  sind. 

57.  Es  kann  von  Amtswegen  von  keinem  Gericht  oder  keiner  Be- 
hörde eine  Untersuchung  angestellt  werden,  um  zu  erfahren,  ob  die  Kaof- 
leute  ihre  Bücher  ordnungsmässig  führen  oder  nicht. 

58.  Ebensowenig  kann  auf  Antrag  einer  Partei  die  Mittheilung, 
Uebergabe  oder  allgemeine  Prüfung  der  Bücher,  Briefe,  Rechnungen  und 
Urkunden  der  Eaufleute  angeordnet  werden,  es  sei  denn,  bei  dem  Ver- 
fahren bezüglich  einer  Universalsuccession,  einer  Liquidation  einer  Gesell- 
schaft oder  eines  Falliments. 

59.  Ausser  den  drei  im  vorhergehenden  Artikel  festgesetzten  Fällen 
kann  auf  Antrag  einer  Partei  oder  von  Amtswegen  die  Vorlegung  der 
Bücher  der  Eaufleute  nur  dann  angeordnet  werden,  wenn  derjenige,  dem 
die  Bücher  gehören,  bei  dem  Verfahren  ein  Interesse  oder  eine  Verant- 
wortlichkeit nat. 

60.  Die  Prüfung  der  vorgelegten  Bücher  erfolgt  in  Gegenwart  des 
Eigenthümers  derselben  oder  desjenigen,  den  er  zu  diesem  Zweck  beauftrag 
und  ist  auf  die  Punkte  zu  beschränken,  welche  auf  die  zu  erörternde  Streit- 
frage Bezug  haben,  die  auch  die  einzigen  sind,  von  denen  gerichtlich  eine 
beglaubigte  Abschrift  genommen  werden  kann,  falls  es  so  vorher  verfogt 
worden  ist. 

61.  Wenn  sich  die  Bücher  ausserhalb  des  Sitzes  des  Richters  oder 
des  Gerichtes  befinden,  welche  deren  Vorlegung  verfügt  haben,  so  hat  die 
letztere  an  dem  Ort  stattzufinden,  wo  sich  besagte  Bücher  befinden,  ohne 
dass  deren  Ueberführung  nach  dem  Gerichtsorte  gefordert  werden  kann. 

62.  Die  Handelsbücher,  welche  alle  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten 
erfüllen  und  keinen  gesetzlichen  Mangel  aurweisen,  machen  Beweis  vor 
Gericht  gegen  den  Eaufmann,  welcher  dieselben  führt,  und  es  ist  ihm  der 
Beweis,  welcher  das  Ergebniss  seiner  Eintragungen  zu  beseitigen  sucht, 
nicht  zu  gestatten, 

63*  Es  machen  ebenfalls  Beweis  die  Handelsbücher  zu  Gunsten 
ihrer  Eigenthümer,  wenn  deren  Gegenpartei  nicht  entgegengesetzte  Ein- 
tragungen in  ihren  ordnungsmässig  geführten  Büchern  oder  einen  anderen 
vollen  und  schlüssigen  Beweis  erbringt. 

64.  Die  Beweiskraft  der  Bücher  ist  untheilbar,  und  die  Partei,  welche 
die  Eintragungen  der  Bücher  ihres  Gegners  in  dem  günstigen  Theile  an- 
nimmt, ist  verpflichtet,  alle  entgegenstehenden  Aufzeichnungen,  welche  sie 
enthalten,  gelten  zu  lassen. 

65.  Wenn  ein  widersprechender  Beweis  aus  den  Büchern  der  strei- 
tenden Parteien  resultirt  und  beide  alle  erforderlichen  Förmlichkeiten  und 
keinen  Fehler  aufweisen,  ist  von  diesem  Beweismittel  Abstand  zu  nehmen, 
und  es  müssen  einzig  und  allein  die  übrigen  vorgebrachten  Beweise  berück- 
sichtigt werden,  welche  nach  den  gemeinen  Vorschriften  des  Bechts  zu 
beortheilen  sind. 

66.  Jeder  Eaufmann  ist  verpflichtet,  seine  Handelsbücher  und  seine 
Handels-Eorrespondenz  so  lange  aufzubewahren,  bis  alle  seine  Rechnungen 
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lic[aidirt  sind  und  noch  10  Jahre  darauf.  Die  gleiche  Verpflichtung    haben 
seine  Erben.  ^) 

67.  Im  Falle  der  Nichtbeobachtung  des  vorhergehenden  Artikels 
wird  der  Prozess,  bei  welchem  die  Bücher  and  die  Korrespondenz  verlangt 
und  nicht  vorgelegt  werden^  gemftss  Art  53  entschieden. 

KAPITEL  III. 
Von  der  Korrespondenz. 

68.  Die  Kaufleate  sind  verpflichtet,  in  Bündeln  und  in  guter  Ordnung 
alle  Briefe  aufzubewahren,  welcne  sie  in  Bezug  auf  ihre  Geschäfte  und 
ihren  Handelsbetrieb  empfangen,  indem  sie  auf  deren  Rückseite  das  Datum 
des  Empfanges  und  der  Antwort  vermerken  müssen,  oder  ob  sie  keine 
Antwort  ertheilten. 

69.  Es  besteht  gleichfalls  die  Verpflichtung  für  die  Kaufleute,  voll- 
ständig und  wörtlich  alle  Briefe,  welcne  sie  in  Betreff  ihres  Handels- 
betriebes schreiben,  in  das  Kopirbuch  zu  übertragen. 

70.  Die  Briefe  sind  in  das  Kopirbuch  nach  der  Reihenfolge  ihrer 
Daten  aufzunehmen,  ohne  leere  Stellen  oder  Zwischenräume  zu  lassen. 
Die  Irrthümer,  welche  beim  Kopiren  derselben  vorkommen  können,  müssen 
unmittelbar  hinter  dem  Brief  selbst  durch  einen  innerhalb  der  Ränder  des 
Buches  und  nicht  ausserhalb  derselben  geschriebenen  Vermerk  berichtigt 
werden  und  die  Nachschriften  und  Zusätze,  welche  nach  der  Einre^istrirung 
der  Briefe  gemacht  werden,  sind  hinter  dem  letzten  kopirten  Bnefe  unter 
der  entsprechenden  Bezugnahme  einzutragen. 

71.  Es  ist  verboten,  die  Briefe  in  Uebersetzung  in  das  Kopirbuch  zu 
übertragen,  sie  müssen  vielmehr  in  derselben  Sprache,  in  welcher  die 
Originfue  geschrieben  sind,  kopirt  werden. 

72*  Der  Mangel  des  Kopirbuches,  seine  Form  Widrigkeit  oder  die 
Fehler,  welche  darin,  in  Kontravention  gegen  das  Gesetz,  bemerkt  werden, 
sind  mit  den  Geldstrafen  zu  ahnden,  welche  für  gleiche  Fälle  bezüglich 
der  Rechnungsbücher  vorgeschrieben  sind. 


1)  Bbenso  nach  früherem  Mexikanischen  Recht  (Art.  72  fl. G.  B.,  cfr.  Bd.  m, 
S.  399)  nnd  dem  neuen  Hezikanischen  H.  G,  B.,  welches  letztere  jedoch  die  Ver- 
pflichtimg der  Brben  speciell  nicht  erwähnt  (Art  70  fl.  G.B.).  nach  Belgischem  Recht 
(Art.  19  des  Gesetzes  vom  15.  Dezember  1872,  ctr.  Bd.  1,  2.  Anfl.,S.  820),  Dentschem 
Recht  (Art.  88  H.G.B.,  cfr.  Bd.  ü,  8.  818),  Französischem  Recht  (Art  11  H,G.B., 
efr.  Bd.  II.  S.  6825,  Griechischem  Recht  (Art.  11  H.  G.  ß.,  cfr.  Bd.  II,  8  641). 
Haitianischem  Recht  (Art  11  H.  G.  B..  cfr.  Bd.  II,  S.  776).  Italienischem  Recht 
(Art  26  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  III.  S.  211),  Monacensischem  Recht  (Art.  18  H.  G.  B.,  cfr. 
Bd.  III,  8.  621)  und  Oesterreichischem  Recht  (Art  88  H.  G.  B^  cfr.  Bd.  III,  8.  825) 
10  Jahre;  nach  Argentinischem  Recht  (Art  80  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  1,  2.  Anfl.,  8.  91). 
20  Jahre,  nach  Niederländischem  Recht  (Art.  9  H.G.B..  cfr.  Bd.  HI.  8.  677)  und 
PortQgiesischem  Recht  (Art  16  H. G.B.)  80  Jahre,  während  das  Spanische  Recht 
(Art  55  H.  G.  B,  cfr.  nnten),  das  Bolivianische  Recht  (Art.  64  H.  G.  B.,  cfr. 
Bd.  I.  2.  Aufl.,  S.  459).  das  Chilenische  Recht  (Art  44  H.  G.  B..  cfr.  Bd.  1,  2.  Aufl., 
8.697),  das  Golnmbianische  Recht  (Art  45  H.G.B.,  cfr.  Bd.  IL,  8.  8).  das  Costa- 
Ricanische  Recht  (Art  56  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II.  S.  181).  das  Gnatemalanische 
Recht  (Art  54  fi.  G.  B.,  cfr.  Bd.  IL,  8.  688)  und  das  Honduranische  Recht  (Art.  44 
B.  G.  B.,  cfr.  Bd.  III,  S.  7)  die  Aotbewahrang  so  lan^e  fordern,  bis  die  Liquidation  der 
Geschäfte  des  Kaufmanns  beendet  ist;  nach  Brasilianischem  Recht  (Art  10  No.  8 
H.  G.  B.,  cfr  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  588)  bis  die  daraus  herzuleitenden  Ansprüche  verjährt 
sind ;  keine  bestimmte  Zeitangabe  hat  das  Nicaraguensische  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  HI, 
S.  606). 
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78.  Die  Richter  und  Gerichte  können  von  Amtswegen  oder  auf 
Antrag  einer  legitimirten  Partei  anordnen,  dass  die  auf  den  Streitpunkt 
Bezug  habenden  Briefe  vor  Gericht  vorgelegt  werden,  sowie  dass  aus  dem 
Register  eine  Abschrift  von  Briefen  gleicher  Art,  welche  von  den  streiten- 
den Parteien  geschrieben  sind,  entnommen  werden,  wobei  in  bestimmter 
Weise  diejenigen,  welche  kopirt  werden  sollen,  im  Voraus  von  der  bean- 
tragenden Partei  zu  bezeichnen  sind. 


TITEL  m. 

Von  den  Hülfsagenten  des  Handels  und  ihren  bezüglichen 

Pflichten. 

74  Es  sind  den  Handelsgesetzen  unterworfen  als  Hülfsagenten  des 
Handels  und  bezüglich  der  Verpflichtungen,  welche  ihnen  in  dieser  Eigen- 
schaft obliegen: 

1.  die  Kommissionäre; 

2.  die  Faktoren; 

S.  die  Handlungsgehülfen; 
4.  die  Frachtfiinrer. 

KAPITEL  L 
Von  den  Kommissionären. 

75.  Jeder,  der  nach  den  Gesetzen  dieses  Gesetzbuches  fähig  ist,  für 
seine  Rechnung  Handel  zu  treiben,  kann  auch  für  fremde  Rechnung 
Handelsgeschäfte  ausfuhren. 

76-  Um  für  fremde  Rechnung  Handelsgeschäfte  in  der  Eigenschaft 
eines  Kommissionärs  auszuführen,  ist  eine  in  öffentlicher  Urkunde  ertheilte 
Vollmacht  nicht  erforderlich,  indem  es  genügt,  den  Auftrag  durch  ein 
Privatschriftstück,  aber  nicht  mündlich  erhalten  zu  haben. 

77.  Auch  wenn  der  Kommissionär  f&r  fremde  Rechnung  handelt, 
kann  er  in  eigenem  Namen  auftreten. 

Er  hat  demgemäss  keine  Verpflichtung,  anzugeben,  wer  derjenige  sei, 
f&r  dessen  Rechnung  er  kontrahirt;  er  wird  jedoch  denjenigen  gegenüber, 
mit  denen  er  kontrahirt,  direkt  verpflichtet,  als  wenn  das  Geschäft  sein 
eigenes  wäre. 

78.  Wenn  der  Kommissionär  in  eigenem  Namen  handelt,  hat  der 
Kommittent  gegen  diejenigen  keine  Klage,  mit  welchen  jener  bei  den  Ge- 
schäften, die  ihm  übertragen  sind,  kontrahirt  hat,  es  sei  denn,  dass  eine 
zu  seinen  Gunsten  von  dem  Kommissionär  selbst  erfolgte  Gession  vorher- 
gegangen ist. 

Ebensowenig  erwerben  diejenigen,  welche  mit  dem  Kommissionär 
verhandelt  haben,  für  die  Verpflichtungen,  welche  derselbe  in  eigenem 
Namen  kontrahirt  hat,  ir^nd  eine  Klage  gegen  den  Kommittenten. 

79.  Dem  Konmiissionär  steht  es  frei,  den  ihm  ertheilten  Auftrag  an- 
zunehmen oder  nicht;  falls  er  ihn  jedoch  ablehnt,  muss  er  dem  Kom- 
mittenten mit  der  nächsten  Post,  von  dem  Tage  ab,  an  welchem  er  die 
Kommission  empfing,  Nachricht  geben,  und,  falls  er  dies  nicht  thut,  ist  er 
für  die- Schäden  und  Nachtheile  verantwortlich,  welche  jenem  in  direkter 
Folge  der  Unterlassung  der  Mittheilung  erwachsen  sind, 
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80.  Auch  wenn  der  Kommissionär  den  ibm  ertheilten  Auftrag  ab- 
lehnt, ist  er  nicht  davon  befreit,  die  Massnahmen  zu  tre£Fen,  welche  zur 
Erhaltung  der  Effekten,  die  der  Kommittent  ihm  übersandt  hat,  nothwendig 
sind,  bis  dieser  für,  einen  neuen  Beauftragten  gesorgt  hat,  und,  falls  der- 
selbe dies  nicht  nach  2  Monaten  thut,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an 
welchem  der  Kommissionär  an  ihn  die  Benachrichtigung,  dass  er  die  Kom- 
mission abgelehnt  habe,  gerichtet  hat,  wenn  jener  sich  in  Centralamerika 
befindet,  oder  nach  6  Monaten,  wenn  er  im  Auslande  sich  aufhält,  muss 
der  besagte  Kommissionär  sich  an  das  Handelsgericht  wenden,  in  dessen 
Gerichtsbezirk  die  in  Empfang  genommenen  E£Fekten  sich  befinden, 
welches  sofort  ihre  Hinterlegung  bei  einer  Vertrauensperson  anzuordnen 
und  zu  verfügen  hat,  dass  diejenigen  verkauft  werden,  welche  zur  Deckung 
des  Betrages  der  von  dem  Kommissionär  für  den  Empfang  und  die  Er- 
haltung dieser  nämlichen  Effekten  verauslagten  Kosten  genügend  sind. 

81.  Eine  gleiche  Massnahme  muss  der  Kommissionär  treffen,  wenn 
der  präsumtive  Werth  der  an  ihn  konsignirten  Effekten  die  Kosten  nicht 
decken  kann,  welche  er  für  den  Transport  und  die  Empfangnahme  der- 
selben zu  verauslagen  hatte;  und  der  Richter  hat  in  diesem  Falle  sofort 
die  Hinterlegung  zu  bewilligen,  bis  deren  Verkauf  angeordnet  wird,  indem 
er  in  summariscnem  Verfahren  die  Gläubiger  besagter  Kosten  und  den  Be- 
vollmächtigten des  Eigenthümers  der  Effäten,  fedls  sich  irgend  einer  ein- 
findet, hört.   ' 

82.  Der  Kommissionär,  welcher  irgend  eine  Massnahme  in  Aus- 
führung des  ihm  vom  Kommittenten  ertneilten  Auftrages  vorgenommen 
hat,  ist  gehalten,  denselben  bis  zu  seiner  Beendigung  fortzuführen,  indem 
die  ibm  ertheilte  Kommission  als  stillschweigend  angenommen  erachtet  wird. 

83.  Bei  denjenigen  Kommissionen  jedoch,  zu  deren  Erftillung  die 
Anschaffung  von  Geldern  erforderlich  ist,  ist  der  Kommissionär  nicht  ver- 
pflichtet, sie  auszuführen,  auch  wenn  er  sie  angenommen  hat,  so  lange  der 
Kommittent  ihm  nicht  dieselben  in  genügender  Menge  verschafft,  und  er 
kann  dieselben  ebenfalls  suspendiren,  wenn  die  empfaugenen  Gelder  ver- 
braucht sind. 

84.  Der  Kommissionär,  welcher  sich  damit  einverstanden  erklärt 
hat,  die  zur  Ausführung  der  ihm  übertragenen  Kommissionen  noth- 
wendigen  Gelder  unter  einer  bestimmten  Form  der  Rückerstattung  vorzu- 
schiessen,  ist  verpflichtet,  dem  nachzukommen  uud  die  Kommission  aus- 
zuführen, ohne  den  Mangel  an  Geldvorrath  anführen  zu  können,  um  die 
Ausführung  derselben  zu  unterlassen,  es  sei  denn,  dass  ein  notorischer 
Misskredit  eintritt,  der  durch  positive  Akte  von  Misserfolg  in  dem  Ge- 
schäfts-  und  Handelsbetriebe   des  Kaufmanns    nachgewiesen  werden  kann. 

85.  Wenn  der  Kommissionär  ohne  gesetzlichen  Grund  die  Ausführung 
einer  angenommeneu  oder  in  der  Erfüllung  begonnenen  Kommission  unter- 
lässt,  so  haftet  er  dem  Kommittenten  für  alle  Schäden,  welche  hierdurch 
demselben  erwachsen. 

86.  Der  Kommissionär  muss  sich  bei  der  Ausführung  seines  Auf- 
trages, welcher  Art  derselbe  auch  sein  mag,  an  die  Instruktionen  halten, 
die  er  von  seinen  Kommittenten  empfangen  hat;  und  wenn  er  dies  so 
thut,  bleibt  er  von  jeder  Verantwortlichkeit  bei  den  Zufälligkeiten  und  Re- 
sultaten jeder  Art  frei,  welche  bei  dem  Geschäft  vorkommen. 

87.  Der  Kommissionär  muss  den  Kommittenten,  sofern  es  die  Natur 
und  der  Zustand  des  Geschäfts  erlaubt,  über  das  um  Rath  fragen,  was 
nicht  ausdrücklich  vorgesehen  und  festgesetzt  ist;  und  wenn  es  nicht  mög- 
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lieh  ist,  ihn  am  Rath  zu  fragen  und  neue  Instmktionen  zu  erwarten,  oder 
im  Falle  der  Kommittent  ihn  ermächtig  hat,  nach  seinem  Ermessen  zu 
handeln,  mass  er  das  thun,  was  die  Klugheit  erheischt  und  am  meisten 
mit  dem  allgemeinen  Handelsgebrauch  übereinstimmt,  indem  er  stets  f&r 
den  Vortheu  der  Interessen  des  Kommittenten  mit  dem  gleichen  Eifer  zu 
sorgen  hat,  als  wenn  das  Geschäft  sein  eigenes  wäre. 

88.  Wenn  der  Kommissionär  in  Folge  einer  Zufälligkeit,  die  der 
Kommittent  wahrscheinlich  nicht  voraussehen  konnte,  glaubt,  dass  er  die 
erhaltenen  Instruktionen  nicht  wörtlich  auszufahren  habe,  und  dass  er, 
falls  er  es  thäte,  dem  Kommittenten  einen  schweren  Schaden  verursachen 
würde,  so  kann  er  die  Ausführung  derselben  suspendiren,  sofern  der 
Schaden  evident  ist,  und  zwar  indem  er  mit  der  nächsten  Post  dem  Kom- 
mittenten von  den  Gründen  Rechenschaft  giebt,  welche  ihn  bestimmt  haben, 
seine  Anordnungen  zu  suspendiren:  in  keinem  Falle  jedoch  kann  der 
Kommissionär  gegen  die  ausdrückhche  Bestimmung  des  Kommittenten 
handeln. 

89.  Alle  Nachtheile,  welche  dem  Kommittenten  bei  dem  dem  Kom- 
missionär übertragenen  Geschäft  dadurch  erwachsen,  dass  der  letztere  gegen 
seine  ausdrückliche  Bestimmung  erehandelt  hat,  müssen  ihm  von  dem  Kom- 
missionär ersetzt  werden. 

Einen  gleichen  Schadensersatz  muss  der  letztere  leisten,  sofern  er 
dolos  verfahrt  oder  irgend  einen  Fehler  begeht,  aus  welchem  den  Interessen 
seines  Kommittenten  ein  Schaden  erwächst. 

90.  Bezüglich  der  haaren  Gelder,  welche  der  Kommissionär  als 
Eigenthum  des  Kommittenten  in  Händen  hat,  haftet  ersterer  ftir  jeden 
Schaden  und  Verlust,  welcher  hierbei  vorkommt,  auch  wenn  er  aurch 
Zufall  oder  in  Folge  von  Gewaltthätigkeit  einti*itt,>  es  sei  denn,  dass  aus- 
drücklich ein  entgegenstehender  Vertrag  vorhergegangen  ist 

91.  Der  Kommissionär,  welcher  ohne  ausdrückliche  Ermächtigung 
seines  Kommittenten  ein  Geschäft  zu  höheren  Preisen  und  lästigeren  Be- 
dingungen abschliesst,  als  denjenigen,  welche  am  Platze  zur  Zeit  des  Ab- 
schlusses die  gangbaren  sind,  haftet  dem  Kommittenten  für  den  Nachtheil, 
welchen  derselbe  durch  diesen  Umstand  erlitten  hat,  ohne  dass  ihm  als 
Entschuldigung  dient,  dass  er  zur  nämlichen  Zeit  Geschäfte  gleicher  Art 
f&r  seine  eigene  Rechnung  unter  gleichen  Bedingungen  abgescnlossen  hat 

92.  Der  Kommissionär  ist  gehalten,  die  durch  die  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen der  Regierung  vorgeschriebenen  Verpflichtungen  bei  den  Ge- 
schäften zu  erfüllen,  welche  ihm  übertragen  sina;  und  wenn  er  dieselben 
übertreten  oder  ihre  Erfüllung  unterlassen  sollte,  so  trifft  ihn  die  Verantwort- 
lichkeit und  nicht  den  Kommittenten,  falls  er  nicht  bei  der  Kontravention 
oder  Unterlassung  auf  Grund  einer  ausdrücklichen  Anordnung  des  letzteren 
gehandelt  hat. 

93.  Der  Kommissionär  muss  seinem  Kommittenten  pünktlich  alle 
erforderlichen  Mittheilungen  über  die  ihm  aufgetragenen  Geschäfte  machen, 
damit  der  letztere  mit  der  nöthigen  Kenntniss  seine  Anordnungen  bestätigen, 
abändern  oder  modificiren  kann,  im  Falle  der  Beendigung  eines  Geschäftes 
muss  er  ihm  unabweislich  durch  die  nächste  Post  nach  dem  Tage  des 
Vertragsabschlusses  Mittheilung  machen;  denn  wenn  er  dies  nicht  mit 
dieser  Pünktlichkeit  thut,  sind  alle  Nachtheile  zu  seinen  Lasten,  welche 
aus  irgend  einer  Veränderung  oder  Modifikation  entstehen  können,  die  der 
Kommittent  inzwischen  bezüglich  der  demselben  für  das  Geschäft  ertheilten 
Instruktionen  vornehmen  kann. 
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M.  ADe  nachtheiligen  Folgen  eines  von  einem  Kommissionär  gegen 
die  Instruktionen  seines  Kommittenten  oder  anter  Missbrauch  seiner 
Befugnisse  abgeschlossenen  Vertrages  gehen  fär  Rechnung  des  Kommissio- 
närsy  unbeschadet  dass  der  Vertrag  die  in  Gemässheit  des  Rechts  zu- 
kommenden Wirkungen  nach  sich  zieht 

In  Gemässheit  dieser  Vorschrift  muss  der  Kommissionär,  welcher 
eine  Veräusserung  für  fremde  Rechnung  zu  einem  geringeren  Preise  als 
dem  ihm  bezeichneten  vornimmt,  seinem  Kommittenten  den  Nachtheil 
vergütigen,  welchen  dieser  durch  die  Preisdi£Ferenz  gehabt  hat,  wobei 
nichtsdestoweniger  der  Verkauf  bestehen  bleibt 

Wenn  der  Kommissionär,  welcher  mit  der  Vornahme  eines  Kaufes 
beauftragt  ist,  den  ihm  vom  Kommittenten  bezeichneten  Preis  überschritten 
hat,  so  steht  es  im  Belieben  des  letzteren,  den  Vertrag  so,  wie  er  abge- 
schlossen ist,  anzunehmen  oder  ihn  f&r  Rechnung  des  Kommissionärs  zu 
lassen,  es  sei  denn,  dass  der  letztere  sich  damit  einverstanden  erklärt,  nur 
den  ihm  angegebenen  Preis  zu  erhalten,  in  welchem  Falle  der  Kommittent 
den  auf  seine  Anordnung  abgeschlossenen  Kauf  nicht  ablehnen  kann. 

Wenn  die  Abweichung  des  Kommissionärs  darin  besteht,  dass  die 
gekaufte  Sache  nicht  von  der  Beschaffenheit  ist,  welche  ihm  angegeben 
war,  so  hat  der  Kommittent  keine  Verpflichtung,  dieselbe  zu  übernehmen. 

95«  Der  Kommissionär  muss  die  erhaltenen  Aufträge  selbst  ausführen 
und  kann  dieselben  ohne  vorhergehende  Mittheilung  und  Kenntniss  des 
Kommittenten  einem  anderen  nicht  übertragen,  es  sei  denn,  dass  er  im  Voraus 
zu  dieser  Delegation  ermfichtigt  worden  ist;  er  kann  unter  seiner  Verant- 
wortlichkeit seine  Handlungsgehülfen  bei  denjenigen  untergeordneten  Unter- 
nehmungen verwenden,  welche  nach  der  allgemeinen  Handelsgewohnheit 
diesen  üoertragen  werden. 

96.  Jeder  Kommissionär  hat  das  Recht,  von  seinem  Kommittenten 
eine  Remuneration  in  Geld  för  die  Arbeit  bei  der  Erledigung  seiner  Kom- 
mission zu  verlangen.  Wenn  zwischen  dem  Kommissionär  und  dem 
Kommittenten  keine  ausdrückliche  Abrede  getroffen  ist,  welche  die  Quote 
dieser  Entschädigung  bestimmt,  so  ist  die5«elbe  nach  dem  an  dem  Handels- 
platze, wo  die  Kommission  zur  Ausführung  kommt,  im  Allgemeinen 
angenommenen  Brauche  festzustellen. 

97.  Ausserdem  ist  der  Kommittent  verpflichtet,  dem  Kommissionär, 
falls  nicht  eine  ausdrückliche  Vereinbarung  vorhergegangen  ist,  welche 
ihm  eine  bestimmte  Frist  bewilligt,  den  Betrag  aller  K^osten  und  Auslagen, 
v«relche  der  Kommissionär  zur  Erledigung  des  Auftrages  gehabt  hat,  gegen 
eine  detaillirte  und  mit  Belegen  versehene  (justificirte)  Rechnung  baar  zu  ver- 
güten ;  und  wenn  irgend  eine  Verzögerung  zwischen  der  Verauslagung  und  der 
Rückerstattung  vorgekommen  ist,  so  kann  der  Kommissionär  verlangen,  dass 
ihm  die  gesetzlichen  Zinsen  des  von  ihm  verauslagten  Betrages  erstattet 
werden,  sofern  er  nicht  bei  der  Rechnungslegung  säumig  gewesen  ist. 

98.  Der  Kommissionär  ist  seinerseits  verpflichtet,  dem  Kommittenten, 
sobald  er  die  Kommission  erledigt  hat,  eine  detaillirte  und  mit  Belegen 
versehene  Rechnung  der  Beträge,  welche  er  hierfür  erhalten  hat,  zu  über- 
mitteln, indem  er  ihm  auf  die  von  ihm  vorgeschriebene  Weise  den  zu 
seinen  Gunsten  resultirenden  Ueberschuss  zurückerstattet.  Im  Falle  des 
Verzuges  bei  dessen  Zahlung,  haftet  er  für  die  gesetzlichen  Zinsen  des 
zurückbehaltenen  Betrages  seit  dem  Datum,  an  welchem  er  nach  der 
Rechnung  als  Schuldner  hierfür  sich  ergiebt 

99.  Die  Rechnungen,  welche  die  Kommissionäre  ihren  Kommittenten 
ablegen,  müssen  genau  mit  den  Büchern  und  den  Eintragungen  derselben 
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übereinstimmen.  Jeder  Kommissionär,  dem  nachfifewiesen  wird,  dass  eine 
Eommissionsrechnung  mit  dem  Resultat  seiner  Bücher  nicht  übereinstimmt, 
ist  als  des  Betrages  schuldig  anzusehen  und  als  solcher  zu  verurtheilen. 
Dasselbe  tritt  bei  dem  Kommissionär  ein,  welcher  bei  der  Ablegung  seiner 
Rechnung  nicht  mit  Gewissenhaftigkeit  verfährt,  indem  er  die  Preise  und 
Vereinbarungen,  unter  welchen  das  Geschäft,  auf  das  sich  die  Rechnung 
bezieht,  abgeschlossen  wurde,  Terändert  oder  irgend  welche  in  derselben 
enthaltenen  Kosten  fälschlicherweise  angiebt  oder  übertreibt. 

100.  Der  Kommissionär,  welcher  Geldmittel  zur  Erledigung  eines 
Auftrages  erhalten  hat  und  dieselben  bei  Seite  scha£Ft,  um  sie  zu  einem 
eigenen  Geschäft  zu  verwenden,  muss  dem  Kommittenten  die  gesetzlichen 
Zinsen  des  Geldes  von  dem  Tage  an  vergnügen,  an  welchem  besagte  Geld- 
mittel in  seinen  Besitz  gelangt  sind,  und  alle  Nachtheile  ersetzen,  welche 
ihm  durch  die  unterlassene  Erfüllung  seines  Auftrages  erwachsen. 

101.  Die  Risikos,  welche  bei  der  Rückerstattung  der  in  den  Händen 
des  Kommissionärs  nach  Erledigung  seines  Auftrages  verbleibenden  Geld- 
mittel vorkommen,  sind  zii  Lasten  des  Kommittenten,  es  sei  denn,  dass 
der  Kommissionär  bei  dem  Modus,  dies  zu  bewirken,  von  den  Anordnungen 
und  Instruktionen,  die  er  von  Kommittenten  erhielt,  abgewichen  ist. 

102.  Der  Kommittent  hat  die  Befugniss,  bei  jedem  Stande  des  Ge- 
schäfts die  Kommission  zu  widerrufen,  umzuändern  oder  zu  modificiren, 
es  sind  jedoch  die  Ergebnisse  alles  dessen,  was  bis  dahin  in  Gemässheit 
seiner  Instruktionen  ausgeführt  worden  ist,  zu  seinen  Lasten.  Er  muss 
jedoch  in  diesem  Falle  ebenfalls  dem  Kommissionär  die  Entschädigung  in 
dem  Verhältniss  zu  den  bis  zu  jenem  Tage  bei  der  Kommission  verwen- 
deten Beträgen  vergüten. 

103*  Im  Falle  des  Todes  des  Kommissionärs,  oder  wenn  er  aus 
irgend  einer  anderen  Ursache  unfähig  wird,  die  Kommission  auszuführen, 
wird  dieselbe  als  widerrufen  angesehen,  und  es  muss  dem  Kommitenten  davon 
Mittheilung  gemacht  werden,  damit  er  die  Vorkehrungen  treffe,  welche  er 
für  seine  Interessen  am  vortheilhaftesten  erachtet. 

104.  Bezüglich  des  Kommittenten  wird  die  Kommission  durch  seinen 
Tod  nicht  als  widerrufen  angesehen,  so  lange  die  gesetzlichen  Rechtsnach- 
folger in  sein  Vermögen  den  Widerruf  nicht  vornehmen;  es  gehen  viel- 
mehr auf  die  letzteren  alle  Rechte  und  Verpflichtungen  über,  welche  die 
von  ihrem  Rechtsurheber  übertragene  Kommission  erzeugt  hat. 

105.  Der  Kommissionär,  welcher  für  fremde  Rechnung  Effekten  er- 
halten hat,  sei  es,  weil  er  dieselben  für  seinen  Kommittenten  gekauft  hat, 
oder  weil  der  letztere  dieselben  an  ihn  konsignirt  hat,  damit  er  sie  ver- 
kaufen oder  in  seinem  Besitz  aufbewahren  oder  nach  einem  anderen 
Punkte  übersende,  haftet  für  die  Erhaltung  der  Effekten  in  den  Grenzen, 
wie  er  sie  empfangen  hat,  diese  Verantwortlichkeit  cessirt  jedoch,  wenn  das 
Verderben  oder  die  Verminderung,  welche  bei  den  erwähnten  Effekten 
eintreten,  aus  einem  unvermeidlichen  zufälligen  Ereigniss  herrührt. 

106.  Ebensowenig  ist  der  Kommissionär  dafür  verantwortlich,  dass 
die  Effekten,  welche  sich  in  seinem  Besitz  befinden,  sich  durch  den  Ab- 
lauf der  Zeit  oder  einen  anderen  der  Natur  der  Effekten  selbst  anhaften- 
den Fehler  verschlechtem. 

107.  Welches  auch  immer  die  Ursache  sein  mag,  die  irgend  eine 
nachtheilige  Veränderung  bei  den  Effekten  verursacht,  welche  ein  Kom- 
missionär für  Rechnung  seines  Kommittenten  hat,  so  muss  er  dieselbe  in 
gesetzlicher  Form  ohne  Zeitverlust  feststellen  lassen  und  zur  Kenntniss 
des  Eigenthümers  bringen. 
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lOB.  Dieselben  Massnahmen  niiiss  der  Kommissionär  treffen,  sofern 
er  beim  Empfang  der  an  ihn  konsignirten  Effekten  bemerkt,  dass  dieselben 
beschädigt,  verschlechtert  und  in  einem  anderen  Zustande  sind,  als  dem 
aus  den  Ladescheinen  oder  Frachtbriefen  oder  den  vom  Eigenthümer  ihm 
mitgetheilten  Instruktionen  hervorgehenden;  und^  falls  er  es  nicht  thut, 
kann  der  letztere  verlangen,  dass  der  Kommissionär  fiir  die  erhaltenen 
Waaren  nach  den  Bezeichnungen  hafte,  in  welchen  ihm  ihre  Uebersendung 
angezeigt  wurde,  und  welche  aus  den. Frachtbriefen  oder  Konnossementen 
sich  ergeben. 

109.  Wenn  durch  Schuld  des  Kommissionärs  die  ihm  anvertrauten 
Effekten  zu  Grunde  gehen  oder  verderben,  so  muss  er  dem  Eigenthämer 
den  demselben  verursachten  Schaden  erstatten,  indem  der  Werth  der  Effekten 
nach  dem  angemessenen  Preise  festzustellen  ist,  welchen  sie  an  dem  Platze 
und  an  dem  Tage,  an  welchem  der  Schaden  eingetreten  ist,  gehabt  haben. 

110.  Wenn  bei  den,  einem  Kommissionär  anvertrauten  Effekten 
irgend  eine  Veränderung  vorkommt,  welche  ihren  Verkauf  zur  Rettung 
eines  möglichst  grossen  Theiles  ihres  Werthes  dringend  erforderlich  macht 
und  diese  Nothwendiffkeit  eine  solche  ist,  dass  keine  Zeit  vorhanden,  dem 
Eigenthümer  Nachricht  zu  geben  und  seine  Ordres  abzuwarten,  so  hat  der 
Kommissionär  sich  an  das  betreffende  Handelsgericht  zu  wenden,  welches, 
nach  vorhergehender  Prüfung  durch  Sachverständige,  den  Verkauf  zu  autori- 
siren  hat 

111.  Der  Kommissionär  kann  die  Marken  der  Effekten,  welche  er 
für  fremde  Rechnung  gekauft  oder  verkauft,  nicht  verändern,  sofeni  ihm 
nicht  der  Eigenthümer  einen  bestimmten  Auftrag,  dies  zu  thun,  giebt. 

112..  Alle  Ersparnisse  und  Gewinne,  welche  ein  Kommissionär  bei 
den  für  fremde  Rechnung  abgeschlossenen  Verträgen  erzielt,  gereichen  zum 
Vortheil  des  Kommittenten. 

113.  Der  Kommissionär,  welcher  ohne  Ermächtigung  seines  Kom- 
mittenten Darlehne  oder  Vorschüsse  giebt,  oder  Verkäufe  auf  Kredit  ab- 
schliesst,  übernimmt  zu  seinen  Lasten  alle  Risikos  der  Einziehung  und 
Rückerstattung  der  geliehenen,  vorgeschossenen  oder  kreditirten  Gelder, 
deren  Betrag  der  Kommittent  baar  fordern  kann,  indem  er  zu  Gunsten  des 
Kommissionärs  alle  Zinsen,  allen  Vortheil  oder  Gewinn  lässt,  die  aus  dem  von 
dem  letzteren  bewilligten  und  von  dem  Kommittenten  gemissbilligten  Kredite 
erwachsen. 

114  Auch  wenn  der  Konmiissionär  ermächtigt  ist,  auf  Frist  zu 
verkaufen,  so  darf  er  dies  doch  nicht  thun  an  Personen  von  bekannter 
ZahlungsunfUbigkeit,  noch  auch  darf  er  die  Interessen  seines  Kommittenten 
einem  offenbaren  und  notorischen  Risiko  aussetzen. 

115«  Falls  der  Kommissionär  auf  Kredit  verkauft,  obwohl  es  ihm  aus- 
drücklich verboten  worden  ist,  so  haftet  er  dem  Kommittenten  für  den  Werth 
der  Verkäufe  und  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  hieraus  er- 
wachsen. 

116.  Sofern  der  Kommissionär  auf  Zeit  verkauft,  muss  er  in  den 
Rechuungen  und  Avis,  welche  er  dem  Kommittenten  ertheilt,  die  Namen 
der  Käufer  angeben  und,  wenn  er  dies  nicht  thut,  wird  angenommen,  dass 
die  Verkäufe  gegen  baar  abgeschlossen  sind. 

Eine  gleiche  Angabe  muss  der  Kommissionär  bei  jeder  Art  von  Ver- 
trägen machen,  welche  er  für  fremde  Rechnung  vornimmt,  sofern  die  In- 
teressenten es  verlangen« 
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117.  Die  in  dem  Art.  113  enthaltene  Vorschrift  wird  nicht  von  den 
allgemein  üblichen  Fristen  verstanden,  welche  gewöhnlich  an  einigen  Han- 
delsplätzen zar  Bezahlung  der  Verkäufe  aller  oder  bestimmter  Waarengattun^n 
gewährt  werden,  sondern  vielmehr  muss  der  Kommissionär  sich  nach  den 
bezüglich  des  Gegenstandes  an  dem  Verkaufsplatze  angenommenen  Ge- 
bräuchen richten,  es  sei  denn,  dass  er  von  seinem  Kommittenten  einen 
ausdrücklichen  Befehl  für  das  Gegen theil  erhalten  hat,  in  welchem  Falle 
er  sich  nach  dem  richten  muss,  was  ihm  vorgeschrieben  ist 

118.  Wenn  der  Kommissionär  für  einen  Verkauf  ausser  der  ge- 
wöhnlichen Provision  eine  andere  sogenannte  Gai*antiegebühr  erhält,  laufen 
die  Risikos  der  Deckung  auf  seine  Rechnung,  indem  er  direkt  verpflichtet 
ist,  dem  Kommittenten  den  Erlös  des  Verkaufes  an  den  nämlichen  mit 
dem  Käufer  vereinbarten  Fristen  zu  übermitteln,  falls  nicht  etwas  Anderes 
verabredet  ist. 

119.  Der  Kommissionär,  welcher  die  Deckung  der  Geldbeträge 
seines  Kommittenten  zu  der  Zeit  nicht  verificirt,  in  welcher  sie  nach  dem 
Charakter  und  dem  Vertrage  eines  jeden  Geschäfts  ezigibel  sind,  macht 
sich  für  die  Folgen  verantwortlich,  welche  zum  NachtheiT  seines  Kommit- 
tenten seine  Unterlassung^)  erzeugen  kann,  falls  er  nicht  beweist,  dass  er 
mit  der  erforderlichen  rünktlichkeit  von  den  gesetzlichen  Mitteln  zur 
Erlangung  der  Zahlung  Gebrauch  gemacht  hat. 

120.  Bei  den  Kommissionen  mit  Wechseln  oder  indossirbaren  Zahlungs- 
versprechen wird  stets  angenommen,  dass  der  Kommissionär  sich  ror 
diejenigen  verbürgt,  welche  er  für  fremde  Rechnung  erwirbt  oder 
negocirt,  sowie  er  sein  Indossament  auf  dieselben  setzt,  und  er  kann  sich 
begründeter  Weise  nur  dann  weigern,  letzteres  zu  thun,  wenn  eine  ausdrück- 
liche Vereinbarung  zwischen  dem  Kommittenten  und  dem  Kommissionär 
vorhergegangen  ist,  welche  ihn  dieser  Verantwortlichkeit  enthebt;  in  diesem 
Falle  muss  der  Wechsel  oder  das  Indossament  zu  Gunsten  (an  die  Ordre) 
des   Kommittenten   gestellt  werden. 

121*  Die  Kommissionäre  können  weder  selbst,  noch  durch  eine 
Zwischenperson  die  Effekten  erwerben,  deren  Veräusserung  ihnen  an- 
vertraut worden  ist,  es  sei  denn  mit  ausdrücklicher  Zustimmung  des  Eigen- 
thümers  unter  Vereinbarung  der  Provision,  welche  sie  erhalten  sollen. 

122.  Die  Zustimmung  des  Kommittenten  ist  ebenfalls  uner- 
lässlich,  damit  der  Kommissionär  einen  ihm  übertragenen  Erwerb  mit 
den  Effekten  ausfuhren  kann,  welche  sich  in  seinem  Besitz  befinden, 
mögen  sie  ihm  selbst  gehören,  oder  möge  er  sie  für  fremde  Rechnung  in 
Händen  haben. 

123.  In  den  Fällen,  welche  die  beiden  vorhergehenden  Artikel  vor- 
sehen, hat  der  Kommissionär  kein  Recht,  die  gewöhnliche  Provision  för 
seinen  Auftrag  zu  verlangen,  es  muss  vielmehr  diejenige  massgebend  sein, 
welche  er  nach  einer  ausdrücklichen  Abrede  zu  erhalten  bat,  und  wenn  eine 
solche  nicht  getroffen  ist  und  die  Parteien  sich  über  diesen  Punkt  nicht 
einigen,  so  ist  die  Provision  auf  die  Hälfte  des  Betrages  der  gewöhnlichen 
heraozusetzen. 

124.  Die  Kommissionäre  dürfen  nicht  Effekten  derselben  Art,  welche 
verschiedenen  Eigenthümem  gehören,  unter  derselben  Marke  haben,  ohne 
sie  durch  eine  Kontremarke  zu  unterscheiden,   welche  eine  Verwechselung 

0  „comision*'  im  Text  beruht  wohl  auf  einem  Dmckfehler,  indem  „ominon*' 
gemeint  ist 
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aasscUiesst   und   das   betreffende    Eigenthum   eines   jeden    Kommittenten 
bezeichnet. 

125.  Wenn  in  ein  und  demselben  Geschäft  Effekten  verschiedener 
Eigenthümer  oder  des  Kommissionärs  selbst  mit  denen  irgend  eines  Kom- 
mittenten eingeschlossen  sind,  so  muss  die  nöthige  Unterscheidung  in  den 
Fakturen  gemacht  werden,  mit  Angabe  der  Marken  und  Kontremarken, 
welche  den  Ursprung  eines  jeden  KoUis  bezeichnen  und  in  die  Bücher 
in  einem  besonderen  Artikel  das  jeden  Eigenthümer  Betreffende  vermerkt 
werden. 

'  126.  Der  Kommissionär,  welcher  gegen  die  nämliche  Person  Forde- 
rungen hat,  die  aus  Geschäften  für  Rechnung  verschiedener  Kommittenten 
oder  für  eigene  Rechnung  und  für  fremde  herrühren,  muss  bei  allen 
Leistungen,  welche  der  Schuldner  vornimmt,  den  Namen  des  Interessenten 
vermerken,  für  dessen  Rechnung  er  jede  einzelne  derselben  in  Empfang 
nimmt,  und  dies  in  gleicher  Weise  in  der  Quittungsurkunde  ausdrücken, 
welche  er  dem  nämlichen  Schuldner  giebt. 

127.  Wenn  in  den  Empfangsscheinen  und  in  den  Büchern  unter- 
lassen wird,  die  Verwendung  der  Leistung  Seitens  des  Schuldners  ver- 
schiedener Geschäfte  und  Eigenthümer  nach  der  in  dem  vorhergehenden 
Artikel  enthaltenen  Vorschrift  anzugeben,  so  erfolgt^die  Verwendung  pro  rata 
des  Betrages  in  der  Forderung. 

128.  Der  Kommissionär,  der  mit  der  Beförderung  von  Effekten 
beauftragt  ist  und  Anweisung  erhält,  dieselben  zu  versichern,  bleibt,  falls 
er  es  nicht  thut,  für  die  eintretenden  Schäden  haftbar,  sofern  ihm  vorher 
Geldmittel  beschafft  sind,  die  Versicherungsprämie  zu  bezahlen,  oder  wenn  er 
es  unterlässt^  rechtzeitig  dem  Kommittenten  Nachricht  davon  zu  geben, 
dass  er  seinen  Auftrag  nach  den  ihm  ertheilten  Instruktionen  nicht  habe 
ausführen  können. 

Wenn  der  Versicherer  während  des  Risikos  fallirt,  bleibt  fiir  den 
Kommissionär  die  Verpflichtung  bestehen,  die  Versicherung  zu  erneuem, 
falls  ihm  etwas  Anderes  nicht  vorgeschrieben  war. 

129.  Von  den  Effekten,  welche  von  einem  Platze  nach  einem  anderen 
in  Konsignation  gesandt  werden,  wird  angenommen,  dass  sie  besonders 
für  die  Bezahlung  der  Vorschüsse  verhaftet  sind,  welche  der  Konsignatar 
auf  Rechnung  ihres  Werthes  und  Erlöses  gemacht  hat,  und  ebenso  für 
diejenige  der  Kosten  des  Transports,  der  Empfangnahme  und  der  Auf- 
bewahrung und  der  übrigen  in  gesetzlicher  Weise  angewendeten  Spesen, 
sowie  für  die  Kommissionsgebühr. 

Eine  Folge  dieser  Haftung  ist: 

1.  dass  kein  Kommissionär  aus  dem  Besitz  der  Effekten  gesetzt 
werden  kann,  welche  er  in  Konsignation  empfing,  ohne  dass  ihm 
vorher  seine  Vorschüsse,  Kosten  und  Kommissionsgebühren  er- 
stattet werden; 

2,  dass  er  aus  dem  Erlös  dieser  Waaren  mit  Vorzugsrecht  vor  allen 
übrigen  Gläubigem  des  Kommittenten  für  den  Bstrag  der  vorer- 
wähnten Vorschüsse,  Kosten  und  Gebühr  bezahlt  wird. 

130-  Um  das  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehene  Vorzugsrecht 
zu  geniessen,  ist  es  erforderlich,  dass  die  Effekten  im  Besitz  des  Konsig- 
natars sind,  oder  dass  sie  sich  zu  seiner  Verfügung  in  einem  Depositum 
oder  einem  öffentlichen  Waarenlager  befinden,  oder  dass  wenigstens  die 
Beförderung  an  die  Adresse  des  Konsignatars  stattgefunden,  und  dass  der 
letztere  ein  authentisches  Duplikat  des  Konnossements   oder  Frachtbriefes 


480  XXVrn.    SalTador. 

empfangen  hat,  welches  von  dem  Frachtführer  oder  Transportkommissionär 
(Spediteur)  unterzeichnet  ist 

131«  Die  Vorschüsse,  welche  auf  Waaren  erfolgen,  die  von  einer 
Person  konsignirt  sind,  welche  an  demselben  Domicil  wie  der  Kommissio- 
när wohnt,  werden  als  Darlehn  mit  Pfand  betrachtet  und  sind  in  derYor- 
schrift  des  Art.  129  nicht  einb^riffen. 

132.  Insoweit  es  nicht  gegen  die  in  dem  Art  75  und  in  den  folgenden 
Yorgeschriebenen  Bestimmungen  verstösst  oder  in  denselben  nicht  festgesetzt 
ist,  müssen  sich  die  Kommittenten  und  Kommissionäre  nach  den  all^ 
meinen  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts  über  das  Mandat  richten. 

KAPITEL  IL 

Von  den  Faktoren  und  Handlungsgehülfen. 

133*  Niemand  kann  Handlungsbevollmächtigter  (Faktor)  sein,  wenn 
er  nicht  die  Fähigkeit  besitzt,  welche  in  Oemässheit  der  Civilgesetze 
nothwendig  ist,  um  einen  Andern  zu  vertreten  und  sich  für  ihn  zu  v^ 
pflichten. 

134.  Die  Faktoren  müssen  eine  Specialvollmacht  desjenigen  haben, 
für  dessen  Rechnung  sie  den  Handel  betreiben;  dieselbe  ist  in  das  all- 
gemeine Ebindelsregister  einzutragen. 

135.  Die  unter  allgemeinen  Ausdrücken  bestellten  Faktoren  werden 
als  zu  allen  Handlungen  ermächtigt  angesehen,  welche  die  Leitung  de« 
Etablissements  erfordert 

Der  Eigen thümer,  welcher  beabsichtigt,  diese  Befugnisse  zu  beschränken; 
muss  in  der  Vollmacht  die  Einschränkungen  ausdrücklich  angeben,  denen 
sich  der  Faktor  zu  unterwerfen  hat. 

136.  Wenn  die  Faktoren  im  Namen  ihrer  Kommittenten  kontrahiren, 
müssen  sie  bei  der  Unterzeichnung  der  von  ihnen  ausgestellten  Urkunden 
ausdrücken,  dass  sie  dieselben  in  Vollmacht  unterschreiben. 

137.  Wenn  die  Faktoren  nach  den  im  vorhergehenden  Artikel  vor- 
gesehenen Bestimmungen  handeln,  so  fallen  auf  die  Kommittenten  alle  Ver- 
pflichtungen, welche  ihre  Faktoren  kontrahiren,  zurück.  Jede  Klage,  welche 
eingeleitet  wird,  um  dieselben  zu  ihrer  Erf&Uung  anzuhalten,  hat  sich 
gegen  das  Vermögen  des  Etablissements  und  nicht  ge^en  das  eigene  des 
Faktors  zu  richten,  es  sei  denn,  dass  das  letztere  mit  dem  ersteren  in 
derselben  Lokalität  vereinigt  ist. 

138.  Die  von  dem  Faktor  eines  Handels-  oder  Fabriketablissements , 
welches   notorisch  einer   bekannten  Person    oder  Gesellschaft  gehört,   ab- 

f^schlossenen  Verträge  werden  als  für  Rechnung  des  Eigenthümers  des 
tablissements  erfolgt  angesehen,  auch  wenn  der  Faktor  dies  zur  Zeit  des 
Abschlusses  derselben  nicht  erwähnt  hat,  sofern  diese  Verträge  sich  auf 
die  Gegenstände  beziehen,  welche  in  dem  G^chäfts-  und  Handelsbetrieb 
des  Etablissements  einbe^ifl'en  sind,  oder  wenn,  mögen  sie  auch  anderer 
Natur  sein,  hervorgeht,  aass  der  Faktor  im  Auftrage  seines  Kommittenten 
handelte,  oder  dass  der  letztere  dessen  Geschäftsnihrung  in  bestimmten 
Ausdrücken  oder  durch  positive  Thatsachen,  welche  eine  gesetzliche  Ver- 
muthung  gewähren,  gebilligt  hat 

139.  Ausser  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fälleu, 
macht  jeder  von  einem  Faktor  in  eigenem  Namen  geschlossene  Vertrag 
ihn  demjenigen  gegenüber,  mit  welchem  er  ihn  abschloss,  direkt  verpflichtet, 
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unbeschadet^  dass,  fiJls  das  Gescbftft  f&r  Rechnang  des  EommilteDten  des 
Faktors  yorgenommeo  worden  ist,  und  die  andere  kontrahirende  Partei 
dies  beweist,  letztere  die  Wahl  hat,  ihre  Klage  gegen  den  Faktor  oder 
gegen  dessen  Prinzipal  zu  richten,  aber  nicht  gegen  beide. 

140.  Die  Faktoren  dürfen  nicht  för  ihre  Privatrechnang  Handel 
treiben,  noch  unter  eigenem  oder  fremdem  Namen  an  Geschäftsimter- 
nehmiingen  derselben  Art,  wie  diejenigen,  welche  sie  für  Rechnang  ihrer 
Kommittenten  abschUessen,  Antbeil  nehmen,  es  sei  denn,  dass  die  letzteren 
sie  ausdrücklich  hierzu  ermächtigen ;  und,  falls  sie  es  dennoch  thun,  gehen 
alle  Gewinne,  welche  diese  Geschäftsuntemehmungen  abwerfen  können, 
zum  Yortheil  der  Kommittenten,  ohne  dass  die  Verluste  zu  ihren  Lasten  sind. 

141.  Die  Kommittenten  sind  derjenigen  Verpflichtungen  nicht  ent- 
hoben, welche  ihre  Faktore  in  ihrem  Namen  kontrahiren,  auch  wenn  sie 
nachweisen,  dass  sie  ohne  Auftrag  bei  einem  bestimmten  Geschäft  gehan- 
delt haben,  sofern  der  Faktor,  welcher  das  Geschäft  abschloss,  zur  Vor- 
nahme desselben  nach  dem  Inhalte  der  Vollmacht,  auf  Grund  deren  er 
handelt,  ermächtigt  war,  und  dieses  dem  Geschäftsbetriebe  des  Etablissements 
entspricht,  welches  unter  der  Leitung  des  Faktors  steht. 

142.  Es  können  sich  ebenfalls  die  Kommittenten  nicht  der  Erfüllung 
der  Vei'pflichtungen,  welche  ihre  Faktore  eingegangen  sind,  entziehen,  unter 
dem  Verwände,  dass  diese  ihr  Vertrauen  und  die  ihnen  ertheilten  Befug- 
nisse missbrauchten,  oder  dass  sie  zu  ihrem  eigenen  Vortheil  die  E£Fekten, 
welche  sie  für   ihre  Prinzipale  erworben  haben,   verbrauchten. 

143.  Die  Geldstrafen,  in  welche  der  Faktor  wegen  Kontraventionen 
ge^en  die  fiskalischen  Gesetze  oder  die  Verordnungen  der  öffentlichen  Ver- 
waltung bei  den  Geschäften,  die  ihm  als  Faktor  zukommen,  yer£Edlen  kann, 
sind  sofort  von  dem  Vermögen,  welches  er  verwaltet,  einzuziehen,  unbe- 
schadet des  Rechtes  des  Eigenthümers  gegen  den  Faktor,  wegen  dessen 
Verschuldens  bei  den  Handlungen,  welche  die  Geldstrafe  veranlasst  haben. 

144.  Die  Befugniss  eines  Faktors,  das  ihm  übertragene  Etablisse- 
ment zu  verwalten,  wird  durch  den  Tod  des  Eigenthümers  nicht  unter- 
brochen, so  lange  ihm  nicht  die  Vollmacht  widerrufen  wird,  wohl  aber 
durch  die  Veränsserung,  welche  derselbe  mit  seinem  Etablissement  vor- 
nimmt. 

145.  Auch  wenn  die  Vollmacht  einem  Faktor  gegenüber  widerrufen  ist 
oder  dieser  seine  Funktionen  einzustellen  hat  in  Folge  der  Veränsserung  des 
von  ihm  verwalteten  Etablissements,  sind  die  Verträge  gültig,  welche  er  nach 
der  Vornahme  dieser  Akte  bis  zu  dem  Zeitpunkte  abgeschlossen  hat,  an 
welchem  die  letzteren  auf  einem  gesetzlichen  Wege  zu  seiner  Kenntniss  ge* 
langt  sind. 

146.  Die  Faktore  müssen  bezüglich  des  Etablissements,  welches  sie 
verwalten,  dieselben  Vorschriften  der  ^chnungsführung  beobachten,  welche 
im  Allgemeinen  für  die  Kaufleute  festgesetzt  sind. 

147.  Derjenige,  welcher  die  Geschäfte  eines  Handels-  oder  Fabrik- 
etablissements für  fremde  Rechnung  führt  und  ermächtigt  ist,  dasselbe  zu 
verwalten,  zu  leiten  und  über  die  Gegenstände, ,  welche  darauf  Bezug 
haben,  Verträge  abzuschliessen,  mit  mem*  oder  weniger  Beftignisseui  je 
nachdem  es  der  Eigenthümer  för  angemessen  gehalten  hat,  hat  nur  <ue 
gesetzliche  Beftigniss  eines  Faktors  hinsichtlich  der  in  diesem  Titel  vor-* 
geschriebenen  Bestimmungen. 

148.  Alle  übrigen  Angestellten,  welche  die  Kaufleute  gewöhnlich 
mit   festem   Gehalt  als   Gehülfen   ihres  Geschäfts-   und  Handdsbetriebes 
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verwenden,  entbehren  der  fiefiigniss,  f&r  ihre  Prinzipale  Verträge  mn 
zugeben  und  sich  zu  verpflichten,  es  sei  denn,  dass  die  letzteren  diesen  dne 
solche  ausdrücklich  übertragen^bezüglioh  der  Unternehmungen,  mit  welchen 
sie  dieselben  in  bestimmter  Weise  beauftragen,  £a11s  diejenigen,  welche 
solche  erhalten,  die  gesetzlich  erforderliche  Fähigkeit  besitzen,  in  gültiger 
Weise  zu  kontrahiren. 

140.  Der  Eaufinann,  welcher  einem  Handlungs^hülfen  seines 
Hauses  die  ausschliessliche  Leitung  eines  Theiles  seiner  Gescnäftsverwaltang 
überträgt,  wie  das  Ausstellen  von  Wechseln,  die  Einziehung  und  Emp&ng- 
nahme  von  Geldbeträc^n  mit  eigener  Unterschrift  oder  etwas  anderes 
ähnliches,  wobei  es  nöuig  ist,  Urkunden  zu  unterschreiben,  welche  eine 
Verpflichtung  und  eine  Klage  erzeugen,  muss  ihm  eine  Specialvollmacht 
f&r  alle  Geschäftsuntemehmungen  ^theilen,  die  dieser  Auftrag  umfasst, 
und  die  Vollmacht  muss  eingetragen  und  vermerkt  werden,  wie  es  im 
Art  134  bezüglich  der  Faktore  bestimjnt  ist. 

Demgemäss  ist  es  den  Handlungsgehülfen  nicht  erlaubt,  Wechsel 
auszustellen,  zu  acceptiren,  zu  indossiren,  eine  Quittung  auf  dieselben  xa 
setzen  oder  irgend  eine  andere  Urkunde  über  Kontrahirung  oder  Decharge 
bezüglich  der  Handelsuntemehmungen  ihrer  Prinzipale  zu  unterschreibeOf 
es  sei  denn,   dass   sie  hierzu  mit  hinreichender  Vollmacht  autorisirt  sind. 

150«  Wenn  ein  Eauftnann  vermittelst  eines  an  seine  Eorrespondenteo 
gerichteten  Cirkulars  bekannt  macht,  dass  er  einen  Handlungsgehülfen 
seines  Hauses  zu  einigen  Unternehmungen  seines  Handelsbetriebes  e^ 
mächtigt  habe,  so  sind  die  Verträge  gültig  und  verpflichtend,  welche  der 
letztere  mit  denjenigen  Personen  abschliesst,  welchen  das  Cirkular  mitgetheilt 
ist,  sofern  sich  solche  auf  den  Theil  der  Verwaltung  beziehen,  der  dem 
erwähnten  Gehülfen  anvertraut  ist 

Eine  gleiche  Mittheilung  ist  erforderlich,  damit  die  von  ihren  Hand- 
lungsgehülfen unterzeichnete  Eorrespondenz  der  Eaufleute  wirksam  sei, 
bezüglich  der  Verpflichtungen,  welche  hierdurch  kontrahirt  sind. 

151.  Die  Bestimmungen  der  Art-O  138,  139,  140,  145  und  146 
sind  in  gleicher  Weise  auf  die  Handlungsgehülfen  anzuwenden,  welche 
ermächtigt  sind,  eine  Handelsuntemehmung  oder  ire^end  einen  Theil  des 
Geschäfts-  und  Handelsbetriebes  ihres  Prinzipals  zu  leiten. 

152.  Die  Handlungsgehülfen,  welche  beauftragt  sind,  in  einem  öfifent- 
lichen  Waarenlager  im  Kleinen  (en  detail)  zu  verkaufen,  werdeti  als  er- 
mächtigt angesehen,  den  Erlös  der  vorgenommenen  Verkäufe  einzuziehen,  und 
ihre  Empfangsbescheinigungen  sind  gültig,  wenn  sie  dieselben  im  Namen 
ihrer  Prinzipale  ausstellen. 

Eine  gleiche  Befugniss  haben  die  Handlungsgehülfen,  welche  in  den 
Waarenlagem  en  gros  verkaufen,  sofern  die  Verkäufe  gegen  Bäarzahlung 
geschehen  und  die  Zahlung  in  dem  Waarenlager  selbst  stattfindet;  wenn 
jedoch  die  Einziehungen  ausserhalb  desselben  erfolgen  oder  aus  auf  Zeit 
abgeschlossenen  Käuten  herrühren,  müssen  die  Empfangsbescheinigungen 
nothwendigerweise  von  dem  Prinzipal,  seinem  Faktor  oder  einem  zur 
Einziehung  bestellten  legitimirten  Bevollmächtigten  unterschrieben  werden. 

153.  Die  Eintragungen,  welche  von  den  mit  der  Buchführung  be- 
trauten Handlungsgehülfen  in  die  Bücher  und  Register  ihrer  Prinzipale 
vorgenommen  sind,  bringen  dieselben  Wirkungen  hervor  und  sind  den 
letzteren  zum  Nachtheil,  als  wenn  sie  von  ihnen  selbst  gemacht  worden 
wären« 


1)    Es  sind  wohl  die  Art.  186,  187,  189,  Ul— 145  gemeint! 
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164.  Wenn  ein  Eaofinann  seinen  Handlongsgehülfen  mit  der 
Empfangnahme  von  Waaren  beanftragt,  welche  er  gekaan  hat,  oder  welche 
aus  einem  anderen  Titel  in  seinen  Besitz  gelangen  sollen  und  dieser  sie, 
ohne  Einwendungen  bezüglich  ihrer  Qualität  und  Quantität  zu  erheben,  in 
Empfang  nimmt,  wird  die  Uebergabe  als  ordnungsmässig  erfolgt  angesehen, 
und  es  werden  bezüglich  derselben  keine  anderen  Reklamationen  zugelassen, 
als  diejenigen,  welche  stattfinden  könnten,  wenn  jener  sie  in  Person  in 
Empfwg  genommen  hätte. 

155.  Weder  die  Faktore,  noch  die  Handlungsgehülfen  können 
Anderen  die  Aufträge  übertrafen,  welche  sie  von  ihren  Prinzipalen  erhalten 
haben,  ohne  Kenntniss  und  Zustimmung  der  letzteren;  und,  mlls  sie  diese 
Del^ation  in  anderer  Weise  vornehmen,  haften  .  sie  direkt  fär  die 
Geschäftsführung  der  Substituten  und  fär  die  durch  die  letzteren  kontra- 
hirten  Verpflichtungen. 

156.  Wenn  die  Zeit  des  Dienstes  der  Faktore  und  Handlungs- 
gehülfen nicht  bestimmt  ist,  so  kann  ieder  von  ihnen  demselben  ein  Ende 
setzen,  wenn  er  dem  Prinzipal  einen  Monat  yorher  Anzeige  macht 

Der  Prinzipal  kann  in  jedem  Falle  vor  Ablauf  des  Monats  die  Ent- 
lassung des  Faktors  oder  Handlungsgehülfen  herbeiführen,  indem  er  ihm 
das  entsprechende  Monatsgehalt  bezahlt* 

157.  Es  ist  weder  den  Faktoren  oder  den  Handlungsgehülfen,  noch 
ihren  Prinzipalen  erlaubt,  ohne  gesetzlichen  ü^rund  die  Verträge  aufzu- 
heben, welche  sie  untereinander  mit  bestimmter  Frist  abschlössen  haben, 
und  derienige,  welcher  es  thut  oder  zur  Aufhebung  Veranlassung  giebt, 
muss  den  Anderen  für  die  ihm  erwachsenden  Nachtheile  scIumIIos 
halten. 

158.  Es  sind  nur  gesetzliche  Qründe  zur  Aufhebung  auf  Seiten  des 
Prinzipals: 

1.  jeder  Akt  eines  Betrages  oder  Vertrauensmissbrauchs,  welchen  der 
Faktor  oder  Handlungsgehülfe  begeht; 

2.  die  Ausfährung  irgend  eines  derjenigen  Geschäfte,  welche  dem 
Faktor  oder  Handlungsgehülfen  verboten  sind; 

3.  die  Beleidigung^en  oder  Handlungen,  welche  nach  dem  Ermessen 
des  Handelsgerichts  die  persönliche  Sicherheit,  die  Elhre  oder  die 
Interessen  des  Kommittenten  gefährden. 

159.  Es  sind  nur  gesetzliche  Gründe  zur  Aufhebung  auf  Seiten  der 
Faktore  oder  Handlungsgehülfen: 

1.  die  Beleidigungen  oder  Handlungen,  von  denen  Nr.  3  des  vorher- 
gehenden Artikels  handelt; 

2.  schlechte  Behandlung  darch  den  Prinzipal,  welche  von  dem 
Handelsgericht  für  j^enügend  erachtet  wird; 

8.  Vorenthaltung  ihres  Gehaltes  für  zwei  aufeinanderfolgende  Termine. 

160.  Die  Faktore   und  Handlungsgehülfen   haften  ihren  Prinzipalen 
für  jeden  Schaden,  welchen  sie  deren  Interessen  dadurch  verursachen,  dass 
sie  mit  Böswilligkeit,  schuldbarer  Nachlässigkeit  oder  Verletzung  der  Anord- 
nungen und  Instruktionen,   welche   sie  i^en  gegeben  haben,  gehandelt- 
haben. 

161.  Die  Faktore  und  Handlungsgehülfen  haben  Anspruch: 

1.  auf  das   vereinbarte  Gehalt,   auch  wenn   sie   durch   einen  unver- 
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schuldeten  Za&Il  ihre  Dienste  zwei^)  aufeinanderfolgende  Monate 
hindurch  nicht  leisten,  unbeschadet  des  Falles,  in  welchem  es 
ihnen,  gemäss  der  Abrede,  tageweise  gezahlt  wird; 
2.  auf  die  Schadloshaltung  fiir  die  Verluste  und  ausserordentlichen 
Ausgaben,  welche  sie  in  unmittelbarer  Folge  des  geleisteten  Dienstes 
gehabt  haben. 

KAPITEL  m. 
Von  den  Frachtfiährem. 

162*  Der  Transport  ist  ein  Vertrag,  Kraft  dessen  sich  Jemand  ver- 
pflichtet, fiir  einen  bestimmten  Preis  von  emem  Orte  nach  dem  anderen  zu 
Lande,  auf  Kanälen,  Seen  oder  schiffbaren  Flüssen  Passagiere  oder  fremde 
Waaren  zu  befördern  und  dieselben  an  den  Adressaten  abzuliefern. 

Frachtführer  heisst  derjenige,  welcher  die  Verpflichtung  der 
Beförderung  übernimmt. 

Derjenige,  welcher  die  Beförderung  zu  Wasser  vornimmt,  führt  den 
Namen  Patron  oder  Schiffer. 

Ablader,  Remittent  oder  Konsignant  wird  derjenige  ge- 
nannt, welcher  den  Auftrag  zur  Beförderung  für  eigene  oder  fremde 
Rechnung  ertheilt. 

Konsignatar  heisst  derjenige,  an  welchen  die  Waaren  gesendet 
werden.  Ein  und  dieselbe  Person  kann  zugleich  Ablader  und^onsig* 
natar  sein. 

Der  Betrag,  welchen  der  Ablader  für  die  Beförderung  zu  bezahlen 
sich  verpflichtet  heisst  Fracht. 

Wer  den  Transport  von  Personen  oder  Waaren  durch  seine  besoldeten 
Handlungsgehülfen  und  in  eigenen  oder  zu  seiner  Verfügung  stehenden 
Fahrzeugen  gewerbemässig  betreibt,  heisst  Spediteur  (Transportunter- 
nehmer), auch  wenn  er  zuweilen  den  Transport  selbst  ausführt 

163.  Sowohl  der  Ablader  der  Waaren,  als  auch  der  Frachtführer 
derselben  können  gegenseitig  verlangen,  dass  ein  Frachtbrief  aufgesetzt 
werde,  in  welchem  auszudrücken  ist: 

1.  der  Vor-  und  Zuname  und  der  Wohnort  des  Abladers,  des  Fracht- 
führers und  des  Konsignatars: 

2.  die  generische  Beschaffenheit  der  Waaren,  deren  Gewicht  und  die 
Marken  und  die  Zidil  der  Ballen,  welche  sie  enthalten; 

3.  der  Ort  der  Uebergabe  (Ablieferungsort); 

4.  der  Preis  der  Beförderung; 

5.  die  Frist,  innerhalb  deren  die  Uebergabe  der  Ladung  erfolgen  muss ; 

6.  der  Ort,  Tag,  Monat  und  Jahr  der  Ausfertigung; 

7.  alle  übrigen  Vereinbarungen  oder  Bedingungen,   welche  die  Kon- 
trahenten festsetzen. 


^)  Nach  NicaragnensiBchem  Recht  (Art.  106  cfr.  Bd.  m,  S.  614)  einen 
Monat,  nach  Deutschem  (Art.  60,  cfr.  Bd.  II,  S.  822)  und  Oesterreichischem 
Recht  (Art  60,  cfr.  Bd.  III,  S.  829)  6  Wochen;  nach  Ohilenischem  (Art  336»  cir, 
Bd.  I,  2.  Anfl,  S.  781),  Gnatemalanischem  (Art  187,  cfr.  Bd.  n,  S.  690)  nnd 
Honduranischem  Recht  (Art.  834,  cfr.  Bd.  UI,  S.  41)  2  lionate;  nach  Argen- 
tinischem (Art  156,  cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  102\  Bolivianischem  (Art  169, 
cfr.  Bd.  I,  9.  Aufl.,  8.  469),  Brasilianischem  (Art  79,  cfr.  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  546), 
Golnmhiani8chem(Art.l66,cfr.Bd  ILS.24),  Oosta-Ricanischem  (Art.148, 
cfr.  Bd.  II,  S.  188),  Spanischem  Recht  (Art.  202)  und  dem  Japanischen 
Entwurf  (Art  62,  cfr.  Bd.  III,  S.  1127)  8  Monate. 
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164  Der  Frachtbrief  ist  der  gesetzliche  Titel  des  zwischen  dem 
Ablader  und  dem  Frachtführer  abgeschlossenen  Vertrages,  and  nach  seinem 
Inhalte  sind  die  Streitigkeiten  zu  entscheiden,  welche  bezüglich  seiner 
Ausführung  und  Erfüllung  vorkommen,  ohne  dass  ein  anderer  Einwand 
dagegen  zugelassen  wird,  als  der  der  Fälschung  und  eines  unfreiwilligen 
Irrthums  bei  seiner  Abfassung. 

165.  In  Ermangelung  eines  Frachtbriefes  ist  das  Resultat  der  juristi- 
schen Beweise  massgebend,  welche  jede  Partei  zur  Unterstützung  ihrer 
betrefifenden  Behauptungen  vorbringt,  und  der  Ablader  ist  vor  allen  Dingen 
verpflichtet,  die  Uebergabe  der  Waare  an  den  Frachtführer  zu  beweisen, 
falls  der  letztere  diese  leugnet. 

166.  Der  Frachtführer  muss  das  Original  des  Fi'achtbriefes  aufbe- 
wahren und  der  Ablader  kann  ein  Duplikat  hiervon,  von  dem  Fracht- 
führer unterschrieben,  verlangen;  dasselbe  dient  ihm  als  Titel,  um  nöthigen- 
falls  die  Uebergabe  der  Effekten,  welche  dem  Frachtführer  eingehändigt 
sind,  in  der  vereinbarten  Frist  und  unter  den  festgesetzten  Bedingungen 
zu  reklamiren. 

Nach  Erfüllung  des  Vertrages  von  beiden  Seiten  sind  beide  Titel 
auszuwechseln,  und  in  Folge  dieses  Austausches  sind  ihre  betreffenden  Ver- 
pflichtungen und  Ansprüche  als  erloschen  anzusehen. 

Falls  wegen  Verlustes  oder  einer  anderen  Ursache  der  Eonsignatar 
dem  Frachtfahrer  im  Momente  der  Empfangnahme  der  Waaren  das  Dupli- 
kat des  Frachtbriefes  nicht  übergeben  kann,  muss  er  ihm  einen  Empfangs- 
schein über  die  abgelieferten  Effekten  ertheilen. 

167.  Die  Waaren  werden  auf  Risiko  und  Gefahr  des  Eigenthümers 
und  nicht  des  Frachtführers  befördert,  wenn  nicht  ausdrücklich  das  Gegen- 
theil  vei?einbart  worden  ist 

Demzufolge  gehen  für  Rechnung  des  Eigenthümers  alle  Schäden  und 
Verminderungen,  welche  seinen  Waaren  während  des  Transports  durch 
unvermeidlichen  Zufall,  unüberwindliche  Gewalt  oder  in  Folge  ihrer  Katur 
und  eines  eigenen  Fehlers  der  nämlichen  Waaren  zustossen,  indem  es  zu 
Lasten  des  Frachtführers  ist,  diese  Vorfälle  in  gesetzlicher  und  ausreichender 
Form  nachzuweisen. 

168.  Ausser  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fällen  ist 
der  Frachtführer  verpflichtet,  die  verladenen  Effekten  in  demselben  Zu- 
stande abzuliefern,  in  welchem  er  dieselben  nach  dem  Inhalt  des  Fracht- 
briefes erhalten  hat,  ohne  irgend  ein  Manko,  eine  Beschädigung  oder  Ver- 
minderung; und,  wenn  er  aies  nicht  thut,  muss  er  den  Werth  bezahlen, 
welchen  die  Waaren  an  dem  Orte,  wo  die  Uebergabe  stattfinden  sollte, 
an  dem  Datum,  an  welchem  die  letztere  auszufahren  war,  gehabt  hätten. 

168.  Die  Abschätzung  der  Effekten,  welche  der  Frachtführer  im 
Falle  des  Verlustes  oder  des  Abhandenkommens  bezahlen  muss,  hat  nach 
Massgabe  der  ihnen  in  dem  Frachtbriefe  gegebenen  Bezeichnung  zu  er- 
folgen, ohne  dass  dem  Ablader  der  Beweis  gestattet  wird,  dass  unter  den 
Waaren,  welche  er  in  demselben  als  übergeben  deklarirte,  andere  von 
grösserem  Werth  oder  baares  Geld  enthalten  seien. 

170.  Die  Thiere,  Wagen,  Kähne,  Geräthschaften  und  alle  übrigen 
principalen  und  accessorischen  Beförderungsmittel  sind  besonder  zu 
Gunsten  des  Abladers  als  Hypothek  für  die  dem  Frachtführer  überge- 
bonen  Effekten  verhaftet. 

171.  Alle  Beschädigungen,  welche  bei  den  Waaren  während  ihres 
Transportes  vorkommen  und  nicht  von  irgand  einer  der  drei  im  Art.  167 
bezeichneten  Ursachen  herrühren,  sind  zu  Lasten  des  Frachtführers. 
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172.  In  gleicher  Weise  haftet  der  Frachtführer  f&r  die  Beschftdifi^ngen, 
welche  ans  einem  zo&lligen  Ereigniss  oder  der  Natur  der  beförderten  Effekten 
selbst  herrühren^  wenn  bewiesen  wird,  dass  sie  in  Folge  seiner  Nachlässig- 
keit oder  dadurch  entstanden  sind^  dass  er  es  unterlassen  hat,  diejenigen 
Vorkehrungen  zu  treffen,  welche  bei  sorgsamen  Personen  gewöhnücb  an- 
gewendet werden. 

178.  Die  Haftbarkeit  des  FrachtftLhrers  bei  den  Beschädigungen 
hört  auf,  wenn  in  dem  Frachtbriefe  ein  Betrug  begangen  wird,  indem  die 
Waaren  mit  einer  anderen  generischen  Qualität  fälschlicherweise  angegeben 
werden,  als  derjenigen,  welche  sie  wirklich  haben. 

174.  Wenn  in  Folge  der  Beschädigungen  die  Waaren  zu  ihrem  Ver- 
kauf und  Verbrauch  in  den  ihnen  eigenthümlichen  Zwecken  untauglich 
geworden  sind,  ist  der  Eonsignatar  nicht  verpflichtet,  dieselben  in  Empfang 
zu  nehmen,  und  kann  sie  für  Rechnung  des  Frachtführers  lassen,  indem 
er  Ton  ihm  ihren  Werth   zu  dem  an  dem  Tage  laufenden  Preise  fordert 

Wenn  unter  den  beschädigten  Waaren  sich  eini^  Stücke  in  gutem 
Zustande  und  ohne  irgend  einen  Mangel  befinden,  so  ist  die  vorhergdbende 
Bestimmung  bezüglich  der  beschädif2[ten  anwendbar,  und  der  Eonsignatar 
muss  diejenigen,  welche  unverletzt  smd,  in  Empfang  nehmen,  wenn  diese 
Sonderung  nach  verschiedenen  und  einzelnen  Stücken  erfolgt,  und 
ohne  dass  hierbei  ein  und  derselbe  Gegenstand  in  Theile  zerlegt  wird. 

175.  Wenn  die  Beschädigungen  nur  eine  Verminderung  des  Werthes 
der  Waaren  hervorrufen,  reducirt  sich  die  Verpflichtung  des  Frachtführers 
darauf,  den  Betrag  dieser  Verminderung  nach  dem  Urtheile  Sachver- 
ständiger zu  vergüten. 

176.  Die  Haftbarkeit  des  Frachtführers  beginnt  mit  dem  Moment, 
in  welchem  er  die  Waaren  persönlich  oder  vermittelst  einer  hiena 
bestimmten  Person  an  dem  Orte  in  Empfang  nimmt,  der  ihm  zur  Ve^ 
ladung  derselben  angegeben  wird. 

177.  Wenn  Streitigkeiten  zwischen  dem  Frachtführer  und  dem 
Eonsignatar  über  den  Zustand  der  Waaren  entstehen,  haben  sie  ge- 
richtlich oder  ausser£;erichtlich  einen  oder  mehrere  Sachverständige  zu  er- 
nennen, welche  dieselben  untersuchen  und  das  Resultat  ihrer  Untersuchung 
bescheinigen. 

Wenn  das  Gutachten  des  oder  der  Sachverständigen  dem  Streit  nicht 
ein  Ziel  setzen  kann,  müssen  die  Waaren  an  dem  Orte,  welchen  das  Handels- 
gericht bezeichnet,  hinterlegt  werden,  und  die  Interessenten  können  von 
ihrem  Rechte,  wie  es  ihnen  am  besten  scheint,  Gebrauch  machen. 

178.  Innerhalb  48  Stunden  nach  dem  Empfang  der  Waaren  hat 
die  Reklamation  gegen  den  Frachtführer  wegen  eines  Schadens  oder  einer 
Beschädigung,  die  beim  Oeffnen  der  Kollis  an  denselben  entdeckt  werden, 
zu  erfolgen,  sofern  an  dem  äusseren  Theil  der  Kollis  keine  Anzeichen  des 
Schadens  oder  der  Beschädigung,  welche  reklamirt  werden,  zu  erkennen 
waren. 

Nach  Ablauf  der  erwähnten  Frist  von  48  Stunden  oder  nach  Be- 
zahlung der  Frachtgelder,  ist  jede  Entschädigungsklage  gegen  den  Fracht- 
führer wegen  des  Znstandes,  in  welchem  die  Uebergabe  der  beförderten 
Waaren  erfolgte,  unzulässig. 

179.  Der  Frachtführer  hafliet  für  alle  Folgen,  zu  welchen  seine 
Unterlassung  bei  der  Erfüllung  der  durch  die  fiskaUschen  Gesetze  vor 
geschriebenen  Förmlichkeiten  während  des  ganzen  Verlaufs  der  Reise  und 
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bd  denk  Eingänge  in  den  Bestimmungsort  der  Waaren  Veranlassung  geben 
kann. 

Wenn  jedoch  der  Frachtführer  hierbei  auf  Grund  eines  formellen 
Auftrages  iSeitens  des  Abladers  oder  des  Konsignatars  der  Waaren  ge- 
handelt hat,  so  ist  er  dieser  VerantworÜichkeit  enthoben,  unbeschadet  der 
Körper-  und  Geldstrafen,  denen  beide  in  Gemässheit  des  Gesetzes  ver- 
fallen sind. 

180.  Der  Frachtführer  hat  keine  Befngniss,  nach  dem  Titel  zu 
forschen,  mit  welchem  der  Konsignatar  die  beförderten  Waaren  in  Em- 
pfang nimmt,  und  er  mnss  dieselben  ohne  Verzug  oder  irgend  welche 
Schwierigkeit  auf  die  einfache  Thatsache  hin  übergeben,  dass  derselbe  in 
dem  Frachtbriefe  als  Emp&nger  bezeichnet  ist.  Dadurch,  dass  er  dies 
nicht  thnt,  macht  er  sich  (&r  alle  Nachtheile  verantwortlich,  welche  durch 
den  Verzug  dem  Eigenthtimer  verursacht  werden. 

181.  Wenn  sich  an  dem  im  Frachtbriefe  bezeichneten  Domicil  der 
Konsiraatar  der  Effekten,  welche  der  Frachtführer  befördert,  nicht  befindet 
oder  die  Empfangnahme  derselben  verweigert,  so  ist  der  Ortsrichter  an- 
zugehen, damit  er  ihre  Hinterlegung  zur  Verfügung  des  Abladers  oder  des 
Bemittenten  derselben  anordne,    unbeschadet  des  besseren  Bechtes  Dritter. 

182.  Der  Ablader  kann  die  Konsignation  der  Effekten,  welche  er 
dem  Frachtführer  übergeben  hat,  verändern,  so  lange  sie  sich  unterwegs 
befinden,  und  dieser  hat  seiner  Anordnung  Folge  zu  leisten,  sofern  er  ihm 
gleichzeitig  mit  dem  Ertheilen  der  Vorschrift  zur  Aenderung  des  Bestim- 
mungortes das  Duplikat  des  von  dem  Frachtführer  unterschriebenen  Fracht- 
briefes zurückgiebt. 

Leistet  der  Frachtführer  der  Anweisung  ohne  dieses  Erfordemiss  Folge, 
so  haftet  er  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  der  durch  den  Wechsel 
des  Bestimmungsortes  oder  der  Konsignation  Geschädigte  nachweist 

183.  Wenn  die  von  dem  Ablader  vorgeschriebene  Veränderung  des  Be- 
stimmungsortes es  erfordert  dass  der  Fracäitführer  den  Weg  verändern  oder 
über  den  in  dem  Frachtbriefe  för  die  Ablieferung  bezeichneten  Punkt  hinaus 
^hen  muss,  so  ist  nach  gemeinschaftlichem  Uebereinkommen  die  Abände- 
rung festzusetzen,  welche  in  dem  Frachtpreise  zu  erfolgen  hat,  und  anderenfalls 
hat  der  Frachtführer  nur  die  Verpflichtung,  die  Uebergabe  an  dem  in  dem 
ersten  Vertrage  festgesetzten  Ort  vorzunehmen. 

184.  Der  Frachtführer  ist  verpflichtet,  die  Waaren  zu  der  verab- 
redeten Zeit  und  an  dem  vereinbarten  Orte  in  Empfang  zu  nehmen,  die- 
selben nach  dem  Brauche  sachverständiger  Personen  zu  verladen  und  die 
Reise  in  der  Frist  und  auf  dem  Wege,  welche  der  Vertrag  bestimmt,  an- 
zufangen und  zu  beendigen. 

Die  Verletzung  irgend  einer  dieser  Verpflichtungen  legt  dem  Fracht- 
führer die  VerantwortUchkeit  für  die  dem  Ablader  verursachten  Schäden 
und  Nachtheile  auf. 

185.  Ist  die  Frist  für  die  Uebergabe  der  Waaren  vorher  festgesetzt, 
so  ist  solche  innerhalb  derselben  zu  bewirken,  und,  in  deren  Ermangelung, 
hat  der  Frachtführer  die  in  dem  Frachtbriefe  vereinbarte  Entschädigung 
zu  bezahlen,  ohne  dass  der  Ablader  oder  der  Konsignatar  Anspruch  aiu 
etwas  anderes  habe. 

Wenn  jedoch  die  Verzögerung  das  Doppelte  der  in  dem  Frachtbriefe 
festgesetzten  Zeit  überschreitet,  so  haftet  der  Frachtführer,  abgesehen  von 
der  Bezahlung  der  Entschädigung,  wegen  der  Nachtheile^  welche  dei^  Bigen- 
thümer  getroffen  haben  können. 
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IIB.  Ist  keine  Frist  zur  Verladuog  der  Waaren  yorher  festgebelai, 
so  hat  der  Frachtführer  die  Verpflichtung,  dieselben  auf  der  ersten  Reise 
zu  befördern,  die  er  nach  dem  Orte  antritt,  wo  er  dieselben  übergeben 
mussy  und,  wenn  er  dies  nicht  thut,  sind  die  durch  den  Verzug  verursachten 
Nachtheile  zu  seinen  Lasten. 

187.  Wenn  die  Route  nicht  bezeichnet  ist,  so  kann  der  Frachtführer, 
wenn  es  zwei  oder  mehrere  giebt,  die  fUr  ihn  bequemste  auswählen,  sofern 
die  erwählte  geraden  Wegs  auf  den  Punkt  führt,  an  welchem  er  die 
Waaren  abliefern  muss. 

188.  Die  freiwillige  Veränderung  der  vereinbarten  Route  macht  den 
Frachtführer  sowohl  für  die  Verluste,  Mängel  oder  Beschädigungen,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Ursache,  aus  welcher  dieselben  hervorgehen,  als  auch 
für  die  Geldstrafe,  welche  stipulirt  worden  ist,  verantwortlich. 

189.  Wenn  nach  dem  Beginne  der  Reise  ein  Hinderniss  von  höherer 
Gewalt  eintritt,  so  kann  der  Frachtfilhrer  den  Vertrag  aufheben  oder  die 
Reise,  sobald  das  besagte  Hinderniss  beseitigt  ist,  auf  einem  anderen  Wege 
oder  auf  dem  bezeichneten  fortsetzen. 

^  Hat  er  die  Aufhebung  gewählt,  so  kann  er  die  Ladung  aa  dem,  dem 
Bestimmungsorte  derselben  am  nächsten  gelegenen  Orte  hinterlegen  oder 
nach  ihrem  Abgangsort  zurückbringen,  indem  er  die  Fracht  im  Verhäk- 
niss  des  zurückgelegten  We^,  sowonl  für  die  Hin-  als  iiir  die  Rückreise, 
einzieht,  wobei  in  keinem  Falle  der  Betrag  die  volle  Fracht  überschreiten  darf. 
Wenn  die  eingeschlagene  Route  kostspieliger  als  die  bezeichnete  ist, 
so  hat  der  Frachtführer  Anspruch  auf  eine  Erhönung  der  Fracht;  wenn  er 
jedoch  nach  Beseitigung  des  Hindernisses  die  Reise  auf  der  vereinbarten 
Route  fortsetzt,  kann  er  keine  Entschädigung  für  die  erlittene  Verzögerung 
verlangen. 

190.  Der  Ablader  hat  vor  allen  Gläubigem  des  Frachtführers  ein 
Vorrecht,  um  für  den  Betrag  der  Entschädigungen,  auf  welche  er  in  Folge 
des  Verzuges,  der  Verluste,  Mängel  oder  Beschädigungen  Anspruch  hM, 
mit  dem  Werth  der  Thiere,  Wagen,  Barken,  Geräthscnaften  und  aer  übrigen 
principalen  oder  accessorischen  Transportmittel  bezahlt  zu  werden« 

19L  Die  beförderten  Effekten  sind  besonders  für  den  Transportpreis 
und  für  die  bei  der  Beförderung  verursachten  Kosten  und  Gebühren  ver- 
haftet. Dieses  Recht  wird  nacheinander  von  einem  Frachtflihrer  auf  den 
anderen  bis  zu  dem  letzten,  der  die  Uebergabe  der  Waaren  bewirkt, 
übertrafen,  und  dieser  vereinigt  in  sich  die  Ansprüche  derjenigen,  wdche 
ihm  bei  der  Beförderung  vorangegangen  sind« 

192«  Das  im  vorhergehenden  Artikel  zu  Gunsten  des  Frachtführers 
bezüglich  der  beförderten  Effekten  festgesetzte  Vorrecht  cessirt,  wenn 
diesdben  nach  Verlauf  von  drei  Tagen  nach  ihrer  Ablieferung  auf  einen 
dritten  Besitzer  übergehen,  oder  wenn  er  innerhalb  des  auf  die  Ueber^^be 
folgenden  Monats  von  seinem  Rechte  keinen  Gebrauch  macht  In  beiden 
Fällen  hat  er  keine  andere  Eigenschaft,  als  die  eines  gewöhnlichen 
Gläubigers  mit  persönlicher  Klage  gegen  den  Empfänger  der  Effekten. 

193.  Die  Eonsignatare  können  die  Zahlung  der  Frachtgelder  für 
die  empfangenen  Waaren  nicht  länger  als  48  Stunden  nach  ihrer  ueber- 
gabe hinausschieben,  und,  im  Falle  des  Verzuges,  ohne  dass  eine  Reklamation 
über  Mimko  oder  Beschädigung  an  denselben  erhoben  wird ,  kann  der 
Frachtführer  den  gerichtlichen  Verkauf  der  beförderten  Waar^i  in  einer 
Menge  verlangen,  welche  zur  Deckung  des  Transportpreises  und  der  von 
ihm  verausla^n  Kosten  genügt 
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IM.  Das  Recht  des  Frachtführers  auf  Bezahlung  des  Betrages, 
welcher  ihm  fQr  den  Transport  and  die  Spesen  der  dem  Eonsifi^atar  abge- 
lieferten Effekten  geschuldet  wird,  wird  darch  das  Falliment  des  letzteren 
nicht  beseitigt,  sofern  er  dasselbe  innerhalb  des  auf  den  Tag  der  Ueber- 
gabe  folgenden  Monats  geltend  macht. 

195.  Alles,  was  bezüglich  derienigen  vorgeschrieben  ist,  welche  den 
Transport  persönlich  ausführen,  findet  auf  die  Anwendung,  welche  durch 
andere,  sei  es  in  einem  bestimmten  und  besonderen  Unternehmen  oder 
als  Transportkommissionäre  oder  Spediteure,  die  AusAihrung  vertragsmässig 
übernehmen.  In  jedem  dieser  Fälle  treten  sie  an  die  Stelle  der  Fracht- 
führer selbst,  sowohl  bezüglich  der  Verpflichtungen  und  der  Verant- 
wortlichkeit der  letzteren,  als  auch  hinsichtlich  ihrer  Rechte. 

196.  Nach  Abschluss  des  Vertrages  zwischen  dem  Ablader  und  dem 
Frachtführer  ist  der  erstere,  wenn  er  dem  letzteren  die  vereinbarte  Ladung 
nicht  übergiebt,  verpflichtet,  die  Hälfte  des  Frachtpreises  zu  bezahlen,  und 
beide  sind  von  den  stipulirten  Verpflichtungen  befreit 

197.  Der  Frachtführer,  welcher  sich  zur  Abnahme  der  Ladung  an 
dem  vereinbarten  Tage  nicht  einfindet,  hat  dem  Ablader  die  Hälfte  des 
Frachtpreises  und  die  Schäden  und  Nachtheile  zu  bezahlen,  welche  ihm  hier- 
durch erwachsen,  und,  falls  er  nicht  Vermögen  hat,  mit  welchem  er  die 
Zahlung  leisten  kann,   muss  er   ein  bis  zwei  Monate  GefUngniss   erleiden. 

Der  Frachtführer  ist  von  diesen  Strafen  befreit,  wenn  er  in  gesetz- 
licher Form  nachweist,  dass  er  wegen  Krankheit  oder  aus  irgend  einem 
anderen,  nach  dem  Ermessen  des  Handelsgerichts  gerechtfertigten  Grunde 
sich  nicht  eingefunden  hat. 

Der  Ablader  hat  die  Wahl,  die  Erfüllung  des  Vertrages  oder  die 
Auferlegung  der  Strafen  zu  verlangen;  nachdem  jedoch  einer  dieser 
Klageansprüche  erhoben  worden  ist,  erlischt  der  andere. 

198.  Die  Transportkommissionäre  sind  verpflichtet,  ausser  den,  durch 
die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches,  allen  denjenigen,  welche  den  Handel 
in  Kommission  betreiben,  auferlegten  Verpflichtungen,  ein  besonderes 
Register  mit  den  im  Art.  42  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  zu  führen, 
in  welches  sie  nach  fortschreitender  Reihenfolge  der  Nummer  und  Daten 
die  Effekten  einzutragen  haben,  deren  Transport  ihnen  übertragen  wird, 
unter  Angabe  ihrer  Beschaffenheit,  desjenigen,  welcher  dieselben  verladet, 
des  Bestimmungsortes,  des  Vor-  und  Zunamens  und  des  Domicils  des 
Konsignatars  und  des  Frachtführers  und  des  Frachtpreises. 
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Buch  n. 

Von  den  Handelsverträgen  im  Allgemeinen,  ihren 
Formen  und  Wirkungen. 

TITEL  L 

Einleitende  Bestimmimgen  bezüglich  des  AbschlasseB  der 

Handelsverträge. 

199*  Die  Vorschriften  des  Civilgesetzbaches  bezüfj^lich  der  Obli- 
gationen und  Verträge  im  Allgemeinen  sind  anf  die  Handelsgeschäfte 
anwendbar,  yorbebaltlich  der  Modifikation,  welche  dieses  EUtndelsgesetzbnch 
festsetzt. 

200.  Die  Kauflente  können  Verträge  schliessen  und  sich  verpflichten : 

1.  durch  öffentliche  Urkunde; 

2.  durch  einen  schriftlichen  und  von  den  Kontrahenten  oder  irgend 
einem  Zeugen  auf  ihre  Bitte  und  in  ihrem  Namen  unterschriebenen 
Privatvertrag ; 

3.  durch  briefliche  oder  telegraphische  Korrespondenz. 
Auf  welche  dieser  Arten   die  Kaufleute  auch  kontrahiren  mögen,  so 
werden  sie  verpflichtet  und  können  vor  Gericht  zur  Erfüllung  der  kontra- 
hirten  Verpflichtungen  gezwungen  werden. 

201.  Von  der  vorhergehenden  Bestimmung  sind  diejenigen  Verträge 
ausgenommen,  bezüglich  deren  in  diesem  Gesetzbuch  in  bestimmter  Weise 
besondere  Formen  und  Solemnitäten  festgesetzt  sind,  welche  genau  beob- 
achtet werden  müssen,  bei  Strafe,  dass  die  Nichtigkeit  des  Vertrages  im 
Falle  eines  Einwandes  irgend  einer  der  Parteien  erklärt  wird,  und  dass 
die  Verträge  unwirksam  und  vor  Gericht  unzulässig  sind,  um  irgend  eine 
Klage  einzuleiten. 

202.  Die  Kaufleute  können  auch  mündlich  kontrahiren  und  ihre 
Verträge  sind  gültig,  auch  wenn  sie  nicht  schriftlich  abgefasst  sind,  sofern 
das  Vertragsinteresse  200  Pesos  0  nicht  übersteigt  und  auch  in  diesem 
Falle  hat  der  Vertrag  keine  exekutivische  Kraft  vor  Gericht,  bis  durch  Zu- 
geständniss  der  Verpflichteten  oder  in  anderer  gesetzlicher  Form  das  Vor- 
handensein des  Vertrages  und  die  Bestimmungen,  unter  denen  derselbe 
abgeschlossen  ist,  nachgewiesen  worden. 

Auf  den  Messen  wird  dieser  Betrag  auf  500  Pesos  ausgedehnt 

203.  Die  Verträge  über  einen  höheren  Betrag,  als  den  in  dem  vorher- 
gehenden Artikel  bezeichneten,  müssen  nothwendigerweise  in  öffentlicher 
oder  privater  Urkunde  abgefasst  werden,  sonst  haben  sie  keine  ver-^ 
pflichtende  civile  Kraft.  Das  Papier  zu  den  letzteren  muss  das  durch  das 
Gesetz  für  die  Privatverträge  bezeichnete  sein. 

204.  Unwirksam  ist  jede  Urkunde  über  einen  Handelsvertrag,  in 
welcher  sich  leere  Stellen,  Radirungen  oder  Verbesserungen  befinden, 
die  von  den  Kontrahenten  nicht  mit  ihrer  Unterschrift  salvirt  sind. 

205.  Verhandeln  die  Parteien  über  ein  Geschäft  in  dem  Falle  des 
Art  202   mündlich,   so   wird   der  Vertrag,   welcher   hieraus   resultirt,   als 

^)  Ueber  den  Werth  eines  Peso  yergl.  Note  zu  Art  15. 
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perfekt  ugeBehen  und  werden  dieselben  zu  seiner  Erfüllung  yerpflichtet, 
sobald  sie  in  bestimmten  und  deutlichen  Ausdrücken  über  die  Sache, 
welche  Gegenstand  des  Vertrages  ist,  und  die  betreffenden  Leistungen  eines 
reden  Kontrahenten  sich  geeinigt  haben,  unter  Bestimmung  aller  der 
Umstände,  welche  bei  der  Art  der  Ekiullung  derselben  beobacntet  werden 
müssen. 

206.  Bei  den  Geschäften,  welche  durch  Korrespondenz  geschlossen 
werden,  sind  die  Verträge  als  geschlossen  zu  erachten  und  erzeugen  eine 
obligatorische  Wirknng,  sobald  aerjenige,  welcher  die  Offerte  empfing,  die 
Antwort  absendet^),  indem  er  dieselbe  pure  und  einfach  ohne  Bedingung 
oder  Vorbehalt  acceptirt;  und  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  steht  es  dem  rro- 

Sonenten  frei,  seine  Offerte  zurückzuziehen,  sofern  er  nicht  bei  der  Stellung 
erselben  versprochen  hat,  eine  Antwort  abzuwarten  und  über  den  Gegen- 
stand des  Vertrages  erst  nach  Ablehnung  seines  Vorschlages  zu  verfügen, 
oder  nachdem  eine  bestimmte  Frist  abgehufen  ist. 

Die  bedingten  Annahmen  sind  erst  dann  verbindlich,  wenn  der  erste 
Proponent  die  Mittheilung  macht,  dass  er  mit  der  Bedingung  einverstanden. 

207.  Damit  der  Handelsvertrag  eine  Klage  erzeuge,  ist  es  uner- 
lässlich,  dass  er  einen  thatsächlich  vorhandenen  und  bestimmten  Handels- 
gegenstand betrifft. 

208.  Wenn  im  Handelsvertrage  eine  Entschädigungsstrafe  (Kon- 
ventionalstrafe)  gegen  denjeni<^n,  welcher  denselben  nicht  erfüllt,  fest- 
gesetzt ist,  so  kann  die  geschä(ügte  Partei  entweder  die  ErfÜUang  des  Ver- 
trages mit  den  rechtlich  zulässigen  Mitteln  oder  die  vorgeschriebene  Strafe 
verlangen;  macht  sie  jedoch  eine  dieser  beiden  Klagen  geltend,  so  ist  die 
andere  erloschen. 

920.  Die  unerlaubten  Vereinbarungen  erzeugen  keine  Verpflichtung, 
noch  Klage,   auch   wenn    sie   sich   auf  Handelsuntemehmongen    beziehen. 

Ebensowenig  erzeugen  eine  solche  diejenigen,  welche  von  Personen 
abgeschlossen  sind,  die  zum  Handeltreiben  unfähig  sind,  und  deren  Un- 
fähigkeit in  Folge  der  Eigenschaft  oder  Beschäftigung  notorisch  ist. 

210.  Wenn  jedoch  der  unfähige  Kontrahent  seine  Unfähigkeit  dem 
anderen  Kontrahen  verbirgt  und  die  letztere  nicht  notorisch  ist,  so  wird  er 
zu  dessen  Gunsten  verpflichtet,  ohne  das  Recht  zu  erwerben,  ihn  vor  Gericht 
zur  Erfüllung  der  von  ihm  kontrahirten  Verpflichtungen  anzuhalten. 

211.  Die  Handelsverträge  müssen  bona  fide  nach  den  Bedingungen, 
unter  welchen  sie  abgeschlossen  und  abgefasst  worden,  ausgeführt  und 
erfüllt  werden,  ohne  durch  willkürliche  Auslegungen  den  eigentlichen  und 
wahren  Sinn  der  gesprochenen  oder  geschriebenen  Worte  zu  verdrehen 
oder  die  Wirkungen  zu  beschränken,  welche  sich  in  natürlicher  Weise  aus 
der  Art  herleiten  lassen,  in  der  die  Kontrahenten  ihren  Willen  aus- 
gedrückt haben  und  ihre  Verpflichtungen  eingegangen  sind. 

212.  Geht  aus  den  Bestimmungen  des  Vertrages  selbst  oder  aus 
seinen  vorhergehenden  und  nachfolgenden  Handlangen  die  Absicht  der 
Kontrahenten  deutlich  hervor,  so  hat  seine  Ausführung  in  Gemässheit 
derselben  stattzufinden,  ohne  dass  Einwendungen  zugelassen  werden,  welche 
sich  auf  zufällige  Fehler  in  den  von  den  Parteien  gebrauchten  Worten  und 
Ausdrücken  gründen,  noch  auch  irgend  welche  andere  Subtilitäten,  welche 
das  Wesen  der  Vereinbarung  ändern. 

213-  Wenn  es  nöthig  ist,  die  Bestimmungen  des  Vertrages  zu  inter- 
pretiren    und   die   Kontrahenten    den   entstanoenen   Zweifel    nicht  durch 

1)  cur.  Art.  252  des  Portngies.  H.  G.  B.  und  Note. 
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Ueberehikommen  lösen,  sind  als  Grundlage  der  loterpretation  zu  berück- 
sichtigen: 

1.  die   anerkannten    nnd   genehmigten   Bestimmungen    desselben  Ver- 
trages, welche  die  zweifelhaften  erklären  können; 

2.  die  Handlungen  der  Parteien,  weli*he  dem  Vertrage  nachfolgen  und 
mit  dem  streitigen  Punkte  in  Beziehung  stehen; 

3.  der  gemeine  Oebrauch   und  die  im  Allgemeinen  in  Fällen  gleicher 
Art  beobachtete  Praxis; 

4.  das  Urtheil  von  Personen,  die  in  dem  Handelszweige,  zu  dem  das 
Geschäft  gehört,  welches  den  Zweifel  verursacht  hat,  erfahren  sind. 

Falls  der  Zweifel  durch  diese  Mittel  nicht  gelöst  werden  kann,  ist  er 
zu  Gunsten  des  Schuldners  zu  entscheiden. 

214.  Sind  bei  der  Abfassung  eines  Vertrages  Bestimmungen  fort- 
gelassen, welche  absolut  nothwendig  sind,  um  das  Vereinbarte  zur  Aus- 
führung zu  bringen,  so  wird  vermuthet,  dass  die  Parteien  sich  dem 
unterwerfen  wollten,  was  in  Fällen  gleicher  Art  an  dem  Orte,  wo  der 
Vertrag  zur  Ausführung  kommen  muss,  üblich  ist;  und  in  diesem  Sinne  ist 
zu  vermhren,  wenn  die  Interessenten  sich  nicht  bequemen,  ihren  Willen 
nach  gemeinschaftlichem  Uebereinkommen  zu  expliciren. 

215.  Jede  Abrede,  welche  in  einer  Münze,  einem  Gewicht  oder 
Maasse  erfolgt  ist,  die  nicht  die  gangbaren  in  dem  Lande  sind,  wo  jene 
zxir  Ausführung  kommen  muss,  ist  nach  Uebereinkunft  der  Parteien  oder, 
im  Falle  der  Uneinigkeit,  nach  dem  Gutachten  Sachverständiger  auf 
die  Münzen,  Gewichte  und  Maasse  zu  reduciren,  welche  an  dem  Orte 
gebräuchlich  sind,  wo  der  Vertrag  zu  erfüllen  ist. 

216.  Wenn  in  dem  Vertrage  zur  Bezeichnung  der  Münze,  des  Ge- 
wichts oder  des  Maasses  ein  allgemeiner  Ausdruck  gebraucht  worden  ist, 
welcher  auf  verschiedene  Werthe  oder  Beträge  passt,  so  ist  die  Obligation 
in  derjenigen  Münzsorte,  Gewichts-  oder  Maasseinheit  als  abgeschlossen 
anzusenen,  welche  bei  Verträgen  gleicher  Art  gebräuchlich  sind. 

217.  Wenn  es  sich  in  den  Verträgen  um  Entfernungen  handelt  und 
allgemein  von  Meilen  oder  Stunden  die  Rede  ist,  so  sind  diejenigen  zu  ver- 
stehen, welche  in  dem  Lande  üblich  sind,  auf  das  sich  der  Vertrag  bezieht 

218.  Bei  allen  Berechnungen  von  Tagen,  Monaten  und  Jahren  wird 
der  Tag  zu  24  Stunden  gerechnet,  die  Monate,  wie  sie  in  dem  Grego- 
rianischen Kalender  bezeichnet  sind,  und  das  Jahr  zu  365  Tagen. 

219.  Bei  den  Handelsverpflichtungen,  welche  mit  einer  bestimmten 
Frist  kontrahirt  sind,  die  aus  einer  festgesetzten  Anzahl  Tage  besteht, 
wird  in  keinem  Falle  der  Tag  des  Datums  des  Vertrages  gerechnet,  falls 
nicht  eine  ausdrückliche  Vereinbarung  hierüber  getroffen  ist,  wohl  aber 
der  des  Ablaufs  der  Frist 

220.  Es  ist  keine  gerichtliche  Reklamation  bezüglich  der  Ausfüh- 
rungen der  Verpflichtungen  auf  Frist  zulässig  bis  einen  Tag  nach  dem 
Ablauf. 

221.  Es  werden  keine  Respekttage,  Gunsttage  oder  solche  aner- 
kannt, welche  unter  irgend  einer  anderen  Bezeichnung  die  Erfüllung  der 
Handelsverpflichtungen  hinausschieben,  es  seien  denn  diejenigen,  welche  die 
Parteien  in  dem  Vertrage  vorher  festgesetzt  haben  oder  sich  auf  eine  be- 
stimmte rechtliche  Vorschrift  stützen. 

222.  Die  Verpflichtungen,  welche  keine  von  den  Partien  vorher- 
festgesetzte Frist  haben,  sind  10  Tage,  nachdem  sie  kontrahirt  worden  sind, 
exigibel,  wenn  sie  nur  eine  gewöhnliche  Klage  erzeugen,  und  am  folgenden 
Tage,  wenn  sie  schleunige  Vollstreckung  nach  sich  ziehen. 
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223.  Die  Wirkungen  des  Verzuges  bei  der  ErfilUuDg  der  Handels- 
verpflichtungen,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  von  indossablen  Urkun- 
den hen*ühren,  beginnen  mit  dem  Ablauf  der  Frist. 

224.  Die  Handelsverpflichtungen  werden  bewiesen: 

1.  durch  Zugeständniss  der  Parteien; 

2.  durch  öffentliche  Urkunden; 

3.  durch  Privaturkunde; 

4.  durch  die  Fakturen  und  Geschäftsschlussscheine,  welche  von  der 
Partei  angenommen  worden  sind,  gegen  die  sie  vorgelegt  werden; 

5.  durch  die  Korrespondenz; 

6.  durch  die  Handelsbücher,  welche  ordnungsmässig  gefuhrt  sind; 

7.  durch  Zeugenbeweis  bei  den  Verträgen  über  weniger  als  200  oder 
500  Pesos  in  den  betreffenden  Fällen  oder  auch  wenn  sie  diese 
Summe  überschreiten,  falls  der  Anfang  eines  schriftlichen  Beweises 
vorliegt; 

8.  durch  Vermuthungen,  welche  nach  den  Vorschriften  des  gemeinen 
Rechts  als  solche  oezeichnet  sind; 

9.  durch  die  übrigen  Beweismittel,  welche  das  gemeine  Recht  aner- 
kennt. 

225.  Die  Handelsverpflichtungen  erlöschen  auf  die  im  gemeinen 
Recht  über  die  Verträge  im  Allgemeinen  vorgeschriebene  Art  und  Weise, 
vorbehaltlich  der  besonderen  Vorschriften,  welche  für  bestimmte  Fälle  in 
diesem  Gesetzbuch  ertheilt  werden. 


TITEL  IL 
Von  Kauf  tind  Verkauf. 

KAPITEL  I. 
Von  der  Qualifikation  des  Handelskaufs  und  -Verkaufe. 

226.  Es  gehören  zur  Klasse  der  Handelskäufe  diejenigen,  welche 
Betreffs  beweglicher  Sachen  mit  der  Absicht  vorgenommen  werden,  aus 
denselben  irgend  einen  Gewinn  bei  ihrem  Wiederverkauf  zu  erlangen,  sei 
es  in  derselben  Form,  in  der  sie  gekauft  wurden,  oder  in  einer  anderen 
verschiedenen,  sowie  die  Wiederverkäufe  dieser  nämlichen  Sachen. 

227.  Als  Handelskäufe  werden  nicht  betrachtet: 

die  Käufe  von  unbeweglichen  Sachen  und  accessorischen 
Gegenständen  derselben,  auch  wenn  sie  Mobilien  sind; 

die  zum  Verbrauch  des  Käufers  oder  desjenigen,  in  dessen 
Auftrag  der  Erwerb  stattfand,  bestimmten  Gegenstl&de; 

die  Verkäufe,  welche  die  Landleute  und  Heerdenbesitzer  über 
die  Früchte  ihrer  Ernten  und  den  Ertrag  ihrer  Heerden  ab- 
schliessen ; 

diejenigen,  welche  die  Eigenthümer  und  irgend  welche  andere 
Personen  von  den  Erträgen  oder  Gegenständen  vornehmen,  die 
sie  auf  Grund  einer  Rente,  einer  Schenkung,  eines  Gehalts,  von 
Nebeneinkünften  oder  unter  irgend  einem  anderen  remuneratonsofaen 
oder  unentgeltlichen  Titel  empfangen; 
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und  schliesslich  der  Wiederverkauf,  welchen  Jemand,  Aer  nicht 
gewerbemässig  den  Handel  betreibt,  von  dem  Ueberschuss  der  Vor- 
räthe  macht,  welche  er  fiir  seinen  eigenen  Gebrauch  angeschafft  hat 
Ist  die  Menge,  welche  diese  Personen  zom  Verkaof  stellen, 
grösser,  als  diejenige,  welche  sie  verbraucht  haben,  wird  ver 
muthet,  dass  sie  bei  dem  Kauf  mit  der  Absicht  wieder  zu  ver- 
kaufen gehandelt  haben,  und  es  wird  der  Kauf  und  der  Verkauf 
ab  Handelskauf  und  -Verkauf  angesehen. 

KAPITEL  IL 
Von  der  verkauften  Sache. 

228.  Bei  dem  Verkauf  einer  Sache,  welche  auf  Besicht  gehalten 
wird  und  zur  Zeit  des  Vertrages  nur  ihrer  Art  nach  bezeichnet  ist,  wird 
nicht  angenommen,  dass  der  Käufer  sich  die  Befugniss,  dieselbe  zu  prüfen, 
vorbehält. 

Diese  Bestimmung  ist  nicht  auf  diejenigen  Sachen  auszudehnen,  welche 
gewöhnlich  nach  dem  Geschmack  gekauft  werden. 

229*  Wenn  der  Käufer  einer  Sache,  welche  auf  Besicht  gehalten 
wird,  sich  ausdrücklich  die  Prüfung  vorbehält,  ohne  eine  Frist  zur  Vornahme 
derselben  festzusetzen,  so  wird  der  Verkaiu  als  unter  einer  suspensiven 
Potestativbedingung  binnen  einer  Frist  von  drei  Tagen  abgeachlossen 
angesehen. 

Diese  Frist  wird  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  der  Ver- 
käufer den  Käufer  auffordert,  die  Prüfung  stattfinden  zu  lassen,  und  wenn 
der  Käufer  dies  nicht  innerhalb  derselben  thut,  so  wird  angenommen,  dass 
er  von  dem  Vertrag  zurücktritt 

280.  Sofern  die  auf  Besicht  verkaufte  Sache  zu  denjenigen  ge- 
hört welche  gewöhnlich  nach  dem  Geschmack  gekauft  werden,  so  wird  der 
Voroehalt  der  Prüfung  vermuthet,  und  diese  Prüfung  schliesst  die  Suspensiv- 
bedingung in  sich,  dass  die  Sache  unversehrt  und  von  gewöhnlicher  Be- 
schaffenheit ist 

231.  Wenn  der  Vertrag  gleichzeitig  die  Art  und  die  Beschaffen- 
heit der  auf  Besicht  verkauften  Sache  bestimmt,  so  wird  angenommen, 
dass  der  Kauf  unter  der  casuellen  Suspensivbedingung  erfolgt  ist,  dass 
die  Sache  von  der  vereinbarten  Art  und  Beschaffenheit  sei 

Wenn  der  Käufer  zur  Zeit  der  Uebergabe  der  Sache,  welche  den 
Gegenstand  des  Vertrages  bildet,  behauptet,  dass  ihre  Art  und  Be- 
schaffenheit nicht  mit  der  stipulirten  Art  und  Beschaffenheit  überein- 
stimmt, so  ist  die  Sache  von  Sachverständigen  zu  untersuchen. 

232.1  Der  Kauf  auf  Ordre  von  einer  Sache,  die  nur  ihrer  Art 
nach  bezeichnet  worden  ist,  und  welche  der  Verkäufer  dem  Käufer  über- 
senden muss,  schliesst  auf  Seiten  des  letzteren  die  Befugniss  in  sich,  den 
Vertrag  aufzuheben,  wenn  die  Sache  nicht  unversehrt  und  von  gewöhn- 
licher ISeschaffenheit  ist 

Ist  die  Sache  zugleich  ihrer  Aii;  und  Beschaffenheit  nach  bezeichnet, 
so  hat  der  Käufer  ebenfalls  die  Befugniss,  den  Vertrag  aufsuheben, 
falls  die  Sache  nicht  von  der  stipulirten  Beschaffenheit  ist 

Herrscht  unter  den  Parteien  in  den  beiden  vorliegenden  Fällen 
Streit,  so  ist  anzuordnen,  dass  die  Sache  von  Sachverständigen  unter- 
sucht werde. 
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888.  Wenn  der  Kauf  nach  Mustern  YorgeDommen  ist,  so  schliesst  er 
implicite  die  Bedingung  in  sich,  dass  der  Vertrag  au^ehoben  werden  kann, 
wenn  die  Waaren  nicht  mit  den  Mastern  übereinstimmend  ausfallen. 

234.  Bei  dem  Verkauf  einer  Sache  während  ihres  Transports  zur 
See^  zu  Lande,  auf  Flüssen  oder  schiffbaren  Kanälen  kann  der  Käufer 
den  Vertrag  auflösen,  sofern  die  Sache  nicht  annehmbar  oder  nicht  von 
der  vereinbarten  Art  und  Beschaffenheit  ist. 

235.  Ist  die  verkaufte  Sache  auf  Ordre  gekauft  und  befördert 
worden,  unter  der  Bedingung,  dieselbe  an  einem  bestimmten  Orte  ab- 
zuliefern, so  ist  anzunehmen,  dass  der  Kauf  unter  der  casuellen  Sus- 
pensivbedingung erfolgt  ist,  dass  die  Sache  an  ihren  Bestimmungsort 
gelange. 

Nach  Erßillung  der  Bedingung  kann  der  Käufer  den  Vertrag  nicht 
auflösen,  es  sei  denn,  dass  die  Sache  nicht  annehmbar,  oder  dass  die 
Art  und  Beschaffenheit  nicht  den  Vereinbarungen  entsprechen. 

238«  Der  Kauf  eines  Schiffes  oder  irgend  eines  anderen  Gegenstandes, 
welches  bez.  welcher  nicht  vorhanden  ist  und  als  vorhanden  mlschlicher 
Weise  angenommen  wird,  ist  nicht  gültig.  Wenn  jedoch  ein  solcher  Kauf 
erfolgt  ist,  indem  die  Risikos,  welche  der  verkaufte  Gegenstand  läuft,  in 
Rechnung  gezogen  werden,  so  ist  der  Vertrag  als  gültig  zu  erachten, 
wenn  beim  Abschlüsse  desselben  der  Verkäufer  von  dem  Verluste  des 
Gegenstandes  keine  Kenntniss  hatte« 

KAPITEL  ni. 
Vom  Preise. 

237.  Es  ist  kein  Kauf  oder  Verkauf  vorhanden,  wenn  die  Kon- 
trahenten nicht  in  dem  Preise  oder  in  der  Art,  ihn  zu  bestimmen,  über- 
einkommen; wenn  jedoch  die  verkaufte  Sache  übergeben  worden  ist,  so 
wird  vermuthet,  dass  die  Parteien  den  laufenden  Preis  angenommen  haben, 
welchen  dieselbe  an  dem  Tage  und  an  dem  Orte  hat,  wo  der  Vertrag 
abgeschlossen  worden  ist 

Bei  vorhandener  Verschiedenheit  der  Preise  an  demselben  Tage  und 
Orte  muss  der  Käufer  den  Durchschnittspreis  bezahlen. 

Diese  Vorschrift  ist  auch  auf  den  Fall  anwendbar,  in  welchem  sich 
die  Parteien  auf  den  Preis  beziehen,  welchen  die  Sache  zu  einer  anderen 
Zeit  und  an  einem  anderen  Orte  hat,  als  der  Zeit  und  dem  Orte  des  Ver- 
trages. 

238.  Wenn  der  Dritte,  dem  die  Bezeichnung  des  Preises  übertragen 
ist,  aus  irgend  einem  Grunde  denselben  nicht  bestmimt,  und  der  verkaufte 
Gegenstand  übergeben  worden  ist,  so  ist  der  Vertrag  zu  dem  Preise 
auszufuhren,  den  die  Sache  an  dem  Tage  seines  Abschlusses  gehabt  hat 
und,  im  Falle  der  Verschiedenheit  der  Preise,  nach  dem  Durchschnittspreise. 

239.  Im  Falle  eines  Waarenkaufes  nach  dem  Preise,  welchen  ein 
Anderer  anbietet,  kann  der  Käufer  in  dem  Moment,  in  welchem  er  von 
dem  Verkäufer  aufgefordert  wird,  den  Kauf  zur  Ausführung  bringen  oder 
von  demselben  zurücktreten.  Nach  Ablauf  von  drei  Tagen,  ohne  dass 
der  Verkäufer  den  Käufer  auffordert,  bleibt  der  Vertrag  wirkungslos. 

Wenn  jedoch  der  Verkäufer  die  Waaren  übergeben  hat,  so  muss  der 
ELäufer  den  Preis  zahlen,  welchen  sie  an  dem  Tage  der  Uebergabe  gehabt 
haben. 
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KAPITEL  IV. 

Von  den  Wirkungen  des  Veitaufsvertrages. 

240*  Der  Verlast,  die  Verschlechterung  oder  die  Verbesserung  der  Sache 
nach  der  Perfektion  des  Vertrages  gehen  für  Rechnung  des  Käufers,  vor- 
behaltlich des  Falles  einer  entgegengesetzten  Vereinbarung,  oder  wenn 
der  Verlust  oder  die  Verschlechterung  durch  Betrug  oder  Verschuldung  des 
Verkäufers  oder  durch  einen  yerborgenen  Mangel  der  verkauften  Sache 
eingetreten  ist. 

241.  Auch  wenn  der  Verlust  oder  die  Verschlechterung,  welche 
nach  der  Perfektion  des  Vertrages  vorkommen,  durch  Zufall  entstehen, 
so  sind  sie  dennoch  zu  Lasten  des  Verkäufers: 

1.  wenn  der  verkaufte  Gegenstand  nicht  ein  Körper  ist,  der  in  sich 
abgeschlossen  und  durch  Marken,  Nummern  oder  irgend  welche 
andere  Zeichen  bestimmt  ist,  welche  die  Identität  feststellen  and 
ihn  von  einem  andern  derselben  Art  unterscheiden; 

2.  wenn  der  Käufer  durch  die  Vereinbarung,  nach  dem  Brauch  oder 
dem  Gesetze  die  Befugniss  hat,  die  Sache  zu  prüfen  und  zu  pro- 
biren,  und  dieselbe  zu  Grunde  geht  oder  sich  verschlechtert,  bevor 
der  Käufer  anzeigt,  dass  er  mit  derselben  zufrieden  ist; 

3.  wenn  die  Waaren,  welche  nach  Gewicht,  Zahl  oder  Maass  übe^ 
geben  werden  müssen,  zu  Grunde  gehen  oder  sich  verschlechtern, 
bevor  sie  gewogen,  gezählt  oder  gemessen  worden  sind,  es  sei 
denn,  dass  sie  auf  Besicht  und  zu  einem  bestinmiten  Preise  ge- 
kauft worden  sind,  oder  dass  der  Käufer  mit  der  Vornahme  des 
Wiegens,  Zählens  oder  Messens  in  Verzug  gerathen  ist. 

Diese  Vorschrift  ist  ebenfalls  bei  dem  alternativen  Verkauf  von 
zwei  oder  mehreren  fungiblen  Sachen  anzuwenden,  welche  nach 
der  Zahl,  dem  Gewichte  oder  Maasse  übergeben  werden  müssen; 

4.  sofern  der  Verkauf  unter  der  Bedingung  abgeschlossen  ist,  dass 
die  Sache  erst  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Frist  übergeben 
werden  soll,  oder  nicht  eher,  als  bis  sie  sich  in  dem  Zustande 
befindet,  in  welchem  sie  in  Gemässheit  der  Vertragsabreden  zu 
übergeben  ist; 

5.  wenn  der  Käufer  bereit  ist,  die  Sache  in  Empfang  zu  nehmen, 
und  der  Verkäufer  in  Verzug  geräth,  dieselbe  zu  übergeben,  es 
sei  denn,  dass  sie  in  gleicher  Weise  im  Besitz  des  Käufers  hätte 
untergehen  müssen,  falls  derselbe  sie  empfangen  hätte; 

6.  wenn  bei  alternativen  Obligationen  eine  der  verkauflen  Sachen 
zufällig  zu  Grunde  geht. 

Gehen  beide  zu  Grunde,  und  zwar  eine  von  ihnen  durch  Schuld  des 
Verkäufers,  so  schuldet  dieser  den  laufenden  Preis  der  letzteren,  welche 
untergegangen  ist,  sofern  ihm  die  Wahl  zustand. 

Wenn  diese  Wahl  nicht  dem  Verkäufer  gebührt  und  eine  der  Sachen 
durch  zufälliges  Ereigniss  untergeht,  so  muss  sich  der  Käufer  mit  der  vor- 
handenen zufrieden  geben;  wenn  sie  jedoch  durch  Schuld  des  Verkäufers 
untergegangen  ist,  so  kann  er  die  Üebergabe  der  vorhandenen  oder  den 
Preis  der  verloren  gegangenen  verlangen. 

KAPITEL  V. 
Von  den  Verpflichtungen  des  Verkäufers  und  Käufers. 

242.  Nach  Perfektion  des  Vertrages  muss  der  Verkäufer  die  ver- 
kauften Sachen  in  der  vereinbarten  Frist  und  an  dem  festgesetzten  Orte 
übergeben. 
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Ist  keine  Frist  bezeichnet,  so  muss  der  Verkäufer  die  Waaren  inner* 
halb  24  Standen  nach  dem  Yertragsabschluss  zur  Verfügung  des  Käufers 
halteo. 

Beim  Mangel  der  Bezeichnung  des  Orts  f&r  die  Uebergabe  hat 
dieselbe  an  demjenigen  zu  erfolgen,  wo  die  Waaren  sich  zur  Zeit  der 
Perfektion  des  Kaufvertrages  befinden. 

243.  Wenn  die  verkauften  Waaren  nicht  individuell  angegeben  sind, 
so  ertüUt  der  Verkäufer  seine  Verpflichtung,  wenn  er  dieselben  gut  erbalten 
und  von  regelmässiger  Beschaffenheit  übergiebt. 

244.  In  dem  Momente  der  Uebergabe  kann  der  Verkäufer  von  dem 
E^äufer  die  vollständige  Prüfung  der  Quantität  und  Qualität  der  Waaren 
verlangen.     Sollte  der  Käufer  die  Prüfung  nicht  vornehmen,    so   wird    an- 

Senommen^  dass  er  auf  jede  spätere  Reklamation  wegen  eines  Mangels   in 
er  Quantität  und  eines  Fehlers  in  der  Qualität  verzichtet. 

245.  Wenn  in  der  Zeit  zwischen  dem  Datum  des  Vertrages  und  der 
Uebergabe  die  Vermögensverhältnisse  des  Käufers  sich  verschlecotert  haben, 
so  ist  der  Verkäufer  nicht  verpflichtet,  die  verkaufte  Sache  zu  übergeben, 
auch  wenn  er  für  die  Zahlung  des  Preises  eine  Frist  gewährt  hat^  sofern 
ihm  nicht  in  einer  Weise  Bürgschaft  geleistet  wird,  dass  er  genügende 
Sicherheit  hat,  bezahlt  zu  werden. 

246.  Die  von  dem  Verkäufer  nach  dem  Domicil  des  Käufers  oder 
nach  einem  anderen  vereinbarten  Orte  bewirkte  Sendung  der  Waaren  bt 
mit  der  wirklichen  Uebergabe  derselben  gleichbedeutend. 

Die  Sendung  schliesst  nicht  implicite  die  Uebergabe  in  sich,  wenn 
sie  nicht  mit  der  Absicht,  das  Eigenthura  zu  übertragen,  stattgefunden 
hat,  z.  B.,  wenn  der  Verkäufer  die  Waaren  einem  Konsignatar  gesendet 
hat,  mit  der  Anweisung,  dieselbe  nicht  eher  zu  übergeben,  ab  bis  der 
Käufer  den  Preis  bezahlt  oder  hinreichende  Garantieen  gewährt 

247.  Die  Uebergabe  der  verkauften  Sache  wird  als  erfolgt  an- 
gesehen: 

1.  durch  die  Uebersendung  des  Konnossements,  des  Frachtbriefs  oder 
der  Faktura  in  den  Fällen  des  Verkaufs  von  Waaren,  welche  zur 
See  oder  zu  Lande  im  Transitverkehr  befördert  werden  sollen; 

2.  durch  die  Thatsache,  dass  der  Käufer  seine  Marke  mit  Zustinmiung 
des  Verkäufers  an  die  gekauften  Waaren  befestigt; 

8.  durch  irgend  ein  anderes  nach  dem  konstanten  Uandelsgebrauche 
zulässiges  Mittel. 

248.  So  lange  der  Käufer  die  Waaren  nicht  fortschafft  und  irgendwo 
andershin  befördert,  haftet  der  Verkäufer  für  deren  Bewachung  und  Er- 
haltung bis  zu  Dolus  und  culpa  lata. 

248.  Befinden  sich  die  Waaren  im  Besitz  des  Verkäufers,  sei 
es  auch  als  Depositum,  so  kann  er  dieselben  bis  zur  vollständigen  Zanlnng 
des  Preises  und  der  entsprechenden  Zinsen  zurückbehalten. 

250.  Wenn  der  Verkäufer  nach  der  Perfektion  des  Verkaufes  die 
verkauften  Waaren  verbraucht,  verändert  oder  veräussert  und  einem  Anderen 
übereiebt,   so  muss  er  dem  Käufer  andere  in  Art.  Qualität  und  Quantität 

Sleicnwerthige  übergeben  oder,  in  deren  Ermangelung,  ihren  Werth   nach 
em  Erniessen  Sachverständiger,  unter  Entschädigung   fOr  die  Nachtheiie, 
vergüten. 

251.  Verweigert  der  Käufer  ohne  gerechten  Grund  die  Annahme  der 
gekauften  Waaren,  so  kann  der  Verkäufer  die  Aufhebung  des  Verkaufes, 
unter  Entschädigung  für  die  Nachtheile,  beanspruchen^  indem  er  die  Waaren 
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zur  YerföguBg  des  Handelsgerichts  stellt,  damit  dieses  deren  EUnterlegong 
anordne. 

Der  Verkäufer  kann  ebenfalls  die  Hinterlegung  beantragen,  sobald 
der  Käufer  die  Elmpfangnahme  der  Waaren  verzögert,  und  in  diesem  Falle 
sind  die  Kosten  für  die  Ueberfäbrnng  der  Waaren  nach  der  Hinterlegungs- 
stelle und  für  ihre  Aufbewahrung  daselbst  zu  Lasten  des  letzteren. 

252.  Der  Verkäufer  ist  verpflichtet  die  verkauften  Waaren  zu  ge- 
währleisten und  für  die  verborgenen  Fehler,  welche  sie  enthalten,  gemäss 
den  im  gemeinen  Recht  festgesetzten  Vorschriften  zu  haften. 

Die  redhibitorischen  Klagen  verjähren  nach  Ablauf  von  6  Monaten, 
von  dem  Tage  der  wirklichen  Ueberffabe  der  Sache  an  gerechnet. 

253.  Nachdem  die  Sache  zur  Verfügung  des  Käufers  gestellt  ist,  und 
nachdem  dieser  sich  mit  derselben  zufrieden  erklärt  hat,  muss  er  den 
Preis  an  dem  vereinbarten  Orte  und  zu  der  festgesetzten  Zeit  bezahlen. 

Ist  weder  eine  Frist,  noch  ein  Ort  für  die  Zahlung  des  Preises 
angegeben,  so  muss  der  Käufer  dieselbe  an  dem  Orte  und  zur  Zeit  der 
Ueber^abe  leisten  und  kann  nicht  verlangen,  dass  die  letztere  stattfindet, 
ohne  dass  er  gleichzeitig  den  Preis  bezahlt. 

254.  Wenn  der  Verkäufer  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  die  ver- 
kauften Waaren  nicht  übergiebt,  so  kann  der  Käufer  die  Erfüllung  oder  die 
Aufhebung  des  Vertrages  fordern  und  in  beiden  Fällen  den  Ersatz  der 
Nachtheiie,  welche  er  erlitten  hat. 

255.  Der  Käufer,  welcher  im  Ganzen  über  eine  bestimmte  Waaren- 
menge  kontrahirt,  ist  nicht  verpflichtet,  einen  Theil  derselben  unter  dem 
Versprechen  anzunehmen,  dass  ihm  später  das  übrige  übergeben  werden 
wtirde. 

Wenn  jedoch  der  Käufer  Theillieferungen  annimmt,  so  wird  der 
Verkauf  bezüglich  der  erhaltenen  Theile  als  erledigt  angesehen,  selbst 
wenn  der  Verkäufer  die  rückständigen  nicht  liefert. 

In  diesem  Falle  kann  der  Käufer  den  Verkäufer  anhalten,  dass  er 
den  Vertrag  vollständig  erfülle  oder  die  Nachtheile  ersetze,  welche  die 
unvollständige  Erfüllung  ihm  verursacht. 

256.  Sach  der  üebergabe  der  verkauften  Waaren  wird  der  Käufer 
bezüglich  eines  Fehlers  in  der  Qualität  oder  eines  Mangels  in  der 
Quantität  nicht  gehört,  sofern  er  dieselb-n  zur  Zeit  der  Üebergabe  geprüft 
und  ohne  vorhergehenden  Protest  in  Emptang  genommen  hat. 

257.  Wenn  die  Waaren  in  Bündeln  oder  unter  einer  Verpackung 
übergeb.iU  worden  sind,  welche  ihre  Prüfung  verhindert,  und  der  Käufer 
sich  tormell  und  ausdrücklich  das  Recht,  die8eU)en  zu  prüfen,  vorbehalten 
hat,  so  kann  er  innerhalb  der  auf  die  Üebergabe  folgenden  3  Tage  wegen 
der  Fehler  in  der  Quantität  oder  der  Mängel  in  der  Qualität  Reklamationen 
erheben,  iudeui  er  im  ersteren  Falle  nachweist,  dass  die  Euden  der  Kollis 
sich  intakt  betiudeu,  und  in  dem  zweiten,  dass  die  Bcschädi^uu^n  oder 
Mängel  derartig  sind,  dass  sie  in  seinem  Waarenlager  durch  zufalliges 
Ereigniss  nicht  haben  eintreten  können,  und  dass  sie  doloser  Weise  nicht 
hätten  verursacht  werden  können,  ohne  dass  Spuren  des  Betruges  zum 
Vorschein  gekonmieu  wären. 

258.  Der  Käuler  hat  das  Recht,  von  dem  Verkäufer  zu  verlangen, 
dass  er  eine  Faktura  der  Waaren  aufstelle  und  ihm  übermittele,  und  dass 
er  am  Fuss  derselben  eine  Quittung  über  den  gesammten  Preis  oder  den 
Theil,  der  ihm  übergeben  worden  ist,  aufsetze. 

Wenn  er  gegen  den  Inhalt  der  Faktura  nicht  innerhalb  8  Taeen 
nach  der  Uebergabts  derselben  eine  Reklamation  erhebt,  so  wird  sie  ab 
unwideiTuiUch  acceptirt  angesehen. 
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TITEL  m. 
Von  den  Tauschgescliäften. 

259.  Die  Handelstauschgeschäfte  werden  nach  denselben  Vorschriften, 
welche  bezüglich  der  Käufe  und  Verkäufe  gegeben  sind,  beurtheilt  und 
geregelt,  insoweit  dieselben  auf  die  besonderen  Umstände  dieser  Art  von 
Verträgen  anwendbar  sind* 

TITEL  IV. 
Von  der  Cession  der  Handelsforderungen. 

260.  Die  Cession  einer  nicht  indossablen  Forderung  wird  d^i  in 
dem  Civilgesetzbuch  in  dem  Abschnitt:  ,,Von  der  Cession  der  Rechte'S 
festgesetzten  Vorschriften  unterworfen. 

261.  Die  Cession  einer  streitigen  Forderung  wird  ebenfalls  den  im 
Civilgesetzbuch  in  dem  Abschnitte:  y,Von  den  streitigen  Rechten'^  fest- 
gesetzten Vorschriften  unterworfen. 

262.  Die  Cession  der  Urkunden  an  Ordre  erfolgt  vermittelst 
Indossament  und  diejenige  der  Urkunden  auf  den  Inhaber  durch  die 
einfache  Tradition. 

263.  Die  Cession  von  negocirbaren  öffentlichen  Effekten  erfolgt  in  der 
Form,  welche  die  Gesetze  ihrer  Kreirung  oder  die  Verordnungen  bestimmen^ 
welche  ihre  Emission  gestatten. 

TITEL  V. 
Von  den  GesellBcliaften. 

264.  Der  Gesellschaftsvertrag  wird  nach  dem  Civilrecht,  nach  den 
besonderen  Handelsgesetzen  und  durch  die  Vereinbarungen  der  Parteien 
geregelt. 

265.  Das  Gesetz  erkennt  3  Arten  von  Handelsgesellschaften  an: 

1.  die  EoUektivgesellschaft; 

2.  die  Kommanditgesellschaft; 

3.  die  anonyme  Gesellschaft. 

Eb  erkennt  ebenfalls  die  Gelegenheitsgesellschaft  oder  Unternehmung 
für  gemeinschaftliche  Rechnung  (Rechnung  in  Theilhaberschaft)  an. 

KAPITEL  L 

Von  der  Bildung  und  dem  Beweise  der  KoUektivgesellschaft 

266-  Eine  Kollektivgesellschaft  ist  diejenige,  welche  zwischen  zwei 
oder  mehreren  Personen  imter  Vereinbarungen  lägeschlossen  wird,  die  für 
alle  Gesellschafter  gemeinschaftlich  sind,  welche  in  dem  von  ihnen  fest- 
gestellten Verhältniss  an  denselben  Rechten  und  Verpflichtungen  Theil 
nehmen. 

267.  Die  Gesellschaft  wird  durch  eine  Öflfentliche  Urkunde  gebildet 
und    bewiesen^   welche  gemäss    Art   20   eingetragen    werden   muss;    ein 
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Auszug  derselben  ist  yermittelst  Cirkulare  zur  Eenntniss  des  Publikams 
zu  bringen. 

Wenn  die  Gesellschaft  verschiedene  Handlungshäuser  hat,  welche  an 
verschiedenen  Oi*ten  gelegen  sind,  so  muss  das  in  diesem  Artikel  Angeordnete 
an  allen  diesen  erfüllt  werden. 

268.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft,  welche  sich  vor  dem  Ablauf 
des  fes  gesetzten  Termins  vollzieht,  die  Verlängerung  derselben,  der 
Wechsel  der  Gesellschatter  durch  R&cktritt  oder  Tod  eines  derselben,  die 
Veränderung  der  Gesellschaftsfirma  und  im  Allgemeinen  jede  Abänderung, 
Erweiterung  oder  Modifikation  des  Vertrages,  müssen  in  öffentlicher  U^ 
künde  mit  den  in  dem  vorhergehenden  Artikel  Alinea  1  angegebenen 
Förmlichkeiten  abgefasst  werden. 

269.  Der  in  einer  Privaturkunde  abgeschlossene  Vertrag  bringt 
unter  den  Gesellschaftern  keine  andere  Wirkung  hervor,  als  das  er  sie 
verpflichtet,  die  öffentliche  Urkunde  auszustellen,  bevor  die  Gesellschaft 
ihre  Unternehmungen  beginnt. 

270.  Die  Gesellschaftsurkunde  muss  enthalten: 

1«  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  der  Gesellschafter; 

2.  die  Bezeichnung  oder  Gesellschaftsfirma; 

3.  die  mit  der  Verwaltung  und  dem  Gebrauch  der  Gesellschaftsfirma 
betrauten  Gesellschafter; 

4.  das  Kapital,  welches  jeder  einzelne  der  Gesellschafter  einlegt,  mag 
es  in  baarem  Gelde,  in  Forderungen  oder  in  irgend  einer  anderen 
Art  von  Vermö^ensstücken  bestehen;  den  Werth,  welcher  den- 
selben, mögen  sie  Mobilien  oder  Immobilien  sein ,  beigelegt  wird, 
und  die  Form,  in  welcher  die  Abschätzung  dieser  Vermögwnsstücke 
erfolgen  soll,  falls  denselben  irgend  ein  Werth  nicht  beigelegt 
worden  ist: 

5.  die  Geschäne,  mit  welchen  sich  der  Geschäftsbetrieb  der  Gesellschaft 
befassen  soll; 

6.  den  Antheil  an  den  Gewinnen  oder  Verlusten,  welcher  jedem 
Gesellschafter,  dem  Kapitalisten  oder  dem  Industriellen,  zuertbeilt 
wird: 

7.  den  ^Zeitpunkt,  in  welchem  die  Gesellschaft  beginnen  oder  endigen 
soll; 

8.  die  Summe,  welche  jeder  Gesellschafter  jährlich  ftir  seine  Privat- 
ausgaben  entnehmen  kann; 

9.  die  Form,  in  welcher  die  Liquidation  und  Vertheilung  der  gesell- 
schaftlichen Masse  zu  erfolgen  hat; 

10.  ob  die  Streitigkeiten,  welche  unter  ihnen  während  der  Dauer  der 
Gesellschaft  vorkommen,  der  Entscheidung  von  Schiedsrichtern 
oder  Sachverständigen  unterworfen  werden  sollen  oder  nicht,  und 
in  dem  ersten  Falle  die  Art  und  die  Zeit,  in  welcher  sie  die  £^ 
nennung  bewirken  müssen; 

11.  das  Domicil  der  Gesellschaft; 

12.  die  übrigen  Vereinbarungen,  welche  die  Gesellschafter  treffen. 

271.  Es  ist  kein  Beweis  irgend  welcher  Art  gegen  den  ausdrücklichen 
Inhalt  der  Urkunden  zulässig,  welche  unter  Beobachtung  des  Art.  867 
ausgestellt  sind,  noch  auch  um  das  Vorhandensein  von  Vereinbarungen  m 
beweisen,  welche  in  demselben  nicht  enthalten  sind. 

272.  Die  Unterlassung  der  Gesellschaftsurkunde  und  irgend  einer  der 
vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  erzeugt  absolute  Nichtigkeit  bezüglich  der 
Gesellschafter. 
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Dieselben  haften  desseniin|^eachtet  solidarisch  den  Dritten  gegenüber, 
mit  welchen  sie  im  Namen  una  im  Interesse  der  Geseilschaft  de  fSetcto 
kontrahirt  haben. 

273.  Wenn  die  Nichtigkeit  erklärt  wird,  während  die  Gesellschaft 
de  facto  besteht,  haben  die  Gesellschafter  zur  Liquidation  der  vorher- 
gehenden ünternehmangen  zu  schreiten,  indem  sie  sich  den  Vorschriften 
aes  Quasikontraktes  der  Gemeinschaft  unterwerfen. 

274.  Die  Gesellschafter  können  die  Nichtigkeit  des  Vertrages  weder 
im  Weee  der  Klage,  noch  der  Einrede,  nach  der  Auflösung  der  Gesell- 
schaft de  facto,  geltend  machen. 

275.  Ebensowenig  können  sie  den  Mangel  einer  oder  mehrerer  der 
erwähnten  Förmlichkeiten  Dritten  gegenüber  geltend  machen,  welche  an  dem 
Vorhandensein  der  Gesellschaft  interessirt  smd,  und  die  letzteren  können 
sie^  durch  jedes  der  in  diesem  Gesetzbuch  anerkannten  Beweismittel  nach- 
weisen. 

Noch  auch  können  die  Gesellschafter  Dritten  gegenüber  die  Privat- 
kenntniss  geltend  machen,  welche  die  letzteren  von  den  Bedingungen  der 
Oesellschan  de  facto  erlangt  haben. 

276.  Die  Dritten  können  Dritten  gegenüber  die  Nichtbeobachtung 
der  festeesetzten  Förmlichkeiten  entgegensetzen,  und  derjenige,  welcher 
seinen  Klageantrag  auf  das  Vorhandensein  der  Gesellschaft  stützt,  muss 
beweisen,  dass  dieselbe  in  Gemässheit  der  Vorschriften  dieses  Titels 
errichtet  worden  ist 

277.  Deijeni^e,  welcher  mit  einer  Gesellschaft  kontrahirt  welche 
nicht  in  der  gesetzlichen  Weise  errichtet  ist,  kann  sich  deshalb  der  Erfüllung 
seiner  Verpflichtungen  nicht  entziehen. 

KAPITEL  U. 

Von  der  Bezeichnung  oder  Gesellschaftsfirma  bei  der  Kollektiv- 
gesellschaft;. 

278.  Die  Gesellschaftsfirma  ist  die  Formel,  welche  die  Namen  aller 
Gesellschafter  oder  irgend  eines  von  ihnen  mit  Hinzufügung  der  Worte 
„und  Compagnie^^  {&  Co.)  angiebt 

279.  Nur  die  Namen  der  Kollektivgesellschafter  können  in  die  Ge- 
sellschaftsfirma au&enommen  werden. 

Der  Name  oes  Gesellschafteo^s,  welcher  gestorben  oder  aus  der  G^ 
Seilschaft  ausgeschieden  ist,  muss  aus  der  Gesellschaftsfirma  entfernt 
werden. 

280.  Der  Gebrauch  der  Gesellschaftsfirma  nach  Auflösung  der 
Gesellscbaft  begründet  das  Delikt  der  Fälschung,  und  die  Aufnahme  des 
Namens  einer  tremden  Person  ist  ein  Betrug. 

Die  Fälschung  und  der  Betrug  sind  nach  dem  Strafgesetzbuch  zu 
bestrafen. 

281.  Derjenige,  welcher  die  Aufnahme  seines  Namens  in  die  Handels- 
firma einer  fremden  Gesellschaft  zulässt  wird  zu  Gunsten  derjenigen  Per- 
sonen verantwortlich,  welche  mit  derseloen  kontrahirt  haben. 

282.  Die  in  der  Gesellschaftsurkunde  angegebenen  Eollektivgesell- 
schafter  haften  solidarisch  f&r  alle  unter  der  Gesellschaftsfirma  in  gesetz- 
licher Weise  kontrahirten  Verpflichtungen. 

In  keinem  Falle  können  die  Gesellschafter  vertragsmässig  die  Soli- 
darität bei  den  Kollektivgesellschaften  ausschliessen. 
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Die  Gesellschaftsfirma  können  nur  der  oder  die  Gesellschafter, 
gebraachen,  denen  eine  solche  Befagniss  durch  die  betreffende  Urkonde 
übertragen  ist 

In  Ermangelung  einer  ausdrücklichen  Delegation  können  alle  Gesell- 
schafter von  der  Gesellschaftsfirma  Gebrauch  machen. 

284.  Der  Gebrauch  der  Gesellschaftsfirma  kann  einer  der  Gesellschaft 
fremden  Persönlichkeit  übertragen  werden. 

Der  Delegatar  muss  in  den  öffentlichen  oder  privaten  Urkunden 
angeben,  dass  er  in  Vollmacht  unterzeichne,  bei  Strafe,  persönlich  fftr  alle 
Folgen  des  abgeschlossenen  Geschäfts  zu  haften. 

285«  Die  Gesellschafter,  welche  durch  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
des  Gesellschaftsvertrages  ausgeschlossen  sind,  im  Namen  der  Gesellschaft 
zu  kontrahiren  und  ihre  Firma  zu  gebrauchen,  verpflichten  dieselbe  nicht 
durch  ihre  privaten  Akte,  auch  wenn  sie  bei  der  Vornahme  derselben 
den  Namen  der  Gesellschaft  gebrauchen,  sofern  ihre  Namen  in  die  Gesell- 
schaftsfirma nicht  aufgenommen  sind;  wenn  sie  sich  jedoch  darin  befinden, 
so  hat  die  Gesellschaft  die  Folgen  dieser  Akte  zu  tragen,  vorbehaltlich  ihres 
Anspruches  auf  Entschädigung  gegen  das  Privatvermögen  des  Gesell- 
schafters, welcher  ohne  Ermächtigung  gehandelt  hat 

286.  Die  Gesellschaft  haftet  nicht  für  die  mit  der  Gesellschaftsfirnu 
unterzeichneten  Urkunden,  wenn  die  Verpflichtungen,  welche  dieselben 
veranlasst  haben,  sie  nicht  betreffen  und  der  Dritte  die  Urkunden  mit 
Kenntniss  dieses  Umstandes  annimmt 

KAPITEL  III. 

Von  dem  Gesellschaftsfonds  und  von  der  Verth^ilung  der  Gewinne 
und  Verluste  bei  der  Kollektivgesellschaft. 


DefT  Gesellschaftsfonds  setzt  sich  aus  den  Werthen  zusammen, 
welche  jeder  einzelne  der  Gesellschafter  der  Gesellschaft  &bergiebt  oder 
zu  übergeben  verspricht 

Das  Gesellschaftsvermögen  können  bilden: 

baares  Geld,  Forderungen,  Mobilien  und  Immobilien,  Erfindungs- 
privilegien, Handarbeit,  einfache  Thätigkeit,  sowie  im  Allgemeinen 
jeder  Handelsgegenstand,   welcher   fähig  ist,   irgend  einen  Nutzen 
zu  gewähren. 
283-    Die  Gesellschafter   müssen    ihre  betreffenden  Kapitalien  in  der 
Zeit  und  in  der  Form  einlegen,   welche   in  dem  Vertrage  festgesetzt  sind. 
In    Ermangelung    einer    Vereinbarung   hat   die    Uebergabe   in    deni 
Gesellschaftsdomicil  zu  erfolgen,    sobald  die  Gesellschaftsurkunde    unter- 
zeichnet ist 

289.  Der  Verzug  bei  der  Einzahlung,  welches  auch  immer  der 
Grund  sein  mag,  der  ihn  hervorruft,  ermächtigt  die  Mitgesellschafter,  den 
säumigen  Gesellschafter  aus  der  Gesellschaft  auszuschliessen  oder  exeku- 
tiviscn  gegen  seine  Person  und  sein  Vermögen  vorzugehen,  um  ihn  zur 
Erfüllung  seiner  Verpflichtung  zu  zwingen. 

In  beiden  Fällen  haftet  der  säumige  Gesellschafter  fiir  die  Schäden 
und  Nachtheile,  welche  der  Verzug  der  Gesellschaft  verursacht 

290.  Die  persönlichen  Gläubifi^er  eines  Gesellschafters  aus  Schulden, 
welche  nach  Abschluss  der  Gesellschaft  kontrahirt  sind,  können,  so  lange 
die  Gesellschaft  besteht,  das  Kapital  nicht  mit  Beschlag  belegen,  welches 
dieser  Gesellschafter   eingebracht  hat;    es   ist  ihnen  jedoch  gestattet ,    die 
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Zttrftckbehaltung  des  Interesfienantheils  zu  beantragen,  welchen  er  zur  Zeit 
der  gesellschaftlichen  Yertheilung  erhalten  mitss. 

Ebensowenig  können  sie  bei  dem  Falliment  der  Gresellschaft  mit  den 
Gesellschaftsgläubigem  konkurriren,  sie  haben  jedoch  das  Recht,  den  Theil, 
der  ihrer  Forderung  zukommt,  von  dem  üeberrest  der  Konkursmasse  ein- 
zufordern. 

291.  Die  Gesellschafter  können  die  Rückerstattung  ihres  Kapitals 
vor  dem  Schluss  der  Liquidation  der  Gesellschaft  nicht  verlangen,  es  s^ 
denn,  dass  es  in  dem  Niessbrauch  der  zum  gemeinschaftlichen  Fcmds  ein- 
^brachten  Gegenstände  besteht. 

292.  Die  Gesellschafter  mit  Kapitaleinlage  vertheilen  unter  sich  die 
Gewinne  und  Verluste  in  der  Art,  welche  sie  vereinbart  haben.  In 
Brmangelung  einer  Abrede  müssen  sie  dieselben  nach  Yerhältniss  ihrer 
betreffenden  Kapitalien  vertheilen. 

293*  Bezüglich  der  Gewinne  und  Verluste,  welche  dem  industriellen 
Gesellschafter  zukommen,  ist  die  im  Vertrage  getroffene  Vereinbarung 
massgebend,  und  wenn  eine  Abrede  nicht  vorliegt,  hat  der  industrielle 
Gesellschafter  an  den  Gewinnen  einen  Antheil,  gleich  demjenigen,  welcher 
dem  geringsten  Kapital  entspricht,  ohne  irgendwie  die  Verluste  zu  tragen. 

KAPITEL  IV. 
Von  der  Verwaltung  der  Kollektivgesellschaft 

294.  Die  Leitung  der  Kollektivgesellschaft  richtet  sich  nach  den 
Vereinbarungen,  welche  die  Gesellschaftsurkunde  enthält,  und  hinsichtlich 
dessen,  was  nicht  darin  vorgesehen  ist,  nach  den  Vorschrift^i,  welche 
nachstehend  gegeben  werden. 

295.  Die  Verwaltung  gebührt  von  Rechtswegen  allen  und  jedem 
einzelnen  der  Gesellschafter,  und  dieselben  können  sie  persönlich  oder  durch 
ihre  Vertreter  ausüben,  mögen  letztere  Gesellschafter  oder  nicht  Gesdl- 
schafter  sein. 

296.  Wenn  der  Gesellschaftsvertrag  die  Person  des  Verwalters  nicht 
bezeichnet,  so  ist  anzunehmen,  dass  sich  die  Gesellschafter  gegenseitig  die 
Verwaltangsbefugniss  übertragen,  sowie  die  Befugniss,  die  solidarische 
Haftbarkeit  aller  ohne  ihre  Kenutniss  und  Einwilligung  herbeizuführen. 

297  Auf  Grund  des  gesetzlichen  Mandats  kann  jeder  einzelne  der 
Gesellschafter  alle  Akte  und  Verträge  in  gültiger  Weise  vornehmen,  welche 
in  dem  gewöhnlichen  Geschäftsbetriebe  der  Gesellschaft  einbegriffen, 
oder  welche  zur  Erreichung  der  von  derselben  beabsichtigten  Zwecke 
nothwendig  oder  dienlich  sind. 

298.  Jeder  einzelne  der  Gesellschafter  hat  das  Recht,  sich  der  Aus- 
ftihrung  der  von  einem  Anderen  beabsichtigten  Akte  und  Verträge  zu 
widersetzen,  es  sei  denn,  dass  sie  sich  auf  die  reine  Erhaltung  der  gemein- 
schaftlichen Gegenstände  beziehen. 

299.  Der  Widerspruch  suspendirt  vorläafig  die  Ansftihrung  des 
beabsichtigten  Aktes  oaer  Vertrages,  bis  die  numerische  Majorität  der 
Oesellschafter    deren  Zweckmässigkeit   oder  ünzweckmässigkeit   festsetzt 

300.  Der  Beschluss  der  Mehrheit  verpflichtet  die  Minderheit  nur 
dann,  wenn  derselbe  sich  auf  einfache  Verwaltungsakte  oder  auf  Bestim- 
mungen bezieht,  welche  in  dem  Kreis  der  im  GeseUschaftsvertrage  bezeich- 
neten Unternehmungen  einbegriffen  sind* 
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Ergeben  sich  bei  den  Beschlussfassnngen  der  Gesellschaft  zw« 
oder  mehrere  Meinungen,  welche  nicht  die  absolute  Majorität  erlangen, 
so  müssen  die  Gesellschafter  davon  abstehen,  den  beabsichtigten  Akt  oder 
Vertrag  zur  Ausftlhrung  zu  bringen. 

901.  Wenn  trotz  des  Widerspruches  der  Akt  oder  Vertrag  mit  gut- 
gläubigen Dritten  abgeschlossen  wird,  so  sind  die  Gesellschafter  zur  Er- 
nÜlung  desselben  solidarisch  verpflichtet,  unbeschadet  ihres  Rechtes,  von 
dem  Gesellschafter,  der  ihn  ausgeftihrt  hat,  entschädigt  zu  werden. 

302.  Nachdem  die  Beftigniss  zur  Verwaltung  einem  oder  mehreren 
der  Gesellschafter  übertragen  (delegirt)  worden  ist,  sind  die  übrigen  durch 
diese  Thatsache  allein  an  jeder  Einmischung  in  die  gesellschaftliche  Ver- 
waltung verhindert. 

303.  Die  Beftigniss,  zu  verwalten,  hat  das  Recht  zur  Folge,  die  Ge- 
sellschaftsfirma zu  gebrauchen. 

304.  Der  Delegirte  hat  einzig  und  allein  die  Beftignisse,  welche 
seine  Bestallungsurkunde  bezeichnet,  und  jede  Ueberschreitung,  welche  er 
in  Ausübung  derselben  begeht,  macht  ihn  der  Gesellschaft  gegenüber  fär 
alle  Schäden  und  Nachtheile,  welche  ihr  erwachsen,  verantwortlich. 

305.  Die  delegirten  Verwalter  vertreten  die  Gesellschaft  gerichtlich 
und  aussergerichtlich,  wenn  sie  jedoch  mit  einer  Specialvollmacht  nicht 
versehen  sind,  können  sie  die  ihrer  Natur  nach  oder  in  Folge  ihrer  Be- 
stimmung unbeweglichen  Verraögensstücke  weder  verkaufen,  noch  vav 
pfänden,  noch  deren  Form  verändern,  noch  über  die  Geschäft»  der  Gesell- 
schaft, welcher  Art  dieselben  auch  sein  mögen,  Vergleiche  oder  Kompro- 
misse abschliessen. 

306.  Die  Veränderungen  in  der  Form  der  gesellschaftlichen  Im- 
mobilien, welche  der  Verwalter  mit  Kenntniss  und  unter  Duldung  der  Qe- 
sellschafter  vornimmt,  sind  hinsichtlich  aller  gesetzlichen  Wirkungen  als  von 
letzteren  autorisirt  und  genehmigt  zu  erachten. 

307.  Die  Verwalter  bedürfen  keiner  Specialvollmacht,  um  die  gesell- 
schaftlichen Immobilien  zu  verkaufen,  sofern  ein  solcher  Akt  in  die  Zahl 
derjenigen  Unternehmungen  einbegriffen  ist,  welche  den  gewöhnlichen  Ge- 
schäftsbetrieb der  Gesellschaft  bilden,  noch  diejenigen,  um  Gelder  darlehns* 
weise  aufzunehmen,  welche  nothwendig  sind,  um  die  ihnen  übertragenoi 
Geschäfte  zu  fördern,  die  bei  den  gesellschaftlichen  Immobilien  durchaus 
unerlässlichen  Unternehmungen  vorzunehmen,  die  darauf  lastenden  Hypo- 
theken zu  löschen  oder  andere  dringende  Bedürinisse  zu  befriedigen. 

306.  Die  Verwalter  haben  vor  Gericht  die  gesetzliche  Vertretung 
der  Gesellschaft,  mag  dieselbe  als  Klägerin  oder  als  Beklagte  auftreten« 

309.  Sind  zwei  Verwalter  vorhanden,  welche  in  Gemässheit  ihrer 
Bestallung  gemeinschaftlich  handeln  müssen,  so  verhindert  der  Wider- 
spruch eines  von  ihnen  den  Abschluss  der  von  dem  anderen  beabsichtigten 
Akte  oder  Verträge. 

Wenn  drei  oder  mehr  gemeinschaftliche  Verwalter  bestellt  sind,  müssen 
sie  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Majoritätsbeschlass  handeln  und  davon 
abstehen,  die  Akte  oder  Verträge  zur  Ausführung  zu  bringen,  welche  die 
Stimmenmehrheit  nicht  erlangt  haben. 

Wenn  ungeachtet  des  Widerspruchs  oder  des  Mangels  der  Majorität 
der  Akt  oder  Vertrag  ausgeführt  wird,  so  erzeugt  er  gutgläubigen  Dritten 
gegenüber  alle  seine  Wirkungen,  und  der  Verwalter,  welcher  ihn  abge- 
schlossen hat,  haftet  der  GesellBchaft  f&r  die  derselben  erwachsenden 
Nachtheile. 
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310.  Der  durch  eine  besondere  BestimmaTig  der  Gesettschaftsurknnde 
ernannte  Verwalter  kann  trotz  des  Widerspruciies  seiner  von  der  Ver- 
waltung ausgeschlossener  Mitgesellschafter  alle  Akte  und  Verträge,  auf 
welche  sich  sein  Mandat  erstreckt,  aasfähren,  sofern  er  dies  ohne  Be- 
trug thut 

Wenn  jedoch  seine  GeschäftsfBhrung  offenbare  Nachtheile  für  die 
gemeinschafthche  Masse  herbeiführt,  so  kann  die  Ma]orität  der  Gesell- 
schafter ihm  eineo  Mitverwalter  ernennen  oder  die  Auflösung  der  Gesell- 
schafi;  beantragen. 

311.  Die  Befugniss,  zu  verwalten,  ist  nicht  auf  die  Erben  des  Ver- 
walters übertragbar,  auch  wenn  festgesetzt  worden  ist,  dass  die  Gesell- 
schaft zwischen  den  überlebenden  Gesellschaftern  und  den  Erben  des  Ver- 
storbenen fortgesetzt  werden  soll. 

312*  Wenn  die  Gesellschafter  bei  der  Ernennung  des  Verwalters 
die  Ausdehnung  der  ihm  ertheilten  Vollmachten  nicht  bestimmt  haben,  so 
ist  der  Delegirte  als  einfacher  Mandatar  zu  betrachten,  und  er  hat  keine 
anderen  Befugnisse,  als  diejenigen,  welche  zu  den  iro  Art.  297  erwähnten 
Akten  und  Verträgen  erforderlich  sind. 

313.  Die  Verwalter  sind  verpflichtet,  die  Bücher,  welche  jeder  Kauf- 
mann halten  muss,  gemäss  den  Vorschriften  dieses  Gesetzbuches  zu  führen 
und  dieselben  jedem  der  Gesellschafter  auf  Verlangen  vorzulegen. 

KAPITEL  V. 

Von  den  Verboten,  denen   die  Gesellschafter  bei  der  Kollektiv- 
gesellschaft unterworfen  sind. 

314.  Es  ist  den  Gesellschaftern  im  Besonderen  verboten: 

1.  aus  den  gemeinschaftlichen  Fonds  einen  grösseren  Betrag  heraus- 
zunehmen,   als  den  für  ihre  privaten  Ausgaben  angewiesenen. 

Die  blosse  Entnahme  ermächtigt  die  Mitgesellschafter  dessen, 
der  dies  gethan  hat,  denselben  zur  Rückerstattung  zu  verpflichten 
oder  einen  Betrag  herauszunehmen,  der  dem  Interesse  entspricht, 
welches  ein  jeder  von  ihnen  an  der  gesellschaftlichen  Masse  hat; 

2.  die  gemeinschaftlichen  Fonds  zu  ihren  Privatgeschäften  zu  ver- 
wenden und  bei   denselben    die  Gesellschaftsfirma  zu  gebrauchen. 

Der  Gesellschafter,  welcher  dieses  Verbot  verletzt  hat,  hat  der 
gemeinschaftlichen  Masse  die  Gewinne  zuzuftihren  und  allein  die 
Verluste  des  Geschäftes  zu  tragen,  bei  welchem  er  die  entnommenen 
Gelder  verwendet  hat,  unbeschadet,  dass  er  dieselben  der  Gesell- 
schaft zurück  zu  erstatten  und  die  derselben  erwachsenen  Schäden 
zu  ersetzen  hat. 

Er  kann  auch  aus  der  Gesellschaft  durch  seme  Mitgesellschafter 
ausgeschlossen  werden; 

3.  unter  irgend  welchem  Titel  ihren  Antheil  an  der  Gesellschaft  zu 
cediren  und  sich  bei  der  Ausübung  der  ihnen  bei  der  Verwaltung 
zukommenden  Funktionen  vertreten  zu  lassen. 

Die  Cession  oder  Substituirung  ohne  vorhergehende  Ermäch- 
tigung aller  Gesell8chafl»r  ist  nichtig; 

4.  für  eigene  Rechnung  den  Geschäftszweig,  in  welchem  die  Gesell- 
schaft Geschäfte  betreibt,  auszunutzen  und  ohne  die  Genehmigung 
aller  Gesellschafter  besondere  Unternehmungen  irgend  welcher  Art 
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AaszQfahren,   wönn   die  Gesellscbi^  keinen   bestimmten   Kmdels- 
Eweig  betreibt. 

Die  Gesellschafter,  welche  diesen  Verboten  zuwiderhandeln,  sind 
verpflichtet,  der  gemeinschaftlichen  Masse  die  Gewinne  zuzuführen 
und  persönlich  die  ihnen  erwachsenen  Verluste  zu  tragen. 

315.  Die  Gesellschafter  können  die  Ermächtigung,  welche  irgend 
einer  von  ihnen  nachsucht,  um  ein  Handelsgeschäft  auszunihren,  nicht  ver- 
weigern, ohne  nachzuweisen,  dass  die  oeabsichtigten  Unternehmungen 
ihnen  einen  bestimmten  und  offenbaren  Nachtheil  bereiten. 

316.  Der  indostrielle  Gesellschafter  kann  kein  Geschäft  unternehmen, 
welches  ihn  von  seinen  gesellschaftlichen  Verpflichtungen  abhält,  bei  Strafe, 
die  Gewinne  zu  verlieren,  die  er  bis  zu  dem  Augenblick  der  Uebertretung 
erworben  hat. 

KAPITEL  VI. 

Von  der  Auflösung  und  Liquidation  der  Kollektivgesellschaft 

317.  Der  Vertrag  einer  Handelskollektivgesellschaft  kann  theil weise 
aufgehoben  werden: 

1.  wenn  ein  Gesellschafter  die  gemeinschaftlichen  Kapitalien  und  die 
Gesellschaftsfirma  zu  Geschäften   fftr  eigene  Rechnung  verwendet; 

2.  wenn  sich  ein  Gesellschafter  in  die  Ausübung  von  Verwaltungs- 
verrichtungen der  Gesellschaft  einmischt,  wänrend  ihm  dies  zu 
thun  nach  den  Vereinbarungen  des  Gesellschaftsvertrages  nicht 
zukommt; 

3.  wenn  irgend  ein  verwaltender  Gesellschafter  bei  der  Verwaltung 
oder  der  Buchführung  der  Gesellschaft  einen  Betrug  begeht; 

4.  wenn  ein  Gesellschafter  es  unteriässt,  in  die  gemeinschaftliche  Kasse 
der  Gesellschaft  das  Kapital  einzulegen,  welches  ein  jeder  in  dem 
Gesellschaftsvertrage  stipulirt  hat,  nachdem  er  hierzu  aufgefordert 
worden  ist; 

5.  wenn  ein  Gesellschafter  irgend  eines  der  in  den  Art.  314  und  316 
festgesetzten  Verbote  verletzt; 

6.  wenn  sich  ein  Gesellschafter  entfernt,  der  verpflichtet  ist,  in  der 
Gesellschaft  persönliche  Dienste  zu  leisten  una,  nachdem  er  zui- 
Rückkehr  und  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  aufgefordert  wor- 
den ist,  dies  nicht  thut,  oder  statt  dessen  einen  gerechten  Grund 
nachweist,  welcher  ihn  verhinderte,  dies  temporär  zu  thun. 

318  Die  Wirkung  der  theilweisen  Aufhebung  der  Gesellschaft  ist 
die  Unwirksamkeit  des  Vertrages  bezüglich  des  schuldigen  Gesellschafters, 
welcher  als  aus  derselben  ausgeschlossen  betrachtet  wird,  indem  der  Ver- 
lustantheil  von  ihm  eingefordert  wird,  welcher  ihm  eventuell  zukommen 
kann,  und  indem  die  Gesellschaft  ermächtigt  ist,  ohne  ihn  an  den  Gewinnen 
oder  irgend  einer  Entschädigung  theilnehraen  zu  lassen,  die  Interessen  zu- 
rückzubehalten, welche  für  ihn  in  der  Gesellschaftsmasse  vorhanden  sind, 
bis  alle  Unternehmungen,  welche  zur  Zeit  der  Aufhebung  schwebten,  be- 
endet und  liquidirt  worden  sind. 

Ausserdem  finden  in  jedem  besonderen  Falle  die  an  entsprechender 
Stelle  vorgeschriebenen  Straf  bestimm  ungen  Anwendung. 

319.  So  lange  die  theilweise  Aufhebung  des  Gesellschafts  Vertrages  in 
das  öffentliche  Register  nicht  eingetragen  ist,  wie  es  im  Art.  20  vorge- 
schrieben ist,  besteht  die  Haftbarkeit  des  zurücktretenden  Gesellschafters 
gemeinschaftlich  mit  der  Gesellschaft  bezüglich  aller  Akte  und   Verpflich- 
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fungen,    welche    im    Namen    und  ftr    Rechnung    derselben   eingegangen 
werden,  fort. 

320.  Die  Handelsgesellschaften  werden  durch  folgende  Gründe 
gänzlich  aufgelöst: 

1.  durch  Ablauf  des  in  dem  Gesellschaftsvertrage  vorher  festgesetzten 
Termins  oder  durch  Beendigung  des  Unternehmens,  welches  den 
besonderen  Zweck  ihrer  Bildung  ausmachte; 

2.  durch  den  vollständigen  Verlast  des  Gesellschaftskapitals; 

3.  durch  den  Tod  eines  der  Gesellschafter,  wenn  nicht  die  Gesellschafls- 
urkunde  die  ausdrückliche  Vereinbarung  enthält,  dass  die  Erben 
des  verstorbenen  Gesellschafters  in  die  Gesellschaft  eintreten,  oder 
dass  die  letztere  unter  den  überlebenden  Gesellschaftern  fortbestehe ; 

4.  durch  Geisteskrankheit  oder  einen  anderen  Grund,  welcher  die 
ünföhigkeit  eines  Gesellschafters  zur  Verwaltung  seines  Vermögens 
herbeifShrt ; 

5.  durch   das  Falliment  der  Gesellschaft  oder  eines  ihrer  Mitglieder; 

6.  durch  die  einfache  Willensäusserung  eines  der  Gesellschafter,  wenn 
die  Gesellschaft  nicht  eine  feste  Frist  oder  einen  bestimmten 
Zweck  hat 

321.  Wenn  nach  dem  Inhalte  der  Bestimmungen  des  Gesellschafts- 
vertrages   die  Gesellschaft  durch  den  Tod  eines  ihrer  Mitglieder  nicht  auf- 

felöst  wird,  sondern  unter  den  überlebenden  Gesellschaftern  fortbesteht,  so 
aben  die  Erben  des  Verstorbenen  Antheil  nicht  nur  an  den  Ergebnissen 
der  Geschäfte,  welche  zur  Zeit  des  Todes  ihres  Erblassers  schwebten, 
sondern  auch  derjenigen,  welche  in  unmittelbarer  und  genauer  Folge  die 
ersteren  ergänzen. 

322.  Die  Auflösung  der  illimitirten  Gesellschaft  durch  die  Willens- 
äusserung eines  ihrer  Mitglieder  findet  nicht  eher  statt,  als  bis  die 
übrigen  Gesellschafter  sie  acceptirt  haben,  und  die  letzteren  können  sie 
verweigern,  sofern  offenbar  mala  fides  bei  dem  dieselbe  vorschlagenden 
Gesellschafter  vorliegt. 

Es  ist  anzunehmen,  dass  dieser  mala  fide  handelt,  wenn  er  in  Folge 
der  Auflösung  der  Gesellschaft  einen  privaten  Gewinn  zu  erzielen  be- 
absichtigt, den  er  nicht  erlangen  würde,    wenn  dieselbe  weiter  fortbesteht. 

323*  Der  Gesellschafter,  welcher  sich  freiwillig  von  der  Gesellschaft 
trennt  oder  deren  Auflösung  herbeiführt,  kann  nicht  verhindern,  dass  die 
schwebenden  Geschäfte  in  der  für  die  gemeinschaftlichen  Interessen 
vortheilhaftesten  Weise  beendigt  werden,  und,  bis  dies  erfolgt  ist,  findet  eine 
Vertheilung  des  Vermögens  und  der  Effekten  der  Gesellschaft  nicht  statt. 

324.  Die  Auflösung  der  Handelsgesellschaft,  welche  aus  irgend  einem 
anderen  Grunde   erfolgt,    als    dem    des   Ablaufes  der  Zeit,  für  welche  sie 

febildet  worden  ist,  hat  zum  Nachtheile  eines  Dritten  so  lange  keine  Wirkung 
is   sie  in  dem  Handelsregister  vermerkt    und  in  dem  Amtsblatt  publicirt 
worden  ist 

325.  Nach  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  zur  Liquidation  durch 
denjenigen  zu  schreiten,  welcher  hierzu  in  der  Gesellschaftsurkunde  oder 
in  ^er  Urkunde  über  die  Auflösung  ernannt  worden  ist. 

326.  Wenn  in  der  Gesellschaftsurkunde  oder  in  derjenigen  über  die 
Auflösung  bestimmt  worden  ist,  einen  Liquidator  zu  ernennen,  ohne  die  Form 
der  Ernennung  festzusetzen,  so  hat  dieselbe  durch  Einstimmigkeit  der 
Gesellschafter  und,  im  Falle  einer  Meinungsverschiedenheit,  durch  den 
Handelsrichter  zu  erfolgen. 

Die  Ernennung  kann  auf  einen  der  Gesellschafter  oder  auf  einen 
Fremden  (Nichtgesellschafter)  fallen. 
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Nur  in  dem  Falle,  dass  alle  ftbereinstiinmeD,  können  die  GeseUschafler 
die  Ausführung  der  Liquidation  gemeinschaftlich  übernehmen. 

327.  Der  Liquidator  ist  ein  wirklicher  Mandatar  der  Gesellschaft  und 
muss  sich  als  solcher  streng  an  die  Vorschriften  halten,  welche  ihm  seine 
Bestallungsurkunde  ertheilt,  und  den  Gesellschaftern  für  die  Nachtheile 
haften,    welche   aus   seinen  dolosen  oder  kulposen  Handlungen  erwachsen. 

32&  Sind  die  Befugnisse  des  Liquidators  nicht  bestimmt,  so  kann 
er  keine  anderen  Akte  und  Verträge  abschliessen ,  als  diejenigen,  welche 
direkt  die  Erfüllung  seines  Auftraj^es  bezwecken. 

Demgemäss  kann  der  Liquidator  keine  Hypotheken,  Pfänder  oder 
Antichresen  bestellen,  noch  Darlehne  aufnehmen,  noch  Waaren  kaufen,  um 
sie  wieder  zu  verkaufen,  noch  Handelseffekten  indossiren,  noch  über  die 
gesellschaftlichen  Rechte  Vergleiche  abschliessen  oder  dieselben  einem 
Kompromiss  unterwerfen. 

329.  Die  in  den  beiden  ersten  Alineas  des  Art  309  aufgeführten 
Vorschriften  sind  auf  den  Fall  anwendbar,  wenn  zwei  oder  mehr  gemein- 
schaftliche Liquidatoren  vorhanden  sind. 

Die  Streitigkeiten,  welche  unter  ihnen  vorkommen,  müssen  der  Ent- 
scheidung der  Gesellschafter  und.  bei  der  Abwesenheit  oder  einer  anderen 
Verhinderung  der  Majorität  derselben,  derjenigen  des  Handelsgerichts  unter- 
worfen werden. 

330.  Ausser  den  Pflichten,  welche  seine  Bestallungsurkunde  dem 
Liquidator  auferlegt,  ist  er  verpflichtet: 

1.  bei  seinem  Amtsantritt  ein  Inventar  von  sämmtlichen  Baarbeständen 
und  Schulden,  welcher  Art  dieselben  auch  sein  mögen,  von  den 
Büchern,  der  Korrespondenz,  von  den  Papieren  der  Gesellschaft 
aufzunehmen; 

2.  die  zur  Zeit  der  Auflösung  schwebenden  Unternehmungen  fortzu- 
setzen und  zu  beendigen; 

3.  von  den  Geranten  oder  irgend  einer  anderen  Person,  welche  die 
Interessen  der  Gesellschaft  wahrzunehmen  hatte,  Rechenschaft  über 
ihre  Verwaltung  zu  fordern; 

4.  die  Rechnungen  der  Gesellschaft  mit  Dritten  und  mit  jedem  der 
Gesellschafter  zu  liquidiren  und  abzuschliessen; 

5.  die  Forderungen  einzuziehen,  dereu  Betrag  in  Empfang  zu  nehmen 
und  die  entsprechenden  Quittungen  auszustellen; 

6.  die  Waaren,  sowie  die  Mobilien  und  Immobilien  der  Gesellschaft 
zu  verkaufen,  auch  wenn  sich  irgend  ein  Minderjähriger  unter  der 
Gesellschaft  befindet,  sofern  nicht  von  den  letzteren  bestimmt  worden 
ist,  dass  dieselben  in  natura  vertheilt  werden  sollen; 

7.  Uebersichten  über  die  Liquidation  vorzulegen,  wenn  die  Gesell- 
schafter es  verlangen; 

8.  am  Schlüsse  der  Liquidation  eine  allgemeine  Rechnung  über  seine 
Verwaltung  abzulegen. 

Wenn   der  Liquidator  der  Gerant  der  erloschenen  Gesellschaft  selbst 

gewesen  ist,   so  muss  er  in   diesem  Zeitpunkt    die   Rechnung   über   seine 
eschäftsführung  vorlegen. 

331.  Die  Streitigkeiten,  zu  denen  die  Vorlegung  der  Rechnung  des 
geschäftsführenden  Gesellschafters  oder  des  Liquidators  Veranlassung  giebt, 
müssen  nothwendigerweise  einem  Handelsschiedsgericht  unterworfen  werden. 

332.  Wenn  in  der  Gesellschaftsurkunde  unterlassen  ist,  die  Angabe 
zu  machen,  welche  No.  10  des  Art.  270  vorschreibt,  so  ist  anzunehmen, 
dass  die  Streitfragen,  welche  unter  den  Gesellschaftern  während  der  Dauer 
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der  Oesellschafi:   oder  zur  Zeit  der  Auflösung  entstehen,   einem  Schieds- 
gericht unterworfen  werden  sollen. 

833.  Die  Liquidatoren  vertreten  vor  Gericht  aktiv  und  passiv  die 
Gesellschaft  in  Liquidation. 

334.  Die  im  Gesellschaftsvertrage  ernannten  Liquidatoren  können 
aus  den  Gründen  und  in  der  Form,  welche  das  Civilrecht  bestimmt,  Ver- 
zicht leisten  oder  entlassen  werden. 

Derjenige,  welcher  in  einer  anderen  Form  ernannt  ist,  kann  nach 
den  allgemeinen  Vorschriften  des  Mandates  Verzicht  leisten  oder  entlassen 
werden. 

335.  Führen  die  Gesellschafter  die  Liquidation  selbst  aus,  so 
müssen  sie  sich  nach  den  vorhergehenden  Vorschriften  richten  und  bei 
ihren  Beschlussfassungen  die  Bestimmungen  der  Art  297  flg.  bis  301 
inclusive  beobachten. 

KAPITEL  Vn. 

Von  der  Verjährung  der  Klagen,  welche  aus  der  KoUektiy- 
gesellschaft  hervorgehen. 


Alle  Klagen  gegen  die  Gesellschafter,  welche  nicht  Liquidatoren 
sind,  {^egen  ihre  Erben  oder  Rechtsnachfolger  verjähren  in  5  Jahren,  von 
dem  Tage  ab  gerechnet,  an  welchem  sich  die  Ghesellschaft  aufgelöst  hat, 
sofern  die  Gesellschaftsurkunde  deren  Dauer  festgesetzt  hat,  oder  die  Ur- 
kunde über  die  Auflösung  nach  den  im  Art.  267  enthaltenen  Vorschriften 
eingetragen  und  veröffentlicht  worden  ist 

Wenn  die  Forderung  eine  bedingte  gewesen  ist,  läuft  die  Verjährung 
Ton  dem  Eintritt  der  BecBngnng. 

837.  Die  Verjährung  läuft  gegen  die  Minderjährigen  und  diejuristischen 
Personen,  welche  die  Rechte  solcher  geniessen,  auch  wenn  die  fx)rderungen 
liquide^)  sind,  und  wird  nur  durch  die  gerichtlichen  iMassnahmen  unter- 
brochen, welche  die  Gläubiger  innerhalb  5  Jahren  gegen  die  Gesellschafter, 
welche  nicht  Liquidatoren  sind,  ergreifen. 

838.  Nach  Ablauf  der  5  Jahre  sind  die  Gesellschafter,  welche  nicht 
Liquidatoren  sind,  nicht  verpflichtet,  über  das  Vorhandensein  der  gesell- 
schaftlichen Schulden  vor  Gericht  Erklärungen  abzugeben. 

339.  Die  Verjährung  findet  nicht  statt,  wenn  die  Gesellschafter  selbst 
die  Liquidation  vornehmen  oder  die  Gesellschaft  sich  im  Falliment  befindet. 

Die  Ansprüche  der  Gläubiger  gegen  den  oder  die  Gesell  schaftier, 
welche  Liquidatoren  sind,  mit  Rücksicht  auf  diese  Eigenschaft  und  die- 
jenigen der  Gesellschafter  untereinander,  verjähren  mit  dem  Ablauf  der  im 
Civürecht  bezeichneten  Frist. 

KAPITEL  Vm. 
Von  den  anonymen  Gesellschaften. 

340.  Die  anonvme  Gesellschaft  wird  gebildet  durch  die  Vereinigung 
eines  gemeinschaftlichen  Fonds,  der  von  Aktionären  beschafft  worden  ist. 
die  nur  bis  zu  dem  Betrage  ihrer   betreffenden  Aktien   haften;    sie  wird 


1)  ,,liqiiidoB**  im  Text  dürfte  6in  Drockfehler  sein,  statt  ^^liqiiidos*^ 
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darch  absetzbare  Mandatare   verwaltet  und   darch  die  Bezeichnung  des 
Gegenstandes  des  Unternehmens  kenntlich  gemacht. 

341.  Die  Bestimmungen  der  Art.  267,  271,  273,  274,  275,  277,  331 
und  332  sind  auch  auf  die  anonyme  Gesellschaft  anwendbar,  soweit  sie 
mit  der  Natur  dieses  Vertrages  vereinbar  sind. 

342.  Die  Gesellschaftsurkunde  muss  angeben: 

1.  den  Vor-  und  Zunamen,  den  Beruf  und  das  Domicil  der  Gründer 
der  Gesellschaft; 

2.  das  Domicil  der  Gesellschaft; 

3.  das  Unternehmen  oder  Geschäft,  welches  die  Gesellschaft  zu  be- 
treiben beabsichtigt,  und  den  Gegenstand,  von  dem  sie  ihre  Be- 
nennung heminmit,  indem  von  beiden  eine  deutliche  und  voUstän« 
dige  Angabe  zu  machen  ist; 

4.  das  Kapital  der  Gesellschaft,  die  Zahl  und  den  Werth  der  Aktien, 
in  welche  es  eingetheilt  ist,  sowie  die  Form  und  die  Frist,  in 
welcher  die  Gesellschafter  deren  Betrag  der  Gesellschaftskasse  zu- 
weisen müssen; 

5.  den  festgesetzten  Zeitpunkt,  an  welchem  das  Inventar  und  die 
Bilanz  autgenommen  und  die  Dividenden  festgesetzt  werden  müssen; 

6.  die  Dauer  der  Gesellschaft; 

7.  die  Art  der  Verwaltung,  der  Attribute  der  Verwalter  und  die  Be- 
fugnisse, welche  sich  die  Generalversammlung  der  Aktionäre  vor- 
behält; 

8.  den  Beti*ag  der  Gewinne,  welcher  in  den  Gesellschaftskassen  zur 
Bildung  eines  Reservefonds  verbleiben  muss; 

9.  das  Deficit  des  Kapitals,  welches  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
verursachen  soll; 

10.  die  Form,  in  welcher  die  Liquidation  und  Vertheilung  des  gesell- 
schaftlichen Vermögens  im  Falle  der  Auflösung  erfolgen  soll; 

11.  die  Angaben,  welche  Nos.  10  und  12  des  Art.  270  enthalten. 

343.  Es  ist  eine  besondere  Bedingung  der  anonymen  Gesellschaften, 
dass  die  Urkunden  über  ihre  Gründung  und  alle  Reglements,  welche  zu 
ihrer  Verwaltung  und  direktiven  und  ökonomischen  Geschäftsführung 
erlassen  werden,  der  Prüfung  des  Handelsgerichts  des  Gebietes,  in  dem 
sie  sich  etabliren,  unterworfen  werden;  und  ohne  dessen  Genehmigung 
können  sie  nicht  zur  Ausführung  gelangen. 

344.  Wenn  den  anonymen  Gesellschaften  irgend  ein  Vorrecht  zu 
ihrer  Unterstützung  bewilligt  wird,  so  sind  ihre  Reglements  der  Genehmi- 
gung der  Regierung  zu  unterwerfen? 

345.  Bei  der  Eintragung  der  konstitutiven  Vertragsurkunde  sind 
ebenfalls  die  Statuten  und  Reglements  der  Gesellschaft  zu  inseriren,  nach 
vorhergegangener  Genehmigung  der  Generalversammlung;  der  Subskribenten, 
welche  mindestens  zwei  Drittel  des  Gesellschaftskapitals  repräsentiren. 

346.  In  den  Statuten  oder  Reglements  müssen  nothwendigerweise 
die  Mittel  festgestellt  werden,  welche  den  Aktionären  die  gute  Verwaltung 
der  Gesellschaft  garantiren  und  es  möglich  machen,  die  Unternehmungen 
der  Geranten  zu  überwachen,  sowie  das  Recht,  die  Verwendung  der 
Gesellschaftsfonds  zu  prüfen. 

347.  Die  Gesellschaft  kann  ihre  Unternehmungen  erst  nach  der 
Subskription  des  gesammten  Gesellschaftskapitals  beginnen  und  nachdem 
ein  jeder  Aktionär  wenigstens  den  vierten  Theil  des  Betrages  der  von  ihm 
gezeichneten  Aktien  bezahlt  hat 


XXym.    Salyador.  511 

Die  Subskription  und  die  Einzahlung  müssen  durch  die  Erklärung 
des  Geranten  in  einer  öffentlichen  Urkunde  bewiesen  werden,  und  der 
letzteren  ist  die  Liste  der  Subskribenten,  eine  Aufstellung  der  Einzahlungen 
und  die  Gesellschaftsurkunde  beizufügen. 

348.  Die  Errichtung  einer  anonymen  Gesellschaft  auf  unbestimmte 
Zeit  ist  verboten,  es  sei  denn,  dass  das  beabsichtigte  Unternehmen  seiner 
Natur  nach  feste  und  bekannte  Grenzen  hat. 

348.  Die  Unterlassung  der  Gesellschaftsurkunde  oder  irgend  einer 
der  in  den  vorhergehenden  Artikeln  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten 
bewirkt  Nichtigkeit. 

Die  Aktionäre,  welche  direkt  oder  indirekt  an  der  Verwaltung  der 
Gesellschaft  die  diese  Förmlichkeiten  nicht  erfüllt  bat,  Theil  genommen 
haben,  weraen  als  Kollektivgesellschafter  betrachtet  und  haften  als  solche 
solidarisch  für  die  kontrahirten  Verpflichtungen  zu  Gunsten  Dritter. 

350.  Das  gesellschaftliche  Kapital  ist  genau  und  unveränderlich  fest- 
zusetzen und  kann  nicht  während  der  Dauer  der  Gesellschaft  vermindert 
werden. 

351.  In  Ermangelung  einer  Vereinbarung  ist  jede  Aktie,  welche 
nicht  in  baarem  Gelde  besteht,  durch  Sachverständige  abzuschätzen  und 
diese  Abschätzung  durch  die  Generalversammlung  der  Aktionäre  zu 
genehmigen. 

352.  Wenn  ein  Aktionär  seine  Aktie  oder  einen  Theil  derselben  an 
den  vereinbarten  Zeitpunkten  nicht  bezahlt,  so  kann  die  Gesellschaft  für 
Rechnung  und  Gefahr  des  säumigen  Gesellschafters  die  ihm  zustehenden 
Aktien  verkaufen  oder  sich  die  Beträge,  welche  er  übergeben  hat,  aneignen, 
unter  Berichtigung  des  bezüglichen  Titels,  oder  eine  andere  durch  die 
Statuten  bewilligte  Massregel  zur  Entschädigung  ergreifen. 

353.  Der  Gesellschaftsfonds  wird  in  Aktien  getheilt,  und  jede  einzelne 
von  ihnen  kann  wieder  in  Antheilsscheine  von  gleichem  Werthe  getheilt 
vir  erden. 

354.  Ist   das    Gesellschaftskapital    in   Kapital-    und    Industrieaktien 

getheilt  worden,    so    sind    zwei  Serien  zu  bilden,  und  jede  Aktie  hat  die 
erie,  zu  welcher  sie  gehört,  und  die  Nummer,  welche  inr  in  derselben  zu- 
kommt, aufzuweisen. 

Die  Industrieaktien  verbleiben  in  der  Gesellschaftskasse  deponirt, 
bis  der  industrielle  Gesellschafter  seinen  Verpflichtungen  nachgekommen  ist. 

355.  Diejenigen,  welche  beabsichtigen,  in  eine  bestehende  Gesellschaft 
einzutreten,  müssen  eine  Urkunde  ausstellen,  in  welcher  sie  den  Gesell- 
schaftsvertrag in  allen  seinen  Theilen  genehmigen. 

356.  So  lange  der  Werth  der  Aktien  nicht  gedeckt  ist,  haben  die 
dem  bubskribenten  für  die  eingezahlten  Summen  ausgestellten  vorläufigen 
Titel  nur  die  Bedeutung  einer  blossen  Aktienpromesse. 

357.  Die  Aktienpromessen  sind  übertragbar^  auch  bevor  die  Ge- 
nehmigung der  Gesellschaft  erlangt  worden  ist. 

358.  Die  Ertheilung  der  Genehmigung  ist  keine  suspensive  oder 
resolutive  Bedingung  der  Cession. 

358.  Die  definitiven  Aktien  können  auf  den  Namen  oder  auf  den 
I  nhaber  lauten. 

Die  ersteren  sind  durch  Eintragung  oder  Indossament  ohne  Garantie 
und  die  zweiten  durch  blosse  üebergabe  des  Titels  übertragbar. 

360.  Die  Uebertragung  einer  Aktie  oder  Aktienpromesse,  mögen 
Zahlungen  für  Rechnung  derselben  geleistet  sein  oder  nicht,  lässt  nicht 
die  Verpflichtung  des  Cedenten  zu  dunsten  der  Gesellschaft  erlöschen. 


512  XXVm.    Salyador. 

861*  In  den  Fällen  des  Verlustes,  des  Diebstahls  oder  des  Raubes  einer 
Aktie  auf  den  Inhaber  ist  dem  Eigenthnmer  derselben  ein  neuer  Titel 
gegen  vorhergegangene  Leistung  einer  Btirgschaft  zur  Zufiiedenheit  der 
Verwalter  auszustellen. 

362.  Die  Aktionäre  sind  der  Gesellschaft  direkt  und  ausschliesslich 
für  die  Uebergabe  des  Werthes  ihrer  Aktien  verantwortlich. 

363.  Die  anonyme  Gesellschaft  wird  durch  Mandatare  verwaltet, 
welche  auf  Zeit  ernannt  und  absetzbar  sind,  .Gesellschafter  sein  können 
oder  nicht,  besoldet  werden  oder  unentgeltlich  ihre  Dienste  leisten,  und  die 
in  der  durch  die  Statuten  der  Gesellschaft  vorgesehenen  Form  gewählt 
worden  sind. 

Von  keiner  Wirkung  sind  die  Bestimmungen,  welche  die  Festsetzung 
der  Unabsetzbarkeit  der  Verwalter  bezwecken,  auch  wenn  ihre  Ernennung 
eine  der  Bedingungen  des  Gesellschaftsvertrages  ist. 

364  Die  Verwalter  haften  nur  fOr  die  Ausführung  des  erhaltenen 
Mandates. 

Nichtig  ist  jede  Vereinbarung,  welche  bezweckt,  die  Verwalter  von 
dieser  Verantwortlichkeit  zu  befreien  oder  dieselbe  zu  beschränken. 

365*  Die  Verwaltungsakte,  welche  vor  erlangter  Genehmigung  der 
Statuten  ausgeführt  worden  sind,  begründen  nicht  die  Haftbarkeit  der  G^ 
Seilschaft,  es  sei  denn,  dass  sie  vorbereitende  Arbeiten  oder  andere  zur 
Errichtung  der  Gesellschaft  nothwendige  Unternehmungen  zum  Gegenstand 
gehabt  haben. 

366.  Die  Bestimmungen,  welche  die  Art.  305  und  flg.  bis  310 
inclusive  enthalten,  setzen  die  Ausdehnung  der  Befugnisse  der  Verwalter 
in  Allem  fest,  was  nicht  durch  die  Statuten  vorgesehen  ist. 

367.  Die  Verwalter  müssen  der  Generalversammlung  zu  den  Zeit- 
punkten, an  welchen  dieselbe  zusammentritt,  ein  motivirtes  Memorandum 
über  die  Lage  der  Gesellschaft  unter  BeiliQgung  einer  Bilanz  der  Aktiva  und 
Passiva  und  eines  detaillirten  und  genauen  Inventars  der  Bestände  vorlegen. 

Die  Bilanz,  das  Inventar,  die  Schriftstücke,  die  Bücher  und  sonstige 
Belagsblätter  des  Memorandums  müssen  in  dem  V erwaltungsbüreau  b  Tage 
vor  dem  zum  Zusammentritt  der  Generalversanmilung  angesetzten  Tag 
hinterlegt  werden. 

368.  Die  Aktionäre  können  die  Geschäftsführung  der  Verwaltung 
nur  in  der  durch  das  letzte  Alinea  des  vorhergehenden  Artikels  fest- 
gesetzten Frist  oder  zu  der  Zeit  und  in  der  Form,  welche  die  Statuten 
gestatten,  einer  Prüfung  unterwerfen. 

369.  Die  Vertheilung  von  Dividenden  vor  der  Vervollständigung 
des  Reservefonds  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  der  Statuten  ist  ve^ 
boten. 

Wenn  der  Reservefonds  nicht  hinreichend  ist,  um  das  Deficit  des 
Kapitals  zu  decken,  müssen  die  &;esammten  Gewinne  der  Gesellschaft  nur 
zu  diesem  Zweck  verwendet  werden. 

Die  Dividenden  müssen  ausschliesslich  aus  den  liquiden  Gewinnen 
entnommen  werden,  die  sich  durch  die  von  der  Generalversammlung  der 
Aktionäre  genehmigten  Inventare  und  Bilanzen  nachweisen  lassen. 

370.  Bei  dem  Verlust  von  50  Prozent  des  gesellschaftlichen  Kapitals 
oder  bei  der  Verminderung  bis  zu  dem  Minimum,  welches  die  Statuten 
als  Auflösungsgrund  festsetzen,  haben  die  Geranten  diese  Thatsaohe  in 
einer  von  allen  unterzeichneten  Erklärung  festzustellen. 
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In  jedem  der  beiden  vorgesehenen  Fälle  haben  die  Verwalter  un- 
verzüglich zur  Liauidation  der  Gesellschaft  zu  schreiten,  bei  Strafe  pei*sönlich 
und  solidarisch  für  die  Ergebnisse  der  späteren  Verträge  und  Unter- 
nehmungen zu  haften. 

871.  In  allen  Fällen  von  Auflösung  müssen  die  Verwalter  die 
Liquidation  selbst  vornehmen,  vorbehaltlicli  dessen,  was  die  Statuten  be- 
stimmen,   oder   dass   die   Generalversammlung  etwas   Anderes   beschliesst. 

Die  Verwalter  haben  sich  bei  der  Erledigung  dieses  Auftrages 
nach  den  im  Kapitel  IV  dieses  Titels  festgesetzten  Vorschriften  zu  richten, 
soweit  diese  Vorschriften  nicht  mit  denen  dieses  Kapitels  in  Widerspruch 
stehen. 

372.  Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  hat  zu  bestimmten  Zeit- 

6 unkten  zusammenzutreten,  um  die  Lage  der  Gesellschaft  zu  prüfen,  die 
Imennung  der  Geranten  zu  widerrufen  oder  zu  bestätigen,  die  ökonomische 
Leitung  der  Verwaltung  zu  modiiiciren,  und  alle  die  Vorsichtsmassregeln 
zu  treffen,  welche  die  Erfüllung  des  Gesellschaftsverti*ages  und  das  ge- 
meinschaftliche Interesse  der  Gesellschafter  erfordern. 

Nichtig  sind  die  Beschlüsse  der  Versammlung,  auch  wenn  sie  mit 
Stimmeneinheit  gefasst  sind,  sofern  sie  Angelegenheiten  betreffen,  welche 
mit  der  Ausführung  des  Vertrages  nicht  zuzammenhängen  oder  die  durch 
die  Statuten  vorgeschriebenen  Grenzen  überschreiten. 

373.  Die  Verwalter  können  eine  ausserordentliche  Generalver- 
sammlung einberufen,  sofern  dies  unvorhergesehene  Bedürfhisse  der  Ver- 
waltung erforderlich  machen. 

KAPITEL  IX. 
Bestimmungen  bezüglich  der  Kommanditgesellschaft. 

374.  Eine  Kommanditgesellschaft  ist  diejenige,  welche  zwischen  einer 
oder  mehreren  Personen,  die  ein  bestimmtes  Kapital  in  die  Gesellschafts- 
kasse einzulegen  versprechen,  und  einer  oder  mehreren  Personen  geschlossen 
wird,  welche  sich  verpflichten,  die  Gesellschaft  ausschliesslich  persönlich 
oder  durch  ihre  Delegirten  und  in  ihrem  eigenen  persönlichen  Namen 
zu  verwalten. 

Die  ersteren  heissen  Kommanditisten,  die  letzteren  geschäfts- 
führende Gesellschafter. 

375.  Es  giebt  zwei  Arten  von  Kommanditgesellschaften,  die  einfache 
und  diejenige  auf  Aktien. 

376.  Die  einfEUihe  Kommanditgesellschaft  wird  durch  die  Vereioigung 
eines  Fonds  gebildet,  welcher  vollständig  von  einem  oder  mehreren  Kom- 
manditisten oder  von  den  letzteren  und  den  geschäftsführenden  Gesell- 
schaftern zugleich  beschafft  worden  ist. 

377.  Die  Aktienkommanditgesellschaft   wird    durch  die  Vereinigung  ' 
eines  Kapitals   gegründet,    welches   in  Aktien    oder  Aktienantheilsscheine 
eingetheilt  und  von  Gesellschaftern   beschafft  worden  ist,    deren    Name  in 
der  Gesellschaftsurkunde  nicht  figurirt. 

Abschnitt  L 
Von   der   einfachen   Kommanditgesellschaft 

378.  Die  einfache  Kommanditgesellschaft  wird  gebildet  und  bewiesen, 
wie  die  Kollektivgesellschaft;  und  ist  den  in  den  ersten  sieben  Eotpiteln 
dieses    Titels   festgesetzten   Vorschriften   unterworfen,    soweit    diese   Vor- 

Boreb«rdt,  ll«BctolnrMhk    IV.  88 
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Schriften  nicht  mit  der  juristischen  Natar  dieses  Vertrages  und  den  folgenden 
Bestimmungen  in  Widerspruch  stehen. 

879.  Der  Name  der  Gesellschafter  hat  nicht  in  dem  Auszuge,  von 
dem  die  Art.  267  und  270  handeln,  zu  figuriren. 

380.  Die  Kommanditgeseljschaft  wird  unter  einer  Gesellschaftsfirma 
geleitet,  welche  noth  wendiger  Weise  den  Namen  des  geschäftsfahrenden 
Gesellschafters,  wenn  es  nur  einer  ist,  oder  den  Namen  nur  eines  oder 
mehrerer  geschäftsführender  Gesellschafter,  wenn  es  mehrere  sind,  ent- 
halten muss. 

Der  Name  eines  Kommanditisten  darf  in  die  Gesellschaftsfirma  nicht 
aufgenommen  werden. 

Die  Worte  „&  Co.",  welche  dem  Namen  eines  geschäftsfährenden 
Gesellschafters  hinzugeftigt  werden,  involviren  nicht  die  Aufiiahme  des 
Namens  des  Eommanaitisten  in  die  Gesellschaftsfirma,  noch  legen  sie  dem 
letzteren  andere  Verantwortlichkeiten  auf^  als  diejenigen,  welche  er  is 
seiner  Eigenschaft  als  solcher  hat 

881.  Der  Kommanditist,  welcher  die  Aufnahme  seines  Namens  in 
die  Gesellschaftsfirma  gestattet  oder  duldet,  macht  sich  in  demselben  Um- 
fange, wie  der  geschäfisfahrende  Gesellschafter,  für  alle  Verbindlichkeiten 
una  Verluste  der  Gesellschaft  haftbar. 

882.  Der  Kommanditist  darf  anstatt  eines  Kapitals  nicht  seine 
Fähigkeit,  seinen  Kredit  oder  seine  persönliche  Thätigkeit  in  die  Gesell- 
schaft einlegen. 

Dessenun^achtet  kann  sein  Kapital  in  der  Mittheilung  eines  gewerb- 
lichen oder  wissenschaftlichen  Geheimnisses  bestehen,  sofern  er  es  m 
nicht  selbst  verwerthet,  noch  auch  täglich  bei  dessen  Verwerthung  mitwirkt 

388.  Wenn  das  Kapital  in  der  einfachen  Nutzung  oder  im  Niess* 
brauch  besteht,  so  trägt  der  Kommanditist  keinen  anderen  Verlust,  ^s 
denjenigen  der  Erzeugnisse  der  Sache,  welche  sein  Kapital  bildet. 

In  keinem  Falle  ist  er  verpflichtet,  die  Beträge  zurückzuerstatten, 
welche  er  bona  fide  als  Gewinnantheil  erhalten  hat. 

384.  Die  Kommanditisten  haben  die  Verantwortlichkeit  und  da^ 
Recht,  welche  durch  Art.  362  den  Aktionären  der  anonymen  Gesellschaft 
auferlegt,  beziehungsweise  gewährt  werden. 

885.  Der  Kommanditist  kann,  ohne  seine  Eigenschaft  als  solcher  t^ 
verlieren,  den  Versammlungen  beiwohnen  und  hat  darin  eine  berathende 
Stimme. 

886.  Er  kann  ebenfalls  seine  Rechte  cediren,  jedoch  nicht  die  Be- 
fugniss  übertragen,  die  Bücher  und  Papiere  der  Gesellschaft  zu  prüfen, 
so  lange    dieselbe    ihre  Unternehmungen  noch  nicht  zu  Ende  geführt  hat 

887.  Die  geschäftstührenden  Gesellschafter  sind  für  alle  Verbind- 
lichkeiten und  Verluste  der  Gesellschaft  unbegrenzt  und  solidarisch  ver 
antwortlich. 

Die  Kommanditisten  haften  für  beide  nur  bis  zum  Betrage  ihrer 
versprochenen  oder  eingezahlten  Kapitalien. 

888.  Es  ist    dem  Kommanditisten    verboten,    irgend    einen  Akt  der 

gesellschaftlichen  Verwaltung   auszuführen,   selbst  in  der  Eigenschaft  eines 
evollmächtigten  der  geschäftsführenden  Gesellschafter. 

889.  Der   Kommanditist,    welcher   das  Verbot    des    vorhergeheid«^ 
Artikels  verletzt,    wird  solidarisch    mit  den  Geranten  fiir  alle  Verluste  rf^ 
Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  haftbar,  mögen  dieselben  vor  oder  nacr^ 
der  Uebertretung  begründet  worden  sein. 


XXVIIL    SidTftdor.  516 

390.  Der  Kommanditist,  welcher  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  aas 
irgend  einem  der  in  den  Art.  381  und  388  erwähnten  Grande  bezahlt, 
hat  das  Recht,  von  den  geschäftsführenden  Gesellschaftern  die  Rücker- 
stattung der  Summe  zu  verlangen,  welche  den  Betrag  seines  ELapitals 
übersteigt. 

In  keinem  dieser  Fälle  können  die  geschäftsfuhrenden  Gesellschafter 
von  dem  Kommanditisten  irgend  eine  Entschädigung  wegen  der  einfachen 
Thatsache  der  Uebertretung  reklamiren, 

391.  Es  sind  nicht  Verwaltungsakte  auf  Seiten  der  Kommanditisten: 
1.  die  Verträge,  welche  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  mit  den 

äeschäftsf&hrenden  Gesellschaftern  abschliessen; 
ie  Ausführung  einer  Kommission   an   einem   anderen  Platze,  als 
demjenigen,  an  welchem  sich  das  Domicil  der  Gesellschaft  errichtet 
befindet; 

3.  die  Berat hung,  Prüfung,  Untersuchung,  Beaufsichtigung  und  sonstige 
interne  Akte,  welche  unter  den  Qesellschaftem  vorkommen,  sofern 
dieselben  die  freie  und  selbständige  Thätigkeit  der  Garanten  nicht 
hindern ; 

4.  die  Akte,  welche  sie  als  Mittheilhaber  nach  der  Auflösung  der 
Gesellschaft  zusammen  oder  einzeln  ausführen. 

392.  Der  Kommanditist,  welcher  ein  Etablissement  derselben  Art, 
wie  das  gesellschaftliche  Etablissement,  gründet  oder  als  Kollektivgesell- 
schafter oder  Kommanditist  an  einem  von  einer  anderen  Person  gegründeten 
theilnimmt,  verliert  das  Recht,  die  Bücher  der  Gesellschaft  zu  prüfen,  es 
sei  denn,  dass  die  Interessen  eines  solchen  Etablissements  mit  denen  der 
Gesellschaft  nicht  in  Widerspruch  sich  befinden. 

393.  Wenn  einer  oder  mehrere  Kommanditisten  und  verschiedene 
Kollektivgesellschafter  vorhanden  sind,  mögen  diese  letzteren  alle  gemein- 
schaftlich verwalten  oder  einer  oder  mehrere  für  alle  die  Verwaltung  fuhren, 
so  ist  die  Gesellschaft  gleichzeitig  rücksichtlich  der  ersteren  eine  Kom- 
manditgesellschaft und  eine  kollektive  in  Bezug  auf  die  zweiten. 

394.  Im  Falle  des  Zweifels  ist  die  Gesellschaft  als  eine  KoUektiv- 
gesellschaft  anzusehen. 

Abschnitt  IL 
Von   der   Kommanditgesellschaft   aaf  Aktien. 

395.  Die  in  dem  vorhergehenden  Kapitel  gegebenen  Vorschriften 
sind  auf  die  Aktienkommanditgesellschaft  anwendbar,  soweit  dieselben  nicht 
mit  den  Bestimmungen  de^  gegenwärtigen  im  Widerspruch  stehen. 

396.  Die  Kommanditgesellschaften  können  ihr  Kapital  nicht  in  Aktien 
oder  Aktienantheilsscheine  unter  100  Pesos  eintheilen,  wenn  dasselbe  50  000 
Pesos  *)  nicht  überschreitet. 

Wenn  das  Kapital  diese  Summe  überschreitet,  so  können  die  Aktien 
oder  Aktienantheilsscheine  auf  nicht  weniger  als  500  Pesos  lauten. 

397.  Die  Kommanditgesellschaften  werden  erst  definitiv  konstituirt, 
nachdem  das  ganze  Kapital  gezeichnet  worden  ist  und  jeder  Aktionär  wenig- 
stens den  dritten  Theil  des  Betrages  seiner  Aktien  eingezahlt  hat. 

Die  Zeichnung  und  Einzahlung  werden  durch  die  Erklärung  des 
Geranten    in    öffenthcher  Urkimde   bewiesen    und    derselben    ist   das  Ver- 


*)  üeber  den  Werth  eines  Peso  vergL  Note  zu  Art.  15. 

33* 
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zeichniss    der  SubskribenteD,    eine  Uebersicht   der  Einzahlungen    und    die 
Gesellschaftsurkunde  beizufügen. 

398.  Die  Aktien  der  Kommanditgesellschaften  haben  auf  den  Namen  bis 
zu  dem  Moment  zu  lauten ,  in  welchem  sie  vollständig  bezahlt  worden  sind. 

399.  Die  Aktienzeichner  haften,  ungeachtet  jeder  entgegenstehenden 
Vereinbarung,  für  den  ganzen  Betrag  der  Aktien,  welchen  sie  in  der  Ge- 
sellschaft übernommen  haben. 

Die  Aktien  oder  Aktienantheilsscheine  sind  erst  negocirbar,  nachdem 
zwei  Fünftel  ihres  Werthes  eingezahlt  sind. 

400.  Sofern  irgend  einer  der  Gesellschafter  eine  Einlage  gewährt,  welche 
nicht  in  baarem  Uelde  besteht,  oder  sich  irgend  welche  besonderen  Vor- 
theile  zu  seinen  Gunsten  stipulirt,  hat  die  Generalversammlung  den  Werth 
der  einen  oder  der  anderen  zu  prüfen  und  abzuschätzen  und,  so  lange  sie 
nicht  in  einer  späteren  Versammlung  ihre  Genehmigung  ertheilt  hat,  ist  die 
Gesellschaft  nicnt  definitiv  konstituirt. 

Die  Beschlüsse  der  Versammlung  werden  nach  Stimmenmehrheit  der 
anwesenden  oder  vertretenen  Aktionäre  gefasst  Majorität  ist  vorhanden 
bei  Anwesenheit  des  vierten  Theiles  der  Aktionäre,  falls  sie  wenigstens 
den  vierten  Theil  des  Gesellschaftsvermögens  repräsentiren. 

Die  Gesellschafter,  von  denen  im  ersten  Alinea  die  Rede  ist,  haben 
keine  beschliessende  Stinmie. 

401*  Nichtig  und  von  keinem  Werth  bezüglich  der  Gesellschafter 
ist  die  Aktienkommanditgesellschaft,  welche  mit  Uebertretung  irgend  einer 
der  in  den  vorhergehenden  Artikeln  enthaltenen  Vorschriften  gegründet 
worden  ist;  die  Gesellschafter  können  jedoch  Dritten  gegenüber  diese 
Nichtigkeit  nicht  geltend  machen. 

402.  Bei  jeder  Aktienkommanditgesellschaft  ist  ein  Aufsichtsrath  Ton 
mindestens  3  Aktionären  zu  bilden,  welcher  in  der  Generalversammlung 
unmittelbar  nach  der  definitiven  Gründung  der  Geselbchaft  und  vor  dem 
Beginn  eines  jeden  gesellschaftlichen  Unternehmens  zu  ernennen  ist. 

403.  Die  Mitglieder  des  Aufsichtsraths  müssen  prüfen,  ob  die  Gesell- 
schaft gesetzmässig  konstituirt  worden  ist,  sie  müssen  die  Bücher  einsehen, 
den  Bestand  der  gesellschaftlichen  Werthe  in  der  Kasse,  in  Urkunden 
oder  in  irgend  einer  anderen  Form  feststellen  und  am  Ende  eines  jeden 
Jahres  der  Generalversammlung  einen  umfassenden  Bericht  über  die  Lage 
der  Gesellschaft  vorlegen. 

404.  Der  Aufsichtsrath  hat  das  Recht,  die  Generalversammlung  ein- 
zubenifen  und  die  Auflösung  der  Gesellschaft  herbeizuführen. 

405.  Nachdem  die  Gesellschaft  wegen  Verletzung  der  zu  ihrer  Eonsti- 
tuirung  vorgeschriebenen  Bestimmungen  annullirt  worden  ist,  können  die 
Mitglieder  des  Aufsichtsraths  solidarisch  mit  den  Geranten  als  für  alle 
Unternehmungen  haftbar  erklärt  werden,  welche  nach  ihrer  Ernennung 
und  nach  der  Annahme  des  Amtes  ausgeführt  worden  sind. 

Dieselbe  Haftbarkeit  kann  bezüglich  der  Gründer  der  Gesell- 
schaft festgestellt  werden,  welche  ein  Kapital  in  natura  eingelegt  oder  sich 
zu  ihren  Gunsten  besondere  Vortheile  ausbedungen  haben. 

406.  Ein  jedes  Mitglied  des  Aufsichtsrathes  ist  solidarisch  mit  den 
Geranten  verantwortlich: 

1.  wenn  es  wissentlich  geduldet  hat,  dass  in  den  Inventarien  grobe 
Ungenauigkeiten  begangen  werden,  welche  die  Gesellschaft  oder 
Dritte  schädigen; 
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2.  sobald  er  mit  Kenntniss  der  Umstände  zugestimmt  hat,  dass  Divi- 
denden vertheilt  werden ,  die  nicht  auf  förmlichen  Bilanzen  be- 
ruhen. 

407.  Die  Emission  von  Aktien  oder  Aktienantheilsscheinen  bei  einer 
mit  Uebertretung  der  Art.  396,  397  und  398  gegründeten  Gesellschaft 
wird  mit  einer  Geldstrafe  von  500 — 1000  Pesos  bestraft. 

In  dieselbe  Geldstrafe  verfällt  der  Gerant,  welcher  die  gesellschaft- 
lichen Unternehmungen  beginnt,  bevor  der  Aufsichtsrath  seine  Amts  Ver- 
richtungen angetreten  hat. 

408.  Die  Negocirung  von  Aktien  oder  Aktienantheilsscheinen,  deren 
Werth  oder  Form  den  Bestimmungen  der  Art.  396  und  397  widerspricht, 
oder  von  Aktien  oder  Aktienantheilsscheinen,  auf  deren  Rechnung  nicht 
zwei  Fünftel  ihres  Werthes  in  Gemässheit  des  Art.  399  eingezahlt  sind, 
wird  mit  einer  Geldstrafe  von  500 — 1000  Pesos  bestraft. 

Mit  derselben  Geldstrafe  werden  diejenigen  belegt,  welche  bei  den  er- 
wähnten Negocirungen  theilgenommen  haben,  sowie  diejenigen,  welche  den 
Werth  der  angegebenen  Aktien  oder  Aktienantheilsscheine  bekannt  machen 
lassen. 

40B.  In  Gemässheit  der  Vorschriften  des  Strafgesetzes  werden 
diejenigen  bestraft,  welche: 

1.  durch  Vorspiegelunfi:  von  Subskriptionen  oder  Einzahlungen,  durch 
betrügerische  Publikation  nicht  vorhandener  Subskriptionen  oder 
Einziälungen  oder  durch  andere  falsche  Angaben  Subskriptionen 
oder  Einzahlungen  erhalten  haben  oder  zu  erlangen  bemüht 
gewesen  sind; 

2.  um  Subskriptionen  oder  Einzahlungen  herbeizuf&hren,  mala  fide 
die  Namen  von  Personen  bekannt  machen,  die  in  irgend  welchen 
Beziehungen  zu  der  Gesellschaft  angeblich  stehen  sollen,  unter 
welchem  Titel  es  auch  sein  mag. 

410.  Die  Aktionäre,  welche  gemeinschaftlich  als  Kläger  oder  als 
Beklagte  einen  Prozess  gegen  die  Geranten  oder  die  Mitglieder  des  Auf- 
sichtsrathes  zu  (Ähren  beaosichtigen ,  werden  durch  Bevollmächtigte  ver- 
treten, die  in  der  Generalversammlung  gewählt  sind. 

Kann  die  Ernennung  durch  die  Generalversammlung  in  Folge  irgend 
eines  Hindernisses  nicht  erfolgen,  so  hat  sie  durch  das  Handelsgericht  auf 
Antrag  der  am  meisten  betreibenden  Partei  stattzufinden. 

Wenn  der  Prozess  Gegenstände  des  besonderen  Interesses  einiger 
Aktionäre  betrifft,  so  werden  die  Bevollmächtigten  in  einer  Versammlung 
der  an  der  Streitsache  Interessirten  ernannt. 

KAPITEL  X. 

Von  der  Gelegenheitsgesellschaft  oder  von   Unternehmungen   für 
gemeinschaftliche  Rechnung  (in  Participation). 

411.  Die  Gelegenheitsgesellschaft  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  zwei 
oder  mehr  Eaufleute  an  einer  oder  an  mehreren  augenblicklichen  oder 
succesiven  Handelsuntemehmungen  Antheil  nehmen,  welche  einer  von 
ihnen  nur  in  seinem  eigenen  Namen  und  unter  seinem  persönlichen  Kredit 
auszuführen  hat,  mit  der  Verpflichtung,  Rechnung  abzulegen  und  die 
Gevrinne  oder  Verluste  in  dem  vereinbarten  Verhältniss  mit  seineu  Asso- 
ciirten  zu  theilen. 
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412.  Die  Participation  ist  zu  ihrer  Errichtung  den  für  die  Konsti- 
tuirung  der  Gesellschaften  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  unter- 
worfen. 

Die  Vereinbarung  der  Associirten  bestimmt  den  Gegenstand,  die  Form, 
den  Antheil  und  die  Bedingungen  der  Participation. 

413.  Die  Participation  ist  wesentlich  privater  Natur,  begründet  keine 
juristische  Person  und  hat  keine  gesellschattliche  Firma,  kein  gemeinsames 
Vermögen  und  Domicil. 

414.  Der  Geschäftsführer  ist  der  einzige,  welcher  bei  den  äusseren 
durch  die  Participaüon  erzeugten  Beziehungen  als  der  Eigenthümer  des 
Geschäfts  betrachtet  wird. 

Die  Dritten  haben  nur  eine  Klage  gegen  den  Geschäftsführer,  ebenso 
wie  die  nicht  thätigen  Theilhaber  keine  Klage  gegen  Dritte  haben. 

Die  einen  und  die  anderen  können  indessen  von  den  Klagen  des 
Geschäftsführers  auf  Grund  einer  förmlichen  Cession  Gebrauch  machen. 

415.  Vorbehaltlich  der  Modifikationen,  welche  aus  der  iuristiscben 
Natur  der  Participation  resultiren,  erzeugt  dieselbe  unter  den  Theilhabern 
dieselben  Rechte  und  Verpflichtungen,  welche  die  Handelsgesellschaften 
den  Gesellschaftern ,  unter  einander  zuerkennen  und  auferlegen. 


TITEL  VI. 
Von  den  Darlehnen  und  Erträgen  aus  den  geliehenen  Saclieii. 

416.  Damit  die  Darlehne  als  Handelsdarlehne  angesehen  werden, 
ist  es  nöthig: 

1.  dass  sie  zwischen  Personen  stattfinden,  welche  in  Gemässheit  dieses 
Gesetzbuches  als  Kaufleute  qualificirt  sind,  oder  dass  wenigstens 
der  Schuldner  Kaufmann  ist. 

2.  dass  sie  mit  der  Absicht  und  der  ausdrücklichen  Bestimmung 
kontrahirt  werden,  dass  die  geliehenen  Gegenstände  zu  Handels- 
akten und  nicht  für  Bedürmisse,  die  dem  Handel  fein  liegen, 
bestinunt  werden. 

Wenn  eine  der  beiden  Bedingungen  fehlt,  werden  sie  als  gewöhnliche 
Darlehne  angesehen  und  nach  den  gemeinen  Gesetzen  beurtheilt. 

417.  Die  Kauf  leute,  welche  die  Zahlung  ihrer  Schulden  nach  Ablauf 
der  mit  ihren  Dai-leihern  vereinbarten  Fristen  verzögern,  sind  verpflichtet, 
die  entsprechenden  Zinsen  des  Betrages  derselben  von  dem  Tage  an  zu 
bezahlen,  an  welchem  es  in  authentischer  Form  feststeht,  dass  sie  durch 
eine  gerichtliche  Verfügung  oder  eine  einfache  aussergerichtliche  Mahnung, 
welche  ihnen  der  Gläubiger  durch  einen  öffentlichen  Notar  zugestellt  hai 
zur  Zahlung  aufgefordert  worden  sind. 

Die  Aufforderung  ist  nur  bei  den  indossablen  Urkunden  erforderlich, 
denn  wenn  sie  diese  Eigenschaft  nicht  besitzen,  begründet  der  einfache 
Ablauf  der  Frist  für  den  Schuldner  die  Verpflichtung,  die  Zinsen  fiir  die 
Verzögerung  der  Zahlung  zu  entrichten. 

418.  Die  auf  unbestimmte  Zeit  gegebenen  Darlehne  sind  erst  10 
Tage  nach  der  Aufforderung  zur  Rückerstattung  exigibel. 

419.  Ist  die  Frist  des  Darlehns  nicht  in  bestimmter  Weise  fest- 
gestellt, so  hat  sie  das  Handelsgericht  nach  einsichtigem  Ermessen 
in  einem  summarischen  Verfahren  festzusetzen,  unter  Berücksichtigung  des 
Inhalts  des  Vertrages,  der  Natur  des  Geschäfts,  zu  welchem  das   Darlehn 
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bestimmt    gewesen    ist,    uncl    der   persönlichen  Umstände    des    Darleihers 
und  des  Darlehnsnehmers. 

420.  Bei  Gelddarlehnen  für  eine  bestimmte  Summe  erfüllt  der 
Schuldner  seine  Verpflichtung,  wenn  er  einen  gleichen  numerischen  Betrag 
nach  dem  Nominal  wert  he,  den  die  Münze  zur  Zeit  der  Rückgabe  hat, 
zurückerstattet 

Wenn  jedoch  das  Darlehn  auf  speciell  bestimmte  Münzen  kontrahirt 
worden  ist,  mit  der  Bedingung,  es  in  anderen  Münzen  der  gleichen  Art 
zurückzugeben,  so  hat  der  Schuldner  in  dieser  Weise  seine  Verpflichtung  zu 
erfüllen,  auch  wenn  eine  Veränderung  in  dem  Nominalwerthe  der 
erhaltenen  Münzen  inzwischen  eingetreten  ist. 

421.  Die  Zinsen  müssen  in  bestimmten  Geldbeträgen  vereinbart 
werden,  auch  wenn  das  Darlehn  in  Waaren  irgend  welcher  Art  besteht. 

Behufs  Berechnung  der  Zinsen  in  diesem  letzteren  Falle  sind  die 
Waaren  nach  dem  laufenden  Preise  abzuschätzen ,  den  sie  an  dem  Tage 
und  dem  Orte  haben,  an  welchem  die  Rückerstattung  erfolgen  muss. 

422«  Wenn  der  Schuldner  aus  freien  Stücken  Zinsen  von  dem  Dar- 
lehn bezahlt,  ohne  solche  stipulirt  zu  haben,  so  wird  diese  Zahlung  wie 
eine  Entschädigung  für  den  Gebrauch  des  Geldes  angesehen,  und  es  kann 
deren  Rückerstattung  nicht  verlangt  werden. 

423.  Die  Vereinbarung  oder  der  Vertrag  über  die  Zahlung  von 
Zinsen  für  ein  Darlehn  während  der  Zeit,  die  festgesetzt  ist,  damit  der 
Schuldner  von  der  geliehenen  Sache  Gebrauch  mache,  wird,  nachdem  diese 
Zeit  verstrichen  ist,  für  diejenige  Zeit  als  verlängert  angesehen,  um  welche 
sich  die  Rückerstattung  des  Kapitals  verzögert. 

424.  Wenn  aus  irgend  einem  Grunde  die  Zahlung  einer  nicht 
indossablen  Forderung,  bei  welcher  keine  Zinsen  stipulirt  worden  sind, 
in  ungebührlicher  Weise  verzögert  wird,  'so  sind  dem  Gläubiger  die  gesetz- 
lichen Zinsen  bis  zur  Leistung  der  Zahlung  zu  vergüten. 

425.  Zinsen  von  fälligen  Zinsen  werden  bei  Handelsdarlehnen  nicht 
geschuldet,  noch  auch  bei  irgend  einer  anderen  kaufmännischen  Schuld, 
so  lange  nicht  dieselben  nach  erfolgter  Liquidation  vermittelst  eines 
neuen  Vertrags  als  eine  Vermehrung  des  Kapitals  anzusehen  sind, 
oder  in  Folge  gemeinschaftlicher  Uebereinstimmung  oder  durch  eine  gericht- 
liche Erklärung  der  Rechnungssaldo  festgesetzt  wird,  unter  Einschluss  der 
bis  dahin  fällig  gewordenen  Zinsen,  und  dies  kann  nur  dann  stattfinden, 
wenn  die  Verpflichtungen,  aus  denen  die  Zinsen  herrühren,  fällig  und 
baar  exigibel  sind. 

42%.  Nachdem  die  gerichtliche  Klage  gegen  den  Schuldner  wegen 
des  Kapitals  und  der  Zinsen  eingeleitet  ist,  können  diejenigen,  welche 
fällig  werden,  nicht  zugeschlagen  werden,  um  eine  Erhöhung  des  zinsen- 
tragenden Kapitals  herbeizuführen. 

427.  Sofern  ein  Gläubiger  seinem  Schuldner  für  das  gesammte 
Kapital  der  Schuld  eine  Empfangsbescheinigung  ertheilt  hat,  ohne  sich  aus- 
drücklich die  Forderung  von  Zinsen  vorzubehalten,  so  werden  dieselben 
als  erlassen  angesehen. 

TITEL  Vn. 
Von  den  Handelsdepositen. 

423.  Das  Depositum  wird  nicht  als  ein  kaufmännisches  qualificiii;, 
noch  ist  es  den  besonderen  Vorschriften  hieiniber  unterworfen,  wenn  es 
nicht  die  folgenden  Umstände  in  sich  vereinigt: 
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1.  dass  der  Deponent   und    der  Depositar   die  Eigenschaft    als  Kauf- 
leute haben; 

2.  dass  die  hiuterlefi:ten  Sachen  Handelsgegenstände  sind; 

3.  dass  die  Hinterlegung  in  Folge  eines  Handelsgeschäfts  erfolgt  ist 

429.  Das  Handelsdepositum  giebt  dem  Depositar  das  Recht,  eine 
Entschädigung  zu  Terlangen,  deren  Höhe  die  Parteien  zu  vereinbaren  haben, 
oder  welche,  in  Ermangelung  einer  solchen  Abrede,  die  durch  die  Zoll- 
gebühren oder  den  jedesmaligen  Platzgebrauch  bestimmte  ist. 

430.  Das  Depositum  wird  unter  denselben  Bedingungen,  wie  die  ge- 
wöhnliche Handelskommission,  bestellt  und  angenommen. 

431.  Die  gegenseitigen  Verpflichtungen  des  Handelsdepositars  und 
-Deponenten  sind  dieselben,  welche  bezüglich  der  Kommittenten  und  Kom- 
missionäre vorgeschrieben  sind. 

432.  Der  Irrthum  bezüglich  der  persönlichen  Identität  des  Deponenten 
und  Depositars  oder  über  die  Substanz,  Qualität  oder  Quantität  der  depo- 
nirten  oache  entkräftet  den  Vertrag  nicht. 

433.  Der  Vertrag  über  ein  Depositum  kann  nur  volle  Wirkung  haben 
zwischen  Personen,  die  f&hi(|[  sind,  zu  kontrahiren. 

Wenn  der  Deponent  nicht  fähig  ist,  übernimmt  dessenungeachtet  der 
Depositar  alle  Verpflichtungen  eines  solchen. 

Und  wenn  der  Depositar  nicht  fkhig  ist,  hat  der  Deponent  nur  eine 
Klage,  die  denonirte  Sache  zu  reklamiren,  so  lange  sie  im  JBesitz  des  Depo- 
sitars sich  befindet;  und,  in  Ermangelung  dieses  Umstandes,  hat  er  nur  eine 
Sersönliche  Klage  gegen  den  Depositar  bis  zu  dem  Betrage  dessen,  um  was 
er  letztere  durch  das  Depositum  bereichert  worden  ist,  indem  ihm  das 
Recht  unbenommen  bleibt,  welches  er  etwa  gegen  dritte  Besitzer  hat,  und 
unbeschadet  der  Strafe,  welche  die  Gesetze  dem  Depositar  im  Falle  eines 
Dolus  auferlegen. 

434  Der  Depositar  einer  Geldsumme  darf  keinen  Gebrauch  von  der- 
selben machen,  una,  wenn  er  es  thut,  sind  zu  seinen  Lasten  alle  Nachtheile, 
welche  bezüglich  des  deponirten  Betrages  vorkommen,  und  er  muss  dem 
Deponenten  die  höchsten  an  dem  Platze  laufenden  Zinsen  vergüten. 

435.  Wenn  das  Depositum  des  Geldes  mit  ausdrücklicher  Angabe 
der  Münzen  eriblgt  ist,  welche  dem  Depositar  übergeben  wurden,  so  laufen 
für  Rechnung  des  Deponenten  die  Courssteigerungen  oder  -Niedergänge, 
welche  an  ihrem  Nominalwert  he  vorkommen. 

Besteht  das  Depositum  in  Krediturkunden,  welche  Zinsen  tragen,  so 
ist  deren  Einziehung  zu  Lasten  des  Depositars,  sowie  auch  die  Erfüllung 
der  Massnahmen,  welche  zur  Erhaltung  ihres  Werthes  und  der  gesetzlichen 
Wirkungen  nothwendig  sind. 

TITEL  Vin. 
Von  den  Handelsbürgschaften. 

438.  Damit  eine  Bürgschaft  als  Handel sbürgschaft  angesehen  werde, 
ist  es  nicht  nöthig,  dass  der  Bürge  Kaufmann  sei,  sofern  es  die  Haupt- 
kontrahenten sind,  und  die  Bürgschaft  die  Sicherstellung  der  Erfüllung  eines 
Handelsvertrages  zum  Gegenstand  hat. 

437.  Die  Handelsbürgschaft  muss  nothwendigerweise  schriftlich  ein- 
sangen werden,  ohne  welches  Erforderniss  sie  keinen  Werth  und  keine 
irkung  hat. 


XXVIII.    Salvador.  521 

438.  Besteht  zwischen  dem  Haupt  verpflichteten  und  seinem  Bürgen 
ein  ausdrücklicher  Vertrag,  so  kann  der  letztere  eine  Entschädigung  für 
die  Verantwortlichkeit    verTangen,    welche  er  bei  der  Bürgschaft  übernimmt. 

439.  Bezieht  der  Bürge  für  die  Leistung  der  Bürgschaft  eine  Ent- 
schädigung, so  kann  er  die  Wohlthat  des  gemeinen  Rechts  nicht  beanspruchen, 
weicht'  die  Bürgen  ermächtigt,  die  Aufhebung  der  Bürgschaft  zu  verlangen, 
die,  auf  unbestimmte  Zeit  übernommen,  unbegrenzt  verlängert  wird. 

440.  Die  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts  über  die  gewöhnlichen 
Bürgschaften  sind  auf  die  Handelsbürgschaften  anwendbar,  soweit  sie  nicht 
durch  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  modificirt  worden  sind. 

TITEL  IX. 

Von  der  Versiclierung  im  Allgemeinen  und  den  Land- 
versicherungen im  Besonderen. 

KAPITEL  I 

Definitionen. 

441.  Die  Versicherung  ist  ein  zweiseitiger,  bedingter  und  alea- 
torischer Vertrag,  durch  welchen  eine  natürliche  oder  juristische  Person  für 
eine  bcv^iimmte  Zeit  alle  oder  einige  der  Gefahren  bezüglich  Verlust  oder  Ver- 
schlechterung übernimmt,  denen  bestimmte,  einer  anderen  Person  gehörige 
Gegenstände  ausgesetzt  sind,  indem  sie  sich  verpflichtet,  gegen  eine  ver- 
einbarte Entschädigung,  letztere  für  die  Verluste  oder  irgend  welchen  anderen 
schätzbaren  Schaden,  den  die  versicherten  Gegenstände  erleiden,  schadlos  zu 
halten. 

442-  Versicherer  heisst  derjenige,  welcher  das  Risiko  für  seine 
Rechnung  übernimmt,  Versicherter  derjenige,  welcher  davon  befreit  bleibt 
und  Prämie  die  Entschädigung  oder  der  Preis  der  Versicherung. 

Unter  Risiko  ist  die  Eventualität  eines  jeden  zufölligen  Ereignisses 
zu  verstehen,  welches  den  Verlust  oder  die  Verschlechterung  der  versicherten 
Gegenstände  herbeiführen  kann. 

Unfall  ist  der  Verlust  oder  der  Schaden  der  versicherten  Gegenstände. 

Grosser  Unfall  heisst  der  vollständige  oder  fast  vollständige  Verlust 
und  kleiner  Unfall  die  einfache  Beschädigung  der  versicherten  Sache. 

Der  Verlust  oder  die  Verschlechterung  um  drei  Viertel  des  Werthes 
der  versicherten  Sache  wird  als  grosser  Unfall  nur  in  den  vom  Gesetz,  be- 
stimmten Fällen  betrachtet. 

Die  Versicherungen  sind  Land-  oder  Seeversicherungen. 

KAPITEL  II. 

Gemeinschaftliche  Bestimmungen  für  die  Land-  und  See- 
versicherungen. 

443*  Die  Versicherung  wird  durch  eine  öfl^entliche,  private  oder  amt- 
liche Urkunde  abgeschlossen  und  bewiesen,  welch  letztere  eine  von  dem 
Konsul  der  Republik  beglaubigte  ist. 

Das  Dokument,  welches  die  Versicherung  beweist,  heisst  Police. 

Die  Police  kann  auf  den  Namen  des  Versicherten,  an  dessen  Ordre 
oder  auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden. 
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86L  Id  den  Fällen  des  Verlustes,  des  Diebstahls  oder  des  Raubes  einer 
Aktie  auf  den  Inhaber  ist  dem  Eigen thümer  derselben  ein  neuer  Titel 
fliegen  vorhergegangene  Leistung  einer  Bürgschaft  zur  Zufiiedenheit  der 
Verwalter  auszustellen. 

862.  Die  Aktionäre  sind  der  Gesellschaft  direkt  und  ausschliesslich 
für  die  Uebergabe  des  Werthes  ihrer  Aktien  verantwortlich. 

368.  Die  anonyme  Gesellschaft  wird  durch  Mandatare  verwaltet, 
welche  auf  Zeit  ernannt  und  absetzbar  sind,  .Gesellschafter  sein  können 
oder  nicht,  besoldet  werden  oder  unentgeltlich  ihre  Dienste  leisten,  und  die 
in  der  durch  die  Statuten  der  Gesellschaft  vorgesehenen  Form  gewählt 
worden  sind. 

Von  keiner  Wirkung  sind  die  Bestimmungen,  welche  die  Festsetzung 
der  Unabsetzbarkeit  der  Verwalter  bezwecken,  auch  wenn  ihre  Ernennung 
eine  der  Bedingungen  des  Gesellschaftsvertrages  ist 

864  Die  Verwalter  haften  nur  für  die  Ausführung  des  erhaltenen 
Mandates. 

Nichtig  ist  jede  Vereinbarung,  welche  bezweckt,  die  Verwalter  von 
dieser  Verantwortlichkeit  zu  befreien  oder  dieselbe  zu  beschränken. 

865*  Die  Verwaltungsakte,  welche  vor  erlangter  Genehmigung  der 
Statuten  ausgeführt  worden  sind,  begründen  nicht  die  Haftbarkeit  der  Ge- 
sellschaft, es  sei  denn,  dass  sie  vorbereitende  Arbeiten  oder  andere  zur 
Errichtung  der  Gesellschaft  nothwendige  Unternehmungen  zum  Gegenstand 
gehabt  haben. 

866.  Die  Bestimmungen,  welche  die  Art.  305  und  flg.  bis  310 
inclusive  enthalten,  setzen  die  Ausdehnung  der  Befugnisse  der  Verwalter 
in  Allem  fest,  was  nicht  durch  die  Statuten  vorgesehen  ist. 

867.  Die  Verwalter  müssen  der  Generalversammlung  zu  den  Zeit- 
punkten, an  welchen  dieselbe  zusammentritt,  ein  motivirtes  Memorandum 
über  die  Lage  der  Gesellschaft  unter  Beifügung  einer  Bilanz  der  Aktiva  und 
Passiva  und  eines  detaiUirten  und  genauen  Inventars  der  Bestände  vorlegen. 

Die  Bilanz,  das  Inventar,  die  Schriftstücke,  die  Bücher  und  sonstige 
Belagsblätter  des  Memorandums  müssen  in  dem  Verwaltungsbüreau  8  Tage 
vor  dem  zum  Zusammentritt  der  Generalversammlung  angesetzten  Tag 
hinterlegt  werden. 

868.  Die  Aktionäre  können  die  Geschäftsführung  der  Verwaltung 
nur  in  der  durch  das  letzte  Alinea  des  vorhergehenden  Artikels  feotr 
gesetzten  Frist  oder  zu  der  Zeit  und  in  der  Form,  welche  die  Statuten 
gestatten,  einer  Prüfung  unterwerfen. 

869.  Die  Vertheilung  von  Dividenden  vor  der  Vervollständigung 
des  Reservefonds  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  der  Statuten  ist  ver- 
boten. 

Wenn  der  Reservefonds  nicht  hinreichend  ist,  um  das  Deficit  des 
Kapitals  zu  decken,  müssen  die  gesammten  Gewinne  der  Gesellschaft  nur 
zu  diesem  Zweck  verwendet  werden. 

Die  Dividenden  müssen  ausschliesslich  aus  den  liquiden  Gewinnen 
entnommen  werden,  die  sich  durch  die  von  der  Generalversammlung  der 
Aktionäre  genehmigten  Inventare  und  Bilanzen  nachweisen  lassen. 

870.  Bei  dem  Verlust  von  50  Prozent  des  gesellschaftlichen  Kapitals 
oder  bei  der  Verminderung  bis  zu  dem  Minimum,  welches  die  Statuten 
ids  Auflösnngsgrund  festsetzen,  haben  die  Geranten  diese  Thatsache  in 
einer  von  allen  unterzeichneten  Erklärung  fiostzustellen. 
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In  jedem  der  beiden  vorfi^esehenen  Fälle  haben  die  Verwalter  un- 
verzüglich zur  Liauidation  der  Gesellschaft  zu  schreiten,  bei  Strafe  persönlich 
und  solidarisch  für  die  Ergebnisse  der  späteren  Verträge  und  Unter- 
nehmungen zu  haften. 

871.  In  allen  Fällen  von  Auflösung  müssen  die  Verwalter  die 
Liquidation  selbst  vornehmen,  vorbehaltlicli  dessen,  was  die  Statuten  be- 
stimmen,   oder   dass   die   Generalversammlung  etwas  Anderes  beschliesst 

Die  Verwalter  haben  sich  bei  der  Erledigung  dieses  Auftrages 
nach  den  im  Kapitel  IV  dieses  Titels  festgesetzten  Vorschriften  zu  richten, 
soweit  diese  Vorschriften  nicht  mit  denen  dieses  Kapitels  in  Widerspruch 
stehen. 

372.  Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  hat  zu  bestimmten  Zeit- 
punkten zusammenzutreten,  um  die  Lage  der  Gesellschaft  zu  prüfen,  die 
Ernennung  der  Geranten  zu  widerrufen  oder  zu  bestätigen,  die  ökonomische 
Leitung  der  Verwaltung  zu  modificiren,  und  alle  die  Vorsichtsmassregeln 
zu  treffen,  welche  die  Erfüllung  des  Gesellschafts verti*ages  uod  das  ge- 
meinschaftliche Interesse  der  Gesellschafter  erfordern. 

Nichtig  sind  die  Beschlüsse  der  Versammlung,  auch  wenn  sie  mit 
Stimmeneinheit  gefasst  sind,  sofern  sie  Angelegenheiten  betreffen,  welche 
mit  der  Ausfährung  des  Vertragv^s  nicht  zuzammenhängen  oder  die  durch 
die  Statuten  vorgeschriebenen  Grenzen  überschreiten. 

373.  Die  Verwalter  können  eine  ausserordentliche  Generalver- 
sammlung einberufen,  sofern  dies  unvorhergesehene  Bedürfhisse  der  Ver- 
waltung erforderlich  machen. 

KAPITEL  IX. 
Bestimmungen  bezüglich  der  Kommanditgesellschaft. 

374.  Eine  Kommanditgesellschaft  ist  diejenige,  welche  zwischen  einer 
oder  mehreren  Personen,  die  ein  bestimmtes  Kapital  in  die  Gesellschafts- 
kasse einzulegen  versprechen,  und  einer  oder  mehreren  Personen  geschlossen 
wird,  welche  sich  verpflichten,  die  Gesellschaft  ausschliesslich  persönlich 
oder  durch  ihre  Delegirten  und  in  ihrem  eigenen  persönlichen  Namen 
zu  verwalten. 

Die  ersteren  heissen  Kommanditisten,  die  letzteren  geschäfts- 
führende Gesellschafter. 

375.  Es  giebt  zwei  Arten  von  Kommanditgesellschaften,  die  einfache 
und  diejenige  auf  Aktien. 

376.  Die  einfache  Kommanditgesellschaft  wird  durch  die  Vereinigung 
eines  Fonds  gebildet,  welcher  vollständig  von  einem  oder  mehreren  Kom- 
manditisten oder  von  den  letzteren  und  den  geschäftsführenden  Gesell- 
schaftern zugleich  beschafft  worden  ist. 

377.  Die  Aktienkommanditgesellschaft   wird    durch  die  Vereinigung  * 
eines  Kapitals   gegründet,    welches    in  Aktien    oder  Aktienantheilsscheine 
eingetheilt  und  von  Gesellschaftern   beschafft  worden  ist,    deren    Name  in 
der  Gesellschaftsurkunde  nicht  figurirt. 

Abschnitt  I. 
Von    der   einfachen   Kommanditgesellschaft 

378.  Die  einfache  Kommanditgesellschaft  wird  gebildet  und  bewiesen, 
wie  die  Kollektivgesellschaft,  und  ist  den  in  den  ersten  sieben  Elapiteln 
dieses    Titels   festgesetzten   Vorschriften   unterworfen,    soweit    diese   Vor- 

Borebar  dt,  Uaadtlvtelit.    IV.  88 
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Schriften  nicht  mit  der  JHristischen  Natur  dieses  Vertrages  und  den  folgenden 
Bestimmungen  in  Widerspruch  stehen. 

879.  Der  Name  der  Gesellschafter  hat  nicht  in  dem  Auszuge,  von 
dem  die  Art.  267  und  270  handeln,  zu  figuriren. 

380.  Die  Kommanditgeseljschaft  wird  unter  einer  Gesellschaftsfirma 
geleitet,  welche  nothwendiger  Weise  den  Namen  des  geschäftsfuhrenden 
Gesellschafters,  wenn  es  nur  eiuer  ist,  oder  den  Namen  nur  eines  oder 
mehrerer  geschäftsftihrender  Gesellschafter,  wenn  es  mehrere  sind,  ent- 
halten muss. 

Der  Name  eines  Kommanditisten  darf  in  die  Gesellschaftsfirma  nicht 
aufgenommen  werden. 

Die  Worte  „&  Co.",  welche  dem  Namen  eines  geschäftsföhrenden 
Gesellschafters  hinzugefügt  werden,  involviren  nicht  die  Auftiahme  des 
Namens  des  Kommanditisten  in  die  Gesellschaftsfirma,  noch  legen  sie  dem 
letzteren  andere  Verantwortlichkeiten  auf^  als  diejenigen,  welche  er  in 
seiner  Eigenschaft  als  solcher  hat 

881.  Der  Kommanditist,  welcher  die  Aufnahme  seines  Namens  in 
die  Gesellschaftsfirma  gestattet  oder  duldet,  macht  sich  in  demselben  Um- 
fange, wie  der  gescbäftsfuhrende  Gesellschafter,  für  alle  Verbindlichkeiten 
and  Verluste  der  Gesellschaft  haftbar. 

882.  Der  Kommanditist  darf  anstatt  eines  Kapitals  nicht  seine 
Fähigkeit,  seinen  Kredit  oder  seine  persönliche  Thätigkeit  in  die  Gesell- 
schaft einlegen. 

Dessenun^achtet  kann  sein  Kapital  in  der  Mittheilung  eines  gewerb- 
lichen oder  wissenschaftlichen  Geheimnisses  bestehen,  sofern  er  es  nur 
nicht  selbst  verwerthet,  noch  auch  täglich  bei  dessen  Verwerthuug  mitwirkt 

888.  Wenn  das  Kapital  in  der  einfachen  Nutzung  oder  im  Niess- 
brauch  besteht,  so  trä^t  der  Kommanditist  keinen  anderen  Verlust,  als 
denjenigen  der  Erzeugnisse  der  Sache,  welche  sein  Kapital  bildet. 

In  keinem  Falle  ist  er  verpflichtet,  die  Beträge  zurückzuerstatten, 
welche  er  bona  fide  als  Gewinnantheil  erhalten  hat. 

884.  Die  Kommanditisten  haben  die  Verantwortlichkeit  und  das 
Recht,  welche  durch  Art.  362  den  Aktionären  der  anonymen  Gesellschaft 
auferlegt,  beziehungsweise  gewahrt  werden. 

885.  Der  Kommanditist  kann,  ohne  seine  Eigenschaft  als  solcher  zu 
verlieren,  den  Versammlungen  beiwohnen  und  hat  darin  eine  berathende 
Stimme. 

886.  Er  kann  ebenfalls  seine  Rechte  cediren,  jedoch  nicht  die  Be- 
fiigniss  übertragen,  die  Bücher  und  Papiere  der  Gesellschaft  zu  piiifen, 
so  lange    dieseloe    ihre  Unternehmungen  noch  nicht  zu  Ende  geführt  hat. 

887.  Die  geschäftsfuhrenden  Gesellschafter  sind  für  alle  Verbind- 
lichkeiten und  Verluste  der  Gesellschaft  unbegrenzt  und  solidaiisch  ver- 
antwortlich. 

Die  Kommanditisten  haften  für  beide  nur  bis  zum  Betrage  ihrer 
versprochenen  oder  eingezahlten  Kapitalien. 

888.  Es  ist    dem  Kommanditisten    verboten,    irgend    einen  Akt  der 

gesellschaftlichen  Verwaltung   auszuführen,    selbst  in  der  Eigenschaft  eines 
evoUmächtigten  der  geschi^tsf&hrenden  Gesellschafter. 

889.  Der   Kommanditist,    welcher    das  Verbot   des    vorhergeheöden 
Artikels  verletzt,    wird  solidarisch    mit  den  Geranten  für  alle  Verluste  und     j 
Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  haftbar,  mögen  dieselben  vor  oder  na^.^ 
der  Uebertretung  begründet  worden  sein.  ^ 
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390.  Der  Kommanditist,  welcher  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  aas 
irgend  einem  der  in  den  Art.  381  und  388  erwähnten  Grande  bezahlt, 
hat  das  Recht,  von  den  geschäftsführenden  Gesellschaftern  die  Rücker- 
stattung der  Summe  zu  verlangen,  welche  den  Betrag  seines  ELapitals 
übersteigt. 

In  keinem  dieser  Fälle  können  die  geschäftsfiihrenden  Gesellschafter 
von  dem  Kommanditisten  irgend  eine  Entschädigung  wegen  der  einfachen 
Thatsache  der  Uebertretung  reklamiren. 

391.  Es  sind  nicht  Verwaltungsakte  auf  Seiten  der  Kommanditisten: 
1.  die  Verträge,  welche  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  mit  den 

äeschäftsfubrenden  Gesellschaftern  abschliessen; 
ie  Ausführung  einer  Kommission   an   einem   anderen  Platze,  als 
demjenigen,  an  welchem  sich  das  Domicil  der  Gesellschaft  errichtet 
befindet; 

3.  die  Berat hung,  Prüfung,  Untersuchung,  Beaufsichtigung  und  sonstige 
interne  Akte,  welche  unter  den  Gesellschaftern  vorkommen,  sofern 
dieselben  die  freie  und  selbständige  Thätigkeit  der  Garanten  nicht 
hindern ; 

4.  die  Akte,  welche  sie  als  Mittheilhaber  nach  der  Auflösung  der 
Gesellschaft  zusammen  oder  einzeln  ausführen. 

392.  Der  Kommanditist,  welcher  ein  Etablissement  derselben  Art, 
wie  das  gesellschaftliche  Etablissement,  gründet  oder  als  Kollektivgesell- 
schafter oder  Kommanditist  an  einem  von  einer  anderen  Person  gegründeten 
theibimmt,  verliert  das  Recht,  die  Bücher  der  Gesellschaft  zu  prüfen,  es 
sei  denn,  dass  die  Interessen  eines  solchen  Etablissements  mit  denen  der 
Gesellschaft  nicht  in  Widerspruch  sich  befinden. 

393.  Wenn  einer  oder  mehrere  Kommanditisten  und  verschiedene 
Kollektivgesellschafter  vorhanden  sind,  mögen  diese  letzteren  alle  gemein- 
schaftlich verwalten  oder  einer  oder  mehrere  für  alle  die  Verwaltung  fuhren, 
so  ist  die  Gesellschaft  gleichzeitig  rücksichtlich  der  ersteren  eine  Kom- 
manditgesellschaft und  eine  kollektive  in  Bezug  auf  die  zweiten. 

394.  Im  Falle  des  Zweifels  ist  die  Gesellschaft  als  eine  Kollektiv- 
gesellschaft anzusehen. 

Abschnitt  II. 
Von   der   Kommanditgesellschaft   auf  Aktien. 

395.  Die  in  dem  vorhergehenden  Kapitel  gegebenen  Vorschriften 
sind  auf  die  Aktienkommanditgesellschaft  anwendbar,  soweit  dieselben  nicht 
mit  den  Bestimmungen  de^  gegenwärtigen  im  Widerspruch  stehen. 

396.  Die  Kommanditgesellschaften  können  ihr  Kapital  nicht  in  Aktien 
oder  Aktienantheilsscheine  unter  100  Pesos  eintheilen,  wenn  dasselbe  50  000 
Pesos*)  nicht  überschreitet. 

Wenn  das  Kapital  diese  Summe  überschreitet,  so  können  die  Aktien 
oder  Aktienantheilsscheine  auf  nicht  weniger  als  500  Pesos  lauten. 

397.  Die  Kommanditgesellschaften  werden  erst  definitiv  konstituirt, 
nachdem  das  ganze  Kapital  gezeichnet  worden  ist  und  jeder  Aktionär  wenig- 
stens den  dritten  Theil  des  Betrages  seiner  Aktien  eingezahlt  hat. 

Die  Zeichnung  und  Einzahlung  werden  durch  die  Erklärung  des 
Geranten    in    öffentficher  Urkimde   bewiesen   und    derselben    ist   das  Ver- 


*)  üeber  den  Werth  eines  Peso  vergL  Note  zu  Art.  15. 

33* 
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zeichniss   der  Subskribenten,    eine  Uebersicht    der  Einzahlungen   und  die 
Gesellschaftsurkunde  beizufügen. 

398.  Die  Aktien  der  Eomroanditgeseltschaften  haben  auf  den  Namen  bis 
zu  dem  Moment  zu  lauten,  in  welchem  sie  vollständig  bezahlt  worden  sind. 

399.  Die  Aktienzeichner  haften,  ungeachtet  jeder  entgegenstehenden 
Vereinbarung,  für  den  ganzen  Betrag  der  Aktien,  welchen  sie  in  der  Ge- 
sellschaft übernommen  haben. 

Die  Aktien  oder  Aktienantheilsscheine  sind  erst  negocirbar,  nachdem 
zwei  Fünftel  ihres  Wertiies  eingezahlt  sind. 

400.  Sofern  irgend  einer  der  Gesellschafter  eine  Einlage  gewährt,  welche 
nicht  in  baarem  Uelde  besteht,  oder  sich  irgend  welche  besonderen  Vor- 
theile  zu  seinen  Gunsten  stipulirt,  hat  die  Generalversammlung  den  WerÜi 
der  einen  oder  der  anderen  zu  prüfen  und  abzuschätzen  und,  so  lange  sie 
nicht  in  einer  späteren  Versammlung  ihre  Genehmigung  ertheilt  hat,  ist  die 
Gesellschaft  nicnt  definitiv  konstitnirt. 

Die  Beschlüsse  der  Versammlung  werden  nach  Stimmenmehrheit  der 
anwesenden  oder  vertretenen  Aktionäre  gefasst  Majorität  ist  vorhanden 
bei  Anwesenheit  des  vierten  Theiles  der  Aktionäre,  falls  sie  wenigstens 
den  vierten  Theil  des  Gesellschaftsvermögens  repräsentiren. 

Die  Gesellschafter,  von  denen  im  ersten  Alinea  die  Rede  ist,  haben 
keine  beschliessende  Stinune. 

401.  Nichtig  und  von  keinem  Werth  bezüglich  der  Gesellschafter 
ist  die  Aktienkommanditgesellschaft,  welche  mit  Uebertrctong  irgend  einer 
der  in  den  vorhergehenden  Artikeln  enthaltenen  Vorschriften  gegründet 
worden  ist*,  die  Gesellschafter  können  jedoch  Dritten  gegenüber  diese 
Nichtigkeit  nicht  geltend  machen. 

402.  Bei  jeder  Aktienkommanditgesellschaft  ist  ein  Aufsichtsrath  von 
mindestens  3  Aktionären  zu  bilden,  welcher  in  der  Generalversammlung 
unmittelbar  nach  der  definitiven  Gründung  der  Gesellschaft  und  vor  dem 
Beginn  eines  jeden  gesellschaftlichen  Unternehmens  zu  ernennen  ist. 

403.  Die  Mitglieder  des  Aufsichtsraths  müssen  prüfen,  ob  die  Gesell- 
schaft gesetzmässig  konstituirt  worden  ist,  sie  müssen  die  Bücher  einsehen, 
den  Bestand  der  gesellschaftlichen  Werthe  in  der  Kasse,  in  Urkunden 
oder  in  irgend  einer  anderen  Form  feststellen  und  am  Ende  eines  jeden 
Jahres  der  Generalversammlung  einen  umfassenden  Bericht  über  die  Lage 
der  Gesellschaft  vorlegen. 

404.  Der  Aufsichtsrath  hat  das  Recht,  die  Generalversammlung  ein- 
zuberufen und  die  Auflösung  der  Gesellschaft  herbeizuführen. 

405.  Nachdem  die  Gesellschaft  wegen  Verletzung  der  zu  ihrer  Eonsti- 
tuirung  vorgeschriebenen  Bestimmungen  annullirt  worden  ist,  können  die 
Mitglieder  des  Aufsichtsraths  solidarisch  mit  den  Geranten  als  für  alle 
Unternehmungen  haftbar  erklärt  werden,  welche  nach  ihrer  Ernennung 
und  nach  der  Annahme  des  Amtes  ausgeführt  worden  sind. 

Dieselbe  Haftbarkeit  kann  bezüglich  der  Gründer  der  Gesell- 
schaft festgestellt  werden,  welche  ein  Kapital  in  natura  eingelegt  oder  sich 
zu  ihren  Gunsten  besondere  Vortheile  ausbedungen  haben. 

406.  Ein  jedes  Mitglied  des  Aufsichtsrathes  ist  solidarisch  mit  den 
Geranten  verantwortlich: 

1.  wenn  es  wissentlich  geduldet  hat,  dass  in  den  Inventarien  grobe 
Ungenauigkeiten  begangen  werden,  welche  die  Gesellschaft  oder 
Dritte  schädigen; 
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2.  sobald  er  mit  Kenntniss  der  Umstände  zugestinmit  hat,  dass  Divi- 
denden vertheilt  werden,  die  nicht  auf  förmlichen  Bilanzen  be- 
ruhen. 

407.  Die  Emission  von  Aktien  oder  AktienantheiLsscheinen  bei  einer 
mit  Uebertretung  der  Art,  396,  397  und  398  gegründeten  Gesellschaft 
wird  mit  einer  Geldstrafe  von  500 — 1000  Pesos  bestraft. 

In  dieselbe  Geldstrafe  verfällt  der  Gerant,  welcher  die  gesellschaft- 
lichen Unternehmungen  beginnt,  bevor  der  Aufsichtsrath  seine  Amtsver- 
richtungen angetreten  hat. 

408.  Die  Negocirung  von  Aktien  oder  Aktienantheilsscheinen,  deren 
Werth  oder  Form  den  Bestimmungen  der  Art.  396  und  397  widerspricht, 
oder  von  Aktien  oder  Aktienantheilsscheinen,  auf  deren  Rechnung  nicht 
zwei  Fünftel  ihres  Werthes  in  Gemässheit  des  Art.  399  eingezalilt  sind, 
wird  mit  einer  Geldstrafe  von  500 — 1000  Pesos  bestraft. 

Mit  derselben  Geldstrafe  werden  diejenigen  belegt,  welche  bei  den  er- 
wähnten Negocirungen  theilgenommen  haben,  sowie  diejenigen,  welche  den 
Werth  der  angegebenen  Aktien  oder  Aktienantheilsscheine  bekannt  machen 
lassen. 

40B.  In  Gemässheit  der  Vorschriften  des  Strafgesetzes  werden 
diejenigen  bestraft,  welche: 

1.  durch  Vorspiegelune:  von  Subskriptionen  oder  Einzahlungen,  durch 
betrügeriscne  Publikation  nicht  vorhandener  Subskriptionen  oder 
Einzanlungen  oder  durch  andere  falsche  Angaben  Subskriptionen 
oder  Einzahlungen  erhalten  haben  oder  zu  erlangen  bemüht 
gewesen  sind; 

2.  um  Subskriptionen  oder  Einzahlungen  herbeizuftlhren,  mala  fide 
die  Namen  von  Personen  bekannt  machen,  die  in  irgend  welchen 
Besiehungen  zu  der  Gesellschaft  angeblich  stehen  sollen,  unter 
welchem  Titel  es  auch  sein  mag. 

410.  Die  Aktionäre,  welche  gemeinschaftlich  als  Kläger  oder  als 
Beklagte  einen  Prozess  gegen  die  (^eranten  oder  die  Mitglieder  des  Auf- 
sichtsrathes  zu  fähren  beabsichtigen,  werden  durch  Bevollmächtigte  ver- 
treten, die  in  der  Generalversammlung  gewählt  sind. 

Kann  die  Ernennung  durch  die  Generalversammlung  in  Folge  irgend 
eines  Hindernisses  nicht  erfolgen,  so  hat  sie  durch  das  Handelsgericht  auf 
Antrag  der  am  meisten  betreibenden  Partei  stattzufinden. 

Wenn  der  Prozess  Gegenstände  des  besonderen  Interesses  einiger 
Aktionäre  betrifft,  so  werden  die  Bevollmächtigten  in  einer  Versammlung 
der  an  der  Streitsache  Interessirten  ernannt. 

KAPITEL  X. 

Von  der  Gelegenheitsgesellschafi;  oder  von   Unternehmungen   für 
gemeinschaftliche  Rechnung  (in  Participation). 

411.  Die  Gelegenheitsgesellschaft  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  zwei 
oder  mehr  Kaufleute  an  einer  oder  an  mehreren  augenblicklichen  oder 
succesiven  Handelsuntemehmungon  Antheil  nehmen,  welche  einer  von 
ihnen  nur  in  seinem  eigenen  Namen  und  unter  seinem  persönlichen  Kredit 
auszuführen  hat,  mit  der  Verpflichtung,  Rechnung  abzulegen  und  die 
Gewinne  oder  Verluste  in  dem  vereinbarten  Verhältniss  mit  seineu  Asso- 
ciirten  zu  theilen. 
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412.  Die  Participation  ist  zu  ihrer  Errichtung  den  für  die  Konsti- 
tuirung  der  Gesellschaften  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  unter- 
worfen. 

Die  Vereinbarung  der  Associirten  bestimmt  den  Gegenstand,  die  Form, 
den  Antheii  und  die  Bedingungen  der  Participation. 

413.  Die  Pai-ticipation  ist  wesentlich  privater  Natur,  begründet  keine 
juristische  Person  und  hat  keine  gesellschattliche  Firma,  kein  gemeinsames 
Vermögen  und  Domicil. 

414.  Der  Geschäftsfahrer  ist  der  einzige,  welcher  bei  den  äusseren 
durch  die  Participation  erzeugten  Beziehungen  als  der  Eigenthümer  des 
Geschäfts  betrachtet  wird. 

Die  Dritten  haben  nur  eine  Klage  gegen  den  Geschäftsführer,  ebenso 
wie  die  nicht  thätigen  Theilhaber  keine  Klage  gegen  Dritte  haben. 

Die  einen  und  die  anderen  können  indessen  von  den  Klagen  des 
Geschäftsführers  auf  Grund  einer  förmlichen  Cession  Gebrauch  machen. 

415.  Vorbehaltlich  der  Modifikationen,  welche  aus  der  iuristischen 
Natur  der  Participation  resultiren,  erzeugt  dieselbe  unter  den  Theilhabern 
dieselben  Rechte  und  Verpflichtungen,  welche  die  Handelsgesellschaften 
den  Gesellschaftern ,  unter  einander  zuerkennen  und  auferlegen. 


TITEL  VI. 
Von  den  Darlehnen  und  Erträgen  aus  den  geliehenen  Sachen. 

416.  Damit  die  Darlehne  als  Handelsdarlehne  angesehen  werden, 
ist  es  nöthig: 

1.  dass  sie  zwischen  Personen  stattfinden,  welche  in  Gemässheit  dieses 
Gesetzbuches  als  Kaufleute  qualificirt  sind,  oder  dass  wenigstens 
der  Schuldner  Kaufmann  ist. 

2.  dass  sie  mit  der  Absicht  und  der  ausdrücklichen  Bestimmung 
kontrahirt  werden,  dass  die  geliehenen  Gegenstände  zu  Handels- 
akten und  nicht  für  Bedüi*misse,  die  dem  Handel  fei*n  liegen, 
bestinomt  werden. 

Wenn  eine  der  beiden  Bedingungen  fehlt,  werden  sie  als  gewöhnliche 
Darlehne  angesehen  und  nach  den  gemeinen  Gesetzen  beurtheilt. 

417.  Die  Kauf  leute,  welche  die  Zahlung  ihrer  Schulden  nach  Ablauf 
der  mit  ihren  Darleihern  vereinbarten  Fristen  verzögern,  sind  verpflichtet, 
die  entsprechenden  Zinsen  des  Betrages  derselben  von  dem  Tage  an  zu 
bezahlen,  an  welchem  es  in  authentischer  Form  feststeht,  daas  sie  durch 
eine  gerichtliche  Verfügung  oder  eine  einfache  aussergerichtliche  Mahnung, 
welche  ihnen  der  Gläubiger  durch  einen  öffentlichen  Notar  zugestellt  hat, 
zur  Zahlung  aufgefordert  worden  sind. 

Die  Aufforderung  ist  nur  bei  den  indossablen  Urkunden  erforderlich, 
denn  wenn  sie  diese  Eigenschaft  nicht  besitzen,  begründet  der  einfache 
Ablauf  der  Frist  für  den  Schuldner  die  Verpflichtung,  die  Zinsen  fiir  die 
Verzögerung  der  Zahlung  zu  entrichten. 

418.  Die  auf  unbestimmte  Zeit  gegebenen  Darlehne  sind  erst  10 
Tage  nach  der  Aufforderung  zur  Rückerstattung  exigibel. 

419.  Ist  die  Frist  des  Darlehns  nicht  in  bestimmter  Weise  fest- 
gestellt, so  hat  sie  das  Handelsgericht  nach  einsichtigem  Ermessen 
in  einem  summarischen  Verfahren  festzusetzen,  unter  Berücksichtigung  des 
Inhalts  des  Vertrages,  der  Natur  des  Geschäfts,  zu  welchem  das   Darlehn 
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bestimmt    gewesen    ist,    uiicl    der   persÖDÜchen  Umstände    des    Darleihers 
und  des  Darlehnsnehmers. 

420.  Bei  Gelddarlehnen  für  eine  bestimmte  Summe  erfüllt  der 
Schuldner  seine  Verpflichtung,  wenn  er  einen  gleichen  numerischen  Betrag 
nach  dem  Nomin alwerthe,  den  die  Münze  zur  Zeit  der  Rückgabe  hat, 
zurückerstattet. 

Wenn  jedoch  das  Darlehn  auf  speciell  bestimmte  Münzen  kontrahirt 
worden  ist,  mit  der  Bedingung,  es  in  anderen  Münzen  der  gleichen  Art 
zurückzugeben,  so  hat  der  Schuldner  in  dieser  Weise  seine  Verpflichtung  zu 
erfüllen,  auch  wenn  eine  Veränderung  in  dem  Nominalwerthe  der 
erhaltenen  Münzen  inzwischen  eingetreten  ist. 

421.  Die  Zinsen  müssen  in  bestimmten  Geldbeträgen  vereinbart 
werden,  auch  wenn  das  Darlehn  in  Waaren  irgend  welcher  Art  besteht. 

Behufs  Berechnung  der  Zinsen  in  diesem  letzteren  Falle  sind  die 
Waaren  nach  dem  laufenden  Preise  abzuschätzen,  den  sie  an  dem  Tage 
und  dem  Orte  haben,  an  welchem  die  Rückerstattung  erfolgen  muss. 

422.  Wenn  der  Schuldner  aus  freien  Stücken  Zinsen  von  dem  Dar- 
lehn bezahlt,  ohne  solche  stipulirt  zu  haben,  so  wird  diese  Zahlung  wie 
eine  Entschädigung  für  den  Gebrauch  des  Geldes  angesehen,  und  es  Kann 
deren  Rückerstattung  nicht  verlangt  werden. 

423.  Die  Vereinbarung  oder  der  Vertrag  über  die  Zahlung  von 
Zinsen  für  ein  Därlehn  während  der  Zeit,  die  festgesetzt  ist,  damit  der 
Schuldner  von  der  geliehenen  Sache  Gebrauch  mache,  wird,  nachdem  diese 
Zeit  verstrichen  ist,  für  diejenige  Zeit  als  verlängert  angesehen,  um  welche 
sich  die  Rückerstattung  des  Kapitals  verzögert. 

424.  Wenn  aus  irgend  einem  Grunde  die  Zahlung  einer  nicht 
indossablen  Forderung,  bei  welcher  keine  Zinsen  stipulirt  worden  sind, 
in  ungebührlicher  Weise  verzögert  wird,  'so  sind  dem  Gläubiger  die  gesetz- 
lichen Zinsen  bis  zur  Leistung  der  Zahlung  zu  vergüten. 

425.  Zinsen  von  fälligen  Zinsen  werden  bei  Ilandelsdarlehnen  nicht 
geschuldet,  noch  auch  bei  irgend  einer  anderen  kaufmännischen  Schuld, 
so  lange  nicht  dieselben  nach  erfolgter  Liquidation  vermittelst  eines 
neuen  Vertrags  als  eine  Vermehrung  des  Kapitals  anzusehen  sind, 
oder  in  Folge  gemeinschaftlicher  Uebereinstimmung  oder  durch  eine  gericht- 
liche Erklärung  der  Rechnungssaldo  festgesetzt  wird,  unter  Einschluss  der 
bis  dahin  föllig  gewordenen  Zinsen,  und  dies  kann  nur  dann  stattfinden, 
wenn  die  Verpflichtungen,  aus  denen  die  Zinsen  herrühren,  &llig  und 
baar  exigibel  sind. 

426.  Nachdem  die  gerichtliche  Klage  gegen  den  Schuldner  wegen 
des  Kapitals  und  der  Zinsen  eingeleitet  ist,  können  diejenigen,  welche 
fällig  werden,  nicht  zugeschlagen  werden,  um  eine  Erhöhung  des  zinsen- 
tragenden Kapitals  herbeizuführen. 

427.  Sofern  ein  Gläubiger  seinem  Schuldner  für  das  gesammte 
Kapital  der  Schuld  eine  Empfangsbescheinigung  ertheilt  hat,  ohne  sich  aus- 
drücklich die  Forderung  von  Zinsen  vorzubehalten,  so  werden  dieselben 
als  erlassen  angesehen. 

TITEL  Vn. 
Von  den  Handelsdepositen. 

423.  Das  Depositum  wird  nicht  als  ein  kaufmännisches  qualificirt, 
noch  ist  es  den  besonderen  Vorschriften  hieiniber  unterworfen,  wenn  es 
nicht  die  folgenden  Umstände  in  sich  vereinigt: 
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1.  dass  der  Deponent   und    der  Depositar   die  Eigenschaft   als  Kaaf- 
leiite  haben; 

2.  dass  die  hinterlegen  Sachen  Handelsgegenst&nde  sind; 

3.  dass  die  Hinterlegung  in  Folge  eines  Handelsgeschäfts  erfolgt  ist. 

429.  Das  Handelsdepositnm  giebt  dem  Depositar  das  Becht,  eine 
Entschädigung  zu  yerlangen,  deren  Höhe  die  Parteien  zu  vereinbaren  haben, 
oder  welche,  in  Ermangelung  einer  solchen  Abrede,  die  durch  die  Zoll- 
gebühren oder   den  jedesmaligen  Platzgebrauch  bestimmte  ist. 

430.  Das  Depositum  wird  unter  denselben  Bedingungen,  wie  die  ge- 
wöhnliche Handelskommission,  bestellt  und  angenommen. 

431.  Die  gegenseitigen  Verpflichtungen  des  Handelsdepositars  und 
-Deponenten  sind  dieselben,  welche  bezüglich  der  Kommittenten  und  Kom- 
missionäre vorgeschrieben  sind. 

432.  Der  Irrthum  bezüglich  der  persönlichen  Identität  des  Deponenten 
und  Depositars  oder  über  die  »Substanz,  Qualität  oder  Quantität  der  depo- 
nirten  Sache  entkräftet  den  Vertrag  nicht. 

433*  Der  Vertrag  über  ein  Depositum  kann  nur  volle  Wirkung  haben 
zwischen   Personen,  die  ßiiif^  sind,  zu  kontrahiren. 

Wenn  der  Deponent  nicht  föhig  ist,  übernimmt  dessenungeachtet  der 
Depositar  alle  Verpflichtungen  eines  solchen. 

Und  wenn  der  Depositar  nicht  ftlhig  ist,  hat  der  Deponent  nur  eine 
Klage,  die  deponirte  Sache  zu  reklamiren,  so  lange  sie  im  JBesitz  des  Depo- 
sitars sich  benndet;  und,  in  Ermangelung  dieses  Umstandes,  hat  er  nur  eine 
SersOnliche  Klage  gegen  den  Depositar  bis  zu  dem  Betrage  dessen,  um  was 
er  letztere  durch  das  Depositum  bereichert  worden  ist,  indem  ihm  das 
Becht  unbenommen  bleibt,  welches  er  etwa  gegen  dritte  Besitzer  hat,  und 
unbeschadet  der  Strafe,  welche  die  Gesetze  dem  Depositar  im  Falle  eines 
Dolus  auferlegen. 

484.  Der  Depositar  einer  Geldsumme  darf  keinen  Gebrauch  von  der- 
selben machen,  una,  wenn  er  es  thut,  sind  zu  seinen  Lasten  alle  Nachtheile, 
welche  bezüglich  des  deponirten  Betrages  vorkommen,  und  er  muss  dem 
Deponenten  die  höchsten  an  dem  Platze  laufenden  Zinsen  vergüten. 

435.  Wenn  das  Depositum  des  Geldes  mit  ausdrücklicher  Angabe 
der  Münzen  erfolgt  ist,  welche  dem  Depositar  übergeben  wurden,  so  laufen 
für  Bechnung  des  Deponenten  die  Gourssteigerungen  oder  -Niedergänge) 
welche  an  ihrem  Nominalwerthe  vorkommen. 

Besteht  das  Depositum  in  Krediturkunden,  welche  Zinsen  tragen,  so 
ist  deren  Einziehung  zu  Lasten  des  Depositars,  sowie  auch  die  Erfüllung 
der  Massnahmen,  welche  zur  Erhaltung  ihres  Werthes  und  der  gesetzlichen 
Wirkungen  noth wendig  sind. 

TITEL  Vin. 
Von  den  Handelsbürgsohaften. 

436.  Damit  eine  Bürgschaft  als  Handelsbürgschaft  angesehen  werde, 
ist  es  nicht  nOthig,  dass  der  Bürge  Kaufmann  sei,  sofern  es  die  Haupt- 
kontrahenten sind,  und  die  Bürgschaft  die  Sicherstellung  der  Erf&llung  eines 
Handelsvertrages  zum  Gegenstand  hat. 

437.  Die  Handelsbürgschaft  muss  nothwendigerweise    schriftlich  ein- 
sangen werden,    ohne  welches  Erforderniss  sie  keinen   Werth   und  keine 

irkong  hat. 
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438.  Besteht  zwischen  dem  Hauptverüflichteten  und  seinem  Bürgen 
ein  ausdrücklicher  Vertrag,  so  kann  der  letztere  eine  Entschädigung  für 
die  Verantwortlichkeit    verTangen,    welche  er  bei  der  Bürgschaft  übernimmt. 

439.  Bezieht  der  Bürge  für  die  Leistung  der  Bürgschaft  eine  Ent- 
schädigung, so  kann  er  die  Wohlthat  des  gemeinen  Reclits  nicht  beanspruchen, 
welche  die  Bürgen  ermächtigt,  die  Aufhebung  der  Bürgschaft  zu  verlangen, 
die,  auf  unbestimmte  Zeit  übernommen,  unbegrenzt  verlängert  wird. 

440.  Die  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts  über  die  gewöhnlichen 
Bürgschaften  sind  auf  die  Handelsbürgschaften  anwendbar,  soweit  sie  nicht 
durch  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  modificirt  worden  sind. 

TITEL  IX. 

Von  der  Versicherung  im  Allgemeinen  und  den  Land- 
Versicherungen  im  Besonderen. 

KAPITEL  I 
Definitionen. 

441.  Die  Versicherung  ist  ein  zweiseitiger,  bedingter  und  alea- 
torischer Vertrag,  durch  welchen  eine  natürliche  oder  juristische  Person  für 
eine  bestimmte  Zeit  alle  oder  einige  der  Qe&hren  bezüglich  Verlust  oder  Ver- 
schlechterung übernimmt,  denen  bestimmte,  einer  anderen  Person  gehörige 
Gegenstände  ausgesetzt  sind,  indem  sie  sich  verpflichtet,  gegen  eine  ver- 
einbarte Entschädigung,  letztere  für  die  Verluste  oder  irgend  welchen  anderen 
schätzbaren  Schaden,  den  die  versicherten  Gegenstände  erleiden,  schadlos  zu 
halten. 

442.  Versicherer  heisst  derjenige,  welcher  das  Risiko  für  seine 
Rechnung  übernimmt,  Versicherter  derjenige,  welcher  davon  befreit  bleibt 
und  Prämie  die  Entschädigung  oder  der  Preis  der  Versicherung. 

Unter  Risiko  ist  die  Eventualität  eines  jeden  zufalligen  Ereignisses 
zu  verstehen,  welches  den  Verlust  oder  die  Verschlechterung  der  versicherten 
Gegenstände  herbeiführen  kann. 

Unfall  ist  der  Verlast  oder  der  Schaden  der  versicherten  Gegenstände. 

Grosser  Unfall  heisst  der  vollständige  oder  fast  vollständige  Verlust 
und  kleiner  Unfall  die  einfache  Beschädigung  der  versicherten  Sache. 

Der  Verlust  oder  die  Verschlechterung  um  drei  Viertel  des  Werthes 
der  versicherten  Sache  wird  als  grosser  Unfall  nur  in  den  vom  Gesetz  be- 
stimmten Fällen  betrachtet. 

Die  Versicherungen  sind  Land-  oder  Seeversicherungen. 

KAPITEL  II. 

Genieinschaftliche  Bestimmungen  iuv  die  Land-  und  See- 
versicherungen. 

443*  Die  Versicherung  wird  durch  eine  öffentliche,  private  oder  amt- 
liche Urkunde  abgeschlossen  und  bewiesen ,  welch  letztere  eine  von  dem 
Konsul  der  Republik  beglaubigte  ist. 

Das  Dokument,  welches  die  Versicherung  beweist,  heisst  Police. 

Die  Police  kann  auf  den  Namen  des  Versicherten,  an  dessen  Ordre 
oder  auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden. 
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Wenn  eine  private  oder  amtlicbe  Urkunde  ausgestellt  wird,  so  masseo 
zwei  Exemplare  zur  gegenseitigeu  Sicherung  der  Parteien  ausgefertigt  werden. 

444  Die  mündlich  vereinbarte  Versicherung  gilt  als  Promesse,  soFera 
die  Kontrahenten  formell  Betreffs  der  S«*iche,  des  Risikos  und  der  Prämie 
u berein  gekommen  sidH. 

Die  Promesse  kann  durch  jedes  der  in  Handelssachen  zulässigen 
Beweismittel  dargethan  werden  und  ermächtigt  eine  jede  der  Parteien,  von 
der  anderen  die  Ausfertigung  der  Police  zu  verlangen. 

445.  Jede  Police  muss  enthalten: 

1.  die  Vor-  und  Zunamen  des  Versicherers  und  des  Versicherten,  so 
wie  das  Domicil  beider; 

2.  die  Angabe  des  Standes,  welchen  der  Versicherte  beim  Abschlus«; 
der  Versicherung  hat; 

3.  die  deutliche  und  genaue  Bezeichnung  des  Werthes  und  der  Natur 
der  versicherten  Gegenstände; 

4.  die  versicherte  Summe; 

5.  die  Risikos,  welche  der  Versicherer  übernimmt; 

6.  den  Zeitpunkt,  an  welchem  das  Risiko  iür  den  Versicherer  beginnt 
und  endigt; 

7.  die  Versicherungsprämie  und  die  Zeit,  den  Ort  und  die  Form«  in 
welcher  sie  bezahlt  werden  muss; 

8.  das  Datum  mit  Angabe  der  Stunde; 

9.  die  Erwähnung  aller  derjenigen  Umstände,  welche  dem  Versicherer 
eine  genaue  und  vollständige  Eenntniss  der  Risikos  verschaffen 
können,  sowie  diejenige  aller  übrigen  von  den  Parteien  getroffenen 
Festsetzungen. 

446.  Hinsichtlich  des  Versicherten  ist  die  Versicherung  ein  reiner 
Entschädigungsvertrag,  und  sie  kann  niemals  für  ihn  Anlass  zu  einem 
Gewinn  bilden. 

447.  Alle  Personen,  welche  fah^g  sind,  sich  zu  verpflichten,  können 
die  Versicherung  abschliessen. 

Von  Seiten  des  Versicherten  wird  jedoch  ausser  der  gesetzlichen  Fähig- 
keit zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  ein  wirkliches  Interesse  an  der  Ver- 
meidung der  Gefahren  erfordert,  sei  es  in  der  Eigenschaft  als  Eigenthümer, 
Mittheilhaber,  Fideikommissar,  Niessbi-aucher,  Pächter,  Gläubiger  oder  Ver- 
walter fremden  Vermögens,  sei  es  in  jeder  anderen  Eif^enschan,  welche  ihn 
als  an  der  Erhaltung  des  versicherten  Gegenstandes  interessirt  erscheinen 
lässt. 

Die  Versicherung,  bei  welcher  dieses  Interesse  fehlt,  ist  nichtig  und 
von  keinem  Werth. 

448.  Die  Versicherung  kann  f&r  eigene  Rechnung  oder  für  diejenige 
eines  Dritten  Kraft  einer  Special-  oder  Generalvollmacht  abgeschlossen  werden. 

Es  ist  anzunehmen,  dass  die  Versicherung  sich  auf  denjenigen  bezieht, 
welcher  sie  abgeschlossen  hat,  sobald  die  Police  nicht  ausdrückt,  dass  die- 
selbe für  Rechnung  eines  Dritten  ist. 

448.  Auf  Grund  der  Thatsache,  dass  der  Mandatar  die  Versicherung 
des  Gegenstandes,  dessen  Versicherung  ihm  angetragen  worden  ist,  für 
seine  Rechnung  nimmt,  ist  anzunehmen,  dass  er  gemäss  den  Instruktionen 
seines  Mandanten  versichert. 

In  Ermangelung  von  Instruktionen,  wird  die  Versicherung  als  unter 
den  Bedingungen  realisirt  angesehen,  welche  an  dem  Orte  üblich  sind,  wo 
der  Mandatar  den  Auftrag  auszuführen  hat. 
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450.  Von  keinem  Werth  ist  die  von  einem  dienstfertigen  Agenten 
(agente  oficioso)  abgeschlossene  Versicherung,  wenn  der  Interessent  oder 
sein  Mandatar,  ohne  von  dem  Vorhandensein  dieses  Vertrages  Eenntniss  zu 
haben,  denselben  Gegenstand  hatte  versichern  lassen. 

451.  Es  können  versichert  werden,  alle  körperlichen  oder  unkörper- 
liehen  Sachen,  sofern  sie  zur  Zeit  des  Vertrages  vorhanden  sind  oder  in 
dem  Moment,  in  welchem  die  Risikos  fär  Rechnung  des  Versicherers  zu 
laufen  beginnen,  einen  in  Geld  abschätzbaren.  Werth  haben,  Gegenstand 
einer  erlaubten  Spekulation  sein  können  und  dem  Verluste  durch  das  von 
dem  Versicherer  übernommene  Risiko  ausgesetzt  sind. 

Demgemäss  können  nicht  Gegenstand  einer  Versicherung  sein: 

1.  die  erhoffi;en  Gewinne  oder  Vortheile; 

2.  die  Gegenstände,  deren  Handel  verboten  ist; 

3.  die  vollständig  versicherten  Sachen,  es  sei  denn,  dass  die  letzte  Ver- 
sicherung sich  auf  eine  andere  Zeit  oder  auf  Oefethren  anderer  Art 
bezieht,  als  diejenigen,  welche  die  fiühere  umfasst; 

4.  die  Sachen,  welche  schon  dem  Risiko  ausgesetzt  gewesen  sind, 
mögen  sie  dabei  gerettet  oder  zu  Grunde  gegangen  sein. 

Die  Versicherung  von  Sachen,  welche  nicht  alle  in  dem  ersten  Alinea 
dieses  Artikels  erwähnten  Umstände  in  sich  vereinigen,  ist  nichtig. 

452«  Der  Versicherer  kann  dieselben  Sachen,  welche  er  versichert 
hat,  unter  Bedingungen,  die  mehr  oder  weniger  günstig  als  die  vereinbarten 
sind,  wieder  versichern  lassen. 

Die  Ruckversicherung  hebt  die  Verpflichtungen  des  Versicherers  nicht 
auf,  noch  gewährt  sie  dem  Versicherten  eine  direkte  Klage  gegen  den  Rück- 
versicherer. 

Der  Versicherer  und  der  Versicherte  können  eine  Rückversicherung 
nicht  abschliessen,  es  kann  jedoch  der  letztere  die  Kosten  der  Versicherung 
und  das  Risiko  der  Zahlungsunfähigkeit  des  ersteren  versichern  lassen. 

453.  Die  Handelsetablissements,  wie  Geschäftslager,  Bazare,  Läden, 
Fabriken  und  andere,  und  die  Land-  und  Seeladungen  können  mit  oder 
ohne  specificirte  Bezeichnung  der  Waaren  und  anderer  Gegenstände,  welche 
sie  enthalten,  versichert  werden. 

Die  Mobilien,  welche  zu  einer  Hausein richtung  gehören,  können  in 
derselben  Art  versichert  weiden,  mit  Auvsnahme  derjenigen,  welche  einen 
hohen  Preis  haben,  wie  Kleinodien,  Familiengemälde,  Kunstgegenstande 
oder  dergleichen,  welche  mit  einzelner  Angabe   versichert  werden  müssen. 

In  beiden  Fällen  muss  der  Versicherte  die  versicherten  Gegenstände 
individualisiren  und  deren  Vorhandensein  und  Werth  zur  Zeit  des  Un£Eilles 
nachweisen. 

454.  Sind  mehrere^)  Versicherungen  hintereinander  in  gutem  Glauben 
zu  verschiedenen  Zeiten  abgeschlosvsen  worden ,  so  hat  nur  die  erste 
Gültigkeit,  sofern  sie  den  vollen  Werth  des  versicherten  Gegenstandes  deckt. 

Deckt  sie  ihn  nicht,  so  haften  die  späteren  Versicherer  für  den  nicht 
gedeckten  Werth  nach  der  Reihenfolge  der  Daten  ihrer  betreffenden  Verträge. 

Die  Versicherer,  deren  Verträge  in  Folge  des  Mangels  eines  ver- 
sicherungsfahigen  Werthes  annullirt  werden,  müssen  die  Prämie  zurück- 
erstatten, unbeschadet  ihres  Anspruches  auf  die  etwa  zulässige  Entschädigung. 

455.  Wenn  verschiedene  Versicherer  zusammen  oder  getrennt  an  ein 
und  demselben  Datum  eine  Summe  versichern,  welche  den  wahren  Werth 
des  versicherten  Gegenstandes  übersteigt,  so  haften  sie  nur  bis  zum  Betrage 

^)  mnchos  (,,yiele*')  häuH^,  wie  auch  ,,mnito8'Wm  Portugiesischen,  für 
„mehrere*'  gebraucht. 
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dieses  Werthes    und  im  YerhältDiss  der  Summe,   die   ein  jeder  von  ihnen 
versichert  hat. 

Die  nicht  datirte  Versicherung  wird  als  an  dem  Datum  der  ihr 
unmittelbar  folgenden  abgeschlossen  vermuthet. 

456.  In  den  Fällen,  welche  in  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln 
vorgesehen  sind,  kann  der  Versicherte  eine  frühere  Versicherung  nicht  auf- 
heben, um  die  nachfolgenden  Versicherer  haftbar  zu  machen. 

Enthebt  der  Versicherte  die  früheren  Versicherer  ihrer  Verpflichtungen, 
so  tritt  er  an  deren  Stelle  in  derselben  Reihenfolge  und  für  dieselbe  Summe, 
welche  jene  versichert  haben. 

Wenn  in  diesem  Falle  der  Versicherte  eine  neue  Versicherung  kon- 
trahirt,  so  nehmen  die  Versicherer  seine  Stelle  in  der  Art  und  Weise  ein, 
welche  das  vorhergehende  Alinea  angiebt. 

457.  Auch  wenn  eine  Sache  für  ihren  ganzen  Werth  versichert  worden 
ist,  so  ist  es  doch  gestattet,  dieselbe  von  neuem  unter  der  Bedingung  zu 
versichern,  dass  der  zweite  Versicherer  nur  dann  haftbar  sein  solle,  wenn 
der  Versicherte  von  dem  ersten  Versicherer  nicht  vollständig  entschädigt  wird. 

In  diesem  Falle  müssen  der  frühere  Vertrag  oder  die  früheren  Ver- 
träge deutlich  auf  der  neuen  Police,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  beschrieben 
werden,  und  es  sind  die  in  den  Art.  454  und  455  festgestellten  Vorschriften 
anwendbar. 

458.  Tritt    der    Versicherte    in    gesetzlicher    Form    von    einer    ab- 

Seschlossenen  Versicherung  zurück,  so   kann    er  die  versicherte  Sache  flir 
ieselbe  Zeit  und  dieselben  Risikos  von  neuem  versichern  lassen. 

In  der  neuen  Police  muss,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  sowohl  die  frühere 
VjBrsicherung  als  auch  der  Rücktritt  erwähnt  werden. 

459.  Wird  das  versicherte  Eigenthum  durch  Universal-  oder  Singular- 
titel übertragen,  so  läuft  die  Versicnerung  zu  Gunsten  des  Erwerbers,  ohne 
das8  eine  Cession  noth wendig  ist,  von  dem  Momente,  in  welchem  ihn 
die  Risikos  treffen,  es  sei  denn,  dass  zweifellos  feststeht,  dass  die  Ver- 
sicherung mit  Rücksicht  auf  die  versicherte  Person  von  dem  Versicherer 
abgeschlossen  worden  ist. 

460.  Im  Falle  der  üebertragung  durch  Singulartitel  kann  der 
Versicherer  verlangen,  dass  der  Erwerber  in  Folge  des  Aktes  einer  gericht- 
lichen Aufforderung  erkläre,  ob  er  von  der  Versicherung  Gebrauch  machen 
wolle  oder  nicht. 

Wenn  er  es  ablehnt  und  der  Versicherte  irgend  ein  Interesse  an  der 
Sache  behält,  so  besteht  die  Versicherung  für  Rechnung  des  letzteren  bis 
zur  Höhe  dieses  Interesses  fort. 

Wenn  er  kein  Interesse  behält,  so  ist  die  Versicherung  von  dem  Augen- 
blick der  Veräusserung  an  als  erloschen  anzusehen;  und  der  Versicherer 
kann  von  dem  Versicherten  die  Zahlung  der  ganzen  Prämie  oder  eine  Ent- 
schädigung, je  nach  der  Natur  der  Versicherung,  verlangen. 

46L  Die  Versicherung  ist  nur  bis  zum  Betrage  des  wahren  Werthes 
des  versicherten  Gegenstandes  wirksam,  auch  wenn  sich  der  Versicherer 
für  eine  diesen  überschreitende  Summe  haftbar  gemacht  hat 

Ist  nicht  der  volle  Werth  der  Sache  versichert,  so  hat  der  Versicherer 
nur  die  Verpflichtung,  für  den  Unfall  im  Verhältniss  der  versicherten  zu  der 
nicht  versicherten  Summe  Entschädigung  zu  leisten. 

Dessenungeachtet  können  die  Interessenten  vereinbaren,  dass  der  Ver- 
sicherte einen  Theil  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  nur  in  dem  Falle 
tragen  solle,  wenn  der  Betrag  des  Unfalls  die  versicherte  Summe  übersteigt 
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482.  Ist  in  der  Police  die  BestimmuDg  des  Werthes  der  yersicherten 
Sachen  unterlassen,  so  kann  der  Versicherte  denselben  durch  alle  in  diesem 
Gesetzbuch  zufn^elassenen  Beweismittel  feststellen. 

463.  Auch  wenn  der  Werth  in  förmlicher  Weise  in  der  Police  ange- 
geben ist,  kann  der  Versicherer  oder  der  Versicherte  beweisen,  dass  die 
Abschätzung  irrthfimlicher  oder  doloser  Weise  zu  hoch  erfolgt  ist. 

Stellt  sich  heraus,  dass  durch  einen  Ini;hum  bei  der  Abschätzung  Qber  den 
Werth  hinausgegangen  ist,  so  müssen  die  versicherte  Summe  und  die  Prämie 
bis  zum  Betrage  des  wahren  Werthes  der  versicherten  Gegenstände  reducirt 
werden;  und  der  Versicherer  kann  hinsichtlich  der  Differenz  zwischen  diesem 
Werthe  und  dem  in  der  Police  angegebenen  die  entsprechende  Entschädigung 
verlangen. 

Beweif^t  der  Versicherer,  dass  die  Differenz  zwischen  dem  wirklichen 
Werthe  der  Gegenstande  und  der  yersicherten  Summe  aus  einem  Dolus  des 
Versicherten  herrührt,  so  kann  der  letztere  die  Zahlung  der  Versicherung 
bei  einem  Unfälle  nicht  verlangen,  noch  sich  weigern,  dem  Versicherer  die 
volle  Prämie  zu  entrichten,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Verfolgung. 

Wenn  jedoch  der  versicherte  Gegenstand  von  Sachverständigen,  die 
von  den  Parteien  erwählt  worden  sind,  abgeschätzt  worden  ist,  so  kann  der 
Versicherer,  vorbehaltlich  den  Fall  eines  Dolus,  den  Werth  nicht  anfechten, 
welchen  diese  demselben  zuertheilt  haben. 

464-  Wenn  die  Police  die  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Angabe 
der  versicherten  Summe  nicht  enthält,  so  ist  anzunehmen,  oass  der  Ver- 
sicherer sich  verpflichtet,  den  Verlust  oder  die  Beschädigung  bis  zum  Be- 
trage des  Werthes  der  versicherten  Sache  zur  Zeit  des  Unfalles  zu  ersetzen. 

Eine  ausdrückliche  Bezeichnung  ist  nicht  nur  vorhanden,  wenn  die 
versicherte  Summe  bestimmt  wird,  sondern  auch,  wenn  der  Versicherer  sich 
verpflichtet,  ganz  oder  zum  Theil  den  Werth  des  versicherten  Gegenstandes 
zu  zahlen,  nach  der  Abschätzung,  welche  zur  Zeit  des  Unfalles  von  dem- 
selben erfolgt,  oder  wenn  in  der  Police  die  Art  und  Weise  bestimmt  wird, 
die  versicherte  Summe  festzusetzen. 

Eine  stillschweigende  Bezeichnung  ist  vorhanden,  wenn  die  Police  die 
Abschätzung  des  versicherten  Gegenstandes,  die  Festsetzung  der  Prämie  oder 
irgend  einen  anderen  Umstand  enthält,  der  zur  Bestimmung  der  versicherten 
Summe  hinreicht. 

465.  Der  Versicherer  kann  alle  oder  einige  der  Risikos,  denen  die 
versicherte  Sache  ausgesetzt  ist,  übernehmen. 

Ist  die  Versicherung  nicht  ausdrücklich  auf  bestimmte  Risikos  be- 
schränkt, so  haftet  der  Versicherer  für  alle,  vorbehaltlich  der  gesetzlichen 
A  usnahmen. 

466«  Mangels  einer  Vereinbarung  beginnen  die  Risikos  für  Rechnung 
des  Versicherers  von  dem  Momente  an  zu  laufen,  in  welchem  die  Parteien 
die  Police  unterzeichnen,  es  sei  denn,  dass  das  Gesetz  etwas  Anderes  vor- 
schreibt 

Unter  besagter  Voraussetzung  haben  die  Gerichte  die  Dauer  der  Risikos 
zu  bestimmen,  indem  die  Abmachungen  der  Police,  die  örtlichen  Gebräuche 
und  die  übrigen  Umstände  des  Falles  in  Berücksichtigung  gezogen  werden. 

467.  Der  Versicherte  kann  nicht  für  sich  allein  den  Ort  des  Risikos, 
noch  irgend  einen  anderen  der  Umstände  verändern,  welche  bei  der  Prüfung 
in  Betracht  gezogen  worden  sind. 

Die  ohne  Einwilligung  des  Versicherers  ausgeführte  Veränderung  er- 
mächtigt  ihn   zur    Aufhebung  des  Vertrages,    wenn  die  Risikos   nach  der 
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Entscheidung  des  zuständigen  Gerichts  dadurch  erweitert  oder  vergrössert 
werden. 

463.  Der  Unfall  wird  als  durch  zufälliges  Ereigniss  eingetreten  ver- 
muthet;  der  Versicherer  kann  jedoch  nachweisen,  dass  derselbe  durch  ein 
Ereigniss  verursacht  worden  ist,  welches  ihn  nach  der  Abrede  oder  dem 
Gesetz  fQr  seine  Folgen  nicht  verantwortlich  erscheinen  lässt. 

466.  Die  Eüausel,  durch  welche  sich  der  Versicherer  unterwirft,  die 
Abschätzung  gelten  zu  lassen,  die  der  Versicherte  von  dem  erlittenen 
Schaden  mach^  hat  keine  andere  Wirkung,  als  dass  dem  ersteren  die  Ver- 
pflichtung des  Beweises  auferl^  wird. 

470*  Die  ohne  Festsetzung  einer  Prämie  abgeschlossene  Versicherung 
ist  nichtig  und  von  keinem  Werthe. 

471.  Der  Versicherer  erlangt  unwiderruflich  die  Prämie  von  dem 
Momente  an,  in  welchem  die  Risikos  für  seine  Rechnung  zu  laufen  beginnen. 

472*  Die  Prämie  kann  in  einer  Summe  Geldes  oder  in  der  Leistung 
einer  Sache  oder  einer  Handlung  bestehen,  welche  gleichfalls  in  Geld  ab- 
schätzbar sind,  und  sie  kann  vollständig  auf  ein  Mal  oder  theilweise  monatlich 
oder  jährlich  bezahlt  werden. 

In  Ermangelung  einer  Vereinbarung  ist  die  Prämie  in  Geld  zu  zahlen; 
und  besteht  sie  in  Prozenten  oder  in  einer  bestimmten  Summe,  so  ist 
sie  von  dem  Moment  an  exigibel,  in  welchem  für  den  Versicherer  die  Ri- 
sikos zu  laufen  beginnen. 

Die  in  periodischen  Leistungen  vereinbarte  Prämie  muss  am  Anfang 
einer  jeden  Periode  bezahlt  werden. 

473.  Die  Unterlassung  der  Zahlung  der  Prämie  beim  Ablauf  der  ver- 
tragsmässigen  oder  gCHetzlichen  Frist  ermächtigt  den  Versicherer  die  Ueber- 
gabe  derselben  oder  die  Aufhebung  der  Versicherung  unter  Ersatz  der 
Schäden  und  Nachtheile  zu  verlangen. 

Die  Einforderung  der  Prämie  lässt  die  Versicherung  fortbestehen. 

Nach  Anstellung  der  rescissorischen  Klage  hören  die  Risikos  auf  für 
Rechnung  des  Versicherers  zu  laufen,  und  der  Versicherte  kann  die  Ent- 
schädigung fär  einen  vorhergehenden  Un&ll  nicht  verlangen,  auch  wenn  er 
die  Zahlung  der  Prämie  anbietet. 

474.  Der  Versicherer  muss  von  den  Rechten,  welche  ihm  der  hervor- 
gehende Artikel  gewährt,   innerhalb  der  Frist  von  drei  Tagen  nach  Ablauf 
des  Termins  Gebrauch  machen,  und,  wenn  er  es  nicht  thut,    wird  die  Ver- 
sicherung  hinsichtlich   aller  Wirkungen  als    bestehend   angesehen,  und    der 
Versicherer  kann  nur  auf  Uebergabe  der  Prämie  klagen. 

475.  Ist  eine  Gunstfrist  (t£rmino  de  gracia)  für  die  Zahlung;  der  Prämie 
gewährt  worden,  so  bleiben  die  Versicherer  zum  Ersatz  des  Unfalles  ver- 
pflichtet»  welcher  vor  Ablauf  derselben  eintritt;  wenn  er  jedoch  später  sich 
ereignet,  so  sind  sie  nur  in  dem  Falle  verpflichtet,  ihn  zu  ersetzen,  wenn 
die  Prämie  innerhalb  des  angegebenen  Termins  bezahlt  worden  ist. 

Wird  dieselbe  nicht  bezahlt,  so  können  die  Versicherer  von  dem  Rechte 
Gebrauch  machen,  welches  ihnen  das  erste  Alinea  des  Art.  473  gewährt. 

476.  Wird  die  monatsweise  oder  jährlich  kontrahirte  Versicherung 
hinfällig,  so  schuldet  der  Versicherte  keinen  Betrag  für  die  Monate  oder 
Jahre,  welche  zu  laufen  nicht  begonnen  haben,  noch  auch  kann  er  irgend 
einen  Theil  der  Prämie  zurückfordern,  welche  er  für  die  Zeit  des  Monates 
oder  Jahres,  welche  nicht  verstrichen  ist,  gezahlt  hat. 

477.  Der  Diskonto  der  Prämien,  welche  künftigen  Monaten  oder 
Jahren  entsprechen,  hebt  die  monatliche  oder  jährliche  Theilung  der  Zahlung 
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auf;  und  in  solchem  Falle  wird  yermuthet,  dass  die  Parteien  an  Stelle  der 
ursprünglicheD  Versicherung  eine  einzige  Versicherung  f&r  nur  eine  Prämie 
und  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  gesetzt  haben. 

478.  Nach  Abschluss  der  Versicherung  zwischen  dem  Versicherer  und 
dem  Versicherten  oder  seinem  Mandatar  muss  der  erstere  dem  letzteren 
die  unterzeichnete  Police  binnen  24  Stunden,  ron  dem  Datum  des  Abschlusses 
an  gerechnet,  übergeben. 

479  Die  Nichtbeobachtung  der  Bestimmung  des  Torhergehenden  Artikels 
giebt  dem  Versicherten  das  Recht,  von  dem  Versicherer  Ersatz  der  Schäden 
und  Nachtheile  zu  verlangen. 

480.  Der  Versicherer  übernimmt  principaliter  die  Verpflichtung,  dem 
Versicherten  die  versicherte  Summe  oder  einen  Theil  derselben  zu  zahlen, 
sofern  der  verf^icherte  Gegenstand  vollständig  oder  theilweise  verloren  geht 
oder  irgend  einen  Schaden  erleidet,  und  zwar  in  Folge  des  zufalligen  Ereig- 
nisses, welches  er  zu  seinen  Lasten  übernommen  hat. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Versicherers  kann  in  keiuem  Falle  den 
▼ersicherten  Betrag  überschreiten. 

481-  Wenn  der  Vor£etll,  der  vor  dem  Ablauf  der  Versicherungsfrist 
eingetreten  ist  und  nach  demselben  noch  fortgedauert  hat,  den  Verlust  oder 
die  Beschädigung  der  versicherten  Sache  herbeiführt,  so  haften  die  Ver- 
sicherer für  den  vollen  Werth  des  Unfalles. 

Wenn  er  sich  jedoch  früher  ereignet  und  fortdauert,  nachdem  die  Risikos 
fär  Rechnung  der  Versicherer  zu  laufen  angefangen  haben,  so  haften  die 
letzteren  nicht  für  den  Unfall. 

482.  Der  Versicherer  ist  nicht  verpflichtet,  den  Verlast  oder  die  Be- 
schädigung zu  ersetzen,  die  aus  der  eigenen  fehlerhaften  Beschaffenheit  der 
Sache,  von  einer  persönlichen  Handlung  des  Versicherten  oder  von  einer 
fremden  Handlung,  welche  civilrechtlich  die  Verantwortlichkeit  des  letzteren 
bewirkt,  herrühren. 

Des^en ungeachtet  kann  der  Versicherer  auf  Grund  einer  ausdrücklichen 
Festsetzung  die  Risikos  übernehmen,  welche  aus  der  eigenen  fehlerhaften 
Beschaffenheit  der  Sache  herrühren;  es  ist  ihm  jedoch  verboten,  sich  für 
die  persönlichen  Handlungen  des  Versicherten  verantwortlich  zu  machen. 

Unter  der  eigenen  fehlerhaften  Beschaffenheit  wird  der  Reim  der  Zer- 
störung oder  Verscnlechterung  verstanden,  den  die  Gegenstände  in  Folge  ihrer 
eigen th&mlichen  Beschaffenheit  oder  Bestimmung  in  sich  tragen,  selbst 
wenn  ihnen  die  beste  Qualität  in  ihrer  Art  beigelegt  wird. 

483.  Der  Versicherer,  welcher  die  versicherte  Summe  bezahlt,  kann 
von  dem  Versicherten  die  Cession  der  Rechte  verlangen,  die  er  in  Folge  des 
Unfalles  gegen  Dritte  besitzt,  und  der  Versicherte  muss  iur  alle  Akte  haften, 
welche  die  Ausübung  der  cedirten  Ansprüche  schädigen  können. 

Auch  ohne  dass  eine  Cession  nothwendig  ist,  kann  der  Versicherer  in 
seiner  Eigenschaft  als  Interessent  an  der  Erhaltung  der  versicherten  Sache 
von  den  Urhebern  des  Unfalles  Schadensersatz  verengen. 

In  diesem  Falle  jedoch  kann  der  Versicherer  sich  nicht  einer  Ver- 
muthnng  oder  irgend  einer  anderen  Rechtswohlthat  bedienen,  welche  der 
versicherten  Person  zukommt. 

484.  Durch  die  blosse  Thatsache  der  Bezahlung  des  Unfidles  wird 
derjenige,  welcher  die  Zahlungsfähigkeit  des  Versicherers  der  Sache  ver- 
sichert, an  die  Stelle  des  Versicherten  hinsichtlich  aller  Rechte,  welche 
dem  letzteren  die  erste  Versicherung  gewährt,  gesetzt. 
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485.  Die  Sache,  welche  G^enstand  der  Versicherung  ist,  wird  durch 
die  versicherte  Summe  ersetzt  hinsichtlich  der  Wirkuni;  gegen  diese,  die 
Vorrechte  und  Hypotheken  auszuüben,  die  bezäglich  jener  bestellt  sind. 

486.  Der  Versicherte  ist  verpflichtet: 

1.  wabrheitsgemäss  alle  Umstände  anzugeben,  welche  nothwendig  sind, 
um  die  Identität  der  versicherten  Sache  festzustellen  und  die  Aus- 
dehnung der  Risikos  zu  würdigen; 

2.  die  Prämie  in  der  verabredeten  Form  und  Zeit  zu  bezahlen; 

3.  die  ganze  Sorg&lt  und  allen  Eifer  eines  sorgsamen  Familienvaters 
anzuwenden,  um  dem  Untall  vorzubeugen; 

4.  alle  Massregeln  zu  treffen,  welche  nothwendig  sind,  um  die  ver- 
sicherte Sache  zu  retten  oder  wieder  zu  erlangen  oder  deren  Reste 
zu  erbalten; 

5.  dem  Versicherer  innerhalb  der  ersten  drei  Tage  nach  dem  Empfang 
der  Nachricht  den  Eintritt  eines  jeden  Ereignisses  mitzutheilen, 
welches  dessen  Verantwortlichkeit  herbeifuhrt,  indem  er  bei  der 
Mittheilung  eine  deutliche  Erwähnung  der  Ursachen  und  Umstände 
des  eingetretenen  Vor&lles  zu  machen  hat; 

6.  gleichzeitig  mit  der  Forderung  der  Bezahlung  eines  Unfalles,  die 
Versicherungen  zu  deklariren,  welche  er  bezüglich  des  ver- 
sicherten Gegenstandes  abgeschlossen  hat  oder  hat  abschliessen 
lassen; 

7.  das  Zusammentreffen  aller  der  Umstände  zu  beweisen,  welche 
nothwendig  sind,  um  die  Verantwortlichkeit  des  Versicherers  zu 
begründen. 

Der  letztere  haftet  für  alle  Ausgaben,  welche  der  Versicherte  macht, 
um  die  in  Nos.  8  und  4  angegebenen  Verpflichtungen  zu  erfüllen. 

487.  Die  Versicherung  wird  aufgehoben: 

1.  durch  die  falschen  oder  irrthümlichen  lürklärungen  oder  durch  das 
Verschweigen  derjenigen  Umstände  Seitens  des  Versicherten,  welche 
den  Versicherer,  falls  sie  ihm  bekannt  gewesen  wären,  von  dem 
Abschluss  des  Vertrages  hätten  zurückhalten  oder  irgend  eine 
wesentliche  Modifikation  in  dessen  Bedingungen  hervorbringen 
können: 

2.  durch  die  Nichtbeobachtung  der  kontrahirten  Verpflichtungen; 

3.  durch  den  absoluten  Mangel  oder  das  Aufhören  der  Risikos. 
Wenn    der  Mangel    oder    das  Aufhören  partiell   ist,  so  wird  die  Ver- 
sicherung partiell  aufgehoben. 

488.  Nachdem  die  Nichtigkeit  oder  die  Aufhebung  der  Versicherung 
wegen  eines  Dolus  oder  Betruges  des  Versicherten  ausgesprochen  worden 
ist,  kann  der  Versicherer  die  Zahlung  der  Prämie  verlangen  oder  dieselbe 
zurückbehalten,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Klage,  auch  wenn  er  kein 
Risiko  gelaufen  ist. 

489.  Nach  der  EIrklärung  des  Falliments  des  Versicherers,  während 
die  Risikos  noch  schweben,  kann  der  Versicherte  die  Aufhebung  der  Ver- 
sicherung nachsuchen  oder  verlangen,  dass  die  Eonkursmasse  die  Ecfüllung 
der  Verpflichtungen  des  Falliten  verbürge. 

Dieselbe  Wahl  steht  dem  Versicherer  zu,  wenn  das  Falliment  des 
Versicherten  vor  der  Bezahlung  der  Prämie  eintritt. 

Wenn  der  Fallit  oder  der  Verwalter  des  Falliments  die  Bürgschaft 
innerhalb  drei  Tagen  nach  der  Mittheilung  der  Aufforderung  nicht  leistet, 
so  ist  die  Versicherung  aufjgehoben. 
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Die  anonymen  Yersicfaerungs^sellschaften  auf  Gegenseitigkeit 
sind  den  Vorschriften,  welche  dieses  Kapitel  enthält,  in  Allem  unterworfen, 
was  sich  auf  die  Festsetzung  der  Rechte  und  Verpflichtungen  der  Gesell- 
schaft und  der  Aktionäre  bei  den  Unfällen  bezieht. 

KAPITEL  III. 
Besondere  Vorschriften  bezüglich  der  Landversicherungen. 

401.  Die  Landversicherungen  sind  gegenseitige  Versicherungen  oder 
Versicherungen  auf  Prämie. 

Die  gegenseitigen  Versicherungen  sind  gleichzeitig  Versicherungs- 
und  Gesellschaftsverträge  und  sind,  auch  wenn  sie  ihrer  Natur  nach  civil- 
rechtliche  Verträge  sind,  der  Handelsgesetzgebung  unterworfen. 

402*  Die  Land  Versicherungen  auf  Prämie  bezwecken  ge  wohnlich  die 
Versicherung: 

1.  der  Lebensdauer  einer  oder  mehrerer  Personen; 

2.  gegen  Feuersgefahr; 

3.  gegen  die  Gefahren    der   noch    stehenden    oder  bereits  gewonnenen 
Ernten ; 

4.  gegen  die  Gefahren  des  Transports    zu    Lande,   auf  Seen,   Flüssen 
und  schiffbaren  Kanälen. 

403.  Der  Abandon  der  versicherten  Sachen  ist  bei  Landversicherungen 
nicht  zulässig,  ausgenommen  im  Falle  einer  Vereinbaruu;;  der  Parteien. 

Ebenso  ist  die  Aufhebung  durch  den  blossen  Willen  des  Versicherten 
nicht  zulässig,  auch  nicht  gegen  Zahlung  einer  Entschädigung. 

494.  Wenn  die  Aufhebung  durch  ein  zufälliges  Ereigniss  oder 
höhere  Gewalt  verursacht  worden  ist,  s-o  hat  der  Versicherer  keinen  An- 
spruch, irgend  welche  Schadloshaltung  zu  verlangen,  es  sei  denn,  dass  eine 
Vereinbarung  vom  Gegen theil  getroffen  worden  ist 

Wenn  sie  jedoch  durch  eine  nicht  schuldbare  Handlung  des  Versicherten 
erfolgt  ist,  so  kann  der  Versicherer  Ersatz  für  Schäden  und  Nachtheile  nach 
Massgabe  der  allgemeinen  Grundsätze  verlangen. 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  und  die  des  vorhergehenden  sind 
auf  die  Versicherung  von  Landtransporten  nicht  anwendbar. 

405.  Die  Entschädigung,  zu  welcher  sich  der  Versicherer  verpflichtet, 
ist  innerhalb  der  Grenzen  der  Vereinbarung  auf  Grund  des  Werthes  zu 
regniiren,  welchen  der  versicherte  Gegenstand  zur  Zeit  des  Unfalles  hat. 

406.  In  dem  in  No.  4  des  Art.  451  vorgesehenen  Falle  wird  die  Ver- 
sicherung als  nicht  abgeschlossen  angesehen,  auch  wenn  der  Versicherer 
und  der  Versicherte  mit  Unkenntniss  des  Verlustes  und  der  Rettung  des 
vei*sicherten  Gegenstandes  gehandelt  haben. 

Wenn  jedoch  einer  von  ihnen  mit  Kenntniss  hiervon  gehandelt  hat,  so 
ist  er  verpflichtet,  den  anderen  in  entsprechender  Weise  schadlos  zu  halten, 
unbeschadet  der  Strafe,  welche  das  Gesetz  ihm  auferlegt. 

Kennen  beide  Parteien  das  Ereigniss,  welches  die  Risikos  beendigt 
hat,  so  ist  die  Versicherung  hinsichtlich  aller  ihrer  Wirkungen  als  eine 
blosse  Wette  zu  betrachten. 

407.  Die  Vorschrift  in  dem  Schlussalinea  des  Art.  486*)  ist  auf  die 
Landversicherungen  anwendbar,  mit  Ausnahme  der  Transportversicherungen, 
auch  wenn  die  bergungskosten  den  Werth  der  geretteten  G^enstände  über- 
steigen. 

*)  Es  dürfte  Art  496  gemeint  sein. 
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Die  Klagen,  welche  aus  der  LandTersicherung,  mit  Ausnahme 
der  Transportversicherung,  hervorgehen,  verjähren  mit  dem  Ablauf  von 
5  Jahren. 

Wenn  die  Prämie  ratenweise  in  bestimmten  Zeiträumen  und  Perioden 
zahlbar  ist,  so  verjährt  die  Klage  auf  Einziehung  einer  jeden  Rate  in 
5  Jahren,  von  dem  "Momente  an  gerechnet,  in  weichem  dieselbe  exigibel  ist. 

KAPITEL  IV. 

Von  der  Lebensversicherung. 

499.  Das  Leben  einer  Person  kann  von  ihr  selbst  oder  von  einem 
Dritten,  der  an  dessen  Erhaltung  Literesse  hat,  versichert  werden. 

In  dem  zweiten  Falle  ist  der  Versicherte  der  Dritte,  zu  dessen 
Gunsten  die  Versicherung  gereicht,  und  der  sich  verpflichtet,  die  Prämie 
zu  bezahlen. 

Die  von  einem  Dritten  abgeschlossene  Versicherung  kann  ohne  Kennt- 
niss  und  Einwilligung  der  Person,  deren  Leben  versichert  wird,  realisirt 
werden. 

500.  Die  Versicherung  kann  auf  Zeit  oder  lebenslänglich  sein. 

Ist  die  Bezeichnung  der  Zeitdauer  derselben  unterlassen,  so  wird  die 
Versicherung  als  lebenslänglich  angesehen. 

501.  Das  Risiko,  welches  der  Versicherer  übernimmt,  kann  dasjenige 
des    Todes    des    Versicherten    innerhalb    einer    bestimmten  Zeit    oder  unter 

fe wissen,  von  den  Parteien    vorhergesehenen  Umständen  oder  dasjenige  der 
ortdauer    des    Lebens    über    den    vertragsmässig    festgesetzten    Zeitpunkt 
hinaus  sein. 

502.  Ausser  den  Angaben,  welche  Art.  445  enthält,  muss  die  Police 
das  Alter,  den  Beruf  und  den  Gesundheitszustand  der  Person,  deren  Leben 
versichert  wird,  ausdrücken. 

503.  Nichtig  ist  die  Versicherung,  wenn  zur  Zeit  des  Vertrags  der- 
jenige, dessen  Lel>en  versichert  ist,  nicht  existirt,  auch  wenn  die  Parteien 
von  dessen  Tode  keine  Kenntniss  haben. 

504.  Die  Lebensversicherung  wird  aufgehoben: 

1.  wenn  derjenige,  welcher  sein  Leben  hat  versichern  lassen,  dasselbe 
durch  Selbstmord  oder  in  Folge  Todesurtheils  verliert,  oder  wenn  er 
es  im  Duell  oder  bei  einem  anderen  verbrecherischen  Unternehmen 
verliert,  oder  wenn  er  von  seinen  Erben  getödtet  worden  ist. 

Diese  Bestimmung    ist  nicht   anwendbar   auf  den    Fall,    wo  die 
Versicherung  von  einem  Dritten  kontrahirt  worden  ist; 

2.  wenn  deijenige,  welcher  die  versicherte  Summe  beansprucht,  der 
Urheber  oder  der  Mitschuldige  des  Todes  desjenigen  gewesen  ist, 
dessen  Leben  versichert  worden  ist. 

505.  Die  Festsetzung  der  versicherten  Summe  und  alle  accidentiellen 
Bedingungen  des  Vertrages  bleiben  dem  Ermessen  der  Parteien  überlassen. 

506.  Die  vorhergehenden  Bestimmungen  sind  nicht  anwendbar  auf  die 
Tont  inen,  gegenseitige  Lebensversicherungen,  noch  auf  die  übrigen  Ver- 
träge, welche  den  Beitrag  einer  festen  Summe  erfordern. 

KAPITEL  V. 

Von  der  Feuerversicherung. 

507.  Ausser  den  Angaben,  welche  Art.  445  erfordert,  muss  die  Police 
ausdrucken: 
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1.  die  Lage  der  versicherten  Immobilien  und  die  specielle  Bezeichnung 
ihrer  Grenzen; 

2.  die  Bestimmung  and  den  Gebrauch  der  angrenzenden  Gebäude, 
insoweit  diese  Umstände  auf  die  Beurtheilung  der  Risikos  von 
Einfluss  sein  können; 

3.  die  Bestimmung  und  den  Gebrauch  der  versicherten  Immobilien; 

4.  die  Räumlichkeiten,  in  welchen  sich  die  Mobilien,  die  Gegenstand 
der  Versicherung  sind,  aufgestellt  oder  au^espeichert  befinden; 

5.  die  Dauer  der  Versicherung. 

506.  Die  Versicherung  eines  Gebäudes  umfasst  nicht  das  Risiko, 
welches  dessen  Eigen thümer  läuft,  die  Schäden  zu  ersetzen,  die  der  Brand 
des  versicherten  Gebäudes  den  benachbarten  zuf&gt. 

Der  gegen  die  nachbarliche  Gefahr  oder  gegen  die  einen  Miether 
betreffenden  Gefahren  Versicherte  kann  die  vereinbarte  Entschädigung  nicht 
beanspruchen,  bis  er  nicht  ein  vollstreckbares  Erkenntniss  vorlegt,  in  wel- 
chem er,  im  ersten  Falle,  f&r  die  Kommunikation  des  Feuers,  oder,  im 
zweiten  Falle,  für  die  in  dem  versicherten  Gebäude  entstandene  Feuers- 
brunst haftbar  erklärt  wird. 

509.  Zu  Lasten  des  Versicherers  sind: 

1.  alle  Verluste  und  Beschädigungen,  welche  durch  die  direkte  Ein- 
wirkung des  Brandes  verursacht  sind,  auch  wenn  dieses  Ereigniss 
durch  culpa  levis  oder  levissima  des  Versicherten  oder  aus  der  That 
eines  Anderen  herrührt,  für  welche  der  Versicherte  sonst  civil- 
rechtlich  verantwortlich  sein  würde; 

2.  die  Verluste  und  Beschädigungen,  die  eine  unmittelbare  Folge  des 
Brandes  sind,  z.  B.  diejenigen,  welche  durch  die  Hitze,  den  Rauch 
oder  Dampf,  die  zur  Löschung  oder  Einschränkung  des  Feuers 
angewendeten  Mittel,  die  Entfernung  der  Mobilien  und  die  auf 
Grund  eines  Befehls  der  zuständigen  Behörde  ausgeführten  Zer- 
störungen verursacht  worden  sind. 

510.  Die  Verantwortlichkeit  des  Versicherers  cessirt,  wenn  das  ver- 
sicherte Gebäude  nach  Abschluss  des  Vertrages  eine  andere  Bestimmung 
erhalten  hat,  welche  die  Feuersgefahren  in  einer  Weise  erhöht,  dass  die 
Vermuthung  Platz  greift,  dass  der  Versicherer  es  nicht  versichert  haben 
würde  oder  nur  unter  abweichenden  Bedingungen. 

Dieselbe  Vorschrift  ist  bei  der  Versicherung  von  Mobilien  anwendbar, 
sobald  der  Versicherte  dieselben  von  dem  Orte,  wo  sie  sich  zur  Zeit  des 
Abschlusses  der  Versicherung  befunden  haben,  fortschafft  und  an  einem 
anderen  aufstellt. 

511.  Es  cessirt  ebenfalls  die  Haftbarkeit  des  Versicherers,  wenn 
der  Brand  dadurch  entstanden  ist,  dass  von  dem  Versicherten  die  Polizei- 
gesetze und  -Verordnungen  verletzt  worden  sind,  welche  die  Vermeidung 
eines  solchen  Unfalles  bezwecken. 

512«  Wenn  der  versicherte  Betrag  in  einer  Quote  besteht,  ist  anzu- 
nehmen, dass  letztere  sich  auf  den  Werth  bezieht,  welchen  der  versicherte 
Gegenstand  im  Augenblick  des  Unfalles  hat. 

513.  Vorbehaltlich  einer  entgegengesetzten  Vereinbarung  sind  die  Aus- 
drücke: Mobiliarvermögen  oder  Hausmobilien  ohne  andere  Be- 
zeichnung in  dem  Sinne  zu  verstehen,  welchen  ihnen  das  Civilrecht  beilegt 

S4» 
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KAPITEL  VI. 

Von  der  Versicherung  gegen   die  Gefahren,    denen  die  landwirth- 
schaftlichen  Produkte  ausgesetzt  sind. 

514.  Unabhängig  von  den  im  Art.  445  enthaltenen  Angaben  mass 
die  Police  ausdrücken: 

1.  die  Lage,  den  Flächeninhalt  und  die  Grenzen  der  Aecker,  der 
künstlichen  Wiesen  oder  der  Baumanlagen,  deren  Produkte  ve^ 
sichert  werden; 

2.  die  Arten  der  Saaten  oder  Anpflanzungen,  zu  denen  die  Aecker 
bestimmt  sind,  und  ob  dieselben  bereits  erfolgt  oder  noch  auszu- 
führen sind; 

3.  den  Ort  der  Aufbewahrung,  wenn  die  Versicherung  schon  einge- 
sammelte Früchte  betrifft; 

4.  den  mittleren  Werth  der  versicherten  Früchte. 

515.  Die  Versicherung  kann  auf  einige  oder  mehrere  Jahre  koutrahirt 
werden. 

Ist  die  Zeit  in  der  Police  nicht  bestimmt,  so  ist  anzunehmen,  dass 
die  Versicherung  nur  das  landwirthschafÜiche  Jahr  dauern  soll,  welches  der 
versicherten  Ernte  entspricht 

516.  Der  Versicherer  haftet  für  den  Verlust  oder  den  Schaden  der 
Früchte,  jedoch  nicht  deswegen,  dass  die  Saaten  oder  Pflanzungen  Früchte 
nur  in  dieser  oder  jener  Quantität  hervorbringen. 

517.  Beim  Eintritt  eines  Unfalles  hat  der  Versicherer  die  festgesetzte 
Entschädigung  nach  den  Vorschriften  des  Art.  495  zu  bezahlen. 

Bei  der  sachverständigen  Regulirung  des  Unfalles  ist  zur  Berechnung 
und  Bestimmung  der  Entschädigung  in  Betracht  zu  ziehen,  ob  uoter 
Berücksichtigung  der  Zeit,  in  welcher  der  Unfall  sich  ereignet  hat,  die 
Vornahme  emer  zweiten  Saat  oder  Pflanzung  noch  möglich  ist  oder  nicht, 
oder  ob  nach  dem  Stand  der  Früchte  irgend  eine  Ernte  erwartet  werden 
kann. 

KAPITEL  Vn. 
Von  der  Versicherung  der  Landtransporte. 

518.  Ausser  den  im  Art.  445  geforderten  Angaben  muss  die  Ver- 
sicherungspolice enthalten: 

1.  den  Namen  und  das  Domicil  des  Frachtführers; 

2.  die  Bezeichnung  des  Ortes,  wo  die  Waaren  zur  Verladung  in 
EmpfiBmg  genommen,  und  des  Ortes,  wo  die  Ablieferung  statt- 
finden soll; 

3.  die  Reise,  auf  welche  sich  die  Versicherung  bezieht,  und  die  Route, 
welche  die  Frachtführer  innehalten  sollen; 

4.  die  Art  und  Weise,  in  welcher  der  Transport  stattfinden  muss. 

519.  Der  Frachtführer  von  Waaren  zu  Lande,  auf  Seen,  auf  Flüssen 
und  schi£Fbaren  Kanälen  kann  dieselben  für  seine  eigene  Rechnung  ver- 
sichern. 

Die  Police  muss  in  diesem  Falle  nach  Massgabe  der  Vorschriften  des 
vorhergehenden  Artikels  aufgesetzt  werden. 
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520.  Die  Risikos  beginnen  und  hören  auf  für  den  Versicherer  zu 
laufen  an  den  Zeitpunkten,  in  welchen  die  Haftbarkeit  des  Frachtführers 
beginnt  und  endigt. 

521.  Wenn  die  Waaren  abwechselnd  zu  Lande  oder  zu  Wasser  trans- 
portirt  werden  müssen,  ist  der  Versicherer  für  die  Schäden,  welche  sie 
erleiden,  nicht  verantwortlich,  sofern  die  Beförderung  unnöthiger  Weise  auf 
ungebräuchlichen  Wegen  oder  in  ungewohnter  Weise  stattfindet. 

522.  Ist  in  dem  Frachtbrief  und  in  der  Versicherungspolice  die  Dauer 
der  Reise  bestimmt,  so  haftet  der  Versicherer  nicht  für  die  Schäden,  welche 
nach  der  bezeichneten  Frist  eintreten. 

523.  Wenn  während  des  Verlaufes  der  vereinbarten  Reise  die  Waaren 
ausgeladen,  aufjfi^espeichert  und  wieder  verladen  worden  sind,  mag  dies  auf 
Saumthieren,  Wagen  oder  Schiffen  geschehen,  so  dauern  die  Risikos  für 
Rechnung  des  Versicherei*8  fort. 

Ausgenommen  wird  der  Fall,  in  welchem  ausdrücklich  festgesetzt  wird, 
dass  der  Transport  auf  einem  bestimmten  Schi£Fe  ausgeführt  werde,  und 
auch  dann  haftet  der  Versicherer  für  die  Risikos  der  Umladung  in  ein 
anderes  Schiff,  welche  zur  Flottmachung  des  Schiffes  ins  Werk  gesetzt 
worden  ist. 

524.  Der  Versicherer  haftet  für  die  Schäden,  welche  durch  Culpa  oder 
Dolus  der  mit  der  Emp&ngnahme,  dem  Transport  oder  der  Ablieferung  der 
versicherten  Waaren  betrauten  Personen  verursacht  worden  sind. 

525.  Treten  irgend  welche  Schäden  ein,  die  von  der  Versicherung 
ausgeschlossen  sind,  so  ist  es  Sache  des  Versicherers,  dieselben  gehörig 
nachzuweisen. 

526.  Wird  die  Versicherung  ganz  oder  theilweise  ohne  Schuld  des 
Versicherers  aufgehoben,  so  muss  ihm  der  Versicherte  als  Entschädigung 
Vf  Prozent  des  versicherten  Werthes  bezahlen. 

527.  Der  Versicherte  kann  den  Abandon  der  beschädigten  Waaren 
zu  Gunsten  des  Versicherers  innerhalb  eines  Monates  vornehmen,  von  dem 
Tage  an  gerechnet,  an  welchem  er  Kenntniss  von  dem  Un&ll  erhielt. 

Verificirt  er  dies  nicht  innerhalb  der  angegebenen  Frist,  so  kann  er 
den  Abandon  später  nicht  vornehmen. 

528.  In  den  in  diesem  Kapitel  nicht  vorgesehenen  Fällen  sind  die 
Bestimmungen  anwendbar,  welche  in  dem  Titel:  von  der  Seeversiche- 
rung, aufgeführt  sind. 

TITEL  X. 
Von  dem  Kontokorrentvertrage. 

529.  Das  Kontokorrent  ist  ein  zweiseitiger  und  wechselseitiger  Ver- 
trag, durch  welchen  eine  Partei  der  anderen  Geldbeträge  oder  andere  Werthe 
zu  Eigenthum  übersendet  oder  von  ihr  empfangt,  ohne  dass  dieselben  zu 
einem  bestimmten  Zweck  verwendet  werden  sollen,  und  ohne  die  Verpflich- 
tung, einen  gleich  hohen  Betrag  oder  Werth  zur  Verfügung  zu  halten,  jedoch 
unter  der  Bedingung,  dem  Remittenten  für  seine  Rimessen  zu  kreaitiren, 
dieselben  zu  den  verabredeten  Zeiten  zu  liquidiren  und  auf  ein  Mal  bis  zur 
Höhe  des  Debet  und  Credit  zu  kompensiren  und  den  Saldo  zu  bezahlen. 

530.  Die  Kontos,  welche  nicht  alle  in  dem  vorhergehenden  Artikel 
erwähnten  Bedingungen  in  sich  vereinigen,  sind  einfache  oder  Geschäfts- 
rechnungen und  den  Vorschriften  dieses  Titels  nicht  unterworfen. 
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531.  Vor  dem  Abschluss  des  Kontokorrents  wird  keiner  der  Inter- 
essenten als  Gläubiger  oder  Schuldner  betrachtet. 

532.  Zur  Natur  des  Kontokorrents  gehört: 

1.  dass  der  für  Rimessen  in  Handelsfffekten  gewählte  Kredit  die  Be- 
dingung in  sich  schliesst,  dass  dieselben  bei  ihrem  Verfall  bezahlt 
werden ; 

2.  dass  alle  Werthe  des  Debet  und  Credit  die  gesetzlichen  oder  die- 
jenigen Zinsen  tragen,  welche  die  Parteien  stipulirt  haben; 

3.  dass  die  Kontrahenten  ausser  den  Zinsen  des  Kontokorrents  auf 
eine  Provision  von  dem  Betrage  aller  Rimessen  Anspruch  haben, 
deren  Realisirung  die  Ausfuhrung  wirklicher  Geschäftsakte  erfordert. 

Die  Höhe  der  Provision   wird   durch  Vereinbarung  der  Parteien 
oder  nach  dem  Brauch  festgesetzt; 

4.  dass  der  endgültige  Saldo  von  dem  Momente  seiner  Acceplation 
exigibel  ist,  es  sei  denn,  dass  dem  Kredit  der  Partei,  welche  den- 
selben erhalten  sollte,  eventuelle  Summen  gutzuschreiben  sind,  die 
den  Betrag  des  Saldos  ausgleichen  oder  überschreiten,  oder  dass  die 
Interessenten  übereingekommen  sind,  den  Saldo  auf  ein  neues  Konto 
zu  übertragen. 

533.  Die  Au&ahme  von  Werthen  in  das  Kontokorrent,  welche  von 
einem  der  Kontrahenten  dem  anderen  aus  früherer  Zeit  geschuldet  werden, 
unter  welchem  Titel  es  auch  sein  mag,  bewirkt  eine  Novation,  es  sei 
denn,  dass  der  Gläubiger  oder  der  Schuldner  bei  der  Ertheilang  seiner  Za- 
stimmung  einen  formlichen  Vorbehalt  seiner  Rechte  macht. 

In  Ermangelung  eines  ausdrücklichen  Vorbehalts  wird  die  Aufnahme 
eines  Werthes  in  das  Kontokorrent  als  einfach  und  unbedingt  erfolgt  ve^ 
muthet. 

Die  beim  Kontokorrent  übersendeten  oder  empfangenen  Werthe  sind 
nicht  als  Theilzahlung  der  Posten,  welche  dasselbe  umfasst,  anzurechnen, 
noch  auch  während  der  Dauer  des  Kontos  exigibel. 

534.  Die  Summen  oder  Werthe,  welche  zu  einem  bestimmten  Zweck 
dienen,  oder  welche  zur  Verfügung  des  Remittenten  gehalten  werden  sollen, 
stehen  ausserhalb  des  Kontokorrents  und  lassen  als  solche  die  rein  kauf- 
männische Kompensation,  welche  die  Art.  529  und  538  festsetzen,  nicht  zu. 

535.  Die  bezüglich  des  Kontokorrents  bewirkten  Beschlagnahmen 
oder  Retentionen  von  Werthen  sind  nur  rücksichtlich  des  Saldos  wirksam, 
welcher  aus  dem  Abschluss  des  Kontos  zu  Gunsten  des  Schuldners  resultirt, 
gegen  den  dieselben  gerichtet  worden  sind. 

536.  Das  Kontokorrent  wird  durch  den  Ablauf  der  vertragsmässig 
festgesetzten  Zeit  oder  vor  demselben  mit  Zustimmung  der  Parteien  bedingt. 

Es  endigt  ebenfalls  durch  den  natürlichen  oder  bürgerlichen  Tod,  die 
Interdiktion,  den  Wahnsinn,  das  Falliment  oder  irgend  ein  anderes  Er- 
eigniss,  weiches  einem  der  Kontrahenten  die  freie  Verfugung  über  sein  Ver- 
mögen entzieht. 

537.  Der  Abschluss  des  Kontokorrents  ist  definitiv,  wenn  keine 
geschäftlichen  Unternehmungen  weiter  folgen  sollen ,  und  partiell  in 
dem  umgekehrten  Falle. 

538*  Der  definitive  Abschluss  des  Kontokorrents  bewirkt  von  Rechts- 
wegen, unabhängig  von  der  Beendigung  des  Kontos,  die  Kompensation  des 
ganzen  Betrages  des  Debet  und  Credit  bis  zu  der  entsprechenden  Summe 
und  setzt  die  Person  des  Gläubigers  und  des  Schuldners  fest. 

539.  Der  definitive  oder  partielle  Saldo  wird  wie  ein  zinsentragendes 
Kapital  betrachtet. 
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540.  Der  Saldo  kann  durch  Hypotheken  garantirt  werden,  welche  beim 
Abschluss  des  Vertrages  bestellt  worden  sind. 

541.  Falls  der  Schuldner  die  Zahlung  verzögert,  kann  der  Gläubiger 
ihm  gegenüber  den  Betrag  des  Saldos  des  Kontokorrents  indossiren. 

5tt.  Die  Parteien  köi^pen  die  Zinsen  in  Zeitabschnitten,  welche  nicht 
unter  ein  Jahr  betragen,  kapitalisiren,  den  Zeitpunkt  der  Theilbilanzen,  die 
Höhe  der  Zinsen  und  die  Provision  festsetzen,  sowie  alle  übrigen  accessori- 
sehen  Klauseln  vereinbaren,  welche  gesetzlich  nicht  verboten  sind. 

543.  Das  Vorhandensein  des  Kontokorrentvertrages  kann  durch  jedes 
der  in  diesem  Gesetzbuch  zugelassenen  Beweismittel  festgestellt  werden, 
ausgenommen  durch  Zeugen. 

544  Die  Klage  auf  Regulirung  des  Kontokorrents,  Zahlung  des  ge- 
richtlich oder  aussergerichtlich  anerkannten  Saldos  oder  Berichtigung  aes 
Kontos  wegen  Rechnungsfehler,  Auslassungen,  fremder  oder  ungehöriger 
Weise  in  das  Debet  oder  Credit  eingetragener  oder  doppelt  gebuchter  Posten 
verjährt  in  dem  Zeitraum  von  5  Janren. 

In  der  gleichen  Zeit  verjähren  die  Zinsen  des  Saldos,  wenn  sie  jähr- 
lich oder  in  kürzeren  Zeitabschnitten  zahlbar  sind. 


TITEL  XI. 
Von  dem  Weohselvertrage  und  den  Wechseln. 

KAPITEL  I.  . 
Vom  Wechselvertrag. 

545.  Der  Wechselvertrag  ist  eine  Vereinbarung,  durch  welche  sich 
eine  der  Parteien  verpflichtet,  gegen  einen  versprochenen  oder  nbergebenen 
Werth  (Valuta)  der  anderen  Partei  oder  deren  gesetzlichen  Cessionar  eine 
bestimmte  Geldsumme  an  einem  Orte  zu  zahlen  oder  zahlen  zu  lassen, 
der  von  demjenigen  verschieden  ist,  an  welchem  die  Vereinbarung  ge- 
troffen wird. 

546.  Der  Wechsel  vertrag  wird  durch  die  blosse  Uebereinstimmung 
der  Parteien  bezüglich  des  Betrages,  der  gezahlt  werden  soll,  des  Werthes 
desselben,  des  Orts  und  der  Zeit  der  Zahlung  perfekt.  Er  wird  durch  die 
Uebergabe  einer  Schuldurkunde,  die  Wechsel brief  genannt  wird,  aus- 
geführt und  kann  durch  jedes  der  Beweismittel  bewiesen  werden,  welche 
dieses  Gesetzbuch  zulässt. 

547.  Diejenigen,  welche  sich  verpflichten  können,  können  den  Wechsel- 
Vertrag  ffir  eigene  Rechnung  oder  für  diejenige  eines  Dritten,  der  sie  zu  dem 
Zwecke  speciell  ermächtigt  hat,  abschliessen. 

Diejenigen,  denen  wegen  ihres  Alters,  der  Art  ihres  Berufes,  ihres 
Ranges  oder  ihres  Standes  Handel  zu  treiben  verboten  ist,  können,  sofern 
sie  es  gelegentlich  thun,  ohne  die  Absicht  zu  spekuliren  und  das^  Verbot  zu 
verletzen,  den  Wechselvertrag  abschliessen  und  einen  Wechsel  ausstellen,  in- 
dossiren, acceptiren,  zahlen  oder  einziehen, 

548.  Aussteller  (librador,  Trassant)  heisst  derjenige,  welcher  die 
Verpflichtung  kontrahirt,  die  vereinbarte  Summe  zahlen  zu  lassen  und  den 
Wechsel  ausstellt.*) 

^)  Im  Text  irrthttmlich  „girar"'  statt  „gira'^ 


536  XXVlll.    Salvador. 

Aussteller  für  Rechnung*)  (librador  por  cuenta)  derjenige,  welcher 
den  Wechsel  für  Ordre  und  Rechnung  eines  Dritten  ausstellt. 

Auftraggeber  (Ordregeber,  Ordenador)  derjenige,  för  dessen  Ordre 
und  Rechnung  ein  Dritter  den   Wechsel  ausstellt. 

Bezogener  (Trassat,  librado),  , derjenige  ^  welcher  beauftragt  wird,  den 
Wechsel  zu  bezahlen. 

Acceptant  der  Bezogene,  welcher  den  Auftrag,  den  Wechsel  zu  be- 
zahlen, annimmt 

Nothadressat  oder  Recommandatar  (recomendatario  oder  indicado) 
derjenige,  den  der  Aussteller  oder  Indossant  bittet,  Mangels  des  Bezogenen 
den  Wechsel  zu  acceptiren  und  zu  bezahlen. 

Interventions-,  Ehren-  oder  Protest- Acceptant  derjenige, 
welcher  Mangels  Acceptation  des  Bezogenen  oder  des  Nothadressaten  zu 
Ehren  der  Unterschrift  des  Ausstellers  oder  eines  der  Indossanten  acceptirt. 

Avalist  derjenige,  welcher,  der  Realisirung  des  Wechsels  fernstehend, 
dessen  Zahlung  durch  eine  besondere  Verpflichtung  verbürgt,  die  ihn  soli- 
darisch mit  einem  oder  mehreren  der  bereits  Verpflichteten  zum  Bürgen 
macht. 

Nehmer  (Remittent)  oder  Beneficiar  derjenige,  welcher  den  Wechsel 
gegen  einen  versprochenen  oder  übergebenen  Werth  (Valuta)  erwirbt. 

Nehmer  für  Rechnung  (tomador  por  cuenta)  derjenige,  welcher  den 
Wechsel  für  Ordre  und  Rechnung  eines  Anderen  negocirt  una  in  Emp£ang 
nimmt. 

Indossant  derjenige,  welcher  einem  Anderen  das  Eigen thum  an  dem 
Wechsel  auf  Grund  eines  Indossaments  überträgt. 

Träger  oder  Inhaber  (portador  oder  tenedor)  der  gegenwärtige 
Eigenthümer  des  Wechsels. 

548.  Der  Aussteller  ist  verpflichtet,  nach  Wahl  des  Nehraers  den  Wechsel 
auszustellen  als  zahlbar  an  den  Nehmer  selbst  oder  an  dessen  Ordre  oder 
an  die  Person,  welche  er  angiebt,  oder  an  deren  Ordre. 

550.  Diejenigen,  welche  als  gesetzliche  oder  vertragsmässige  Man- 
datare ausstellen,  acceptiren  oder  indossircn,  verpflichten  nur  die  Personen, 
in  deren  Namen  sie  bei  dem  Wechsel  interveniren,  sofern  sie  bei  ihrer 
Namensunterschrifb  das  Verhältniss  angeben,  in  welchem  sie  handeln. 

Wenn  dem  Aussteller,  Acceptanten  oder  Indossanten  die  Repräsentation 
bestritten  wird,  die  sie  sich  in  dem  Wechsel  zuertheilt  haben,  so  werden 
sie  zur  Zahlung  desselben  für  verpflichtet  erachtet,  bis  sie  in  formlicher 
Weise  ihre  Vertretungsbefugniss  nachweisen. 

Die  Nehmer  können  in  jedem  Falle  die  Vorlegung  der  Urkunde  von 
ihnen  verlangen,  welche  ihre  Repräsentation  nachweist. 

551.  Die  Aussteller  sind  verpflichtet,  zu  Gunsten  der  Nehmer  des 
Wechsels  diejenige  Zahl  von  Exemplaren  auszufertigen,  welche  von  ihnen 
verlangt  wird,  sofern  dies  vor  der  Fälligkeit  gefordert  wird. 

Das  zweite  Exemplar  und  die  übrigen,  welche  der  Aussteller  ausferti^ 
müssen  den  Vermerk  tragen,  dass  sie  nur  in  dem  Falle  werden  für  göltig 
erachtet  werden,  dass  die  Zahlung  des  ersten  Wechsels  oder  irgend  eines 
der  anderen  nicht  erfolgt. 

552.  Der  Aussteller,  welcher  nicht  auf  eine  klare  und  genaue  Weise 
auf  den  verschiedenen  Exemplaren  des  Wechsels  angiebt,  ob  es  das  zweite, 
dritte  oder  vierte  ist,  der  Nehmer,  welcher  dieselben  indossirt,  und  der 
Bezogene,  welcher  sie  acceptirt,    haften    dem  Inhaber   für  die  Schäden  und 

1)  sc.  fremde. 
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Nachtheile,    welche    ihm    die  Unterlassung    verursacht,   vorbehaltlich   seines 
Rechtes  gegen  denjenigen,  der  hieraus  Vortheil  erlangt. 

553.  In  Ermangelung  von  Exemplaren,  die  von  dem  Aussteller  aus- 
gefertigt sind,  muss  der  Inhaber  des  ersten  Wechsels  eine  Abschrift  desselben 
seinem  Indossatar,  wenn  er  sie  verlangt,  ertheilen,  mit  wörtlicher  Einrückung 
aller  darauf  befindlicher  Indossamente  und  der  Angabe,  dass  sie  Mangels 
des  zweiten  Wechsels  ausgefertigt  wird. 

554.  Sofern  der  Nehmer  fallirt  oder  eine  notorische  Schmälerung  in 
seinem  Kredite  erleidet,  bevor  er  den  Wechsel  erhält,  ist  der  Aussteller 
nicht  verpflichtet,  denselben  zu  übergeben,  auch  wenn  sein  Werth  in 
Rechnung  gestellt  worden  ist,  es  sei  denn,  dass  der  Nehmer  ihn  bezahle 
oder  ihm  Bürgschaft  zu  seiner  Zufriedenheit  leiste. 

555*  Wenn  beim  Aussteller  irgend  welche  der  in  dem  vorhergehenden 
Artikel  angegebenen  Zufölligkeiten  eintreten,  bevor  er  den  Werth  des 
Wechsels  empfangen  hat,  so  kann  der  Nehmer  denselben  gerichtlich  hinter- 
legeo. 

Der  Aussteller  kann  die  üebergabe  des  hinterlegten  Betrages  nur 
dann  verlangen,  wenn  er  nachweist,  dass  der  Wechsel  bezahlt  worden  ist, 
oder  Bürgschaft  dafür  leistet,  dass  er  bei  seiner  Fälligkeit  gedeckt  werden  wird. 


KAPITEL  II. 
Von  der  Form  der  Wechsel. 

556.  Der  Wechsel  ist  ein  schriftliches  Mandat,  ausgestattet  mit  den 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten,  durch  welches  der  Aussteller 
den  Bezogenen  anweist,  einen  Geldbetrag  der  bezeichneten  Person  oder  an 
deren  Ordre  zu  zahlen. 

557.  Der  Wechsel  muss  nothwendigerweise  angeben: 

1.  den  Ort,  den  Tag,  den  Monat  und  das  Jahr,  an  dem  er  ausgestellt  ist; 

2.  den  Zeitpunkt,  an  welchem  die  Zahlung  erfolgen  soll; 

3.  den  Vor-  und  Zunamen  desjenigen,  an  dessen  Ordre  die  Zahlung 
nach  dem  Auftrage  zu  leisten  ist; 

4.  den  Betrag,  dessen  Zahlung  der  Aussteller  anordnet; 

5.  ob  der  Werth  des  Wechsels  in  baarem  Geld  oder  in  Waaren  über- 
geben worden  ist,  oder  ob  es  ein  mit  dem  Nehmer  verabredeter 
oder  verrechneter  Werth  ist; 

6.  den  Vor-  und  Zunamen  desjenigen,  von  dem  der  Werth  empfemgen 
wird,  oder  desjenigen,  dem  er  in  Rechnung  gestellt  wird; 

7.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  desjenigen,  auf  den 
der  Wechsel  ausgestellt  wird,  und  den  Ort,  wo  die  Zahlung  zu 
erfolgen  hat,  falls  der  Ort  von  demjenigen  verschieden  ist,  in  welchem 
der  Bezogene  sein  Domicil  hat. 

Der  Wechsel  muss  ausserdem  die  Unterschrift  des  Ausstellers  oder 
desjenigen  tragen,  welcher  für  ihn  auf  Grund  seiner  Specialvollmacht  unter- 
zeichnet. 

558.  Die  Wechsl  müssen  „an  die  Ordre"  oder  „zur  Disposition 
von  .  .  ."  ausgestellt  werden. 

Die  Wechsel,  welche  nicht  einen  Vermerk  enthalten,  der  deutlich  ihre 
Ueber tragbar keit  ausdrückt,  können  nur  in  der  Form  übertragen  werden, 
die  in  dem  Titel:  „Von  der  Cession  der  Handelsforderungen", 
vorgeschrieben  ist. 
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559.  Die  Klauseln:  Werth  verabredet  oder  Werth  in  Rechnung, 
begründen  die  Vermuthung,  dass  der  Nehraer  den  Preis  des  Wechsels  nicht 
bezahlt  hat,  und,  vorbehaltlich  des  Gegenbeweises,  kann  der  Aussteller  even- 
tuell damit  kompensiren  oder  dessen  Zahlung  in  der  vereinbarten  Form  und 
Zeit  verlangen. 

Die  Formel:  Werth  empfangen,  begründet  die  Vermuthung,  dass 
der  Werth  in  baarem  Gelde  üoergeben  worden  ist. 

560.  Wenn  eine  Verschiedenheit  zwischen  dem  in  Zahlen  angegebenen 
und  dem  in  dem  Kontext  des  Wechsels  vermerkten  Werth  vorhanden  ist, 
so  wird  der  letztere  als  der  richtige  angesehen. 

561.  Die  Wechsel  sind  als  an  einem  vom  Orte  der  Ausstellung  ve^ 
schiedenen  Orte  zahlbar  auszustellen. 

Diejenigen,  welche  zahlbar  am  Orte  ihrer  Ausstellung  ausgestellt  sind, 
sind  als  einfache  Zahlungsscheine  des  Ausstellers  zu  Gunsten  des  Nehmers 
und  die  Annahmevermerke,  welche  auf  dieselben  gesetzt  werden,  als  gewöhn- 
liche Burgschaften    für  die  Haftbarkeit  des  Ausstellers  anzusehen. 

562«  Der  Aussteller  kann  auf  seinen  Kommissionär  oder  den  Mandatar 
eines  anderen  ihm  gehörigen  Handlungshauses,  oder  auf  eine  Gesellschaft, 
bei  der  er  betheiligt  ist,  ziehen,  sofern  sie  an  einem  von  dem  Orte  der 
Ausstellung  verschiedenen  Orte  sich  befinden. 

563.  Der  Aussteller  kann  den  Wechsel  ausstellen:  an  seine  eigene 
Ordre  mit  dem  Vermerk:  Werth  in  mir  selbst;  auf  eine  Person, 
welche  den  Wechsel  an  dem  Domicil  eines  Dritten  bezahlt;  in  eigenem 
Namen  oder  för  Ordre  und  Rechnung  eines  Dritten. 

In  dem  ersten  Falle  wird  der  Wechsel  vertrag  erst  perfekt,  wenn  der 
Aussteller  das  Bigenthum  an  dem  Wechsel  einem  Dritten  übertragt 

564.  Die  Aussteller  und  Nehmer  können  die  Klauseln:  remittirl 
ohne  Kosten,  ohne  weiteren  Bericht  und  andere  ausdrückliche  acces- 
sorische  Abreden  festsetzen,  welche  das  Wesen  des  Vertrages  nicht  beein- 
flussen. 

Nachdem  der  Wechsel  übergeben  ist,  kann  nur  durch  Vereinbarung 
des  Ausstellers  und  des  Nehmers  eine  Veränderung  in  der  gezogenen 
Summe,  dem  Ort  der  Zahlung,  der  Bezeichnung  des  Bezogenen  und  den 
übrigen  darin  enthaltenen  Umstanden  erfolgen. 

565.  Der  Wechsel,  in  welchem  irgend  eine  der  gesetzlichen  Förmlich- 
keiten fehlt,  ist  als  ein  einfacher  Zahlungsschein  zu  betrachten,  der  von 
dem  Aussteller  zu  Gunsten  des  Nehmers  unterzeichnet  ist. 

KAPITEL  m. 

Von  den  Fristen  der  Wechsel  und  von  ihrer  Fälligkeit. 

566.  Die  Wechsel  können  ausgestellt  werden:  auf  Sicht  oder  Pi-äsen- 
tation,  auf  einen  oder  mehrere  Tage,  einen  oder  mehrere  Monate  nach  Sicht, 
einen  oder  mehrere  Tage,  einen  oder  mehrere  Monate  nach  dato. 

567.  Die  Wechsel  auf  Sicht  müssen  sofort  bei  ihrer  Präsentation  be- 
zahlt werden;  die  auf  einen  festgesetzten  und  bestimmten  Tag  ausgestellten 
an  dem  bezeichneten  Tage. 

Ist  der  Zeitpunkt  der  Zahlung  nicht  bezeichnet,  so  ist  anzunehmen, 
dass  der  Wechsel  auf  Sicht  zahlbar  ist. 

568.  Die  Frist  der  auf  verschiedene  Tage  oder  Monate  nach  Sicht 
ausgestellten  Wechsel  läuft  von  dem  Tage,    der   auf  den  seiner  Acceptaiion 
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folgt  oder,  falls  keine  Acceptation  erfolgt  ist,  von  dem  Tage,  der  auf  den 
des  Protestes  folgt,  und  der  auf  Tage  oder  Monate  nach  dato  ausgestellten 
Wechsel  von  dem  Tage,  der  dem  der  Ausstellung  folgt. 

569.  Um  den  Verfalltag  der  auf  Monate  gezogenen  Wechsel  zu  be- 
stimmen, werden  die  letzteren  von  Datum  zu  Datum  gerechnet. 

Ist  keine  Korrespondenz  zwischen  dem  Datum  des  Monates,  in  dem 
der  Wechsel  ausgestellt  wird,  oder  des  Monates,  in  welchem  er  präsentirt 
wird,  und  dem  Datum  des  Monates,  in  welchem  er  zahlbar  ist,  so  wird  der 
letzte  Tag  dieses  Monates  als  Fälligkeitstermin  angesehen. 

570.  Die  Fristwechsel  müssen  am  Tage  ihrer  Fälligkeit  vor  Sonnen- 
untergang bezahlt  werden. 

Wenn  jedoch  der  Tag  ihrer  Fälligkeit  ein  Festtag  ist,  so  muss  der 
Wechsel  an  dem  vorhergehenden  Tage  bezahlt  oder  an  dem  folgenden  pro- 
testirt  werden. 

Die  Bestimmung  im  Art.  221  ist  auf  die  Erfüllung  der  Wechselver- 
bindlichkeiten anwendbar. 

KAPITEL  IV. 
Von  den  Pflichten  des  Ausstellers. 

57L  Ausser  der  Verpflichtung,  welche  der  Art.  551  dem  Aussteller 
auferlegt,  haftet  der  letztere  dem  Nehmer  und  den  Indossataren  bis  zum 
letzten  Inhaber  für  die  Acceptation  und  Zahlung  der  Wechsel,  auch  wenn 
er  dieselben  in  der  Eigenschaft  eines  Kommissionärs  für  Ordre  und  Rech- 
nung eines  Dritten  ausgestellt  hat. 

572.  Der  Aussteller  für  eigene  Rechnung  oder  für  Ordre  und  Rech- 
nung eines  Dritten  ist  verpflichtet,  dem  Bezogenen  den  Auftrag,  den  er 
ihm  im  Wechsel  macht,  recntzeitig  mitzutheilen. 

Wenn  er  für  eigene  Rechnung  zieht,  ist  er  ausserdem  verpflichtet,  in 
die  Hände  des  Bezogenen,  vor  der  Fälligkeit,  die  zur  Zahlung  der  gezogenen 
Summe  bestimmten  Fonds  zu  legen  und  ihm  sowohl  die  Auslagen,  die 
er  gemacht  hat,  um  das  Mandat  auszuführen,  als  auch  eine  entsprechende 
Provision  zu  erstatten. 

573.  Die  Deckung:  wird  als  erfolgt  angesehen,  wenn  bei  Fälligkeit 
des  Wechsels  der  Bezogene  oder  Acceptant  Schuldner  des  Ausstellers  in 
Höhe  einer  Geldsumme  ist,  die  mindestens  dem  Betrage  des  Wechsels  gleich 
und  bei  Fälligkeit  desselben  exigibel  ist. 

Sie  wird  ebenfalls  als  gewährt  betrachtet,  wenn  der  Aussteller  von 
dem  Bezogenen  oder  Acceptanten  ausdrücklich  ermächtigt  worden  ist, 
auf  ihn  zu  ziehen,  oder  wenn  der  letztere  zur  Deckung  seiner  Accep- 
tation Waaren,  Handelseffekten  oder  andere  Werthe  zu  Eigenthum  über- 
nommen hat. 

574.  Bei  den  in  dem  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fällen 
kann  der  Aussteller  von  dem  Bezogenen  oder  Acceptanten  Ersatz  der  Kosten 
verlangen^  welche  er  Mangels  Annahme  oder  Zanlung  dem  Inhaber  des 
Wechsels  gedeckt  hat. 

Wenn  jedoch  der  Aussteller  nicht  nachweist,  dass  er  die  Deckung  in 
irgend  einer  der  angegebenen  Arten  gewährt  hat,  so  sind  alle  die  Kosten 
ausschliesslich  zu  seinen  Lasten,  welche  die  mangelnde  Acceptation  oder 
Zahlung  dem  Inhaber  des  Wechsels  verursacht  haben. 

575.  Die  Haftbarkeit  des  Ausstellers,  der  rechtzeitig  die  Deckung 
gewährt  hat,  cessirt,  sofern  der  Inhaber  den  Wechsel  dem  Bezogenen  nicht 
zeit-  und  formgemäss  präsentirt  oder  protestirt. 
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Ist  die  Deckung  nicht  vorhanden,  oder  geräth  der  Bezogene  in  Falli- 
ment, so  ij>t  der  Aussteller  zur  Erstattung  des  Betrages  des  Wechsels 
und  der  verursachten  Kosten  verpflichtet,  sofern  der  Inhaber  den  Protest  in 
der  vom  Gesetz  bezeichneten  Zeit  erhoben  hat. 

576.  Wenn  der  Wechsel  für  Ordre  und  Rechnung  ausgestellt  ist, 
so  ist  der  Ordregeber  verpflichtet,  die  Deckung  der  Fonds  in  der  im  Alinea  2 
des  Art.  572  angegebenen  Zeit  zu  gewähren,  jedoch  stets  unbeschadet  der 
Haftbarkeit  des  Ausstellers  dem  Nehmer,  den  Indossanten  und  dem  Inhaber 
des  Wechsels  gegenüber. 

Der  Ordregeber  kontrabirt  indessen  keine  Verpflichtung  rticksichtlich 
des  Nehmers  und  Cessionars  des  Wechsels,  im  Falle  des  Falliments  des 
Acceptanten  oder  Ausstellers,  jedoch  kann  der  Inhaber  auf  Grund  einer 
förmlichen  Cession  die  Klagen  geltend  machen,  die  diesen  gegen  den  Ordre- 
geber zustehen,  indem  er  darthut,  dass  der  eine  oder  der  andere  bei  der 
Negocirung  des  Wechsels  als  sein  Kommissionär  intervenirte. 

577.  Der  Aussteller  für  Ordre  und  Rechnung  ist  eine  einfache 
Zwischenperson  und  als  solche  dem  Bezogenen  oder  dem  Acceptanten  für 
die  Deckungsfonds  nicht  haftbar,  noch  für  irgend  eine  andere  Leistung. 

Indessen  hat  der  Aussteller,  wenn  er  den  Wechsel  Mangels  Acceptation 
oder  Zahlung  deckt,  das  Recht,  nicht  nur  von  dem  Ordregeber,  sondern  auch 
von  dem  Bezogenen  oder  Acceptanten  die  Rückerstattung  des  Betrages  des 
Wechsels  und  der  Kosten  zu  verlangen. 

578.  Die  Bestimmung  der  Art.  573,  574  und  575  sind  auf  den  Ordre- 
geber anwendbar,  für  dessen  Rechnung  der  Wechsel  ausgestellt  worden  ist 

KAPITEL  V. 
Von  dem  Indossament  und  dessen  Wirkungen. 

579.  Das  Indossament  ist  eine  Urkunde,  die  in  Gemässheit  der  ge- 
setzlichen Förmlichkeiten  abgefasst  und  auf  den  Rucken  des  Wechsels  und 
der  übrigen  an  Ordre  lautenden  Dokumente  gesetzt  wird,  und  durch  welche 
der  Eigenthümer  das  Eigenthum  an  ihnen  einer  bestimmten  Person  gegen 
einen  versprochenen  oder  übergebenen  Werth  übertragt. 

580.  Der  Wechsel  kann  als  solcher  nur  auf  Grund  eines  auf  den- 
selben gesetzten  Indossaments  cedirt  werden. 

581.  Die  für  Rechnung  und  Gtefahr  eines  Dritten  ohne  Garantie  des 
Nehmers  erworbenen  Wechsel  müssen  zu  Gunsten  des  Kommittenten  in- 
dossirt  werden,  nachdem  der  Werth  von  dem  Kommissionär  erhalten  ist- 

582.  Das  Indossament  muss  ausdrücken: 

1.  den  Vor-  und  Zunamen  desjenigen,  an  den  der  Wechsel  über- 
tragen wird; 

2.  ob  der  Werth  in  baarcm  Geld  oder  in  Waaren  empfangen  oder  in 
Rechnung  gestellt  wird; 

3.  den  Vor-  und  Zunamen  desjenigen,  von  dem  der  Werth  erhalten 
oder  dem  derselbe  in  Rechnung  gestellt  wird,  wenn  dies  nicht  die 
nämliche  Person  ist,  auf  die  der  Wechsel  übertragen  wird ; 

4.  das  Datum,  an  welchem  es  erfolgt; 

5.  die  Unterschrift  des  Indossanten  oder  der  gesetzlich  zur  Unterschrift 
ermächtigten  Person,  welche  vor  ihre  eigene  Unterschrift  den  Namen 
jenes,  sowie  die  Eigenschaft,  in  der  sie  handelt,  zu  setzen  hat. 

58o.  Der  Mangel  der  Unterschrift  des  Indossanten  oder  des  gesetz- 
lichen Vertreters  annullirt  das  Indossament. 


XXVin.    Myador.  541 

Ebenfialls  wird  dasselbe  anDullirt  durch  die  AuslassuDf]^  des  Vor-  und 
ZuDamens  desjenigeu,  dem  der  Wechsel  cedirt  wird,  vorbehaltlich  des  Falles 
im  Art.  585. 

584.  Das  IndossameDt.  bei  welchem  die  Bezeichnung:  Werth  empfangen, 
fortgelassen  ist,  überträgt  aas  Eigenthum  an  dem  Wechsel  nicht  und  be- 
deutet nur  einen  ein&chen  Auftrag  zur  Einziehung. 

In  diesem  Falle  können  Dritte  dem  Indossatar  alle  Einwendungen 
entgegensetzen,  welche  ihnen  gegen  den  Indossanten  zustehen. 

585.  Das  Blaueoindossament  mit  oder  ohne  Datum  scbliesst  das  Zu- 
gestandniss  in  sich,  den  Werth  des  Wechsels  erbalten  zu  haben,  überträgt 
das  Eigenthum  auf  den  gesetzlichen  Inhaber  und  ermächtigt  den  letzteren, 
dasselbe  in  der  durch  Art.  582  vorgeschriebenen  Form  auszufüllen. 

Die  zusätzlichen  Klauseln,  welche  die  Wirkungen  des  gewöhnlichen 
Indossaments  in  irgend  welchem  Sinne  zu  erschweren  bezwecken,  werden 
fQr  nicht  darangesetzt  angesehen. 

588.  Die  Antedatirung  bei  den  Indossamenten  macht  deren  Urheber 
wegen  der  Schäden  und  Nachtheile  verantwortlich,  welche  daraus  für  Dritte 
erwachsen  mögen,  unbeschadet  der  Strafe  wegen  Fälschung,  in  welche  er 
verfallen  kann,  falls  er  doloser  Weise  gehandelt  hat. 

587.  Das  gewöhnliche  Indossament  macht  alle  und  jeden  einzelnen 
der  Indossanten  solidarisch  mit  dem  Aussteller  für  den  Werth  des  Wechsels, 
die  Kosten  und  die  Rückwechsel  Mangels  Acceptation  oder  Zahlung  verant- 
wortlich, sofern  die  Akte  der  Präsentation  und  des  Protestes  zeit-  und 
formgerecht  vorgenommen  sind. 

588.  Die  Indossamente  präjudicirter  Wechsel  haben  nicht  mehr  Werth 
und  erzeugen  keine  andere  Wirkung,  als  eine  gewöhnliche  Cession,  und  in 
diesem  Falle  können  der  Cedent  und  der  Cessionar  die  ihnen  angemessen 
scheinenden  Veiträge  abschliessen,  unbeschadet  der  Rechte  eines  Dritten. 

589.  Der  Indossant  und  Indossatar  können  Vereinbarungen  treffen, 
welche  die  rechtlichen  Wirkungen  des  Indossaments  modificiren. 

Auch  wenn  solche  Abroden  auf  dem  Indossament  sich  vermerkt  be- 
finden, so  sind  sie  nur  für  die  Parteien  und  für  diejenigen  verbindlich,  welche 
später  das  Eigenthum  an  dem  Wechsel  erwerben. 

KAPITEL  VI. 
Von   den  Bezogenen  und  der  Acceptation   und   deren  Wirkungen. 

590.  Das  Versprechen,  einen  Wechsel  zu  acceptiren,  gilt  nicht  als 
Acceptation;  es  verpflichtet  jedoch  den  Promittenten,  dfem  Aussteller  Schäden 
und  flacht  heile  zu  bezahlen,  sofern  das  Versprechen  alle  die  Requisite  ent- 
hält, welche  das  Civilrecht  erfordert. 

Die  Schäden  und  Nachtheile  bestehen  in  den  Kosten  des  Protestes  und 
Kicambios,  wenn  der  Wechsel  auf  Rechnung  des  Ausstellers  gezogen 
worden  ist. 

Ist  er  für  Ordre  und  Rechnung  eines  Dritten  gezogen,  so  umfassen 
die  Schäden  und  Nachtheile  ausser  den  Kosten  des  Protestes  und  Ricambios 
die  Summen,  welche  der  Aussteller  dem  Ordregeber  im  Vertrauen  auf  das 
Versprechen  der  Annahme  vorgeschossen  hat. 

591.  Die  Person,  auf  die  der  Wechsel  gezogen  wird,  ist  ver- 
pflichtet, ihr  Accept  an  demselben  Tage  zu  leisten  oder  zu  verweigern, 
an  welchem  ihm  der  Inhaber  den  Wechsel  zu  dem  Zwecke  präsentirt. 
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Wenn  beim  Nachsuchen  der  Acceptation  der  Inhaber  den  Wechsel  in 
Händen  des  Bezogenen  lässt,  mass  der  letztere  ihn  am  Tage  seiner  Präsen- 
tation zur&ckgeben. 

Giebt  der  Bezogene  den  Wechsel  in  der  angegebenen  Frist  nicht 
zurück,  so  bleibt  er  für  seine  Bezahlung  verantwortlich,  auch  wenn  er 
ihn  nicht  acceptirt. 

582.  Der  Bezogene  muss  das  Accept  auf  den  Wechsel  selbst  setzen, 
indem  er  die  Formeln:  „ich  nehme  an \  „angenommen^  oder  andere 
gebraucht,  welche  klar  und  deutlich  die  Absicht  kundgeben,  sich  zur  Be- 
zahlung des  Wechsels  zu  verpflichten. 

Indessen  bewirkt  auch  die  einfache  Unterschrift  des  Bezogenen,  auf 
einen  Wechsel  gesetzt,  die  Acceptation. 

583.  Nachdem  das  Accept  in  irgend  einer  der  in  dem  vorhergehende! 
Artikel  erwähnten  Formen  gegeben  worden  ist,  kann  der  Acceptant  das- 
selbe nicht  zurückziehen,  auch  wenn  er  den  Wechsel  nicht  zurück- 
gegeben hat. 

584.  Das  Accept,  welches  auf  einer  Abschrift  des  Wechsels,  in  Briefen 
oder  in  irgend  einer  anderen  privaten  oder  öffentlichen  Urkunde  gegeben 
ist,  ist  gültig;  die  Rechte  jedoch,  welche  hierdurch  der  Inhaber  gegen  den 
Acceptanten  erwirbt,  sind  im  Wege  des  Indossaments  nicht  übertragbar. 

585.  Das  Accept  muss  unbedingt  und  absolut  sein ;  der  Inhaber  kann 
jedoch  eine  theilweise  Acceptation  zulassen,  indem  er  den  Wechsel  für  den 
Rest  protestirt. 

586*  Das  Accept  mit  der  Bezeichnung:  an  mich  selbst  zu  zahlen 
(para  pagarme  i  mi  mismo),  ist,  obgleich  bedingt,  legal  und  gültig,  wenn 
der  Acceptant  zur  Zeit,  als  er  es  gab,  Gläubiger  des  Inhabers  für  eine 
liquide  und  exigible  Summe  gewesen  ist,  die  der  im  Wechsel  angegebenen 
gleich  ist,  und  dies  bis  zur  Fälligkeit  des  Wechsels  bleibt. 

Wenn  jedoch  der  Inhaber  sieh  nicht  als  Schuldner  des  Acceptanten 
bekennt  oder  wenn,  falls  er  sich  afs  solchen  bekennt,  der  Schuld  die  Eigen- 
schaften einer  liquiden  und  exigiblen  fehlen,  so  muss  er  den  Wechsel 
protestiren  und  von  seinen  Rechten  gegen  den  Aussteller  oder  die  Indossanten 
Gebrauch  machen. 

587.  Wenn  der  Wechsel  auf  eine  Zeit,  die  von  Sicht  zu  laufen  beginnt, 
gezogen  ist,  so  muss  der  Bezogene  das  Accept  datiren.  Weigert  er 
sich,  dieses  zu  thun,  so  muss  der  Inhaber  den  Wechsel  protestiren,  und  in 
diesem  Falle  wird  die  Frist  für  die  Zahlung  von  dem  Datum  des  Protestes 
an  gerechnet. 

588.  Die  Wechsel,  welche  einen  festen  und  bestimmten  Tag  zu  ihrer 
Zahlung  haben,  können  zur  Acceptation  präsentirt  werden  oder  nicht,  je 
nachdem  es  dem  Inhaber  genehm  ist. 

588.  Das  Accept  des  Wechsels,  der  an  einem  von  dem  Wohnorte  des 
Acceptanten  verschiedenen  Orte  zahlbar  ist,  muss  die  Angabe  des  Domicils 
enthalten,  in  welchem  die  Zahlung  zu  bewirken  ist. 

600.  Die  Acceptation  des  Wechsels  begründet  für  den  Acceptanten, 
mag  er  Fonds  als  Deckung  haben  oder  nicht,  die  Verpflichtung,  denselben 
bei  seiner  Fälligkeit  zu  bezahlen,  es  sei  denn,  dass  er  beweist,  dass  der 
Wechsel  &lsch  ist. 

801.  Die  Acceptation  lässt,  rücksichtlich  des  Ausstellers  oder  Ordre- 
gebers,  Deckung  mit  Fonds  nicht  vermuthen,  und  der  Acceptant  kann 
von  ihnen  die  Üebergabe  derselben  verlangen,  auch  nachdem  der  Wechsel 
acceptirt  ist. 
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602.  Nachdem  das  Falliment  des  Ausstellers  oder  Ordrefjfebers  öfiFent- 
lich  bekannt  gemacht  ist,  darf  der  Bezogene  die  zu  seinen  Lasten  gezogenen 
Wechsel  weder  acceptiren,  noch  bezahlen,  und  die  Gläubiger  sind  berechtigt, 
von  ihm  die  Erklärung  zu  verlangen,  ob  er  dieselben  acceptirt  hat 
oder  nicht. 

Handelt  er  gegen  dieses  Verbot,  so  ist  die  Acceptation  und  die 
Zahlung  för  Rechnung  und  Gefehr  des  Acceptanten,  und  die  Fonds  der 
Deckung  kehren  zur  Konkursmasse  zur&ck. 

603.  Ist  der  Wechsel  vor  der  Publikation  des  Falliments  des  Aus- 
stelleis  oder  Ordregebers  acceptirt  worden,  so  verbleiben  die  Fonds  der 
Deckung  in  den  Händen  des  Acceptanten,  und  der  letztere  ist  verpflichtet, 
mit  denselben  den  Inhaber  zu  bezahlen. 

KAPITEL  Vn. 

Vom  Aval  und  dessen  Wirkungen. 

604.  Das  Aval  ist  ein  schriftlicher  Akt,  auf  Grund  dessen  ein  dem 
Wechsel  fernstehender  Dritter  solidarisch  die  Zahlung  desselben  an  den 
festgesetzten  Terminen  und  unter  den  vereinbarten  Bedingungen  oder  unter 
denselben  verbürgt,  unter  welchen  sich  derjenige  verpflichtet  hat,  für  den 
die  Bürgschaft  geleistet  wird. 

605.  Das  Aval  muss  auf  dem  Wechsel  selbst  oder  auf  einer  beson- 
deren Urkunde  unterzeichnet  werden. 

Die  ein&che  auf  den  Wechsel  gesetzte  Unterschrift  begründet  das 
Aval. 

606.  Das  Aval  kann  auf  Zeij.,  füi*  einen  Fall,  auf  einen  Betrag  oder 
eine  bestimmte  Person  beschränkt  werden. 

Wenn  das  Aval  in  dieser  Weise  ertheilt  ist,  erzeugt  es  keine  andere 
Verantwortlichkeit  als  diejenige,  welche  der  Avalist  sich  auferlegt  hat. 

607.  Ist  das  Aval  in  allgemeinen  und  unbeschränkten  Ausdrücken 
abgefasst,  so  haftet  der  Avalist  solidarisch  für  die  Zahlung  des  Wechsels  in 
denselben  Grenzen  wie  der  Aussteller  und  die  Indossanten. 

606.  Avalisten  können  alle  diejenigen  sein,  die  fähig  sind,  den 
Wechsel  vertrag  abzusch  Hessen. 

Der  Aussteller,  die  Indossanten  und  der  Acceptant  des  Wechsels 
können  indessen  Aval  nicht  leisten. 

KAPITEL  VIII. 

Von  dem  Inhaber  und  der  Präsentation  der  Wechsel  und  deren 

Wirkungen. 

609.  Die  Wechsel  müssen  zur  Acceptation  in  den  folgenden  Fristen 
präsentirt  werden: 

die  auf  Sicht  oder  auf  Tage  oder  Monate  nach  Sicht  von  einem 
Platz  der  Republik  auf  den  anderen  oder  auf  irgend  einen  Platz  der 
Republiken  von  Centralamerika  gezogenen  Wechsel  innerhalb 
2  Monaten  nach  ihrem  Datum; 

die  in  der  Republik  auf  Sicht  oder  auf  Tage  oder  Monate  nach 
Sicht  auf  irgend  einem  Platz  des  Amerikanischen  Kontinents  und 
seiner  Inseln  gezogenen  Wechsel,    innerhalb  3  Monaten  nach  ihrem 
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Datum  und  innerhalb  6  Monaten  die  auf  irgend  einen  Platz  von 
Europa  gezogenen; 

die  auf  Sicht  oder  auf  Tage  oder  Monate  nach  Sicht  auf  irgend 
einen  anderen  Theil  der  Erde  gezogenen  Wechsel  innerhalb  9  Munaten 
nach  ihrem  Datum; 

die  auf  Tage  oder  Monate  nach  dato  oder  auf  eine  feste  und 
bestimmte  Frist  gezogenen  Wechsel  innerhalb  derjenigen  Fristen, 
welche  dieselben  bezeichnen. 

610.  Wird  die  Annahme  verweigert,  so  muss  der  Inhaber  den  Wechsel 
in  der  Zeit  und  Form,  welche  in  dem  Kapitel  X:  Von  den  Protesten 
vorgeschrieben  ist,  protestiren  und  mit  der  ersten  Post  oder  spätestens  mit  der 
zweiten  seinem  Cedenten  oder  Mandanten  oder  irgend  einem  anderen  der 
zur  Zahlung  des  Wechsels  Verpflichteten  nach  seiner  Wahl  Nachricht  geben. 

Mit  dieser  Benachrichtigung  muss  er  ebenfalls  eine  beglaubij^te  Ab- 
schrift des  Protestes  übersenden. 

611.  Ist  der  Wechsel  Mangels  Acceptation  protestirt  worden,  so  bat 
der  Inhaber  das  Recht,  von  dem  Aussteller  und  von  jedem  der  In- 
dossanten zu  verlangen,  dass  derselbe  den  Werth  des  Wechsels  zu  seiner 
Zufriedenheit  verbürge,  dessen  Betrag  hinterlege  oder  ihm  die  Kosten  des 
Protestes  und  des  Ricambios  erstatte  unter  Abzug  des  gesetzlichen  Zinsen 
für  die  Zeit,  die  bis  zur  Fälligkeit  noch  fehlt. 

Der  Inhaber  kann  diese  Rechte  nur  nacheinander,  in  der  Reihenfolge, 
in  welcher  sie  aufgezählt  sind,  ausüben. 

612.  Der  Inhaber,  der  die  Acceptation  nicht  innerhalb  der  gesetzlichen 
Fristen  nachsucht,  auch  wenn')  er  den  Protest  Mangels  derselben  erhebt 
verliert  die  Rechte,  welche  ihm  der  vorhergehende  Artikel  gewährt. 

613.  Der  Mangel  der  Präsentation  des  Wechsels  innerhalb  der  in 
dem  Art.  609  angegebenen  Fristen  befreit  den  Bezogenen  nicht  von  der 
Verpflichtung,  denselben  zu  acceptiren,  wenn  er  Deckung  mit  Fonds  in 
Händen  hat. 

614.  Der  Eigenthümer  des  Wechsels  kann  denselben  selbst  oder  durch 
Vermittelung  eines  Specialmandatars  zur  Acceptation  präsentiren,  auch  wenn 
er  denselben  nicht  zu  Gunsten  des  letzteren  indossirt  hat 

Die  blosse  Detention  des  Wechsels  lässt  den  Auftrag  zur  Präsentation 
vermuthen  und  verleiht  die  Befugniss,  welche  nothwendig  ist,  um  die 
Acceptation  zu  verlangen   und  Mangels   derselben    den  Protest   zu  erheben. 

615.  Die  Wechsel  müssen  dem  Bezogenen  in  seiner  Wohnung  oder 
in  seinem  Geschäftslokal  oder  in  dem  bezeichneten  Domicile  präsentirt 
werden. 

Ist  die  Wohnung,  das  Geschäftslokal  oder  das  Domicil  nicht  be- 
kannt, so  ist  dieser  Umstand  in  dem  Protest  zu  erwähnen  und  gemäss  den 
Bestimmungen  des  Art.  652  zu  verfahren. 

616.  Die  Präsentation  des  Wechsels  kann  nicht  an  einem  Festtage 
erfolgen. 

617.  Sind  mehrere  gemeinschaftlich  in  dem  Wechsel  angegebene  Be- 
zogene vorhanden ,  so  muss  der  Inhaber  von  allen  und  von  jedem 
einzelnen  derselben  die  Acceptation  verlangen,  und  hat  er  sie  erlangt,  so 
kann  er  den  Wechsel  nicht  protestiren,  ohne  dass  er  alle  zur  Zahlung  auf- 
gefordert hat. 


^)  „Amiqne*'.    In  dem  sonst  übereinstimmenden  Artikel  688  des  Chileniscbeii 
U.  G.  B.  heisst  es  ,,mid  den  Protest  Mangels  Zablang  erhebt"  („i'^. 
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Wenn  sie  jedoch  alternativ  angefifebeD  sind ,  so  erfolgt  die  Aufforderung 
an  den  zuerst  benannten  und,  Mangels  Acceptation  oder  Zahlung,  an  die 
übrigen  unter  Beobachtung  der  Reihenfolge  ihrer  Benennung. 

618.  Lässt  der  Inhaber  eine  bedingte  Acceptation  zu,  so  übernimmt 
er  alle  Risikos  des  Wechsels. 

Wenn  die  Acceptation  unbedingt  zugelassen  ist,  jedoch  beschränkt 
bezüglich  des  trassirten  Betrages,  so  nat  der  Inhaber  den  Wechsel  zurück- 
zubehalten und  bei  Emp£ang  der  acceptirten  Summe  diese  auf  demselben 
zn  vermerken  und  den  im  Art.  595  vorgesehenen  Protest  zu  erheben. 

819.  Der  Inhaber  eines  Mangels  Acceptation  oder  Zahlung  protestirten 
Wechsels  hat  in  keinem  Falle  Anspruch  auf  die  von  dem  Aussteller  oder 
Ordregeber  besorgte  Deckung. 

820.  Der  Nachtheil,  welcher  erwächst  aus  ^der  Absend ung  des 
Wechsels  ausserhalb  deijenigen  Zeit,  die  zur  Präsentation  und  zum  Protest 
Mangels  Annahme  geeignet  ist^),  triflt  ausschliesslich  die  Absender, 
indem  die  Indossamente  als  einfache  Aufträge  zur  Einziehung')  betrachtet 
werden. 

621.  Derjenige,  welcher  für  eigene  Rechnung  einen  Wechsel  nimmt, 
der  nicht  mehr  rechtzeitig  zur  Annahme  präsentirt  oder  dessen  Zahlung 
nicht  mehr  in  den  gesetzlich  oder  vertragsmässig  bezeichneten  Fristen  ge- 
fordert werden  kann,  muss  zur  Wahrung  seiner  Rechte  von  dem  Cedenten 
eine  Bescheinigung  fordern,  in  welcher  sich  der  letztere  verpflichtet,  für  die 
Zahlung  zu  haften,  auch  wenn  der  Wechsel  ausser  der  gesetzlichen  Frist 
präsentirt  und  protestirt  wird. 

622.  Der  Inhaber  eines  Wechsels,  mag  dieser  acceptirt  sein  oder 
nicht,  muss  dessen  Bezahlung  von  dem  Bezogenen  am  Tage  seiner  Fällig- 
keit und,  wenn  letzterer  ein  Festtag  ist,  an  dem  vorhergehenden  verlangen. 

Erhält  er  keine  Zahlung,  so  hat  er  den  Wechsel  in  der  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Zeit  und  Form  zu  protestiren  und  seinem  Cedenten  unter 
Uebersendung  des  Protestes  mit  der  ersten  Post  oder  spätestens  mit  der 
zweiten  Nachricht  zu  geben,  damit  dieser  seinerseits  seinem  Indossanten 
Mittheilung  mache,  und  so  successive  bis  zu  dem  Aussteller. 

623.  Nachdem  der  Wechsel  Mangels  Annahme  oder  Zahlung  pro- 
testirt ist,  muss  der  Inhaber  die  Acceptation  oder  Zahlung  von  den  Noth- 
adressaten  des  Ausstellers  oder,  in  deren  Ermangelung,  von  den  durch 
die  Indossanten  benannten  Nothadressen  nach  der  Reihenfolge  der  Indossa- 
mente fordern. 

Ist  die  Aufforderung  unterlassen,  so  haftet  der  Inhaber  für  alle  Kosten 
von  Protest  und  Ricambio. 


Die  Wechsel,  welche  nicht  an  dem  Tage  ihrer  Fälligkeit  ein- 
kassirt,  noch  in  der  gesetzlichen  Zeit  protestirt  sind,  werden  für  prä]udicirt 
erachtet,  und  es  sind  in  solchem  Falle  die  Rechte  des  Inhabers  gegen  den 
Aussteller  und  die  Indossanten  hinfällig. 

625.  Ist  die  im  Alinea  2  des  Art.  622  angeordnete  Mittheilung  des 
Protestes  unterlassen,  so  haftet  der  Inhaber  für  die  Schäden  und  Nachtheile, 
welche  die  Unterlassung  verursacht;  er  wird  jedoch  seines  Rechtes  gegen 
diejenigen  nicht  beraubt,  welche  für  die  Ergebnisse  des  Wechsels  verant- 
wortlicn  sind. 


^)  d.  h.  wenn  der  Wechsel  zu  spät  abgesandt  wurde,  um  rechtzeitig  präsentirt 
nnd  Manffels  Annahme  protestirt  werden  zu  können. 
')  Inkasso-Mandat. 

Borchardt,  Uaodelsreoht.   IV.  85 
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626.  Die  Hinfälligkeit  des  Mangels  Präsentation  zor  Zahlung  und 
Protestes  präjudicirten  Wechsels  hat  keine  Wirkung  rucksichtlich  des  Aus- 
stellers odfer  des  Indossanten,  der  nach  Ablauf  der  zur  Vornahme  dieser 
Akte  bezeichneten  Fristen  für  den  Betrag  des  Wechsels  in  seinen  Konten 
mit  dem  Schuldner  gedeckt  ist,  sei  es  durch  Handelseffekten  oder  durch 
andere  dem  letzteren  gehörige  Werthe. 

627.  Mangels  Zahlung  eines  in  gehöriger  Zeit  und  Form  präsentirten 
und  protestirten  Wechsels  ist  der  Inhaber  berechtigt,  die  Erstattung  des 
Wechselbetrages  nebst  den  Kosten  von  dem  Aussteller,  dem  Acceptanten 
und  den  Indossanten  nach  seiner  Wahl  zu  verlangen. 

Alle  und  jeder  einzelne  von  ihnen  haften  solidarisch  für  den  Werth 
des  Wechsels  und  die  verursachten  Kosten. 

628.  Wenn  der  Wechsel  von  irgend  einem  der  Indossanten  bezahlt 
ist,  so  kann  der  Zahler  nach  seiner  Wahl  von  einem  der  übrigen  solidarischen 
Mitschuldner  die  Erstattung  des  Betrages  nebst  den  Kosten  verlangen;  wenn 
jedoch  derjenige,  welcher  die  Zahlung  geleistet  hat,  der  Aussteller  ist,  so 
hat  er  nur  eine  Klage  gegen  den  Acceptanten,  der  mit  Fonds  versehen  ist, 
oder  eventuell  gegen  den  Auftraggeber. 

629.  Wenn  der  Inhaber  seine  Klage  gegen  irgend  einen  der  soli- 
darischen Mitschuldner  des  Wechsels  gerichtet  hat,  so  kann  er  deren  Lauf  nicht 
suspendiren,  um  sie  gegen  die  übrigen  anzustellen,  mit  Ausnahme  der  folgenden 
Fälle: 

1.  bei  ganzlicher  oder  theilweiser  Zahlungsunfähigkeit  des  Beklagten, 
die  in  gesetzlicher  Form  bewiesen  worden  ist; 

2.  bei  Falliment  des  Beklagten; 

3.  bei  Zurücknahme  des  eingeleiteten  Verfahrens. 

In  diesem  letzteren  Falle  sind  die  solidarischen  Mitschuldner  nicht 
verpflichtet,  die  verursachten  Kosten  zu  bezahlen,    noch  können  sie 
die  Einreden  der  Litispendenz  anführen. 
630-     Der  Inhaber   eines  abhanden  gekommenen   Wechsels    oder    sein 
Mandatar  ist  verpflichtet,  die  folgenden  Massregeln  zu  ergreifen: 

1.  in  authentischer  Weise  den  Verlust  des  Wechsels  zur  Kenntniss 
des  Ausstellers  oder  Acceptanten  zu  bringen,  damit  die  Acceptation 
oder  Zahlung  vermieden  wird;. 

2.  eventuell  bei  dem  zustandigen  Gericht  zu  beantragen,  dass  dem 
Bezogenen  die  Acceptation  oder  Zahlung  untersagt  werde. 

Wenn  der  Wechsel  vor  seinem  Verlust  acceptirt  worden  ist,  so  mass 
er  beantragen,  dass  die  Zahlung  ohne  vorhergegangene  Bürgschafts* 
leistung  untersagt  werde; 

3.  von  dem  Verlust  seinem  Lidossanten  sofort  Nachricht  zu  geben  and 
von  ihm  die  Ausfertigung  eines  neuen  Exemplars  zu  fordern. 

631.  Der  Indossant  des  Inhabers  ist  verpflichtet,  seinerseits  seinem 
eigenen  Indossanten  die  Mittheilung  von  dem  Verlust  des  Wechseis  zu 
machen  und  von  ihm  die  Ausfertigung  eines  anderen  Exemplars  zu  fordern 
und  so  succe^sive  von  einem  Indossanten  zu  dem  anderen  bis  zum  Aussteller. 

632.  Keiner  von  den  für  die  Zahlung  des  abhanden  gekommenen 
Wechsels  Verpflichteten  kann  seinen  Namen  für  die  Ausfertigung  des  neuen 
Exemplars  verweigern,  unter  Verantwortlichkeit  für  Schäden  und  Nachtheile. 

Der  Eigenthümer  des  Wechsels  muss  die  Kosten  tragen,  welche  ver- 
ursacht werden,  um  das  neue  Exemplar  zu  erlangen. 

633.  Der  Eigenthümer  des  acceptirten  und  abhanden  gekommenen 
Wechsels,  der  kein  anderes  Exemplar  besitzt,  um  dasselbe  zur  Zahlung  zu 
prasentiren,   kann    von  dem  Acceptanten    die    Hinterlegung   des    trassirten 
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Betrages  verlangen,  und,  wenn  dieser  sich  wei^rt,  hat  er  dessen  Weigerung  ver- 
mittelst eines  vor  einem  öffentlichen  Notar  erhobenen  Protestes  festzustellen. 

Der  Protest  wahrt  dem  Inhaber  alle  seine  Rechte  gegen  die  zur  Zahlung 
des  Wechsels  verpflichteten  Personen. 

634«  In  dem  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Falle  kann  der 
Inhaber  gegen  den  Acceptanten  auf  Zahlung  des  verloren  gegangenen 
Wechsels  Klage  erheben,  indem  er  sein  Eigenthum  durch  seine  Bucher, 
seine  Korrespondenz,  eine  Bescheinigung  des  Agenten,  der  die  Negociation 
vermittelte,  oder  durch  die  übrigen  gesetzlichen  Beweismittel  darthut  und  eine 
Burgschaft  zu  Gunsten  des  Zahlenden  leistet. 

Die  Bürgschaft  besteht  so  lange,  bis  der  Inhaber  ein  neues,  von  dem 
Aussteller  ausgefertigtes  Exemplar  prasentirt. 

KAPITEL  IX. 
Von  der  Zahlung. 

635.  Die  Wechsel  müssen  in  derjenigen  Münze  bezahlt  werden,  auf 
welche  sie  lauten« 

Wenn  die  angegebene  Münze  von  der  Cirkulation  ausgeschlossen  ist,  so 
muss  sie  auf  die  gangbare  Münze  nach  dem  Course  redueirt  werden,  welchen 
sie  an  dem  Tage  der  Fälligkeit  an  dem  Zahlungsorte  hat. 

636.  In  keinem  Falle  kann  der  Inhaber  eines  Wechsels  gezwungen 
werden,  den  Betrag  desselben  vor  der  Fälligkeit  in  Empfang  zu  nehmen, 
noch  auch  theilweise  anzunehmen;  wenn  er  jedoch  eine  Theilzahlung  zu- 
lässt,  so  muss  er  die  Verpflichtung  erfüllen,  welche  ihm  der  Art.  595  auf- 
erlegt. 

637.  Derjenige,  welcher  einen  Wechsel  vor  seiner  Fälligkeit  bezahlt, 
bleibt  immer  für  dessen  Betrag  in  dem  Falle  haftbar,  falls  sich  ergiebt,  dass 
er  nicht  an  eine  legitimirte  Person  gezahlt  hat. 

638.  Der  Inhaber  eines  Wechsels  ist  verpflichtet,  wenn  der  Zahler 
es  fordert,  die  Identität  seiner  Person  durch  Urkunden  oder  Personen  nach- 
zuweisen, die  ihn  kennen  oder  Bürgschaft  für  ihn  übernehmen. 

639.  Die  Zahlung  des  fälligen  Wechsels  wird  als  gültig  vermuthet, 
sofern  nicht  dessen  Werth  durch  Verfügung  einer  zuständigen  Behörde  mit 
Beschlag  belegt  worden  ist. 

Die  Beschlagnahme  des  Betrages  des  Wechsels  kann  nur  auf  Grund 
des  Verlustes,  der  Entwendung,  des  Raubes,  des  Falliments  des  Inhabers 
oder  aus  irgend  einem  anderen  Grunde,  der  ihm  die  Verwaltung  seines  Ver- 
mögens entzieht,  angeordnet  werden. 

640.  Der  Acceptant,  von  dem  die  Zahlung  auf  ein  anderes  Exemplar, 
als  dasjenige,  auf  dem  sich  sein  Accept  befindet,  gefordert  wird,  kann 
dieselbe  leisten,  sofern  der  Inhaber  ihm  den  Werth  des  Wechsels  genügend 
verbürgt. 

Wenn  der  Acceptant  sich  weigert,  die  Zahlung  zu  leisten,  obwohl  ihm 
von  dem  Inhaber  Bürgschaft  angeboten  wird,  so  muss  der  letztere  den 
Wechsel  protestiren. 

Falls  die  Bürgschaft  angenommen  ist,  wird  sie  von  Rechtswegen  in 
dem  Momente  annullirt,  in  welchem  die  aus  der  Acceptation  hervorgehende 
Klage  verjährt,  ohne  dass  gegen  den  Acceptanten  irgend  ein  Anspruch 
gerichtet  worden  ist. 

641.  Derjenige,  welcher  einen  Wechsel  auf  ein  nicht  acceptirtes 
Eixemplar    bezahlt,    ohne   dasjenige   zurückzuziehen,    welches   acoeptirt   ist, 
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bleibt    stets   fiir    den    Betrag    desselben    dem    rechtmässigen    Inhaber  des 
Exemplars  verantwortlieh,  auf  welchem  sich  das  Accept  befindet. 

642-  Die  zweiten,  dritten  oder  übrigen  Exemplare  nicht  acceptirter 
Wechsel  können  nach  ihrer  Fälligkeit  gedeckt  werden  und,  falls  verschiedene 
Exemplare  präsentirt  werden,  ist  das  zu  bezahlen,  welches  irgend  eine  Klausel 
enthält,  die  ihm  ein  Vorzugsrecht  beilegt. 

643.  Es  kann  die  Zahlung  nicht  gültig  auf  die  Kopien  geleistet 
werden,  welche  in  Erfüllung  des  Art.  553  gegeben  sind,  ohne  dass  der  In- 
haber eines  der  von  dem  Aussteller  ausgefertigten  Exemplare  beifügt. 

644.  Nach  Bezahlung  des  Wechsels  hat  der  Inhaber  auf  demselben 
Quittung  zu  leisten  und  dem  Zahler  alle  Exemplare  zu  übergeben,  welche 
er  erhalten  hat. 

KAPITEL  X. 
Von  den  Protesten. 

645.  Die  Wechsel  werden  Mangels  Annahme  oder  Mangels  Zahlung 
protestirt. 

646.  Die  Proteste  Mangels  Annahme  müssen  an  dem  auf  die  Präsen- 
tation des  Wechsels  folgenden  Tage  und,  wenn  dieser  ein  Festtag  ist,  an  dem 
ihm  unmittelbar  folgenden  erhoben  werden. 

Der  Protest  eines  Wechsels  Mangels  Annahme  befreit  den  Inhaber 
nicht  von  der  Verpflichtung,  ihn  von  neuem  zu  protestiren,  wenn  er  nicht 
bezahlt  worden  ist. 

647.  Der  Protest  eines  Wechsels  Mangels  Zahlung  muss  an  dem  auf 
den  Tag  seiner  Fälligkeit  und  Einkassirung  folgenden  Tage  erhoben  werden. 

648.  Der  Wechsel  mus  auch  vor  seiner  Fälligkeit  protestirt  werden, 
sofern  der  Acceptant  in  Falliment  geräth. 

649*  Der  Inhaber  wird  der  Verpflichtung,  den  Wechsel  zu  protestiren, 
durch  das  Falliment,  die  Interdiktion  oder  den  Tod  des  Zahlers  nicht  ent- 
hoben. 

650.  Die  Proteste,  welcher  Art  sie  auch  sein  mögen,  müssen  vor 
einem  öflFentlichen  Notar  und  zwei  Zeugen,  die  in  dem  Domicil  des 
Acceptanten  wohnhaft  sind  und,  in  deren  Ermangelung,  vor  dem  betreffenden 
Richter  erster   Instanz  und  einer  gleichen  Anzahl  Zeugen  erhoben  werden. 

651.  Auf  Antrag  des  Inhabers  und  in  dessen  Namen  oder,  wenn 
dieser  ein  blosser  Detentor  ist,  im  Namen  derjenigen  Person,  welcher  der 
Wechsel  gehört,  hat  der  Notar  in  Begleitung  zweier  Zeugen  den  Bezogenen 
oder  Acceptanten  zur  Acceptation  oder  Zahlung  aufzufordern,  unter  der  aus- 
drücklichen Androhung  wegen  Schäden  und  Nachtheilen  und  unter  Vorbehalt 
der  Rechte  des  Eigenthümers  gegen  die  Garanten  des  Wechsels. 

652  Falls  der  Notar  den  Bezogenen  oder  Acceptanten  in  dessen 
Wohnung  oder  Etablissement  nicht  antrifft,  so  hat  er  die  Aufforderung  an 
dessen  Handlungsgehtilfen,  wenn  jener  solche  hat,  und,  in  deren  Ermangelung, 
an  dessen  Ehefrau,  volljährige  Kinder  oder  ebenfetlls  grossjährige  Diener 
zu  richten. 

Wenn  eine  Ehefrau,  grossjährige  Kinder  oder  Diener  nicht  vorhanden 
sind  oder  sein  (des  Bezogenen)  Aufenthalt  unbekannt  ist,  so  ist  die  Ver- 
handlung mit  dem  Syndikus  der  Municipalität  vorzunehmen. 

653.  Nach  Beendigung  der  Verhandlung  mit  dem  direkt  Bezogenen 
oder   Acceptanten    hat    der    Notar    die   Nothadressaten,    welche    auf  dem 
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Wechsel    verzeichoet   sind,    gemäss   den  im  Art.  651    vorgeschriebenen  Be- 
stimmungen aufzufordern. 

Die  Aufforderung,  die  Acceptation  oder  Zahlung  und,  in  deren  Erman- 
gelung, die  Antwort,  welche  die  Nothadressaten  geben,  sind  in  dem  Proteste 
festzustellen. 

654'  Alle  in  den  vorhergehenden  Artikeln  vorgesehenen  Verhandlungen 
sind  successive  in  die  erwähnte  Urkunde  aufzunehmen  und  von  derselben 
sind  dem  Inhaber  die  Ausfertigungen,  welche  er  verlangt,  zu  ertheilen. 

655.     Die  Protesturkunde  muss  enthalten: 

1.  eine  wörtliche  Abschrift  des  Wechsels,  der  Acceptation,  der  Indossa- 
mente, des  Avals  und  der  Nothadressen  in  derselben  Reihenfolge, 
in  der  sie  auf  dem  Wechsel  sich  vorfinden ; 

2.  einen  Bericht  über  die  an  den  Bezogenen,  Acceptanten  oder  Noth- 
adressaten gerichtete  Aufforderung,  zu  acceptiren  oder  zu  bezahlen 
oder  die  Gründe  auseinander  zu  setzen,  warum  er  nicht  acceptire 
oder  bezahle,  die  ertheilte  Antwort  oder  den  Vermerk,  dass  er  keine 
Antwort  ertheilt  hat; 

3.  die  dem  Bezogenen,  Acceptanten  oder  Nothadressaten  gegenüber  er- 
folgte Androhung  wegen  Schäden  und  Nachtheilen  und  den  Vorbehalt 
der  Rechte  gegen  die  übrigen  für  die  Bezahlung  des  Wechsels  haft- 
baren Personen; 

4.  die  Unterschrift  desjenigen,  gegen  den  der  Protest  erhoben  ist,  oder 
die  Feststellung,  dass  er  nicht  zu  unterzeichnen  verstehe,  es  nicht 
könne  oder  nicht  wolle; 

5.  das  Datum  der  Urkunde  mit  Angabe  der  Stunde; 

6.  die  Unterschrift  des  Notars  und  der  Zeugen. 

Der  Notar  nimmt  die  Protesturkunde  in  seinem  Register  zu  Protokoll, 
indem  er  Abschrift  derselben  demjenigen  zurücklässt,  dem  gegenüber  die 
Verhandlung  stattgefunden  hat. 

656-     Das  gesetzliche  Domicil  des  Bezogenen  oder  Acceptanten  Behufs 
der  Aufnahme  der  Protestverhandlungen  ist: 
das  in  dem  Wechsel  bezeichnete; 

in    Ermangelung    einer  Bezeichnung,    der    gegenwärtige    Aufent- 
haltsort; 

in  Ermangelung  beider,  der  letzte  bekannt  gewordene. 

657.  Jeder  Protest,  welcher  nicht  mit  den  Vorschriften  der  vorher 
gehenden  Artikel  übereinstimmt,  ist  unwirksam. 

658.  Kein  Akt  oder  Dokument  kann  den  Mangel  des  Protestes  er- 
setzen, Behufs  Erhaltung  der  Rechte  des  Inhabers  gegen  die  für  die  Zahlung 
des  Wechsels  haftbaren  Personen. 

Die  Protestation  (Verwahrung)  ersetzt  jedoch  den  Protest  Mangels 
Zahlung  des  verloren  gegangenen  Wechsels. 

659.  Die  Proteste  sind  vor  3  Uhr  Nachmittags  zu  erheben,  und  die 
Notare  haben  die  Wechsel  zurückzubehalten  und  eine  Ausfertigung  der 
Proteste  erst  nach  Sonnenuntergang  des  Tages,  an  welchem  dieselben  auf- 
genommen sind,  zu  ertheilen. 

Meldet  sich  der  Zahler  in  der  Zwischenzeit,  um  den  Wechsel  und 
die  Protestkosten  zu  bezahlen,  so  hat  der  Notar  die  Zahlung  zuzulassen,  den 
Wechsel  auszuhändigen  und  den  Protest  zu  vernichten. 

660.  Die  Mangels  Zahlung  protestirten  Wechsel  tragen  die  gesetzlichen 
Zinsen  zu  Gunsten  des  Inhabers  seit  dem  Tage  des  Protestes. 
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KAPITEL  XI. 
Von  der  Intervention  bei  der  Acceptation  und  Zahlung. 

661.  Ist  eiD  Wechsel  Mangels  Acceptation  oder  Zahlung  protestirt 
worden,  so  ist  die  Intervention  eines  Dritten  zuzulassen,  welcher  sich  frei- 
willig erbietet,  denselben  für  Rechnung  des  Ausstellers  oder  irgend  eines 
der  Indossanten  zu  acceptiren  oder  zu  bezahlen,  auch  wenn  er  keinen  Auf- 
trag, dies  zu  thun,  erhalten  hat. 

662.  Jeder,  der  der  Negocirung  des  Wechsels  fremd  und  &hig  ist, 
den  Wechsel  vertrag  abzuschliessen,  kann  durch  Intervention  acceptiren  und 
zahlen. 

Der  Bezogene  und  die  Nothadressaten,  welche  die  Acceptation  oder 
Zahlung  des  Wechsels  verweigert  haben,  können  ihn  durch  Intervention 
acceptiren  und  bezahlen. 

663-  Konkurriren  verschiedene  Personen,  um  den  Wechsel  zu  acceptiren 
oder  zu  bezahlen,  so  hat  diejenige  den  Vorzug,  welche  fiir  den  Aussteller 
intervenirt;  wenn  sie  jedoch  nur  für  die  Indossanten  interveniren  wollen, 
ist  die  Intervention  für  den  ältesten  derselben  zuzulassen. 

In  jedem  Falle  niuss  diejenige  Acceptation  oder  Zahlung  den  Vorzog 
erhalten,  welche  die  gunstigste  ist  und  die  umfassendsten  Wirkungen  hat.^) 

664.  Die  Intervention  hat  nicht,  auch  nicht  rücksichtlich  des  Inhabers 
des  Wechsels,  die  Deckung  mit  Fonds  zur  Voraussetzung,  noch  gewährt 
sie  dem  Intervenienten  das  Recht,  eine  solche  zu  verlangen. 

665.  Der  Interventionsacceptant  wird  für  den  Wechsel  verhaftet  und 
muss  spätestens  mit  der  zweiten  Post  demjenigen  Anzeige  machen,  für 
welchen  er  intervenirt,  und,  falls  es  für  irgend  einen  der  Indossanten 
geschieht,  ist  die  Mittheilung  auch  dem  Aussteller  des  Wechsels  zu  machen, 
bei  Strafe  wegen  Schäden  und  Nachtheilen. 

Aber  die  Haftbarkeit  des  Intervenienten  cessirt  aus  denselben  Gründen, 
wie  die  Garantien  der  Indossanten. 

666.  Durch  die  Thatsache  der  Zahlung  wird  der  Intervenient  in  die 
Rechte  des  Inhabers  eingesetzt,  indem  er  die  Verpflichtungen  erfüllt,  welche 
das  Gesetz  dem  letzteren  auferlegt;  die  Subrogation  erfolgt  jedoch  unter  den 
nachstehenden  Einschränkungen. 

Zahlt  er  für  Rechnung  des  Ausstellers,  so  ist  nur  der  letztere  für  die 
vorgeschossene  Summe  und  die  Kosten  verhaftet. 

Wenn  er  für  Rechnung  eines  Indossanten  bezahlt,  kann  er,  unbeschadet 
seiner  Rechte  gegen  den  Aussteller,  von  jenem  und  den  übrigen,  die  ihm 
vorangehen,  nach  der  Reihenfolge  der  Indossamente  die  Erstattung  des 
Werthes  des  Wechsels  nebst  den  Kosten  verlangen. 

Die  späteren  Indossanten  sind  in  diesem  Falle  von  jeder  Haftbarkeil 
befreit. 

667.  Die  Intervention  bei  der  Acceptation  hindert  den  Inhaber  nicht, 
von  dem  Aussteller  oder  den  Indossanten  die  Bürgschaftsleistung,  Hinter- 
legung oder  Rückerstattung  gemäss  Art.  611  zu  verlangen. 

668.  Der  Zahler  eines  präjudicirten  Wechsels  hat  nicht  mehr  Recht, 
als  dem  Inhaber  gegen  den  Aussteller  zusteht,  der  keine  Deckung  mit 
Fonds  besorgt  hat. 


0  Nach  der  Deutschen  Wechselordnong  (Art.  64)  gehührt  denjenigen  der 
Vorzug,  durch  dessen  Zahlung  die  meisten  Wechselverpflichteten  befreit  werden. 
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Wenn  der  Bezogene,  der  die  Acceptation  verweigert  hat,  sich 
meldet,  um  den  Wechsel  bei  seiner  Fälligkeit  zu  decken,  so  ist  ihm  die 
Zahlung  mit  Vorrecht  vor  demjenigen  zu  gestatten,  v^elcher  bei  der  Ac- 
ceptation intervenirte,  sowie  vor  jedem  anderen,  der  den  Wechsel  be- 
zahlen will. 

Der  Bezogene  muss  in  diesem  Falle  die  Kosten  erstatten,  welche 
dadurch  verursacht  sind,  dass  er  nicht  rechtzeitig  acceptirt  hat. 

670.  Die  Intervention  bei  der  Acceptation  oder  Zahlung,  sowie  der 
Name  desjenigen,  für  den  intervenirt  wird,  müssen  hinter  dem  Protest 
unter  der  Unterschrift  des  Intervenienten,  des  Notars  und  der  Zeugen  fest- 
gestellt werden. 

KAPITEL  Xn. 
Von  dem  Ricambio  und  dem  Rückwechsel. 

671.  Der  Inhaber  eines  Mangels  Zahlung  protestirten  Wechsels  kann 
von  dem  Recht,  welches  ihm  Art.  627  gewänrt,  Gebrauch  machen,  um 
dessen  Betrag  und  die  Protestkosten  erstattet  zu  erhalten,  oder  eiuen  neuen 
Wechsel  zu  Lasten  des  Ausstellers  oder  eines  der  Indossanten  nach  seiner 
Wahl  ziehen. 

Dieser  neue  Wechsel  heisst  Rück  Wechsel  oder  Ricambiowechsel 
(resaca  oder  letra  de  recambio)  und  ist  denselben  Vorschriften,  wie  die  ge- 
wöhnlichen Wechsel,  rücksichtlich  seiner  Präsentation,  seiner  Zahlung  und 
seines  Protestes,  unterworfen. 

672.  Es  kann  ebenfalls  einen  Rückwechsel  ein  jeder  der  Indossanten 
ziehen,  welcher  den  protestirten  Wechsel  oder  den  zu  seinen  Lasten  gezogenen 
Rückwechsel  bezahlt  hat. 

673.  Die  Rückwechsel  können  nur  auf  die  Plätze  gestellt  werden,  wo 
der  Wechsel  ausgestellt  oder  negocirt  war. 

674  Der  Aussteller  des  nicht  gedeckten  Rück  wechseis  bewahrt  un- 
versehrt seine  Rechte  gegen  alle  zur  Zahlung  des  protestirten  Wechsels  ver- 
pflichteten Personen. 

675.  Derjenige,  welcher  einen  Rückwechsel  zieht,  muss  demselben 
den  protestirten  Wechsel,  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Protestes  und  die 
Retour-  oder  Rückwechselrechnung  beifügen. 

676.  Die  Retourrechnung  muss  denjenigen  angeben,  auf  den  der 
Ruckwechsel  gezogen  wird,  sowie  den  Betrag  des  letzteren,  und  sie  kann 
nur  folgende  Posten  enthalten: 

das  Kapital  des  protestirten  Wechsels ; 
die  gesetzlichen  Zinsen,  welche  fällig  sind; 
die  Protestkosten; 

die  Stempelgebühr  für  den  Rückwechsel ; 
die  Giroprovision  nach  dem  Platzgebrauch; 
die  Mäklergebühr  für  die  Negocirung  des  Rückwechsels; 
das   Ricambio    oder    den    Preis    des    neuen    Wechsels    mit    den 
Beschränkungen,  welche  der  folgende  Artikel  angiebt. 

677.  Der  Wechselcours  des  Zahlungsortes  des  protestirten  Wechsels 
auf  den  Ort  seiner  Ausstellung  bestimmt  das  Maximum  des  Ricambios, 
welches  der  Aussteller  und  die  Indossanten  dem  Inhaber  zu  zahlen  ver- 
pflichtet sind,  und  in  keinem  Falle  kann  der  letztere  von  ihnen  ein  anderes 
▼erlangen,  welches  diese  Taxe  überschreitet. 
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Im  Falle  einer  Ueberschreitung  ist  die  Di£PereDz  ausschliesslich  far 
RechnuDg  des  Ausstellers  des  Rückwechsels. 

678.  Der  Wechselcours  des  Zahlungsortes  des  protestirten  Wechsels 
auf  den  Ort  seiner  Ausstellung  ist  am  Fusse  der  Retourrechnung  durch 
eine  Bescheinigung  eines  Wechselagenten  oder  zweier  Raufleuie,  wenn  keine 
Agenten  vorhanden  sind,  festzustellen. 

679.  Wenn  der  Aussteller  des  Rückwechsels  diesen  auf  einen  In- 
dossanten zieht,  muss  der  Retourrechnung  ausserdem  eine  von  den  im 
vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Personen  ertheilte  Bescheinigung  des 
Wechbelcourses  des  Zahlungsortes  des  protestirten  Wech^jels  auf  den  Be- 
stimmungsort des  Rückwechsels  beigefügt  werden. 

680-     Die  Kumulation  mehrerer  Rückwechsel  ist  verboten. 

Der  Aussteller  des  protestirten  Wechsels  und  die  Indossanten  haben 
nur  ein  Ricambio  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  677  zu  bezahlep. 

681.  Es  ist  ebenfalls  verboten,  mehrere  Retourrechnungen  über  den- 
selben Wechsel  aufzustellen. 

Die  von  dem  Aussteller  des  Rück  wechseis  aufgestellte  ist  die  einzige, 
welche  von  den  Indossanten  successiv  von  einem  an  den  anderen  bezahlt 
werden  muss,  bis  sie  definitiv  durch  den  Aussteller  des  protestirten  Wechsels 
getilgt  wird. 


Die  Kosten  der  Negocirung  des  von  einem  Indossanten  gezogenen 
Rück  wechseis  &llen  ihm  ausschliesslich  zur  Last. 


Der   Inhaber   eines  Mangels  Zahlung   protestirten  Ruckwecbsels 
hat  Anspruch  auf  die  gesetzlichen  Zinsen  von  dem  Datum  des  Protestes  ab. 

KAPITEL  XIII. 

Von  der  Verjährung  der  aus  den  Wechseln  herrührenden 

Klagen. 

684.  Die  aus  dem  Wechsel  ge^en  die  principalen  Schuldner  oder 
gegen  die  Schuldner  aus  der  Gbirantie  entspnngeriaen  Klagen  verjähren 
in  4  Jahren,  von  dem  Tage  seiner  Fälligkeit  an  gerechnet,  unbeschadet  der 
Hinfälligkeit  solcher  Klagen    in    den    von   dem  Gesetz  bezeichneten  FälleD. 

685.  Die  gerichtliche  Klage  gegen  die  principalen  Schuldner  unter- 
bricht die  4jährige  Verjährungsfrist;  sie  beginnt  jedoch  von  neuem  von  dem 
Tage  an  zu  laufen,  an  welchem  der  Kläger  die  Fortsetzung  seiner  Mass* 
nahmen  suspendirt. 

686.  Nach  Bezahlung  des  Wechsels  Seitens  eines  der  Indossanten  be- 
ginnt die  Verjährung  gegen  denselben  von  dem  Tage  an  zu  laufen,  an 
welchem  die  Zahlung  erfolgt  ist. 

687.  Die  Klagen  des  Acceptanten,  der  bezahlt,  ohne  Deckung  durch 
Fonds  des  Ausstellers  für*  eigene  Rechnung  oder  des  Ordregebers  zu  be- 
sitzen, verjähren  nach  Ablauf  von  5  Jahren. 

Es  verjähren  ebenfalls  in  derselben  Frist  die  Klagen  des  Ausstellers 
gegen  den  Acceptanten,  welcher  Deckung  durch  Fonds  besitzt,  oder  gegen  den 
Ordregeber,  der  dieselbe  nicht  besorgt  hat,  sowie  die  Klagen  des  Inter- 
venienten  gegen  denjenigen,  fQr  den  er  bei  der  Zahlung  des  Wechsels  inter- 
venirt  hat. 
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TITEL  Xn. 

Von  den  Anweisungen  und  den  Outscheinen  oder 
Zahlungsscheinen  (Zahlungsversprechen)  an  Ordre. 

KAPITEL  I. 
Definitionen. 

688.  Anweisung  (libraoza)  ist  ein  schriftliches  Mandat  in  Gemässbeit 
der  gesetzh'ch  vorgeschriebenen  Formen,  welches  eine  Person  an  eine  andere 
richtet,  die  sich  an  demselben  Orte  befindet,  indem  sie  ihr  die  Zahlung 
einer  gewissen  Geldsumme  an  die  Ordre  einer  bestimmten  anderen  Person 
aufträgt. 

Es  heisst  Aussteller  oder  Anweisender  (Assignant)  (librador 
oder  librancista)  derjenige,  welcher  das  Mandat  ertheilt,  Zahlung  zu  leisten, 
Angewiesener  (Assignat)  (librado)  derjenige,  an  welchen  aas  Mandat 
f^erichtet  wird,  und  Nehmer  (tomador)  derjenige,  welcher  die  angewiesene 
Summe  erhalten  soll. 

680.  Gutschein  (vale)  oder  Zahlungsschein  (Zahlungsver- 
sprechen) (pagarö)  ist  eine  Urkunde,  durch  welche  derjenige,  der  dieselbe 
unterzeichnet,  sich  einem  anderen  gegenüber  als  Schuldner  einer  bestimmten 
Geldsumme  bekennt  und  sich  verpflichtet,  diese  an  dessen  Ordre  innerhalb 
einer  bestimmten  Frist  zu  bezahlen. 

Wenn  die  Zahlung  an  einem  anderen  Orte,  als  dem  Aufenthaltsorte  des 
Schuldners,  geleistet  werden  muss,  so  hat  der  Zahlungsschein  die  Bezeich- 
nung domicilirter  Zahlungs schein  (pagarö  &  domicilio). 

KAPITEL  IL 

Gemeinschaftliche  Bestimmungen  fiir  die  Anweisungen  und  Zahlungs- 
scheine (Zahlungsversprechen)  an  Ordre. 

690.  Die  Anweisungen  oder  Zahlungsscheine,  mögen  sie  an  Ordre 
lauten  oder  nicht,  die  nicht  aus  Handelsgeschäften  hervorgehen,  werden 
rücksichtlich  jeder  Art  von  Personen  als  Beweisurkunden  von  Obligationen 
betrachtet,  die  den  Vorschriften  des  Civilrechts  unterworfen  sind. 

Die  Anweisungen  oder  Zahlungsscheine  eines  Kaufmanns  an  einen  Kauf- 
mann, auch  wenn  sie  nicht  den  Vermerk  „an  Ordre**  tragen,  werden  als 
Handelsakte  vermuthet,  so  lange  nicht  das  Gegentheil  bewiesen  wird. 

691.  Alle  Bestimmungen  bezüglich  der  Acceptation,  der  Fälligkeit, 
des  Indossaments,  der  Solidarität,  des  Avals,  der  Zahlung  durch  Inter- 
vention, der  Proteste,  der  Rechte  und  Pflichten  des  Inhabers,  der  Zinsen 
und  Verjährungen  der  Wechsel  sind  auf  die  Anweisungen  und  Zahlungs- 
scheine an  Ordre,  die  aus  Handelsgeschäften  herrühren,  anwendbar,  unbe- 
schadet der  speciellen  Vorschriften  dieses  Titels. 

692.  Die  Negocirung  von  Anweisungen  oder  Zahlungsscheinen  an 
Ordre,  welche  von  einem  der  früheren  Eigenthümer  in  blanco  indossirt 
sind,  macht  den  Inhaber,  welcher  dieselben  negocirt,  ohne  seine  Unter- 
schriften beizufügen,  für  die  Zahlung  nicht  verantwortlich,  ausser  im  Falle 
einer  entgegen stenenden  Vereinbarung. 

Die  Anweisungen  oder  Zahlungsscheine  an  Ordre  müssen  enthalten: 
den  Vor-  und  Zunamen  desjenigen,  an  dessen  Ordre  die  Zahlung 
geleistet  werden  soll; 
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den  Betrag; 
die  ZahluDgszeit; 

den  Ursprung    und  die  Art   des  Werthes,  den  sie    reprasentiren; 
das  Datum; 

die    Unterschrift    des    Anweisenden    oder    des    Schuldners    des 
'     Zahlungsscheins. 

KAPITEL  m. 

Besondere  Vorschriften  bezuglich  der  Anweisungen. 

683.  Ausser  den  in  dem  vorhergehenden  ELapitel  erforderten  Angaben 
müssen  die  Anweisungen  den  Namen  desjenigen  enthalten,  auf  den  sie  aas- 
gestellt sind. 

694.  Die  Anweisungen  werden  stets  als  bei  ihrer  Präsentation  zahl- 
bar angesehen,  auch  wenn  sie  es  nicht  ausdrücken,  es  sei  denn,  dass  sie 
eine  vorher  festgesetzte  Frist  haben ;  in  diesem  Falle  sind  sie  es  an  dem  Fällig- 
keitstermin, welcher  in  ihnen  vermerkt  ist. 

695.  Wenn  sie  an  einem  festen  Tage  oder  Tage  oder  Monate  nach 
dato  oder  Tage  oder  Monate  nach  Sicht  zahlbar  sind,  so  müssen  sie  durch  den 
Nehmer  zur  Acceptation  an  demselben  Tage  oder  an  dem  auf  ihre  Ueber- 
gäbe  folgenden  Tage  prasentirt  werden. 

696-  Der  Mangel  der  Acceptation  berechtigt  den  Inhaber,  die  An- 
weisung innerhalb  dieser  Frist  zu  protestiren. 

697.  Der  Inhaber  einer  Mangels  Acceptation  protestirten  Anweisung 
kann  von  dem  Anweisenden  genügende  Sicherheit  verlangen,  dass  dieselbe 
zu  ihrer  Verfellzeit  bezahlt  wird. 

698  In  Ermangelung  dieser  Sicherheit  ist  er  berechtigt,  die  Zahlung 
des  Werthes,  den  die  Anweisung  ausdrückt,  und  der  Protestkosten  inner- 
halb der  10  Tage,  welche  auf  den  Tag  des  Protestes  folgen,  zu  bean- 
spruchen. 

699.  Die  Unterlassung  des  Protestes  Mangels  Acceptation  einer  An- 
weisung präjudicirt  nicht  den  Rechten  des  Nehmers,  welcher  dieselbe  an  dem 
Fälligkeitstag  zur  Zahlung  zu  präsentiren  hat;  und  im  Falle  der  Nicht- 
zahlung kann  er  sie  an  demselben  oder  an  dem  folgenden  Tage  protestiren. 

700.  Der  Inhaber  einer  Mangels  Zahlung  protestirten  Anweisung  ist 
berechtigt,  deren  Betrag  nebst  den  Kosten  von  dem  Anweisenden  oder  den 
Indossanten  nach  seiner  Wahl,  innerhalb  der  10  auf  den  Tag  des  Protestes 
folgenden  Tage,  zu  fordern. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  cessirt  die  Haftbarkeit  der  Indossanten. 

701.  Die  Unterlassung  des  Protestes  Mangels  Zahlung  präjudicirt 
nic^ht  den  Rechten  des  Inhabers  dem  Anweisenden  gegenüber,  und  er  muss 
dem  letzteren  die  nichtbezahlte  Anweisung,  innerhalb  der  im  vorhergehenden 
Artikel  festgesetzten  Frist,  von  der  Fälligkeit  an  gerechnet,  unter  Haftbar- 
keit für  die  Schäden  und  Nachtheile  zurückgeben. 

KAPITEL  IV. 

Besondere  Vorschriften  bezüglich  der  Gutscheine  oder  Zahlungs- 
scheine (Zahlungs versprechen)  an  Ordre. 

702.  Die  (jutscheine  oder  Zahlungsscheine  an  Ordre,  welche  keine 
Frist  haben,  sind  10  Tage  nach  ihrem  Datum  exigibel. 
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703.  Der  Inhaber  eines  Zahlungsscheines  an  Ordre  kann  einen  Theil 
des  Betrages  desselben  unter  Protest  in  Emp&ng  nehmen  und  Zahlung  des  un- 
gedeckten Theils  von  dem  principalen  Schuldner  oder  irgend  einem  der  In- 
dossanten verlangen. 

704.  Die  in  den  Artikeln  700  und  701  enthaltenden  Bestimmungen 
sind  auf  die  kaufmännischen  Zahlungsscheine  an  Ordre  anvirendbar. 

705.  Das  Gesetzbuch  erkennt  nicht  die  Zahlungsscheine  an,  welche 
die  Handelspraxis  unter  der  Bezeichnung  ,,qu^danes^  und  Gutscheinen  auf 
den  Inhaber  in  den  Geschäftsbetrieb  eingeführt  hat. 

706.  In  Folge  der  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  haben 
diese  Urkunden  keinen  Werth  vor  Gericht. 


TITEL  XIII. 
Von  den  Kreditbriefen. 

707.  Die  Kreditbriefe  (cartas  ördenes  de  credito)  haben  den  Zweck, 
einen  bedingten  zwischen  dem  Geber  und  dem  Nehmer  abgeschlossenen 
Wechselvertrag  zu  realisiren,  dessen  Perfektion  davon  abhängt,  dass  der 
letztere  von  dem  Kredit  Gebrauch  macht,  den  ihm  jener  eröffnet. 

708.  Die  Kreditbriefe  müssen  auf  eine  bestimmte  Person  und  dürfen 
nicht  an  Ordre  ausgestellt  sein. 

709.  Wenn  sie  in  dieser  letzteren  Form  ausgestellt  worden  sind,  kann 
der  Nehmer  sie  persönlich  einziehen,  jedoch  nicht  indossiren. 

710.  Das  Indossament  eines  Kreditbriefes  überträgt  dem  Indossatar 
nicht  das  Recht,  ihn  einzuziehen. 

711.  In  dem  Kreditbriefe  ist  die  Zeit  zu  bezeichnen,  innerhalb  welcher 
der  Nehmer  von  demselben  Gebrauch  machen  muss. 

712.  Wenn  der  Kreditbrief  keine  Zeit  angiebt,  so  wird  dieselbe  von 
dem  betreffenden  Gericht  bestimmt,  unter  Berücksichtigung  der  Umstände 
des  Gebers  und  Nehmers  und  der  Natur  des  Handelsunternehmens,  welches 
die  Eröffnung  des  Kredites  zum  Gegenstande  hatte,  indem  summarisch  zu 
verfahren  ist. 

713.  Jeder  Kreditbrief  muss  eine  feste  Summe  angeben  als  Maximum 
des  Betrages,  welcher  dem  Inhaber  übergeben  werden  soll. 

714.  Der  Kreditbrief,  der  nicht  die  Bezeichnung  der  Summe  enthält, 
wird  als  ein  einfaches  Einführungs-  und  Empfehlungsschrei l>en  betrachtet, 
and  der  Geber  desselben  haftet  dem  Korrespondenten,  an  den  der  Bnef 
gerichtet  ist,  nicht  für  die  Folgen  irgend  eines  Vertrages,  den  der  letztere 
mit  dem  Nehmer  abschliesst,  vorbehaltlich  des  Falles  eines  in  gesetzlicher 
Form  nachgewiesenen  Dolus. 

715.  Der  Nehmer  eines  Kreditbriefes  muss  seine  Unterschrift;  auf 
denselben  setzen  oder  dem  Geber  eine  Zeichnung  derselben  übermitteln. 

716.  Der  Geber  eines  Kreditbriefes  kann  denselben  nicht  widerrufen, 
vorbehaltlich  des  Falles,  dass  irgend  ein  Ereigniss  eintritt  oder  dazwischen- 
kommt, welches  den  Kredit  des  Nehmers  schwächt  oder  verringert;  der 
Geber  kann  alsdann  den  Brief  annulliren  und  demjenigen,  der  ihn  zu  be- 
zahlen hatte,  Gegenordre  ertheilen,  ohne  irgend  welche  Verantwortlichkeit 
einzugehen. 
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717.  WeDD  der  Geber  den  Brief  zur  Unzeil  (intempeätive)  und  ohne 
gerechtfertigten  Grund  widerruft,  so  haftet  er  dem  Nehmer  für  die  Schäden 
und  Naehtheile,  welche  ihm  erwachsen. 

718*  Der  Geber  ist  verpflichtet,  seinem  Korrespondenten  den  Betrag 
zu  bezahlen,  welchen  dieser  dem  Nehmer  auf  Grund  des  Kreditbriefes  über- 
geben hat. 

719.  Der  Kreditbrief  verleiht,  auch  wenn  er  nicht  bezahlt  wird,  dem 
Nehmer  kein  Recht  gegen  den  Geber,  noch  gegen  denjenigen,  zu  dessen 
Lasten  er  ausgestellt  war. 

720.  Demgemäss  können  die  Kreditbriefe  nicht  protestirt  werden. 

721.  Der  Inhaber  eines  Kreditbriefes  ist  verpflichtet,  die  Identität 
seiner  Person  nachzuweisen,  wenn  der  Zahler  es  verlangt. 

722.  Sofern  der  Nehmer  von  dem  Kreditbrief  nicht  innerhalb  der 
veieinbarten  Frist  Gebrauch  macht,  muss  er  denselben  dem  Q^ber,  sobald 
er  dazu  aufgefordert  ist,  zurückgeben  oder  für  seinen  Betrag  Burgschaft 
leisten,  bis  der  Widerruf  zur  Kenntniss  des  Zahlers  gelangt. 

723-  Nach  Bezahlung  des  Kreditbriefes  muss  der  Inhaber  unverzüglich 
dem  Geber  den  Betrag  zurückerstatten,  den  er  auf  Grund  desselben  erhalten 
hat,  felis  er  ihn  nicht  vorher  in  dessen  Besitz  gelassen  hat. 

724.  Thut  er  dies  nicht,  so  kann  der  Geber  exekutivisch  die  Rück- 
erstattung der  übergebeneu  Summe  verlangen,  nebst  den  gesetzlichen  Zinsen 
vom  Tage  der  üebergabe  an  und  dem  laufenden  Wechselcours  des  Platzes, 
an  welchem  der  Kreditbrief  ausgestellt  ist,  auf  den  Ort,  wo  die  Rückerstattung 
erfolgen  muss. 

725.  Die  Person,  welche  einen  Kreditbrief  honorirt,  hat  keine  Klage 
gegen  den  Inhaber,  um  von  ihm  die  Rückerstattung  der  ihm  übergebenen 
Summe  zu  verlangen,  es  sei  denn,  dass  sich  aus  den  Bestimmungen  des 
Briefes  ergiebt,  dass  der  Geber  sich  nur  zum  Bürgen  der  von  dem  Inhaber 
in  Empfeng  genommenen  Summe  bestellen  wollte. 

726-  Die  Kreditbriefe  können  an  verschiedene  Korrespondenten,  die 
an  verschiedenen  Orten  wohnen,  gerichtet  werden,  damit  sie  dieselben  nach 
einander  bis  zu  der  in  ihnen  bezeichneten  Summe  honoriren. 

727.  Der  in  dem  Kollektivkreditbrief  mitverzeichnete  Kon*espondent, 
welcher  einen  Theilbetrag  dem  Inhaber  übergicbt,  muss  denselben  auf  dem 
Kreditbrief  vermerken,   unter  Haftbarkeit  wegen  der  Schäden  und  Nachtheile. 


TITEL  XIV. 
Vom  Pfandvertrage. 

728.  Der  Pfendvertrag,  welcher  zum  Gegenstande  hat,  ein  Handels- 
unternehmen sicher  zu  stellen,  wird  hinsichtlich  des  Gläubigers  und  des 
Schuldners  wie  die  übrigen  Handelsverträge  abgeschlossen  und  bewiesen« 

729.  Der  Pfand  vertrag  gewährt  dem  Gläubiger  Mangels  2iahlnng  des 
Schuldners  das  Recht,  sich  vorzugsweise  mit  dem  Werthe  der  verpfändeten 
Sache  zu  befriedigen. 

730.  Damit  der  Pfandgläubiger  das  erwähnte  Privilegium  oder  Vor- 
zugsrecht bei  Konkurrenz  mit  anderen  Gläubigem  geniesse,  ist  es  erforderlich : 

1.  dass  der  P&ndvertrag  in  einer  öffentlichen  Urkunde  oder  in  einem 
Privatdokument  abgeschlossen  ist; 
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2.  dass  die  Urkunde  oder  das  Dokument  die  Angabe  der  Schuldsumme 
und  der  Art  und  Beschaffenheit  der  verpföodeten  Sachen  enthält, 
oder  dass  eine  Be.'^chreibung  der  Qualität,  des  Gewichts  und  des 
Maasses  derselben  beigefügt  wird. 

731.  Die  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  ist  auch  auf  das 
Pfand  anwendbar,  welches  in  einer  Forderung  besteht,  unbeschadet  der 
Mittheilung,  welche  in  diesem  Falle  dem  Schuldner,  dessen  Schuld  als  Pfand 
gegeben  wird,  gemacht  wei-den  muss. 

732.  Das  Recht  entsieht  und  besteht  durch  den  Besitz  des  Pfandes, 
mag  denselben  der  Pfandgläubiger  oder  ein  von  den  Parteien  erwählter 
Dritter  haben. 

733.  Der  Gläubiger,  welcher  Urkunden  zinsentragender  Forderungen 
als  Pfand  erhält,  ist  verpflichtet,  die  Zinsen  einzuziehen  und  alle  Mass- 
nahmen zu  ergreifen,  welche  zur  Wahrung  der  Rechte  des  Schuldners 
erforderlich  sind. 

734.  Wenn  die  als  Pfand  gegebene  Forderung  Zinsen  trägt,  so  muss 
der  Gläubiger  dieselben  auf  die  Zahlung  derjenigen,  welche  ihm  geschuldet 
werden,  anrechnen. 

735.  Wenn  die  durch  das  Pfand  garantirte  Forderung  keine  Zinsen 
trägt,  so  müssen  diejenigen,  welche  die  verpföndete  Forderung  trägt,  zur 
theilweisen  Zahlung  des  gesicherten  Kapitals  verwendet  werden. 


TITEL  XV. 
Von  der  Verjälirung. 

736.  Die  durch  die  besonderen  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches 
für  die  Anstellung  der  aus  Handelsverträgen  herrührenden  Klagen  fest- 
gesetzten Fristen  sind  Nothfristen  (fatales). 

737.  Demgemäss  findet  bezüglich  derselben  keine  Restitution  statt, 
noch  können  sie  suspendirt  oder  prorogirt  werden. 

738.  Die  Klagen,  zu  deren  Anstellung  vor  Gericht  durch  die  Handels- 
gesetze keine  bestimmte  Frist  festgesetzt  ist,  verjähren  in  der  mit  Rücksicht 
auf  ihre  Natur  entsprechenden  Zeit,  nach  den  Bestimmungen  des  gemeinen 
Civilrechts. 

739.  Die  Verjährung  wird  durch  die  Klage  oder  irgend  welche 
andere  Art  der  gerichtlichen  Aufforderung  an  den  Schuldner  unterbrochen. 

740-  Ebenso  wird  sie  durch  die  Erneuerung  der  Urkunde,  aufweiche 
sich  die  Klage  des  Gläubigers  gründet,  durch  welche  Zahlung  von  Zinsen 
oder  eine  Abschlagszahlung  oder  durch  irgend  einen  anderen  Akt,  welcher 
die  Anerkennung  der  Schuld  nachweist,  unterbrochen. 

741.  In  dem  Falle  des  Art.  739  beginnt  die  Berechnung  der  Vei- 
iahrungsfrist  von  neuem,  nachdem  die  letzte  gerichtliche  Massnahme  auf 
Betreiben  irgend  einer  der  streitenden  Parteien  erfolgt  ist. 

742.  In  dem  Falle  des  Art.  740  beginnt  die  Berechnung  der  Frist 
von  dem  Datum  der  neuen  Urkunde  oder  der  Zahlung  der  Zinsen  oder  der 
geleisteten  Abschlagszahlung  an  von  neuem. 
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717.  Wenn  der  Geber  den  Brief  zur  Unzeil  (intempestive)  und  ohne 
gerechtfertigten  Grund  widerruft,  so  haftet  er  dem  Nehmer  für  die  Schäden 
und  Nachtheile,  welche  ihm  erwachsen. 

718«  Der  Geber  ist  verpflichtet,  seinem  Korrespondenten  den  Betrag 
zu  bezahlen,  welchen  dieser  dem  Nebmer  auf  Grund  des  Kreditbriefes  uber^ 
geben  hat. 

719.  Der  Kreditbrief  verleiht,  auch  wenn  er  nicht  bezahlt  wird,  dem 
Nehmer  kein  Recht  gegen  den  Geber,  noch  gegen  denjenigen,  zu  dessen 
Lasten  er  ausgestellt  war. 

720.  Demgemäss  können  die  Kreditbriefe  nicht  protestirt  werden. 

721.  Der  Inliaber  eines  Kreditbriefes  ist  verpflichtet,  die  Identität 
seiner  Person  nachzuweisen,  wenn  der  Zahler  es  verlangt. 

722.  Sofern  der  Nehmer  von  dem  Kreditbrief  nicht  innerhalb  der 
veieinbarten  Frist  Gebrauch  macht,  muss  er  denselben  dem  G^ber,  sobald 
er  dazu  aufgefordert  ist,  zurückgeben  oder  für  seinen  Betrag  Burgschaft 
leisten,  bis  der  Widerruf  zur  Kenntniss  des  Zahlers  gelangt. 

723*  Nach  Bezahlung  des  Kreditbriefes  muss  der  Inhaber  unverzüglich 
dem  Geber  den  Betrag  zurückerstatten,  den  er  auf  Grund  desselben  erbalten 
hat,  falls  er  ihn  nicht  vorher  in  dessen  Besitz  gelassen  hat. 

724.  Thut  er  dies  nicht,  so  kann  der  Geber  exekutivisch  die  Rück- 
erstattung der  übergebeneu  Summe  verlangen,  nebst  den  gesetzlichen  Zinsen 
vom  Tage  der  üebergabe  an  und  dem  laufenden  Wechselcours  des  Platzes, 
an  welchem  der  Kreditbrief  ausgestellt  ist,  auf  den  Ort,  wo  die  Rückerstattang 
erfolgen  muss. 

725.  Die  Person,  welche  einen  Kreditbrief  honorirt,  hat  keine  KUge 

f^gen  den  Inhaber,  um  von  ihm  die  Rückerstattung  der  ihm  übergebenei 
umme  zu  verlangen,  es  sei  denn,  dass  sich  aus  den  Bestimmungen  des 
Briefes  ergiebt,  dass  der  Geber  sich  nur  zum  Bürgen  der  von  dem  Inhaber 
in  Emp&ng  genommenen  Summe  bestellen  wollte. 

726-  Die  Kreditbriefe  können  an  verschiedene  Korrespondenten,  die 
an  verschiedenen  Orten  wohnen,  gerichtet  werden,  damit  sie  dieselben  nach 
einander  bis  zu  der  in  ihnen  bezeichneten  Summe  honoriren. 

727.  Der  in  dem  Kollektivkreditbrief  mitverzeichnete  Korrespondent, 
welcher  einen  Thcilbetrag  dem  Inhaber  übergicbt,  muss  denselben  auf  dem 
Kreditbrief  vermerken,   unter  Haftbarkeit  wegen  der  Schäden  und  Nachtheile. 


TITEL  XIV. 
Vom  Pfandvertrage. 

728.  Der  Pfand  vertrag,  welcher  zum  Gegenstande  hat,  ein  Handels- 
unternehmen sicher  zu  stellen,  wird  hinsichtlich  des  Gläubigers  und  des 
Schuldners   wie  die  übrigen  Handelsverträge  abgeschlossen  und  bewiesen. 

729.  Der  Pfand  vertrag  gewährt  dem  Gläubiger  Mangels  Zahlung  des 
Schuldners  das  Recht,  sich  vorzugsweise  mit  dem  Werthe  der  verpfändeten 
Sache  zu  befriedigen. 

730.  Damit  der  Pfandgläubiger  das  erwähnte  Privilegium  oder  Vor- 
zugsrecht bei  Konkurrenz  mit  anderen  Gläubigern  geniesse,  ist  es  erforderlich: 

I.  dass  der  Pfand  vertrag  in  einer  öffentlichen  Urkunde  oder  in  eioem 
Privatdokument  abgeschlossen  ist; 
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2.  dass  die  Urkunde  oder  das  Dokument  die  Angabe  der  Schuldsumme 
und  der  Art  und  Beschaflfenheit  der  verpföndeten  Sachen  enthält, 
oder  dass  eine  Beschreibung  der  Qualität,  des  Gewichts  und  des 
Maasses  derselben  beigefugt  wird. 

731.  Die  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  ist  auch  auf  das 
Pfand  anwendbar,  welches  in  einer  Forderung  besteht,  unbeschadet  der 
Mittheilung,  welche  in  diesem  Falle  dem  Schuldner,  dessen  Schuld  als  Pfand 
gegeben  wird,  gemacht  werden  muss. 

732.  Das  Recht  entsteht  und  besteht  durch  den  Besitz  des  Pfandes, 
mag  denselben  der  Pfandgläubiger  oder  ein  von  den  Parteien  erwählter 
Dritter  haben. 

733.  Der  Gläubiger,  welcher  Urkunden  zinsen tragender  Forderungen 
als  Pfand  erhält,  ist  verpflichtet,  die  Zinsen  einzuziehen  und  alle  Mass- 
nahmen zu  ergreifen,  welche  zur  Wahrung  der  Rechte  des  Schuldners 
erforderlich  sind. 

734.  Wenn  die  als  Pfand  gegebene  Forderung  Zinsen  trägt,  so  muss 
der  Gläubiger  dieselben  auf  die  Zahlung  deijenigen,  welche  ihm  geschuldet 
werden,  anrechnen. 

735.  Wenn  die  durch  das  Pfand  garantirte  Forderuug  keine  Zinsen 
trägt,  so  müssen  diejenigen,  welche  die  verpfändete  Forderung  trägt,  zur 
theil weisen  Zahlung  des  gesicherten  Kapitals  verwendet  werden. 


TITEL  XV. 
Von  der  Verjähnmg. 

736.  Die  durch  die  besonderen  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches 
für  die  Anstellung  der  aus  Handels  vertragen  herrührenden  Klagen  fest- 
gesetzten Fristen  sind  Nothfristen  (fatales). 

737.  Demgemäss  findet  bezüglich  derselben  keine  Restitution  statt, 
noch  können  sie  suspendirt  oder  prorogirt  werden. 

738.  Die  Klagen,  zu  deren  Anstellung  vor  Gericht  durch  die  Handels- 
gesetze keine  bestimmte  Frist  festgesetzt  ist,  verjähren  in  der  mit  Rücksicht 
auf  ihre  Natur  entsprechenden  Zeit,  nach  den  Bestimmungen  des  gemeinen 
Civilrechts. 

739.  Die  Verjährung  wird  durch  die  Klage  oder  irgend  welche 
andere  Art  der  gerichtlichen  Aufforderung   an  den  Schuldner  unterbrochen. 

740-  Ebenso  wird  sie  durch  die  Erneuerung  der  Urkunde,  auf  welche 
sich  die  Klage  des  Gläubigers  gründet,  durch  welche  Zahlung  von  Zinsen 
oder  eine  Abschlagszahlung  oder  durch  irgend  einen  anderen  Akt,  welcher 
die  Anerkennung  der  Schuld  nachweist,  unterbrochen. 

741.  In  dem  Falle  des  Art.  739  beginnt  die  Berechnung  der  Ver- 
jährungsfrist von  neuem,  nachdem  die  letzte  gerichtliche  Massnahme  auf 
jSetreiben  irgend  einer  der  streitenden  Parteien  erfolgt  ist. 

742.  In  dem  Falle  des  Art.  740  beginnt  die  Berechnung  der  Frist 
von  dem  Datum  der  neuen  Urkunde  oder  der  Zahlung  der  Zinsen  oder  der 
gefleisteten  Abschlagszahlung  an  von  neuem. 
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Buch  in. 

Vom    S  e  e  h  a  i)  d  e  1. 

TITEL  I. 

Von  den  Handelsschiffen  und  den  Eigentbümern  und 
Miteigenthümem  der  Schiffe. 

KAPITEL  I. 
Von  den  Handelsschiffen. 

743.  Das  Wort  Schiff  umfasst  den  Rumpf  und  Kiel,  das  Takelwerk, 
das  Zubehör  eines  jeden  Hauptfahrzeuges,  welches  auch  seine  Benennaog 
und  Grösse  sein  mag,  und  mag  es  ein  Segel-,  Ruder-  oder  Dampfschiff  sein. 

744.  Die  Gesammtbenennung  Takelwerk  (aparejos)  bezeichnet  die 
Mastbaume,  Boote,  Anker,  Taue,  Stricke,  Segei,  Kaaen  und  alle  übrigen 
befestigten  oder  losen  Gegenstände,  welche,  ohne  einen  Theil  des  Schiffs- 
körpers zu  bilden,  zu  dessen  Bedienung,  Bewegungen  und  Fahrt  unent- 
behrlich sind. 

Die  Ausrüstung,  die  Lebensmittel,  die  verdiente  Fracht  und  die  der 
Mannschaft  vorgeschossenen  Heuerbeträge  werden  nicht  damit  bezeichne^ 
noch  darin  einbegriffen. 

745-     Die  Schiffe  sind  bewegliche  Sachen. 

Sie  haften  jedoch  für  die  gewöhnlichen  und  die  bevorrechtigten  Schulden 
des  Eigenthümers  und  können  in  Händen  eines  Dritten  von  den  betreffenden 
Gläubigern  in  Anspruch  genommen  werden. 

746.  Das  Schiff  bewahrt  seine  Identität,  auch  wenn  die  Materialien,  aus 
welchen  es  besteht,  nach  und  nach  verändert  werden. 

Ist  das  Schiff  zerstört  und  wieder  aufgebaut  worden,  auch  wenn 
dies  mit  denselben  Materialien  erfolgt,  so  ist  es  als  ein  neues  und  anderes 
Fahrzeug  anzusehen. 

747.  Kein  Schiff  wird  als  ein  Salvadorensisches  betrachtet,  wenn  es 
nicht  gemäss  den  betreffenden  Bestimmungen  immatrikulirt  worden  ist 

748.  Um  das  Schiff  durch  Verjährung  zu  erwerben,  ist  ausser  dem 
Titel  und  dem  guten  Glauben  der  Ablauf  von  10  Jahren  erforderlich. 

Beim  Mangel  eines,  das  Eigenthum  übertragenden  Titels  kann  das 
Eigenthum  an  dem  Schiffe  nur  durch  die  ausserordentliche  Verjährung  von 
30  Jahren  erworben  werden. 

Der  Kapitain  kann  durch  Verjährung  das  Eigenthum  des  Schiffes, 
welches  er  im  Namen  eines  Anderen  führt,  nicht  erwerben. 

749.  Nachdem  die  Erbauung  oder  die  Wiedererbauung  eines  Schiffes 
beendet  ist,  kann  der  Eigenthümer  mit  demselben  nicht  eher  in  See  geben, 
als  bis  es  von  Sachverständigen^  welche  die  zuständige  Behörde  ernennt,  be- 
sichtigt, untersucht  und  für  seetüchtig  erklärt  worden  ist. 

750.  Das  Eigenthum  der  ausserhalb  des  Gebietes  der  Republik  ver- 
kauften Salvadorensi sehen  Schiffe  wird  nach  den  Gesetzen  oder  öebräuchen 
übertragen,  die  an  dem  Vertragsorte  in  Kraft  sind. 
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751.  Die  Yeräusserusg  des  Schiffes  am&sst  diejenige  seines  gesammten 
Takelwerks  und  Zubehörs,  es  sei  denn,  dass  dasselbe  durch  Vereinbarung 
der  Parteien  ausgeschlossen  worden  ist. 

752.  Wenn  das  Schiff  verkauft  wird,  während  es  sich  auf  einer  Reise 
befindet,  so  kommt  dem  Käufer  vollständig  die  Fracht  zu,  welche  es  auf  der 
Reise  verdient,  seitdem  es  seine  letzte  Ladung  erhalten  hat. 

Wenn  jedoch  zur  Zeit  des  Verkaufes  das  Schiff  an  seinen  Bestimmungs- 
ort gelangt  ist,  so  gehören  die  Frachtgelder  dem  Verkäufer. 

Die  Parteien  können  jedoch  in  beiden  Fällen  verein  baren,  was  ihnen 
am  besten  scheint 

753.  Das  Eigen thum  an  dem  durch  Vertrag  erworbenen  Schiffe  kann 
Dritten  gegenüber  nur  durch  eine  öffentliche  Urkunde  bewiesen  werden,  von 
welcher  eiti  Vermerk  auf  dem  Rande  der  Schiffsmatrikel  gesetzt  werden  muss. 

Ist  das  Schiff  durch  testatnentarische  Succession  oder  Intestaterbschaft 
oder  durch  Aufbringung  erworben,  so  kann  das  Eigenthum  Je  nach  dem 
Falle  nur  durch  das  beglaubigte  Testament,  die  Adjudikationsakte  oder 
Erkenntniss  eines  zuständigen  Gerichts  bewiesen  werden. 

Die  Bestimmungen  des  ersten  Alineas  erstrecken  sich  nicht  auf  die 
kleineren  Fahrzeuge. 

754.  Die  Veräusserung  des  Schiffes,  mag  dieselbe  innerhalb  oder 
ausserhalb  der  Republik  erfolgt  sein,  gilt  als  mit  allen  demselben  anhaftenden 
Verbindlichkeiten  und  unbeschadet  der  gesetzlich  festgestellten  Vorrechte 
ausgeführt. 

Der  Verkäufer  muss  dem  E^ufer  ein  unterschriebenes  Verzeichniss 
aller  bevorrechtigten  Schulden,  welche  das  Schiff  betreffen,  übergeben,  und 
dieses  Verzeichniss  muss  in  die  betreffende  Urkunde  aufgenommen  werden. 

Beim  Vorhandensein  von  Schulden  begründet  die  Auslassung  einer 
derselben  oder  der  Mangel  des  Verzeichnisses  eine  Vermuthung  der  mala 
fides  gegen  den  Verkäufer. 

755.  Bevorrechtigte  Forderungen  auf  das  Schiff  oder  dessen  Preis  sind: 

1.  die  Avisprämie,  die  Gratifikation,  die  Kosten  der  Rettung  und  das 
Lootsengeld ; 

2.  die  Hafengebühren; 

3.  der  Lohn  der  Depositare  und  Wächter  des  Schiffes  und  die  Aus- 
gaben, welche  bei  der  Erhaltung  des  Rumpfes  und  des  Takelwerks 
von  seiner  Einfahrt  in  den  Hafen  bis  zu  seinem  Verkauf  verursacht 
worden  sind; 

4.  die  Miethe  für  den  Lagerraum,  in  welchem  das  Takelwerk  und  die 
Geräthe  des  Schiffes  aufbewahrt  worden  sind; 

5.  das  Gehalt,  die  Gratifikationen  und  die  Auslagen  des  Kapitains,  sowie 
der  Lohn  der  Offiziere  und  Matrosen,  welche  die  Schiffsmannschaft  ■ 
auf  der   letzten  Reise  bilden,    unbeschadet  ihres  Vorrechts  auf  die 
Fracht, 

Sind  sie  für  die  Hin-  und  Rückreise  geheuert  worden ,  so 
weixlen  diese  beiden  Reisen  bei  Anwendung  dieses  Vorrechts  nur 
als  eine  einzige  betrachtet. 

Der  Kapitain  und  die  Mannschaft  geniessen  dieses  Vorrecht  nicht, 
wenn  sie  auf  Antheil  oder  auf  Fracht  angeworben  sind; 

6.  alle  Schulden,  welche  der  Kapitain  während  der  letzten  Reise  zum 
Vortheil  des  Schiffes  kontrahirt  hat^  um  irgend  ein  dringendes  und 
unumgänglich  noth wendiges  Bedürfniss  zu  befriedigen,  einschliesslich 
derjenigen,  welche  durch  den  Erwerb  von  Lebensmitteln  der  Passa* 
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giere  verursacht  sind,  und  derjenif^en,  welche  aus  dem  Verkaaf  eines 
Theils  der  Ladung  zu  dem  angegebenen  Zwecke  horrflhren; 

7.  die  Beträge,  welcne  dem  letzten  Verkäufer  des  Schiffes  oder  den 
Lieferanten  von  Materialien,  den  Handwerkern  und  den  Arbeitern, 
die  bei  seiner  Erbauung  beschäftigt  gewesen  sind,  geschuldet  werden, 
falls  es  nach  dem  Verkauf  oder  aer  £rbauung  keine  Reise  gemacht 
hat;  sowie  die  Summen,  welche  für  Arbeiten,  Handarbeit  und  Liefe- 
rungen geschuldet  werden,  die  auf  die  Ausbesserung,  Ausrüstung  and 
Verproviantirung  des  Schiffes  für  seine  letzte  Reise  verwendet  worden 
sind,  falls  es  schon  gefahren  ist. 

Das  Vorrecht  der  Lieferanten,  Handwerker  und  Arbeiter,  von 
denen  das  vorhergehende  Alinea  handelt,  erstreckt  sich  auf  den 
Fall,  in  welchem  die  Erbauung  oder  die  Ausbesserung,  die  Za- 
rüstung  oder  Verproviantirung  durch  einen  bestimmten  Vertrag  er- 
folgt ist,  es  sei  denn,  dass  der  Eigenthümer  nachweist,  dass  er  den 
Lieferanten,  Handwerkern  und  Arbeitern  durch  Beiiachrichtigangen 
in  den  Zeitungen  oder  auf  andere  gesetzliche  Weise  von  dem  Ver- 
trage Kenntniss  gegeben  hat. 

Auch  in  diesem  Falle  können  die  Lieferanten,  Arbeiter  und  Hand- 
werker etc.  von  der  subsidiären  Klage  Gebrauch  mai-hen,  welche  sie 
nach  dem  gemeinen  Recht  haben,  und  von  dem  Eigenthümer  den 
Betrag  beanspruchen,  welcher  dem  Unternehmer  geschuldet  wird. 

Das  in  dem  zweiten  Theil  des  ersten  Alineas  gewährte  Vorrecht 
erstreckt  sich  auch  auf  die  Beträge,  welche  für  die  Ausbesseranj; 
der  Beschädigungen  geschuldet  werden,  die  das  neuerbaute  Schiff 
vor  der  Vollendung  seiner  ersten  Reise  erlitten  hat; 

8.  die  auf  den  Rumpf  und  den  Kiel  des  Schiffes  in  Bodmerei  gelieheneo 
Summen,  um  dasscJbe  für  seine  letzte  Reise  auszubessern,  aus- 
zurüsten und  zu  verproviantiren; 

9.  die  Prämien  der  Versicherungen,  welche  für  die  letzte  Reise  auf 
die  in  der  vorhergehenden  Nummer  angegebenen  Gegenstände  kon- 
trahirt  worden  sind; 

10.  die  Entschädigungen,  welche  für  den  Werth  der  verladenen  und 
nicht  abgelieterten  Waaren  und  für  die  durch  Verschulden  des 
Kapitains  oder  der  Mannschaft  erlittenen  Havarien  geschuldet  werden, 
sowie  diejenigen,  welche  dem  Passagier  für  die  auf  das  Schiff  ge- 
brachten und  aer  Sorgfalt  des  Kapitains  anvertrauten  Gegenstände 
geschuldet  werden. 

756.  Die  in  dem  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Vorrechte  um- 
fassen sowohl  das  Kapital  als  auch  die  stipulirten  Zinsen,  und  bei  Bodmerei- 
darlehnen  erstrecken  sie  sich  auf  den  Seenutzen  und  die  Landzinsen,  welche 
nach  dem  Aufhören  der  Risikos  bis  zur  wirklichen  Rückerstattung  des  Kapi- 
tals laufen. 

757.  Bei  einem  Konkurs  des  Schiffes  werden  die  in  dem  Art  755 
aufgezählten  Forderungen  untereinander  nach  der  Reihenfolge  klassificirt,  in 
welcher  sie  aufgeführt  sind. 

Die  in  derselben  Nummer  enthaltenen  Forderungen  werden  pro  rata 
bezahlt,  sofern  der  Preis  des  Schiffes  zur  vollständigen  Deckung  derselben 
unzureichend  ist. 

Konkurriren  bevorrechtigte  Forderungen  gleicher  Art,  die  nachein- 
ander in  ein  und  demselben  Hafen  entstanden  sind,  so  werden  sie  eben&lls 
pro  rata  bezahlt;  wenn  sie  jedoch  bei  Fortsetzung  der  Fahrt  in  ver- 
schiedenen Häfen  kontrahirt  worden  sind,  so  ist  bei  ihrer  Rangordnang 
die  umgekehrte  Reihenfolge  ihrer  Daten  zu  beobachten. 


XXVm.    Sftlvador.  561 

Weno  die  konkarrirenden  ForderuDgen  aas  Bodmereidarlehnen  herrfthren, 
so  sind  sie  ontereiDander  in  der  im  Art.  1121  vorgeschriebenen  Form  zu 
klassificiren. 

Die  gewöhnlichen  Gläubiger  sind  nach  Yerhfiltniss  zu  bezahlen. 

758.  Im  Falle  des  Falliments  des  Eigenthümers  werden  die  bevor- 
rechtigten Gläubiger  des  Schiffes  bei  der  Yertheilung  des  Preises  desselben 
den  übrigen  Gläubigern  der  Masse  vorgezogen ;  dieser  Vorzug  erstreckt  sich 
auf  die  Beträge,  welche  die  Versicherer  zahlen.  ^ 

758.  Um  die  im  Ai*t  755  gewährten  Vorrechte  zu  gemessen,  können 
die  Gläubiger  ihre  Forderungen  nur  durch  die  nachstehend  au^efCLhrten 
Beweismittel  nachweisen: 

1.  die  Avisprämie,  die  Gratifikation  und  die  Kosten  der  Bergung  durch  eine 
Bescheinigung   der  Behörde,   welche  diese  Massnahme  geleitet  hat; 

2.  das  Lootsengeld  durch  eine  von  dem  Hafenkapitain  oder  -Komman- 
danten ausgestellte  Bescheinigung  über  den  geleisteten  Dienst; 

3.  die  Hafengebühren  durch  eine  von  dem  Verwalter  des  Zollamtes 
ertheilte  Bescheinigung  über  die  Thatsache,  welche  dieselben  ver- 
ursacht hat; 

4.  die  Lohnforderungen  und  die  Kosten  für  die  Aufbewahrung  durch 
eine  Bescheinigung  der  Beschlüsse  des  Gerichts,  welches  meselben 
autorisirt  und  gebilligt  hat; 

5.  die  Miethe  für  den  Lagerraum,  in  welchem  das  Takelwerk  und  die 
Gkräthe  des  Schiffes  niedergelegt  und  aufbewahrt  worden  sind,  eben- 
falls durch  eine  Bescheinigung  des  die  Hinterlegung  autorisirenden 
Beschlusses; 

6.  die  Gehälter  und  die  Gratifikationen  des  Kapitains,  sowie  die  Lohn- 
forderungen der  Mannschaft  durch  die  aut  Grund  der  Musterrolle 
und  des  Rechnungsbuches  des  Schiffes  ausgeführte  und  vom  Hafen- 
kapitain genehmigte  Liquidation; 

7.  die  während  der  letzten  Reise  kontrahirten  Schulden  durch  die  von 
dem  Kapitain  ausgestellten  Urkunden. 

Die  Wegnahme  von  Lebensmitteln  und  der  Verkauf  von  Waaren 
durch  die  Empfangsbescheinigung,  welche  der  Kapitain  unterzeichnet 
hat,  und  durch  eine  Bescheinigung  über  den  von  aen  Schiffsoffizieren 
gefassten  Beschluss; 

8.  Ali  aus  dem  Verkauf  oder  der  Erbauung  des  Schi£fes  herrührenden 
Forderungen  durch  die  im  Art  753  bestimmten  Urkunden,  und  die 
durch  Lieferungen  von  Vorräthen  oder  Materialien  entstandenen 
durch  eine  von  den  Lieferanten  unterzeichnete,  vom  Kapitain  am 
Fusse  anerkannte  und  vom  Rheder  visirte  Rechnung,  sofern  ein  ge- 
naues Duplikat  von  derselben  in  dem  Bureau  des  betreffenden  Gerichts 
vor  der  Abfiahrt  des  Schiffes  zu  Protokoll  genommen  worden  ist; 

9.  die  Bodmereidarlehne  durch  öffentliche,  amtliche  oder  private  Ur- 
kunden; 

10.  die  Versicherungsprämien  durch  die  betreffenden  Policen; 

11.  die  den  Befrachtern  und  Passagieren  geschuldeten  Entschädigungen 
durch  das  gerichtliche  oder  schiedsrichterliche  Urtheil,  welches  die- 
selben bestimmt 


^)  Entgegengesetzt  dem  Colnmbianisehen  (Art.  23)  und  Guatemala- 
n lachen  fi.Ö.B.(Art  717). 
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780.  Ausser  den  allgemeinen  Arten  des  Erlöschens  der  Obligationen, 
erlöschen  die  in  dem  Art  755  au^p:ezahlten  Vorrechte  and  das  den  Gläubigern 
im  Allgemeinen  im  Art.  745  gewährte  Recht: 

1.  durch  den  gerichtlichejQ,  in  der  durch  Art  768  vorgeschriebenen 
Art  ausgeführten  Verkauf  des  Schiffes ; 

2.  durch  den  aussergerichtlichen  Verkauf  des  Schiffes,  welches  sich 
im  Hafen  befindet,  weon  dasselbe  nach  Vornahme  dieses  Verkaufes 
im  Namen  und  ftlr  Rechnung  und  Gefahr  des  Käufers  verklärt 
worden  ist  und  60  Tage  ohne  Widerspruch  oder  Protest  der 
Gläubiger  fahrt. 

Es  ist  anzunehmen,  dass  das  Schiff  im  Namen  des  neuen  Eigen- 
thümers  fährt,  wenn  dieser  die  Uebertragung  in  die  Matrikel  and 
das  betreffende  Certifikat  hat  vermerken  lassen. 

761.  Während  die  Haftbarkeit  des  Schiffes  noch  schwebt,  können  die 
bevorrechtigten  oder  gewöhnlichen  Gläubiger  die  Aufhebung  des  Privat- 
verkaufs  wegen  mangelnder  Zahlung  des  Preises  oder  deshalb  beansprachen, 
weil  der  Verkauf  zur  Schädigung  ihrer  Rechte  vorgenommen  worden  ist 

762.  Jeder  Gläubiger  kann  die  Beschlagnahme  und  die  Versteigerang 
eines  nationalen  Schiffes  in  jedem  Hafen  der  Republik,  in  dem  es  sieb 
befindet,  nachsuchen. 

763.  Das  Schiff,  welches  bereits  verklart  worden  ist,  kann  nicht  mit 
Beschlag  belegt  werden,  es  sei  denn  wegen  Schulden,  die  zu  dem  Zwecke 
kontrahirt  worden  sind,  dasselbe  zur  Ausf&hrung  der  Reise  auszurüsten 
und  zu  verproviantiren. 

764.  Das  Schiff  wird  hinsichtlich  der  Wirkungen  des  vorhergehend« 
Artikels  als  verklart  von  dem  Momente  an  angesehen,  in  welchem  der 
Eapitain  von  dem  Hafenkommandanten  die  Erlaubniss  erhält,  unter 
Segel  zu  gehen. 

765.  Die  ausländischen  Schiffe,  die  in  den  Häfen  der  Republik  vor 
Anker  gegangen  sind,  können  nur  wegen  der  Schulden  mit  Beschlag  belegt 
werden,  welche  in  Salvadorensischem  Gebiet  zum  Vortheile  oder  Nutzen 
der  Schiffe  kontrahirt  worden  sind. 

766.  Die  Kapitaine,  Schiffsmeister  oder  Patrone  sind  auf  Grund  ihres 
Amtes  nicht  ermächtigt,   die   von    ihnen    befehligten  Schiffe  zu  veräussern. 

Wenn  jedoch  das  Schiff,  welches  sich  auf  der  Reise  befindet,  seeun- 
töchtig  wird,  &o  können  sie  dessen  Verkauf  bei  dem  Departementsgericht, 
zu  dem  der  erste  Skala-  oder  Anlandungshafen  gehört,  beantragen,  indem 
sie  sich  zum  Nachweis  des  Schadens,  den  dasselbe  erlitten  hat,  erbieten, 
sowie  zum  Beweis,  dass  es  zur  Fortsetzung  der  Reise  nicht  wieder  in 
den  Stand  gesetzt  werden  kann. 

Nach  dem  Beweise  dieser  Punkte  hat  das  Gericht  den  gerichtlichen 
Verkauf  zu  autorisiren,  und  derselbe  erfolgt,  wenn  das  Schiff  sich  in  irgend 
einem  der  Häfen  der  Republik  befindet,  in  der  Form,  welche  der  Art  768 
und  die  Gesetze  vorschreiben,  welche  sich  darauf  beziehen. 

767.  Wenn  die  Noth wendigkeit,  das  *  Schiff  zu  verkaufeu,  in  einem 
ausländischen  Hafen  erkannt  wird,  so  erfolgt  der  Antrag  und  die  Beweis- 
führung vor  dem  Salvadorensischen  Konsul  oder,  in  Ermangelung  desselben^ 
vor  dem  Handelsgericht  und,  wenn  ein  solches  nicht  vorhanden  ist,  vor  der 
gewöhnlichen  Gerichtsbehörde  des  Ortes. 

768.  Die  Schifie  können  nicht  gerichtlich  verkauft  werden,  ohne  dass 
vorher  der  Verkauf  während  einer  Zeit  von  18  Tagen  vermittelst  Anschlages 
und  Bekanntmachungen  in  den  Zeitungen,  falls  solche  an  dem  Orte  des 
Ver£Ethren8  vorhanden  sind,  angekündigt  worden  ist. 
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Die  ADSchlagzettel  sind  an  den  fiblichen  Stellen  am  Orte  des  Ver- 
fahrenSy  in  dem  Hafen,  wo  sieb  das  Schiff  befindet,  falls  der  letztere  von 
dem  ersteren  verscbieden  ist,  und  an  der  Hauptthür  der  Hafenkommandantnr 
anzuheften. 

Die  Anheftnng  der  Anschlagzettel  und  die  Veröffentlichung  der 
Avise  sind  in  dem  betreffenden  Protokoll,  bei  Strafe  der  Nichtigkdt  und 
der  Schadloshaltung,  festzastellen. 

Die  Versteigerung  hat  in  der  Form  und  mit  den  Förmlichkeiten, 
welche  die  Gesetze  fCLr  die  gerichtlichen  Verkäufe  vorschreiben,  zu  erfolgen. 

KAPITEL  II. 
Von  den  Eigenthümern  und  Miteigenthümern  des  Schiffes. 

769.  Die  ausländischen  Eigenthumer  eines  Salvadorensischen  Schiffes 
sind  den  Vorschriften  des  Schifffabrtsgesetzes  und  allen  Sicherheitsmass- 
nahmen  unterworfen,  welche  die  Regierung  der  Republik  im  Falle  eines 
Krieges  mit  der  Nation,  zu  der  sie  gehöreo,  zu  treffen  für  gut  befindet. 

Das  Miteigenthum  des  Schi£^  begründet  nicht  eine  Gesellschaft, 
sondern  eine  Interessengemeinschaft. 

770.  Der  Eigenthumer  eines  Schiffes  oder  die  Mittheilhaber,  im  Falle 
dasselbe  mehreren  rersonen  gehört,  können  es  selbst  verwalten,  wenn  sie 
die  Eigenschaften  besitzen,  welche  der  Art  784  erfordert,  um  Rheder 
zu  sein. 

771.  Wenn  sie  dieser  Eigenschaften  ermangeln,  so  sind  sie  verpflichtet, 
eine  Person  zu  ernennen,  welche  dieselben  besitzt,  und  diese  nat  das 
Schiff  im  Namen  und  f&r  Rechnung  und  Gefahr  der  Eigenthumer  zu  ver* 
walten.  Die  Ernennung  hat  durch  eine  öffentliche  Urkunde  zu  erfolgen, 
welche  in  das  Register  des  Handelsgerichts  einzutragen  ist. 

772.  Der  Verwalter  des  Schiffes  hat  dieselben  Befugnisse,  wie  der 
Rheder,  vorbehaltlich  der  Modifikationen  und  Einschränkungen,  welche  in 
seiner  Ernennungsurkunde  getroffen  werden. 

778.  In  Ermai^lung  ausdrücklicher  und  förmlicher  Vereinbarungen, 
die  den  Modus  der  Verwaltung  der  Mittheilhaber  des  Schiffes  regeln,  sind 
alle  Beschlüsse  von  gemeinsäaftlichem  Interesse  mit  Stimmenmehrheit 
EU  £assen,  mit  Ausnahme  der  Fälle,  in  welchen  das  Gesetz  etwas  Anderes 
Terf&gt. 

Die  Majorität  setzt  sich  zusammen  durch  die  Vereinigung  einer  Anzahl 
Ton  Eigenthumsantheilen  an  dem  Schiffe,  die  mehr  als  die  Hälfte  seines 
Werthes  betragen,  sofern  diese  Vereinigung  nicht  in  der  Person  eines  Mit- 
theilhabers stattfindet. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  ist  die  Entscheidung  dem  betreffenden 
Gericht  zu  unterbreiten;  wenn  jedoch  die  Stimmengleichheit  bezüglich  der 
Fortsetzung  der  Ausrüstung  oder  der  Abtakelung  des  Schiffes  vorkonmit, 
ist  die  Ansicht  zur  Ausführung  zu  bringen,  welche  der  ersteren  dieser  beiden 
Ifassnabmen  günstig  ist 

774.  Das  gemeinschaftliche  Interesse  berühren  die  Beschlüsse,  welche 
sich  auf  die  Ausrüstung,  Equipirung  und  Verproviantirung  des  Schiffes 
beziehen,  die  Ernennung  des  Verwalters,  die  Wanl  des  Kapitains  und  der 
Mannschaft  und  die  mit  denselben  abgeschlossenen  Verträge,  die  Ausbesse- 
nuig,  die  Verfrachtung  und  die  Anweisungen  für  die  Reise,  sowie  im  All- 
gemeinen  alles  das,  was  das  Schiff  und  dessen  Gebrauch  betrifft. 

86* 
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Der  freiwillige  Verkauf  des  gemeinschaftlichen  Schiffes,  die  Versiche- 
rung desselben  und  die  Expedition  seiner  Ladung  fQr  Rechnung  und  Gefahr 
aller  Miteigenthümer  sind  nicht  Akte  von  gemeinschaftlichem  Interesse. 

775*  Ist  Meinungsverschiedenheit  über  den  freiwilligen  Verkauf  des 
Schiffes  vorhanden,  so  können  die  Miteigen th&mer  durch  Licitation  unter- 
einander aus  der  Gemeinschaft  ausscheiden,  wenn  sie  alle  grossjährig  sind; 
sind  jedoch  Minderjährige  vorhanden,  so  muss  das  Schiff  aut  Verlangen 
irgend  eines  der  Grossjäbrigen  oder  des  gesetzlichen  Vertreters  der  Minder- 
jährigen in  öffentlicher  Versteigerung  verkauft  werden. 

Jeder  der  Mittheilhaber  kann  die  Zulassung  fremder  Bieter  verlangen. 

776.  Befindet  sich  das  Schiff  in  dem  Hafen  seiner  Matrikel  oder 
Ausrüstung,  so  haftet  der  Eigen thümer  persönlich  für  die  Kosten  der 
Wiederherstellung  und  die  übrigen,  welche  darauf  verwendet  werden,  sofern 
sie  auf  seine  Anweisung  erfolgen. 

In  gleicher  Weise  und  bis  zu  dem  Betrage  des  Werthes  ihrer  Antheile 
an  dem  ochiffe  haften  die  Mittheilhaber  für  alle  Ausgaben,  welche  zum 
Nutzen  des  Schiffes  nach  Beschluss  der  Mehrheit  gemacht  werden. 

777.  Die  Miteigenthümer  sind  verpflichtet,  im  Verhältniss  ihrer 
Antheile  an  dem  Schiffe  zu  seiner  Ausrüstung,  Equipirung,  Verproviantirang 
und  Ausbesserung  beizutragen,  sofern  die  Mehrheit  eine  von  diesen  Mass- 
nahmen beschlossen  hat. 

Handelt  es  sich  jedoch  darum,  das  Schiff  wiederherzustellen,  so  hat 
die  Majorität  nicht  das  Recht,  nach  ihrem  Ermessen  die  Art  der  Aus- 
besserungen und  deren  Kosten  festzusetzen,  und  weicht  die  Meinung  der 
Minorität  über  diese  Punkte  ab,  so  kann  dieselbe  verlangen,  dass  ein  An- 
schlag von  Sachverständigen  aufgestellt  werde,  und  dass  die  Arbeit  b« 
Gleichheit  der  Bedingungen  der  Person  übertragen  werde,  welche  die  Aus- 
besserung für  den  massigsten  Preis  auszuführen  sich  erbietet. 

778.  Nachdem  die  Ausbesserung  des  Schiffes  beschlossen  worden  ist, 
und,  falls  die  in  dem  vorhergehenden  Artikel  erforderten  Requisite  vor- 
handen sind,  ist  die  Minorität  verpflichtet,  mit  dem  ihr  zustehenden  Betrage 
in  der  perem torischen  Frist  von  o  Tagen,  von  der  Mittheilung  an  gerechnet, 
welcher  ihr  zu  diesem  Zwecke  gemacht  wird,  beizusteuern  oder  in  derselben 
Frist  zu  Gunsten  ihrer  Miteigenthümer  auf  ihren  Antheil  an  dem  Schiffe 
za  verzichten. 

Trifft  die  Minorität  in  der  angegebenen  Frist  keine  Wahl,  so  ist  an- 
zunehmen, dass  sie  auf  ihre  Antheile  am  Schiffe  verzichtet;  in  diesem  Falle 
ist  dazu  zu  schreiten,  dieselben  den  übrigen  Theilhabern  privatim 
für  den  Werth,  welchen  sie  nach  billiger  Taxe  haben,  zuzuschlagen,  es  sei 
denn,  dass  irgend  einer  der  Interessenten  minderjährig  ist,  oder  dass  er, 
ohne  es  zu  sein,  beantragt,  dass  die  Adjudikation  in  öffentlicher  Versteige- 
rung erfolge. 

Bevor  die  Ausbesserung  beginnt,  ist  die  Abschätzung  durch  Sachver- 
ständige vorzunehmen,  welche  von  den  Parteien  oder,  falls  eine  derselben  die 
Wahl  zu  treffen  sich  weigert,  von  dem  Handelsgericht  ernannt  worden  sind. 

779.  Wenn  die  Majorität  die  Adjudikation  des  Antheils  oder  der 
Antheile  der  Minorität  nicht  annimmt,  so  kann  sie  von  dem  Handelsgericht 
die  erforderliche  Ermächtigung  nachsuchen,  Geld  auf  Bodmerei  auf  die- 
selben aufzunehmen,  und  deren  Beschlagnahme  und  Verkauf  in  öffentlicher 
Versteigerung  verlangen. 

7o0.  Sofern  die  Minorität,  auch  wenn  sie  nur  aus  einem  Miteigen- 
thümer besteht,  der  Meinung  ist,  dass  der  Zustand  des  Schiffes  eioe  sofortige 
Ausbesserung  erfordert,  der  von  der  Majorität  widersprochen  wird,  so  kann 
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sie  eine  gerichtliche  Untersuchung  durch  vom  Handelsgericht  ernannte 
Sachverständige  beantragen;  und  falls  letztere  ihr  Gutachten  dahin  abgeben, 
dass  die  Ausbesserung  unerlässlich  sei,  so  sind  die  dissentirenden  Mittheil- 
haber verpflichtet,  mit  den  noth wendigen  Geldmitteln  beizutragen;  und 
thun  sie  es  nicht,  so  kann  die  Minorität  von  irgend  einem  der  in  den  beiden 
Yorhergehenden  Artikeln  erwähnten  Hulfsmitteln  Gebrauch  machen. 

Ergiebt  sich,  dass  die  Ausbesserung  unnöthig  ist,  so  haben  die  Mit- 
theilhaber, welche  die  Untersuchung  veranlasst  haben,  die  Kosten  dieser 
Massnahme  zu  bezahlen. 

781.  Jeder  Eigenthumer  ist  berechtigt,  einem  Dritten  seinen  Antheil 
am  Schi£Fe  zu  verkaufen;  seine  Mittheilhaber  können  jedoch  innerhalb  der 
peremtorischen  Frist  von  3  Tagen  das  Eintritts-  oder  Retraktsrecht  aus- 
üben, wenn  sie  gleichzeitig  den  Preis  konsigniren^  vorbehaltlich  des  Falles 
einer  entgegenstehenden  Vereinbarung. 

782.  Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Buches  sind  nicht  auf  die 
Schifffahrt  in  den  Binnengewässern  anwendbar. 

TITEL  IL 
Von  den  Personen,  welche  bei  dem  Seehandel  vorkommen. 

KAPITEL  I. 
Von  dem  Rheder  oder  Ausrüster. 

783.  Rheder  oder  Ausrüster  heisst  deijenige,  welcher,  mag  er 
Eigenthumer  des  Schi£Fes  sein  oder  nicht,  dasselbe  auftakelt,  ausr&stet  und 
in  seinem  Namen  und  für  seine  Rechnung  und  Gefahr  absendet,  den  Gewinn, 
welchen  es  einbringt,  einzieht  und  alle  demselben  anhaftenden  Verantwort- 
lichkeiten trägt. 

784.  Um  Rheder  zu  sein?  ist  die  Fähigkeit  zum  Handeltreiben  er- 
forderlich. 

785*    Befugnisse  des  Rheders  sind: 

1.  denienigen  zu  ernennen,  welcher  das  Schi£F  befehligt,  oder  es  selbst 
zu  leiten,  falls  er  ein  Kapitainspatent  besitzt; 

2.  die  Seeleute,  welche  die  Mannschaft  bilden  sollen,  unter  denjenigen 
auszuwählen,  die  der  Eapitain  vorschlägt,  ohne  dass  er  den 
letzteren  verpflichten  kann,  einen  Mann  aufzunehmen,  den  er  nicht 
gewählt  hat; 

3.  die  betreffenden  Heuerverträge  mit  dem  Ejtpitain  und  der  Mannschaft, 
die  Befrachtung  und  im  Allgemeinen  alle  Verträge  abzuschliessen, 
welche  die  Verwaltung  des  Schiffes  erfordert; 

4.  dem  Eapitain  die  Instruktionen  zu  geben,  welche  zur  Führung  des 
Schiffes  und  Leitung  der  ihm  übertragenen  Geschäfte  nothwendig 
sind; 

5.  den  Eapitain  und  die  übrigen  Seeleute  auch  ohne  Angabe  eines 
Grundes  vor  der  Abfahrt  oder  während  der  Reise  des  Schiffes  zu 
entlassen. 

Auf  dieses  Recht   kann   von   dem  Rheder  nicht  gültig  Verzicht 
geleistet  werden. 
786.    Der  Rheder  ist  verpflichtet: 

1.  dem  Eapitain  und  den  Seeleuten  die  vereinbarten  Heuerbeträge  und 
Belohnungen,    sowie   die  Entschädigungen   zu  zahlen,    welche  den« 


566  XXVm.    Salrador. 

selben   gesetzlich  oder  Tertragsmässig    im   Falle   ihrer  Entlassoog 
zustehen. 

Die  Liquidation  und  Zahlung  der  Heuer  muss  innerhalb  der 
Frist  von  8  Tagen  erfolgen,  von  der  Beendigung  der  Reise  oder 
der  Entlassung  des  Eapitains  oder  Seemanns  an  gerechnet; 

2.  dem  Eapitain  die  Vorschüsse  zu  erstatten,  welche  er  zum  Yorthdle 
des  Schiffes  in  Erfüllung  seiner  Instruktionen  oder  in  Ansübung 
seiner  Befugnisse  gemacht  hat; 

3.  die  Schulden  zu  bezahlen,  welche  der  Eapitain  kontrabirt,  um  das 
Schiff  in  Stand  zu  setzen  und  zu  verproviantiren,  anch  w^n  er 
ohne  seinen  Befehl  und  seine  Zustimmung  in  den  gesetzlich  erlaubten 
Fällen  gehandelt  hat; 

4.  civilrecbtlich  für  die  Handlungen  des  Kapitains  oder  der  Mannschaft 
zu  haften,  mögen  sie  in  einem  Delikt  oder  Quasidelikt  bestehen 
oder  aus  einem  reinen  Versehen  herrühren; 

5.  die  erlaubten  Vertrage  zu  erfüllen,  welche  der  Eapitain  zam  Bebten 
des  Schiffes  oder  der  Expedition  abschliesst; 

6.  die  Befrachtungen  auszufuhren,  welche  er  selbst,  sein  Eonsignatir 
oder  der  Eapitain  des  Schiffes  abschliesst; 

7.  die  Verlader  für  die  Nachtheile  schadlos  zu  halten,  welche  sie  da- 
durch erleiden,  dass  er  mehr  Ladung  übernommen  hat,  als  dem 
Rauminhalte  des  Schiffes  entspricht. 

787.  Wenn  der  Eapitain  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  entlassen  worden 
ist,  so  muss  der  Rheder  ihm  das  Gehalt  bezahlen,  welches  er  verdient  hat, 
und  der  Eapitain  kann  keine  andere  Entschädigung  beanspruchen^  es  sei 
denn,  dass  er  eine  solche  schriftlich  vereinbart  hat. 

Bei  Entlassung  während  der  Reise  muss  der  Rheder  dem  Eapitiun  dfi 
fällige  Gehalt  und  dasjenige  vergüten,  welches  der  Zeit  entspricht-,  die 
durchaus  unerlässlich  ist,  damit  er  nach  dem  Orte,  wo  er  geheuert  worden 
ist,  zurückkehren  kann,  es  sei  denn,  dass  er  irgend  eines  der  im  Art.  793 
angegebenen  Vergehen  be^mgen  habe. 

Diese  Vorschriften  sind  auch  auf  den  Eapitain  anwendbar,  welcher 
Miteigenthümer  ist  und  von  einem  fremden  Rheder  erwählt  worden  ist. 

788.  Die  Majorität  der  Mittheilhaber,  welche  das  Amt  des  Rheders 
auf  irgend  eine  der  im  Art.  770  angegebenen  Arten  ausüben,  kann  vor  oder 
nach  beginn  der  Reise  ebenfalls  den  durch  sie  ernannten  Eapitain,  der  Mit- 
eigenthümer ist,  entlassen;  wenn  sie  ihn  jedoch  ohne  gesetzlichen  Grund 
verabschiedet,  so  muss  der  Eapitain  das  verdiente  Gehalt  bezahlt  erhalten, 
und  er  ist  berechtigt,  von  den  Mittheilhabern,  welche  die  Majorität  bildeten, 
die  Rückerstattung  des  Werthes  seines  Autheils  am  Schiffe,  der  nach  lieber 
einkommen  oder  durch  Sachverständige  festgestellt  worden  ist,  zu  verlangen. 

789.  Die  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  ist  auf  den  Eapitain 
anwendbar,  der  Miteigenthümer  ist,  und  der  den  Befehl  über  das  Schiff 
durch  Vertrag  mit  seinen  Mittheilhabern  erhalten  hat. 

In  diesem  Falle  jedoch  hat  der  entlassene  Eapitain  ausserdem  das 
Recht,  Ersatz  der  erlittenen  Schäden  und  Nachtheile  zu  verlangen. 

790.  Die  Cession  der  Nutzniessung  des  Schiffes  zu  Gunsten  eines 
Dritten  schliesst  von  Rechtswegen  die  Entlassung  des  miteignerischen  Eapitains 
in  sich,  und  in  diesem  Falle  kann  der  letztere,  wenn  er  von  den  Mitr 
eigenthümern  gewählt  worden  ist,  die  Erstattung  seines  Antheiles  am  Schiff 
in  der  im  Art.  788  vorgeschriebenen  Form  von  ihnen  verlangen. 

Hat  der  Eapitain  die  Führung  des  Schiffes  durch  Vertrag  erhalten, 
so  kann  er  ebenfalls  Ersatz  der  Schäden  und  Nachtheile  fordern. 
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701.  Ist  der  Seemaon  für  eine  unbestimmte  Zeit  oder  Reise  an- 
geworben worden,  so  mnss  ihm  der  Rheder,  welcher  ihn  mit  oder  ohne 
Grund  entlässt,  bevor  das  Schiff  unter  Segel  geht,  die  verdiente  Heuer 
bezahlen. 

Falls  er  ihn  ohne  Grund  entlässt,  muss  er  ihm  auch  eine  Entschädigung 
bezahlen,  wenn  dies  schriftlich  vereinbart  worden  ist 

Bei  einer  Entlassung  ohne  Grund  während  der  Reise  muss  der  Rheder 
dem  Seemann  die  fällige  Heuer  und  diejenige  vergGten,  welche  bis  zu  seiner 
Rückkehr  nach  seinem  Heuerhafen  fällig  wird;  wenn  er  jedoch  mit  Grund 
aus  dem  Dienste  entfernt  worden  ist,  so  ist  der  Rheder  nur  verpflichtet,  ihm 
die  Heuer  zu  bezahlen,  welche  er  bis  zu  dem  Momente  seiner  Entfernung 
verdient  hat. 

In  den  im  vorhergehenden  Alinea  vorgesehenen  Fällen  muss  der 
Rheder  die  Kosten  des  Transportes  des  Seemanns  bis  zu  dem  Hafen,  wo 
seine  Anwerbung  erfolgt  ist,  tragen. 

792.  Wenn  der  Seemann  filr  eine  bestimmte  Zeit  oder  Reise  an- 
geworben worden  ist,  so  kann  ihn  der  Reder  nach  seinem  Ermessen  vor  oder 
nach  Beginn  der  Reise  entlassen,  indem  er  ihm  die  Heuer  auszahlt,  welche 
der  fi»nzen  Zeit  entspricht,  die  sein  Vertrag  dauern  sollte,  wenn  er  jedoch 
mit  Grund  entfernt  worden  ist,  so  wird  ihm  nur  die  verdiente  Heuer  bezahlt. 

Findet  die  Entlassung  des  Seemannes  während  der  vereinbarten  Reise 
mit  oder  ohne  Grund  statt,  so  ist  die  Bestimmung  in  dem  Alinea  4  des 
vorhergehenden  Artikels  zu  beobachten. 

793.  Gesetzliche  Gründe  zur  Entlassung  des  Eapitains  und  der  See- 
leute sind: 

1.  die    Unfähigkeit   zur  Ausübung  d^r  Funktionen  und  zur  Erfüllung 
der  Pflichten  ihres  betreffenden  Amtes; 

2.  die  Uebertretung  der  Instruktionen  hinsichtlich  des  Eapitains; 

3.  der  Ungehorsam  in  Betreff  der  Obli^enheiten  eines  jeden; 

4.  das  Verlassen  der  Schiffswache; 

5.  gewohnheitsmässige  Trunkenheit; 

6.  die  Begehung  eines  Verbrechens; 

7.  der  dem  Schiffe  oder  der  Ladung  durch  Dolos  oder  Nachlässigkeit 
verursachte  Schaden; 

8.  jede  andere  Handlung,  welche   nach    dem   Ermessen    des  Handels- 
gerichts von  gleicher  oder  grösserer  Schwere  ist,  als  die  angegebenen. 

794.  Die  in  No.  4  des  Art.  786  festgesetzte  Verantwortlichkeit  trifft 
den  Rheder,  auch  wenn  er  nicht  Eigen thümer  des  Schiffes  ist. 

Der  Rheder  hat  in  jedem  Falle  das  Recht,  von  den  Schuldigen  die 
entsprechende  Entschädigung  zu  reklamiren. 

795.  Der  Rheder  haftet  ebenfalls  für  die  Handlungen  des  Stellver- 
treters, welchen  der  Eapitain  während  der  Reise  sich  erwählt,  auch  in  dem 
Falle,  dass  eine  solche  Ernennung  ihm  durch  den  Vertrag  oder  die  Instruk- 
tionen verboten  worden  ist. 

796.  Sind  zwei  oder  mehr  Rheder  vorhanden,  so  haftet  ein  jeder  von 
ihnen  bis  zu  dem  Betrage  seines  Antheiles  an  dem  Schiffe. 

797.  Die  Haftbarkeit  des  Rheders  cessirt: 

1.  wenn  die  Handlungen  des  Kapitains  oder  der  Mannschaft  nicht  das 
Schiff  oder  die  Expedition  betreffen; 

2.  wenn  derienige,  welcher  diese  Haftbarkeit   in  Anspruch  nimmt,    an 
den  Handlungen  des  Eapitains  oder  der  Mannschaft  mitschuldig  ist; 
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3.  weon  die  Handlangen  des  Eapitains  eine  Verletzung  der  Pflichten 
begründen,  welche  ihm  das  öesetz  aas  Gründen  des  öffentlichen 
Interesses  in  seiner  Eigenschaft  als  Führer  des  Schiffes  aaferlegt. 

798.  Die  Verantwortlichkeit  des  Rheders  erstreckt  sich  nicht  aaf  die 
Verpflichtungen,  welche  von  dem  Eapitain  za  seinem  privaten  Nutzen 
kontrahirt  worden  sind,  noch  aaf  diejenigen,  welche  ihm  yerboten  sind, 
noch  auf  die  erlaubten,  bei  denen  die  vom  Qesetz  vorgeschriebenen  erforder- 
lichen Bedingungen  oder  wesentlichen  Förmlichkeiten  unterlassen  worden  sind. 

799.  Um  die  civile  Haftbarkeit  des  Rheders  für  eine  Handlung  des 
Kapitains  wirksam  zu  machen,  kann  der  Gläubiger  einen  derselben  besonders 
oder  beide  zugleich  belangen,  und  das  geföllte  Urtheil  kann  ohne  Unter- 
schied gegen  die  Person  und  das  Vermögen  des  einen  und  des  anderen 
vollstreckt  werden. 

Der  Gläubiger,  welcher  Gläubiger  auf  Grund  eines  mit  dem  Eapitain 
abgeschlossenen  Vertrages  ist,  kann  seine  Elage  gemäss  den  Bestimmungen 
des  vorhergehenden  Auneas  geltend  machen;  wenn  jedoch  der  Eapitain 
allein  oder  in  Gemeinschaft  mit  dem  Rheder  verurtheut  worden  ist,  so  ist 
das  Urtheil  ausschliesslich  gegen  die  Person  und  das  Vermögen  des  letz- 
teren vollstreckbar. 

Es  kann  ebenfalls  gegen  die  Person  und  das  Vermögen  des  Eapitains 
vollstreckt  werden,  sofern  dieser  sich  persönlich  für  die  Erfüllung  des  Ver- 
trages verpflichtet  hat. 

800.  Der  Rheder,  mag  er  Eigenthümer  des  Schiffes  sein  oder  nicht, 
kann  sich  von  der  Haftung  für  die  Handlungen  des  Eapitains  und  der  Mann- 
schaft und  die  von  ersterem  eingegangenen  Verpflichtungen  befreien,  wenn 
er  das  Schiff  und  die  auf  Grund  der  Reise,  auf  welche  sich  diese  Hand- 
lungen und  Verpflichtungen  beziehen,  erhaltenen  oder  noch  zu  erhaltenden 
Frachtgelder  abtritt. 

Der  Rheder,  mag  er  Eigenthümer  sein  oder  nicht,  wird  durch  den 
Abandon  verpflichtet,  den  Eigenthümer  oder  Mittheilhaber  des  Schiffes  voll- 
ständig schadlos  zu  halten. 

801.  Wenn  die  Ladung  dem  Rheder  gehört,  so  ist  er  nicht  verpflichtet, 
dieselbe  abzutreten;  er  muss  jedoch  den  Gläubigem  die  entsprechende,  durch 
Sachverständige  abgeschätzte  Fracht  bezahlen. 

Er  ist  ebenfalls  nicht  verpflichtet,  die  Entschädigung  abzutreten,  welche 
er  von  den  Versicherem  des  Schiffes  erhält. 

802.  Der  Rheder,  welcher  dem  Eapitain  besondere  Vollmacht  ertheilt 
hat,  um  die  ihm  gehörige  Ladung  zu  verwalten,  Geld  auf  Bodmerei 
zu  nehmen  oder  andere  ähnliche  Handlungen  auszuführen,  kann  sich  ver- 
mittelst des  Abandons  von  den  Verpflichtungen  nicht  befreien,  welch^  sein 
Mandatar  innerhalb  der  Grenzen  des  Mandates  kontrahirt  hat  ^s^ 

803.  Der    Rheder,    Eigenthümer    oder    Mittheilhaber,    der  zugleiSl,^ 
Eapitain  des  Schiffes  ist,    kann    sich    durch   den    Abandon    nicht  von    der 
Verantwortlichkeit  für  seine  eigenen  Handlungen,    noch    von    den  von   ihm 
kontrahirten  Verpflichtungen  befreien. 

Wenn  jedoch  der  Eapitain  nur  Mittheilhaber  ist,  so  haftet  er  nicht 
mit  seinem  ganzen  Vermögen  für  die  wegen  und  zum  Nutzen  des  Schiffes^ 
oder  der  Expedition  kontrahirten  Verpflichtungen,  sondern  nur  im  Ver- 
hältniss  des  Antheiles,  welchen  er  daran  hat. 

804.  Li  den  Fällen  der  Art.  770  und  771  genügt  das  Votum  der 
Majorität,  um  den  Abandon  zu  Gunsten  der  Gläubiger  vorzunehmen;  wenn 
jedoch  die  Majorität  vorzieht,  das  Schiff  zu  behalten   und  die  Schulden  zu 
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bezahlen,  so  ist  die  Minorität  nicht  verpfliohtet,  sich  diesem  Beschluss  zu 
unterwerfen,  und  sie  kann  die  ihr  zustehenden  Antheile  abandonoiren. 

Diese  Bestimmung  ist  auf  den  Fall  anwendbar,  in  welchem  die 
Majorität  den  Kapitain  f2;egen  das  Votum  der  Minorität  ermächtigt  hat, 
alle  Miteigenthümer  des  Schiffes  unbegrenzt  zu  verpflichten. 

805.  Der  Verlust  des  Schiffes  lässt  die  Befugniss,  dasselbe  zu  aban- 
donniren,  nicht  erlöschen;  der  Rbeder  muss  jedoch  in  solchem  Falle  den 
Gläubigern  die  erhaltene  Fracht  übergeben. 

Die  Ueberlassung  des  Schiffes  und  der  Fracht  zu  Gunsten  der  Ver- 
sicherer lässt  diese  Befugniss  ebenfalls  nicht  erlöschen. 

800*  Der  Rbeder  kann  das  Schiff  nach  der  Beschlagnahme  desselben, 
sowie  in  jedem  Stadium  des  Verfeihrens  abandonniren,  sofern  er  nicht  in 
formlicher  V^eise  auf  die  Befugniss,  welche  ihm  das  Gesetz  gewährt, 
verzichtet  hat,  und  sofern  er  den  Abandon  vornimmt,  bevor  es  gerichtlich 
verkauft  worden  ist. 

807.  Der  Abandon  überträgt  nicht  das  Eigenthum  des  Schiffes,  und 
demgemäss  ist  der  Preis,  welcher  nach  Bezahlung  der  Gläubiger  übrig 
bleibt,  dem  Rheder  zu  übergeben. 

808.  Durch  den  zu  Gunsten  eines  der  Gläubiger  erfolgten  Abandon 
erlöschen  die  Ansprüche  der  übrigen  gegen  die  Rbeder  vollständig. 

Wenn  diese  Ansprüche  jedoch  aus  einem  Delikt  oder  Quasidelikt  des 
Eapitains  herrühren,  entzieht  der  Abandon  den  Gläubigem  nicht  das  Recht, 
denselben  strafrechtlich  zu  verfolgen. 

809.  Der  Abandon  muss  in  öffentlicher  Urkunde  erfolgen  und  den 
Gläubigem  mitgetheilt  werden. 

KAPITEL  n. 
Von  dem  Kapitain. 

810.  Der  Kapitain  ist  der  Oberbefehlshaber  des  Handelsschiffes, 
welcher  mit  dessen  Führung  und  Leitung  gegen  eine  mit  dem  Rheder  ver- 
einbarte Besoldung  beauftragt  ist. 

Die  Mannschafib  und  die  Passagiere  sind  demselben  Respekt  und  Ge- 
horsam in  Allem  schuldig,  was  sich  auf  den  Dienst  des  Scniffes  und  die 
Sicherheit  der  Personen  und  der  Ladung,  welche  dasselbe  befördert,  bezieht 

811.  Der  Kapitain  ist  von  der  Staatsbebörde  damit  betraut,  Ordnung 
auf  dem  Schiff  zu  halten,  sowie  die  Passagiere,  die  Schiffsmannschaft 
und  die  Ladung  zu  sichem. 

Zu  gleicher  Zeit  ist  er  Faktor  des  Rheders  und  Vertreter  der  Ablader 
in  Allem,  was  auf  das  Interesse  des  Schiffes  und  seiner  Ladung  und  auf 
das  Resultat  der  Expedition  Bezug  hat. 

812.  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  die  fiskalischen,  Marine-,  Sanitäts- 
and Polizeigesetze  und  -Verordnungen  der  Abfahrts-,  Skala-,  Anlandungs- 
und  Bestimmungshäfen  des  Schiffes  zu  beachten  und  zu  erfüllen,  sowie  in 
allen  diesen  Häfen  an  dem  für  die  Sicherheit  seines  und  der  übrigen  in 
demselben  Hafen  anwesenden  Schiffe  passendsten  Orte  vor  Anker  zu  gehen. 

813.  Es  kann  nicht  Kapitain  sein  der  Minderjährige,  noch  auch 
der  Grossiäbrige,  der  nicht  nachweist,  dass  er  auf  einem  Kriegs-  oder 
Handelsschiffe  ö  Jahre  gefahren  ist,  ein  befriedigendes  Examen  über  Theorie 
und  Praxis  in  der  Schifffahrt  abgelegt  und  das  Kapitainspatent  erlangt  hat. 

Eine  besondere  Verordnung  wird  die  Gegenstände  des  Examens,  die 
Prüfungskommission  und  die  Urkunden  bestimmen,   durch  welche  die  Aus- 
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übuDfif  der  Schifffohrt  währeod  der  im  Yorhergehenden  Alinea  aDgegebeuea 
Frist  zu  beweisen  ist. 

814.  Der  Rbeder;  der  ein  Eanitainspatent  nicht  besitzt,  kann  sein 
Schiff  nicht  befehligen ;  er  kann  jeaoch  die  ökonomische  Yerwaltong  des- 
selben unter  der  Bedingung  übernehmen,  dass  er  sich  jeder  Handlang  ent- 
hält, welche  auf  die  Schiff&hrt  Bezug  hat 

815.  Der  ffir  eine  Reise  angeworbene  Eapitain  ist  verpflichtet,  dieselbe 
zu  Gunsten  des  Rheders  und  der  Ablader  persönlich  anzutreten  und  zu 
beendigen,  indem  er  bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit,  welche  sich  ihm 
darbietet,  unter  Segel  geht,  nachdem  das  Schiff  au^etakelt,  ausgerüstet,  ?er- 
proviantirt,  beladen  und  verklai-t  worden  ist,  es  sei  denn,  dass  das  Wetter 
nicht  günstig  ist,  oder  dass  Pest,  Krieg  oder  ein  anderes  Ereigniss  höherer 
Gewalt  eintritt,  welches  ihn  daran  verhindert 

818.  Das  Vorrecht,  welches  Art  7ö5  dem  Eapitain  auf  das  Schiff 
hinsichtlich  der  Bezahlung  seines  Gehaltes,  seiner  Gratifikationen  und  Aus- 
lagen gewährt,  erstreckt  sich  auch  auf  die  Fi*achtgelder  des  Schiffes. 

817.  Der  Kapitain  kann  die  vollständige  Zahlung  seines  Gehaltes, 
der  Gratifikationen  und  Auslagen  in  dem  Momente  verlangen,  in  welchem 
seine  Rechnungen  von  dem  Rheder  genehmigt  worden  sind. 

Wenn  Ausstellungen  vorkommen,  welche  den  endgültigen  Abschluss 
verzögern,  kann  der  Eapitain  die  Zahlung  verlangen,  indem  er  eine  Bürg- 
schaft zur  Zufriedenheit  des  Rheders  dafür  stellt,  den  erhaltenen  Betrag 
zurückzuerstatten,  falls  er  als  Schuldner  resultiren  sollte. 

818.  Unbeschadet  der  dem  Eapitain  in  den  übrigen  Titeln  diesem 
Buches  gewährten  Befugnisse  und  auferlegten  Verpflichtungen  und  Verbote 
hat  er  auf  Grund  seines  Amtes  die  in  den  folgenden  Artikeln  aDgegebenen. 

819.  Befugnisse  des  Eapitains  sind: 

1.  die  zur  Führung  una  Leitung  des  Schiffes  noth wendigen  Befehle 
zu  geben; 

2.  an  Bord  die  in  den  Gesetzen  oder  Verordnungen  von^esehenen 
Eorrektionalstrafen  denjenigen  aufzuerlegen,  welche  die  Schiffsord- 
nung stören,  Disciplinarvergehen  sich  zu  Schulden  kommen  lassen 
und  den  ihnen  obliegenden  Dienst  zu  leisten  sich  weigern  oder  unter- 
lassen ; 

3.  diejenigen,  welche  sich  irgend  eines  Vergehens  schuldig  machen, 
festzunehmen,  den  Thatbestand  aufzunehmen  und  die  Delinquenten 
der  zuständigen  Behörde  zu  überliefern; 

4.  dem  Rheder  die  Seeleute  vorzuschlagen,  welche  die  SchiffsmaoD- 
schaft  bilden  sollen  und  dieselben  mit  oder  ohne  Grund  aus  dem 
Dienst  zu  entlassen; 

5.  die  erforderlichen  Verfügungen  zu  treffen,  um  das  Schiff  gut  ge- 
kielholt, ausgerüstet,  aufgetakelt  und  verproviantirt  zu  erhalten, 
sofern  die  Umstände  ihm  nicht  gestatten,  die  Ermächtigung  und  die 
Instruktionen  des  Rheders  oder  seines  Eonsignatars  einzuholen; 

6.  die  Befrachtungen  zu  kontrahiren  und  die  Heuerverträge  mit  der 
Mannschaft  abzuschliessen,  jedoch  nur  in  Abwesenheit  oes  Rheders 
oder  seines  Eonsignatars; 

7.  während  der  Fahrt  die  zur  Fortsetzung  und  Beendigung  der  Reise 
dringend  nothwendigen  Ausbesserungen  des  Schiffes,  des  Takelwerks 
und  der  Geräthe  selbst  anzuordnen;  wenn  jedoch  der  Rheder  in 
dem  Hafen,  in  welchem  die  Ausbesserungen  vorgenommen  werden 
sollen,   anwesend  ist  oder   sich  dort  Jemand  befindet,   welcher  ihn 
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▼eiiritty  80  kftnn  der  Eapitain   ohne   Torhergeheode   besondere  Er- 
mächligang  des  eineo  oder  des  anderen  nichts  vornehmen; 

8.  in  Abwesenheit  des  Rheders  oder  seines  Eonsignatars  auf  den 
Rnmpf,  den  Kiel  und  das  Takelwerk  des  Schiffes  Geld  auf  Bodmerei 
zu   nehmen,   um    die   Kosten    der   Ausbessemngen    und   der   Yer- 

Eroviantirung,  welche  dringend  und  absolut  nothwendig  sind,  zu 
estreiten,  sofern  die  Mittel  des  Rheders  erschöpft  sind  und  der 
Eapitain  von  dessen  Korrespondenten  oder  den  Laaungsinteressenten 
solche  nicht  erhalten  kann. 

Selbst  in  diesem  Falle  kann  der  Kapitain  ein  Bodmereidarlehn 
nicht  kontrahiren  ohne  vorhergehende  Untersuchung  der  Noth* 
wendigkeit  und  Ermächtigung  durch  das  Handelsgericht  des  Hafens, 
wo  er  sich  befindet,  falls  er  zur  Republik  gehört,  oder  des  Salvadoren- 
sischen  Konsuls,  falls  der  Hafen  ein  ausländischer  ist  oder,  in 
dessen  Ermangelung,  der  Ortsbehörde,  welche  über  Handelssachen 
erkennt; 

9.  Wechsel  auf  den  Rheder  zu  ziehen,  wenn  umstände,  wie  die  in 
dem  ersten  Alinea  der  vorhergehenden  Nummer  vorgesehenen, 
vorhanden  sind  und  er  ein  Bodmereidarlehn  nicht  erhalten  kann. 

Unterzeichnet  der  Kapitain  als  Mandatar  des  Rheders  dieselben, 
so  haftet  er  nicht  persönlich  für  die  Acceptation  und  Bezahlung 
der  Wechsel. 

Es  ist  anzunehmen,  dass  er  in  der  Eigenschaft  eines  Mandatars 
dieselben  gezogen  hat,  auch  wenn  es  nicht  ausdrücklich  vermerkt 
ist,  sofern  die  Wechsel  die  Klausel:  „Werth  empfangen  für 
Rechnung  des  Schiffes^'  oder  eine  andere  gleichbedeutende 
enthalten ; 

10.  in  öffentlicher  Versteigerung,  nach  vorhergegangener  gerichtlicher 
Ermächtigung,  den  Theil  der  Ladung  zu  verkaufen,  der  hinreichend 
ist,  um  die  dringenden  Bedürfnisse  des  Schiffes  zu  decken,  wenn 
er  sich  durch  keins  der  in  den  beiden  vorhergehenden  Nummern 
angegebenen  Mittel  Geld  verschaffen  kann. 

In  diesem  Falle  muss  der  Kapitain  für  den  laufenden  Preis 
haften,  welchen  die  verkauften  Waaren  in  ihrem  Bestimmungshafen 
haben,  oder  für  den  Verkaufspreis  nach  Wahl  des  Eigenthümers. 

Wenn  nur  ein  Ablader  ist,  oder  wenn  beim  Vorhandensein 
mehrerer  dieselben  übereinstimmen,  so  können  sie  dem  Verkauf  ihrer 
Waaren  widersprechen  und  dieselben  löschen,  indem  sie  die  Fracht 
im  Verhältniss  des  zurückgelegten  Weges  entrichten. 

Wenn  die  Befrachter  in  dem  zweiten  Falle  nicht  übereinstimmen, 
so  hat  derjenige,  welcher  seine  Waaren  löschen  will,  die  volle  Fracht 
zu  bezahlen; 

11.  diejenigen,  welche  Lebensmittel  für  ihre  Privatrechnung  haben,  zu 
zwingen,  dieselben  zum  gemeinschaftlichen  Verbrauch  zu  verkaufen. 

Der  Kapitain  kann  von  dieser  Befugniss  nur  in  dem  äussersten 
Falle  Gebrauch  machen,  wenn  die  Vorräthe  des  Schiffes  verbraucht 
sind,  und  nur  nach  vorhergegangenem  Gutachten  der  Ofiüziere 
desselben. 

Die  Zahlung  muss  baar  geleistet  werden  und,  wenn  der  Eigen- 
thümer  es  vorzieht,  in  dem  ersten  Anlandungshafen  oder  in  dem- 
jenigen der  Löschung  zu  dem  laufenden  Preise  stattfinden,  welchen 
die  Lebensmittel  an  dem  einen  oder  dem  anderen  haben ; 
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12.  den  Theil  der  Ladan^,  des  Takelwerks  oder  der  Geräthe  über  Bord 
zu  werfen,  deren  Preisgeben  zar  Rettunf^  des  Schiffes  aus  einer 
erkannten  und  wirklichen  Gefahr  erforderlich  ist. 

Der  Seewurf  muss  in  der  durch  die  Art  1019  und  1020  vorge- 
schriebenen Art  uod  Weise  und  nach  vorhergehender  Einholung 
des  Gutachtens  der  Offiziere  in  Gegenwart  der  Ablader  oder  des 
Superkargos  erfolgen; 

13.  den  Steuermann  zu  zwingen,  den  Kurs  zu  ändern,  wenn  er  es  far 
unerlässlich  lialt,  auch  wenn  der  Steuermann  Widerspruch  erhebt 
und  gegen  die  Bestimmung  des  Eapitains  protestirt; 

14.  auf  hoher  See  die  Testamente  der  Personen,  welche  das  Schiff  be- 
fördert, mögen  sie  zur  Mannschaft  gehören  oder  nicht,  aufzuuehmeo 
imd  zu  beglaubigen; 

15.  auf  hoher  See  Protokolle  über  Geburten  und  Todesfalle  aufzunehmen 
und  dieselben  im  Anschluss  an  die  Musterrolle  einzutragen 

820.     Der  Kapitain  ist  vor  Beginn  der  Reise  verpflichtet: 

1.  sich  mit  dem  Matrikelcertiflkat  des  Schiffes,  dem  Seepass,  der 
Musterrolle,  dem  Gesundheitsattest,  den  Frachtpolicen,  den  Ladongs- 
konnossementen ,  einem  Exemplar  dieses  Gesetzbuches  und  den 
übrigen  durch  die  Gesetze  und  V  erordnungen  geforderten  Urkunden 
zu  versehen; 

2.  drei  eingebundene  und  foliirte,  von  dem  zuständigen  Gericht 
rubricirte  Bücher  anzulegen,  von  denen  das  erste  Schiffstage- 
buch, das  zweite  Rechnu'ngs-  und  Kontobuch  und  das  dritte 
Ladungsbuch  betitelt  ist: 

3.  persönlich,  bevor  er  unter  Segel  geht,  eine  sorgfältige  Untersuchung 
des  Zustandes  des  Schiffes,  in  Begleitung  der  Offiziere  desselben, 
eines  Schiffszimmermanns  und  eines  Ealfatermeisters  vorzunehmen; 
die  beiden  letzteren  sind  von  dem  Hafenkapitain  zu  ernennen. 

Die  Verhandlung  über  die  Untersuchung  ist  in  das  Schiffstage- 
buch einzutragen  und  von  den  angegebenen  Personen  zu  unterzeichnen; 
und  ergiebt  sich,  dass  das  Schiff  nicht  im  Stande  ist,  in  See  za 
gehen,  so  ist  die  Reise  aufzuschieben,  bis  die  erforderlichen  Mass- 
nahmen ausgeführt  sind. 

Die  Ablader  können  die  Besichtigungsurkunde  anfechten  upd 
gegen  deren  Inhalt  die  in  diesem  Gesetzbuch  zugelassenen  Beweise 
erbringen ; 

4.  das  Schiff  kiel-  und  seitenfrei  zu  stellen  und  in  den  Stand  zu 
setzen,  die  Ladung  zu  der  mit  dem  Befrachter  vereinbarten  Zeit  in 
Empfang  zu  nehmen; 

5.  mit  der  gesammten  Mannschaft  an  Bord  zu  bleiben,  so  lange  das 
Schiff  Ladung  aufnimmt,  und  dafür  zu  sorgen,  dass  dieselbe  gut 
gestaut  wird; 

6.  dafür  zu  sorgen,  dass  in  das  Schiff  nicht  mehr  geladen  wird,  als 
seinem  Rauminhalt  entspricht,  und  zur  Verfügung  des  Eigenthümers, 
fialls  er  bekannt  ist  oder,  im  entgegengesetzten  Falle,  der  Ortsbehörde 
die  Waaren,  welche  heimlich  zu  viel  eingeführt  worden  sind,  an 
das  Land  zu  schaffen; 

7.  einzelne  Empfangsbescheinigungen   über   die   nach    und    nach   ein- 

rhifften  Waaren  zu  ertheilen    und   dieselben   seiner   Zeit  gegen 
Konnossemente,  die  er  unterschreibt,  umzuwechseln; 

8.  keine  augenscheinlich  beschädigten,  verringerten  oder  schlecht  ver- 
packten Waaren   au   Bord   aufzunehmen,   ohne   auf  den   einzelnen 


XXYIU.    Salvador.  573 

Emp&DgsbescheiDignngen  oder  EoDDossementen  den  daran  bemerkten 
Fehler  zu  verzeichnen. 

Ist  dieser  Vermerk  unterlassen,  so  wird  vermuthet,  dass  der 
Eapitain  die  Waaren  gut  erhalten,  unversehrt  und  gut  verpackt 
verladen  hat; 
9.  dem  Rheder  ein  genaues  und  vollständiges  Terzeichniss  der  ver- 
ladenen  Waaren  auszuhändigen  oder  zu  senden  und  ihm  die 
Namen  und  Wohnorte  der  Ablader,  sowie  die  vereinbarten  Frachten 
mitzutheilen ; 
10.  vor  der  Abfahrt  aus  dem  Hafen  die  Vorräthe,  Anker,  Segel,  das 
Tau-  und  Takelwerk  und  sonstige  Geräthschi^ten  des  Schiffes  zu 
inveutarisiren,  mit  Angabe  des  Zustandes,  in  dem  sie  sich  befinden. 

Das  Inventar  muss  in  Gegenwart  des  Steuermanns  und  des 
Hochbootsmaunes  aufgenommen  und  von  diesen  und  dem  Eapitain 
unterzeichnet  werden. 

Die  Inventaraufnahme  kann  unterbleiben,  weon  sie  erfolgt  ist  zur 
Zeit,  als  der  Eapitain  den  Befehl  über  das  Schiff  übernahm. 

Die  Verluste    oder    Beschädigungen,    welche    während  der  Fahrt 
an    den   inventarisirteu  Gegenständen   vorkommen,    müssen  in  dem 
Rechnungs-  und  Kontobuch  vermerkt  werden,  indem  die  Eintragung 
von  den  erwähnten  Offizieren  unterzeichnet  wird. 
821-     Die  Musterrolle  muss  enthalten: 

1.  den  Namen  des  Schiffes  und  die  Vor-  und  Zunamen  des  Eapitains, 
der  Offiziere  und  der  Matrosen,  mit  Angabe  ihres  Geburtsortes, 
Alters,  Standes,  Domicils,  Dienstes  an  Bord  und  der  vereinbarten 
Heuer; 

2.  den  Abfahrts-  und  Bestimmungshafen  des  Schiffes; 

3.  den  Vor-  und  Zunamen  der  Passagiere  und  die  Angabe  des  Ortes, 
nach  welchem  sie  reisen. 

Die  Rolle  muss  von  dem  Eapitain,  den  Offizieren  und  den  Schiffs- 
mannschaften, welche  schreiben  können,  unterzeichnet  werden  und  ist  von 
dem  Hafenkapitain  oder  -Eommandanten,  in  dessen  Händen  eine  beglaubigte 
Abschrift  zu  hinterlassen  ist,  zu  visiren. 

822.  In  dem  Schifffahrtstagebuch  hat  der  Eapitän  täglich  den  Stand  des 
Wetters  und  der  Winde,  das  tägliche  Fortschreiten  oder  den  Aufenthalt 
des  Schiffes,  den  Längen-  und  Breitengrad,  unter  welchen  es  sich  Tag  für 
Tag  befindet,  die  Schänden  oder  Verluste,  welche  es  erleidet,  den  verfolgten 
Kurs,  die  Gründe  für  freiwillige  oder  gezwungene  Abweichungen  von  der 
Richtung,  die  Begegnung  mit  anderen  Fahrzeugen  und  alle  das  Schiff  und 
die  Ladung  betreffenden  Beschlüsse  zu  vermerken,  welche  das  Gutachten  der 
Offiziere  erfordern. 

In  das  Rechnungs-  und  Eontobuch  hat  der  Eapitain  Alles,  was  er  für 
Kechnung  des  Schiffes  erhält,  die  Ausgaben,  die  er  für  Ausbesserungen, 
Zurüstungen,  Lebensmittel,  Heuer  oder  zu  irgend  welchem  anderen  Zwecke 
macht,  die  Anmusterungsverträge  der  Mannschaft,  die  Beträge,  welche  ein 
jeder  der  Seeleute  als  Heuer  empfangt,  und  die  seiner  Familie  angewiesenen 
Summen  einzutragen. 

In  dem  Ladungsbuch  hat  der  Eapitain  den  Ein-  und  Ausgang  der  in 
das  Schiff  verladenen  Waaren  zu  vermerken  mit  Angabe  der  Nummern  und 
Marken  der  Ballen,  der  Namen  der  Ablader  und  Eonsi^atare,  der 
Ladungs-  und  Löschungshäfen  und  der  vereinbarten  Frachtgelder. 

8^.  Nach  Verklarung  des  Schiffes  kann  der  Eapitain  wegen  einer 
civilen  Schuld  nicht  detinirt  werden,  es  sei  denn,  dass  sie  von  Gegenständen 
berrülurt,  welche  für  die  Reise  geliefert  worden  sind. 
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Auch  iD  diesem  Falle  kaon  der  Eapitaiü  die  DetiniraDg  verm^den, 
wenn  er  BQrgschaft  leistet. 

824.  Das  der  Person  des  Eapitains  ^währte  Aasnahmerecht  erstreckt 
sich  auf  sein  Reisegepäck,  aber  nicht  auf  sein  Gehalt  und  die  Gratifikationen, 
die  f&r  seine  Rechnung  verladenen  Waaren  und  die  übrigen  ihm  gehörigen 
Gegenstände,  welche  er  an  Bord  hat 

Die  Gläubiger  können  die  Waaren  des  Eapitains  mit  Beschlag  belegen 
lassen,  indem  sie  die  Fautfracht  f&r  Rechnung  desselben  bezahlen,  sofern 
die  Löschung  keinen  längeren  Aufenthalt  verursacht,  welcher  die  Interessen 
des  Schiffes  und  der  Ablader  schädigt. 

825.  Die  Bestimmung  in  dem  Art  823  ist  nicht  anwendbar  auf  die 
Eapitaine  ausländischer  Schiffe,  dieselben  können  iedoch  die  Aufhebung  der 
Detinirung  beanspruchen ,  wenn  sie  die  Schuld  zur  Zufriedenheit  des 
Gläubigers  durch  Bürgen  sicher  stellen. 

826.  Während  der  Reise  ist  der  Eapitain  verpflichtet: 

1.  die  Ordnung  auf  dem  Schiffe  aufrecht  zu  erhalten,  für  die  Gesund- 
heit der  Mannschaft  und  die  Erhaltung  der  Ladung  Sorge  zu  tragen 
und  die  Schiffsmanöver  zu  leiten; 

2.  an  Bord  des  Schiffes  von  dem  Momente  an  zu  bleiben,  in  welchen 
die  Reise  begonnen  wird,  bis  es  in  einem  sicheren  Hafen  Anker 
wirft; 

3.  die  in  dem  Art.  ,822  erwähnten  Bücher  zu  führen  und  täglich  mit 
seinem  ersten  Offizier  die  Vermerke,  welche  er  in  dem  SchifflEahrts* 
tagebuch  macht,  zu  unterzeichnen^); 

4.  das  Schiff  mit  allen  Mitteln,  welche  die  Klugheit  erheischt,  zu  ver- 
theidigen  oder  dasselbe  durch  die  Flucht  zu  retten,  wenn  es  ton 
Feinden  oder  Seeräubern  angegriffen  worden  ist; 

5.  gegen  die  Aufbringung,  die  Beschlagnahme  oder  Detinirung  des 
Schiffes  und  seiner  Ladung  Reklamationen  zu  erheben,  auf  allen 
möglichen  Wegen  dem  Rheder  und  den  Abladern  diese  Ereignisse 
mitzutheilen,  und,  so  lange  er  keine  Instruktionen  erhält,  alle  Mass- 
nahmen zu  treffen,  welche  zur  Erhaltung  des  Schiffes  und  der 
verladenen  Waaren  erforderlich  sind; 

G.  den  Loskauf  des  angebrachten  Schiffes  zu  vereinbaren,  in  das 
betreffende  Buch  die  Geldbeträge  oder  die  Waaren  einzutragen, 
welche  er  in  Erfüllung  des  Vertrages  übergiebt,  den  entsprechenden 
Protest  in  dem  ersten  Skala-  oder  Anlandungshafen ,  innerhalb 
24  Stunden,  nachdem  er  zur  freien  Verhandlung  zugelassen  worden 
ist,  zu  formuliren  und  im  Bestimmungshafen  die  in  dem  Protest 
erwähnten  Thatsachen  nachzuweisen; 

7.  sich  bei  dem  Hafenkommandanten  innerhalb  der  in  der  vorher* 
gehenden  Nummer  bezeichneten  Frist  einzufinden,  sofern  er  in 
einem  Hafen  der  Bepublik  anlandet,  ihm  über  die  Ursachen  der 
Anlandun^  Rechenschaft  zu  geben  und  eine  Bescheinigung  darüber 
zu  extrahiren,  dass  er  diese  Vorschriften  erfüllt  hat^  sowie  über  die 
Zeit  seiner  Anlandung  und  Abfahrt  aus  dem  Hafen* 

Wenn  der  Anlandungshafen  ein  ausländischer  ist,  so  muse  er  die 
erwähnten  Massnahmen  vor  den  im  Alinea  2  der  No^  17  erwähnten 
Behörden  treffen; 


*)  Im  Urtext  steht  „formar";  dieses  dürfte  ein  Druckfehler  sein  nnd  „firmar*'  ge* 
meint  sein. 
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8.  das  Geld,  die  Bücher  und  den  werthyoUsten  Theil  der  Ladung  aus 
dem  Schiff  heraaszuDehmen,  sofern  er,  in  die  Unmöglichkeit  Tersetzt, 
das  Schiff  zu  retten,  beschliesst,  es  zu  verlassen; 

9.  vor  der  dem  Orte  dos  Schiffsbruchs  oder  der  Strandung  n&chsten 
Behörde  sich  zu  gestellen,  dieser  Behörde  einen  eidlichen  Bericht  über 
den  Un&ll  zu  erstatten,  denselben  durch  die  Erklärungen  der  Mann- 
schaft und  der  Passagiere  zu  beweisen  und  die  Uebergabe  der 
Originalprotokolle  zur  Wahrung  seiner  Rechte  nachzusuchen. 

Die  Interessenten  an  dem  Schiff  oder  der  Ladung  können  ge^en 
die  Erklärungen  des  Kapitains,,  der  Mannschaft  oder  der  Passagiere 
Beweise  vorbringen,  auch  in  dem  Falle,  dass  sie  alle  übereinstimmen; 

10.  den  Verkauf  des  Schiffes  in  dem  im  Art.  766  vorgesehenen  Falle 
zu  beantragen; 

11.  sich  erfahrener  Lootsen  an  allen  Orten  zu  bedienen,  wo  das  Gesetz, 
der  Gebrauch  oder  die  Vorsicht  es  erfordert; 

12.  an  Bord,  wenn  das  Schiff  in  irgend  einem  Hafen  vor  Anker  liegt, 
die  genügende  Anzahl  Matrosen  zu  behalten,  um  alle  nothwendigen 
Schiffsmanöver  auszufuhren; 

13.  ein  Inventar  von  den  Papieren  und  dem  Vermögen  des  Passagiers 
oder  Seemannes,  welcher  auf  dem  Schiffe  stirbt,  aufzunehmen  und 
dieselben  in  sichere  Verwahrung  zu  bringen. 

Das  Inventar  ist  in  Gegenwart  zweier  Passagiere  oder,  in  Er- 
mangelung derselben,  zweier  Seeleute,  welche  es  als  Zeugen  unter- 
schreiben, aufzustellen; 

14.  dem  Kheder  bei  allen  sich  darbietenden  Gelegenheiten  von  dem  Zu- 
stande des  Schiffes  und  der  Ladung  Mittheilung  zu  machen; 

15.  in  einem  neutralen  Hafen  anzulanden,  wenn  nach  seiner  Abfiahrt 
Krieg  zwischen  der  Republik  und  dem  Staate,  zu  welchem  sein 
Bestimmungshafen  gehört,  ausbricht,  und  in  jenem  zu  bleiben  bis  zur 
Wiederherstellung  des  Friedens  oder  bis  er  Befehle  des  Rheders 
und  der  Ablader  erhält 

Falls  der  Ebifen,  nach  welchem  das  Schiff  gerichtet  ist,  blokirt 
wird,  muss  der  Eapitain  in  den  nächsten,  der  frei  ist,  einlaufen 
und  dort  die  Aufhebung  der  Blokade  oder  die  Ordres  des  Rheders 
und  der  Ablader  erwarten; 

16.  mit  den  Offizieren  des  Schiffes,  ausser  den  in  diesem  Gesetzbuch 
besonders  vorgesehenen  Fällen,  sich  zu  berathen,  sofern  es  er- 
forderlich ist,  während  der  Reise  einen  wichtigen  Beschluss  zu  fassen, 
wie  abzusegeln,  die  Anker  des  Schiffes  im  Stich  zu  lassen,  Taue 
oder  Masten  zu  kappen,  den  Loskauf  des  Schiffes  zu  vereinbaren 
oder  andere  Massnanmen  von  gleicher  Wichtigkeit  und  Tragweite 
auszuführen; 

17.  in  dem  Anlandnngs-  oder  Skalahafen  innerhalb  der  in  No.  6  dieses 
Artikels  bezeichneten  Frist  die  Verluste  oder  Beschädigungen  des 
Schiffes  oder  der  Ladung  durch  Protest  festzustellen,  welche  nach 
seinem  eigenen  Entschluss  oder  auf  Beschluss  der  Versammlung 
der  Offiziere,  durch  höhere  Gewalt  oder  Seeunfälle  verursacht  worden 
sind,  das  Schifffahrtstagebuch  durch  die  nach  der  Bestimmung 
in  dem  folgenden  Alinea  zuständige  Behörde  visiren  zu  lassen  und 
in  dem  Bestimmungshafen  die  Thatsache  nachzuweisen,  welche  jene 
Unfälle  verursacht  hat. 

Der  Nachweis  erfolgt  vor  dem  betreffenden  G^*icht,  wenn  der 
Skala-  oder  Anlandungshafen  zur  Republik  gehört;  wenn  es  ein 
ausländischer  ist,   so  ist  er  vor  dem  Salvadorensischen  Konsul  vor- 
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zabriogen,    and  ist  ein  solcher  nicht  Torhanden,   so  ist  er  der  Orts* 
Behörde,  welche  in  Handelssachen  erkennt  und,  in  deren  Ermangelung, 
der  gewöhnlichen  Justizbehörde  za  übermitteln. 
827.    Nach  Beendigung  der  Reise  ist  der  Eapitain  yerpfiichtet: 

1.  dem  Rheder  sofort  Nachricht  über  seine  Ankunft  zu  geben,  falls 
er  sich  nicht  im  Hafen  befindet; 

2.  innerhalb  der  in  No.  6  des  vorhergehenden  Artikels  bezeichneten 
Frist  Protest  zu  erheben  und  die  bekannten  oder  vermutheten  Ver- 
luste und  Beschädigungen  des  Schiffes  oder  seiner  Ladung  nach- 
zuweisen, innerhalb  derselben  Frist  die  Proteste,  welche  er  während 
des  Verlaufes  der  Fahrt  erhoben  hat,  zu  bestätigen  und  das  Tage- 
buch visiren  zu  lassen,  wenn  es  vorher  nicht  visirt  worden  ist; 

3.  die  Ladung  mit  ihrem  Zuwachs  den  Konsignataren  abzuliefern,  welche 
durch  die  Konnossemente  bezeichnet  sind. 

Zur  Zeit  der  Uebergabe  müssen  die  Waaren  gezählt,  gewogen 
oder  gemessen  werden,  sofern  der  Kapitain  sich  für  deren  Zahl, 
Gewicht  oder  Maass  verantwortlich  gemacht  hat; 

4.  zur  Zeit  der  Uebergabe  der  Ladung  die  Konnossemente,  welche  er 
unterzeichnet  hat,  zurückzunehmen,  auf  einem  derselben  eine  Quittung 
über  die  Ablieferung  sich  geben  zu  lassen  und  dem  Ablader  das 
Konnossement,  welches  er  von  ihm  erhalten  hat,  zurückzugeben; 

5.  die  Ladung  zur  Verfügung  des  betreffenden  Gerichts  zu  stellen, 
damit  es  deren  Hinterlegung  anordne,  wenn  die  Konsignatare  deren 
Uebergabe  nicht  innerhalb  einer  angemessenen  Frist  verlangen,  sich 
weigern,  sie  in  Emp&ng  zu  nehmen,  oder  die  Person  unbekannt 
ist,  an  welche  sie  übergeben  werden  muss; 

6.  ein  ausführliches  Verzeichniss  der  Waaren  aufzustellen,  welche  er 
einzeln  abliefert,    und   dasselbe  in  das  Ladungsbuch  abzuschreib^; 

7.  dem  Hafenkommandanten  Rechenschaft  von  den  Leuten  zu  geben, 
welche  in  Folge  von  Desertion,  Tod  oder  aus  irgend  einem  anderen 
Grunde  an  der  Mannschaft  fehlen,  und  ihm  das  Inventar  und  das 
Vermögen  derjenigen  zu  übergeben,  welche  auf  dem  Schiffe  gestorben 
sind,  damit  er  dasselbe  zur  Verfügung  ihrer  Erben  stelle; 

8.  der  angegebenen  Behörde  beglaubigte  Abschriften  der  Geburts-  oder 
Todesurkunden  auszuhändigen,  damit  sie  dieselben  dem  mit  der 
Führung  des  betreffenden  Registers  beauftragten  Beamten  über- 
mittele. 

In  den  Anlandungs-  oder  Skalahäfen  hat  er  die  angegebenen 
Abschriften  dem  Salvadorensischen  Konsul  zu  übergeben,  damit  der- 
selbe sie  dem  betreffenden  Ministerium  übersende,  zu  dem  in  dem 
vorhergehenden  Alinea  angegebenen  Zwecke;  in  Ermangelung  eines 
Konsuls  muss  sie  der  Kapitain  selbst  übersenden; 

9.  die  Abtakelung  des  Schiffes  zu  leiten; 

10.  dem   Rheder   über   die  Verwaltung   des  Schiffes   und   der  Ladung 
Rechnung  abzulegen  und  ihm  gegen  Quittung  alle  Papiere,   Bücher 
und  die  Uelder,  welche  ihm  gehören,  zu  überliefern. 
8.    Dem  Kapitain  ist  untersagt: 

ohne  gerechten  Grund  seinem  Vertrage  mit  dem  Rheder  nicht  nach- 
zukommen, und,  wenn  er  dem  Vertrage  nicht  nachkommt,  wird  er, 
abgesehen  davon,  dass  er  für  die  Schäden  und  ^lachtheile  haftet, 
4  Jahre  zur  Ausübung  des  Amtes  eines  Kapitains  unf&hig; 
2.  dem  Rheder  Seelente  vorzuschlagen  und  anzuwerben,  von  denen  er 
weiss,  dass  sie  für  ein  anderes  l^hiff  geheuert  sind,  bei  Geldstrafe 
von  100  Pesos; 
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3.  an  Stelle  des  im  Vertrage  bezeichneten  Schiffes  ein  anderes  zu 
sabstituiren,  vorbehaltlich  der  Fälle,  die  in  dem  Gksetz  rorgesehen 
sind,  und  des  Einverständnisses  des  Abladers; 

4.  in  das  Schiff  Güter,  deren  Ebtndel  unerlanbt  ist,  aufzunehmen; 

5.  betreffend  mehr  Ladung,  als  dem  Rauminhalte  des  Schiffes  ent- 
spricht, zu  kontrahiren; 

6.  die  Reise  aufzuschieben,  weil  einer  der  Offiziere  oder  Seeleute  in 
Folge  von  Krankheit  oder  durch  irgend  ein  anderes  unfreiwilliges 
Ereigniss  verhindert  ist. 

In  diesem  Falle  ist  er  verpflichtet,  sofort  die  behinderte  Person 
durch  eine  andere  zu  ersetzen; 

7.  auf  der  Kühl  irgend  einen  Theil  der  Ladung  unterzubringen,  es  sei 
denn,  dass  hierzu  der  Rheder,  die  Offiziere  und  Ablader  schrift- 
lich einstimmig  ihre  Einwilligung  ertheilen. 

Dieses  Verbot  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Schiffe  des  kleinen 
Eüstenhandels; 

8.  eine  andere  Ladung  anzunehmen,  als  die,  welche  dem  Befiuchter 
des  ganzen  Schiffes  gehört,  es  sei  denn,  dass  der  letztere  sich  schrift- 
lich damit  einverstanden  erklärt; 

9.  Waaren  für  seine  Privatrechnung,  ohne  schriftliche  Erlaubniss  des 
Rheders  oder  desjenigen,  der  das  Schiff  ganz  gefrachtet  hat,  zu  ver- 
laden und  zu  gestatten,  dass  dies  Jemand  von  der  Mannschaft  oder 
ein  Passagier  tbue; 

10.  zu  seinem  eigenen  Vortheil  mit  den  Abladern  öffentliche  oder  pri- 
vate Verträge  abzuschliessen: 

11.  ein  Geschäft  für  seine  ausschliessliche  Rechnung  zu  machen,  wenn 
er  auf  gemeinschaftlichen  Gewinn  aus  der  Ladung  fährt,  bei  Strafe, 
dass  die  Vortheile  den  übrigen  Interessenten  zufidlen,  während  die 
Verluste  zu  seinem  Nachtheil  gereichen. 

Dieses  Verbot  erstreckt  sich  auf  den  Fall,  dass  der  Eapitain  ein 
Geschäft  auf  einem  anderen  Schiff,  welches  aenselben  Bestimmungs- 
ort hat,  unternimmt. 

Fährt  der  Eapitain  auf  gemeinschaftliche  oder  Drittelfracht,  so 
kann  er  für  seine  Rechnung  verladen,  falls  er  seinen  Associirten  die 
entsprechende  Fracht  bezahlt; 

12.  an  seine  Stelle  einen  anderen  Eapitain  zu  setzen,  ohne  Zustimmung 
des  Rheders,  der  Bevollmächtigten  desselben  oder  eventuell  des  Sah 
vadorensischen  Eonsuls. 

Wenn  er  es  thut,  so  kann  der  Rheder  ihn  seines  Amtes  ent- 
setzen, unbeschadet,  dass  der  Eapitain  in  jedem  Falle  für  die  Hand- 
lungen seines  Stellvertreters  haftet; 

13.  das  Schiff  bei  der  Ein-  und  Ausfahrt  aus  den  Häfen  und  Flüssen 
zu  verlassen  und  ausserhalb  desselben,  während  der  Reise,  zu  über- 
nachten, es  sei  denn,  dass  ein  wichtiges  Amtsgeschäft  es  so  er- 
fordert; 

14.  Geld  auf  Bodmerei  zu  seinen  Privatgeschäften  zu  nehmen ,  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit. 

Wenn  der  Eapitain  Miteigenthümer  ist  so  kann  er  ein  Bodmerei- 
darlehn  auf  seinen  Antheil  kontrahiren,  soiern  ein  solches  nicht  vorher 
auf  denselben  oder  auf  das  ganze  Schiff  aufgenommen   worden  ist 

In  dem  vorgesehenen  Falle  muss  genau  angegeben  werden, 
welchen  Antheil  der  Nehmer  an  dem  Schiff  besitzt; 

15.  Bodmereidarlehne  auf  die  Ladung  zu  kontrahiren,  auch  wenn  er 
dieselben  zur  Ausbesserung  oder  Verproviantirung  des  Schiffes  bedarf. 
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Bei  Konlpravention  gegen  dieses  Verbot  ist  f&r  das  Darlebn  aos- 
schliessliob  der  Kapitaia  verantwortlich; 

16.  eine  Route  einzuschlagen,  welche  der  ihm  Yorgeschriebenen  ent- 
gegen ist,  den  Kurs  zu  ändern  oder  in  einen  andern  als  seinen  Be- 
stimmungshafen einzulaufen,  ohne  vorher  die  Meinung  der  OfiBziere 
in  Gegenwart  der  Ablader  oder  des  Superkargos,  welche  sich  an 
Bord  befinden,  gehört  zu  haben. 

Verfahrt  er  in    anderer    Weise,    so    ist   ihm    kein    Einwand    zur 
Befreiung  von  seiner  Verantwortlichkeit  zu  gestatten; 

17.  das  Schiff  zu  verlassen,  wie  schwer  die  Gefahr,  welche  es  lauft, 
auch  sein  mag,  so  lange  er  Hofinung  hat,  dasselbe  zu  retten,  und 
in  keinem  Falle,  ohne  die  Meinung  der  Offiziere  gehört  zu  haben; 

18.  die  Luken  zu  öffnen,  bevor  er  die  bekannten  oder  vermntheten  Ver^ 
luste  oder  Havarien  durch  Proteste  festgestellt  und  die  Thatsachen, 
aus  denen  sie  herrühren,  bewiesen  hat; 

19.  den  Interessenten,  bevor  es  das  Handelsgericht  anordnet,  das  Ver- 
zeichniss  der  in  das  Meer  geworfenen  oder  den  Seeräubern  als  Ab- 
findung gegebenen  Waaren  mitzutheilen; 

20.  keinen  Seemann  in  einem  ausländischen  Hafen  zu  lassen; 

21.  den  Leuten  der  Mannschaft  während  der  Reise  mehr  als  den  dritten 
Theil  ihrer  Heuer  vorzuschiessen. 

829.  Der  Eapitain  haftet  civilrechtlich  auch  wegen  culpa  levis,  welche 
er  bei  Ausübung  seiner  Befugnisse  begeht,  wegen  der  Ausserachtlassang 
der  Pflichten  seines  Amtes  und  wegen  der  Verletzung  der  Verbote,  welche 
das  Gesetz  ihm  auferlegt. 

Demgemäss  muss  der  Eapitain  die  Interessenten  vollständig  f&r  die 
Schäden  und  Nachtheile  schadlos  halten,  die  ihnen  direkt  oder  indirekt  aus 
einem  der  angeführten  Gründe  erwachsen. 

Sind  die  Schäden  und  Nachtheile  einem  Dolus  oder  Betrüge  des  Eapi- 
tains  zuzurechnen,  so  ist  derselbe  in  Gemässheit  der  Strafgesetze  zu  bestrafen, 
ohne  dass  er  deshalb  von  der  Schadloshaltung  befreit  wird,  die  er  den  ge- 
schädigten Personen  schuldet. 

830.  Er  haftet  ebenfalls  wegen  der  von  der  Mannschaft  begangenen  Dieb- 
stähle, vorbehaltlich  seines  Rechtes  gegen  die  Schuldigen,  sowie  wegen  der 
Schäden»  welche  durch  Raufereien  der  Seeleute  und  durch  ihre  Fehler  bei 
Verrichtong  des  Schiffsdienstes  verursacht  worden  sind,  es  sei  denn,  dass  er 
nachweist,  dass  er  zur  rechten  Zeit  seine  Autorität  geltend  gemacht  hat,  um 
denselbeo^i  vorzubeugen. 

881.  Er  haftet  in  gleicher  Weise  wegen  der  Geldstrafen,  Eonfiskationen, 
Verluste,  Schäden  und  Nachtheile,  welche  durch  seine  Eontravention  gegen 
die  fiskalischen,  Marine-,  Sanitäts-  und  Polizeigesetze  und  -Verordnungen 
der  AbfEÜirts-,  Skala-,  Anlandungs-  und  Löschungshäfen  veranlasst  werden. 

832.  Die  Haftbarkeit  des  Eapitains,  dem  Rheder  gegenüber,  beginnt, 
sobald  er  als  Befehlshaber  des  Schiffes  anerkannt  worden  ist,  und  endigt 
mit  der  Abtakelung  und  Uebergabe  desselben. 

Bezüglich  der  Ablader  beginnt  die  Haftbarkeit  des  Eapitains,  sobald 
die  Ladung  in  das  Schiff  gelaugt,  und  erlischt  in  dem  Augenblick,  in 
welchem  sie  an  der  Schiffsseite  in  dem  Bestimmungshafen  abgeliefert  worden 
ist,  es  sei  denn,  dass  die  Interessenten  etwas  Anderes  vereinbart  haben. 

833.  Der  Eapitain  ^i^tftet  nicht  wegen  der  Schädep,  welche  das  SckifiT 
oder  die  Ladung  durch  l^öhere  Gewalt  oder  Zufall  erleidet  es  sei  denn, 
dasis  diese  Erei^sse  dfircl^  seji^e   cu)pa   herbeigeführt    worden    sind,   noch 
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wegen  deijenigeD,  welche  an   den  Waaren  durch  ihre  eigene  fehlerhafte  Be- 
schafFenheit  entstehen. 

834.  Der  Eiipitain,  welcher  das  SchifF  verkaaft,  Geld  auf  Bodmerei, 
auf  den  Rumpf  und  Kiel  nimmt,  Wechsel  auf  den  Rheder  zieht,  Waaren 
oder  Lebensmittel  verkauft  oder  die  den  Passagieren  gehörigen  Yorräthe 
nimmt,  ausser  den  Fällen  und  ohne  die  Förmlichkeiten,  welche  durch 
das  Gesetz  vorgesehen  sind,  Ausgaben  fälschlicherweise  auffuhrt  oder  die 
wirklich  gemachten  übertreibt  oder  irgend  einen  anderen  Betrug  in  seinen 
Rechnungen  begeht,  ist  als  des  Betruges  schuldig  zu  bestrafen  und  muss  ausser- 
dem die  Interessenten   für  alle  Schäden  und  Nachtheile  schadlos  halten. 

835.  Der  Eapitain,  welcher  wegen  eines  in  Ausübung  seiner  Funk- 
tionen oder  in  Erfüllung  seiner  Pflichten  begangenen  Dolus  yerurtheilt  worden 
ist,  ist  f&r  die  Dauer  Yon  6  Jahren  0  unfähig,  irgend  ein  Amt  auf  Handels- 
schiffen zu  bekleiden. 

KAPITEL  III. 
Vom  Steuermann. 

836.  Der  Steuermann  übernimmt  die  Führung  und  Leitung  des 
Schiffes  beim  Tode,  bei  der  Abwesenheit  oder  der  Unfähigkeit  des  Eapitains, 
es  sei  denn,  dass  der  Rheder  eine  Persönlichkeit  ernannt  hat,  welcne  den 
Kapitain  vertritt. 

In  diesem  Falle  sind  auf  den  Steuermann  alle  Bestimmungen  anwendbar, 
welche  das  vorhergehende  Kapitel  enthält. 

837.  Um  Steuermann  sein  zu  können,  sind  dieselben  Bedingungen  in 
Bezug  auf  Alter,  Prüfung,  Schifffahrtspraxis  und  Patent  erforderlicn,  welche 

zur  Uebemahme  des  Amtes  eines  Kapitains  verlangt  werden. 

838.  Dem  Steuermann  steht  es  zu,  die  Reiseroute  zu  dirigiren  und 
den  Kurs  des  Schiffes  zu  leiten. 

839.  Es  sind  Pflichten  des  Steuermanns: 

1.  sich  mit  den  Schiff&hrtskarten,  den  Büchern  und  Instrumenten  zu 
versehen,  die  zur  guten  Ausübung  seiner  Funktionen  noth wendig  sind; 

2.  das  Observationsbuch  selbst  zu  führen,  täglich  in  demselben  die 
Sonnenhöhe,  die  Route,  die  Länge  und  die  Breite,  unter  welchen 
sich  das  Schiff  befindet,  zu  vermerken,  und  dem  Kapitain  von  dem 
Resultat  seiner  Beobachtungen  Rechenschafb  zu  geben. 

840.  Es  ist  dem  Steuermann  verboten,  den  Kurs  ohne  vorhergehende 
Zustimmung  des  Kapitains  zu  ändern. 

Wenn  jedoch  der  letztere  sich  dem  widersetzt,  dass  der  beabsichtigte 
Kurs  eingehalten  wird,  so  hat  ihm  der  Steuermann  seine  Beobachtungen 
in  Gegenwart  der  übrigen  Schiffsoffiziere  auseinanderzusetzen  und,  falls  der 
Kapitain  darauf  besteht,  die  ihm  ertheilten  Befehle  zu  befolgen,  indem  er  in 
dem  Schifffahrtstagebnch  den  betreffenden  Protest  zur  Befreiung  von  seiner 
Verantwortlichkeit  formlich  erhebt. 

841.  Der  Steuermann  haftet  w^en  der  Verluste  und  Schäden,  welche 
das  Schiff  oder  die  Ladung  durch  seine  Unerfahrenheit^  Nachlässigkeit  oder 
Unbesonnenheit  erleidet. 

Wenn  die  Verluste  und  Schäden  aus  einem  Dolus  herrühren,  so  ist  der 
Steuermann  in  Gemässheit  der  Gesetze  zu  bestrafen  und    bleibt  ausserdem 


>)  JR)en8o  nach  Chilenischem  Becht  (Art.  914),  während  nach  Columbia- 
n  i  8  c  h  e  m  Recht  der  Kapitain  für  immer  die  Befähigung  verliert  (Art  107). 
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für  die  Zeit  von  6  Jahren')  unfähig,    irgend    ein    Amt   auf  Handelsschiffen 
auszuüben. 

842.  Die  persönliche  Haftbarkeit  des  Steuermanns  schliesst  diejenige 
nicht  aus,  welche  der  Kapitain  in  denselben  Fällen  hat. 

KAPITEL  IV. 
Von  dem  Hochbootsmarin. 

M3«  Bei  Verhinderung  und  Unfähigkeit  des  Steuermanns  hat  der 
Hochbootsmann  die  Führung  und  Leitung  des  Schiffes  zu  übernehmen,  indem 
er  allen  gesetzlichen  Vorschriften,  die  sich  auf  den  Kapitain  beziehen,  unter- 
worfen bleibt. 

844*  Hochbootsmann  kann  derjenige  nicht  sein,  der  nicht  Steuermann 
sein  kann. 

845.  Der  Hochbootsmann  ist  der  unmittelbare  Chef  der  Mannschaft, 
und  in  dieser  Eigenschaft  kommt  es  ihm  zu,  die  Manöver  unter  dem 
Kommando  des  Kapitains  anzuordnen,  die  mechanischen  Arbeiten  an  Bord 
unter  die  Seeleute  zu  vertheilen  und  darüber  zu  wachen,  dass  sie  dieselbe 
gehörig  ausführen. 

846.  Es  sind  Pflichten  des  Hochbootsmanns: 

1.  das  Takelwerk  und  alle  übrigen  zum  Dienste  des  Schiffes  noth- 
wendigen  Gegenstände  zu  prüfen,  für  deren  Erhaltung  zu  sorgen 
und  dem  Kapitain  über  die  wahrgenommenen  Mängel  und  Ver- 
schlechterungen Bericht  zu  erstatten; 

2.  für  die  gute  Stauung  der  Ladung  Sorge  zu  tragen  und  den  Schiffs- 
räum  häufig  zu  besichtigen,  um  sich  davon  zu  vergewissem,  dass 
die  Ladung  in  gutem  Zustande  aufbewahrt  wird; 

3.  das  Schiff  für  alle  Manöver,  welche  die  Fahrt  erfordert,  bereit  zu 
halten; 

4.  Ordnung  und  Discinlin  unter  der  Mannschaft  aufrecht  zu  erhalten, 
dafür  zu  sorgen,  aass  die  Leute,  welche  dieselbe  bilden,  ihre  be- 
treffenden Pflichten  erfüllen,  und  dem  Kapitain  von  allen  Begeben- 
heiten, welche  die  Ausübung  seiner  Autorität  erfordern,  sofort  Mit^ 
theilung  zu  machen; 

5.  das  Takelwerk  und  die  Geräthschaften  des  Schiffes  zu  sammeln, 
zu  inventarisiren  und  aufzubewahren,  wenn  der  Fall  der  Abtakelung 
eingetreten  ist,  es  sei  denn,  dass  ihn  der  Rheder  dieser  Verpflichtung 
enthebt. 

847.  Der  Hoch bootsmann  haftet  wegen  der  Schäden  und  Nachtheile, 
welche  durch  seine  Culpa  entstehen,  und,  wenn  dieselben  durch  Dolus  ver- 
ursacht sind,  ist  er  in  Gemässheit  des  Strafgesetzes  zu  bestrafen. 

KAPITEL  V. 
Von  dem  Supeikargo. 

848.  Der  Superkargo  ist  ein  von  dem  Rheder  oder  den  Abladern 
ernannter  Faktor  und  demgemäss,  bezüglich  seiner  Fähigkeit,   der  Art   zu 


M  Ebenso  nach  Chilenischem  (Art.  920)  und  Qu atem alanischem 
Recht  (Art  7d8),  während  nach  Columbianischem  (Art  112)  der  Stenerauum 
diese  Fähigkeit  auf  10  Jahre  verliert. 


XXVm.   Salvador.  681 

kontrahireD    imd  der  Haftbarkeit,   den  Bestimmoogen   uDterworfeo,   welche 
Kapitel  ü,  Titel  III,  Buch  I  dieses  Gesetzbuches  enthält. 

849.  Der  Rheder  oder  die  Ablader  haben  dem  Superkargo  eine 
Specialvollmacht  auszustellen,  welche  dem  Eapitain  mitzutheilen  ist. 

850.  Der  vom  Rheder  ernannte  Superkargo  übt  die  ökonomische 
Yerwaltung  des  Schiffes  oder  den  Theil  der  Verwaltung  aus,  der  ihm  in 
der  Vollmacht  ausdrücklich  und  bestimmt  übertragen  worden  ist,  und  führt 
das  Konto-  und  Recbnungsbuch,    von    dem  Alinea  2  des  Art.  828  handelt 

Der  von  den  Abladern  erwählte  Superkargo  hat  für  die  Erhaltung 
und  den  Verkauf  der  Ladung  und  den  Ankauf  der  Rückwaaren  zu  sorgen, 
er  wohnt  den  Versammlungen  der  Offiziere  bei,  bei  denen  das  Gesetz  seine 
Anwesenheit  erfordert,  und  führt  über  alle  seine  Geschäftsunternehmungen 
ein  eingebundenes  und  foliirtes  und  von  dem  betreffenden  Gericht  rnbricirtes 
Konto-  und  Rechnungsbuch. 

In  keinem  Falle  kann  sich  der  Superkargo  in  die  Ausübung  der  Be- 
fugnisse einmischen,  welche  hinsichtlich  der  fachmännischen  Leitung  des 
Schiffes  und  der  Reise  dem  Kapitain  ausschliesslich  zustehen. 

851.  Die  Befugnisse  und  Verantwortlichkeiten  des  Kapitains  cessiren 
bezüglich  des  Theiles  der  Verwaltung,  den  der  Rheder  oder  die  Ablader  dem 
Superkargo  übertragen  haben;  es  bestehen  jedoch  stets  diejenigen  fort,  welche 
er  auf  Grund  seines  Amtes  und  seiner  Autorität  hat. 

852.  Sofern  derjenige,  an  welchen  die  Ladung  konsignirt  worden  ist, 
sich  weigert,  dieselbe  in  Empfang  zu  nehmen,  hat  der  Superkargo,  falls 
er  für  diesen  Fall  keine  Instruktionen  hat,  den  üblichen  Protest  zu  erheben 
und  dem  Gericht  oder  dem  Salvadorensischen  Konsul  oder,  in  dessen  Er- 
mangelung, der  Ortsbehörde  Bericht  zu  erstatten,  damit  sie  einen  Konsignatar 
ernennen,  der  die  Waaren  in  Empfang  nimmt  und  die  Anweisungen  des 
Eigenthümers  derselben  ausführt. 

853*  Es  ist  dem  Superkargo  verboten,  während  der  Reise  für  seine 
Rechnung  Geschäfte  zu  machen,  es  sei  denn,  dass  ihm  sein  Kommittent 
oder  der  Brauch  im  Abfabrtshafen  gestattet,  eine  Pacotille  mitzunehmen. 

In  diesem  letzteren  Falle  kann  der  Superkargo  ohne  besondere  Er- 
mächtigung seines  Kommittenten  auf  die  Rückladung  nicht  eine  Summe 
verwenden,  welche  den  Erlös  der  Pacotille  übersteigt. 

TITEL  ra. 
Von  den  Verträgen  der  Seeleute. 

854.  Die  Worte  Seeleute,  Schiff svolk  bezeichnen  in  ihrer  gesetz- 
lichen Bedeutung  dieselben  Personen,  wie  die  Worte  Mannschaft  oder 
Bemannung  (Equipage). 

Dieselben  umfassen  die  Matrosen  und  Schiffsjungen  und  die  Of&ziere 
des  Schiffes  mit  Ausnahme  des  Kapitains. 

855.  Das  Alter  und  die  übrigen  Eigenschaften,  welche  der  ein&che 
Matrose  besitzen  muss,  werden  durch  das  Marinereglement  bestimmt. 

858.  Der  Vertrag,  welchen  die  Seeleute  mit  dem  Rheder  abschliessen, 
mag  der  letztere  persönlich  oder  durch  den  Kapitain  vertreten  handeln, 
besteht  bezüglich  der  ersteren  darin,  dass  sie  an  Bord  die  stipulirten  Dienste 
leisten,  und  Seitens  des  letzteren  darin,  dass  er  dieselben  auf  das  Schiff 
aufnimmt,  sie  verpflegt  und  ihnen  den  yereinbarten  Sold  oder  die  fest- 
gesetzte Remuneration  bezahlt. 
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857.  Die  Aowerbang  der  Seeleate  gegen  eine  bestimmte  Summe  für 
die  Reise  oder  gegen  ein  Gewisses  monatlich  ist  eine  Dienstmiethe. 

Die  Anwerbung  auf  Fracht  oder  auf  Antheil  an  den  eTentoelleD 
Gewinnen  der  Expedition  ist  ein  GesellschaftsTertrag, 

858.  Die  Verträge  zwischen  dem  Rheder  und  den  Seeleuten  müssen 
schriftlich  in  das  Konto-  und  Rechnungsbuch  eingetragen  und  von  ihneQ 
oder,  falls  sie  es  nicht  yerstehen,  auf  ihre  Bitte  unterzeichnet  werden. 

Bei  allen  Streitigkeiten,  welche  zwischen  dem  Rheder  und  der  Medd- 
Schaft  auf  Grund  ihrer  Vertrage  und  bezüglich  der  erhaltenen  Vorschüsse 
vorkommen,  macht  das  erwähnte  Buch  Beweis,  sofern  es  gemäss  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  geführt  und  von  jedem  Verdacht  eine  Aenderung  seiner 
Elintragungen  frei  erscheint 

Der  Eapitain  ist  verpflichtet,  den  Interessenten  eine  von  ihm  beglaubigte 
Abschrift  ihrer  betrefi^enden  Verträge  zu  ertheilen. 

850.  In  Ermangelung  von  einer  schriftlichen  Vereinbarung  und  von 
Beweismitteln  über  die  Bedingungen  des  Anwerbungsvertrages  sind  dieselben 
in  Gemässheit  des  Ortsgebrauches  zu  bestimmen. 

860.  Im  Falle  eines  Zweifels  über  die  Dauer  der  Verpflichtung  der 
Seeleute  ist  anzunehmen,  dass  sie  für  die  Hinreise  und  die  Rückreise  nach 
dem  Abfahrtshafen  angeworben  worden  sind. 

861.  Wenn  der  Seemann  sich  ^  zum  Dienst  auf  zwei  Schiffen  heuern 
lässt,  so  ist  der  zweite  Vertrag  ohne  Werth  und  Wirkung,  und  der  Rheder 
oder  Kapitain,  mit  welchem  er  zuerst  das  Abkommen  getroffen  hat,  kann 
ihn  zur  Erfüllung  seiner  Verpflichtung  zwingen  lassen  oder  einen  Stell- 
vertreter auf  seine  Kosten  sucnen. 

In  dem  vorgesehenen  Falle  verliert  der  Seemann  zu  Gunsten  des 
Schiffes  die  verdiente  Heuer,  indem  er  gleichzeitig  die  Beträge  erstatten 
muss,  welche  ihm  vorgeschossen  sind,  und  der  Rheder  oder  Kapitain, 
welcher  ihn  mit  Kenntniss  seiner  früheren  Anwerbung  geheuert  hat,  ver- 
wirkt die  in  No.  2  des  Art.  828  bezeichnete  Geldstrafe. 

862.  Die  Seeleute,  welche  beim  Abschluss  des  Vertrages  mit  dem 
Rheder  oder  Kapitain  erklären,  dass  sie  die  Schifffahrt  schon  betrieben 
haben,  haften  auf  Grund  dieser  Thatsache  allein  wegen  der  Schäden  and 
Nachtheile,  die  durch  ihre  Unerfahrenheit  verursacht  sind. 

863.  Der  Seemann  kann  mit  oder  ohne  Grund,  vor  oder  nach  Beginn 
der  Reise,  entlassen  werden;  wenn  dies  jedoch  ohne  gesetzlichen  Grund  er* 
folgt,  so  muss  er,  je  nach  dem  Falle,  in  der  durch  die  Art.  791  und  792 
vorgesehenen  Art  von  demjenigen,  dem  es  zukommt,  entschädigt  werden. 

864.  Die  Mannschaft  hat  Anspruch  auf  angemessene  Verpflegung  an 
Bord,  unbeschadet  ihrer  Heuer  und  der  eventuellen  vertragsmässigen  oder 
gesetzlichen  Entschädigungen. 

865.  Der  während  der  Fahrt  erkrankte,  verwundete  oder  verstümmelte 
Seemann  hat  stets  die  vereinbarte  Heuer  bis  zu  seiner  Rückkehr  nach  dem 
Abfahrtshafen  zu  erhalten  und  er  hat,  falls  er  auf  einem  anderen  Schiffe  heim- 
kehrt, ausserdem  eine  Entschädigung  i*Qr  die  Kosten  der  Rückreise  zu  empfangen, 
es  sei  denn,  dass  die  Krankheit,  Verwundung  oder  Verstümmelung  ihren 
Ursprung  in  einer  seinerseits  verschuldeten  Handlung  hat. 

Welches  indess  auch  die  Ursache  dieser  Vorkommnisse  sein  mag,  so 
müssen  die  Kosten  der  Pflege  und  Behandlung  aus  den  Schiffsfonds  mit  oder 
ohne  Pflicht  zur  Rückerstattung  bestritten  werden. 

Wenn  die  Krankheit,  "^rwundung  oder  Verstümmelung  von  einer 
selbstverschuldeten  Handlung  herrührt,  z.  B.  dadurch,  dass  er  ohne  Erlaab- 
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niss  des  itapitains  das  Schiff  verlassen  hat,  so  sind  die  erwähnten  Kosten 
für  seine  Privatrechnung,  und  er  musä  dieselben  aus  seiner  Heu^r  zurück- 
erstatten und,  falls  diese  nicht  hinreicht,  aus  dem  übrigen  Vermögen,  welches 
er  besitzt. 

Wenn  sie, durch  die  gewöhnlichen  Dienste  auf  dem  Schiffe  entstanden 
ist,  so  sind  die  Kosten  ausschliesslich  für  Rechnung  des  Rheders;  wenn 
ledoch  ausserordentliche,  dem  Schiffe  und  der  Ladung  geleistete  Dienste  die 
Veranlassung  sind,  so  sind  die  Kosten  als  grosse  Havarie  z^irched  dem 
Rheder  und  den  Abladern  zu  vertheilen. 

866.  Der  bei  der  Vertheidigung  des  Schiffes  gefallene  Offizier  oder 
Matrose  ist  als  lebend  zu  betrachten  hinsichtlich  des  Anspruches  auf  die  ver- 
einbarte Heuer  oder  die  festgesetzten  Entschädigungen,  sofern  das  Schiff 
seine  Reise  vollendet. 

Dieselbe  Vorschrift  ist  auch  auf  den  Ofßzier  oder  Matrosen  anwendbar, 
der  bei  der  Vertheidigung  des  Schiffes  gefangen  genommen  worden  ist. 

867.  Die  Erben  des  monatweise  geheuerten  Seemannes,  welcher  wäh- 
rend der  Reise  in  Folge  eines  anderen  Ereignisses  als  der  Vertheidigung  des 
Schiffes  stirbt,  haben  Anspruch  auf  die  bis  zum  Todestage  verdiente  Heuer. 

Wenn  die  Anwerbung  für  die  Reise  erfolgte,  so  haben  die  Erben  nur 
eine  Klage  auf  die  Hälfte  des  vereinbarten  Betrages,  wenn  der  Tod  auf  der 
Hinreise  eintritt;  wenn  er  jedoch  auf  der  Rückreise  stirbt,  so  können  sie  die 
Zahlung  vollständig  verlangen. 

Wenn  der  Vertrag  auf  Antheil  oder  auf  Fracht  geschlossen  war  und 
der  Seemann  nach  Beginn  der  Reise  stirbt,  so  ist  seinen  Erben  die  ganze  ver- 
einbarte Quote  vollständig  zu  entrichten;  wenn  der  Tod  jedoch  vor  dem 
Beginn  eintritt,  so  haben  sie  keinen  Anspruch  auf  die  stipulirte  Remuneration. 

Wenn  die  Mannschaft  für  mehrere  aufeinanderfolgende  Reisen  ange- 
worben ist,  so  kann  sie  die  Zahlung  ihrer  Heuer  und  der  festgesetzten 
Remuneration  nach  Beendigung  einer  jeden  Reise  verlangen. 

868.  Im  Falle  der  Aufbringung  oder  des  Schiffbruches  unter  voll- 
ständigem Verlust  des  Schiffes  und  der  Ladung,  haben  die  Seeleute  keinen 
Anspruch  auf  die  vereinbarte  Heuer  oder  Remuneration;  sie  können  jedoch 
aoch  nicht  verpflichtet  werden,  die  erhaltenen  Vorschüsse  zurückzugeben. 

Der  Erlös  der  Ueberreste  des  Schiffes  und  die  Fracht  der  geretteten 
Waaren  haften  vorrechtlich  für  die  Bezahlung  der  Heuer  der  monatweise 
oder  gegen  eine  vereinbarte  Summe  angeworbenen  Mannschaft. 

Der  Kapitain  ist  bei  der  Vertheilung  für  den  verbal tnissmässigen  Thell, 
der  seinem  Gehalt  entspricht,  mit  einbegriffen. 

869.  Wenn  die  Seeleute  auf  Fracht  angeworben  sind,  so  haben  sie  in 
dem  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Falle  nur  Anspruch,  die 
Zahlung  ihrer  Heuer  im  Verhältniss  der  übrigen  Mittheilhaber  an  der  Fracht 
der  geretteten  Waaren  zu  verlangen. 

Falls  sie  bei  der  Rettung  der  Ueberreste  des  Schiffes  mitgearbeitet 
haben,  ist  ihnen  eine  ihren  Anstrengungen  und  den  bei  der  Rettung  aus- 
gestandenen Gefiihren  entsprechende  Gratifikation  zu  gewähren. 

870.  Die  Befreiung,  welche  der  Art.  823  dem  Kapitain  gewährt,  er- 
streckt sich  auch  auf  die  Seeleute. 

871.  Das  Schiff  und  die  Fracht  haften  für  die  Heuer  und  die  Ent- 
schädigungen, welche  den  monatweise  oder  für  Reisen  angeworbenen  See- 
leuten geschuldet  werden. 

872.  Der  Seemann  kann  seinen  Vertrag  in  folgenden  Fällen  aufheben : 
1.  in  Folge  der  Veränderung  des  Bestimmungsortes  des  Schiffes  vor  dem 

Beginn  der  Reise,  für  welche  er  geheuert  ist; 
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2.  in  Folee  der  Eriegserklärang  zwischen  der  Republik  und  der  Nation, 
nach  deren  Gebiet  das  Schi£F  bestimmt  war; 

3.  wenn  er  sichere  Nachrichten  über  das  Vorhandensein  einer  Epidemie 
in  dem  Löschungshafen  vor  dem  Beginn  der  Reise  oder  während 
einer  Anlandung  erhält; 

4.  beim  Tode  oder  der  Entlassung  des  Eapitains  vor  der  Abfisihrt  des 
Schiffes ; 

5.  beim  Fehlen  eines  Konvois,  wenn  vereinbart  worden  ist,  unter  der 
Bedeckung  eines  Kriegsschiffes  zu  fähren; 

6.  in  Folge  irgend  einer  Krankheit,  welche  ihn  unfähig  macht,  den 
versprochenen  Dienst  zu  leisten; 

7.  wegen  schlechter  Behandlung  oder  beim  Mangel  angemessener 
Lebensmittel. 

Die  Aufhebung  kann  in  diesem  Falle  während  der  Reise  vor 
dem  Handelsgericht  in  den  Häfen  der  Republik,  und  in  den  aus- 
ländischen vor  dem  Salvadorensischem  Konsul  und,  in  Ermangelung 
eines  solchen,  vor  der  Ortsbehörde  nachgesucht  werden. 

873.  Es  ist  den  Seeleuten  bei  Strafe  des  Verlustes  ihrer  Heuer  ver- 
boten, während  der  Reise  den  Kapitain  zu  verklagen,  ausgenommen  in  den 
in  dem  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fällen. 

874.  Die  Mannschaft  kann  ohne  Einwilligung  des  Rheders  oder  des- 
jenigen, der  das  Schiff  im  Ganzen  gefrachtet  hat,  keine  Waaren  für  eigene 
Rechnung  verladen,  es  sei  denn,  dass  der  Ortsgebrauch  es  gestattet. 

875.  Die  Seeleute  sind  verpflichtet: 

1.  ihren  Dienst  zu  erfüllen  unter  Haftung  wegen  der  Schäden  und 
Nachtheile  und  bei  den  Strafen,  welche  die  Marinegesetze  und  -Ver- 
ordnungen festsetzen,  es  sei  denn,  dass  ein  gerechter  Grund  vorliegt, 
es  nicht  zu  thun. 

Demgemäss  müssen  sie,  um  in  den  Dienst  eines  anderen  Schiffes 
einzutreten,  ohne  die  angegebene  Verantwortlichkeit  zu  übernehmen, 
schriftliche  Erlaubniss  von  dem  Rheder  oder  Kapitain,  mit  dem  sie 
kontrahirt  haben,  erlangen; 

2.  in  dem  Moment  sich  einzuschiffen,  in  welchem  sie  der  Kapitain 
auffordert,  und  das  Schiff  auszurüsten  und  zu  beladen; 

3.  ohne  Widerspruch  dem  Kapitain  und  eventuell  den  Offizieren  in 
Allem  zu  gehorchen,  was  den  Dienst  des  Schiffes  betrifft; 

4.  an  Bord  zu  bleiben  und  das  Schiff  ohne  Erlaubniss  des  Kapitains 
oder  seines  Stellvertreters  nicht  zu  verlassen; 

5.  das  von  Feinden  oder  Seeräubern  angegriffene  Schiff  zu  vertheidigen 
und  dem  Kapitain  in  allen  Fällen,  in  denen  das  Schiff  Gefahr  läuft, 
thätig  Hülfe  zu  leisten; 

6.  über  die  Wahrheit  der  vorgefallenen  Thatsachen  Erklärungen  abzu- 
geben, sofern  es  der  Kapitain  verlangt,  um  seine  Proteste  zo 
beweisen ; 

7.  das  Schiff  nach  Beendigung  der  Reise  zu  loschen  und  abzutakeln 
und  an  einem  sicheren  Orte  zu  befestigen. 

876.  Die  gegenseitigen  Verpflichtungen  des  Rheders  und  des  Schiffs- 
volks beginnen  in  dem  Momente  der  Unterzeichnung  der  Verträge  and 
hören  mit  der  Abtakelung  des  Schiffes  auf. 

877.  Die  Verpflichtungen  des  Seemannes  erlöschen: 

1.  durch  den  Ablauf  der  Zeit  des  Vertrages  oder  die  Beendigung  der 
Reise,  für  welche  er  geheuert  worden  ist; 

2.  durch  seinen  Tod; 
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3.  durch  seine  Entlassang  aus  dem  Dienst; 

4.  durch  den  Verkauf,  die  Aufbringung  oder  das  Scheitern  des 
Schiffes; 

5.  durch  die  Veränderung  des  Bestimmungsortes  desselben; 

6.  durch  den  freiwilligen  oder  gezwungenen  Widerruf  der  Reise. 

878.  Tritt  der  Widerruf  der  Reise  durch  eine  freiwillige  Handlung 
des  Rheders  ein,  bevor  das  Schiff  in  dem  Hafen  den  Anker  gelichtet  hat, 
80  haben  die  monatweise  angeworbenen  Seeleute  als  Entschädigung  einen 
Monat  ihrer  betreffenden  Heuer  und  die  bereits  verdiente  Heuer  zu  erhalten. 

Ist  die  Mannschaft  gegen  eine  feste  Summe  angeworben,  so  wird  die 
Heuer  dadurch  bestimmt,  dass  diese  Summe  durch  die  Zahl  der  Tage 
dividirt  wird,  welche  nach  ungefährer  Berechnung  die  Reise  hätte  dauern 
müssen. 

Diese  Berechnung  erfolgt  durch  Sachverständige. 

Ergiebt  die  Berechnung,  dass  die  Dauer  der  beabsichtigten  Reise  einen 
Monat  nicht  übersteigen  würde,  so  wird  die  Entschädigung  auf  die  Heuer 
für  14  Tage  reducirt. 

Die  der  Mannschaft  gemachten  Vorschüsse  sind  von  dem  Betrage  der 
Entschädigung  abzuziehen. 

879.  Sofern  der  Widerruf  nach  Beginn  der  Reise  stattfindet,  haben  die 
nionatweise  geheuerten  Seeleute  die  verdiente  Heuer  zu  erhalten  und  ausserdem 
diejenige,  welche  der  Zeit  entspricht,  die  sie  gebrauchen,  um  nach  dem  Be- 
stimmungshafen des  Schiffes  zu  gelangen,  und  die  für  die  Reise  geheuerten 
▼erdienen  den  Betrag,  den  sie  stipulirt  haben. 

Beiden  muss  Transportgelegenheit  nach  dem  Abfahrts-  oder  Löschungs- 
hafen nach  ihrer  Wahl  verschafft  werden. 

880.  Die  Bestimmungen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  finden 
auch  auf  die  Fälle  Anwendung,  in  denen  der  Widerruf  der  Reise  aus  einer 
freiwilligen  Handlung  der  Ablader  herrührt,  vorbehaltlich  des  Rechtes  des 
Rheders,  von  ihnen  die  entsprechende  Entschädigung  zu  verlangen. 

881*  Ist  die  Reise  vor  der  Abfahrt  in  Folge  eines  rechtmässigen,  von 
dem  Rheder  oder  den  Abladern  unabhängigen  Grundes  widerrufen  worden, 
so  haben  die  Seeleute  keinen  Anspruch  auf  irgend  eine  Entschädigung  und 
können  nur  die  Zahlung  der  bis  zum  Tage  des  Widerrufs  verdienten  Heuer 
beanspruchen. 

882.  Rechtmässige  Gründe  zum  Widerruf  der  Reise  sind: 

1.  die  Kriegserklärung  zwischen  der  Republik  und  der  Nation,  welcher 
der  Löschungshafen  angehört,  und  das  Handelsverbot  mit  derselben 
Nation ; 

2.  die  Blokade  des  Bestimmungshafens  des  Schiffes  oder  eine  in  dem- 
selben Hafen  herrschende  Seuche; 

3.  das  Verbot,  in  den  Hafen,  nach  welchem  das  Schiff  gerichtet  ist~ 
Waaren  derselben  Art,  wie  diejenigen,  welche  es  befördert,  ein- 
zuführen: 

4.  die  Beschlagnahme  des  Schiffes  auf  Befehl  der  zuständigen  Behörde 
oder  die  Detinirung  in  Folge  eines  von  dem  Willen  des  Rheders 
unabhängigen  Grundes; 

5.  irgend  welche  Havarie  des  Schiffes,  die  es  seeuntüchtig  macht. 

883.  Tritt  nach  Beginn  der  Reise  irgend  einer  der  in  den  drei  ersten 
Nummern  des  vorhergehenden  Artikels  vorgesehenen  Fälle  ein,  so  haben 
die  monatweise  angeworbenen  Seeleute  in  dem  ersten  Anlandungshafen  die 
Heuer  zu  erhalten,  die  ihnen  je  nach  der  Dienstzeit  zukommt,  und  die  Ver- 
träge bleiben  au%ehoben. 
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Wenn  sie  gegen  eine  bestimmte  Summe  geheuert  worden  sind,  so  ist 
der  Betrag  der  Heuer  in  der  Art  festzusetzen,  welche  Alinea  2  des  Art.  878 
vorschreibt. 

Wenn  jedoch  das  Schiff  die  Fahrt  fortsetzen  sollte,  so  ist  der  Eapitain 
und  die  Mannschaft  gegenseitig  zur  Erf&llung  ihrer  Verträge  verpflichtet. 

884.  In  dem  in  No.  4  des  Art.  882  vorgesehenen  Falle  ist  der 
monatweise  angeworbenen  Mannschaft  die  Hälfte  ihrer  Heuer  während  der 
Beschlagnahme  oder  der  Detinirung  zu  bezahlen;  wenn  diese  jedoch  mehr 
als  90  Tage  dauern,  so  ist  der  Vertrag  ohne  Entschädigung  aufgehoben. 

Der  gegen  eine  feste  Summe  abgeschlossene  Vertrag  wird  eben&lls 
nach  Ablauf  der  90  Tage  aufgehoben. 

885.  Die  Mannschaft  kann  in  dem  in  No.  5  des  vorher  citirten 
Artikels  erwähnten  Falle  nicht  mehr  als  die  Zahlung  der  verdienten  Heuer 
verlangen. 

Wenn  die  Untuchtigkeit  des  Schiffes  durch  Dolus  oder  Culpa  des 
Kapitains  oder  des  Steuermanns  herbeigeführt  worden  ist,  so  kann  die  Mann- 
schaft von  diesen  die  entsprechende  Entschädigung  verlangen. 

886.  Wird  der  Bestimmungsort  des  Schiffes  vor  seiner  Abfahrt  ge- 
ändert, und  sind  die  Seeleute  mit  der  Aenderung  nicht  einverstanden, 
so  hat  der  Rheder  ihnen  die  Heuer  zu  bezahlen,  welche  den  seit  dem 
Datum  des  betreffenden  Vertrages  verstrichenen  Tagen  entspricht,  sowie 
die  Heuer  für  einen  Monat  als  Entschädigung. 

Wenn  sie  die  Veränderung  acceptiren,  und  die  Entfernung  oder  andere 
Gründe  Anspruch  auf  eine  grössere  Heuer  oder  Remuneration  geben,  so 
ist  die  Erhöbung  durch  iSach  verständige  festzusetzen,  falls  sich  die 
Parteien  nicht  in  Güte  einigen. 

Die  im  Alinea  1  aufgestellte  Vorschrift  ist  auch  auf  den  Fall  an- 
wendbar, dass  die  Veränderung  von  einer  Handlung  der  Ablader  hervor- 
geht, unbeschadet  der  Entschädigungen,  welche  dem  Rheder  zukommen. 

887.  Die  Verlängerung  der  Reise  nach  entfernteren  Häfen  als  den 
bezeichneten,  die  durch  eine  freiwillige  Handlung  des  Rheders  oder  der 
Ablader  verursacht  worden  ist,  giebt  den  gegen  eine  feste  Summe  ange- 
worbenen Seeleuten  Anspruch  auf  eine  Erhöhung  der  Heuer,  die  mit  der  in 
ihren  betreffenden  Verträgen  vereinbarten  im  Verhältniss  steht. 

Der  entgegengesetzte  Fall  entzieht  den  Seeleuten  nicht  den  Anspruch 
auf  die  volle  Bezahlung  der  stipulirten  Heuer. 

888.  Die  auf  Antheil  angeworbenen  Seeleute  sind  nicht  berechtigt, 
Heuer  oder  Entschädigung  auf  Grund  des  Widerrufs,  der  Veränderung,  der 
Abkürzung  oder  der  Verlängerung  der  Reise  zu  beanspruchen,  wenn  diese 
Ereignisse  von  einem  zufälligen  Ereigniss  oder  höherer  Gewalt  herrühren. 

Wenn  jedoch  diese  Vorfälle  durch  eine  Handlung  des  Rheders  oder 
Kapitains  herbeigeführt  worden  sind,  bat  das  Schiffsvolk  Anspruch  auf  eine 
Entschädigung  nach  dem  Gutachten  Sachverständiger. 

Sind  sie  durch  eine  Handlung  der  Ablader  eingetreten,  so  haben  die 
Seeleute  eine  Klage  nur  auf  die  verhältnissmässige  Quote,  welche  ihnen 
nach  ihren  Verträgen  an  der  von  jenen  dem  Rheder  gewährten  Entschädigung 
zukommt. 

889.  Die  Vorschriften  dieses  Titels  sind  auf  die  Verträge  des  Kapitains 
anwendbar,  soweit  sie  nicht  mit  den  im  Kapitel  II  des  vorhergehenden 
Titels  aufgestellten  in  Widerspruch  stehen. 
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TITEL  IV. 


Von  dem  Frachtverträge,  dem  Komiossement  und  den 

Fassagieren. 

KAPITEL  I. 

Definitionen  und  allgemeine  Vorschriften  bezüglich  des  Fracht- 
vertrages. 


Der  Frachtvertrag  ist  ein  Transportvertrag,  darch  Vielehen  der 
Rheder  persönlich  oder  durch  einen  Vertreter  das  bemannte  und  ausgerüstete 
Schiff  einem  Anderen  vermiethet  und  sich  verpflichtet,  auf  demselben  Waaren 
oder  Personen  gegen  einen  vereinbarten  Preis  nach  einem  bestimmten  Orte 
zu  befördern. 

Dieser  Preis  heisst  Fracht. 

Verfrachter  (fletante)  heisst  derjenige,  welcher  das  Schiff  vermiethet 
und  den  Transport  versnricht,  und  Befrachter  (fletador)  derjenige,  welcher 
das  Schiff  beladet  und  den  vereinbarten  Preis  zahlt. 

891.  Das  Schiff  kann  ganz  oder  theil weise  verfrachtet  werden. 

892.  Die  Verfrachtung  im  Ganzen  wird  abgeschlossen: 

ffir  eine  volle  Reise,  welches  auch  deren  Dauer  sein  mag,  indem 
eine  bestimmte  Summe  als  Fracht  stipulirt  wird; 

f&r  eine  bestimmte  Zeit  und  gegen  eine  festgesetzte  Summe; 
monatweise,    indem  als  Fracht  eine  Summe    fQr   jeden    einzelnen 
Monat  der  Dauer  der  Reise  festgesetzt  wird. 
Die  Reise  umfasst    die  Hin-  und  Rückfahrt  des  Schiffes,   es  sei  denn, 
dass  die  Parteien  etwas  Anderes  vereinbaren. 

Die  Verfrachtung  im  Ganzen  umfasst  nicht  die  Kajüte  des  Eapitains, 
noch  auch  den  Raum,  welcher  zur  Unterbringung  der  Mannschaft  und  zur 
Aufbewahrung  des  Takelwerks  und  der  Lebensmittel  erforderlich  ist. 

893.  Die  theilweise  Verfrachtung  wird  abgeschlossen: 
für  einen  bestimmten  Theil  des  Schiffes; 

für  eine  gewisse  Menge  Waaren  in  Pausch  und  Bogen  und  gegen 
einen  festen  Preis; 

nach  dem  Gewicht  oder  gegen  eine 'gewisse  Summe  pro  Centner; 

nach  dem  Rauminhalte  oder  gegen  eine  bestimmte  Summe  pro 
Tonne; 

auf  allgemeine  Ladung.  * 

894.  Die  Verfrachtung  ist  Verfrachtung  auf  allgemeine  Ladung  (auf 
Stückgüter),  wenn  der  VeriFrachter  sich  verpflichtet,  die  Waaren  des  Be- 
frachters zu  befördern,  falls  er  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  die  Ladung 
des  Schiffes  durch  Abschluss  anderer  Frachtverträge  vervollständigt. 

Diese  Art  der  Verfrachtung  schliesst  implicite  eine  Resolutivbedingung 
in  sich,  welche  als  erfüllt  zu  betrachten  ist,  wenn  der  Verfrachter  innerhalb 
der  stipulirten  Frist  nicht  drei  Viertel  der  Ladung,  die  das  Schiff  aufnehmen 
kum,  beschafft  hat. 

895i  Die  Fracht  vertrage  ausländischer  Schiffe,  welche  in  den  Häfen 
der  Republik  abgeschlossen  worden  sind,  unterliegen  den  Bestimmungen 
diese»  Gesetebnohes^  auch  wenn  d^  Eapitadn  ein  Ausländer  ist 
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Sind  dieselben  ausserhalb  der  Republik  abgeschlosseD,  so  sind  sie  den- 
selben Bestimmun|2;en  in  Allem  unterworfen,  was  die  Löschung  oder  irgend 
eine  andere  Handlung  betrifft,  die  in  dem  Salvadorensischem  Gebiet  realisirt 
werden  muss. 

KAPITEL  II. 

Von  der  Fähigkeit,  das  Schiff  zu  verfrachten  und  von  der  Fracht- 
police (Chartepartie). 


Nur  der  Rheder  kann  den  Frachtvertrag  abschliessen. 

897.  Der  Eapitain  kann  die  Eigenschaft  des  Verfrachters  in  dem  in 
No.  6  des  Art.  819  vorgesehenen  Falle  annehmen;  wenn  er  jedoch  das 
Schiff  an  dem  Wohnorte  des  Rheders  oder  seines  Konsignatars  verfrachtet, 
so  ist  der  Frachtvertrag  gültig,  sofern  der  Befrachter  bona  fide  gehandelt  hat. 

Der  in  Abwesenheit  des  Rheders  oder  seines  Konsignatars  abgeschlossene 
Frachtvertrag  ist  gültig,  auch  wenn  der  Kapitain  gegen  seine  Instruktion 
gehandelt  hat. 

In  beiden  Fällen  haftet  er  wegen  der  Schäden  und  Nachtheile,  welche 
der  Rheder  erleidet. 

898.  Befrachter  kann  jeder  sein,  der  die  Fähigkeit  besitzt,  sich  zn 
verpflichten. 

899  Der  Frachtvertrag  muss  schriftlich  abgefasst  werden  vor  oder 
nach  Empfang  der  Ladung  und  kann  nicht  durch  Zeugen  bewiesen  werden, 
wenn  die  Fracht  200  Pesos  übersteigt. 

Die  Urkunde,  in  welcher  die  Bedingungen  des  Vertrages  aufgezeichnet 
werden,  heisst  Frachtpolice  (Chartepartie)  und  kann  eine  öffentliche 
oder  eine  private  sein. 

Wenn  sie  eine  private  ist,  so  sind  so  viele  Exemplare  anzufertigen, 
als  Kontrahenten  vorbanden  sind,  und,  falls  einer  von  ihnen  nicht  zu  unter- 
zeichnen versteht,  hat  dies  ein  anderer  auf  seine  Bitte  zu  thun. 

900.  Die  Privatpolicen  haben  Beweiskraft,  wenn  die  Parteien  ihre 
Unterschriften  anerkennen. 

Wenn  sie  dieselben  ableugnen,  können  das  Vorhandensein  und  die 
Bedingungen  des  Frachtvertrages  durch  die  in  diesem  Gesetzbuch  festge- 
setzten Beweismittel  nachgewiesen  werden. 

901.  Die  Urkunde  über  den  Frachtvertrag  muss  enthalten: 

1.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  des  Rheders,  des  Kon- 
signatars und  des  Kapitains,  falls  es  einer  von  diesen  ist,  der  den 
Frachtvertrag  abschliesst; 

2.  den  Vor-  und  ^unsunen^  das  Domicil  des  Befrachters  und,  felis 
dieser  in  Kommission  handelt,  desjenigen,  für  dessen  Rechnung  der 
Frachtvertrag  abgeschlossen  wird; 

3.  die  Klasse,  den  Namen,  die  Tragfähigkeit,  die  Flagge  und  den  Ma- 
trikelhafen des  Schiffes; 

4.  den  Ladungs-  und  Löschungshafen; 

ö.  den  Raum,  die  Tonnenzahl  oder  die  Gewichts-  oder  Maassmenge, 
welche  die  Parteien  gegenseitig  sich  verpflichten,  zu  laden  und  za 
befördern ; 

6.  die  Fracht  und  den  Ort,  wo  die  Zahlung  erfolgen  soll,  und  ob  die- 
selbe für  eine  feste  Summe,  für  die  Reise,  für  ein  Gewisses  monatlich 
oder  nach  dem  Rauminhalte,  welcher  eingenommen  wird,  oder  nach 
dem  Gewicht  oder  Maass  der  Waarea,  aus  denen  die  Ladung  besteht; 
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7.  ob  die  Verfrachtung  im  Ganzen  oder  tbeilweise  geschehen  ist; 

8.  die  Zahl  der  für  das  Laden  and  Löschen  vereinbarten  Tage; 

9.  die  Liege-  und  Ueberliegetage,  welche  för  den  Fall  bewilligt  worden 
sind,  dass  das  Laden  oder  Löschen  innerhalb  der  zu  diesem  Zweck 
bestimmten  Tage  nicht  vollendet  wird,  sowie  die  Entschädigung,  die 
fär  einen  jeden  solchen  Ta^  gezahlt  werden  muss; 

10.  wieviel  dem  Eapitain  als  Kaplaken  zu  geben  ist; 

11.  alle  übrigen  Vereinbarungen,  welche  die  Parteien  treffen. 

902.  Wenn  in  der  Chartepartie  eine  grössere  Tragfähigkeit  angegeben 
wird,  als  das  Schiff  in  der  That  besitzt,  so  kann  der  Befrachter  den  Fracht- 
vertrag aufheben  oder  eine  Herabsetzung  der  Fracht  verlangen. 

In  beiden  Fällen  muss  der  Verfrachter  dem  Befrachter  die  Nachtheile, 
welche  er  erleidet,  ersetzen,  es  sei  denn,  dass  die  Differenz  zwischen  der 
deklarirten  Tragfähigkeit  und  dem  wahren  Rauminhalte  des  Schiffes  den 
vierzigsten  Theil  nicht  übersteigt,  oder  dass  die  Angabe  mit  dem  Matrikel- 
certifikat  übereinstimmt. 

Uebersteigt  die  Differenz  den  vierzigsten^)  Theil,  so  muss  sie  in 
Rechnung  gezogen  werden,  um  den  Betrag  der  dem  Befrachter  geschuldeten 
Entschädigung  zu  bestimmen. 

903.  Wenn  die  deklarirte  Tragfähigkeit  geringer  ist,  als  der  wirkliche 
Rauminhalt  des  im  Ganzen  gegen  eine  bestimmte  Summe  verfrachteten 
Schiffes,  so  ist  der  Befrachter  nur  verpflichtet,  Ladung  bis  zu  dem  Betrage 
der  deklarirten  Tragfähigkeit  zu  liefern,  und  auch  der  Verfrachter  kann 
keine  Erhöhung  der  Fracht  verlangen. 

Wenn  jedoch  als  Fracht  ein  Gewisses  pro  Tonne  vereinbart  worden 
ist,  so  muss  der  Befrachter  den  Preis  bezahlen,  der  allen  eingenommenen 
Tonnen  entspricht 

904.  Auch  wenn  in  der  Police  über  eine  Verfrachtung  auf  allgemeine 
Ladung  (auf  Stückgüter)  die  Tragfähigkeit  des  Schiffes  mit  Genauigkeit  be- 
zeichnet ist,  muss  der  Verfrachter,  falls  er  versprochen  hat,  eine  grössere 
Menge  Waaren  anzunehmen,  als  das  Schiff  befördern  kann,  die  Befrachter, 
welche  wegen  Raummangels  nicht  verladen  sollten,  schadlos  halten. 

905.  Ist  in  der  Chartepartie  die  wahre  Flagge  des  Schiffes  verheim- 
licht, so  kann  der  Befrachter  den  Frachtvertrag  aufheben  und  der  Ver- 
frachter muss  ihn  für  die  Konfiskation,  die  Erhöhung  der  Gebühren  und 
jeden  anderen  Nachtheil,  der  ihm  aus  der  Verheimlichung  erwächst,  ent- 
schädigen. 

906.  Ist  in  der  Chartepartie  eine  Frist  zum  Laden  und  Löschen  nicht 
bezeichnet,  so  ist  eine  jede  aieser  Massnahmen  in  den  Häfen  der  Repu- 
blik innerhalb  der  Frist  von  14  utiliter  gerechneten  und  aufeinander  folgen- 
den Tagen  auszuführen,  nachdem  der  Kapitain  dem  Befrachter  oder  dessen 
Konsignatar  mitgetheilt  hat,  dass  er  zum  Laden  oder  Löschen  bereit  ist. 


*)  Uebereinstimmend  mit  dem  Argentinischen  (Art,  1227) ,  Belgischen 
(Art.  74  des  Gesetzes  vom  21.  August  1879),  Ohilenischen  (Art.  983)^  Golum- 
bianischen  (Art  172),  Franzö  sischen  (Art.  290),  Griechischen  (Art.  290), 
G  uatemalanischen  (Art.  869),  HoDduranischen  (Art.  980),  Haitianischen 
(Art.  287),  Monacensischen  (Art  263),  fl  oll  ändi sehen  (Art  459)  und  Jb^or- 
tugiesischen  Becht  (Art  1504V,  nach  Gosta-Eicanischem  (Art  687),  Nicara- 
gnensischem  (Art.  405)  und  Spanischem  Recht  (Art.  747)  kommt  der  unter- 
schied in  ßetracht,  wenn  derselbe  em  Fünfzigste!  beträgt;  nach  Italienischem 
Recht  (Art  562),  wenn  derselbe  ein  Zwanzij^stel  beträgt;  nach  Brasilianischem 
Becht  (Art  597)  mnss  der  Unterschied  ein  Zehntel  und  nach  Aegyp tische m 
Becht  (Art  109)  drei  Prozent  des  Tonnengehalts  ausmachen. 
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In  demselben  Falle  mass  das  Beladen  der  Schiffe  des  kleinen  Küsten- 
handels innerhalb  3  utiliter  gerechneten  und  aufeinander  folgenden  Tagen 
stattfinden,  welche  nach  dem  Datum  des  Vertrages  gerechnet  werden,  und 
die  Löschung  innerhalb  derselben  Frist  von  der  Ankunft  des  Schiffes  an 
gerechnet. 

In  den  ausländischen  Häfen  hat  das  Laden  und  Löschen  Mangels 
einer  Vereinbarung  in  der  Frist  zu  erfolgen,  welche  die  Ortsgebräuche  be- 
zeichnen. 

907.  Ist  in  der  Chartepartie  die  Bezeichnung  der  Liege-  oder  Ueber- 
liegetage  fortgelassen,  so  richtet  sich  die  Dauer  derselben  nach  den  ört- 
lichen Gebräuchen. 

KAPITEL  III. 
Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Verfrachters. 

908.  Der  Verfrachter  ist  principaliter  verpflichtet,  unter  Haftang 
wegen  der  Schäden  und  Nachtheile,  das  ausgerüstete  und  verproviantirte 
Schiff  zur  Verfügung  des  Befrachters  zu  stellen,  ihm  den  freien  Oebraucfa 
desselben  in  der  verabredeten  Art  und  während  der  festgesetzten  Zeit 
zu  gewähren  und  die  Ladungskonnossemente  zu  unterzeichnen. 

909.  Mit  Ausnahme  der  in  den  Art.  917  und  938  vorgesehenen  F&lle, 
kann  der  Verfrachter  den  Transport  nicht  auf  Anem  anderen,  als  dem  in 
der  Chartepartie  bezeichneten  Schiffe,  ausfahren. 

910.  Der  Verfrachter  haftet  den  Befrachtern  für  Schäden  und  Nacb- 
theile,  wenn  durch  seine  culpa  das  Schiff  bei  seiner  Abfährt,  während 
der  Reise  oder  in  dem  Löschungshafen  eine  Verzögerung  erleidet. 

Eine  Verzögerung  bei  der  Abfahrt  ist  vorhanden,  wenn  das  Schiff*  die 
Reise  innerhalb  der  Zeit  und  der  Fristen  nicht  antritt,  welche  die  Art.  915, 
916  und  917  bestimmen. 

Der  Befrachter  kann  dessenungeachtet  jedoch  eine  Entschädigung  für 
die  Nachtheile  nicht  verlangen,  welche  ihm  durch  die  freiwillige  Verzögerung 
der  Abfahrt  des  Schiffes  erwachsen,  wenn  er  den  Verfrachter  nicht  ver^ 
mittelst  eines  comminatorischen  Protestes  aufgefordert  hat,  die  Reise  zu 
beginnen. 

911.  Auch  wenn  der  Befrachter  des  ganzen  Schiffes  nicht  die  ganze 
dem  Rauminhalte  des  Schiffes  entsprechende  Ladung  an  Bord  schafft.  Kann 
der  Verfrachter  nicht  ohne  Zustimmung  des  Befrachters  andere  Waarea  zur 
Vervollständigung  derselben  einschiffen. 

Wenn  er  zustimmt,  gebührt  die  Fracht  der  ei^nzenden  Waaren, 
welche  es  auch  sein  mag,  ausschliesslich  dem  Befrachter. 

912.  Verbietet  der  letztere  dem  Verfrachter,  die  Ladung  zu  vervoll- 
ständigen, so  kann  dieser  ihn  zwingen,  eine  zur  Deckung  der  Fracht 
genügende  Menge  Waaren  zu  verladen. 

913.  Ist  der  Verfrachter  ermächtigt,  die  Ladung  zu  vervollständigen, 
80  kann  er  keine  Waaren  für  eine  niedrigere  Fracht,  als  die  von  dem  Be- 
frachter bestimmte,  annehmen,  und,  wenn  er  es  thut,  haftet  er  dem  letzteren 
für  die  Differenz, 

914.  Bevor  das  Schiff  unter  Segel  geht,  kann  der  Verfrachter  die 
ohne  seine  Einwilligung  an  Bord  geschafften  Waaren  ausladen  oder  die- 
selben für  die  höchste  Fracht,  die  er  auf  dieser  Reise  erlangt  hat,  befördern. 

Die  Ausladung  hat  auf  Kosten  des  Eigenthümers  zu  erfolgen,  indem 
ihm  vorher  Nachricht  zu  geben  ist. 
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Wenn  der  Verfrachter  während  der  Reise  die  heimliche  Ein|&hruDg 
solcher  Waaren  bemerkt,  so  ist  er  Yerpflichtet,  dieselben  auf  dem  Schiffe 
zu  behalten;  er  kann  dieselben  jedoch,  abgesehen  davon,  dass  er  hierfür  die 
höchste  Fracht  verlangt,  in  dem  ersten  Anlandungshafen  in  die  Hände  einer 
zuverlässif^en  Person  hinterlegen,  indem  er  dem  Eigenthümer  bei  günstiger 
Gelegenheit  Nachricht  giebt. 

Auch  wenn  die  heimlich  eingeführten  Waaren  das  Schiff  nicht  über- 
laden, so  muss  der  Verfrachter  aie  Hinterlegung  vornehmen,  sofern  eine 
Verfrachtung  im  Ganzen  vorliegt  und  der  Transport  derselben  die  Interessen 
des  Befrachters  schädigen  kann. 

915.  Ist  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet,  so  muss  der  Verfrachter 
in  der  durch  Art  815  bestimmten  Zeit  unter  Segel  gehen. 

Auch  in  dem  Falle,  dass  die  Ladung  nicht  vollständig  ist,  muss  der 
Verfrachter  die  Reise  auf  die  Aufforderung  des  Befrachters  antreten,  sofern 
der  letztere  eine  zur  Sicherung  der  Fracht  hinreichende  Menge  Waaren 
eingeschifft  hat. 

916.  Bei  den  theilweisen  Verfrachtungen  ist  der  Verfrachter  verpflichtet, 
die  Reise  anzutreten,  8  Tage  nachdem  er  drei  Viertel  der  dem  Rauminhalte 
des  Schiffes  entsprechenden  Ladung  an  Bord  hat 

917.  Wenn  der  Verfrachter  nach  der  Einschiffung  eines  Theils  der 
Ladung  die  drei  Viertel  von  der  dem  Rauminhalte  des  Schiffes  entsprechen- 
den Ladung  nicht  vervollständigt,  kann  er  ein  anderem  Schiff  an  die  Stejile 
setzen,  welches  untersucht  und  zur  Reise  für  seetüchtig  erklärt  worden  ist, 
indem  die  Kosten  der  Umladung  und  die  eventuelle  Erhöhung  der  Fracht 
für  seine  Rechnung  sind. 

Findet  die  Subrogation  nicht  statt,  so  hat  der  Verfrachter  die  Reise 
mit  der  Ladung  zu  unternehmen,  welche  er  an  Bord  hat,  und  zwar  inner- 
halb 30  Tagen,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  er  mit  Laden 
begonnen  bat. 

Der  Verfrachter  kann  die  Subrogation  nicht  vornehmen,  ohne  die  Ein- 
willigung aller  Ablader  im  Falle  einer  Verfrachtung  im  Ganzen,  noch  auch 
bei  einer  theilweisen,  wenn  er  zwei  Drittel  der  der  Tragfähigkeit  des  Schiffies 
entsprechenden  Ladung  zusammengebracht  hat. 

918.  Nachdem  der  Verfrachter  einen  Theil  der  auf  allgemeine  Ladung 
kontrahirten  Waaren  erhalten  hat,  kann  er  sich  nicht  weigern,  die  übrigen 
einzuschiffen,  welche  ihm  zu  demselben  Preise  und  unter  den  gleichen  Be- 
dingungen angeboten  werden,  wie  die,  welche  er  tür  die  bereits  empfangenen, 
▼ereinbart  hat,  es  sei  denn,  dass  er  andere  Waaren  finde,  die  ihm  grössere' 
Vortheile  versprechen. 

Weigert  sich  der  Verfrachter,  das  Anerbieten  anzunehmen  und 
das  Verladen  fortzusetzen,  so  kann  er  die  Subrogation,  welche  ihm  der  vor- 
hergehende Artikel  gestattet,  nicht  vornehmen,  auch  wenn  er  die  drei 
Viertel  noch  nicht  vervollständigt  hat,  und  er  ist  verpflichtet,  mit  der  Ladung, 
welche  er  an  Bord  hat,  unter  Segel  zu  gehen. 

919.  Ist  die  zum  Laden  oder  Löschen  des  Schiffes  bewilligte  Frist 
and  die  der  Liege-  und  Ueberliegetage  abgelaufen,  ohne  dass  der  Befrachter 
das  Laden  oder  Löschen  ausgeführt  hat,  so  kann  der  Verfrachter  die  stipulirte 
Entschädigung  und,  in  Ermangelung  einer  solchen,  die  von  Sachverstän- 
digen festgesetzte  bieanspruchen. 

Wenn  der  Verzug  dadurch  entsteht,  dass  der  Befrachter  die  Ladung 
nicht  an  die  Seite  des  Schiffes  gebracht  hat,  so  kann  der  Verfrachter  ausser- 
dem den  Frachtvertrag  anf  hebe^,  indem  er  die  Hälfte  der  vereinbarten  Fracht 
fordert 
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Wenn  der  Verzag  darin  besteht,  dass  die  Ladung  nicht  angenommeD 
wird,  hat  der  Verfrachter  nach  den  Bestimmungen  zu  verfiEthren,  welche  No.  5 
des  Art.  827  vorschreibt 

920.  Wenn  der  Befrachter  nur  einen  Theil  der  Ladung  während  der 
vereinbarten  Frist  und  innerhalb  der  Liege-  und  Ueberliegetage  herbeige- 
schafiFt  hat,  so  hat  der  Verfrachter  dieselben  Rechte,  die  ihm  in  den 
beiden  ersten  Alineas  des  vorhergehenden  Artikels  gewährt  werden. 

921.  Der  Verfrachter,  welcher  sich  verpflichtet  hat,  Ladung  in  einem 
anderen  Hafen,  als  demjenigen  der  Verfrachtung,  aufzunehmen  und  dieselbe 
von  dem  Eonsignatar  innerhalb  der  bezeichneten  Zeit  nicht  erhält,  mass 
dem  Befrachter  Nachricht  geben  und  dessen  Instruktionen  abwarten;  und 
unterdessen  nehmen  die  vertragsmässig  oder  durch  den  Ortsgebi-auch  fest- 
gesetzten Liege-  und  Ueberliegetage  ihren  weiteren  Verlauf. 

Erhält  der  Verfrachter  keine  Instruktionen  innerhalb  einer  ange- 
messenen Frist,  so  muss  er  einen  neuen  Frachtvertrag  zu  kontrahiren 
suchen,  und,  wenn  es  ihm,  einen  solchen  zu  kontrahiren,  überhaupt  nicht 
oder  nur  einen  theilweisen  zu  kontrahiren  gelingt,  hat  er  nach  Ablauf 
der  Frist  der  Liegetage  seinen  Protest  zu  erheben  und  nach  seinem  Ab&hrts- 
hafen  zurückzukehren. 

Der  Befrachter  hat  in  dem  ersten  Falle  die  stipulirte  Fracht  und  in 
dem  zweiten  die  Differenz  zwischen  dieser  und  derjenigen,  welche  das  Schiff 
verdient  hat,  zu  bezahlen. 

922.  Sobald  das  Schiff  in  seinem  Bestimmungshafen  eintrifft,  hat 
der  Eapitain  die  Ladung  nach  den  in  Nos.  3,  4,  5  und  6  des  Art.  827  vor- 
gesehenen Bestimmungen  zu  übergeben. 

923.  Wenn  in  dem  in  No.  3  des  vorher  citirten  Artikels  vorgesehenen 
Falle  der  Verfrachter  die  Waaren  löscht,  ohne  sie  zu  zählen,  zu  wiegen 
oder  zu  messen,  so  kann  der  Befrachter  oder  dessen  Konsignatar  die  Identität, 
die  Zahl,  das  Gewicht  und  das  Maass  derselben  auch  durch  die  Erklänmg 
derjenigen  feststellen,  welche  bei  der  Löschung  ihm  ihre  Dienste  geleistet 
hab^n. 

924.  Wenn  die  Waarenballen  äussere  Zeichen  von  Manko  oder  Be- 
schädigungen tragen,  so  kann  der  Eapitain,  der  Eonsignatar  oder  jeder  andere 
Interessent  eine  gerichtliche  Untersuchung  und  die  Feststellung  der  Mankos 
oder  Beschädigungen  vor  Beginn  der  Löschung  nachsuchen. 

Diese  Massnahme  steht  den  Vertheidigungsmitteln  des  Eapitains  nicht 
entgegen,  auch  wenn  sie  von  ihm  beantragt  worden  ist. 

925.  Wenn  die  Waaren  ohne  vorhergehende  Prüfung  oder  unter 
Protest  oder  mit  einem  durchstrichenen  Empfangsscheine  oder  Eonnosse- 
ment,  in  welchem  das  Manko  oder  die  Beschäcligung  vermerkt  ist,  übergeben 
worden  sind,  kann  der  Konsignatar  ihre  gerichtliche  Untersuchung  inner- 
halb 48  Stunden  von  der  gesammten  oder  theilweisen  Uebergabe  an  ge^ 
rechnet  verlangen. 

Nach  Ablauf  der  angegebenen  Frist  ist  keine  Reklamation  irgend 
welcher  Art  auf  Grund  von  Mankos  oder  Beschädigungen  zulässig. 

926.  Sind  an  den  Ballen  keine  äusseren  Zeichen  von  Mankos  oder 
Beschädigungen  vorhanden,  so  kann  die  gerichtliche  Untersuchung  gültig 
erfolgen,  auch  wenn  sich  die  Waaren  im  Besitz  des  Eonsignatars  befinden, 
sofern  dieselbe  innerhalb  72  Stunden,  von  der  Uebergabe  an  gei^echnet,  und 
nach  vorhergegangenem  Nachweis  der  Identität  der  Waaren  stattfindet 
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KAPITEL  IV. 

Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Befrachters. 

927.  Der  Befrachter  des  Schiffes  kann  dasselbe  ohne  Zastimman^  des 
Verfrachters  im  Ganzen  oder  theilweise  unterverfrachten,  jedoch  mit  der 
Verpflichtung,  jenem  stets  für  die  Erfüllung  des  Vertrages  zu  haften. 

Auch  wenn  der  Frachtvertrag  gegen  eine  feste  Summe  abgeschlossen 
ist,  gebührt  dem  Unterverfrachter  jeder  Vortheil,  den  er  bei  der  Unterver- 
frachtung erlangt. 

928.  Der  Verkauf  des  verfrachteten  Schiffes  lässt  das  von  dem  Be- 
frachter erworbene  Recht  nicht  erlöschen,  und  der  neue  Eigenthümer  ist 
verpflichtet,  den  abgeschlossenen  Frachtvertrag  zu  respektiren  und  zu  er- 
füllen, vorbehaltlich  seines  Rechtes,  von  dem  Verkäufer  Ersatz  der  ihm  er- 
wachsenen Schäden  und  Nachtheile  zu  verlangen. 

929.  Die  principalen  Verpflichtungen  des  Befrachters  bestehen  darin, 
dass  er  das  Schilt  in  der  vereinbarten  Zeit  beladet  und  entladet,  und  dass  er 
die  stipulirte  Fracht  bezahlt. 

930.  Das  £Sulen  und  Entladen  hat  während  der  principalen  Frist, 
welche  die  Police  angiebt,  oder  während  der  ergänzenden  der  etwaigen 
Liege-  oder  Ueberliegetage  zu  erfolgen. 

931.  Ist  der  Frachtvertrag  nicht  auf  eine  bestimmte  Anzahl  Tonnen 
beschränkt^  so  kann  der  Befrachter  das  ganze  Schiff,  falls  es  leer  ist,  oder 
den  Theil  beladen,  der  zur  Zeit  des  Vertrages  frei  ist. 

932.  Ist  die  Tragfähigkeit  des  theilweise  verfrachteten  Schiffes  zur 
Aufnahme  der  ganzen  kontrahirten  Ladung  nicht  hinreichend,  so  haben 
die  Befrachter  nach  der  Priorität  ihrer  Verträge  den  Vorzug  zu  erhalten,  und, 
£ed1s  diese  von  demselben  Datum  sind,  haben  sie  pro  rata  der  Gewichts- 
oder Raummengen,  über  die  ein  jeder  kontrahirt  hat,  zu  beladen. 

Li  beiden  Fällen  muss  der  Verfrachter  den  Befrachtern  die  Nachtheile 
ersetzen,  welche  ihnen  durch  die  unterlassene  Erfüllung  ihrer  betreffenden 
Verträge  verursacht  wird. 

Der  Befrachter,  welcher  zuerst  verladen  hat,  bleibt  im  Besitz  des 
Theiles,  den  er  eingenommen  hat,  ohne  Rücksicht  auf  das  Datum  seines 
Frachtvertrages. 

933.  Der  Befrachter,  'welcher  oicht  die  ganze  kontrahirte  Ladung 
einschifft,  muss  die  Fracht  für  den  Theil  bezahlen,  den  er   nicht  verladet. 

934.  Wenn  der  Befrachter  eine  grössere  Menge  Waareo,  als  vereinbart, 
verladet,  so  hat  er  für  den  Ueberschuss  dieselbe  Fracht  zu  bezahlen,  welche 
er  in  der  Frachtpolice  stipulirt  hat. 

935-  Der  Befrachter  kann  keine  Waaren  verladen,  deren  Handel 
verboten  ist,  noch  auch  andere,  als  die  dem  Verfrachter  bezeichneten  oder 
angegebenen,  und,  wenn  er  solche  verladet,  sind  alle  Schäden  und  Nach- 
theile, welche  dem  Schiffe  und  den  Befrachtern  erwachsen,  für  seine 
Rechnung. 

Verladet  er  verbotene  Waaren  mit  Kenntniss  des  Verfrachters,  so 
haften  beide  definitiv  und  solidarisch  für  alle  Nachtheile,  welche  das  Schiff 
and  die  übrigen  Ablader  erleiden,  auch  wenn  sie  unter  sich  das  Gegentheil 
vereinbart  haben« 

936.  Wenn  auf  Veranlassung  des  Abladers  oder  seines  Eonsignatars 
das  für  die  Hin-  und  Rückreise  gefrachtete  Schiff  ohne  Ladung  zurückkehrt, 
so  wird  dem  Verfrachter  die  ganze  stipulirte  Fracht,  sowie  eine  Entschädigung 
für  den  Verzug  geschuldet. 
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937.  WeDD  der  Kapitain  sich  gezwungen  sieht,  anzulanden,  am 
dringende  Ausbesserungen  an  dem  Rumpf,  dem  Takelwerk  oder  den  Ge- 
räthen  des  Schiffes  vorzunehmen,  so  müssen  die  Befrachter  30  Tage  ohne 
Entschädigung  warten,  es  sei  denn,  dass  sie  vorziehen,  ihre  Waaren  aus- 
zuladen. 

Wenn  sie  dieselben  innerhalb  der  angegebenen  Frist  ausladen,  haben 
sie  die  vereinbarte  Fracht  vollständig  zu  bezahlen;  thun  sie  es  jedoch  nach 
Ablauf  derselben,  so  haben  sie  nur  die  Fracht  zu  entrichten,  welche  verhält- 
nissmässig  dem  zurückgelegten  Wege  entspricht. 

Ist  das  Schiff  monatweise  vertrachtet,  so  schuldet  der  Befrachter  keine 
Fracht  währen  d  der  Zeit  der  Ausbesserung,  noch  eine  Erhöhung  der  Fracht, 
wenn  es  für  die  Reise  gefrachtet  worden  ist. 

938.  Wenn  das  Schiff  nicht  ordentlich  ausgebessert  werden  kann, 
so  muss  der  Eapitain  ein  anderes  für  seine  Rechnung  frachten  und  auf  dem- 
selben den  Transport  ohne  Anspruch  auf  eine  Erhöhung  der  Fracht  aus- 
führen. 

In  diesem  Falle  ist  er  verpflichtet,  die  Ladung  bis  zu  ihrer  Uebergabe 
an  ihrem  Bestimmungsorte  zu  oegleiten. 

Wird  in  den  Häfen,  welche  130  Oometer  entfernt  sind,  kein  anderes 
Schiff  gefunden,  so  hat  der  Eapitain  die  Ladung  fiir  Rechnung  der  Be- 
frachter zu  hinterlegen,  indem  er  ihnen  Nachricht  giebt,  und  er  hat  die  Fracht 
ohne  eine  andere  Entschädigung  im  Yerhältniss  aer  Entfernung,  welche  er 
die  Ladung  befördert  hat,  zu  verlangen. 

939.  Sofern  wegen  böswilliger  Absicht  oder  Nachlässigkeit  des 
Eapitains  kein  Schiff  zum  Transport  der  Ladung  beschafft  wird,  können 
die  Befrachter  ein  solches  suchen  und  dasselbe  für  Rechnung  und  onterd^ 
Verantwortlichkeit  des  Verfrachters  frachten,  nachdem  sie  an  den  Kapitain 
zwei  gerichtliche  Aufforderungen,  innerhalb  der  letzten  14  Tage  der  im 
Art.  937  bezeichneten  Frist,  gerichtet  haben. 

Der  von  den  Abladern  abgeschlossene  Frachtvertrag  ist  trotz  des 
Widerspruchs  des  Eapitains  auszuführen. 

940.  Beweisen  die  Ablader,  dass  das  Schiff  nicht  seetüchtig  ge- 
wesen war,  als  es  die  Ladung  aufnahm,  so  sind  sie  nicht  verpflichtet^ 
irgend  welche  Fracht  zu  bezahlen,  und  können  von  dem  Verfrachter  Ersati 
der  Schäden  und  Nachtheile,  welche  sie  erlitten  haben,  verlangen. 

Der  Beweis  ist  trotz  des  Besichtigungsattestes,  von  dem  No.  3  des 
Art.  820  handelt,  zulässig. 

941.  Vor  oder  nach  der  Einschiffung  der  ganzen  Ladung  oder  eines 
Theils  derselben  kann  der  Befrachter  von  dem  Frachtvertrage,  mag  er  im 
Ganzen  oder  theilweise  abgeschlossen  sein,  gegen  Zahlung  der  Elälfte  der 
vereinbarten  Fracht  zurücktreten. 

In  dem  zweiten  Falle  hat  er  ebenfalls  die  Kosten  der  Löschung 
und  die  durch  diese  Massnahme  verursachten  Nachtheite  zu  bezahlen. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  auch  beim  Rücktritt  von  der 
Verfrachtung  für  die  volle  Reise  anwendbar. 

Wenn  die  Verfrachtung  monatlich  abgeschlossen  ist,  so  beträgt  die  Faul- 
fracht, welche  der  Befrachter  zahlen  muss,  so  viel,  wie  die  Fracht  für  die 
Hälfte  der  wahrscheinlichen  Dauer  der  Reise  nach  der  Berechnung  Sach- 
verständiger. 

942.  Der  Befrachter,  welcher  freiwillig  und  ausser  den  F&Uea  von 
höherer  Gewalt  seine  Waaren  vor  der  Ankunft  im  Bestimmungshafen  des 
Schiffes  löscht,  hat  die  vereinbarte  Fracht  vollständig  zu  bezahlen,  sowie 
die  Eodten  der  zu  solchem  Zwecke  bewirkten  Anlanaung.  '  ^^»^ 
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943.  Bei  den  Verfrachtungen  auf  Monate  oder  Tage  läuft;  die  Fracht 
von  dem  Tage,  an  welchem  die  Verladung  beginnt,  bis  zu  dem  Tage,  an 
welchem  die  Löschung  in  dem  Eonsignationshafen  beendet  ist. 

944.  Behufs  Festsetzung  des  Betrages  der  Frachten  wird  der  ange- 
&ngeDe  Monat  für  beendet  angesehen. 

945.  Ist  das  Schiff  für  eine  bestimmte  Zeit  gefrachtet,  so  läuft  die 
Fracht  von  dem  Tage  des  Vertrages. 

946.  Bei  der  Verfrachtung  nach  Gewicht  ist  Bruttogewicht  zu  berechnen 
und,  in  Ermangelung  einer  besonderen  Vereinbarung,  ist  anzunehmen,  dass 
sich  die  Parteien  auf  die  an  dem  Laduugsorte  gebräuchliche  Gewichtseinheit 
bezogen  haben. 

947.  Fracht  wird  geschuldet: 

1.  f&r  die  Waaren,  welche  der  Eajpitain  während  der  Reise  verkauft, 
um  dringende  Bedürfnisse  des  Schiffes  zu  befriedigen; 

2.  für  die  Waaren,  welche  durch  zufalliges  Ereigniss,  ihre  eigene 
fehlerhafte  Beschaffenheit,  schlechte  Qualität  oder  Beschaffenheit  der 
Verpackungen  verringert  oder  verschlechtert  sind; 

3.  fQr  diejenigen,  welche  nach  Beschluss  zur  Rettung  des  Schiffes  und 
der  Ladung  in  das  Meer  geworfen  worden  sind; 

4.  für  die  Zunahme  an  Gewicht  oder  Umfang  der  verladenen  Waaren. 

948.  Keine  'Fracht  wird  geschuldet  fär  die  bei  einem  Schiffbruch 
oder  einer  Strandung  verloren  gegangenen,  von  Piraten  geraubten  oder  von 
Feinden  gewaltsam  weggenommenen  Waaren. 

In  allen  diesen  Fällen  ist  der  Befrachter  berechtigt,  die  R&ckerstattung 
des  Theils  der  Fracht,  welchen  er  vorgeschossen  hat,  zu  verlangen. 

949.  Sind  die  Waaren  gerettet  oder  losgekauft,  so  hat  der  Befrachter 
die  Fracht  zu  bezahlen,  welche  bis  zu  dem  Orte  des  Schiffbruchs  oder  der 
Wegnahme  verdient  ist. 

Wenn  die  geretteten  Waaren  nach  Ausbesserung  des  Schiffes  auf 
demselben  nach  ihrem  Bestimmungshafen  gefuhrt  worden  sind,  so  hat  der 
Befirachter  die  vollständige  Fracht  zu  entrichten,  unbeschadet  dessen,  was 
bezüglich  der  Havarie  entschieden  wird. 

950.  Es  wird  ebenfalls  keine  Fracht  für  die  Waaren  geschuldet, 
welche  auf  hoher  See  oder  an  der  Küste  ohne  Mitwirkung  des  Kapitains 
oder  der  Mannschaft  gerettet  worden  sind. 

951*  Die  Fracht  wird  geschuldet  und  ist  exigibel  von  dem  Momente 
an,  in  welchem  die  beforderten  Waaren  zur  Vermgung  des  Konsignatars 
gestellt  werden. 

952.  Der  Verfrachter  ist  nicht  verpflichtet,  als  Zahlung  der  Fracht 
Waaren,  unversehrt  oder  beschädigt,  anzunehmen;  die  Ablader  können  ihm 
jedoch  für  die  Fracht  die  Flüssigkeiten  abtreten,  deren  Gefasse  mehr  als 
die  Hälfte  ihres  Inhalts  verloren  haben. 

953.  Der  Verfrachter  erleidet  keine  Verminderung  an  den  in  Ge- 
mässheit  der  Police  verdienten  Frachten,  ausser  in  den  durch  das  Gesetz 
ADg6^1^>^Q0i^  Fällen. 

954.  Der  Kapitain  kann  die  Ladung  zur  Sicherung  der  Zahlung  der 
Fracht  an  Bord  nicht  zurückbehalten;  er  kann  jedoch  die  Hinteriegung 
derselben  beanspruchen  bis  die  Zahlung  erfolgt. 

955.  Die  Kaplaken  sind  dem  Kapitain  in  demselben  Verhältniss 
^e  die  Frachten  und  mit  den  Modifikationen,  denen  die  letzteren  je  nach 
den  Fällen  nnterworfen  sind,  zu  bezahlen. 

88» 
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956.  Die  LadaDg  haftet  vorrechtlich  für  die  Zahlung  der  Frachten, 
der  Kaplaken  und  der  EntschädigungeD,  welche  die  Abliäer  auf  Grand 
des  Frachtvertrages  schulden. 

Das  Yorrecht   dauert   30  Tage  von  der  Beendigung  der  Löschanjir  an 

Berechnet;    und  der  Verfrachter  kann  innerhalb  derselben  den  gerichtlichen 
erkauf  der  Waaren  nachsuchen,  welche  zur  Deckung  der  erwähnten  For- 
derungen genQgen,   auch    wenn  der  Konsignatar  in  Falliment  gerathen  ist 
Die  Waaren,  welche  während  dieser  Frist  auf  Grund  eines  gesetzlichen 
Titels  in    dritte  Hände   übergehen,    sind  durch  den  einfachen  Ablauf  der  8 
auf  ihre  Uebergabe  folgenden  Tage  von  jeder  Haftbarkeit  frei. 

Nach  Verlauf  der  30  Tage  sind  die  Forderungen  des  Verfrachters  als 
gewöhnliche  Forderungen  anzusehen. 

KAPITEL  V. 

Von  der  Aufliebung  des  Frachtvertrages. 

957.  Ausser  den  im  Vorhergehenden  vorgesehenen  Fällen  der  Auf- 
hebung wird  der  Frachtvertrag,  mag  er  im  Ganzen  oder  theilweise  abge- 
schlossen sein,  ohne  Entschädigung  vor  Beginn  der  Reise  durch  folgende 
Ursachen  aufgehoben: 

1.  durch  das  Verbot,  alle  oder  einen  Theil  der  in  derselben  Police 
einbegriffenen  Waaren  ,  aus  dem  Ladungsorte  auszuführen  oder  in 
den  Löschungsort  einzuführen,  es  sei  denn,  dass  der  Befrachter 
andere  erlaubte  Waaren  verladen  will; 

2.  durch  das  Handelsverbot,  die  Kriegserklärung  zwischen  der  Republik 
und  der  Nation,  nach  welcher  das  Schiff  bestimmt  ist,  und  die 
Blokade  des  Löschungshafens; 

3.  durch  irgend  ein  anderes  zufälliges  Ereigniss  oder  höhere  Gewalt, 
welche  die  Reise  verhindern. 

Wenn  das  zufällige  Ereigniss  der  Schuld  irgend  einer  der  Parteien 
zugerechnet  werden  kann,  so  findet  die  Aufhebung  unter  Ersatz  der 
Schäden  und  Nachtheile  statt. 

958.  Wenn  aus  irgend  einem  der  angeführten  Gründe  der  Fracht- 
vertrag aufgehoben  wird,  nachdem  das  Schiff  beladen  worden  ist,  so  hat  der 
Befrachter  alle  Kosten  der  Löschung  und  der  Verfrachter  die  Heuer  und 
Unkosten  der  Mannschaft  zu  tragen,  unbeschadet  des  Rechtes,  welches  er 
auf  die  Zahlung  bezüglich  der  Liege-  und  üeberliegetage,  sowie  ^ner 
gemeinschaftlichen  Havai*ie  wegen  eines  vor  der  Aufhebung  eingetretenen 
Schadens  erworben  hat. 

959.  Ist  die  Abfahrt  des  Schiffes  durch  Schliessung  des  Hafens,  durch 
eine  auf  höheren  Befehl  erfolgte  Beschla^ahme  oder  durch  irgend  ein 
anderes  Ereigniss  höherer  Gewalt  zeitweise  suspendirt,  so  besteht  der 
Frachtvertrag  ohne  Anspruch  auf  Entschädigung  fort  und  die  Kosten  des 
Unterhalts  und  die  Heuer  der  Mannschaft  sind  als  gemeinschaftliche  Havarie 

I  zu  bezahlen. 

I  In   dem   eben   vorgesehenen  Falle   kann  der  Befrachter  seine  Waaren 

I  löschen  und  wieder  verladen,  und  wenn  er,  nachdem  die  Ursache  der  Sns- 

I  pension    der  Abfahrt   des  Schiffes   aufgehört  hat,    innerhalb  der  hierzu  be- 

I  willigten  Frist  nicht  das  Schiff  wieder  beladet,  so  ist  er  verpflichtet,  Liege- 

!  tage  zu  bezahlen. 

I  960.    Tritt  während  der  Reise  irgend  einer  d^  in  Nos.  1  und  2  des 

I  Art.  957  angegebenen  Vorfalle  ein,  so  hat  der  Eapitain  die  Instruktionen  zu 
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befolgen,  welche  er  ffir  solche  Fälle  von  dem  Befrachter  erhalten  hat,  und 
wenn  er,  in  Gemässheit  derselben  handelnd,  in  dem  ihm  bezeichneten  Hafen 
anlandet  oder  nach  dem  Abfahrtshafen  zurückkehrt,  so  hat  er  nur  die  Hin- 
fracht zu  erhalten,  auch  wenn  das  Schiff  fär  die  volle  Eeise  gefrachtet 
worden  ist. 

961.  Hat  der  Eapitain  in  den  erwähnten  Fällen  keine  Instruktionen, 
80  hat  er  in  der  Weise  zu  verfahren,  wie  es  No.  15  des  Art.  826  vorschreibt, 
and  sofort  dem  Befrachter  Bericht  zu  erstatten 

Erhält  der  Eapitain  innerhalb  einer  nach  dem  Ermessen  des  Handels- 
gerichts oder  der  gewöhnlichen  Justizbehörde  des  Anlandungshafens  ange- 
messenen Frist  keine  Instruktionen,  so  kann  er  die  Hinterlegung  der  Ladung, 
die  Zahlung  der  Fracht  nur  für  die  Hinreise  und  den  Verkauf  der  Waaren, 
welche  zur  Deckung  derselben  genügen,  verlangen. 

Die  während  der  Detinirung  des  Schiffes  gemachten  Ausgaben  und 
verdienten  Heuerbeträge  werden  als  gemeinschaftliche  Havarie  betrachtet 
and  als  solche  bezahlt;  die  Kosten  der  Löschung,  der  Hinterlegung  und  des 
Verkaufs  sind  jedoch  ausschliesslich  für  Rechnung  des  Befrachters. 

962.  Wenn  das  Schiff  wegen  ungünstigen  Wetters  oder  aus  Furcht 
vor  Feinden  oder  Seeräubern  nach  dem  Abfiahrtshafen  zurückkehrt  und  die 
Ablader  seine  vollständige  Löschung  gemeinschaftlich  beschliessen,  kann 
der  Verfrachter  sich  nicht  weigern,  dies  zu  thun,  und  in  diesem  Falle  ist  er 
berechtigt,  die  der  Hinreise  entsprechende  Fracht  vollständig  zu  verlangen, 
auch  wenn  das  Schiff  für  die  volle  Heise  gefrachtet  ist. 

Wenn  die  Verfrachtung  monatweise  abgeschlossen  ist,  so  haben  die 
Ablader  die  Fracht  zu  bezahlen,  welche  der  Anzahl  Monate  entspricht,  die 
nach  der  Berechnung  Sachverständiger  die  Hinreise  hätte  dauern  müssen. 

963.  Die  Befrachter  können  ebenfalls  das  Schiff  vollständig  löschen 
und  die  Reise  endigen,  wenn  dasselbe  aus  einem  der  im  Alinea  1  des  vor- 
hergehenden Artikels  angegebenen  Gründe  in  einem  anderen  Hafen,  als 
dem  der  Expedition,  landet. 

In  solchem  Falle  müssen  die  Befrachter  die  ganze  Fracht  für  die  Hin- 
reise bezahlen,  wenn  der  Anlandungshafen  weiter  liegt,  als  die  Hälfte  der 
Entfernung  zwischen  dem  Ezpeditions-  und  dem  Bestimmungshafen,  des 
Schiffes  beträgt,  und  nur  die  halbe,  wenn  die  Entfernung  geringer  ist. 

964.  Wenn  das  Schiff  aus  Mangel  an  Lebensmitteln,  der  davon  her- 
rührt, dass  es  nicht  gut  verprovianürt  worden  ist,  oder  in  Folge  von  Havarien, 
die  durch  die  Uner&hrenheit  des  E^pitains  hervorgerufen  sind,  in  einem 
anderen  Hafen,  als  dem  seiner  Bestimmung,  anlandet,  sind  die  Ablader  be- 
rechtigt, den  Vertrag  aufzuheben  und  Ersatz  der  Schäden  zu  verlangen, 
welche  ihnen  erwachsen  sind. 

965.  Wenn  das  Schiff  während  seiner  Reise  auf  Befehl  einer  aus- 
ländischen Macht  detinirt  worden  ist,  so  besteht  der  Frachtvertrag  fort;  es 
wird  jedoch  für  die  Zeit  der  Detinirung  keine  Fracht  geschuldet,  wenn  die 
Verfrachtung  monatweise,  noch  auch  eine  Erhöhung,  wenn  sie  für  die 
Reise  al^eschlossen  ist. 

Das  Cessiren  der  Fracht  in  dem  ersten  der  angegebenen  Fälle  ist 
unbeschadet  der  Bestimmung  des  Art.  959  zu  verstehen. 

KAPITEL  VL 
Vom  Konnossement. 

966.  Konnossement  oder  Ladungspolice  (conocimiento  6  pöliza 
de  carga)  heist  die  private  Urkunde,  in  welcner  der  Kapitain  und  der  Ab- 
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lader  die  Thatsache  der  Eünschiffang  d^  Waar^a  anerkennen  and   die  Be- 
dingungen des  vereinbarten  Transportee  angeben. 

967.  Das  Konnossement  muss  enthalten: 

1.  den  Namen,  die  Matrikel  and  die  Traf^ähi^eit  des  Schiffes; 

2.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  des  Eapitains; 

3.  die  Vor-  und  Zunamen  des  Abladers  und  des  Konsignatars; 

4.  die  Anzahl  und  die  Marke  der  Ballen,    die  Beschaffenheit   und  die 
Menge  der  Waaren; 

5.  den  Ladungs-  und  Löschungshafen; 

6.  die  vereinbarte  Fracht  und  die  festgesetzten  Kaplaken; 

7.  das  Datum  und  die  Unterschriften  oes  Kapitains  und  des  Abladers.^) 

968.  Das  Konnossement  ist  wenigstens  in  vier  Originalexemplareo 
mit  gleichem  Inhalt  und  Datum  auszufertigen,  je  eines  f&r  den  Ablader,  den 
Eonsignatar,  den  Kapitain  und  den  Rheder. 

Jedes  Konnossement  hat  die  Angabe  der  Nummer  zu  enthalten,  die  ihm 
in  der  Reihenfolge  der  unterzeichneten  Exemplare  zukommt. 

Der  Kapitam  hat  ausserdem  so  viel  Exemplare  zu  unterzeichnen,  wie 
der  Ablader  von  ihm  verlangt 

969.  Der  Ablader  hat  dem  Kapitain  die  Konnossemente  innerhalb 
24  Stunden  nach  Beendigung  der  Verladung  seiner  Waaren  vorzulegen,  und 
beide  müssen  dieselben  in  der  gleichen  Frist  unterzeichnen,  unter  Haflong 
w^en  der  Schäden  und  Nachtheile,  auch  wenn  eine  Frachtpolice  nicht 
ausgefertigt  worden  ist. 

Das  für  den  Ablader  bestimmte  Exemplar  ist  von  dem  Kapitain 
selbst  zu  schreiben  und,  fidls  es  gedruckt  ist,  von  ihm  auszufüllen. 

970.  Wenn  der  Kapitain  oder  irgend  einer  seiner  Verwandten  inner- 
halb des  für  die  Attestirung  verbotenen  Grades  Ablader  ist,  so  sind  die 
Konnossemente  von  den  2  Hanptoffizieren  zu  unterzeichnen. 

971.  Die  Konnossemente  können  zu  Gunsten  einer  bestimmten  Person 
mit  dem  Vermerk  an  Ordre  oder  zu  Gunsten  einer  ebenfidls  bestimmten 
Person  ohne  diesen  Vermerk  oder  auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden. 

In  dem  ersten  Falle  werden  die  Rechte  des  Befrachters  auf  die  Ladung 
durch  ein  in  Gemässheit  der  im  Kapitel  V,  Titel  XI,  Buch  II  dieses  Gesetz- 
buches enthaltenen  Vorschriften  darauf  gesetztes  Indossament,  in  dem  zweiten 
durch  eine  dem  Kapitain  mitgetheilte  Cession  und  in  dem  dritten  durch  die 
einfache  üebergabe  des  Konnossements  übertragen. 

Der  Verfiichter  kann  dem  Cessionar  afle  Einwendungen  entgegen- 
setzen» welche  er  gegen  den  Gedenten  hätte  geltend  machen  können,  sofem 
sie  aus  dem  Frachtvertrage  sich  herleiten  lassen. 

972.  Die  Ablader  dürfen  ihre  Waaren  nicht  ausladen,  noch  die 
Konsignation  verändern,  ohne  dem  Kapitain  alle  Konnossemente,  welche  er 
ihnen  übergeben  hat,  zurückzustellen. 

1)  Üe1)ereinstimmend  das  Aegyptische  (Art  100),  Argentinische 
(Art.  1194),  Brasilianische  (Art  676),  Chilenische  (Art.  1047),  GoUb* 
bianische  (Art.  289),  Französische  (Art.  9ßS),  (^Griechische  (Art  S8S), 
Gnatemalanische  (Art  923),  Haitiaivische  (Art.  279),  Honduranische 
(Art.  1044),  Mo  nacensische  (Art  245),  Holländische  (Art  507)  und  Portugiesische 
Recht  (Art  1668);  dagegen  abweichend  vom  Deutschen  Recht  (Art  644),  welches  den 
Ablader  verpflichtet,  dem  Schiffe  auf  sein  Verlangen  eine  mit  der  Unterschrift  des 
ersteren  versehene  Abschrift  des  Konnossements  zu  ertheilen;  cfr.  auch  das  Oester- 
reichische  H.G.B.  (Art  414);  nach  Belgischem  (Art  42  d. Gesetzes  v.  21.Anga8t  1879), 
Costa-Ricanischem  (Art  740),  Nicaraguensischem  (Art.  426).  Italienischem 
(Art  666)  und  Spanischem  Recht  (Art.  800)  muss  das  für  den  Kapitain  b^timmte 
Exemplar  vom  Ablader,  die  übrigen  müssen  vom  Kapitain  unterzeichnet  werden. 
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Wenn  d^r  Kapitaiif  mit  der  Ansladang  oder  mit  dem  Wechsel  der  Kon- 
signation einyerstanden  ist,  ohne  dass  er  die  Konnossemente  zurückgefordert 
hat,  so  haftet  er  fär  die  LadoDg  dem  legitimirten  Inhaber  der  Konnossemente. 

973.  Sofern  die  Ablader  die  Konnossemente  nicht  zurückgeben 
können,  müssen  sie  zur  Zufriedenheit  des  Kapitains  für  den  vollen  Werth 
der  Ladung  Bürgschaft  leisten  und,  falls  sie  letztere  nicht  bestellen,  kann 
er  nicht  gezwun^n  werden,  die  Waaren  zu  übergeben  oder  neue  Kon- 
nossemente mit  einer  anderen  Konsignation  zu  unterzeichnen. 

974.  Stirbt  der  Kapitain  oder  scheidet  er  aus  seinem  Amte,  bevor 
das  Schiff  unter  Segel  geht,  so  haben  die  Ablader  von  dem  Nachfolger 
die  Bestätigung  der  Konnossemente  zu  verlangen,  und,  falls  sie  es  nicht  thun, 
haftet  der  Nachfolger  nur  für  die  Ladung,  welche  an  Bord  vorhanden  war, 
als  er  sein  Amt  auszuüben  begann. 

Der  Kapitain,  welcher  die  Konnossemente  seines  Vorgängers  ohne 
vorhergehende  Prüfung  ihrer  Uebereinstimmung  mit  der  Ladung  bestätigt, 
haftet  für  die  Mängel,  welche  später  bemerkt  werden. 

Wenn  der  Kapitain  Behufs  Bestätigung  die  Untersuchung  der  Ladung 
verlangt,  so  sind  die  Kosten  dieser  Massnahme  für  Rechnung  des  Rheders, 
unbeschadet  seines  Rechtes,  dieselben  von  dem  ausgeschiedenen  Kapitain  ein- 
zuziehen, falls  derselbe  Grund  zu  seiner  Entlassung  gegeben  hat. 

975*  Vor  Beginn  der  Löschung  muss  der  Inhaber  eines  Konnossements 
dasselbe  dem  Kapitain  vorlegen,  damit  ihm  direkt  die  Waaren  übergeben 
werden,  und,  ülls  er  unterlässt  dies  zu  thun,  sind  die  Kosten  der  Lagerung 
and  die  Hinterlegungsgebühr  für  seine  Rechnung,  wenn  der  Kapitain  die 
Hinterlegung  beantri^  hatte. 

976*  Der  Inhaber  eines  Konnossements  haftet  nicht  für  die  Erfüllung 
der  in  der  Vertragspolice  enthaltenen  Verpflichtungen,  es  sei  denn,  dass  das 
Konnossement  die  Klausel,  der  Chartepartie  gemäss  oder  eine  andere 
gleichbedeutende,  enthält. 

977.  Der  Konsignatar  hat  dem  Kapitain  die  Konnossemente  zur  Zeit 
des  Empfangs  der  Ladung  zurückzugeben  und  auf  eines  der  Exemplare  die 
entsprecnende  Empfangsbescheinigung  zu  setzen. 

Ist  der  Konsignatar  in  der  Uebergabe  des  Konnossements  mit  Quittung 
säumig,  so  haftet  er  dem  Kapitain  wegen  der  durch  den  Verzug  ihm  ver- 
ursachten Schäden  und  Nachtheile. 

Der  Konsignatar,  welcher  die  Uebergabe  der  Empfangsbescheinigung 
bis  zu  dem  Ergebniss  der  Untersuchung  seiner  Waaren  verzögert,  geräth 
nicht  in  Verzug. 

978.  Es  ist  dem  Kapitain  verboten,  die  Uebergabe  der  Ladung  vor- 
zunehmen, wenn  verschiedene  Inhaber  von  Konnossementen^  die  sich  auf 
dieselben  Waaren  beziehen,  die  Uebergabe  zugleich  verlangen. 

979.  Tritt  der  in  dem  vorhergehenden  Artikel  vorgesehene  Fall  ein, 
so  hat  der  Kapitain  die  Ladung  zur  Verfügung  des  betreffenden  Gerichts  zu 
stellen,  damit  dieses  deren  Hinterlegung  unter  Benachrichtigung  der  Inter- 
essenten anordne,  dieselben  höre  und  über  das  Eigenthum  und  die  Ueber- 
gabe der  Waaren  Beschluss  fasse. 

Die  Interessenten  imd  eventuell  der  Depositar  müssen  den  Verkauf  der 
Waaren  nachsuchen,  wdche  wegen  ihrer  Beschaffenheit  oder  ihres  Zustandes 
einer  Verschlechterung  ausgesetzt  sind,  und  das  Handelsgericht  hat  dies 
nach  vorhergegangener  Untersuchung  durch  Sachverständige  so  anzuordnen. 

Der  Erlös  des  Verkaufes  nach  Abzu^  der  Kosten  und  der  Gebühren 
f&r  Hinterlegung  ist  gerichtlich  zu  konsigniren. 
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Die  in  der  im  Alt  967  angegebeneti  Form  abgefassten  ond 
nDterzeichneten  KonnossemeDte  haben  anter  den  Ladungsinteressenten  und 
zwischen  diesen  und  den  Versicherern  Beweiskraft,  vorbehaltlich  des  Beweises 
eines  Betruges  oder  einer  Kollusion. 

981.  Sind  die  Konnossemente  über  die  nämliche  Ladung  nicht  über- 
einstimmend, so  ist  der  Inhalt  des  von  dem  Kapitain  prasentirten  mass- 
gebend, wenn  es  voUst^indig  von  dem  Ablader  selbst  oder  von  dem  mit 
der  Expedition  seines  Geschäftsbetriebes  betrauten  Handlungsgeh&lfen  (ge- 
schrieben oder  ausgefüllt  ist,  oder  der  Kontext  des  von  dem  Ablader  vor- 
gelegten, falls  es  von  dem  Kapitain  geschrieben  oder  ausgefüllt  ist. 

Wenn  alle  vorgelegten  Konnossemente  die  in  dem  vorhergehenden 
Alinea  angegebene  Eigenschaft  besitzen,  so  ist  das  Resultat  der  übrigeo  Be- 
weise, welche  die  Parteien  vorbringen,  massgebend. 

982.  In  Ermangelung  einer  Chartepartie  ist  anzunehmen,  dass  der 
Frachtvertrag  nach  dem  Inhalt  und  unter  den  Bedingungen,  welche  die 
Konnossemente  aufweisen,  abgeschlossen  worden  ist. 

Die  Zweifel,  welche  die  Chartepartie  bietet,  sind  durch  die  Kon- 
nossemente zu  entscheiden. 

983.  Das  Konnossement  hebt  die  provisorischen  EnopfiangsbescheiniguDgen 
früheren  Datums  auf,  welche  der  Kapitain  und  seine  Untergebenen  dem  Ab- 
lader ertheilt  haben. 

984.  Dem  Kapitain  ist  der  Einwand  nicht  zu  gestatten,  dass  er  die 
Konnossemente  im  Vertrauen  und  unter  dem  Versprechen,  dass  die  in  den- 
selben bezeichnete  Ladung  ihm  übergeben  werden  würde,  unterzeichnet  habe. 

985.  Die  Klagen  zwischen  dem  Kapitain  und  dem  Ablader,  welche 
sich  auf  die  Ladung  beziehen,  sind  noth wendigerweise  auf  das  Konnossement 
zu  stützen,  und  ohne  Vorlegung  desselben  ist  ihnen  kein  Fortgang  zu  geben. 

KAPITEL  Vn. 

Von  den  Pajssagieren. 

986.  Der  Passagier  ist  berechtigt,  von  dem  Kapitain  verpflegt  vi 
werden,  vorbehaltlich  einer  entgegenstehenden  Vereinbarung.*) 

987.  Wenn  ein  Passagier  sich  heimlich  einschifft,  so  kann  der  Kapitain 
von  dem  Rechte  Gebrauch  machen,  welches  ihm  Alinea  1  und  3  des  Art  9U 
gewährt^  mit  den  Modifikationen,  welche  der  Transport  von  Personen  er 
fordert. 

988.  Sowohl  in  dem  Abfahrts-,  als  auch  in  dem  Skala-  oder  dem 
Anlandungshafen  muss  sich  der  Passagier  an  dem  Tage  und  zu  der  Stunde 
einschiffen,  welche  der  Kapitain  bezeicnnet;  und  wenn  durch  seine  Schuld 
das  Schiff  ohne  ihn  abfahrt,  so  muss  er  den  vereinbarten  Ueberfahrtspreis 
vollständig  bezahlen. 


1)  Ebenso  das  Chilenische  (Art.  1068).  Gnatemalanische  (Art  942)  nnd 
fionduranische  Hecht  (Art  1066);  nach  Aegyptischem  Kecht  (Art  142)  hat  der 
Passaffier  iür  die  Verpfleganjgf  selbst  sn  sorffen,  wenn  nichts  Anderes  vereinbart  wordei 
ist;  ebenso  nach  Holländischem  Recht  (Art  530);  nach  Colambianischem  Beebt 
(Art.  260)  ist  der  Passagier  berechtigt  auf  Schiften  von  10  Tonnen  Gehalt  ond  darüber 
von  dem  Rheder  verpflegt  zu  werden,  anf  kleineren  Schiften  mnss  er  sich  selbst 
beköstigen,  es  sei  denn,  dass  in  beiden  Fällen  etwas  Anderes  vereinbart  wordea  ist; 
nach  Belgischem  Recht  (Art  121  des  Gesetzes  vom  21.  Angast  1879)  sind  die  Ver* 
pfle^ongskosten  des  Passagiers  im  Fah^reise  einbegriffen,  wenn  nicht  das  Geffentheil 
vereinbart  in  diesem  Falle  mnss  der  Kapitain  dem  Passagier  die  nöthigen  Lebeiu- 
mittel  zu  massigen  Preisen  liefern;  ebenso  nach  Italienischem  (Art  588)  imd 
Honacensisohem  Recht  (Art.  280). 
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Ist  das  SchiflF  segelfertij^f,  so  köDDen  die  Passagiere  ohne  Erlaub- 
niss  des  Eapitains  nicht  ans  Land  gehen,  unter  der  im  vorhergehenden 
Artikel  erwähnten  Verantwortlichkeit. 

990.  Der  Passagier  kann  ohne  Zustimmung  des  Eapitains  sein  Recht 
auf  die  Beförderung  nicht  an  einen  Anderen  abtreten.*) 

991.  Wenn  der  Passagier  freiwillig  die  Reise  aufgiebt,  bevor  das  Schiflf 
unter  Segel  gegangen  ist,  so  hat  er  dem  Kapitain  die  Hälfte  des  ver- 
abredeten Ueberfahrtspreises  zu  bezahlen,  und  tritt  das  Aufgeben  während 
der  Fahrt  ein,  so  muss  er  ihn  vollständig  entrichten. 

992.  Der  Vertrag  wird  olme  Entschädigung  durch  die  Suspension  der 
Reise  vor  der  Abfahrt  des  Schi£Pes  aufgehoben,  sofern  ein  solches  Vorkomm- 
niss  durch  höhere  Gewalt  oder  ein  zufälliges  Ereigniss,  das  nicht  in  einer 
culpa  des  Eapitains  seinen  Ur^rung  hat,  verursacht  worden  ist. 

Ist  die  Reise  nach  ihrem  Beginn  suspendirt  oder  unterbrochen  worden, 
so  hat  der  Eapitain  nur  das  Fahrgeld  einzuziehen,  welches  der  zurück- 
gelegten Entfernung  entspricht,  fialls  der  Passagier  einigen  Nutzen  davon  hat. 

993.  Wenn  der  Passagier  in  dem  im  Art.  937  vorgesehenen  Falle 
beschliesst,  die  Ausbesserung  des  Schiffes  abzuwarten,  so  ist  er  nicht  ver- 
pflichtet, den  stipulirten  Fahrpreis  zu  erhöhen. 

In  diesem  nämlichen  Falle  kann  der  Passagier  seine  Reise  auf  einem 
anderen  Schiffe  fortsetzen,  indem  er  den  üeberfahrtspreis  im  Verhältniss  des 
Theils  der  Reise  entrichtet,  den  er  zurückgelegt  hat. 

994.  Es  ist  dem  Eapitain  verboten,  auf  Antrag  oder  in  dem  Interesse 
der  Passagiere  irgendwo  anzulanden  oder  sich  aufzuhalten. 

Wenn  jedocn  ein  Passagier  von  einer  ansteckenden  Erankheit  befallen 
wird,  so  muss  er  ihn  an  einem  bewohnten  Orte  auch  gegen  seinen  Willen 
aasschiffen. 

995.  Sind  die  Vorräthe  der  Passagiere  in  dem  im  Art.  986  bestimmten 
Ausnahmefall  aus  irgend  einem  Grande  verbraucht  oder  verdorben,  so  mass 
der  ELapitain  ihnen  die  erforderlichen  Lebensmittel  zu  einem  angemessenen 
Preise  gewähren. 

996.  Die  Verpflichtung,  das  Fahrgeld  za  bezahlen,  ist  von  der  Even- 
tualität abhän^g,  dass  das  Schiff  in  seinem  Bestimmungshafen  anlangt. 

997.  Stirbt  der  Passagier  vor  Beginn  der  Reise,  so  müssen  seine 
Erben  die  Hälfte  des  vereinbarten  Uebemhrtsgeldes  bezahlen,  nach  Abzug 
der  Verpflegungskosten,  hUs  sie  in  dem  Transportpreise  einbegriffen  waren. 

Wenn  iedoch  der  Tod  während  der  Reise  eintritt,  so  sind  sie  verpflichtet, 
das  Fahrgela  vollständig  zu  bezahlen.*) 


0  Ebenso  nach  Argentinischem  (Art  1274),  Belgischem  (Art  120  des 
Gesetzes  vom  21.  August  1879),  Brasilianischem  (Art  680),  Chilenischem 
(Art  1072),  Oolnmbianischem  (Art  264),  Quatemalanischem  (Art.  946), 
Honduranischem  (Art  1069)  and  Holländischem  Recht  (Art  528).  während 
nach  dem  Aegyptischen  (Art  185)  und  Deutschen  H.  G.  B.  (Art  665)  das 
Verbot  nnr  für  den  Fall  aufgestellt  ist  dass  der  Reisende  in  dem  üeberfohrtsvertrage 
genannt  ist  « 

*}  Ebenso  nach  Aegyptischem  (Art.  187),  Argentinischem  (Art  1274), 
Brasilianischem  (Art  680),  Chilenischem  (Art  1079),  Gnatemalanischem 
(Art  958),  Honduranischem  (Art  1076),  Deutschem  (Art  668),  Italie- 
nischem ^Art.  588)  und  Holländischem  Recht  (Art  524),  dagegen  nach  Bel- 
gischem (Art  128  des  Ges.  v.  21.  August  1879)  und  Monacensischem  Recht 
(Art  275)  ein  Viertel  des  Fahrgeldes;  jedoch  unter  eventuellem  Abzu|B;e  der  Yerpflegungs- 
kosten,  je  nach  der  Bestimmung  der  emselneu  Gesetzbücher,  bezüghch  der  Yerpflegung- 
nach  Columbianischem  Itecht  (Art  271)  haben  die  Erben  nur  die  Kosten  und 
Yorscbttsse  des  Unterhalts  zu  trafen,  falls  dieselben  im  Reisegeld  mit  ein  begnften  sind, 
und  der  Bheder  das  angeschaffte  Material  nicht  anders  verwerthen  kann. 
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Es  wird  keine  Erhöhung  des  Fahrgeldes  für  die  während  der 
Fahrt  geborenen  Kinder  geschuldet. 

9J99.  Der  Passagier  wird  als  Ablader  der  Gegenstande,  die  er  auf 
das  Schiff  bringt,  angesehen  und  geniesst  die  Rechte  eines  solchen,  sofern 
er  diese  Gegenstände  der  Fürsorge  und  Bewachung  des  Eapitains  über- 
geben hat. 

Wenn  jedoch  der  Fassagier  dieselben  unter  seiner  eigenen  Bewachung 
aufbewahrt,  so  h&f^et  der  Kapitain  wegen  des  Verlustes  oder  der  Schäden, 
welche  sie  erleiden,  nur  in  dem  Falle,  dass  sie  durch  eine  culpa  seinerseits 
oder  Seitens  der  Mannschaft  verursacht  worden  sind. 

1000.  Die  Gegenstände,  welche  der  Passagier  in  das  Schiff  einbrini^, 
haften  vorrechtlich  ftir  die  Zahlung  des  Fahrpreises  und  der  Kosten,  welche 
er  während  der  Reise  verursacht  hat. 

1001.  Ausser  der  Verpflichtung,  welche  Art.  810  den  Passagieren  auf- 
erlegt, haben  sie  die  Verpflichtung,  dem  Kapitain  in  allen  dringenden  Fällen, 
wo  es  zur  Rettung  des  Schiffes  erforderlich  ist,  Beistand  zu  leisten. 


TITEL  V. 
Von  den  Gefahren  und  Schäden  beim  Seetransporte. 

KAPITEL  I. 
Definitionen  und  allgemeine  Vorschriften. 

1002.    Es  sind  Havarien  in  der  gesetzlichen  Bedeutung  dieses  Wortes: 

1.  alle  Schäden,  welche  das  mit  Waaren  oder  Ballast  beladene  Schiff, 
bevor  es  unter  Segel  geht,  während  der  Reise  oder  nachdem  es 
in  seinem  Bestimmungshafen  Anker  geworfen  hat  erleidet,  sowie 
diejenigen,  welche  die  Waaren  von  ihrer  Einschiffung,  in  Booten 
oder  anderen  kleineren  Fahrzeugen,  in  dem  Expeditionsorte  bis  za 
ihrer  Ausladung  in  dem  Eonsignationshafen  davon  tragen; 

2.  alle  ausserordentlichen  und  unvorhergesehenen  Ausgaben,  weldie 
während  der  Reise  zur  Erhaltung  des  Schiffes,  der  Ladung  oder 
beider  zugleich  verursacht  worden  sind. 

lOOS.    Es  sind  keine  Havarien  in  den  gewöhnlichen  Fällen: 

1.  die  Lootsengelder  an  Küsten  und  Häfen; 

2.  die  Ausgaben  für  Boote  und  Schlepper; 

3.  die  sogenannten  Hafengebühren; 

4.  die  Ausgaben  für  das  Lichtern  des  Schiffes,  wenn  es  aus  Mangel 
an  Wasser  mit  der  ganzen  Ladung  nicht  unter  Segel  gehen  oder  in 
seinen  Bestimmungshafen  einlaufen  kann: 

5.  im  Allgemeinen  alle  gewöhnlichen  Schifftahrtsunkosten. 

«  Alle  erwähnten  Ausgaben  sind  ausschliesslich  für  Rechnung  des 
Rheders,  es  sei  denn,  dass  in  den  Charteparti%n  oder  Konnossementen  etwas 
Anderes  stipulirt  worden  ist. 

1004.  In  Ermangelung  specieller  Vereinbarungen  wird  die  Verant- 
wortlichkeit, Liquidation  und  Bezahlung  der  Havarien  in  Gemässheit  der 
Vorschriften  dieses  Titels  bestimmt. 

1005.  Bei  der  ausserhalb  des  Gebietes  der  Republik  erfolgten  Rege- 
lung der  Havarien  sind  die  Gesetze  und  Gebräucne  des  Ortes,  wo  sie 
stattfindet,  zu  beobachten. 

1006.  Die  Havarie  ist  eine  gemeinschaftliche  oder  eine  besondere. 
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KAPITEL  n. 

Von  der  gemeinschaftlichen  Havarie,  dem  Beschlüsse,  dieselbe  zu 
verursachen,   und  dem  Seewurf. 

1007.  QemeiDSchaftliche  Havarie  sind  nicht  nur  die  Schäden,  welche 
auf  Grund  motivirter  Beschlüsse  und  vor  oder  nach  Beginn  der  Eeise 
dem  Schiff  und  seiner  Ladung  gemeinschaftlich  oder  jedem  besonders,  zuge- 
fügt werden,  um  sie  aus  einer  drohenden  Seegefahr  zu  retten,  sondern 
auch  die  Schäden,  welche  als  direkte  und  unvermeidliche  Folge  der  Auf- 
opferung eintreten,  sowie  die  unvorhergesehenen  Ausgaben,  welche  zu 
gemeinschaftlichem  Vortheile  in  der  angegebenen  Zeit  und  Form  gemacht 
worden  sind. 

1008.  Zur  Klasse  der  gemeinschaftlichen  Havarien  gehören: 

1.  die  Uebergabe  irgend  eines  Gegenstandes,  welche  an  die  Feinde 
oder  Seeräuber  zur  Abfindung  und  als  Lösegeld  des  Schiffes,  der 
Ladung  oder  beider  zugleich  erfolgt  ist; 

2.  die  Heuer  und  die  Ausgaben  für  die  Geissein,  während  ihrer  Deti- 
nirung  bis  zu  ihrer  Rückkehr  an  Bord  oder  nach  ihrem  Domicil; 

3.  die  zur  Erlangung  der  gleichzeitigen  Freigabe  des  aufgebrachten 
Schiffes  und  der  gekaperten  Ladung  gemacnten  Ausgaben  und  die 
Kosten  des  Aufenthalts  des  Kapitams,  der  Offiziere  und  der  Mann- 
schaft während  der  Detinirung  einschliesslich  der  Heuer  und  der 
Verpflegung; 

4.  die  Schäden,  welche  das  Schiff  oder  die  Ladung  bei  der  Vertheidi- 
gung  gegen  Feinde  oder  Seeräuber  erleidet,  der  Verlust,  die  im 
Kampfe  verbrauchten  Kriegsmnnitionen  und  die  den  Seeleuten  zur 
Anspomung  ihres  Muthes  versprochenen  oder  übergebenen  Be- 
lohnungen ; 

.  5.  die  Kosten  für  Heilung,  Verpflegung  und  Unterstützung  der  bei  der 
Vertheidigung  des  Schiffes  oder  im  Dienst  beim  Manövriren  während 
des  Kampfes  verwundeten,  verstümmelten  oder  kampfun&hig 
gewordenen  Seeleute  und  Passagiere,  sowie  die  Heuer,  welche  die 
ersteren  bis  zu  ihrer  vollständigen  Wiederherstellung  yerdienen; 

6.  die  Heuer,  der  Unterhalt  und  das  Lösegeld  für  den  Seemann, 
welcher  im  Dienste  des  Schiffes^  zu  Lande  oder  zur  See  beschäftigt, 
gefangen  genommen  oder  detinirt  worden  ist; 

7.  die  Ewuer  und  der  Unterhalt  der  Seeleute,  die  ihnen  für  die  Zeit 
zukommen,  während  welcher  das  Schiff  einen  Konvoi  erwartet,  oder 
aus  begründeter  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern  oder  weil 
sein  Bestimmungshafen  blokirt  wird,  in  einen)  neutralen  Hafen 
verbleibt; 

8.  der  Verlust  der  Gegenstände,  welche  zur  Erleichterung  des  Schiffes 
ins  Meer  geworfen  worden  sind,  mögen  sie  dem  Schiff,  der  Ladung 
oder  der  Mannschaft  gehören,  sowie  der  Schaden,  den  der  Seewurf 
den  an  Bord  bleibenden  verursacht; 

9.  das  Kappen  oder  die  absichtliche  Zerstörung  der  Masten,  der  Anker- 
taue, der  Taue,  der  Segel  oder  irgend  eines  anderen  accessorischen 
Gegenstandes  des  Schiffes; 

10.  das  freiwillige  Aufgeben  der  Anker,  Boote,  Schaluppen  und  übrigen 
Ausrüstungsgegenstände,  um  das  Schiff  vor  einem  Zusammenstoss 
oder  irgend  einer  anderen  Seegefidir  zu  bewahren; 
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11.  die  Schäden,  welche  darch  das  forcirte  Beisetzen  von  Se^ln  ver* 
ursacht  sind,  um  das  Schiff  oder  die  Ladimg  vor  einer  dringenden 
Gefahr  zu  bewahren; 

12.  der  dem  Schiffe  absichtlich  zugefugte  Schaden,  um  eine  Feuers- 
brunst zu  loschen  oder  den  Ausfluss  des  Wassers,  den  Seewurf,  die 
Lichterung  oder  die  Herausnahme  der  Ladung  zu  erleichtem,  sowie 
der  in  Folge  dieser  Massnahmen  verursachte  Schaden; 

13.  die  Kosten  der  Lichterung  oder  der  Umladung  eines  Theils  der 
Ladung  mit  der  Absicht,  einen  anderen  Hafen  als  den  Uestimmnngs- 
hafen  des  Schiffes  zu  erreichen  und  das  Schiff  vor  der  Verfolgung 
der  Feinde  oder  Seeräuber,  vor  einem  Unwetter  oder  irgend  einer 
anderen  Seegefahr  zu  bewahren,  sowie  der  Verlust  der  gelichterten, 
oder  umgeladenen  Waaren,  in  Folge ^)  der  Verschlechterung,  die 
ihnen  die  Lichterung^  die  Umladung  und  die  Wiedereinschiffang 
verursacht; 

14.  die  Heuer  und  der  Unterhalt  der  Mannschaft  in  den  Fällen  einer 
gezwungenen  Anlanduug  zum  gemeinschaftlichen  Vortheil,  jedoch 
nur  während  der  Zeit,  'die  dringend  nothwendig  ist,  um  das  Be- 
dürfniss,  welches  sie  veranlasst  hat,  zu  befriedigen,  die  Hafen- 
gebühren bei  der  Bin-  und  Ausfahrt,  die  Löschuugs-  und  Wieder* 
Verladungskosten  und  die  Miethe  für  die  Lagerräume,  in  denen  die 
Waaren  niedergelegt  sind,  welche  während  der  Ausbesserung  nicht 
an  Bord  verbleiben  können; 

15.  die  Preisdifferenz  der  Waaren,  welche  bei  einer  gezwungenen  An- 
landung verkauft  worden  sind,  um  an  dem  Schiff  einen  durch  einen 
Seeunfall  erlittenen  Schaden,  der  eine  gemeinschaftliche  Havarie 
begründet,  auszubessern,  der  Seeuutzen,  die  Provision  der  zur 
Deckung  der  Ausbesserungskosten  aufgenommenen  Bodmereidarlehne 
und  die  Prämie  der  Versicherung  dieser  Kosten; 

16.  die  dem  Schiffe  oder  der  Ladung  gemeinschaftlich  oder  einzeln 
durch  eine  Strand ung  verursachten  Schäden,  welche  freiwillig  in 
der  Absicht  herbeigeführt  worden  ist,  sie  aus  einer  Seegeiahr  zu 
retten,  sowie  die  zur  Flottmachung  des  Schiffes  au^ewendften 
Ausgaben; 

17.  die  bei  der  Untersuchung,  Elassificirung  und  Vertheilung  einer  ge- 
meinschaftlichen Havarie  aufgewendeten  Kosten; 

18.  im  Allgemeinen  alle  Verluste,  Schäden  und  Ausgaben,  bei  denen 
die  im  Art.  1007  angegebenen  Umstände  zusammentreffen. 

1009.  Behufs  Bestimmung  der  Verantwortlichkeit  des  Versicherers  des 
Schiffes  und  des  Bodmereigebers  auf  Rumpf  und  Kiel  sind  ebenfalls  als  ge- 
meinschaftliche Havarie  die  von  dem  Schiff  erlittenen  Schäden  und  verur- 
sachten Kosten,  während  es  mit  Ballast  fahrt,  anzusehen,  sofern  sie  von  der 
Art  der  im  Art.  1007  angegebenen  sind. 

1010.  Die  gemeinschaftlichen  Havarien  sind  zu  Lasten  des  Schiffes, 
der  Fracht  und  der  Waaren,  welche  auf  demselben  zur  Zeit  der  Se^efiihr 
vorhanden  sind,  und  müssen  durch  Beitrag  der  Eigenthümer  der  angegebenen 
Gegenstände  bezahlt  werden. 

Demgemäss  tragen   zur  Zahlung  der  gemeinschaftlichen  Havarie  bei: 

1.  das  Schiff  mit  dem  Werth,  welchen  es  in  dem  Löschungshafen  hat; 

2.  die   volle  Fracht,    welche   es  für  die  Passagiere,   die  geretteten  und 
die  zum  gemeinsamen  Vortheile  aufgeopferten  Waaren  verdient,  nach 


1}  In  dem  sonst  übereinstimmenden  Art  1090  des  Chilenischen  H.  G.  B. 
(cfr.  Bd.  I,  2.  Aofln  S.  815)  heisst  es  statt  „por  eP'  „o  ei"". 
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vorhergegangenem  Abzüge  der  Unterhaltungskosten  und  der  Heuer 
des  Eapitains  und  der  Mannschaft; 

3.  die  an  Bord  vorhandenen  Waaren  einschliesslich  derjenigen,  welche 
auf  die  Euhl  oder  unter  Deck  ohne  die  erforderlichen  Konnosse- 
mente transportirt  worden  sind; 

4.  die  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  des  Schiffes  verkauften  Waaren, 
sowie  der  Betrag,  auf  welchen  die  aufgeopferten  abgeschätzt  werden ; 

5.  das  baare  Geld,  welches  dem  Schiffe,  den  Abladern  und  den  Passa- 
gieren gehört,  je  nach  dem  Wechselcourse  an  dem  Orte,  wo  die 
Keise  endigt. 

Es  trägt  ebenfalls  bei  die  Heuer  des  Eapitains  und  der  Mannschaft 
im  Falle  eines  Loskaufes. 

101  !•  Die  im  ersten  Alinea  des  vorhergehenden  Artikels  aufgestellte 
Vorschrift  ist  auf  den  Fall  anwendbar,  in  welchem  die  Rettung  des  Schiffes 
oder  seiner  Ladung  nicht  den  zu  ihrer  Bewahrung  absichtlich  angewendeten 
Mitteln  zuzuschreiben  ist. 

Sie  ist  gleichfisdls  anwendbar  auf  den  Fall,  in  welchem  das  Schiff  und 
die  Ladung,  nach  der  Rettung  aus  einem  Un&ll  später  durch  einen  anderen 
bei  Fortsetzung  der  Fahrt  eingetretenen  verloren  geht,  sofern  einige  der  zur 
Zeit  des  ersten  Unfalls  an  Bord  vorhandenen  Gegenstande  gerettet  werden. 

1012.     Den  Vortheil  des  Beitrages  gemessen  nicht: 

1.  die  Havarie,  welche  nicht  den  hundertsten  Theil  des  Werthes  des 
Schiffes  oder  der  Ladung  übersteigt,  zu  denen  "die  au^eopferten 
Gegenstande  oder  Waaren  gehören; 

2.  die  Waaren,  welche  ohne  die  erforderlichen  Eonnossemente  einge- 
schifft worden  sind; 

3.  die  ohne  die  einstimmige  Einwilligung  aller  in  No.  7  des  Art.  828 
bezeichneten  Personen  auf  der  Euhl  des  Schiffes  verladenen  Waaren. 

In  diesem  letzten  Falle  haftet  der  Verfrachter  für  den  Verlust  oder 
die  Havarie,  auch  wenn  die  Waaren  mit  Zustimmung  des  Abladers,  dem 
sie  gehören,  auf  der  Euhl  untergebracht  worden  sind. 

1013-  Die  ins  Meer  geworfenen  und  später  wieder  erlangten  Waaren 
sind  bei  der  Regulirung  der  Havarie  nur  für  den  Werth  der  erlittenen  Ver- 
minderung und  für  die  gehabten  Bergungskosten  in  Betracht  zu  ziehen. 

Wenn  der  Werth  dieser  Waaren  in  die  gemeinschaftliche  Havarie  ein- 
geschlossen und  den  Eigenthümern  vor  ihrer  Wiedererlangung  bezahlt  worden 
ist,  so  haben  dieselben  die  erhaltene  Quote  zurückzuerstatten,  indem  sie  nur 
das  behalten,  was  ihnen  auf  Grund  der  Verschlechterung  und  für  die 
Rettnngskosten  zukommt. 

1014.  Es  tragen  zur  Entschädigung  der  gemeinschaftlichen  Havarie 
nicht  bei: 

1.  die  Eri^smunition,  noch  auch  die  zum  Verbrauch  des  Schiffes  be- 
stimmten Mundvorräthe; 

2.  die  schon  gebrauchte  Eleidung  und  Wäsche  des  Eapitains,  der 
Offiziere  und  der  Mannschaft: 

3.  die  ebenfalls  gebrauchte  Eleiaung  und  Wäsche  eines  jeden  der  Ab- 
lader, der  Superkargos  und  der  Passagiere  bis  zum  Betrage  des 
Werthes,  welcher  denjenigen  zuerkannt  wird,  die  der  Eapitain  von 
dem  Beitrag  ausschliesst; 

4.  die  bei  einem  früheren  Unfall  verloren  gegangenen  Waaren. 

1015.  Der  Versammlung  der  Offiziere  des  Schiff  kommt  es  zu,  über 
die  Veranlassung  der  Schäden  und  Ausgaben,  welche  eine  gemeinschaftliche 
Havarie  begründen,  zu  beschliessen. 
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Die  Ablader  und  deren  Saperkargos  sind  zur  Versammlung  zu  berufen 
und  in  derselben  zu  hören,  damit  sie  nach  Eenntnissnahme  des  Beschlusses 
den  ihnen  gut  erscheinenden  Protest  erheben;  sie  haben  jedoch  keine  be- 
schliessende  Stimme. 

Die  Beschlüsse  der  Majorität  der  Versammlung  sind  auszuffthren,  un- 
geachtet des  Widerspruchs  der  Ablader  oder  der  Superkargos,  und  unter  der 
Verantwortlichkeit  der  Mitglieder,  welche  sie  gefasst  haben. 

In  diesem  Falle  bleibt  den  Abladern,  welche  sich  für  benachtheiligt 
halten,  das  Recht  Yorbehalten,  Entschädigung  von  den  Mitgliedern  der  Ver- 
sammlung zu  verlangen,  welche  mit  Dolus,  Nachlässigkeit  oder  Unwissen- 
heit fiir  die  Havarie  gestimmt  haben. 

Bei  Stimmengleichheit  giebt  das  Votum  des  Eapitains  den  Ausschlag. 

1016-  Wenn  die  Dringlichkeit  der  6e£ahr  dem  Eapitain  nicht  ge- 
stattet, die  Meinung  der  Offiziere  zu  erforschen,  noch  auch  die  Ablader 
oder  Superkar^os  zu  hören,  so  kann  er  für  sich  allein  unter  seiner  Verant- 
wortlichkeit die  Veranlassung  des  Schadens  oder  der  Kosten  beschliessen, 
welche  er  zur  gemeinschaftlichen  Rettung  für  noth wendig  erachtet. 

Er  kann  auch  von  dem  Beschluss  der  Versammlung  abstehen,  sofern 
er  ihn  dem  gemeinschaftlichen  Interesse  für  widersprechend  hält;  in  diesem 
Falle  jedoch  haftet  er  allein  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  sein 
Beschluss  verursacht. 

1017.  G-estattet  es  die  Dringlichkeit  des  Falles,  so  hat  der  Eotpitain 
in  dem  Schifffahrtstagebuch  die  Beschlüsse  der  Versammlung  einzutragen, 
bevor  sie  ausgeführt  werden. 

Die  Urkunde  hat  die  Vorladung  und  Anhörung  der  anwesenden  Ab- 
lader oder  Superkargos  zu  enthalten,  die  Gründe,  welche  den  Beschluss 
veranlasst  haben,  und  die  widersprechenden  Stimmen,  mit  den  von  den 
dissentirenden  stimmberechtigten  Mitgliedern  angeführten  Gründen  und  ist 
von  allen  Personen,  die  der  Versammlung  beigewohnt  haben,  persönlich 
auf  deren  Bitte  zu  unterzeichnen. 

Der  Kapitain  hat  eine  beglaubigte  Abschrift  der  Urkunde  in  dem 
Sekretariat  des  Handelsgerichts  des  ersten  Salvadorensischen  Hafens  ^  in 
welchen  er  einläuft,  innerhalb  24  Stunden  von  dem  Momente  an  ^rechnet^  in 
welchem  das  Schiff  zur  freien  Praktik  zugelassen  worden  ist,  niederzulegen, 
indem  er  gleichzeitig  eidlich  alle  darin  enthaltenen  Thatsachen  bestätigt 

Wenn  der  erste  Anlandungshafen  ein  ausländischer  ist,  so  hat  die 
Vorlegung  und  Bestätigung  der  Akte  vor  dem  Salvadorensischen  Konsul  and, 
in  Ermangelung  desselben,  vor  den  im  Alinea  2  der  No.  17  des  Art.  826  be- 
zeichneten Behörden  zu  erfolgen. 

1018.  Ist  die  Vorladung  und  Anhörung  der  anwesenden  Ablader 
oder  Superkargos  unterlassen,  so  bleiben  dieselben  von  dem  Beitrage  sor 
gemeinschaftlicnen  Havarie  befreit,  und  der  Eapitain  muss  für  sie  die 
innen  bei  der  Vertheilung  zukommende  Quote  entrichten,  ausgenommen 
den  im  Alinea  1  des  Art.  1016  vorgesehenen  Fall. 

1019.  Sobald  die  Gefahr,  welche  den  Eapitain  gezwungen  hat,  für 
sich  allein  eine  gemeinschaftliche  Havarie  zu  beschliessen,  aufhört,  mass 
er  in  das  Schifffanrtstagebuch  einen  umständlichen  Bericht  des  Vorfalles 
eintragen  und  unterzeicnnen,  indem  er  die  Gründe  seines  Entschlusses, 
sowie  diejenigen  angiebt,  welche  er  gehabt  hat,  die  Einberufung  der  Ver- 
sammlung und  die  Anhörung  der  Ablader  oder  Superkargos  zu  unter- 
lassen. 

Die  Offiziere  und  die  Eigenthümer  oder  Vertreter  der  Ladung  können 
sich  enthalten,  den  Bericht  zu  unterzeichnen;    wenn  sie  ihn  jedoch  unter- 
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zeichnen 2  so  müssen  sie  dessen  Inhalt. bei  Gelegenheit   mit   ihrem   förm- 
lichen Eide  be<«tätigen. 

Der  Bericht  ist  von  dem  Kapitain  in  der  Form  and  innerhalb  der 
Frist,  welche  Art.  1017  vorschreibt,  vorzulegen  und  zu  bestätigen, 

1020.  Sofern  die  Versammlung  der  Offiziere  oder  der  Kapitain  für 
sich  allein  beschliesst,  einen  Theil  der  Ladung  oder  einige  accessorische 
SchifFsgegenstände  ins  Meer  zu  werfen,  hat  der  Seewurf  in  der  nach- 
stehenden Reihenfolge  stattzufinden: 

1.  die  auf  der  Kahl  des  Schiffes  untergebrachten  Waaren ; 

2.  die  für  den  Dienst  der  Mannschaft  oder  des  Schiffes  weniger  noth- 
wendigen  Gegenstände; 

3.  die  Waaren  von  grösstem  Gtewicht  und  geringstem  Werth; 

4.  diejenigen,  welche  sich  auf  dem  ersten  Deck  befinden,  und  dann 
diejenigen  des  zweiten,  wenn  beide  zu  derselben  Art  gehören. 

Diese  Reihenfolge  kann  von  dem  Kapitain  in  Uebereinstimmung  mit 
den  Offizieren  abgeändert  werden,  wenn  es  so  die  Bedingungen  der 
Stauung  der  Ladung  und  die  übrigen  Umstände  des  Falles  erfordern. 

1021.  Nach  Beendigung  des  Seewurfes  hat  der  Kapitain  am  Fusse 
des  betreffenden  Berichts  die  geworfenen  Gegenstände,  sowie  die  Schäden 
zu  vermerken,  welche  das  Schiff  und  der  Rest  der  Ladung  in  unmittel- 
barer und  direkter  Folge  der  Massnahme  erlitten  haben. 

Der  Vermerk  ist  von  dem  Kapitain  und  den  Offizieren  zu  unter- 
zeichnen und  kann  zur  Zeit  der  Löschung  berichtigt  werden,  wenn  in  der 
TIeberstürzung  und  Verwirrung  bei  dem  Seewurf  irgend  einer  der  über 
Bord  geworfenen  Gegenstände  aufzuführen  vergessen  sein  sollte. 

KAPITEL  III. 

Von  dem  Nachweis,  der  Regulirung  und   der  Vertheilung  der 
gemeinschaftlichen  Havarien. 

1022*  Der  Nachweis,  die  Regulirung  und  die  Vertheilung  der  ge- 
meinschaftlichen Havarien  müssen  auf  Antrag  des  Kapitains  vor  dem 
zuständigen  Gericht  des  Löschungshafens,  mag  dieser  ein  oalvadorensischer 
oder  ein  ausländischer  sein,  unter  Vorladung  und  Anhörung  aller  an- 
wesenden Interessenten  oder  ihrer  Konsignatare  in  der  gesetzlich  bestimmten 
Form  erfolgen. 

Sind  nicht  alle  Interessenten  anwesend,  so  genügt  die  Vorladung  und 
Anhörung  der  zwei  Hauptkonsignatare. 

In  Ermangelung  von  Personen,  welche  die  abwesenden  Interessenten 

fesetzlich  vertreten,    ist   ein  Vermögensverwalter  zu  ernennen,  der  für  sie 
andelt 

1023.     Wenn    der   Kapitain   die   ihm   im   ersten  Alinea   des  vorher- 

Sehenden  Artikels  auferlegte  Verpflichtunff  nicht  rechtzeitig  erfüllt,  können 
er  Rheder,  die  Ablader  und  jeder  andere  Interessent  das  gerichtliche 
Verfahren  bezüglich  der  Regulirung  der  gemeinschaftlichen  Havarie  herbei- 
führen, unbeschadet  ihres  Kechtes,  Ersatz  der  Schäden  und  Nachtheile  zu 
verlangen,  welche  ihnen  der  Verzug  verursacht. 

10m.  Die  im  Art.  1022  erwähnten  Massnahmen  können  in  den 
folgenden  Fällen  im  Expeditionshafen  ausgeführt  werden: 

1.  wenn  nach  dem  Ermessen  des  betreffenden  Gerichts  der  Nachweis, 
die  Regulirung  und  die  Vertheilung  der  Havarie  in  dem  Löschungs- 
hafen unmöglich  gewesen  ist; 
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Die  Ablader  und  deren  Superkargos  sind  zur  Yersammluiig  za  berufen 
und  in  derselben  zu  hören,  damit  sie  nach  Eenntnissnahme  des  Beschlusses 
den  ihnen  gut  erscheinenden  Protest  erheben;  sie  haben  jedoch  keine  be- 
schliessende  Stimme. 

Die  Beschlüsse  der  Majorität  der  Versammlung  sind  auszufahren,  un- 
geachtet des  Widerspruchs  der  Ablader  oder  der  Superkargos,  und  unter  der 
Verantwortlichkeit  der  Mitglieder,  welche  sie  gefasst  haben. 

In  diesem  Falle  bleibt  den  Abladern,  welche  sich  fGr  benachtheiligt 
halten,  das  Kecht  vorbehalten,  Entschädigung  von  den  Mitgliedern  der  Ver- 
sammlung zu  verlangen,  welche  mit  Dolus,  Nachlässigkeit  oder  Unwissen- 
heit fiir  die  Havarie  gestimmt  haben. 

Bei  Stimmengleichheit  giebt  das  Votum  des  Eapitains  den  Ausschlag. 

1016'  Wenn  die  Dringlichkeit  der  6e£ethr  dem  Eapitain  nicht  ge- 
stattet, die  Meinung  der  Offiziere  zu  erforschen,  noch  auch  die  Ablader 
oder  Superkargos  zu  hören,  so  kann  er  für  sich  allein  unter  seiner  Verant- 
wortlichkeit die  Veranlassung  des  Schadens  oder  der  Kosten  beschliessen, 
welche  er  zur  gemeinschaftlichen  Rettung  für  noth wendig  erachtet. 

Er  kann  auch  von  dem  Beschluss  der  Versammlung  abstehen,  sofern 
er  ihn  dem  gemeinschaftlichen  Interesse  für  widersprechend  hält;  in  diesem 
Falle  jedoch  haftet  er  allein  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  sein 
Beschluss  verursacht. 

1017.  G-estattet  es  die  Dringlichkeit  des  Falles,  so  hat  der  Kapitain 
in  dem  Schifffahrtstagebuch  die  Beschlüsse  der  Versammlaug  einzutragen, 
bevor  sie  ausgeführt  werden. 

Die  Urkunde  hat  die  Vorladung  und  Anhörung  der  anwesenden  Ab- 
lader oder  Superkargos  zu  enthalten,  die  Gründe,  welche  den  Beschluss 
veranlasst  haben,  und  die  widersprechenden  Stimmen,  mit  den  von  den 
dissentirenden  stimmberechtigten  Mitgliedern  angeführten  Gründen  und  ist 
von  allen  Personen,  die  der  Versammlung  beigewohnt  haben,  persönlich 
auf   deren  Bitte  zu  unterzeichnen. 

Der  Eapitain  hat  eine  beglaubigte  Abschrift  der  Urkunde  in  dem 
Sekretariat  des  Handelsgerichts  des  ersten  Salvadorensischen  Hafens ,  in 
welchen  er  einläuft,  innerhalb  24  Stunden  von  dem  Momente  an  ^rechnet,  in 
welchem  das  Schiff  zur  freien  Praktik  zugelassen  worden  ist,  niederzulegen, 
indem  er  gleichzeitig  eidlich  alle  darin  enthaltenen  Thatsachen  bestätigt. 

Wenn  der  erste  Anlandungshafen  ein  ausländischer  ist,  so  hat  die 
Vorlegung  und  Bestätigung  der  Akte  vor  dem  Salvadorensischen  Konsul  and, 
in  Ermangelung  desselben,  vor  den  im  Alinea  2  der  No.  17  des  Art.  826  be- 
zeichneten Behörden  zu  erfolgen. 

1018.  Ist  die  Vorladung  und  Anhörung  der  anwesenden  Ablader 
oder  Superkargos  unterlassen,  so  bleiben  dieselben  von  dem  Beitrage  sur 
gemeinschaftlichen  Havarie  befreit,  und  der  Eapitain  muss  für  sie  die 
ihnen  bei  der  Vertheilung  zukommende  Quote  entrichten,  ausgenommen 
den  im  Alinea  1  des  Art.  1016  vorgesehenen  Fall. 

1019.  Sobald  die  Gefahr,  welche  den  Kapitain  gezwungen  hat,  für 
sich  allein  eine  gemeinschaftliche  Havarie  zu  beschliessen,  aufhört,  muss 
er  in  das  Schifffahrtstagebuch  einen  umständlichen  Bericht  des  Vorfalles 
eintragen  und  unterzeichnen,  indem  er  die  Gründe  seines  Entschlusses, 
sowie  diejenigen  angiebt,  welche  er  gehabt  hat,  die  Einberufung  der  Ver- 
sammlung und  die  Anhörung  der  Ablader  oder  Superkargos  zu  unter^ 
lassen. 

Die  Offiziere  und  die  Eigenthümer  oder  Vertreter  der  Ladung  können 
sich  enthalten,  den  Bericht  zu  unterzeichnen;    wenn  sie  ihn  jedoch  unier* 
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zeiclmeD,  so  müssen  sie  dessen  Inhalt  «bei  Gelegenheit  mit  ihrem  förm- 
Kchen  Eide  be<^tättgen. 

Der  Bericht  ist  von  dein  Kapitain  in  der  Form  und  innerhalb  der 
Frist,  welche  Art.  1017  vorschreibt,  vorznlegen  and  zu  bestätigen. 

1Q20.  Sofern  die  Versammlung  der  Offiziere  oder  der  Kapitain  für 
sich  allein  beschliesst,  einen  Theil  der  Ladung  oder  einige  accessorische 
Schiffsgegenstände  ins  Meer  zu  werfen,  hat  der  Seewurf  in  der  nach- 
stehenden Reihenfolge  stattzufinden: 

1.  die  auf  der  Kahl  des  Schiffes  untergebrachten  Waaren ; 

2.  die  für  den  Dienst  der  Mannschaft  oder  des  Schiffes  weniger  noth- 
wendigen  Gegenstände; 

3.  die  Waaren  von  grösstem  Gewicht  und  geringstem  Werth; 

4.  diejenigen,  welche  sich  auf  dem  ersten  Deck  befinden,  und  dann 
diejenigen  des  zweiten,  wenn  beide  zu  derselben  Art  gehören. 

Diese  Reibenfolge  kann  von  dem  Kapitain  in  Uebereinstimmung  mit 
den  Offizieren  abgeändert  werden,  wenn  es  so  die  Bedingungen  der 
Stauung  der  Ladung  und  die  übrigen  Umstände  des  Falles  erfordern. 

1021.  Nach  Beendigung  des  Seewurfes  hat  der  Kapitain  am  Fusse 
des  betreffenden  Berichts  die  geworfenen  Gegenstände,  sowie  die  Schäden 
zu  vermerken,  welche  das  Schiff  und  der  Rest  der  Ladung  in  unmittel- 
barer und  direkter  Folge  der  Massnahme  erlitten  haben. 

Der  Vermerk  ist  von  dem  Kapitain  und  den  Offizieren  zu  unter- 
zeichnen und  kann  zur  Zeit  der  Löschung  berichtigt  werden,  wenn  in  der 
TJeberstürzung  und  Verwirrung  bei  dem  Seewurf  irgend  einer  der  über 
Bord  geworfenen  Gegenstände  aufzuführen  vergessen  sein  sollte. 

KAPITEL  III. 

Von  dem  Nachweis,  der  Regiüirung  und   der  Vertheilung  der 
gemeinschaftlichen  Havarien. 

1022.  Der  Nachweis,  die  Regulirung  und  die  Vertheilung  der  ge- 
meinschaftlichen Havarien  müssen  auf  Antrag  des  Kapitains  vor  dem 
zuständigen  Gericht  des  Löschungshafens,  mag  dieser  ein  Salvadorensischer 
oder  ein  ausländischer  sein,  unter  Vorladung^  und  Anhörung  aller  an- 
wesenden Interessenten  oder  ihrer  Konsignatare  in  der  gesetzlich  bestimmten 
Form  erfolgen. 

Sind  nicht  alle  Interessenten  anwesend,  so  genügt  die  Vorladung  und 
Anhörung  der  zwei  Hauptkonsignatare. 

In  Ermangelung  von  Personen,  welche  die  abwesenden  Interessenten 

Sesetzlich  vertreten,    ist  ein  Vermögens  Verwalter  zu  ernennen,  der  für  sie 
andelt. 

1023.  Wenn    der   Kapitain   die   ihm   im   ersten  Alinea   des  vorher- 

fehenden  Artikels  auferlegte  Verpflichtung  nicht  rechtzeitig  erfüllt,  können 
er  Rheder,  die  Ablader  und  jeder  andere  Interessent  das  gerichtliche 
Verfahren  bezüglich  der  Regulirung  der  gemeinschaftlichen  Havarie  herbei- 
führen,  unbeschadet  ihres  Rechtes,  Ersatz  der  Schäden  und  Nachtheile  zu 
verlangen,  welche  ihnen  der  Verzug  verursacht. 

102«.  Die  im  Art.  1022  erwähnten  Massnahmen  können  in  den 
folgenden  Fällen  im  Expeditionshafen  ausgeführt  werden: 

1 .  wenn  nach  dem  Ermessen  des  betreffenden  Gerichts  der  Nachweis, 
die  Regulirung  und  die  Vertheilung  der  Havarie  in  dem  Löschungs- 
hafen unmöglich  gewesen  ist; 
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2.  wenn  das  Schiff,  Mls  der  Seewurf  an  einem  Punkte  in  der  Nähe 
des  Abfiahrtshafens  stattfindet,  nach  demselben  zurückkehrt  oder 
in  einen  anderen  naheliegenden  einläuft,  und  der  Eigenthümer  der 
geworfenen  Waaren  dieselben  durch  andere  von  gleicher  Art  und 
Beschaffenheit  ersetzt. 

1025.  Unter  Löschungs^fen  wird  nicht  nur  der  Bestimmungshafen 
der  Expedition  verstanden,  sondern  auch  derjenige,  in  welchem  aer  mit 
Rücksicht  auf  seinen  Werth  grösste  Theil  ier  Ladung  gelöscht  wird, 
sowie  derjenige,  in  welchem  die  Reise  wegen  der  Unmöglicnkeit  sie  fort- 
zusetzen oder  wegen  eines  WideiTufs  oder  einer  gezwungenen  Abkürzung 
derselben  beendet  wird,  es  sei  denn,  dass  in  dem  ersten  dieser  drei  letzten 
Fälle  die  Ladung  aui  einem  anderen  Schiffe  weiter  befördert  wird. 

1026.  Die  Havarien  sind  durch  die  Akte  oder  den  Bericht,  von 
denen  die  Art.  1017  und  1019  handehi,  nachzuweisen,  falls  sie  von  den 
unterzeichneten  Personen  bestätigt  werden. 

Der  Kapitain  kann  den  Inhalt  der  Akte  durch  die  Erklärung  der 
Passagiere  und,  in  deren  Ermangelung,  durch  die  der  Seeleute  be- 
kräftigen. 

Die  Akte  lässt  einen  Gegenbeweis  zu,  und  ihr  Fehlen  kann  dureh 
jedes  der  in  diesem  Gesetzbuch  festgestellten  Beweismittel  ergänzt  werden. 

1027.  Bei  der  Vorlegung  der  Akte  hat  der  Kapitain  die  Er- 
nennung von  Sachverständigen  zu  beantragen,  welche  nach  ihrer  Vereidigung 
der  Oeffnung  der  Luken  beiwohnen  und  dieselben  untersuchen  und  sofort 
über  den  bemerkten  Zustand  des  Schiffes  und  der  Ladung  schriftlichen 
Bericht  erstatten  müssen. 

1028.  Auf  Grund  der  von  den  Interessenten  vorgebrachten  Beweise 
hat  das  Gericht  die  Gesetzmässigkeit  oder  Ungesetzmässigkeit  der  Havarie 
zu  erklären. 

In  dem  ersten  Falle  hat  es  die  entsprechende  Klasse  der  Havarien 
zu  bestimmen  und  zu  verfugen,  dass  die  Interessenten  Sachverständige 
ernennen,  sowohl  Behufs  Abschätzung  des  Schiffes,  der  Ladung,  der 
Verluste  und  der  Verschlechterungen,  als  auch  Behufs  Liquidation  und  ver- 
hältnissmässiger  Vertheilung  der  gemeinschaftlichen  Havarie. 

In  dem  zweiten  Falle  hat  es  den  Kapitain  zur  Zahlung  der  gesetz- 
lich zulässigen  Schadloshaltung  zu  verurtheilen. 

1029.  Nach  der  Annahme  des  Auftrages  und  nach  der  Eidesleistung 
haben  die  sachverständigen  Taxatoren  die  verlorengegangenen  Waaren  und 
die  Verminderung,  welche  die  geretteten  erlitten  haben,  abzuschätzen. 

Die  verlorengegangenen  Waaren  sind,  nach  Abzug  der  Fracht,  der 
Einfuhrgebühren  und  der  gewöhnlichen  Kosten,  nach  dem  laufenden  Preise 
abzuschätzen,  den  andere  gleicher  Art  in  dem  Löschungshafen  haben. 

Die  Art  und  Qualität  der  verlorengegangenen  Waaren  ist  durch 
die  Konnossemente  und,  in  deren  Ermangelung,  durch  die  Fakturen  oder 
irgend  einen  anderen  gesetzlichen  Beweis  darzuthun. 

Die  dem  Schiffe  an  seinem  Rumpf  und  Zubehör  verursachten  Ver- 
luste und  Schäden  sind  nach  dem  Werth  abzuschätzen,  den  dieselben  zur 
Zeit  der  Havarie  haben. 

1030.  Die  geretteten  Waaren  sind  nach  ihrer  Besichtigung  uad 
Untersuchung  nach  dem  laufenden  Preise  in  dem  Löschungshafen  abzu- 
schätzen, nach  Abzug  der  Fracht,  der  Einfuhrgebühren,  der  gewöhnUchen 
Kosten  und  der  besonderen  Havarie,  welche  sie  während  der  Fahrt  erlitten 
haben. 
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Erfolgt  die  Liquidation  und  Vertheilung  der  gemeinschaftlichen 
Havarie  in  dem  Abfahrtshafen  des  Schiflfes,  so  sind  die  geretteten  Waaren 
nach  dem  laufenden  Preise,  welchen  sie  zur  Zeit  der  Verladung  haben, 
abzusehätzen,  zuzüglich  der  Kosten  der  Einschiffung  und  abzüglich  der 
etwaigen  Versicherungsprämie. 

In  den  Fällen  eines  Widerrufs  der  Reise  oder  eines  Verkaufs  der 
Waaren  in  einem  Hafen  der  gezwungenen  Anlandung,  um  dringende  Be- 
dürfnisse des  Schiffes  zu  befriedigen,  hat  die  Abschätzung  der  geretteten 
Waaren  nach  dem  laufenden  Preise  des  Ortes,  wo  der  Widerruf  oder  der 
Verkauf  stattfindet,  zu  erfolgen. 

Das  Schiff  und  dessen  Zubehör  sind  nach  dem  Gebrauchszustande,  in 
welchem  sie  sich  befinden,  abzuschätzen. 

1031.  Wenn  die  Qualität^)  der  geretteten  Waaren  besser  als  die  in  den 
Konnossementen  angegebene  ist,  so  haben  sie  zur  Bezahlung  der  Havarie 
nach  der  Abschätzung,  welche  bezüglich  ihrer  erfolgt,  beizutragen. 

Die  verlorengegangenen  Waaren  sind  in  dem  vorgesehenen  Falle 
nach  dem  Preise  zu  bezahlen,  der  ihnen  nach  der  deklarirten  Qualität 
zuei*theilt  wird. 

Wenn  dagegen  die  Qualität  der  geretteten  Waaren  geringer,  als  die 
in  den  Konnossementen  vermerkte,  ist,  so  haben  sie  nach  dem  Werthe 
beizutragen,  der  ihnen  in  Gemässheit  ihrer  Qualität  zuerkannt  wird. 

Die  verlorengegangenen  Waaren  sind  nach  dem  laufenden  Preise  zu 
bezahlen. 

1032.  Nachdem  die  in  den  Art.  1029  und  1030  festgesetzte  Ab- 
schätzung ei*folgt  ist,  haben  die  mit  der  Liquidation  und  verhältniss- 
mässigen  Vertheilung  der  gemeinschaftlichen  Havarie  betrauten  Sachver- 
ständigen drei  allgemeine  Uebersichten  aufzustellen: 

1.  der  repartir baren  Passiva; 

2.  der  beitragenden  Aktiva,  und 

3.  der  Vertheilung  der  Havarie  unter  die  Interessenten. 

1033.  Die  repartirbaren  Passiva  haben  zu  umfassen: 

1.  die  zu  gemeinschaftlichem  Vortheile  gemachten  Ausgaben; 

2.  den  Betrag  der  Auslagen,  die  während  der  Reise  in  dem  Löschungs- 
hafen gemacht  sind,  um  die  zju  gemeinschaftlichem  Vortheile  ge- 
opferten, dem  Schiffe  gehörigen  Gegenstände  zu  ersetzen; 

3.  den  laufenden  Preis,  welchen  die  verlorengegangenen  Waaren  in 
dem  Löschungshafen  haben,  und  den  Betrag  der  Verminderung  der 
Beschädigten; 

4.  die  Fracht  für  die  verlorengeffangenen  Waaren; 

5.  das  Honorar  der  Sachverständigen,  welche  bei  dem  Nachweis,  der 
Regulirung  und  der  Vertheilung  der  gemeinschaftlichen  Havarie 
thätig  sind. 

Die  in  No.  3  angegebenen  Werthe  figuriren  in  die-ser  Aufstellung 
nach  der  Abschätzung,  welche  die  sachverständigen  Taxatoren  bewirken. 

1034.  Die  beitragenden  Aktiva  setzen  sich  zusammen  aus: 

1.  dem  laufenden  Preis,  welchen  die  geretteten,  verlorengegangenen 
und  beschädigten  Waaren  in  dem  Löschungsorte  haben; 

2.  dem  Werth,  welchen  die  dem  Schiffe  gehörigen,  geopferten  Gegen- 
stände zur  Zeit  des  Unfalles  haben; 
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3.  dem  Werth   des  Schiffes    und    seiner  Accessorien,   sowie  der  voll- 
ständigen   Fracht,   nach  Abzag   der   in.  No.  2   des  Art.  1010  er- 
wähnten Beträge. 
In   dieser    Aufsteflung   hat   die    Fracht  der    über   Bord   geworfenen 
Waaren  nicht  als  ein  besonderer  Posten  zu  figoriren. 

1085.  In  der  dritten  der  im  Art  1032  vorgesehenen  Uebersichteo 
ist  der  Gesammtbetrag  der  Havarien  unter  die  Beitragenden  nach  Ver 
hältniss  zu  vertheilen. 

1036.  Die  Beitragenden,  welche  keine  gemeinschaftliche  Havarie  er- 
litten haben,  müssen  die  Quote  bezahlen,  welche  ihnen  nach  dem  Ver- 
theilungsplan  zukommt. 

Diejenigen,  welche  Havarie  erlitten  haben,  müssen  ihre  Forderung 
mit  ihrer  Schuld  bis  zu  dem  bezüglichen  Betrage  kompensiren  und  die 
Differenz  einziehen  oder  bezahlen. 

1037.  Alle  Massnahmen  der  Liquidation  sind  dem  hierüber  er- 
kennenden Gericht  zu  ihrer  Genehmigung  zu  unterbreiten  ,  nach  yorher- 
gegangener  Vernehmung  der  anwesenden  Interessenten  oder  ihrer  gesetz- 
licnen  Vertreter. 

1038.  Der  Kapitain  hat  die  Vertheilung  zu  bewirken  und  haftet  den 
Interessenten  w^en  der  Schäden  und  Nachtheile,  wek^e  ihnen  seine  Nach- 
lässigkeit oder  Versäumniss  verursacht. 

1039.  Die  Beitragenden  haben  ihre  betreffenden  Quoten  innerhalb 
72  Stunden  zu  berücksichtigen,  von  der  Stunde  an  gerechnet,  welche  die 
Notifikation  des  Genehmigungsbeschlusses  der  Vertheilung  bezeichnet« 

Bezahlen  sie  nicht  innerhalb  dieser  Frist,  so  hat  der  Kapitain  den 
Verkauf  der  geretteten  Waaren  bis  zu  dem  Betrage  zu  beantragen,  welcher 
noth wendig  ist,  um  die  ungezählten  Quoten  und  die  Exekutionskosten 
zu  decken. 

1040.  Der  Kapitain  ist  nicht  verpflichtet,  den  Beitragenden  ihre 
Waaren  zu  übergeben,  bis  der  Beitrag  gedeckt  ist,  es  sei  denn,  dass  der 
an  der  Empfangnahme  derselben  Interessirte  fär  den  Betrag  seiner  Quote 
ihm  eine  Bürgschaft  bestellt. 

1041.  Der  Eigen thümer  der  verlorengegangenen  oder  deteriorirten 
Waaren  kann  von  seinem  Versicherer  direkt  die  entsprechende  Ent- 
schädigung verlangen,  vorbehaltlich  des  Rechtes  des  letzteren,  das  Gezahlte 
von  allen  denen,  welche  zu  der  gemeinschaftlichen  Havarie  beitragen 
müssen,  zurückzuverlangen. 

KAPITEL  IV. 
Von  der  besonderen  Havarie. 

1042.  Besondere  Havarie  ist  jeder  Schaden,  welchen  das  Schiff  oder 
die  Ladung,  von  ihrer  Einschiffung  bis  zu  ihrer  Löschung",  durch  einen 
Seeunfall  oder  höhere  Gewalt,  eigene  fehlerhafte  Beschaffentieit  der  Sache 
oder  culpa  des  Rheders,  des  Kapitains,  der  Mannschaft,  der  Ablader,  der 
Passagiere  oder  irgend  einer  anderen  Person  erleidet,  sowie  jede  Ausgabe, 
welche  zum  ausschliesslichen  Vorüieile  des  Schiffes,  der  Ladung  oder  eines 
Theils  derselben  gemacht  worden  ist 

1043.  Zur  Klasse  der  besonderen  Havarien  gehören: 

1.  die  Gegenstände,  welche  diejenigen,  die  das  Schiff  aufbringen  ohne 
vorhergegangene  Vereinbarung  wegnehmen,  sowie  diejenigen,  welche 
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ihnen  fireiwillig  irgend  einer  der  Ablader  zur  Rettung  seiner  Waaren 
übergiebt ; 

2.  die  Kosten  der  Reklamation,  welche  erhoben  ist,  um  getrennt  die 
Freigabe  des  Schiffes  oder  die  der  Ladung  zu  erlangen,  sowie  die 
Heuer  und  der  Unterhalt  der  Seeleute  während  des  gerichtlichen 
Verfahrens; 

3.  der  Verlust  des  Schiffes  und  des  Restes  der  Ladung  nach  der 
Lichterung; 

4.  die  Ausbesserung  der  Fässer,  Pipen  oder  anderer  Gefässe  und  die 
Kosten,  die  zur  Erhaltung  der  beschädigten  Waaren  aufgewendet 
sind,  es  sei  denn,  dass  der  Schaden  unmittelbar  von  einer  Ursache 
herrührt,  welche  ihn  als   gemeinschaftliche   Havarie   charakterisirt; 

5.  die  Bergungskosteii ; 

6.  die  Differenz  zwischen  dem  Verkaufspreise  und  demjenigen,  welchen 
die  zur  Deckung  von  dringenden  Schiffsbedürfnissen,  im  Falle 
einer  durch  einen  Seeunfall  veranlassten  Anlandung,  verkauften 
Waaren  in  ihrem  Bestimmungshafen  haben; 

7.  die  Kosten  einer  Anlandung,  welche  zu  dem  Zwecke  ausgeführt 
worden  ist,  um  das  Schiff  zu  verproviantiren  oder  die  durch 
Sturm  oder  einen  anderen  Seeunfall  verursachten  Schäden  an  dem- 
selben wieder  auszubessern; 

8.  die  Heuer  und  der  Unterhalt  der  Seeleute  während  der  Detinirung 
auf  gesetzlichen  Befehl  oder  durch  höhere  Gewalt,  mag  das  Schiff 
für  die  Reise  oder  monatwrise  verfrachtet  sein; 

9.  die  Erhöhung  der  Fracht  und  die  Löschungskosten  im  Falle  einer 
erklärten  Seeuutüchtigkeit,  sofern  die  Waaren  auf  einem  anderen 
Schiff  für  Rechnung  der  Ablader  weiter  befördert  sind; 

10.  der  Unterhalt  und  die  Heuer  der  Mannschaft,  so  lange  das  Schiff 
in  gewöhnlicher  Quarantäne  verbleibt; 

11.  im  Allgemeinen  alle  Schäden  und  Unkosten,  welche  nicht  zum 
gemeinschaftlichen  Vortheile  des  Schiffes  und  seiner  Ladung  ge- 
reichen, und  welche  nicht  gemäss  Art.  1007  die  Bezeichnung 
einer  gemeinschaftlichen  Havarie  verdienen. 

1044.  Der  Eigenthümer  der  Sache,  welche  den  Schaden  erlitten  oder 
die  Ausgabe  veranlasst  hat,  hat  die  besondere  Havarie  zu  tragen,  un- 
beschadet seines  Rechtes,  die  entsprechende  Schadloshaltung  zu  verlangen, 
wenn  die  Havarie  durch  die  culpa  eines  Dritten  verursacht  worden  ist. 

1045.  Ausgenommen  von  der  vorhergehenden  Regel  sind: 

1.  das  Inden^rundbohren  des  brennenden  Schiffes  oder  des  ihm  am 
nächsten  hegenden,  um  die  Verbreitung  des  Feuers  zu  verhindern; 

2.  die  Heuer  und  die  Verpflegung  der  Mannschaft  im  Falle  einer 
Detinirung  des  monatweise  gefrachteten  Schiffes; 

3.  die  Kosten  einer  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Frachtvertrages 
nicht  vorhergesehenen  Quarantäne,  sowie  die  Heuer  und  der  Unter- 
halt der  Seeleute  während  derselben; 

4.  der  Schaden,  der  mit  dem  Willen  der  Ablader  oder  durch  Zufall 
vermengten  Waaren,  sofern  es  nicht  möglich  ist,  zu  bestimmen, 
wer  der  Eigenthümer  der  havarirten  oder  verlorengegangenen   ist; 

5.  die  Schäden,  welche  der  Zusammenstoss  mit  zweirelhafter  Ver- 
schuldung den  Schiffen,  welche  zusammenstossen  oder  sich  ver- 
täuen, verursacht. 

In  allen  vorhergehenden  Fällen  ist  die  Havarie  durch  Beitrag  der 
Interessenten  zu  bezahlen. 
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1046.  Im  Falle  einer  yoUständi^n  oder  theilweisen  Versicherung 
des  Schiffes  oder  seiner  Ladung  haben  die  Versicherer  die  besondere 
Havarie  nach  den  in  dem  Titel:  Von  den  Seeversicherangen,  auf- 
gestellten Vorschriften  zu  bezahlen. 

KAPITEL  V. 
Von  dem  Zusannimenstoss. 

1047.  Der  durch  einen  zufälligen  Zusammenstoss  verursachte  Schaden 
ist  von  dem  Schiff  zu  tragen,  welches  ihn  erlitten  hat,  ohne  Anspruch  aaf 
Rückerstattung,  jedoch  unbeschadet   einer  etwa  bestehenden  Versicherang. 

1048.  Wenn  der  Zusammenstoss  durch  Dolus,  Nachlässigkeit  oder 
Unerfahrenheit  des  Kapitains  oder  der  Mannschaft  eines  der  zusammen- 
stossenden  Schiffe  verursacht  worden  ist,  so  ist  der  Schaden  von  dem 
Schuldigen  zu  ersetzen. 

Ist  der  Zusammenstoss  durch  culpa  beider  Eapitaine  oder  beider 
Mannschaften  herbeigeführt,  so  hat  jedes  Schiff  den  Schaden,  welcher  ihm 
erwächst,  zu  tragen. 

1049.  In  den  Fällen  eines  verschuldeten  Zusammenstosses  haftet  der 
Kapitain  dem  Rheder  wegen  der  Havarien  des  Schiffes  und  der  Ladons, 
vorbehaltlich  seines  Anspruches  gegen  die  Of&ziere  und  die  Mannschan, 
sofern  der  Zusammenstoss  ihnen  zuzurechnen  ist. 

1050.  Wenn  der  Zusammenstoss  eintritt,  während  das  Schiff  von 
einem  Lootsen  geführt  wird,  kann  der  zur  Zahlung  der  Havarie  ver- 
urtheilte  Kapitain  von  dem  betreffenden  Lootsen  die  entsprechende  Ent* 
Schädigung  verlangen. 

1051.  Im  Falle  eines  Zweifels  über  die  Ursache  des  Zusammen- 
stosses haben  die  Schiffe,  welche  zusammengestossen  sind,  den  Schaden 
zur  Hälfte  unter  sich  zu  vertheilen. 

1052.  Der  Zusammenstoss  wird  als  ein  zufälliger  vermuthet;  er 
wird  jedoch  als  von  Seiten  des  E^apitains  desjenigen  Schiffes  verschuldet 
angesehen,  welches  sich  in  einem  der  folgenden  Fälle  befindet: 

L  wenn  das  Schiff  unter  AusserachUassung  der  Hafenreglements  and 
-Gebräuche  schlecht  verankert  ist,  oder  wenn  seine  Anker  ohne 
die  noth wendigen  Bojen  sind: 

2.  wenn  das  Schiff  bei  Nacht  aie  Anker  lichtet,  ohne  vorher  klar 
gemacht  zu  sein,  oder  mit  vollen  Segeln  unmittelbar  an  einem 
anderen  vorbeifährt,  welches  verankert  ist  oder  beiliegt; 

3.  wenn  das  Schiff  beim  Einlaufen  in  einen  Hafen  ein  anderes, 
welches  vor  ihm  fahrt,  zu  überholen  sucht,  oder  wenn  es  bei  der 
Ausfahrt  einem  in  den  Hafen  einlaufenden  nicht  ausweicht; 

4.  wenn  es  vor  dem  Winde  in  einer  solchen  Richtung  segelt, 
dass  es  mit  einem  anderen  an  einem  Kreuzungspunkte  zusammen- 
treffen kann,  und  nicht  die  zur  Vermeiduug  des  Zusammenstosses 
erforderlichen  Yorsichtsmassregeln  trifft; 

5.  wenn  das  Schiff,  wo  es  sich  auch  befinden,  mag,  zur  Nachtzeit 
keine  Laterne  mit  angezündetem  Licht  hat. 

1063.  Wenn  das  Schiff  nach  dem  Zusammenstoss  auf  dem  Wege 
nach  einem  Anlandungshafen,  um  dort  seine  Havarien  auszubessern,  so 
Grunde  geht,  so  wira  vermuthet,  dass  der  Verlust  durch  diesen  UnfcU 
herbeigeführt  worden  ist. 
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KAPITEL  VI. 
Von  der  gezwungenen  Anlandung. 

1054.  Gezwungene  Anlandung  heisst  das  nothwendige  Einlaufen  des 
SchiflFes  in  einen  Hafen  oder  einen  Ort,  der  von  dem  für  die  verabredete 
Reise  vorher  festgesetzten  verschieden  ist. 

1055.  Die  gezwungene  Anlandung  ist  rechtmässig  oder  unrechtmässig. 

Rechtmässig  ist  diejenige,  welche  von  einem  unvermeidlichen  zu- 
fälligen Ereigniss  herrührt,  und  unrechtmässig  diejenige,  welche  in  dem 
Dolus,  der  Nachlässigkeit  oder  der  Unerfahrenheit  des  Kapitains  ihren 
Ursprung  hat 

1056.  Gerechte  Gründe  zur  Anlandung  sind: 

1.  der  Mangel  an  Lebensmitteln; 

2.  die  begründete  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern; 

3.  jeder  Vorfall  bei  der  Mannschaft  oder  bei  dem  Schiflfe,  welcher 
dasselbe  unfähig  macht,  die  Reise  fortzusetzen. 

1057*  Durch  die  Triftigkeit  des  Grundes  wird  die  Anlandung  in  den 
folgenden  Fällen  nicht  gerechtfertigt: 

1.  wenn  der  Mangel  an  Lebensmitteln  davon  herrührt,  dass  sie  in  Folge 
ihrer  schlechten  Unterbringung  oder  in  Folge  der  Vernachlässigung 
bei  ihrer  Aufbewahrung  und  Erhaltung  verdorben  oder  verloren 
gegangen  sind,  oder  dass  die  nach  dem  Brauch  und  den  Um- 
ständen der  Schifffahrt  nothwendige  Verproviantirung  nicht  statt- 
gefunden hat; 

2.  wenn  die  Ge&hr  vor  Feinden  oder  Seeräubern  nicht  offenbar  und 
auf  positive  und  nachweisbare  Thatsachen  gegründet  ist; 

3.  wenn  die  Pest  oder  andere  Krankheiten  der  Mannschaft  durch  die 
schlechte  Beschaffenheit  der  Lebensmittel,  welche  den  Proviant  des 
Schiffes  bilden,  entstanden  sind; 

4.  wenn  die  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes  davon  heiTührt,  dass  es 
nicht   in    der  gehörigen    Weise   für   die   Reise  ausgebessert,  aus- 

ferüstet  und  bemannt  ist,  oder  dass  der  Kapitain  eine  unüberlegte 
[assnahme   getroffen    hat   oder   nicht   diejenige,   welche  zur  Ver- 
meidung des  Unfedls  geeignet  war. 

1058.  Der  Beschluss  üoer  die  gezwungene  Anlandang  komml  der 
Versammlung  der  Offiziere  zu,  und  es  ist  das  auszufahren,  was  die  nach 
den  Bestimmungen  des  Art.  1015  berechnete  Majorität  der  Stimmbe- 
rechtigten beschuesst 

Die  anwesenden  Ablader  oder  Superkargos  sind  zu  der  Versamm- 
lung zu  den  in  dem  vorher  citirten  Artikel  angegebenen  Zwecken  hinzu- 
zuziehen. 

Die  Akte  ist  in  der  durch  Art.  1017  vorgeschriebenen  Form  abzu- 
fassen, zu  unterzeichnen  und  vorzulegen,  auch  sind  die  Proteste  wörtlich 
in  dasselbe  aufzunehmen. 

1059.  Die  Kosten  der  rechtmässigen  Anlandung,  welche  durch  eine 
Thatsacbe  veranlasst  ist,  die  eine  gemeinschaftliche  Havarie  begründet, 
sind  zu  Lasten  des  Schiffes  und  der  Ladung;  wenn  jedoch  die  Anlandung 
ihren  Ursprung  in  einer  Thatsache  hat,  welche  eine  besondere  Havarie  be- 
gründet, so  sind  die  Kosten  ausschliesslich  für  Rechnung  des  Schiffes. 

Für*  die  Kosten  der  unrechtmässigen  Anlandung  naftet  der  Rheder, 
unbeschadet  seines  Rechtes,  die  geschuldete  Entschädigung  von  demjenigen 
zu  verlangen,  welcher  die  Anlandung  verursacht  hat 
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1060.  Der  Rheder  und  der  Kapitain  haften  nicht  den  Abladern  für 
die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  innen  die  rechtmässige  Anladung  ver- 
ursacht. 

Wenn  jedoch  die  Anlandung  unrechtmässig  ist,  sind  beide  solidarisch 
verpflichtet,  die  Ablader  schadlos  zu  halten. 

1061.  Der  Kapitain  darf  die  Waaren  in  dem  Hafen  der  gezwungenen 
Anlandung  nur  in  folgenden  Fällen  ausladen: 

1.  wenn  die  Ablader  es  verlangen,  um  eine  Beschädigung  der  Waaren 
zu  vermeiden; 

2.  wenn  die  Ausladung  durchaus  erforderlich  ist,  um  die  Ausbesserung 
des  Schiflfes  vorzunehmen; 

3.  wenn  sich  herausstellt,  dass  die  Ladung  Havarie  erlitten  hat. 

In  den  beiden  letzteren  Fällen  hat  der  Kapitain  die  zuständige 
Autorisation  des  Handelsgerichts  und,  wenn  der  Anlandungshafen  ein  aus- 
ländischer ist,  des  Salvadorensiscfien  Konsuls  oder,  in  Ermangelung  eines 
solchen,  der  Ortsbehörde  nachzusuchen. 

Die  Kosten  der  Ausladung  und  Wiederverladung  sind  für  Rochnang 
der  Ablader. 

1062.  Wird  bemerkt,  dass  die  Ladung  Havarie  erlitten  hat,  so  hat 
der  Kapitain  den  in  No.  17  des  Art.  826  vorgeschriebenen  Protest  vor  der 
zustäncUgen  Behörde  zu  erheben  und  die  Anweisungen  auszuführen,  welche 
ihm  der  anwesende  Ablader  oder  dessen  Konsignatar  bezüglich  der  havarirten 
Waaren  zukommen  lässt. 

1063.  Wird  der  Eigenthümer  der  havarirten  Waaren  oder  ein  Ver- 
treter   desselben  nicht  angetroffen,    so  hat  der  Kapitain  bei  dem  Handels- 

Sericht»  dem  Konsularagenten  oder  der  Ortsbehörde,  je  nach  dem  betroffen- 
en Falle,  die  Ernennung  von  Sachverständigen  zu  beantragen,  damit  diese 
nach  vo^;'hergegangener  Untersuchung  der  havarirten  Waaren  über  die  Art 
und  Ausdehnung  der  Havarie,  über  die  Mittel,  sie  zu  beseitigen  oder  ihre 
Ausbreitung  zu  verhüten,  sowie  darüber  Bericht  erstatten,  ob  die  Wieder- 
einschiffnng  und  Beförderung  der  Waaren  nach  dem  Konsignationshafen 
angemessen  ist  oder  nicht. 

Auf  Qrund  des  Berichtes  der  Sachverständigen  hat  die  in  dem  Fall 
erkennende  Behörde  die  Ausbesserung  und  die  Wiedereinschiffung  der 
Waaren  anzuordnen  oder  zu  verfugen,  dass  die  Waaren  in  Depositum  ver- 
bleiben sollen,  je  nachdem  sie  es  für  die  Interessen  des  Eigenthümers  für 
angemessen  erachtet,  und  der  Kapitain  hat  das  Beschlossene  unter  seiner 
Verantwortlichkeit  zur  Ausführung  zu  bringen. 

1064.  Wird  die  Ausbesserung  und  Wiedereinschiffiing  angeordnet, 
so  hat  der  Kapitain  nach  einander  zur  Deckung  der  Kosten,  welche  solche 
Massnahmen  enordem,  die  nachstehend  angegebenen  Hülfsmittel  anzuwenden ; 
er  kann: 

1.  aus  der  Schiffskasse  die  nothwendige  Summe  entnehmen,  der  Art, 
dass  Rückerstattung  und  Zahlung  der  gesetzlichen  Zinsen- statt- 
findet; 

2.  ein  Bodmereidarlehn  auf  die  Waaren  selbst,  nach  vorhergegangener 
Ermächtigung,  gemäss  der  Vorschrift  der  No.  8  des  Art  ol^,  auf- 
nehmen; 

3.  bei  der  zuständi^n  Behörde  den  öffentlichen  Verkauf  der  havarirten 
Waaren  bis  zu  dem  zur  Deckung  der  Kosten  un erlässlichen  Betrage 
nachsuchen. 

Der  Kapitain  oder  eventuell  der  Darleiher  hat  vor  allen  Gläubigem 
ein  Vorrecht,  um  aus  dem  Erlös  der  havarirten  Waaren  fdt  das  Kapital 
und  die  Zinsen  des  Darlehns  befriedigt  zu  werden. 
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1065.  Wird  die  HinterleguDg  angeordnet,  so  hat  der  Kapitain  dem 
Abiader  oder  seinem  Konsignatar  Bericht  zu  erstatten,  damit  er  das  be- 
schliesse,  was  ihm  am  Tortheilhaftesten  erscheint. 

Wenn  jedoch  der  schlechte  Zustand  der  Waai*en  eine  dringende  6e- 
sorgniss  des  Verlustes  oder  des  Fortschreitens  der  Verschlechterung  hervor- 
ruft, so  hat  der  Kapitain  zu  beantragen,  dass  sofort  zu  ihrem  Verkauf  in 
öffentlicher  Versteigerung  geschritten  werde;  mit  dem  Erlös  desselben  hat 
er  die  verursachten  Kosten  und  die  Frachten  zu  bezahlen,  welche  das  Schiff 
im  Verhältniss  des  zurückgelegten  We^es  verdient  hat,  und  hat  den  Rest 
zur  Verfugung  des  Interessenten  zu  hmtorlegen,  indem  er  ihm  sofort  die 
entsprechende  Nachricht  giebt. 

1066.  Der  Kapitain  ist  unter  Haftung  für  Schäden  und  Nachtheile 
verpflichtet,  die  Reise  fortzusetzen,  sobald  der  Grund  der  gezwungenen 
Anlandung  aufhört 

Wenn  die  letztere  jedoch  mit  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern 
begründet  worden  ist,  so  darf  der  Kapitain,  ohne  vorhergehenden  Be- 
schluss  der  Versammlung  der  Offiziere,  in  der  durch  Art.  1015  bestimmten 
Form,  nicht  von  Neuem  in  See  gehen. 

1067*  Dem  Kapitain  steht  die  Bewachung  der  gelöschten  Waaren 
zu,  bis  dieselben  abgeliefert,  wieder  eingeschifft,  hinterlegt  oder  verkauft 
werden,  und,  abgesehen  von  den  zufalligen  Ereignissen  oder  höherer  Gewalt 
haftet  er  persönlich  für  deren  Erhaltung. 

KAPITEL  VII. 
Von  dena  Schiflfbruch  und  der  Strandung. 

1060.  Verliert  der  Kapitain  die  Hoffnung,  das  Schiff  zu  retten,  und 
gestattet  es  die  Dringlichkeit  des  Falles,  so  hat  er  die  Versammlung  der 
Offiziere  in  der  im  Art  1016  vorgeschriebenen  Form  einzuberufen,  und 
dem  Beschluss  derselben  zu  unterbreiten,  ob  mit  Räcksicht  auf  die  Um- 
stände das  Schiff  verlassen  werden  soll  oder  nicht. 

Wird  das  Verlassen  beschlossen,  so  hat  der  Kapitain  die  Pflichten 
zu  erfüllen,  welche  ihm  Nos.  8  und  9  des  Art.  826  auferlegen,  und,  falls 
der  Schiffbruch  sich  vollzieht,  hat  er  die  Trümmer  des  Schiffes  und  die 
Ueberreste  der  Ladung  einzusammelo. 

1069.  Erleidet  das  mit  einem  Konvoi  oder  unter  Bedeckung  fahrende 
Schiff  Schiffbruch,  so  ist  unter  die  übrigen,  welche  es  begleiten,  nach 
Verhältniss  des  Raumes,  den  ein  jedes  frei  hat,  der  gerettete  Theil  der 
Ladung  und  der  Ausrüstuogsgegenstände  zu  vertheilen. 

Wenn  irgend  einer  der  Elapitaine  ohne  gerechten  Grund  sich  weigert, 
den  Theil  der  Ladung,  der  ihm  zukommt,  aufzunehmen,  so  hat  der  scniff- 
brüchige  Kapitain  gegen  denselben  vor  2  Seeoffizieren  wegen  der  Schäden 
und  Nachtheile,  welche  seine  Weigerung  verursacht,  Protest  zu  erheben  und 
diesen  Protest  in  dem  ersten  Anlandungshafen  innerhalb  der  gesetzlichen 
Frist  zu  bestätigen. 

Eine  Abscnrift  des  Protestes  ist  dem  Informationsprotokoll,  von  dem 
No.  9  des  Art.  826  handelt,  beizufügen. 

1070.  Der  Kapitain,  welcher  schiffbrüchige  Waaren  aufi[iimmt,  ist 
nicht  verpflichtet,  seinen  Kurs  zu  verändern,  um  dieselben  nach  dem 
Konsignationshafen  zu  befördern;  er  muss  dieselben  jedoch  nach  dem 
Bestimmungshafen  seines  Schiffes  schaffen  und  den  Eägenthümem  oder 
Konsignataren  übergeben. 
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In  Ermangelung  beider  hat  er  die  Waaren  zur  Verfügung  des  be- 
treffenden Gericbts  zu  stellen,  damit  dieses  ihre  Hinterlegung  für  Kechnung 
der  Interessenten  anordne. 

1071.  Falls  es  möglich  ist,  ohne  Veränderung  des  Kurses  und  bei 
Fortsetzung  derselben  Reise,  die  schiffbrüchigen  Waaren  in  ihrem  Bestim- 
mungshafen zu  löschen ,  kann  der  Eapitain  zu  diesem  Zwecke  anlanden, 
sofern  die  Ablader  oder  Superkargos  und  die  Passagiere  und  Offiziere 
des  Schiffes,  nachdem  sie  in  der  im  Art.  1015  vorgeschriebenen  Form  um 
Rath  gefragt  worden,  damit  einverstanden  sind,  sofern  der  Hafen  für  das 
Einlaufen  keine  Gefahr  bietet,  und  sofern  keine  begründete  Furcht  vor 
Feinden  oder  Seeräubern  vorhanden  ist. 

Die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  die  ohne  Eenntnissnahme  aller 
erwähnten  Personen  ausgeführte  Anlandung  verursacht,  fallen  dem  Eapitain 
zur  Last. 

1072.  In  den  in  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln  vorgesehenen 
Fällen  haften  die  beförderten  Waaren  vorrechtlich  für  die  Zahlung  der 
Fracht  und  der  Kosten  der  Anlandung,  der  Löschung  und  aller  übrigeü, 
welche  ihretwegen  und  zu  ihrem  Nutzen  gemacht  werden. 

Der  Eapitain  des  Schiffes,  welches  den  Transport  der  schiffbrüchigen 
Waaren  ausführt,  geniesst  hinsichtlich  der  vorgeschossenen  Summen  und 
der  gesetzlichen  Zinsen  das  im  Schlussalinea  des  Art.  1064  festgestellte 
Vorrecht. 

Die  Fracht  ist,  falls  keine  Vereinbarung  getroffen  ist,  von  Sach- 
verständigen in  dem  Löschungshafen  zu  reguliren,  wobei  die  zur&ck- 
gelegte  Entfernung,  die  von  dem  Schiffe  erlittene  Verzögerung,  sowie  die  bei 
der  Einsammlung  und  Anbordschaffung  der  Waaren  überwunden en.Schwierig- 
keiten  und  ausgestandenen  Gefahren  zu  berücksichtigen  sind. 

1073.  Der  Eapitain,  welcher,  ohne  im  Momente  des  Schiffbraches 
zugegen  gewesen  zu  sein,  schiffbrüchige  Waaren  antrifft,  ist  verpflichtet, 
dieselben  einzusammeln,  zu  befördern  und  dem  Eigen thümer  oder  dessen 
Vertreter  gegen  Zahlung  der  Eosten  und  entsprechenden  Frachten  zu 
übergeben. 

1074*  Sofern  der  schiffbrüchige  Eapitain  oder  irgend  ein  Eorre- 
spondent  der  Ablader  oder  Eonsignatare  sich  weigert,  die  zur  Bezahlung 
der  Frachten  und  Eosten  nothwendigen  Summen  vorzuschiessen,  hat  das 
betreffende  Gericht  anzuordnen,  dass  der  Theil  der  geretteten  Gegenstände 
in  öffentlicher  Versteigerung  verkauft  werde,  welchen  es  zur  Deckung 
ihres  Betrages  für  genügend  erachtet. 

1075*  Eeine  Privatperson  darf  ohne  ausdrückliche  Einwilligung  des 
anwesenden  Eapitains  oder  des  ihn  vertretenden  Offiziers  auf  das  Schiff 
kommen,  unter  dem  Verwände,  demselben  Hülfe  zu  leisten  oder  es  vor 
Schiffbruch  oder  Strandung  zu  bewahren,  noch  auch  die  Rettung  des  ge- 
strandeten oder  zerschellten  Schiffes  unternehmen,  noch  schiffbrüchige 
Gegenstände  einsammeln,  welche  auf  hoher  See  treiben  oder  an  die  Eüste 
ausgeworfen  sind. 

1076.  Diejenigen,  welche  von  einem  Schiffbruch  oder  einer  Strandung 
an  den  Eüsten  der  Republik  oder  von  dem  Antreiben  von  Schiffstrümmem 
oder  Ladungsresten  Eenntniss  erhalten,  haben  die  Pflichten  zu  erfüllen, 
welche  das  Gesetz  ihnen  auferlegt,  indem  sie  der  Elage  und  der  Strafe, 
die  darin  festgesetzt  ist,  unterworfen  bleiben,  sofern  sie  sich  schiffbrüchige 
Gegenstände  aneignen. 

Im  Falle  einer  Plünderung  ist  das  Benehmen  derjenigen,  welche 
den    Schiffbruch   oder   die    Strandung   nicht   anzeigen,    von    der   zustäo- 
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digen   Behörde   zu    prüfen,  um  deren    Mitschuld  an  jenem  Verbrechen  zu 
ermitteln.       , 

1077.  Der  öffentliche  Beamte,  dem  ein  Schiffbruch  oder  eine  Stran- 
dung, die  in  seinem  Amtsbezirke  eingetreten  sind,  gemeldet  wird,  hat 
sich  unverzüglich  an  den  Ort  des  Unfalls  zu  begeben  und  alle  Massnahmen 
zu  treffen,  welche  zur  Rettung  der  Seeleute,  des  Schiffes,  seiner  Papiere, 
Bücher  und  Ladung  und  zur  Erhaltung  der  Qegenstände,  die  gerettet 
werden  können,  zweckdienlich  sind. 

Nach  Ausfuhrung  dieser  Massnahmen  ist  dem  Departementsgericht 
erster  Instanz  Bericht  zu  erstatten,  damit  dieses  nach  den  einschlägigen  ge- 
setzlichen Vorschriften  verfahre. 

1078.  Ausser  dem  im  Art.  1073  vorgesehenen  Falle  sind  die  ge- 
retteten Gegenstände  in  öffentlicher  Versteigerung  nach  vorhergegangener 
Verfügung  zu  verkaufen,  wenn  es  nicht  möglich  ist  sie  aufzubewahren, 
weil  sie  havarirt  oder  durch  eigene  Fehler  dem  Verlust  oder  der  Ver- 
schlechterung ausgesetzt  sind. 

Der  Erlös  des  Verkaufes  ist  gerichtlich  für  Rechnung  des  Inter- 
essenten zu  hinterlegen. 

1079-  Der  Rheder  und  die  Ablader  können  von  dem  Kapitain  oder 
Steuermann  die  entsprechende  Entschädigung  in  Gemässheit  des  Art.  829 
verlangen,  sofern  der  Schiffbruch  oder  die  Strandung  durch  Dolus,  Culpa 
oder  Ünkenntniss  eines  von  ihnen  herbeigeführt  ist. 

Wenn  der  Schiffbruch  oder  die  Strandung  dadurch  entstanden  ist, 
dass  das  Schiff  für  die  Reise  nicht  gehörig  ausgebessert  und  ausgerüstet 
worden  ist,  haftet  der  Rheder  ausschliesslich  den  Abladern  für  die  der 
Ladung  verursachten  Kachtheile,  unbeschadet  seines  Anspruches  gegen 
diejenigen,  welche  die  in  No.  3  des  Art.  §20  angeordnete  Untersuchung 
ausgeführt  haben. 

1080.  Die  aus  dem  Schiffbruch  oder  der  Strandung  geborgenen 
Gegenstände  oder  der  liquide  Erlös  ihres  Verkaufes  haften  vorrechtlich 
wegen  der  aufgewendeten  Ausgaben  und  der  für  die  bei  der  Bergung 
geleisteten  Dienste  geschuldeten  Belohnungen;  und  die  Eigenthümer 
müssen  den  Betrag  beider  vor  der  Uebergabe  bezahlen,  es  sei  denn,  dass 
sie  zur  Zufriedenheit  der  Interessenten  Bürgschaft  leisten. 

lOBl.    Es  sind  Fälle  der  Bergung: 

1.  wenn  das  Schiff  oder  seine  Ladung  wieder  auf  das  hohe  Meer 
gebracht,  beziehungsweise  nach  einem  guten  Hafen  geschafft  worden 
ist,  und  wenn  von  dem  Meeresgrunde  einige  dem  Schiffe  oder  der 
Ladung  gehörige  Gegenstande  heraufgeholt  worden  sind; 

2.  wenn  das  Schiff  oder  Waaren  ohne  Führung  auf  hoher  See  oder, 
an  der  Küste  angetroffen  und  geborgen  worden  sind; 

3.  wenn  die  Ladung  des  an  der  Küste  gestrandeten  oder  auf  Riffe 
geschleuderten  Schiffes  gerettet  wird,  sofern  es  sich  in  einer  solchen 
Gefahr  befindet,  dass  es  der  Mannschaft  und  den  Waaren  keine 
Sicherheit  bietet; 

4.  wenn  die  Ladung  aus  einem  zerstörten  Schiffe  herausgenommen 
wird; 

5.  wenn  das  von  der  Mannschaft  verlassene  Schiff  von  zur  Rettung 
desselben  entschlossenen  Personen  besetzt  und  nach  einem  sicheren 
Hafen  mit  der  ganzen  Ladung  oder  einem  Theil  derselben  ge- 
bracht wird. 

1082.  Bei  der  Abschätzung  des  Bergelohnes  sind  die  Schnelligkeit 
des  Dienstes,  die  darauf  verwendete  Zeit,  die  Zahl  der  zu  einer  wirksamen 
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Hülfeleistang  noth wendigen  Personen,  die  Art  des  Dienstes,  die  bei  Leistung 
desselben  ausgestandene  Gefahr  und  diejenige  Gefahr,  welcher  die  geretteten 
Gegenstände  ausgesetzt  gewesen  sind,  die  Gewissenhaftigkeit,  mit  der  die 
letzteren  abgeliefert  sind,  und  ihr  von  Sachverständigen  bestimmter  WerÜi 
in  Betracht  zu  ziehen. 

1063-  Die  Salaire  werden  von  der  Behörde,  welche  der  Bergung 
vorsteht,  festgesetzt,  und,  im  Falle  eines  Streites,  von  dem  betreffenden 
Departementsrichter  erster  Instanz. 

1064.  Derjenige,  welcher  zuerst  einen  Schiffbruch  oder  eine  Stran- 
dung meldet,  hat  Anspruch  auf  eine  Meldeprämie,  welche  durch  den 
Beamten,  der  die  Bergung  beaufsichtigt,  unter  Berücksichtigung  der  Um- 
stände des  Falles,  festzusetzen  ist. 

Vereinigt  eine  und  dieselbe  Person  in  sich  gleichzeitig  die  Eigenschaft 
eines  Melders  und  eines  Retters,  so  kann  die  Gratifikation  für  die  Rettung 
bis  zu  dem  Drittel  des  Werthes  der  geretteten  Gegenstände,  nach  vorher- 
gegangenem Abzüge  des  Betrages  des  Lohnes  für  Hülfeleistung  und  Rettung, 
erhöht  werden. 

1085.  Die  Personen,  welche  das  Schiff  mit  der  Absicht,  es  zu  retten, 
besetzen,  haben  auf  die  erste  an  sie  gerichtete  Aufforderung  dasselbe  zur 
Verfügung  des  Kapitains  oder  der  Offiziere  zu  stellen,  bei  Strafe  des  Ver- 
lustes ihres  Lohnes  und  der  Haftung  wegen  der  Schäden  und  Nachtheile. 

Die  Uebergabe  des  Schiffes  lässt  die  für  die  Rettung  bereits  erwor- 
benen Ansprüche  unberührt. 


TITEL  VL 

Von  dem  Darlehn  auf  Bodmerei  oder  Seerisiko. 

« 

KAPITEL  L 

Definitionen. 

1086.     Das  Bodmereidarlehn    ist  ein    einseitiger,    bedingter,    lästiger 
und  aleatorischer  Realvertrag,  durch  welchen  Jemand  eine  Summe  Geidfö, 
die  durch  Gegenstände  garantirt  ist,  welche   den  Seegefahren,    die   er   fur 
seine  Rechnung  übernimmt,  ausgesetzt  sind,  einem  Anderen  übergiebt,  der 
dieselbe  unter  tblgenden  Bedingungen  in  Empfang  nimmt,  nämlich  dass  er: 
L  wenn    die   verpfändeten   Gegenstände    glücklich    nach   ihrem    Be- 
stimmungsort gelangen,  die  geliehene  Summe  mit  der  vereinbarten 
Prämie  zurückzugeben  hat; 

2.  wenn  die  Gegenstände  theilweise  untergehen  oder  verderben,  die 
Rückerstattung  bis  zu  dem  Betrage  des  Werthes,  den  sie  noch 
haben,  vorzunehmen  hat; 

3.  wenn  alle  Gegenstande  durch  einen  Seeunfall  untergehen,  von  jeder 
Verantwortlichkeit  befreit  sein  soll. 

Derjenige,    welcher   die   Summe    übergiebt,    heisst   Darleiher  oder 

Geber,    derjenige,    welcher    sie   empfängt,    Darlehn sempfänger  oder 

Nehmer,    und  die  vereinbarte  Prämie  oee-Cambio,  Seenutzen  oder 
Seezins. 
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KAPITEL  n. 

Von  der  Form  und  der  Registrirung  des  Darlehns  und  der  Cession 

der  Policen; 

1087.  Das  Bodmereidarlehn  kann  entweder  für  die  volle  Reise  oder 
nur  für  die  Hinreise  oder  ntir  für  die  Rückreise  erfolgen. 

Es  kann  ebenfalls  für  eine  begrenzte  Zeit  gegeben  werden^  sei  es  mit 
Bezeichnung  der  Reise,  sei  es  für  alle  Reisen,  welche  das  Schiff  in  der 
festgesetzten  Zeit  unternimmt 

Im  Falle  eines  Zweifels  über  die  vereinbarte  Reise  ist  anzunehmen, 
dass  das  Darlehn  für  die  Hin-  und  Ruckreise  erfolgt  ist. 

lOBB.  Die  Bodmereiverträge  müssen  in  einer  öffentlichen  oder  privaten 
Urkunde  abgeschlossen  werden. 

Die  privaten  Policen  machen  vor  Gericht  Beweis,  wenn  sie  in  der  im 
Alinea  1  des  Art.  900  angegebenen  Form  anerkannt  sind. 

Die  mündlich  abgescnlossenen  Darlehnsverträge  sind  vor  Gericht  un- 
wirksam, und  es  ist  bezüglich  derselben  kein  Beweis  zulässig,  es  sei  denn, 
dass  das  dargeliehene  Kapital  200  Pesos  nicht  übersteigt. 

1068*    Die  Urkunde  eines  Darlehns  auf  Seerisiko  muss  enthalten: 

1.  die  Vor-  und  Zunamen  und  die  Domicile   des  Darleihers  und  des 
Darlehnsnehmers ; 

2.  das  dargeliehene  Kapital  und  die  vereinbarte  Prämie; 

3.  die  fär  die  Zahlung  des  Darlehns  verhafteten  Gegenstände; 

4.  die  Reise  und  die  Seegefahren,  welche  der  Geber  übernimmt; 

5.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  des  Kapitains; 

6.  den  Zeitpunkt  der  Rückzahlung; 

7.  die  Klasse,  den  Kamen  und  die  Matrikel  des  Schiffes; 

8.  den  Ort  und  das  Datum  des  Abschlusses  des  Vertrages. 

1080-  Sind  in  der  Urkunde  oder  Police  die  in  Nos.  1,  2,  3  und  4 
des  vorhergehenden  Artikels  geforderten  Angaben  fortgelassen,  so  wird 
das  Darlehn,  auf  welches  sie  sich  bezieht,  als  Landdarlehn  betrachtet,  und 
der  Geber  hat  nur  Anspruch  auf  die  Rückerstattung  des  Kapitals  und  die 
Zahlung  der  gesetzlichen  Zinsen. 

1091.  Die  vor  Beginn  der  Reise  abgeschlossenen  Bodmereidarlehne 
sind  auf  den  Ladungskonnossementeh,  unter  Angabe  der  Person,  welcher 
der  Kapitain  von  seiner  glücklichen  Ankunft  in  dem  Löschungshafen  Nach- 
richt geben  muss,  zu  vermerken. 

Ist  der  bezeichnete  Vermerk  und  die  erwähnte  Angabe  fortgelassen. 
so  hat  der  Konsignatar,  welcher  für  Rechnung  der  Ladung  Wechsel 
acceptirt  hat,  den  Vorzug  vor  dem  Inhaber  der  Darlehnspolice. 

Weiss  der  Kapitain  nicht,  wer  derjenige  ist,  dem  er  die  glückliche 
Ankunft  des  Schiffes  mittheilen  soll,  so  kann  er  die  beförderten  Waaren 
löschen  und  übergeben,  ohne  dadurch  irgend  welche  Verantwortlichkeit  dem 
Inhaber  der  Darlehnspolice  gegenüber  zu  übernehmen. 

1082.  Die  Policen  eines  Bodmereidarlehns  können  in  derselben  Form 
wie  die  Konnossemente  ausgestellt  und  cedirt  werden. 

Die  Cession  überträgt  an  den  Cessionar  alle  Rechte  und  Pflichten 
des  Cedenten  und  erzeugt  zu  Gunsten  desselben  eine  Klage,  im  Falle  der 
Zahlungsunfähigkeit  des  Nehmers  das  geliehene  Kapital,  die  gesetzlichen 
Landzinsen  und  die  Kosten  von  dem  Cedenten  einzufordern. 

Diese  Klage  erstreckt  sich  nicht  auf  den  Seenutzen,  es  sei  denn,  dass 
die  Parteien  ausdrücklich  das  Gegentheil  stipuliren. 
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1063.  Hat  das  Bodmereidarlehn  eine  bestimmte  Frist,  so  hat  der 
Ccssionar  die  Zahlung  an  dem  Fälligkeitstage  zu  verlangen  und,  falls  er  sie 
nicht  erhält,  den  entsprechenden  Protest  an  dem  folgenden  Tage  zn  er- 
heben, bei  Strafe  der  Hinfälligkeit  der  Klage. 

Wenn  die  Frist  unbestimmt  ist,  so  hat  oer  Cessionar  die  Rückerstattung 
an  demselben  Tage  zu  verlangen,  an  welchem  das  Ereigniss,  von  dem  die 
Exigibilität  des  Vertrages  abhängt,  zu  seiner  Kenntniss  gelangt,  und,  wenn 
er  nicht  bezahlt  wird,  hat  er  an  dem  folgenden  Tage  den  betreffenden 
Protest  zu  erheben. 

1094.  Die  Auslegung  der  dunklen  oder  zweifelhaften  ELlauseln  des 
Vertrages  erfolgt  zu  Gunsten  des  Nehmers. 

KAPITEL  ni. 

Von  den  Pei-sonen,    welche   fähig   sind,   ein  Bodmereidarlehn   zu 

geben  und  zu  nehnnien. 

1095.  Es  können  ein  Bodmereidarlehn  gewähren^)  alle  diejenigen, 
welche  die  freie  Verwaltung  ihres  Vermögens  haben. 

1096.  Es  sind  fähig,  ein  Bodmereidarlehn  aufzunehmen,  der  Eigen- 
thümer  des  Schiffes,  der  Kheder  und  die  Ablader. 

Der  Eigenthümer,  welcher  nicht  Rheder  ist,  kann  nur  auf  den  Rumpf 
und  Kiel  des  Schiffes  ein  Bodmereidarlehn  kontrahiren,  imd,  falls  mehrere 
Eigenthümer  vorhanden  sind,    ist  der  Beschluss  der  Majorität  notfawendig. 

Derjenige,  welcher  nur  Rheder  ist,  kann  ein  Bodmereidarlehn  nur 
auf  die  Ausrüstung,  die  Lebensmittel  und  die  übrigen  ihm  gehörigen 
Gegenstände  aufnehmen. 

1097.  Der  Kapitain  darf  in  keinem  Falle  ein  Bodmereidarlehn  an 
dem  Orte  kontrahiren,  an  welchem  der  Rheder  oder  sein  Konsignatar 
wohnte,  es  sei  denn,  dass  einer  von  ihnen  bei  der  Ausstellung  der  Urkunde 
oder  Police  zugegen  ist  oder  ihn  besonders  schriftlich  ermächtigte,  das 
Darlehn  aufzunehmen. 

1098.  Wenn  das  Schiff  an  einem  anderen  Orte,  als  dem  Wohnort 
des  Rheders  oder  des  Konsignatars,  ausgerüstet  worden  ist,  so  kann  der 
Kapitain,  welcher  nicht  mit  Fonds  versehen  ist,  Geld  auf  Bodmerei 
nehmen,  um  dasselbe  auszurüsten  und  zur  Fahrt  in  Stand  zu  setzen. 

1099.  Während  der  Fahrt  darf  der  Kapitain  nur  in  dem  in  No.  8 
des  Art.  819  vorgesehenen  Falle  und  mit  den  daselbst  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  einen  Bodmereivertrag  abschliessen. 

Handelt  der  Kapitain  den  Bestimmungen  der  allegirten  No.  (8)  ent 

Segen,  so  haftet  er  persönlich  dem  gutgläubigen  Geber  für  die  Erfüllung 
es  Vertrages. 

Bezahlt  der  Rheder  den  Geber,  so  kann  er  von  dem  Kapitain 
die  Rückerstattung  der  geliehenen  Summe  und  die  Prämie  verlangen,  nach 
vorhergegangenem  Abzüge  der  zur  Ausbesserung  des  Schiffes  nützlich 
verwendeten  Ausgaben. 

Der  Geber  eines  Darlehns,  welches  von  dem  Kapitain  ausser  dem  in 
No.  8  des  vorhercitirten  Artikels  angegebenen  Falle  und  ohne  die  daselbst 
vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  kontrahirt  ist,  kann  zum  Nachtheil  dritter 
Interessenten  die  bevorrechtigte  Zahlung  nicht  verlangen. 

^)  „tomar'*  im  Originaltext  Art  1095  dürfte  ein  Druckfehler  sein  statt  „prestar" 
oder  t4^\  cfr.  auch  Art.  1178  des  C  hi  le  ni  sehen  iL  G.  B. 
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KAPITEL  IV. 


Von  dem  Kapital  und  der  Prämie  und  den  für  das  Darlehn 
haftenden  Sachen. 

1100.  Das  Bodmereidarlehn  kann  nicht  nur  in  baarem  Gelde,  sondern 
auch  in  vertretbaren,  auf  eine  bestimmte  Summe  abgeschätzten  Sachen 
kontrahirt  werden,  sofern  die  letzteren  zu  dem  Verbrauch  der  Mann- 
schaft oder  zum  Dienst  des  Schiffes  tauglich  sind  und  sie  Gegenstand 
einer  erlaubten  Spekulation  sein  können. 

1101.  Der  Seezins  ist  keiner  Taxe  unterworfen,  und  die  Parteien 
können  ihn  frei  bestimmen,  indem  sie  eine  gegebene  Summe  für  die  Reise 
oder  einen  gewissen  Betrag  för  den  Monat  oaer  für  die  Hin-  und  Rück- 
reise festsetzen,  sowie  darin  übereinkommen,  dass  die  Prämie  je  nach  der 
Vermehrung  oder  Verminderung  der  Risikos  oder  der  Dauer  der  Reise 
erhöht  oder  herabgesetzt  werde. 

In  Ermangelung  einer  ausdrücklichen  Vereinbarung  gewährt  weder 
das  in  der  Zwischenzeit  erfolgte  Eintreten  einer  Erhöhung  oder  Verminderung 
der  Gefahren,  noch  die  Verlängerung  oder  Abkürzung  der  Reise  einen 
Anspruch  auf  eine  Erhöhung  oder  Herabsetzung  des  Seenutzens. 

1102*  Für  das  Bodmereidarlehn  können  alle  verkäuflichen,  den  See- 
gefahren ausgesetzten  Gegenstände  verpfändet  werden. 

Demgemäss  kann  das  Bodmereidarlehn  zusammen  oder  getrennt  nur 
auf  folgende  Gegenstände  kontrahirt  werden: 

1.  den  Rumpf  und  Kiel  des  SchiflPes; 

2.  das  Take! werk  desselben; 

3.  die  Ausrüstung  und  die  Lebensmittel; 

4.  die  verladenen  Waaren. 

1103*     Ist    das   Bodmereidarlehn   auf    den   Rumpf    und    Kiel    auf- 

S3nommen  worden,  so  haften  für  die  Zahlung  dos  Kapitals  und  den  See- 
ambio  vorrechtlich  das  Schiff  selbst,  das  Takelwerk,  die  Ausrüstung  und 
im  Allgemeinen  alle  Acce^sorien  desselben. 

Ist  das  Darlehn  auf  die  Ladung  ^)  ohne  andere  Bezeichnung  kontrahirt, 
so  haften  in  der  angegebenen  Weise  alle  Waaren,  welche  dieselbe  bilden, 
sofern  die  dargeliehene  Summe  dem  vertragsmässigen  oder  abgeschätzten 
Werth  derselben  gleichkommt;  in  dem  entgegengesetzten  Falle  jedoch 
haftet  das  Vorrecht  nur  taxmässig  auf  demjenigen  Theil  pro  indiviso, 
welcher  durch  das  Verhältnis»  der  dargeliehenen  Summe  zu  dem  voll- 
ständigen Werth  der  Ladung  bestimmt  wird. 

Bezieht  sich  das  Darlehn  auf  einen  bestimmten  Gegenstand  des  Schiffes 
oder  der  Ladung,  so  haftet  das  Vorrecht  nur  an  diesem  Gegenstand  in  dem 
Verhältniss,  welches  das  vorhergehende  Alinea  festsetzt. 

1104.  Es  ist  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  jede  Vereinbarung  verboten, 
welche  direkt  oder  indirekt  den  Zweck  hat,  den  Geber  vor  dem  Verlust 
des  geliehenen  Kapitals  und  seiner  Prämie  zu  bewahren. 

1105.  Ein  Bodmereidarlehn  kann  nur  bis  zu  der  Summe  aufge- 
nommen werden,  welche  dem  Werthe  gleichkommt,  den  die  filr  die  Zahlung 
verhafteten  Gegenstände  in  dem  Ha^sn  haben,  wo  die  Risikos  zu  laufen 
beginnen. 

1108.  Jedes  Darlehn,  welches  die  in  dem  vorhergehenden  Artikel 
bezeichnete  Grenze   übersteigt,    kann    auf  Anti*ag   des  Gebers  für    nichtig 

1)  sc  im  Allgemeinen. 
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erklärt  werden,  wenn  er  nachweist,  dass  auf  Seiten  des  Nehmers  ein  Botrag 
stattgefunden  hat,  und  in  solchem  Falle  muss  der  letztere  das  Kapital  mit 
der  stipulirten  Prämie  zurückerstatten,  auch  wenn  der  Darleiher  noch  keine 
Gefahr  gelaufen  ist. 

Liegt  kein  Betrug  vor,  so  ist  das  Darlehn  bis  zu  dem  Betrage 
des  Werthes  gültig,  den  die  f^r  die  Zahlung  verhafteten  Gegenstände  zur 
Zeit  des  Vertragsabschlusses  nach  dem  Ermessen  Sachverständiger  hatten; 
und  die  überschiessende  Summe  ist  dem  Geber  mit  den  gesetzlichen 
Zinsen  zurückzuerstatten,  auch  wenn  die  für  das  Darlehn  verpfändeten 
Sachen  untergegangen  sind. 

Die  Vorschriften  der  beiden  vorhergehenden  Alineas  sind  auch  auf 
den  Fall  anwendbar,  wenn  der  Nehmer  nicht  die  ganze  zu  diesem  Zweck 
dargelicSieue  Summe  auf  die  Ladung  verwendet  oder  nicht  alle  als  Dar- 
lehn erhaltenen  Waaren  verladet. 

1107.  Ein  Bodmereidarlehn  kann  nicht  auf  folgende  Gegenstände 
aufgenommen  werden: 

das  Leben  der  Passagiere  und  der  Seeleute; 

die  Heuer  der  Seeleute; 

die  noch  nicht  verdienten  Frachten; 

die  erhoflften  Gewinne; 

die  Gegenstände,  welche  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  den 
See^efahren  ausgesetzt  sind; 

die  versicherten  oder  für  die  Zahlung  eines  früheren  Darlehna 
verhafteten  Gegenstände  mit  Ausnahme  des  Theiles,  welcher  nicht 
gedeckt  oder  belastet  ist; 

die  Waaren,  deren  Handel  verboten  ist 

1108.  Das  Bodmereidarlehn  auf  die  noch  nicht  verdiente  Fracht 
oder  die  erhofften  Gewinne  gewährt  dem  Geber  keinen  anderen  Anspruch 
als  den  auf  Rückforderung  des  Kapitals  ohne  irgend  welche  Zinsen. 

1109.  Das  Vorrecht  des  Gebers  erstreckt  sich  entsprechcüd  auf  die 
von  dem  Ablader  realisirten  Gewinne  und  auf  die  von  dem  Rheder  ver- 
dienten Frachten  auch  in  dem  Falle,  dass  er  dieselben  im  Voraus  er- 
halten. 

Dieses  Vorrecht  kann  jedoch  nicht  bezüglich  der  Frachten  ausgeübt 
werden,  welche  unter  der  Bedingung  stipulirt  sind,  dass  sie  auf  jeden  Fall 
von  dem  Darlehnsnehmer  erworben  werden  sollen. 

1110.  Wenn  in  der  Urkunde  oder  Police  eines  Bodmereidarlehns 
auf  die  Ladung  die  Befugniss  gewährt  wird,  Skala  zu  machen,  so  sind  nicht 
nur  die  in  dem  Abfahrtshafen  eingeschifften  Waaren  verhaftet,  sondern 
auch  die  von  dem  Nehmer  während  der  Reise  verladenen. 

Ist  das  Bodmereidarlehn  für  die  volle  Reise  abgeschlossen,  so  ist  an- 
zunehmen, dass  dafür  auch  die  Rückwaaren,  die  aiü'  das  in  der  Vertrags- 
police  bezeichnete  Schiff  verladen  werden,  verhaftet  sind. 

KAPITEL  V. 

Von   den   Rechten  und   Pflichten   des  Darlehnsnehmers    und    des 

Darleihers. 

1111.  Das  Bodmereidarlehn  kann  verbürgt  werden,  und  der  Bürge 
wird  als  solidarisch  mit  dem  Nehraer  verpflichtet  angesehen,  es  sei  denn, 
dass  die  Parteien  etwas  Anderes  vereinbaren. 


XXYIU.    Salvador,  623 

1112.  Der  Bodmereidarleiher  übernimmt  fiir  seine  Rechnung  alle 
Zufälle  und  die  Ereignisse  höherer  Gewalt,  welche  unter  der  Bezeichnung 
Seeunglück  bekannt  sind,  und  welche  den  vollständigen  Verlust  der  ver- 
pfändeten Gegenstände  in  der  festgesetzten  Zeit  und  an  den  vereinbarten 
Orten  verursachen  können. 

Die  Risikos  können  durch  Vereinbarung  ausgedehnt  worden;  der 
Bodmereigeber  kann  dieselben  jedoch  nur  in  den  im  Alinea  2  des  Art  1117 
erlaubten  Grenzen  beschränken. 

1113.  Wenn  der  Anfang  und  das  Ende  der  Risikos  in  der  Vertrags- 

Eolice  nicht  festgesetzt  sind,  beginnen  dieselben  für  Rechnung  des  Gebers 
ezüglich  des  Schiffes,  des  Takelwerks,  der  Ausrüstung  und  der  Lebens- 
mittel von  dem  Momente  an  zu  laufen,  in  welchem  das  Schiff  unter  Segel 
geht,  bis  es  in  seinem  Bestimmungshafen  verankert  ist. 

Bezüglich  der  Waaren  beginnen  die  Risikos  zu  laufen,  sobald  die 
Waaren  auf  Boote  oder  andei*e  Kleinere  Fahrzeuge  am  Quai  oder  Strande 
des  Expeditionshafens  verladen  sind,  und  endigen  in  dem  Momente,  in 
welchem  sie  in  ihrem  Bestimmungshafen  an  das  Land  geschafft  sind. 

Diese  Vorschrift  ist,  sofern  nicht  das  Gegen theil  vereinbart  ist,  auf  den 
Fall  nicht  anwendbar,  in  welchem  zum  Laden  oder  Löschen  ein  Fluss 
hinauf  oder  hinab  gefahren  werden  muss. 

1114*  Der  Bestimmungshafen  ist  derjenige,  nach  welchem  das  Schiff 
dirigirt  ist,  wenn  der  Geber  nur  die  RisiKOs  der  Hinreise  oder  der  Rück- 
reise für  seine  Rechnung  übernimmt,  und  derjenige  der  Expedition,  wenn 
die  Risikos  kumulativ  för  die  Hinreise,  den  Aufenthalt  und  die  Rückfahrt 
des  Schiffes  zu  seinen  Lasten  laufen. 

1115.  Für  die  Risikos  des  Schwindens,  der  Verschlechterung  oder  des 
Verlustes  der  für  das  Bodmereidarlehn  verpfändeten  Sachen  ist  der  Geber 
nicht  haftbar,  wenn  diese  Zufälle  von  einer  der  folgenden  Ursachen  her- 
rühren: 

1.  einem  eigenen  Fehler  der  verpfändeten  Sache; 

2.  einem  Dolus  oder  einer  Culpa  des  Kanitains  oder  der  Mannschaft; 

3.  einer  freiwilligen  Veränderung  der  Jttoute  oder  der  Reise  nach 
Beginn  der  letzteren; 

4.  einem  Wechsel  des  in  dem  Vertrage  bezeichneten  Schiffes,  es  sei 
denn,  dass  nach  Beginn  der  Risikos  ein  Zufall  oder  ein  Ereigniss 
höherer  Gewalt  eintritt,  welche  die  Ueberführung  der  Ladung 
durchaus  erforderlich  machen; 

5.  einem  Dolus  oder  einer  Culpa  des  Nehmers; 

6.  der  Verwendung  des  Schiffes  zu  verbotenem  Handel. 

In  allen  angegebenen  Fällen  hat  der  Geber  Anspnich  auf  die  Rück- 
erstattung des  gelienenen  Kapitals  und  die  vereinbarte  Prämie,  es  sei  denn, 
dass  die  Parteien  das  Gegentheil  festsetzen. 

1116.  Der  Bodmereigeber  kann  die  Verluste,  welche  von  einer  der 
in  den  vier  ersten  Nummern  des  vorhergehenden  Artikels  angegebenen 
Ursachen  herrühren,  fär  seine  Rechnung  übernehmen. 

Es  ist  ihm  jedoch  verboten,  sich  für  diejenigen  haftbar  zu  machen, 
welche  durch  die  in  den  letzten  Nummern  desselben  Artikels  angegebenen 
Ursachen  veranlasst  worden  sind. 

1117.  Der  Bodmereigeber  hat  zur  Zahlung  der  gemeinschaftlichen 
und  besonderen  Havarien,  welche  die  fär  das  Darlehn  verhafteten  Gegen- 
stände erleiden,  im  Verhältniss  seines  Interesses  beizutragen. 

Er  kann  sich  durch  ein  Abkommen  nicht  der  Verpflichtung  ent- 
ziehen,  die    gemeinschaftlichen    Havarien    zu   tragen;    es   ist   ihm  jedoch 
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gestattet,  sich  von  dem  Beitrage  zur  Bezahlung  der  besonderen  Havarien 
zu  befreien. 

Der  Betrag  der  Havarien  ist  auf  das  dargeliehene  Kapital  erst  mit 
dem  Tage  anzurechnen,  an  welchem  sich  der  Geber  in  mora  versetzt,  die- 
selben zu  bezahlen. 

1118.  Der  Geber  hat  Anspruch  auf  die  Zahlung  des  Seezinses  von 
^dem  Augenblicke  an,  in  welchem  die  Risikos  zu  laufen  beginnen,  auch 
wenn  sie  vor  der  vereinbarten  Zeit  aufhören,  oder  die  Einstellung  der 
Reise  erfolgt,  sofern  kein  Seeereigniss  den  Verlust  der  verpfändeten  Gegen- 
stände verursacht  hat. 

1119>  Die  Zahlung  des  Kapitals  und  der  Pr&mie  des  Bodmereidar- 
lehns  auf  den  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes  hat  in  Ermangelung  einer 
Vereinbai'ung  an  dem  Orte,  wo  sich  das  Schiff  zur  Zeit  des  Auf  hörens 
der  Risikos  befindet,  auch  wenn  dieser  Ort  nicht  das  Ziel  der  Reise  ist, 
zu  .erfolgen. 

Bezieht  sich  das  Darlehn  auf  die  Ladung,  so  hat  die  Zahlung  in  dem 
Hafen,  nach  welchem  dieselbe  bestimmt  ist,  zu  erfolgen. 

1120.  Ist  in  der  Police  der  Zeitpunkt  der  Rückzahlung  nicht  ver- 
zeichnet, so  kann  der  Geber  das  Kapital  und  die  Prämie,  falls  das  Dar« 
lehn  auf  die  Ladung  sich  bezieht,  verlangen,  sobald  die  Risikos  aufhören 
für  seine  Rechnung  zu  laufen;  und,  im  Falle  eines  Verzuges,  hat  der 
Nehmer  die  gesetzlichen  Zinsen   für  das  dargeliehene  Kapital  zu  bezahlen. 

Wenn  das  Darlehn  auf  das  Schiff  gegeben  worden  ist,  so  kann  d^ 
Bodmereidarleiher  die  Zahlung  erst  einen  Monat  nach  dem  Aufhören  der 
Risikos  verlangen ;  während  dieser  Frist  jedoch  muss  der  Nehmer  die  ge- 
setzlichen Zinsen  für  die  dargeliehene  Summe  entrichten. 

Der  Darlehnsnehmer  hat  auch  dem  Geber  die  erwähnten  Zinsen  für 
den  Betrag,  welchen  der  Seenutzen  erreicht,  von  dem  Datum  der  gericht- 
lichen Klage  ab  zu  vergüten. 

1121.  Die  auf  das  Schiff  für  seine  letzte  Reise  aufgenommenen  Bod- 
mereibeträge  sind  mit  Vorrecht  vor  den  för  die  früheren  Reisen  geliehenen 
zurückzuerstatten,  auch  wenn  die  letzteren  im  Besitz  des  Nehmera  ver- 
mittelst Verlängerung  oder  Erneuerung  des  Vertraeea  gelassen  sind. 

Die  während  der  Reise  kontrahirten  Bodmereiaarlehne  haben  vor  den 
vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  abgeschlossenen  Verträgen  das  Vorzugsrecht ; 
und  wenn  mehrere  in  verschiedenen  Zeitpunkten  derselben  Reise  koatra- 
hirte  konkurriren,  so  haben  sie  untereinander  nach  der  umgekehrten  Reihen- 
folge ihrer  betreffenden  Daten  das  Vorzugsrecht. 

Die  an  demselben  Orte  und  zur  Deckung  derselben  Bedürfnisse  auf- 
genommenen Darlehne  sind  pro  rata  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Datum  zu 
bezahlen. 

1122.  Die  auf  die  Ladung  gegebenen  Bodmereidarlehne  haben  unter- 
einander kein  Vorzugsrecht  und  sind  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt 
ihres  Abschlusses  nach  Verhältniss  zu  bezahlen,  auch  wenn  die  während 
der  Reise  gegebenen  die  Vermehrung  der  Ladung  zum  Zweck  haben. 

1123.  Konkurrirt  ein  vor  der  Reise  aufgenommenes  Bodmereidarlehn 
und  eine  Versicherung  auf  das  Schiff  oder  die  Ladung,  so  ist  der  Erlös 
der  aus  einem  grösseren  Seeunfall  geretteten  Gegenstände  nach  Abzug 
der  Bergungskosten  und  der  Heuer  des  Kapitains  und  der  Mannschaft 
nach  Verhältniss  zwischen  dem  Darleiher  für  sein  Kapital  und  dem  Ver- 
sicherer für  die  versicherte  Summe  zu  vertheilen,  sofern  diese  Summe 
zur  'Zeit  des  Abschlusses  der  Versicherung  mit  dem  freien  Werth  der  ver- 
pfändeten Gegenstände  gedeckt  war. 
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Im  entgegengesetzten  Falle  hat  der  Versicherer  nur  den  zu  dem 
Restwerthe  der  versicherten  Sache  verhältnissmässigen  Theil  nach  vorher- 
gegangenem Abzüge  der  erwähnten  Beträge  zu  erh^ten. 

1124.  Sind  zwei  Bodmereidarlehne  abgeschlossen,  eines  auf  Rumpf 
und  Kiel  und  das  andere  auf  einen  oder  mehrere  accessorische  Gegenstände 
des  Schiffes,  so  haben  beide  Darleiher  Anspruch  auf  die  Fracht  der  ge- 
retteten Waaren  im  Verhältniss  zum  Werth  des  Schiffes  und  der  accesso- 
rischen  Gegenstände. 

1125'  Die  Ansprüche  des  Gebers  erlöschen  durch  den  vollständigen 
Yerlust  der  für  das  Seedarlehn  verhafteten  Gegenstande,  sofern  derselbe 
an  dem  Orte  und  zu  der  Zeit  eintritt,  die  für  den  Lauf  der  Risikos  ver- 
einbart waren,  und  von  solchen  herrührt,  die  der  Geber  vertragsmässig  zu 
seinen  Lasten  übernommen  hat  oder  auf  Grund  des  Gesetzes  über- 
nehmen muss. 

Unter  dem  vereinbarten  Ort  ist  das  Schiff,  die  Reise  und  die  Route, 
welche  die  Police  bezeichnet,  zu  verstehen. 

1126.  In  dem  ersten  Falle  des  Alinea  2  des  Art.  1103  tilgt  der 
theil  weise  Verlust  die  Ansprüche  des  Gebers  bis  zu  dem  Betrac^e  des  Er- 
löses der  geretteten  Gegenstände  nach  vorhergegangenem  Abzüge  der 
Bergungskosten  und  der  Heuer  des  Kapitains  und  der  Mannschaft. 

In  dem  zweiten  Falle  des  vorher  citirten  Alineas  erlöschen  ebenfalls 
die  Ansprüche  des  Gebers  bis  zu  der  Summe,  welche  ihm  von  dem  Erlös 
der  geborgenen  Gegenstände  in  Konkurrenz  mit  dem  Nehmer  zukommt, 
indem  der  erstere  nur  sein  Kapital  und  der  zweite  die  Summe  repräsentirt, 
welche  den  vollen  Werth  der  verpfändeten  Gegenstände  deckt. 

1127.  Das  Bodmereidarlehn  hat  keine  Wirkung,  wenn  die  Gegen- 
stände, auf  welche  es  sich  bezieht,  nicht  dazu  gelangen,  einer  Gefahr  aus- 

fisetzt  zu  werden,   sei  es  durch  Zuthun  des  Darlehnsnehmers  oder  durch 
ufall  oder  höhere  Gewalt. 

In  dem  ersten  Falle  kann  der  Darleiher  die  Rückerstattung  des 
Kapitals  mit  den  gesetzlichen  Zinsen  von  dem  Tage  der  Uebergabe  an 
foraem. 

In    dem   zweiten   kann   er   die  Rückerstattung  des  Kapitals  mit  den 
gesetzlichen  Zinsen  verlangen,  sobald  der  Nehmer  sich  in  Verzug  versetzt. 
Die  Rückerstattung  des  Kanitals   und    der  Zinsen  hat  mit  dem  ent- 
sprechenden Vorzugsrechte  zu  erfolgen. 

1128.  Ladet  der  Nehmer  während  der  Reise  einen  Theil  der 
für  das  Darlehn  verhafteten  Waaren  aus,  weil  er  sich  ausdrücklich  die 
Befugniss,  dies  zu  thun,  vorbehalten  hat,  so  kann  der  Geber  diese  Waaren 
nicht  in  Anspruch  nehmen,  falls  nach  ihrer  Ausladung  irgend  ein  grösserer 
Seeunfall  einti^tt;  er  hat  jedoch  das  Recht,  von  dem  Nehmer  den  Nach- 
weis zu  verlangen,  von  dem  Art.  1131  handelt. 

Wenn  die  zurückbleibenden  Waaren  von  geringerem  Werthe  sind, 
sla  die  geliehene  Summe,  so  kann  der  Geber  die  verhältnissmässige  Auf- 
hebung des  Darlehns  verlangen. 

fl29.  Werden  die  für  das  Bodmereidarlehn  verhafteten  Sachen  voll- 
ständig oder  theilweise  gerettet,  so  hat  der  Nehmer  dem  Geber  das  Kapital 
mit  der  stipulirten  Prämie  in  der  Form,  an  dem  Orte  und  in  der  Zeit, 
vrelche  die  Art.  1086,  1119  und  1120  bestimmen,  zu  zahlen. 

1130.  Wenn  das  SchifiF  oder  die  Ladung,  welche  für  das  Darlehn 
verhaftet  sind,  einen  grösseren  Seeunfall  erleiden,  so  ist  der  Nehmer  ver- 
pflichtet, unter  Haftung  wegen  Schäden  und  Nachtheile,  dies  dem  Geber 
mitzutheilen,  sobald  das  Ereigniss  zu  seiner  Kenntniss  gelangt. 

Borcbardt,  HandeUrecht    IV.  40 
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Er  muss  ausserdem  auf  Kosten  der  yerpf&ndeten  Gegenstände  alle 
Massnahmen  treffen,  welche  zur  Rettung  des  Schiffes  dienlich  sind,  sofern 
er  sich  in  der  Nähe  des  Unfallortes  befindet,  und,  falls  er  es  nicht  thut, 
haftet  er  wegen  aller  Schäden  und  Nachtheile,  welche  durch  seine  Nachlässig- 
keit dem  Geber  verursacht  werden. 

1131.  Der  Beweis  des  Verlustes  der  verpfändeten  Gegenstände  liegt 
dem  Nehmer  ob,  und,  wenn  das  Darlehn  auf  die  Ladung  gegeben  ist,  muss 
er  ebenfalls  nachweisen,  dass  zur  Zeit  des  Unfalles  auf  dem  Schiffe  für 
seine  Rechnung  Waaren  vorhanden  waren,  deren  Werth  der  geliehenen 
Summe  gleichkpmmt,  und  dass  dieselben  dem  Risiko  ausgesetzt  waren. 

Der  Geber  ist  nicht  verpflichtet,  nachzuweisen,  dass  die  geliehene 
Summe  von  dem  Nehmer  nützlich  verwendet  worden  ist. 

1132.  Der  Dritte,  welcher  im  Falle  eines  grösseren  Unfalles  Schulden 
bezahlt,  die  vor  den  aus  einem  Bodmereidarlehn  herrührenden^)  den 
Vorzug  haben,  tritt  von  Rechtswegen  an  die  Stelle  des  bezahlten  Gläubigers. 

TITEL  VIL 
Von  der  SeeveFsioIierung. 

KAPITEL  I. 
Von  dem  Wesen  der  Versicherung. 

1133.  Die  Bestimmungen,  welche  die  Art  443  und  flg.  bis  489 
inclusive  enthalten,  sind  auf  die  Seeversicherungen  anwendbar,  vorbehalt- 
lich der  in  diesem  Titel  ausgenommenen  Fälle. 

1134.  Gegenstand  der  Seeversicherung  sind: 

1.  der  Rumpf  und  Kiel  des  ausgerüsteten  oder  abgetakelten  Schiffes^ 
mit  oder  ohne  Ladung,  mag  es  in  dem  Hafen  seiner  Matrikel 
oder  seiner  Ausrüstung  vor  Anker  liegen,  mag  es  allein,  mit 
einem  Konvoi    oder  unter  einer  Bedeckung  fahren; 

2.  das  Takelwerk; 

3.  die  Ausrüstung; 

4.  die  Lebensmittel; 

5.  die  Kosten  der  Versicherung; 

6.  die  in  Bodmerei  gegebenen  oummen; 

7.  das  Leben  und  die  Freiheit  der  Seeleute  und  der  Passagiere; 

8.  die  verladenen  Waaren  und  im  Allgemeinen  alle  GegenstÄnde, 
deren  Werth  in  Geld  schätzbar  ist,  und  welche  den  Gemhren  des 
Verlustes  oder  der  Verschlechterung  durch  Ereignisse  bei  der 
Schifffahrt  ausgesetzt  sind. 

1135.  Ausser  den  im  Alinea  2  des  Art.  451  angegebenen  Gegen- 
ständen können  nicht  versichert  werden: 

1.  die  Heuer  des  Kapitains  und  der  Mannschaft*); 

^)  „precedentes"  im  Originaltext  wohl  ein  Druckfehler,  statt  „procedentes",  dt, 
auch  Art.  1215  des  G  h  i  1  e  n  i  s  c  h  e  n  H  G.  B. 

^)  Uebereinstimmenddas  Aegyptische (Art  190),  Ar^rentinisch e(Art.  13S0), 
Brasilianische  (Art.    686),  Chilenische    (Art   1218),  Oolambianische 
(Art.  411),  Costa-Ricanische  (Art  825),  Deutsche  (Art  784),  Französisch 
(Art  847),  Griechische  (Art.  847),  Guatemalanische  (Art  1091),  Haitianische 
(Art  344),  Honduranische  (Art  1215),  Italienische  (Art.  607),  Nicara-' 
ffuensische    (Art  472),  Niederländische   (Art   599),   Porta^iesische 
(Art.  1705)  und  das  Spanische  Recht  (Art  885) ;  lulässig  dagegen  nach  ßelgischem 
(Art  168  des  Gesetzes  vom  21.  August  187i^)  und  Monacensis ehern  Recht  (Art  905>. 
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2.  die  noch  nicht  erworbene  Fracht  der  an  Bord  vorhandenen  Ladung; 

3.  die  auf  Bodmerei  genommenen  Beträge; 

4.  die  Prämien  der  Seedarlehne; 

5.  die  den  Unterthanen  einer  feindlichen  Nation  gehörenden  Gegen- 
stände; 

6.  das  Schiff,  welches  gewohnheitsmässig  zum  Schleichhandel  ver- 
wendet wird,  noch  auch  der  demselben  aus  diesem  Gewerbe  ent- 
standene Schaden. 

1136.  Die  allgemeine  Versicherung  des  Schiffes  oder  der  Ladung 
umfasst  nur  den  in  der  Police  angegebenen  Gegenstand,  auch  wenn  beide 
Sachen  dem.?elben  Rheder  gehören. 

Die  Versicherung  bezüglich  des  Rumpfes  und  Kiels  des  Schiffes  er- 
streckt sich  auf  das  Takelwerk,  die  Aasrüstung,  die  Lebensmittel  und  alle 
accessorischen  Gegenstände,  vorbehaltlich  der  Vereinbarung  des  Gegentheils. 

Die  Versicherung  der  Ladung  ohne  weitere  Bezeichnung  umt'asst  alle 
eingeschifften  Waaren  mit  Ausnahme  des  gemünzten  Goldes  oder  Silbers, 
der  Barren  dieser  Metalle,  der  Kriegsmunition,  der  Diamanten,  der  Perlen 
und  der  übrigen  Preciosen. 

Die  in  dem  vorhergehenden  Alinea  ausgenommenen  Gegenstände 
sind  noth wendiger  Weise  in  der  Police  zu  speciüciren. 

Wenn  die  Versicherung  für  die  volle  Reise  abgeschlossen  ist,  so  umfasst 
sie  ebenfalls  die  in  dem  Bestimmungshafen  und  in  den  Skalahäfen  bei  der 
Rückfahrt  verladenen  Waaren. 

1137.  Das  Schiff  kann  für  den  ganzen  Werth^)  des  Rumpfes  und 
Kiels,  des  Takelwerks,  der  Ausrüstung  und  der  Lebensmittel  nach  vorher- 
gegangenem Abzüge  der  in  Bodmerei  aufgenommenen  Beträge  versicheil; 
werden. 

Die  Ladung  kann  ebenfalls  nach  dem  vorher  erwähnten  Abzüge  für  den 
vollen  Werth  versichert  werden,  den  die  Waaren  in  dem  Expeditionshafen 
zur  Zeit  ihrer  Einschiffung  haben,  einschliesslich  der  bis  zu  ihrer  Anbord- 
schaffung  verursachten  Kosten  und  der  Versicheiningsprämie. 

1138.  Die  Versicherung  kann  sich  zusammen  oder  getrennt  auf  alle 
oder  einen  Theil  der  im  Art  1134  erwähnten  Gegenstände  beziehen  und 
abgeschlossen  werden: 

in  Friedens-  oder  Kriegszeiten; 

vor  Beginn  der  Reise  oder  während  der  Dauer  derselben; 

für  die  Hin-  und  Rückreise  oder  nur  für  eine  derselben; 

für  die  ganze  Dauer  der  Reise  oder  für  eine  begrenzte  Zeit; 

für  alle  Seegefahren  oder  nur  für  einige  derselben; 

auf  gute  oder  schlechte  Nachrichten. 

1139.  Auf  Grund  der  Thatsache  der  Unterzeichnung  der  Police  wird 
▼ermuthet,  dass  die  Interessenten  die  darin  von  den  versicherten  Oegenständen 
mithaltene  Abschätzung  als  richtig  anerkannt  haben;  es  kann  jedoch  so- 
wohl der  Versicherte  als  auch  der  Versicherer  auf  Grund  des  Rechtes, 
welches  ihnen  Art.  463  gewährt,  Reklamationen  dagegen  erheben. 


0  üebereinstimmend  das  Aegyptische  (Art  1R5),  Argentinische 
(Art.  1848),  Belgische  (Art.  188  des  Gesetzes  vom  21  August  1879),  Brasilia- 
nische (Art.  677,  No.  6),  Chilenische  (Art.  12$iO),  0  o  1  u  lu  b  i  an  i  s  c  h  e  (Ai t.  413), 
Deutsche  (Art.  790),  Gnatemalanische  (Art.  1093),  Honduranische 
(Art.  1217),  Italienische  (Art  606)  und  Niederländische  Recht  (Art  602); 
nach  Gosta-Ricanischem  (Art  794\  NicaraKuensischem  (Art.  458)  und 
Spanischem  Recht  (Art.  854)  können  die  Schiffer  nur  für  vier  Fünftel  ihres  Werthes 
nach  Ahzug  der  Bodmereidarlehne  versichert  werden. 
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Weder  der  Versicherte  noch  der  Versicherer  dürfen  dieses  Recht 
ausüben,  nachdem  sie  von  der  glücklichen  Ankunft  oder  von  dem  Yerlnst 
oder  von  der  Verschlechterung  der  versicherten  Gegenstände  Kenntniss 
erlangt  haben. 

1140.  In  dem  Falle  des  Art.  462  ist  der  Werth  der  versicherten 
Gegenstände  durch  Sachverständige  festzusetzen,  indem  als  Grundla^  dar 
Preis  zu  nehmen  ist,  welcher  ihnen  in  Gemässheit  der  Vorschrift  im 
Alinea  2  des  Art.  1137  zngetheilt  wird. 

1141.  Wird  in  der  Police  der  Werth  der  versicherten  Sachen  nicht 
bestimmt,  und  bestehen  dieselben  aus  Rückwaaren  von  einem  Lande,  wo 
nur  Tauschhandel  getrieben  wird,  so  hat  die  Abschätzung  nach  dem 
Preise  zu  erfolgen,  welchen  die  umgetauschten  Waaren  in  ihrem  Ladnngs- 
hafen  haben,  einschliesslich  aller  späteren  Kosten. 

1142.  Die  in  ausländischer  Münze  erfolgte  Abschätzung  ist  nach 
dem  Wechselcourse  an  dem  Tage  zu  reguliren,  an  welchem  die  Police 
unterzeichnet  ist. 

1143.  Bei  der  Seeversicherung  sind  die  versicherten  Gegenstände 
den  Risikos  von  Sturm,  Schiffbruch,  Strandung  mit  oder  ohne  Bruch,  za- 
fälligem  Zusammenstoss,  gezwungenem  Wechsel  der  Route,  der  Reise  oder 
des  öchiffes,  von  Seewurf  Feuer,  Aufbringung,  Plünderung,  Kriegserklä- 
rung, Beschlagnahme  auf  Befehl  einer  zuständigen  Behörde,  Detinining 
auf  Befehl   irgend   einer   ausländischen  Macht,   Repressalien    und  im  AQ- 

femeinen    von    allen  Zufallen,    welche  auf  dem  Meere  sich  ereignen,  vo^ 
ehaltlich  derjenigen,  welche  in  der  Police  wörtlich  ausgeschlossen  sind. 

1144.  Wird  in  der  Police  der  Anfang  und  das  Ende  der  Risikos 
nicht  festgesetzt,  so  ist  anzunehmen,  dass  dieselben  für  die  Versicherer  an 
den  Zeitpunkten  anfangen  und  endigen,  welche  Art.  1113  bestimmt 

Bei  der  Versicherung  der  in  Bodmerei  dargeliehenen  Summen  be- 
ginnen und  endigen  die  Risikos  für  die  Versicherer  in  dem  Moment,  in 
welchem  sie  für  den  Geber  nach  dem  Gesetz  oder  nach  der  den  Ve^ 
sicherern  mitgetheilten  Vereinbarung  anfangen  und  aufhören. 

1145.  Wird  die  Reise  widerrufen  oder  abgeändert,  bevor  die  ver 
sicherten  Sachen  begonnen  haben,  den  Risikos  ausgesetzt  zu  sein,  so  wird 
die  Versicherung  aufgehoben. 

1146.  Von  keinem  Werth  ist  die  Versicherung,  welche  nach  dem 
Aufhören  der  Risikos  kontrahirt  worden  ist,  wenn  der  Versicherte  oder 
sein  Mandatar  zur  Zeit  der  Unterzeichnung  der  Police  von  dem  Verlost 
der  versicherten  Gegenstände  oder  der  Versicherer  von  ihrer  glücklicheß 
Ankunft  Kenntniss  gehabt  hat. 

Diese  Kenntniss  kann  durch  jedes  der  in  diesem  Gesetzbuch  sage- 
lassenen  Beweismittel  nachgewiesen  werden. 

1147.  Von  Rechtswegen  wird  die  Kenntniss  des  Versicherers  oder 
des  Versicherten  vermuthet,  wenn  unter  Berücksichtigung  der  Entfernung 
von  dem  Orte  der  Ankunft  oder  des  Verlustes  des  Schiffes  oder  von  dem 
Punkte,  wohin  die  erste  Nachricht  gelangt  ist,  diese  an  dem  Vertragsorte 
vor  der  Unterzeichnung  der  Police  eintreffen  konnte. 

Diese  Vermuthung  greift  nicht  Platz,  wenn  die  Police  angiebt,  dass 
die  Versicherung  auf  gute  oder  schlechte  Nachrichten  abgeschlossen  ist 

In  solchem  Falle  ist  die  Versicherung  als  gültig  anzusehen,  es  sei 
denn,  dass  durch  irgend  eines  der  anderen  gesetzlichen  Beweismittel  voll- 
ständig nachgewiesen  wird,  dass  der  Versicherte  von  dem  Verlust  oder  der 
Versicherer  von  der  glücklichen  Ankunft  vor  der  Unterzeichnung  der 
Police  Kenntniss  hatte. 
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Ungeachtet  der  erwähnten  Klausel  kann  der  Versicherer  die  Nichtig- 
keit der  Versicherung  nachsuchen,  wenn  ihm  der  Versicherte  zur  Zeit  des 
Abschlusses  des  Vertrages  Vorgänge  verheimlicht  hat,  welche  ihn  den 
Verlust  der  versicherten  Gegenstände  befürchten  Hessen. 

114B.  Ist  der  Betrug  des  Versicherten  oder  des  Versicherers  nach 
den  Bestimmungen  im  Alinea  3  des  vorhergehenden  Artikels  bewiesen, 
so  hat  der  erstere  eine  doppelte  Prämie  und  der  letztere  das  doppelte 
derselben  zu  bezahlen,  ausserdem  hat  der  Versicherer  die  Prämie  zurück- 
zuerstatten, wenn  er  sie  erhalten  hat. 

Der  Versicherte  oder  der  Versicherer  sind  ausserdem  kriminell  zu 
verfolgen  und  mit  den  Strafen  für  versuchten  Betrug  zu  belegen. 

1149.  Ist  die  Nichtigkeit  der  von  mehreren  Versicherem  abgeschlossenen 
Versicherung  erklart,  so  ist  der  Versicherte  von  der  Verpflichtung  befreit, 
die  Prämie  auch  an  die  Versicherer  zu  zahlen,  welche  an  dem  Betrüge  nicht 
Theil  genommen  haben. 

In  diesem  Falle  jedoch  haften  die  betrügerischen  Versicherer  den 
gutgläubigen  für  die  ihnen  nach  dem  Vertrage  zukommenden  Prämien. 

1150.  Die  im  Art.  1146  aufgestellte  Vorschrift  ist  auch  auf  die  in 
Kommission  abgeschlossene  Versicherung  anwendbar,  auch  wenn  der  Ver- 
sicheii«  von  dem  Verlust  der  versicherten  Sache  keine  Kenntniss  hat. 

Der  Kommissionär  hat  unter  dieser  Voraussetzung  dieselbe  Verant- 
wortlichkeit, wie  wenn  er  die  Versicherung  für  eigene  Rechnung  ab- 
geschlossen hätte. 

1151.  Auch  wenn  der  Kommissionär  von  dem  Verlust  nichts  weiss, 
der  Kommittent  jedoch  zur  Zeit  der  Ertheilung  des  Versicherungsauftrages 
Kenntniss  davon  hat,  so  ist  die  Versicherung  nichtig,  und  in  diesem  Falle 
bleibt  der  Kommittent  den  im  Art.  1148  angestellten  Verantwortlichkeiten 
unterworfen. 

1152.  Wenn  der  Kommittent  und  der  Kommissionär  von  dem  Verlust 
Kenntniss  hatten,  haben  beide  die  in  dem  vorhercitirten  Artikel  fest- 
gesetzten Strafen  vollständig  zu  erleiden. 

1153.  Die  Parteien  können  stipuliren,  dass  die  Prämie  im  Falle  eines 
Krieges  erhöht  und  nach  Wiederherstellung  des  Friedens  herabgesetzt  wird. 

Ist  die  Festsetzung  der  Quote  unterblieben,  so  ist  dieselbe  durch 
Sachverständige  zu  bestimmen,  unter  Berücksichtigung  der  Vermehrung 
oder  Verminderung  der  Risikos. 

1154*  Die  freiwillige  Abkürzung  der  Reise  ohne  Veränderung  der 
Route  ermächtigt  nicht  zu  einer  Reduktion  der  Prämie. 

KAPITEL  II. 

Von  der  äusseren  Form  der  Versicherung. 

1155.  Ausser  den  Angaben,  welche  Art.  446  erfordert,  muss  die 
Police  einer  Versicherung  des  Schiffes  oder  seiner  Ladung  enthalten: 

1.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  des  Kapitains; 

2.  den  Namen  des  Schiffes,  dessen  Tragfähigkeit,  Flagge,  Matrikel, 
Ausrüstung  und  Besatzung,  mag  die  Versicherung  sich  auf  das 
Schiff  selbst  oder  auf  die  Waaren,  welche  seine  Ladung  bilden, 
beziehen. 

In  dem  ersten  Falle  hat  der  Versicherte  die  Holzart  anzugeben, 
aus  der  das  Schiff  erbaut  ist,  und  ob  dasselbe  mit  Kupferplatten 
beschlagen,  oder  er  hat  zu  erklären,  dass  er  diese  Umstände  nicht 
kennt; 
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3.  den  Ladangs-  und  Löschungsort  und  die  Skalahäfen; 

4.  den  Hafen,  von  welchem  das  Schiff  abgefahren  ist  oder  hätte  ab- 
fahren müssen,  sowie  seinen  Bestimmungshafen; 

5.  den  Ort,  wo  die  Risikos  für  Rechnung  des  Versicherers  zu  hmfen 
beginnen,  mit  specieller  Angabe  derjenigen,  welche  von  der  Yer- 
Sicherung  ausgeschlossen  sind; 

6.  die  versicherte  Reise,  mit  der  Angabe,  ob  die  Versicherung  fSr  die 
volle  Reise  oder  nur  f&r  die  Hin-  oder  Rückreise  gilt; 

7.  Zeit,  Ort  und  Art  der  Zahlungsleistung  bei  einem  Verlust,  bei 
Beschädigungen  und  bezüglich  der  Prämie; 

8.  das  Datum  und  die  Stunde  des  Vertrages,  auch  wenn  die  Reise 
noch  nicht  begonnen  hat; 

9.  alle  übrigen  Abreden  und  Bedingungen,  welche  die  Interessenten 
vereinbaren. 

1156.  Die  Versicherungspolice  der  in  Bodmerei  gegebenen  Beträge 
muss  angeben: 

1.  den  Namen  des  Nehmers,  auch  wenn  es  der  Ka{)itain  ist: 

2.  den  Namen  und  den  Bestimmungsort  des  Scniffes,  welches  die 
Reise  machen  soll,  und  den  Namen  des  Kapitains,  welcher  es  be- 
fehligt; 

3.  die  Risikos,  welche  der  Versicherer  übernimmt,  und  diejenigen, 
welche  von  dem  Geber  ausgenommen  sind; 

4.  ob  die  dargeliehenen  Beträge  zur  Ausbesserung  des  Schiffes  oder 
zu  anderen  nothwendigen  Ausgaben  an  dem  Löschungsorte  oder 
in  dem  Hafen  einer  gezwungenen  Anlandung  verwendet  worden 
sind. 

1157.  Die  Lebensversicherungspolice  ist  in  Gemässheit  der  Voracbrift 
des  Art.  502  abzufassen. 

1158.  Ausser  den  in  Nos.  1,  2  und  4  des  Art.  1155  enthaltenen  An- 
gaben muss  die  Police  einer  Versicherung  der  Freiheit  der  Seefahrer  ent- 
halten: 

1.  den  Vor-  und  Zunamen,  das  Alter  und  die  Merkmale,  welche  die 
Identität  der  versicherten  Personen  erweisen; 

2.  die  für  den  Loskauf  und  die  Kosten  der  Rückkehr  nach  der  Re- 

Sublik  vereinbarte  Summe; 
en  Vor-   und  Zunamen   und   das  Domicil   der  mit  dem  Loskwf 
beauftragten  Person; 
4.  die  Frist,  innerhalb  welcher  der  Loskauf  zu  erfolgen  hat,  und  i» 
Entschädigung  y    welche   dem  Versicherten    gewährt    werden  soll 
falls  die  Auslösung  nicht  erreicht  wird. 

1159.  Die  Salvadorensischen  Konsuln  können  die  Policen  der  Ver- 
sicherungen beglaubigen  y  welche  an  den  Handelsplätzen  ihres  Amts- 
sitzes abgeschlossen  werden,  wenn  einer  der  Kontranenten  ein  Salvido- 
renser  ist. 

Die  von  einem  Salvadorensischen  Konsul  beglaubigten  Policen  haben 
in  der  Republik  dieselbe  Beweiskraft,  wie  die  in  öffentlicher  Urkunde  tof- 
gesetzten. 

1160.  Sind  mehrere  Versicherer  einer  und  derselben  Sache  vorban- 
den, so  haben  sie  die  Police  gleichzeitig  oder  nacheinander  zu  unterzeichnen, 
indem  ein  jeder  in  dem  letzteren  Fdle  das  Datum  und  die  Stunde  vor 
seiner  Unterschrift  vermerkt. 

1161.  Eine  einzige  Police  kann  verschiedene  Versicherungen  besäg- 
lich desselben  Schiffes  umfassen. 
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Sie  kann  ebenfalls  die  Versicherung  des  Schiffes  und  die  seiner 
Ladung  enthalten;  in  diesem  Falle  jedoch  sind  die  bezüglich  eines  jeden 
<üe8er  Gegenstände  versicherten  Beträge,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der 
Tersicherung,  getrennt  anzugeben. 

1162.  Die  in  dem  Art.  1155^)  enthaltenen  Bestimmungen  sind  auf 
die  Seeversicherungspolicen  anwendbar. 

1163.  Die  Versicherungspolicen  können  in  derselben  Form  cedirt 
werden  und  erzeugen  dieselben  Wirkungen  wie  die  Konnossemente  und 
die  Policen  der  Bodmereidarlehne. 

1164.  Sind  dem  Versicherten  die  Art  der  Waaren,  welche  er  er- 
wartety  oder  das  Schiff,  welches  dieselben  befördern  soll,  unbekannt,  so 
kann  er  in  dem  eraten  Falle  die  Versicherung  unter  dem  allgemeinen 
Namen  Waaren  und  in  dem  zweiten  mit  dem  Vermerk  auf  einem  oder 
mehreren  Schiffen  abschliessen,  sofern  er  in  der  Police  erklärt,  dass 
er  diesen  Umstand  nicht  kennt,  und  das  Datum  und  die  Unterschrift  der 
Ordres  oder  Avisbriefe,  welche  er  erhalten  hat,  angiebt. 

Bei  einem  Unfälle  jedoch  muss  der  Versicherte  die  Abfahrt  des 
Schiffes  oder  der  Schiffe  aus  dem  Ladungshafen,  die  Einschiffung  der  ver- 
loren gegangenen  Waaren  in  dieselben,  den  wahren  Werth  der  letzteren 
und  den  Verlust  des  Schiffes  nachweisen. 

1165.  Die  für  eine  begrenzte  Zeit  kontrahirte  Versicherung  erlischt 
-durch  den  blossen  Ablauf  der  vereinbarten  Frist,  auch  wenn  zu  dieser  Zeit 
die  Risikos  noch  vollständig  in  der  Schwebe  sind. 

1166.  Der  unfreiwillige  Aufenthalt  des  Schiffes  in  dem  Expeditions- 
hafen verlängert  die  stipuürte  Frist  auf  so  lange,  als  die  Verzögerung 
dauert. 

KAPITEL  m. 
Von  den  Pflichten  und  Rechten  des  Versicherers. 

1167.  Der  Versicherer  ist  verpflichtet,  den  Versicherten  für  die  den 
versicherten  Gegenständen  durch  einen  Seeunfall  verursachten  Verluste  und 
Havarien,  sowie  für  die  zur  Vermeidung  oder  Verminderung  derselben  ge- 
machten Ausgaben  schadlos  zu  halten,  sofern  der  Schaden  1  Prozent  des 
Werthes  des  verlorengegangenen  oder  beschädigten  Gegenstandes  übersteigt. 

116&  Ist  in  der  Police  der  Zeitpunkt  der  Zahlung  der  versicherten 
Sachen,  der  Schäden  und  Kosten,  für  welche  die  Versicherer  haften,  nicht 
angegeben,  so  müssen  die  letzteren  sie  innerhalb  10  Tagen  verificiren, 
von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  der  Versicherte  ihnen  seine 
ordnungsmässig  belegte  Rechnung  präsentirt. 

1169.  Sofern  verschiedene  Personen  die  Ladung  in  einzelnen  Posten 
oder  nach  Quoten  versichern,  ohne  die  Gegenstände  anzugeben,  welche 
jede  Versicherung  umfasst,  haben  die  Versicherer  den  vollständigen  oder 
theil weisen  Verlust,  welchen  die  Ladung  erleidet,  nach  Verhältniss  zu 
bezahlen. 

1170.  Die  Veränderung  des  Kurses  oder  der  Reise,  die  durch  höhere 
Gewalt  herbeigeführt  ist,  um  das  Schiff  und  seine  Ladung  zu  retten,  lässt 
die  Haftbarkeit  der  Versicherer  nicht  erlöschen. 


^)  £8  dürfte  ein  Druckfehler  im  Originaltext  vorliegen  und  Art  455  gemeint  sein. 
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1171.  Der  Wechsel  des  SchiflFes,  welcher  in  Folge  der  Unmöglichkeit 
die  Fahrt  zu  unternehmen  oder  durch  höhere  Gewalt  nach  Beginn  der 
Reise  veranlasst  ist,  befreit  die  Versicherer  nicht  von  der  Verantwortlich- 
keit, welche  ihnen  der  Vertrag  auferlegt,  auch  wenn  das  zweite  Schiff  eine 
andere  Tragfähigkeit  und  Flagge  hat,  es  sei  denn  eine  feindliche. 

Wenn  jedoch  die  Unmöglichkeit  der  Fahrt  eintritt,  bevor  das  Schiff 
aus  dem  Expeditionshafeu  abgefahren  ist,  so  können  die  Versicherer  die 
Versicherung  fortsetzen  oder  davon  abstehen,  indem  sie  die  Havarien  be- 
zahlen, welcne  die  Ladung  erlitten  hat. 

1172.  Der  Vermerk  frei  von  Havarie  befreit  den  Versicherer 
von  der  Zahlung  jeder  gemeinschaftlichen  oder  besonderen  Havarie,  mit 
Ausnahme  derjenigen,  welche  durch  das  Aufgeben  der  versicherten  Sachen 
veranlasst  sind. 

1173.  Wenn  die  mit  Bezeichnung  der  Schiffe  und  Festsetzung  des 
auf  jedem  einzelnen  derselben  versicherten  Betrages  versicherte  Ladung 
auf  eine  geringere  Anzahl  Schiffe,  als  die  in  der  Police  verzeichnete,  oder 
auf  ein  einziges  derselben  eingeschifft  worden  ist,  so  wird  die  Haftbarkeit 
der  Versicherer  auf  die  Summen  reducirt,  welche  bezüglich  des  Schiffes  oder 
der  Schiffe  versichert  sind,  die  Ladung  erhalten  haben. 

In  diesem  Falle  ist  die  Versicherung  der  bezüglich  der  übrigen 
Schiffe  versicherten  Beträge  unwirksam,  und  es  ist  den  Versicherern  die 
gesetzliche  Entschädigung  zu  entrichten. 

1174.  Die  Ermächtigung,  Skala  zu  machen,  gewährt  dem  Eapitain 
das  Recht,  anzulanden,  Quarantäne  zu  halten,  zu  löschen,  Waaren  en  detail 
zu  verkaufen  und  sogar  eine  neue  Ladung  einzunehmen,  indem  die  Risikos 
immer  für  Rechnung  der  Versicherer  laufen. 

Die  in  einem  vereinbarten  Skalahafen  verladenen  Waaren  treten  hin- 
sichtlich der  Wirkungen  der  Versicherung  an  die  Stelle  der  in  diesem 
Hafen  gelöschten. 

1175.  Ist  die  Versicherung  mit  dem  Vermerk  frei  von  Feind- 
seligkeiten abgeschlossen,  so  haftet  der  Versicherer  nicht  fiir  die 
Schäden  und  Verluste,  welche  durch  Gewaltthätigkeit,  Aufbringung, 
Plünderung,  Seeräuberei,  Befehl  einer  ausländischen  Macht,  Kri^erkläning 
und  Repressalien  entstanden  sind,  auch  wenn  solche  Akte  der  Erie^ 
erklärung  vorhergehen. 

Die  Verzögerung  oder  der  Wechsel  der  Reise  der  versicherten  Q-egefl- 
stände  in  Folge  von  Feindseligkeiten  hebt  die  Wirkungen  der  VersicheroDi; 
auf,  unbeschadet  der  Verantwortlichkeit  der  Versicherer  ftLr  die  vor  dem 
Eintritt  der  Feindseligkeiten  vorgefallenen  Schäden  oder  Verluste. 

1176.  Die  Versicherer  haften  nicht  fiir  die  Schäden  oder  Verloste^ 
die  von  einer  der  folgenden  Ursachen  herrühren: 

1.  einem  freiwilngen  Wechsel  der  Route,  der  Reise  oder  des  Schiffes 
ohne  Zustimmung  der  Versicherer; 

2.  einer  freiwilligen  Trennung   von   einem  Konvoi,   falls  eine  Verein- 
barung getroffen  ist,  unter  Bedeckung  zu  fahren; 

3.  einer  v  erlängerung  der  versicherten  Keise  nach  einem  entfernteren 
Hafen,  als  dem  in  der  Police  bezeichneten; 

4.  Verminderungen,  Schwinden  und  Verlusten,  die  aus  einem  eigenen 
Fehler  der  versicherten  Gegenstände  herrühren: 

5.  Verschlechterung  der  Segel  und  der  übrigen  Scniffsgeräthe,  welche 
durch  ihren  ordnungsmässigen  Gebrauch  verursacht  ist; 
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6.  dolus  oder  culpa   des  Kapitains  oder  der  Mannschaft,  es  sei  denn 
eine  entgegenstehende  Vereinbarung  getroffen.^) 

Diese  Vereinbarung  ist  verboten  in  dem  Falle,  dass  der  Kapitain 
zugleich  Rbeder  oder  Mittheilhaber  ist  5 

7.  culpa  des  Versicherten    oder   irgend   einer   anderen  dem  Vertrage 
femstehenden  Person; 

8.  Schleppkosten  und  anderen  Kosten,  welche  gemäss  Art.  1003  keine 
Havane  begründen; 

9.  den  dem  Schiff  oder  seiner  Ladung  auferlegten  Gebühren. 

1177.  Die  Liquidation  und  Bezahlung  der  besonderen  Havarie, 
-welche  die  versicherten  Gegenstände  erleiden,  ist  nach  den  in  den  folgen- 
den Artikeln  enthaltenen  Vorschriften  zu  reguliren. 

1178.  Die  verlorengegangenen  und  die  während  der  Reise  wegen 
Havarie  verkauften  Sachen  sind  von  dem  Versicherer  nach  dem  in  der 
Versicherungspolice  angegebenen  Werth  oder,  in  Ermangelung  dessen,  nach 
dem  Fakturenpreise  zuzüglich  der  bis  zu  ihrer  Anbordschaffung  entstan^ 
denen  Kosten  zu  bezahlen. 

Wenn  die  Waaren  ganz  oder  theil weise  beschädigt  in  dem  Löschungs- 
hafen ankommen,  so  ist  durch  Sachverständige  der  Bruttopreis  festzusetzen, 
welchen  sie  gehabt  hätten,  wenn  sie  unversehrt  angekommen  wären,  und 
der  gegenwärtige  Preis  ebenfalls  in  Brutto,  und  der  Versicherer  hat  dem 
Versicherten  eine  Quote  zu  bezahlen,  welche  mit  der  versicherten  Summe 
in  demselben  Verhäitniss    steht,    wie  die  angegebenen  Preise   zu  einander. 

Der  Versicherer  hat  ausserdem  die  Kosten  der  Regulirung  zu  be- 
zahlen. 

1179.  Um  den  Werth  der  versicherten  Gegenstände  zu  ermitteln 
und  festzusetzen,  kann  der  Versicherer  in  keinem  Falle  den  Versicherten 
zwingen,  dieselben  zu  verkaufen. 

1180.  Wenn  die  Waaren  äusserlich  havarirt  oder  verringert  an- 
kommen, 80  hat  die  Untersuchung  und  Abschätzung  des  Schadens  durch 
Sachverstandige  zu  erfolgen,  bevor  dieselben  dem  Versicherten  übergeben 
werden. 

Wenn  jedoch  die  Havarie  zur  Zeit  der  Löschung  nicht  sichtbar  ist, 
so  hat  die  Untersuchung  und  Regulirung  stattzufinden,  nachdem  die  Waaren 
zur  Verfugung  des  Versicherten  gelangt  sind,  sofern  beide  Massnahmen 
innerhalb  72  Stunden,  von  der  Löschung  an  gerechnet,  ausgeführt  werden, 
unbeschadet  der  übrigen  Beweise,  welche  die  Interessenten  vorbringen. 

1181.  Sofern  das  versicherte  Schiff  durch  einen  Seeunfall  Havarie 
erleidet,  hat  der  Versicherer  nur  zwei  Drittel  des  Betrages  der  Ausbesse- 
rungen, mögen  sie  vorgenommen  sein  oder  nicht,  zu  bezahlen,  und  zwar  in 
dem  Verhäitniss  des  versicherten  Theiles,  zu  dem  nicht  gedeckten,  und 
das  andere  Drittel  ist  zu  Lasten  des  Versicherten  für  den  grösseren  Werth, 
welchen  das  Schiff  durch  die  Ausbesserung  vermuthlich  erlangt. 

1182.  Die  Kosten  der  Ausbesserung  sind  durch  die  betreffenden 
Rechnungen    nachzuweisen    und,    in    deren    Ermangelung,    durch    Fest- 

1)  üebereinstimmend  das  Aegyp tische  (Art.  195),  Argentinische  (Art.  1370 
No.  llj.  Brasilianische  (Art.  711  Ko.  12),  Ohileoische  (Art.  1260  No.  6)^  Co- 
Inmbianische  (Art.  458  No.  6),  Costa-Ricanische  (Art.  802),  PraDzösische 
(Art  858),  Griechische  (Art.  858),  Gnatemalanische  (Art.  1182),  Haitianische 
(Art.  850).  Honduranische  (Art  1257  No.  6),  Italienische  (Art  618),  Monacen- 
sische  (Art  824),  Nicaraguensische  (Art.  462),  Niederländische  (Art.  640j  und 
Spanische  H.G.B.  (Art  862);  während  nach  Belgischem  (Art  184  des  Gesetzes 
yom  21.  Angnst  1879)  und  Deutschem  Hecht  (Art  824  No.  6)  der  Versicherer 
hierfOr  haftet 
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aetzung  Seitens  Sachverständiger  oder  durch  irgend  ein  anderes  Beweis- 
mittel. 

Wenn  die  Ausbesserung  nicht  ausgeführt  worden  ist,  so  ist  der  Betrag 
der  Kosten,  welche  dieselbe  erfordern  mag,  ebenfalls  durch  Sachverständige 
Behufs  der  Wirkungen  des  vorhergehenden  Artikels  festzusetzen. 

1183.  Wird  bewiesen,  dass  die  Ausbesserungen  den  Werth  des 
Schiffes  um  mehr  als  ein  Drittel  erhöht  haben,  so  hat  der  Versicherer 
die  Kosten  dieser  Ausbesserungen  in  Gemässheit  der  Bestimmung  des 
Art.  1181  zu  bezahlen,  nach  vorhergegangenem  Abzüge  des  durch  die  be- 
sagten Ausbesserungen  erlangten  grösseren  Werthes. 

Der  Abzug  des  Drittels  findet  nicht  statt,  wenn'  der  Versicherte  ver- 
mittelst Untersuchung  Sachverständiger  nachweist,  dass  die  Ausbesserungen 
den  Werth  des  Schi&s  nicht  erhöht  haben,  sei  es,  weil  dieses  neu  ist  und 
der  Schaden  auf  seiner  ersten  Reise  eingetreten  ist,  sei  es,  weil  die  Havarie 
Segel,  Anker  und  andere  neue  accessorische  Gegenstände  betroffen  hat; 
die  Versicherer  haben  jedoch  auch  in  diesem  Falle  das  Recht,  zu  verlangen, 
dass  ihnen  der  Betrag  der  Werthverminderung,  welche  die  angegebenen 
Gegenstände  durch  mren  gewöhnlichen  Gebrauch  erlitten  hab^  mögen, 
nacngelassen  wird. 

1184  Die  unentgeltliche  Rückgabe  des  aufgebrachten  Schiffes  oder 
der  weggenommenen  Ladung  gereicht  zum  Vortheil  der  betreffenden  Eigen- 
thümer,  und  in  solchem  Falle  haben  die  Versicherer  keine  Verpflichtung, 
die  versicherte  Summe  zu  bezahlen. 

1185.  Die  Versicherer  erhalten  die  stipulirte  Prämie  in  jedem  der 
im  Art.  1176  angegebenen  Falle,  sofern  die  versicherten  Gegenstände  die 
Risikos  zu  laufen  angefangen  haben. 

1186.  Wenn  bei  einer  Versicherung  der  Hin-  und  Rückladung  das 
Schiff  keine  Rückwaaren  befördert  oder  die  aufgenommenen  nicht  zwei 
Drittel  der  Tragfähigkeit  erreichen,  so  können  die  Versicherer  nur  zwei 
Drittel  der  der  Rückreise  entsprechenden  Prämie  verlangen,  es  sei  denn, 
dass  in  der  Police  etwas  Anderes  festgesetzt  worden  ist. 

1187.  Die  Versicherer  haben  das  Recht,  von  dem  Kommissionär  bei 
Eintritt  eines  Unfalles  die  Bezeichnung  der  Person  zu  verlangen,  für 
deren  Rechnung  die  Versicherung  abgeschlossen  worden  ist. 

Nachdem  die  Bezeichnung  erfolgt  ist,  können  die  Versicherer  die 
stipulirte  Entschädigung  nur  dem  Versicherten  selbst  oder  dem  recht- 
mässigen Inhaber  der  Police  zahlen. 

1188.  Sie  haben  auch  das  Recht,  die  Versicherung  aufzuheben, 
sofern  das  Schiff  ein  Jahr  nach  Unterzeichnung  der  Police  liegen  bleibt, 
ohne  die  versicherte  Reise  anzutreten. 

1189.  Die  Versicherer  sind  berechtigt,  Vs  Prozent  von  der  versicherten 
Summe  in  folgenden  Fällen  einzuziehen  oder  zurückzubehalten: 

1.  wenn  die  Nichtigkeit  der  Versicherung  in  Folge  irgend  eines  Um- 
standes  erklärt  worden  ist,  den  die  Versicherer  unverschuldeter 
Weise  nicht  gekannt  haben; 

2.  wenn  die  beabsichtigte  Reise  widerrufen  worden  ist,  bevor  das 
Schiff  unter  Segel  geht,  auch  wenn  dies  auf  Veranlassung  des 
Versicherten  geschieht,  oder  wenn  die  Reise  nach  einem  anderen, 
als  dem  in  der  Police  bezeichneten,  Bestimmungsort  unternommen 
worden  ist: 

3.  wenn  das  Schiff  vor  dem  Beginn  der  Reise  auf  Befehl  einer  zu- 
ständigen Behörde  detinirt  worden  ist; 
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4.  wenn  die  bezeichneten  Waaren  nicht  verladen  werden,  oder  wenn 
dieselben  auf  einem  anderen  Schiff  oder  von  einem  anderen 
Eapitain,  als  vereinbart,  befördert  worden  sind; 

5.  wenn  die  Versicherung  sich  auf  einen  Gegenstand  bezieht,  welcher 
gänzlich  för  ein  Bodmereidarlehn  verhaftet  ist,  und  der  Ver- 
sicherer nichts  davon  weiss; 

6.  in  dem  im  Art.  1173  vorgesehenen  Falle; 

7.  in  allen  übriffen  Fällen  emer  vollständigen  oder  theilweisen  Auf- 
hebung, welche  Art.  487  umfasst. 

1190.  Die  Versicherer  können  die  Thatsachen  bestreiten,  auf  welche 
der  Versicherte  seine  Reklamation  gründet,  und  den  Beweis  erbringen, 
welcher  ihnen  angemessen  erscheint. 

Wenn  jedoch  die  Police  schleunige  Vollstreckung  gewährt  und  der 
Versicherte  eine  nach  dem  Ermessen  des  betreffenden  Gerichts  genügende 
Bürgschaft  dafür  leistet,  dass  er  den  reklamiii;en  Betrag  eventuell  zurück- 
erstatten werde,  so  müssen  die  Versicherer  denselben  binnen  2  Tagen  bezahlen, 
unbeschadet,  dass  sie  ihren  etwaigen  Widerspruch  fortsetzen  können. 

Die  Bürgschaft  erlischt  mit  dem  Ablauf  eines  Jahres,  wenn  nicht 
«ine  Klage  erhoben  wird,  welche  diese  Frist  unterbricht. 

KAPITEL  IV. 
Von  den  Pflichten  und  Rechten  des  Versicherten. 

1191.  Der  Versicherte  ist  verpflichtet,  unter  der  gesetzlichen  Ver- 
sntwortlichkeit  Alles  auszufahren,  was  im  Art.  486  aufgezählt  wird. 

1192.  Um  die  Entschädigung  für  einen  grösseren  oder  geringeren 
Unfall  zu  erlangen,  muss  der  Versicherte  nachweisen: 

die  Reise  des  Schiffes; 

die  Einschiffung  der  versicherten  Gegenstände; 

den  Versicherungsvertrag; 

den  Verlust  oder  die  Verschlechterung  der  versicherten  Sachen. 
Der  Nachweis  erfolgt,  je  nach  dem  Falle,  durch  den  Versicherungs- 
vertrag, das  Konnossement  des  Kapitains,  die  Bescheinigungen  der  Zoll- 
behörde, den  Avisbrief  des  Abladers,  die  Versicherungspolice,  die  Ab- 
schrift aus  dem  Schifffahrtstagebuch,  den  Protest  des  Kapitains  und  die 
Bekundungen  der  Passagiere  und  der  Mannschaft,  unbeschadet  der  übrigen 
in  diesem  Gesetzbuch  zugelassenen  Beweismittel. 

1193.  Im  Falle  eines  Verlustes  oder  einer  Verschlechterung  der 
Waaren,  welche  der  Kapitain  versichert  und,  für  eigene  Rechnung  oder 
in  Kommission,  auf  das  von  ihm  befehligte  Schiff  verladen  hat,  ist  er  ver- 
pflichtet, ausser  den  in  dem  ersten  Alinea  des  vorhergehenden  Artikels 
angegebenen  Thatsachen,  den  Ankauf  der  Waaren  durch  die  Fakturen  der 
Verkäufer  und  ihre  Einschiffung  und  Beförderung  durch  das  Konnossement, 
welches  von  zwei  der  Hauptoffiziere  des  Schiffes  unterzeichnet  sein  muss, 
und  durch  die  Expedirungsurkunden  und  Quittungen  über  die  Zahlung 
4er  Zollgebühren  nachzuweisen. 

1194.  Fährt  der  Versicherte  mit  seinen  eigenen  Waaren,  die  in  der 
Kepublik  versichert  und  in  einem  ausländischen  Hafen  eingeschifft  sind,  so 
ist  er  verpflichtet,  den  Ankauf  derselben  mit  den  betreffenden  Fakturen 
und  ihre  Einschiffung  und  Beförderung  durch  eine  Bescheinigung  des  Sal- 
vadorensischen  Konsuls  oder,  in  Ermangelung  eines  solchen,  des  Handels- 
gerichts oder  der  Civilbehörde  des  Ladungsortes  zu  beweisen. 
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1195.  Der  Versicherte  kann  die  Versicherung  ohne  Angabe  des 
Grundes  aufheben,  wenn  er  dem  Versicherer  die  gesetzliche  Entschädigung 
gewährt. 

1196.  Werden  in  der  Police  mehrere  SchifiFe  zui*  Aufnahme  der  ver- 
sicherten Waaren  bezeichnet,  so  kann  der  Versicherte  dieselben  nach  seinem 
Ermessen  auf  die  bezeichneten  Schiffe  vertheilen  oder  auf  ein  einziges  von 
ihnen  verladen. 

Die  Ausübung  dieses  Rechts  erzeugt  keine  Veränderung  in  der  Haft- 
barkeit der  Versicnerer. 

1197.  Der  Versicherte  kann  die  versicherten  Gegenstände  in  den 
gesetzlich  bestimmten  Fällen  abandonniren  und  von  den  Versicherern  die 
Beträge,  welche  sie  bezüglich  derselben  versichert  haben,  einziehen. 

Der  Kommissionär,  welcher  einen  Versicherungsvertrag  abschliesst, 
ist  ermächtigt,  den  Abandon  vorzunehmen,  sofern  er  rechtmässiger  Inhaber 
der  Police  ist. 

1198.  Der  Abandon  findet  statt,  vorbehaltlich  einer  entgegenstehenden 
Festsetzung,  im  Falle  von: 

1.  Aufbringung  des  versicherten  Schiffes; 

2.  Scheiterns  desselben  Schiffes; 

3.  Strandung  oder  Bruch; 

4.  absoluter  Seeuntüchtigteit  in  Folge  eines  Seeunfalles  oder  relativer 
Seeuntüchtigkeit,  weil  das  Schiff  nicht  ausgebessert  werden  kann; 

5.  Beschlagnahme  oder  Detinirung  auf  Befehl  einer  zuständigen  Be- 
hörde oder  einer  ausländischen  Macht; 

6.  Verlust  oder  materieller  Verschlechterung  der  versicherten  Gegen- 
stände, wodurch  ihr  Gesammtwerth  mindestens  um  drei  Viertel 
vermindert  wird; 

7.  muthmasslichem  Verlust  derselben. 

Alle  übrigen  Schäden  werden  als  einfache  Havarie  betrachtet  und 
müssen  von  demjenigen  getragen  werden,  dem  es  nach  dem  Gesetz  oder 
der  Vereinbarung  obliegt. 

1199.  Der  Abandon  darf  weder  bedingt  noch  partiell  sein. 

Falls  das  Schiff  oder  seine  Ladung  nicht  für  ihren  ganzen  Werth 
versichert  sind,  hat  sich  der  Abandon  nur  bis  zur  Höhe  der  versicherten 
Summe  im  Verhältniss  zu  dem  Betrage  des  ungedeckten  Theiles  zu  erstrecken. 

Wenn  das  Schiff  oder  seine  Ladung  getrennt  versichert  sind,  kann 
der  Versicherte  bezüglich  einer  Versicherung  den  Abandon  vornehmen, 
nicht  aber  bezüglich  der  anderen,  auch  wenn  beide  in  ein  und  derselben 
Police  einbegriffen  sind. 

1200.  Der  Abandon  des  Schiffes  umfasst  den  Ueberfahrtspreis  der 
Passagiere  und  die  Fracht  der  geretteten  Waaren,  auch  wenn  sie  voll- 
ständig bezahlt  worden  sind,  unbeschadet  der  Rechte,  welche  dem  Bod- 
mereiaarleiher,  der  Mannschaft,  wegen  ihrer  Heuer,  und  den  Gläubigem 
zustehen,  welche  zur  Instandsetzung  des  Schiffes  oder  zu  den  während  der 
letzten  Reise  verursachten  Ausgaben  Vorschüsse  gewährt  haben. 

1201.  In  Folge  der  Aufbringung  kann  der  Abandon  nur  in  dem 
Falle  vorgenommen  werden,  in  welchem  durch  die  Rückerlangung  die 
versicherten  Gegenstände  in  das  Eigenthum  eines  Dritten  übergehen. 

Wenn  die  Rückeroberung  des  Schiffes  dem  Versicherten  das  Eigen- 
thum der  versicherten  Gegenstände  wiederverschafft,  werden  die  durch  die 
Aufbringung  verursachten  Nachtheile  und  Kosten  als  Havarie  angesehen 
und  müssen  von  den  Versicherern  bezahlt  werden. 
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1202.  Der  Versicherte,  oder  in  seiner  Abwesenheit  der  Eapitain,  kann 
selbstständi^  die  Auslösung  der  aufgebrachten  Gegenstände  herbeiführen; 
nachdem  jedoch  die  Auslösung  vereinbart  worden  ist,  muss  er  die  Abrede 
den  Versicherem  bei  der  ersten  sich  ihm  darbietenden  günstigen  Gelegen- 
heit notificiren  lassen. 

1203.  Die  Versicherer  können  die  Vereinbarung  annehmen  oder 
ablehnen,  indem  sie  ihren  Entschluss  dem  Versicherten  oder  dem  ELapitain 
innerhalb  24  Stunden  nach  ihrer  Benachrichtigung  mittheilen. 

Nehmen  die  Versicherer  die  Vereinbarung  an,  so  haben  sie  den 
Betrag  des  Lösegeldes  sofort  zu  entrichten,  uod  die  weiteren  Risikos  der  Reise 
bestehen  gemäss  den  Festsetzungen  der  Police  für  ihre  Rechnung  fort. 

Lehuen  sie  die  Vereinbarung  ab,  so  haben  sie  die  versicherte  Summe 
zu  bezahlen,  ohne  irgend  einen  Anspruch  auf  die  losgekauften  Gegenstände 
zu  behalten. 

Erklären  sie  ihren  Entschluss  nicht  in  der  im  Alinea  1  bezeichneten 
Frist,  so  ist  anzunehmen,  dass  sie  die  Vereinbarung  abgelehnt  haben. 

1204.  Die  einfache  Strandung  berechtigt  zum  Abandon  des  Schiffes  nur 
in  dem  Falle,  in  welchem  dasselbe  nicht  wieder  flott  gemacht  werden  kann. 

Die  Strandung  mit  theilweisem  Bruch  berechtigt  zum  Abandon,  wenn 
ein  solcher  Unfall  wesentliche  Theile  des  Schiffes  trifft,  den  Eintritt  des 
Seewassers  erleichtert  und  grossen  Schaden  verursacht,  auch  wenn  dieser 
Schaden  drei  Viertel  des  Werthes  des  Schiffes  nicht  tibersteigt. 

1205.  Es  kann  der  Abandon  wegen  Seeunttichtigkeit  nicht  vor- 
genommen werden,  sofern  das  Schiff  zur  Fortsetzung  und  Beendigung  der 
Reise  wieder  in  den  Stand  gesetzt  werden  kann. 

Ist  die  Wiederinstandsetzung  erfolgt,  so  haften  die  Versicherer  nur 
für  die  verursachten  Kosten  und  Havarien. 

Es  wird  angenommen,  dass  das  Schiff  nicht  wiederhergestellt  werden 
kann,  wenn  die  Kosten  der  Ausbesserung  drei  Viertel  der  versicherten 
Summe  übersteigen. 

Die  Seeuntüchtigkeit  ist  durch  die  gerichtliche  Behörde,  welche  in 
Handelsgeschäften  erkennt,  zu  deklariren. 

1206.  Der  Mangel  der  Besichtigungsurkunde  des  Schiffes  entzieht 
dem  Versicherten  nicht  das  Recht,  zu  beweisen,  dass  die  Seeuntüchtigkeit 
durch  einen  Seeunfall  und  nicht  durch  einen  Konstruktionsfehler,  eine 
Verschlechterung  oder  das  Alter  des  SchiflFes  verursacht  worden  ist. 

1207.  Wird  die  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes  erklärt,  so  hat  der 
Eigenthümer  der  versicherten  Ladung  den  Beschluss  den  Versicherern 
innerhalb  3  Tagen,  von  dem  Momente  an  gerechnet,  in  welchem  dieser 
Beschluss  zu  seiner  Kenntniss  gelangt,  notificiren  zu  lassen. 

1206.  Die  Versicherer  und  der  Versicherte  oder,  in  Abwesenheit  des 
letzteren  der  Kapitain,  haben  im  Falle  der  Seeuntüchtigkeit  alle  Mass- 
nahmen zu  treffen,  welche  möglich  sind,  um  ein  anderes  Schiff  zu  frachten, 
welches  die  Waaren  nach  ihrem  Bestimmungshafen  befördert. 

1209.  Wird  der  Transport  auf  einem  anderen  Schiffe  ausgeführt,  so 
haben  die  Versicherer  die  Risikos  der  Umladung,  sowie  die  der  Reise  bis 
zu  dem  in  der  Police  bezeichneten  Ort  zu  tragen  und  haften  ausserdem  für 
die  Havarien,  die  Löschungs-,  Lagerungs-  und  Wiedereinschiffungskosten, 
den  Frachtzuschlag  und  die  zur  Rettung  und  Umladung  der  Waaren  ver- 
ursachten Ausgaben. 

1210.  Bezieht  sich  die  Versicherung  auf  den  Rumpf  und  den  Kiel 
des  Schiffes,  so  kann  der  Versicherte  dasselbe  zu  der  Zeit  abandonniren, 
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zu  welcher  er  den  Versicherem  den  Beschluss  notificiren  lässt,  welcher  die 
Seeuntüchtigkeit  erklärt. 

Wenn  jedoch  die  Versicherung  die  Ladung  betrifft,  so  kann  er  dieselbe 
erst  abandonniren  nach  dem  Ablauf  von  6  Monaten,  falls  die  Seeuntüchtig- 
keit des  Schiffes  an  den  Küsten  Amerikas  eingetreten  ist,  von  8  Monaten, 
falls  sie  an  denen  Europas  erfolgt  ist,  und  von  12  Monaten,  wenn  sie  an 
irgend  einem  anderen  r unkte  sich  ereignet  hat. 

Diese  Fristen  laufen  von  der  im  Art.  1207  vorgeschriebenen  Notifi- 
kation an. 

1211.  Wenn  innerhalb  der  in  dem  vorhergebenden  Artikel  festge- 
setzten Fristen  ein  Schiff  nicht  gefunden  wird,  um  die  Reise  foilzusetzen 
und  den  Transport  der  versicherten  Waaren  auszuführen,  so  kann  der  Ver- 
sicherte den  Abandon  derselben  vornehmen. 

1212.  Ist  das  Schiff  mit  Beschlag  belegt  worden,  so  hat  der  Ver- 
sicherte den  Versicherern  die  in  No.  5  des  Art.  486  vorgeschriebene  Mit- 
theilung zu  machen,  und  so  lange  die  im  Art  1210  festgesetzten  Fristen 
nicht  verstrichen  sind,  kann  er  den  Abandon  der  versicherten  Gegenstände 
nicht  vornehmen. 

In  der  Zwischenzeit  hat  der  Versicherte  allein  oder  in  Verbindung 
mit  den  Versicherern  die  Massregeln  zu  ergreifen,  welche  er  zur  Aufhebung 
der  Beschlagnahme  für  erforderlich  erachtet. 

1213*  Der  Abandon  ist  wegen  anderer  Verluste  oder  Verschlechte- 
rungen des  versicherten  Gegenstandes  nicht  zulässig,  als  iu  Folge  derjenigen, 
welche  eintreten,  nachdem  die  Risikos  gemäss  Art.  1144  für  Kechnung  der 
Versicherer  zu  laufen  begonnen  haben. 

1214.  Um  zu  bestimmen,  ob  der  Unfall  drei  Viertel  des  Werths  der 
versicherten  Sache  erreicht  oder  nicht,  ist  der  Verlust  oder  die  materielle 
Verschlechterung  in  Betracht  zu  ziehen,  welche  direkt  durch  einen  See- 
nnfall verursacht  worden  oder  eine  noth wendige  Folge  dieses  Unfalles  sind. 

Der  autorisirte  Verkauf  von  Waaren,  welcher  während  der  Reise 
stattfindet,  wird  als  Verlust  oder  als  materielle  Verschlechterung  erachtet, 
falls  er  erfolgt  ist,  um  die  Bedürfnisse  der  Expedition  zu  befriedigen  oder 
um  zu  vermeiden,  dass  die  durch  einen  Seeunfall  erlittene  Verschlechterung 
den  vollständigen  Verlust  herbeiführe. 

1215.  In  den  Fällen  von  Aufbringung,  Schiffbruch  oder  Strandung 
mit  Bruch  bedingen  die  Massnahmen,  welche  der  Versicherte  in  Erfüllung 
der  Verpflichtungen  vornimmt,  die  ihm  No.  4  des  Art.  486  auferlegt,  nicht 
einen  Verzicht  auf  das  Recht,  den  Abandon  der  versicherten  Gegenstände 
vorzunehmen. 

Dem  Versicherten  ist  bezüglich  seiner  eidlichen  Behauptung  bei  der 
Bestimmung  der  Kosten  der  Bergung  und  Wiedererlangung  Glauben 
beizumessen,  unbeschadet  des  Rechtes  des  Versicherers,  deren  lieber  treibung 
nachzuweisen. 

1216.  Der  Versicherte  muss  den  Abandon  innerhalb  der  folgenden 
Fristen  vornehmen: 

innerhalb  6  Monaten,  wenn  der  Unfall  an  der  westlichen  Küste 
Amerikas  vorkommt; 

innerhalb  8  Monaten,  wenn  er  an  der  Ostküste  von  Amerika, 
an  der  Westküste  Afrikas  oder  an  irgend  einer  anderen  Europas 
stattfindet: 

innerhalb  12  Monaten,  wenn  er  in  irgend  einem  anderen  Hafen 
der  Welt  eintritt. 
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Der  Abandon  muss  vor  dem  Gericht,  welches  in  Handelsgeschäften 
erkennt,  erfolgen,  damit  dieses  die  Versicherer  hinsichtlich  der  rechtlichen 
Wirkungen  in  Kenntniss  setze. 

1217.  Die  in  dem  vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Fristen  laufen 
in  den  Fällen  von  Aufbringung  von  dem  Moment,  in  welchem  der  Ver- 
sicherte die  Nachricht  erhält,  dass  das  Schiff  nach  irgend  einem  der  Häfen 
der  erwähnten  Küsten  gebracht  worden  sei. 

In  den  Fällen  von  Schiffbruch,  Strandung  mit  Bruch,  wirklichem 
Verlust  oder  Verschlechterung  sind  die  Fristen  von  dem  Moment  an  zu 
rechnen,  in  welchem  die  Nachricht  von  dem  Unfall  empfangen  wird,  und 
in  den  Fällen  von  Seeuntüchtigkeit  oder  Beschlagnahme  von  dem  Ablauf 
der  im  Art.  1210  bezeichneten  Fristen  an. 

Das  Recht,  den  Abandon  vorzunehmen,  erlischt  durch  den  Ablauf 
der  betreffenden  Fristen. 

1218.  Die  Nachricht  wird  als  erhalten  angesehen,  wenn  bewiesen 
wird,  dass  der  Unfall  unter  den  Kaufleuten  am  Wohnorte  des  Versicherten 
notorisch  gewesen  ist,  oder  dass  er  dem  letzteren  von  dem  Kapitain,  seinem 
Konsignatär  oder  seinen  Korrespondenten  mitgetheilt  worden  ist. 

1219'  Das  Schiff  wird  als  untergegangen  vermuthet,  wenn  innerhalb 
eines  Jahres,  bei  den  gewöhnlichen  Reisen,  oder  nach  zwei  Jahren,  bei  den 
aussergewöhnlichen  Reisen  oder  sehr  langen  Seereisen,  keine  Nachrichten 
von  demselben  eingegangen  sind;  und  in  solchem  Falle  kann  der  Versicherte 
den  Abandon  vornehmen  und  von  den  Versicherern  die  Zahlung  der 
stipulirten  Entschädigung  verlangen,  ohne  dass  der  Verlust  nachgewiesen 
werden  muss. 

Das  Jahr  oder  die  zwei  Jahre  sind  von  der  Abfahrt  des  Schiffea 
oder  von  dem  Tage  an  zu  rechnen,  auf  welchen  sich  die  letzten  Nachrichten 
beziehen. 

Der  Abandon  hat  innerhalb  der  im  Art.  1216  bezeichneten  Fristen 
zu  erfolgen. 

Diese  Fristen  laufen  von  dem  Ablauf  des  einen  oder  der  zwei  er- 
wähnten Jahre,  und  zur  Bestimmung  der  in  einem  gegebenen  Falle  ent- 
sprechenden Frist  ist  der  Verlust  als  an  der  Küste  oder  in  dem  Hafen 
erfolgt  anzusehen,  woher  die  letzten  Nachrichten  gekommen  sind,  und,  je 
nach   der  Entfernung  dieser  Orte,    beträgt  die  Frist  6,  8  oder  12  Monate. 

1220.  Behufs  Anwendung  der  Bestimmung  in  dem  ersten  Alinea  dea 
vorhergehenden  Artikels  sind  als  gewöhnliche  Reisen  diejenigen  zu 
betrachten,  welche  an  der  Küste  der  Republik  oder  nach  einem  der  Häfen 
des  Stillen  Oceans  unternommen  werden,  und  als  aussergewöhnliche  oder 
sehr  lange  Seereisen  diejenigen,  welche  nach  irgend  einem  anderen  Theile 
der  Erde  gerichtet  sind. 

1221.  Die  Vermuthung  des  Verlustes,  welche  in  dem  Art.  1219  auf- 
gestellt ist,  findet  auf  die  Versicherung  fQr  begrenzte  Zeit  Anwendung, 
unbeschadet  des  Rechtes  der  Versicherer,  die  Rückerstattung  des  von 
ihnen  Gezahlten  zu  verlangen,  wenn  sie  nachweisen,  dass  der  Verlust  nach 
Ablauf  der  stipulirten  Frist  eingetreten  ist. 

1222.  Ausser  der  in  No.  6  des  Art.  486  angeordneten  Deklaration  hat 
der  Versicherte  zur  Zeit  der  Vornahme  des  Abandons  eine  andere  abzugeben, 
in  welcher  er  die  bezüglich  der  abandonnirten  Gegenstände  aufgenommenen 
Bodmereidarlehne  anführen  muss. 

Die  Frist  zur  Zahlung  der  vereinbarten  Entschädigung  beginnt 
erst  zu  laufen,  wenn  der  Versicherte  die  angegebenen  Deklarationen 
gemacht  hat. 
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1234.  Die  in  dem  vorhergehenden  Artikel  angegebenen  Proteste 
erzeugen  keine  Wirkung: 

1.  wenn  sie  nicht  innerhalb  72  Stunden  in  den  in  den  beiden  ersten 
Nummern  bezeichneten  Fällen  und  nicht  innerhalb  24  Stunden  in 
dem  dritten  erwähnten  Fall  erhoben  und  notiücirt  worden  sind; 

2.  wenn  sie  zwar  innerhalb  der  angegebenen  Fristen  erhoben  und  noti- 
ficirt  sind,  die  Klage  jedoch  innerhalb  2  Monaten,  von  dem  Datum 
des  betreffenden  Protestes  an  gerechnet,  nicht  erhoben  wird. 

1235.  Erfolgt  die  Uebergabe  der  augenscheinlich  havarirten  Waaren 
partiell,  so  sind  die  72  Stunden  von  dem  Moment  an  zu  rechnen,  in 
welchem  die  Uebergabe  vollständig  beendet  ist. 

In  jedem  Falle,  wenn  die  Beschädigung  nicht  sichtbar  ist,  läuft  die 
Frist  von  dem  Momente,  in  welchem  die  Waaren  in  das  Waarenlager  des 
Versicherten  gebracht  werden. 

Wenn  bei  Eröffnung  der  Ballen  auf  dem  Zollamt  in  Gegenwart  des 
Versicherten  oder  durch  irgend  einen  dem  letzteren  bekannten  Zufall  das 
Vorhandensein  der  Beschädigung  sich  ergiebt,  bevor  die  Waaren  in  sein 
Waarenlager  hineingebracht  worden  sind,  so  läuft  die  erwähnte  Frist  von 
der  Entdeckung  der  Havarie  an. 

1236'  Die  24  Stunden  laufen  im  Falle  eines  Zusammenstosses  ohne 
Rücksicht  auf  den  Ort,  wo  er  eingetreten  ist,  von  dem  ersten  Momente 
an,  in  welchem  der  Kapitain  Protest  erheben  kann. 

1237.  Die  Versicherer  können  nicht  die  Unzulässigkeit  und  Wir- 
kungslosigkeit, welche  die  Art.  1233  und  1234  anordnen,  geltend  machen, 
wenn  die  Waaren  vor  der  uebergabe  auf  Antrag  eines  Gläubigers  des 
Versicherten  verkauft  worden  sind. 

Sie  können  dieselben  jedoch  entgegensetzen,  wenn  die  Uebergabe 
und  Empfangnahme  der  Waaren  erfolgt  ist,  welches  auch  die  Klage  sein 
mag,  zu  welcher  der  von  ihnen  erlittene  Schaden  Veranlassung  giebt. 

1238.  Auch  der  Be&achter  kann  die  Einwendungen,  welche  die 
Art.  1233  und  1234  festsetzen,  nicht  vorbringen,  wenn  er  sich  zur  Zeit 
des  Unfalles  auf  dem  Schiffe  befand  und  das  Protokoll  über  den  Seewurf 
unterzeichnet  hat,  oder  wenn  er  vor  der  Etnpfangnahme  der  Waaren  und 
Bezahlung  der  Fracht  schriftlich  mit  dem  Kapitain  über  die  Regulirung 
der  Havarie  eine  Vereinbarung  getroffen  hat. 
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Buch  IV. 

Von   den   Fallimenten. 

TITEL  !• 

Von  dem  Falliment  im  Allgemeinen. 

KAPITEL  I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

1239.  Falliment  ist  der  Zustand  des  Kaufmanns,  welcher  die  laufende 
Zahlung  seiner  Verpflichtungen  einstellt 

1240.  Um  den  Zustand  des  Falliments  zu  begründen,  ist  es  nicht 
nothwendig,  dass  die  Einstellung  der  Zahlungen  eine  allgemeine  sei. 

1241.  Das  Falliment  ist  ein  untheilbarer  Zustand  und  umfasst  dem- 
gemäss  die  Gesammtheit  des  Vermögens  und  alle  Schulden  des  Falliten. 

1242.  Das  Falliment  einer  Kollektiv-  oder  Kommanditgesellschaft 
zieht  das  persönliche  Falliment  der  solidarisch  haftenden  Gesellschafter, 
welche  dieselbe  bilden,  nach  sich;  das  Falliment  eines  von  ihnen  jedoch 
bewirkt  nicht  das  Falliment  der  Gesellschaft. 

KAPITEL  II. 
Klassifikation  des  Falliments. 

1243.  In  Ansehung  der  gesetzlichen  Wirkungen  werden  3  Klassen 
von  Fallimenten  unterschieden:  zufällige,  schuldbare  und  betrügerische. 

1244.  Als  ein  Falliment  der  ersten  Klasse  wird  dasjenige  des  Kauf- 
manns angesehen,  welchen  zufällige  und  unvermeidliche  Unglücksfalle  bei 
der  ordnungsmässigen  und  verstandigen  Leitung  einer  guten  Handels- 
verwaltung tre£Fen,  die  sein  Kapital  in  dem  Maasse  vermindern,  dass  er 
alle  seine  Schulden  oder  einen  Theil  derselben  nicht  bezahlen  kann. 

1245.  Das  Falliment  wird  als  schuldbar  in  ^  den  folgenden  Fällen 
angesehen: 

1.  wenn  die  häuslichen  und  persönlichen  Ausgaben  des  Falliten  mit 
Rücksicht  auf  sein  liquides  Kapital  und  in  Anbetracht  seiner  gesell- 
schafilichen  Stellung  und  der  Zahl  seiner  Familienmitglieder  über- 
*  massig  gewesen  sind; 

2..  wenn  der  Fallit  beträchtliche  Summen  in  irgend  einer  Art  von 
Spiel,  durch  hohe  Wetten  oder  in  fingirten  Börsengeschäften  ver- 
loren hat; 

3.  wenn  der  Fallit  mit  der  Absicht,  das  Falliment  hinauszuschieben, 
Waaren  gekauft  hat,  um  dieselben  zu  einem  geringeren  Preise,  als 
dem  laufenden,  zu  verkaufen;  Darlehne  aufgenommen;  Kreditwerthe 
in  Umlauf  gesetzt  oder  andere  verderbliche  Mittel  angewendet  hat, 
um  sich  Gelder  zu  versehenen; 

4.  wenn  er  nach  der  Einstellung  der  Zahlungen  einen  Gläubiger  zum 
Nachtheile  der  übrigen  befri^igt  hat; 
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5«  wenn  feststeht ,  dass  in  der  Zeit  zwischen  der  letzten  Inventar 
aofiiahme  bis  zu  der  Erkläiiing  des  Falliments  ein  Zeitpunkt  ge- 
wesen ist,  in  welchem  der  Fallit  für  seine  direkten  Verpflichtungen 
den  doppelten  Betri^  des  für  ihn  nach  diesem  Inventar  sich 
ergebenden  liquiden  Guthabens  verschuldet  hat 

1246.  Es  werden  ebenfalls  als  Falliten  der  zweiten  Klasse  angesehen, 
Yorbehaltlich  der  Einwendungen,  welche  sie  entgegenstellen  und  beweisen, 
um  die  Schuldlosigkeit  an  dem  Falliment  darzuthun: 

1.  diejenigen,  welche  keine  Bücher  und  Inventarien  geführt,  oder 
wenn,  falls  sie  solche  geführt  haben,  die  ersteren  nicht  mit  der 
erforderlichen  Regelmässigkeit  geführt  worden  oder  die  letzteren 
nicht  genau  und  vollständig  gewesen  sind,  und  zwar  derart,  dass 
weder  die  einen  noch  die  anderen  eine  wirkliche  üebersicht  über 
die  Aktiva  und  Passiva  gewähren; 

2.  wenn  sie  die  Briefe  nicht  aufbewahren,  welche  an  sie  mit  Bezog 
auf  ihre  Geschäfte  gerichtet  worden  sind; 

3.  wenn  sie  Bürgschaft  geleistet  haben  oder  fQr  fi-emde  Rechnung 
Verpflichtungen  eingegangen  sind,  welche  mit  ihrer  Vermögenslage 
in  keinem  Verhältniss  stehen,  ohne  äquivalente  Werthe  als  Oa- 
rantie  ihrer  Verantwortlichkeit  erhalten  zu  haben; 

4.  wenn  sie,  unmittelbar  nachdem  sie  Waaren  auf  Kredit  gekanft 
haben,  dieselben  mit  Verlust  und  zu  einem  niedrigeren  Preise  als 
dem  laufenden  verkaufen; 

5.  wenn  sie  innerhalb  der  fünf  auf  die  Zahlungseinstellung  folgenden 
Tage  die  im  Art.  1253  angeordnete  Anzeige  nicht  erstatten,  oder 
wenn  die  erfolgte  Anzeige  nicht  die  Namen  aller  ihrer  solidarisch 
haftenden  Gesellschafter  enthält; 

6.  diejenigen,  welche  sich  vor  oder  zur  Zeit  der  Erklärung  des  Fal- 
liments oder  während  des  Verlaufs  des  gerichtlichen  Verfsüirens 
entfernt  haben  und  es  unterlassen,  sich  persönlich  in  den  Fällen 
einzufinden,  in  welchen  das  Gesetz  diese  Verpflichtung  auferlegt, 
es  sei  denn,  dass  sie  einen  gesetzlichen  Hinderungsgrund  haben; 

7.  wenn  sie  zum  zweiten  Male  in  Falliment  erklärt  worden  sind,  ohne 
die  Verpflichtungen  erfüllt  zu  haben,  welche  sie  in  einem  vorher 
gehenden  Akkorde  eingegangen  sind. 

1247.  Von   Rechtswegen    wird   vermuthet,    dass    das    Falliment  em 
betrügerisches  sei,  in  den  nachstehend  angegebenen  Fällen: 

1.  wenn  der  Fallit  in  dem  Inventar  und  in  der  jährlichen  Bilanz 
oder  in  derjenigen,  welche  er  der  Fallimentsanzeige  beifugt,  Geld, 
Waaren,  Forderungen  oder  andere  Vermögensstücke  irgend  welcher 
Art  verheimlicht  hat; 

2.  wenn  er  vor  oder  nach  der  Erklärung  des  Falliments  f&r  sich  oder 
im  Namen  eines  Dritten  Immobilien,  Waaren  oder  Forderungen 
gekauft  oder  Handelseffekten  cedirt  hat,  ohne  deren  Betrag  erhalten 
zu  haben: 

3.  wenn  er  Veräusserungen  irgend  welcher  Art  fingirt  hat; 

4.  wenn  aus  den  Büchern  das  Vorhandensein  oder  die  Ausgabe  der 
Aktiva  seines  letzten  Inventars  oder  diejenige  des  Geldes  und  der 
Werth  irgend  welcher  Art,  welche  nach  der  Aufstellung  dieses 
Inventars  in  seinen  Besitz  gelangt  sind,  nicht  hervorgeht; 

5.  wenn  er  sich  entfernt  oder  flieht,  indem  er  seine  Geschäftsbücher 
oder  -Dokumente  oder  irgend  einen  Theil  seines  Vermögens  mit 
sich  nimmt  oder  verbirgt; 
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6.  wenn  er  in  seinen  Biicheni,  Bilanzen  oder  anderen  Urkunden 
Schulden,  Ausgaben  oder  Verluste  fingirt  oder  den  Betrag  der 
wirklichen  Schulden,  Ausgaben  oder  Verluste  übertreibt; 

7.  wenn  er  fingirte  Schulden  unterzeichnet  oder  anerkannt  hat; 

8.  wenn  er,  falls  er  Bücher  gefuhrt  hat,  dieselben  verbirgt  oder  durch 
Radirungen,  Durchstreichungen  oder,  indem  er  auf  irgend  eine 
andere  Weise  ihren  Inhalt  verändert,  unbrauchbar  macht; 

9.  wenn  er  zu  seinen  eigenen  Geschäften  Waaren  oder  Fonds  ver- 
wendet hat,  die  ihm  in  Verwaltung,  Depositum  oder  Kommission 
anvertraut  worden  waren; 

10.  wenn  er  ohne  Ermächtigung  des  Eigenthümers  Wechsel,  Zahlungs- 
scheine oder  Anweisungen,  die  zu  ihrer  Einziehung,  Uebersendung 
oder  zu  einem  anderen  Zwecke  als  zur  Negocirung  in  seinen  Besitz 

V  gelangt  waren,  negocirt  und  ihren  Erlös  nicht  an  denselben  über- 
sandt  hat; 

11.  wenn  er,  mit  dem  Verkauf  von  Waaren  oder  der  Negocirung  von 
Forderungen  oder  Handelswerthen  beauftragt,  die  Veräusserung 
seinem  Konmiittenten  zu  irgend  einer  Zeit  verheimlicht  hat; 

12.  wenn  er  nach  der  letzten  Bilanz  Wechsel  negocirt  hat,  durch  ihn 
selbst  auf  Personen  gezogen,  in  deren  Händen  sich  keine  Fonds 
von  ihm  befanden,  oder  welche  ihn  nicht  ermächtigt  haben,  die 
Wechsel  zu  ziehen; 

13.  wenn  er  zum  Nachtheil  seiner  Gläubiger  in  irgend  einer  Form  die 
Zahlung  einer  Schuld,  welche  erst  nach  der  Erklärung  des  Falli- 
ments exigibel  ist,  im  Voraus  geleistet  hat; 

14.  wenn  er  nach  der  Erklärung  des  Falliments  Geld,  Effekten  und 
Forderungen  der  Masse  in  Empfang  genommen  und  zu  seinem 
eigenen  Öebrauche  verwendet  oder  durch  irgend  ein  Mittel  einen 
Theil  des  zu  der  Masse  gehörigen  Vermögens  bei  Seite  geschafft  hat; 

15.  im  Allgemeinen,  sofern  der  Fallit  irgend  eine  Handlung  vorge- 
nommen hat,  welche  sein  Aktivvermögen  vermindert  oder  seine 
Passiva  in  betrügerischer  Weise  vermehrt; 

16.  wenn  er  öffentliche  Urkunden  oder  Privatdokumente  ausgestellt  hat, 
in  denen  er  sich  als  Schuldner  bekennt,  ohne  den  Schuldgrund 
oder  einen  bestimmten  Werth  anzugeben. 

1248.    Als   Mitschuldige    an    betrügerischem   Falliment   werden   an- 
gesehen : 

1.  diejenigen,  welche  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Falliten  Forde- 
rungen fingiren  oder  die  wirklich  vomandenen  in  dem  Betrage 
oder  Datum  verändern; 

2.  diejenigen,  welche  absichtlich  dem  Falliten  behülflich  sind,  Ver- 
mögensstücke irgend  welcher  Art  vor  der  Erklärung  des  Falli- 
ments zu  verbergen  oder  bei  Seite  zu  schaffen,  sowie  diejenigen, 
welche  nach  der  Erklärung  des  Falliments  ihm  zu  demselben 
Zwecke  Hülfe  leisten; 

3.  diejenigen,  welche  mit  Kenntniss  der  Erklärung  des  Falliments 
Möoilien  oder  Immobilien,  Urkunden  oder  Papiere,  welche  sich  in 
ihrem  Besitz  befinden  und  Eigenthum  des  Falliten  sind,  verheim* 
liehen  oder  dieselben  dem  letzteren  und  nicht  den  Verwaltern 
übergeben; 

4.  diejenigen,  welche  nach  der  Erklärung  des  Falliments  Cessionen 
oder  Indossamente  des  Falliten  zulassen; 

5.  die  rechtmässigen  Gläubiger,  welche  mit  dem  Falliten  zum  Nach- 
theil der  Masse  private  Vereinbarungen  abscUiessen. 
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1248.  Der  Ehemann  oder  die  Ehefrau  und  die  Blutsverwandten  in 
auf-  oder  absteigender  Linie  oder  die  Verschwägerten  des  Falliten,  welche, 
ohne  Kenntniss  desselben,  zur  Masse  gehörige  Vermögensstücke  bei  Seite 
geschafft  oder  verheimlicht  haben,  sind  nicht  Mitschuldige  des  betrüge- 
rischen FalHments,  sie  sind  jedoch  als  des  Diebstahls  schuldig  zu  bestrafen. 

1250.  Die  schuldbaren  oder  betrügerischen  Falliten  und  ihre  Mit- 
schuldigen sind  in  Gemässheit  der  Bestimmung  des  Strafgesetzbuchs  zu 
bestrafen. 

Dessenungeachtet  werden  die  Mitschuldigen  civilrechtlich  verurtheilt: 

1.  zum  Yerlust  eines  jeden  Anspruches,  welchen  sie  an  die  Masse 
haben ; 

2.  zur  Masse  die  Vennögensstücke,  Rechte  und  Ansprüche  zurück- 
zuerstatten, bezüglich  deren  Beiseiteschaffung  sie  mitschuldig  ge- 
wesen waren; 

3.  der  Masse  des  Falliments  als  Ersatz  für  die  Schäden  und  Nach- 
theile eine  Summe  zu  zahlen,  welche  dem  Betrage  dessen  gleich 
ist,  um  das  sie  dieselbe  zu  betrügen  beabsichtigt  hatten. 

1251.  Behufs  Qualifikation  des  Falliments  ist  vor  dem  Handelsgericlit 
eine  besondere  Akte  zu  formiren,  welche  summarisch,  unter  Vernehmung 
des  Falliten  und  des  Verwalters,  fortzufuhren  ist. 

Ist  kein  Grund  vorhanden,  das  Falliment  als  schuldbar  oder  betrügerisch 
zu  qualificiren,  so  hat  das  Handelsgericht  dasselbe  für  ein  zufälliges  zu  e^ 
klären;  im  entgegengesetzten  Falle  jedoch  ist  die  Akte  der  gewöhnlichen 
Justizbehörde  zu  übersenden,  damit  aiese  nach  dem  Rechte  verfahre. 


TITEL  n. 

Von  der  Erklärung  des  Falliments  und  ihren  Wirkungen; 
von  den  Wirkungen,  welche  die  Zahlungseinstellung  erzeugt; 
und  von  den  Rechtsmitteln  gegen  das  das  Falliment 
ablehnende  oder  erklärende  Erkenntniss. 

KAPITEL  I. 
Von  der  Erklärung  des  Falliments. 

1252.  Die  förmliche  Erklärung  des  Zustandes  des  Falliments  erfolgt 
durch  eine  gerichtliche  Massnahme  auf  Antrag  des  Falliten  selbst  oder 
seiner  Erben  oder  auf  Betreiben  eines  legitimirten  Gläubigers. 

1253.  Es  ist  Pflicht  eines  jeden  Kaufinannes,  welcher  sich  im  Zu- 
stande des  Falliments  befindet,  denselben  zur  Kenntniss  des  Handelsrichters 
seines  Wohnortes  zu  bringen,  und  zwar  innerhalb  5  Tagen,  nachdem  er 
die  laufende  Zahlung  seiner  Verpflichtungen  eingestellt  hat,  indem  er  zu 
diesem  Behufe  auf  dem  Sekretariat  dieses  Gerichts  einen  Schriftsatz  ein- 
reicht, in  welchem  er  sein  Falliment  anzeigt  und  seine  Wohnung  und  alle 
seine  Eomptoire,  Waarenlager  und  alle  anderen  Handelsetablissements  seines 
Geschäftes  angiebt. 

1254.  Dem  Schriftstücke,  in  welchem  das  Falliment  angezeigt  wird, 
hat  der  Fallit  beizufügen: 

1.  die  Generalbilanz  seiner  Geschäfte;  und,  felis  es  nicht  möglich  ist, 
dieselbe  vorzulegen,  muss  er  in  dem  Schriftstücke  die  Gründe  an- 
geben, welche  ihn  daran  verhindern; 
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2.  ein  begrÜDdetes  Memoire  &ber  die  direkten  und  anmittelbaren 
Ursachen  des  Falliments. 

Der  Schriftsatz,  die  Bilanz  und  das  Memoire  sind  von  dem  Schuldner 
zu  datiren,  zu  unterzeichnen  und  persönlich  zu  präsentiren;  wenn  jedoch 
der  Antrag  von  den  Erben  erfolgt,  kann  er  durch  einen  Bevollmächtigten 
eingereicht  werden. 

Wenn  der  Schuldner  eine  Gesellschaft  ist,  sind  die  angegebenen 
Schriftstücke,  von  allen  solidarisch  haftenden  Gesellschaftern  zu  unter- 
schreiben, welche  diese  Eigenschaft  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  haben 
und  an  dem  Domicil  der  Uesellschaft  gegenwärtig  sind. 

1255.  Die  Bilanz  hat  die  Aufzählung  und  annähernde  Abschätzung 
aller  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögensstücke  des  Schuldners,  die 
Uebersicht  seiner  Aktiva  und  Passiva,  xmter  ausdrücklicher  Angabe  des 
Standes  und  des  Domicils  der  Gläubiger,  das  Gewinn-  und  Verlustconto 
und  die  Aufzeichnung  seiner  Ausgaben  zu  enthalten  und  hat  mit  der  eid- 
licben  Versicherung  zu  schliessen,  dass  sie  genau  und  vollständig  ist 

1256.  Der  Richter  oder  der  Sekretair,  welcher  die  Anzeige  des  Falli- 
ments in  Empfang  nimmt,  hat  am  Fusse  derselben  den  Tag  und  die  Stunde 
ihrer  Präsentation  zu  vermerken  und  dem  üeberbringer,  falls  er  es  verlangt, 
eine  Bescheinigung  dieser  Massnahme  zu  übergeben. 

1257.  In  dem  an  dem  der  erstatteten  Anzeige  folgenden  Tage  abzu- 
haltenden Termin  hat  der  Handelsrichter  den  Fallimentszustand  zu  erklären, 
indem  er  in  derselben  Verfügung  vorläufig  und  unbeschadet  der  Rechte 
eines  Dritten  den  Zeitpunkt  der  Zahlxmgseinstellung  festsetzt  oder  sich 
vorbehält,  denselben  später  festzustellen. 

Ist  der  Vorbehalt  unterblieben,  so  ist  anzunehmen,  dass  die  Zahlungs- 
einstellung an  demselben  Datum  eingetreten  ist,  wie  das  das  Falliment  er- 
klärende Erkenntniss. 

1258.  Ausser  der  Festsetzung  des  Tages  der  Zahlungseinstellung 
oder  dem  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Vorbehalte,  hat  das  das 
Falliment  erklärende  Erkenntniss  zu  enthalten: 

1.  die  provisorische  Bezeichnung  eines  oder  mehrerer  Depositare, 
welche  das  Vermögen  des  FalUten  aufbewahren  sollen; 

2.  die  Anordnung  der  Haft  desselben  in  dem  Schuldgeföngniss,  üüs 
der  Schuldner  nicht  vorher  zu  Gunsten  der  Masse  Bürgschaft  in 
Höhe  einer  Summe  leistet,  welche  das  Gericht  nach  seinem  Er- 
messen, je  nach  den  Umständen  des  Falliments,  festsetzt. 

Die  Bürgschaft  ist  in  jedem  Stadium  des  Verfahrens  zulässig; 

3.  den  Befehl,  das  gesammte  Vermögen  des  Falliten,  seine  Bücher, 
Korrespondenz  und  Urkunden  gerichtlich  mit  Beschlag  zu  belegen; 

4.  den  Befehl,  dass  der  Verwalter  oder  der  Chef  der  Post  die  Briefe 
des  Falliten  nicht  dem  Falliten,  sondern  den  Depositaren  und  an 
ihrer  Stelle  den  Verwaltern  übergeben  solle; 

5.  das  Verbot,  dem  Falliten  Waaren  zu  übergeben  und  zu  bezahlen, 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Zahlungen  und  Lieferungen,  una 
den  Befehl  an  diejenigen,  welche  dem  Falliten  gehörige  Vermögens- 
stücke oder  Papiere  oesitzen,  dieselben  binnen  3  Tagen  zur  Ver- 
fügung des  Handelsgerichts  zu  stellen,  bei  Strafe,  als  Hehler  und 
Mitschuldige  des  Falliments  erachtet  zu  werden;  , 

6.  den  Befehl,  dass  die  anwesenden  Gläubiger  persönlich,  die  ausser- 
halb des  Orts  des  Verfahrens  jedoch  in  der  Republik  sich  auf- 
haltenden durch  eine  Vorladung  und  die  abwesenden  oder  un- 
bekannten   durch    Bekanntmachungen   mit    hundert   Tagen    Frist 
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vorgeladen  werden,   damit  sie  sich  mit  den  Beweisurkimden  ihrer 
Forderungen  zu  der  Generalversammlung  einfinden,  welche  an  dem 
Tage  und  zu  der  Stunde,  die  das  Gericht  bezeichnet,  abzuhalten  ist 
Wenn  sich   aus    dem  von  dem  Falliten    vorgelegten  Namensverzeich- 
niss   ergiebt,    dass   irgend  welche  Gläubiger  ausserhalb  der  Republik  sich 
befinden  und  in  derselben  keine  gesetzliche  Vertretung  haben,  so  hat  das 
Gericht  bezüglich    derjenigen,    welche   Ausländer   sind,    den    Konsul    der 
Nation,    zu  welcher    sie    gehören,    amtlich  aufzufordern,   dass  er,  wenn  er 
es  für  angemessen  erachtet,  persönlich  oder  durch  eine  von  ihm  bezeichnete 
Persönlichkeit    seine    Landesangehörigen  in  den   abzuhaltenden  Versamm- 
lungen   repräsentire,    bis    diese  Gläubiger   an    dem    Orte    des    Verfahrens 
persönlich  oder  durch  einen  förmlichen  Bevollmächtigten  ihre  Rechte  wahr- 
nehmen. 

Bezüglich  der  Salvadorenser,  welche  sich  in  demselben  Falle  befinden, 
hat  der  Richter  nach  Ablauf  der  Frist  von  100  Tagen  von  Amtsweg^ 
die  Ernennung  eines  Vertreters  zu  veranlassen,  welcher  die  Repräsentation 
niederzulegen  hat,  sobald  die  ausserhalb  der  Republik  befindlichen  Gläubiger 
persönlich,  oder  durch  einen  legitimirten  Bevollmächtigten  vertreten,  vor 
Gericht  erscheinen. 

1259.  Die  Gläubiger  können  die  Erklärung  des  Falliments  herbei- 
führen, auch  wenn  ihre  Forderungen  nicht  exigibel  sind. 

Beantragen  sie  dieselbe,  so  haben  sie  speciell  die  Thatsachen  und 
Umstände  anzugeben,  welche  die  Einstellung  der  Zahlungen  begründen, 
und  Urkunden  beizufügen,  welche  dieselbe  beweisen,  oder  sich  zu  erbieten, 
den  erforderlichen  Beweis  zu  liefern. 

Der  Antrag  ist  in  dem  Sekretariat  des  Handelsgerichts  zu  präsentiren, 
und  der  Richter  oder  Sekretair  hat  am  Fusse  desselben  den  Tag  und  die 
Stunde  der  Präsentation  zu  vermerken. 

Das  Gericht  hat  die  Erklärung  in  der  in  den  beiden  vorhergehenden 
Artikeln  festgesetzten  Form  auszusprechen  oder  dieselbe  abzulehnen,  indem 
es  in  beiden  Fällen  den  Schuldner  summarisch  hört. 

1260.  Weder  der  Haussohn,  welcher  Gläubiger  seines  Vaters  oder 
seiner  Mutter  ist,  noch  der  Vater  oder  die  Mutter,  welche  Gläubiger  ihres 
Haussohnes  sind,  noch  die  Ehefrau,  welche  Gläubigerin  ihres  handeltreiben- 
den Ehemannes  ist,  können  respective  die  Erklärung  des  Falliments  be- 
antragen. 

1261*  Falls  ein  Kaufmann  flieht  oder  sich  verbirgt,  indem  er  seine 
Komptoire  und  Waarenlager  verschlossen  zurücklässt,  ohne  Jemanden 
ernannt  zu  haben,  welcher  seine  Geschäfte  verwaltet  und  seine  Verpflich- 
tungen erfüllt,  hat  der  Handelsrichter  auf  Antrag  irgend  eines  Inter- 
essenten^) zur  Beschlagnahme  der  Etablissements  des  Falliten  zu  schreiten 
und  die  Massnahmen  anzuordnen,  welche  deren  Erhaltung  erfordert, 
während  in  der  Zwischenzeit  die  Gläubiger  von  ihrem  Rechte  bezügh'ch 
der  Erklärung  des  Falliments  Gebrauch  machen. 

1262.  Dem  Kaufmann,  welcher  im  Falle  des  vorhergehenden  Artikels 
in  den  Zustand  des  Falliments  erklärt  wird,  ist  gestattet,  die  Aufhebung 
des  das  Falliment  erklärenden  Erkenntnisses  innerhalb  8  Tagen  nadi 
einer  Publikation  zu  verlangen,  unbeschadet  dass  die  bezüglich  der  Person 
und  des  Vermögens  des  Falliten  beschlossenen  Massnahmen  vorläufig  zur 
Ausf&hrung  gebracht  werden. 


<)  Kaoh  Guatemalanischem  Hecht  (Art  1218)  von  Amtgwegen. 
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1263*  Damit  die  Auf  hebuDg  des  das  Falliment  erklärenden  Erkennt- 
nisses erfolge,  hat  der  Reklamant  die  Unrichtigkeit  und  gesetzliche  Unzu- 
länglichkeit der  Thatsachen  zu  beweisen,  welche  als  Fundament  für  die 
Erklärung  gedient  haben,  sowie  dass  er  seine  laufenden  Zahlungen  leisten 
kann. 

1264.  Der  Antrag  auf  Aufhebung  ist  durch  Vernehmung  des  Gläu- 
bigers, welcher  die  Erklärung  des  Falliments  betrieben  hat,  zu  substan- 
türen. 

Die  Substantiirung  des  besagten  Antrages  hat  in  summarischem 
Verfahren  zu  erfolgen,  indem  die  gegen  den  erlassenen  Bescheid  eingelegten 
Berufungen  nur  mit  devolutiver  Wirkung  zulässig  sind. 

1265.  Ist  die  Erklärung  des  Falliments  durch  das  die  Aufhebung 
aussprechende  Erkenntniss  widerrufen,  so  wird  sie  als  nicht  erfolgt  an- 
gesenen  und  erzeugt  keine  gesetzliche  Wirkung.  Der  Kaufmann,  gegen 
welchen  sie  ausgesprochen  war,  kann  von  semem  Recht  auf  Ersatz  der 
Schäden  und  Nachtheile  Gebrauch  machen,  wenn  hierbei  mit  Dolus, 
Fälschung  oder  ofiPenbarer  Ungerechtigkeit  verfahren  ist. 

1266.  Das  Erkenntniss  betr.  die  Erklärung  des  Falliments  und 
eventuell  dasjenige  betr.  die  Aufbebung  sind  im  Auszuge  an  der  Thür  des 
Handelsgerichts  anzuheften  und  in  derselben  Weise  in  der  amtlichen  Zeitung 
30  Tage  lang  zu  veröffentlichen. 

KAPITEL  II. 
Von  den  Wirkungen  der  Erklärung  des  Falliments. 

1267.  Das  Falliment  erzeugt  die  Wirkungen,  die  dieses  Gesetz 
ihm  beilegt,  nur  auf  Grund  des  Erkenntnisses,  welches  das  Vorhanden- 
sein desselben  erklärt,  und  seine  Wickungen  erstrecken  sich  nicht  weiter 
zurück,  als  bis  zu  dem  darin  bezeichneten  Datum. 

1268.  Die  Erklärung  des  Falliments  entzieht  dem  Falliten  die  Aus- 
übung der  bürgerlichen  Rechte  nur  in  den  ausdrücklich  durch  das  Gesetz 
bestimmten  Fällen. 

1268.  Das  Erkenntniss  betr.  die  Erklärung  des  Falliments  fixirt 
unwiderruflich  die  Rechte  aller  Gläubiger  in  dem  Zustande,  welchen  sie 
an  dem  Tage  vor  der  Verkündigung  haben. 

1270.  Von  der  Stunde  an,  in  welcher  die  Erklärung  des  Falliments 
ausgesprochen  wird,  ist  dem  Falliten  von  Rechtswegen  die  Verwaltung 
seines  gesammten  Vermögens  entzogen,  welche  auf  die  Verwalter  als  Re- 
präsentanten der  Gläubiger  übergeht,  und  demgemäss  kann  der  Fallit  vor 
Gericht  weder  als  Kläger,  noch  als  Beklagter  erscheinen,  es  sei  denn  in 
solchen  Verhandlungen,  welche  sich  ausschliesslich  auf  seine  Person  be- 
ziehen, oder  welche  derselben  anhaftende  Rechte  zum  Gegenstande  haben. 

1271.  Nach  der  Erklärung  des  Falliments  können  die  Gläubiger 
keine  Zwangsvollstreckung  gegen  die  Verwalter  veranlassen,  noch  die- 
jenigen fortsetzen,  welche  sie  gegen  die  Person  und  das  Vermögen  des 
FalUten  eingeleitet  haben :  denn  alle  gegen  denselben  schwebenden  Prozesse 
oder  solche,  welche  sein  Vermögen  in  Anspruch  nehmen  können,  sind  in 
dem  allgemeinen  Konkursverfahren  zu  vereinigen. 

Von  dieser  Vorschrift  sind  die  Hypothekar-  und  Pfandgläubiger  aus- 
genommen, welche  die  Zwangsvollstreckung  gegen  das  zur  Sicherheit  und 
rar  die  Zahlung  ihrer  Forderungen  verhaftete  Vermögen  einleiten  oder 
fortführen  können. 
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1272«  Auf  GruDd  der  Erklärung  des  Falliments  werden  alle  Schulden 
des  Falliten  als  fällig  angesehen,  unter  Abzug  der  vereinbarten  Zinsen 
und.  in  deren  Eimangelung,  der  gesetzlichen  Zinsen  für  die  anticipirte 
Zahlung,  falls  dieselbe  vor  der  in  der  Obligation  festgesetzten  Zeit  geleistet 
werden  sollte. 

Es  hören  ebenfalls  die  Zinsen  der  Kapitalien  auf,  welche  von  dem 
Falliten  als  Darlehn  aufgenommen  sind,  oder  welche  in  Folge  irgend  einer 
anderen  persönlichen  Verpflichtung  geschuldet  werden. 

1273.  Fallirt  der  Acceptant  eines  Wechsels,  der  Aussteller  eines 
nicht  acceptirten  Wechsels  oder  derjenige,  welcher  einen  Zahlungsschem 
an  Ordre  unterzeichnet  hat,  so  haben  die  übrigen  Verpflichteten  sofort 
den  Werth  desselben  zu  bezahlen  oder  Bürgschaft  dafür  zu  leisten,  dass 
sie  ihn  bei  Fälligkeit  bezahlen  werden. 

1274.  Der  Lauf  der  Kontokorrentgeschäfto  mit  dem  Falliten  wird 
durch  die  Erklärung  des  Falliments  suspendirt  und  demgemäss  ist  zmn 
Abschluss  zu  schreiten,  nach  dem  Status,  welchen  die  letzte,  von  den 
Interessenten  ausgeführte,  gewöhnliche  Geschäftsoperation  aufweist. 

KAPITEL  IIL 
Von  den  Wirkungen  der  Zahlungseinstellung. 

1275.  Es  sind  der  Masse  gegenüber  nichtig  und  von  keinem  Werth, 
falls  sie  nach  dem  Tage,  auf  welchen  das  Gericht  die  Zahlungseinstellung 
zurflckbezieht,  oder  innerhalb  der  zehn^)  diesem  vorhergehenden  Tage  vo^ 
genommen  sind: 

1.  jeder  Akt  einer  Eigenthumsübertragung  von  Immobilien  oder 
Mobilien  unter  unentgeltlichem  Titel. 

Wenn  der  Akt  zu  Gunsten  eines  Descendenten,  Ascen deuten  oder 
Kollateralen  innerhalb  des  vierten  Grades  erfolgt  ist,  sei  es  auch 
durch  Zwischenschiebung  eines  Dritten,  werden  die  in  dem  ewten 
Alinea  erwähnten  10  Tage  auf  120  Tage  vor  der  Zahlungsein- 
stellung ausgedehnt: 

2.  jede  anticipirte  Zahlung  einer  civilen  oder  Handelsschuld,  welches 
auch  die  Art  der  Zahlungsleistung  sein  mag. 

Eine  anticipirte  Zahlung  liegt  in  der  Diskontirung  von  Zahlungs- 
scheinen oder  Fakturen  zu  Lasten  des  Falliten,  sowie  in  Dis- 
kontirung, welche  unter  Verzicht  auf  die  zu  Gunsten  des  Schuldners 
festgesetzte  Frist  erfolgt; 

3.  jede  Hypothek  oder  jedes  Pfand,  welche  mit  dem  Vermögen  des 
Falliten  für  Schulden  bestellt  werden,  die  vor  den  erwähnten  zehn 
Tagen  kontrahirt  worden  sind. 


^)  Uebereinstimmend  das  Chilenische  (Art.  1378),  Gnatemalanische 
(Art.  1232)  und  Honduranische  (Art  1370)  Recht;  ähnlich  nach  Aegyptiscbem 
(Art.  285),  Belgischem  (Art.  445),  Französischem  (Art  446),  Griechischem 
(Art.  449),  Haitianischem  (Art  441),  Italienischem  (Art  709)  und  Mona* 
censischem  Recht  (Art.  417);  30  Tage  nach  Spanischem  (Art  1089),  Bolivia- 
nischem (Art  516),  Golnmbianischem  (Art  592)  und  Mexikanischem 
Recht  (Art  782):  nach  Portugiesischem  Recht  (Art.  1134  und  1135)  2ö  oder 
40  Tage;  nach  Niederländischem  Recht  (Art.  773,  774,  776)  40, 60  oder  120 Tage; 
nach  Nicaraguensischem  Recht  (Art  547)  6  Monate;  nach  Argentinischem 
Recht  (Alt  1540)  ist  keine  nach  Tagen  bestimmte  Frist  gesetzt;  über  die  sehr  speciellen 
Bestimmungen  des  Gosta-Ricanischen  Rechts  c£r.  Art.  75  des  Eonkursgesetses 
Yom  8.  Oktober  1865. 
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1276.  Die  Zahlungen  fälliger  Schulden,  sowie  die  Akte  und  Verträge 
unter  onerosem  Titel,  welche  in  der  Zeit  zwischen  der  Zahlungseinstellung 
und  der  Erklärung  des  Falliments  vorgenommen  sind,  können  aufgehoben 
werden,  wenn  die  befriedigten  Gläubiger  und  die  Dritten,  welche  mit  dem 
Falliten  kontrahirten,  mit  Eenntniss  der  Zahlungseinstellung  gehandelt 
haben. 

Diese  Bestimmung  ist  auf  die  üebersendung  von  Waaren  anwendbar, 
welche  während  der  Dauer  eines  Kontokorrents  oder  nach  Abschluss  des- 
selben unter  Anerkennung  eines  Saldos  bewirkt  worden  ist,  wenn  bewiesen 
wird,  dass  der  Korrespondent,  an  welchen  sie  gerichtet  waren,  zur  Zeit 
der  Empfangnahme  von  der  Zahlungseinstellung  Kenntniss  hatte. 

1277.  Wenn  der  Fallit  Wechsel  oder  Ordrebillets  nach  dem  fBr  die 
Zahlungseinstellung  festgestellten  Tage  und  vor  der  Erklärung  des  Falli- 
ments bezahlt  hat,  so  kann  die  Rückerstattung  des  bezahlten  Betrages 
nur  von  demjenigen  verlangt  werden,  filr  dessen  Rechnung  die  Zahlung 
stattgefunden  hat 

In  beiden  angegebenen  Fällen  ist  nothwendigerweise  darzuthun, 
dass  derjenige,  von  dem  die  Rückerstattung  gefordert  wird,  von  der 
Zahlungseinstellung  an  dem  Datum  Kenntniss  hatte,  an  welchem  der 
"Wechsel  ausgestellt  oder  der  Zahlungsschein  indossirt  worden  ist. 

1278.  iHe  gültie  erworbenen  Hvpothekenrechte  können  bis  zu  dem 
Tage  der  Erklärung  des  Falliments  eingetragen  werden. 

TITEL  ni. 

Von  den  der  Erklärung  des  FaUiments  folgenden  Mass- 
nahmen. 

1279.  An  demselben  Tage,  an  welchem  das  Falliment  erklärt  wird, 
bat  der  Handelsrichter  unter  Mitwirkung  des  interimistischen  Depositars 
zur  Anlegung  der  Siegel  an  das  Komptoir,  die  Waarenlager  und  die 
übrigen  Vermögensstticke  des  Falliten  zu  schreiten. 

Fallirt  eine  ofiPene  Gesellschaft,  so  hat  sich  die  Anlegung  der  Siegel 
auf  die  Etablissements  und  das  Eigenthum,  welches  einem  jeden  einzelnen 
der  Gesellschafter  besonders  gehört,  zu  erstrecken. 

Wenn  die  Gesellschaft  eine  Kommanditgesellschaft  ist,  sind  die 
Siegel  nur  an  die  Vermögensstücke  der  geschäftsfuhrendcn  Gesellschafter 
zu  legen. 

Wenn  die  Gesellschaft  eine  anonyme  ist,  sind  die  Siegel  an  die 
Gesellschaftsetablissements  anzulegen,  an  welchem  Orte  sie  sich  auch  be- 
finden mögen. 

1280.  Wenn  das  Gericht  der  Ansicht  ist,  dass  das  Vermögen  des 
Falliten  an  einem  einzigen  Tag  inventarisirt  werden  kann,  so  ist  die  An- 
legung der  Siegel  zu  unterlassen  und  ohne  weiteres  zur  AufsteUung  des 
betreffenden  Inventars  zu  schreiten. 

1281.  Die  Siegel  sind  bei  der  Aufnahme  des  Inventars  von  den 
VennÖgensstücken  zu  entfernen  und  die  letzteren  bleiben  im  Besitz  des 
interimistischen  Depositars. 

1282.  Das  Inventar  ist  unter  Assistenz  des  Depositars  aufzunehmen 
und  hat  die  individuelle  Beschreibung  des  gesammten  Vermögens  der 
Mobilien  und  Immobilien,  der  Urkunden,  der  Korrespondenz  und  der 
Papiere  von  Wichtigkeit  zu  enthalten,  sowie  ausserdem  die  von  Sachver- 
ständigen vorgenommene  Abschätzung  der  erst^ren. 
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1283.  Die  einer  baldigen  Verschlechterung  oder  einer  drohenden 
Werthverminderung  ausgesetzten  Vermögensstücte,  sowie  solche,  welche 
eine  kostspielige  Aufbewahrung  erfordern,  sind  unverzüglich  durch  den 
Depositar  in  öflFentlicher  Versteigerung  zu  verl^tafen,  und  zwar  nach 
vornergegangener  Ermächtigung  des  Gerichts. 

1284.  Die  Immobilien  sind  von  dem  Depositar  zu  verwalten,  welcher 
ihre  Früchte  und  Erzeugnisse  einzuziehen  und  alle  Massnahmen  zu  treffen 
hat,  welche  zur  Verhinderung  irgend  einer  Verschlechterung  dienlich  sind. 

Die  Wechsel,  Zahlungsscheine  oder  irgend  eine  andere  Urkunde  einer 
fälligen  Forderung  sind  vom  Depositar  einzuziehen  und  diejenigen,  welche 
an  einem  anderen  Domicil  zahlbar  sind,  sind  zu  ihrer  Einziehung  von 
dem  Depositar  einei-  vermögenden  Person  zu  übersenden. 

1285.  Dem  Depositar  liegt  es  ob,  unter  seiner  Verantwortlichkeit, 
die  Massnahmen  auszuführen,  welche  bezüglich  der  Wechsel  erforderlich 
sind,  die  zur  Acceptation  präsentirt  oder  Mangels  derselben  oder  Mangels 
Zahlung  protestirt  werden  müssen. 

1288.  Der  provisorische  Depositar  hat  Anspruch  auf  ein  halbes  Prozent 
von  den  Beträgen,  welche  er  einzieht,  und,  wenn  dieses  zur  Honorirung 
seiner  Thätigkeit  nicht  genügend  ist,  hat  der  Handelsrichter  nach  ein- 
sichtigem Ermessen  die  Diäten  oder  das  Honorar,  welches  er  ausserdem 
erhalten  soll,  zu  bestimmen. 

1287.  Es  ist  ebenfalls  Pflicht  des  provisorischen  Depositars,  die 
Gläubiger  bei  der  ersten  Generalversammlung  von  dem  Zustande,  in  welchem 
sich  das  Vermögen  des  Falliten  befindet,  und  von  den  zu  dessen  Erhaltung 
getroffenen  Massnahmen  in  Kenntniss  zu  setzen. 


TITEL  IV. 

Von  der  ersten  Generalversammlung,  von  den  Verwaltern 
und  von  den  Depositaren. 

KAPITEL  I. 
Von  der  Genei^alversammlung. 

1288.  Nachdem  die  Gläubiger  in  der  in  No.  6  des  Art.  1258  vor^ 
geschriebenen  Art  einberufen  worden  sind,  haben  sie  sich  an  dem  Tage 
und  zu  der  Stunde  und  an  dem  Orte,  welche  zur  Abhaltung  der  General- 
versammlung bezeichnet  sind,  zu  versammeln. 

Die  Gläubiger  können  zu  derselben  persönlich  erscheinen  oder  sich 
durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen,  welcher  mindestens  mit 
einer  von  dem  Mandanten  unterzeichneten  Vollmacht  versehen  sein  muss. 

Die  Bevollmächtigten  können  in  der  Versammlung  und  im  Allge- 
meinen   in  dem  Fallimentsverfahren  nicht  mehr  als  eine  Partei  vertreten. 

1289.  Wenn  die  Versammlung  sich  nicht  konstituiren  kann,  weil 
die  absolute  Majorität  der  Gläubiger  nicht  erschienen  ist,  so  hat  dies  der 
Richter  in  den  Akten  zu  vermerken  und  anzuordnen,  dass  die  Gläubiger 
von  neuem  in  der  in  No.  6  des  Art.  1258  vorgeschriebenen  Form  vorge- 
laden werden,  unter  Hinzufügu^g  der  Verwarnung,  dass  diejenigen,  welche 
nicht  erscheinen,  verpflichtet  sind,  ohne  dass  eine  neue  Einl^rufuug  er- 
forderlich ist,   mit    dem  einverstanden   zu   sein    und   in   das   zu   willigen, 
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was  TOD  den  anwesenden  Glaubigem,  welches  auch  ihre  Anzahl  sein  mag, 
beschlossen  wird. 

1290'  Nach  Eonstituirung  der  Generalversammlung  ist  den  Gläubigern 
die  von  dem  Falliten  eingereichte  Bilanz  und  Denkschrift  mitzutheilen, 
und  der  provisorische  Depositar  hat  mündlich  oder  schriftlich  über  die 
Yermög'enslage  des  letzteren  und  die  zu  dessen  Erhaltung  getroffenen 
Massnanmen  Bericht  zu  erstatten. 

1291.  Der  Handelsrichter  hat  darauf  zu  veranlassen,  dass  jeder 
einzelne  der  Gläubiger  die  Beweisurkunden  seiner  Forderungen  vorlege, 
und  die  Yersanmilung  muss  sich  unverzüglich  mit  der  Prüfung  und  Fest- 
stellung derselben  beschäftigen. 

Die  Gläubiger,  welche  der  Versammlung  die  in  dem  vorhergehenden 
Alinea  erwähnten  Urkunden  nicht  vorlegen,  oder  welche  nicht  wenigstens 
in  dem  Namensverzeichniss  des  Falliten  als  solche  aufgeführt  sind,  sind 
von  der  Versammlung  auszuschliessen,  unbeschadet,  dass  sie  später  als 
Gläubiger  zugelassen  werden,  wenn  sie  ihre  Eigenschaft  als  solche  nach- 
weisen. 

Im  Falle  eines  Zweifels  über  die  Aberkennung  einer  Forderung  ist 
dieselbe  vorläufig  für  festgestellt  zu  erachten,  wenn  der  Gläubiger,  der  sie 
geltend  macht,  in  der  Namensliste  des  Falliten  figurirt 

Die  Feststellung  der  Forderungen  Seitens  der  Generalversammlung 
ist  nicht  definitiv,  und  der  Verwalter  kann  dieselbe  später  nach  besserer 
Eenntniss  der  Thatsachen  anfechten. 

KAPITEL  II. 

Von  den  Verwaltern  und  von  den  Depositaren. 

1292.  Nach  der  Feststellung  der  Forderungen  schreitet  die  Vei** 
Sammlung  zur  Ernennung  eines  oder  zweier  Verwalter  und  Depositare,  je 
nach  den  Umstanden  des  Falliments. 

Die  Ernennung  eines  jeden  Verwalters  und  eines  jeden  Depositars 
erfolgt  nach  Stimmenmehrheit  durch  die  in  der  Generalversammlung 
erschienenen  Gläubiger. 

Die  Majorität  wird  durch  eine  Stimme  über  die  Hälfte  der  stimmenden 
Gläubiger,  welche  drei  Fünftel  der  gesammten  Forderungen  repräsentiren, 
gebildet. 

Wenn  die  in  dem  vorhergehenden  Alinea  erwähnten  beiden  Majori- 
täten bei  der  Wahl  sich  nicht  einigen  können,  so  erfolgt  die  Ernennung 
von  Amtswegen  durch  den  Handelsrichter. 

Sowohl  die  Wahl  zum  Verwalter,  als  auch  diejenige  zum  Depositar, 
muss  bestimmte  Personen  treffen,  welche  die  erforderliche  Fähigkeit,  Recht- 
schaffenheit und  Solvenz  in  sich  vereinigen,  und  kann  nicht  auf  eine 
Handelsgesellschaft  in  ihrer  Gesammtheit  fallen. 

1293.  Verwalter  können  nicht  sein: 

1    Minderjährige  unter  21  Jahren,  auch  wenn  sie  emancipirt  sind  und 
die  venia  aetatis  erhalten  haben; 

2.  Frauen,  auch  wenn  sie  Handel  treiben; 

3.  Falliten,  so  lange  sie  ihre  Rehabilitation  nicht  erlangt  haben; 

4.  der  Ehegatte  und  die  Blutsverwandten    des  Falliten  innerhalb  des 
vierten  Grades  oder  die  Verschwägerten  innerhalb  des  zweiten. 

1294.  Attribute  des  Verwalters  sind: 

1.  bei   der  Uebergabe   des  Vermögens  des   Falliments  an   den   neu- 
emannten Depositar  zugegen  zu  sein; 
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2.  alle  Akte  auszuführen,  welche  die  Rechte  des  Falliten  wahren,  die 
Wechsel  Mangels  Aeeeptation  oder  Zahlung  zu  protestiren,  die  Ver- 
jährungen, deren  Frist  begonnen  hat,  zu  unterbrechen  und  die 
Eintragung  der  zu  Gunsten  des  Falliten  stipuUrten  Hypotheken 
nachzusuchen ; 

3.  die  Bucher  unter  Assistenz  des  Falliten  oder  ohne  denselben,  falls 
er  nicht  erscheint,  nachdem  er  gerichtlich  vorgeladen  worden  ist, 
abzuschliessen ; 

4.  die  Korrespondenz  desselben  unter  den  nämlichen  Umständen  zu 
öffnen  und  Eenntniss  davon  zu  nehmen. 

Die  Briefe,  welche  zu  den  Geschäften  des  Falliments  keine  Be- 
ziehung haben,  sind  dem  Falliten  zu  übergeben; 

5.  zu  prüfen,  ob  die  von  dem  Schuldner  vorgelegte  Bilanz  genau  und 
vollständig  ist,  und,  falls  sie  es  nicht  ist,  eine  andere  neue  aufzu- 
stellen. 

Wenn  der  Fallit  keine  Bilanz  vorgelegt  hat,  so  liegt  die  Aufnahme 
derselben  dem  Verwalter  innerhalb  der  auf  die  Annahme  des  Amtes 
folgenden  8  Tage  ob; 

6.  die  Prüfung  der  Beweisurkunden  aller  Gläubiger  des  Falliments, 
Behufs  Aufstellung  des  betreffenden  Berichts  über  jede  einzelne 
derselben.  Wenn  irgend  jemand  die  Beweisurkunde  seiner  Forderung 
nicht  präsentirt  oder  seine  Eigenschaft  als  Gläubiger  durch  ein 
anderes  gesetzliches  Mittel  nicht  nachgewiesen  hat,  so  hat  der  Ver- 
walter von  dem  Handelsrichter  eine  rräventionsverfügung  nachzu- 
suchen, damit  dies  innerhalb  einer  Frist  geschehe,  die  8  Tage  nicht 
überschreiten  darf,  und  unter  der  Verwarnung,  dass  der  Gläubiger 
anderenfalls  als  solcher  nicht  betrachtet  werden  würde; 

7.  aktiv  und  passiv  vor  Gericht  und  ausser  Gericht  die  Gläubiger 
des  Falliments  zu  vertreten; 

8.  den  Verkauf  des  Vermögens  des  Falliments  in  öffentlicher  Ver- 
steigerung zu  veranlassen  und  dabei  zugegen  zu  sein; 

9.  die  Einberufung  der  Gläubiger  zu  den  Generalversammlungen  in 
den  Fällen  und  zu  den  Zwecken,  welche  in  diesem  Gesetzbuch 
bestimmt  werden,  sowie  in  den  ausserordentlichen  Fällen,  welche 
eintreten  könnten  und  in  einer  Generalversammlung  berücksichtigt 
und  entschieden  werden  müssen,  zu  beantragen; 

10.  den  in  einer  Generalversammlung  erschienenen  Gläubigern  60  Tage 
nach  der  Annahme  des  Amtes  eine  Denkschrift  zu  präsentiren^ 
welche  folgende  Punkte  enthält: 

a)  die  motivirte  Darlegung  der  während  der  Verwaltung  des  Falli- 
ments ausgeführten  Massnahmen; 
b^  die  Feststellung  und  Elassificirung  der  Forderungen; 

c)  die  Reihenfolge,  in  welcher  dieselben  nach  seinem  Ermessen  be- 
zahlt werden  müssen; 

d)  die  Qualifikation    des    Falliments,   wenn   das    betreffende    Ver- 
fahren noch  nicht  beendet  worden  ist; 

11.  die  Rechnungen  des  Depositars  zu  prüfen  und  mit  erläuternden 
Bemerkungen  zu  versehen; 

12.  schliesslich  haben  sie  die  übrigen  Befugnisse,  welche  die  General- 
versammlung ihnen  zu  übertragen  beschlossen  hat. 

1295.    Attribute  des  Depositars  sind: 

1.  nach  einem  förmlichen  Inventar  und  unter  Mitwirkung  des  Ver- 
walters das  Vermögen  und  das  Zubehör  des  Falliments  in  Emp&ng 
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zu   nehmen    und   nach   dem  Brauche    eines  guten  Eaufinannes  zu 
verwalten; 

2.  alle  zur  Masse  gehörigen  Forderungen  einzukassiren  und  einzu- 
ziehen, indem  er  diejenigen,  welche  nicht  bezahlt  worden  sind,  den 
Verwaltern  zu  ihrer  gerichtlichen  Einklagung  übergiebt; 

3.  die  Kosten  der  Verwaltung  des  Fallimentsvermögens,  welche  zur 
Erhaltung  und  zu  Gunsten  desselben  erforderlich  sind,  zu  bezahlen ; 

4.  mit  der  grössten  Vorsicht  das  Vermögen  des  Falliments  aufzube- 
wahren; 

5.  eine  mit  Belegen  versehene  Rechnung  über  die  ganze  Verwaltung 
aufzustellen,  um  dieselbe  dem  Handelsgericht  nach  Beendigung 
des  Falliments  vorzulegen. 

1296.  Wenn  die  Wahl  zum  Depositar  auf  dieselbe  Person  fallt,  welche 
dieses  Amt  interimistisch  ausgeübt  hat,  so  findet  die  Bestimmung  im  Alinea  1 
des  vorhergehenden  Artikels  keine  Anwendung.  In  dem  entgegengesetzten 
Falle  erfolgt  die  Uebergabe,  wie  es  das  besagte  Alinea  vorschreibt,  durch 
den  ausscheidenden  Depositar. 

1297.  Die  Verwalter  und  Depositare  haften  der  Masse  für  alle 
Schäden  und  Nachtheile,  welche  sie  derselben  durch  Missbrauch  bei  der 
Ausübung  ihrer  betrefiFenden  Funktionen  oder  durch  Mangel  an  Sorgfalt 
und  Umsicht  in  der  Handhabung  der  ihnen  übertragenen  Geschäfte  ver- 
ursachen. 

1298.  Die  Ausübung  des  Amtes  eines  Depositars  und  eines  Ver- 
walters bei  einem  Falliment  verleiht  denjenigen,  welche  es  bekleiden,  An- 
spruch auf  einen  Entgelt  von  zwei  Prozent  des  effektiven  Bestandes  des 
Konkurses  zu  Gunsten  des  Depositars  und  von  drei  Prozent  hinsichtlich  des 
Verwalters. 

Unbeschadet  der  Bestimmung  im  vorhergehenden  Alinea  kann  die 
Generalversammlung  der  Gläubiger  unter  Berücksichtigung  der  Umstände 
des  Falliments  die  Anweisung  einer  grösseren  Summe  als  Honorar  be- 
willigen. 

1299.  Auf  eine  begründete  und  mit  Beweisen  unterstützte  Beschwerde 
eines  Gläubigers  über  Missbräuche  der  Verwalter  und  der  Depositare  bei 
der  Ausübung  ihrer  Funktionen,  kann  der  Handelsrichter  nach  vorher- 
gegangener Veraehmung  derselben  ihre  Absetzung  verfugen,  sowie  dass 
die  Versammlung  der  Gläubiger  eine  neue  Ernennung  vornehme. 

1300.  Sowohl  das  Amt  des  Verwalters  als  auch  dasjenige  des  Depo- 
sitars eines  Falliments  kann  nach  freiem  Ermessen  angenommen  werden; 
ist  die  Annahme  jedoch  erfolgt,  so  kann  nur  mit  gerechtem  und  nach- 
gewiesenem Grunoe  davon  zurückgetreten  werden. 


TITEL  V. 

Von  der  Vindikation,  der  Bescission  und  der  Betention 

beim  Falliment. 

1301.  Die  Waaren,  Effekten  und  jede  andere  Art  von  Vermögens- 
stücken, welche  sich  in  Händen  des  Falliten  oder  eines  Dritten,  der 
dieselben  in  dessen  Namen  aufbewahrt^  befinden^  ohne  dass  das  Eigen- 
thum  durch  einen  gesetzlichen  und  unwiderruflichen  Titel  auf  den  Falliten 
übertragen  worden  ist,    sind  als  fremdes  Eigenthum  anzusehen   und  nach 


656  XXVm.    Salvador. 

vorangegangenem    Beweise   und    erfolgter   Feststellung   ihres  Rechtes    zur 
Verfügung  ihrer  rechtmässigen  Eigenthümer  zu  stellen. 

1302.  Als  besonderes  Eigenthum  hinsichtlich  der  Wirkung  der  Vin- 
dikation in  Gemässheit  des  vorhergehenden  Artikels  sind  anzusenen: 

1.  die  ausschliesslich  dem  Ehegatten  des  Falliten  gehörigen  Ver- 
mögensstücke, deren  Qualität  und  Empfang  aus  den  Eheverträgen 
oder  aus  der  entsprechenden  öffentlichen  Urkunde  hervorgehen; 

2.  diejenigen,  welche  der  Fallit  von  irgend  welchen  Personen  in 
Depositum,  Verwaltung,  Pacht,  Miethe  oder  zum  Niessbrauch  er^ 
halten  hat; 

3.  die  Waaren,  welche  an  den  Falliten  zum  Zwecke  einer  Einkaufs- 
oder  Verkaufskommission,  der  Weiterbeförderung  oder  der  Ueber- 
gabe  konsignirt  worden  sind. 

Nach  dem  Verkauf  der  Waaren  kann  der  Eigenthümer  derselben 
den  Preis  oder  den  Theil  des  Preises  vindiciren,  welcher  zur  Zeit 
der  Erklärung  des  Falliments  noch  nicht  bezahlt  odör  in  dem 
Kontokorrent  zwischen  dem  Falliten  und  dem  Käufer  kompensirt 
worden  ist. 

Der  Preis  wird  durch  die  einfeche  Hingabe  von  Erediturkanden, 
die  von  dem  Käufer  an  Ordre  des  Falliten  ausgestellt  oder  indossirt 
worden  sind,  nicht  als  bezahlt  angesehen,  und,  felis  solche  Urkunden 
im  Besitz  des  letzteren  vorhanden  sind,  kann  der  Eigenthümer  die- 
selben vindicirep,  sofern  er  deren  Ursprung  und  Identität  nach- 
weist; 

4.  die  Wechsel,  Zahlungsanweisungen  oder  jede  andere  Urkunde, 
die  sich  im  Besitz  des  Falliten  befinden  und  ihm  mit  dem  ein- 
fachen Auftrage  übermittelt  worden  sind,  dieselben  einzuziehen  und 
den  Erlös  zur  Verfügung  des  Remittenten  aufzubewahren,  ohne 
Indossament  oder  Werthangabe,  welche  ihm  das  Eigenthum  daran 
überträgt,  sowie  diejenigen,  welche  er  für  Rechnung  eines  Anderen 
erworben  hat,  und  welche  direkt  zu  Gunsten  des  Kommittenten 
ausgestellt  oder  indossirt  worden  sind; 

5.  die  dem  Falliten  ausserhalb  des  Kontokorrents  übersandten  Geld- 
beträge, um  dieselben  bestimmten  Personen  zu  übergeben  oder  um 
Verpflichtungen  nachzukommen  oder  irgend  einen  anderen  Auftrag 
im  Nameo  des  Remittenten  oder  fiir  Rechnung  desselben  zu  er- 
füllen. 

1303.  Die  Waaren  oder  Früchte,  welche  dem  Falliten  gegen  Baar- 
Zahlung  verkauft  worden  sind,  und  deren  Preis  er  noch  nicht  oder  erst 
theilweise  entrichtet  hat,  und  welche  zur  Zeit  der  Fallimentserklärung 
noch  unterwegs  sind,  können  von  dem  nicht  befriedigten  Verkäufer  zurück- 
verlangt und  bis  zur  volbtändigen  Bezahlung  seiner  Forderung  retinirt 
werden. 

Die  Waaren  befinden  sich  von  dem  Momente  an  unterwegs,  in 
welchem  die  mit  ihrer  Beförderung  beauftragten  Agenten  dieselben  in  Em- 

Sfang  nehmen,  bis  sie  ihren  Bestimmungsort  erreichen  und  zur  Verftigung 
es  Falliten  Käufers  oder  seines  Vertreters  gelangen. 

Wenn  die  Waaren  während  des  Transportes  an  einen  gutgläubigen 
Dritten  vermittelst  der  Faktura  und  des  Konnossements  oder  Fracht- 
briefes, die  von  dem  Remittenten  unterzeichnet  worden  waren,  verkauft 
worden  sind,  so  kann  der  ursprüngliche  Verkäufer  von  der  rescissorischen 
Klage  nicht  Gebrauch  machen. 
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Wenn  jedoch  der  neue  Käufer  den  Preis  vor  der  Erklärun^^  des 
Falliments  nicht  bezahlt  hat,  so  kann  der  ursprüngliche  Verkäufer  dessen 
Uebergabe  bis  zur  Höhe  des  ihm  geschuldeten  Betrages  verlangen. 

1304.  Die  dem  Falliten  gegen  Baarzahlung  verkauften  Waaren, 
Mobilien  und  Früchte,  deren  Preis  er  noch  nicht  oder  erst  theil weise  be* 
zahlt  hat,  und  welche  interimistisch  in  den  Waarenlagern  des  Falliten  oder 
an  den  Orten,  wo  der  Verkauf  erfolgte,  verpackt  lagern,  und  deren  Iden- 
tität feststeht,  und  die  ausserdem  durch  die  Marken  und  Nummern  der 
KoUis  speciell  unterschieden  werden  können,  sind  Gegenstand  der  rescissori- 
sehen  Klage. 

1305.  Der  ursprüngliche  Verkäufer,  welcher  die  verkauften  und 
übersandten  Waaren  zurückerlangt,  oder  welcher  den  Preis  von  dem 
zweiten  Käufer  empfangt,  muss  der  Masse  die  erhaltenen  k  conto  Zahlungen 
und  alle  für  Frachten,  Porti,  Kommissionen,  Versicherungen  und  Spesen 
gemachten  Vorschüsse  zurückerstatten,  sowie  die  Summen  bezahlen,  welche 
«US  diesen  Gründen  geschuldet  werden. 

1306.  Die  Waaren,  welche  der  Fallit  auf  Kredit  gekauft  hat,  können, 
so  lange  die  wirkliche  üeber^be  derselben  in  seinen  Waarenlagern  oder 
an  dem  hierfür  vereinbarten  Orte  nicht  stattgefunden  hat,  ebenfalls  Gegen- 
stand der  rescissorischen  Klage  Seitens  des  Verkäufers  sein. 

1307.  Der  Kommissionär,  welcher  die  im  Auftrage  und  für  Rech- 
nung des  Falliten  gekauften  und  übersendeten  Waaren  mit  seinen  eigenen 
Oeldern  bezahlt  oaer  zu  bezahlen  sich  verpflichtet  hat,  kann  die  rescis- 
sorische  Klage  in  denselben  Grenzen  und  unter  denselben  Bedingungen 
-wie  der  Verkäufer  auf  Kredit  geltend  machen. 

1306.  Die  Retention  kann  stattfinden,  sofern  derjenige,  welcher  für 
den  Falliten   gezahlt  oder   zu  zahlen    sich  verpflichtet   hat,    dem  letzteren 

fehörige  Waaren  oder  Werthe  in  seinem  Besitz  hat,  vorausgesetzt,  dass 
iese  Gewahrsam  von  einer  freiwilligen  Handlung  des  Falliten  herrührt, 
und  dass  diese  Gegenstände  nicht  zu  einem  bestimmten  Zweck  übersandt 
worden  sind. 

1309.  In  den  Fällen,  in  denen  gemäss  den  vorhergehenden  Artikeln 
die  Rescission  und  Retention  der  Waaren  stattfindet,  sind  die  Verwalter 
berechtigt,  dieselben  für  die  Masse  zu  erhalten  oder  zurückzufordern,  wenn 
sie  das  bezahlen,  was  der  Fallit  auf  Rechnung  derselben  schuldet,  oder 
eine  Bürgschaft  leisten,  welche  die  Zahlung  sichert. 

TITEL  VI. 

Von  der  Rangordnung  und  Bezahlung  der  Gläubiger. 

KAPITEL  I. 
Allgemeine  Bestinimungen. 

1310.  Die  Gläubiger  haben  das  Recht,  volktändig  befriedigt  zu 
werden  oder  pro  rata,  wenn  der  Erlös  des  Vermögens  des  Falliments  un- 
zureichend ist  und  keine  besonderen  Gründe  vorliegen,  einzelne  Forderungen 
zu  bevorzugen. 

Gründe  zur  Bevorzugung  sind  das  Vorrecht  und  die  Hypothek.  Die- 
selben haften  an  den  Forderungen,  zu  deren  Sicherheit  sie  bestellt  sind 
and  gehen  mit  letzteren  auf  alle  Personen  über,  welche  sie  durch  Cession, 
Subrogation  oder  auf  andere  Weise  erwerben. 
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1311*  Die  Hypothekar-  und  Pfandgläubiger  treten  nicht  in  den 
Konkurs  ein  und  können  gemäss  der  im  Alinea  2  des  Art.  1271  gewähr- 
ten Befugniss  die  Zwangsvollstreckungen  gegen  den  Schuldner  einleiten 
oder  fortsetzen,  um  mit  dem  Erlös  bei  dem  Verkauf  der  hypothecirten 
oder  als  Pfand  erhaltenen  Vermögensstucke  befriedigt  zu  werden. 

Wenn  nach  der  Befriedigung  dieser  Gläubiger  und  Zahlung  der 
Zwangsvollstreckungskosten  und  der  übrigen  im  vorletzten  Alinea  auf- 
gezählten, irgend  ein  Ueberschuss  vorhanden  ist,  so  muss  derselbe  den  Depo- 
sitaren des  Falliments  mit  der  entsprechenden,  mit  Belägen  versehenen 
Rechnung  abgeliefert  werden. 

Hinsichtlich  der  Bezahlung  der  E^^potheken,  welche  auf  demselben 
Grundstück  lasten,  ist  auf  das  Datum  Kücksicht  zu  nehmen,  an  welchem 
sie  eingetragen  worden  sind. 

Die  Gerichtskosten,  die  für  die  Verwaltung  und  Erhaltung  des  Grund- 
stücks unumgänglich  nothwendigen  Kosten,  die  Kosten  der  Versicherungen 
desselben,  sowie  die  fiskalischen  und  municipalen  Forderungen,  welche 
hierfür  geschuldet  werden,  sind  zuerst  zu  bezahlen. 

Die  Hypothekargläubiger,  welche  ganz  oder  zum  Theil  nicht  befriedigt 
worden  sind,  figuriren  in  dem  Konkurse  als  urkundliche  Gläubiger  (eseritu- 
rarioS;  Gläubiger  mit  Forderungen,  die  durch  Urkunden  bewiesen  werden). 

KAPITEL  II. 
Von  den  Gläubigern  der  ersten  Klasse. 

1312.  Der  Erlös  der  übrigen  Vermögensstücke  des  Falliten  ist  zur 
Bezahlung  der  Gläubiger  des  Falliments  bestimmt,  und  zwar  nach  folgen- 
der Rangordnung,  in  deren  Gemässheit  der  Handelsrichter  das  Erkenntniss 
über  die  Vorrechte  zu  erlassen  hat. 

1313.  Es  sind  Gläubiger  der  ersten  Klasse  und  als  solche  mit 
absolutem  Vorzugsrecht  zu  befriedigen  diejenigen,  welche  die  nachstehend 
aufgeführten  Forderungen  geltend  machen: 

1.  die  Gerichtskosten,  welche  im  allgemeinen  Interesse  des  Falliments 
aufgewendet  sind; 

2.  die  Begräbnisskosten  je  nach  der  Stellung  des  Schuldners  und  dem 
Ortsgebrauch ; 

3.  die  Kosten  der  Krankheit,  an  welcher  der  Schuldner  gestorben  ist. 

Wenn  die  Krankheit  mehr  als  6  Monate  gedauert  hat,  so  hat  der 
Richter,  je  nach  den  Umständen,  den  Betrag  festzusetzen,  bis  zu 
welchem  sich  das  Vorzugsrecht  erstreckt; 

4.  die  Kosten    für    die    sorgsame  Erhaltung    und  für  die  Verwaltung 
des  Vermögens  des  Falliments; 

5.  das  Gehalt    und    der    Lohn    der  Faktore,    Handlungsgehülfen  und 
Haodlungsdiener  für  die  letzten  drei  Monate; 

6.  die  dem  Schuldner  und  seiner  Familie  während  derselben  Zeit  von 
3  Monaten  gelieferten  Subsistenzmittel. 

Der  Richter  hat  auf  Antrag  der  Gläubiger  die  Befugniss,  diese 
Forderung,  sowie  die  Forderung  für  die  Begräbnisskosten  abzu- 
schätzen, wenn  sie  ihm  übertrieben  erscheinen; 

7.  die    Forderungen    des    Fiskus,    sowie    diejenigen    der    Municipal- 
behörden    wegen    geschuldeter    fiskalischer    oder    municipaler    Ab- 

faben ; 
ie  Ausgaben   für  Reparaturen    oder  Bauten    auf  den  Immobilien, 
welche    vor   der  Erklärung   des  Falliments    vorgenommen    worden 
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sind,  sofern  dieselben  unerlässlich  gewesen  sind,  die  Forderung 
ausdrücklich  zur  Vornahme  derselben  kontrahirt,  der  Betrag  der- 
selben zu  den  Arbeiten  verwendet  worden  ist  und  sofern  diese 
Immobilien  in  dem  Aktivum  des  Falliments  einbegriffen  sind. 

1314.  Für  die  in  dem  vorhergehenden  Artikel  aufgezählten  Forde- 
rungen mit  Ausnahme  der  letzten,  deren  Vorzugsrecht  sich  auf  den  Preis 
der  ausgebesserten  Immobilien  beschränkt,  haftet  das  gesammte  Vermögen 
des  Schuldners ;  und,  falls  das  zur  vollständigen  Deckung  derselben  Erfor- 
derliche nicht  vorhanden  ist,  haben  die  einen  vor  den  anderen  in  der 
Reihenfolge  ihrer  Aufzählung  das  Vorrecht,  ohne  Rücksicht  auf  ihr 
Datum,  mit  Ausnahme  der  unter  Nos.  5  und  6  einbegriflFenen,  welche  pro 
rata  konkurriren. 

1315.  Die  einem  Gläubiger   auf  Grund  seiner  Forderung  zur  Last 

fefallenen  Gerichtskosten  sind   an    der  Stelle  zu  bezahlen,  an  welcher  die 
'orderung,  welche  dieselben  verursacht  hat,  bezahlt  werden  muss. 

KAPITEL  111. 
Von  den  Gläubigern  der  zweiten  Klasse. 

1316.  Es  sind  Gläubiger  der  zweiten  Klasse  und  haben  ein  bezüg- 
liches Vorrecht  auf  die  unten  erwähnten  Mobilien  und  Früchte,  die  nach- 
stehend Aufgezählten: 

1.  der  Eigen thümer  eines  Hotels  oder  Gasthauses  auf  die  EfFekten 
des  Schuldners,  welche  von  diesem  eingebracht  sind,  so  lange  sie 
darin  verbleiben,  und  zwar  bis  zur  Höhe  des  Betrages,  den  er  für 
Logis,  Ausgaben  und  Schäden  verschuldet; 

2.  der  Konsignatar  auf  die  konsignirten  Waaren  für  die  Vorschüsse 
und  sonstigen  Kosten,  welche  er  gemäss  Art.  129  gemacht  hat; 

3.  der  Frachtführer  oder  Transportunternehmer  (Spediteur)  auf  die 
beförderten  Effekten,  welche  er  in  seinem  Gewahrsam  oder  in  dem- 
jenigen seiner  Agenten  oder  Handlungsgehülfen  hat,  und  zwar  bis 
zur  Höhe  des  Betrages,  welcher  für  Fortschaffcmg,  Ausgaben  und 
Schäden  geschuldet  wird,  sofern  diese  Effekten  Eigenthum  des 
Schuldners  sind. 

Es  wird  vermuthet,  dass  die  von  dem  Schuldner  in  das  Gast- 
haus eingebrachten  oder  für  seine  Rechnung  beförderten  Effekten 
Eigenthum  des  Schuldners  sind; 

4.  der  Ablader  auf  die  Thiere,  Wagen,  Barken,  Geräthschaften  und 
die  übrigen  Haupt-  und  accessorischen  Gegenstände  dos  Land- 
transportes für  die  etwaigen  Entschädigungen  auf  Grund  dieses 
Transportes ; 

5.  der  Gläubiger  von  Samen  oder  irgend  welchen  anderen  Ausgaben 
für  den  Ackerbau  auf  die  entsprechenden  Früchte,  wenn  sie  sich 
im  Besitz  des  Schuldners  befinden; 

6.  der  Verpächter  von  Landgütern  wegen  des  Pachtzinses,  der  Ent- 
schädigung füi*  Schäden  und  Nachtheile  und  irgend  welcher  anderer 
in  der  Urkunde  bezeichneter  Lasten  auf  die  Früchte  und  den 
Zins  der  Afterpacht  des  Grundstücks,  sofern  die  Reklamation 
innerhalb  eines  Jahres  erfolgt,  von  der  Fälligkeit  der  Verpflichtung 
an  gerechnet; 
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7.  der  Vermiether  von  städtischen  Grundstücken  wegen  des  Zmses 
für  das  Immobile,  der  Entschädigung  wegen  Nachtheile  und  aller 
anderen  in  der  Urkunde  erklärten  Lasten  auf  das  Mobiliar  des  Fal- 
liten, welches  sich  auf  dem  Grundstück  befindet,  sofern  die  Re- 
klamation innerhalb  der  in  der  vorhergehenden  Nummer  be- 
zeichneten Frist  erfolgt; 

8.  die  im  Art.  755  dieses  Gesetzbuches  angegebenen  Gläubiger  auf 
den  Preis  des  zur  Aktivmasse  des  Falliments  des  Eigenthümen 
gehörigen  Schiffes; 

9.  die  Gläubiger  von  Ayisprämien,  Gratifikationen  und  Rettungs- 
kosten  auf  die  Waaren   und   die  übrigen  geretteten  Gegenstände; 

10,  der  Rheder  auf  die  Ladung  des  Schiffes  wegen  der  Frachten, 
Kaplaken  und  Entschädigungen,  welche  der  Befrachter  schuldet, 
und  auf  die  Gegenstände,  welche  der  Passagier  in  das  Schiff  ein- 
bringt^  füir  den  Üeberfahrtspreis  und  die  auf  der  Reise  verursachten 
Kosten ; 

11.  Der  Bodmereidarleiher   auf  die   Ladung,   welche   für  das  Darlehn 

haftet; 

12.  der  Versicherer  wegen  der  Prämie  auf  die  geretteten  Gegenstände. 
Konkurrirt    im    Falle    einer   Rettung    ein    Bodmereidarleiher   wegen 

seines  Kapitals  und  ein  Versicherer  wegen  der  versicherten  Summe,  so 
bt  der  Erlös  der  aus  einem  grösseren  Unfall  geretteten  Gegenstände 
nach  Verhältniss  zwischen  beiden  zu  vertheilen,  und  zwar  mit  den  Abzügen 
und  unter  den  Bedingungen,  welche  in  Art.  1123  erwähnt  sind. 

1817.  Wenn  die  Aktivmasse  des  Falliments  zur  vollständigen  Be- 
zahlung der  Forderungen  der  ersten  und  zweiten  Klasse  unzureichend  ist, 
so  ist  zur  Tilgung  der  ersteren  der  Erlös  der  übrigen  Vermögensstücke 
des  Schuldners  zu  verwenden,  welche  nicht  für  eine  bestimmte  Zahlung 
verhaftet  sind,  wie  z.  B.  die  in  dem  vorhergehenden  Artikel  und  in  dem 
Alinea  8  des  Art.  1313  erwähnten,  und  nir  das  sich  ergebene  Deficit 
haben  sie  den  Vorzug  vor  denjenigen  der  zweiten  Klasse. 

KAPITEL  IV. 

Von  den  Gläubigern  der  dritten  Klasse. 

1318.  Es  haben  ein  Vorrecht  auf  die  nicht  hypothecirten  Immobilien 
und  auf  die  in  dem  vorhergehenden  Kapitel  nicht  einbegriffenen  Mobilien: 

1.  die  Forderung  wegen  der  im  Alinea  7  des  Art.  1313  nicht  m- 
begriffenen  Kontributionen; 

2.  die  Gehälter  der  Handlungsgehülfen ,  die  Lohnforderungen  des 
Dienstpersonals  und  der  dem  Schuldner  und  seiner  Familie  «n 
einer  früheren,  als  der  in  Nos.  ö  und  6  des  Art.  1313  bestimmten, 
Zeit  gelieferte  Unterhalt,  sofern  die  Klagen  auf  Reklamation  dieser 
Forderungen  in  Gemässheit  des  Civilgesetzbuchs  noch  nicht  ver 
jährt  sind; 

3.  der  Deponent  fiir  den  Werth,  der  ohne  irgend  eine  Marke  oder 
ein  Si^l  übergebenen  fungiblen  Sachen; 

4.  die  Staatskasse  und  die  öffentlichen  Anstidten  wegen  der  For- 
derungen, welche  nicht  mit  Hypothek  garantirt  worden  sind. 
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KAPITEL  V. 
Von  den  Gläubigern  der  vierten  Klasse. 

1319.  Zu  dieser  Klasse  gehören: 

1.  die  Hypotheka^läubiger,  welche  zum  Theil  unbefriedigt  geblieben 
sind,  weil  der  rreis  der  ihnen  verpfändeten  Vermögensstüeke  zur 
Deckung  ihrer  Forderungen  nicht  ausgereicht  hat; 

2.  die  urkundlichen  Gläubiger  oder  diejenigen  Gläubiger,  deren  For- 
derungen aus  einer  öffentlichen  Urkunde  hervorgeben  und  kein 
Vorzugsrecht  haben,  indem  die  Priorität  nach  der  Reihenfolge  der 
Daten  der  betreffenden  Urkunden  zu  wahren  ist; 

3.  diejenigen,  welche  zum  Theil  unbefriedigt  geblieben  sind  und  in 
No.  9  des  Art  1313 *)  und  im  Kapitel  III  aufgeführt  sind; 

4.  die  verheiratheten  Frauen  für  die  ihnen  gehörigen  Vermögens- 
stücke, welche  der  Ehemann  verwaltet,  auf  das  Vermögen  des 
letzteren; 

5.  die  Haussöhne  für  das  ihnen  gehörige  Vermögen,  welches  von  dem 
Vater  oder  der  Mutter  verwaltet  worden  ist,  auf  das  Vermögen 
der  letzteren; 

6.  diejenigen,  welche  unter  Vormundschaft  oder  Kuratel  stehen,  gegen 
ihre  betreffenden  Vormünder  oder  Kuratoren; 

7.  jedes  Mündel  gegen  denjenigen,  welcher  sich  mit  der  Mutter  oder 
Grossmutter,  die  Vormünderin  oder  Pflegerin  ist,  verheirathet,  in 
den  gesetzlich  vorgesehenen  Fällen. 

Die  in  diesem  Artikel  aufgezählten  Forderungen  haben  ohne  Unter- 
schied vor  einander  das  Vorrecht  nach  den  Daten  ihrer  causa,  d.  h.  nach 
dem  Datum: 

der  betreffenden  Urkunde; 
der  Ausbesserung  oder  Erbauung; 
der  betreffenden  Ehe; 

an  welchem   der  Vater  oder  die  Mutter  das  Vermögen  des*  Haus- 
sohnes zu  verwalten  begonnen  hat; 
der  gerichtlichen  Einleitung  der  Vormundschaft  oder  Kuratel. 

1320.  Der  Erlös  aus  dem  übrigen  Vermögen  des  Falliments  ist  zur 
Zahlung  der  übrigen  Forderungen  zu  verwenden,  welche  in  den  vier  vor- 
hergehenden Klassen  nicht  aufgeführt  sind. 

Die  Bezahlung  hat  nach  Verhältniss  und  ohne  Rücksicht  auf  die 
Daten  oder  den  Ursprung  der  Forderungen  zu  erfolgen. 

1321.  An  letzter  Stelle  sind  die  civile  Verantwortlichkeit,  welche 
aus  einem  Delikt  herrührt,  sowie  die  Geldstrafen  zu  berücksichtigen. 

1322.  Der  Gläubiger  auf  Grund  von  Obligationen,  die  von  mehreren 
Falliten  unterschrieben,  indossirt  oder  solidarisch  garantirt  sind,  kann  bei 
allen  Fallimenten  für  den  Nominalwerth  seiner  Titel  figuriren,  und  zwar 
bis  zu  seiner  vollständigen  Beiriedigung,  sowie  an  den  Dividenden  theil- 
nehmen,  welche  eine  jede  Masse  verweilt. 

1323-  Die  mitverhafteten  Konkursmassen  haben  kein  Recht,  von 
einander  die  Rückerstattung  der  Dividenden  zu  verlangen,  welche  eine 
jede  von  ihnen  gegeben  hat,  es  sei  denn,  dass  die  gezahlten  Dividenden 
den  Betrag  überschreiten,  den  die  Forderung  an  Kapital,  Kosten  und 
bis  zum  Datum  der  Erklärung  des  Falliments  fälligen  Zinsen  ausmacht. 
In   diesem    letzteren  Falle  ist  die  überschüssige  Summe  nach  der  Reihen- 

i)  Das  Aüegat  im  Original  ist  irrthttmlich. 


662  XXVni.    Salvador. 

folge    uod   der   Natur    der    Verpflichtungen    den    mitverhafteten  Konkurs- 
massen, welche  von  anderen  garantirt  sind,  zuzusprechen. 

1324.  Der  Gläubiger  von  solidarischen  Obligationen,  welcher  vor  der 
Erklärung  des  Falliments  irgend  einen  Betrag  k  conto  erhält,  hat  in  den 
betreffenden  Konkursen  nur  für  die  Summe,  welche  ihm  noch  geschuldet 
wird,  zu  figuriren. 

Der  Mitschuldner  oder  der  Bürge,  welcher  die  Theilzahlung  geleistet 
hat,  tritt  in  den  Konkurs  für  die  Summen  ein,  auf  welche  sich  diese  Be- 
zahlung beläuft. 

KAPITEL  VI. 
Von  der  Bezahlung  der  Gläubiger. 

1325.  Nachdem  die  Gläubiger  sich  in  der  Generalversammlung  kon- 
stituirt  und  von  der  Denkschrift  des  Verwalters  Kenntniss  genommen  nahen, 
haben  sie  zu  erklären,  ob  sie  mit  derselben  einverstanden  sind  oder  nicht 

In  dem  ersteren  Falle  ist  kein  späterer  Widerspruch  gegen  die  von 
dem  Verwalter  vorgeschlagene  Aufstellung  der  Klassifikation  und  der 
Reihenfolge  des  Vorzugsrecnts  zulässig,  und  es  sind  alle  in  der  Versamm- 
lung anwesenden  Gläubiger,  welche  keinen  Widerspruch  dagegen  erhoben 
haben,  verpflichtet,  mit  ihrem  Inhalt  einverstanden  zu  sein,  und  es  ist  zur 
Vertheilung  aller  disponiblen  Fonds  des  Falliments,  gemäss  dem  aufgestellten 
Vorrechte,  zu  schreiten.  In  dem  zweiten  Falle  haben  die  dissentirenden 
Gläubiger  mit  dem  Verwalter  ein  ordentliches  Verfahren  einzuleiten,  und,  bis 
dieses  durch  ein  rechtskraftiges  Erkenntniss  beendet  wird,  sind  die  Beträge 
zu  deponiren,  welche  ihnen  zukommen  können,  nachdem  dieselben  in  den 
zu  bildenden  allgemeinen  Vertheilungsplan  einbegriffen  sind. 

1326.  Den  Gläubigem,  deren  Forderungen,  nachdem  sie  von  den 
Gläubigern  der  Generalversanomlung  mit  dem  betreffenden  Vorzugsrechte 
anerkannt  worden  sind,  von  irgend  einem  Privatgläubiger  vor  Gericht  an- 
gefochten werden,  sind  trotzdem  die  ihnen  zukommenden  Beträge  zu  aber- 
geben, wenn  sie  eine  sichere  Bürgschaft  zur  Zufriedenheit  des  Verwalters 
leisten,  welche  den  Ausgang  des  Verfahrens  sicher  stellt 

1327.  Der  bedingte  Gläubiger  kann  die  Anweisung  der  ihm  nach 
Erfüllung  der  Bedingung  zukommenden  Dividenden  verlangen  oder  ihre 
üebergabe  unter  einer  sicheren  Bürgschaft,  dass  er  dieselben  mit  den  ge- 
setzlichen Zinsen  der  Masse  zurückerstatten  werde,  sofern  die  Bedingung 
nicht  eintritt. 

1328-  Es  darf  keine  Zahlung  an  die  Gläubiger  vor  der  Klassifikation 
der  Forderungen  geleistet  werden,  und  es  kann  nur  der  Handelsrichter 
eine  solche  verfügen  rücksichtlich  der  Gläubiger  der  ersten  Klasse,  indem 
er  von  ihnen  eventuell  Bürgschaft  für  einen  Gläubiger  mit  besserem  Recht 
verlangt. 

1329.  Eine  Zahlung  ist  nur  auf  Grund  der  Beweisurkunde  der  For- 
derung zu  leisten. 

Im  Falle,  dass  die  Vorlegung  nicht  möglich  ist,  kann  das  Handels- 
gericht die  Zahlung  anordnen,  indem  es  den  Thatbestand  berücksichtigt, 
welcher  aus  dem  Protokoll  über  die  Verifikation  und  Feststellung  der 
Forderungen  sich  ergiebt 

Der  Gläubiger  hat  in  jedem  Falle  am  Fusse  des  Vertheilungsplanes 
und  ebenfalls  auf  dem  Rücken  der  Urkunde,  wenn  solche  vorgelegt  worden 
ist,  Quittung  zu  ertheilen. 
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1330.  Die  Gläubiger,  welche  mit  dem  Betrage,  den  sie  aus  dem 
Aktivum  des  Falliments  erhalten,  nicht  vollständig  befriedigt  worden  sind, 
bewahren  für  das,  was  ihnen  noch  geschuldet  wird,  ihre  Ansprüche  auf 
das  Vermögen,  welches  der  Fallit  später  erwerben  sollte. 

TITEL  Vn. 
Von  dem  Akkorde  zwischen  den  Gläubigem  und  dem  Falliten* 

1331.  Von  der  ersten  Generalyersammlung  ab  und.  nachdem  die 
Forderungen  der  Gläubiger  festgestellt  worden  sind,  kann  innen  der  Fallit 
in  jedem  Stadium  des  Verfahrens  Akkordvorschläge  machen. 

1332.  Diese  Befugniss  gemessen  nicht  die  Falliten,  deren  Falliment 
für  ein  betrügerisches  erklärt  worden  ist. 

Ist  ein  Verfahren  wegen  betrügerischen  Falliments  eingeleitet  worden, 
so  ist  jede  Berathung  über  den  Akkord  zu  suspendiren,  uud  dieselbe  kann 
fortgesetzt  werden,  wenn  der  Fallit  freigesprochen  worden  ist. 

1333.  Der  für  schuldbar  erklärte  Fallit  ist  fähig,  mit  seinen  Gläubigern 
einen  Akkord  abzuschlicssen. 

Ist  jedoch  ein  Verfahren  wegen  schuldbaren  Falliments  begonnen 
worden,  so  kann  die  Majorität  der  Gläubiger  die  Berathung  über  den 
Akkord  aufschieben,  bis  das  Endresultat  des  Verfahrens  bekannt  ist 

1334  Die  Gläubiger  einer  Kollektiv-  oder  Kommanditgesellschaft, 
welche  sich  im  Falliment  befindet,  können  mit  einem  oder  mehreren  der 
Gesellschafter  einen  Akkord  schliessen. 

Dieser  Akkord  entbindet  den  Gesellschafter,  der  denselben  erwirkt, 
von  der  solidarischen  Haftbarkeit  und  tilgt  die  Gesellschaftsschuld  bezüglich 
der  übrigen  Gesellschafter  bis  zu  dem  Betrage  der  Quote,  welcher  besagter 
Gesellschafter  zahlen  muss. 

Das  Gesellschaftsaktiyyermögen  bleibt  der  Leitung  der  Gemeinschaft 
unterworfen,  und  das  Privatvermögen  des  Gesellschafters,  mit  dem  der 
Akkord  geschlossen  worden  ist,  ist  zu  dessen  Erfüllung  zu  verwenden. 

1335.  Der  Akkord  kann  sich  auf  Moratorien,  Erlass  eines  Theils 
der  Forderungen  oder  auf  vollständigen  oder  theilweisen  Abandon  des 
Aktivums  des  Falliments  beziehen. 

1336.  Jeder  förmliche  Akkordvorschla^  muss  in  einer  Generalver- 
sammlung der  Gläubiger  gemacht  und  berathen  werden,  und  derjenige, 
welcher  auf  andere  Weise'  angenommen  worden  ist,  hat  keinen  Werth. 

1337.  Nichtig  ist  der  Privatakkord  mit  dem  Falliten.  Der  Gläubiger, 
welcher  denselben  abschliesst,  verliert  ausserdem  alle  Rechte,  welche  er 
beim  Falliment  hat,  und  der  Fallit  ist  wegen , dieser  Thatsache  allein  als 
schuldbar  zu  qualificiren. 

1338.  Nachdem  der  Akkord  verschlag  vorgelegt  worden  ist,  hat  der 
Handelsrichter  den  Tag  und  die  Stunde  zu  bezeichnen,  an  welchem  sich  die 
Gläubiger  und  der  Fallit  zu  einer  Generalversammlung  vereinigen  sollen, 
am  über  diesen  Akkord  zu  berathen. 

1339.  Der  Verwalter  und  eventuell  der  interimistische  Depositar 
haben  der  Versammlung  einen  Bericht  über  die  Ursachen,  den  Charakter 
und  den  Stand  des  Falliments,  sowie  die  üebersicht  vorzulegen,  aus  welcher 
die  Activa  und  Passiva  desselben  hervorgehen. 

1340.  Alle  Gläubiger,  deren  Forderungen  anerkannt  worden  sind, 
haben  bei  den  Berathungen  über  den  Akkord    Sitz  und  Stimme,    und  ein 
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Be^cbla^s  ut  wait  d«r  Sthnmeamajarität  ss  £uaen,  welche  sof  die  im 
Alinea  3  de«  Art  1293  festgestdke  Art  gebfldet  worden  isL^) 

1341'  IHe  bevorrechtigten  GUmbiger  der  ersten  Klmsse,  die  Hjpo< 
tbekar-  nnd  Pfiand^ubiger  können  davon  abeteben,  an  dem  BescÜnss 
der  Ver«^mmlaDg  über  den  Akkord  Theil  zu  ndunen,  und,  wenn  sie  dies 
tbun,  bleiben  ihre  Rechte  nnberührt. 

Wenn  sie  hingegen  vorziehen,  Sitz  und  Stimme  über  den  Akkord- 
Vorschlag  zu  bewahren,  bleiben  sie  dem  Beschlass  d&r  Versammlang  unter- 
worfen, ohne  die  Garantien  und  Vorzogsreehte  ihrer  b^r^enden  Forde- 
rangen  zu  verlieren. 

1242^  Die  Moratorien,  wdche  dem  Schuldner  bewilligt  werden,  dfirfen 
5  Jahre  nicht  übersteigen. 

Zur  Bewilligung  einer  grösser^i  Frist  ist  die  Zustimmung  aller 
Gläubiger  erforderlich. 

1343'  Der  von  der  Majorität  der  Gläubiger  bewilligte  I^riass  kann 
für  die  dissentirende  Minorität  nicht  verbindlich  sein,  wenn  er  25  Prozent 
übersteigt. 

1344.  Es  wird  von  Rechtswegen  vermuthet,  dass  der  Fallit  einen 
von  den  Gläubigem  angeregten  Akkord  ablehnt,  wenn  er  woder  persönlich, 
noch  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten,  der  Versammlung  beiwohnt, 
in  welcher  über  dessen  Bildung  verhandelt  wird. 

1345'  Der  Akkord  ist  in  derselben  Versammlung,  in  welcher  er 
abgeschloBHcn  wird,  zu  unterzeichnen,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  und  er 
ist  nur  als  ein  einfacher  Vorschlag  anzusehen,  so  lange  er  von  dem 
Richter  nicht  bestätigt  worden  ist 

^  1846.  Die  Bestätigung  kann,  erst  nach  Ablauf  von  8  Tagen,  von 
demjenigen  an  gerechnet,  an  welchem  der  Akkord  abgeschlossen  worden 
ist,  verfügt  werden.  Innerhalb  dieser  Frist  kann  aus  irgend  einem  der 
vier  folgenden  Gründe  gegen   die  Bestätigung  Einspruch  erhoben  werden: 

1.  wegen  eines  Mangels  in  den  für  die  Zusammenberufung,  die  Ab- 
haltung und  Beratnung  der  Versammlung  vorgeschriebenen  Formen ; 

2.  wegen  einer  Kollusion  Seitens  des  Schuldners  mit  irgend  einem 
der  in  der  Versammlung  anwesenden  Gläubiger,  um  zu  Gunsten 
des  Akkordes  zu  stinmien; 

3.  wegen  eines  Mangels  in  der  Legitimation  der  Person  irgend  eines 
derjenifjen,  welche  mit  ihrer  Stimme  zur  Bildung  der  Majorität 
mitgewirkt  haben; 


1)  D.  b.  die  absolute  Majorität  der  Stimmenden»  welche  drei  Fünftel  der  Gesammt- 
fordernnffen  repräsentiren.  Ebenso  nach  Bolivianischem  (Art  566),  Chi!  enischem 
^Art  1468,  NoteSX  (^natemalanischem  (Art.  1297  and  1249)  und  Spanischem 
tlecht  (Art.  1158);  nach  Nicaraffuensischem  Recht  (Art.  578  und  599)  xwei 
Fünftel  oder  mehr  der  anwesenden  Gläubiger  mit  drei  Fünfteln  der  Gesammtsumme  der 
Forderungen.  Nach  Aegvptischem  (Art.  827),  Belgischem  (Art  512),  Costa- 
Ricanischem  (Art.  166  des  Eonkursgesetzes  vom  8.  Oktober  1865),  Fran- 
söslsohem  (Art.  507),  Griechischem  (Art.  5l2),Haitianischem  (Art  518), 
Italienischem  (Art  888)  und  Monacensischem  Recht  (Art  478)  Majorität 
der  Gläubiger  mit  drei  Vierteln  der  Gesammtheit  der  Forderungen;  nach  Argen- 
tinischem (Art.  1620),  Mexikanischem  (Art.  845),  Niederl&ndisc liem 
(Art  841)  und  Portugiesischem  Recht  (Art  1194)  zwei  Drittel  der  Gläubiger 
mit  drei  Vierteln  der  Gesammtforderungen  oder  drei  Viertel  der  Gläubiger  mit  swei 
Drittehi  der  Gesammtforderungen;  nach  Brasilianischem  Recht  (Art  847) 
die  Majorität  der  Gläubiger  mit  zwei  Dritteln  der  Gesammtforderungen;  nach  Hon- 
duranischem Recht  (Art  1460)  drei  Viertel  der  Gläubiger  tuit  Tier  Fünfteln  der 
Gesammtiorderungen,  entsprechend  dem  älteren  Chilenischen  Recht  (Art.  468). 
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4.  wegen  betrüfferischer  Uebertreibung  einer  Forderung,  um  den 
Interessenantneil  herzustellen,  den  diejenigen  an  dem  Falliment 
haben  müssen,  welche  den  Bescbluss  fassen. 

1347.  Ist  der  Einspruch  in  der  in  dem  vorhergehenden  Artikel  vor- 
geschriebenen Frist  erhoben  worden,  so  hat  der  Richter  denselben  in  einem 
summarischen  Verfahren  unter  Vernehmung  des  Verwalters  und  des  Falliten 
zu  substantiiren. 

Wenn  der  dem  Akkord  Widersprechende  der  einzige  ernannte  Ver- 
walter ist,  so  muss  er  in  der  Einspruchsschrift  die  Ernennung  eines  anderen 
Specialverwalters  beantragen,  und  diesem  gegenüber  ist  die  in  dem  vorher- 
gehenden Alinea  gegebene  Bestimmung  zu  befolgen. 

1348.  Wird  gegen  den  Akkord  nicht  rechtzeitig  Widerspruch 
erhoben,  so  hat  der  Richter  seine  Bestätigung  zu  ertheilen  oder  dieselbe 
zu  verweigern,  wenn  offenbar  gegen  die  Formen  der  Akkordschliessung 
oder  gegen  irgend  welche  anderen  in  diesem  Titel  festgesetzten  Bestimmungen 
gefehlt  worden  ist. 

1349.  Ist  der  den  Akkord  bestätigende  Beschluss  rechtskräftig 
geworden,  so  verpflichtet  er  alle  Gläubiger  unter  einander  und  zu  Gunsten 
des  Falliten,  mit  Ausnahme  der  bevorrechtigten,  welche  in  Gemässheit 
des  Art.  1341  sich  der  Abstimmung  enthalten  haben. 

Demgemäss  wird  der  Fallit  in  den  Genuss  seiner  Rechte  und  An- 
sprüche wieder  eingesetzt,  unbeschadet  der  in  dem  Akkord  festgesetzten 
Einschränkungen;  und  der  Depositar  des  Falliments  und  der  Verwalter 
müssen  ihm  gemäss  dem  Inventar  alle  Vermögensstücke,  Bücher  und 
Papiere  aushändigen,  indem  sie  ihm  eine  mit  Belegen  versehene  Rechnung 
über  ihre  Verwaltung  innerhalb  der  folgenden  14  Tage  übergeben. 

1350.  Ist  nicht  ausdrücklich  zwischen  den  Gläubigem  und  dem 
Falliten  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  getroffen,  so  bleibt  derselbe 
der  Intervention  eines  von  der  Versammlung  zu  wählenden  Gläubigers 
unterworfen;  diese  hat  den  monatlichen  Betrag  festzusetzen,  über  welchen 
der  Fallit  für  seine  persönlichen  Ausgaben  und  diejenigen  seiner  Familie  ver- 
fügen kann,  sowie  die  Vergütung,  welche  auf  seine  Rechnung  dem  Inter- 
venienten  gegeben  werden  muss. 

1351.  Der  Intervenient  hat  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Kasse  Rechnung  zu  führen  und  ausserdem  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass 
der  Fallit  nicht  über  einen  grösseren  Betrag  verfüge,  als  ihm  für  seine 
Ausgaben  angewiesen  ist,  noch  seine  Fonds  zu  Zwecken  verwende,  die 
seinem  Geschäftsbetriebe  fem  liegen,  sowie  dass  er  zur  rechten  Zeit  die 
vereinbarten  Dividenden  decke;  er  darf  sich  jedoch  in  die  Verwaltung 
des  Vermögens  des  Falliten  nicht  einmischen. 

Der  Fallit,  welcher  die  Wirkungen  der  Intervention  vereitelt,  indem 
er  über  irgend  einen  Theil  seines  Vermögens  ohne  Kenntniss  des  Inter- 
venienten  verfügt,  ist  auf  Grund  dieser  Thatsache  allein  im  Falle  eines 
neuen  Falliments  für  betrügerisch  zu  erklären,  indem  er  demgemäss  be- 
handelt wird,  sobald  er  die  Zahlung  seiner  Verpflichtungen  einstellt. 

1352*  Im  Falle  einer  begründeten  Beschwerde  des  Intervenienten  über 
Missbräuche  des  in  die  Verwaltung  seines  Vermögens  wieder  eingesetzten 
Falliten  hat  das  Gericht  die  Vorlegung  der  Handelsbücher  anzuoranen  und 
auf  Grund  derselben  die  Massnahmen  zu  verfügen,  welche  es  zur  Auf- 
rechterhaltung der  Ordnung  in  der  kaufmännischen  Verwaltung  des  beauf- 
sichtigten Schuldners  und  zur  Vermeidung  von  Unterschlagungen  jeder 
Art  für  zweckmässig  erachtet 
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Beschlass    ist  mit   der   Stimmemnajorität   m  £assen,   welche   auf  die  im 
Alinea  3  des  Art  1292  festgestellte  Art  gebildet  worden  ist^) 

1341.  Die  bevorrechtigten  Gläubiger  der  ersten  Erlasse,  die  Hypo< 
thekar-  und  Pfandgläubiger  können  davon  abstehen,  an  dem  BescMoss 
der  Versammlung  über  den  Akkord  Theil  zu  nehmen,  und,  wenn  sie  dies 
tbun,  bleiben  ihre  Rechte  unberührt. 

Wenn  sie  hingegen  vorziehen,  Sitz  und  Stimme  über  den  Akkord- 
vorschlag zu  bewahren,  bleiben  sie  dem  Beschluss  der  Versammlung  uate^ 
werfen,  ohne  die  Garantien  und  Vorzugsrechte  ihrer  betreffenden  Forde- 
rungen zu  verlieren. 

1342.  Die  Moratorien,  welche  dem  Schuldner  bewilligt  werden,  dürfeu 
ö  Jahre  nicht  übersteigen. 

Zur  Bewilligung  einer  grösseren  Frist  ist  die  Zustimmung  aller 
Gläubiger  erfordenich. 

1343.  Der  von  der  Majorität  der  Gläubiger  bewilligte  Erlass  kann 
für  die  dissentirende  Minorität  nicht  verbindlich  sein,  wenn  er  25  Prozent 
übersteigt. 

1344.  Es  wird  von  Rechtswegen  vermuthet,  dass  der  Fallit  einen 
von  den  Gläubigem  angeregten  Akkord  ablehnt,  wenn  er  weder  persönlich, 
noch  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten,  der  Versammlung  beiwohnt, 
in  welcher  über  dessen  Bildung  verhandelt  wird. 

1345*  Der  Akkord  ist  in  derselben  Versammlung,  in  welcher  er 
abgeschlossen  wird,  zu  unterzeichnen,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  und  er 
ist  nur  als  ein  einfacher  Vorschlag  anzusehen,  so  lange  er  von  dem 
Richter  nicht  bestätigt  worden  ist 

1346.  Die  Bestätigung  kana  erst  nach  Ablauf  von  8  Tagen,  von 
demjenigen  an  gerechnet,  an  welchem  der  Akkord  abgeschlossen  worden 
ist,  verfügt  werden.  Innerhalb  dieser  Frist  kann  aus  irgend  einem  der 
vier  folgenden  Gründe  gegen   die  Bestätigung  Einspruch  erhoben  werd^: 

1.  wegen  eines  Mangels  in  den  fiir  die  Zusammenberufung,  die  Ab- 
haltung und  Beratnung  der  Versammlung  vorgeschriebenen  Formen; 

2.  wegen  einer  Kollusion  Seitens  des  Schuldners  mit  irgend  emem 
der  in  der  Versammlung  anwesenden  Gläubiger,  um  zu  Gunsten 
des  Akkordes  zu  stinmien; 

3.  wegen  eines  Mangels  in  der  L^timation  der  Person  irgend  eines 
derjenigen,  welche  mit  ihrer  Stimme  zur  Bildung  der  Majorität 
mitgewirkt  haben; 


1)  D.  b.  die  absolute  Majorität  der  Stimmenden»  welche  drei  Fünftel  der  Gesammt* 
fordemnffen  repräsentiren.  Ebenso  nach  Bolivianischem  (Art  666)»  ChilenischeB 
(Art  1468,  NoteSX  Guatemalanischem  (Art.  1297 und  1248) und  Spanischen 
Kecht  (Art.  1153);  nach  Nicaraffuensischem  Recht  (Art  578  und  599)  iwei 
Fünftel  oder  mehr  der  anwesenden  Gläubiger  mit  drei  Fünfteln  der  Gesammtsanune  der 
Forderungen.  Nach  Aegyptischem  (Art.  827),  Belgischem  (Art  512),  Costa* 
Ricanischem  (Art.  166  des  Eonknrsgesetzes  vom  S.  Oktober  1865),  Frai- 
BÖsischem  (Art  507),  Griechischem  (Art.  512), Haitianischem  (Art 61d\ 
Italienischem  (Art  838)  nnd  M o n a c e n s i s c h e m  Recht  (Art  478)  li^jontlt 
der  Gläubiger  mit  drei  Vierteln  der  Gesammtheit  der  Forderonffen;  nach  ArseB- 
tinisohem  (Art.  1620),  Mexikanischem  (Art.  845),  NiederländiscneB 
(Art  841)  und  Portugiesischem  Recht  (Art  1194)  zwei  Drittel  der  Glftabiger 
mit  drei  Vierteln  der  Gesammtforderungen  oder  drei  Viertel  der  Gläubiger  mit  vtH 
Dritteln  der  Gesanuntforderuuf^en ;  na^  Brasilianischem  Recht  (Art  847} 
die  Majorität  der  Gläubiger  nut  zwei  Dritteln  der  Gesammtforderungen;  nach  Hon- 
duranischem Recht  (Art  1460)  drei  Viertel  der  Gläubiger  mit  Tier  Fttnftebi  der 
Gtsammtiorderungen,  entsprechend  dem  älteren  Chilenischen  Recht  (Art.  468). 


XXVm.    Salvador.  665 

4.  wegen  betrügerischer  Uebeiireibung  einer  Forderung,  am  den 
Interessenantneil  herzastellen,  den  diejenigen  an  dem  Falliment 
haben  müssen,  welche  den  Bescbloss  fassen. 

1347.  Ist  der  Einspruch  in  der  in  dem  vorhergehenden  Artikel  vor- 
geschriebenen Frist  erhoben  worden,  so  hat  der  Richter  denselben  in  einem 
summarischen  Verfahren  unter  Vernehmung  des  Verwalters  und  des  Falliten 
zu  substantiiren. 

Wenn  der  dem  Akkord  Widersprechende  der  einzige  ernannte  Ver- 
walter ist,  so  muss  er  in  der  Einspruchsschrift  die  Ernennung  eines  anderen 
Specialverwalters  beantragen,  und  diesem  gegenüber  ist  die  in  dem  vorher- 
gehenden Alinea  gegebene  Bestimmung  zu  befolgen. 

1348.  Wird  gegen  den  Akkord  nicht  rechtzeitig  Widerspruch 
erhoben,  so  hat  der  Richter  seine  Bestätigung  zu  ertheilen  oder  dieselbe 
zu  vei*weigem,  wenn  offenbar  gegen  die  Formen  der  Akkordschliessung 
oder  gegen  irgend  welche  anderen  in  diesem  Titel  festgesetzten  Bestimmungen 
gefehlt  worden  ist. 

1349.  Ist  der  den  Akkord  bestätigende  Beschluss  rechtskräftig 
geworden,  so  verpflichtet  er  alle  Gläubiger  unter  einander  und  zu  Gunsten 
des  Falliten,  mit  Ausnahme  der  bevorrechtigten,  welche  in  Gemässheit 
des  Art.  1341  sich  der  Abstimmung  enthalten  haben. 

Demgemäss  wird  der  Fallit  in  den  Genuss  seiner  Rechte  und  An- 
sprüche wieder  eingesetzt,  unbeschadet  der  in  dem  Akkord  festgesetzten 
Einschränkungen;  und  der  Depositar  des  Falliments  und  der  Verwalter 
müssen  ihm  gemäss  dem  Inventar  alle  Vermögensstücke,  Bücher  und 
Papiere  aushändigen,  indem  sie  ihm  eine  mit  Belegen  versehene  Rechnung 
über  ihre  Verwaltung  innerhalb  der  folgenden  14  Tage  übergeben. 

1350.  Ist  nicht  ausdrücklich  zwischen  den  Gläubigem  und  dem 
Falliten  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  getroffen,  so  bleibt  derselbe 
der  Intervention  eines  von  der  Versammlung  zu  wählenden  Gläubigers 
unterworfen;  diese  hat  den  monatlichen  Betrag  festzusetzen,  über  welchen 
der  Fallit  für  seine  persönlichen  Ausgaben  und  diejenigen  seiner  Familie  ver- 
fügen kann,  sowie  die  Vergütung,  welche  auf  seine  Rechnung  dem  Inter- 
venienten  gegeben  werden  muss. 

1351.  Der  Intervenient  hat  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Kasse  Rechnung  zu  führen  und  ausserdem  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass 
der  Fallit  nicht  über  einen  grösseren  Betrag  verfüge,  als  ihm  für  seine 
Ausgaben  angewiesen  ist,  noch  seine  Fonds  zu  Zwecken  verwende,  die 
seinem  Geschäftsbetriebe  fern  liegen,  sowie  dass  er  zur  rechten  Zeit  die 
vereinbarten  Dividenden  decke;  er  darf  sich  jedoch  in  die  Verwaltung 
des  Verm^ens  des  Falliten  nicht  einmischen. 

Der  Fallit,  welcher  die  Wirkungen  der  Intervention  vereitelt,  indem 
er  über  irgend  einen  Theil  seines  Vermögens  ohne  Kenntniss  des  Inter- 
venienten  verfügt,  ist  auf  Grund  dieser  Thatsache  allein  im  Falle  eines 
neuen  Falliments  für  betrügerisch  zu  erklären,  indem  er  demgemäss  be- 
bandelt wird,  sobald  er  die  Zahlung  seiner  Verpflichtungen  einstellt. 

1352*  Im  Falle  einer  begründeten  Beschwerde  des  Intervenienten  über 
Missbräuche  des  in  die  Verwaltung  seines  Vermögens  wieder  eingesetzten 
Falliten  hat  das  Gericht  die  Vorlegung  der  Handelsbücher  anzuoranen  und 
auf  Grund  derselben  die  Massnahmen  zu  verfUgen,  welche  es  zur  Auf- 
rechterhaltung der  Ordnung  in  der  kaufmännischen  Verwaltung  des  beauf« 
sichtigten  Schuldners  und  zur  Vermeidung  von  Unterschlagungen  jeder 
Art  für  zweckmässig  erachtet. 
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1353.  Der  Akkord  kann  auf  Grund  der  später  erfolgenden  Vemr- 
theilung  des  Falliten  wegen  betrügerischen  Falliments  oder  in  Folge  der 
Verheimlichung  von  Aktiven  oder  der  Uebertreibung  von  Passiven,  welche 
nach  dem  bestätigenden  Beschluss  entdeckt  worden  ist,  annullirt  werden, 
und  er  kann  auf  Antrag  eines  einzigen  Gläubigers  wegen  Nichtbefolgung 
der  festgesetzten  Vereinbarungen  aufgehoben  werden. 

1354.  Die  Klagen  auf  Nichtigkeit  und  Aufhebung  des  Akkordes 
verjähren  in  zwei  Jahren.  Betre£Ps  der  ersteren  beginnt  die  Frist  von  dem 
Datum  des  vollstreckbaren  Erkenntnisses  an  zu  laufen,  wenn  die  Nichtig- 
keit sich  auf  die  Verurtheilung  des  Falliten  wegen  betrügerischen  Falliments 
gi-tindet;  und  wenn  sie  sich  auf  einen  aus  der  Verheimlichung  von  Aktiven 
oder  der  Uebertreibung  von  Passiven  resultirenden  Dolus  stützt,  läuft  die 
Frist  von  der  Bestätigung  des  Akkordes.  Rücksichtlich  der  zweiten 
beginnen  die  zwei  Jahre  in  dem  Moment,  in  welchem  die  Klage  angestellt 
werden  konnte. 

1355.  Nachdem  das  Erkenntniss,  welches  die  Nichtigkeit  oder  Auf- 
hebung des  Akkordes  ausspricht,  rechtskräftig  geworden  ist,  hat  der 
Handelsrichter,  wie  in  dem  Falle  der  Erklärung  des  Falliments,  zu  ver* 
fahren,  und  es  sind  alle  Bestimmungen  anwendbar,  welche  sich  auf  die 
letztere  und  die  späteren  Prozeduren  beziehen. 

TITEL  VIII. 
Von  der  Rehabilitation. 

1356.  Die  Rehabilitation  ist  die  gerichtliche  Erklärung,  durch  welche 
der  Kaufmann,  der  sich  im  Falliment  befunden  hat,  wieder  in  den  Stand 
und  in  die  Lage  gesetzt  ist,  in  welchen  er  sich  vor  dem  Falliment  be- 
funden hat. 

1357.  Die  Rehabilitation  des  Falliten  steht  dem  Richter  zu,  welcher 
über  das  Falliment  erkannt  hat. 

Die  als  betrügerisch  qualificirten  Falliten  können  nicht  rehabilitirt 
werden. 

1358.  Um  die  Rehabilitation  zu  erlangen,  muss  der  Fallit  die  voll- 
ständige Bezahlung  seiner  Schulden  genügend  nachweisen. 

Der  schuldbare  Fallit  muss  ausserdem  beweisen,  dass  er  die  Strafe, 
zu  welcher  er  verurtheilt  worden  ist,  verbüsst  hat. 

1358.  Der  Antrag  auf  Erlangung  der  Rehabilitation  ist  erst  zulässig, 
nachdem  das  Verfahren  Behufs  Qualifikation  des  Falliments  definitiv  be- 
endet worden  ist. 

Dieser  Antrag  ist  mit  den  Quittungen,  Zahlungsscheinen  und  sonstigen 
erforderlichen  Beweisstücken  zu  begründen;  und  es  ist  darüber  nach  Ver- 
nehmung des  Verwalters  des  Falliments  zu  entscheiden. 

1360.  Wenn  der  Antrag  auf  Rehabilitation  abgelehnt  worden  ist, 
kann  er  erst  nach  einem  Jahre  erneuert  werden. 

Das  Erkenntniss,  welches  die  Rehabilitation  bewilligt,  ist  in  den 
Zeitungen  zu  publiciren  und,  wo  solche  nicht  vorhanden  sind,  ver- 
mittelst Anschlagzettel,  welche  an  den  gebräuchlichen  Orten  anzu- 
heften sind. 

1361.  Die  Rehabilitation  des  Falliten  beendet  alle  Interdiktionen, 
welche  die  Erklärung  des  Falliments  herbeiführt. 
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Buch  V. 

Von  der  Gerichtsverwaltung  in  Handelssachen. 

TITEL  I. 

Von  der  Organisation  der  Handelsgerichte  und  ihrer 
Gerichtsbarkeit. 

1362.  Die  Civilrichter  erster  InstÄnz  üben  die  Funktionen  der  Han- 
delsrichter aus,  ausgenommen  in  den  Departements  von  San  Salvador, 
Santa  Ana  und  San  Miguel,  in  welchen  besondere  Handelsrichter  zu  er- 
nennen sind;  so  lange  dies  jedoch  nicht  erfolgt,  sind  die  besagten  Funktionen 
von  den  betreffenden  Richtern  der  ersten  Instanz  auszuüben. 

1363.  Um  Handelsrichter  zu  sein,  sind  dieselben  Eigenschaften  er- 
forderlich, welche  das  Gesetz  für  das  Amt  eines  gewöhnlichen  Richters 
erster  Instanz  verlangt. 

Seine  Ernennung  kommt  dem  höchsten  Gerichtshof  zu,  und  sie  er- 
halten die  Dotation,  welche  das  Budget  ihnen  anweist,  ohne  Sportein  oder 
andere  Emolumente. 

1364.  Jeder  Handelsrichter  erhält  seinen  betreffenden  Stellvertreter, 
der  ebenso  wie  der  eigentliche  Inhaber  des  Amtes  ernannt  worden  ist. 

1365*  ^  ^'^^^ö  ^®^  Abwesenheit  oder  der  Behinderung  des  Handels- 
richters und  seines  Stellvertreters  hat  einer  der  Civilrichter  erster  Instanz 
der  Hauptstadt  des  betreffenden  Departements  zu  erkennen. 

1366.  Die  Handelsrichter  amtiren  mit  einem  Sekretair,  welchen  sie 
ernennen,  nach  vorhergegangener  Genehmigung  des  höchsten  Gerichtshofes. 

Die  Sekretaire  empfangen  das  Gehalt,  welches  ihnen  das  Budget  an- 
weist. 

1367.  Es  ist  ebenfalls  ein  von  dem  Richter  ernannter  Schreiber 
vorhanden,  mit  der  Dotation,  welche  ihm  das  Budget  zuweist. 

1368.  Die  Kammern  zweiter  und  dritter  Instanz  haben  respective 
über  die  Handelssachen  in  den  Fällen,  in  welchen  nach  dem  Gesetz  die 
ordentlichen  oder  ausserordentlichen  Rekurse  eingelegt  werden,  zu  erkennen. 

1369.  Die  Gerichtsbarkeit  der  Handelsrichter  ist  nicht  prorogirbar, 
auch  nicht  mit  dem  Willen  der  Parteien,  um  über  andere  Geschäfte  oder 
Prozesse  als  kaufinännische  zu  erkennen. 

1370.  Es  werden  als  kaufinännisch  allö^erpflichtungen  und  Rechte 
erachtet,  welche  aus  den  in  den  Bestinmiungen  dieses  Gesetzbuches  auf- 
geführten Negociationen,  Verträgen  und  Operationen  hervorgehen. 

1371.  Den  Handelsrichtern  kommt  ebenfalls  die  Entscheidung  über 
die  Fallimente  der  gewerbemässigen  Kaufleute  zu,  auch  wenn  verschiedene 
ihrer  Schulden  nicht  aus  kaufmännischen  Unternehmungen  herrühren. 

Sie  haben  ebenso  über  das  Falliment,  auch  wenn  der  Schuldner  nicht 
die  Eigenschaft  eines  Kaufmannes  hat,  zu  erkennen,  falls  die  Mehrheit 
seiner  Schulden  aus  Handelsgeschäften  herrührt. 

1372.  Die  Civil-  imd  Militärrichter  haben  dafiir  zu  sorgen,  dass 
keine    Klagen    über    Gegenstände    der    ausschliesslichen    Kompetenz    der 
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Handelsrichter  zugelassen  werden;  wenn  sie  jedoch,  weil  die  Natur  des 
Geschäfts  nicht  klar  ist,  darüber  erkennen,  kann  die  Nichtii^keit  der  Ver- 
handlung nicht  geltend  gemach  twerden,  auch  wenn  sich  ergiebt,  dass  das- 
selbe zum  Handelsforum  gehört 

1373.  Die  Handelsrichter  haben  keine  Eriminalgerichtsbarkeit  noch 
können  sie  andere  Strafen  auferlegen,  als  die  in  diesem  Gesetzbucn  vor- 
geschriebenen Geldstrafen, 

Wenn  irgend  ein  strafrechtlicher  Incidentfall  bei  dem  Verfehren  dieser 
Richter  eintritt,  so  ist  die  Entscheidunghierüber  der  gewöhnlichen  Gerichts- 
barkeit mit  einer  Bescheinigung  der  vorgange,  welche  zu  dem  Strafver- 
fahren Veranlassung  geben,  zu  überweisen. 

1374.  Alle  für  die  Richter  des  gewöhnlichen  Forums  festgesetzten 
Verfahren  und  Proceduren  sind  von  den  Handelsrichtern  überall  za  beob- 
achten, wo  in  diesem  Gesetzbuch  ein  anderes  nicht  vorgesehen  ist 


TITEL  n. 
Von  der  Kompetenz  der  Handelsricliter. 

1375.  Wenn  der  Streitgegenstand  500  Pesos*)  nicht  übersteigt,  so  hat 
der  Handelsrichter  über  das  Geschäft  im  mündliehen  Verfahren  zu  entscheiden. 

Gegen  das  verkündete  Urtheil  kann  das  Rechtsmittel  der  Revision 
bei  der  Kammer  der  zweiten  Instanz  eingelegt  werden,  dieselbe  hat, 
ohne  in  irgend  welches  Beweisverfahren  über  die  Sache  einzutreten,  mne^ 
halb  des  dritten  Tages  zu  entscheiden,  was  Rechtens  ist. 

1376.  Wenn  der  Betrag  des  Geschäftes  500  Pesos  fibersteigt,  ist 
darüber  im  schriftlichen  Verfahren  zu  erkennen. 

1377.  Wenn  der  Werth  des  Geschäftes  nicht  bestimmt  worden  oder 
es  zweifelhaft  ist,  ob  er  500  Pesos  übersteigt,  hat  der  Richter  denselben 
nach  vorhergegangenem  Gutachten  Sachverständiger  festzustellen,  hin- 
sichtlich der  Frage,  ob  im  mündlichen  oder  schriftlichen  Verfahren  bu 
verhandeln  sei. 

1378.  Bei  der  Instruirung  der  mündlichen  und  schriftlichen  Verfahren 
haben  die  Handelsgerichte  in  dem  Lauf  der  Instanzen  die  Bestimmung^ 
der  Prozessordnung  zu  beobachten,  soweit  nicht  in  diesem  Gesetzbuch  etwas 
Anderes  speciell  bestimmt  worden  ist. 


TITEL  in. 
Von  den*  besonderen  Verfahren. 

1379.  Im  Falle  des  Art.  80  hat  der  Handelsrichter  auf  Antrag  des 
Kommissionärs  die  Hinterlegung  der  EfPekten  bei  einer  zuverlässigen 
Person  anzuordnen  und  von  Amtswegen  zwei  Sachverstandige  zu  emennent 
welche  einen  Theil  der  am  leichtesten  realisirbaren  Effekten  abschätaen« 
und  zwar  in  einem  Betrage,  welcher  zur  Deckung  der  von  dem  Kommis- 
sionär vorgeschossenen  Kosten  hinreicht,  indem  zu  ihrem  Verkauf  in 
öffentlicher  Versteigerung  geschritten  wird. 


Ueber  den  Werth  eines  Peso  vgl.  Note  S.  463. 


XXVIIL  Salvador.  6G9 

1880*  Im  Falle  des  Art.  251  hat  der  Handelsrichter  auf  einfachen 
Antrag  des  Verkäufers  die  Hinterlegung  bei  einer  zuverlässigen  Person 
zu  yemigen,  indem  hierbei  die  Bestimmungen  des  betreffenden  Verfahrens 
zu  beobachten  sind. 

1881.  In  dem  fänften  Falle  des  Art.  827  hat  der  Handelsrichter  die 
Hinterlegung  der  Ladung  bei  einer  zuverlässigen  Person  anzuordnen,  und 
zwar  auf  einfachen  Antrag  des  Elapitains. 


TITEL  IV. 
Von  dem  Verfahren  bei  Fallimenten. 

1888.  Das  Verfahren  bezüglich  der  Fallimente  ist  in  fänf  Abschnitte 
zu  theüen,  indem  die  Verhandlungen  eines  jeden  derselben  in  einem  be- 
sonderen Aktenstück  zu  fuhren  sind. 

1888.  Der  erste  Abschnitt  umfasst  Alles,  was  sich  auf  die  Erklärung 
des  Falliments  bezieht,  die  derselben  nachfolgenden  Verfügungen  imd 
deren  Ausführung,  die  Ernennung  des  Verwalters  und  des  Depositars, 
sowie  die  Incidenthllle  bezüglich  ihrer  Absetzung  und  Ersetzung,  sowie 
den  Akkord  zwischen  den  Gläubigem  und  dem  Falliten,  weldiier  das 
Verfahren  beendigt. 

Der  zweite  Abschnitt  umfasst  die  Massnahmen  bezüglich  der  Beschlag- 
nahme des  Vermögens  des  Falliten  und  Alles,  was  die  Verwaltung  des 
Falliments  bis  zur  vollständigen  Liquidation  und  Rechnungslegung  Seitens 
des  Depositars  betrifft. 

Der  dritte  Abschnitt  umfasst  die  Ansprüche,  welche  durch  die  Zahlungs- 
einstellung bezüglich  der  Verträge  und  der  Verwaltungshandlungen  des 
Falliten  vor  der  Erklärung  veranlasst  werden. 

Der  vierte  Abschnitt  umfasst  die  Prüfung  und  Anerkennung  der 
Forderungen  gegen  das  Falliment  und  die  Rangordnung  und  Bezahlung 
der  Gläubiger. 

Der  fünfte  die  Qualifikation  des  Falliments  und  die  Rehabilitation 
des  Falliten. 

Abschnitt  I. 
Von  der  Erklärung  des  Falliments. 

1884.  Das  Exposä  des  Eaufinannes,  welcher  sich  als  im  Zustande  des 
Falliments  befindlich  anzeigt,  muss  gemäss  der  Vorschrift  des  Art  1254^ 
abgefasst  und  beurkundet  überreicht  werden. 

Auf  andere  Weise  hat  der  Handelsrichter  demselben  keine  Folge  zu 
^eben,  noch  kommt  ihre  Präsentation  dem  Interessenten  hinsichtlich  der 
gesetzlichen  Wirkungen  zu  Gute. 

1885.  Der  Gläubiger,  welcher  die  Erklärung  des  Falliments  be- 
antragt, muss  seine  Legitimation  und  die  Thatsache  der  Zahlungseinstellung 
seines  Schuldners  gemäss  Art.  1259  nachweisen.  Nach  Erlegung  beider 
Punkte  erfolgt  Seitens  des  Handelsrichters  die  Erklärung,  indem  er  den 
Schuldner  summarisch  hört 


cfr.  oben  S.  646. 
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1386.  Wenn  der  Fallit  die  Aufhebung  der  Erklärung  des  Falliments 
in  dem  Fall  des  Art  1262  verlangt,  ist  ein  besonderes  Aktenstück  llie^ 
über  anzulegen,  indem  summarisch  verfahren  wird,  nach  Anhörung  des 
Gläubigers,  welcher  die  Erklärung  beantragt  hat. 

1387.  Die  übrigen  Gläubiger,  welche  beabsichtigen,  bei  der  An- 
fechtung der  Aufhebung  des  das  Falliment  erklärenden  Erkenntnisses  mit- 
zuwirken, können  es  in  dem  Stadium  thun,  in  welchem  sich  das  Verfahren 
befindet,  ohne  seinen  gesetzlichen  Gang  aufzuhalten. 

1388.  Wenn  der  Gläubiger  dem  Antrage  des  Falliten  zustimmt, 
hat  der  Richter  die  Aufhebung  des  das  Falliment  erklärenden  Erkennt- 
nisses, ohne  ein  anderes  Verfahren  oder  eine  weitere  Massnahme  zu  verfogen. 

Das  Erkenntniss  über  die  Aufhebung  ist  in  den  übrigen  Aktenstücken 
des  Falliments  zu  vermerken,  indem  in  jedem  einzelnen  derselben  dasjenige 
angeordnet  wird,  was  erforderlich  ist,  um.  dem  Falliten  sein  Vermögen, 
seine  Papiere,  Handelsbücher  und  übrigen  Rechte  zurückzugewähren. 

1389.  Der  Anspruch  wegen  Schäden  und  Nachtheile,  welcher  dem 
wiedereingesetzten  Falliten  gegen  den  Gläubiger  zusteht,  der  die  Erklärung 
des  Falliments  mit  Dolus,  Falschheit  oder  offenbarer  Ungerechtigkeit  herbei- 
geführt hat,  ist  in  derselben  Akte,  wie  die  Aufhebung,  zu  verhandeln, 
nidem  er  nach  den  Bestimmungen  des  gewöhnlichen  Verfahrens  zu  sub- 
stantiiren  ist. 

1390.  Der  Fallit  oder  sein  Vertreter  ist  nur  mit  einer  Vorladung 
zum  Erscheinen  an  den  Posttagen  an  dem  Ort  und  zu  der  Stunde,  welche 
der  Verwalter  bezeichnet,  Behufe  Eröffnung  der  Korrespondenz,  aufzufordern. 
Erscheint  er  nicht  zu  der  in  der  Vorladung  angegebenen  Stunde,  so  er- 
folgt die  Eröffnung  durch  den  Verwalter,  welcher  dem  Falliten  die  Briefe 
übergiebt,  welche  die  Geschäfte  des  Falliments  nicht  betreffen. 

1391*  Die  Ernennung  des  Verwalters  und  des  Depositars  kann  von 
den  Gläubigern  wegen  eines  gesetzlichen  Mangels  der  zur  Ausübung 
dieser  Aemter  bezeicnneten  Personen  oder  deshalb  angefochten  werden, 
weil  bei  der  Vornahme  der  Wahl  gegen  das  Recht  verfahren  ist. 

Damit  die  Anfechtung  zulässig  sei,  ist  nothwendig,  dass  dieselbe 
innerhalb  3  Tagen,  nachdem  die  Ernennung  notificirt  woraen  ist,  herbei- 
geführt werde.  Wenn  diese  Wahl  indessen  auf  unfähige  Personen  gefallen 
ist,  muss  sie  der  Handelsrichter  von  Amtswegen  zurückweisen  und  die 
Gläubiger  auffordern,  zu  einer  neuen  Wahl  zu  schreiten. 

1392.  Von  der  ge^en  die  Ernennung  zum  Verwalter  oder  Depositar 
erhobenen  Beschwerde  ist  demjenigen  Nachricht  zu  geben,  welcher  von 
diesen  Aemtem  ausgeschlossen  werden  soll.  Die  Instruirung  dieses  Inci- 
dentfalles  erfolgt  in  summarischem  Veifahreu  in  einer  besonderen  Akte. 

Die  Beschwerde  verhindert  nicht,  dass  der  Beklagte  in  die  Aus- 
übung seiner  Funktionen  nach  vorhergegangener  Annahme  und  Vereidi- 
gung eingesetzt  wird. 

1393.  Wenn  in  Folge  von  Missbräuchen  bei  der  Ausübung  des 
Amtes  als  Verwalter    oder  Depositar    ein    Gläubiger   die    Absetzung  d^- 

¥*  nigen,  der  diese  Aemter  inne  hat,  beantragt,  muss  er  dem  Richter  die 
hatsachen  auseinandersetzen,  auf  welche  er  den  Antrag  stützt,  indem  er 
die  Beweise  des  betreffenden  Falles  beifügt,  oder  dieselben  in  der  Prä- 
klusivfrist von  8  Tagen  beibringt  Der  Richter  hat  auf  Grund  dieses  Be- 
weises und  nach  Einsicht  in  die  auf  die  Verwaltung  des  Falliments  bezüg- 
lichen Akten  über  die  Absetzung  des  Verwalters  oder  des  Depositars  de 
piano  zu  entscheiden. 
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1394.  Ist  in  einer  Versammlung  der  Akkord  zwischen  den  Gläubi- 
gem und  dem  Falliten  zu  Stande  gekommen,  so  hat  der  Richter  die 
Einberufung  derjenigen  anzuordnen,  welche  berechtigt  sind,  der  Bestätigung 
des  Akkordes  zu  widersprechen,  damit  sie  dies  innerhalb  8  Tagen  thun, 
mit  dem  Bemerken,  dass  nach  Ablauf  dieser  Frist,  ohne  dass  ein  gesetz- 
licher Widerspruch  eingelegt  worden  ist,  der  Akkord  bestätigt  werden  würde, 
wenn  gesetzmässig  verfahren  sei. 

Die  Einberufung  hat  mittelst  Bekanntmachungen,  welche  an  den  ge- 
bräuchlichen Orten  anzuheften  und  in  das  Amtsblatt  zu  inseriren  sind,  zu 
erfolgen. 

1395.  Der  Widerspruch  gegen  den  Akkord  ist  in  summarischem 
Verfahren  zu  substantiiren. 

Abschnitt  II. 
Von    der    Verwaltung    des    Falliments. 

1396'  Das  diesem  Abschnitt  entsprechende  Aktenstück  hat  mit  einer 
Ausfertigung  des  das  Falliment  erklärenden  Erkenntnisses  zu  beginnen, 
ohne  andere  Vorgänge.  Im  Anschluss  daran,  hat  das  Inventar  des  ge- 
sammten,  an  dem  Domicil  des  Falliten  vorhandenen  Vermögens  zu  folgen. 

Zu  diesem  Aktenstück  gehören  die  Protokolle  über  die  Verkäufe  der 
Vermögensstücke  des  Fsdliments. 

1397.  Die  Anträge  des  Depositars  bezüglich  entstehender  ausser- 
gewöhnlicher  Ausgaben  sind  unter  Vernehmung  des  Verwalters  zu 
prüfen,  und  auf  Grund  der  Ermittelungen  und  nach  Vorlegung  der 
übrigen  Berichte,  welche  der  Richter  verlangt,  wenn  er  es  so  für  erforder- 
lich erachtet,  hat  er  die  Zahlung  zu  autorisiren. 

1398.  Der  Verwalter  kann  über  die  Geschäfte  des  Falliments  weder 
einen  Vergleich  abschliessen,  noch  dieselben  einem  Schiedsspruch  unter- 
werfen, ohne  dass  eine  gerichtliche  Verfügung  vorhergeht,  welche  ihn 
hierzu  ermächtigt,  oder  diese  Befugniss  von  allen  Gläubigem  gewährt 
worden  ist. 

1399.  Die  Rechnungen,  welche  der  Depositar  über  seine  Verwaltung 
vorlegt,  gehören  ebenfalls  zu  diesem  Aktenstück.  Sie  sind  von  dem 
Verwalter  und  dem  Falliten  zu  prüfen,  und  im  Fall  des  Bestreitens  ist  der 
Widerspruch  in  dem  gewöhnlichen  Verfahren  zu  substantiiren. 

1400.  Die  Reklamationen  der  Gläubiger  oder  des  Falliten  gegen  den 
Verwalter  auf  Grund  von  Schäden  und  Nachtheilen,  welche  der  Ma.sse 
durch  Betrug,  Unterschlagung  oder  schuldbare  Nachlässigkeit  verursacht 
worden  sind,  sind  in  einem  besonderen  Abschnitt,  der  mit  diesem  Akten- 
stück zusammenhängt,  gemäss  den  Bestimmungen  des  gewöhnlichen  Ver- 
fahrens zu  erheben  und  zu  substantiiren. 

Abschnitt  III. 
Von    den    Wirkungen    der    Zahlungseinstellung. 

1401.  Der  Verwalter  in  seiner  Eigenschaft  als  Vertreter  der  Gläubiger 
ist  berufen,  die  Nichtigkeit  oder  die  Aufhebung  der  Zahlungen  und  Ver- 
träge zu  verlangen,  welche  der  Fallit  in  der  Zeit,  in  welcher  er  unfähig 
ist,  geleistet  oder  abgeschlossen  hat,  gemäss  den  Art.  1275  und  1276. 
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1402.  Der  Verwalter  ist  verpflichtet,  innerhalb  10  Tagen  nach  dem 
Empfange  der  Bücher  und  Papiere  des  Falliments  eine  umfassende  Auf- 
stellung aller  Zahlungen  und  Verträge  anzufertigen,  auf  welche  sich  der 
vorhergehende  Artikel  bezieht. 

Auf  Grund  besagter  Aufstellung  hat  der  Verwalter  aussergericht^ 
lieh  von  den  Interessenten  die  Rückerstattung  der  ungehöriger  Weise 
empfangenen  Werthe  zur  Masse  zu  verlangen.  Wenn  die  aussergerichtliche 
Reklamation  unwirksam  ist,  so  hat  er  vor  dem  Handelsrichter  die  ent- 
Bprechenden  Klagen  zu  erheben. 

Abschnitt  IV. 

Von  der  Prüfung,  Rangordnung  und  Bezahlung  der 
Forderungengegen  dasFalliment 

1403.  Die  Gläubiger,  welche  sich  durch  den  Beschluss  der  General- 
versaminlung  über  die  Feststellung  der  Forderungen  für  benachtheiligt 
erachten,  können  von  ihrem  Rechte  innerhalb  3  Tageo  nach  der  Notifikation 
des  Beschlusses  der  Versammlung  Gebrauch  machen. 

t4M.  Die  Klage  der  Gläubiger  auf  Anerkennung  ihrer  Forderungen, 
welche  die  Versammlung  abgelehnt  hat,  ist  gegen  den  Verwalter  im 
ordentlichen  Verfahren  zu  substantiiren. 

1405.  Das  Memoire,  welches  der  Verwalter  der  GeneralversauMnlang 
gemäss  No.  10  des  Art  1294  vorlegt,  bleibt  in  dem  Sekretariat  des 
Gerichts  während  der  improrogirbaren  Frist  von  8  Tagen,  damit  die  Gläu- 
biger von  demselben  Kenntniss  nehmen,  welche  zur  Versammluog  nicht 
erschienen  sind,  sowie  diejenigen,  welche  sich  der  Abstimmung  enthalten 
haben,  sofern  sie  darthun,  dass  sie  stimmen  würden,  nachdem  sie  besser 
in  dem  Memoire  untemchtet  sind. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  ist  kein  späterer  Widerspruch  gegen  das 
Memoire  zulässig.  Der  Richter  hat  eine  Abschrift  hiervon  den  wider- 
sprechenden Gläubigern  und  dann  dem  Verwalter  zu  ertheilen,  unter  Beob- 
achtung der  Bestimmungen  des  gewöhnlichen  Verfahrens. 

Abschnitt  V. 

Von   der   Qualifikation   des   Falliments   und   der 
Rehabilitation  des  Falliteu. 

1406.  Nach  Ablauf  von  30  Tagen,  nachdem  der  Verwalter  in  den 
Besitz  der  Bücher  und  Papiere  des  Falliten  gelangt  ist,  kann  der  letztere 
die  Qualifikation  des  Falliments  betreiben. 

Der  Verwalter  kann  seinerseits  dasselbe  thun,  auch  vor  dem  Ablauf 
der  in  dem  vorhergehenden  Alinea  angegebenen  Frist.  In  dem  ersten 
Fall  ist  der  Antrag  des  Falliten  gegen  den  Verwalter  zu  substantüren, 
indem,  falls  er  Widerspruch  erhebt,  die  Bestimmungen  des  gewöhnlichen 
Verfahrens  zu  befolgen  sind. 

In  dem  zweiten  hat  der  Verwalter  dem  Richter  einen  Bericht  über 
das  Ergebniss  der  Prüfung  der  Bücher  und  Papiere  des  Falliten  vorzulegen. 
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indem  er  die  Qualifikation  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches 
beantragt;  wenn  der  Fallit  dem  Antrage  des  Verwalters  innerhalb  der  in 
der  Abschrift,  welche  ihm  von  dem  Bericht  ertheilt  werden  muss,  gestellten 
Frist  widerspricht,  ist  Beweis  zu  erheben,  und  die  Sache  bis  zu  Sirer  Be- 
endigung nach  den  Bestimmungen  des  gewöhnlichen  Verfahrens  fortzu- 
setzen. 

1407.  Wenn  das  Falliment  für  schuldbar  oder  betrügerisch  erklärt 
Tirorden  ist,  so  hat  der  Handelsrichter  eine  Bescheinigung  aus  dem  be- 
treffenden Aktenstück  der  gewöhnlichen  Gerichtsbehörde  zu  übermitteln, 
damit  diese  nach  dem  Rechte  verfahre. 

1408.  Der  Antrag  des  Falliten  auf  seine  Rehabilitation  ist  nach  Be- 
endigung des  Verfahrens  Behufs  Qualifikation  in  demselben  Aktenstück, 
in  welchem  das  letztere  erörtert  worden  ist,  zu  instruiren,  indem  gemäss 
den  Bestimmungen  im  Titel  8  des  Buch  IV  zu  verfahren  ist. 
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XXIX.  SCHWEIZ. 


u. 


/nterm   14.    „Brachmonat"    1881    ist   für  das   ganze   Bandesgebiet   der 
Schweiz  ein  neues 


Obligationenrecht ') 

mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Januar  1883  in   Deutscher,  Französischer   nnd 
"  inischer  Sprache 
Dasselbe  lautet : 


Italienischer  Sprache  publicirt  worden. 


TITEL  I. 
Entstellung  der  Obligationen. 

I.    Vertrag. 

Abschluss  des  Vertrages. 

Art.  t.  Zum  Abschlüsse  eines  Vertrages  ist  die  übereinstimmende 
gegenseitige  Willensäusserung  der  Parteien  erforderlich.  Sie  kann  eine 
ausdrückliche  oder  stillschweigende  sein. 

2.  Haben  sich  die  Parteien  über  alle  wesentlichen  Punkte  geeinigt, 
so  wird  vermuthet,  dass  der  Vorbehalt  von  Neben  punkten  die  Verbind- 
lichkeit des  Vertrages  nicht  hindern  solle. 

Kommt  über  diese  Nebenpunkte  eine  Vereinbarung  nicht  zu  Stande, 
so  hat  der  Richter  über  dieselben  nach  der  Natur  des  Geschäftes  zu  ent- 
scheiden. 

Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  über  die  Form  der  Verträge.  *) 

3.  Wer  einem  Andern  den  Antrag  zum  Abschlüsse  eines  Vertraj^es 
gestellt  und  für  die  Annahme  eine  Frist  gesetzt  hat,  bleibt  bis  zum  Ab- 
Eiufe  derselben  an  den  Antrag  gebunden.  Er  wird  wieder  frei,  wenn 
nicht  die  Annahmserklärung  vor  Ablauf  dieser  Frist  bei  ihm  eingetroffen  ist 

4.  Wird  der  Antrag  ohne  Bestimmung  einer  Frist  an  einen  An- 
wesenden gestellt  und  von  diesem  nicht  sogleich  angenommen,  so  ist  der 
Antragsteller  nicht  weiter  gebunden. 

^)  cfr.  Einleitaug  zu  £d.  I,  S.  XIX.  —  Im  ZusammenhaDf?  mit  dem  OblintioiieB- 
recht  ist  sodann  am  22.  «Brachmonat"  ej.  ein  Bnndesgesetz  über  die  persönliche  Handel»- 
föhigkeit  ergangen, 

»)  cfr.  Art  9  flg. 
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5.  Wird  der  Antrag  ohne  Bestimmung  einer  Frist  an  einen  Ab- 
wesenden gestellt,  so  bleibt  der  Antragsteller  bis  zu  dem  Zeitpunkt 
gebunden  0>  in  welchem  er  den  Eingang  der  Antwort  bei  ordnungsmässiger^ 
rechtzeitiger  Absendung  derselben  erwarten  darf.  Bei  der  Berechnung 
dieses  Zeitpunktes  kann  der  Antragsteller  von  der  Voraussetzung  ausgehen, 
dass  sein  Antrag  rechtzeitig  angekommen  sei. 

Trifft  die  rechtzeitig  abgesendete  Annahmserklärung  erst  nach  jenem 
Zeitpunkte  bei  dem  Antragstäler  ein,  so  ist  dieser,  wenn  er  nicht  gebunden 
sein  will,  verpflichtet,  bei  Vermeidung  von  Schadenersatz')  ohne  Verzug 
hievon  Anzeige  zu  machen. 

Ist  we^en  der  besonderen  Natur  des  Geschäftes  eine  ausdrückliche 
Annahme  nicht  zu  erwarten,  so  gilt  der  Vertrag  als  abgeschlossen,  wenn 
der  Antrag  nicht  binnen  angemessener  Frist  abgelehnt  worden  ist 

6.  Der  Antragsteller  wird  nicht  gebunden,  wenn  er  dem  Antrage 
eine  die  Behaftung  ablehnende  Erklärung  (ohne  Verbindlichkeit  u.  dgl.) 
beigefügt  hat,  oder  wenn  sich  ein  solcher  Vorbehalt  aus  der  Natur  des 
Geschäftes  oder  aus  den  Umständen  als  selbstverständlich  ergibt 

7.  Trifft  der  Widerruf  eines  Antrages  bei  dem  anderen  Theile  vor 
oder  mit  dem  Antrage  selbst  ein,  so  ist  dieser  als  nicht  geschehen  zu 
betrachten. 

Ebenso  ist  die  Annahme  als  nicht  geschehen  zu  erachten,  wenn  der 
Widerruf  derselben  bei  dem  Antragsteller  vor  oder  mit  der  Annahms- 
erklärung selbst  eintrifft. 

8.  Ist  ein  Vertrag  unter  Abwesenden  zu  Stande  gekommen,  so  be- 
ginnen seine  Wirkungen  mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Annahms- 
erklärung  zur  Absendung  abgegeben  wurde. 

Wenn  eine  ausdrückliche  Annahme  nicht  erforderlich  ist,  so  beginnen 
die  Wirkungen  des  Vertrages  mit  dem  Empfange  des  nicht  abgelehnten 
Antrages. 

Form  der  Verträge. 

9.  Verträge  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  nur  dann  einer  besonderen 
Form^),  wenn  aas  Gesetz  eine  solche  vorschreibt 

Ist  über  Bedeutung  und  Wirkung  einer  vorgeschriebenen  Form  nicht 
etwas  anderes  bestimmt,  so  hängt  von  deren  Beobachtung  die  Gültigkeit 
des  Vertrages  ab. 

tO.  Das  kantonale  Recht  bestimmt  die  Form  der  Schenkungen^ 
sowie  der  Verträge,  welche  dingliche  Rechte  an  unbeweglichen  Sadien 
betreffen. 

tt.  Ist  für  einen  Vertrag  die  schriftliche  Form  gesetzlich  vorge- 
schrieben^), so  gilt  diese  Vorschrift  auch  für  jede  Abänderung  dessdben, 
mit  Ausnahme  von  ergänzenden  Nebenbestimmungen,  welche  mit  der  Ur- 
kande  nicht  im  Widerspruche  stehen. 

12.    Ein  Vertrag,   für   welchen  die  schriftliche  Form  gesetzlich  vor- 

Seschrieben   ist,   muss   die  Unterschriften    aller   Personen   tragen,    welche 
urch  denselben  verpflichtet  werden  sollen« 

Sofern  nicht  etwas  Anderes  gesetzlich  bestimmt  ist,  gilt  als  schrift- 
liche Form    auch   der  Briefwechsel    oder   der  Wechsel    von  Telegrammen, 

0  Ausnahmen  enthalten  Art.  6  und  Art  7  AI.  1. 
«)  cfr.  Art  60  und  51. 

*)  Eine  Schriftlichkeit,  Eintragung  ins  Handelsregister  und  öffentliche  Beurkondong. 
*)  Wie  z.  B.  für  die  Cession  von  Fordenmgen,  Behufs  der  Wirksamkeit  Dritten 
gegenüber  (Art  184). 
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Yorausgesetzty   dass   die   Originaldepescben   die  Unterschrift   der  Partien 
tragen,  welche  sich  verpflichten. 

13.  Kann  eine  Person  nicht  unterschreiben;  so  wird  die  Unterschrift 
durch  ein  beglaubigtes  Handzeichen  oder  durch  eine  öffentliche  Beurkondong 
ersetzt. 

14.  Ist  für  einen  Vertrag,  welcher  vom  Gesetze  an  keine  Form  ^ 
bunden  ist,  die  Anwendung  einer  solchen  Torbehalten  worden,  so  wird  ye^ 
muthet,  dass  die  Parteien  vor  Erf&llung  der  Form  nicht  verpflichtet  sem 
wollen. 

Geht  eine  solche  Abrede  auf  schriftliche  Form  ohne  nähere  Bezeich- 
nung, so  sind  für  deren  Erfüllung  die  Art.  12  und  13  massgebend. 

15.  Ein  Schuldbekenntniss  ist  gültig  auch  ohne  die  Erwähnung  eines 
besonderen  Verpflichtungsgrundes.*) 

16.  Bei  der  Beurtheilung  eines  Vertrages  sowohl  nach  Form  als 
nach  Inhalt  ist  der  übereinstimmende  wirkliche  Wille  der  Parteien  and 
nicht  die  unrichtige  Bezeichnung  oder  Ausdrucksweise  zu  beachten,  welche 
dieselben,  sei  es  aus  Irrthum,  sei  es  in  der  Absicht  gebraucht  haben,  mn 
die  wahre  Beschaffenheit  des  Vertrages  zu  verbergen  (Simulation). 

Dem  gutgläubigen  Dritten,  welcher  ein  schriftliches  Schuldbekemitmss 
besitzt,  kann  der  Schuldner  nicht  die  Einrede  der  Simulation  entgegensetzen.^ 

Gegenstand  des  Vertrages. 

17.  Gegenstand  des  Vertrages  kann  nur  eine  Leistung  sein,  welche 
möglich  und  nicht  widerrechtlich  oder  unsittlich  ist. 

Mängel   des  Vertragsabschlusses. 

18.  Der  Vertrag  ist  für  denjenigen  Theil  unverbindlich,  welcher  sidi 
bei  Abscbluss  desselben  in  einem  wesentlichen  Irrthum  befunden  hat 

19.  Der  Irrthum  ist  insbesondere  ein  wesentlicher: 

1.  wenn  der  eine  Theil  einen  anderen  Vertrag  eingehen  wollte  ak 
denjenigen,  ftir  welchen  er  seine  Zustinmiung  erUärt  hat; 

2.  wenn  der  Wille  des  Irrenden  auf  eine  andere  Sache  gerichtet  war 
als  der  Wille  des  anderen  Theiles; 

3.  wenn  die  irrig  vorausgesetzten  Eigenschaften  der  Sache  so  erheblich 
sind,  dass  dieselbe,  je  nachdem  diese  Eigenschaft;en  voiiianden  sind 
oder  fehlen,  im  Verkehre  zu  einer  ganz  verschiedenen  Gattung 
oder  Art  von  Gütern  gerechnet  wird; 

4.  wenn  der  eine  Theil  irrthümlich  eine  Leistung  von  erheblich 
grösserem  Umfange  versprochen  hat  oder  eine  Gegenleistung  tod 
erheblich  geringerem  Umfange  sich  hat  versprechen  lassen,  als  es 
sein  Wille  war. 

20.  Der  Irrthum  über  die  Person  des  anderen  Theiles  gilt  nur  (Iaqd 
als  wesentlich,  wenn  der  Vertrag  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  die 
Person  abgeschlossen  wurde. 

2t.  Der  nicht  wesentliche  Irrthum  hindert  die  Verbindlichkeit  des 
Vertrages  nicht  Dies  gilt  insbesondere  von  dem  Irrthum  im  Beweggmnde 
zum  Vertragsabschlüsse,  über  den  Werth  der  verabredeten  Leistung  odff 
die  Zahlungsfähigkeit  des  anderen  Theiles. 


^  Uebereinstimmend  mit  dem  Französischen  Recht  (Art  11S2  Code  erffl}- 
•)  cfr.  unten  Art.  189. 
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22.  Blosse  Rechnungsfehler  hindern  die  Yerbindlichkeit  des  Vertrages 
nicht,  sind  aber  zu  berichtigen. 

23.  Hat  der  Theil,  welcher  den  Yertrag  nicht  gegen  sich  gelten  lässt, 
seinen  Irrthum  der  eigenen  Fahrlässigkeit  zuzuschreiben,  so  wird  er  zum 
Schadenersatz  yerpflichtet,  es  sei  denn,  dass  der  andere  Theil  den  Irrthum 
gekannt  habe  oder  hätte  kennen  sollen. 

24.  Ist  ein  Theil  durch  betrügerische  Handlangen  des  anderen  zu 
dem  Vertragsabschlüsse  verleitet  worden,  so  ist  der  Vertrag  für  ihn  aach 
dann  nicht  verbindlich,  wenn  der  erregte  Irrthum  kein  wesentlicher  war. 

25.  Der  von  einem  Dritten  verübte  Betrug  hindert  die  Verbindlich- 
keit für  den  betrogenen  Theil  nur,  wenn  der  andere  zur  Zeit  des  Vertrags- 
abschlusses jenen  Betrug  gekannt  hat  oder  hätte  kennen  sollen. 

26.  Ist  der  eine  Theil  von  dem  anderen  oder  von  einem  Dritten 
widerrechtlich  durch  Erregung  gegründeter  Furcht  zur  Eingehung  eines 
Vertrages  bestimmt  worden,  so  ist  der  Vertrag  für  jenen  nicht  verbmdlich. 

27.  Die  Furcht  ist  eine  gegründete,  wenn  der  Bedrohte  nach  den 
Umstanden  annehmen  musste,  dass  er  oder  eine  ihm  nahe  verbundene 
Person  an  Leib  oder  Leben,  Ehre  oder  Vermögen  mit  einer  nahen  und 
erheblichen  Gefahr  bedroht  sei. 

Die  Furcht  vor  der  Geltendmachung  eines  Rechtes  wird  nur  dann 
berücksichtigt,  wenn  die  bedenkliche  Lage  des  Bedrohten  missbraucht 
worden  ist,  um  ihm  die  Einräumung  übermässiger  Vortheile  abzunöthigen. 

28«  Wenn  der  durch  Irrthum,  Betrug  oder  Furcht  beeinflusste  Theil 
binnen  Jahresfrist  weder  dem  anderen  eröffnet,  dass  er  den  Vertrag  nicht 
halte,  noch  eine  schon  erfolgte  Leistung  zurückfordert,  so  gilt  der  Vertrag 
als  genehmigt.  Die  Jahresirist  beginnt  in  den  Fällen  des  Irrthums  und 
Betruges  mit  der  Entdeckung,  in  den  Fällen  der  Furcht  mit  der  Beseitigung 
derselben. 

Die  Genehmigung  eines  wegen  Betruges  oder  Furcht  unverbindlichen 
Vertrages  schliesst  den  Anspruch  auf  allfalligen  Schadenersatz  nicht  ohne 
Weiteres  aus. 

Vertragsfähigkeit. 

29.  Fähig,  Verträge  abzuschliessen,  sind  die  volljährigen  Personen 
beider  Geschlechter,  insofern  ihnen  die  Handlungs&higkeit  nicht  ent- 
zogen ist.*) 

30.  Minderjährige  und  Volljährige,  soweit  ihnen  die  Vertragsfähig- 
keit entzogen  ist,  können  nur  mit  Einwilligung  ihrer  gesetzlichen  Vertreter 
Rechte  aufgeben  oder  Verpflichtungen  übernehmen. 

Ohne  diese  Einwilligung  können  sie  solche  Verträge  eingehen,  welche 
lediglich  bezwecken,  ihnen  Rechte  einzurämnen  oder  sie  von  Verbindlich- 
keiten zu  befi*eien. 

31.  Gänzlich  vertragsunfähig  sind  Persosen,  welche  keinen  bewussten 
Willen  haben,  oder  des  Vemunftgebrauches  beraubt  sind,  so  lange  dieser 
Zustand  dauert« 

32*    Ein  Vertrag,    welcher   ohne   die   erforderliche  Einwilligung   des 
,  gesetzlichen  Vertreters    abgeschlossen    worden  ist.   kann   durch  denselben 
oder  durch  die  Partei  selbst,   wenn  diese  inzwischen  die  Vertragsfahigkeit 
erlangt  hat,  genehmigt  werden. 


1)  cfr.  G^etz  über  die  Handlungsfähigkeit  vom  92.  Brachmonat  1881. 
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Der  andere  Theil  wird  frei,  wenn  die  Genehmi^ng  nicht  innerhalb 
einer  angemessenen  Frist  erfolgt,  welche  er  selbst  ansetzen  oder  durch  eine 
zuständige  Behörde  ansetzen  lassen  kann. 

33.  Erfolgt  keine  Genehmigung,  so  ist  jeder  Theil  befugt,  die  schon 
vollzogene  Leistung  zurückzufordern. 

Der  nicht  gebundene  Theil  jedoch  haftet  nur  so  weit,  als  die  Leistung 
f&r  ihn  nützlich  verwendet  worden,  oder  als  er  zur  Zeit  der  Rückforderung 
noch  bereichert  ist  oder  sich  böswillig  der  Bereicherung  entäussert  hat. 

Hat  er  die  andere  Vertragspartei  zu  der  irrthümlichen  Annahme 
seiner  Vertragsfahigkeit  verleitet,  so  ist  er  ihr  für  den  verursachten  Schaden 
verantwortlich. 

34.  Wird  einer  in  ihrer  Vertragsfähigkeit  beschränkten  Person  von 
ihrem  gesetzlichen  Vertreter  der  selbstständige  Betrieb  eines  Berufes  oder 
Gewerbes  ausdrücklich  oder  stillschweigend  gestattet,  so  haftet  sie  mit 
ihrem  ganzen  Vermögen  aus  denjenigen  Geschäften,  welche  zu  dem  regel- 
mässigen Betriebe  dieses  Berufes  oder  Gewerbes  gehören. 

35.  Wenn  eine  Ehefrau  mit  ausdrücklicher  oder  stillschweigender 
Einwilligung  ihres  Ehemannes  einen  Beruf  oder  ein  Gewerbe  selbst- 
ständig betreibt,  so  haftet  sie  nach  Massgabe  des  vorhergehenden  Artikels 
ohne  Kücksicht  auf  die  NuUiungs-  und  Verwaltungsrechte  des  Ehemannes. 

Ueberdies  haftet,  wo  nach  kantonalem  Rechte  das  Vermögen  der 
Ehefrau  in  dasjenige  des  Mannes  übergeht,  der  Ehemann;  wo  Güterge- 
meinschaft besteht,  das  gemeinsame  Vermögen. 

Eine  weiter  gehende  Haftung  des  Ehemannes  zu  bestimmen,  bleibt 
dem  kantonalen  Rechte  vorbehalten. 

Vertragsschliessung   durch   Stellvertreter. 

36.  Wenn  Jemand,  der  zur  Vertretung  eines  Andern  ermächtigt  ist 
im  Namen  desselben  einen  Vertrag  abschliesst,  so  wird  der  Vertretene  und 
nicht  der  Vertreter  berechtigt  und  verpflichtet. 

37.  Hat  der  Vertreter  bei  dem  Vertragsabschlüsse  sich  nicht  als 
solchen  zu  erkennen  gegeben,  so  wird  der  Vertretene  nur  dann  unmittel- 
bar berechtigt  oder  verpflichtet,  wenn  der  andere  Theil  aus  den  Umständen 
auf  das  Vertretungsverhältniss  schliessen  musste;  ist  dies  nicht  der  Fall, 
so  bedarf  es  einer  Abtretung  der  Forderung,  oder  einer  Schuldübemahme 
nach  den  hiefür  geltenden  Grundsätzen. 

38.  Soweit  die  Ermächtigung  im  Namen  eines  Andern  Verträge  ab- 
zuschliessen  aus  familien-  oder  erbrechtlichen  Beziehungen  oder  aus  Ver- 
hältnissen des  öffentlichen  Rechtes  hervorgeht,  ist  sie  nach  dem  kantonalen 
Rechte  oder  der  bezüglichen  eidgenössischen  Gesetzgebung  zu  beurtheilen. 

39.  Ist  die  Ermächtigung  vertragsmässig  eingeräumt,  so  beurtheilt 
sich  ihr  Inhalt  nach  der  zwischen  Vollmachtgeber  und  Vertreter  getroffenen 
ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Vereinbarung. 

Vorbehalten  bleiben  die  durch  dieses  Gesetz  den  Gesellschaftsvor- 
stehern, Prokuraträgern  und  andern  Handlungsbevollmächtigten  beigelegten 
Befugnisse. 

40.  Eine  vertragsmässig  ertheilte  Vollmacht  kann  vom  Vollmacht- 
geber jederzeit  beschränkt  oder  widerrufen  werden,  unbeschadet  der  ver- 
tragsmässigen  Ansprüche  des  Bevollmächtigten. 

Ein  vom  Vollmachtgeber  zum  Voraus  erklärter  Verzicht  auf  dieses 
Recht  ist  ungültig. 
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41.  Hat  der  VertreteDe  die  Vollmacht  ausdrücklich  oder  thatsächlich 
kundgegeben,    so    kann   er   deren    gänzlichen    oder   theilweisen   Widerruf 

fptgläubigen  Dritten    nur   dann  entgegensetzen,    wenn  er  denselben  eben- 
ialls  bekannt  gemacht  hat. 

42.  Die  vertragsmässige  Vollmacht  erlischt  durch  den  Tod,  durch 
eingetretene  Handlungsunfähigkeit  und  durch  den  Eonkurs  des  Vollmacht- 
gebers oder  des  Bevollmächtigten.  Die  Auflösung  einer  juristischen  Person 
oder  einer  in  das  Handelsregister  eingetragenen  Gesellschaft  hat  die  näm- 
liche Wirkung  für  die  von  innen  ertheilten  Vollmachten. 

Die  gegenseitigen  persönlichen  Ansprüche  werden  hiedurch  nicht 
berührt. 

43.  Ist  dem  Bevollmächtigten  eine  Vollmachtsurkunde  ausgestellt 
worden,  so  ist  er  nach  dem  Erlöschen  der  Vollmacht  zur  Rückgal^  oder 
gerichtlichen  Hinterlegung  der  Urkunde  verpflichtet 

Wird  er  von  dem  Vollmachtgeber  oder  seinen  Rechtsnachfolgern  hiezu 
nicht  angehalten,  so  sind  dieselben  gutgläubigen  Dritten  für  den  Schaden 
verantwortlich. 

44.  So  lange  das  Erlöschen  der  Vollmacht  dem  Bevollmächtigten 
nicht  bekannt  geworden  ist,  berechtigt  und  verpflichtet  er  den  Vollmacht- 
geber oder  dessen  Rechtsnachfolger,  wie  wenn  die  Vollmacht  noch  be- 
stehen würde. 

Ausgenommen  sind  die  Fälle,  in  welchen  der  Dritte  vom  Erlöschen 
der  Vollmacht  Eenntniss  hatte. 

45.  Betrefiend  das  Erlöschen  der  Vollmacht  von  Gesellschaftsvor- 
Stehern,  Prokuraträgem  und  andern  Handlungsbevollmächtigten  bleiben 
die  besonderen  Vorschriften  dieses  Gesetzes  vorbehalten. 

46.  Hat  Jemand,  ohne  dazu  ermächtigt  zu  sein,  als  Stellvertreter 
einen  Vertrag  abgeschlossen,  so  wird  der  Vertretene  nur  dann  Gläubiger 
oder  Schuldner,  wenn  er  den  Vertrag  genehmigt, 

47.  Der  andere  Theil  ist  berechtigt,  von  dem  Vertretenen  innerhalb 
einer  angemessenen  Frist  eine  Erklärung  über  die  Genehmigung  zu  ver- 
langen. 

Er  hört  auf  gebunden  zu  sein,  wenn  der  Vertretene  nicht  binnen 
dieser  Frist  die  Genehmigung  erklärt. 

48.  Wird  die  Genehmigung  ausdrücklich  oder  stillschweigend  abge- 
lehnt,   so   kann   der   andere  Theil  denjenigen,   welcher   als   Stellvertreter 

Sehandelt    hat,    auf  Schadenersatz   belangen,    sofern  er  nicht  den  Mangel 
er  Vollmacht  kannte  oder  nach  den  Umständen  hätte  kennen  sollen. 

49.  In  allen  Fällen  bleibt  die  Forderung  aus  ungerechtfertigter 
Bereicherung  bestehen. 

n.  Unerlaubte  Handlungen,  i) 

50.  Wer  einem  Andern  widerrechtlich  Schaden  zufugt,  sei  es  mit 
Absicht,  sei  es  aus  Fahrlässigkeit,  wird  demselben  zum  Ersätze  verpflichtet.  •) 

51.  Art  und  Grösse  des  Schadenersatzes  wird  durch  richterliches 
Ermessen  bestimmt  in  Würdigung  sowohl  der  Umstände  als  der  Grösse 
der  Verschuldung. 

^)  Hierzu  Bandesgesetz,  betr.  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  etc.,  vom  1.  Mai  1876 
und  betr.  Haft[»flicht  ans  Fabrikbetrieb  yom  25.  Jnni  1881. 

^)  Uebereinstimmend  mit  dem  Französischen  Recht  (Art  1182  und  1188 
Code  civü). 
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Ist  auch  dem  Beschädigten  ein  Verschulden  beizumessen,  so  kann  der 
Richter  die  Ersatzpflicht  nach  Verhältniss  ermässigen  oder  gänzlich  von 
derselben  entbinden. 

52«  Im  Falle  der  Tödtung  eines  Menschen  sind  die  verwendeten 
Kosten,  insbesondere  diejenigen  der  Beerdigung,  zu  erstatten.  Ist  der  Tod 
nicht  sofort  eingetreten,  so  muss  namentlich  auch  für  die  Kosten  der  v^ 
suchten  Heilung  und  die  Nachtheile  der  Arbeitsunfähigkeit  Entschädigung 
geleistet  werden.  Haben  andere  Personen  durch  die  Tödtung  ihren  Ver- 
sorger verloren,  so  ist  auch  für  diesen  Schaden  Ersatz  zu  leisten. 

53.  Körperverletzung  giebt  den  Verletzten  Anspruch  auf  Ersatz  der 
Kosten  und  auf  Entschädigung  für  die  Nachtheile  gänzlicher  oder  theil- 
weiser  Arbeitsunfähigkeit. 

Ueberdies  kann  der  Richter  bei  einer  Verstümmelung  oder  Ent- 
stellung, durch  welche  das  Fortkommen  des  Verletzten  erschwert  wird, 
auch  dafür  eine  Entschädigung  zusprechen. 

54.  Bei  Körperverletzung  oder  Tödtung  eines  Menschen  kann  der 
Richter  unter  Würdigung  der  besonderen  Umstände,  namentlich  in  Fällen 
von  Arglist  oder  grober  Fahrlässigkeit,  dem  Verletzten  oder  den  An- 
gehörigen des  Getödteten  auch  abgesehen  von  dem  Ersatz  erweislichen 
Schadens  eine  angemessene  Geldsumme  zusprechen. 

55*  Ist  Jemand  durch  andere  unerlaubte  Handlungen  in  seinen 
persönlichen  Verhältnissen  ernstlich  verletzt  worden,  so  kann  der  Richter 
auch  ohne  Nachweis  eines  Vermögensschadens  auf  eine  angemessene  G-eld- 
summe  erkennen. 

56.  Bei  einer  Schädigung,  welche  durch  Nothwehr  entschuldigt  wird, 
fallt  die  Ersatzpflicht  weg. 

57.  Wer  sich  durch  eigenes  Verschulden  in  einen  vorübergehenden 
Zustand  von  Bewusstlosigkeit  versetzt  und  in  demselben  Schaden  anrichtet, 
ist  dafür  verantwortlich. 

58.  Aus  Rücksichten  der  Billigkeit  kann  der  Richter  ausnahmsweise 
auch  eine  nicht  zurechnungsfähige  Person,  welche  einen  Schaden  verursacht 
hat,  zu  theilweisem  oder  vollständigem  Ersätze  verurtheilen. 

59.  Bei  Beurtheilung  der  in  den  Art  56,  57  und  58  genannten 
Fälle  ist  der  Richter  weder  an  die  strafrechtlichen  Bestimmungen  vLher 
die  Zureohnungsföhigkeit  noch  an  eyie  Freisprechung  durch  das  Straf- 
gericht gebunden. 

60*  Haben  mehrere  den  Schaden  gemeinsam  verschuldet,  so  hafiten 
sie  solidarisch  füi*  den  Ersatz,  ohne  Unterschied,  ob  sie  als  Anstifter,  Ur- 
heber oder  Gehülfen  gehandelt  haben. 

Ob  und  in  welchem  Umfange  demjenigen,  welcher  bezahlt  hat,  ein 
Regress  gegen  die  Mitschuldigen  zustehe,  wird  durch  richterliches  Ermessen 
bestimmt. 

Der  Begünstiger  haftet  nur  dann  und  nur  soweit  für  Ersatz,  als  er 
einen  Antheil  an  dem  Gewinn  empfangen  oder  durch  seine  Betheiligong 
Schaden  verursacht  hat. 

61.  Wer  rechtlich  verpflichtet  ist  die  häusliche  Aufsicht  über  eine 
Person  zu  führen ,  haftet  für  den  von  ihr  verursachten  Schaden,  insofern 
er  nicht  darzuthun  vermag,  dass  er  das  übliche  und  durch  die  Umstände 
gebotene  Mass  von  Sorgfalt  in  der  Beaufsichtigung  beobachtet  habe. 

62.  Ein  Qeschäftsherr  haftet  für  den  Schaden,  welchen  seine  An- 
gestellten oder  Arbeiter   in  Ausübung   ihrer   geschäftlichen  Venichtungea 
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yerorsacht  haben,  wenn  er  nicht  nachweist,  dass  er  alle  erforderliche  Sorg- 
falt angewendet  habe,  um  einen  solchen  Schaden  zu  verhüten. 

Diese  Verantwortlichkeit  trifft  auch  juristische  Personen,  wenn  sie 
ein  Gewerbe  betreiben. 

63.  Dem  nach  Massgabe  der  Art  61  und  62  Ersatzpflichtigen 
steht  das  Rückgriffsrecht  gegen  den  Thäter  zu,  so  weit  dieser  für  seine 
Handlungen  verantwortlich  erklärt  werden  kann. 

64.  Ueber  die  Ersatzpflicht  für  Schaden,  welchen  öffentliche  Beamte 
oder  Angestellte  in  Ausübung  ihrer  amtlichen  Verrichtungen  verursachen, 
können  Bundes-  oder  Kantonalgesetze  abweichende  Bestimmungen  auf- 
stellen. 

Für  gewerbliche  Verrichtungen  öffentlicher  Beamten  oder  Angestellten 
können  jedoch  die  Bestimmungen  dieses  Titels  durch  Kantonalgesetze 
nicht  geändert  werden. 

65.  Für  Schaden,  welchen  ein  Thier  anrichtet,  haftet,  wer  dasselbe 
hält,  wenn  er  nicht  beweist,  dass  er  alle  erforderliche  Sorgfalt  in  der  Ver- 
wahrung und  Beaufsichtigung  angewendet  habe.  Vorbehalten  bleibt  ihm 
der  Rückgriff,  wenn  das  Thier  von  einem  Andern  oder  durch  das  Thier 
eines  Anoem  gereizt  worden  ist. 

66.  Der  Besitzer  eines  Grundstückes  ist  berechtigt.  Dritten  an- 
gehörige  Thiere,  welche  auf  demselben  Schaden  anrichten,  zur  Sicherung 
seiner  Ersatzforderung  einzufangen  und  in  seinen  Gewahrsam  zu  nehmen, 
in  schweren  Fällen  sogar  zu  tödten,  wenn  er  sich  ihrer  nicht  anders  er- 
wehren kann. 

Er  ist  jedoch  verpflichtet  ohne  Verzug  dem  Eigenthümer  davon 
Kenntniss  zu  geben  und,  sofern  ihm  derselbe  nicht  bekannt  ist,  zu  dessen 
Ermittelung  das  Nöthige  vorzukehren. 

67.  Der  Eigenthümer  eines  Gebäudes  oder  eines  andern  Werkes  hat 
für  den  Schaden  Ersatz  zu  leisten,  welclien  dasselbe  in  Folge  mangelhafter 
Unterhaltung  oder  fehlerhafter  Anlage  oder  Herstellung  verursacht.  Im 
letzteren  Falle  bleibt  ihm  der  Rückgriff  nach  Massgabe  des  Art.  362  gegen 
den  Erbauer  vorbehalten. 

68*  Wer  von  dem  Gebäude  oder  dem  Werke  eines  Andern  mit 
Schaden  bedroht  ist,  kann  von  dem  Eigenthümer  verlangen,  dass  er  die 
erforderlichen  Massregeln  zur  Abwendung  der  Gefahr  treffa  Vorbehalten 
bleiben  die  Anordnungen  der  Polizei  zum  Schutze  von  Personen  und 
Eigenthum. 

69.  Der  Anspruch  auf  Schadenersatz  verjährt  in  einem  Jahre  von 
dem  Tage  hinweg,  an  welchem  der  Geschädigte  Kenntniss  von  der  Schädi- 
gung und  der  Person  des  Thäters  erlangt  hat,  jedenfalls  aber  mit  dem  Ab- 
stufe von  zehn  Jahren  von  dem  Tage  der  Schädigung  an  gerechnet. 

Wird  jedoch  die  Klage  aus  einer  strafbaren  Handlung  hergeleitet, 
für  welche  das  Strafrecht  eine  längere  Verjährung  vorschreibt,  so  gUt  diese 
auch  für  den  Civilanspruch. 

in.    Ungerechtfertigte  Bereicherung. 

70*  Wer  ohne  rechtmässigen  Grund  aus  dem  Vermögen  eines  Andern 
bereichert  wurde,  ist  zur  Bückerstattung  verpflichtet 

71.  Insbesondere  tritt  diese  Verbindlichkeit  dann  ein.  wenn  Jemand 
ohne  jeden  Grund  oder  aus  einem  nicht  verwirklichten  Grunde  oder  aus 
einem  nachträglich  weggefallenen  Grunde  eine  Zuwendung  erhalten  hat. 
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72.  Wnrde  eine  Nichtschuld  freiwillig  bezahlt,  so  ist  die  R&ckforde- 
rong  nur  dann  statthaft,  wenn  der  Zahlende  nachzuweisen  vermag,  dass 
er  sich  über  seine  Schuldpflicht  im  Irrthum  befunden  habe. 

Ausgeschlossen  ist  die  Rückforderung,  wenn  die  Zahlung  fiir  eine 
verjährte  Schuld  oder  in  Erfüllung  einer  sittlichen  Pflicht  geleistet  wurde. 

73.  Die  Rückerstattung  kann  nur  in  so  weit  gefordert  werden,  als  der 
Empfänger  zur  Zeit  der  Rückforderung  noch  bereichert  ist  oder  sich  bö8- 
wilhg  der  Bereicherung  entäussert  hat. 

Vollen  Ersatz  hat  er  zu  leisten,  wenn  er  schon  beim  Empfange  nicht 
in  gutem  Glauben  war. 

74.  Der  Empfanger  hat  seinerseits  Anspruch  auf  Ersatz  der  noth- 
wendigen  und  nützlichen  Verwendungen,  für  letztere  jedoch,  wenn  er  beim 
Empfange  nicht  in  gutem  Glauben  war,  nur  bis  zum  Betrage  des  zur  Zeit 
der  Rückerstattung  noch  vorhandenen  Mehrwerthes. 

Was  blos  zur  Verschönerung  der  Sache  angebracht  wurde,  kann  er 
wegnehmen,  sofern  dieses  ohne  Schaden  möglich  ist  und  der  Kläger  nicht 
vorzieht,  ihm  den  Werth  zu  ersetzen. 

75.  Was  in  der  Absicht,  einen  rechtswidrigen  oder  unsittlichen 
Erfolg  herbeizufuhren,  gegeben  worden  ist,  kann  nicht  zurückgefordert 
werden. 

rV.  Obligationen  aus  anderen  Gründen. 

76.  Die  Entstehung  von  Schuldverpflichtungen  aus  familien-  oder 
erbrechtlichen  Verhältnissen  sowie  aus  Gründen  des  öffentlichen  Rechte 
wird  durch  das  kantonale  oder  das  bezügliche  eidgenössische  Recht 
geregelt. 

TITEL  IL 
Wirkung  der  Obligationen. 

I.  Erfüllung  der  Obligationen. 
Allgemeine   Grundsätze.    Ort  und  Zeit  der  Erfüllung. 

77.  Der  Schuldner  ist  nur  dann  verpflichtet,  persönlich  zu  erfüllen, 
wenn  es  bei  der  Erfüllung  auf  seine  Persönlichkeit  ankömmt. 

78.  Der  Gläubiger  braucht  sich  eine  Theilzahlung  nicht  gefallen  zu 
lassen,  wenn  die  gesammte  Schuld  liquid  und  fällig  ist. 

Will  der  Gläubiger  eine  Theilzahlung  annehmen,  so  kann  der 
Schuldner  die  Zahlung  des  von  ihm  anerkannten  Theiles  der  Schuld  nicht 
verweigern. 

79.  Ist  eine  untheilbare  Leistung  an  mehrere  Gläubiger  oder  von 
mehreren  Schuldnern  zu  erfüllen,  so  kann  jeder  Gläubiger  die  ganze 
Leistung  fordern  und  ist  jeder  Schuldner  zu  der  ganzen  Leistung  ver- 
pflichtet. 

Sofern  sich  aus  den  Umständen  nicht  etwas  Anderes  ergibt,  kann  der 
Schuldner,  welcher  den  Gläubiger  befriedigt  hat,  von  den  üorigen  Schuld- 
nern einen  verhältnissmässigen  Ersatz  verlangen. 

Soweit  ihm  ein  solcher  Anspruch  zusteht,  gehen  die  Rechte  des 
befriedigten  Gläubigers  auf  ihn  über. 
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80.  Wenn  die  untheilbare  Leistung  sich  in  eine  theilbare  verwandelt, 
zum  Beispiel  in  die  Verpflichtung  zu  Schadenersatz,  so  kann  jeder  Gläubiger 
nur  seinen  Antheil  foraem  und  hat  jeder  Schuldner  nur  seinen  Antheil 
zu  leisten. 

81.  Ist  die  geschuldete  Sache  nur  der  Qattung  nach  bestimmt,  so 
steht  dem  Schuldner  die  Auswahl  zu,  insofern  sich  aus  dem  Vertrage  nicht 
etwas  Anderes  ergibt.  Er  darf  jedoch  nicht  eine  Sache  unter  mittlerer 
Qualität  anbieten. 

82.  Ist  die  Schuldpflicht  in  der  Weise  auf  mehrere  Leistungen 
gerichtet,  dass  nur  die  eine  oder  die  andere  erfolgen  soll,  so  steht  das 
Wahlrecht  dem  Schuldner  zu,  insofern  sich  aus  dem  Vertrage  nicht  etwas 
Anderes  ergibt 

83.  Geht  eine  Verbindlichkeit  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  ist  die 
Höhe  derselben  weder  durch  die  Parteien  noch  durch  Gesetz  oder  Uebung 
bestimmt,  so  sind  Zinsen  zu  fünf  Prozent  auf  das  Jahr  zu  bezahlen. 

Es  bleibt  der  Kantonalgesetzgebung  vorbehalten,  Bestimmungen  gegen 
Missbräuche  im  Zinswesen  aufzustellen. 

84  Der  Ort  der  Erfüllung  wird  zunächst  durch  den  ausdrück- 
lichen oder  aus  den  Umständen  zu  schliessenden  Willen  der  Parteien 
bestimmt. 

Im  Zweifel  gelten  folgende  Grundsätze: 

1.  Geldschulden  sind  an  dem  Orte  zu  zahlen,  wo  der  Gläubiger  zur 
Zeit  der  Erfüllung  seineo  Wohnsitz  hat; 

2.  wird  eine  bestimmte  Sache  geschuldet,  so  ist  dieselbe  da  zu  über- 
geben, wo  sie  sich  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  befand; 

3.  andere  Verbindlichkeiten  sind  an  dem  Orte  zu  erfüllen,  wo  der 
Schuldner  zur  Zeit  ihrer  Entstehung  seinen  Wohnsitz  hatte. 

Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Vorschriften  des  Gesetzes. 

85.  Wenn  der  Gläubiger  seinen  Wohnsitz,  an  welchem  er  die  Er- 
füllung fordern  kann,  nach  der  Entstehung  der  Schuld  ändert  und  dem 
Schuldner  dadurch  eine  erhebliche  Belästigung  erwächst,  so  ist  dieser 
berechtigt  an  dem  ursprünglichen  Wohnsitze  zu  erfüllen. 

88.  Ist  die  Zeit  der  Erfüllung  weder  durch  Vertrag  noch  durch  die 
Natur  des  Rechtsgeschäftes  bestimmt,  so  kann  die  Erfüllung  sogleich 
geleistet  und  gefordert  werden. 

87.  Ist  die  Zeit  der  Erf&llung  auf  Anfang  oder  auf  Ende  eines 
Monates  festgesetzt,  so  ist  darunter  der  erste  oder  der  letzte  Tag  des 
Monates  zu  verstehen. 

Ist  die  Zeit  der  Erfüllung  auf  die  Mitte  eines  Monates  festgesetzt,  so 
gilt  der  fünfzehnte  dieses  Monates  als  der  Tag  der  Erfüllung. 

88.  Soll  die  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  mit  dem  Ablaufe  einer 
bestimmten  Frist  nach  Abschluss  des  Vertrages  erfolgen,  so  fällt  der  Zeit- 
punkt der  ErfQllung: 

1.  wenn  die  Frist  nach  Tagen  bestimmt  isl,  auf  den  letzten  Tag  der 
Frist;  bei  Berechnung  der  Frist  wird  der  Tag,  an  welchem  der 
Vertrag  geschlossen  wurde,  nicht  mitgerechnet;  geht  die  Frist  auf 
acht  oder  fünfzehn  Tage,  so  werden  darunter  nicht  eine  Woche 
oder  zwei  Wochen,  sondern  volle  acht  oder  fünfzehn  Tage  ver- 
standen; 

2.  wenn  die  Frist  nach  Wochen  bestimmt  ist,  auf  denjenigen  Tag 
der  letzten  Woche,  welcher  durch  seine  Benennung  dem  Tage  dea 
Vertragsabschlusses  entspricht; 
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3.  wenn  die  Frist  nach  Monaten  oder  einem  mehrere  Monate  um- 
fassenden Zeiträume  (Jahr,  halbes  Jahr,  viertel  Jahr)  bestimmt  ist, 
auf  denjenigen  Ta^  des  letzten  Monates,  welcher  durch  seine  Zahl 
dem  Tage  des  Vertragsabschlusses  entspricht;  fehlt  dieser  Tag 
in  dem  letzten  Monate,  so  fällt  die  Erfüllung  auf  den  letzten  Tag 
dieses  Monates. 

Der  Ausdruck  „halber  Monat'^  wird  einem  Zeiträume  von  fünf- 
zehn Tagen  gleichgeachtet.  Ist  die  Frist  auf  einen  oder  mehrere 
ganze  Monate  und  einen  halben  Monat  gestellt,  so  sind  die  fünf- 
zehn Tage  zuletzt  zu  zählen. 

89.  Nach  den  im  vorhergehenden  Artikel  enthaltenen  Grundsätzen 
wird  die  Frist  auch  dann  berecnnet,  wenn  dieselbe  nicht  von  dem  Tage 
des  Vertragsabschlusses,  sondern  von  einem  andern  Zeitpunkte  an  zu 
laufen  hat 

90.  Fällt  der  Zeitpunkt  der  Erfällung  auf  einen  Sonntag  oder  auf 
einen  anderen  am  Erfüllungsorte  staatlich  anerkannten  Feiertag,  so  gilt 
der  nächstfolgende  Werktag  als  Tag  der  Erfüllung.  Abweichende  Ver- 
einbarungen bleiben  vorbehalten. 

91.  Soll  die  Erfüllung  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  geschehen, 
8o  muss  sie  vor  Ablauf  derselben  erfolgen.  Fällt  jedoch  der  letzte  Tag 
auf  einen  Sonntag  oder  auf  einen  anderen  am  Erfüllungsorte  staatHch 
Anerkannten  Feiertag,  so  tritt  der  nächstfolgende  Werktag  an  dessen  Stelle; 
abweichende  Vereinbarungen  bleiben  vorbehalten. 

92.  Die  Erfüllung  muss  an  dem  Erfullungstage  während  der  gewöhn- 
lichen Geschäftszeit  geleistet  und  angenommen  werden. 

93.  Wurde  die  vertragsmässige  Erfullungsfrist  verlängert,  so  beginnt 
die  neue  Frist,  sofern  sich  aus  dem  Vertrage  nicht  etwas  Anderes  ergibt, 
am  ersten  Tage  nach  Ablauf  der  alten  Frist. 

94.  Sofern  sich  nicht  aus  den  Bestimmungen  oder  der  Natur  des 
Vertrages,  oder  aus  den  Umständen  eioe  andere  Willensmeinung  der 
Parteien  ergibt,  kann  der  Schuldner  schon  vor  dem  Verfidltage  emiUen. 
Er  ist  jedoch  nicht  berechtigt  einen  Diskonto  abzuziehen,  es  sei  denn,  dass 
Uebereinkunft  oder  Handelsgebrauch  einen  solchen  gestatten. 

95.  Wer  bei  einem  zweiseitigen  Vertrage  den  anderen  Theil  zur 
Erfüllung  anhalten  will,  muss  entweder  bereits  erfüllt  haben  oder  die  Er- 
füllung  anbieten,  ausser  wenn  er  nach  dem  Inhalte  oder  der  Natur  des 
Geschäftes  erst  später  zu  erfüllen  hat. 

96.  Wenn  der  eine  Theil  in  Eonkurs  gerathen  ist  oder  seine 
Zahlungen  eingestellt  hat,  so  kann  der  andere  seine  Leistung  so  lange 
zurückhalten^  bis  ihm  die  Gegenleistung  sicher  gestellt  wird. 

Zahlung.     Verzug  des  Gläubigers.     Hinterlegung. 

97.  Geldschulden  sind  in  der  Landesmünze^)  zu  bezahlen. 

Ist  in  dem  Vertrage  eine  Münzsorte  bestimmt,  welche  am  Zahlungs- 
orte keinen  Umlauf  hat,  so  kann  die  geschuldete  Summe  nach  ihrem 
Werthe  zur  Verfedlzeit  in  der  Landesmünze  bezahlt  werden,  sofern  nicht 
durch  den  Gebrauch  des  Wortes  „effektiv^'  oder  eines  ähnlichen  Zusatzes 
die  wortgetreue  Erfüllung  des  Vertrages  ausbedungen  ist 


^)  Hierzu  das  Eidgenössische  Münzgesetz  vom  10.  Mai  1850  und  Ab&ndenmgs* 
gesetz  vom  29.  März  1879. 
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98.  Der  Gläubiger  einer  Geldforderung  ist  nicht  verpflichtet,  Bank- 
noten oder  Papiergeld  an  Geldes  statt  anzunehmen. 

99.  Der  Schuldner  kann  eine  Theilzahlung  nur  insoweit  auf  das 
Kapital  anrechnen,  als  er  nicht  mit  Zinsen  oder  Kosten  im  Rückstande  ist. 

100.  Sind  dem  Gläubiger  für  einen  Theil  seiner  Forderung  Bürgen 
gestellt,  oder  Pfänder  oder  andere  Sicherheiten  gegeben  worden,  so  ist 
der  Schuldner  nicht  berechtigt,  eine  Theilzahlung  auf  den  gesicherten,  oder 
besser  gesicherten  Theil  der  Forderung  anzurechnen. 

101-  Hat  der  Schuldner  mehrere  Schulden  an  denselben  Gläubiger 
zu  bezahlen,  so  ist  er  berechtigt,  bei  der  Zahlung  zu  erklären,  welche 
Schuld  er  tilgen  will. 

Mangelt  eine  solche  Erklärung,  so  wird  die  Zahlung  auf  diejenige 
Schuld  angerechnet,  welche  der  Gläubiger  in  seiner  Quittung  bezeichnet, 
vorausgesetzt,  dass  der  Schuldner  nicht  sofort  bei  Empfang  aer  Quittung 
Widerspruch  erhebt. 

Erhebt  er  Widerspruch,  oder  enthält  die  Quittung  nichts  über  die 
Anrechnung,  so  ist  die  Zahlung  auf  die  föllige  Schuld  anzurechnen;  unter 
mehreren  mlligen,  auf  diejenige,  für  welche  der  Schuldner  zuerst  betrieben 
worden  ist;  hat  keine  Betreibung  stattgefunden,  auf  die  früher  verfallene; 
sind  sie  gleichzeitig  verfallen,  so  findet  eine  verhältnissmässige  Anrechnung 
statt.  Ist  endlich  keine  der  mehreren  Schulden  verfallen,  so  wird  die 
Zahlung  auf  diejenige  angerechnet,  welche  dem  Gläubiger  am  wenigsten 
Sicherheit  darbietet. 

102.  Der  Schuldner,  welcher  eine  Zahlung  leistet,  ist  berechtigt,  eine 
Quittung  und,  falls  die  Schuld  vollständig  getilgt  wird,  auch  die  Rückgabe 
des  Schuldscheines  oder  dessen  Entkräftung  zu  fordern. 

Ist  die  Zahlung  keine  vollständige  oder  sind  in  dem  Schuldscheine 
auch  andere  Rechte  des  Gläubigers  beurkundet,  so  kann  der  Schuldner 
ausser  der  Quittung  nur  die  Vormerkung  auf  dem  Schuldscheine  verlangen. 

103.  Werden  Zinse  oder  andere  periodische  Leistungen  geschuldet, 
so  begründet  die  für  eine  spätere  Leistung  ohne  Vorbehalt  ausgestellte 
Quittung  die  Vermuthung,  es  seien  die  früher  fällig  gewordenen  Leistungen 
erfüllt. 

Ist  eine  Quittung  für  die  Eapitalschuld  ausgestellt,  so  wird  vermuthet, 
dass  auch  die  Zinse  bezahlt  seien. 

104.  Die  Rückgabe  des  Schuldscheines  an  den  Schuldner  begründet 
die  Vermuthung,  dass  die  Schuld  getilgt  sei. 

105.  Behauptet  der  Gläubiger,  es  sei  der  Schuldschein  abhanden 
gekommen,  so  kann  der  Schuldner  bei  der  Zahlungsleistung  fordern,  dass 
der  Gläubiger  die  Entkräftung  des  Schuldscheines  und  die  Tilgung  der 
Schuld  in  einer  öfientlichen  oder  beglaubigten  Urkunde  erkläre. 

Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  über  Amortisation  von  Wechseln, 
Ordre-  und  Inhaberpapieren,  sowie  die  kantonalen  Gesetze  über  Amorti- 
sation grundversicherter  Forderungen. 

108.  Der  Gläubiger  kommt  in  Verzug,  wenn  er  die  Annahme  der 
gehörig  angebotenen  Leistung  oder  die  Vornahme  der  ihm  obliegenden 
V  orberei tungshandlungen,  ohne  welche  der  Schuldner  zu  erfüllen  nicht  im 
Stande  ist,  ungerechtfertigter  Weise  verweigert. 

107.  Wenn  der  Gläubiger  sich  im  Verzuge  befindet  oder  die  Er- 
füllung der  schuldigen  Leistung  aus  andern  Gründen  weder  an  den  Gläubiger, 
noch    an  einen  Vertreter  desselben  geschehen  kann,    so    ist   der  Schuldner 

Borchardt,  HaDdelsrecht  rv.  44 


690  XXIX.    Schweiz. 

berechtigt,  die  geschuldete  Sache  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Gläubigers 
zu  hinterlegen  und  sich  dadurch  von  seiner  Verbindlichkeit  zu  befreien. 

Den  Ort  der  Hinterlegung  hat  der  Richter  des  Erfüllungsortes  zu  be- 
stimmen, jedoch  können  VVaaren  auch  ohne  richterliche  Bestimmung  in 
einem  Lagerhaus  hinterlegt  werden. 

10&  Ist  die  geschuldete  Sache  zur  Hinterlegung  nicht  geeignet  oder 
dem  Verderben  ausgesetzt  oder  erheischt  sie  Unterhaltungskosten,  so  kann 
der  Schuldner  nach  vorejängiger  Androhung  und  mit  Bewilligung  des 
Richters    die  Sache  öfiPentlich  verkaufen  lassen  und   den  Erlös  hinterlegen. 

Hat  die  Sache  einen  Börsen-  oder  Marktpreis,  so  braucht  der  Verkauf 
kein  öffentlicher  zu  sein  und  kann  der  Richter  denselben  auch  ohne  vor- 
gängige Androhung  gestatten. 

109.  Der  Schuldner  ist  berechtigt,  die  hinterlegte  Sache  wieder  zu- 
rückzunehmen, so  lange  nicht  der  Gläubiger  deren  Annahme  erklärt  hat 
oder  in  Folge  der  Hinterlegung  eine  Grundversicherung  gelöscht  oder  ein 
Faustpfand  zurückgegeben  worden  ist 

Mit  dem  Zeitpunkte  der  Rücknahme  tritt  die  Forderung  nebst  allen 
Nebenrechten  wieder  in  Kraft. 

II.    Folgen  der  Nichterfüllung. 

110.  Kann  die  Erfüllung  der  Verbindlichkeit  überhaupt  nicht  oder 
nicht  gehörig  bewirkt  werden,  so  hat  der  Schuldner  Schadenersatz  zu 
leisten,  sofern  er  nicht  beweist,  dass  ihm  keinerlei  Verschulden  zur 
Last  falle. 

111.  Jede  Verbindlichkeit  etwas  zu  thun,  löst  sich,  wenn  die  Nicht- 
erfüllung dem  Schuldner  zur  Lastfilllt,  in  eine  Verbindlichkeit  zum  Schaden- 
ersatze auf  Jedoch  kann  der  Gläubiger  ermächtigt  werden,  die  Handlung 
auf  Kosten  des  Schuldners  vornehmen  zu  lassen. 

112.  Wenn  eine  Verbindlichkeit  darin  besteht,  etwas  nicht  zu  thun, 
so  wird  denenige,  welcher  ihr  zuwiderhandelt,  schon  durch  das  blosse 
Zuwiderhandeln  zum  Schadenersatze  verpflichtet  Auch  kann  der  Gläubiger 
die  Beseitigung  des  rechtswidrigen  Zustandes  verlangen  und  sich  ermächtigen 
lassen,  dieselbe  auf  Kosten  des  Schuldners  vorzunehmen. 

113.  Im  Allgemeinen  haftet  der  Schuldner  für  jede  Fahrlässigkeit 
Diese  Haftung  ist  eine  mehr  oder  minder  ausgedehnte,  je  nach  der  be- 
sonderen Natur  des  Geschäftes.  Insbesondere  wird  dieselbe  milder  be- 
urtheilt,  wenn  das  Geschäft  für  den  Schuldner  keinerlei  Vortheil  bezweckt 

114.  Eine  zum  Voraus  getroffene  Verabredung,  wodurch  die  Haftung 
für  rechtswidrige  Absicht  oder  grobe  Fahrlässigkeit  ausgeschlossen  sein  so^ 
ist  nichtig. 

Auch  ein  zum  Voraus  erklärter  Verzicht  auf  Haftung  für  leichtes 
Verschulden  kann  nach  billigem  Ermessen  des  Richters  als  nichtig  be- 
trachtet werden,  wenn  der  Verzichtende  zur  Zeit  seiner  Erklärung  in  einem 
Dienstverhältniss  zu  dem  andern  Theile  stand,  oder  wenn  die  Verant- 
wortlichkeit aus  dem  Betriebe  eines  obrigkeitlich  konzessionirten  Ge- 
werbes folgt. 

115.  Der  Schuldner  ist  verantwortlich  für  das  Verschulden  der 
seiner  Autorität  untergeordneten  Familienglieder,  seiner  Angestellten  und 
Arbeiter.  Ebenso  sind  juristische  Personen,  wenn  sie  ein  Gewerbe  betreiben, 
verantwortlich  für  das  Verschulden  ihrer  Vertreter,  Angestellten  oder  Arbeiter 
bei  deren  geschäftlichen  Verrichtungen. 
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Die  Verantwortlichkeit  des  Schuldners  för  das  Verschulden  der  ge- 
nannten Personen  kann  durch  eine  zum  Voraus  getrofifene  Verabredung  be* 
schränkt  oder  aufgehoben  werden.  Steht  aber  der  Verzichtende  zu  dem 
andern  Theil  in  einem  Dienstverhältniss  oder  folgt  die  Verantwortlichkeit 
aus  dem  Betriebe  eines  obrigkeitlich  konzessionirten  Gewerbes,  so  darf  die 
Haftung  nur  für  leichtes  Verschulden  wegbedungen  werden. 

116.  Der  ersatzpflichtige  Schuldner  hat  jedenfalls  den  Schaden  zu 
ersetzen,  welcher  bei  Eingehung  des  Vertrages  als  unmittelbare  Folge  der 
Nichterfüllung  oder  der  nicht  gehörigen  Erfüllung  des  Vertrages  vorher- 
gesehen werden  konnte. 

Den  Betrag  des  Schadens  stellt  der  Richter  nach  freiem  Ermessen 
unter  Würdigung  der  Umstände  fest. 

Ob  bei  schwerem  Verschulden  in  einem  weiteren  Umfange,  als  im 
ersten  Absätze  bestimmt  ist,  Schadenersatz  zu  leisten  sei,  bleibt  dem  richter- 
lichen Ermessen  vorbehalten. 

117.  Ist  eine  Verbindlichkeit  fallig,  so  wird  der  Schuldner  durch 
Mahnung  des  Gläubigers  in  Verzug  gesetzt. 

Wurde  für  die  Erfüllung  ein  bestimmter  VerfeUtag  verabredet,  oder 
ergibt  sich  ein  solcher  in  Folge  einer  vorbehtütenen  und  gehörig  vorgenom- 
menen Aufkündigung,  so  kommt  der  Schuldner  schon  mit  Ablauf  dieses 
Tages  in  Verzug. 

118.  Befindet  sich  der  Schuldner  im  Verzuge,  so  haflet  er  auch  für 
den  Zufall. 

Er  kann  sich  von  dieser  Haftung  durch  den  Nachweis  befreien,  dass 
der  Verzug  ohne  jedes  Verschulden  von  seiner  Seite  eingetreten  sei,  oder 
dass  der  Zufall  auch  bei  rechtzeitiger  Erfüllung  den  Gegenstand  der  Leistung 
zum  Nachtheile  des  Gläubigers  betroffen  hätte. 

119.  Ist  der  Schuldner  mit  der  Zahlung  einer  Geldschuld  in  Verzug, 
so  bat  er  Verzugszinsen  zu  fünf  vom  Hundert  für  das  Jahr  zu  bezahlen, 
selbst  wenn  die  vertragsmässigen  Zinsen  weniger  betragen. 

Sind  durch  Vertrag  höhere  Zinse  als  fünf  Prozent,  sei  es  direkt,  sei 
es  durch  Verabredung  einer  periodischen  Bankprovision,  ausbedungen  worden, 
so  können  dieselben  auch  während  des  Verzuges  gefordert  werden. 

Unter  Eaufleuten  können  für  die  Zeit,  in  welcher  der  übliche  Bank- 
diskonto am  Zahlungsorte  fünf  Prozent  überschreitet,  die  Verzugszinsen  zu 
diesem  höheren  Zinsfusse  berechnet  werden. 

120.  Ein  Schuldner,  welcher  mit  der  Zahlung  von  Zinsen  irgend  einer 
Art  oder  mit  der  Entrichtung  von  Renten  oder  mit  der  Zahlung  einer  ge- 
schenkten Summe  im  Verzuge  ist,  hat  erst  vom  Tage  der  Anhebung  der 
Betreibung  oder  der  gerichtlichen  Klage  an  Verzugszinsen  zu  bezahlen. 

Eine  entgegenstehende  Vereinbarung  ist  nacn  den  Grundsätzen  über 
Konventionalstrafe  zu  beurtheilen. 

121.  Hat  der  Gläubiger  einen  grösseren  Schaden  erlitten,  als  ihm 
durch  die  Verzugszinsen  vergütet  wird,  so  ist  der  Schuldner  zum  Ersätze 
desselben  verpflichtet,  wenn  ihm  ein  Verschulden  nachgewiesen  wird. 

122*  Wenn  sich  bei  zweiseitigen  Verträgen  der  eine  Theil  im  Verzuge 
befindet,  so  ist  der  andere  berechtigt,  ihm  eine  angemessene  Frist  zur  nach- 
träglichen Erfüllung  anzusetzen  oder  durch  eine  zustandige  Behörde  ansetzen 
zu  lassen  mit  der  Androhung,  dass  mit  Ablauf  dieser  Frist  der  Vertrag  auf- 
gelöst sei. 

123.  Ergibt  sich  aus  dem  Vertrage  die  Absicht  der  Parteien,  dass  die 
Leistung   zu  einer  bestimmten  Zeit,    weder  früher  noch  später,    oder  bis  zu 
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einer  bestimmten  Zeit  and  nicht  später  erfolgen  soll,  so  gibt  die  Nicht- 
erfüllung des  Vertrages  zur  oder  bis  zur  bestimmten  Zeit  dem  anderen  Theile 
das  Recht,  ohne  Weiteres  vom  Vertrage  zurückzutreten. 

124.  In  den  Fällen  der  Art.  122  und  123  kann  der  vom-  Vertrage 
Zurücktretende  das  von  seiner  Seite  Geleistete  zurückfordern  und  überdiess, 
wenn  er  ein  Verschulden  nachweist,  Schadenersatz  verlangen. 

125.  Wenn  in  Folge  Verzuges  des  Schuldners  die  Leistung  för  den 
Gläubiger  nutzlos  geworden  ist,  so  kann  dieser  die  Annahme  verweigern, 
die  Gegenleistung  zurückbehalten  oder,  wenn  sie  schon  geschehen  ist,  zor&ck- 
fordern  und  überdiess,  wenn  er  ein  Vei*schulden  nachweist,  Schadenersatz 
verlangen. 

ni.    Beziehungen  zu  dritten  Personen. 

126.  Soweit  ein  Dritter  den  Gläubiger  befriedigt,  gehen  die  Rechte 
desselben  von  Gesetzes  wegen  auf  ihn  über: 

1.  wenn    er   ein   Pfand    einlöst,  welches    er   für   eine   fremde  Schuld 
bestellt  hat; 

2.  wenn  er  als  Pfandgläubiger  eine  andere  auf  seinem  Pfände  haftende 
Forderung  bezahlt; 

3.  wenn  der  Schuldner  dem  Gläubiger  anzeigt,  dass  der  Zahlende  an 
die  Stelle  des  Gläubigers  treten  soll. 

127.  Wer  die  Leistung  eines  Dritten  verspricht  ist  zum  Schaden- 
ersatze verpflichtet,  wenn  dieselbe  nicht  erfolgt. 

12B.  Hat  sich  Jemand,  welcher  auf  eigenen  Namen  handelt,  eine 
Leistung  an  einen  Dritten  zu  dessen  Gunsten  versprechen  lassen,  so  ist 
er  berechtigt  zu  fordern,  dass  an  den  Dritten  geleistet  werde. 

Auch  der  Dritte,  beziehungsweise  seine  Rechtsnachfolger,  können 
selbstständig  die  Erfüllung  fordern,  wenn  dieses  die  Willensmeinung  der 
Kontrahenten  war.  In  diesem  Falle  kann  der  Gläubiger  den  Schudner 
nicht  mehr  entbinden,  sobald  der  Dritte  dem  Letzteren  erklärt  hat,  von 
seinem  Rechte  Gebrauch  machen  zu  wollen. 


TITEL  m. 
Erlösohen  der  Obligationen« 

I.  Allgemeine  Grundsätze. 

129-  Mit  dem  Untergänge  der  Forderung,  mag  solcher  durch  £r^ 
füllung  oder  auf  andere  Weise  bewirkt  werden,  erlöscnen  auch  die  Bürg- 
schaften, Faustpfandrechte  und  sonstige  Nebenrechte. 

Bereits  erlaufene  Zinse  können  nur  dann  nachgefordert  werden,  wenn 
ein  derartiger  Vorbehalt  verabredet  ist  oder  aus  den  Umständen  hervorgeht 

130.  Gegenüber  den  Bestimmungen  dieses  Titels  bleiben  die  beson- 
deren Vorschritten  über  Wechsel-,  Ordre-  und  Inhaberpapiere,  sowie  das 
Recht  über  grundversicherte  Forderungen  vorbehalten. 

II.  Verrechnung  (Kompensation). 

131.  Wenn  zwei  Personen  einander  Geldsummen  oder  andere  ver- 
tretbare Sachen  derselben  Art  schulden,  so  kann  jede  derselben,  insofern 
beide  Forderungen  fällig  sind,  ihre  Schuld  mit  ihrer  Forderung  verrechnen. 
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Der  Schuldner  kann  die  Verrechnung  geltend  machen,  auch  wenn 
seine  Gegenforderung  bestritten  wird. 

182.  Wider  den  Willen  des  Gläubigers  können  durch  Verrechnung 
nicht  getilgt  werden: 

1.  Verpflichtungen  zur  Rückgabe  oder  zum  Ersätze  hinterlegter, 
widerrechtlich  entzogener  oder  böswillig  vorenthaltener  Sachen; 

2.  Verüflichtungen,  deren  besondere  Natur  die  thatsächliche  Erfüllung 
an  den  Gläubiger  verlangt,  zum  Beispiel  Alimente,  nicht  pfändbare 
Lohnguthaben  und  ähnliche  Ansprüche; 

3.  Verpflichtungen  gegen  den  Staat  oder  die  Gemeinde  aus  öflFent- 
lichem  Rechte. 

133.  Ist  eine  Forderung  mit  Arrest  belegt,  so  kann  der  Schuldner 
dieselbe  mit  einer  Gegenforaerung,  welche  er  erst  nach  der  Benachrichti- 
gung von  dem  Arreste  erworben  hat,  zum  Nachtheile  des  Arrestnehmers 
nicht  verrechnen. 

134.  Der  Bürge  kann  seine  Schuld  mit  Forderungen,  welche  dem 
Hauptschuldner  gegen  den  Gläubiger  zustehen,  verrechnen^),  nicht  aber 
der  Hauptschuldner  die  seinige  mit  Forderungen  des  Bürgen. 

135«  Wer  sich  zu  Gunsten  eines  Dritten  verpflichtet*)  hat,  kann 
diese  Schuld  nicht  mit  Forderungen,  welche  ihm  gegen  den  andern  Theil 
zustehen,  verrechnen. 

136.  Im  Eonkurse  eines  Schuldners  können  die  Gläubiger  ihre 
Forderungen,  auch  wenn  sie  nicht  fällig  sind,  mit  Forderungen^  welche  dem 
Gemeinschuldner  ihnen  gegenüber  zustehen,  verrechnen.  Jedoch  ist  die 
Verrechnung  ausgeschlossen: 

1.  wenn  ein  Schuldner  des  Gemeinscbuldners  erat  nach  der  Konkars- 
eröffnung eine  Forderung  an  denselben  erwirbt,  oder 

2.  wenn  ein  Gläubiger  des  Gemeinschuldners  erst  nach  der  Konkurs- 
eröffnung Schuldner  desselben  oder  der  Masse  wird. 

Im  Konkurse  einer  Aktiengesellschaft  können  rückständige  Aktien- 
beträge nicht  mit  Forderungen  gegen  die  Gesellschaft  verrechnet  werden. 
Ebensowenig  können  auf  den  Inhaber  lautende  Obligationen  oder  Coupons 
zur  Verrechnung  mit  Guthaben  der  Gesellschaft  verwendet  werden. 

137.  Die  Verrechnung  kann  an^fochten  werden,  wenn  ein  Schuldner 
des  in  Konkurs  Gerathenen  vor  der  Konkurseröffnung,  aber  in  Kenntniss 
von  der  Zahlungsunfähigkeit  seines  Gläubigers,  eine  Forderung  an  den- 
selben erworben  hat,  um  sich  oder  einem  Andern  durch  die  Verrechnung 
einen  Vortheil  zur  Beeinträchtigung  der  Masse  zuzuwenden.  Der  Richter 
entscheidet  darüber  unter  Würdigung  der  Umstände  nach  freiem  Ermessen. 

138.  Eine  Verrechnung  tritt  nur  insofern  ein,  als  der  Schuldner  dem 
Gläubiger  zu  erkennen  gibt,  dass  er  von  seinem  Rechte  der  Verrechnung 
Gebrauch  machen  wolle.  Ist  dieses  geschehen,  so  wird  angenommen, 
Forderung  und  Gegenforderung  seien,  soweit  sie  sich  ausgleichen,  schon 
mit  dem  Zeitpunkte  getilgt  worden,  in  welchem  sie  zur  Verrechnung 
geeignet,  einander  gegenüberstanden. 

Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Hebungen  des  kaufinännischen 
Kontokorrentverkehrs. 

139.  Auf  die  Verrechnung  kann  der  Schuldner  zum  Voraus  Verzicht 
leisten. 

Ein  Verzicht  wird  auch  angenommen»  wenn  der  Schuldner,  obschon 
er  weiss,  dass  er  eine  Gegenforderung  hat,  Baarzahlung  verspricht. 


? 
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III.     Aufhebung.    Neueiiing.    Vereinigung. 

140*  Zur  gänzlichen  oder  theilweisen  Aufhebung  einer  Forderung 
durch  Uebereinkunft  bedarf  es  selbst  dann  einer  besonderen  Form  nicht, 
wenn  zur  Eingehung  der  Verbindlichkeit  eine  solche  erforderlich  oder  von 
den  Kontrahenten  gewählt  war. 

141.  Der  schenkungsweise  gewährte  Nachlass  wird  durch  das  kan- 
tonale Recht  bestimmt. 

142.  Neuerung  (Novation)  ist  vorhanden: 

1.  wenn  der  Schuldner  in  dem  Sinne  eine  neue  Schuld  gegen  den 
Gläubiger  eingeht,  dass  dadurch  die  alte  erlischt; 

2.  wenn  ein  neuer  Schuldner  mit  Befreiung  des  früheren  Schuldners 
an  dessen  Stelle  tritt; 

3.  wenn  ein  neuer  Gläubiger  an  die  Stelle  des  bisherigen  Gläubigers 
in  dem  Sinne  tritt,  dass  diesem  gegenüber  der  Schuldner  befreit 
wird. 

143.  Die  Neuerung  wird  nicht  vermuthet;  der  Wille  sie  zu  bewirken 
muss  aus  dem  Geschäfte  klar  hervorgehen. 

144.  Wenn  die  Eigenschaften  des  Gläubigers  imd  des  Schuldners 
in  einer  Person  zusamroentreflFen ,  so  gilt  die  Forderung  als  durch  Ve^ 
einigung  (Konfusion)  erloschen. 

W  ira  diese  Vereinigung  rückgängig,  so  lebt  die  Forderung  wieder  auf. 

IV.  Unmöglichkeit  der  Erfüllung. 

145.  Soweit  durch  Umstände,  welche  der  Schuldner  nicht  zu  ver 
antworten  hat,  seine  Leistung  unmöglich  geworden  ist,  gilt  die  Forderong 
als  erloschen. 

Bei  zweiseitigen  Verträgen  hat  der  freigewordene  Schuldner  die 
bereits  empfangene  Gegenleistung  herauszugeben  und  verliert  die  noch 
nicht  erfüllte  Gegenforderung.  Ausgenommen  sind  die  Fälle,  in  welchen 
die  Gefahr  vor  der  Erfüllung  auf  den  Gläubiger  übergeht. 

V.    Verjährung. 

146.  Durch  Ablauf  von  zehn  Jahren  verjähren  alle  Ansprüche,  für 
welche  das  Gesetz  nicht  eine  kürzere  Frist*)  bestimmt. 

Soweit  eine  Forderung  durch  Faustpfand  gedeckt  ist,  verjährt  der 
Anspruch  nicht. 

Die  Verjährung  grundversicherter  und  anderer  Ansprüche,  welche  das 
kantonale  Recht  regelt,  unterliegt  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht. 

147.  Durch  Ablauf  von  fünf  Jahren  verjähren  die  Ansprüche: 

1.  auf  Mieth-,  Pacht-  und  Kapitalzinse,  sowie  auf  andere  periodische 
Leistungen ; 

2.  aus  Lieferung  von  Lebensmitteln,  für  Beköstigung  und  fUr  Wirths- 
schulden; 

3.  aus  Handwerk sarbeit,  Kleinverkauf  von  Waaren,  ärztlicher  Be 
sorgung,  Berufsarbeit  von  Anwälten,  Rechtsagenten,  Prokuratoren 
und  Notaren,  Arbeit  von  Büreauangestellten,  Dienstbooten,  Tage- 
löhnern und  Fabrikarbeitern. 


1)  cfr.  s.  B.  Art  147,  906  und 
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148.  Die  in  diesem  Kapitel  festgesetzten  Verjährungsfristen  können 
durch  Vertrag  nicht  abgeändert  werden. 

149.  Die  Verjährung  beginnt  mit  der  Fälligkeit  des  Anspruches.  Ist 
eine  Forderung  auf  Kündigung  gestellt,  so  beginnt  die  Verjährung  von 
dem  ersten  Tage  an  zu  laufen,  auf  welchen  die  Kündigung  zulässig  ist. 

150.  Bei  Berechnung  der  Verjährungsfristen  kommen  die  Grundsätze 
der  Art.  87  bis  91  in  Anwendung.  Insbesondere  ist  der  Tag,  von  welchem 
an  die  Frist  läuft,  nicht  mit  zu  rechnen  und  die  Verjährung  erst  dann  als 
beendigt  zu  betrachten,  wenn  der  letzte  Tag  unbenutzt  verstrichen  ist. 

151.  Mit  dem  Hauptanspruche  verjähren  die  aus  demselben  entspringen- 
den Zinse  und  andere  Nebeanansprüche. 

152.  Bei  Leibrenten  und  ähnlichen  periodischen  Leistungen  beginnt 
die  Verjährung  für  das  Forderungsrecht  im  uanzen  mit  dem  Zeitpunkte,  in 
welchem  die  erste  rückständige  Leistung  fällig  war. 

Ist  das  Forderungsrecht  im  Ganzen  veijährt,  so  sind  es  auch  die  ein- 
zelnen Leistungen. 

153.  Die  Verjährung  beginnt  nicht  und  steht  stille,  falls  sie  be- 
gonnen hat: 

1.  die  Ansprüche  der  Kinder  gegen  die  Eltern  während  der  Dauer 
der  elterlichen  Gewalt; 

2.  die  Mündel  gegen  den  Vormund  und  die  Vormundschaftsbehörden 
während  der  Dauer  der  Vormundschaft; 

3.  der  Ehegatten  gegen  einander  während  der  Dauer  der  Ehe; 

4.  der  Dienstboten  gegen  die  Dienstherrschaft  während  der  Dauer  des 
Dienstverhältnisses ; 

5.  so  lange  dem  Schuldner  an  dem  Forderungsrecht  ein  Niessbrauch 
zusteht; 

6.  so  lange  ein  Anspruch  vor  einem  schweizerischen  Gerichte  nicht 
geltend  gemacht  werden  kann. 

Nach  Ablauf  des  Tages,  an  welchem  diese  Verhältnisse  zu  Ende  gehen, 
nimmt  die  Verjährung  ihren  Anfang  oder,  falls  sie  begonnen  hatte,  ihren 
Fortgang. 

154.  Die  Verjährung  wird  unterbrochen: 

1.  durch  Anerkennung  des  Anspruches  von  Seite  des  Schuldners, 
namentlich  auch  durch  Zins-  und  Abschlagszahlungen,  Pfand-  und 
Bürgschaftsbestellnng; 

2.  durch  Anhebung  der  Betreibung,  durch  Klage  oder  Einrede  vor 
einem  staatlichen  oder  einem  Schiedsgericht,  sowie  durch  Eingabe 
im  Konkurse.  Der  Klage  steht  gleich  die  Ladung  zu  einem  amt- 
lichen Snhneversuch. 

155.  Die  Unterbrechung  der  Verjährung  gegen  einen  Solidarschuldner 
oder  einen  Mitschuldner  einer  untheilbaren  Leistung  wirkt  auch  g^en  die 
übrigen  Mitschuldner;  ist  die  Verjährung  gegen  den  Haujptschuldner  unter- 
brochen, so  ist  sie  es  auch  gegen  den  Bürgen;  dagegen  wirkt  die  gegen  den 
Bürgen  stattgefundene  Unterbrechung  nicht  gegen  den  Hauptschuldner. 

156.  Mit  der  Unterbrechung  beginnt  die  Verjährung  von  Neuem. 
Hat  eine  Anerkennung  durch  Ausstellung  einer  Urkunde  stattgefunden, 

so  ist  die  neue  Verjährungsfrist  stets  die  zehnjährige. 

157.  Wird  die  Veriährung  durch  eine  Klage  oder  Einrede  unter- 
brochen, so  be^nnt  im  Verlaufe  des  Rechtsstreites  mit  jeder  gerichtlichen 
Handlung  der  rarteien  und  mit  jeder  Verfügung  oder  Entscheidung  des 
Richters  die  Verjährung  von  Neuem. 
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Erfolgt  die  Unterbrechung  durch  Schuldbetreibung^  so  beginnt  mit 
jedem  Betreibungsakt  die  Verjäirung  von  Neuem. 

Geschieht  die  Unterbrechang  durch  Eingabe  im  Konkurse,  so  beginnt 
die  neue  Verjähr ang  mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Forderung  nach 
dem  Eonkursrechte  wieder  geltend  gemacht  werden  kann. 

158-     Ist  die  Klage   oder   die  Einrede   wegen  Inkompetenz    des  aoge- 

Srochenen  Richters  oder  wegen  eines  verbesserlichen  Fehlers  (angebrachter 
assen)  oder  als  vorzeitig  zurückgewiesen  worden,  so  wird,  fialls  die  Ve^ 
iahrungsfrist  unterdessen  abgelaufen  ist,  eine  neue  Frist  von  sechzig 
lagen  zur  Geltendmachung  des  Anspruches  eröffnet. 

159.  Auf  die  Yeijährung  kann  nach  ihrer  Vollendung  Verzicht  ge- 
leistet werden.  Wird  ein  solcher  Verzicht  von  einem  Solidarschuldner  er- 
klärt, so  schadet  derselbe  den  übrigen  Solidarschuldnern  nicht.  Dasselbe 
findet  statt  bei  mehreren  Schuldnern  einer  untheilbaren  Leistung  und  bei 
dem  Hauptschuldner  gegenüber  dem  Bürgen. 

160.  Der  Richter  Jkann  die  Verjährung  nicht  von  Amtes  wegen  be- 
rücksichtigen. 

161.  Das  Erlöschen  von  Forderungen  wegen  unterlassener  Anmeldang 
bei  öffentlichen  Auskündungen  wird  vom  kantonalen  Rechte  bestimmt 


TITEL  IV. 
Besondere  Verhältnisse  bei  Obligationen. 

I.     Solidarität. 
Solidarschulden. 

162.  Solidarität  unter  mehreren  Schuldnern  entsteht,  wenn  sie  erklären, 
dass  dem  Gläubiger  gegenüber  jeder  einzeln  für  die  Erfüllung  der  ganzen 
Schuld  haften  wolle. 

Ohne  solche  Willenserklärung  entsteht  Solidarität  nur  in  den  vom 
Gesetze  bestimmten  Fällen. 

163.  Der  Gläubiger  kann  nach  seiner  Wahl  von  allen  Solidarschuldnern 
oder  von  einem  derselben  das  Ganze  oder  nur  einen  Theil  fordern.  Aach 
im  letzteren  Falle  bleiben  sämmtliche  Schuldner  so  lange  verpflichtet,  bis 
die  ganze  Forderung  getilgt  ist. 

164.  Ein  Solidarschuldner  kann  dem  Gläubiger  nur  solche  Einreden 
entgegensetzen,  welche  entweder  aus  seinem  persönlichen  Verhältnisse  zom 
Gläubiger  oder  aus  dem  gemeinsamen  Entstehungsgrunde  oder  Inhalte  der 
solidarischen  Verbindlichkeit  hervorgehen. 

Jeder  Solidarschuldner  wird  den  anderen  gegenüber  verantwortlich, 
wenn  er  diejenigen  Einreden  nicht  geltend  macht,  welche  allen  gemeinsam 
zustehen. 

165.  Ein  Solidarschuldner  kann  durch  seine  persönliche  Handlung  die 
Lage  der  anderen  nicht  erschweren. 

166.  Soweit  ein  Solidarschuldner  durch  Zahlung  oder  Verrechnong 
den  Gläubiger  befriedigt  hat,  werden  auch  die  übrigen  be&eit. 

Wird  ein  Solidarschuldner  ohne  Befriedigung  des  Gläubigers  befreit, 
so  wirkt  die  Befreiung  zu  Gunsten  der  anderen  nur  so  weit,  äs  die  Um- 
stände oder  die  Natur  der  Verbindlichkeit  es  rechtfertigen. 
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167*  Im  Eonkarse  jedes  SolidarschaldDers  kann  der  Gläubiger  die 
ganze  Forderung  geltend  machen. 

Die  auf  ihn  entfallenden  Bezüge  sind  in  jedem  einzelnen  Eonkurse 
nach  der  ganzen  Forderung  zu  berechnen.  Jedoch  darf  er  nicht  einen 
höheren  Betrag  erhalten  als  den  seiner  ganzen  Forderung. 

168.  Sofern  sich  aus  dem  Rechtsverhältnisse  unter  den  Solidarschuld- 
nern nicht  etwas  Anderes  ergibt,  hat  von  der  an  den  Gläubiger  geleisteten 
Zahlung  ein  Jeder  einen  gleichen  Theil  zu  übernehmen. 

Was  von  einem  Mitschuldner  nicht  erhältlich  ist;  haben  die  übrigen 
gleichmässig  zu  tragen. 

Auf  den  regressberechtigten  Solidarschuldner  gehen  in  demselben  Masse, 
als  er  den  Gläubiger  befriedigt  hat,  alle  Rechte  desselben  über. 

Der  Gläubiger  ist  dafür  verantwortlich,  dass  er  die  rechtliche  Lage 
des  einen  Solidarschuldners  nicht  zum  Schaden  der  übrigen  besser  stelle. 

Solidarforderungen. 

169.  Solidarität  unter  mehreren  Gläubigern  entsteht,  wenn  der 
Schuldner  erklärt,  jeden  einzelnen  auf  die  ganze  Forderung  berechtigen  zu 
wollen. 

Ohne  solche  Willenserklärung  entsteht  die  Solidarität  nur  in  den  vom 
Gesetze  bestimmten  Fällen. 

170.  Die  Leistung  an  einen  der  Solid argläubiger  befreit  den  Schuldner 
gegenüber  allen. 

Der  Schuldner  hat  die  Wahl,  an  welchen  Solidargläubiger  er  bezahlen 
will,  so  lange  er  nicht  von  einem  derselben  rechtlich  belangt  worden  ist. 

11.    Bedingungen. 

171.  Eine  Yerbindlichkeit,  deren  Entstehung  vom  Eintritte  einer  un- 
gewissen Thatsache  abhängig  gemacht  wird,  ist  eine  bedingte.  Für  den 
Beginn  ihrer  Wirkungen  ist  derjenige  Zeitpunkt  massgebend,  in  welchem 
die  Bedingung  in  Erfüllung  geht,  sofern  nicht  auf  eine  andere  Absicht  der 
Parteien  geschlossen  werden  muss. 

172.  Der  bedingt  Verpflichtete  darf,  so  lange  die  Bedingung  schwebt, 
nichts  vornehmen,  was  die  gehörige  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit  hindern 
konnte. 

Der  bedingt  Berechtigte  ist  befugt,  bei  Gefahrdang  seiner  Rechte  die- 
selben Sicherungsmassregeln  zu  verlangen,  wie  wenn  seine  Forderung  eine 
unbedingte  wäre. 

173*  Ist  die  versprochene  Sache  dem  Gläubiger  vor  Eintritt  der  Be- 
dingung übergeben  worden,  so  kann  er,  wenn  die  Bedingung  erfüllt  wird, 
die  inzwischen  bezogenen  Früchte  behalten.  Wenn  die  Bedingung  nicht 
eintritt,  so  hat  er  dieselben  herauszugeben. 

174.  Ein  Rechts verhältniss,  dessen  Auflösung  vom  Eintritte  einer 
Bedingung  abhängig  gemacht  worden  ist,  verliert  seine  Wirksamkeit  mit 
dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Bedingung  in  Erfüllung  geht. 

Eine  Rückwirkung  findet  in  der  Regel  nicht  statt. 

175.  Ist  die  Bedingung  auf  eine  Handlung  eines  der  Vertrags- 
schliessenden gestellt,  bei  welcher  es  auf  dessen  rersönlichkeit  nicht  an- 
kommt, so  kann  sie  auch  von  seinen  Erben  erfüllt  werden. 


698  XXIX.    Schweiz. 

176.  Eine  Bedinprang  gilt  als  erfüllt,  wenn  deren  Eintritt  von  dem 
einen  Theile  wider  Treu  and  Glauben  verhindert  worden  ist.*) 

177.  Wird  eine  Bedingung  in  der  Absicht  beigefügt,  eine  wider- 
rechtliche oder  unsittliche  Handlung  zu  befördern,  so  ist  der  bedingte  An- 
spruch nichtig.*) 

in.    Haft-  und  Reugeld.     Konventionalstrafe. 

178.  Das  beim  Vertragsabschlüsse  gegebene  An-  oder  Draufgeld  gilt 
im  Zweifel  als  Haft-,  nicht  als  Reugeld. 

Wo  nicht  Vertrag  oder  Ortsgebrauch  etwas  Anderes  bestimmen,  ver- 
bleibt das  Haftgeld  dem  Empfänger  ohne  Abzug  von  seinem  Ansprüche. 

Ist  ein  Reugeld  verabredet  worden,  so  kann  in  der  Regel  jeder  Theil, 
der  Geber  gegen  Zurücklassung  desselben,  der  Empfanger  gegen  Erstattung 
des  doppelten  Betrages,  von  dem  Vertrage  zurücktreten. 

179.  Wenn  für  den  Fall  der  Nichterfüllung  eines  Vertrages  eine 
Konventionalstrafe  versprochen  ist.  so  kann  der  Gläubiger  nach  seiner  Wahl 
entweder  die  Erfüllung  oder  die  Strafe  fordern. 

Wurde  die  Strafe  für  Nichteinhaltung  der  vereinbarten  Erfüllungszeit 
oder  des  richtigen  Erfüllungsortes  versprochen,  so  kann  sie  nebst  der  Er- 
füllung  des  Vertrages  gefordert  werden.  Jedoch  wird  bei  vorbehaltloser 
Annahme  der  letztem  Verzicht  auf  die  Strafe  vermuthet. 

Dem  Schuldner  bleibt  der  Nachweis  vorbehalten,  dass  ihm  gegen  Er- 
legung der  Strafe  der  Rücktritt  freistehen  sollte. 

180.  Die  Konventionalstrafe  ist  verfallen,  auch  wenn  dem  Gläubiger 
kein  Schaden  erwachsen  ist.') 

Uebersteigt  der  erlittene  Schaden  den  Betrag  der  Strafe,  so  kann  der 
Gläubiger  den  Mehrbetrag  nur  so  weit  einfordern,  als  er  ein  Verschulden 
nachweist. 

181.  Die  Konventionalstrafe  kann  nicht  gefordert  werden,  wenn  durcli 
dieselbe  ein  widerrechtliches  oder  unsittliches  Versprechen  bekräftigt  werden 
sollte,  oder  wenn  die  Erfüllung  des  Vertrages  durch  den  Gläubiger  oder 
durch  einen  in  der  Person  des  Gläubigers  eingetretenen  Zufall  oder  durch 
höhere  Gewalt  unmöglich  geworden  ist. 

182.  Die  Konventionalstrafe  kann  von  den  Parteien  in  beliebiger 
Höhe  bestimmt  werden.  Jedoch  ist  der  Richter  befugt,  übermässige  Strafen 
nach  billigem  Ermessen  herabzusetzen. 


TITEL  V. 
Abtretung  der  Forderungen. 

183.  Der  Gläubiger  kann  die  ihm  zustehende  Forderung  auch  ohne 
Einwilligung  des  Schuldners  an  einen  Andern  abtreten,  soweit  nicht  Gesetz, 
Vereinbarung  oder  die  besondere  Natur  des  Rechtsverhältnisses  eine  Aus- 
nahme begi*ünden. 

184.  Die  Abtretung  ist  ohne  besondere  Form  verbindlich. 


«)  cfr.  Art.  172.  AI.  1. 

»)  cfr.  Art.  17. 

>)  Ueber  die  Höhe  der  Konventionalstrafd  cfr.  Art.  182. 
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Damit  aber  f2;egenüber  dritten  Personen,  namentlich  im  Eonkurse  des 
Abtretenden,  der  Uebergang  wirksam  werde,  bedarf  es  einer  schriftlichen 
Beurkundung. 

185.  Bestimmen  Gesetz^)  oder  richterliches  Urtheil,  dass  eine  Forde- 
rung auf  einen  Andern  übergeht,  so  ist  der  Uebergang  Dritten  gegenüber 
wirksam,  ohne  dass  es  einer  besonderen  Form  oder  auch  nur  einer  Willens- 
erklärung des  bisherigen  Gläubigers  bedarf. 

186.  Haben  mehrfache  Abtretungen  derselben  Forderung  stattge- 
funden, so  geht  diejenige  vor,  für  welche  die  ältere  schriftliche  Beurkundung 
vorliegt. 

187.  Wenn  der  Schuldner,  bevor  ihm  der  Abtretende  oder  der  Er- 
werber die  Abtretung  angezeigt  hat,  in  gutem  Glauben  an  den  früheren 
Gläubiger  oder,  im  Falle  mehrfacher  Abtretung,  an  einen  im  Rechte  nach- 
gehenden Erwerber  Zahlung  leistet,  so  ist  er  gültig  befreit. 

188.  Ist  die  Frage,  wem  eine  Forderung  zustehe,  streitig,  so  kann 
der  Schuldner  die  Zahlung  verweigern  und  sich  durch  gerichtliche  Hinter- 
legung befreien.  Zahlt  der  Schuldner,  obschon  er  von  dem  Streite  Kcnnt- 
niss  hat,  so  thut  er  es  auf  seine  Gefahr. 

Ist  der  Streit  vor  Gericht  anhängig  und  die  Schuld  fallig,  so  kann 
jede  Partei  den  Schuldner  zur  Hinterlegung  anhalten. 

189.  Einreden,  welche  der  Forderung  des  Abtretenden  entgegen- 
standen, kann  der  Schuldner  auch  gegen  den  Erwerber  geltend  machen, 
wenn  sie  schon  zu  der  Zeit  vorhanden  waren,  als  er  von  der  Abtretung 
Kenntniss  erhielt. 

Hinsichtlich  der  Einrede  der  Simulation  kommen  die  Bestimmungen 
<les  Art.  16  Absatz  2  zur  Anwendung. 

190.  Mit  der  Forderung  gehen  die  auf  sie  bezüglichen  Vorzugs-  und 
Nebenrechte  über,  diejenigen  ausgenommen,  welche  ausschliesslich  mit  der 
Person  des  Abtretenden  verbunden  sind. 

Es  wird  vermuthet,  dass  mit  der  Hauptforderung  auch  die  rückstän- 
<l]gen  Zinse  auf  den  Erwerber  übergehen  sollen. 

191.  Der  Abtretende  ist  verpflichtet,  dem  Erwerber  eine  Abtretungs- 
arkunde zuzustellen,  die  Schuldurkunde  auszuliefern  und  ihm  alle  vor- 
handenen Beweismittel  und  die  zur  Geltendmachung  der  Forderung  nöthigen 
Aufschlüsse  mitzutheilen. 

192.  Bei  der  entgeltlichen  Abtretung  haftet  der  Abtretende  für  den 
Bestand  der  Forderung  zur  Zeit  der  Abtretung. 

Für  die  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners  dagegen  haftet  der  Abtretende 
nur  dann,  wenn  er  sich  dazu  verpflichtet  hat. 

Bei  einer  unentgeltlichen  Abtretung  haftet  der  Abtretende  auch  nicht 
für  den  Bestand  der  Forderung. 

193.  Hat  ein  Gläubiger  seine  Forderung  zum  Zwecke  der  Zahlung 
abgetreten  ohne  Bestimmung  des  Betrages,  zu  welchem  sie  angerechnet 
werden  soll,  so  muss  der  Erwerber  sich  nur  diejenige  Summe  anrechnen 
lassen,  welche  er  vom  Schuldner  erhält  oder  bei  gehöriger  Sorgfalt  hätte 
«rhalten  können. 

194.  Der  Abtretende  haftet  vermöge  der  Gewährleistung  nur  für  den 
empfangenen  Gegenwerth  nebst  Zinsen  und  überdies  für  die  Kosten  der 
Abtretung  und  des  erfolglosen  Vorgehens  gegen  den  Schuldner. 


1)  cfr.  B.  B.  Art.  196  u.  604. 
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195.  Geht  eioe  Forderung  von  Gesetzes  wegen  auf  einen  Anderen 
über,  so  haftet  der  bisherige  Gläubiger  weder  für  den  Bestand  der  Forderong 
noch  für  die  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners. 

196.  Eine  mit  Arrest  belegte  Forderung  kann  von  dem  Zeitpunkte 
an,  wo  der  Gläubiger  derselben  von  der  Arrestnahme  Kenntoiss  erhalten 
hat,  nicht  mehr  wirksam  abgetreten  werden.  Dagegen  ist  eine  Zahlung 
von  Seite  des  Schuldners  gültig,  wenn  er  sie  im  guten  Glauben  und,  bevor 
ihm  die  Arrestnahme  bekannt  gemacht  wurde,  geleistet  hat. 

197.  Für  die  Uebertragung  von  Wechseln,  Ordre-  und  Inhaberpapieren 
gelten  die  besonderen  Vorschriften  dieses  Gesetzes. 

198.  Die  Bestimmungen  des  kantonalen  Rechtes  über  die  Abtretung 
grün d versicherter  Forderungen  bleiben  vorbehalten. 


TITEL  VI. 
Dingliche  Rechte  an  beweglichen  Sachen« 

I.  Uebergang  des  Eigenthums  an  Mobilien. 

199.  Soll  in  Folge  eines  Vertrages  Eigenthum  an  beweglichen  Sachen 
übertragen  werden,  so  ist  Besitzübergabe  erforderlich. 

200.  Die  Uebergabe  erfolgt: 

1.  durch  Aushändigung  der  Sache  an  den  Erwerber; 

2.  durch  Uebertragung   solcher  Mittel    an    den  Erwerber,    welche  ihm 
die  ausschliessliche  Verfügung  über  die  Sache  gewähren. 

201.  Befindet  sich  die  Sache  in  Händen  eines  Dritten,  so  erfolgt  die 
Besitzübertragung  auch  xladurch,  dass  der  Dritte  von  dem  Veräusserer 
beauftragt  wird,  die  Sache  fortan  für  den  neuen  Erwerber  in  Gewahrsam 
zu  halten. 

202.  Ausnahmsweise  kann  der  Veräusserer  auch  an  einer  Sache, 
welche  er  in  Händen  behält,  den  Besitz  auf  den  Erwerber  übertragen,  wenn 
dieselbe  in  Folge  eines  besonderen  Rechtsverhältnisses,  wie  z.  B.  eines 
Mieth Vertrages,  noch  in  seinem  Gewahrsam  zurückbleiben  soll.^) 

Eine  solche  Besitzübertragung  ist  Dritten  gegenüber  unwirksam,  fiüls 
eine  Benachtheiligung  derselben  beabsichtigt  wurde;  der  Richter  entscheidet 
hierüber  nach  freiem  Ermessen  in  Würdigung  der  Umstände. 

203.  Muss  die  veräusserte  Sache  versendet')  werden,  ^  geht  der 
Besitz  auf  den  Erwerber  über,  sobald  dieser  die  Sache  durch  einen  Stell* 
Vertreter  oder  persönlich  in  Empfang  nimmt. 

204.  Sofern  nicht  besondere  Verhältnisse  oder  Verabredungen  eine 
Ausnahme  begründen,  gehen  Nutzen  und  Gefahr  der  Sache  mit  dem  Ab- 
schlüsse des  Veräusserungsvertrages  auf  den  Erwerber  über;  ist  die  ver- 
äusserte Sache  nur  der  Gattung  nach  bestimmt,  so  ist  überdies  erforderlich, 
dass  sie  ausgeschieden  und,  wenn  sie  versendet  werden  muss,  zur  Yer 
Sendung  abgegeben  worden  sei. 

Bei  bedingten  Verträgen  geht  die  Gefieihr  des  Unterganges  der  ver- 
äusserten Sache  erst  mit  dem  Eintritte  der  Bedingung  auf  den  Erwerber 
über. 


? 


Constitutum  possessoriam. 
cfr.  Art  204  und  238 
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205.  Vorbehaltlich  der  BestirDmungen  über  gestohlene  oder  verlorene 
Sachen  erlangt  der  gutgläubige  Erwerber  einer  Sache  das  Eigenthumsrecht, 
auch  wenn  der  Veräusserer  nicht  Eigenthümer  war.  Unter  den  gleichen 
Voraussetzungen  erlöschen  sonstige  dingliche  Rechte  Dritter  an  der  Sache. 

206.  Gestohlene  oder  verlorene  Sachen  können  binnen  fünf  Jahren, 
vom  Tage  des  Abhandenkommens  an  gerechnet,  jedem  Inhaber  abverlangt 
werden.  Ist  eine  solche  Sache  an  öffentlicher  Steigerung,  auf  einem  Markte 
oder  von  einem  Eaufinanne,  welcher  mit  derartigen  Waaren  handelt,  gut- 
gläubig erworben  worden,  so  muss  sie  nur  gegen  Vergütung  des  dafQr 
bezahlten  Preises  herausgegeben  werden. 

207.  Der  bösgläubige  Erwerber  muss  die  Sache  stets  herausgeben 
oder,  wenn  er  sich  derselben  entäussert  hat,  ihren  Werth  ersetzen  und  auch 
für  jede  durch  seiqe  Schuld  herbeigeführte  Werthverminderung  haften; 
weitergehende  Ansprüche  auf  Schadenersatz  gegen  ihn  bleiben  vorbehalten. 

208.  Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Artikels  ist 
der  Eigenthumsanspruch^)  ausgeschlossen: 

1.  bei  Banknoten  und  vermllenen  Coupons; 

*^.  bei  Inhaberpapieren,    welche  gegen  Entgelt  und  in  gutem  Glauben 

aus  Ländern  erworben  wurden,  deren  Gesetzgebung  die  Eigenthums- 

klage  nicht  zulässt^) 

209.  Werden  Waaren  durch  Lagerscheine,  Ladescheine  oder  ähnliche 
Papiere  vertreten,  so  gilt*)  der  gutgläubige  Erwerber  des  Scheines  als  Eigen- 
thümer der  Waare. 

Steht  ihm  aber  ein  gutgläubiger  Besitzer  der  Waare  selbst  gegenüber, 
80  geht  dieser  letztere  mit  seinem  Eigen thumsanspruch  der  sonstigen  ding- 
lichen Rechte  vor. 

II.  Faustpfand.     Retentionsrecht. 
Faustp  fandrecht. 

210.  Ein  Pfändrecht  an  beweglichen  Sachen  oder  an  Inhaberpapieren 
kann  nur  als  Faustpfand  bestellt  werden.  Die  Bestellung  geschieht  durch 
XJebergabe  der  Sache  an  den  Pfandgläubiger  oder  an  einen  Stellvertreter 
desselben. 

Die  Uebergabe  gilt  nicht  als  vollzogen,  so  lange  die  Sache  im  de- 
wahrsame  des  Verpfanders  verbleibt. 

Es  bleibt  indessen  der  Kantonalgesetzgebung  vorbehalten,  die  Ver- 
pfändung von  Vieh  durch  blosse  Eintragung  in  öffentliche  Bücher  zu 
gestatten. 

211.  Die  Vorschriften  der  kantonalen  Gesetze,  vermöge  deren  beweg- 
liche Sachen  als  Zubehörden  eines  Immobiliarpfanaes  nach  den  für  dieses 
geltenden  Formen  mitverpfandet  werden  können,  bleiben  in  Kraft. 

Ist  eine  Sache  in  dieser  Weise  verpfändet,  zugleich  aber  auch  fiir  eine 
andere  Forderung  als  Faustpfand  bestellt,  so  geht  das  letztere  vor,  sofern 
nicht  der  Faustpfandgläubiger  bei  der  Verpfändung  das  Immobiliarpfand- 
rccht  gekannt  hat  oder  nach  den  Umständen  hätte  kennen  sollen. 


*)  Yindication. 

3)  cir.  hierzu  die  Botschaft  S.  68:  n^^sserdem  muHste  man  die  Interessen  des 
Schweizerischen  Verkehrs  mit  Ländern,  in  welchen  das  Prinzip  des  Deutschen  H.  Qt.  B. 
Anwendung  findet,  billig  berücksichtigen.^ 

')  Sofern  nicht  bewiesen  wird,  dass  die  Waaren  gestohlen  oder  verloren  sind. 
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Die  Frage,  was  als  Zabehörde  einer  Liegenschaft  zu  betrachten  sei, 
ist  nach  dem  kantonalen  Rechte  zu  beurtheilen. 

212-  Waaren,  welche  durch  indossable  Lagerscheine,  Ladescheine  oder 
ähnliche  Papiere  vertreten  sind,  können  durch  blosse  Uebergabe  des  indos- 
sirten  Scheines  an  den  Faustpfandgläubiger  verpfändet  werden. 

Ist  neben  dem  Lagerscheine  noch  ein  besonderer  Pfandschein  (Warrant) 
ausgestellt,  so  genügt  die  Uebergabe  des  indossirten  Pfandscheines,  jedoch 
nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  Pfandsumme  und  Verfalltag  auch  in 
dem  Lagerscheine  eingetragen  sind. 

213.  Sind  bewegliche  Sachen  oder  Inhaberpapiere  von  einem  Nicht- 
berechtigten zu  Faustpfand  übergeben  worden,  so  erwirbt  der  gutgläubige 
Empfanger  derselben  dennoch  Faustpfand.  Vorbehalten  bleiben  die  Be- 
stimmungen des  Art.  206. 

214.  Zur  Verpfändung  von  Wechseln  und  andern  indossabeln  Papieren 
ist  die  Uebergabe  des  indossirten  Papiers  an  den  Faustpfandgläabiger 
erforderlich. 

215.  Zur  Verpfandung  einer  anderen  Forderung  ist  nothwendig,  dass 
der  Schuldner  davon  benachrichtigt,  ein  etwa  vorhandener  Schuldschein  an 
den  Pfandgläubiger  übergeben  und  die  Verpfändung  schriftlich  beurkundet 
worden  sei. 

216.  Ist  die  verpfändete  Forderung  verzinslich,  so  gilt,  sofern  nicht 
etwas  Anderes  vereinbart  ist,  nur  der  laufende  Zins  als  mit  verpfändet. 

Dasselbe  gilt  auch  von  anderen  periodischen  Nebenleistungen  (Divi- 
denden), welche  mit  einer  verpfändeten  Forderung  verbunden  sind. 

Bestehen  jedoch  über  Zinse  oder  andere  periodische  Nebenleistungen 
Urkunden,  welche  von  der  Haupturkunde  trennbar  sind  (Zins-Coupons, 
Dividenden-Coupons),  und  sind  dieselben  dem  Pfandgläubiger  mit  übergeben 
worden,  so  erstreckt  sich  das  Pfandrecht  auch  auf  diese;  jedoch  sind,  wenn 
nicht  etwas  Anderes  verabredet  ist,  die  jeweilen  verfallenden  Coupons  dem 
Schuldner  zu  verabfolgen. 

217.  An  einer  Sache  oder  einer  Forderung,  welche  bereits  verpfindct 
ist,  kann  ein  nachgehendes  Faustpfand  in  der  Weise  bestellt  werden,  da«« 
dem  ersten  Pfandgläubiger  davon  Anzeige  gemacht  und  derselbe  angewiesen 
wird,  nach  seiner  eigenen  Befriedigung  das  Pfand  nicht  an  den  Schuldner^ 
sondern  an  den  nachgehenden  Faustpfandgläubiger  herauszugeben. 

218.  Der  Pfandgläubiger  kann  sein  Pfand  nur  mit  Einwilligung  des 
Verpfänders  weiter  verpfänden. 

219.  Das  Faustpfandrecht  verliert  seine  Wirksamkeit,  so  lange  sich 
das  Pfand  mit  Willen  des  Faustpfiandgläubigers  im  Gewahrsame  des  Ver- 
pfänders befindet. 

220.  Der  Faustpfandgläubiger  haftet  für  den  aus  der  Verschlechterung 
oder  aus  dem  Untergänge  der  verpfändeten  Sache  entstandenen  Schaden, 
sofern  er  nicht  nachweist,  dass  dieser  ohne  sein  Verschulden  eingetreten  ist 

Hat  der  Faustpfandgläubiger  das  Pfand  eigenmächtig  veräussert  oder 
weiter  verpfändet,  so  haftet  er  für  den  vollen  Werth  desselben  und  für 
anfälligen  weiteren  Schaden. 

221.  Der  Faustpfandgläubiger  ist  nicht  verpflichtet,  das  Pfend  oder 
einen  Theil  desselben  herauszugeben,  so  lange  er  für  seine  versicherte 
Forderung  nicht  volle  Befriedigung  erlangt  hat. 

222-  Der  Vertrag,  gemäss  welchem  das  Faustpfand  dem  Gläubiger, 
wenn  derselbe  nicht  bezahlt  wird,  als  Eigenthum  zufallen  soll,  ist  ungültig. 
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223-  Die  Real isirung^^  des  Faustpfandes  geschieht  nach  den  Gesetzen 
des  Ortes,  wo  die  Sache  sich  befindet. 

Retentionsrecht. 

224.  Der  Gläubiger  hat,  ausser  den  im  Gesetze  besonders  vorgesehenen 
Fällen,  für  seine  fallige  Forderung  ein  Retentionsrecht  an  den  beweglichen 
Sachen  und  Wer th papieren,  welche  sich  mit  dem  Willen  des  Schuldners  in 
seiner  Verfügungsgewalt  befinden,  vorausgesetzt,  dass  die  Forderung  und 
der  Gegenstand  der  Retention  in  einem  Zusammenhange  stehen. 

Unter  Kauf  leuten  wird  dieser  Zusammenhang  schon  dann  angenommen, 
wenn  die  Forderung  und  die  Innehabung  des  Gegenstandes  aus  ihrem 
geschäftlichen  Verkehre  herrühren. 

225.  Das  Retentionsrecht  tritt  nicht  ein,  wenn  die  Ausübung  desselben 
einer  vom  Schuldner  vor  oder  bei  der  Uebergabe  ertheilten  Vorschrift  oder 
der  von  dem  Gläubiger  übernommenen  Verpflichtung,  in  einer  bestimmten 
Weise  mit  den  Gegenständen  zu  verfahren,  widerstreiten  würde. 

226.  Selbst  wegen  nicht  fälliger  Forderungen  steht  dem  Gläubiger 
das  Retentionsrecht  zu,  wenn  der  Schuldner  in  Konkurs  gerathen  ist  oder 
seine  Zahlungen  eingestellt  hat. 

In  diesen  Fällen  kommt  auch  der  Art«  225  nicht  zur  Anwendung, 
sofern  der  Konkurs  oder  die  Zahlungseinstellung  erst  nach  der  Uebergabe 
der  Gegenstände  oder  nach  Uebernahme  der  Verpflichtung  eingetreten  oder 
dem  Gläubiger  bekannt  geworden  ist. 

227.  Hat  ein  Schuldner  Sachen  eines  Dritten  als  sein  Eigenthum  in 
den  Gewahrsam  des  Gläubigers  gegeben,  so  steht  dem  Dritten  das  Retentions* 
recht  nur  dann  entgegen,  wenn  der  Gläubiger  die  Sachen  in  gutem  Glauben 
empfangen  hat.  Vorbehalten  bleibt  überdies  die  Klage  des  Eigenthümiers 
verlorener  oder  gestohlener  Sachen. 

228.  Hat  der  Gläubiger  für  seine  Forderung  weder  Zahlung  noch 
genügende  Sicherheit  erhalten,  so  kann  er  nach  vorgängiger  Benachrich- 
tigung des  Schuldners  sein  Retentionsrecht  gleich  einem  Faustpfandgläubiger 
realisiren. 

Jene  Benachrichtigung  kann  auch  dann  noch  erfolgen,  wenn  über  das 
Vermögen  des  Schuldners  der  Konkurs  ausgebrochen  ist. 

Die  Anmeldung  des  Retentionsrechtes  im  Konkurse  des  Schuldners 
gilt  als  genügende  Benachrichtigung. 

TITEL  VII. 
Kauf  und  Tausch. 

I.    Allgemeine  Bestimmungen. 

229.  Durch  den  Kaufvertrag  verpflichtet  sich  der  Verkäufer  dem 
Käufer  den  Kaufgegenstand  zu  vollem  Rechte  und  Genüsse  zu  übergeben, 
und  der  Käufer,  dem  Verkäufer  den  verabredeten  Preis  zu  bezahlen. 

SSO.  Sofern  nicht  Vereinbarung  oder  üebung  entgegenstehen,  sind 
Verkäufer  und  Käufer  verpflichtet,  ihre  Leistungen  gleichzeitig  —  Zug  um 
Zug  —  zu  erfüllen. 

231      Für  Kaufverträge  über  Liegenschaften  gilt  das  kantonale  Recht. 

1)  d.  h.  der  Verkauf  Behufs  der  Befriedigung  des  Gläubigers  ans  dem  Erlöse. 
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Ebenso  bleibt  der  Eantonalgesetzgebung  vorbehalten,  die  Klagbarkeit 
von  Forderungen  aus  dem  Klein  vertriebe  geistiger  Getränke,  einschliesslich 
der  Forderung  für  Wirthszeche,  zu  beschränken  oder  auszuschliessen. 

n.    Verpflichtungen  des  Verkäufers. 

Uebcrgabe. 

232.  Sofern  nicht  etwas  Anderes  vereinbart  worden  oder  gebräuchlich 
ist,  trägt  der  Verkäufer  die  Kosten  der  Uebergabe,  insbesondere  des  Messens 
und  Wagens,  der  Käufer  dagegen  diejenigen  der  Beurkundung  und  der 
Abnahme. 

233.  Muss  die  verkaufte  Sache  an  einen  andern  als  den  Erfüllungs- 
ort versendet  werden,  so  trägt  der  Käufer  die  Transportkosten,  sofern  nicht 
etwas  Anderes  vereinbart  oder  gebräuchlich  ist. 

Ist  Frankolieferung  verabredet,  so  wird  vermuthet,  der  Verkäufer  habe 
die  Transportkosten  übernommen.  Zu  den  Transportkosten  werden  in  diesem 
Falle,  soweit  nicht  Vertrag  oder  üebung  etwas  Anderes  bestimmen,  auch 
die  Ausgangs-,  Durchgangs-  und  Eingangszölle  gerechnet,  welche  während 
des  Transportes,  nicht  aber  die  Verbrauchssteuern,  welche  bei.  Empfang  der 
Sache  erhoben  werden. 

234.  Ist  im  kaufmännischen  Verkehr  ein  bestimmter  I^ieferungstermin 
verabredet,  so  wird  vermuthet,  dass  der  Käufer  berechtigt  sein  solle,  bei 
dem  Verzuge  des  Verkäufers  ohne  Weiteres  von  dem  Vertrage  zurückzu- 
treten. 

Zieht  jedoch  der  Käufer  vor,  die  Lieferung  zu  verlangen,  so  hat  er 
dieses  dem  Verkäufer  unverzüglich  nach  Ablauf  des  Termines  anzuzeigen, 
widrigenfalls  er  nicht  mehr  auf  Erfüllung  des  Vertrages,  sondern  nur  auf 
allfälligen  Schadenersatz  klagen  kann. 

Gewährleistung   des    veräusserten   Rechtes. 


Der  Verkäufer  hat  dafür  Gewähr  zu  leisten,  dass  nicht  ein 
Dritter  aus  Rechtsgründen,  welche  schon  zur  Zeit  des  Verkaufes  bestanden 
haben,  den  Kaufge^enstand  dem  Käufer  ganz  oder  theilweise  entziehe. 

236.  Wenn  der  Käufer  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  die  Gefahr 
der  Entwehrung  kannte,  so  hat  der  Verkäufer  nur  insofern  Gewähr  zu 
leisten,  als  er  sich  ausdrücklich  dazu  verpflichtete. 

2237.  Eine  Vereinbarung,  welche  die  Gewährspflicht  aufhebt  oder  be- 
schränkt, ist  ungültig,  wenn  der  Verkäufer  das  Recht  des  Dritten  absichtlich 
verschwiegen  hat. 

238.  Wird  von  einem  Dritten  ein  Recht  geltend  gemacht,  welches  den 
Verkäufer  zur  Gewährleistung  verpflichtet,  so  hat  dieser  auf  ergangene 
Streitverkündung,  je  nach  den  Umständen  und  den  Vorschriften  der  Prozess- 
ordnung, dem  Käufer  im  Prozesse  beizustehen,  beziehungsweise  ihn  zu  ver- 
treten. 

Ist  die  Streitverkündung  rechtzeitig  erfolgt,  so  wirkt  ein  ungünstiges 
Ergebniss  des  Prozesses  auch  gegen  den  Verkäufer,  sofern  er  nicht  beweist, 
dass  dasselbe  durch  böse  Absidit  oder  grobe  Fahrlässigkeit  des  Käufers 
verschuldet  worden  sei. 

239.  Ist  die  Streitverkündung  ohne  Veranlassung  des  Verkäufers 
unterblieben,  so  wird  derselbe  von  der  Verpflichtung  zur  Gewährleistung  in- 
soweit befreit,  als  er  zu  beweisen  vermag,  dass  bei  rechtzeitig  erfolgter 
Streitverkündung  ein  günstigeres  Ergebniss  des  Prozesses  zu  erlangen  ge- 
wesen wäre. 
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240.  Der  Verkäafer  kann  auch  dann  zur  Gewährleistung  angehalten 
werden,  wenn  der  E&ufer  das  Recht  des  Dritten,  ohne  es  zur  richterlichen 
Entscheidung   kommen   zu  lassen,    anerkannt  oder  einen  Schiedsspruch  an- 

ferufen  hat,  sofern  dieses  dem  Verkäufer  rechtzeitig  angedroht  und  ihm  die 
'uhrung  des  Prozesses  erfolglos  angeboten  worden  war. 

241.  Ist  die  Entwehrung,  für  welche  der  Verkäufer  einzustehen  hat, 
eine  vollständige,  so  ist  der  Kaufvertrag  als  aufgehoben  zu  betrachten  und 
der  Käufer  zu  fordern  berechtigt: 

1.  Rückerstattung  des  bezahlten  Preises  sammt  Zinsen  unter  Abrech- 
nung der  von  ihm  gewonnenen  oder  versäumten  Früchte  und  sonstigen 
Nutzungen ; 

2.  Ersatz  der  für  die  Sache  gemachten  Verwendungen,  soweit  sie  nicht 
von  dem  berechtigten  Dritten  erhältlich  sind; 

3.  Ersatz  der  sämmtlicben  durch  den  Prozess  veranlassten  gerichtlichen 
und  aussergerichtlichen  Kosten,  soweit  sie  nicht  durch  Unterlassung 
der  Streitverkündung  herbeigeführt  worden  sind; 

4.  Ersatz  des  sonstigen  durch  die  Entwehrung  unmittelbar  verursachten 
Schadens. 

Liegt  ein  Verschulden  des  Verkäufers  vor,  so  ist  derselbe  gemäss 
Art.  116  verpflichtet,  auch  weiteren  Schaden  zu  vergüten. 

242.  Wenn  dem  Käufer  nur  ein  Theil  des  Kaufgegeostandes  entzogen 
wird,  oder  wenn  die  verkaufte  Sache  mit  einer  dinglichen  Last  beschwert 
ist,  für  welche  der  Verkäufer  einzustehen  hat,  so  kann  der  Käufer  nicht  die 
Aufhebung  des  Vertrages,  sondern  nur  Ersatz  des  Schadens  verlangen, 
welcher  ihm  durch  die  Entwehrung  verursacht  wird. 

Ist  jedoch  nach  den  Umständen  anzunehmen,  dass  der  Käufer  den 
Vertrag  nicht  geschlossen  haben  würde,  wenn  er  die  theilweise  Entwehrung 
vorausgesehen  hätte,  so  ist  derselbe  befugt,  die  Aufhebung  des  Vertrages 
zu  verlangen.  In  diesem  Falle  muss  er  den  Kaufgegenstand,  soweit  er  nicht 
entwehrt  worden  ist,  nebst  Zuwachs  und  Früchten  dem  Verkäufer  zurück- 
geben. Bei  Berechnung  des  Schadens  finden  die  Bestimmungen  des  Art.  241 
entsprechende  Anwendung. 

Gewährleistung   wegen   Mängel   der   Kaufsache. 

243.  Der  Verkäufer  haftet  dem  Käufer  sowohl  für  die  zugesicherten 
Eigenschaften  als  auch  dafär,  dass  die  Sache  nicht  solche  Mängel  habe, 
welche  ihren  Werth  oder  ihre  Tauglichkeit  zu  dem  vorausgesetzten  Gebrauche 
aufheben  oder  erheblich  mindern.  Er  haftet  auch  dann,  wenn  er  die  Mängel 
nicht  gekannt  hat. 

244.  Eine  Vereinbarung,  welche  die  Gewährspflicht  aufhebt  oder  be- 
schränkt, ist  ungültig,  wenn  der  Verkäufer  dem  Käufer  die  Gewährsmängel 
arglistig  verschwiegen  hat. 

245.  Der  Verkäufer  haftet  nicht  für  Mängel,  welche  der  Käufer  zur 
Zeit  des  Kaufes  gekannt  hat.  Für  Mängel,  welche  der  Käufer  bei  Anwendung 
gewöhnlicher  Aufmerksamkeit  kennen  musste,  haftet  der  Verkäufer  nur  dann^ 
wenn  er  deren  Nichtvorhandensein  zugesichert  hat. 

246.  Der  Käufer  soll,  sobald  dieses  nach  dem  üblichen  G^schäfts^nge 
thunlich  ist,  die  Beschafienheit  der  empfangenen  Sache  prüfen  uod,  falls  sich 
Mängel  ergeben,  für  welche  der  Verkäufer  Gewähr  zu  leisten  hat,  diesem 
sofort  Anzeige  machen. 

Versäumt  dieses  der  Käufer,  so  gilt  die  gekaufte  Sache  als  genehmigt, 
soweit   es    sich    nicht  um  Mängel   handelt^    welche  bei  der  übungsgemässen 
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Ebenso  bleibt  der  Kantonalgesetzgebung  vorbehalten,  die  Klaffbarkeit 
von  Forderungen  aus  dem  Kleinvertriebe  geistiger  Geti^änke,  einschTiefislich 
der  Forderung  für  Wirthszeche,  zu  beschränken  oder  auszuschliessen. 

n.    Verpflichtungen  des  Verkäufers. 

Uebergabe. 

232*  Sofern  nicht  etwas  Anderes  vereinbart  worden  oder  gebräachlich 
ist,  trägt  der  Verkäufer  die  Kosten  der  Uebergabe,  insbesondere  des  Messens 
und  Wagens,  der  Käufer  dagegen  diejenigen  der  Beurkundung  und  der 
Abnahme. 

233.  Muss  die  verkaufte  Sache  an  einen  andern  als  den  Erfüllungs- 
ort versendet  werden,  so  trägt  der  Käufer  die  Transportkosten,  sofero  nicht 
etwas  Anderes  vereinbart  oder  gebräuchlich  ist. 

Ist  Frankolieferung  verabredet,  so  wird  vermuthet,  der  Verkäufer  habe 
die  Transportkosten  übernommen.  Zu  den  Transportkosten  werden  in  diesem 
Falle,  soweit  nicht  Vertrag  oder  Uebung  etwas  Andei^s  bestimmen,  auch 
die  Ausgangs-,  Durchgangs-  und  Eingangszolle  gerechnet,  welche  während 
des  Transportes,  nicht  aber  die  Verbrauchssteuern,  welche  bei  Empfang  der 
Sache  erhoben  werden. 

234.  Ist  im  kaufmännischen  Verkehr  ein  bestimmter  Lieferungstermin 
verabredet,  so  wird  vermuthet,  dass  der  Käufer  berechtigt  sein  solle,  bei 
dem  Verzuge  des  Verkäufers  ohne  Weiteres  von  dem  Vertrage  zurückzu- 
treten. 

Zieht  jedoch  der  Käufer  vor,  die  Lieferung  zu  verlangen,  so  hat  er 
dieses  dem  Verkäufer  unverzüglich  nach  Ablauf  des  Termines  anzuzeigen, 
widrigenfalls  er  nicht  mehr  auf  Erfüllung  des  Vertrages,  sondern  nur  anf 
anfälligen  Schadenersatz  klagen  kann. 

Gewährleistung   des    veräusserteu    Rechtes. 

235.  Der  Verkäufer  hat  dafür  Gewähr  zu  leisten,  dass  nicht  ein 
Dritter  aus  Rechtsgründen,  welche  schon  zur  Zeit  des  Verkaufes  bestanden 
haben,  den  Kaufgegenstand  dem  Käufer  ganz  oder  theilweise  entziehe. 

236.  Wenn  der  Käufer  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  die  Gebhr 
der  Entwehrung  kannte,  so  hat  der  Verkäufer  nur  insofern  Gewähr  ssn 
leisten,  als  er  sich  ausdrücklich  dazu  verpflichtete. 

237.  Eine  Vereinbarung,  welche  die  Gewährspflicht  aufhebt  oder  be- 
schränkt, ist  ungültig,  wenn  der  Verkäufer  das  Recht  des  Dritten  absichtlich 
ver^:chwiegen  hat. 

238.  Wird  von  einem  Dritten  ein  Recht  geltend  gemacht,  welches  den 
Verkäufer  zur  Gewährleistung  verpflichtet,  so  hat  dieser  auf  ergangene 
StreitverkünduM,  je  nach  den  Umständen  und  den  Vorschriften  der  Prozesa- 
ordnung,  dem  Käufer  im  Prozesse  beizustehen,  beziehungsweise  ihn  zuver 
treten. 

Ist  die  Streitverkündung  rechtzeitig  erfolgt,  so  wirkt  ein  ungünstif^es 
Ergebniss  des  Prozesses  auch  gegen  den  Verkäufer,  sofern  er  nicht  beweist, 
dass  dasselbe  durch  böse  Absicht  oder  grobe  Fahrlässigkeit  des  Käafers 
verschuldet  worden  sei. 

239.  Ist  die  Streitverkündung  ohne  Veranlassung  des  Verkäufers 
unterblieben,  so  wird  derselbe  von  der  Verpflichtung  zur  Gewährleistung  in- 
soweit befreit,  als  er  zu  beweisen  vermag,  dass  bei  rechtzeitig  erfolgter 
Streitverkündung  ein  günstigeres  Ergebniss  des  Prozesses  zu  erlangen  ge- 
wesen wäre. 
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240.  Der  Verkäufer  kann  auch  dann  zar  Gewährleistung  angehalten 
werden,  wenn  der  Käufer  das  Recht  des  Dritten,  ohne  es  zur  richterlichen 
Entscheidung  kommen  zu  lassen,  anerkannt  oder  einen  Schiedsspruch  an- 
gerufen hat,  sofern  dieses  dem  Verkäufer  rechtzeitig  angedroht  una  ihm  die 
Führung  des  Prozesses  erfolglos  angeboten  worden  war. 

241.  Ist  die  Entwehrung,  für  welche  der  Verkäufer  einzustehen  hat, 
eine  vollständige,  so  ist  der  Kaufvertrag  als  aufgehoben  zu  betrachten  und 
der  Käufer  zu  fordern  berechtigt: 

1.  Rückerstattung  des  bezahlten  Preises  sammt  Zinsen  unter  Abrech- 
nung der  von  ihm  gewonnenen  oder  versäumten  Früchte  und  sonstigen 
Nutzungen ; 

2.  Ersatz  der  für  die  Sache  gemachten  Verwendungen,  soweit  sie  nicht 
von  dem  berechtigten  Dritten  erhältlich  sind; 

3.  Ersatz  der  sämmtlichen  durch  den  Prozess  veranlassten  gerichtlichen 
und  aussergerichtlichen  Kosten,  soweit  sie  nicht  durch  Unterlassung 
der  Streitverkündung  herbeigeführt  worden  sind; 

4.  Ersatz  des  sonstigen  durch  die  Entwehrung  unmittelbar  verursachten 
Schadens. 

Liegt  ein  Verschulden  des  Verkäufers  vor,  so  ist  derselbe  gemäss 
Art.  116  verpflichtet,  auch  weiteren  Schaden  zu  vergüten. 

242.  Wenn  dem  Käufer  nur  ein  Theil  des  Kaufgegenstandes  entzogen 
wird,  oder  wenn  die  verkaufte  Sache  mit  einer  dinglichen  Last  beschwert 
ist,  für  welche  der  Verkäufer  einzustehen  hat,  so  kann  der  Käufer  nicht  die 
Aufhebung  des  Vertrages,  sondern  nur  Ersatz  des  Schadens  verlangen, 
welcher  ihm  durch  die  Entwehrung  verursacht  wird. 

Ist  jedoch  nach  den  Umständen  anzunehmen,  dass  der  Käufer  den 
Vertrag  nicht  geschlossen  haben  würde,  wenn  er  die  theil  weise  Entwehrung 
vorausgesehen  hätte,  so  ist  derselbe  befugt,  die  Aufhebung  des  Vertrages 
zu  verlangen.  In  diesem  Falle  muss  er  den  Kaufgegenstand,  soweit  er  nicht 
entwehrt  worden  ist,  nebst  Zuwachs  und  Früchten  dem  Verkäufer  zurück- 
geben. Bei  Berechnung  des  Schadens  finden  die  Bestimmungen  des  Art.  241 
entsprechende  Anwendung. 

Gewährleistung   wegen   Mängel   der   Kaufsache. 

243.  Der  Verkäufer  haftet  dem  Käufer  sowohl  für  die  zugesicherten 
Eigenschaften  als  auch  dafür,  dass  die  Sache  nicht  solche  Mängel  habe, 
welche  ihren  Werth  oder  ihre  Tauglichkeit  zu  dem  vorausgesetzten  Gebrauche 
aufheben  oder  erheblich  mindern.  Er  haftet  auch  dann,  wenn  er  die  Mängel 
nicht  gekannt  hat. 

244.  Eine  Vereinbarung,  welche  die  Gewährspflicht  aufhebt  oder  be- 
schränkt, ist  ungültig,  wenn  der  Verkäufer  dem  Käufer  die  Gewährsmängel 
arglistig  verschwiegen  hat. 

245.  Der  Verkäufer  haftet  nicht  für  Mängel,  welche  der  Käufer  zur 
Zeit  des  Kaufes  gekannt  hat.  Für  Mängel,  welche  der  Käufer  bei  Anwendung 
gewöhnlicher  Aufmerksamkeit  kennen  musste,  haftet  der  Verkäufer  nur  dann^ 
wenn  er  deren  Nichtvorhandensein  zugesichert  hat. 

246.  Der  Käufer  soll,  sobald  dieses  nach  dem  üblichen  Geschäfts^nge 
tbnnlich  ist,  die  BeschafiFenheit  der  empfangenen  Sache  prüfen  und,  falls  sich 
Mängel  ergeben,  für  welche  der  Verkäufer  Gewähr  zu  leisten  hat,  diesem 
sofort  Anzeige  machen. 

Versäumt  dieses  der  Käufer,  so  gilt  die  gekaufte  Sache  als  genehmigt, 
soweit   es    sich   nicht  um  Mängel   handelt,   welche  bei  der  übongsgemässen 
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ÜDtersachaDg  nicht  erkennbar  waren.  Ergeben  sich  später  solche  Mängel, 
so  muss  die  Anzeige  sofort  nach  der  Entdeckung  erfolgen,  widrigenfalls  die 
Sache  auch  rücksichtlich  dieser  Mängel  als  genehmigt  gilt. 

247.  Bei  absichtlicher  Täuschung  des  Käufers  durch  den  Verkäafer 
findet  die  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehene  Beschränkung  der  Gewähr- 
leistung keine  Anwendung. 

248^  Wenn  die  von  einem  andern  Orte  übersendete  Sache  beanstandet 
wird  und  der  Verkäufer  an  dem  Empfangsorte  keinen  Stellvertreter  bat,  so 
ist  der  Käufer  verpflichtet,  für  die  emstweilige  Aufbewahrung  derselben  zu 
sorgen;  er  darf  sie  dem  Verkäufer  nicht  ohne  Weiteres  zurückschicken. 

Er  soll  auch  den  Thatbestand  ohne  Verzug  gehörig  feststellen  lassen, 
widrigenfalls  ihm  der  Beweis  obliegt,  dass  die  behaupteten  Mängel  schon 
zur  Zeit  der.  Empfangnahme  vorhanden  gewesen  seien. 

Wenn  sich  Gefahr  zeigt,  dass  die  übersendete  Sache  in  schnelle  Ver- 
derbniss  gerathe,  so  ist  der  Käufer  berechtigt  und,  soweit  die  Interessen  des 
Verkäufers  es  erfordern,  auch  verpflichtet,  dieselbe  unter  Mitwirkung  der 
zuständigen  Amtsstelle  des  Ortes,  wo  sich  die  Sache  befindet,  verkaufen  zu 
lassen.  Von  einem  solchen  Verfahren  hat  der  Käufer  bei  Vermeidung  von 
Schadenersatz  den  Verkäufer  so  zeitig  als  thunlich  zu  benachrichtigen. 

249.  Liegt  ein  Fall  der  Gewährleistung  wegen  Mängel  der  Sache 
vor,  so  hat  der  Käufer  die  Wahl,  mit  der  Wandelungsklage  den  Kauf  rück- 

Sängig  zu  machen  oder  mit  der  Minderungsklage  Ersatz  des  Minderwertfaes 
er  Sache  zu  fordern. 

250.  Auch  wenn  die  Wandelungsklage  angestellt  worden  ist,  kann 
der  Richter  bloss  Ersatz  des  Minderwerthes  zusprechen,  sofern  nach  seinem 
Ermessen  die  Umstände  es  nicht  rechtfertigen,  den  Kauf  rückgangig  zu 
machen. 

251.  Erreicht  der  geforderte  Minderwerth  den  Betrag  des  Kaufpreises, 
so  kann  der  Käufer  nur  die  Wandelung  verlangen. 

252.  Geht  der  Kauf  auf  eine  bestimmte  Quantität  vertretbarer  Sachen, 
so  hat  der  Käufer  die  Wahl,  entweder  die  Wandelungs-  oder  die  Mindernngs- 
klage  anzustellen  oder  andere  wahrhafte  Waare  derselben  Gattung  zu  fordern. 

Wenn  es  sich  nicht  um  Sachen  handelt,  welche  dem  Käufer  von 
einem  andern  Orte  her  zugesandt  worden  sind,  so  ist  auch  der  Verkäufer 
berechtigt,  durch  sofortige  Lieferung  wahrhafter  Waare  derselben  Grattang 
und  durch  Ersatz  eines  allfalligen  Schadens  sich  von  jedem  weitem  An- 
sprüche des  Käufers  zu  befreien. 

253.  Wird  der  Kauf  rückgängig  gemacht,  so  muss  der  Käufer  die 
Sache  nebst  Zuwachs  und  Früchten  dem  Verkäufer  zurückgeben.  Anderer^ 
seits  ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  den  gezahlten  Kaufpreis  sammt  Zinsen 
zurückzuerstatten  und  überdies  dem  Käufer  den  Schaden  zu  ersetzen, 
welcher  demselben  durch  die  Lieferung  fehlerhafter  Waare  unmittelbar  Ye^ 
uibocht  worden  ist  Im  Uebrigen  finden  die  Bestimmungen  des  Art.  241 
entsprechende  Anwendung. 

254.  Die  Wandelung  kann  auch  begehrt  werden,  wenn  die  mangel- 
hafte Sache  in  Folge  ihrer  Mängel  oder  durch  Zufall  untergegangen  ist 
Der  Käufer  hat  in  diesem  Fall  nur  das  zurückzugeben,  was  ihm  von  der 
Sache  verblieben  ist 

Ist  die  Sache  durch  Verschulden  des  Käufers  untergegangen  oder  von 
demselben  weiter  veräussert  oder  umgestaltet  worden,  so  kann  er  nur  Ersats 
des  Minderwerthes  verlangen. 


XXIX,    Schwel«.  707 

255-  Sind  voD  mehreren  zusammen  verkauften  Sachen  oder  von  einer 
verkauften  Gestenmtsache  bloss  einz^ne  St&cke  fehlerhaft,  so  kann  nur 
rücksichtlich  dieser  die  Wandelung  verlangt  werden. 

Lassen  sich  jedoch  die  fehlerhaften  StQcke  von  den  fehlerfreien  ohne 
erhebliche  Verletzung  der  Interessen,  sei  es  dBs  Käufers,  sei  es  des  Ver- 
käufers, nicht  trennen,  so  muss  die  Wandel ungsk läge  sich  auf  den  ge* 
sammten  Kaufgegenstand  erstrecken. 

256.  Die  Wandelung  der  Hauptsache  wegen  eines  Mangels  zieht 
auch  die  Wandelung  der  Nebensache  nach  sich,  selbst  wenn  filr  diese  ein 
besonderer  Preis  festgesetzt  worden  wäre. 

Ist  dagegen  nur  die  Nebensache  mit  einem  Mangel  behaftet,  so  kann 
nur  mit  Röcksicht  auf  diese  die  Wandlung  verlangt  werden. 

257.  Die  Klagen  auf  Gewährleistung  wegen  Mängel  einer  Sache  ver- 
jähren mit  Ablauf  eines  Jahres  nach  Ablieferung  der  Sache  an  den  Käufer, 
selbst  wenn  dieser  die  Mängel  erst  später  entdecken  sollte,  es  sei  denn, 
dass  der  Verkäufer  eine  Garantie  auf  längere  Zeit  übernommen  habe. 

258.  Auch  die  Einreden  des  Käufers  wegen  vorhandener  Mängel 
erlöschen,  wenn  die  in  Art.  246  vorgeschriebene  Anzeige  nicht  innerhalb 
eines  Jahres  nach  Ablieferung  an  den  Käufer  gemacht  wird.  Ist  jedoch 
die  Anzeige  in  dieser  Weise  erfolgt,  so  bleiben  die  Einreden  bestehen. 

259.  Die  Bestimmungen  der  Art.  257  und  258  können  vom  Ver- 
käufer nicht  geltend  gemacht  werden,  wenn  ihm  eine  absichtliche  Täuschung 
des  Käufers  nachgewiesen  wird. 

ni.    Verpflichtungen  des  Käufers. 

260.  Der  Käufer  ist  verpflichtet,  den  Preis  nach  den  Bestimmungen 
des  Vertrages  zu  bezahlen  und  die  gekaufte  Sache,  sofern  sie  ihm  von  dem 
Verkäufer  vertragsmässig  angeboten  wird,  anzunehmen.  Die  Empfemgnahme 
muss  sofort  geschehen,  wenn  nicht  etwas  Anderes  vereinbart  oder  orts^ 
gebräuchlich  ist. 

261.  Hat  ein  Käufer  fest  bestellt,  ohne  den  Preis  zu  nennen,  so  wird 
im  Zweifel  angenommen,  es  sei  der  mittlere  Marktpreis  gemeint,  welcher 
zur  Zeit  und  an  dem  Orte  der  Erfüllung  gilt. 

262.  Ist  der  Kaufpreis  nach  dem  Gewichte  der  Waare  zu  berechnen, 
so  wird  die  Verpackung  (Taragewicht)  in  Abzug  gebracht.  Vorbehalten 
bleiben  die  besonderen  kaufmännischen  Uebungen,  nach  welchen  bei  ein- 
zelnen Handelsartikeln  ein  festbestimmter  oder  nach  Prozenten  berechneter 
Abzug  vom  Bruttogewicht  erfolgt  oder  das  ganze  Bruttogewicht  bei  der 
Preisbestimmung  angerechnet  wird. 

263.  Ist  die  verkaufte  Sache  gegen  Vorausbezahlung  des  Preises  oder 
Zug  um  Zug  zu  übergeben  und  befindet  sich  der  Käufer  mit  der  Zahlung 
des  Kaufpreises  im  Verzuge,  so  hat  der  Verkäufer  das  Recht,  ohne  Weiteres 
vom  Vertrage  zurückzutreten.  Er  hat  jedoch  dem  Käufer  bei  Vermeidung 
von  Schadenersatz  sofort  Anzeige  zu  machen. 

264.  Ist  der  Kaufgegenstand  vor  geleisteter  Zahlung  in  den  Ge- 
vi^ahrsam  des  Käufers  übergeganffen,  so  kann  der  Verkäufer  vvecen  Ver- 
zuges des  Käufers  nur  dann  von  dem  Vertrage  zurücktreten  und  die  über- 
gebene  Sache  zurückfordern,  wenn  er  sich  dieses  Recht  ausdrücklich  vor- 
behalten hat. 

46* 
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Ist  kein  anderer  Zeitpunkt  bestimmt,  so  wird  der  Kaufpreis  mit 
dem  Uebergange  des  Eaufgegenstandes  in  den  Gewahrsam  des  Kaufers 
f&Uig.i) 

266.  Abgesehen  von  der  Vorschrift  des  Art  117  über  den  Verzag 
in  Folge  eines  bestimmten  Verfalltages  wird  der  Kaufpreis  ohne  Mahnuog 
verzinslich: 

1.  wenn  die  Uebung  es  mit  sich  bringt; 

2.  wenn  der  Käufer  Früchte  oder  sonstige  Erträgnisse  des  Kau^egen- 
Standes  beziehen  kann. 

IV.    Besondere  Arten  des  Kaufes. 
Kauf  nach  Muster. 

267.  Bei  dem  Kaufe  nach  Muster  (nach  Probe)  ist  deijenige  Theil, 
welchem  das  Muster  anvertraut  wurde,  nicht  verpflichtet,  die  Identität  des 
von  ihm  vorgewiesenen  mit  dem  emp&ngenen  Muster  zu  beweisen^  sondern 
es  genügt  seine  personliche  Versicherung  vor  Gericht  Dieses  gilt  auch 
dann,  wenn  das  Muster  zwar  nicht  mehr  in  derselben  Gestalt,  die  es  bei 
der  Uebergabe  hatte,  vorgewiesen  wird,  diese  Veränderung  aber  die  noth- 
wendige  Folge  der  Prüfung  des  Musters  ist 

In  allen  Fällen  steht  der  Gegenpartei  der  Beweis  der  Unächtheit  offen. 

268.  Ist  das  Muster  bei  dem  Käufer,  auch  ohne  dessen  Verschulden^ 
verdorben  oder  zu  Grunde  gegangen,  so  hat  nicht  der  Verkäufer  zu  be- 
weisen, dass  die  Sache  dem  Muster  gemäss  sei,  sondern  der  Käufer  das 
Gegentheil. 

Kauf  auf  Probe  oder  auf  Besicht. 

269.  Ist  ein  Kauf  auf  Probe  oder  auf  Besicht  vereinbart,  so  steht  es 
im  Belieben  des  Käufers,    ob  er  die  Kaufsache  genehmigen  will  oder  nicht 

So  lange  die  Sache  nicht  genehmigt  ist,  bleibt  sie  im  Eigentfaum  des 
Verkäufers,  auch  wenn  sie  in  den  Gewahrsam  des  Käufers  übergegangen  ist 

270.  Ist  die  Prüfung  bei  dem  Verkäufer  vorzunehmen,  so  hört  der- 
selbe auf  gebunden  zu  sein,  wenn  der  Käufer  nicht  bis  zum  Ablaufe  der 
vereinbarten  oder  ortsgebräuchlichen  Frist  genehmigt.  In  Ermangelang 
einer  solchen  Frist  kann  der  Verkäufer  nach  Ablauf  einer  angemessenen 
Zeit  den  Käufer  zur  Erklärung  über  die  Genehmigung  auffordern  und  hört 
auf,  gebunden  zu  sein,  wenn  der  Käufer  auf  die  Aufforderung  hin  sich  nicht 
sofort  erklärt. 

271.  Ist  die  Sache  dem  Käufer  vor  der  Prüfung  übergeben,  so  fi}\i 
der  Kauf  als  genehmigt,  wenn  nicht  der  Käufer  innerhalb  der  vertrags- 
mässigen  oder  ortsgebräachlichen  Frist  oder  in  Ermangelung  einer  solchen 
sofort  auf  die  Aufforderung  des  Verkäufers  hin  die  Nichtannahme  erklärt 
oder  die  Sache  zurückgibt. 

Ebenso  gilt  der  Kauf  als  genehmigt,  wenn  der  Käufer  den  Preis  ohne 
Vorbehalt  ganz  oder  zum  Theile  bezahlt  oder  über  die  Sache  in  anderer 
Weise  verfägt,  als  es  zur  Prüfung  nöthig  ist 

V.    Tauschvertrag. 

272.  Auf  den  Tauschvertrag  finden  die  Vorschriften  über  den  Kauf- 
vertrag in  dem  Sinne  entsprechende  Anwendung,    dass  jede  Vertragspartei 

1)  cfr.  Art  280. 
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mit  Bezag  auf  die  von  ihr  versprochene  Saqhe  als  Yerk&afer  and  mit  Bezog 
auf  die  ihr  zugesagte  Sache  als  Käufer  behandelt  wird.  » 

273.  Wird  die  eingetauschte  Sache  entwehrt  oder  wegen  ihrer  Mängel 
zurQekgegeben,  so  hat  die  geschädigte  Partei  die  Wahl,  Schadenersatz  zu 
begehren  oder  die  vertauschte  Sache  zurückzufordern. 


TITEL  VIII. 
Miethe  und  Facht 

I.    Miethe. 

274.  Durch  den  Miethyertrag  verpflichtet  sich  der  Vermiether,  dem 
Miether  den  Gebrauch  einer  Sache  zu  überlassen,  und  der  Miether,  dem 
Vermiether  hiefür  eine  Vergütung  (Miethzins)  zu  bezahlen. 

275.  Der  Abschluss  des  Miethvertrages  bedarf  keiner  besonderen 
Form. 

Dagegen  bedürfen  Verabredungen  über  die  Miethe  einer  unbew^lichen 
Sache,  soweit  sie  von  dem  Gesetze  abweichen  und  nicht  ausdrücklich  darin 
vorbehalten  sind,  der  schriftlichen  Vertragsform. 

276.  Der  Vermiether  ist  verpflichtet,  die  Sache  in  einem  zu  dem 
vertragsmässigen  Gebrauche  geeigneten  Znstande  zu  übergeben  und  während 
der  Miethzeit  in  demselben  zu  erhalten. 

277.  Wird  die  Sache  in  einem  Zustande  übergeben,  welcher  den  ver- 
tragsmässigen  Gebrauch  ausschliesst,  oder  in  erheblicher  Weise  schmälert, 
so  ist  der  Miether  berechtigt,  nach  Massgabe  der  Art.  122  bis  125  von 
dem  Vertrage  zurückzutreten. 

Geräth  die  Sache  ohne  Verschulden  des  Miethers  während  der  Mieth- 
zeit in  einen  solchen  Zustand,  so  kann  derselbe  eine  verhält nissmässige 
Herabsetzung  des  Miethzinses  verlangen  und,  wenn  dem  Mangel  nicht 
innerhalb  angemessener  Frist  abgeholfen  wird,  von  dem  Betrage  zurück- 
treten. 

Für  den  Fall  der  Verschuldung  des  Vermiethers  bleibt  überdies  dem 
Miether  der  Anspruch  auf  Schadenersatz  vor  behalten. 

278.  Wenn  während  der  Miethzeit  die  vermiethete  Sache  dringender 
Ausbesserungen  bedarf,  so  muss  der  Miether  sich  dieselben,  unbeschadet  der 
ihm  im  vorhergehenden  Artikel  vorbehaltenen  Rechte,  gefallen  lassen. 

279.  Kann  der  Miether  wegen  eigener  Verschuldung  oder  wegen  eines 
in  seiner  Person  eingetretenen  Zufalles  von  der  gemietheten  Sache  keinen 
oder  nur  einen  beschränkten  Gebrauch  machen,  so  bleibt  er  zur  Entrichtung 
der  vollen  Gegenleistung  verbunden,  vorausgesetzt,  dass  der  Vermiether  die 
vermiethete  Sache  zu  dem  vertragsmässigen  Gebrauche  des  Mieihers  bereit 
gehalten  hat.     Vorbehalten  bleibt  die  Bestimmung  des  Art.  292. 

280.  Wenn  ein  Dritter  auf  die  gemiethete  Sache  einen  Anspruch 
«rhebt,  welcher  sich  mit  dem  Rechte  des  Miethers  nicht  verträgt,  so  ist  der 
Termiether  verpflichtet,  auf  Anzeige  des  Miethers  hin,  den  Rechtsstreit  zu 
übernehmen  und  im  Falle  einer  Störung  des  Miethers  in  der  vertrags- 
mässigen Benutzung  des  Miethgegen Standes  demselben  Schadenersatz  zu 
leisten. 

281.  Wird  die  vermiethete  Sache  während  der  Miethzeit  vom  Ver- 
miether   veräussert   oder   ihm    in  Folge  Rechtstriebes  oder  Arrestprozesses 
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oder  Konkurs ver&brens  entzogeii,  so  kann  der  Miether  die  Fortsetzung  des 
Miethvertrages  von  dem  Dritten  nur  fordern,  wenn  dieser  sie  übemomoien 
liat;  dagegen  kann  er  vom  Yermiether  die  Erfüllung  des  Vertrages  oder 
Schadenersatz  verlangen. 

Bei  unbeweglichen  Miethsachen  hat  fedoch  der  neue  Erwerber,  sofern 
der  Vertrag  keine  frühere  Beendigung  ^tattet,  unter  Beobachtung  der  io 
Art.  290  Ziffer  1  und  2  vorgeschriebenen  Fristen  dem  Miether  zu 
kündigen. 

Die  besonderen  Wirkungen  der  Eintragung  des  Miethvertrages  io 
öffentliche  Grund-,  Hypothekar-  oder  ähnliche  Bücher  bleiben  nach  kan- 
tonalem Bechte  voi behalten;  ebenso  die  Bestimmungen  der  Expropriations- 
gesetze. 

282.  Der  Vermiether  hat  die  auf  der  vermietheten  Sache  haftenden 
Ijasten  und  Abgaben  zu  tragen. 

Die  kleinen  für  den  gewöhnlichen  Gebrauch  der  gemietheten  Sache  er- 
forderlichen Reinigungen  und  Ausbesserungen  liegen  dem  Miether ,  die 
Grösseren  Wiederherstellungen  dem  Vermiemer  ob,  je  nach  Massgabe  dea 
)rtsgebrauches. 

283'  Der  Miether  ist  verpflichtet,  bei  dem  Gebrauche  der  gemiethe- 
ten Sache  mit  der  Sorgfalt  eines  sorgsamen  Hausvaters  zu  verfahren. 

Macht  der  Miether  ungeachtet  erfolgter  Abmahnung  einen  vertrag- 
widrigen  Gebrauch  von  der  Sache,  oder  fügt  er  derselben  durch  offenbaren 
Missbrauch  dauernden  Schaden  zu,  so  kann  der  Vermiether  die  sofortige 
Auflösung  des  Miethvertrages  nebst  Schadenersatz  verlangen. 

284.  Sind  Ausbesserungen  an  der  gemietheten  Sache  nöthig,  welche 
dem  Vermiether  obliegen,  ooer  masst  sich  ein  Dritter  Rechte  an  der  ge- 
mietheten Sache  an,  so  ist  der  Miether  bei  Vermeidung  von  Schadenersatz 
verpflichtet,  dem  Vermiether  sofort  Anzeige  zu  machen. 

285.  Der  Miether  ist  berechtigt,  die  gemiethete  Sache  ganz  oder  theil- 
weise  weiter  zu  vermiethen  (üntenniethe,  Aftermiethe),  vorausgesetzt,  dass 
dadurch  nicht  eine  fär  den  Vermiether  nachtheilige  Veränderung  be- 
wirkt wird. 

Der  Miether  haftet  dem  Vermiether  dafär,  dass  der  Untermiether  die 
Sache  nicht  anders  gebrauche,  als  es  dem  Miether  gestattet  ist.  Der  Ver- 
miether ist  auch  unmittelbar  berechtigt,  den  Untermiether  hiezu  anzu- 
halten. 

Die  Abtretung  der  Miethe  wird  als  Untermiethe  behandelt. 

286*  Der  Miether  ist  verpflichtet,  den  Miethzins  zu  der  vereinbarten 
oder  ortsüblichen  Zeit  zu  bezahlen.  Fehlt  es  an  einer  solchen  Zeitbestim- 
mung, so  ist  der  Miethzins  bei  Miethen,  welche  für  die  Dauer  von  einem 
oder  n^ehreren  Jahren  oder  Halbjahren  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
abgeschlossen  sind,  je  nach  Ablauf  eines  halben  Jahres,  bei  Miethen  von 
kürzerer  Dauer  je  nach  Ablauf  eines  Monats,  spätestens  aber  am  Ende  der 
Miethzeit  zu  bezahlen. 

287.  Wenn  der  Miether  mit  einer  vor  Ablauf  der  Miethzeit  &iligen 
Zinszahlung  im  Bückstande  geblieben  ist,  so  kann  ihm  dar  Vermiether  bei 
Miethen,  welche  für  ein  halbes  Jahr  oder  längere  Zeit  geschlossen  sind, 
eine  Frist  von  dreissig  Tagen,  bei  Miethen  von  kürzerer  Dauer  eine  Frist 
von  sechs  Tagen  mit  der  Androhung  ansetzen,  dass,  sofern  nicht  innerbaM) 
dieser  Frist  der  rückständige  Miethzins  bezahlt  werde,  der  Miethvertrag  mit 
deren  Ablauf  aufgelost  sei. 
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Die  Frist  ist  von  dem  Tage  an^)  zu  berechnen,  an  welchem  die  An- 
Setzung  derselben  dem  Miether  zugekommen  ist. 

Vorbehalten  bleiben  allfallige  EntschädigungsansprQche  des  Ver- 
miethers. 

2B8*  Wenn  der  Miether  in  Eonkurs  fallt,  so  ist  der  Yermiether  zur 
Auflösung  der  Miethe  berechtigt,  sofern  ihm  nicht  binnen  angemessener 
Frist  für  die  rückständigen  und  die  später  fälligen  Miethzinse  Sicherheit 
geleistet  wird. 

2B9.  Ist  eine  bestimmte  Dauer  der  Miethe  weder  ausdrücklich  noch 
stillschweigend  vereinbart  worden,  so  ist  sowohl  der  Miether  als  der  Ver- 
miether berechtigt,  das  Miethverhältniss  durch  Kündigung  zu  beendigen. 

290-  Wenn  der  Vertrag  nicht  etwas  Anderes  bestimmt,  so  können 
von  jedem  Theile  gekündigt  werden: 

1.  Unmöblirte  Wohnungen,  Geschäftslokale,  Werkstatten,  Verkaufis- 
läden,  Magazine,  Keller,  Scheunen,  Stallungen  und  ähnliche  Räum- 
lichkeiten nur  auf  das  nächste  ortsübliche  Ziel  oder,  in  Ermange- 
lung eines  bestimmten  Ortsgebrauches,  je  auf  Endceioer  halbjähr- 
lichen Miethsdauer,  in  beiden  Fällen  mit  einer  vorausgehenden 
dreimonatlichen  Kündigungsfrist; 

2.  Möblirte  Wohnungen  oder  einzelne  Zimmer  oder  das  Mobiliar  für 
eine  Wohnung  nur  auf  Ende  einer  monatlichen  Miethsdauer,  mit 
vorausgehender  zwei  wöchentlicher  Kündigungsfrist; 

3.  Andere  gemiethete  bewegliche  Sachen  auf  jeden  beliebigen  Zeitpunkt, 
mit  einer  Kündigungsfrist  von  drei  Tagen. 

291.  Ist  der  Mieth vertrag  auf  eine  bestimmte  Zeit  geschlossen  und 
nach  deren  Ablauf  das  Miethverhältniss  mit  Wissen  und  ohne  Widerspruch 
des  Vermiethers  fortgesetzt  worden,  so  gilt  der  Vertrag  in  Ermanglung 
besonderer  Vereinbarungen  bis  auf  den  Zeitpunkt  als  erneuert,  auf  welchen 
er  mit  Beobachtung  der  in  Art.  290  Ziffer  1  bis  3  vorgeschriebenen  Fristen 
gekündigt  wird. 

292.  Bei  einer  auf  bestimmte  Zeit  geschlossenen  Miethe  einer  unbeweg- 
lichen Sache  kann  vor  Ablauf  der  Miethzeit  jeder  Theil  aus  wichtigen  Grün- 
den, welche  ihm  die  Fortsetzung  des  Miethverhältnisses  unerträglich  machen, 
dem  anderen  Theil  unter  Beobachtung  der  im  Art.  290  Ziffer  1  und  2 
bezeichneten  Fristen  kündigen,  wenn  er  letzterem  vollen  Ersatz  anbietet. 

Können  sich  die  Parteien  über  die  Art  oder  Mass  des  Ersatzes  nicht 
verständigen,  so  entscheidet  der  Richter.  Immerhin  muss,  wenn  die  Miethe 
für  ein  Jahr  oder  längere  Zeit  abgeschlossen  ist,  der  Ersatz  für  Yermiether 
oder  Miether  mindestens  einem  halben  Jahreszinse  gleich  kommen. 

Der  Miether  hat  die  Miethsache  nur  dann  zu  verlassen,  wenn  ihm  der 
Ersatz  geleistet  ist. 

293.  Stirbt  der  Miether,  so  sind  sowohl  die  Erben  als  der  Vermiether 
berechtigt,  die  auf  ein  Jahr  oder  für  längere  Zeit  abgeschlossene  Miethe 
unter  Beobachtung  der  im  Art  290  Ziffer  1  und  2  bezeichneten  Kündigungs- 
frist auf  das  nächste  Ziel  ohne  Entschädigung  zu  kündigen. 

294.  Der  Yermiether  einer  unbeweglichen  Sache  hat  für  den  Mieth- 
zins  des  verflossenen  und  des  laufenden  «Jahres  ein  Retentionsrecht  au  den 
beweglichen  Sachen,  welche  sich  in  den  vermietheten  Räumen  befinden  und 
zu  deren  Einrichtung  oder  Benutzung  gehören. 

Vorbehalten  bleiben  im  Sinne  des  Art.  227  die  Eigenthumsan- 
sprüche  Dritter  an  verlorenen   oder   gestohlenen,  sowie  an  solchen  Sachen, 

')  Dieser  Tag  selbst  wird  nicht  mitgerechnet,  cfr.  Art  88  AL  1. 
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Ton  denen  der  Yermiether  wasste  oder  wissen  musste,  dass  sie  nicht  dem 
Mietber  geboren.  Im  Weitem  sind  ausgenommen  diejenigen  Sachen,  welche 
nach  den  Schuldbetreibungs-  oder  Konkursgesetzen  von  der  Exekution  aas- 
geschlossen sind. 

In  Folge  seines  Retentionsrechtes  kann  der  Yermiether,  wenn  der 
Miether  wegziehen  oder  die  in  den  gemietheten  Räumen  befindlichen  Sachen 
fortschafien  will«  so  viele  Sachen  mit  Hülfe  der  zuständigen  Amtsstelle  zn- 
rückhalten,  als  zu  seiner  Deckung  erforderlieh  sind. 

295.  Das  Retentionsrecht  des  Vermiethers  erstreckt  sich  auch  auf  die 
von  dem  Untermiether  eingebrachten  Gegenstände,  soweit  diesem  gegenüber 
das  Recht  des  üntervermiethers  reicht. 

« 

II.    Pacht. 

296.  Durch  den  Pachtvertrag  verpflichtet  sich  der  Verpächter  dem 
Pächter  eine  unbewegliche  Sache  oder  ein  nutzbares  Recht  (Jagd,  Fischerei, 
Wasserkraft,  industrielles  Gewerbe  u.  s.  w.)  zum  Bezüge  der  Früchte  oder 
Erträgnisse  zu  überlassen,  und  der  Pächter,  hiefür  einen  Pachtzins  zu  be- 
zahlen. Der  Pachtzins  kann  entweder  in  Geld  bestehen  oder  in  einer  Qaote 
der  Früchte  oder  Erträgnisse  (Theilpacht). 

297.  Die  Art.  275,  277,  278,  280,  294  und  295  finden  auf  die 
Pacht  entsprechende  Anwendung. 

298.  Kann  der  Pächter  wegen  eigenen  Verschuldens  oder  wegen  eines 
in  seiner  Person  eingetretenen  Zufalles  vom  Pachtgegenstand  keinen  oda- 
nur  einen  beschränkten  Gebrauch  machen,  so  bleibt  er  zur  Einrichtung^  der 
vollen  Gegenleistung  verbunden ,  vorausgesetzt,  dass  der  Verpächter  den 
Pachtgegeustnnd  zum  vertragsmässigen  Gebrauche  des  Pächters  bereit  ge- 
halten hat.     Vorbehalten  bleibt  die  Bestimmung  des  Art.  310. 

299.  Werden  Geräthschaften,  Vieh  oder  Vorräthe  mit  in  Pacht  übei^ 
geben,  so  ist  jeder  Theil  verpflichtet,  dem  andern  ein  genaues,  von  ihm 
unterzeichnetes  Inventar  dieser  Gegenstände  zu  übergeben  und  zu  einer  ge- 
meinsamen Schätzung  derselben  Hand  zu  bieten. 

300.  Der  Verpächter  ist  verpflichtet?  dem  Pächter  den  Pachtgegen- 
stand mit  Inbegriff  der  allfällig  mitverpachteten  beweglichen  Sachen  in 
einem  zur  vertragsmässigen  Benutzung  und  Bewirthscnaftung  geeigneten 
Zustande  zu  überleben. 

301.  Während  der  Pachtzeit  nothwendig  werdende  Hauptreparatoren 
an  dem  Pachtgegenstande  hat  der  Verpächter  sofort,  nachdem  ihm  der 
Pächter  von  deren  Nothwendigkeit  Kenntniss  gegeben  hat,  auf  seine  Kosten 
auszuführen. 

*    302.     Der  Verpächter    hat   die   auf  dem  Pachtgegenstande    haftenden 
Lasten  und  Abgaben  zu  tragen. 

303.  Der  Pächter  ist  verpflichtet,  den  gepachteten  Gegenstand  seiner 
Bestimmung  gemäss  ordentlich  zu  bewirthschaften,  insbesondere  für  nach- 
haltige Ertragsfahigkeit  desselben  zu  sorgen. 

Aenderun^en  in  der  hergebrachten  Bewirthschaftung,  welche  über  die 
Pachtzeit  hinaus  von  wesentlichem  Eimflusse  sein  können,  darf  der  Pächter 
nicht  vornehmen. 

304.  Der  Pächter  hat  für  den  ordentlichen  Unterhalt  des  Pachtgegen- 
standes zu  sorgen. 

Er   hat  die  kleineren   Reparaturen,    insbesondere    bei    landwirthschaft- 
lichen  Pachtgütem   den  gewöhnlichen  Unterhalt  der  Wege,    Stege,    Gräben 
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Dämme,  Zfiane,  Dächer,  Wasserleitungen  n.  s.  f.  nach  Ortsgebrauch  \or- 
zunehmen,  ferner  die  Gkräthschaften  und  Werkzeuge  von  geringem  Werthe, 
welche  durch  Alter  oder  Gebrauch  untergegangen  sind,  durch  andere  zu 
ersetzen. 

305.  Sind  Hauptreparaturen  am  Pachtgegenstande  nöthig,  oder  masst 
sich  ein  Dritter  Rechte  an  demselben  an,  so  ist  der  Pächter  bei  Vermeidung 
von  Schadenersatz  verpflichtet,  dem  Verpächter  sofort  Anzeige  zu  machen. 

306.  Der  Pächter  darf  den  Pachtgegen stand  ohne  Zustimmung  des 
Verpächters  nicht  weiter  verpachten.  Dagegen  darf  er  einzelne  zum  Pacht- 
gegenstande gehörende  Räume  vermiethen,  voi  ausgesetzt,  dass  dadurch  nicht 
eine  für  den  Verpächter  naehtheilige  Veränderung  bewirkt  werde. 

Auf  eine  solche  Miethe,  beziehungsweise  auf  die  Unterpacht,  sofern 
dieselbe  gestattet  ist,  findet  Art.  285  Absatz  2  und  3  entsprechende  An- 
wendung. 

307.  Der  Pächter  ist  verpflichtet,  den  Pachtzins  zu  der  vereinbarten 
oder  ortsüblichen  Zeit  zu  bezahlen.  Fehlt  es  an  einer  solchen  Zeitbestimmung, 
so  ist  der  Pachtzins  nach  Ablauf  je  eines  Pachtjahres,  spätestens  aber  am 
Ende  der  Pachtzeit  zu  bezahlen. 

308.  Der  Pächter  eines  landwirth schaftlichen  Qrundstnckes  kann  einen 
verhältnissmässigen  Nachlass  vom  Pachtzinse  fordern,  wenn  der  gewöhnliche 
Ertrag  in  Folge  ausserordentlicher  Unglücksfalle  einen  beträchtlichen  Ab- 
bruch erlitten  hat. 

Ein  Nachlass  findet  nicht  statt,  wenn  anzunehmen  ist,  dass  das  mög- 
liche Eintreten  des  Unglücksfalles  bei  der  Bestimmung  des  Pachtzinses 
schon  berücksichtigt  ist,  oder  wenn  der  Schaden  dem  Pächter  in  Folge  von 
Versicherung  vergütet  wird. 

309.  Sofern  nicht  über  die  Pachtzeit  durch  Vereinbarung  oder  durch 
Ortsgebrauch  etwas  Anderes  bestimmt  ist,  steht  jedem  Theile  das  Recht 
zu,  das  Pachtverhältniss  unter  Beobachtung  einer  mindestens  sechsmonat- 
lichen Kündigungsfrist  zu  kündigen;  bei  der  Pacht  landwirthschaftlicher 
Grundstücke  aber  nur  jeweilen  auf  Martinstag,  bei  allen  anderen  Pacfat- 
gegenständen  dagegen  auch  auf  jeden  andern  Termin. 

310.  Ist  die  Pacht  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  abge- 
schlossen, so  kann  vor  Ablauf  der  Pachtzeit  jeder  Theil  aus  wichtigen 
Gründen,  welche  ihm  die  Fortsetzung  des  Pachtverhältnisses  unerträglich 
machen,  dem  andern  Theile  den  Pachtvertrag,  unter  Beobachtung  der  in 
Art.  309  vorgeschriebenen  sechsmonatlichen  Frist,  kündigen,  wenn  er  ihm 
vollen  Ersatz  anbietet. 

Können  sich  die  Parteien  über  die  Art  oder  das  Mass  des  Ersatzes 
nicht  verständigen,  so  entscheidet  der  Richter.  Immerhin  muss  der  Ersatz 
mindestens  einem  Jahreszinse  gleichkommen. 

Der  Pächter  hat  den  Pachtgegenstand  nur  dann  zu  verlassen,  wenn 
ihm  der  Ersatz  geleistet  ist. 

311.  Ist  ein  Pachtvertrag  auf  eine  bestimmte  Zeit  abgeschlossen,  und 
nach  deren  Verlauf  das  Pachtverhältniss  mit  Wissen  und  ohne  Widerspruch 
des  Verpächters  fortgesetzt  worden,  so  gilt  der  Vertrag  in  Ermangelung  be- 
sonderer Vereinbarungen  auf  je  ein  Jahr  als  erneuert,  bis  er  durch  sechs- 
monatliche Kündigung  auf  Ende  eines  solchen  Pachtjahres  aufgelöst  wird. 

312.  Wenn  der  Pächter  den  Pachtzins  zur  Verfallzeit  nicht  bezahlt, 
€0  kann  ihm  der  Verpächter  eine  Frist  von  sechzig  Tagen  mit  der  An- 
drohung ansetzen,  dass,  sofern  nicht  innerhalb  dieser  Frist  der  rückständige 
Zins  bezahlt  werde,  der  Pachtvertrag  mit  deren  Ablauf  au%elöst  sei. 
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Die  Frist  ist  von  dem  Tage  an  za  berechnen,  an  welcbem  die  An- 
setzung  derselben  dem  Pächter  zugekommen  ist. 

Bei  der  Pacht  eines  landwirthschaftlichen  Grundstückes  hat  der  Pächter 
auf  die  bei  der  Auflösung  des  Yertragsverhältnisses  noch  nicht  eingesammelten 
Früchte  keinen  Anspruch;  dagegen  sind  ihm  die  auf  deren  Erzeugung  ge- 
machten Verwendungen  nach  richterlichem  Ermessen  unter  Verrechnung  des 
laufenden  Pachtzinses  zu  vergüten. 

313.  '  Wenn  der  Pächter  die  ihm  gemäss  Art.  303  and  304  ob- 
liegenden Pflichten  in  erheblicher  Weise  verletzt  und  auf  ergangene  Auf- 
forderung hin  nicht  innerhalb  einer  ihm  vom  Verpächter  angesetzten  an- 
gemessenen Frist  erfüllt,  so  ist  der  Verpächter  berecntigt,  den  Pachtvertrag 
ohne  Weiteres  aufzuheben. 

Auch^  in  diesem  Falle  gelten  mit  Bezug  auf  die  Früchte  und  Ver- 
wendungen die  Bestimmungen  des  Art.  312  Absatz  3. 

314  Wird  der  Pachtgegenstand  während  der  Pachtzeit  vom  Ver- 
pächter veräussert  oder  ihm  in  Folge  Rechtstriebes  oder  Arrestprozesses 
oder  Eonkursverfahrens  entzogen,  so  kann  der  Pächter  die  Fortsetzung  des 
Pachtvertrages  von  dem  Dritten  nur  fordern,  wenn  dieser  sie  übernomman 
hat;  dagegen  kann  er  von  dem  Verpächter  die  Erfüllung  des  Vertrages  oder 
Schadenersatz  verlangen. 

Der  neue  Erwerber  hat  jedoch,  sofern  der  Vertrag  keine  frühere  Be- 
endigung der  Pacht  gestattet,  unter  Beobachtung  der  in  Art.  309  vor- 
geschriebenen sechsmonatlichen  Frist  zu  kündigen. 

Der  Vorbehalt  von  Art.  281  Absatz  3  gilt  auch  rücksichtlich  der 
Pacht. 

315.  Fällt  der  Pächter  in  Konkurs,  so  erlischt  das  Pachtverhältnis 
mit  der  Konkurseröffnung.  Hiebei  finden  die  Bestimmungen  des  Art.  312 
Absatz  3  Anwendung. 

Sofern  jedoch  dem  Verpächter  für  den  laufenden  Pachtzins  und  den 
Bestand  des  Inventars  hinreichende  Sicherheit  geleistet  wird,  ist  derselbe 
pflichtig,  die  Pacht  bis  zu  Ende  des  Pachtjahres  fortzusetzen. 

316.  Stirbt  der  Pächter,  so  sind  sowohl  seine  Erben,  als  der  Ver- 
pächter berechtigt,  die  Pacht  unter  Beobachtung  der  in  Art.  309  vorge- 
schriebenen sechsmonatlichen  Frist  zu  kündigen. 

317.  Bei  Beendigung  der  Pacht  sind  der  Pachtgegenstand  and 
sämmtliche  Inventarstücke  in  demjenigen  Zustande,  in  welchem  sie  sich  be- 
finden, zurückzuerstatten. 

Für  solche  Verschlechterungen,  welche  bei  gehöriger  Bewirthschaftong 
zu  vermeiden  waren,  hat  der  Pächter  Ersatz  zu  leisten. 

Für  Verbesserungen,  welche  lediglich  aus  der  gehörigen  Bewirth- 
schaftung  hervorgegangen  sind,  hat  er  keinen  Ersatz  zu  fordern. 

318.  Wurden  bei  der  Uebergabe  die  Inventarstücke  abgeschätzt,  so 
hat  der  Pächter  bei  Beendigung  der  Pacht  ein  nach  Oattung  und  Schätzangs- 
wertb  dem  übernommenen  gleichkommendes  Inventar^)  zurückzuerstatten 
oder  den  Minderwertb  zu  ersetzen. 

Die  Pflicht  zum  Ersätze  des  Minderwerthes  fällt  weg,  wenn  der  PlU^hter 
nachweist,  dass  einzelne  Stücke  entweder  dui^ch  Verschulden  des  Verpächters 
untergegangen  oder  durch  höhere  Gewalt  zerstört  worden  sind. 

Für  den  Mehrwerth,  welcher  als  Ergebniss  seiner  Verwendong  und 
Arbeit  zu  betrachten  ist,  kann  der  Pächter  Ersatz  fordern. 


^)  Also  nicht  nothwendig  dieselben  Inventarstücke. 
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319.  Der  abziehende  Pächter  eines  landwirthschaftlichen  Grandstückes 
moss  das  Stroh  und  den  Dünger  des  letzten  Jahres  zurücklassen.  Er  hat 
aber  ein  Recht  auf  Ersatz  des  Mehrwerthes,  wenn  er  beim  Antritte  der 
Pacht  weniger  empfangen  hatte. 

320.  Für  Viehpacht  und  Vieh  Verstellung,  welche  nicht  mit  einer  land^ 
wirthschaftlichen  Verpachtung  verbunden  sind,  bleiben  kantonales  Recht 
und  Ortsgebrauch  vorbehalten. 

TITEL  IX. 
Qebrauchsleihe.  ^) 

321.  Durch  den  Gebraachsleihevertrag  verpflichtet  sich  der  Verleiher, 
eine  Sache  an  den  Entlehner  zu  unentgeltlichem  Gebrauche  zu  überlassen, 
und  der  Entlehner,  dieselbe  Sache  nach  gemachtem  Gebrauche  an  den  Ver- 
leiher zurückzugeben. 

322.  Der  Entlehner  darf  von  der  geliehenen  Sache  nur  denjenigen 
Gebrauch  machen,  welcher  sich  aus  dem  Vertrage  oder,  wenn  darüber  nichts 
vereinbart  ist,  aus  ihrer  Beschaffenheit  oder  Zweckbestimmung  ergibt. 

Er  darf  den  Gebrauch  nicht  einem  Andern  überlassen. 

Handelt  der  Entlehner  diesen  Bestimmungen  zuwider,  so  haftet  er  auch 
für  den  Za&U,  wenn  er  nicht  beweist,  dass  dieser  die  Sache  auch  sonst 
getroffen  hätte. 

323.  Der  Entlehner  tragt  die  gewöhnlichen  Kosten  für  die  Erhaltung 
der  Sache,  bei  geliehenen  Thieren    insbesondere   die  Kosten   der  Fütterung. 

Für  ausserordentliche  Verwendungen,  welche  er  im  Interesse  des  Ver- 
leihers machen  musste,  kann  er  von  diesem  Ersatz  fordern. 

324.  Haben  Mehrere  eine  Sache  gemeinschaftlich  entlehnt,  so  haften 
sie  solidarisch. 

325.  Ist  für  die  Gebrauchsleihe  eine  bestimmte  Dauer  nicht  verein- 
bart, so  endigt    sie,   sobald    der  Entlehner    den    vertragsmässigen  Gebrauch 

femacht    hat,    oder   mit  Ablauf  der  Zeit,    binnen    welcher  dieser  Gebrauch 
ätte  stattfinden  können. 

326.  Der  Verleiher  kann  die  Sache  früher  zurückfordern,  wenn  der 
Entlehner  dieselbe  vertragswidrig  gebraucht  oder  verschlechtert  oder  einem 
Dritten  zum  Gebrauche  überlässt,  oder  wenn  er  selbst  wegen  eines  unvor- 
hergesehenen Falles  der  Sache  dringend  bedarf. 

327.  Wenn  der  Verleiher  die  Sache  zu  einem  weder  der  Dauer  noch 
dem  Zwecke  nach  bestimmten  Gebrauche  überlassen  hat,  so  kann  er  dieselbe 
beliebig  zurückfordern. 

Die  Gebrauchsleihe  endigt  mit  dem  Tode  des  Entlehners. 

TITEL  X. 
Darlehen. 

Durch  den  Darlehensvertrag  verpflichtet  sich  der  Darleiher  zur 
Uebertragung  des  Eigenthums  an  einer  Summe  Geldes  oder  an  anderen 
vertretbaren  Sachen,  der  Borger  dagegen  zur  Rückerstattung  von  Sachen 
der  nämlichen  Art  in  gleicher  Menge  und  Güte. 

^)  Commodat 
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330-  Das  Darlehen  ist  im  gewöhDÜchen  Verkehre  nur  dann  verzins- 
lich, wenn  solches  verabredet  ist;  im  kaufmännischen  Verkehre  sind  auch 
ohne  Verabredung  Zinse  zu  bezahlen. 

33L  Der  Anspruch  des  Borgers  auf  Aushändigung  des  Darlehens  und 
der  Anspruch  des  Darleihers  auf  Annahme  desselben  verjährt  in  sechs 
Monaten  vom  Eintritte  des  Verzuges  an  gerechnet. 

332-  Der  Darleiher  kann  die  Aushändigung  des  Darlehens  im  Sinne 
des  Art.  96  verweigern,  wenn  der  Borger  seit  dem  Vertragsabschlüsse 
in  Eonkurs  gerathen  ist  oder  seine  Zahlungen  eingestellt  hat 

Dieselbe  Befugniss  steht  dem  Darleiher  auch  dann  zu,  wenn  der 
Konkurs  oder  die  Zahlungseinstellung  schon  vor  Abschluss  des  Vertrages 
eingetreten,  ihm  aber  erst  nach  demselben  bekannt  geworden  ist. 

333.  Sind  dem  Borger  statt  der  verabredeten  Geldsumme  Werthpapiere 
oder  Waaren  gegeben  worden,  so  gilt  als  Darlehenssumme  der  Kurswerth 
oder  der  Marktpreis,  welchen  diese  Papiere  oder  Waaren  zur  Zeit  und  am 
Orte  der  Hingabe  hatten. 

Eine  entgegenstehende  Uebereinkunft  ist  nichtig. 

334.  Wenn  der  Vertrag  die  Höhe  des  Zinsfusses  nicht  bestimmt,  so 
ist  derjenige  Zinsfuss  zu  vermuthen,  welcher  zur  Zeit  und  am  Orte  des 
Darlehensempfanges  für  die  betreflfende  Art  von  Darlehen  üblich  war. ') 

335*  Die  vorherige  Uebereinkunft,  dass  die  Zinse  zum  Kapital 
geschlagen  und  mit  diesem  weiter  verzinset  werden  sollen,  ist  ungültig*. 

Vorbehalten  sind  die  kaufmännischen  Zinsberechnungen  im  Konto- 
kurren t  und  ähnliche  Geschäftsformen,  bei  welchen  die  Berechnung  von 
Zinseszinsen  üblich  ist  (Sparkassen,  Rentenanstalten  u.  s.  w.). 

336.  Ein  Darlehen,  für  dessen  Rückzahlung  weder  ein  bestimmter 
Termin  noch  eine  Kündigungsfrist  noch  der  Verfall  auf  beliebige  Aufforde- 
rung hin  vereinbart  wurde,  ist  innerhalb  sechs  Wochen  von  der  ersten 
Aufforderung  an  zurückzubezahlen. 

337.  Für  grundversicherte  Darlehen,  inbegriffen  das  dabei  zulassige 
Maximum  des  Zinsfusses,  bleibt  das  kantonale  Recht  vorbehalten. 


TITEL  XI. 
Dienstvertrag. 

338.  Durch  den  Dienstvertrag  verpflichtet  sich  der  Arbeitnelimer  zur 
Leistung  von  persönlichen  Diensten  und  der  Arbeitgeber  zur  Entrichtung 
einer  Vergütung. 

Eine  Vergütung  gilt  als  stillschweigend  vereinbart,  wenn  die  Ver- 
pflichtung zur  Dienstleistung  nach  den  Umständen  nur  gegen  eine  solche 
zu  erwarten  war. 

339.  Der  Dienstpflichtige  hat,  wenn  sich  nicht  aus  der  Verabredung 
oder  aus  den  Umständen  etwas  Anderes  ergibt,  die  versprochenen  Dienste 
in  eigener  Person  zu  leisten. 

340.  Sofern  nicht  vorgängige  oder  periodische  Bezahlung  vereinbart 
wurde  oder  üblich  ist,  muss  die  Vergütung  erst  entrichtet  werden,  wenn  die 
Dienste  geleistet  sind. 


^)  Es  ist  der  Kantonalgesetzgebang  vorbehalten,  die  Höhe  des  ZinsüDisses  event^ 
SU  normiren»  cfr.  Art  88  AI.  2. 
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341.  Bei  einem  auf  längere  Dauer  abgeschlossenen  Dienstverirage 
geht  der  Dienstpflichtige  seiner  Ansprüche  auf  die  Vergütung  nicht  ver- 
lustig, wenn  er  durch  Krankheit,  durch  Militärdienst  oder  aus  ähnlichen 
Gründen  ohne  eigenes  Verschulden  auf  verhältnissmässig  kurze  Zeit  an  der 
Leistung  seiner  Dienste  verhindert  wird. 

Der  Arbeitgeber  hat  den  Dienstpflichtigen,  welcher  mit  ihm  in  häus- 
licher Gemeinschaft  lebt,  bei  vorübergehender  unverschuldeter  Krankheit 
auf  eigene  Kosten  verpflegen  und  ärztlich  behandeln  zu  lassen. 

342.  Wird  ein  auf  Jahresfrist  oder  auf  eine  bestimmte  kürzere  Zeit- 
dauer eingegangenes  Dienstverhältniss  nach  Ablauf  der  Dienstzeit  von  beiden 
Theilen  ohne  Widerspruch  fortgesetzt,  so  gilt  der  Vertrag  für  die  gleiche 
Zeitdauer  als  erneuert.  War  die  festgesetzte  Dienstzeit  länger,  so  gilt  die 
Erneuerung  für  ein  Jahr. 

Hat  der  Auflösung  des  Vertrages  nach  Verabredung  oder  Ortsgebrauch 
eine  Kündigung  voranzugehen,  so  gilt  die  beiderseitige  Unterlassung  der- 
selben als  Erneuerung  des  Vertrages. 

343.  Ist  ein  Dienstvertrag  nicht  auf  bestin^mte  Zeitdauer  eingegangen 
und  ergibt  sich  eine  solche  auch  nicht  aus  dem  angegebenen  Zwecke  der 
Dienste,  so  kann  der  Vertrag  von  beiden  Theilen  in  den  gesetzlichen  oder 
üblichen  Fristen  gekündigt  werden. 

Bestehen  darüber  weder  besondere  Gesetze  noch  Uebungen,  so  kann 
der  Vertrag  auf  den  Ablauf  je  eines  Kaien  der- Vierteljahres  (31.  März, 
30.  Juni,  30.  September,  31.  Dezember)  durch  vorangehende  mindestens 
sechswöchentliche  Kündigung  aufgehoben  werden.  Fällt  der  Anfang  des 
Dienstverhältnisses  nicht  mit  dem  Anfange  eines  Kalender- Vierteljahres 
zusammen,  so  kann  zum  ersten  Male  auf  das  Ende  des  nächstfolgenden 
Kalender-Vierteljahres  gekündigt  werden. 

344.  Bei  dem  Gesellen-  und  Dienstbotenverhältnisse  gelten,  soweit 
sich  nicht  aus  Verabredung  oder  Ortsgebrauch  etwas  Anderes  ergibt,  die 
ersten  zwei  Wochen  von  der  Anstellung  an  als  Probezeit  in  dem  Sinne, 
dass  bis  zum  Ablauf  dieser  Probezeit  jedem  Theile  freisteht,  das  Verhältniss 
unter  Einhaltung  einer  mindestens  dreitägigen  Kündigungsfrist  aufzulösen. 

345.  Ist  ein  Dienstvertrag  auf  die  Lebenszeit  einer  Partei  oder  auf 
eine  deren  Lebensdauer  voraussichtlich  überschreitende  Zeitfrist  geschlossen, 
so  kann  er  vom  Dienstpflichtigen  jederzeit  durch  sechsmonatliche  Kündigung 
obne  Entschädigung  gelöst  werden.^) 

346.  Aus  wichtigen  Gründen  kann  die  Aufhebung  des  Dienstvertrages 
vor  Ablauf  der  Dienstzeit  von  jedem  Theile  verlangt  werden. 

Ueber  das  Vorhandensein  solcher  Gründe  entscheidet  der  Richter  nach 
freiem  Ermessen. 

Liegen  dieselben  in  vertragswidrigem  Verhalten  des  einen  Theiles,  so 
hat  dieser  vollen  Schadenersatz  zu  leisten.  Im  Uebrigen  werden  die  ökono* 
mischen  Folgen  einer  vorzeitigen  Auflösung  vom  Richter  nach  freiem  Er- 
messen bestimmt,  unter  Würdigung  der  Umstände  und  des  Ortsgebrauches. 

347.  Der  Dienstvertrag  erlischt  mit  dem  Tode  des  Dienstpflichtigen; 
mit  dem  Tode  des  Arbeitgebers  nur  dann,  wenn  der  Vertrag  wesentlich 
mit  Rücksicht  auf  dessen  Person  eingegangen  wurde. 

348.  Die  Vorschriften  dieses  Titels  finden  auch  Anwendung  auf  Dienst- 
verhältnisse, in  welchen  gegen  ein  verabredetes  oder  vorausgesetztes  Honorar 
solche  Arbeiten  zu  leisten  sind,  welche  eine  besondere  Fach  kenn  tniss,  eine 
Kunstfertigkeit  oder  wissenschaftliche  Bildung   voraussetzen  (freie  Dienste). 


0  Der  Verzicht  auf  dies  Kündigongsrecht  ist  unzulässig,  cfr.  Art  17. 
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349.    Vorbehalten  bleiben: 

1.  das    öfiFentliche  Recht   des  Bundes    und  der  Kantone  f&r  die  öffent- 
lichen Beamten  und  Angestellten; 

2.  die  Bundesgesetzgebung  über  die  Arbeit  in  den  Fabriken. 


TITEL  XII. 
Werkvertrag. 

350.  Durch  den  Werkvertrag  verpflichtet  sich  der  Unternehmer  zur 
Fertigstellung  eines  Werkes  und  der  Besteller  zur  Leistung  einer  Vergütung. 

351.  Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  das  Werk  persönlich  aus- 
zuführen  oder  doch   unter  seiner  persönlichen  Leitung  ausfuhren  zu  lassen. 

Ausgenommen  sind  die  Fälle,  in  denen  es  nach  der  Natur  des  Ge- 
schäftes auf  persönliche  Eigenschaften  des  Unternehmers  nicht  ankommt. 
Immerhin  hattet  der  Unternehmer  für  jedes  Verschulden  der  Personen, 
welchen  er  die  Ausführung  überträgt. 

352.  Soweit  der  Unternehmer  die  Lieferung  des  Stoffes  übernommen 
hat,  haftet  er  dem  Besteller  für  die  Güte  desselben ;  auch  hat  er  nach  Mass- 
gabe der  Art.  235  bis  242  Gewähr  zu  leisten. 

Den  vom  Besteller  gelieferten  Stoff  hat  der  Unternehmer  mit  aller 
Sorgfalt  zu  behandeln  und  über  dessen  Verwendung  Rechenschaft  abzulegen; 
ein  allfälliger  Rest  ist  dem  Besteller  zurückzugeben. 

353.  Für  die  zur  Ausführung  des  Werkes  nöthi^en  Hülfsmittel, 
Werkzeuge  und  Geräthschaften  hat  der  Unternehmer  m  Ermangelang 
anderweitiger  Verabredung  oder  Uebung  auf  seine  Kosten  zu  sorgen. 

354.  Beginnt  der  Unternehmer  das  Werk  nicht  rechtzeitig,  oder  ver- 
zögert er  die  Ausführung  in  vertragswidriger  Weise,  oder  ist  er  mit  der- 
selben ohne  Schuld  des  Bestellers  so  sehr  im  Rückstande,  dass  die  recht- 
zeitige Vollendung  nicht  mehr  vorauszusehen  ist,  so  kann  der  Besteller* 
ohne  den  Lieferungstermin  abzuwarten,  gemäss  den  Art.  122  bis  124  gegen 
den  Unternehmer  vorgehen. 

355.  Lässt  sich  während  der  Ausführung  des  Werkes  eine  mangel- 
hafte oder  sonst  vertragswidrige  Erstellung  durch  Verschulden  des  Unter 
nehmers  bestimmt  voraussehen,  so  kann  der  Besteller  demselben  eine  an- 
gemessene Frist  zur  Abhülfe  ansetzen  oder  ansetzen  lassen,  mit  der  An«' 
drohung,  dass  im  Unterlassungsfalle  die  Verbesserung  oder  die  Fortfiührung 
des  Werkes  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Unternehmers  einem  Dritten  über* 
tragen  werde. 

356.  Zeigen  sich  bei  der  Ausführung  des  Werkes  Mängel  an  dem 
vom  Besteller  gelieferten  Stoffe  oder  an  dem  angewiesenen  Baugrunde,  oder 
ergeben  sich  sonst  Verhältnisse,  welche  die  gehörige  oder  rechtzeitige  Aus- 
führung des  Werkes  gefährden,  so  hat  der  Unternehmer  dem  Besteller  ohne 
Verzug  davon  Anzeige  zu  machen,  widiigen&Us  die  nachtheiligen  Folgen 
ihm  zur  Last  fallen. 

357.  Nach  Ablieferung  des  Werkes  hat  der  Besteller,  sobald  es  nach 
dem  üblichen  Geschäftsgange  thunlich  ist,  dessen  Beschaffenheit  zu  prüfen 
und  den  Unternehmer  von  allfälligen  Mängeln  in  Kenntniss  zu  setzen. 

Jeder  Theil  ist  berechtigt,  auf  seine  Kosten  eine  Prüfung  des  Werkes 
durch  Sachverständige  und  die  Beurkundung  des  Befundes  zu  verlangen. 
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358.  Leidet  das  Werk  an  so  erheblichen  Mängeln,  oder  weicht  das- 
selbe sonst  vom  Vertrage  so  sehr  ab,  dass  es  für  den  Besteller  anbrauchbar 
ist,  oder  dass  ihm  die  Annahme  billigerweise  nicht  zugemuthet  werden  kann, 
so  darf  er  dieselbe  Terweigern  and  bei  Verschulden  des  Unternehmers 
Schadenersatz  fordern. 

Sind  die  Mängel  oder  die  Abweichungen  vom  Vertrage  minder  erheb- 
lich, so  kann  der  Besteller  einen  dem  Minderwerthe  des  Werkes  entsprechenden 
Abzug  am  Lohne  machen  oder  auch,  sofern  dieses  dem  Unternehmer  nicht 
übermässige  Kosten  verursacht,  die  unentgeltliche  Verbesserung  des  Werkes 
und  bei  Verschulden  Schadenersatz  verlangen. 

Bei  Werken,  welche  auf  dem  Grund  und  Boden  des  Bestellers  errichtet 
sind  und  ihrer  Natur  nach  nur  mit  unverhältnissmässigen  Nachtheilen  ent- 
fernt werden  können,  hat  der  Besteller  nur  die  in  Absatz  2  dieses  Artikels 
angegebenen  Rechte. 

359.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  dem  Besteller  gegebenen  Rechte 
fallen  dahin,  wenn  er  darch  Weisungen,  welche  er  entgegen  den  ausdrück- 
lichen Abmahnungen  des  Unternehmers  über  die  Ausführung  ertheilte,  oder 
Auf  andere  Weise  die  Mängel  selbst  verschuldet  hat. 

360.  Ist  das  abgelieferte  Werk  vom  Besteller  ausdrücklich  oder  still- 
Bchweigend  genehmigt  worden,  so  ist  der  Unternehmer  von  seiner  Haftpflicht 
befreit,  soweit  es  sich  nicht  um  Mängel  handelt,  welche  bei  der  Abnahme 
und  ordnungsmässigen  Prüfung  nicht  erkennbar  waren  oder  vom  Unternehmer 
arglistig  verschwiegen  wurden. 

361.  Als  stillschweigende  Genehmigung  gilt  es,  wenn  der  Besteller 
die  in  Art.  357  Absatz  1  vorgeschriebene  Prüfung  und  Anzeige  unterlässt. 
Treten  die  Mängel  erst  später  zu  Tage,  so  muss  die  Anzeige  sofort  nach 
der  Entdeckung  erfolgen,  widrigenfalls  das  Werk  auch  rücksichtlich  dieser 
Mängel  als  genehmigt  gilt. 

362.  Die  Ansprüche  des  Bestellers  wegen  allfälliger  Mängel  des 
Werkes  verjähren  gleich  den  entsprechenden  Ansprüchen  des  Käufers  ge- 
mäss den  Art.  257  bis  259. 

Die  Klage  des  Bestellers  eines  Bauwerkes  verjährt  jedoch  erst  nach 
fünf  Jahren  seit  der  Abnahme. 

363*  Der  Besteller  hat  den  Lohn  bei  der  Ablieferung  des  Werkes  zu 
zahlen. 

Ist  das  Werk  in  Theilen  zu  liefern  and  der  Lohn  nach  Theilen  be- 
stimmt, so  hat  für  jeden  Theil  bei  dessen  Ablieferung  Zahlung  zu  erfolgen. 

364.  Wurde  der  Lohn  für  das  Werk  zum  voraus  genau  bestimmt,  so 
ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  es  um  diese  Summe  fertig  zu  stellen. 

Der  Unternehmer  aarf  keine  Erhöhung  fordern,  auch  wenn  er  mehr 
Arbeit  oder  grössere  Auslagen  gehabt  hat,  als  vorgesehen  war. 

Falls  jedoch  ausserordentliche  Umstände,  welche  nicht  vorausgesehen 
werden  konnteo,  die  Fertigstellung  hindern  oder  übermässig  erschweren,  so 
kann  der  Richter,  wenn  der  Unternehmer  nicht  ausdrücklich  auch  eine 
solche  Gefahr  übernommen  hat,  nach  billigem  Ermessen  eine  Erhöhung  des 
Preises  oder  die  Auflösung  des  Vertrages  bewilligen. 

Der  Besteller  hat  immer  den  vollen  Lohn  zu  bezahlen,  auch  wenn  die 
Fertigstellung  des  Werkes  weniger  Arbeit  verursacht,   als   vorgesehen  war. 

365.  Ist  der  Lohn  zum  voraus  entweder  gar  nicht  oder  nur  ungefähr 
bestimmt  worden,  so  ist  derselbe  nach  Massgabe  des  Werthes  der  Arbeit 
zu  ermitteln. 

366.  Wird  ein  mit  dem  Unternehmer  verabredeter  ungefiUirer  Ansatz 
ohne  Zuthun  ctes  Bestellers  unverhidtiiissmässig  überschritten,   so  hat  dieser 
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sowohl  während  als  Dach  der  AusföhruDg  des  Werkes  das  Recht,  den  Ver- 
trag aufzuheben. 

Bei  Bauten,  welche  auf  Grund  und  Boden  des  Bestellers  errichtet 
werden,  kann  dieser  eine  angemessene  Herabsetzung  des  Lohnes  yerlangen 
oder,  wenn  die  Baute  noch  nicht  vollendet  ist,  ^egen  billigen  Ersatz  der 
bereits  ausgeführten  Arbeiten  dem  Unternehmer  die  FortfELhrung  entziehen 
und  vom  Vertrage  zurücktreten. 

367.  Geht  das  Werk  vor  seiner  Uebergabe  durch  Zufall  zu  Grunde, 
so  kann  der  Unternehmer  weder  Lohn  für  seine  Arbeit  noch  Vergütung 
seiner  Auslagen  verlangen,  ausser  wenn  der  Besteller  sich  mit  der  Annahme 
im  Verzug  befindet. 

Der  Verlust  des  zu  Grunde  gegangenen  Stoffes  trifft  in  diesem  Falle 
denjenigen  Theil,  welcher  ihn  geliefert. 

368.  Ist  das  Werk  wegen  eines  Mangels  des  vom  Besteller  gelieferten 
Stoffes  oder  in  Folge  der  vom  Besteller  vorgeschriebenen  Art  der  Aus- 
führung zu  Grunde  gegangen,  ohne  dass  der  Unternehmer  die  ihm  nach 
Art  356  obliegende  Pflicht  versäumt  hat,  so  kann  dieser  die  Vergütung 
der  bereits  geleisteten  Arbeit  und  der  im  Lohne  nicht  inbegriffenen  Aus- 
lagen verlangen. 

Trifft  den  Besteller  ein  Verschulden,  so  hat  der  Unternehmer  nach 
Massgabe  des  Art.  116  überdies  Anspruch  auf  Schadenersatz,  insbesondere 
auf  Vergütung  des  entgangenen  Gewmnes. 

369.  So  lange  das  Werk  unvollendet  ist,  kann  der  Besteller  gegen 
Vergütung  der  bereits  geleisteten  Arbeit  und  gegen  volle  Schadloshaltung 
des  Unternehmers  jederzeit  vom  Vertrage  zurücktreten. 

370.  Wird  die  Vollendung  des  Werkes  durch  einen  beim  Besteller 
eingetretenen  Zufall  unmöglich,  so  hat  der  Unternehmer  Anspruch  auf  Ver- 
gütung der  geleisteten  Arbeit  und  [der  im  Lohne  nicht  inbegriffenen  Aus- 
lagen. 

Hat  der  Besteller  die  Unmöglichkeit  der  Ausführung  verschuldet,  so 
kann  der  Unternehmer  überdies  Schadenersatz  fordern. 

371.  Stirbt  der  Unternehmer  oder  wird  er  ohne  seine  Schuld  zur 
VoUendung  des  Werkes  unfähig,  so  erlischt  der  Werkvertrag,  sofern  der- 
selbe mit  Kücksicht  auf  die  persönlichen  Eigenschaften  des  Unternehmers 
eingegangen  war« 

Der  Besteller  ist  verpflichtet,  den  bereits  ausgeführten  Theil  des 
Werkes,  soweit  dieser  für  ihn  brauchbar  ist,  anzunehmen  und  nach  Ver- 
hältniss  zu  bezahlen. 


TITEL  XHL 
Verlagsvertrag. 

372.  Durch  den  Verlagsvertrag  verpflichten  sich  der  Urheber  eines 
literarischen  oder  künstlerischen  Werkes  oder  seine  Rechtsnachfolger  (Verlag- 

f^eber),    das  Werk  einem  Verleger   zum  Zwecke   der  Herausgabe    zu   über- 
assen,  der  Verleger  dagegen,  Ssls  Werk  zu  vervielfältigen  und  in  Vertrieb 
zu  setzen. 

373.  Durch  den  Verlagsvertrag  wird,  vorbehaltlich  besonderer  Verein- 
barungen, das  Urheberrecht  insoweit  und  auf  so  lange  dem  Verleger  zur 
Ausübung  übertragen,  als  dasselbe  dazu  dient^  den  Verlag  zu  sichern. 
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874  Der  Yerlaggeber  hat  dem  Verleger  daf&r  einzustehen,  dass  er 
zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  zu  der  Verlagsgabe  berechtigt  war. 

Er  hat,  wenn  das  Werk  vorher  ganz  oder  theil weise  einem  Dritten 
in  Verlag  gegeben  oder  sonst  mit  seinem  Wissen  Teroffentlicht  war,  dieses 
vor  dem  Vertragsabschlüsse  zu  erklären. 

375.  So  lange  die  Auflagen  des  Werkes,  zu  denen  der  Verleger  be- 
rechtigt ist,  nicht  yergrifiPen  sind,  darf  der  Verlaggeber  weder  üt^r  das 
Werk  im  Ganzen  noch  über  einzelne  Theile  desselben  zum  Nachtheile  des 
Verlegers  anderweitig  verf&gen. 

876.  Zeitungsartikel  und  einzelne  kleinere  Aufsatze  in  Zeitschriften 
darf  der  Verlaggeber  jederzeit  weiter  veröffentlichen. 

Beiträge  an  Sammelwerke  oder  grössere  Beiträge  an  Zeitschriften  darf 
der  Verlaggeber  nicht  vor  Ablauf  von  drei  Monaten  nach  dem  vollständigen 
Erscheinen  des  Beitrages  weiter  veröffentlichen. 

377.  Wurde  über  die  Anzahl  der  Auflagen  nichts  bestimmt,  so  ist 
der  Verleger  nur  zu  einer  Auflage  berechtigt. 

Die  Stärke  der  Auflage  ist,  wenn  darüber  nichts  vereinbart  wurde, 
vom  Verleger  festzusetzen.  Er  hat  auf  Verlangen  des  Verlaggebers  wenigstens 
so  viele  Exemplare  drucken  zu  lassen,  als  zu  einem  gehörigen  Umsatz  er- 
forderlich sind,  und  darf  nach  Vollendung  des  ersten  Druckes  keine  neuen 
Abdrücke  veranstalten. 

378.  Der  Verleger  ist  verpflichtet,  das  Werk  ohne  Kürzungen,  ohne 
Zusätze  und  ohne  Abänderungen,  wenn  dieselben  nicht  vom  Verlaggeber 
gestattet  sind,  in  angemessener  Ausstattung  zu  vervielfältigen,  für  gehörige 
Anzeige  zu  sorgen    und    die  üblichen  Mittel  für  den  Absatz  zu  verwenden. 

Die  Preisbestimmung  hängt  von  dem  Ermessen  des  Verlegers  ab,  doch 
darf  er  nicht  durch  übermässige  Preisforderung  den  Absatz  hindern. 

379.  Der  Urheber  behält,  so  lange  er  die  Fähigkeit  besitzt,  auch  das 
Recht,  solche  Berichtigungen  und  Verbesserungen  an  seinem  Werke  vorzu- 
nehmen, welche  er  für  nöthig  erachtet;  verursacht  er  aber  dem  Verleger 
unvorhergesehene  Kosten,  so  nat  er  diesem  Ersatz  zu  leisten. 

Der  Verleger  darf  keine  neue  Ausgabe  oder  Auflage  machen  und 
keinen  neuen  Abdruck  vornehmen,  ohne  zuvor  dem  Urheber  Grelegenheit 
zu  verschaffen,  die  nothwendigen  Verbesserungen  anzubringen. 

Dieses  Ilecht  steht  dem  Urheber  persönlich  zu;  es  geht  nicht  auf  die 
Erben  über. 

Vorbehalten  bleibt  die  Einsprache  des  Verlegersf gegen  solche  Aende- 
rungen,  welche  seine  Verlagsinteressen  oder  seine  Ehre  verletzen  oder  seine 
Verantwortlichkeit  steigern. 

380.  Wurde  das  Verlagsrecht  für  mehrere  Auflagen  oder  für  alle 
Auflagen  übertragen  und  versäumt  es  der  Verleger,  eine  neue  Auflage  zu 
veranstalten,  nadidem  die  letzte  vergriffen  ist,  so  kann  der  Verlaggeber 
demselben  gerichtlich  eine  Frist  zur  Herstellung  einer  neuen  Auflage  an- 
setzen lassen,  nach  deren  fruchtlosem  Ablauf  der  Verleger  sein  Recht 
verwirkt. 

381.  Ist  die  besondere  Ausgabe  mehrerer  einzelner  Werke  desselben 
Urhebers  zum  Verlage  überlassen  worden,  so  gibt  dieses  dem  Verleger 
nicht  auch  das  Recht,  eine  Gesammtausgabe  dieser  Werke  zu  veranstalten. 

Ebensowenig  hat  der  Verleger,  welchem  eine  Gesammtausgabe  der 
sämmtlichen  Werke  oder  einer  ganzen  Gattung  von  Werken  desselben  Ur- 
hebers überlassen  worden  ist,  das  Recht,  von  den  einzelnen  Werken  be- 
sondere Ausgaben  zu  veranstalten. 

Borchardt,  Handelsrecht  IV.  46 
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382.  Das  Recht  eine  Uebersetzang  des  Werkes  sa  veranstalten,  bleibt, 
wenn  nichts  Anderes  mit  dem  Verleger  vereinbart  ist,  ansschliesslich  dem 
Verlaggeber  vorbehalten. 

883.  Ein  Honorar  an  den  Verla«eber  gilt  als  stillschweigend  verein- 
hart,  wenn  nach  den  Umständen  die  Ueberlassong  des  Werkes  nur  gegen 
ein  Honorar  za  erwarten  war.  Die  Grösse  desselben  bestimmt  der  Richter 
auf  das  Gutachten  von  Sachverständigen. 

384.  Hat  der  Verleger  das  Recht  zn  mehreren  Auflagen,  so  wird 
vermuthet,  dass  fQr  jede  folgende  von  ihm  veranstaltete  Aaflage  dieedben 
Honorar-  und  übrigen  Vertragsbedingungen  geltai,  wie  f&r  die  erste 
Auflage. 

385.  Das  Honorar  wird  fällig,  sobald  das  ganze  Werk,  oder  wenn 
es  in  Abtheilungen  (Bänden,  Heften,  Blättern)  erscheint,  sobald  die  Ab- 
theilung gedruckt  ist  und  ausgegeben  werden  kann. 

388.  Wird  das  Honorar  ganz  oder  theilweise  von  dem  erwarteten  Ab- 
sätze abhängig  gemacht,  so  ist  der  Verleger  zu  Qbungsgemässer  Abrechnung 
und  Nachweisung  des  Absatzes  verpflichtet. 

387.  Gfeht  das  Werk  nach  seiner  Ablieferung  an  den  Verle^r  durch 
Zufall  unter,  so  ist  der  Verleger  zur  Zahlung  des  Honorars  verpflichtet. 

Besitzt  der  Autor  noch  ein  zweites  Exemplar  des  unterg^ngenen 
Werkes,  so  hat  er  dasselbe  dem  Verleger  zu  überlassen;  kann  er  das  Werk 
mit  geringer  Mühe  wieder  herstellen,  so  ist  er  auch  dazu  verpflichtet;  beides 
gegen  angemessene  Entschädigung. 

388.  Geht  die  vom  Verleger  bereits  hergestellte  Auflage  des  Werkes 
ganz  oder  zum  Theile  durch  Zu&U  unter,  bevor  der  Betrieb  begonnen  hat, 
so  ist  der  Verleger  berechtigt,  die  untergegangenen  Exemplare  auf  seine 
Kosten  neu  herzustellen,  ohne  dass  der  Verlaggeber  ein  neues  Honorar  da- 
für fordern  kann. 

389.  Der  Verlagsvertrag  erlischt,  wenn  der  Urheber  vor  der  Vollen- 
dung des  Werkes  stirbt  oder  unfähig  oder  ohne  sein  Verschulden  verhindert 
wird,  dasselbe  zu  vollenden. 

Ausnahmsweise  kann  der  Richter,  wenn  die  ganze  oder  theilweise  Fort- 
setzung des  Vertragsverhältnisses  möglich  und  billig  erscheint,  dieselbe  be- 
willigen und  das  Nöthige  anordnen. 

390.  Geräth  der  Verleger  in  Eonkurs,  so  kann  der  Verlaggeber  das 
Werk  einem  anderen  Verleger  übertragen,  wenn  ihm  nicht  für  ErfOUang 
der  zur  Zeit  der  Konkurseröffnung  noch  nicht  verfallenen  Verlagsverbind- 
lichkeiten Sicherheit  geleistet  wird. 

391.  Wenn  einer  oder  mehrere  Verfasser  nach  einem  ihnen  vom  Ver- 
leger vorgelegten  Plane  die  Bearbeitung  eines  Werkes  übernehmen,  so  haben 
sie  nur  auf  das  bedungene  Honorar  Ajispruch.  Dem  Verleger  steht  in  der 
Folge  das  freie  Verlagsrecht  zu. 

TITEL  XIV. 
Auftrag.    (Mandat.) 

I.    Einfacher  Auftrag. 

392.  Durch  die  Annahme  eines  Auftrages  verpflichtet  sich  der  Be- 
auftragte,  das  ihm  übertragene  Geschäft  nach  dem  Willen  des  Auftraggebers 
zu  besorgen. 


XXIX.   Schwei».  723 

Eine  Yergütung  (ProvisioD,  Honorar)    ist  nar   dann  zu  leisten,   wenn 
eine  solche  verabredet  oder  üblich  ist. 


Als  angenommen  gilt  ein  nicht  sofort  abgelehnter  Auftrag,  wenn 
er  sich  auf  die  Besorgung  solcher  Geschäfte  bezieht,  welche  der  Beauftragte 
kraft  obrigkeitlicher  Bestellung  oder  gewerbsmässig  betreibt  oder  zu  deren 
Besorgung  er  sich  öffentlich  empfohlen  hat. 

394.  Ist  der  Um&ng  des  Auftrages  nicht  ausdrücklich  bezeichnet 
worden ,  so  bestimmt  sich  oerselbe  nach  der  Natur  des  zu  besorgenden  Ge- 
schäftes. 

Einer  besonderen  Ermächtigung  bedarf  der  Beauftrag,  um  einen 
Prozess  anzuheben,  einen  Vergleich  abzuschliessen,  ein  Schiedsg»  rieht  an- 
zunehmen, wechselrechtliche  Verbindlichkeiten  einzugehen,  Liegenschaften 
zu  veräussem  oder  zu  belasten,  Schenkungen  zu  machen. 

Inwiefern  er  einer  besonderen  Vollmacht  bedarf,  um  in  einem  anhängigen 
Rechtsstreite  Namens  des  Vollmachtgebers  einzelne  Handlungen  vorzunehmen 
oder  Erklärungen  abzugeben,  wird  durch  das  eidgenössische  oder  kantonale 
Prozessrecht  bestimmt. 

S95.  Hat  der  Auftraggeber  für  die  Besorgung  des  übertragenen  Ge- 
schäftes eine  bestimmte  Vorschrift  gegeben,  so  darf  der  Beauftragte  nar  in 
so  fern  abweichen,  als  nach  den  Umständen  die  Einholung  einer  Instruk- 
tion nicht  thunlich  und  überdies  anzunehmen  ist,  der  Auftraggeber  hätte 
ihn  bei  Eenntniss  der  Sachlage  dazu  ermächtigt 

Hat  der  Beauftragte,  ohne  dass  diese  Voraussetzungen  zutreffen,  den 
Auftrag  unter  ungünstigem  als  den  ihm  vorgeschriebenen  Bedingungen  aus- 
geführt, so  gilt  derselbe  nur  dann  als  erfüllt,  wenn  der  Beauftragte  den 
daraus  erwachsenen  Nachtheil  auf  sich  nimmt. 

396.  Der  Beauftragte  ist  dem  Auftraggeber  für  getreue  und  sorg- 
faltige Ausführung  des  ihm  übertragenen  Geschäftes  haftbar;  er  hat  dasselbe 

B)rsönlich  zu  besorgen,  ausgenommen,  wenn  er  zur  Uebertragung  an  einen 
ritten  ermächtigt  ^J  oder  durch  die  Umstände  genöthigt  ist. 

397.  Hat  der  Beauftragte  die  Besorgung  des  Geschäftes  unbefugter 
Weise  einem  Dritten  übertragen,  so  haftet  er  fär  die  fiUtndlungen  desselben, 
wie  wenn  es  seine  eigenen  wären. 

War  er  zur  Uebertragung  befugt,  so  haftet  er  nur  für  gehörige  Sorg- 
£alt  bei  der  Wahl  und  Instruktion  des  Dritten. 

In  beiden  Fällen  kann  der  Auftraggeber  die  Ansprüche,  welche  dem 
Beauftragten  gegen  den  Dritten  zustehen,  unmittelbar  gegen  diesen  geltend 
machen. 

398.  Der  Beauftragte  ist  schuldig,  auf  Verlangen  jederzeit  über  seine 
Geschäftsführung  Kechenschaft  abzulegen  und  Alles,  was  ihm  in  Folge 
derselben  aus  irgend  einem  Grunde  zugekommen  ist,  zu  erstatten.  Gelder, 
mit  deren  Ablieferung  er  sich  im  Rückstände  befindet,  hat  er  zu  verzinsen. 

396*  Hat  der  Beauftragte  ftir  Rechnung  des  Auftraggebers  in  eigenem 
Namen  Forderungsrechte  gegen  Dritte  erworben,  so  gehen  dieselben  auf 
den  Auftraggeber  über,  sobald  der  letztere  seinerseits  allen  Verbindlichkeiten 
aus  dem  Auftragsverhältnisse  nachgekommen  ist.  Dieses  gilt  auch  gegen- 
über der  Masse,  wenn  der  Beauftragte  in  Konkurs  gefallen  ist. 

Ebenso  kann  der  Auftraggeber  im  Konkurse  des  Beauftragten  die 
beweglichen  Sachen  herausverlaugen,  welche  letzterer  in  eigenem  Namen, 
aber  für  Rechnung  des  Auftraggebers,  zu  Eigenthum  erworben  hat;  doch 
darf  die  Masse  allfallige  Retentionsrechte   des  Bt-auttragten  geltend  machen. 

^)  SubstitatioDsvolimacht 

40* 
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400.  Der  Auftraggeber  ist  schuldig,  dem  Beauftragten  die  Auslagen 
und  Verwendungen,  welche  dieser  in  Ausführung  des  Auftn^es  gemadit 
hat,  sammt  Zinsen^)  zu  ersetzen  und  denselben  von  den  eingegangenen 
Verbindlichkeiten  zu  befreien. 

Er  haftet  dem  Beauftragten  für  den  aus  dem  Auftrage  erwachsenen 
Schaden,  soweit  er  nicht  zu  beweisen  yennag,  dass  der  Schaden  ohne  alles 
Verschulden  von  seiner  Seite  entstanden  ist. 

401.  Haben  mehrere  Personen  gemeinsam  einen  Auftrag  gegeben, 
so  haften  sie  dem  Beauftragten  ftbr  ihre  Verpflichtungen  aus  dem  Auftrage 
solidarisch. 

Haben  mehrere  Personen  einen  Auftrag  gemeinschaftlich  auszofuhrui 
übernommen,  so  haften  sie  für  die  Ausführung  desselben  solidarisch  nnd 
können  den  Auftraggeber  nur  durch  gemeinschaftliches  Handeln  ver- 
pflichten. 

402.  Der  Auftrag  kann   von  jedem  Theile  jederzeit  gekündigt  werden. 
Erfolgt   jedoch    die  Kündigung   zur  Unzeit,    so  ist  der  zurücktretende 

Theil  zum  Ersätze  des  dem  andern  verursachten  Schadens  verpflichtet. 

403.  Der  Auftrag  erlischt,  sofern  nicht  das  Gkgentheil  vereinbart  ist 
oder  aus  der  Natur  des  Geschäftes  gefolgert  werden  muss,  durch  den  Tod, 
durch  eintretende  Handlungsunfähigkeit  und  durch  den  Eonkurs  des  Auf- 
traggebers oder  des  Beauftragten. 

So  oft  jedoch  durch  das  Erlöschen  des  Auftrages  eine  Ge&hr  für  das 
Geschäft  eintritt,  ist  der  Beauftragte,  beziehungsweise  sein  Erbe  oder  sein 
Vertreter  verpflichtet,  so  lange  für  die  Fortführung  des  Geschäftes  zu  sorgen, 

Ttfe^er  Auftraggeber,  beziehungsweise  sein  Erbe  oder  sein  Vertreter  in  der 

T  H(jT"f   i^MiiTli  i(  zu  thun. 

404.  Aus^4£?  Geschäften,  welche  der  Beauftragte  führt,  bevor  er 
von  dem  Erlöschen^!J^$($^iid4]^r^6S  Eenntniss  erhalten  hat,  wird  ihm  der 
Auftraggeber  oder  dessenErfc«  verpflichtet,  wie  wenn  der  Auftrag  noch 
bestanden  hätte.  ^- . 

405.  Die  Vorschriften  dieses  Ka^^^^^^^  kommen  auch  zur  Anwendung, 
wenn  Jemand  den  Abschluss  eines  Ven^^^  ^^  vermitteln  übernimmt 
ohne  zu  einer  der  beiden  Parteien  in  einerS*.^*'^®"^^®^  Dienstverhältnisse 
zu  stehen. 

Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Bestimmui«®^  ^^^  Kantonalgesetze 
über  Mäkler,  Courtiers,  Sensale  und  andere  Personöi'?'  "^^^^^^  ^i®  Vermitte- 
lung  von  Geschäften  gewerbsmässig  besorgen.  ^ 

n.  Anweisung.  ^ 

406.  Durch  die  Anweisung  wird  der  Angewiesene  ((*^®^^^*9,  '^^^- 
tragt,  dem  Anweisungsempfänger  (Assignatar)  eine  bestimm  *^*®  Geldsumme 
zu  zahlen,  und  der  letztere,  die  Zahlung  in  eigenem  Namei;^  ^^  erheben.*) 

407.  Soll  mit  der  Anweisung  eine  Schuld  des  Anwe:^^^°^®°  (^ssig- 
nanten)  an  den  Empfanger  getilgt  werden,  so  erfolgt  dieTilgv'^°8  erst  durch 
die  von  dem  Angewiesenen  geleistete  Zahlung.  V 

Doch  kann  der  Empfänger,  welcher  die  Anweisung  angem  ^^^^  ^^ 
seme  Forderung  gegen   den  Anweisenden  nur  dann  wieder  ^Iteöv^  Z"*^*^^ 

^)  Ueber  die  Höhe  derselben  cfr.  Art  83.  ^ 

r^K.Ki^'^^A^iS*'®.,^^'^!.'^*..^^*  vollgeschrieben,    üeber  die  Anweisungen  an^'ä^- 
Inhaber  cfr.  Art  413;  über  die  Anweisungen  an  Ordre  cfr.  Art  83a 
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wenn  er  die  Zahlung  vom  Aufgewiesenen  gefordert  und  nach  Ablauf  der  in 
der  Anweisung  bestimmten  Zeit  nicht  erhalten  hat. 

406.  Der  Gläubiger,  welcher  eine  von  seinem  Schuldner  ihm  ertheilte 
Anweisung  nicht  annehmen  will,  hat  diesen  bei  Vermeidung  von  Schaden- 
ersatz ohne  Yerzug  zu  benachrichtigen. 

Im  Uebrigen  gelten  f&r  den  Empfönger  einer  Anweisung  die  Bestim- 
mungen der  Art.  392  und  393. 

409.  Der  Angewiesene,  welcher  dem  Anweisungsempfänger  die  An- 
nahme ohne  Vorbehalt  erklärt,  wird  demselben  zur  Zahlung  verpflichtet; 
er  kann  ihm  nur  solche  Einreden  entgegensetzen,  welche  sich  aus  ihrem 
persönlichen  Verhältnisse  oder  aus  dem  Inhalte  der  Anweisung  selbst 
ergeben,  nicht  aber  solche  aus  seinem  Verhältnisse  zum  Anweisenden. 

410.  Soweit  der  Angewiesene  Schuldner  des  Anweisenden  ist  und 
seine  Lage  dadurch,  dass  er  an  den  Anweisungsempfanger  Zahlung  leisten 
soll,  in  keiner  Weise  verschlimmert  wird,  ist  er  zur  Zahlung  an  diesen 
verpflichtet. 

Vor  der  Zahlung  die  Annahme  zu  erklären,  ist  der  Angewiesene 
selbst  in  diesem  Falle  nicht  verpflichtet,  es  sei  denn,  dass  er  es  mit  dem 
Anweisenden  vereinbart  hätte. 

411.  Verweigert  der  Angewiesene  die  vom  Anweisung^sempfönger 
geforderte  Zahlung,  oder  erklärt  er  zum  Voraus,  an  denselben  nicht  zahlen 
zu  wollen,  so  ist  dieser  bei  Vermeidung  von  Schadenersatz  verpflichtet,  den 
Anweisenden  sofort  zu  benachrichtigen. 

412«  Der  Anweisende  kann  die  Anweisung  gegenüber  dem  Anweisungs- 
empfänger widerrufen,  wenn  er  sie  nicht  zur  Tilgung  seiner  Schuld  oder 
sonst  zum  Vortheile  des  Emp&ngers  ertheilt  hat. 

Gegenüber  dem  Angewiesenen  kann  der  Anweisende  widerrufen,  so 
lange  nicht  jener  dem  Empfänger  seine  Annahme  erklärt  hat. 

Wird  über  den  Anweisenden  der  Konkurs  eröffnet,  so  gilt  die  An- 
weisung als  widerrufen. 

413.  Schriftliche  Anweisungen  zur  Zahlung  an  den  jeweiligen  Inhaber 
der  Urkunde  werden  nach  den  Vorschriften  dieses  Kapitels  beurtheilt,  in 
dem  Sinne,  dass  dem  Angewiesenen  gegenüber  jeder  Inhaber  als  Anweisungs- 
empfanger gilt,  die  Rechte  zwischen  dem  Anweisenden  und  Empfanger 
dagegen  nur  für  den  jeweiligen  Uebergeber  und  Abnehmer  begründet 
werden. 

Für  den  Check  gelten  die  besonderen  Bestimmungen  des  dreissigsten 
Titels. 

414.  Die  Grundsätze  des  kantonalen  Bechtes  über  Anweisung  grund- 
versicherter Forderungen  werden  durch  die  Vorschriften  dieses  Kapitels 
nicht  berührt 

III.  Kreditbrief. 

415.  Kreditbriefe,  durch  welche  der  Adressant  den  Adressaten  mit 
oder  ohne  Angabe  eines  Maximums  beauftragt ,  einer  bestimmten  Person 
die  verlangten  Beträge  auszubezahlen,  werden  nach  den  Vorschriften  über 
die  Anweisungen  beurtheilt. 

416.  Wenn  kein  Maximum  angegeben  ist,  so  hat  der  Adressat  bei 
angewöhnlichen,  den  Verhältnissen  der  betheiligten  Personen  offenbar  nicht 
entsprechenden  Anforderungen  des  Empfängers  den  Adressanton  zu  benach- 
riditigen  und  so  lange,  bis  dessen  Weisung  eingegangen  ist,  die  Zahlung 
au  verweigern. 
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417.  Die  im  Kreditbriefe  enthaltene  Anweisung  gilt  im  Sinne  des 
Art.  409  nur  dann  als  angenommen,  wenn  die  Annahme  bezQglich  eines 
bestimmten  Betrages  erklärt  worden  isU 

IV.  Kreditauftrag. 

418.  Hat  .Jemand  den  Auftrag  erhalten  und  angenommen,  in  eigenem 
Namen  und  auf  eigene  Rechnung,  jedoch  unter  Verantwortlichkeit  des  Auf- 
traggebers, einem  Dritten  Kredit  zu  eröffnen,  oder  zu  erneuem,  so  haftet 
der  Auftraggeber  wie  ein  BQrge  für  die  Schuld  des  Dritten,  sofern  der  Be- 
auftragte die  Grenzen  des  Kr^itauftrages  nicht  überschritten  hat 

Für  diese  Verbindlichkeit  des  Auftraggebers  bedarf  es  der  schrift- 
lichen Vertragsform. 

419.  Der  Auftraggeber  kann  dem  Beauftragten  nicht  die  Einrede  ent- 
gegensetzen, der  Dritte  sei  zur  Eingehung  der  Schuld  persönlich  unfähig 
gewesen. 

410.  Die  Haftpflicht  des  Auftraggebers  erlischt,  wenn  der  Beauftragte 
dem  Dritten  eigenmächtig  Stundung  gegeben  oder  es  versäumt  hat,  gemtes 
den  Weisungen  des  Auftraggebers  gegen  ihn  vorzugehen. 

4tl.  Das  Rechtsverhältniss  des  Auftraggebers  zu  dem  Dritten,  welchem 
ein  Kredit  eröffnet  worden  ist,  wird  nach  den  Bestimmungen  über  das 
Rechtsverhältniss  zwischen  dem  Bürgen  und  dem  Hauptschuldner  beurtheilt 


TITEL  XV. 
Prokuristen.     Handlimgsbeyollmächtigte.     Handelsreisenda 

422.  Wer  von  dem  Inhaber  eines  Handels-,  Fabrikations-  oder  eines 
anderen  nach  kaufmfinnischer  Art  geführten  Gewerbes,  dem  Prinzipal,  aas- 
drücklich  oder  thatsächlich  ermächtigt  ist,  fKr  denselben  das  Gewerbe  zu 
betreiben  und  „per  procura'^  die  Firma  zu  zeichnen,  ist  Prokurist. 

Der  Prinzipal  hat  die  Ertheilung  der  Prokura  zur  Eintragung  in  das 
Handelsregister  anzumelden,  er  wird  jedoch  schon  vor  der  Eintragung  durch 
die  Handlungen  des  Prokuristen  verbunden. 

Zur  Betreibung  anderer  Gewerbe  oder  Geschäfte  kann  ein  Prokoiist 
nur  durch  Eintragung  in  das  Handelsregister  bestellt  werden.  Vor  der- 
selben kommen  lediglich  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  Stellvertretung 
zur  Anwendung. 

423.  Der  Prokurist  gilt  gutgläubigen  Dritten  gegenüber  als  ermächtigt, 
den  Prinzipal  durch  Wechsel-Zeichnungen  zu  verpflichten  und  in  dessen 
Namen  alle  Arten  von  Rechtshandlungen  vorzunehmen,  welche  der  Zweck 
des  Gewerbes  oder  Geschäftes  des  Prinzipals  mit  sich  bringen  kann. 

Zur  Veräusserun^  und  Belastung  von  Liegenschaften  ist  der  Prokurist 
nur  ermächtigt,  wenn  ihm  diese  Befugniss  ausdrücklich  ertheilt  worden  isL 

Andere  Beschränkungen  der  Prokura  haben  gegenüber  gutgläubig<ai 
Dritten  keine  rechtliche  "Wirkung. 

424.  Die  Prokura  kann  mehreren  Personen  zu  gemeinsamer  Unter- 
schrift ertheilt  werden  (Kollektiv-Prokura).  In  diesem  Falle  wirkt  die 
Unterschrift  des  Einzelnen  nicht,  ohne  die  vorgeschriebene  Mitwirkung  der 
Uebrigen. 
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425.  Der  Widerruf  der  Prokura  ist  in  das  Handelsregister  einzu- 
tragen, auch  wenn  bei  Ertheilung  derselben  die  Eintragung  nicht  statt» 
geranoen  hat 

So  lange  der  Widerruf  nicht  in  das  Handelsregister  eingetragen  und 
bekannt  gemacht  worden  ist,  hat  er  gegenüber  gutgläubigen  Dritten  keine 
Wirkung. 

426.  Wenn  der  Inhaber  eines  Gewerbes  der  in  Art  422  Absatz  1 
bezeichneten  Art  Jemanden  ohne  Ertheilung  der  Prokura,  sei  es  zum  Be- 
triebe des  ganzen  Gewerbes,  sei  es  zu  bestimmten  Geschulten  in  seinem 
Gewerbe,  als  Vertreter,  Handlungsbevollmächtigten,  bestellt,  so  erstreckt 
sich  die  Vollmacht  auf  alle  Rechtshandlungen,  welche  der  Betrieb  eines 
derartigen  Gewerbes  oder  die  Ausfährung  derartiger  Geschäfte  gewöhnlich 
mit  sich  bringt 

Jedoch  ist  der  Handlungsbevollmächtigte  zum  Eingehen  von  Wechsel- 
verbindlichkeiten, zur  Aufnahme  von  Darlehen  und  zur  Prozessftihrung  nur 
ermächtigt,  wenn  ihm  eine  solche  Befugniss  ausdrücklich  ertheilt  worden  ist 

427.  Der  Prokurist,  sowie  derjenige  Handlungsbevollmächtigte,  welcher 
cum  Betriebe  des  ganzen  Gewerbes  bestellt  ist  oder  in  einem  Dienst- 
verhältnisse zum  Inhaber  des  Gewerbes  steht,  darf  ohne  Einwilligung 
des  Prinzipals  weder  f&r  eigene  Rechnung  noch  f&r  Rechnung  eines 
Dritten  Geschäfte  machen,  welche  zu  dem  Geschäftszweige  des  Prinzipals 
gehören. 

Bei  Uebertretung  dieser  Vorschrift  kann  der  Prinzipal  Ersatz  des  ver^ 
ursachten  Schadens  fordern  und  auch  die  betreffenden  Geschäfte  auf  eigene 
Rechnung  übernehmen. 

428.  Die  Prokura  und  die  Handlungsvollmacht  sind  jederzeit  wider- 
ruflich, unbeschadet  der  Rechte,  welche  sich  aus  dem  Dienstverhältnisse 
ergeben. 

Der  Tod  des  Prinzipals  hat  das  Erlöschen  der  Prokura  oder  Hand- 
lungsvollmacht nicht  zur  Folge. 

429.  Wer  als  Handelsreisender  fär  ein  bestimmtes  Etablissement  an 
auswärtigen  Orten  Geschäfte  zu  besorgen  hat,  gilt  f&r  ermächtigt,  den  Kauf- 
preis aus  den  von  ihm  im  Namen  des  Geschäftsherrn  abgeschlossenen  Ver- 
saufen einzuziehen  und  darüber  zu  quittiren,  sowie  Zahlungsfristen  zu  be- 
willigen. Eine  Beschränkung  dieser  Befugniss  kann  Dritten  gegenübw, 
welche  davon  keine  Eenntniss  haben,  nicht  geltend  gemacht  werden. 


TITEL  XVI. 
KommissioiL 

430*    Eommissionäi*   ist   derjenige,   welcher  gegen  eine  Eommissions- 

febfihr    (Provision)   in    eigenem   Namen   für   Reclmung  eines  Andern,  des 
Kommittenten,   den    Einkauf  oder   Verkauf  von    beweglichen  Sachen   od^ 
Werthpapieren  zu  besorgen  übernimmt^) 

431.    Für  das  Eommissionsverhältniss  kommen  die  Vorschriften  über 


0  Die   gewerbemässige  Besorgung  ist  nicht  erforderlich^  wohl  aber  die  eat* 
geltliche. 
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den  Auftrag  zur  Anwendung,  soweit  nicht  die  nachfolgenden  Bestimmangeii 
dieses  Titels  etwas  Anderes  enthalten.^}] 

432.  Der  Kommissionär  hat  dem  Kommittenten  die  erforderiichen 
Nachrichten  zu  geben  und  insbesondere  von  der  Ausfährung  des  Auftrages 
sofortige  Anzeige  zu  machen. 

Er  ist  zur  Versicherung  des  Kommissionsgutes  nur  verpflichtet,  wenn 
er  Yom  Kommittenten  Auftrag  dazu  erhalten  hat. 

433*  Wenn  das  zum  Verkaufe  zugesandte  Kommissionsgut  sich  in 
einem  erkennbar  mangelhaften  Zustande  befindet,  so  hat  der  Kommissionär 
die  Rechte  gegen  den  Frachtführer  zu  wahren,  fEir  den  Beweis  des  mangel- 
haften Zii5;ündes  und  soweit  möglich  für  Erhaltung  des  Gutes  zu  soi^;en 
und  dem  Kommittenten  ohne  Verzug  Nachricht  zu  geben. 

Versäumt  der  Kommissionär  diese  Pflichten,  so  ist  er  f&r  den  aus  d^ 
Versäumniss  entstandenen  Schaden  haftbar. 

434.  Wenn  sich  Gefisihr  zeigt,  dass  das  zum  Verkaufe  zugesandte 
Kommissionsgut  in  schnelle  Verderbniss  gerathe,  so  ist  der  Kommissionär 
berechtigt  und,  soweit  die  Interessen  des  Kommittenten  es  erfordern,  auch 
yerpflichtet,  dasselbe  unter  Mitwirkung  der  zuständigen  Amtsstelle  des  Ortes, 
wo  die  Sache  sich  befindet,  verkaufen  zu  lassen. 

435.  Hat  der  Verkaufskommissionär  unter  dem  ihm  gesetzten  Minimum 
verkauft,  so  muss  er  dem  Kommittenten  den  Preisunters<Siied  vergüten,  so- 
fern er  nicht  beweist,  dass  durch  den  Verkauf  von  dem  Kommittenten 
Schaden  abgewendet  worden  ist  und  eine  Anfrage  bei  dem  Kommittenten 
nicht  mehr  Uiunlich  war. 

436.  Hat  der  Kommissionär  wohlfeiler  gekauft,  als  der  Kommittent 
vorausgesetzt,  oder  theurer  verkauft,  als  er  ihm  vorgeschrieben  hatte,  so 
darf  er  den  Gewinn  nicht  für  sich  behalten,  sondern  muss  denselben  dem 
Kommittenten  anrechnen. 

437.  Der  Kommissionär,  welcher  ohne  Einwilligung  des  Kommittenten 
einem  Dritten  Vorschüsse  macht  oder  Kredit  gewährt,  thut  dieses  auf  eigene 
Gefahr. 

Soweit  jedoch  der  Handelsgebrauch  am  Orte  des  Gleschäfies  das  Kre- 
-  ditiren   des   Kaufpreises  mit  sich  bringt,  ist  in  Ermangelung  einer  anderen 
Bestimmung  des  Kommittenten  auch  der  Kommissionär  dazu  berechtigt. 

438.  Abgesehen  von  dem  Falle,  wo  der  Kommissionär  unbefugter 
Weise  Kredit  gewährt,  steht  er  für  die  Zahlung  oder  anderweitige  Erfüllung 
der  Verbindlichkeiten  des  Schuldners  nur  dann  ein,  wenn  dieses  von  ihm 
übernommen  oder  am  Orte  seiner  Niederlassung  Handelsgebrauch  ist. 

Der  Kommissionär,  welcher  für  den  Schuldner  einsteht,  ist  zu  einer 
Vergütung  (del-credere-Provision)  berechtigt. 


^)  Dies  gilt  insbesondere  auch  von  Art  899.  Mithin  kami  nach  AL  2  dieses 
Artikels  der  Kommittent  im  Konkurse  des  Kommissionärs  die  beweglichen  Sachen 
herausverlanj^en,  welche  letzterer  im  ei^^en  Namen,  aber  für  Keohnon^  des  Kommit- 
tenten zu  Eigenthum  erworben  hat,  —  m  üebereinstimmnn^  mit  dem  m  dem  Fran- 
zösischen Recht  herrschenden  Satz  ^tk  propri6t6  passe  directement  du  tiers-vendenr 
an  commettant'S  während  das  Deutsche  Hecht  eventaell  nur  nicht  abgetretene 
Forderungen  im  Verhältniss  zwischen  dem  Kommissionär  und  dem  Kommittenten 
oder  dessen  Gläubigem  als  Forderungen  des  Kommittenten  gelten  lässt  (Art  868  AL  d 
H.  G.  B.).  Dass  der  in  obigem  G^setzestext  adoptirten  Auffassung  der  Vorzug  vor 
denenigen  des  Deutschen  H.  G.  B.  zu  gehen  ist  kann  wohl  für  Jeden,  der  mit  den  im 
realen  kanftn&nnischen  Verkehr  thatsachlich  nun  einmal  obwaltenden  Verhältnissen 
vertraut  ist  nicht  zweifelhaft  erscheinen.  VergL  über  diese  legislatorische  Abweichung 
auch  Keyssner  in  Goldschmidts  Zeitschrift  Bd.  XXIX  S.  805  n.  806,  welcher  mit 
Becht  darauf  hinweist  ^^^  anderenfaUs  „die  Treue  des  Mandatars  verloren  geht" 
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439.  Der  Kommissionär  ist  berechtigt,  far  alle  im  Interesse  des  Kom- 
mittenten gemachten  Vorschüsse.  Auslagen  and  andere  Verwendungen  Er^ 
satz  zu  fordern  und  von  diesen  Betragen  Zinsen  zu  berechnen. 

Er  kann  auch  die  Vergütung  für  die  benutzten  Lagen^äume  und 
Transportmittel,  nicht  aber  den  Lohn  seiner  Angestellten  in  Rechnung 
bringen. 

440.  Der  Kommissionär  hat  die  Provision  zu  fordern,  wenn  das  Ge- 
schäft zur  Ausführung  gekommen  ist 

Für  Geschäfte,  welche  nicht  zur  Ausführung  gekommen 'sind,  hat  der 
Kommissionär  nur  den  ortsüblichen  Anspruch  auf  Vergütung  seiner  Be- 
mühungen (Auslieferungsprovision). 

441.  Der  Anspruch  auf  die  Provision  fallt  dahin,  wenn  sich  der  Kom- 
missionär einer  unredlichen  Handlungsweise  gegenüber  dem  Kommittenten 
schuldig  gemacht,  insbesondere,  wenn  er  einen  zu  hohen  Einkaufs-  oder 
einen  zu  niedrigen  Verkaufspreis  in  Rechnung  gebracht  hat. 

Ueberdies  steht  dem  Kommittenten  in  den  beiden  letzterwähnten  Fällen 
die  Befugniss  zu,  den  Kommissionär  selbst  als  Verkäufer  oder  als  Käufer 
in  Anspruch  zu  nehmen. 

442.  Der  Kommissionär  hat  an  dem  Kommissionsgute,  beziehungsweise 
an  dem  Verkaufserlöse  ein  Retentionsrecht  im  Sinne  des  Art.  224. 

Für  die  auf  Rechnung  des  Kommittenten  erworbenen  Forderungen 
kommt  Art.  399  Absatz  1  zur  Anwendung. 

443.  Wenn  bei  Unverkäuflichkeit  des  Kommissionsgutes  oder  bei 
Widerruf  des  Auftrages  der  Kommittent  mit  der  Zurücknahme  des  Gutes 
oder  mit  der  Verfügung  darüber  ungebührlich  zögert,  so  ist  der  Kommissionär 
berechtigt,  bei  der  zuständigen  Amtsstelle  des  Ortes,  wo  die  Sache  sich  be- 
findet, die  Versteigerung  zu  verlangen. 

Diese  kann,  wenn  am  Orte  der  gelegenen  Sache  weder  der  Kommittent 
noch    ein  Stellvertreter   desselben  anwesend  ist,    ohne  Anhören  der  Gegen- 

firtei  angeordnet  werden.     Es  muss  aber  eine  amtliche  Mittheilung  an  den 
ommittenten  vorausgehen,  sofern  das  Gut  nicht  einer  schnellen  Entwerthung 
ausgesetzt  ist. 

444.  Bei  Kommissionen  zum  Einkauf  oder  zum  Verkauf  von  Waaren, 
Wechseln  und  andern  Werthpapieren,  welche  einen  Börsenpreis  oder  Markt- 
preis haben,  ist  der  Kommissionär,  wenn  der  Kommittent  nicht  etwas  Anderes 
bestimmt  hat,  befugt,  da«  Gut,  welches  er  einkaufen  soll,  als  Verkäufer  selbst 
zu  liefern,  oder  das  Gut,  welches  er  zu  verkaufen  beauftragt  ist,  als  Käufer 
für  sich  zu  behalten. 

In  diesen  Fällen  ist  der  Konmiissionär  verpflichtet,  den  zur  Zeit  der 
Ausführung  des  Auftrages^)  geltenden  Börsen-  oder  Marktpreis  in  Rechnung 
zu  bringen. 

445.  Wenn  der  Kommissionär  von  der  im  vorhergehenden  Artikel 
ihm  eingeräumten  Befugniss  Gebrauch  macht,  so  ist  er  zu  der  gewöhnlichen 
Provision  berechtigt  und  kann  die  bei  Kommissionsgeschäften  sonst  regel- 
mässig vorkommenden  Unkosten  berechnen.  Im  Uebrigen  ist  das  Geschäft 
als  Kaufvertrag  zu  behandeln. 

446.  Meldet  der  Kommissionär  in  den  Fällen  des  Art.  444*)  die  Aus- 
führung des  Auftrages,   ohne  eine  andere  Person  als  Käufer  oder  Verkäufer 


>)  d.  h.  der  Zeitpunkt  der  dem  Kommittenten  gemachten  Anzeige  seines  Eintrittes 
als  Selbstkontrahent. 

*^  d.  h.  wenn  es  sich  nm  Waareo^  Wechsel  und  andere  Werthpapiere  handelt,  die 
einen  ^rsenpreis  oder  Marktpreis  haben. 
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Damhaft  zu  macheD,  so  ist  anzunehmeD,   dass  er  selbst  die  Yerpflichtangen 
eines  Käufers,  beziehungsweise  Verkäufers  auf  sich  genommen  habe. 

447.  Wenn  der  Kommittent  den  Auftrag  widerruft  und  der  Widerruf 
bei  dem  Kommissionär  eintrifft,  bevor  letzterer  die  Anzeige  der  Ausfähnrng 
abgesendet  hat,  so  kann  sich  der  Kommissionär  der  Befugniss,  selbst  ab 
Käufer  oder  Verkäufer  einzutreten,  nicht  mehr  bedienen. 

448.  Wer  gegen  Vergütung  die  Versendung  oder  Weitersendung  Ton 
Gütern  für  Rechnung  des  Versenders,  aber  in  eigenem  Namen,  zu  besoiigen 
übernimmt  (Spediteur,  Transportkommissionär),  gilt  als  Frachtführer  und 
unterliegt  den  Bestimmungen  des  siebzehnten  Titels. 


TITEL   XVn. 
Frachtvertrag. 

448.  Frachtführer  ist  derjenige,  welcher  gegen  Vergütung  (Frachtlohn, 
Fracht)  den  Transport  von  Sachen  auszufuhren  übernimmt. 

450.  Für  den  Frachtvertrag  kommen  die  Vorschriften  über  den  Auf- 
trag zur  Anwendung,  soweit  nicht  die  nachfolgenden  Bestimmungen  dieses 
Titels  etwas  Anderes  enthalten. 

451.  Der  Absender  hat  dem  Frachtführer  die  Adresse  des  Elmpf&Dgn« 
und  den  Ort  der  Ablieferung,  die  Anzahl,  die  Verpackung,  den  Innalt  lud 
das  Gewicht  der  Frachtstücke,  die  Lieferungszeit  und  den  Transportweg, 
sowie  bei  werthvoUen  Gegenständen  auch  deren  Werth  genau  zu  bezeichnen. 

Die  aus  Unterlassung  oder  Ungenauigkeit  einer  solchen  Angabe  ent- 
stehenden Nachtheile  fallen  zu  Lasten  des  Absenders. 

452.  Für  gehörige  Verpackung  des  Gutes  hat  der  Absender  zu  sorgen; 
er  haftet  für  die  Folgen  Yon  äusserlich  nicht  erkennbaren  Mängeln  der 
Verpackung.  Dagegen  trägt  der  Frachtführer  die  Folgen  solcher  Mängel, 
welche  äusserlich  erkennbar  waren,  wenn  er  das  Gut  ohne  Vorbehalt  an- 
genommen hat. 

453.  So  lange  das  Frachtgut  noch  in  Händen  des  Frachtführers  ist, 
hat  der  Absender  das  Recht,  diasselbe  gegen  Entschädigung  des  Frachtr 
führers  für  allftllige  von  ihm  schon  gemachte  Auslagen  oder  erweisliche 
Nuchtheile,  die  aus  der  Rückziehung  erwachsen,  zurückzunehmen,  ausge- 
nommen : 

1.  wenn  ein  Frachtbrief  vom  Absender  ausgestellt  und  vom  Fracht- 
führer an  den  Empfänger  übergeben  wurde; 

2.  wenn  der  Absender  sich  vom  Frachtführer  einen  Empfiangschem 
geben  Hess  und  denselben  nicht  zurückgeben  kann; 

3.  wenn  der  Frachtführer  an  den  Emptänger  eine  schriftliche  Anzeige 
TAvisbrief)  von  der  Ankunft  des  Gutes  zum  Zwecke  der  Abholung 
desselben  abgesendet  hat; 

4.  wenn  der  Empfänger  nach  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmongsoite 
die  Ablieferung  desselben  verlangt  hat. 

In  diesen  Fällen  hat  der  Frachtführer  ausschliesslich  die  Anweisungen 
des  Empfängers  zu  befolgen;  im  Falle  der  Ziffer  2  jedoch  vor  Ankunft  des 
Gutes  am  Bestimmungsorte  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  dem  Em- 
pfänger der  Empfangschein  zugestellt  worden  ist 

454.  Wenn  das  Frachtgut  nicht  angenommen  oder  die  Zahlung  der 
auf  demselben    haftenden    Forderungen    nicht   geleistet   wird  oder  der  Em- 
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pfänger  nicht  ermittelt  werden  kann»  so  hat  der  Fracbtifthrer  den  Absender 
nieyon  za  benachrichtigen  nnd  inzwischen  das  Frachtgut  |kaf  6e£ahr  and 
Kosten  des  Absenders  aufzubewahren  oder  bei  einem  Dritten  zu  hinterlegen. 
Wird  dann  in  einer  den  Umstanden  angemessenen  Zeit  weder  vom 
Absender  noch  vom  Empfanger  über  das  Frachtgut  verfügt,  so  kann  der 
Frachtführer  unter  MitwirkuDg  der  am  Orte  der  gelegenen  Sache  zuständigen 
Amtsstelle  das  Frachtgut  zu  Gunsten  des  Berechtigten  gemäss  Artikel  443 
yerkaufen  lassen. 

455.  Sind  Frachtgüter  schnellem  Verderben  ausgesetzt,  oder  deckt 
ihr  vermuthlicher  Werth  nicht  die  darauf  haftenden  Kosten^  so  soll  der 
Frachtführer  den  Thatbestand  ohne  Verzug  amtlich  feststellen  lassen  und 
kann  darauf  das  Frachtgut  in  gleicher  Weise,  wie  im  Falle  des  vorher- 
gehenden Artikels  verkauten  lassen. 

Von  der  Anordnung  des  Verkaufes  sind,  soweit  möglich,  die  Betheiligten 
zu  benachrichtigen. 

456.  Der  Frachtführer  hat  bei  Ausübung  der  in  Art  454  und  455 
ihm  eingeräumten  Befugnisse  die  vermuthiichen  Interessen  des  Eigenthümers 
bestmöglich  zu  wahren  und  haftet  für  Schadenersatz  bei  erwiesener  Fahr- 
lässigkeit. 

457.  Wenn  ein  Frachtgut  verloren  oder  zu  Grunde  gegangen  ist,  so 
bat  der  Frachtführer  den  vollen  Werth  desselben  zu  ersetzen,  sofern  er 
nicht  beweist,  dass  der  Verlust  oder  Untergang  durch  die  natürliche  Be- 
schaffenheit des  Gutes  oder  durch  höhere  Gewalt  oder  durch  ein  Verschulden 
oder  eine  Anweisung  des  Absenders,  beziehungsweise  des  Empfängers  ver- 
ursacht sei. 

Verabredungen,  wonach  ein  den  vollen  Werth  überschreitendes  Interesse 
oder  weniger  als  der  volle  Werth  zu  ersetzen  ist,  bleiben  vorbehalten. 

453.  Unter  den  gleichen  Voraussetzungen  und  Vorbehalten  haftet  der 
Frachtführer  für  allen  Schaden,  welcher  aus  Verspätung  in  der  Ablieferung 
oder  aus  Beschädigung  oder  aus  theilweisem  Untergange  des  Gutes  ent- 
standen ist 

Ohne  besondere  Verabredung  kann  ein  höherer  Schadenersatz  als  für 
gänzlichen  Verlust  nicht  begehrt  werden. 

459.  Der  Frachtführer  haftet  für  alle  Unfälle  und  Fehler,  die  auf 
dem  übernommenen  Transporte  vorkommen,  gleichviel,  ob  er  den  Transport 
bis  zu  Ende  selbst  besorgt  oder  durch  einen  andern  Frachtführer  ausführen 
lässt,  vorbehaltlich  des  Rückgriffes  gegen  den  Frachtführer,  welchem  er  das 
Out  übergeben  hat. 

460.  Der  Frachtführer  hat  sofort  nach  Ankunft  des  Gutes  dem  Em- 
pfänger Anzeige  zu  machen. 

461.  Bestreitet  der  Emnfänger  die  auf  dem  Frachtgut  haftende  For- 
derung, so  kann  er  die  Ablieferung  nur  verlangen,  insofern  er  den  streitigen 
Betrag  amtlich  hinterlegt.  Dieser  Betrag  tritt  m  Bezug  auf  das  Retentions- 
recht des  Frachtführers  an  die  Stelle  des  Frachtgutes. 

462.  Durch  vorbehaltliche  Annahme  des  Gutes  und  Bezahlung  der 
Fracht  erlöschen  alle  Ansprüche  gegen  den  Frachtführer,  die  Fälle  der 
Arglist  und  groben  Fahrlässigkeit  ausgenommen. 

Ausserdem  bleibt  der  Frachtführer  haftbar  für  liusserlich  nicht  erkenn- 
baren Schaden,  fialls  der  Empfänger  solchen  in  der  Zeit,  in  welcher  ihm 
nach  den  Umständen  die  Prüfung  möglich  oder  zuzumuthen  war,  entdeckt 
und  den  Frachtführer  sofort  nach  der  Entdeckung  davon  benachrichtigt  hat. 
Diese  Benachrichtigung  muss  jedoch  spätestens  acht  Tage  nach  der  Ab- 
lieferung stattgefunden  haben. 
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463.  Id  allen  Streitfällen  kai^n  die  am  Orte  der  gelegenen  Sache  za- 
ständige  Ämt^telle  auf  Begehren  eines  der  beiden  Theue  Hinterlegung  des 
Frachtgutes  in  dritte  Hand  oder  nöthigen&lls  nach  Feststellung  des  Zu- 
Standes  den  Verkauf  desselben  anordnen.  Der  Verkauf  kann  durch  Be- 
zahlung oder  Hinterlegung  aller  angeblich  auf  dem  Gute  haftenden  Forde- 
rungen abgewendet  werden. 

464.  Die  Ersatzklagen  gegen  Frachtführer  verjähren  in  Jahresfrist 
und  zwar  im  Falle  des  Unterganges,  des  Verlustes  oder  der  Verspätung 
von  dem  Tage  hinweg,  an  welchem  die  Ablieferung  hätte  geschehen  sollen, 
im  Falle  deiv  Beschädigung  von  dem  Tage  der  Uebergabe  des  Gutes  an  den 
Adressaten. 

Im  Wege  der  Einrede  kann  der  Empfänger,  beziehungsweise  der  Ab- 
sender seinen  Anspruch  immer  geltend  machen,  sofern  er  innerhalb  Jahres- 
frist reklamirt  hat  und  der  Anspruch  nicht  schon  gemäss  Art  462  er- 
loschen ist. 

Vorbehalten  bleiben  die  Fälle  von  Arglist  und  grober  Fahrlässigkeit 
des  Frachtführers. 

465'  Transportanstalten  y  zu  deren  Betrieb  es  einer  staatlichen  Ge- 
nehmigung bedari,  sind  nicht  befugt,  die  Anwendung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Verantwortlichkeit  des  Frachtführers  zu  ihrem  Vor- 
theile  durch  besondere  Uebereinkunfl  oder  durch  ßeglemente  im  Voraus 
auszuschliessen  oder  zu  beschränken. 

Jedoch  bleiben  abweichende  Vertragsbestimmungen,  welche  in  diesem 
Titel  als  zulässig  vorgesehen  sind,  vorbehalten. 

466.  Für  die  Frachtverträge  der  Post*)  und  der  Eisenbahnen •)  gelten 
die  besondern  Gesetze. 

467.  Ein  Frachtführer  oder  Spediteur,  welcher  sich  zur  Ausfiihning 
des  von  ihm  übernommenen  Transportes  einer  Eisenbahn  bedient  oder  zor 
Ausführung  des  von  einer  Eisenbahn  übernommenen  Transportes  mitwirkt, 
unterliegt  den  besonderen  Bestimmungen  über  Eisenbahnfracntverkehr.  Ab- 
weichende Vereinbarungen  zwischen  dem  Frachtführer  oder  Spediteur  einer- 
seits und  dem  Auftraggeber  anderseits  bleiben  jedoch  vorbehalten. 

Dieser  Artikel  findet  keine  Anwendung  auf  Kamioneure. 

468.  Der  Spediteur,  welcher  sich  zur  Ausführung  des  Transportes 
einer  Eisenbahn  bedient,  kann  seine  Verantwortlichkeit  nicht  wegen  mangeln*^ 
den  RückgriflFes  ablehnen,  wenn  er  selbst  den  Verlust  desselben  ver- 
schuldet hat. 


TITEL  XVIII. 
Geschäftsführung  ohne  Auftrag. 

469.  Wer  f&r  einen  Anderen  ein  Geschäft  besorgt,  ohne  von  diesem 
beauftragt  zu  sein,  der  Geschäftsf&hrer,  ist  verpflichtet,  das  unternommene 
Geschäft  so  zu  führen,  wie  es  dem  Vortheile  und  der  muthmasslichen  Ab- 
sicht des  Andern,  des  Geschäftsherm,  entspricht. 


1)  Hierzu  das  Qesetz,  betr.  das  Postregal  vom  2.  Juni  1849  und  Transportordnang 
für  die  Schweizerischen  Posten  vom  10.  August  1876  mit  Abänderangen  . 

3)  Hierzu  das  Gesetz,  betr.  den  Transport  auf  Eisenbahnen  vom  20.  März  1S75 
und  hierzu  Transportreglement  vom  9.  Juni  1876  mit  Nachträgen. 
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470.  Der  Gesch&flsf&hrer  haftet  f&r  jede  Fahrlässigkeit.  Jedoch  ist 
seine  Hi^pflicht  milder  zu  beurtheilen,  wenn  er  gehandelt  hat,  um  einen 
dem  Geschäftsherm  drohenden  Schaden  abzuwenden. 

Hat  er  die  Geschäftsführung  entgegen  dem  ausgesprochenen  oder  sonst 
erkennbaren  Willen  des  Geschäftsherrn  unternommen,  so  haftet  er  auch  für 
den  Zufall,  sofern  er  nicht  beweist,  dass  derselbe  auch  ohne  seine  Ein- 
mischung eingetreten  wäre. 

471.  War  der  Geschäftsführer  unfähig,  sich  durch  Verträge  zu  ver- 
pflichten, so  haftet  er  aus  der  Geschäftsführung  nur,  soweit  er  bereichert 
ist  oder  auf  böswillige  Weise  sich  der  Bereicherung  entäussert  hat.  Vor- 
behalten bleibt  eine  weitergehende  Haftung  aus  unerlaubten  Handlungen. 

472.  Wenn  die  Uebernahme  einer  Geschäftsbesorgung  durch  das 
Interesse  des  Geschäftsherm  geboten  war,  so  ist  dieser  verpflichtet,  dem 
Geschäftsführer  alle  Verwendungen,  welche  nothwendig  oder  nützlich  und 
^en  Verhältnissen  angemessen  waren,  sammt  Zinsen  zu  ersetzen  und  ihn  in 
demselben  Masse  von  den  übernommenen  Verbindlichkeiten  zu  befreien. 

Diesen  Anspruch  hat  der  Geschäftsführer,  welcher  mit  der  gehörigen 
Sorg&lt  handelte,  auch  dann,  wenn  der  beabsichtigte  Erfolg  nicht  eintritt 

Sind  die  Verwendungen  dem  Geschäftsführer  nicht  zu  ersetzen,  so  hat 
«r  das  Recht  der  Wegnahme  im  Sinne  von  Art.  74  Absatz  2. 

473'  Wenn  die  Geschäftsführung  nicht  mit  Rücksicht  auf  das  Interesse 
•des  Geschäftsherm  unternommen  wurde,  so  ist  dieser  gleichwohl  berechtigt, 
die  aus  der  Führung  seiner  Geschäfte  entspringenden  Vortheile  sich  an- 
zueignen. 

Zur  Ersatzleistung  an  den  Geschäftsführer  und  zur  Entlastung  des- 
selben ist  der  Geschäftsherr  nur  soweit  verpflichtet,  als  er  bereichert  ist. 

474.  Wenn  die  Geschäflsbesorgung  nachträglich  vom  Geschäftsherm 
^billigt  wird,   so  kommen  die  Vorschrif^n    über  Auftrag  zur  Anwendung. 


TITEL  XIX. 
Hinterlegungsvertrag. 

475.  Durch  den  Hinterlegungsvertrag  verpflichtet  sich  der  Auf- 
t)ewahrer  (Depositar)  dem  Hinterleger  (Deponenten),  eine  bewegliche  Sache, 
welche  dieser  ihm  anvertraut,  zu  übemehmen  und  sie  an  einem  sichern 
Orte  aufzubewahren. 

Eine  Vergütung  kann  er  nur  dann  fordem,  wenn  dieselbe  ausdrücklich 
bedungen  worden  ist  oder  nach  den  Umständen  zu  erwarten  war. 

476.  Der  Aufbewahrer  darf  die  hinterlegte  Sache  ohne  Einwilligung 
<le8  Hinterlegers  nicht  gebrauchen. 

Andemfalls  schuldet  er  dem  Hinterleger  entsprechende  Vergütung  und 
haftet  auch  für  den  Zu&ll,  sofem  er  nicht  beweist,  dass  dieser  die  Bache 
■auch  sonst  getroffen  hätte. 

477.  Der  Hinterleger  haftet  dem  Aufbewahrer  für  den  aus  der  Hinter- 
legung entstandenen  Schaden,  sofem  er  nicht  beweist,  dass  der  Schaden 
ohne  alles  Verschulden  von  seiner  Seite  entstanden  sei.  Auch  haftet  er 
ihm  für  die  mit  Erfüllung  des  Vertrages  nothwendig  verbundenen  Auslagen. 

478.  Der  Hinterleger  kann  die  hinterlegte  Sache  nebst  allfalligem 
jZuwachs  jederzeit  zurückfordern,  selbst  wenn  für  die  Aufbewahrung  eine 
bestimmte   Dauer   vereinbart  wurde.    Jedoch  hat  er  dem  Aufbewahrer  den 
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Aufwand  su  ersetzen,  welchen  dieser  mit  R&cksicht  aaf  die  vereinbarte  Zeit 
gemacht  hat. 

479.  Der  Auf  bewahrer  kann  die  hinterlegte  Sache  vor  Ablaaf  der 
bestimmten  Zeit  nar  dann  zurückgeben,  wenn  unvorhergesehene  Umstände 
ihn  ausser  Stand  setzen,  die  Sache  länger  mit  Sicherheit  oder  ohne  eignen 
Nachtheil  aufzubewahren.  Ist  keine  Zeit  fi&r  die  Aufbewahrung  bestimmt, 
so  kann  der  Aufbewahrer  die  Sache  jederzeit  zur&ckgeben. 

480*  Die  hinterlegte  Sache  ist  auf  Kosten  und  Gefahr  des  Hinter- 
legers da  zurückzugeben,  wo  sie  aufbewahrt  werden  sollte. 

481.  Haben  Mehrere  die  Sache  gemeinschaftlich  zur  AufbewahruDg 
erhalten,  so  haften  sie  solidarisch. 

4B2.  Wird  an  der  hinterlegten  Sache  von  einem  Dritten  Eigentbam 
beansprucht,  so  ist  der  Aufbewahrer  dennoch  zur  Rückgabe  an  den  Hinter- 
leger verpflichtet,  sofern  nicht  gerichtlich  Beschlag  auf  die  Sache  gelegt 
oder  die  Eigenthumsklage  gegen  ihn  anhängig  gemacht  worden  ist.  Von 
diesen  Hindernissen  hat  er  den  Hinterleger  sofort  zu  benachrichtigen. 

4B3.  Haben  Mehrere  eine  Sache,  deren  Rechtsverhältnisse  streitig 
oder  zur  Zeit  unklar  sind,  zur  Sicherung  ihrer  Ansprüche  bei  einem  Dritten, 
dem  Sequester,  hinterlegt,  so  darf  dieser  die  Sache  nur  mit  Zustimmung 
der  Parteien  oder  auf  Geheiss  des  Richters  herausgeben. 

4M.  Ist  Geld  mit  der  ausdrücklichen  oder ,  stillschweigenden  Vereio- 
barung  hinterlegt  worden,  dass  der  Aufbewahrer  nicht  dieselben  Stücke, 
sondern  nur  die  gleiche  Geldsumme  zurückzuerstatten  habe,  so  geht  Nutzen 
und  Gefahr  auf  ihn  über. 

Eine  stillschweigende  Vereinbarung  in  diesem  Sinne  ist  zu  vermutben, 
wenn  die  Geldsumme  unversiegelt  und  unverschlossen  übergeben  wurde. 

485.  Werden  andere  vertretbare  Sachen  oder  Werthpapiere  hintor- 
legt,  so  darf  eine  solche  Vereinbarung  nicht  aus  den  Umständen  gefolgert 
werden.  Der  Aufbewahrer  darf  über  die  Gegenstände  nur  verfugen,  wenn 
ihm  diese  Befugniss  vom  Hinterleger  ausdrücklich  eingeräumt  worden  ist. 

486.  Gastwirthe,  welche  Fremde  zur  Beherbergung  au&ehmen,  haften 
für  jede  Beschädigung,  Vernichtung  oder  Entwendung  der  von  ihren  Gästen 
eingebrachten  Sachen,  sofern  sie  nicht  beweisen,  dass  der  Schaden  durch 
ein  Verschulden  des  Gastes  selbst  oder  seiner  Begleiter  oder  Dienstleate 
oder  durch  höhere  Glewalt  oder  durch  die  Beschaffenheit  der  Sache  var- 
ursacht  wurde. 

Ein  Verschulden  des  Gautes  ist  namentlich  dann  anzunehmeiL,  wenn 
er  unterlassen  hat,  grössere  Geldsummen  oder  andere  Sachen  von  bedeu- 
tendem Werthe  dem  Wirthe  zur  Aufbewahrung  zu  übergeben.  Aber  auch 
in  diesem  Falle  haftet  der  Wirth  sowohl  für  sein  eigenes  Verschulden  als 
f&r  dasjenige  seiner  Dienstleute. 

487.  Der  Wirth  kann  sich  der  im  vorhergehenden  Artikel  bestimmten 
Verantwortlichkeit  nicht  dadurch  entziehen,  dass  er  dieselbe  durch  Anschlag 
in  den  Räumen  des  Gasthofes  ablehnt  oder  von  besondem  Bedingungen 
abhängig  macht. 

4SS.  Die  Vorschriften  der  Art.  486  und  487  über  die  Haftpflicht 
der  Gastwirthe  finden  auch  auf  Stallwirthe  rücksichtlich  der  bei  ihnen  ein- 
gestellten oder  von  ihnen  oder  ihren  Leuten  auf  andere  Weise  übernom- 
meneu Thiere  und  Wagen  und  des  dazu  gehörigen  Geschirres  entsprechende 
Anwendung. 
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TITEL  XX. 
Bürgschaft. 

I.    Voraussetzungen  und  Arten  der  Bürgschaft. 

Durch  den  Bürgschaftsvertrafif  verpflichtet  sich  der  Bürge  gegen- 
über dem  Gläubiger  eines  Dritten,  des  Haupischuldners,  fiir  die  ErföUung 
der  Schuld  des  Letztem  einsastehen. 

480.  Fähig,  eine  Bürgschaft  einzugehen,  ist  Jeder,  welcher  sich  nach 
Massgabe  dieses  Gesetzes  durch  Verträge  verpflichten  kann. 

401.  Die  Bürgschaft;  bedarf  zur  ihrer  Gültigkeit  der  schriftlichen 
Vertragsform. 

402.  Jede  Bürgschaft  setzt  eine  zu  Recht  bestehende  Hauptschuld 
voraus. 

Für  den  Fall,  dass  die  Hauptschuld  wirksam  werde,  kann  die  Bürg- 
schaft auch  für  eine  künftige  oder  bedingte  Schuld  eingegangen  werden. 

Die  Schuld  aus  einem  wegen  Irrthums  oder  wegen  Vertragsunfabig- 
keit  für  den  Hauptschuldner  unverbindlichen  Vertrage  kann  gültig  verbürgt 
werden,  wenn  der  Bürge  bei  Eingehung  seiner  Verpflichtung  den  auf  Seite 
des  Hauptschuldners  vorhandenen  Mangel  kennt. 

40o.  ,  Der  einfache  Bürge  kann  vom  Gläubiger  erst  dann  zur  Zahlung 
angehalten  werden,  wenn  der  Hauptschuldner  in  Konkurs  gerathen  oder 
ohne  Verschulden  des  Gläubigers  erfolglos  betrieben  worden  ist  oder  in  der 
Schweiz  nicht  mehr  belangt  werden  kann. 

Vorbehalten  bleiben  die  in  Art.  492  Absatz  3  vorgesehenen  Fälle. 

404.  Ist  die  verbürgte  Forderung  vor  oder  gleichzeitig  mit  Bestellung 
der  Bürgschaft  durch  P&ndrechte  gesichert  worden,  so  ist  der  einfache 
Bürge,  so  lange  der  Hauptschuldner  nicht  in  Eonkurs  gerathen  ist  und  die 
P£emdrechte  ohne  Eonkurs  des  Hauptschuldners  realisirt  werden  können^ 
berechtigt  zu  verlangen,  dass  der  Grläubiger  sich  vorerst  an  die  Pflinder 
halte. 

405.  Wer  sich  mit  dem  Hauptschuldner  als  Bürge  unter  Beif&gung 
der  Worte:  solidarisch  mit  dem  Hauptschuldner,  Zahler,  ^Ibstzahler,  Selbst-» 
Schuldner  oder  anderer  gleichbedeutender  Ausdrücke  verpflichtet,  kann  auch 
vor  dem  Hauptschuldner  und  vor  der  Realisirung  der  Pfandrechte  belangt 
werden;  im  Uebrigen  gelten  für  eine  solche  Bürgschaft  die  Bestimmungen 
dieses  Titels. 

406.  Mehrere  Bürgen,  welche  gemeinsam  die  nämliche  theilbare 
Hauptschuld  verbürgt  haben,  haften  für  ihre  Antheile  als  einfetche  Bürgen 
und  für  die  Antheile  der  Uebrigen  als  Nachbürgen. 

Haben  sie  ausdrücklich  mit  dem  Hauptschuldner  nach  Art.  495 
oder  unter  sich  Solidarhaft  übernommen,  so  haftet  Jeder  für  die  ganze 
Schuld  mit  verhältnissmässigem  Rückgriffe  gegen  die  Mitbürgen. 

407.  Der  Nachbürge,  welcher  sich  dem  Gläubiger  für  die  Erfüllung 
der  von  dem  Vorbürgen  übernommenen  Verbindlichkeit  verpflichtet  hat, 
haftet  neben  diesem  in  derselben  Weise  wie  der  einfache  Bürge  neben  dem 
Hauptschuldner. 

408.  Der  Rückbürge  ist  verpflichtet,  dem  zahlenden  Bürgen  für  die 
Re^ressforderung  einzustehen,  welcne  diesem  gegen  den  Hauptschuldner 
erwächst. 
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U.    Wirkungen  der  Bürgschaft. 

489.  Der  Bürge  haftet  fär  den  jeweiligen  Betrag  der  Hauptschuld, 
inbegriffen  die  gesetzlichen  Folgen  eines  Verschuldens  oder  Verzuges  des 
Hauptsch  nldners. 

Für  die  Kosten  der  Ausklagang  des  Hauptschaldners  hat  der  Bürge 
nur  insofern  einzustehen,  als  ihm  rechtzeitig  Gelegenheit  gegeben  war,  durdi 
Befriedigung  des  Gläubigers  dieselben  zu  yermeiden. 

Für  vertragsmässige  Zinse  haftet  der  Bürge,  wenn  nichts  Anderes 
vereinbart  ist,  bis  zum  Betrage  des  laufenden  und  eines  yerfallenen  Jahres- 
zinses. 

500.  Der  Bürge  kann  wegen  der  Hauptschuld  vor  dem  für  deren 
Bezahlung  festgesetzten  Termine  selbst  dann  nicht  belangt  werden^  wenn 
die  Fälligkeit  durch  den  Konkurs  des  Hauptschuldners  vorgerückt  wird. 

Erfordert  die  Fälligkeit  der  Hauptschuld  eine  Kündigung,  so  hat  diese 
auch  an  den  Bürgen  zu  geschehen. 

Die  Kündigungsfrist  läuft  f&r  den  Bürgen  vom  Tage  der  an  ihn  e^ 
folgten  Eröffnung  an. 

in.   Erlöschen  der  Bürgschaft. 

501.  Durch  Erlöschen  der  Hauptschuld  wird  der  Bürge  befreit- 

502.  Ist  die  Bürgschaft  nur  für  eine  bestimmte  Zeitfrist  eingegangen, 
80  erlischt  die  Verpflichtung  des  Bürgen,  wenn  nicht  der  Gläubiger  binnen 
vier  Wochen  nach  Ablauf  der  Frist  seine  Forderung  rechtlich  geltend 
macht  und  ohne  erhebliche  Unterbrechung  den  Rechtsweg  verfolgt 

503.  Ist  die  Bürgschaft  auf  unbestimmte  Zeit  eingegangen,  so  kann 
der  Bürge  nach  Eintritt  der  Fälligkeit  der  Hauptschuld  vom  Glaubiger 
verlangen,  dass  er  binnen  vier  Wochen  die  Forderung  rechtlich  geltend 
mache  und  den  Rechtsweg  ohne  Unterbrechung  fortsetze. 

Handelt  es  sich  um  eine  Forderung,  deren  Fälligkeit  durch  Auf- 
kündigung  des  Gläubigers  herbeigeführt  werden  kann,  so  ist  der  Bürge 
nach  Ablauf  eines  Jahres  seit  Eingehen  der  Büi^schaft  zu  dem  Verlangen 
berechtigt,  dass  der  Gläubiger  die  Aufkündigung  vornehme  und  nach  Ein- 
tritt der  Fälligkeit  die  Forderung  im  Sinne  der  vorsteheoden  Bestimmung 
{geltend  mache. 

Kommt  der  Gläubiger  solchem  Verlangen  nicht,  nach,  so  wird  der 
Bürge  frei. 

IV.    RückgriflF  des  Bürgen. 

504.  Auf  den  Bürgen  gehen  in  demselben  Masse,  als  er  den  GBUi- 
biger  befriedigt  hat,  die  Rechte  desselben  über.  Vorbehalten  bleiben  die 
besonderen  Ansprüche  und  Einreden  aus  dem  zwischen  Bürgen  und  Haupt- 
schuldner jeweilen  bestehenden  Rechtsverhältnisse. 

505.  Mit  Vorbehalt  der  Fälle  des  Art.  492  Absatz  3  ist  der  Bürge 
berechtigt  und  verpflichtet,  dem  Gläubiger  die  Einreden  entgegenzusetzen, 
welche  dem  Hauptschuldner  zustehen. 

Unterlässt  er  dieses,  so  verliert  er  seinen  Rückgriff  so  weit,  als  er 
sich  mittels  dieser  Einreden  hätte  befreien  können,  wenn  er  nicht  seine  un- 
verschuldete Unkenntniss  darzuthun  vermag. 

506.  Der  Bürge  verliert  seinen  Rückgriff,  .wenn  in  Folge  der  von 
ihm   unterlassenen    Anzeige   der   Zahlung   der   Hauptschuldner  die  Schuld 
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fleichfaUs  bezahlt.  Jedoch  bleibt  es  dem  Bürgen  vorbehalten,  den  Oläu- 
iger  aus  ungerechtfertigter  Bereicherung  auf  Wiedererstattung  zu  belangen. 

507.  Der  Gläubiger  hat  dem  Bürgen,  welcher  ihn  befriedigt,  die  zur 
Geltendmachung  seiner  Bechte  dienlichen  Urkunden  und  die  bei  mm  hinter- 
legten Pfänder  herauszugeben.  War  die  Hauptschuld  ^undversichert,  so 
hat  der  Gläubiger  die  nach  kantonalem  Recnte  für  den  Uebergang  des 
Pfandrechtes  erforderlichen  Handlungen  vorzunehmen. 

506.  Der  Gläubiger  ist  dem  Bürgen  dafür  verantwortlich,  dass  er 
nicht  zu  dessen  Nachtneile  die  bei  Eingehen  der  Bürgschaft  vorhandenen 
oder  vom  Hauptschuldner  nachträglich  erlangten  anderweitigen  Sicherheiten 
vermindere  oder  sich  der  vorhandenen  Beweismittel  entäussere. 

509.  Ist  die  Hauptschuld  ftllig,  so  kann  der  Bürge  jederzeit  vom 
Gläubiger  verlangen,  dass  dieser  von  ihm  Befriedigung  annehme  oder  ihn 
aus  der  Bürgschaft  entlasse. 

Der  Bürge  wird  ohne  Weiteres  frei,  wenn  der  Gläubiger  die  Annahme 
der  Zahlung  oder  die  Uebertragung  der  Sicherheiten  verweigert. 

510*  Fällt  der  Hauptschuldner  in  Eonkurs,  so  liegt  dem  Gläubiger, 
unbeschadet  des  Rechtes,  in  diesem  Falle  nach  Massgabe  der  Art.  493 
und  500  auf  den  Bürgen  zu  greifen,  die  Pflicht  ob,  seine  Forderung  im 
Konkurse  anzumelden. 

Auch  hat  der  Gläubiger,  sobald  er  von  dem  Eonkurse  Eenntniss  er- 
hält, den  Bürgen  davon  zu  benachrichtigen. 

Wenn  der  Gläubiger  solches  unterlässt,  so  verliert  er  seine  Ansprüche 
gegen  den  Bürgen  insoweit,  als  diesem  aus  einer  solchen  Unterlassung  ein 
ocnaden  entstanden  ist. 

511.  Der  Bürge  kann  von  dem  Hauptschuldner  Sicherstellung  ver- 
langen: 

1.  wenn  Letzterer  den  mit  den  Bürgen  getroffenen  Abreden  zuwider 
handelt,  namentlich  die  auf  einen  bestimmten  Termin  versprochene 
Entlastung  des  Bürgen  nicht  bewirkt; 

2.  wenn  der  Hauptschuldner  in  Verzug  kommt; 

3.  wenn  durch  Verschlimmerung  der  Vermögensverh&ltnisse  des  Haupt- 
schuldners oder  durch  ein  Verschulden  desselben  die  Gefahr  für  den 
Bürgen  erheblich  grösser  geworden  ist  als  bei  Eingehung  der 
Bürgschaft. 

TITEL  XXL 
Spiel  lind  Wette. 

512.  Aus  Spiel  und  Wette  entsteht  keine  Forderung. 

Dasselbe  gilt  von  Darlehen  und  Vorschüssen,  welche  wissentlich  zum 
Behufe  des  Spieles  oder  der  Wette  gemacht  werden,  sowie  von  solchen 
Lieferungs-  und  Differenzgeschäften  über  Waaren  oder  Börsenpapiere,  welche 
den  Charakter  eines  Spieles  oder  einer  Wette  haben. 

513.  Eine  Schuldverschreibung  oder  Wechselverpflichtung,  welche 
der  Spielende  oder  Wettende  zur  Deckung  der  Spiel-  oder  Wettsumme 
gezeichnet  hat,  kann  trotz  erfolgter  Aushändigung  nicht  geltend  gemacht 
werden. 

Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Grundsätze  des  Wechselrechtes. 

514.  Eine  freiwillig  geleistete  Zahlung  kann  nur  zurückgefordert 
werden,   wenn    die   planmässige  Ausführung   des   Spieles   oder   der   Wette 

Borchardt.Hmndtlfrecht.    IV.  ^"^ 
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durch  Zufall   oder    durch    den  EmpfiLuger   vereitelt  worden   ist,    oder  wens 
dieser  sich  einer  Unr^lichkeit  schuldig  gemacht  hat. 

515.  Aus  Lotterie-  oder  Ausspielgeschäften  entsteht  nur  daim  eine 
Forderung,  wenn  die  Unternehmung  von  der  zuständigen  Behörde  bewilligt 
worden  ist. 

Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  findet  Art.  514  entsprechende  Anwendung. 

516.  Für  auswärts  gestattete  Lotterien  oder  Ausspielverträge  wird  in 
der  Schweiz  kein  Rechtsschutz  gewährt,  wenn  nicht  die  zuständige  schweize- 
rische Behörde  den  Vertrieb  der  Loose  bewilligt  hat. 

TITEL  XXIL 
Leibrentenvertrag. 

517.  Die  Leibrente  kann  auf  die  Lebenszeit  des  Rentengläubig^rs,  des 
Rentenschuldners  oder  eines  Dritten  gestellt  werden. 

In  Ermangelung  einer  bestimmten  Verabredung  wird  angenommen,  sie 
sei  auf  die  Lebenszeit  des  Rentengläubigers  versprochen. 

Eine  auf  die  Lebenszeit  des  Rentenschuidners  oder  eines  Dritten 
gestellte  Leibrente  geht,  sofern  nicht  etwas  Anderes  verabredet  ist,  auf  die 
Erben  des  Rentengläubigers  über. 

518.  Der  Leibrenten  vertrag  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der  schrift- 
lichen Vertragsform.  Dabei  bleiben  die  Bestimmungen  des  Art.  10  tot- 
behalten. 

519.  Die  Leibrente  ist  halbjährlich  und  zum  Voraus  zu  leisten,  wenn 
nicht  etwas  Anderes  vereinbart  ist. 

Stirbt  die  Person,  auf  deren  Lebenszeit  die  Leibrente  gestellt  ist,  vor 
dem  Ablauf  der  Periode,  für  welche  sie  zum  Voraus  zu  leisten  ist,  so  wird 
der  volle  Betrag  geschuldet. 

520.  Der  Leibrentengläubiger  kann,  sofern  nicht  etwas  Anderes  ver- 
einbart ist,  die  Ausübung  seiner  Rechte  abtreten. 

521.  Wer  einem  Dritten  unentgeltlich  eine  Leibrente  bestellt,  kann 
zugleich  bestimmen,  dass  ihm  dieselbe  nicht  durch  Gläubiger  auf  dem 
Wege  der  Betreibung,  des  Arrestes  oder  Konkurses  entzogen  werden  dar! 

522.  Fällt  der  Leibrentenschuldner  in  Eonkurs,  so  ist  der  Leibrenten- 
gläubiger berechtigt,  seine  Ansprüche  in  Form  einer  Eapitalforderung  geltend 
zu  machen,  deren  Werth  durch  dasjenige  Einsatzkapital  bestimmt  wird,  um 
welches  die  nämliche  Leibrente  zur  Zeit  der  EonKurseröffnung  bei  einer 
soliden  Rentenanstalt  bestellt  werden  könnte. 

523.  Die  Bestimmungen  über  das  Leibgeding  (Verpfründungsvertrag) 
bleiben  dem  kantonalen  Rechte  vorbehalten. 

TITEL  XXHL 
Einfache  Gesellschaft. 

L  Begriff. 

524.  Gesellschaft  ist  die  vertragsmässige  Verbindung  von  zwei  oder 
mehreren  Personen  zur  Erreichung  eines  gemeinsamen  Zweckes  mit  gemein- 
samen Kräften  oder  Mitteln. 
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Die  Gesellschaft  ist  eine  einfache  im  Sinne  dieses  Titels,  sofern  dabei 
nicht  die  besonderen  Voraussetzungen  zutreffen,  welche  för  die  in  den 
Titeln  XXIV  bis  XXVIII  behandelten  Gesellschaften,  Genossenschaften 
und  Vereine  festgestellt  sind. 

II.  Verhältniss  der  Gesellschafter  unter  sich. 

525.  Die  Rechtsverhältnisse  der  Gesellschafter  untereinander  richten 
sich,  falls  in  dem  Gesellschaftsvertrage  nicht  etwas  Anderes  bestimmt  ist, 
nach  den  Vorschriften  der  folgenden  Artikel. 

Vorbehalten  bleiben  in  jedem  Falle  die  Bestimmungen  der  Art.  539 
und  541. 

526.  Jeder  Gesellschafter  hat  einen  Beitrag  zu  leisten. 

Die  Beiträge  können  nach  Art  und  Grösse  ungleich  sein  und  in  Geld^ 
Sachen,  Forderungen  oder  Arbeit  bestehen. 

527.  Ist  nicht  etwas  Anderes  vereinbart,  so  haben  die  Gesellschafter 
gleiche  Beiträge  und  zwar  in  der  Art  und  dem  Umfange  zu  leisten,  wie  der 
vereinbarte  Zweck  es  erheischt. 

528.  In  Bezug  auf  Tragung  der  Gefahr  und  die  Gewährspflicht 
finden,  sofern  der  einzelne  Gesellschafter  den  Gebrauch  einer  Sache  zu 
überlassen  hat»  die  Grundsätze  des  Miethvertrages  und,  sofern  er  Eigenthum 
zu  übertragen  hat,  die  Grundsätze  des  Kaulvertrages  entsprechende  An- 
wendung. 

529.  Jeder  Gesellschafter  ist  verpflichtet,  einen  Gewinn,  der  seiner 
Natur  nach  der  Gesellschaft  zukommt,  mit  den  andern  Gesellschaftern  zu 
theilen. 

530.  Die  Antheile  der  Gesellschafter  am  Gewinn  oder  Verlust  können 
ungleich  verabredet  werden. 

Sind  dieselben  nicht  vereinbart,  so  hat  jeder  Gesellschafter,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Art  und  Grösse  seines  Beitrages,  gleichen  Antheil  an  Gewinn 
und  Verlust. 

Ist  nur  der  Antheil  am  Gewinn  oder  nur  der  Antheil  am  Verlust  ver- 
einbart, so  gilt  diese  Vereinbarung  für  Beides. 

53L  Die  Verabredung,  dass  ein  Gesellschafter,  welcher  zu  dem 
gemeinsamen  Zwecke  Arbeit  beizutragen  hat,  Antheil  am  Gewinne,  nicht 
aber  am  Verlust  haben  soll,  ist  zulässig. 

532.  Gesellschaftsbeschlüsse  können  nur  mit  Zustimmung  aller  Gesell- 
schafter K^&sst  werden. 

Soll  nach  dem  Vertrage  Stimmenmehrheit  entscheiden,  so  ist  die 
Mehrheit  nach  der  Personenzahl  zu  berechnen. 

533.  Die  Geschäftsführung  steht  allen  Gesellschaftern  zu,  soweit  sie 
nicht  durch  Vertrag  oder  Bescmuss  einem  oder  mehreren  Gesellschaftern 
oder  Dritten  ausschliesslich  übertragen  ist. 

534.  Steht  die  Geschäftsführung  entweder  allen  oder  mehreren  Gesell- 
schaftern zu,  so  kann  jeder  von  diesen  ohne  Mitwirkung  der  Uebrigen 
handeln.  Es  hat  aber  jeder  andere  zur  Geschäftsführung  befugte  Gesell- 
schafter das  Recht,  durch  seinen  Widerspruch  die  Handlung  zu  verhindern, 
bevor  sie  vollendet  ist. 

535.  Zur  Bestellung  eines  Generalbevollmächtigten  und  zur  Vomahpoie 
von  RechtshandluDgen,  welche  über  den  gewöhnlichen  Betrieb  der  gemein- 
schaftlichen Geschäfte  hinausgehen,  ist,  sofern  nicht  Gefahr  im  Verzuge 
liegt,  die  Einwilligung  sämmtlicher  Gesellschafter  erforderlich. 

AT* 
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536.  Kein  Gesellschafter  darf  zu  seinem  besonderen  Vortheile 
Geschäfte  betreiben,  durch  welche  der  Zweck  der  Gesellschaft  vereitelt  oder 
beeinträchtigt  würde. 

587.  Wenn  ein  Gesellschafter  in  den  Angelegenheiten  der  Gesellschaft 
Auslagen  macht  oder  Verbindlichkeiten  eingeht,  so  sind  ihm  die  übrigen 
Gesellschafter  verhaftet;  ebenso  bei  Verlusten,  welche  er  unmittelbar  durch 
seine  Geschäftsführung  oder  aus  Gefahren  erleidet,  die  von  derselben  unzer- 
trennlich sind. 

Von  den  vorgeschossenen  Geldern  kann  er  vom  Tage  des  geleisteten 
Vorschusses  an  Zinse  fordern. 

Dagegen  steht  ihm  für  persönliche  Bemühungen  kein  Anspruch  auf 
besondere  Vergütung  zu. 

538.  Jeder  Gesellschafter  ist  verpflichtet  in  den  Angelegenheiten  der 
Gesellschaft  den  Fleiss  und  die  Sorgfalt  anzuwenden,  welche  er  in  seinen 
eigenen  anzuwenden  pflegt. 

Er  haftet  den  übrigen  Gesellschaftern  für  den  durch  sein  Verschulden 
entstandenen  Schaden,  ohne  dass  er  dagegen  die  Vortheile  verrechnen 
könnte,  welche  er  der  Gesellschaft  in  andern  Fällen  durch  seinen  Fleiss 
verschafft  hat. 

539.  Die  im  Gesellschafts  vertrage  einem  Gesellschafter  eingeräumte 
Befugniss  zur  Geschäftsführung  kann  von  den  übrigen  Gesellschaftern  ohne 
wichtige  Gründe  weder  widerrufen  noch  beschränkt  werden. 

Liegen  wichtige  Gründe  vor,  so  kann  sie  von  jedem  der  übrigen  Ge- 
sellschafter selbst  dann  widerrufen  werden,  wenn  der  Gesellschafsvertrag 
etwas  Anderes  bestimmt. 

Ein  wichtiger  Grund  liegt  namentlich  vor,  wenn  der  Geschäftsführer 
sich  einer  groben  Pflichtverletzung  schuldig  gemacht  hat  oder  zu  einer  guten 
Geschäftsführung  unfähig  geworden  ist. 

540.  Soweit  weder  in  den  Bestimmungen  dieses  Titels  noch  im  Ge- 
sellschaftsvertrage etwas  Anderes  vorgesehen  ist,  kommen  auf  das  Verhältsiss 
der  geschäftsführenden  Gesellschafter  zu  den  übrigen  Gesellschaftern  die 
Vorschriften  über  Auftrag  zur  Anwendung. 

Wenn  ein  Gesellschafter,  welcher  nicht  zur  Geschäftsfühi*ang  befugt 
ist,  Gesellschaftisangelegenheiten  besorg  oder  wenn  ein  zur  Gkschäftsführong 
befu^r  Gesellschafter  seine  Befugniss  überschreitet,  so  finden  die  Vor- 
schnften  über  die  Geschäftsführung  ohne  Auftrag  Anwendung. 

541.  Auch  der  von  der  Geschäftsführung  ausgeschlossene  Geseli- 
schafter  hat  das  Recht,  sich  persönlich  von  dem  Gktnge  der  Gesellschafts- 
angelegenheiten zu  unterrichten,  von  den  Geschäftsbüchern  und  Papieren 
der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  und  für  sich  auf  Grundlage  derselben 
eine  Uebersicht  über  den  Stand  des  gemeinschaftlichen  Vermögens  anzu- 
fertigen. 

Eine  entgegenstehende  Vereinbarung  ist  nichtig. 

542.  Ein  Gesellschafter  kann  ohne  die  Einwilligung  der  übrigen  Gre- 
sellschafter  keinen  Dritten  in  die  Gesellschaft  auftiehmen. 

Wenn  ein  Gesellschafter  einseitig  einen  Dritten  an  seinem  Antheile 
betheiligt  oder  seinen  Antheil  an  denselben  abtritt,  so  wird  dieser  Dritte 
dadurch  nicht  zum  Gesellschafter  der  Uebrigen.  Insbesondere  geht  auf  ihn 
nicht  das  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Recht  über. 

in.  Verhältniss  der  Gesellschafter  zu  Dritten. 

543.  Wenn  ein  Gesellschafter  zwar  für  Rechnung  der  Gesellschaft, 
aber  in  eigenem  Namen  mit  einem  Dritten  Geschäfte  abschliesst,  so  wird  er 
allein  dem  Dritten  gegenüber  berechtigt  und  verpflichtet. 
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Wenn  ein  Gesellschafter  im  Namen  der  Gesellschaft,  beziehungsweise 
im  Namen  sämmtlicher  Gesellschafter  mit  einem  Dritten  Geschäfte  ab- 
schliesst,  so  werden  die  ubrij2;en  Gesellschafter  dem  Dritten  gegenüber  nur 
insoweit  berechtigt  und  verpflichtet,  als  es  die  Bestimmungen  über  die  Stell- 
vertretung mit  sich  bringen. 

Eine  Ermächtigung  des  einzelnen  Gesellschaftiers,  die  Gesellschaft  oder 
sämmtliche  Gesellschafter  Dritten  gegenüber  zu  verpflichten,  wird  nicht 
vermuthet,  selbst  dann  nicht,  wenn  demselben  die  Geschäftsführung  über- 
lassen ist. 

544.  Ist  Eigenthum  an  die  Gesellschaft  übertragen  oder  im  Namen 
derselben  erworben  worden^  so  gehört  es  den  einzelnen  Gesellschaftern  zu 
Miteigenthum. 

Sind  Forderungsrechte  an  die  Gesellschaft  übertragen  oder  im  Namen 
derselben  erworben  worden,  so  wird  jeder  Gesellschafter  nach  seinem  An- 
theil  Gläubiger  des  Schuldners. 

Haben  die  Gesellschafter  gemeinschaftlich,  sei  es  durch  persönliches 
Zusammenwirken  oder  nach  Massgabe  des  vorhergehenden  Artikels  Absatz  2 
und  3  durch  Stellvertreter  einem  Dritten  gegenüber  Verpflichtungen  ein- 
gegangen, so  ist  die  Haftbarkeit  eine  solidarische.  Eine  entgegengesetzte 
"Vereinbarung  mit  dem  Dritten  bleibt  vorbehalten. 

IV.    Beendigung  der  Gesellschaft. 

545.  Die  Gesellschaft  wird  aufgelöst: 

1.  wenn  der  Zweck,  zu  welchem  sie  abgeschlossen  wurde,  erreicht 
oder  wenn  dessen  Erreichung  unmöglich  geworden  ist; 

2.  wenn  ein  Gesellschafter  stirbt  und  nicht  schon  vorher  vereinbart 
worden  ist,  dass  die  Gesellschaft  mit  den  Erben  fortbestehen  soll ; 

3.  wenn  ein   Gesellschafter  in  Konkurs  fällt  oder  bevormundet  wird; 

4.  durch  gegenseitige  Uebereinkunft; 

5.  durch  Ablauf  der  Zeit,  auf  deren  Dauer  die  Gesellschaft  eingegangen 
ist;  wird  jedoch  die  Gesellschaft  stillschweigend  fortgesetzt,  so  gilt 
sie  als  auf  unbestimmte  Dauer  erneuert; 

6.  durch  Kündigung  von  Seite  eines  Gesellschafters,  wenn  eine  solche 
im  Gesellschf^s vertrage  vorbehalten  oder  wenn  die  Gesellschaft  auf 
unbestimmte  Dauer  oder  auf  Lebenszeit  eines  Gesellschafters  ein- 
gegangen worden  ist; 

7.  durch  richterlichen  Beschluss  nach  Massgabe  des  Art  547. 

546.  Ist  die  Gesellschaft  auf  unbestimmte  Dauer  oder  auf  Lebenszeit 
eines  Gesellschafters  geschlossen  worden,  so  kann  jeder  Gesellschafter  den 
Yerti*ag  auf  sechs  Monate  kündigen.  Jedoch  soll  dieses  in  guten  Treuen 
and  nicht  zur  Unzeit  geschehen.  Namentlich  darf  die  Aufkündung,  sofern 
jährliche  Rechnun^bschlüsse  vorgesehen  sind,    nur  auf  das  Ende  je  eines 

'  Geschäftsjahres  errolgen. 

547.  Ans  wichtigen  Gründen  kann  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
vor  Ablauf  der  Vertragsdauer  oder  in  den  Fällen  des  vorhergehenden  Ar- 
tikels ohne  vorherige  Aufkündung  verlangt  werden. 

54B.  Bei  der  Auseinandersetzung,  welche  die  Gesellschafter  nach  der 
Auflösung  unter  sich  vorzunehmen  haben,  fallen  diejenigen  Sachen,  welche 
ein  Gesellschafter  zu  Eigenthum  eingebracht  hat,  nicht  an  ihn  zurück, 
sondern  derselbe  hat  Anspruch  auf  den  Werth,  für  welchen  sie  übernommen 
worden  sind. 

Fehlt  es  an  dieser  Werthbestimmung,  so  geschieht  die  Erstattung 
Bach  dem  Werthe,  wichen  die  Sachen  zur  Zeit  des  Einbringens  hatten. 
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548.  Verbleibt  nach  Abzug  der  gemeinschaftlichen  Schulden,  nach 
Ersatz  der  Auslagen  und  Verwendungen  an  einzelne  Gesellschafter  und 
nach  Rückerstattung  der  Vermögensbeiträge  ein  Ueberschuss,  so  ist  der- 
selbe unter  die  Gesellschafter  als  Gewinn  zu  vertheilen. 

Ist  nach  Tilgung  der  Schulden  und  Ersatz  der  Auslagen  und  Ver- 
wendungen das  gemeinschaftliche  Vennogen  nicht  ausreichend,  um  die  ge- 
leisteten Vermögensbeiträge  zurfickzuerstatten,  so  haben  die  Gesellschafter 
das  Fehlende  als  Verlust  zu  ti*agen. 

550-  Die  Auseinandersetzung  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  von 
allen  Gesellschaftern  gemeinsam  vorzunehmen,  mit  Einschluss  derjenigen, 
welche  von  der  Geschäftsführung  ausgeschlossen  waren. 

Wenn  jedoch  der  Gesellschaftsvertrag  sich  nur  auf  bestimmte  einzelne 
Geschäfte  bezog,  welche  ein  Gesellschafter  in  eigenem  Namen  auf  gemein- 
same Rechnung  zu  besorgen  hatte,  so  hat  derselbe  diese  Geschäfte  auch 
nach  Auflösung  der  Gesellschaft  allein  zu  erledigen  und  den  übrigen  Ge- 
sellschaftern Rechnung  abzulegen. 

551.  An  den  Verbindlichkeiten  gegenüber  Dritten  wird  durch  die 
Auflösung  der  Gesellschaft  nichts  geändert. 


TITEL  XXIV. 
KoUektivgesellsohaft. 

I.    Begriff  und  Errichtung. 

552.  Eine  Kollektivgesellschaft  ist  vorhanden,  wenn  zwei  oder  mehrere 
Personen,  ohne  ihre  Haftbarkeit  nach  Massgabe  der  folgenden  Titel  zu  be- 
schränken, unter  einer  gemeinsamen  Firma  ein  Handels-,  ein  Fabrikations- 
oder ein  anderes  nach  kaufmännischer  Art  geführtes  Gewerbe  betreiben. 

Die  Mitglieder  einer  solchen  G^ellschaft  haben  dieselbe  als  Kollektiv- 
gesellschaft in  das  Handelsregister  eintragen  .zu  lassen. 

Gesellschaften  für  andere  als  die  im  ersten  Absatz  bezeichneten  Zwecke 
können  Kollektivgesellschafken  werden,  wenn  sie  sich  als  solche  in  das 
Handelsregister  emtragen  lassen. 

553.  Die  Eintragung  einer  Kollektivgesellschaft  in  das  Handelsregister 
hat  da  zu  geschehen,  wo  sie  ihren  Sitz  hat. 

Die  Eintragung  muss  enthalten: 

1.  den  Namen  und  den  Wohnort  jedes  Gesellschafters; 

2.  die  Firma  der  Gesellschaft  und  den  Ort,  wo  sie  ihren  Sitz  hat; 

3.  den  Zeitpunkt,    mit  welchem  die  Gesellschaft  ihren  An£Ang  nimmt; 

4.  im  Falle  vereinbart  ist,  dass  nur  einer  oder  einige  der  Gesellschafter 
die  Gesellschaft  vertreten  sollen,  die  Angabe,  welcher  oder  welche 
dazu  bestimmt  sind,  sowie  ob  das  Recht  nur  in  Gemeinschaft  aus- 
geübt werden  soll. 

554.  Die  Anmeldungen  zur  Eintragung  der  im  vorhergehenden  Artikel 
unter  1  bis  4  erwähnten  Thatsachen  oder  einer  Veränderung  derselben 
müssen  von  allen  Gesellschaftern  persönlich  vor  der  Registerbehörde  unter- 
zeichnet oder  in  beglaubigter  Form  eingereicht  werden. 

Sie  sind  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  in  das  Handelsregister  einsutragen. 

Die  Gesellschafter,  welche  die  Gesellschaft  vertreten  sollen,  haben  die 
Firma  nebst  ihrer  Namensunterschrift  persönlich  vor  der  Registerbehdrde 
zu  zeichnen  oder  die  Zeichnung  derselben  in  beglaubigter  Form  einzoreicheo. 
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n.  Verhältniss  der  Gesellschafter  unter  sich. 

555.  Das  Rechtsyerhältniss  der  Q^sellschafter  unter  einander  richtet 
sieh  zonächst  nach  dem  Gesellschaftsvertra^e. 

Soweit  keine  Vereinbarung  getrofPen  ist,  kommen  die  Bestimmungen 
der  Art.  526  bis  542  über  einfache  Gesellschaft  zur  Anwendung,  jedoch 
mit  den  Abweichungen,  welche  die  nachfolgenden  Artikel  ergeben. 

556.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Geschäftsjahres  ist  ein  Inventar  und 
eine  Bilanz  des  Gesellschaftsvermögens  anzufertigen,  auf  Grund  derselben 
d&r  Gewinn  oder  Verlust  des  Jahres  zu  ermitteln  und  für  jeden  Gesell- 
schafter sein  Antheil  zu  berechnen. 

Dabei  werden  jedem  Gesellschafter  von  seinem  Antheile  am  Qesell- 
schaftsvermögen  Zinse  zu  vier  vom  Hundert  und  ein  allföllig  für  seine 
Arbeit  verabredetes  Honorar  gutgeschrieben. 

Zinse  und  Honorar  werden  bei  Ermittelung  von  Gewinn  und  Verlust 
als  Gesellschaftsschuld  behandelt. 

557.  Jeder  Gesellschafter  hat  das  Recht,  aus  der  Gesellschaftskasse 
Gewinn,  Zinse  und  Honorar  des  letztverflossenen  Jahres  zu  entnehmen. 
Macht  er  von  diesem  Rechte  keinen  Gebrauch,  so  wird  sein  Einlagekapital 
um  den  Betrag  jener  Summe  vermehrt,  sofern  die  andern  Gesellschafter 
keine  Einwendung  dagegen  erheben. 

Ist  durch  &ühere  Verluste  das  Einlagekapital  eines  Gesellschafters 
vermindert  worden,  so  hat  derselbe  bis  zur  Wiederergänzung  seiner  Einlage 
keinen  Anspruch  auf  Auszahlung  seines  Gewinnantheiles. 

Im  Ucbrigen  hat  kein  Gesellschafter  die  Pflicht,  seine  durch  Verlust 
verminderte  Einlage  zu  ergänzen  oder  dieselbe  über  den  im  Vertrage  be- 
stimmten Betrag  zu  erhöhen. 

558.  Eio  Gesellschafter  darf  ohne  Zustimmung  der  übrigen  Gesell- 
schafter weder  in  dem  Geschäftszweige  der  Gesellschaft  für  eigene  RechnuAg 
oder  für  Rechnung  eioes  Dritten  Geschäfte  machen  noch  an  einer  andern 
gleichartigen  Unternehmung  als  Eollektivgesellschafter  oder  als  Kommanditär 
theilnehmeu. 

in.  Verhältniss  der  Gesellschaft  zu  Dritten. 

559.  Die  Eollektivgesellschaft  kann  unter  ihrer  Firma  Rechte  er- 
werben und  Verbindlichkeiten  eingehen,  Eigenthum  und  andere  dingliche 
Rechte  auch  an  Grundstücken  erwerben,  vor  Gericht  klagen  und  verklagt 
werden. 

560.  Enthält  das  Handelsregister  keine  entgegenstehenden  Bestimm 
mungen  über  die  Vertretungsbefugniss  der  einzelnen  Gesellschaft;er,  so  sind 
Dritte  zu  der  Annahme  berechtigt,  es  sei  jeder  einzelne  Gesellschafter  zur 
Vertretung  der  Gesellschaft  ermächtigt. 

561.  Jeder  zur  Vertretung  der  Gesellschaft  befugte  Gesellschafter  ist 
ermächtigt,  im  Namen  der  Gesellschaft  alle  Arten  von  Rechtshandlungen 
und  Geschäften  vorzunehmen,  welche  der  Zweck  der  Gesellschaft  mit  sich 
bringen  kann. 

Eine  Beschränkung  dieser  Vertretungsbefugniss  hat  gegenüber  gut- 
gläubigen Dritten  keine  rechtliche  Wirkung. 

vorbehalten  bleibt  die  in  das  Handelsregister  eingetragene  Bestimmung, 
dass  überhaupt  nur  Mehrere  zusammen  die  Firma  führen  Können. 

562.  Zur  Bestellung  eines  Prokuristen  ist  die  Einwilligung  aller  zur 
Vertretung    der    Gesellschaft    beftigten    Gesellschafter    erforderlich.      Der 
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Widerruf  der  Prokura   kann    dagegen    von   jedem   derselben  mit  Wirkung 
gegen  Dritte  geschehen. 

563.  Die  Gesellschaft  wird  durch  die  Rechtsgeschäfte,  welche  ein  zu 
ihrer  Vertretung  befugter  Gesellschafter  in  ihrem  Namen  schliesst,  berechtigt 
und  verpflichtet.  Es  ist  gleichgültig,  ob  das  Geschäft  ausdrücklich  im 
Namen  aer  Gesellschaft  geschlossen  worden  ist,  oder  ob  diese  Absicht  aus 
den  Umständen  hervorgeht. 

564.  Die  Gesellschafter  haften  für  alle  Verbindlichkeiten  der  Gesell- 
schaft solidarisch  uiid  mit  ihrem  ganzen  Vermögen. 

Eine  entgegenstehende  Verabredung  hat  gegenüber  Dritten  keine  recht- 
liche Wirkung. 

Der  einzelne  Gesellschafter  kann  jedoch  für  eine  Gesellschafisdchuld 
erst  dann  persönlich  belangt  werden,  wenn  die  Gesellschaft  aufgelöst  oder 
erfolglos  betrieben  worden  ist. 

565.  Wer  einer  bestehenden  Eollektivgesellschaft  als  EoUektivgeseil- 
schafter  beitritt,  haftet  solidarisch  auch  für  die  vor  seinem  Beitritte  einge- 
gangenen Verbindlichkeiten,  es  mag  die  Firma  eine  Aenderung  erleiden 
oder  nicht. 

Eine  entgegenstehende  Verabredung  hat  gegenüber  Dritten  keine  recht- 
liche Wirkung. 

566.  Im  Eonkurse  der  Eollektivgesellschaft  werden  die  Gläubiger  der- 
selben mit  Ausschluss  der  Sondergläubiger  der  einzelnen  Gesellschafter  aas 
dem  Gesellschaftsvermögen  befriedigt. 

567.  Die  Eollektivgesellschafter  können  im  Eonkurse  der  Gesellschaft 
für  ihre  Eapitaleinlagen  nicht  als  Gläubiger  konkurriren,  wohl  aber  gleich 
anderen  Gläubigern  diejenigen  Forderungen  geltend  machen,  welche  ihnen 
unter  irgend  einem  anderen  Titel  wider  die  Gesellschaft  zustehen. 

568.  Wenn  das  Gesellschaftsvermögen  nicht  hinreicht,  um  den  Gesell- 
sohaftsgläubigern  volle  Befriedigung  zu  gewähren,  so  sind  dieselben  berechtigt, 
für  den  ganzen  unbezahlt  bleibenden  Rest  ihrer  Forderungen  aus  dem  Privat- 
vermögen jedes  einzelnen  Gesellschafters  in  Eonkurrenz  mit  dessen  Privat- 
gläubigern Befriedigung  zu  suchen. 

569.  Die  Privatgläubiger  eines  Gesellschafters  sind  nicht  befugt,  die 
zum  Gesellschaftsvermögen  gehörigen  Sachen,  Forderungen  oder  Rechte  znm 
Behuf  ihrer  Befriedigung  oder  zur  Sicherstellung  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Gegenstand  der  Exekution  oder  der  Beschlagnahme  kann  für  sie  nur 
dasjenige  sein,  was  der  Gesellschafter  selbst  an  Honorar,  an  Zinsen  und  an 
Gewinnantheilen  zu  fordern  berechtigt  ist,  und  das,  was  demselben  bei  der 
Auseinandersetzung  zukommt. 

570.  Wenn  zu  Gunsten  eines  Privatgläubigers  ein  Vorzugsrecht  an 
dem  Vermögen  eines  Gesellschafters  besteht,  so  kann  dasselbe  nur  im  Sinne 
von  Absatz  2  des  vorhergehenden  Artikels  geltend  gemacht  werden. 

571.  Gegen  eine  Forderung  der  Gesellschaft  kann  der  Schuldner  einen 
Anspruch,  welcher  ihm  an  einen  einzelnen  Gesellschafter  zusteht,  nicht  zur 
Verrechnung  bringen. 

Ebensowenig  kann  ein  Gesellschafter  gegenüber  seinem  Gläubiger  eine 
Forderung  der  Gesellschaft  verrechnen. 

Es  kann  jedoch  ein  Gesellschaftsgläubiger,  welcher  gleichzeitig  Privat- 
schuldner eines  Gesellschafters  ist,  diesem  gegenüber  die  Verrechnung  ver- 
langen, wenn  die  Voraussetzungen  des  Art.  564  Absatz  3  vorliegen. 
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IV.    Auflösung,  Austritt  einzelner  Gesellschafter. 

572«  Die  Eollektivgesellschaft  wird  aufgelöst  durch  Eonkurs  der  Ge- 
sellschaft. 

Im  Uebrigen  gelten  über  die  Auflösung  einer  KoUektivgesellschafb 
die  für  die  einfache  Gesellschaft  aufgestellten  Bestimmungen  der  Art.  545 
bis  551|  mit  den  in  den  nachfolgenden  Artikeln  enthaltenen  Abweichungen. 

573.  Auch  nach  Auflösung  der  Eollektivgesellschaft  ist  ein  Eonkurs - 
verfahren  über  das  Vermögen  derselben  so  lange  zulässig,  als  die  Ver- 
theilung  nicht  vollzogen  ist. 

Die  Erö£Fnung  des  Eonkurses  der  Gesellschaft  hat  den  Eonkurs  der 
einzelnen  Gesellschafter  nicht  ohne  Weiteres  zur  Folge.  Ebensowenig  be- 
gründet der  Eonkurs  einzelner  Gesellschafter  den  Eonkurs  der  Gesellschaft. 

574.  Hat  ein  Privatgläubiger  eines  Gesellschafters  diesen  bezüglich 
seines  Privatvermögens  erfolglos  betrieben  und  gemäs  Absatz  2  des  Art.  569 
Exekution  oder  Beschlagnahme  auf  das  bei  der  Auflösung  diesem  zukom- 
mende Guthaben  ausgewirkt,  so  ist  er  berechtigt,  unter  Beobachtung  einer 
mindestens  sechsmonatlichen  Eündigungsfrist  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
zu  verlangen,  mag  die  Gesellschau  auf  bestimmte  oder  auf  unbestimmte 
Dauer  eingegangen  sein. 

Die  Wirkung  einer  solchen  Eündigung  kann  aber  jederzeit,  so  lange 
die  Auflösung  nicht  vollzogen  ist,  von  der  Gesellschaft  oder  den  übrigen 
Gesellschaftern  durch  Befriedigung  des  kündigenden  Privatgläubigers  ab- 
gewendet werden. 

575.  Wenn  die  Gesellschafter  vor  der  Auflösung  übereingekommen 
sind,  dass  ungeachtet  des  Ausscheidens  eines  oder  mehrerer  Gesellschafter 
die  Gesellschaft  unter  den  übrigen  fortgesetzt  werden  soll,  so  endigt  dieselbe 
nur  für  die  Ausscheidenden;  im  Uebrigen  besteht  sie  mit  allen  ihren  bis- 
herigen Rechten  und  Verbindlichkeiten  fort. 

576.  Liegen  die  Gründe,  aus  welchen  nach  Massgabe  des  Art.  547 
die  Auflösung  der  Gesellschaft  gefordert  werden  kann,  vorwiegend  in  der 
Person  eines  Gesellschafters,  so  darf  auf  dessen  Ausschliessung  erkannt 
werden,  sofern  die  sämmtlichen  übrigen  Gesellschafter  hierauf  antragen. 

577.  Fällt  ein  einzelner  Gesellschafter  in  Eonkurs,  oder  macht  ein 
Privatgläubiger  eines  solchen  von  dem  Rechte  des  Art.  574  Gebrauch,  so 
können  die  übrigen  Gesellschafter  das  Ausscheiden  desselben  beschliessen 
und  seinen  Antheil  am  Gesellschaftsvermögen  in  Geld  entrichten. 

Sind  nur  zwei  Gesellschafter  vorhanden,  so  kann  derjenige,  welcher 
keine  derartige  Veranlassung  zur  Auflösung  gegeben  hatte,  in  gleicher 
Weise  den  andern  abfinden  und  unter  Uebemahme  sämmtlicher  Aktiven 
and  Passiven  das  Geschäft  auf  seine  alleinige  Rechnung  fortsetzen. 

578.  Das  Nämliche  kann  der  Richter  verfügen,  wenn  die  Auflösung 
wegen  einer  andern  vorwiegend  in  der  Person  des  einen  Gesellschafters 
liegenden  Ursache  gefordert  wird. 

579.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft,  das  Ausscheiden  oder  die  Aus- 
schliessung eines  Gesellschafters,  sowie  die  Fortsetzung  des  Geschäftes 
durch  einen  einzelnen  Gesellschafter  müssen  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen werden. 

Die  Eintragu^  muss  selbst  dann  geschehen,  wenn  die  Gesellschaft 
durch  Ablauf  der  2ieit,  für  welche  sie  eingegangen  war,  beendigt  wird. 
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V.    Liquidation. 

580.  Löst  sich  eine  Gesellschaft  in  anderer  Weise  als  durch  ihren 
Eonkars  auf,  so  haben  die  zur  Geschäftsführung  befdgten  Gesellschafter, 
sofern  in  ihrer  Person  kein  Hindemiss  eingetreten  ist,  die  Vertretung  der 
aufgelösten  Gesellschaft  als  Liquidatoren  fortzusetzen. 

Immerhin  bleibt  jedem  Gesellschafter  vorbehalten,  die  Wahl  anderer 
Liquidatoren  zu  beantragen;  im  Streit&Ue  hat  diese  durch  das  Gericht  zu 
erfolgen. 

Die  Ernennung  von  Liquidatoren  ist  in  das  Handelsregister  einzu- 
tragen, wenn  dadurch  die  bisherige  Vertretung  der  Gesellschaft  geändert  wird. 

581.  Die  Erben  eines  Gesellschafters  haben  einen  gemeinschaftlichen 
Vertreter  bei  der  Liquidation  zu  bezeichnen. 

582.  Die  Liquidatoren  haben  die  laufenden  Geschäfte  zu  beendig^ 
die  Verpflichtungen  der  aufgelösten  Gesellschaft  zu  erfüllen,  die  Forderungen 
derselben  einzuziehen  und  das  Vermögen  der  Gesellschaft  zu  versilbern ;  sie 
haben  die  Gesellschaft  zu  vertreten;  sie  können  für  dieselbe  Prozesse 
führen,  Vergleiche  schliessen  und  Schiedsverträge  abschliessen. 

Zur  Beendigung  schwebender  Geschäfte  können  die  Liquidatoren  auch 
neue  Geschäfte  eingehen. 

Die  Veräusserung  von  Immobilien  kann  ohne  Zustimmung  der  sämmt- 
liehen  Gesellschafter  nicht  anders  als  durch  ö£Fentliche  Versteigerung  ge- 
schehen. 

583.  Die  während  der  Liquidation  entbehrlichen  Gelder  werden  vor- 
läufig unter  die  Gesellschafter  vertheilt. 

Zur  Deckung  von  Schulden  der  Gesellschaft,  welche  erst  später  fallig 
werden,  sowie  zur  Deckung  der  Ansprüche,  welche  den  einzelnen  Gesell- 
schaftern bei  der  Auseinandersetzung  zustehen,  sind  die  erforderlichen 
Gelder  zurückzubehalten. 

584.  Die  Liquidatoren  haben  die  sohliessliche  Auseinandersetzung  d^ 
Gesellschafter  herbeizuführen. 

Streitigkeiten,  welche  über  diese  Auseinandersetzung  entstehen,  fallen 
der  richterlichen  Entscheidung  anheim. 

VL    Verjährung  der  Klagen  gegen  die  Gesellschafter. 

585.  Die  Klagen  gegen  einen  Gesellschafter  aus  Ansprüchen  an  die 
Gesellschaft  verjähren  in  fünf  Jahren  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  oder 
nach  seinem  Ausscheiden  oder  seiner  Ausschliessung  aus  derselben,  sofern 
nicht  nach  Beschaffenheit  der  Forderung  eine  kürzere  Verjährungsfrist  ge- 
setzlich eintritt. 

Auf  Ansprüche  der  Gesellschafter  unter  einander  findet  diese  Verjährung 
keine  Anwendung. 

586.  Die  Verjährung  beginnt  mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die 
Auflösung  der  Gesellscha^  oder  das  Ausscheiden  oder  die  Ausschliessung 
des  Gesellschafters  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist. 

Wird  die  Forderung  erst  nach  der  Eintragung  f&llig,  so  beginnt  die 
Verjährung  mit  dem  Zeitpunkt  der  Fälligkeit. 

587.  Ist  noch  ungetheiltes  Gesellscnaftsvermögen  vorhanden,  so  kann 
dem  Gläubiger,  sofern  er  seine  Befriedigung  nur  aus  jenem  sucht^  die  fünf- 
jährige Verjährung  nicht  entgegengesetzt  werden. 

Hat  ein  Gesellschafter  d^  Geschäft  mit  Aktiven  und  Passiven  über- 
nommen, so  kann  er  die  fünQährige  Verjährung  nicht  entgegensetzen. 
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588.  Die  YerjähraDg  zu  Gunsten  eines  ausgeschiedenen  oder  aus- 
gescUossenen  Gesellschafters  wird  darch  Rechtshandlungen  nicht  unter- 
brochen, welche  gegen  die  fortbestehende  Gesellschaft  oder  einen  andern 
Oesellschafter  vorgenonunen  werden. 

589.  Vor  Ablauf  der  Verjährung  wird  ein  ausgeschiedener  oder  aus- 
f^eschlossener  Gesellschafter  von  seiner  Haftung  f&r  die  Gesellschaftsschulden 
nur  frei,  wenn  eine  ausdrückliche  oder  aus  den  Umständen  zu  schliessende 
Entlassung  von  Seite  der  Gläubiger  stattgefunden  hat. 


TITEL  XXV. 
Kommanditgesellsoliaft. 

I.    Begriff  und   Errichtung. 

590.  Eine  Kommanditgesellschaft  ist  vorhanden,  wenn  zwei  oder 
mehrere  Personen  sich  zum  Betriebe  eines  in  Art  552  Absatz  1  be- 
zeichneten Gewerbes  unter  gemeinsamer  Firma  in  der  Weise  verbinden,  dass 
wenigstens  eine  unbeschränkt,  die  andern  (Kommanditäre)  nur  bis  zum 
Betrage  einer  bestimmten  Vermögenseinlage  (Kommanditsumme)  haften  wollen. 

Die  Mitglieder  einer  solchen  Gesellschaft  haben  dieselbe  als  Eommandit- 
|2;esellschaft  in  das  Handelsregister  eintragen  zu  lassen. 

Gesellschaften  f&r  andere  als  die  im  Art  552  Absatz  1  bezeichneten 
Zwecke  können  Kommanditgesellschaften  werden,  wenn  sie  sich  als  solche 
in  das  Handelsregister  eintragen  lassen. 

591.  Die  Eintragung  einer  Kommanditgesellschaft  in  das  Handels- 
register hat  da  zu  geschehen,  wo  sie  ihren  Sitz  hat 

Die  Eintragung  muss  enthalten: 

1.  Namen    und  Wohnort  eines  jeden  unbeschränkt  haftenden  Gesell- 
schafters; 

2.  Namen    und  Wohnort   eines  jeden    Kommanditärs  und  den  Betrag 
seiner  Yermögenseinlage ; 

3.  die  Firma  der  Gesellschaft  und  den  Ort,  wo  sie  ihren  Sitz  hat; 

4.  den  Zeitpunkt,   mit  welchem  die  Gesellschaft  ihren  An£emg  nimmt 

592.  Die  Anmeldungen  zur  Eintragung  der  im  vorhergehenden  Ar- 
tikel unter  1  bis  4  erwähnten  Thatsachen  oder  einer  Veränderung  derselben 
müssen  von  allen  Gesellschaften!,  die  Kommanditäre  eingeschlossen,  persön- 
lich vor  der  Registerbehörde  unterzeichnet  oder  in  beglaubigter  Form  ein- 
gereicht werden. 

Sie  sind  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  in  das  Handelsregister  einzutragen. 

Die  unbeschränkt  haftenden  Gesellschafter,  welche  die  Gesellschaft 
vertreten  sollen,  haben  die  Firma  nebst  ihrer  Namensunterschrift  persönlich 
vor  der  Registerbehörde  zu  zeichnen  oder  die  Zeichnung  derselben  in  be- 
glaubigter Form  einzureichen. 

593.  Sind  in  einer  Kommanditgesellschaft  mehrere  unbeschränkt 
haftende  Gesellschafter,  so  ist  die  Gesellschaft  mit  Bezug  auf  sie  zugleich 
eine  Kollektivgesellschaft. 

n.  Verhältniss  der  Gesellschafter  unter  sich. 

594.  Das  Rechtsverhältniss  der  Gesellschafter  unter  einander  richtet 
sich  zunächst  nach  dem  Gesellschaftsvertrage. 
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Ist  keioe  VereiDbaruDg  getro£Fen,  so  kommen  die  für  EollektiTgesell- 
scbaften  nach  Art.  526  bis  ^2  und  Art  556  bis  558  geltenden  Bestimmaogen 
zur  Anwendung,  jedoch  mit  den  Abweichungen,  weiche  die  nachfolgenden 
Artikel  ergeben. 

595«  Die  Geschäftsführung  der  Gesellschaft  wird  durch  den  einen 
oder  die  mehreren  unbeschrankt  naftenden  Gesellschafter  besorgt. 

Der  Eommanditär  ist  zur  Führung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft 
weder  berechtigt  noch  verpflichtet. 

Er  ist  auch  nicht  befugt,  gegen  die  Vornahme  einer  Handlang  der 
Geschäftsführung  Widerspruch  zu  erheben. 

596.  Am  Verluste  nimmt  ein  Eommanditär  nur  bis  zum  Betrage 
seiner  eingezahlten  oder  rückständigen  Einlage  Antheil. 

Im  Uebrigen  entscheidet  über  die  Höhe  der  Betheiligung  des  Eom- 
manditärs  am  Grewinn  und  Verlust,  sofern  es  darüber  an  besonderen  Ver- 
einbarungen fehlt,  das  richterliche  Ermessen. 

in.   Verhältniss  der  Eommanditgesellschaft  zu  Dritten. 

597.  Die  Eommanditgesellschaft  kann  unter  ihrer  Firnlia  Rechte  er- 
werben und  Verbindlichkeiten  eingehen,  Eigenthum  und  andere  dingliche 
Rechte  auch  an  Grundstücken  erwerben,  vor  Gericht  klagen  und  verklagt 
werden. 

598.  Die  Eommanditgesellschaft  wird  durch  die  unbeschränkt  haftenden 
Gesellschafter  vertreten. 

üeber  den  Umfang  ihrer  Vertretungsbefugniss  kommen  die  Bestim- 
mungen über  EoUektivgesellschaften  zur  Anwendung. 

Ein  Eommanditär,  welcher  für  die  Gesellschaft  Geschäfte  sckliesst, 
ohne  ausdrücklich  zu  erklären,  dass  er  nur  als  Prokurist  oder  als  Bevoll- 
mächtigter handelt,  ist  aus  diesen  Geschäften  gleich  einem  unbeschrankt 
haftenden  Gesellschafter  verpflichtet. 

599.  Ist  die  Eommanditgesellschaft  ohne  Eintragung  in  das  Handels- 
register entstanden,  so  haftet  jeder  Eommanditär  dritten  Personen  für  die 
bis  zur  Eintragung  eingegangenen  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  gleich 
einem  unbeschränkt  haftenden  Gesellschafter,  wenn  er  nicht  beweist,  dass 
denselben  seine  beschränkte  Betheiligung   bei   der  Gesellschaft  bekannt  war. 

600.  Der  Eommanditär,  dessen  Name  in  der  Firma  der  Gesellschaft 
steht,  haftet  den  Gesellschaftsgläubigern  gleich  einem  Eollektivgesellschafter. 

601.  Der  einzelne  unbeschränkt  hütende  Gesellschafter  kann  für  eine 
Gesellschaftsschuld  erst  dann  persönlich  belangt  werden,  wenn  die  Gesell- 
schaft aufgelöst  oder  erfolglos  betrieben  worden  ist. 

602.  Der  Eommanditär  haftet  Dritten  gegenüber  mit  dem  Betrage, 
welcher  im  Handelsregister  eingetragen  ist.  Er  haftet  darüber  hinaus,  sofern 
er  Dritten  gegenüber  durch  Cirkular  oder  in  anderer  Weise  eine  höhere 
Eommanditsumme  angegeben  hat. 

603.  Während  der  Dauer  der  Eommanditgesellschaft  haben  ihre 
Gläubiger  keinerlei  direktes  Elagerecht  gegen  den  Eommanditär. 

Wird  die  Gesellschaft  in  anderer  Weise  als  durch  Eonkurs  au%eldst, 
so  haben  sie  nur  so  weit  ein  direktes  Elagerecht  gegen  den  Eommanditär, 
als  die  Eommanditsumme  noch  nicht  eingeworfen  oder  wieder  zurück- 
gezogen ist 

Ini  Eonkurse  der  Gesellschaft  können  ihre  Gläubiger  nur  verlangen, 
dass  die  Eommanditsumme,  soweit  sie  noch  nicht  eingeworfen  oder  wieder 
zurückgezogen  ist,  zur  Masse  abgeliefert  werde. 
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604.  Wenn  der  KommaDditär  die  in  das  Handelsregister  eingetragene 
oder  sonst  publizirte  Kommanditsümme  darcb  Vereinbarung  mit  den  un- 
beschrankt naftenden  Gesellschaftern  oder  durch  Bezüge  aus  dem  Gesell- 
schafts vermögen  vermindert,  so  tritt  diese  Veränderung  Dritten  gegenüber 
erst  dann  in  Wirksamkeit,  wenn  sie  in  das  Handelsregister  eingetragen 
und  nach  Massgabe  des  Art.  862  gehörig  publizirt  worden  ist. 

Für  diejenigen  Verbindlichkeiten,  welche  vor  dieser  Bekanntmachung 
eingegangen  worden  sind,    haftet  die  unverminderte  Kommanditsümme  fort. 

605*  Zinse  dürfen  dem  Kommanditär  nur  insoweit  ausgezahlt  werden^ 
als  dadurch  die  Kommanditsümme  nicht  vermindert  wird. 

Bis  zur  Wiederergänzung  der  durch  Verluste  verminderten  Einlage 
darf  der  Kommanditär  weder  Zinse  noch  Gewinn  beziehen. 

Er  haftet  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft,  wenn  und  soweit 
er  diesen  Bestimmungen  entgegen  Zahlungen  von  ihr  empfangen  hat. 

Er  ist  jedoch  nicht  verpflichtet,  Zinse  und  Gewinn  zurückzuzahlen, 
welche  er  auf  Grund  einer  ordnungsmässigen  Bilanz  in  gutem  Glauben 
bezogen  hat 

606.  Wer   einer  bestehenden   Kollektiv-    oder  Kommanditgesellschaft 
.  als  Kommanditär  beitritt,  haftet  mit  der  Kommanditsümme  auch  für  die  vor 

seinem  Beitritte   eingegangenen  Verbindlichkeiten,    es   mag   die  Firma  eine 
Aendemng  erleiden  oder  nicht. 

Dieser  Bestimmung  entgegenstehende  Vereinbarungen  haben  gegenüber 
Dritten  keine  rechtliche  Wirkung. 

607.  Die  Bestimmungen  der  Art.  569  bis  571  finden  auch  bei  der 
Kommanditgesellschaft  Anwendung. 

Es  kann  jedoch  ein  Gesellschaftsgläubiger,  welcher  gleichzeitig  Privat- 
schuldner des  Kommanditärs  ist,  diesem  gegenüber  eine  Verrechnung  nur 
verlangen,  wenn  die  Voraussetzungen  des  Art.  603  Absatz  2  vorliegen. 

606.  Im  Konkurse  der  Kommanditgesellschaft  werden  die  Gläubiger 
derselben  mit  Ausschluss  der  Sondergläubiger  der  einzelnen  Gesellschafter 
aus  dem  Gesellschaftsvermögen  befriedigt. 

Zu  dem  Gesellschaftsvermögen  gehört  auch  die  Kommanditsümme. 

609.  Wenn  das  Gesellschaftsvermögen  nicht  hinreicht,  um  den  Ge- 
sellschaftsgläubigem volle  Befriedigung  zu  gewähren,  so  sind  dieselben  be- 
rechtigt, für  den  ganzen  unbezahlt  bleibenden  Rest  ihrer  Forderungen  aus 
dem  rrivat vermögen  jedes  einzelnen  unbeschränkt  haftenden  Gesellschafters 
in  Konkurrenz  mit  dessen  Privatgläubigern  Befriedigung  zu  suchen. 

610.  Im  Konkurs  des  Kommanditärs  haben  weder  die  einzelnen  Ge- 
sellschaftsgläubiger noch  die  Gesellschaft  oder  deren  Konkursmasse  ein  Vor- 
zugsrecht vor  den  Privatgläubigern. 

IV.    Auflösung.     Liquidation.     Klagverjährung. 

611.  Für  die  Auflösung  und  Liquidation  der  Kommanditgesellschaft 
und  für  die  Verjährung  der  Klagen  gegen  die  Gesellschafter  gelten  die  in 
den  Art.  572  bis  589  aufgestellten  Bestimmungen. 

Wenn  jedoch  ein  Kommanditär  stirbt  oder  in  Konkurs  fällt  oder  be- 
vormundet wird,  so  hat  dieses  die  Auflösung  der  Gesellschaft  nicht  zur 
Folge. 
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TITEL  XXVL 
Aktiengesellsohaft  (Anonjrme  Gtesellsohaft). 

I.   Allgemeine  Bestimmungen. 

612.  AktieDgesellschaft  (aoonyme  Gesellschaft)  ist  eine  unter  gemein* 
samer,  die  Personennamen  ihrer  Mitglieder  nicht  enthaltender  Firma  ge- 
bildete Gesellschaft,  deren  zum  voraus  bestimmtes  Kapital  in  Theilsnmmen 
(Aktien)  zerlegt  ist  und  für  deren  Verbindlichkeit  nur  das  Gesellschafte- 
vermögen, nicht  aber  der  einzelne  Gesellschafter  persönlich  haftet 

613.  Auf  Anstalten  (Banken,  Versicherungsanstalten  etc.),  welche 
durch  besondere  kantonale  Gesetze  gegründet  und  unter  Mitwirkung  öffent- 
licher Behörden  verwaltet  werden,  kommen,  sofern  der  Staat  die  snbsidiftre 
Haftung  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  übernimmt,  die  nach- 
folgenden Bestimmungen  selbst  dann  nicht  zur  Anwendung,  wenn  das  er- 
forderliche Kapital  ganz  oder  theilweise  in  Aktien  zerlegt  ist  und  durch 
Betheiligung  von  Privatpersonen  aufgebracht  wird. 

614.  Die  Aktien  können  auf  Inhaber  oder  auf  Namen  lauten  und 
sind  untheilbar. 

Der  Nominalbetrag  der  Aktien  darf  während  des  Bestehens  der  Gesell- 
schaft weder  vermindert  noch  erhöht  werden,  sofern  dadurch  der  Nominal- 
betrag des  Grundkapitales  eine  Veränderung  erleidet  Vorbehalten  bleiben 
die  Bestimmungen  aes  AH.  670. 

615.  Ueber  die  Errichtung  der  Aktiengesellschaft  und  den  Inhalt  des 
Gesellschaftsvertrages,  der  Statuten,  muss  eine  öffentliche  oder  eine  von 
sämmtlichen  Aktionären  unterzeichnete  Urkunde  aufgenommen  werden. 

Die  Aktienzeicbnungen  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  einer  schriftlichen 
auf  die  Statuten  bezugnehmenden  Erklärung. 

616.  Die  Statuten  müssen  insbesondere  bestimmen: 

1.  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft; 

2.  den  Gegenstand  des  Unternehmens; 

3.  die  Zeitdauer  des  Unternehmens,  im  Falle  dasselbe  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  beschränkt  sein  soll; 

4.  die  Höhe  des  Grundkapitals  und  der  einzelnen  Aktien; 

5.  die  Eigenschaft  der  Aktien,  ob  sie  auf  Inhaber  oder  auf  Namen 
gestellt  werden  sollen,  die  etwa  bestimmte  Zahl  der  einen  oder  der 
andern  Art,  sowie  die  etwa  zugelassene  Umwandelung  derselben; 

6.  die  Organe  für  die  Verwaltung  und  Kontrole; 

7.  die  Anzahl  der  Aktien,  welche  von  den  Mitgliedern  der  Verwaltung 
zu  hinterlegen  sind; 

8.  die  Bedingungen  der  Zusammenberufung  der  Generalversammlung, 
das  Stimmrecht  der  Aktionäre  und  die  Beschlussfttssung; 

9.  die  Gegenstände,  über  welche  nicht  schon  durch  einfsu^he  Stimmen- 
mehrheit der  auf  Zusammenberufung  erschienenen  Aktionäre,  sondern 
nur  durch  eine  grössere  Stimmenmehrheit  oder  nach  anderen  Er- 
fordernissen Bescmuss  ge&sst  werden  kann; 

10.  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Bilanz  au&onehmen  und  der 
Gewinn  zu  berechnen  und  auszuzahlen  ist,  sowie  die  Art  und 
Weise,  wie  die  Prüfung  der  Bilanz  erfolgt- 

11.  die  Form,  in  welcher  die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  Be- 
kanntmachungen erfolgen. 


XXIX.    Schweiz.  751 

617.  Jede  ZeichnuDg  von  Aktien  ist  an  die  stillschweigende  Bedingung 
geknüpft,  dass  die  Aktiengesellschaft  zu  Stande  komme. 

Wird  irgend  eine  andere  Bedingung  beigefügt,  so  darf  eine  solche 
Aktienzeichnung  bei  der  Feststellung  des  Grundkapitals  nur  dann  einge- 
rechnet werden,  wenn  sie  für  den  Fall  des  Nichteintrittes  der  Bedingung 
durch  eine  andere  Aktienzeichnung  gedeckt  ist. 

618'  Nach  dem  Schlüsse  der  Aktienzeichnung  bat  eine  Generalver- 
sammlung der  Aktionäre  auf  Grund  der  ihr  yorzulegenden  Bescheinigungen 
durch  Beschluss  festzustellen,  dass  das  Grundkapital  vollständig  gezeichnet 
und  dass  mindestens  zwanzig  Prozent  auf  jede  Aktie  eingezahlt  sind,  sofern 
nicht  die  Statuten  von  den  sämmtlichen  Aktionären  unterzeichnet  sind  und 
darin  die  Erfüllung  jener  Erfordernisse  anerkannt  ist. 

Ueber  den  Beschluss  ist  eine  öffentliche  oder  eine  von  allen  Personen, 
welche  bei  der  Beschlussfassung  mitgewirkt  haben,  unterzeichnete  Urkunde 
aufzunehmen. 

619.  Wenn  ein  Aktionär  eine  auf  das  Grundkapital  anzurechnende 
Einlage  macht,  welche  nicht  in  baarem  Gelde  besteht,  oder  wenn  Anlagen 
oder  sonstige  Vermögensstücke  von  der  zu  errichtenden  Gesellschaft  über- 
nommen werden  sollen,  so  ist  in  den  Statuten  genau  der  üebernahmspreis 
festzusetzen,  und  wenn  Aktien  an  Zahlungsstatt  genommen  werden,  die 
Zahl  derselben  anzugeben.  Jeder  besondere  Yortheil,  welcher  zu  Gunsten 
eines  Aktionärs  oder  einer  andern  bei  der  Gründung  der  Gesellschaft 
betheiligten  Person  bedungen  wurde,  ist  in  den  Statuten  gleichfalls  fest- 
zusetzen. 

Derartige  Bestimmungen  der  Statuten  bedürfen  der  Genehmigung  durch 
Mehrheitsbeschluss  in  einer  nach  der  Zeichnung  des  Grundkapitals  zu 
berufenden  Generalversammlung. 

Bei  dieser  Beschlussfassung  hat  jeder  anwesende  oder  gehörig  vertretene 
Aktienzeichner  nur  eine  Stimme. 

Die  Mehrheit  muss  mindestens  einen  Viertheil  der  sämmtlichen  Aktien- 
zeichner begreifen  und  der  Betrag  ihrer  Antheile  mindestens  einen  Viertheil 
des  gesammten  Grundkapitals  darstellen.  Der  Gesellschafter,  welcher  die 
betreffende  Einlage  macht  oder  sich  besondere  Vortheile  ausbedingt,  hat  bei 
der  Beschlussfassung  kein  Stimmrecht. 

Ueber  den  Beschluss  ist  eine  öffentliche  oder  eine  von  allen  Personen, 
welche  demselben  zugestimmt  haben,  unterzeichnete  Urkunde  aufzunehmen. 

620.  Die  Bestimmungen  der  Statuten  über  die  Zusammenberufung 
der  General  v^ersammlung  gelten  auch  für  die  in  den  Art.  618  und  61^ 
vorgesehenen  Fälle. 

621.  Die  Statuten  müssen  der  Registerbehörde,  in  deren  Bezirk  die 
Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  in  Urschrift  oder  in  beglaubigter  Abschrift 
übergeben,  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  im  Auszuge  veröffentlicht 
werden. 

Der  Auszug  muss  enthalten: 

1.  das  Datum  der  Statuten; 

2.  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft; 

3.  den  Gegenstand  und  die  Zeitdauer  des  Unternehmens; 

4.  die  Höhe  des  Grundkapitals  und  der  einzelnen  Aktien; 

5.  die   Eigenschaft   derselben,   ob   sie  auf  Inhaber   oder   auf  Namen 
gestellt  sind; 

6.  die  Form,    in    welcher   die   von   der  Gesellschaft  ausgehenden  Be- 
kanntmachungen erfolgen. 
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Ist  in  den  Statuten  eine  Form  bestimmt,  in  welcher  die  Verwaltung 
ihre  Willenserklärungen  kundgibt  und  för  die  Gesellschaft  zeichnet,  so  ist 
auch  diese  Bestimmung  zu  veröffentlichen. 

622.  Der  Anmeldung  behufs  der  Eintragung  in  das  Handelsregister 
muss  beigefugt  sein: 

1.  die  Bescheinigung,  dass  der  gesammte  Betrag  des  Grundkapitales 
durch  Unterschriften  gedeckt  ist; 

2.  die  Bescheinigung,  dass  mindestens  zwanzig  Prozent  des  von  jedem 
Aktionär  gezeichneten  Betrages  wirklich  eingezahlt  sind; 

3.  der  Nachweis,  dass  die  Verwaltung  und  die  Kontrolstelle  besetzt  sei ; 

4.  betreffenden  Falles  die  vorschriftsmässig  abge&sste  Urkunde  über 
die  in  den  Art.  618  und  619  bezeichneten  Beschlüsse  der  General- 
yersammlung. 

Die  Anmeldung  muss  von  sämmtlichen  Mitgliedern  der  Verwaltung 
vor  der  Registerbehörde  unterzeichnet  oder  in  beglaubigter  Form  eingereicht 
werden.  Die  der  Anmeldung  beigefügten  Schriftstücke  werden  von  der 
Registerbehörde  in  Urschrift  oder  in  beglaubigter  Abschrift  aufbewahrt 

623.  Die  Aktiengesellschaft  erwirbt  Persönlichkeit  erst  in  Folge  der 
Eintragung  in  das  Handelsregister.  Die  vor  der  Eintragung  ausgegebenen 
Aktien  sind  nichtig.  Die  Ausgeber  sind  den  Besitzern  mr  allen  durch  die 
Ausgabe  verursachten  Schaden  solidarisch  verhaftet. 

Wenn  vor  erfolgter  Eintragung  in  das  Handelsregister  im  Namen  der 
Gesellschaft  gehandelt  worden  ist,  so  haften  die  Handelnden  persönlich  und 
solidarisch. 

Es  können  aber  solche  Verpflichtungen,  sofern  sie  ausdrücklich  im 
Namen  der  zu  bildenden  Aktiengesellschaft  ein^^egangen  wurden  und  nicht 
unter  die  Bestimmungen  des  Art.  619  fallen,  innerhalb  einer  Frist  von 
drei  Monaten  nach  der  Eintragung  in  das  Handelsregister  von  der  Akti^i- 
gesellschaft  übernommen  werden,  in  welchem  Falle  den  Gläubigem  nur  die 
Aktiengesellschaft  haftet. 

624.  Wenn  die  Aktiengesellschaft  in  einem  andern  Bezirke  eine 
Filiale  hat,  so  ist  diese  in  das  dortige  Handelsregister  einzutragen,  unter 
Bezugnahme  auf  die  Eintragung  der  Hauptniederlassung. 

Die  Anmeldung  geschieht  durch  die  Geschäftsführer  der  Filiale. 

625*  Die  Aktiengesellschaft  hat  selbstständig  ihre  Rechte  und  Pflichten; 
sie  kann  Eigenthum  und  andere  dingliche  Rechte  auch  an  Grundstücke 
erwerben;  sie  kann  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden. 

Für  die  Geschäfte  der  Filiale  kann  sie  auch  vor  den  Gerichten  des- 
jenigen Bezirkes  belangt  werden,  in  welchem  die  Filiale  sich  befindet. 

626.  Ueber  Jeden  Beschluss  der  Generalversammlung,  welcher  die 
Fortsetzung  der  (jresellschaft,  eine  Herabsetzung  des  Aktienkapitals  oder 
eine  Erhöhung  desselben  (weitere  Emission)  oder  irgend  eine  andere  Ab- 
änderung der  Bestimmungen  der  Statuten  zum  Gegenstand  hat,  ist  eine 
öfPentliche  oder  eine  von  sämmtlichen  Personen,  welche  der  Beschlussfieissang 
zugestimmt  haben,  unterzeichnete  Urkunde  aufzunehmen. 

Ein  solcher  Beschluss  muss  in  gleicher  Weise  wie  die  ursprünglichen 
Statuten  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  veröffentlicht  werden. 

Der  Beschluss  hat  keine  rechtliche  Wirkung,  bevor  derselbe  in  das 
Handelsregister  des  Bezirks,  in  welchem  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat, 
eingetragen  ist. 

627.  Wohlerworbene  Rechte  der  Aktionäre  können  denselben  nicht 
durch  Mehrheitsbeschlüsse  der  Generalversammlung  entzogen  werden. 

Eine  Erweiterung  des  Geschäftsbereiches  der  Gesellschaft  durch  Auf- 
nahme verwandter  Gegenstände  oder  eine  Verengerung  desselben  oder  «ne 


XXIX.    Schweia.  763 

Vereini^uDg  (Fusion)  mit  einer  andern  Gesellschaft  kann,  wenn  die  Statuten 
nicht  etwas  Anderes  bestimmen,  nur  in  einer  Qeneralyersammlung  beschlossen 
werden,  in  welcher  mindestens  zwei  Drittheile  sammtlicher  Aktien  vertreten 
sind.  Sollten  in  einer  ersten  Qeneralyersammlung  nicht  zwei  DrittheiU 
sammtlicher  Aktien  vertreten  sein,  so  kann  auf  einen  mindestens  dreissig 
Tage  spätem  Termin  eine  zweite  Versammlung  einberufen  werden,  in  welcher 
die  in  diesem  Artikel  erwähnten  Beschlüsse  gefstsst  werden  können,  auch 
wenn  nur  ein  Drittheil  sammtlicher  Aktien  vertreten  ist.  Ein  solcher  6e- 
schluss    bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der  Eintragung  in  das  Handelsregister. 

Eine  Umwandlung  des  Gesellschaftszweckes  kann  der  Minderheit  durch 
die  Mehrheit  nicht  aufgenöthigt  werden. 

628-     Die  Aktiengesellschaft  darf  eigene  Aktien  nicht  erwerben. 

Von  diesem  Verbote  findet  eine  Ausnahme  statt: 

1.  wenn  die  Erwerbung  zum  Zwecke  einer  in  den  Statuten  selbst  vor- 
behaltenen Amortisation  vorgenommen  wird; 

2.  wenn  dieselbe  in  Gemässheit  des  Art.  670  Absatz  1  und  2  zum 
Zwecke  der  theilweisen  Rückzahlung  des  Grundkapitals  vorge- 
nommen wird; 

3.  wenn  dieselbe  im  Exekutionswege  zur  Befriedigung  eigener  For- 
derungen der  Gesellschaft  erfolgt; 

4.  wenn  dieselbe  mit  dem  Betriebe  eines  nach  den  Statuten  zum 
Gegenstand  des  Unternehmens  gehörigen  Geschäftszweiges  ver- 
bunden ist. 

In  den  Fällen  1  und  2  sind. die  zurückerworbenen  Aktien  sofort  für 
jede  weitere  Veräusserung  unbrauchbar  zu  machen. 

In  den  Fällen  3  und  4  müssen  die  erworbenen  Aktien  mit  thunlichster 
Beschleunigung  weiter  veräussert  und  die  im  Laufe  des  Jahres  erfolgten 
Erwerbungen  und  Veräusserungen  von  eigenen  Aktien  im  Jahresberichte 
ersichtlich  gemacht  werden. 

Die  durch  die  Gesellschaft  zurückerworbenen  Aktien  dürfen  in  den 
Generalversammlungen  nicht  vertreten  sein. 

II.    Rechte  und  Pflichten  der  Aktionäre. 

629.  So  lange  die  Gesellschaft  besteht,  hat  jeder  Aktionär  einen  An- 
spruch auf  einen  verhältnissmässigen  Antheil  an  dem  reinen  Gewinn,  soweit 
dieser  nach  den  Statuten  zur  Vertheilung  unter  die  Aktionäre  bestimmt  ist. 

Bei  Auflösung  dei;  Gesellschaft  hat  er  das  Recht  auf  einen  verhältniss- 
mässigen Antheil  an  dem  Ergebniss  der  Liquidation. 

Ein  Recht,  den  eingezahlten  Betrag  zurückzufordern,  steht  dem  Aktionär 
weder  vor  noch  bei  der  Auflösung  der  Gesellschaft;  zu. 

630.  Zinse  dürfen  für  das  Aktienkapital  nicht  bezahlt  werden;  Divi- 
denden und  Tantiemen  nur  aus  dem  reinen  Gewinn,  welcher  sich  aus  der 
Jahresbilanz  ergibt. 

Jedoch  können  für  den  in  den  Statuten  angegebenen  Zeitraum,  welchen 
die  Vorbereitung  des  Unternehmens  bis  zum  Anfang  des  vollen  Betriebes 
erfordert,  den  Aktionären  Zinse  von  bestimmter  Höhe  bedungen  werden. 

631.  Die  Dividende  darf  erst  festgesetzt  werden,  nachdem  die  statuten- 
gemässe  Ausstattung  des  Reservefonds  vom  Reingewinn  in  Abzug  gebracht  ist. 

Die  Generalversammlung  ist  befugt,  vor  Vertheilung  der  Dividende 
auch  solche  Reserveanla^en,  welche  nicht  in  den  Statuten  vorgesehen  sind, 
zu  beschliessen,  sofern  die  Sicherstellung  des  Unternehmens  es  erfordert. 

632.  Der  Aktionär  ist  in  keinem  Falle  verpflichtet,  die  in  gutem 
Glauben  empfangenen  Dividenden  oder  Zinse  zurückzugeben. 

Borebardt,  HaodeUrecbt.  IV.  48 
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633*  Der  Aktionär  ist  nicht  schuldig,  za  den  Zwecken  der  Gesellschaft 
und  zar  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  mehr  beizutragen,  als  den  für  die 
Aktie  statutenmässig  festgesetzten  Betrag. 

634.  Ein  Aktionär,  welcher  den  Betrag  seiner  Aktie  nicht  zur  rechten 
Zeit  einzahlt,  ist  von  Rechtes  wegen  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen  ver- 
pflichtet. 

In  den  Statuten  können  fQr  den  Fall  der  verzögerten  Einzahlung  des 
gezeichneten  Aktienbetrages  oder  eines  Theiles  desselben  Konventionalslrafen 
festgesetzt  werden;  auch  kann  bestimmt  werden,  dass  die  säumigen  Aktionäre 
ihrer  Anrechte  aus  der  Zeichnung  der  Aktien  and  der  geleisteten  Theil- 
Zahlungen  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  verlustig  gehen. 

Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  an  Stelle  der  ausfallenden  neue  Aktien 
auszugeben. 

635.  Ein  Aktionär  kann  seines  Anrechtes  nicht  verlustig  erklärt 
werden,  wenn  nicht  die  Aufforderung  zur  Zahjnng  mindestens  drei  Mal  in 
den  hiezu  bestimmten  öffentlichen  Blättern,  das  letzte  Mal  mindestens 
vier  Wochen  vor  dem  f&r  die  Einzahlungen  gesetzten  Schlusslermine, 
bekannt  gemacht  worden  ist. 

Wenn  die  Aktien  auf  Namen  lauten  und  ohne  Anmeldung  zum  Aktien- 
buche der  Gesellschaft  nicht  übertragbar  sind,  so  hat  die  Mittheilung  dieser 
drei  Aufforderungen  durch  besondere  Erlasse  (rekonunandirte  Briefe)  an 
die  einzelnen  Aktionäre  zu  geschehen.  In  diesem  Falle  bedarf  es  der  öffent- 
lichen Bekanntmachung  nicht. 

636.  Auf  Inhaber  lautende  Aktien,  Promessen  oder  Interimsscheine 
dürfen  nur  nach  Einzahlung  von  fünfzig  Prozent  des  Nominalbetrages  aus- 
gegeben werden. 

Der  Zeichner  einer  Inhaberaktie  bleibt  bis  zur  Einzahlung  von  fünfzig 
Prozent  des  Nominalbetrages  unbedingt  haftbar,  auch  wenn  er  sein  Anrecht 
auf  einen  Andern  übertragen  und  dieser  die  Verbindlichkeit  zur  Einzahlung 
an  seiner  Stelle  übernommen  hat. 

Auch  nach  Einzahlung  von  fünfzig  Prozent  des  Nominalbetrages  ist 
die  Entlastung  nur  statthaft,  sofern  sie  in  den  ursprünglichen  Statuten  vor- 
gesehen war. 

637.  Wenn  die  Aktien  auf  Namen  lauten,  so  sind  der  Name  und  der 
Wohnort  des  Aktionärs  in  das  Aktienbuch  der  Gesellschaft  einzutragen. 

Die  Namenaktien  sind,  wenn  nicht  die  Statuten  etwas  Anderes  be- 
stimmen, übertragbar. 

Die  Uebertragung  kann  durch  Indossament  geschehen. 

Der  Erwerb  der  Namenaktie  durch  einen  Anderen  ist  zur  Eintragung 
in  das  Aktienbuch  anzumelden  und  zu  diesem  Behufe  die  Aktie  vorzukgen 
und  der  Erwerb  nachzuweisen. 

Im  Verhältniss  zu  der  Gesellschaft  werden  nur  die  im  Aktienbucbe 
verzeichneten  Personen  als  Aktionäre  betrachtet. 

Zur  Prüfung  der  Legitimation  ist  die  Gesellschaft  berechtigt,  aber  nicht 
verpflichtet. 

So  lange  der  Nominalbetrag  der  Aktie  nicht  vollständig  eingezahlt  ist, 
wird  der  Aktionär  durch  Uebertragung  seines  Anrechtes  von  der  Verbind- 
lichkeit zur  Zahlung  des  Rückstandes  nur  dann  befreit,  wenn  die  Gesdl- 
schaft  den  neuen  Erwerber  an  seiner  Stelle  als  Schuldner  annimmt  und  um 
der  Verbindlichkeit  entlässt;  doch  auch  in  diesem  Falle  haftet  der  ursprüng- 
liche Zeichner,  wenn  die  Gesellschaft  innerhalb  eines  Jahres  seit  seiner 
Entlassung  in  Eonkurs  geräth,  subsidiär  für  den  ganzen  Rückstand  bis 
zum  Nominalbetrage. 
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688.  So  lange  Aktien,  seien  es  Inhaber-  oder  Namenaktien,  nicht 
voll  einbezahlt  sind,  ist  auf  jeden  Titel  der  wirklich  einbezahlte  Betrag 
deutlich  anzugeben.  Auch  ist  bei  allen  öffentlichen  Kundgebungen  der 
Gesellschaft  (Annoncen,  Circularen,  Berichten  u.  s.  w.),  in  wdchen  auf  das 
Aktienkapital  hingewiesen  wird,  deutlich  hervorzuheben^  wie  viel  von  dem- 
selben wirklich  einbezahlt  ist. 

689.  Die  Rechte,  welche  den  Aktionären  in  den  Angelegenheiten  der 
Gesellschaft,  insbesondere  in  Beziehung  auf  die  F&hrung  der  Geschäfte, 
die  Prüfung  der  Bilanz,  der  Gewinnberechnung  und  der  Vorschläge  zur 
Gewinnvertheilung  zustehen,  werden  von  der  Gesammtheit  der  Aktionäre  in 
der  Generalversammlung  ausgeübt. 

640.  Die  Aktionäre  üben  ihr  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung 
nach  Verhältniss  der  Zahl  der  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Aktien  aus. 
Jeder  Aktionär,  auch  wenn  er  nur  eine  Aktie  besitzt,  hat  eine  Stimme. 

Vorbehalten  bleibt  der  Gesellschaft,  durch  ihre  Statuten  die  Stimmen- 
zahl der  Besitzer  von  mehreren  Aktien  zu  beschränken.  Keinenfalls  darf 
ein  einzelner  Aktionär  mehr  als  den  fünften  Theil  der  sämmtlichen  ver- 
tretenen Stimmrechte  in  sich  vereinigen. 

641.  Spätestens  acht  Tage  vor  der  Generalversammlung  sind  die 
Bilanz  und  die  Rechnung  über  Gewinn  und  Verlust  sammt  dem  Revisions- 
bericht zur  Einsicht  der  Aktionäre  aufzulegen. 

Wenn  Inhaberaktien  ausgegeben  sind,  so  muss  die  Anzeige  dieser 
Vorlage  durch  diejenigen  öffenUichen  Blätter  bekannt  gemacht  werden, 
welche  für  die  Bekanntmachungen  der  Art  bestimmt  sind. 

An  die  im  Aktienbuch  verzeichneten  Namenaktionäre  soll  diese  An- 
zei|;e  durch  Zustellung  gegen  Bescheinigung  oder  durch  rekommandirte 
Bnefe  geschehen. 

Die  Aktionäre  sind  berechtigt,  die  Kontrolstelle  auf  zweifelhafte  An- 
sätze auftnerksam  zu  machen  und  die  erforderlichen  Aufschlüsse  zu  be- 
gehren. Eine  Einsicht  in  die  Bücher  und  Korrespondenzen  ist  denselben 
nur  in  Folge  einer  Ermächtigung  der  Generalversammlung  oder  einer  Er- 
laubniss  der  Verwaltung  oder  einer  gerichtlichen  Anordnung  gestattet;  dabei 
ist  aber  die  nöthige  Rücksicht  auf  das  Geschäftsgeheimniss  zu  nehmen. 

Diese  Rechte  der  Aktionäre  dürfen  weder  durch  die  Statuten  noch 
durch  Beschlüsse  der  Generalversammlung  auj^hoben  oder  beschränkt 
werden. 

in.    Organe  der  Aktiengesellschaft. 

642.  Die  nothwendigen  Oi^ne  einer  Aktiengesellschaft  sind: 

1.  die  Generalversammlung  der  Aktionäre; 

2.  eine  Verwaltung; 

3.  eine  Kontrolstelle. 

Generalversammlung. 

643.  Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  ist  das  oberste  Organ 
der  Aktiengesellschaft. 

644.  Die  Generalversammlung  wird  durch  die  Verwaltung  und 
nöthigenftdls  durch  die  Kontrolstelle  berufen. 

Eine  ordentliche  Versammlung  findet  alljährlich  innerhalb  sechs^  Mo- 
naten nach  dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  statt  zur  Abnahme  der  Bilaiiz, 
zur  Beschlussfassung  über  deren  Ergebniss  und  zur  Festsetzung  der  Divi- 
dende. Die  Beschlussfassung  ist  ungültig  ohne  vorhergehende  Bericht- 
erstattung der  Kontrolstelle. 

48* 
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Zu  den  ausschliesslichen  Befugnissen  der  Generalversammlung  gehören 
ferner : 

1.  die  Wahl  der  Verwaltung  und  die  Besetzung  der  Kontrolstelle; 

2.  die  Beschlussfassung  über  die  Statuten  und  die  Abänderung  derselben; 

3.  die  Beschlussfassung  über  die  durch  gesetzliche  Bestimmungen  oder 
durch  die  Statuten  ihr  vorbehaltenen  Gegenstande. 

Ausserordentliche  Versammlungen  werden  je  nach  Bedürfniss  einberufen. 

645*  Die  Generalversammlung  muss  auch  dann  berufen  werden,  wenn 
es  von  einem  oder  mehreren  Aktionären,  deren  Aktien  zusammen  min- 
destens den  zehnten  Theil  des  Grundkapitals  darstellen,  in  einer  von  ihnen 
unterzeichneten  Eingabe,  unter  Anführung  des  Zweckes,  verlangt  wird. 

646.  Die  Berufung  der  Generalversammlung  hat  in  der  durch  die 
Statuten  bestimmten  Weise  zu  erfolgen. 

Der  Zweck  der  Generalversammlung  muss  jederzeit  bei  der  Berufung 
bekannt  gemacht  werden,  lieber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  nicht  in 
dieser  Weise  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse  nicht  gefasst  werden; 
hievon  ist  jedoch  der  Beschluss  über  den  in  einer  Generalversammlung 
gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung 
ausgenommen. 

Zur  Stelluug  von  Anträgen  und  zu  Verhandlungen  ohne  Beschiass* 
&ssung  bedarf  es  der  Ankündigung  nicht. 

647.  Die  Generalversammlung  ist  jederzeit  berech^t,  die  in  Art  644 
Ziff.  1  bezeichneten  Mitglieder  der  Verwaltung  und  Kontrolstelle,  sowie 
andere  von  ihr  gewählte  Bevollmächtigte  und  Beauftragte  abzuberufen, 
immerhin  unter  Beachtung  der  Vorschriften  des  Art  646  und  unter  Vor- 
behalt anfälliger  Entschädigungsansprüche  der  Abberufenen. 

648.  Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  und  vollzieht 
ihre  Wahlen,  soweit  das  Gesetz  oder  die  Statuten  nicht  etwas  Anderes  be- 
stimmen, mit  absoluter  Mehrheit  der  vertretenen  Aktienstimmen. 

Die  Verwaltung. 

649.  Die  Verwaltung  kann  nur  von  Aktionären  ausgeübt  werden. 
Werden  Nichtaktionäre  gewählt,  so  können  dieselben  ihr  Amt  nur  antreten, 
wenn  sie  zuvor  durch  Erwerb  von  Aktien  Aktionäre  geworden  sind. 

Die  Verwaltung  kann  aus  einem  oder  mehreren  Mitgliedern  bestehen. 

Die  Mitglieder  der  Verwaltung  werden  auf  höchstens  sechs  Jahre  gewählt 
und  sind,  wenn  die  Statuten  nicht  etwas  Anderes  bestimmen,  wieder  wählbar. 

Für  die  ersten  drei  Jahre  können  die  Mitglieder  der  Verwaltung  durch 
die  Statuten  bezeichnet  werden,  ohne  dass  eine  Bestätigung  durch  die  Ge- 
neralversammlung nöthig  ist 

650.  Die  Statuten  können  bestimmen,  dass  die  Geschäftsführung  oder 
einzelne  Zweige  derselben  von  der  Verwaltung  an  ein  oder  mehrere  ihrer 
Mitglieder  oder  an  einen  oder  mehrere  Dritte,  welche  nicht  Mitglieder  der 
Gesellschaft  zu  sein  brauchen,  übertragen  werden. 

Die  von  der  Verwaltung  bestellten  Ausschüsse,  Geschäftsführer  und 
Bevollmächtigten  können  von  derselben  unter  Vorbehalt  allfälliger  Ent- 
schädigungsansprüche jederzeit  ihrer  Stellung  enthoben  werden. 

651.  Wenn. die  Statuten  nicht  etwas  Anderes  darüber  bestimmen,  so 
ist  zur  Vertretung  der  Gesellschaft  nach  Aussen  und  zur  verbindliciien 
Unterschrift  Namens  derselben  die  Mitwirkung  und  die  Unterschrift  sämmt- 
licher  Mitglieder  der  Verwaltung  erforderlich. 

652.  Die  Zeichnung  hat  in  der  Weise  zu  geschehen,  dass  die  Zeich- 
nenden der  Firma  der  Gesellschaft  oder  der  Benennung  der  Verwaltusg 
ihre  Unterschriften  beifügen. 
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653.  Wer  für  die  Gesellschaft  die  verbindliche  Unterschrift  fuhrt, 
hat  dieselbe  in  das  Handelsregister  eintragen  zu  lassen,  unter  Vorlage  der 
Urkunde,  welche  ihn  dazu  erm&chtigt. 

Bei  jeder  in  Bezug  auf  die  Führung  der  Unterschrift  vorkommenden 
Aenderung  ist  das  gleiche  Verfahren  zu  l^obachten. 

654.  Die  Gesellschaft  wird  durch  die  von  ihren  Vertretern  innerhalb 
der   Grenzen   ihres   Auftrages   abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte  verpflichtet. 

Gutgläubigen  Dritten  gegenüber  ist  eine  Beschränkung  der  üefugniss 
der  Vertreter  mit  Bezug  auf  den  Umfang,  den  Ort  und  die  Zeit  der  ein- 
zelnen Rechtsgeschäfte  rechtlich  unwirksam.  Wohl  aber  kann  die  An- 
ordnung einer  Kollektivunterschrift  erlassen  und  können  die  Geschäfts- 
führer einer  Filiale  mit  einem  besonderen  Sitze  auf  die  Vertretung  der 
Filiale  beschränkt  werden. 

655.  Die  Verwaltung  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  die  erforderlichen 
Geschäftsbücher  geführt  werden.  Sie  muss  den  Aktionären  innerhalb  der 
gesetzlichen  Frist  die  Bilanz  des  verflossenen  Geschäftsjahres  vorlegen. 

Bei  Beschlüssen  über  die  Entlastung  der  Verwaltung  betreffend  die 
Geschäftsführung  und  Rechnungsablegung  haben  Personen,  welche  in  irgend 
einer  Weise  an  der  Geschäftsführung  Theil  genommen  haben,  kein  Stimmrecht. 

Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  auf  Diejenigen,  welche  nur  die  Auf- 
sicht über  die  Geschäftsführung  ausüben. 

656.  Die  Bilanz  ist  so  klar  und  übersichtlich  aufzustellen,  dass  die 
Aktionäre  einen  möglichst  sichern  Einblick  in  die  wirkliche  Vermögenslage 
der  Gesellschaft  erhalten. 

Insbesondere  sind  dabei  folgende  Grundsätze  zu  beachten: 

1.  Gründungs-,  Organisations-  und  Verwaltungskosten  sind  in  der 
Jahresrechnung  vollständig  in  Ausgabe  zu  bringen.  Ausnahmsweise 
dürfen  Organisationskosten,  welche  in  den  Statuten  oder  in  den 
Beschlüssen  der  Generalversammlung,  sei  es  für  die  ursprüngliche 
Einrichtung^  sei  es  für  einen  später  hinzugekommenen  Geschäfts- 
zweig oder  eine  Geschäftsausdehnunj^,  vorgesehen  sind,  auf  einen 
Zeitraum  von  höchstens  fünf  Jahren  m  dem  Sinne  vertheilt  werden, 
dass  in  jedem  Jahre  mindestens  der  entsprechende  Bruchtheil  als 
Ausgabe  zu  verrechnen  ist. 

2.  Grundstücke,  Gebäude,  Maschinen  sind  höchstens  nach  den  An- 
schaffungskosten mit  Abzug  der  erforderlichen  und  den  Umständen 
angemessenen  Abschreibungen  anzusetzen.  Ueberdies  ist,  wenn  die- 
selben versichert  sind,  die  Versicherungssumme  anzumerken. 

3.  Eurshabende  Papiere  dürfen  höchstens  zu  dem  Eurswerthe  angesetzt 
werden,  welchen  dieselben  durchschnittlich  in  dem  letzten  Monate 
vor  dem  Bilanztage  gehabt  haben. 

4.  Waarenvorräthe  dür^n  höchstens  zum  Eostenpreis  und,  falls  dieser 
höher  als  der  Marktpreis  stehen  sollte,  höchstens  zu  diesem  ange- 
setzt werden. 

5.  Die  Gesammtsumme  der  zweifelhaften  Posten  und  die  Gesammt- 
summe  der  vorgenommenen  Abschreibungen  sind  anzugeben. 

6.  Der  Betrag  des  Grundkapitals  und  der  Reserve-  und  Erneuerungs- 
fonds ist  unter  die  Passiven  aufzunehmen. 

7.  Von  der  Gesellschaft  ausgegebene  Obligationen  sind  zu  dem  vollen 
Betrage,  zu  welchem  sie  zurückbezahlt  werden  müssen,  auszusetzen. 
Dagegen  kann  die  Differenz  zwischen  dem  Emissionskurse  und  dem 
Rückzahlungsbetrage,  welche  durch  jährliche  Abschreibungen  bis 
zum  Verfalltage  zu  amortisircn  ist,  unter  die  Aktiven  aufgenommen 
werden. 
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657.  Zeigt  die  letzte  Bilanz,  dass  sich  das  Gmiidkapital  um  die 
H&lfte  Termindert  bat,  so  muss  die  Verwaltung  anTOTü^lich  eine  Grenenl- 
Versammlung  berufen  und  dieser  von  der  Sach&ge  Anzeige  machen. 

Sobald  die  Forderungen  der  G^sellschaftsgläubiger  nicht  mehr  durch 
die  Aktiven  gedeckt  sind,  hat  die  Verwaltung  hieven  das  Gericht  Behnfe 
Eröffnung  des  Eonkurses  zu  benachrichtigen. 

Dem  Gerichte  bleibt  jedoch  überlassen,  auf  Antrag  der  Gläubiger  oder 
eines  zur  Wahrung  der  gemeinsamen  Interessen  bestimmter  Gl&abiger- 
klassen  bestellten  Kurators  die  Eröffnung  des  Konkurses  anfzoschieben 
und  inzwischen  andere  zur  Erhaltung  des  Vermögens  dienliche  Anordnungen 
zu  treffen. 

658.  Die  Mitglieder  der  Verwaltung  haben  fÄr  die  Dauer  ihrer  Ver- 
richtungen die  durch  die  Statuten  bestimmte  Anzahl  von  Aktien  der  Gesell- 
schaft zu  hinterlegen. 

Die  Kontroistelle. 

669.  Die  Generalversammlung  bezeichnet  einen  oder  mehrere  Revi- 
soren, welche  nicht  Mitglieder  der  Gesellschaft  zu  sein  brauchen,  mit  dem 
Auftrage,  der  Generalversammlung  einen  Bericht  über  die  Bilanz  und  die 
von  der  Verwaltung  vorgelegten  Kechnungen  zu  unterbreiten. 

660.  Die  Revisoren  sind  berechtigt,  die  Vorlage  der  Bücher  und 
Belege  zu  begehren  und  den  Kassenbestand  festzustellen. 

661.  Die  Generalversammlung  ist  jederzeit  berechtigt,  zur  Prüfung 
der  Geschäftsführung  und  einzelner  Theile  derselben  besondere  Kommissäre 
oder  Sachverständige  zu  ernennen. 

662.  Den  Statuten  bleibt  vorbehalten,  über  die  Organisation  der 
Kontrolstelle  andere  Bestimmungen  zu  treffen  und  deren  Befugnisse  und 
Pflichten  weiter  auszudehnen. 

663.  Die  Kontrolstelle  kann  das  erste  Mal  nicht  länger  als  für  ein 
Jahr  und  später  nicht  länger  als  für  fünf  Jahre  besetzt  werden. 

IV.    Auflosung. 

664.  Die  Aktiengesellschaft  wird  aufgelöst: 

1.  durch  Ablauf  der  in  den  Statuten  bestimmten  Zeit; 

2.  durch  einen  Beschluss  der  Generalversammlung,  über  welchen  eine 
öffentliche  oder  eine  von  allen  Aktionären,  welche  dem  Beschluss 
zugestimmt  haben,  unterzeichnete  Urkunde  aufzunehmen  ist; 

3.  durch  Eröffnung  des  Konkurses. 

Wenn  die  Auflösung  einer  Aktiengesellschaft  aus  andern  Gründen 
erfolgt,    so   finden   die  Bestimmungen  dieses  Kapitels  ebenfidls  Anwendung. 

665.  Erfolgt  die  Auflösung  der  Gesellschaft  nicht  durch  Konkurs,  so 
ist  sie  von  der  Verwaltung  zur  Eintragung  in  das  Handelsrec^ster  anzu- 
melden. Sie  muss  zu  drei  verschiedenen  Malen  durch  die  fiir  oie  Publika- 
tionen der  Gesellschaft  bestimmten  öffentlichen  Blätter  bekannt  gemacht 
werden  mit  der  Aufforderung  an  die  Gläubiger,  ihre  Ansprüche  anzumelden. 

666.  Die  Liquidation  geschieht  durch  die  Verwaltung,  sofern  sie  nicht 
durch  die  Statuten  oder  einen  Beschluss  der  Generalversammlung  andom 
Personen  übertragen  wird. 

Die  Bestimmungen  des  Titel  XXIV  über  die  Pflicht  zur  Einschreibung, 
über  die  Anmeldung  und  das  Rechtsverhältniss  der  Liauidatoren  kommen 
auch  hier  zur  Anwendung,  in  der  Meinung,  das  die  Anmeldungen  Behufs  der 
Eintragung  in  das  Handelsregister  durch  die  Verwaltung  erfolgen. 
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Die  Bestellunfi^  der  Liquidatoren  kann  jederzeit  dorch  die  Mehrheit 
sämmtlicher  Aktionäre  oder  auf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Aktionäre  durch 
den  Richter  widerrufen  werden. 

667.  Das  Vermögen  einer  aufgelösten  Aktiengesellschaft  wird  nach 
Tilgung  ihrer  Schulden  unter  die  Aktionäre  nach  Verhältniss  ihrer  Aktien 
yertheilt. 

Die  Vertheilung  darf  nicht  eher  vollzogen  werden  als  nach  Ablauf 
eines  Jahres,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Bekanntmachung 
in  den  hiezu  bestimmten  öffentlichen  Blättern  zum  dritten  Male  erfolgt  ist 

Die  aus  den  Geschäftsbüchern  ersichtlichen  oder  in  anderer  Weise  be- 
kannten G-läubiger  sind  durch  besondere  Erlasse  (rekommandirte  Briefe)  zur 
Anmeldung  ihrer  Ansprüche  aufzufordern,  unterlassen  sie  dieses,  so  ist  der 
Betrag  ihrer  Forderungen  gerichtlich  zu  hinterlegen. 

Das  Letztere  muss  auch  in  Ansehung  der  noch  schwebenden  oder 
streitigen  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  geschehen,  sofern  nicht  die 
Vertheilung  des  Gesellschaflsvermögens  bis  zu  deren  Erledigung  ausgesetzt 
bleibt  oder  den  Gläubigern  eine  angemessene  Sicherheit  bestellt  wird. 

Mitglieder  der  Verwaltung  und  Liquidatoren,  welche  diesen  Vorschriften 
entgegen  handeln^  sind  den  Gläubigern  persönlich  und  solidarisch  zur  Er- 
stattung der  geleisteten  Zahlungen  verpflichtet. 

668.  Die  Geschäftsbücher  der  aufgelösten  Gesellschaft  sind  an  einem 
von  der  Register behörde  zu  bestimmenden  sicheren  Orte  zur  Aufbewahrung 
auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren  niederzulegen. 

669.  Bei  Auflösung  einer  Aktiengesellschaft  durch  Vereinigung  der- 
selben mit  einer  andern  Aktiengesellschaft  kommen  folgende  Bestimmungen 
zur  Anwendung: 

1.  das  Vermögen  der  aufzulösenden  Gesellschaft  ist  so  lange  getrennt 
zu  verwalten,  bis  die  Befriedigung  oder  Sicherstellung  ihrer  Gläubiger 
erfolgt  ist; 

2.  der  bisherige  Gerichtsstand  der  Gesellschaft  bleibt  für  die  Dauer  der 
getrennten  Vermögensverwaltung  bestehen;  dagegen  wird  die  Ver- 
waltung von  der  neuen  Gesellschaft  geführt; 

3.  die  Verwalter  der  letzteren  Gesellschaft  sind  den  Gläubigem  für  die 
Ausführung  der  getrennten  Verwaltung  persönlich  und  solidarisch 
verantwortlich ; 

4.  die  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  zur  Eintragung  in  das  Handels- 
register anzumelden; 

5.  die  öffentliche  Aufforderung  der  Gläubiger  der  aufgelösten  Gesell- 
schaft kann  verschoben  werden.  Jedocn  ist  die  Vereinigung  des 
Vermögens  der  beiden  Gesellschaften  erst  in  demjenigen  Zeitpunkte 
zulässig,  in  welchem  eine  Vertheilung  des  Vermögens  einer  auf- 
gelösten Aktiengesellschaft  unter  die  Aktionäre  erfolgen  darf. 

670.  Eine  Rückzahlung  des  Grundkapitals  an  die  Aktionäre  oder  eine 
Herabsetzung  desselben  kann  nur  auf  Beschluss  der  Generalversammlung 
erfolgen. 

Die  Rückzahlung  oder  Herabsetzung  kann  nur  unter  Beobachtung  der- 
selben Bestimmungen  erfolgen,  welche  für  die  Vertheilung  des  Gesellschafts- 
vermögens im  Falle  der  Auflösung  massgebend  sind. 

Die  Mitglieder  der  Verwaltung,  welche  dieser  Vorschrift  entg^en 
handeb,  sind  den  Gläubigern  der  Gesellschaft  persönlich  und  solidarisch 
verhaftet. 

Von  diesen  Bestimmungen  wird  nicht  berührt  der  in  Art.  628  Ziffer  1 
erwähnte  Fall  der  Amortisation  von  Aktien,  welche  in  den  Statuten  selbst 
vorbehalten  ist. 
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V.  Verantwortlichkeit . 

671.  Wer  bei  der  Grand UDg  einer  Aktiengesellschaft  tbatig  wmr^ 
haftet  sowohl  der  Gesellschaft  selbst  als  den  einzelnen  Aktionären  and  6e- 
sellschaftsgläabigern  für  Schadenersatz: 

1.  wenn  er  wissentlich  unwahre  Angaben  in  Pros|>ekten  oder  Zirkalaren 
fi;emacht  oder  verbreitet  hat; 

2.  wenn  er  wissentlich  dabei  mitgewirkt  hat,  dass  eine  Einlage  oder 
die  Uebemahme  von  Yermögensstücken  oder  eine  Begünstigoni^ 
einzelner  Aktionäre  oder  anderer  Personen  entgegen  der  Bestimmang 
des  Art.  619  Absatz  1  in  den  Statuten  verschwi^en  oder  ver- 
schleiert worden  ist; 

3.  wenn  er  wissentlich  dazu  beigetragen  hat,  dass  die  Eintragung  der 
Aktiengesellschaft  im  Handelsregister  auf  Grund  einer  Bescheinigung 
oder  Urkunde  vorgenommen  worden  ist,  welche  thatsächlich  unwahre 
Angaben  enthält. 

672.  Hat  eine  bereits  konstituirte  Aktiengesellschaft  eine  Emission 
von  Aktien  oder  Obligationen,  sei  es  für  eigne  Rechnung  oder  för  Rechnung 
Dritter  vorgenommen,  so  haftet  Jeder,  welcher  dabei  thätig  war,  den  ein- 
zelnen Aktionären  oder  Obligationären  für  Schadenersatz,  wenn  er  wissentlich 
unwahre  Angaben  in  Prospekten  oder  Zirkularen  gemacht  oder  verbreitet  hat 

673.  Der  Aktiengesellschaft  sind  die  mit  der  Verwaltung  und  Kontrole 
betrauten  Personen  solidarisch  für  denjenigen  Schaden  verantwortlich, 
welchen  die  Gesellschaft  in  Folge  Verletzung  oder  Vernachlässigung  der 
ihnen  obliegenden  Pflichten  erleidet. 

674.  Den  einzelnen  Aktionären  und  den  Gesellschaftsgläubigem  sind 
die  mit  der  Verwaltung  und  Eontrole  betrauten  Personen  solidarisch  für 
allen  Schaden  verantwortlich,  welchen  sie  jenen  durch  absichtliche  Ver- 
letzung der  ihnen  obliegenden  Verwaltungs-  und  Aufsichtspflichten  vei^ 
ursacht  haben. 

675.  Dem  in  Art.  671,  672  und  674  einem  jeden  einzelnen  Aktionär 
eingeräumten  Eüagerechte  steht  ein  Beschluss  der  Generalversammlung, 
welcher  die  schadenersatzpflichtigen  Personen  von  ihrer  Verantwortlichkeit 
entbindet,  nur  entgegen,  wenn  der  Aktionär  der  Beschlussüassung  zugestimmt 
oder  nicht  binnen  sechs  Monaten  nach  erlangter  Eenntniss  dagegen  Ein- 
sprache erhoben  oder  wenn  er  die  Aktien  seither  in  Kenntniss  der  Schluss- 
nähme  erworben  hat. 

Das  in  den  angeführten  Artikeln  den  Gesellschaftsgläubigern  einge- 
räumte Elagerecht  kann  nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  über  die 
Aktiengesellschaft  Eonkurs  eröffnet  worden  ist,  es  sei  denn,  dass  es  sich 
um  Forderungen  aus  Inhaberpapieren  handle. 

VI.  Eommanditaktiengesellschaft. 

676.  Wird  ein  Eommanditkapital  in  Aktien  zerlegt,  so  kommen  ftir 
diese  Gesellschaft  (Eommanditaktiengesellschaft)  im  Allgemeinen  die  Be- 
stimmungen des  gegenwärtigen  Titels  zur  Anwendung,  jedoch  mit  folgend^i 
Abänderungen: 

1.  die  unbeschränkt  haftenden  Mitglieder  bilden  für  sich  allein  jederzeit 
den  Vorstand,  welcher  die  Gesellschaft  gerichtlich  und  aussergericht- 
lich  vertritt; 

2.  die  Mitglieder  des  Vorstandes  haften  den  Gesellschaftsgläubigem 
mit  ihrem  ganzen  Vermögen  und  solidarisch  gleich  den  unbeschränkt 
haftenden  Gesellschaftern  der  Eommanditgesellschafi; 
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3.  den  VorstandsmitcUedem  kann  die  Vollmacht  zur  Führung  der 
Firma  nur  unter  denselben  Voraussetzungen  entzogen  werden,  unter 
welchen  es  einem  geschäftsführenden  Eollektivgesellschafber  gegen- 
über geschehen  darf; 

4.  die   unbeschränkt  haftenden    Mitglieder   des    Vorstandes    sind   ver- 
pflichtet,   die   statutenmässig    bestimmte  Anzahl    von  Gesellschafts- 
aktien   zu    hinterlegen,  und   dürfen  dieselben,  so  lange  sie  der  Ge 
Seilschaft  verantwortlich  bleiben,  nicht  veränssem; 

5.  für  die  Eommanditaktiengesellschaft  ist  ein  Aufsichtsrath  nothwendig. 
Derselbe  kann  Namens  der  Gesellschaft  die  Mitglieder  des  Vor- 
standes zur  Rechenschaft  ziehen  und  nöthigenfsäls  vor  Gericht 
belangen.  Soweit  seine  eigene  Verantwortlichkeit  reicht  oder  bei 
arglistigem  Verhalten  von  Vorstandsmitgliedern  ist  er  zur  Einleitung 
und  Durchführung  von  Prozessen  vnder  dieselben  sogar  gegen  den 
Willen  der  Generalversammlung  berechtigt; 

6.  zur  Prozessführung  Namens  der  Gesellschaft  gegen  die  Mitglieder 
des  Vorstandes  oder  des  Aufsichtsrathes  kann  die  Generalversamm- 
lung Bevollmächtigte  emenneo; 

7.  die  Eommanditaktiengesellschaft  wird  beendigt,  weon  sämmtliche 
Mitglieder  des  Vorstandes  durch  Austritt,  Tod  oder  eingetretene 
Handlungsunfähigkeit  verhindert  werden,  die  Geschäfte  fortzuführen. 
Die  Auflösung  muss  der  Registerbehörde  angemeldet  werden. 

677.  Wird  ein  Eommanditkapital  lediglich  in  dem  Sinne  in  Theile 
zerlegt,  dass  diese  das  Mass  der  Betheiligung  mehrerer  Eommanditäre 
regeln,  nicht  aber  als  Aktien  behandelt  werden  oder  übertragbar  sein  sollen, 
so  kommen  die  Vorschriften  des  vorigen,  nicht  diejenigen  des  gegenwärtigen 
Titels  zur  Anwendung. 


TITEL  XXVIL 
Oenossenschaften. 

I.  Entstehung. 

678.  Personenverbände,  welche,  ohne  zu  den  in  den  Titeln  XXIV 
bis  XXVI  normirten  Gesellschaften  zu  gehören,  gemeinsame  Zwecke  des 
wirth schaftlichen  Verkehres  verfolgen,  müssen  sich,  um  als  Genossenschaften 
das  Recht  der  Persönlichkeit  zu  erwerben,  nach  Massgabe  der  folgenden 
Artikel  in  das  Handelsregister  eintragen  lassen. 

679.  Die  Statuten  einer  solchen  Genossenschaft  (Gründungs vertrag) 
müssen  in  Schrift  verfasst  und  von  mindestens  sieben  Genossenschaftern 
unterzeichnet  sein. 

680.  Die  Eintragung  der  Genossenschaft  in  das  Handelsregister  hat 
da  zu  geschehen,  wo  sie  ihren  Sitz  hat.  Dieselbe  darf  nur  stattfinden, 
wenn  die  Statuten  mit  gehöriger  Beglaubigung  der  nach  Art.  679  erforder- 
lichen Unterzeichnungen  unter  An^be  der  Namen  und  Wohnorte  der 
Zeichner  der  Registerbehörde  eingereicht  werden  und  über  die  nachfolgenden 
Punkte  Bestimmungen  enthalten: 

1.  den  Namen  (die  Firmaj  der  Genossenschaft; 

2.  den  Sitz  der  Genossenschaft  und  allföUiger  Filialen; 

3.  den  Zweck  der  Vereiniguog; 
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4.  die  BediDgQDf^en  des  Ein-  und  Austrittes  der  Genossenschafter ; 

5.  die  Art  und  Grösse  der  von  ihnen  za  leistenden  Beitarifre; 

6.  die  Ornnisation   der  Genossenschaft,   die  Bildung   des  Vorstandes, 
die  SteTlvertretung  der  Genossenschaft  ond-die  Zeichnung  for  dieselbe ; 

7.  die  Berechnong    and  Yertheilong   des  Gewinnes,   wenn  ein  solcher 
beabsichtigt  wird. 

681.  Die  Statuten  sind  entweder  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  oder  in 
einem  Auszüge  durch  das  Handelsamtsblatt  zu  veröffentlichen.  In  letzterem 
Falle  siud  die  Bestimmungen  über  die  in  Art.  680  angegebenen  Ponkte 
und  ausserdem  die  Namen  und  Wohnorte  der  zur  Vertretung  der  Grenossen- 
schaft  ermächtigten  Personen,  sowie  eine  allfallige  Ausschliessung  der 
persönlichen  Haftbarkeit  der  einzelnen  Genossenschaftler  in  die  Bekannt- 
machung aufzunehmen. 

682.  Sofern  die  Statuten  nicht  etwas  Anderes  bestimmen,  können 
AbäuderuDgen  derselben  nur  mit  Zustimmung  sämmtlicher  Genossenschafter 
vorgenommen  ^  werden.  Diese  Abänderungen  sind  in  gleicher  Weise  wie 
die  ursprünglichen  Statuten  in  das  Handelsregister  einzutragen  and  zu 
veröffentlichen. 

n.  Rechte  und  Pflichten  der  Genossenschafter. 

683.  Sofern  die  Statuten  nicht  etwas  Anderes  bestimmen,  können 
in  eine  bestehende  Genossenschaft  jederzeit  neue  Mitglieder  angenommen 
werden. 

Zum  Beitritt  derselben  genügt  eine  schriftliche  Erklärung. 

684'  So  lange  die  Auflösung  der  Genossenschaft  nicht  beschlossen 
ist,  steht  jedem  Genossenschafter  der  Austritt  ft>ei. 

Ein  statutarisches  Verbot  des  Austrittes  oder  ein  vertragsmässiger 
Verzicht  auf  denselben  ist  ungültig. 

Ist  über  die  Kündigungsfrist  und  den  Zeitpunkt  des  Austrittes  in  den 
Statuten  nichts  festgesetzt,  so  kann  der  Austritt  nur  am  Schlüsse  des  Ge- 
schäftsjahres nach  mindestens  vierwöchentlicher  Kündigung  stattfinden. 

685.  Auch  wenn  die  Statuten  über  die  Ausschliessung  von  Crenossen- 
schaftern  keine  oder  abweichende  Bestimmungen  enthalten,  kann  ein  Mitglied 
der  Genossenschaft  auf  Begehren  jedes  andern  aus  wichtigen  Gründen  durch 
Urtheil  des  Richters  ausgeschlossen  werden. 

686.  Beim  Mangel  abweichender  Bestimmungen  der  Statuten  erlischt 
die  Mitgliedschaft  durch  den  Tod. 

687.  Die  Statuten  bestimmen,  ob  und  welche  Ansprüche  an  das  Ver- 
mögen der  Genossenschaft  dem  ausscheidenden  Mitgliede,  beziehungsweise 
seinen  Erben  zukommen.  Ist  nicht  etwas  Anderes  vorgeschrieben,  so  besteht 
ein  Anspruch  auf  einen  Kopftheil  an  dem  Genossenschaftsvermö^n  fär  den 
Fall,  dass  die  Genossenschaft  sich  innerhalb  eines  Jahres  seit  der  Aus- 
scheidung oder  dem  Tode  eines  Genossenschafters  auflöst  und  das  Vermögen 
zur  Vertheilung  kommt 

688.  In  den  Statuten  kann  jede  persönliche  Haftbarkeit  der  einzdnen 
Genossenschafter  fOr  Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  ausgeschlossen 
und  bestimmt  werden,  dass  dafür  nur  das  Vermögen  der  Genossenschaft 
haftbar  sei. 

Diese  Ausschliessung  der  Haftbarkeit  der  einzelnen  Mitglieder  muss 
durch  das  Handelsamtsblatt  veröffentlicht  werden.  Unter  dieser  Voraas* 
Setzung  können  die  einzelnen  Genossenschafter  aus  GenossenschafUsdiulden 
nicht  belangt  werden. 
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Ist  eine  BestimmuDg,  durch  welche  die  persönliche  HAftbarkeit 
der  einzelnen  Genossenschafter  ausgeschlossen  wird,  in  den  Statuten  nicht 
enthalten,  oder  nicht  gehörifi;  veröffentlicht  worden ,  so  haften  sämmtliche 
Mitglieder  solidarisch  mit  ihrem  ganzen  Yermögen.  Diese  Haftbarkeit  ist 
eine  subsidiäre,  in  dem  Sinne,  dass  die  Genossenschafter  so  weit  haften,  als 
die  Gläubiger  in  dem  Genossenschaftskonkurse  zu  Verlust  gekommen  sind. 

680«  Wer  in  eine  Genossenschaft  eintritt,  ftir  deren  Verbindlichkeiten 
die  Genossenschaft;er  persönlich  einstehen  müssen,  haftet  gleich  den  Andern 
auch  f&r  die  vor  seinem  Eintritte  eingegangenen  Schulden. 

Eine  entgegenstehende  Vereinbarung  ist  gegenüber  Dritten  ohne  Wirkung. 

601.  Wenn  ein  persönlich  haftbarer  Genossenschafter  durch  Tod  oder 
in  anderer  Weise  ausscheidet,  so  dauert  die  Haftbarkeit  für  die  vor  seinem 
Ausscheiden  entstandenen  Verbindlichkeiten  fort,  sofern  die  Genossenschaft 
innerhalb  zweier  Jahre  seit  der  Eintragung  des  Ausscheidens  in  das  Handels- 
register in  Konkars  geräth. 

692.  Wenn  nicht  innerhalb  zweier  Jahre,  seitdem  die  Auflösung  der 
Genossenschaft  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist,  der  Konkurs  über  das 
Vermögen  der  Genossenschaft  eröfihet  wird,  so  erlischt  die  persönliche  Haft- 
barkeit sämmt)  icher  Mitglieder. 

693.  Die  Klagerechte  aus  der  persönlichen  Haftbarkeit  einzelner  Mit- 
glieder, sofern  sie  nach  Art.  691  und  692  nicht  schon  vorher  erloschen  sind, 
verjähren  in  einem  Jahre,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  der 
Konkurs  über  das  Vermögen  der  Genossenschaft  beendigt  worden  ist. 

694.  Die  Privatgläubiger  eines  Genossenschafters  sind  nicht  befugt, 
die  zum  Gesellschaftsvermögen  gehörenden  Sachen,  Forderungen  oder  Rechte 
zum  Behuf  ihrer  Befriedigung  oder  Sicherstellung  in  Anspruch  ^u  nehmen. 
Gegenstand  der  Exekution  oder  der  Beschlagnahme  kann  für  sie  nur  das- 
jenige sein,  was  der  Genossenschafter  selbst  an  Zinsen,  Dividenden  oder 
Antheilen  im  Liquidationsfalle  zu  fordern  berechtigt  ist 

ni.    Organe  der  Genossenschaft 

695.  Jede  Genossenschaft  muss  einen  Vorstand  (Direktion)  haben, 
welcher  dieselbe  im  Verkehr  mit  dritten  Personen  und  vor  Gericht  vertritt. 

Der  Vorstand  kann  aus  einer  oder  mehreren  Personen  bestehen.  Die- 
selben können  Mitglieder  der  Genossenschaft  oder  Nichtmitglieder,  besoldet 
oder  unbesoldet  sein. 

696.  Die  jeweiligen  Mitglieder  des  Vorstandes  müssen  alsbald  nach 
ihrer  Bestellung  in  das  Handelsregister  eingetragen  werden. 

Diejenigen  Mitglieder,  welche  zur  Zeichnung  Namens  der  Genossen- 
schaft berechtigt  sind,  haben  ihre  Unterschrift  vor  der  kompetenten  Behörde 
zu  zeichnen  oder  die  Zeichnung  in  beglaubigter  Form  einzureichen. 

697.  Der  Vorstand  soll  in  der  durch  die  Statuten  bestimmten  Form 
für  die  Genossenschaft  handeln  und  zeichnen. 

Ist  nicht  etwas  Anderes  darüber  bestimmt,  so  ist  die  Zeichnung  durch 
sämmtliche  Mitglieder  des  Vorstandes  beziehungsweise  deren  Stellvertreter 
erforderlich. 

698.  Die  Genossenschaft  wird  durch  die  vom  Vorstande  für  dieselbe 
geschlossenen  Rechtsgeschäfte  berechtigt  und  verpflichtet  Es  ist  gleich- 
gültig, ob  das  Geschäft  ausdrücklich  im  Namen  der  Genossenschwi  ge- 
schlossen worden  ist,  oder  ob  diese  Absicht  ans  den  Umständen  hervorgeht. 

699.  Der  Genossenschaft  gegenüber  richtet  sich  die  Befugniss  des 
Vorstandes  zur  GeschäftsfÜhrang  nach  den  Statuten  und  den  Beschlüssen 
der  Genossenschaft. 
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Sofeni  diese  nicht  etwas  Anderes  verf&gen,  gilt  der  Vorstand  als  er- 
mächtigt, alle  Handlungen  vorzunehmen,  welche  der  Zweck  der  Genossen- 
schaft mit  sich  bringt. 

700.  Gegenüber  dritten  Personen  gilt  der  Vorstand  als  ermächtigt, 
alle  Arten  von  Geschäften  und  Rechtshandlungen  für  die  Genossenschaft 
vorzunehmen,  welche  in  den  Bereich  ihres  genossenschaftlichen  Zweckes 
gehören. 

Gegen  gutgläubige  dritte  Personen  hat  eine  Beschränkung  dieser  Be- 
ftigniss  keine  rechtliche  Wirkung. 

701.  Der  Vorstand  ist  för  die  regelmässige  Führung  der  Bücher  und 
der  Protokolle  über  die  Beschlüsse  der  Genossenschaft^organe  verantwortlich. 

702.  Wenn  die  Genossenschafter  für  die  Genossenschaftsschulden 
personlich  haftbar  sind,  so  ist  der  Vorstand  verpflichtet,  ein  Verzeichniss 
sämmtlicher  Mitglieder  der  Registerbehorde  einzureichen  und  spätestens 
innerhalb  dreier  Monate  jeden  Austritt  oder  Eintritt  anzumelden.  Das 
Verzeichniss  der  Mitglieder  im  Handelsregister  steht  Jedermann  zur  Ein- 
sicht offen. 

Ueberdiess  steht  jedem  ausgetretenen  oder  ausgeschlossenen  Mitgliede, 
sowie  den  Erben  eines  durch  Tod  ausgeschiedenen  Mitgliedes  die  Befogniss 
zu,  die  Eintragung  des  Austrittes,  Ausschlusses  oder  Todesfalles  ohne  Ver- 
mittel ung  des  Vorstandes  in  das  Handelsregister  vornehmen  zu  lassen. 

Von  einer  solchen  Erklärung  hat  jedoch  die  Registerbehörde  dem 
Vorstande  sofort  Kenntniss  zu  geben. 

703.  Bei  Genossenschaften,  welche  einen  Gewinn  beabsichtigen,  ist 
der  Vorstand  verpflichtet,  Rechnung  und  Bilanz  des  verflossenen  Geschäfts- 
jahres spätestens  in  den  ersten  sechs  Monaten  nach  Ablauf  desselben  zu 
veröffentlichen. 

704.  Ergibt  sich,  dass  die  Forderungen  der  Genossenschaftsgläabiger 
nicht  mehr  durch  die  Aktiven  gedeckt  sind,  so  li^  dem  Vorstande,  be- 
ziehungsweise den  Liquidatoren  die  Verpflichtung  ob,  die  Zahlungen  sofort 
einzustellen  und  dem  Gerichte  behufs  Eröffnung  des  Eonkurses  hieven 
Anzeige  zu  machen. 

Dem  Gerichte  bleibt  jedoch  überlassen,  auf  Antrag  der  Gläubiger  odw 
eines  zur  Vt^ahrung  ihrer  Interessen  bestellten  Kurators  die  Eröffnung  des 
Konkurses  aufisuscnieben  und  inzwischen  andere  zur  Erhaltung  des  Ver- 
mögens dienliche  Anordnungen  zu  treffen. 

705.  Die  Genossenschaft  kann  dem  Vorstande  einen  Ausschuss  sowohl 
zur  üeberwachung  der  Geschäftsführung  (Aufsichtsrath)  als  nach  Umständen 
zur  Mitwirkung  bei  wichtigen  Geschäften  (Verwaltungsrath)  beiordnen  oder 
die  Kontrole  einem  oder  mehreren  Sachverständigen  übertragen. 

Wer  als  Mitglied  des  Vorstandes  oder  eines  Ausschusses  oder  als 
Bevollmächtigter  für  die  Genossenschaft  handelt,  darf,  wenn  die  Prüfting 
dieser  Geschäfte  und  Kontrolmassregeln  in  Frage  stehen,  nicht  mitstimmen. 

706.  Die  Generalversammlung  der  Genossenschaftler  wird  durch  den 
Vorstand  oder  ein  anderes  nach  den  Statuten  dazu  befugtes  Organ  der 
Genossenschaft  (Aufsichtsrath  u.  s.  f.)  berufen. 

Sie  muss  berufen  werden,  wenn  mindestens  der  zehnte  Theil  der 
Gtenossenschafter  oder  bei  Genossenschaften  von  weniger  als  dreissig  Mit- 
gliedern mindestens  drei  Genossenschafter  es  verlangen. 

707.  Beim  Mangel  abwdchender  Bestimmungen  der  Statuten  hat  in 
der  Generalversammlung  jeder  Genossenschafter  eine  Stimme  und  werden 
die  Beschlüsse  derselben  mit  absoluter  Mehrheit  der  Stimmenden  ge&sst. 
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706.  Die  GeDeralversammluDg  ist,  wenn  nicht  dio  Stataten  die  Ab- 
berufang  anders  ordnen  oder  ganz  untersagen ,  jederzeit  berechtigt ,  sowohl 
die  Mitglieder  des  Vorstandes  als  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes, 
anbeschadet  allfalliger  Entschädigungsansprüche  derselben,  abzuberufen. 

In  allen  Fällen ,  auch  wenn  die  Statuten  die  Abberufung  untersagen, 
kann  das  Gericht  auf  den  Antrag  eines  oder  mehrerer  Genossenschafter 
Vorstandsmitglieder,  welche  die  ihnen  obliegenden  Pflichten  versäumen  oder 
zu  erfüllen  ausser  Stande  sind,  abberufen,  eine  Neuwahl  durch  die  zustäodigen 
Genossenschaftsorgane  verfügen  und  für  die  Zwischenzeit  die  geeigneten 
Anordnungen  für  einstweilige  Besetzung  des  Vorstandes  treffen. 

IV.    Auflosung  und  Liquidation. 

709.  Die  Genossenschaft  wijrd  aufgelost: 

1.  durch  Beschluss  eines  nach  den  Statuten  kompetenten  Genossen- 
schaftsorganes  (Generalversammlung,  Aufsichtsrath  u.  s.  w.); 

2.  durch  Ablauf  der  in  den  Statuten  bestimmten  Zeitdauer,  wenn 
nicht  die  Fortdauer  der  Genossenschaft  beschlossen  oder  dieselbe 
thatsächlich  fortgesetzt  wird; 

3.  durch  Eröflnung  des  Konkurses  über  die  Genossenschaft. 
Ueberdies    können    die   Statuten    noch   andere  Gründe    der  Auflösung 

aufstellen. 

710.  Eine  Genossenschaft  kann  ausserdem  durch  richterliches  Urtheil 
auf  Antrag  eines  Genossenschafters,  eines  Gläubigers  oder  einer  zuständigen 
öffentlichen  Amtsstelle  au^elöst  werden: 

1.  wenn  sie  unerlaubte  oder  unsittliche  Zwecke  verfolgt  oder  wenn  sie 
unerlaubte  oder  unsittliche  Mittel  anwendet; 

2.  wenn  die  statutenmässige  Besetzung  des  Vorstandes  oder  anderer  in 
den  Statuten  als  nothwendig  vorausgesetzter  Organe  aus  Mangel 
an  der  erforderlichen  Mitgliederzahl  oder  aus  anderen  Gründen  un- 
möglich geworden  ist. 

711.  Von  der  Auf  lösung  durch  Konkurs  hat  das  Gericht  der  Register- 
behörde behufs  Eintragung  in  das  Handelsregister  von  Amtswegen  Mit- 
theilung zu  machen. 

Sofern  die  Auflösung  der  Genossenschaft  in  anderer  Weise  als  durch 
Konkurs  erfolgt,  hat  der  Vorstand  und  in  Ermangelung  eines  solchen  das 
Gericht  der  Registerbehörde  behufs  Eintragung  der  Auflösung  in  das 
Handelsregister  Anzeige  zu  machen.  Zugleich  sind  durch  die  dazu  kom- 
petenten Genossenschaftsorgane  (Generalversammlung,  Aufsichtsrath  u.  s.  w.) 
und  in  Ermangelung   solcher   durch  das  Gericht  Liquidatoren  zu  ernennen. 

712*  Sofern  die  Liquidatoren  nicht  gemäss  Art.  704  veranlasst  sind, 
die  Eröffnung  des  Konkurses  zu  beantragen,  haben  sie  die  Gläubiger  der 
Genossenschaft  durch  das  Handelsamtsblatt  zur  Geltendmachung  ihrer  An- 
sprüche aufzufordern. 

Die  aus  den  Geschäftsbüchern  ersichtlichen  oder  in  anderer  Weise  be- 
kannten Gläubiger  sind  ausserdem  durch  besondere  Erlasse  (rekommandirte 
Briefe)  zur  Anmeldung  aufzufordern. 

713.  Nach  Tilgung  der  Schulden  wird  das  Vermögen  der  au^elösten 
Genossenschaft,  sofern  die  Statuten  oder  besondere  stiftungsmässige  Anord- 
nungen nicht  etwas  Anderes  festsetzen,  unter  die  zur  Zeit  der  Auflösung 
vorhandenen,  beziehungsweise  die  während  des  letzten  Jahres  ausgeschiedenen 
Genossenschafter  nach  Köpfen  vertheilt. 
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Diese  Vertheilung  darf  nicht  eher  ToUzogen  werden  als  nach  Ablauf 
von  sechs  Monaten,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Aufforde- 
rung an  die  Gläubiger  in  dem  Handelsamtsblatte  erschienen  ist 

In  der  Zwischenzeit  sind  die  eingegangenen  Gelder  in  einer  öffent- 
lichen Kasse  innerhalb  des  Kantons  zu  nintenegen. 

Haben  einzelne  den  Liquidatoren  bekannte  Gläubiger  der  Genossen- 
schaft ihre  Forderungen  nicht  vor  der  Vertheilung  geltend  gemacht,  so  soll 
zu  ihren  Gunsten  ein  entsprechender  Theil  des  Genossenschaftsvermögens 
während  drei  Jahren  unvertneilt  bleiben. 

714.  Bei  Verletzung  der  Bestimmungen  des  Art.  704  und  der  Art.  712 
und  713  haften    der  Vorstand,   beziehungsweise    die  Liquidatoren    den  Mit- 

Sliedern  and  Gläubigem   der  Genossenscnaft   persönlich  und  solidarisch  für 
en  entstandenen  Schaden. 

715.  In  Beziehung  auf  die  Verantwortlichkeit  der  Mitglieder  des 
Vorstandes  und  eines  allfällig  Yorhandenen  Aufsichtsrathes,  sowie  der  Ge- 
nossenschaft als  solcher,  kommen  die  Bestimmungen  der  Art.  62,  113  und  115 
zur  Anwendung. 


TITEL  XXVni. 
Vereine, 

716.  Vereine,  welche  wohlthätige,  gesellige,  religiöse,  wissenschaftliche, 
künstlerische  oder  andere  ideale  Zwecke  verfolgen,  Können  das  Recht  der 
Persönlichkeit,  auch  wenn  sie  bisher  darauf  nach  kantonalem  Rechte  keinen 
Anspruch  hatten,  dadurch  erwerben,  dass  sie  sich  in  das  Handelsregister 
eintragen  lassen. 

Die  Eintragung  und  die  Veröffentlichung  in  dem  Handelsamtsblatte 
hat  den  Namen,  den  Sitz,  den  Zweck  und  £e  Organisation  des  Vereins, 
insbesondere  die  Bildung  des  Vorstandes  und  die  Stellvertretung  im  Ver- 
kehre anzugeben. 

Wenn  solche  Vereine  sich  auflösen  und  die  Statuten  oder  besondere 
stiftungsmässige  Anordnungen  nicht  etwas  Anderes  bestimmen,  so  kann  die 
Generalversammlung  mit  Stinmienmehrheit  beschliessen,  dass  das  Vermögen 
nicht  unter  die  Mitglieder  vertheilt,  sondern  einer  anerkannten  öffentlichen 
Anstalt  des  Kantones  oder  des  Bundes  zugewendet  werde,  welche  für  die- 
selben oder  ähnliche  Zwecke  sorgt. 

Wird  ein  solcher  Verein  durch  Urtheil  des  Gerichtes  au^elöst,  weil 
er  unerlaubte  oder  unsittliche  Zwecke  verfolgt  oder  unerlaubte  oder  unsitt- 
liche Mittel  anwendet,  so  kann  das  Gericht,  wenn  die  Statuten  nicht  etwas 
Anderes  bestimmen,  eine  derartige  Zu¥Fendung  anordnen.  Verfolgt  der  Verein 
einen  Zweck  von  öffentlichem  Interesse,  so  muss  das  Gericht  diese  Zuwen- 
dung verfögen. 

717.  Wirthschafüichen  Vereinen,  welche  sich  nicht  in  das  Handels- 
register haben  eintragen  lassen,  desgleichen  Vereinen  für  ideale  Zwecke, 
welche  weder  nach  kantonalem  Rechte  als  juristische  Personen  anerkannt 
sind  noch  sich  in  das  Handebregister  haben  eintragen  lassen,  steht  kein 
Recht  der  Persönlichkeit  zu. 

Wenn  im  Namen  solcher  Vereine  Rechtshandlungen  gegenüber  Dritten 
vorgenommen  werden,  so  sind  die  Handelnden  persönlich  und  solidarisch 
den  Dritten  verantwortlich,  mit  Vorbehalt  ihres  Käckgriffes  auf  die  übrigen 
Vereinsmitglieder. 
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718.  In  allen  Fällen  bleiben  die  Vorschriften  vorbehalten,  welche  aus 
Gründen  des  öffentlichen  Rechtes  des  Bundes  und  der  Kantone  bestimmte 
Arten  von  Personenverbänden  beschränken  oder  untersagen. 

719.  Das  kantonale  Recht  ordnet  die  Entstehung  und  die  Verhältnisse 
der  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechtes,  der  Stiftungen  und  anderer 
juristischer  Personen  (AUmendgenossenschaftien  u.  s.  f.). 


TITEL  XXIX. 

Der  Wechsel. 

(Art.  720-829) 

TITEL  XXX. 
Der  Check« 

(Art.  830-837)  und 

TITEL  XXXI. 

Wechselähnliche  und  andere  Ordrepapiere. 

(Art  838—845) 

sind  bereits  in  der  „S&mmliiDg  der  ausländischen  Wechselgesetze  ^)  enthalten  und  hier 
nicht  nochmals  zum  Abdruck  gelangt. 

TITEL  XXXIL 
Inhaberpapiere. 

846.  Ist  in  einer  Urkunde  eine  Leistung  an  den  Inhaber  versprochen, 
80  gilt  dieser  als  forderungsberechtigt. 

Der  Schuldner  darf  jedoch  nicht  mehr  bezahlen,  wenn  ein  gericht- 
liches oder  polizeiliches  Zahlungsverbot  an  ihn  erlassen  worden  ist. 

847.  Der  Schuldner  kann  der  Forderung  aus  einem  Inhaberpapiere 
nur  solche  Einreden  entgegensetzen,  welche  gegen  die  Gültigkeit  der  Ur- 
kunde gerichtet  sind  oder  aus  der  Urkunde  selbst  hervorgehen. 

848.  Der  Schuldner  ist  nur  gegen  Aushändigung  der  Urkunde  zur 
Erfüllung  an  den  Inhaber  verpflichtet,  es  "sei  denn  die  Urkunde  amortisirt, 

848.  Bei  Inhaberpapieren,  welche  mit  Couponsbogen  oder  Talons 
(Bezugscheine  für  Couponsbogen)  versehen  sind  oder  den  Inhaber  der  Ur- 
kunde selbst  zum  Bezüge  von  wiederkehrenden  Leistungen  (Zinsen,  Divi- 
denden, Renten,  Ratenzahlungen)  berechtigen,  findet  das  Amortisationsver- 
fahren nach  Massgabe  der  folgenden  Bestimmungen  statt 

850.  Der  Gesuchsteller  hat  den  Besitz  und  Verlust  des  Papiers  dem 
Richter  des  Wohnsitzes  des  Schuldners  glaubhaft  zu  machen. 

Ist  dem  Inhaber  eines  mit  Coupon  soogen  oder  Talon  versehenen  Pa- 
pieres  bloss   der  Couponsbogen  oder  Talon  abhanden  gekommen,  so  genügt 

1)  „Sammlnng  der  Ausländischen  Wechselgesetse  des  letzten  Decenniums.'^  Von 
Oskar  Borchardt    Berlin  1888. 
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zur  Begründang  des  Amortisationsantrages  die  Vorzeigung  der  Haupt- 
Urkunde. 

851.  Erachtet  der  Richter  die  Darstellung  über  den  Besitz  und  Ver- 
lust des  Papieres  f&r  glaubhaft,  so  fordert  er  durch  ö£Eentliche  Bekannt- 
machung den  unbekannten  Inhaber  auf,  das  Papier  binnen  einer  Frist  Ton 
mindestens  drei  Jahren,  vom  Tage  der  ersten  Bekanntmachung  an  gerechnet, 
vorzulegen,  widrigenfalls  die  Amortisation  ausgesprochen  werde. 

Dem  Schuldner  des  Papieres  kann  auf  Verlangen  des  Antragstellers 
die  Einlösung  bei  Vermeidung  nochmaliger  Zahlung  untersagt  werden. 

Handelt  es  sich  um  die  Amortisation  von  Couponsbogen,  so  findet  in 
Bezug  auf  die  während  des  Verfahrens  verfiEillenden  einzelnen  Coupons  die 
Bestimmung  des  Art.  857  entsprechende  Anwendung. 

852*  Die  Aufforderung  zur  Anmeldung  muss  dreimal  durch  das 
Handelsamtsblatt  bekannt  gemacht  werden. 

Es  ist  in  das  Ermessen  dos  Richters  gestellt,  noch  in  anderer  Weise 
f&r   angemessene  Veröffentlichung    eines  Amortisationsbegehrens .  zu  seilten. 

853.  Wird  das  abhanden  gekommene  Inhaberpapier  in  Fol^  der 
Ausschreibung  vorgelegt,  so  ist  demjenigen,  welcher  die  Amortisation  be- 
antragt hatte,  eine  angemessene  Frist  zur  Prüfung  der  Identität  und  Echt- 
heit der  vorgelegten  Urkunde,  sowie  zur  Stellung  sachbezüglicher  Anträge, 
namentlich  auf  provisorische  Verfügungen  im  Interesse  eines  von  ihm  ein- 
zuleitenden Vindikationsprozesses  oder  Strafverfahrens  anzusetzen. 

Werden  innerhalb  dieser  Frist  keinerlei  Antrage  gestellt,  durch  welche 
sich  der  Richter  zu  weitereu  Schritten  veranlasst  sieht,  so  ist  die  vorgelegte 
Urkunde  zurückzugeben,  das  an  den  Aussteller  erlassene  Zahl ungs verbot 
aufzuheben  und  das  Amortisationsbegehren  abzuweisen. 

854.  Wenn  die  in  der  öffentlichen  Aufforderung  angesetzte  Frist  ab- 

felaufen    ist,    ohne    dass  innerhalb  derselben  die  abhanden  gekommene  Ur- 
unde    vorgelegt    wurde,    so   kann   der  Richter  die  Urkunde  als  kraftlos  er- 
klären oder  je  nach  Umständen  weitere  Anordnungen  treffen. 

855.  Die  Amortisation  einer  Urkunde  auf  den  Inhaber  ist  sofort  durch 
das  Handelsamtsblatt  und  nach  Ermessen  des  Richters  anderweitig  zu  ver- 
öffentHchen.  ^) 

856.  Nach  erfolgter  Amortisation  ist  der  Gesuchsteller  berechtigt,  auf 
seine  Kosten  die  Ausfertigung  einer  neuen  Urkunde  und  je  nach  Umständen 
die  Ausfertigung  eines  neuen  Couponsbogens  oder,  sofern  die  Leistung  be- 
reits f&llis:  Jst,  deren  Erfüllung  zu  fordern. 

857.  Sind  einzelne  Coupons  oder  andere  Inhaberpapiere,  welche  weder  den 
Inhaber  selbst  zum  Empfange  wiederkehrender  Leistungen  berechtigen  noch 
auch  mit  Couponsbogen  oder  Talon  versehen  sind,  abhanden  gekommen,  so 
kann  der  Richter  des  Wohnsitzes  des  Schuldners  auf  Antrag  Desjenigen, 
der  den  Besitz  und  Verlust  des  Papieres  glaubhaft  zu  machen  vermag,  ver- 
fugen, dass  das  Schuldobjekt  nach  Ablauf  des  Verfalltages  oder,  sofern  das 
Papier  bereits  verfallen  ist,  sofort  gerichtlich  deponirt  und  nach  Ablauf  der 
Verjährungszeit,  wenn  sich  auch  dann  noch  kein  Berechtigter  zum  Bezüge 
gemeldet  haben  sollte,  an  den  Antragsteller  herausgegeben  werde. 

858.  Bei  Banknoten  und  ähnlichen  in  grosserer  Anzahl  emitdrten 
auf  Sicht  zahlbaren  selbstständigen  Inhaberpapieren  mit  bestimmter  Summe 
(Kassascheinen  des  Staates,  der  Gemeinden  u.  s.  w.)  findet  weder  ein  Amor- 
tisationsverfahren  noch  das  in  Art.  857  angeordnete  Verfahren  statt 


>)  cfr.  Art  852. 
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TITEL  XXXIII. 
Handelsregister.    Gtosohäftsfirmeiu     Geschäftsbücher. 

I.  Handelsregister.^ 

859.  In  jedem  Kantone  wird  ein  Handelsregister  geführt,  in  welchem 
die  in  diesem  oder  anderen  Gesetzen  des  Bunaes  voi^eschriebenen  Ein- 
tragungen zu  geschehen  haben. 

Die  Eantonalgesetz^ebang  hat  die  Behörden  zu  bestimmen,  welchen  die 
Führung  des  Handelsregisters  und  die  Aufsicht  über  dasselbe  obliegt. 

Es  steht  jedem  Kantone  frei,  für  einzelne  Bezirke  besondere  Handels- 
register und  besondere  Behörden  für  deren  Führung  und  Beaufsichtigung 
ein  zufuhren. 

860.  Wenn  der  zu  einer  Eintragung  in  das  Handelsregister  Ver- 
pflichtete dieselbe  unterlässt,  so  hat  er  für  den  all&Uigen  Schaden,  der  durch 
die  Unterlassung  der  Eintragung  veranlasst  wurde,  einzustehen. 

861.  Wenn  bezüglich  emer  Thatsache,  deren  Eintragung  in  das  Handels- 
register vorgeschrieben  ist,  eine  Veränderung  eintritt,  so  muss  auch  diese 
eingetragen  werden. 

Ist  dieses  geschehen,  so  kann  ein  Dritter,  sofern  die  Eintragung  ihm 
gegenüber  nach  Massgabe  des  Art.  863  wirksam  geworden,  sich  nicht 
auf  ünkenntniss  der  Veränderung  berufen. 

Wurde  dagegen  die  Eintragung  unterlassen,  so  kann  Derjenige,  bei 
welchem  die  Veränderung  eintrat,  dieselbe  einem  Dritten  nur  insofern  ent- 
gegenhalten, als  er  beweist,  dass  sie  demselben  ohnehin  bekannt  war. 

862.  Die  Eintragungen  in  das  Handelsregister  sollen  ihrem  ganzen 
Inhalte  nach  ohne  Verzug  durch  das  Handelsamtsblatt  bekannt  gemacht 
werden. 

Eine  nur  theilweise  oder  auszugsweise  Bekanntmachung  ist  nur  in  den 
Fällen  statthaft,  wo  dieses  durch  das  Gesetz  bestimmt  wird. 

Die  Registerbehörde  hat  von  Amteswegen  für  die  Vollziehung  dieser 
Vorschriften  zu  sorgen  und  gegen  Verzögerungen  einzuschreiten. 

863.  Die  Eintragungen  in  das  Handelsregister  werden  gegenüber 
dritten  Personen  in  dem  Zeitpunkte  wirksam,  in  welchem  sie  durch  die 
amtliche  Bekanntmachung  zur  Kenntniss  derselben  gelangt  sein  können. 

Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Bestimmungen,  wonach  unmittelbar 
mit  der  Eintragung  selbst  auch  Dritten  gegenüber  Ilechtswirkungen  ver- 
bunden sind. 

864.  Wo  das  Gesetz  die  Betheiligten  zur  Eintragung  in  das  Handels- 
r^ister  verpflichtet,  hatf  die  Begisterbehörde  von  Amteswegen  gegen  die 
Fehlbaren  mit  Ordnungsbussen  im  Betrage  von  10  bis  500  Frtmken  ein- 
zuschreiten. 

n.  Geschaftsfirmen. 

865.  Wer  sich  durch  Verträge  verpflichten  kann,  hat  das  Recht,  sich 
in  das  Handelsregister  seines  Wohnortes  eintragen  zu  lassen. 

Wer  unter  einer  Firma  ein  Geschäft  betreibt,  ist  befugt,  dieselbe  in 
das  Handelsregister  des  Ortes,  wo  er  seine  Hauptniederlassung  hat,  ein- 
tragen zu  lassen. 

^)  Hierzu  Verordnung  über  Handelsregister  und  Handelsamtsblatt  vom 
89.  August  1882. 

Borehardt,  HandtlcrMht.    IV.  49 
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Hat  er  an  einem  anderen  Orte  eine  Zweigniederlassang  (Filiale, 
Succorsale),  so  kann  er  an  diesem  Orte  die  Firma  eintragen  lassen,  nach- 
dem  sie  zuvor  am  Orte  der  Hauptniederlassung  eingetragen  worden  ist 

Wer  ein  Handels-,  Fabrikations-  oder  anderes  nach  kanfmanmscher 
Art  geführtes  Gewerbe  betreibt,  ist  verpflichtet,  sich  am  Orte  seiner  Haupt- 
niederlassung in  das  Handelsregister  eintragen  zu  lassen.  Hat  er  an  einem 
anderen  Orte  eine  Zweigniederlassung,  so  ist  auch  an  diesem  die  Eintragung 
vorzunehmen. 

866.  Wenn  das  Geschäft,  für  welches  eine  Firma  eingetragen  ist» 
aufhört,  so  li^t  dem  bisherigen  Inhaber  oder,  wenn  er  versterbt  ist,  sein^i 
Erben  ob,  die  Eintragung  löschen  zu  lassen. 

Geht  das  Geschäft  auf  eine  andere  Person  über,  so  haben  der  bisherige 
Inhaber  oder  dessen  Erben  ebenso  für  die  Löschung  zu  sorgen. 

867.  Wer  ein  Geschäft  ohne  Betheiligung  eines  EoUektivgesellschafters 
oder  Eommanditärs  betreibt,  darf  nur  seinen  Familiennamen  (bürgerlichen 
Namen)  mit  oder  ohne  Vornamen  als  Firma  fuhren. 

Er  darf  der  Firma  keinen  Zusatz  beifügen,  welcher  ein  Gesellschafts- 
verhältniss  andeutet  Dagegen  sind  andere  Zusätze  gestattet,  welche  zu 
einer  näheren  Bezeichnung  der  Person  oder  des  Geschäftes  dienen. 

868*  Eine  in  dem  Handelsregister  eingetragene  Firma  darf  an  dem- 
selben Orte  von  keinem  Anderen  als  Firma  benutzt  werden,  selbst  dann 
nicht,  wenn  der  neue  Geschäftsinhaber  denselben  bürgerlichen  Namen  hat, 
mit  welchem  die  ältere  Firma  bezeichnet  wird.  In  einem  solchen  Falle  hat 
jener  seinem  Namen  in  der  Firma  einen  Zusatz  beizufügen,  durch  welchen 
dieselbe  deutlich  von  der  älteren  Firma  unterschieden  wird. 

869.  Die  Firma  einer  Kollektivgesellschaft  muss,  sofern  in  dieselbe 
nicht  die  Namen  sämmtlicher  Gesellschafter  aufjfyenommen  sind,  den  Namoi 
wenigstens  eines  der  Gesellschafter  mit  einem  das  Vorhandensein  einer 
Gesellschaft  andeutenden  Zusätze  enthalten. 

870.  Die  Firma  einer  Kommanditgesellschaft  muss  den  Namen 
wenigstens  eines  unbeschränkt  haftenden  Gesellschafters  mit  einem  das 
Vorhandensein  einer  Gesellschaft  andeutenden  Zusätze  enthalten. 

871.  Die  Namen  anderer  Personen  als  der  unbeschränkt  haftenden 
Gesellschaftier  dürfen  in  die  Firma  einer  Kollektiv-  oder  Kommanditgesell- 
schaft nicht  au%enommen  werden;  auch  darf  eine  Kollektiv-  oder  Kom- 
manditgesellschsit  sich  nicht  als  Aktienge^sellschaft  bezeichnen,  selbst  wenn 
das  Gesellschaftskapital  ganz  oder  theilweise  in  Aktien  zerlegt  ist. 

872.  Wenn  eine  Person,  deren  Namen  in  der  Firma  einer  Kollektiv- 
oder Kommanditgesellschaft  enthalten  ist,  aufhört,  Mitglied  der  Gesellschaft 
zu  sein,  so  darf  auch  mit  Einwilligung  dieser  Person  oder  ihrer  Erben  die 
bisherige  Gesellschaftsfirma  nicht  beibehalten  werden. 

873.  Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften  können  ihre  Firma 
frei  wählen;  nur  muss  sich  dieselbe  von  jeder  bereits  eingetragenen  Firma 
deutlich  unterscheiden  und  darf  keinen  Namen  einer  bestimmten  lebenden 
Person  enthalten. 

874.  Auch  der  Erwerber  oder  Uebernehmer  eines  bestehenden 
Geschäftes  ist  an  die  obigen  Vorschriften  über  Führung  einer  Firma 
gebunden.  Er  kann  jedoch,  wenn  der  ft-ühere  Inhaber  oder  dessen  Erben 
ausdrücklich  oder  thatsächlich  dazu  einwilligen,  seiner  Firma  einen  das 
Nachfolgeverhältniss  andeutenden  Zusatz  beif^en. 

87o.  Die  Registerbehörden  sind  verpflichtet,  von  Amteswegen  die 
Betheiligten  zur  Beobachtung  der  vorstehenden  Bestimmungen  üb^  Ein- 
tragung, Löschung  und  Aenderung  einer  Firma  anzuhalten. 
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876.  Die  Firma  eines  einzelnen  Geschäfibsinhabers  oder  einer  Gesell- 
schaft, welche  gemäss  den  Vorschriften  dieses  Titels  in  das  Handelsregister 
eingetragen  und  in  dem  Handelsamtsblatte  yerö£Pentlicht  ist,  steht  dem  Be- 
rechtigten zu  ausschliesslichem  Gebrauche  zu. 

Wer  durch  den  unbefugten  Gebrauch  einer  Firma  beeinträchtigt  wird, 
kann  den  Unberechtigten  auf  Unterlassung  der  weiteren  Führung  der  Firma 
und  auf  Schadenersatz  belangen. 

Der  Bundesgesetzgebung  bleibt  vorbehalten,  noch  weitere  Bestimmungen 
zum  Schutze  der  an  die  Führung  einer  Firma  sich  anknüpfenden  Verhält- 
nisse aufzustellen. 

m.  Geschäftsbücher. 

877.  Wer  verpflichtet  ist,  sich  in  das  Handelsregister  eintragen  zu 
lassen,  ist  auch  zu  ordnungsgemässer  Führung  von  Geschäftsbüchern  ver- 
halten, aus  welchen  die  Vermögenslage  des  Geschäftsinhabers  und  die 
einzelnen  mit  dem  Geschäftsbetriebe  zusammenhängenden  Schuld-  und 
Forderungsverhältnisse  ersehen  werden  können. 

878.  Wer  zur  Führung  von  Geschäftsbüchern  verpflichtet  ist,  hat 
dieselben  während  zehn  Jahren^)  von  dem  Tage  der  letzten  Eintragung  an 
aufzubewahren. 

Während  derselben  Zeitdauer,  vom  Tage  ihres  Einganges  an  berechnet, 
sind  auch  die  empfangenen  Geschäftsbriefe  und  Telegramme  aufzubewahren. 

879.  Bei  Streitigkeiten  über  Bechtsverhältnisse ,  welche  aus  dem 
Betriebe  eines  Geschäftes  herrühren,  können  Diejenigen,  welche  zur  Führung 
von  Geschäftsbüchern  verpflichtet  sind,  zur  Vorlegung  derselben,  sowie  der 
empfangenen  Q^chäftsbriefe  und  Telegramme  angehalten  werden. 

8B0.  Strafbestimmungen  wegen  Verletzung  der  in  Art.  877  und  878 
enthaltenen  Verpflichtungen  bleiben   der  Eantonalgesetzgebung  vorbehalten 


TITEL  XXXIV. 
Uebergangsbestimmxingen. 

881.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1883  in  Kraft  Durch 
dasselbe  werden  alle  ihm  entgegenstehenden  Vorschriften  sowohl  eidgenös- 
sischer als  auch  kantonaler  Gesetze  und  Verordnungen  aufj^ehoben,  soweit 
nicht  durch  die  folgenden  Artikel  etwas  Anderes  bestimmt  ist. 

882.  Die  rechtlichen  Wirkungen  von  Thatsachen,  welche  vor  den 
1.  Januar  1883  fallen,  sind  auch  nach  diesem  Tage  gemäss  denjenigen  Be- 
stimmungen des  eidgenössischen  oder  kantonalen  Rechtes  zu  beurtheilen, 
welche  zur  Zeit  des  Eintrittes  dieser  Thatsachen  gegolten  haben. 

Demgemäss  unterliegen  vor  dem  1.  Januar  1883  vorgenommene 
Handlungen  mit  Bezug  auf  ihre  rechtliche  Verbindlichkeit  und  ihre  recht- 
lichen Folgen  auch  in  Zukunft  den  bei  ihrer  Vornahme  geltend  gewesenen 
Bestimmungen. 

Die  nach  dem  1.  Januar  1883  eintretenden  Thatsachen  dagegen,  ins- 
besondere auch  die  Uebertragung  und  der  Untergang  von  Forderungen, 
T^elche  schon  vor  jenem  Tage  entstanden  sind,  werden  nach  diesem  Gesetze 
beurt heilt.  Mit  Bezug  auf  die  Fristen,  welche  am  1.  Januar  1883  noch  nicht 
abgelaufen  sind,  gelten  die  Bestimmungen  des  Art.  883. 

^)  Ueber  die  Bestimnrangen  anderer  Gesetzbücher  cir.  oben  Note  1  S.  158. 
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Wo  durch  dieses  Gesetz  eine  Verjährung^  von  f6nf  oder  mehr 
Jahren  eingeführt  wird,  kommt  auch  der  bereite  abgelaufene  Zeitraum  einer 
vor  dem  1.  Januar  1883  begonnenen  Verjährung  in  Anrechnung;  es  bedarf 
aber  in  diesem  Falle  zur  Vollendung  der  Verjährung  noch  des  Ablaufes  von 
mindestens  zwei  Jahren  seit  dem  1.  Januar  1883. 

Kürzere  durch  dieses  Gesetz  bestimmte  Fristen  der  Verjährung  oder 
der  VerwirkuDg  fangen  erst  mit  dem  1.  Januar  1883  zu  laufen  an. 

Mit  Bezug  auf  die  Unterbrechung  der  Venährung  gelten  vom  1.  Januar 
1883  an  durchweg  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes. 

884.  Die  Wirkungen  des  Mobiliarp&ndrechtes ,  die  BerechUgungen 
und  Verpflichtungen  des  Pfandgläubigers,  des  Verpfanders  und  des  Ffand- 
schuldners  richten  sich  vom  1.  Januar  1883  an,  auch  wenn  das  P&ndrecht 
schon  vorher  entstanden  ist,  nach  diesem  Gesetz. 

Ein  vor  dem  1.  Januar  1883  zu  Gunsten  eines  Pfandgläubi^ers  gültig 
geschlossener  Verfallsvertrag  verliert  mit  diesem  Tage  seine  Gültigkeit. 

885*  Ein  vor  dem  1.  Januar  1883  durch  freiwillige  Verpfandung  ohne 
Besitzesübertragung  errichtetes  und  an  diesem  Tage  nocn  bestehendes 
Mobiliarpfandrecht  erlischt,  falls  nicht  ein  früherer  Untergang  desselben 
durch  das  kantonale  Recht  bestimmt  ist,  sechs  Monate  nach  der  Fälligkeit 
der  Forderung  und,  wenn  diese  schon  vor  dem  1.  Januar  1883  fällig  ist, 
mit  dem  1.  Juli  1883. 

,  Bei  Forderungen,  deren  Fälligkeit  eine  vorangegangene  Kündigung 
voraussetzt,  laufen  die  sechs  Monate  von  dem  ersten  Tage  an,  auf  welchen 
die  Kündigung  zulässig  ist. 

Diese  Verjährung  wird  unterbrochen  durch  den  Beginn  der  Realisirung 
des  Pfandrechtes,  ialls  dieselbe  ohne  Verzug  durchgeführt  wird. 

886.  Von  den  pfandrechtlichen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  werden 
die  gerichtlichen  Pfandrechte  nicht  berührt;  es  bleiben  für  dieselben  bis 
zum  Erlasse  eines  eidgenössischen  Betreibungs-  und  Konkursrechtes  die 
kantonalen   Vorschriften  massgebend. 

887.  Die  in  diesem  Gesetze  bestimmten  Retentionsrechte  erstrecken 
sich  auch  auf  solche  Sachen,  welche  vor  dem  1.  Januar  1883  in  die  Ver- 
fügungsgewalt des  Gläubigers  gekommen  sind. 

Sie  stehen  dem  Gläubiger  auch  für  solche  Forderungen  zu,  welche  vor 
dem  1.  Januar  1883  entstanden  sind. 

Früher  entstandene  B^tentionsrechte  unterliegen  bezüglich  ihrer  Wirk- 
samkeit den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes. 

883.  Die  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  1.  Juli  1875  be- 
tre£Fend  die  Haftnflicht  der  Eisenbahn-  und  Dampfschifffahrts-Unternehmungen 
bleiben  unverändert  in  Kraft.  Ebenso  bleibt  für  die  Haftbarkeit  aus  Fabrik- 
betrieb die  besondere  Gesetzgebung  des  Bundes  vorbehalten. 

889.  Die  Anfechtung  von  Rechtsgeschäften,  welche  ein  Schuldner  in 
der  Absicht  abschliesst,  seine  Gläubiger  zu  beeinträchtigen,  wird  bis  zum 
Erlasse  eines  eidgenössischen  Gesetzes  über  Betreibung  und  Konkurs  nach 
dem  kantonalen  Rechte  beurtheilt. 

890.  Beim  Handel  mit  Vieh  (Pferden,  Eseln,  Mauleseln,  EUndvieh, 
Schafen,  Ziegen  und  Schweinen)  gelten  hinsichtlich  der  Gewährleistung  wegen 
Mängel  die  Vorschriften  der  kantonalen  Gesetzgebungen,  beziehungsweise  des 
Konkordates  über  die  Viehhauptmängel  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  hierüber 
ein  eidgenössisches  Gesetz  erlassen  sein  wird. 

891.  Bei  stillschweigender  Fortsetzung  eines  vor  dem  1.  Januar  1883 
abgeschlossenen  Mieth Vertrages,  Dienstvertrages,  Gesellschafts-  oder  Genossen- 
schaftsvertrages treten  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  in  Kraft 


XXIX.    Schweiz.  773 

Für  Handlungen,  welche  ein  Prokarist  oder  Handlungsbevoll- 
mächtigter nach  dem  1.  Januar  1883  vornimmt,  haftet  sein  Prinzipal  nach 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  auch  wenn  die  Prokura  oder  Vollmacht 
vor  jenem  Tage  ertheilt  worden  ist. 

893.  Ueber  Einrichtung,  Führung  und  Eontrolirung  der  Handels- 
register, über  das  bei  den  Eintragungen  in  dieselben  zu  beobachtende  Ver- 
fahren, die  zu  entrichtenden  Taxen,  die  Beschwerdeführung,  sowie  über  die 
Einrichtung  des  Handelsamtsblattes,  wird  der  Bundesrath  eine  Verordnung 
erlassen,  welche  zugleich  mit  diesem  Gesetze  in  Kraft  zu  treten  hat. 

894.  Die  in  diesem  Gesetze  ausgesprochene  Verpflichtung  zur  Ein- 
tragung in  die  Handelsregister  besteht  auch  für  solche  Rechtsverhältnisse, 
welche  aus  der  Zeit  vor  dem  1.  Januar  1883  herrühren;  für  deren  Ein- 
tragung wird  jedoch  noch  eine  Frist  bis  Ende  März  1883  eingeräumt. 

895.  Der  Umstand,  dass  eine  nach  dem  1.  Januar  1883  eingegangene 
Bürgschaft  oder  ein  nach  diesem  Tage  errichtetes  Pfandrecht  zur  Sicherung 
einer  vor  demselben  entstandenen  Forderung  dient,  hindert  nicht,  dass  der 
Bestand  und  die  rechtliche  Wirksamkeit  dieser  Bürgschaft,  beziehungsweise 
dieses  Pfandrechtes   nach  den  Vorschriften    dieses  Gesetzes  beurtheilt  wird. 

896.  Bis  zum  Erlass  eines  eidgenössischen  Gesetzes  über  den  Ver- 
sicherungsvertrag bleiben  die  all&llig  bestehenden  besonderen  Bestimmungen 
des  kantonalen  Hechts  über  die  Versicherungsverträge  in  Kraft. 

897.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über  die  Rechte  der  Gläubiger 
im  Konkurse  einer  Gesellschaft  oder  eines  Gesellschafters  finden  auf  die 
vor  dem  1.  Januar  1883  eröffneten  Konkurse  keine  Anwendung. 

Ist  der  Konkurs  aber  erst  nach  dem  1.  Januar  1883  eröffnet  worden, 
so  wird  das  Verhältniss  der  Gläubiger  zu  einander  sowohl  im  Gesellschafts- 
als  auch  im  Privatkonkurs  eines  Gesellschafters  nach  diesem  Gesetze  be- 
urtheilt, auch  wenn  die  Gesellschaft  oder  die  Forderungen  der  Gläubiger 
vor  dem  1.  Januar  1883  entstanden  sind. 

898.  Statuten  einer  vor  dem  1.  Januar  1883  rechtsgültig  entstandenen 
Aktiengesellschaft  oder  Genossenschaft,  welche  den  Vorschrifben  dieses 
Gesetzes  zuwiderlaufen^  dürfen  bis  Ende  Dezember  1887  unverändert  fort- 
bestehen. Sind  die  Vertreter  einer  solchen  Aktiengesellschaft  durch  die 
Statuten  in  der  Befugniss,  für  die  Gesellschaft  zu  handeln,  beschränkt,  so 
bleibt  diese  Beschränkung,  falls  die  Statuten  vor  dem  1.  April  1883  ein- 
registrirt  worden  sind,  entgegen  dem  Art.  654  Absatz  2  auch  gutgläubigen 
Dritten  gegenüber  für  alfe  bis  zum  31.  Dezember  1887  geschlossenen 
Geschäfte  wirksam. 

Mit  dem  1.  Januar  1888  treten  auch  für  die  in  dem  ersten  Absatz 
erwähnten  Aktiengesellschaften  sämmtliche  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
mit  Bezug  auf  alle  von  da  an  geschlossenen  Rechtsgeschäfte  in  Kraft.  Falls 
bis  dahin  die  Statuten  nicht  mit  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  in  Ueber- 
einstimmung  gebracht  worden  sind,  so  unterliegen  die  mit  der  Verwaltung 
und  Kontrole  betrauten  Personen  den  in  den  Art.  671  bis  674  au&estellten 
Bestimmungen  über  deren  Verantwortlichkeit,  und  es  hat  jeder  Gläubiger 
der  Gesellschaft,  dessen  Forderung  nicht  vollständig  bezahlt  ist,  sowie  jeder 
Aktionär  das  Recht,  die  sofortige  Auflösung  der  Gesellschaft  gerichtlicn  zu 
verlangen. 

809.  Auf  Anstalten  (Banken,  Versicherungsanstalten  u.  s.  w.),  welche 
vor  dem  1.  Januar  1883  durch  besondere  kantende  Gesetze  gegründet  worden 
sind  und  unter  Mitwirkung  öffentlicher  Behörden  verwaltet  werden,  finden 
die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über  Aktien-  oder  Kommanditgesellschaften 
keine  Anwendung. 
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900*  Die  Bestimmungen  des  Bandesgesetzes  über  die  Yerpfimdung 
und  Zwangsliqnidation  der  Eisenbahnen  Tom  24.  Juni  1874  bleiben  an- 
Terandert  in  Kraft. 

901-  Die  Haftong  aus  einer  Wechselunterschrift  und  die  Zulässigkeit 
der  Wechselexekution  ist  nach  demjeni^n  Rechte  zu  beurtheilen,  weiches 
zur  Zeit  der  Unterzeichnung  massgebend  war. 

Dagegen  richtet  sich  vom  1.  Januar  1883  an  die  Form  des  Protestes 
und  das  Verfahren  der  Amortisation  von  Inhaberpapieren  in  allen  Fallen 
nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes. 

902.  Die  am  1.  Januar  1883  bereits  bestehenden,  diesem  Gresetze 
widersprechenden  Firmen  dürfen  bis  zum  31.  Dezember  1892  unveräDderi 
fortbestehen.  Bei  irgend  welcher  Aenderun^  der  Firmen  vor  diesem 
letzteren  Zeitpunkte  sind  sie  jedoch  sofort  mit  dem  Gesetze  in  Einklang  zu 
bringen. 

903.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  betreffend  die  Pflicht  zur 
Führung  und  zur  gerichtlichen  Vorlegung  von  Geschäftsbüchern  treten  auch 
für  die  Inhaber  der  am  1.  Januar  1883  bereits  bestehenden  Geschäfte  mit 
diesem  Tage  in  Kraft. 

904.  Wo  der  Richter  im  Zweifel  darüber  ist,  zu  welcher  Zeit  eine 
Handlung  vorgenommen  wurde  (z.  B.  beim  Blanko-lndossament),  spricht 
die  Vermuthung  für  die  Anwendbarkeit  dieses  Gesetzes. 
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XXX.  SERBIEN. 


i-^as  im  Königreich^)  Serbien  geltende,  unterm  25.  Januar  (6.  Februar) 
1860  publicirte 

Handelsgesetzbuch 

schliesst  sich  wesentlich,  unter  Berücksichtigung  der  Oesterreichischen 
Qesetzgebung,  dem  Französischen  Code  de  Commerce  (Buch  I)  an  und 
lautet  wie  folgt: 

TITEL  I. 
Von  den  Handelsleuten. 

LI.    Als  Handelsleute  werden  diejenigen  angesehen,  deren  gewöhn- 
schäftigung  der  Handel  ist. 

2.  In  der  Regel  dürfen  nur  die  Volljährigen,  d.  h«  diejenigen,  welche 
das  21.  Jahr  zurückgelegt  haben,  Handel  treiben.  Personen,  männlichen 
oder  weiblichen  Geschlechts,  welche  nicht  volljährig  sind,  aber  das  17.  Jahr 
zurückgelegt  haben,  dürfen  ebenfedls  Handel  treiben,  jedoch  mit  Ein- 
willigung ihres  Vaters ;  in  Ermangelung  oder  Verhinderung  des  Vaters  mit 
Einwilligung  des  Vormundes,  und  in  beiden  Fällen  mit  Genehmigung  der 
zuständigen  Behörde.*) 

3.  Eine  Ehefrau  kann  ohne  die  Einwilligung  ihres  Ehemannes  nicht 
Handel  treiben. 

4.  Die  in  den  §§  2  und  3  bezeichneten  Personen  können  sich 
voll  verpflichten,  also  auch  Immobilien  verpfänden  und  veräussem. 

5.  Jeder  Ejtufmann,  mag  er  allein  oder  in  Gesellschaft  mit  Anderen 
Handel  treiben,  hat  beim  Handelsgerichte  und,  wo  ein  solches  nicht  vor- 
handen ist,  beim  Gerichte  des  Kreises,  in  welchem  er  wohnhaft  ist,  oder, 
wenn  er  an  mehreren  Orten  Handelsniederlassungen  hat,  bei  dem  Gerichte 
aller  dieser  Orte  seine  Firma  anzuzeigen,  unter  welcher  er  Handel  treiben  will. 

Diese  Anzeige  muss  der  Kaufmann  in  die  amtliche  oder  in  die  hierzu 
bestimmte  Zeitung  einrücken  lassen,  und  das  Gericht  hat  dieselbe  an  der 

^)  Unabhängig  erklärt  durch  den  Frieden  von  Berlin  am  13.  Juli  1878  und  zun 
Königreich  proklamirt  am  6.  Mars  1882. 

*)  cf .  §  152  des  Civilgesetzbuchs  vom  11.  März  1844. 
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Tafel  vor  dem  Qerichtsgebäade  anzuschlagen.  Ausser  einer  solchen  Be- 
kanntmachung der  Firma  haben  die  in  dem  zweiten  Alinea  des  §  2 
genannten  Personen  auch  die  zu  ihrem  Handelsbetriebe  erlangte  Ge- 
nehmigung des  Gerichts  bekannt  zu  machen. 

6.  Gleicherweise  ist  auch  dann  zu  yerfahren,  wenn  die  Firma  ge- 
ändert, auf  einen  Anderen  übertragen  wird  oder  erlischt.  Ebenso  sind  die 
Kaufleute,  welche  mit  ihren  Ehefrauen  Ehepakten  schliessen,  oder  wenn 
sie  auch  keine  schliessen,  dieselben  ihnen  aber  ein  Dotalgut  irgend  welcher 
Art  im  Beginn  der  Ehe,  oder  auch  später  zubringen,  verpflichtet,  im 
ersten  Falle  die  Auszüge  dieser  Verträge,  soweit  dieselben  das  Vermögen 
beti'effen,  und  in  den  anderen  Fällen  den  Betrag  des  Dotalgutes  auf  die  oben 
genannte  Weise  bekannt  zu  machen.  Desgleichen  hat  der  Kaufinann  das 
ürtheil  bekannt  zu  machen,  in  welchem  ober  sein  oder  seiner  Frau  Ver- 
mögen oder  Dotalgut  verfügt  werden  mag. 

7.  Alle  diejenigen,  welche  Handel  treiben,  haben  ihre  bestehenden 
Firmen,  Ehepakteu  und  Dotalgüter  binnen  sechs  Monaten,  vom  Tage  der 
Publikation  dieses  Gesetzbuches  an,  auf  die  oben  vorgeschriebene  Art 
bekannt  zu  macheu. 


TITEL  II. 
Von  den  Handelsbüohern. 

8.  Jeder  Kaufmann  ist  gehalten,  ein  Tagebuch  zu  fuhren,  in  welches 
er  Tag  für  Tag,  Monat  für  Monat  einzutragen  hat: 

alle  seine  Einkäufe; 
alle  seine  Verkäufe; 

alle   an    ihn    und   von  ihm  geleisteten   Zahlungen; 
auf  wen  er  einen  Wechsel  gezogen; 
von  wem  er  einen  solchen  empfangen; 
an  wen  er  einen  solchen  indossirt; 

und  überhaupt  Alles,  was  er  aus  irgend  einem  Grunde  empfangen 
oder  ausgegeben  hat. 
Ebenso    ist    er   verpflichtet,    in    dieses   Buch    Monat   für   Monat   die 
ISomme  seiner  Haushaltungskosten  einzutragen. 

9.  Auch  ist  ein  jeder  Kaufmann  verpflichtet,  ein  Buch  zu  fuhren, 
in  welchem  er  jeden  Brief  zu  kopiren  hat,  den  er  einem  Andern  im  Handels- 
geschäfte sendet;  femer  hat  er  im  TJmschlage  alle  Briefe  dieser  Art, 
welche  er  empfangt,  aufzuheben  und  sorgfaltig  zu  bewahren. 

10.  Ausser  der  Führung  der  in  den  zwei  vorhergehenden  Paragrephen 
erwähnten  Bücher  ist  der  Kaufmann  gehalten,  jedes  Jahr  über  sein  be- 
wegliches und  unbewegliches  Vermögen  und  über  Alles,  was  er  an  Jemand 
zu  leisten  oder  von  Jemand  zu  fordern  hat,  ein  Verzeichniss  (Inventar) 
aufzustellen.  Dieses  Verzeichniss  hat  er  jedes  Jahr  in  ein  hierzu  besonders 
bestimmtes  Buch  einzutragen. 

11.  Alle  Bücher  sollen  in  Serbischer  Sprache  geführt  und  rein 
gehalten  sein ;  es  soll  keine  Seite  leer  gelassen  und  keine  beschmutzt,  es 
sollen  keine  Blätter  herausgerissen  und  nichts  überschrieben  sein. 

Sowohl  das  Tagebuch,  als  auch  das  Buch,  in  welches  das  Inventar 
eingetragen  wird,  soll  vor  dem  Beginn  der  Eintragungen  paginirt,  mit 
einem  Faden  geheftet  und  mit  der  Unterschrift  und  dem  Siegel  des  Gerichts 
versehen  sein. 
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12.  OrdnuDgsinässifi^  geführte  Bücher  können  von  dem  Gerichte  in 
Handelssachen  als  ein  halber  Beweis  angesehen  werden;  die  Bücher  aber. 
welche  nicht  ordnungsmässig  geführt  worden  sind,  können  nicht  einmal 
die  Elraft  eines  halben  Beweises  haben;  auch  diejenigen  Bücher  haben 
keine  halbe  Beweiskraft,  auf  Grund  deren  der  Kaunnann  früher  eine 
Klage  erhoben  hatte,  ihm  aber  später  bewiesen  wurde,  dass  er  befriedigt  war; 
auch  die  Bucher  desjenigen  E^aufmannes  nicht,  welcher  durch  gerichtliches 
Erkenntniss  wegen  Betruges  oder  wegen  eines  anderen,  aus  Gewinnsucht 
'begangenen  Vergehens,  oder  einer  solchen  üebertretung,  oder  wegen 
betrüglicher  Ueberschuldung  (Bankrott)  verurtheilt  wurde. 

13.  Auch  die  Bücher  fremder  Kauf  leute,  sofern  sie  nach  den  Gesetzen 
ihres  Landes  geführt  worden  sind,  haben  bei  den  Serbischen  Gerichten 
die  halbe  Beweiskraft,  wenn  sie  beweisen,  dass  auch  die  Bücher  der  ein- 
heimischen Kauf  leute,  wenn  sie  nach  der  Vorschrift  dieses  Gesetzbuches 
gefuhrt  sind,  bei  den  Gerichten  ihres  Landes  berücksichtigt  werden. 

14.  Forderungen  der  Kauf  leute  auf  Grund  der  Handelsbücher  ver- 
jähren gegen  die  Nichtkauf leute  binnen  einem  Jahre,  gerechnet  von  dem- 

1'enigen  Tage,  an  welchem  das  bezügliche  Geschäft  oder  die  bezügliche 
Lieistung  stattfand,  und  an  welchem  diese  oder  jenes  in  die  Bücher  ein- 
getragen wurde;  und  demgemäss 

15.  Muss  der  Kaufmann,  welcher  sein  Buch  zu  einem  halben  Beweise 
benutzen  will,  seinem  Schuldner,  sofern  dieser  ein  Nichtkaufmann  ist,  das 
Konto  oder  die  Rechnung,  die  er  aus  seinem  Buche  gezogen  hat,  binnen 
Jahresfrist  zur  Anerkennung  vorlegen,  aber  derart,  dass  er,  wenn  der 
Schuldner  nicht  unterzeichnen  will,  gegen  ihn,  vom  Ablaufe  des  Jahres  an 

Serechnet,  noch  binnen  einem  Monat  die  Klage  anzustellen  vermag;  in 
iesem  Falle,  wie  auch  dann,  wenn  der  Schuldner  das  Konto  oder  die 
Rechnung  unterzeichnet,  behält  das  Tagebuch  die  halbe  Beweiskraft  be- 
züglich der  fi*aglichen  Geschäfte  bis  zu  Ende  des  Rechtsstreites.  Wenn 
andernfalls 

16.  Der  Kaufmann  binnen  der  genannten  Frist  den  Schuldner, 
welcher  nicht  Kaufmann  ist,  das  Konto  oder  die  Rechnung  zur  An- 
erkennung vorzulegen,  oder  ihn  wegen  seiner  Forderung  bei  Gericht  zu 
belangen  verabsäumt,  so  verliert  sein  Buch  nach  dem  Ablaufe  der  genannten 
Frist  die  Kraft  des  halben  Beweises  bezüglich  dieser  seiner  Forderung, 
deren  Wahrheit  er  dann  durch  andere  Mittel  zu  beweisen  haben  wird. 

17.  Dies  ist  auch  massgebend  bezüglich  der  Bücher  der  Fabrikanten, 
Apotheker  und  Gewerbeleute.  ^) 

18.  Das  zuständige  Gericht  kann  nur  in  Erbschafts-,  (resellschafts- 
theilungs-,  Fallimentssachen  und  in  StreitflQlen  wegen  Gütergemeinschaft 
zwischen  den  Eheleuten  durch  Verfügung  die  Vorlegung  der  Bücher  zur 
Prüfung  anordnen. 

18.  In  allen  Streitsachen  aber  kann  das  Gericht  die  Vorlegung  der 
Bücher  zur  Einsicht  bezüglich  des  Streitgegenstandes  anordnen,  oder  be- 
stimmen, dass  daraus  ein  Auszug  bezüglich  solchen  Gegenstandes  an- 
gefertigt werde. 

20.  Wenn  sich  die  Bücher,  deren  Vorlegung  angeboten,  gefordert 
oder  angeordnet  wurde,  nicht  am  Orte  des  Gerichts  befinden,  vor  welchem 
der  Streit  geführt  wird,  so  kann  sich  dieses  Gericht  an  das  Handelsgericht 
oder,  wenn  ein  solches  nicht  vorhanden  ist,  an  das  Kreisgericht  desjenigen 
Ortes,  wo  sich  diese  Bücher  befinden,  wenden  und  fordern,  dass  dieses  be- 


1)  Die  §§  12—17  sind  dem  Oesterreichischen  Beeht  nachgebUdet 
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«üglich  des  Streitgegenstandes  die  Bücher  einsehe,  über  den  fraglichen  In- 
halt ein  Protokoll  au&ehme  und  dasselbe  ihm  vorlege. 

21.  Weigert  sich  die  Partei,  deren  Büchern  Glauben  beizumessen 
eich  die  Gegenpartei  erboten  hat,  dieselben  vorzulegen,  so  kann  das  Gericht 
dieser  den  Eid  auferlegen. 


TITEL  IIL 

Von  den  Handelsgesellsoliaiten  und  den  Vorschriften  fär 

dieselben. 

22»     Das  Gesetz  erkennt  drei  Arten  von  Handelsgesellschaften  an: 
die  öffentliche  Gesellschaft  (Kollektivgesellschaft); 
die  gemischte  Gesellschaft  (Kommanditgesellschaft),  und 
die  anonyme  Gesellschaft. 

Erste  Art. 

23.  Eine  öffentliche  Gesellschaft  ist  diejenige,  welche  mittelst  eines 
Vertn^es  zwei  oder  mehrere  Personen  vereinigt  mit  dem  Zwecke,  unter 
einer  Sesellschaftsfirma  Handel  zu  treiben. 

Die  Gesellschaftsfirma  besteht  entweder  aus  dem  Namen  aller  Gesell- 
schafter oder  eines  oder  mehrerer  von  ihnen  mit  dem  Zusätze  „und  Co." 

24.  Die  in  der  Gesellschafbsurkunde  unterzeichneten  und  unter  der 
Kollektivfirma  Handel  treibenden  Gesellschafter  haften  mit  ihrem  ganzen 
Vermögen  solidarisch  für  alle  Verpflichtungen  der  Gesellschaft,  welche  sie 
unter  der  Kollektivfirma  eingegangen  sind.  Nur  jener  Gesellschafter, 
welcher  in  die  Gesellschaft  ohne  Einlage  eingetreten  ist  und  sich  ver- 
pflichtet hat,  für  das  Geschäft  zu  arbeiten  ^),  ist  mit  demjenigen  haftbar,  was 
er  in  diesem  Geschäfte  erworben  hat,  oder  was  ihm  zur  Renumeration  im 
Vertrage  bestimmt  worden  ist. 

Zweite  Art. 

25.  Die  gemischte  Gesellschaft  wird  zwischen  einem  oder  mehreren 
Gesellschaftern ,  welche  solidarisch  haftbar  sind,  und  aus  einem  oder  mehreren 
nicht  bekanntgemachten  Gesellschaftern  geschlossen,  welche  nur  ein  Kapital 
eingelegt  haben  und  Kommanditisten  genannt  werden.  Diese  Gesellschaft 
treibt  Handel  unter  einem  Kollektivnamen,  welcher  aus  einem  oder  mehreren 
Namen  der  öffentlichen,  solidarisch  verpflichteten  Gesellschafter  bestehen  muss. 

26.  Sind  mehrere  öffentliche,  solidarisch  haftbare  Gesellschafter  vor- 
handen, mögen  diese  nun  zusammen  oder  nur  einer  von  ihnen  f&r  Alle  die 
Geschäfte  fähren  und  unterzeichnen,  so  ist  eine  solche  Gesellschaft,  in  An- 
sehung jener,  eine  öffentliche,  und  mit  Bezug  auf  die  Kommanditisten, 
welche  nur  eine  Einlage  machen,  eine  gemischte. 

27.  Der  Name  des  Kommanditisten  darf  in  die  Firma  nicht  au%e- 
nommen  werden. 

28.  Der  Kommanditist  ist  f&r  Verluste  nur  insoweit  haftbar,  als  er 
dem  Betrage  nach  zur  Einlage  verpflichtet  ist. 

29.  Der  Kommanditist  darf  weder  ein  Gesellschaftsgeschäft  führen, 
noch  für  dasselbe  als  Bevollmächtigter  verwendet  werden. 

^)  Industrieller  Gesellschafter. 
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30.  Wenn  der  Kommanditist  gegen  die  in  dem  vorhergehenden  Para- 
graphen erwähnte  Vorschrift  handelt,  so  wird  er  ebenso  wie  der  öffentliche 
Gesellschafter  f&r  alle  Yerpflichtangen  und  Schulden  der  Gresellschafb  haftbar. 

Dritte  Art. 

31.  Die  anonyme  Gesellschaft  besteht  nicht  unter  einem  EollekÜT- 
namen;  sie  wird  durch  den  Namen  keines  der  dai-an  Betheiligten  bezeichnet, 
sondern  nach  dem  Gegenstande  ihrer  Unternehmung  benannt. 

32.  Sie  wird  durch  Bevollmächtigte  verwaltet,  welche  auf  bestimmte 
Zeit  gewählt,  entlassen  und  durch  Andere  ersetzt  werden  können.  Diese 
Bevollmächtigten  können  Gesellschafter  oder  Nichtgesellschafber  sein,  sie 
können  besoldet  oder  unbesoldet  bei  der  Gesellschaft  thätig  sein. 

33.  Die  Verwalter  sind  nur  für  die  Ausführung  des  ihnen  ertheilten 
Auftrages,  welchen  sie  übernommen  haben,  haftbar,  und  wenn  sie  zu  gleicher 
Zeit  auch  Theilnehmer  sind,  dann  sind  sie  ausserdem  wie  Theilnehmer  haftbar. 

34.  Die  Theilnehmer  dieser  Gesellschaft  sind  für  die  Verluste  der 
Gesellschaft  nur  mit  ihrer  Einlage  haftbar. 

35.  Das  Kapital  der  anonymen  Gesellschaft  zerfallt  in  Aktien,  and 
diese  können  in  Tneile  von  gleichem  Werthe  getheilt  werden. 

36.  Die  Aktien  können  auch  auf  den  Inhaber  lautend  ausgestellt 
werden,  in  welchem  Falle  die  Uebei-tragung*  durch  die  Uebergabe  von  Hand 
zu  Hand  bewirkt  wird. 

37.  Das  Eigenthumsrecht  an  den  Aktien  kann  durch  die  Eintragung 
in  die  Bücher  der  Gesellschaft  bewiesen  werden.  Die  Uebertragung  erifolgt, 
wenn  der  Aktienbesitzer  schriftlich  erklärt,  dass  er  seine  Aktie  auf  einen 
Andern  überträgt,  was  dann  in  das  Buch  eingetragen  wird. 

38.  Eine  anonvme  Gesellschaft  kann  in  Serbien  nur  mit  Keuntniss- 
nähme  des  Finanzministeriums  errichtet  werden,  welches  zuerst  den  Prospekt 
einer  solchen  Gesellschaft  und  später  auch  ihre  Statuten  sich  zur  Einsicht 
einreichen  lässt  und  genehmigt. 

39.  Das  Kapital  einer  gemischten  Gesellschaft  kann  auch  in  Aktien 
getheilt  werden,  ohne  Abweichung  von  den  übrigen  für  diese  Gesellschaft 
vorgeschriebenen  Bestimmungen. 

40.  Die  Verträge  der  öffentlichen  und  gemischten  Gesellschaft  müssen 
schriftlich  errichtet  werden  Den  kontrahirenden  Theilen  ist  es  anheimgestellt» 
dieselben  gerichtlich  bestätigen  zu  lassen  oder  nicht;  wenn  sie  jedoch  nicht 
von  dem  Gericht  bestätigt  wordeu  sind,  so  sind  von  denselben  so  viel 
Exemplare  auszufertigen,  als  kontrahirende  Theile  vorhanden  sind.  Alle 
diese  Ausfertigungen  müssen  gleichlautend  und  in  jeder  ausdrücklich  gesagt 
werden,  wieviel  Exemplare  ausgefertigt  sind. 

41.  Die  Verträge  einer  anonymen  Gesellschaft  aber  müssen  von  dem 
Gericht  bestätigt  werden;  die  Bestätigung  ist  zu  versagen,  wenn  die  Ge- 
nehmigung des  zuständigen  Ministeriums  nicht  vorausgegangen  ist. 

42.  Im  Vertrage  der  Gesellschaft  muss  Alles  angegeben  werden,  was 
vereinbart  wird,  weil  durch  Zeugen  weder  bewiesen  werden  kann,  dass  etwas 
anderes,  als  im  Vertrage  angegeben  ist,  vereinbart,  noch  dass  ausserdem 
etwas  festgesetzt  worden  sei. 

43.  Die  Auszüge  des  Vertrages  der  öffentlichen  und  j^emischten  Ge- 
sellschaften müssen  nach  der  im  §  5  vorgeschriebenen  Weise  bekannt  ge- 
macht werden. 


femer: 
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In  diesem  Auszöge  soll  angegeben  werden: 

der  Vor-  und  Zuname,    der  Wohnort  und    die  Eigenschaften  der 
Gesellschafter,  mit  Ausnahme  der  Kommanditisten; 


die  Handelsfirma  der  Gesellschaft,  die  Namen  derjenigen  Gesell- 
schafter, welche  mit  der  Geschäftsf&hrun^  und  Unterzeichnung  im 
Namen  der  Gesellsch&ft  betraut  sind,  das  emgelegte  oder  versprochene 
oder  in  Aktien  getheilte  (§  39)  Eommanditkapital,  die  Zeit,  wann 
die  Gesellschaft  die  Geschäfte  beginnen  und  aie  Frist,  zu  der  sie 
aufhören  wird; 
endlich 

muss  auch  das  Datum  angegeben  werden. 
Wenn  diese  Vorschriften  über  die  Bekanntmachung  nicht  beobachtet 
werden,  so  ist  der  Vertrag  bezüglich  der  Gesellschafter  als  nichtig  an- 
zusehen. Dritten  gegenüber,  welche  mit  der  Gesellschaft  kontrahirt  haben, 
können  sich  die  Gesellschafter  nicht  auf  diese  Nichtigkeit  des  Vertrages 
berufen. 

44.  Die  anonyme  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  sowohl  die  Genehmigung 
des  Finanzministeriums,  als  auch  die  Statuten  oder  die  Geschäftsordnung 
bekannt  zu  macheu. 

45.  Die  Gesellschafter  können  nach  dem  Ablaufe  der  verabredeten 
Zeit  ihr  Geschäft  fortfuhren,  wenn  sie  alle  einverstanden  sind,  was  jedoch  nach 
den  oben  aufgestellten  Vorschriften  für  die  Errichtung  der  Gesellschaft  be- 
kannt gemacht  werden  muss;  ebenso  ist  auch  bekannt  zu  machen,  wenn 
die  Gesellschaft  vor  dem  Ablaufe  der  vereinbarten  Zeit  endigen,  oder  wenn 
eine  Aendernng  in  der  Gesellschaftsfirma  vorgenommen,  oder  der  Austritt 
eines  Gesellschafters  erfolgen  würde,  sowie  jede  neue  Vereinbarung. 

Die  erwähnten  Vorschriften  über  die  Bekanntmachung  müssen  beob- 
achtet werden,  weil,  wenn  die  Gesellschaft  versäumt  darnach  zu  handeln, 
dem  Dritten,  welchem  die  Veränderung  später  nicht  bekannt  wird,  und  der 
in  G^chäftsverbindung  mit  ihr  tritt,  frei  steht,  sein  Recht  der  Gesellschaft 
gegenüber  entweder  nach  ihrer  früheren  oder  der  später  veränderten  und 
nicht  bekanntgemachten  Einrichtung  geltend  zu  machen. 

46.  Ausser  diesen  drei  Arten  der  Gesellschaft  kann  auch  eine  Ver- 
einigung zu  partiellen  Spekulationen^)  stattfinden. 

47.  Solche  Gesellschaften  können  für  eine  oder  mehrere  Handels- 
Operationen  geschlossen  werden.  Sie  werden  errichtet,  wie  es  die  bezüglichen 
Theilnehmer  vereinbaren. 

48.  In  Ausnahme  von  den  für  andere  ELandelsgesellschaften  vor- 
geschriebenen Bestimmungen  kann  die  Gesellschaft  zu  partiellen  Speku- 
btionen  durch  Vorlegung  der  Bücher  oder  Korrespondenzen  oder  durch 
Zeugen  bewiesen  werden,  ebenso  wie  eine  solche  Gesellschaft  auch  den  andern 
Vorschriften  bezüglich  der  Form  für  andere  Gesellschaften  nicht  unterliegt 

48.  Wenn  einer  der  Gesellschafter  stirbt,  so  endigt  die  Gesellschaft  der 
Regel  nach,  wenn  es  nicht  anders  vereinbart  wurde.  Wenn  die  Gesellschaft 
in  einem  solchen  Falle  endigt,  so  sind  die  Erben  verpflichtet,  die  Rech- 
nungen, welche  sich  auf  die  Handlun/;  beziehen,  in  Ordnung  zu  bringen, 
nach  dem  Wortlaute  des  bestehenden  Vertrages  und  den  oben  aufgestellten 
Vorschriften. 


1)  Der  Ausdruck  ist  unzutreffend;  gemeint  sind  die  geselischafüichen  Vereini- 
gODgen  auf  gemeioschaftliche  Rechnung  (Qelegenheitsgesellschaften). 
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TITEL  IV. 

Von  den  Mäklern  (Vermittlem)  oder  Sensalen,  von  den 

Kommissionären,  von  den  Versendern  oder  Spediteuren 

und  von  den  Fuhrleuten  oder  Frachtführern. 

Abschnitt  I. 
Von    den  Mäklern  (Vermittle  rn)  oder  S  en  s  al  en. 

50.  Zur  Erleichterung  des  Handels  erkennt  das  Gesetz  bei  Handels- 
geschäften die  Mäkler  oder  Sensale  an. 

51.  Die  Mäkler  können  an  allen  Handelsorten  bestehen  und  werden 
von  dem  Ausschusse  der  Eaufleute  desjenigen  Ortes,  wo  der  Mäkler  diese 
Beschäftigung  auszuüben  beabsichtigt,  gewählt  und  yom  Handelsgerichte 
bezw.,  wo  ein  solches  nicht  vorhanden  ist,  vom  Kreisgericht  bestätigt,  welches 
diese  seine  Bestätigung  im  Gericbtslokal  anschlagen  lässt  und  einen  Aaszag 
aus  derselben  dem  Mäkler  übergiebt,  damit  dieser  sie  in  den  Zeitungen  be- 
kannt mache. 

52.  Damit  Jemand  Mäkler  werden  könne,  muss  er  volljährig  und 
darf  nicht  wegen  Betruges  oder  wegen  eines  andern  aus  Gewinnsucht  be- 
gangenen Vergehens  oder  einer  solchen  Debertretung  verurtheilt  worden  sein. 

53.  Der  Mäkler  ist  gehalten,  ein  nach  der  Vorschrift  des  zweiten 
Alineas  des  Art.  11  verfasstes  Tagebuch  zu  führen,  in  welches  er  Tag  fllr 
Tag,  ohne  Löschungen,  Einschaltungen  oder  Ueberschreibungen  und  ohne 
Abkürzungen  jedes  Geschäft,  welches  er  abschliesst,  einzutragen  und  die 
kontrahirenden  Parteien  den  Inhalt  des  geschlossenen  Vertrages  und  alle 
Bedingungen  desselben  anzugeben  hat 

54.  Er  ist  verpflichtet,  nach  dem  Abschlüsse  eines  Geschäftes  sogleich 
Auszüge  aus  seinem  Tagebuch  über  dieses  Geschäft  in  zwei  Gleichschriften 
zu  vermssen,  eine  von  einem  und  die  andere  von  dem  andern  Kontrahenten 
unterzeichnen  zu  lassen,  und  den  von  dem  Verkäufer  unterzeichneten  dem 
Räufer,  und  den  vom  Käufer  unterzeichneten  dem  Verkäufer  zu  übergeben, 
womit  der  Vertrag  zwischen  ihnen  unter  jenen  Bedingungen  geschlossen 
ist,  welche  im  Auszuge  enthalten  sind. 

55.  Der  Mäkler  darf  f&r  sich  kein  solches  Handelsgeschäft  treiben, 
für  welches  er  bestellt  ist,  mag  es  unter  seinem  oder  fremdem  Namen  sein. 
Er  darf  für  Rechnung  seiner  Auftraggeber  weder  empfangen,  noch  zahlen, 
noch  für  die  Vollziehung  des  Vertrages,  dessen  Abschluss  er  vermittelt  hat, 
Bürgschaft  übernehmen. 

56.  Wenn  er  gegen  die  in  den  vorigen  Paragraphen  gegebenen  Vor- 
schriften verstösst,  kann  ihm  auf  den  Vorschlag  des  Ausschusses  der  Kauf- 
leute das  Recht  eines  Mäklers  genommen  und  er  kann  ausserdem  zu  einer 
Geldstrafe  bis  zu  400  Dinaren^)  verurtheilt  werden 

57.  Für  das  abgeschlossene  Geschäft  erhält  der  Mäkler  eine  gesetz- 
liche Vergütung,  welche  ihm  in  V«  Prozent  vom  Werthe  des  Vertra^- 
gegenstandes  bestimmt  wird.  Dies  hindert  aber  nicht,  dass  hierüber  eioe 
andere  Verabredung  getroffen  wird. 

»)  1  Dinar  =  80  Pt 
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Abschnitt  II. 
Von  den  Kommissionären. 

58.  Kommissionär  ist  derjenige,  i^elcher  in  eigenem  Namen  oder 
unter  einem  Gesellschaftsnamen  Ar  Rechnung  eines  Andern  (Kommittenten) 
Geschäfte  fuhrt. 

59.  Jeder  Kommissionär,  welcher  Vorschüsse  auf  Waaren  geleistet 
hat,  die  von  einem  andern  Platze  an  ihn  gesendet  worden  sind,  um  für 
Rechnung  des  Kommittenten  verkauft  zu  werden,  hat  für  die  Erstattung 
seiner  Vorschüsse,  Zinsen  und  Kosten  ein  Vorzugsrecht  auf  den  Werth  der 
Waare,  sofern  sie  in  seinem  Magazine  oder  in  der  Niederlage  des  Zollamtes, 
oder  in  was  immer  für  einem  öffentlichen  Entrepöt  des  Staates  zu  seiner 
Verfügung  steht,  oder  wenn  er,  bevor  die  Waare  bei  ihm  aogelaogt  ist, 
durch  einen  Frachtbrief  die  an  ihn  bewirkte  Absend ung  der  Waare  zu 
beweisen  im  Stande  ist. 

60.  Ist  die  Waare  für  Rechnung  des  Kommittenten  verkauft  und 
übergeben,  so  wird  der  Kommissionär  für  seine  Vorschüsse,  Zinsen  und 
Unkosten  aus  dem  Verkaufspreise,  und  zwar  vor  andern  Gläubigern  des 
Kommittenten  bezahlt. 

61.  Die  an  den  Kommissionär  abgesendete  Waare ,  mag  sie  sich 
unterwegs  oder  in  den  Händen  des  Kommissionärs  befinden,  wird  als 
Eigenthum  desjenigen  angesehen,  welcher  sie  abgesendet  hat,  und  deshalb 
im  Falle  des  Falliments  des  Kommissionärs,  wenn  die  Waare  noch  nicht 
verkauft  und  übergeben  ist,  demjenigen  zurückerstattet,  dem  sie  gehört, 
nachdem  der  Kommittent  oder  seine  Fallimentsmasse  die  Kosten  oder  die 
Schuld  bezahlte,  welche  der  Kommissionär  für  die  Waare  kontrahirt  hat. 

Abschnitt  III. 

Von   den   Versendern  oder  Spediteuren,  sowohl  zu 
WasseralszuLande. 

62.  Der  Spediteur,  welcher  den  Transport  einer  Waare  zu  Lande  oder 
zu  Wasser  übernimmt,  ist  gehalten,  in  sein  Tagebuch  einzutragen,  was  für 
eine  Waare  und  wann  er  sie  empfangen  hat,  welche  Menge  und,  wenn  es 
verlangt  wird,  auch  den  Werth  derselben. 

63.  Er  haftet  dafür,  dass  die  Waare  und  die  Güter  am  bestimmten 
Orte  zu  der  im  Frachtbriefe  angegebenen  Zeit  eintreffen,  ausgenommen 
den  Fall  eines  unüberwindlichen  Hindernisses. 

64.  Er  haftet  für  die  Beschädigung  und  den  Verlust  der  Waare  und 
der  Güter,  wenn  es  im  Frachtbriefe  nicht  anders  vereinbart  wurde,  oder 
wenn  die  Beschädigung  und  der  Verlust  nicht  durch  höhere  Gewalt  ver- 
ursacht wurde. 

65*  Er  haftet  auch  für  die  Handlungen  der  Zwischenspediteure,  an 
welche  er  die  Waare  sendet,  und  welche  er  empfiehlt,  wenn  der  Zwischen- 
spediteur von  dem  Kommittenten  selbst  nicht  bezeichnet  wurde;  wenn  dieser 
aber  von  demselben  benannt  worden  ist,  so  ist  der  erste  Spediteur  für  den 
Zwischenspediteur  nicht  verantwortlich. 

66.  Die  Waare  geht,  sobald  sie  aus  dem  Magazin  des  Verkäufers 
oder  Spediteurs  herausgebracht  ist,  wenn  nicht  ein  Anderes  verabredet 
worden  ist,  auf  Gefahr  desjenigen,  dem  sie  gehört,  vorbehaltlich  des  Regresses 

Bore  bar  dt«  Hiuidelsrecht  IV.  50 
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des  Eigenthumers  der  Waare  gegen  Spediteur  oder  den  Fi-achtföhrer  wegen 
des  Schadensersatzes. 

67.  Der  Frachtbrief  bildet  einen  Vertrag  zwischen  dem  Spediteur 
und  dem  Frachtführer  oder  zwischen  dem  Spediteur,  dem  Kommissionär 
und  dem  Frachtführer. 

68*  Im  Frachtbrief  muss  das  Datum,  ferner  die  Beschaffenheit  und 
das  Gewicht  der  Waare,  die  Beschaffenheit  der  KoUis  (GepäckstÜGke)  und  die 
Frist  angegeben  sein,  innerhalb  welcher  die  Waare  überbracnt  werden  muss.  In 
demselben  muss  auch  der  Vor-  und  Zuname  und  der  Wohnort  desjenigen,  von 
welchem  die  Waare  zur  Versendung  übergeben  worden  ist,  der  Vor-  und  Zuname 
desjenigen,  an  welchen  die  Waare  adressirt  ist,  und  der  Vor-und  Zuname,  die 
Eigenschaft  und  der  Wohnsitz  des  Frachtführers  enthalten  sein.  Darin  ist 
weiter  anzugeben  der  Frachtpreis,  die  gebührende  Entschädigung,  wenn  die 
Waare  zur  verabredeten  Zeit  nicht  eintrifft,  und  endlich  die  Unterschrift 
desienigen,  welcher  die  Waare  versendet.  Am  Rande  des  Frachtbriefes 
sind  eine  Marke  und  die  Nummern  der  Kollis  anzubringen,  welche  transportirt 
werden. 

Der  Spediteur  muss  den  ganzen  Frachtbrief  in  sein  Tagebuch  eintragen. 

Abschnitt  IV. 

Von    dem    Fuhrmann   oder   Frachtführer. 

68.  Der  Frachtführer  haftet  für  den  Verlust  des  zu  transportirenden 
Gegenstandes,  ausgenommen  den  Fall  höherer  Gewalt.  Er  haftet  auch  für 
die  Beschädigung,  wenn  dieselbe  nicht  durch  höhere  Gewalt  oder  durch 
die  Beschaffenheit  der  Waare  selbst  verursacht  wurde. 

70.  Wenn  die  Sendung  durch  höhere  Gewalt  aufgehalten  wird,  derart, 
dass  sie  am  Bestimmungsorte  zur  verabredeten  Zeit  nicht  eintreffen  konnte, 
so  kann  kein  Ersatz  von  dem  Fmchtführer  wegen  verspäteter  Ankunft 
gefordert  werden. 

71.  Durch  die  Annahme  der  Waare  und  Bezahlung  des  Frachtpreises 
erlischt  jedes  B^ht  auf  Ersatz  gegen  den  Frachtführer. 

72.  Wenn  Derjenige,  an  den  die  Waare  gesendet  wurde,  dieselbe 
deshalb  nicht  annehmen  will,  weil  sie  sich  nicht  in  gutem  Zustande  befinde 
oder  nicht  vollständig  abgeliefert  würde,  hat  das  Handelsgericht  und,  wo 
ein  solches  nicht  vorhanden  ist,  das  Kreisgericht  durch  Sachverstandige  den 
Zustand  der  transportirten  Waare  prüfen  zu  lassen,  und,  wenn  auch  kein 
Kreisgericht  im  Orta  vorhanden  ist,  so  hat  das  Friedensgericht  dies  zu  thun 
und  die  streitenden  Parteien  auf  den  gewöhnlichen  gerichtlichen  Weg  zo 
verweisen  und  inzwischen  anzuordnen,  dass  die  Waare  an  einem  sichem 
Orte  hinterlegt  oder,  in  Ermangelung  eines  solchen,  dorthin  überbracht  werde, 
wo  ein  solcher  vorhanden  ist  Das  Handels-,  Kreis-  oder  Friedensgericbt 
kann  anordnen,  dass  ein  Theil  der  Waare  verkauft  werde,  womit  der  Fahr- 
preis bestritten  werden  darf. 

73.  Die  in  diesem  Abschnitt  vorgeschriebenen  Bestimmungen  beziehen 
sich  auch  auf  die  Schiffer,  Unternehmer  von  öffentlichen  Fuhrwerken  und 
auf  alle  Anderen,  welche  den  Transport  von  Gütern  und  Waaren  unternehmen. 

74.  Die  Klage  gegen  den  Spediteur  und  den  Frachtführer  wq5en 
Verlustes  oder  Beschädigung  der  Waare  findet  nicht  statt,  wenn  sie  nieht 
bei  dem  Transport  im  Innern  von  Serbien  binnen  drei  Monaten,  nach  der 
Europäischen  Türkei  nebst  der  Wallachei  und  Moldau  binnen  sechs  MonaHen 
und    nach    den    übrigen    fremden    Staaten    binnen    einem    Jahre    erbobaa 
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wird,  im  Falle  des  Verlustes  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  sie 
eintreffen  sollte,  und  im  Falle  der  Beschädigung  von  dem  Tage  an,  an 
welchem  die  Ablieferung  der  Waare  erfolgt  ist.  Die  Fälle  des  Betruges 
und  der  Untreue  sind  von  dieser  Bestimmung  ausgenommen. 


TITEL  V. 
Von  den  Beweismitteln  in  Handelsgeschftften. 

75.  Die  Handelsgeschäfte,  wie  die  Käufe  und  Verkäufe  werden  durch 
eine  öffentliche  oder  Privaturkunde,  durch  die  von  dem  Mäkler  ausgestellten 
und  von  den  betreffenden  Parteien  unterzeichneten  Schlusszettel,  durch  Kor- 
respondenz, durch  die  Handelsbücher,  durch  das  anerkannte  Konto  und  auch 
durch  Zeugen  bewiesen  in  den  Fällen,  wo  nicht  speciell  schriftliche  Beweise 
vom  Gesetze  gefordert  werden. 

TITEL  VI. 

Von  den  Wechseln  im  Allgemeinen. 

(Art.  76-187) 

und 

TITEL  VII 

Fremde  Gesetzgebung. 

(Art.  16a-170) 

sind  bereits  in  der  ,,y ollständigen  Sammlung  der  Wechselgesetie*^^)  tibersetit  und  hier 
nicht  nochmals  zum  Abdruck  gelangt. 


1)  „Vollständige   Sammlung  der    geltenden   Wechselgesetse  aller  Länder'*   von 
Dr.  8.  ßorchardtjTBerlin  1871. 
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